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In  der  Kanalfrage  von  Mittelamerika  ist  ein  überraschender  L  inschwung 
der  Dinge  eingetreten.  Nicht  mehr  der  Nicaraguukanal,  der  als  urainerikanisches 
Untemehnien  stets  der  erklärte  Liebling  jedes  Oberzeugungstreuen  Yankees  war, 
sondern  der  Panamafcanal,  der  sich  in  der  Union  als  ausländisches,  französisches 
Unternehmen  niemals  grofser  Beliebtheit  erfreute,  steht  jetzt  dort  im  Vorder- 
gründe des  Interesses.  Man  erinnert  sich  plötzlich  in  Amerika,  dafs  es  ein 
AmerScaner,  Lull,  war,  der  schon  1875  ais  Mitglied  der  auch  von  uns  früher 
(Archiv  von  1900  S.  333)  erwähnten  Vermessungskommission  die  Panamalinie 
als  die  vortheilhafteste  bezeiciinet  hat;  man  findet  jet/.t,  dafs  Lull  damals  im 
Rechte  gewesen  ist.  Diese  vollständige  Sinnesänderuni;  wird  erklärlich,  wenn 
man  erfährt,  dafs  das  französische  Panamaunternehmen  auf  dem  besten  Wege 
ist,  in  die  Hände  der  Union  Oberzugehen,  dals  die  Neue  Panamakanalgesell- 
Schaft  in  Paris  endlich  mürbe  geworden  ist  und  ihr  gesammtes  Eigenthum  auf 
der  tür  Frankreich  so  verhängnifsvollen  Landenge,  alle  ihre  halbfertigen  Arbeiten, 
ihre  Entwürfe  u.  s.  w.,  Maschinen,  Landereien,  Gebäude  und  Rechte  den  Ver- 
einigten Staaten  fUr  den  billigen  Preis  von  40  uoo  oou  Dollars  angeboten  hat. 
Früher  verlangte  sie  100000000  Dollars  daftlr,  und  gekostet  hat  Pananra  der 
fnmcOsiscfaen  Nation  bis  jetzt  mindestens  300  000  000  Dollars. 

Jene  40  000  000  Dollars  sind  i^enau  der  Betrag,  den  die  im  Jahre  1800  von 
den  Vereinigten  Staaten  zum  Studium  der  Kanalfrage  entsendete  Kommission, 
von  der  wir  ^>Mlir  nodi  sprechen  werden,  als  annehmbar  bezeichnet  hat, 
wenn  der  Panamakanal  dem  Nicaraguakanal  vorgezogen  werden  solle.  Wie 
man  %*ermuthen  kann,  ist  die  Neue  Panamakanalgesellschaft  t^crade  durch  die 
starke  Betonung  und  Betreibimg  des  Nicaraguakanalprojekts  von  Seiten  der 
\ ereinigten  Staaten  dazu  bewogen  worden,  sich  mit  diesem  billigen  Preise 
zufrieden  m  geben;  denn  ihr  Eigenthum  würde  volistündig  werthlos  werden, 
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wenn  der  Nicaraguakanal  wirklich  gebaut  würde.  Günstig  für  die  Union  ist 
auch  der  Umstand,  dafs  England  neuerdings  mit  seinen  staatsrechtlichen  An- 

Sprüchen  in  der  Kanalfrage  den  Rückzug  ongetrct.n  !  it  (vergl.  Archiv  von 
i()02  S.  86);  die  Amerikaner  kOnnen  daher  ohne  jeden  Mitbewerber  die  fran- 
2üsUchc  Erbschatt  antreten. 

Gewöhnlich  macht  man  sich  von  dem  Urofonge  der  auf  der  Kanallinie 
bereits  ausgeführten  Arbeiten  und  dem  Besitze  der  Gesellschaft  eine  unrichtige 
Vorstelluni; ;  mich  wird  die  Ausführbarkeit  des  Kan.iK  überhaupt  oft  in  Zweifel 
gezogen.  Wir  sind  durch  die  fortlaufenden  Berichte  des  »Scientific  American« 
in  der  Lage,  von  dem  gegenwärtigen  Stande  der  Angelegenheit  ein  zuverlässiges 
Bild  zu  entwerfen,  und  hoffen,  dafs  dieses  dem  Leser  bei  der  aufsergewöhn- 
liehen  Wichtigkeit  des  Kanals  willkommen  sein  wird. 

Der  Knufpix'is  von  40  ooo  ooo  Dollars  ist  zweifellos  --tlir  mäf'-ii;,  ziunnl  er 
auch  die  l'jscnbahn  Uber  die  Landenge  von  Panama,  deren  Aktien  zum  gröl^ten 
Theil  im  Besitze  der  Neuen  Panamakanalgcsellschaft  sind,  mit  umfafst.  Der 
Kanal  ist,  wie  durch  unbetheiligte  Sachverständige  festgestellt  worden  ist,  zu 
zwei  Fünfteln  vollendet.  Die  ousgchobcncn  Erdmassen,  soweit  sie  für  den 
Bauplan  der  /Xmerikaner  von  W.ith  sind,  betragen  -^n  ^)-- ono  cbm  und  ver- 
theilcn  sich  auf  die  ganze  Linie.  Der  Landbesitz  der  Gesellsciiait  (12140  ha) 
reicht  annähernd  zur  Herstellung  des  Kanals  und  der  Nebcnanlagcn  aus.  Es 
sind  2431  Gebflude  der  verschiedensten  Art  vorhanden,  die  zu  DienstrSumen, 
Lagerräumen,  Werkstätten,  Ställen,  Wohnungen,  Krankenhäusern  und  anderen 
Zwecken  dienen;  die  halbe  Stadt  Colon  gehört  der  Gesellschaft.  Die  Zahl  der 
Maschinen,  SchleppschiÜe,  Bagger  und  dergl.  ist  aufserordcntlich  grofs.  Hierzu 
treten  die  werthvollen  Pläne  und  Zeichnungen,  die  Rechte,  Konzessionen  u.  s.  w. 
sowie  68  863  Aktien  der  Panamaeisenbahn  zum  Pariwerthe  von  6  886  300  Dollars. 
Kurz,  die  Vereinigten  Staaten  haben  alle  Ursache,  mit  dem  Geschüfte  zufrieden 
zu  sein. 

Der  Panamakanal  hat  vor  dem  Nicaraguaprojekte  unstreitig  grofse  Vorzüge. 
Das  Gebiet  von  Panama  ist  besser  bekannt  ijs  d»s  von  Nicaragua.  Jahrelange 
eingehende  Beobachtungen  und  Untersuchungen  sowie  die  angefangenen  Arbeiten 

haben  Uber  die  klimatischen  und  Witterungsverhitllnissc,  über  Bodenb  liaflen- 
heit  und  alle  Einzelheiten  des  Gelätuies  genaue  Aufklürung  verschatit.  Eine 
gut  gebaute  Eisenbahn  fuhrt  an  der  ganzen  Kanuistrecke  entlang  und  mündet 
an  beiden  Enden  in  leidlich  gute  Hilfen,  die  noch  einer  weiteren  Verbesserung 
f^hig  sind.  Für  15000  bis  20000  Arbeiter  sind  bereits  gute  Wohn-  und 
ünterkunftsrüume  vorhanden.  In  Nicaragua  dagegen  mUfsten  ganz  neue  Hafen- 
anlageii  und  eine  neue  Eisenbahn  an  der  KanaNtrecke  entlang  gebaut  werden. 
Zwei  Jahre  würden  vergehen  und  1 1 000  000  Dollars  müfsten  aufgewendet 
werden,  ehe  mit  dem  eigentlichen  Kanalbau  in  gröfserem  Mafsstabe  begonnen 
werden  könnte.  Der  Kanal  und  demgemltfs  auch  das  Arbeitsfeld  würde  in 
Nicaragua  eine  Ausdehnung  von  295  km  haben,  in  Panama  i^t  mir  eine  solche 
von  79  km.  Die  Scheitelstreckc  des  Nicaraguakanals  würde  33  ni  über  dein 
Meere  liegen  und  in  mehreren  Stufen  mit  weit  ousemanderliegenden  Schleusen 
ZU  ersteigen  sein  (Archiv  von  1902  S.  87).  In  Panama  ist  die  Scheitelstrecke 
gegen  7  m  niedriger;  es  giebt  —  wenigstens  auf  der  atlantischen  Seite  —  nur 
zwei  Stufen,  nämlich  die  Meeresniveaustufe  und  die  etwa  26  m  hoheScheiti! 
strecke,  zu  der  man  mittelst  zweier  dicht  hinter  einander  liegender  Schleusen 
gelangt  und  von  der  man  auf  der  pazilischen  Seite  nach  Leberwindung  einer 
kurzen  Zwischenstufe  wieder  hinabsteigt.  Der  KOrze  des  Panamakanals  ent* 
sprechend  wird  die  Zeit  der  Durchfahrt  je  nach  der  Gröfse  der  Schiffe  und 
dem  Umfange  des  Verkehrs  durchschnittlicli  nur  11  bis  12  Stunden  betragen; 
für  den  Nicaraguakanal  liat  man  die  Fahrdauer  bis  zu  44  Stunden  geschützt. 
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In  Folge  der  kürzeren  Fahrdauer  sind  auch  die  Gctahren  beim  Betriebe  geringer, 
weil  sich  die  Schifie  weit  kürzere  Zeit  im  Gefehrenbereiche  des  über  dem 

Meere  befindlichen  Kanalahschnitls  aufhalten.  Der  Nicaraguakanal  würde  sich 
in  einer  gefährlichen  ErJ.hehenzonc  befinden,  deren  Unberechcnbai keit  die 
Ausbrüche  des  Mont  Pelee  aiii  Martinique  und  anderer  henaclibarler  Vulkane 
in  neuerer  Zeit  deutlich  genug  dargethan  iiaben.  In  Panama  dagegen  i^t  die 
Erdbebengefiihr  so  gut  wie  unbekannt.  Endlich  sind  die  veranschlagten  Kosten 
des  Fanamakanals ,  mit  Einschlufs  des  mehrerwähnten  Kaufpreises  von 
40  000  000  Dollars,  um  5  630  700  Dollars  niedriger  a!s  die  des  Nicarnpuaknnals, 
wozu  noch  eine  jährliche  Krsparnifs  von  i  300  uoo  Dollars  an  Unterhaltungs- 
und Betriebskosten  kommt. 

Bei  dieser  Sachlage  hat  man  in  den  Vereinigten  Staaten  auf  Grund  des 
Angebots  der  Neuen  Panamakanalgesellschaft  nicht  gezögert,  mit  Columbien 
wegen  Abtretung  der  striatlichcn  Aufsichtsrechte  im  Kanalgebiet  in  Verhand- 
lung zu  treten  und  wegen  Hersteilung  des  Kanals  selbst  und  Flüssigmachung 
der  erforderlichen  Geldmittel  die  Gesetzgebungsmaschine  in  Bewegung  zu  setzen, 
/wischen  dem  amerikanischen  Staatssekretär  Hay  und  dem  columbischen  Be- 
\(jilmächtigten  ist  bereits  ein  Pachtvertrag  vorbehaltlich  der  Ratifikation  vcr 
tinbart  worden,  woiuicli  ein  Landstreifen  von  6  engl.  Meilen  (9,6;  km)  Breite 
lür  den  Kanal  zunüclist  auf  100  Jahre  den  Vereinigten  Staaten  überwiesen  wird. 
Durch  diesen  Vertrag,  dessen  Verlängerung  nach  Ablauf  der  too  Jahre  den 
Vereinigten  Staaten  freisteht,  werden  auch  die  Hafenstädte  Colon  (am  Atlan- 
tischen Ozean)  mid  P;inama  (am  Stillen  Uzean)  nebst  den  Häfen  selbst  und 
den  benachbarten  Inseln  der  .\uf.sicht  der  Vereinigten  Staaten  unterstellt.  Diese 
haben,  sobald  der  Vertrag  ratitizirt  sein  wird,  an  Columbien  eine  Entschädigung 
von  7  000  000  Dollars  zu  zahlen ,  wogegen  Columbien  auf  die  Dauer  von 
14  Jahren  vom  Tage  der  Ratifikation  an  auf  Pacht  und  sonstige  Abgaben  ver- 
zichtet. Bis  zum  Ablaufe  der  14  Jahre  sollen  die  \s  eiteren  Bedingungen,  ins- 
besondere die  Hühe  des  Pachtschillings  tUr  die  übrig  bleibenden  80  Jahre,  der 
in  einer  einmaligen  Abfindungssumme  oder  in  einer  jährlichen  Abgabe  bestehen 
kann,  vereinbart  werden.  Sollte  eine  Einigung  nicht  er/ielt  werden,  so  soll 
ein  Schiedsgericht  entscheiden,  zu  welchem  die  Vereinigten  Staaten  und  Colum- 
bien je  2  .Mitglieder,  das  Internationale  Schiedsgericht  im  Haag  aber  das  fünfte 
Mitglied,  welches  den  Vorsitz  führt,  ernennt. 

Zur  Schaffung  einer  gesetzlichen  Grundlage  ftlr  den  Bau  wurde  am  1 7.  Juni 
1902  vom  Senate  der  Vereinigten  Staaten  eine  Panamakanalvorlagc  mit  67 
gegen  6  Stimmen  angenommen,  deren  hauptsächlichste  Bestimmungen  folgende 
sind.  Der  PrSsident  der  Vereinigten  Staaten  soll  das  gcsammte  Eigeniluim, 
alle  Rechte  und  Privilegien  der  Neuen  Panamakanalgesellschaft  für  höchstens 
40  000  000  Dollars  kaufen,  auch  gegen  angemessene  Entschädigung  von  der 
Republik  Columbiea  das  ausschliefsliche  und  immerwährende  Aufetcbtsrecht 
(control)  Uber  einen  mindestens  6  engl.  Meilen  breiten  Landstreit'en  vom  Kari- 
bischen Meere  bis  zum  Stillen  Ozeane  sowie  das  Recht  zum  Baue,  Schutze 
und  Betrieb  eines  Kanals  für  die  gröfsten  Seeschiffe  auf  diesem  Landstreifen 
erwerben.  Das  Aufsichtsrecht  soll  sich  auch  auf  die  Panamaeisenbahn  erstrecken 
und  die  Gerichtsbarkeit  zum  Erlafs  und  zur  Durchführung  der  erfoi  derlichen 
Poli/ei-  imd  Sanitütsvorschriften  in  dem  Kanalgebiet  umfassen.  Sollten  weitere 
Landercien  und  Rechte  erforderlich  werden,  so  soll  der  i^rüsident  zu  deren 
Erwerbung  befugt  sein.  Der  Kanal  soll  mit  sicheren  und  bequemen  Endhäfen 
sowie  mit  den  für  noihwendig  zu  erachtenden  Vertheidigungswerken  versehen 
werden.  Sollte  das  Eigenthum  der  Neuen  Panamakanalgesellscliaft  oder  das 
.^ufsichtsrecht  über  das  Gebiet  von  (>>!u!iibien  nicht  zu  erlangen  sein,  so  ist 
der  Präsident  zum  Beginne  der  Arbeiten  am  Nicaraguakanal  ermächtigt.  Für 
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den  Beginn  der  Arbeiten  werden  lo  oooooo  Dollars  bewilligt.  Die  ferneren 
Baukosten  sollen  heim  Panamakanal  135  uoo  000  Dollars  und  eintretenden  Falles 
beim  Nicarngiiakanal  180000000  Dollars  nicht  übersteigen.  In  len  AlMiiachungcn 
mit  Columbien  oder  Nicaragua  und  Costa  Rica  kann  den  Sclutlen  die^cr  Länder 
die  Benutzung  des  Kanals  und  der  Häfen  unter  vertragsmafsig  festzusetzenden 
Bedingungen  gewibrletstet  werden.  Zur  Ausführung  des  Baues  ist  eine 
Isthmuskanalkommission  von  7  Mitf;;licdern  einzusetzen,  unter  denen  sich  4  Sach- 
verständige, ein  Land-  und  ein  Seeotlizier  behnden  müssen  und  die  vom  Prä- 
sidenten zu  ernennen  und  vom  Senate  zu  bestätigen  sind. 

Dieser  Gesetzentwurf  ist  schon  am  26.  Juni  1902  vom  ReprBsentantenhause 
mit  352  gegen  8  Stimmen  angenommen  und  am  28.  Juni  vom  Prüsidenten 
vollzogen  worden,  woraus  am  besten  der  Eifer,  mit  dem  man  sich  in  den 
Vereinigten  Staaten  des  Panama^cdankens  bemächtigt  hat,  zu  er'^ehe^  ist. 

Den  Verlrag  mit  Columbien  hoüt  man  in  Kürze  zur  Rutihkation  vorlegen 
2U  können.  Zu  derselben  Zeit  werden  vermuthlich  auch  die  Geschäfte  mit 
der  Neuen  Panamakanalgesellschatt  in  Paris  und  die  erforderlichen  Verhand- 
lungen niit  der  französischen  Regierung  abgeschlossen  sein,  so  dafs  alsdann 
sogleuh  an  die  Arbeit  gegangen  werden  kann,  wenn  nicht  durch  die  gegen- 
wartigen Unruhen  in  Columbien  eine  Verzögerung  eintritt.  Für  alle  Falle 
haben  die  Vereinigten  Staaten  unter  Berufung  auf  einen  mehr  als  ein  halbes 
Jahrhundert  alten  Vertrag,  der  die  vollständige  Neutralitat  der  Landenge  von 
Panama  in  ihrer  Eigenschaft  als  Verkehr ■-Nveg  zwischen  dem  Atlantischen  und 
Stillen  Ozean  gewährleistet,  diese  Unruiien  dazu  benutzt,  /um  Schutze  der 
Panamaeisenbahn  Truppen  zu  landen,  mit  deren  Zurückzieiiung  man  sich  wohl 
nicht  beeilen  wird. 

Wir  gehen  |et2t  dazu  über,  die  Geschichte  des  Panamakanals  und  die 
Wandlungen,  welche  die  Baupläne  chgemacht  haben,  kurz  .inrzustellen, 
um  dann  zum  Schlüsse  auf  den  jetzt  gültigen  Bauentwurf  näiici  (.mzugchcn. 

Der  im  Jahre  1879  zur  Berathung  der  Kanalfrage  in  Paris  zusammengetretene 
get^raphische  Kongrefs  beschlofs  unter  dem  mächtigen  Einflüsse  Ferdinand 
V.  Lesseps\  des  Erbauers  des  Suezkanals,  die  Herstellung  eines  schleusenlosen 
Niveaukanals  zwischen  dem  Atlantischen  und  dem  Stillen  Ozeane.  Die  Bauzeit 
wurde  auf  12  Jahre  veranschlagt,  der  Kostenbetrag  auf  Millionen  Francs., 
was  jedoch  viel  zu  niedrig  war.  Man  hat  in  der  Folgezeit  1 500  Millionen  Francs 
ausgegeben,  ohne  auch  nur  die  Haifite  des  Kanals  fiertig  zu  stellen.  Ohne 
ausreichende  Vorarbeiten,  ohne  Kenntnifs  von  dem  ungesunden  Klima  der 
Niederungen  und  der  trügerischen  Bodenbeschatl'enhcit  in  dem  zu  durch- 
stechenden iiügellande  von  Cuiebra,  ohne  genaue  Einsicht  in  die  Fiuili- 
verhidtntsse  zeitweise  lu£ierst  wilden  Chagr^usses  begann  v.  Lesseps  1881 
den  Bau  sogleich  im  grOfsten  Mafsstabe.  Ungeheuere  Geldsummen  wurden 
verschleudert,  um  an  der  ganzen  Kanallinie  Maschinen  aufzustellen  und  Unler- 
kunftsräume  und  Krankenhauser  für  die  angeworbenen  15000  Arbeiter  zu 
schaffen.  Die  Unterlassungssünden  rächten  i>ich  bitler.  Das  Fieber  räumte 
unter  den  Arbeiten  in  erschreckender  Weise  auf;  die  Wassermassen  des 
Chagresflusses  spotteten  wahrend  der  Regenzeit  allen  Anstrengungen  der  In- 
genieure, sie  zu  bandigen,  und  die  lockeren,  im  Regen  zu  Brei  zertiielsenden 
Bi)denschichtcn  in  Jeni  «Arolsen  Durchstiche  von  Cuiebra  [^Hegten  von  den 
i-ciienbüschungen  in  die  ausgeliobene  Kanalrinne  schneller  nachzustürzen,  als 
man  das  Material  herauszuschaffen  im  Stande  war.  In  einer  Nacht  rutschten 
al'cin  80000  cbm  ab. 

I5;ild  sah  man  ein,  dafs  die  Herstellung  eines  Niveauk-inais  ein  Unding  sei, 
und  be>chlofN  den  Bau  eines  Schleu^enkLinals  mit  treppcntui  inig  Uber  einander 
liegenden  Stuten.    Aber  diese  Einsicht  kam  zu  spät.    Der  Kredit  der  Gesell- 
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Schaft  war  dnliin,  so  dafs  1880  der  Konkurs  crkl.irt  werden  nuifsle.  Der 
Massenverwaiter  der  Gesellschaft  erlangte,  um  die  Möglichkeit  des  \\  eilerbaues 
IHr  die  Zukunft  ofkn  zu  halten,  von  der  columbischen  Regierung  eine  Ver> 
Ilngerung  der  Baufirist  bis  1904,  spliter  bis  1910.  Der  im  Jahre  1892  be- 
gonnene Panamaprozefs  in  Paris  deckte  grofse  Unterschleife,  Bestechungen 
und  sonstige  Betrügereien  auf;  es  stellte  sich  heraus,  dafs  zahlreiche  angesehene 
Personen  sich  an  den  Millionen  der  PanamakanalgescUschaft  die  Taschen  gefüllt 
hatten.  Viele  Verurtheilungen  erfolgten.  Auch  Ferdinand  v.  Lesseps  wurde 
1893  zu  5  Jahren  Geftngnifs  und  3000  Frcs.  Geldstrafe  verurtheilt;  der 
Kassationshof  hob  aber  das  Urtheil  wieder  auf. 

Die  1894  gebildete  Neue  Panamakanalgesellschaft  sorgte  zunächst  tUr  die 
nothwendige  Ergänzung  der  Vorarbeiten.  Zur  Feststellung  der  Boden-  und 
Gcsteinsbeschaffenbeit  in  den  Gegenden,  wo  Durchstiche  auszufahren  oder 
Diimme  r.u  errichten  waren.  \\t!rde  ein  Stab  von  i  30  Ini;cnieuren  ausgeschickt, 
die  mit  Hülfe  von  mehreren  lausend  Arbeitern  namentlich  bei  Culebia  und 
Emperador  den  Baugrund  bis  zu  der  geplanten  Kanalsohle  durch  Schachte 
und  Tunnels  so  gründlich  prüften,  dafs  Ober  die  Natur  des  Bodens  auch  in 
der  Tiefe  kein  Zweifel  mehr  bestellen  konnte.  3*/,  Millionen  Kubikmeter 
Bodenmatcrial  wurden  ausgehoben,  und  die  Kosten  dieser  grofsarHt;eii  l'nter- 
suchungsarbeiten  betrugen  4  Millionen  Dollars.  Das  war  theuer,  aber  unbedingt 
nothwendig,  da  von  dem  Ergebnisse  der  Untersuchung  das  Schicksal  des  Kanal - 
baues  abhing.  GlQcklicherweise  stellte  es  sich  heraus,  dafs  der  »laufende  Bei^ 
von  Culebra«  nicht  vorhanden  ist,  man  fand  unter  den  lockeren  Oberflächen- 
schichten festen  Thonschiefer  und  in  noch  gröfserer  Tiefe  massiven  Felsen.  Bei 
Emperador  ist  das  Material  weniger  lest,  aber  vollständig  zuverlässig,  sofern 
für  geeignete  Drainage  gesorgt  wird,  die  man  früher  ganz  vemachl&sigt  hatte. 

Eine  andere  wichtige  Frage,  die  Unschädlichmachung  der  Hochfluthen 
des  Chagresflusses .  fand  ebcntalls  eine  befriedigende  Lösung.  Der  Kanal 
folgt  vom  Culebra  -  Durchstich  an  in  der  Richtung  nach  dem  .Mlantischen 
Ozeane  dem  Laufe  des  Obispo,  eines  Nebenflusses  jenes  gefürchteten  Stromes. 
Bei  dem  Orte  Obispo  erreicht  der  Kanal  den  Chagres.  Da  der  Gedanke, 
einen  Niveaukanal  zu  bauen,  aufgegeben  war  und  nur  ein  Schleusenkanal 
in  Frage  kommen  konnte,  so  handelte  es  sich  nebenbei  auch  darum, 
wahrend  der  trockenen  Jahreszeit  die  zum  Schleusenbetrieb  erforderliche 
Wassermenge  auf  der  Scheitelstrecke  des  Kanals  zur  Verfügung  zu  haben. 
Man  beschlofs  daher  den  Bau  eines  ungeheueren  Stausees  im  mittleren  Laufe 
des  Chagres,  nachdem  man  durch  eingehende  Untersuchungen  die  Ueber- 
zeugung  gewonnen  hatte,  dafs  der  Baugrund  für  die  erforderlichen  Schleusen 
und  Staudamme  geeignet  und  die  Herstellung  des  ganzen  Werkes  möglich  sei. 
Der  Stausee  ist  also  dazu  bestimmt,  während  der  Regenzeit  die  Wassennassen 
des  Chagres  aufzunehmen  und  nach  Abgabe  des  sogleich  abfliefscnden  lieber« 
Schusses  den  Wasserbedarf  für  die  trockene  Jahre^-zoii  aufzuspeichern. 

Die  sehr  sorgfältigen  .Arbeiten  ,  Pkine  und  Zeichnungen  der  Untersiichungs- 
komniission  wurden  schliefslich  noch  im  Jahre  1896  einer  unbetheiiiglcn 
internationalen  Kommission,  zu  der  die  angesehensten  Sachverständigen  auf 
dem  Gebiete  der  Wasserbaukunst  gehörten,  zur  Nachprüfung  vorgel^.  Diese 
Kommission  liefs  durch  einige  ihrer  Nütglicder  die  .\rbeitcn  an  Ort  und 
Stelle  prüfen  und  zwei  Jahre  lang  über  Regenmenge  und  Fluthhöhe  des 
Chagres  sorgfältige  Aufzeichnungen  machen,  obgleich  ihr  in  dieser  Beziehung 
schon  die  Beobachtungsergebnisse  von  15  Jahren  zur  Verfügung  standen. 
Der  Kommissionsbericht  erschien  am  2.  Dezember  1898  und  stellte  fe^f,  dafs 
die  Kanalarbeiten  mit  einem  Kostenaufwande  von  102  400  000  Dollars  in 
8  bis  10  Jahren  zu  Ende  geführt  werden  könnten. 
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Der  in  diocm  Bericht  empfohlene  Kanal  soHte  aus  drei  Höhenstuten  be- 
stehen, deren  höchste  20,75  m  Über  dem  Meeic  hegen  sollte.  Die  Gesamnit- 
Iflnge  des  Kanals  war  auf  74  km  veranschlagt.  Die  erste  Stufe  auf  der 
atlantischen  Seite,  die  im  Niveau  vks  Meeres  liegt  und  von  der  19  km  bereits 
schitfbar  lier<,'e<tellt  sind,  sollte  bis  Buliio,  2'^,2  km  von  (]olon  enücint.  reichen. 
Hier  solUen  zwei  Schleub«enpaare  von  je  223  ni  nutzbarer  Länge  nach  dem 
Stausee  cmporfUhren,  und  an  dessen  Ende  durch  zwei  weitere  Doppelschleusen 
die  20,75  tn  hohe  Scheitelstrecke  von  Culebra  erreicht  werden.  Der  kOnstItche 
Sei  V  in  Bohio  sollte  21,75  km  und  die  Scheitelstrecke  8  km  lang  werden. 
Aut  der  pacifischen  Seite  sollte  nach  Ueberwindung  von  zwei  kurzen  Zwischen- 
stuten wieder  das  Meeresniveau  erreicht  werden.  Zur  Gewinnung  einer  aus- 
reichenden Wasserreserve  für  die  trockene  Jahreszett  war  bei  Alhajuela  im 
oberen  Chagresthal,  in  einiger  Entfernung  von  dessen  Einmündung  in  die 
Kanalrinne,  ein  zweites  Staubecken  vorge^elien,  dessen  .Xbtlufs  zugleich  zur 
Gewinnung  von  eleklri^vclter  bjiergie  für  die  1-irleuchtung  des  Kanals  und  den 
Betrieb  der  Schleui.en  ausgenutzt  werden  {«ollte. 

Die  Kommission  prüfte  auch  die  Gesundheitsverhfillnisse  im  Kanalgebiet 
und  kam  zu  der  Ueberzeugung,  dai's  die  klimatischen  Gefahren  übertrieben 
worden  seien.  In  den  ersten  Jahren  dei  Arbeiten  am  Kana!  hatte  haupt- 
!?{ich!ich  Sorghisij^kcit  in  sanitärer  Beziehiuig,  die  VerwenJun^  von  Menschen- 
rassen, die  zu  .schwerer  Arbeit  in  den  Tropen  nicht  geeignet  sind,  und  der 
Umstand,  daüs  in  dem  mit  Fieberkeimen  erfüllten  Sumpfboden  der  Küsten- 
gegenden  gearbeitet  werden  mufste,  zu  den  grofsen  Verlusten  an  Menschen« 
leben  geführt.  In  sp.'iteren  Zeiten,  wo  man  Neider  von  den  britischen  Antillen 
beschäftigte,  die  an  die  klimatischen  Verh.titnivse  gewöhnt  sind,  und  wo  man 
in  feslerem  Boden  arbeitete,  waren  die  Krankheit^-  und  Sterblichkcilsverhält- 
nisse  nicht  besonders  ungünstig. 

Die  letzte  eingehende  Untersuchung  der  Kanalroute  hat  durch  die  von  der 
Regierun'^  der  Vereinigten  Staaten  im  Jahre  i8o<)  zur  PrUfimi;  aller  überhaupt 
in  Betracht  kommenden  Kanal wege  entsendeten  Kommission  (Archiv  von  1900 
S.  332)  stattgefunden.  Die  Kommission  hat  drei  Jahre  hindurch  und  mit 
einem  Kostenaufwande  von  t  Million  Dollars  nicht  nur  die  bekannten  Ueber- 
gangsstellcn  von  Panama  und  Nicaragua,  sondern  auch  verschiedene  Wege 
an  den  Meerbusen  von  Darien  und  CaleJonien  in  Mittelamerika  geprüft.  In 
dem  Berichte  der  Kommission  wird  dem  Panamakanale  vor  allen  anderen 
nifn«n  der  Vorzug  gegeben,  jedoch  nur  unter  der  Voraussetzung,  dais  das 
Eigenthum  der  Neuen  PanamakanalgesellschaOt,  wie  oben  schon  erwxhnt 
\\  urde,  für  40  000  000  Dollars  zu  erlangen  sei;  anderen  Falles  komme  nur  noch 
der  Nicaraguakanal  in  Betracht. 

im  wesentlichen  stimmt  der  von  der  umerikanischcn  Kommission  ent- 
worfene und  wohl  auch  demnächst  zur  Ausführung  gelangende  Bauplan  mit 
dem  bereits  gekennzeichneten  französischen  Plane  überein.  Der  Hauptunter- 
schied liegt  in  der  vorgeschlagenen  gröfseren  Höhe  des  Dammes  von  Bohio 
und  der  gröfseren  Tiefe  und  Ausdehnung  des  künstlichen  Stausees  sowie  in 
dem  Wegfalle  der  dritten  Kanalstute.  Der  See  von  Bohio  soll  so  grofs 
werden ,  dafs  er  das  ganze  Fluthwasser  des  Chagres  aufnehmen  und  in  unschäd- 
licher Weise  ableiten  kann.  Sein  Wasserstand  wird  auch  für  die  trockene 
Jahreszeit  ausreichen.  Hierdurch  wirvi  das  Heservebecken  bei  Alhajuela  im 
oberen  Chagresthal  entbehrlich.  Mine  namhaite  Kosteners[s:ii niis  wird  dadurch 
erzielt,  dafs  innerhalb  des  tiefen  Stausees  nur  geringe  Ausschachtungen  für  die 
Kanalrinne,  und  zwar  auch  nur  im  oberen  Theile,  erforderlich  sein  werden. 

Der  Kanal  beginnt  nach  dem  Plane  auf  der  atlantischen  Seite  in  der  Bucht 
von  Colon  dort,  wo  die  Meerestiefe  6  Faden  (10,97  QQ)  beträgt.    Die  in  dem 
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seichten  KOstengewfisser  ausgebaggerte  breite  und  tiefe  KanaMnne  wird  zugleich 
einen  guten  Ankerplatz  darstellen.   Von  der  KQste  an  führt  der  Kanal  durch 

einen  Sumpf  von  3  km  Breite,  wo  er  ebenfalls  sehr  geriiumig  und  wegen  der 
weichen  BodenbcschafTenheil  mit  sehr  tlaclien  Uferböschungen  (i  :  •^)  herT^t^fcIlt 
wird.  Nach  weiteren  2o,a  km,  also  23,2  kra  von  Colon  entfernt,  wird  bei 
Bohio  des  Ende  des  Niveaukanals  erreicht.  Diese  Strecke  wird,  im  Gegen- 
satze zu  der  Endstrecke  am  Stillen  Ozeane,  von  Ebbe  und  Fluth  wenig  beein» 
flufst,  denn  in  Colon  steigt  die  Fluth  höchstcn*i  o,<,8  m,  in  Panama  6  m. 

Zwei  hinter  einander  liegende  Schleuscnpaare  von  zw  ci  verschiedenen  Breiten 
sorgen  bei  Bohio  fUr  das  Heben  und  Senken  der  Schitie  nacli  und  von  dem  künst- 
lichen See.  Dieser  wird  durch  einen  mächtigen  Damm,  der  als  das  wichtigste 
Bauwerk  des  Kanals  zu  betraclitcn  i\t  und  quer  Uber  das  ganze  Flufsbett  des 
Chagres  gezogen  wird,  aufgestaut.  Die  Herstellung  des  Dammes  wird  nicht 
ohne  Schwierigkeit  sein.  Der  feste  Felsboden  liegt  hier  nämlich  sehr  tief  unter 
den  weichen  Oberfltfchenschichten.  Die  französische  Kommission  hatte  bei  ihren 
Bohrungen  in  der  Mitte  des  Flufsbetts  den  Felsen  überhaupt  nicht  erreicht; 
die  amerikanische  Kommission  ist  Jedoch  bei  ihren  zahlreichen  Nachhuhrungen 
tiberall  in  der  Tiefe  auf  Stein  gestofsen.  Die  Bohrungen  zeigten  eine  grofse 
Verschiedenheit  des  Bodenrouteriab:  Lehm,  Sand,  Kies  und  verschiedene 
Bodenmiscbungen.  Ueberall  wurden  wasserdurchlässige  Schichten  gefunden, 
weshalb  das  Mauerwerk  des  Dammes  ohne  LUcke  bis  zum  felsigen  Unter- 
grunde reichen  mufs,  damit  das  Thal  vollständig  und  zuverlässig^'  nbi^eschlossen 
wird.  Zuer.'it  hatte  die  Kommission  einen  gati/  niissiven  Daimu  ins  .'\uge 
gefalst;  später  hat  man  sich  zur  Herstellung  eine^  Lrddamms  mit  massivem, 
bis  zur  Felsensohle  (39  m  unter  dem  Meeresspiegel)  reichenden  Kerne  ent- 
schlossen. Der  Damm  wird  776  m  lang  und  oben  6  m  breit  werden.  Seine 
Hohe  wird  30,5  m  über  dem  Meeresspiegel,  also  69,5  m  vom  Grunde  bis 
zum  Scheitel,  betragen.  Die  Erdverkieidungen  sollen  Böschungen  von  1:3 
und  drei  Terrassen  von  m  Breite  erhalten.  Mindestens  die  stromaufwärts 
genchtete  Seite  mufs  mit  Steinen  befestigt  werden;  wahrscheinlich  wird  man 
aber  beide  Abdachungen  mit  den  Schotlersteinen,  die  beim  Durchbruche  der 
nahen  Schleusen  gewonnen  werden,  bedecken.  Der  Mauerkern  wird  unten  9,14  ra 
Durchmesser  erluilten  und  sich  nach  oben  bis  zu  2,44  m  Durchmesser  verjüngen. 

Etwa  5  km  südwestlich  von  dem  Damme,  bei  der  Quelle  des  Rio  Gigante, 
eines  NebenBüfschens  des  Chagres,  giebt  es  eine  ausgezeichnete  Stelle  zur 
Anlegung  eines  .Xbflufskanals,  durch  den  das  Überschüssige  Wasser  des  Stausees 
abgeleitet  werden  kann,  ohne  dafs  der  Damm  durcfihrochen  oder  der  Kanal 
unterhalb  des  Sees  in  Mitleidensciialt  gezogen  zu  werden  braucht.  Nach  der 
Höhenlage  der  AbflufsOffnung,  die  aus  einem  festen  Wehre  von  610  m  Lxnge 
bestehen  soll,  wird  sich  auch  die  Höhe  des  Wasserspiegels  im  See  und  dessen 
Flächeninhalt  richten.  Nach  sorgfältiger  Abwägung  der  für  die  Fluthregulirung 
und  die  Vorsorge  gegen  Wassermangel  in  der  trockenen  Jahreszeit  m  Betracht 
kommenden  Verhiiltnisse  hat  man  die  Höhe  des  Wehres  auf  26  ra  über  dem 
Meere  festgesetzt.  Dies  wird  also  auch  die  mittlere  Hübe  des  Wasserspiegels 
im  Stausee  sein,  der  dabei  einen  Flächeninhalt  von  98,5  qkm  haben  wird. 
Steigt  der  Wasserspiegel  im  See  in  Folge  heftiger  Regengüsse  bis  zu  der  ge- 
wöhnlichen Fluthhöhc  von  27,4  m  Uber  dem  Meere,  so  nimmt  der  See  einen 
Flichenraum  von  iii  qkm  ein.  Bei  diesem  Wasserstande  fliefsen  in  der 
Sekunde  2200  cbm  Wasser  Uber  das  Wehr  ab,  welche  Wassermenge  den  ge- 
wöhnlichen Hochfluihen  des  Chagres  entspricht.  ^^  können  zwar  Finthen 
von  noch  grüfsercm  Wasserreichthume  vorkomiiKti ,  aber  diese  sind  immer 
von  kurzer  Dauer,  und  selb.st  bei  einer  längere  Zeit  anhaltenden  Hochfluth, 
die  vielleicht  4000  cbm  in  der  Sekunde  liefert,  würde  der  Wasserstand  nur 
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auf  wenig  über  28  m  steigen.    Um  allen  Gefahren  vorzubeugen,  soll  die 

Höhe  des  Dammes,  wie  erwithnt,  30 '/s  ""^  '^•c  der  Schleusenmauern  und 
-thore  28,  5  m  über  dem  Meere  betragen.  In  der  trockenen  Jahreszeit  kann 
der  Wasserspiegel  des  Sees  bis  zu  23  m  sinken,  ohne  dais  dadurch  der  Ver- 
kehr gehemmt  wird,  weil  bei  diesem  Wasserstande  die  Tiefe  innerhalb  des 
Sees  und  in  der  anschliefsenden  Kanalstrecke  immer  noch  10,67  m  betragen 
wird.  Uebrigens  k;mn ,  sofern  es  der  Verkehrsiimfang  und  der  dadurch  l^e- 
dingte  Wasserverbrauch  beim  Schleusenbelrieb  erfordern  sollten,  das  zunächst 
nicht  in  Aussicht  genommene  Wasserbecken  von  Alhajuela  später  immer  noch 
gebaut  werden,  welches  viermal  so  viel  Wasser  aufeuspeichem  im  Stande  ist, 
als  der  jetzt  berechnete  Bedarf  au'-niaclit. 

Der  Abflufs  des  St  l-^  \on  Bohio  Uber  das  Wehr  von  Gigante  ergiefst  sich 
in  den  Pcna  Bianca  -  Sunipt  ,  von  \\  ü  das  NN'asscr  durch  natürliclie  und  künst- 
liche Kanäle  in  das  Bett  des  Chagres  unterhalb  Gatun  und  von  da  ins  Meer 
abgeleitet  wird.  Zum  Schutze  der  Niederungen  und  der  unteren  Kanalstrecke 
werden  Deiche  angelegt. 

Der  See  von  Bohio  wird  innerhalb  der  ersten  11  km  ein  breites,  tiefes 
Wasserbecken  darstellen,  das  auch  Platz  zum  Ankern  bieten  wird.  Eine 
Strömung  ist  im  See  nur  bei  Hochwasser  zu  erwarten,  die  jedoch  den  Ver- 
kehr nicht  hindern  wird.  Die  Kanalrinne  wird  dort,  wo  der  Chagres  in  den 
See  einmündet,  verbreitert,  damit  für  die  Hochfluthen  Raum  vorhanden  ist. 
Von  den  Schleusen  bei  Bohio  bis  zu  dem  Punkte,  wo  der  Kanal  das  Bett 
des  Chagres  verläfst,  sind  20,1  kin.  Nach  weiteren  1,6  km  tritt  der  Kanal  in 
den  Durchstich  von  Culebra  ein.  Bei  Obispo,  an  der  Stelle,  wo  von  der 
französischen  Gesellschaft  eine  Schleuse  geplant  war,  werden  zwei  Thore  von 
30.3  m  Breite  angebracht,  so  dafs,  wenn  das  Kanalbett  im  Einschnitte  von 
Culebra  etwa  einmal  entleert  werden  mufs,  der  Wasserstand  im  See  von  Bobio 
unberührt  bleibt. 

Der  Einschnitt  von  Culebra  ist  1 2,7  km  lang  und  reicht  von  den  Thoren 
bei  Obispo  bis  zu  den  Schleusen  von  Pedro  Miguel.   Am  tiefsten  wird  der 

Einschnitt  in  8  km  Entfernung  von  jenen  Thoren  sein,  wo  die  Kanalsohle 
i>~  m  unter  die  natürliche  BodenoberHiiche  zu  liegen  kommt.  Ueber  die 
gefährliche  Beschaffenhtju  de>  Baugrundes  in  dieser  Gegend,  von  der  oben 
bereits  gesprochen  wurde,  ist  viel  geschrieben  worden.  In  der  That  ist  der 
Lehmbuden  in  den  oberen  Lagen  in  durchnllfstem  Zustande  nachgiebig  und 
unzuverlässig;  aber  durch  Drainage  läfst  sich  diese  unangenehme  Eigenschaft 
sehr  njildern.  Die  tieferen  Schichten  bestehen  zumeist  aus  festerem  Boden- 
matenale,  das  allerdings  an  der  Luft  etwas  zu  verwittern  pliegt,  weshalb  die 
Böschungen  zur  Unschädlichmachung  etwaiger  Abrutscbungen  terrassenförmig 
angelegt  und  an  ungünstigen  Stellen  befestigt  werden  sollen.  Da  der  lehmige 
Boden  sich  ferner  im  Kanal wasser  schnell  auflösen  würde,  SO  wird  das 
K.inalbett  auf  beiden  Seiten  bis  Uber  den  höchsten  Hochwasserstand  nu'-ije- 
maucii.  Aul  einer  der  üfermauern  sollen  spüter  die  Schienen  der  Panama- 
eisenbahn verlegt  werden. 

Die  Schleusen  bei  Pedro  Miguel  am  Ende  des  Einschnitts  von  Culebra 
senken  den  Wasserspiegel  des  KanaK  um  16.  b-s  iS.qm,  worauf  eine  ebene 
Strecke  von  2,2  km  mit  .s,«  m  mittlerer  Seehoin,  tolgt.  die  bis  zur  Schleuse 
von  Miraflores  reiciu.  Diese  Schleuse  hat  die  Aulgabe,  die  Scnitlc  zum 
Niveau  des  Stillen  Ozeans  hinabzubefördern  oder  in  entgegengesetzter  Richtung 
von  da  heraufzuheben.  Da  vlie  !  luitthöhe  des  Stillen  Ozeans  Schwankungen 
bis  zu  f)  m  aufweist,  so  wird  der  durch  die  Schleuse  von  Miraflores  zu  über- 
windende Höhenunterschied  des  Wasserspiegels  der  oberen  und  der  unteren 
Kanalhaltung  5,5  bis  11,3  m  beiiagen. 
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Die  Schlufsstrecke  von  Miratiores  bis  zum  Stillen  Ozean  i&t  6,6  km  lang 
und  lauft  durch  Sumpftand ,  in  welchem  der  Rio  Grande  fliefst.    Die  Boden- 

beschatfenheit  ist  hier  bis  auf  einzelne  felsige  Stellen  welch,  weshalb  die 
K.!nn!^oh!<j  verbreitert  wird  iinJ  Jie  Ufer  flache  BÖNchungen  erhalten.  So 
gelangt  der  Kanal  bis  zu  einem  Punkte,  der  als  La  Boca  bekannt  ist  und  wo 
die  Panama  -  Eisenbahngesellschaft  eine  grolsc  und  teste  LandungsbrUcke  gebaut 
hat.  Von  hier  aus  wird  sich  eine  ausgebaggerte,  60  m  breite  Rinne  7,1  km 
weil  ins  Meer  hinaus  erstrecken,  nämlich  bis  zu  dem  Punkte,  wo  die  natür- 
liche Meerestiefe  von  6  Faden  erreicht  wird.  Die  ersten  3,a  km  dieser  Rinne 
gehen  durch  Niederungen,  die  bei  Ebbe  trocken  liegen. 

Durch  die  Aufstauung  des  ChagresHusses  wird  eine  umfassende  Verlegung 
der  Panamaeisenbahn  erforderlich,  deren  Kosten  auf  reichlich  174  Millionen 
Dollars  veranschlagt  sind. 

Die  Gcsammtbaukosten  des  Kanals  —  ohne  die  Kaufkosten  —  sind  auf 
144233358  Dollars  berechnet,  wovon  allein  Uber  44  Millionen  auf  die  nur 
12,7  km  lange  Strecke  des  Culebradurchstichs  entfellen.  Kostspielige  Bauten 
sind  auch  die  Schleusen  bei  Bohio  ( 1  i '/s  Millionen  Dollars),  bei  Pedro  Miguel 
,  M:i!ionen  Dollars)  und  bei  Miratiores  (3,8  Millionen  Dollars).  Der  Damm 
von  Bohio  soll  6,.\  .Millionen  Dollars  kosten,  wäiircnd  der  13,6  km  lange 
Bohiosee  nur  mit  3  Millionen  Dollars  in  Ansatz  gebracht  ist. 

Die  Richtung  des  Kanals  ist  im  allgemeinen  die  des  französischen  Unter- 
nehmens; seine  Länge  von  6  Faden  Wassertiefe  irri  Allantischen  Ozeane  bis 
zu  derselben  Tiefe  im  Stillen  Ozeane  beträgt  79  km,  die  vnn  Küste  zu  Küste 
68  km.  Scharfe  Krümmungen  kommen  nicht  vor.  Als  geringste  Wassertiefe 
im  Kanäle  sind  9  m  in  Aussicht  genommen. 
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Nach  dem  bbherigen  Stande  der  Technik  war  es  unmöglich,  lange  Untersee- 
kabel durch  Relaisttbertragungen  in  ahnlicher  Weise  wie  obcrirdi  cl;e  Leitungen 
aisammenzuschalten  und  dadurch  das  liJsfi^e  und  gleichzeitig  sehr  kostspielige 
Umtelegraphiren  zu  beseitigen.  Die  Bestrebungen,  eine  derartige  KabelUbertragung 
zu  erfinden,  reichen  allerdings  weit  zurUck,  sie  scheiterten  aber  an  der  Un- 
möglichkeit, ein  Relais  zu  konstrutren,  welches  auf  die  im  Kabelbetriebe  ver- 
wendeten überaus  schwachen  Telegraphirströmc  sicher  ansprach.  Darf  doch 
ein  solches  Relais  keine  höhere  Kraft  beanspruchen,  als  der  empfindliche 
Heberschreiber.  S.  G.  Brown,  der  sich  seit  Jahren  mit  diesem  Probleme  be- 
schäftigt, erkannte  bei  seinen  Versuchen,  dafs  die  Au%abe  nur  unter  Benutzung 
von  Reibungskontakten  für  das  Relais  gelOst  werden  kann.  Er  liel^s  daher  die 
Relaiszun'.;e  auf  einer  kleinen  Trommel  schleifen,  die  sich  in  der  von  .1er 
Zunge  angezeigten  Richtung  dreht,  und  erzielte  durch  diese  Anordnung  mit 
den  schwachen  Rekorderströmen  einen  völlig  genügenden  Kontakt,  um  die 
Uebertragungsbatterie  sicher  zu  schlieisen.  Nach  vielen  langwierigen  und 
mflhsamen  Versuchen  ist  es  Brown  gelungen,  seine  Krlmdnng  in  die  Praxis 
zu  übcfsef/en,  und  jetzt  ist  sein  «Trommel  -  Kabelrelnisu  bereits  auf  mehreren 
groi'sen  Kabellinien,  z.  H.  in  Gibraltar  für  den  direkten  \  erkehr  zwischen 
Porthcurno  in  England  und  Ale.xandria  in  Egypten,  im  Gebrauche. 

Die  Anordnung  wird  durch  Fig.  1  dargestellt.  In  dem  Felde  eines  Dauer- 
magnets  M  ist  eine  Heberschreiberrolle  a  aufhangt;  /  ist  ein  leichter  Rahmen, 

Nach  Jouniai  o!  ihc  Insiitution  of  Electric  Engineers,  1902,  Nr.  157. 
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der  die  Relaiszunge  P  trügt.  Der  Rahmen  ist  mit  der  Rolle  a  durch  zwei  Fäden 
aus  Seide  oder  Qpiarz  verbunden.  Die  Relaiszunge  P  besteht  aus  einer  feinen 

Glasröhre,  wie  sie  für  den  Heber  des  Rekorders  gebraucht  wird;  in  der  ROhre 
lieL^f  ein  Phosphoi hronzcdraht,  an  dessen  der  Trommel  D  zugewendetem  Ende 
eine  Iridiunispitze  angeiötiiet  ist,  während  das  andere  Ende  in  eine  Spirale 
aus  Phosphorbronzedraht  ausläuft,  deren  freies  Ende  mit  der  Uebertragungs- 
batterie  in  Verbindung  steht.  Die  Glasröhre  hat  lediglich  den  Zweclc,  dem 
Drahte  die  nölhige  Steifigkeit  bei  genügender  Leichtigkeit  zu  geben.  Die 
Kontaktflache  der  Iridiurospitze  mufs  so  flach  als  möglich  ge^ichliffen  werden. 
Zu  diesem  Zwecke  wird  vortheilhaft  ein  Streifen  feinstes  Schmirgelpapier  auf 
die  Trommel  geklebt  und,  während  diese  sich  dreht,  die  Iridiumspitze  etwa 
mit  dem  gleichen  Drucke  gegen  die  Trommel  geprefst,  dem  sie  auch  im  Betrieb 
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unterliegt.  Wenn  die  Iridiumspitze  scharfe  Kanten  oder  Unebenheiten  hat, 
.so  rauht  sie  die  Tromtneloberflffche,  und  das  mufs  peinlichst  vermieden  werden, 
weil  die  geringsten  Unebenheiten  auf  der  Trommel  die  Wirkung  des  Relais 
empfindlich  beeinträchtigen. 

Die  Trommel  D  ist  aus  sieben  Scheiben  zusammengesetzt,  nämlich  zwei 
Messingscheiben,  drei  Silberscheiben  und  zwei  Scheiben  aus  Glimmer.  Die 
Messingschcihcn,  welche  auf'scn  liegen,  sollen  der  Trommel  den  nöthigen  Halt 
geben.  In  der  Mitte  liegt  eine  Siiberscheibe,  welche  von  den  beiden  anderen 
rechts  und  links  davon  angeordneten  Silberscheiben  durch  die  Glimmerplatten 
isolirt  ist.  In  der  Ruhe  liegt  die  Rc!aisspit/o  auf  der  mittleren  Silberscheibe, 
gerade  wie  der  Heber  des  RcknnU  i^  in  der  Ruhe  über  der  Mitte  des  Papier- 
streifens schweben  soll.    Die  mittlere  Silberscheibe  mit  den  beiden  Glimmer- 
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platten  bildet  also  den  neutralen  Streifen  und  könnte  durch  eine  isolirende 
Scheibe  ersetzt  werden,  wenn  ein  genügend  hartes  Isolirmaterial  gefunden 
würde.  Die  Breite  des  neutralen  Streifens  betragt  nur  OfBinni;  hieraus  l^fst 
sich  ein  Schlul's  auf  die  kleinen  Abmessungen  der  Trommel  neb^i  Zul^ehör 
ziehen.  Wird  die  Holle  a  und  damit  die  Relais/unqe  durch  einen  Strom 
abgelenkt,  so  verläfst  sie  den  neutralen  Streifen  und  gehl  cnlueder  auf  die 
silberne  Strichscheibe  d"  oder  auf  die  silberne  Punktscheibe  ä'  Ober,  dadurch 
Ober  die  Bürsten  die  Uebertragungsbalterie  schliefsend.  Die  Trommel  soll 
etwa  I  s,o  Umdrehungen  in  der  Minute  machen.  Da  die  Wirkung  des  Relais 
in  erster  Linie  von  dem  guten  Zustande  der  Trommel  abhängt,  ist  deren 
Behandlung  die  grOfste  Sorgfalt  zuzuwenden.  Dazu  gehört,  dafs  die  Ober- 
fllche  häufiger  nachpol irt  und  peinlich  sauber  gehalten  wird.  Zu  dem  letzteren 
Zwecke  ist  neben  der  Trommel  eine  Schürze  aus  Chamoisledcr  aufgehüngt} 
gegen  welche  die  Trommel  wifhrend  des  Betriebs  dauernd  schleift. 

R'  und  R"  sind  Heiais,  die  einerseits  durch  Bürsten  mit  den  Scheiben  d' 
und  ä*%  andererseits  mit  der  Batterie  B  in  Verbindung  stehen.  Liegt  die 
Zunge  des  Relais  z.  B.  auf  d\  so  ist  die  Batterie  B  durch  das  Relais  R'  ge- 
schlossen; liegt  sie  auf  d",  so  tritt  R"  in  Thütigkeit.  Hie  Wirkungsweise  des 
Trommelrelais  beruht  auf  der  Verminderung  des  Reibuiii^swiderstandes  gegen- 
über den  seitlichen  Bewegungen  der  Zunge,  und  es  ist  leicht  zu  beweiset!, 
dafs  diese  Wirkung  der  tangentialen  Bewegung  der  Trommeloberfllche  zu- 
zuschreiben ist,  denn  wenn  die  Trommel  während  des  Empfanges  von  Zeichen 
angehalten  wird,  kommt  die  Zunge  sofort  zum  Stillstande,  weil  dann  die  aus 
dem  Kabel  herrührenden  Ströme  nicht  stark  genug  sind,  um  die  statische 
Reibung  zwischen  Zunge  und  Trommeloberflflche  zu  Überwinden. 

C  C"  sind  Kondensatoren  von  je  2  Mikrofarad,  welche  den  Gieitkontakt 
zwischen  der  Zunge  P  und  der  Trommel  D  kurz  schlicfsen.  Ohne  die  Kon- 
densatoren liefse  sich  ein  guter  clektri>cher  Kontakt  nur  dann  aufrecht  er- 
halten, wenn  die  Oberflächen  der  Trommel  und  der  Zunge  sehr  viel  reiner 
wXren,  als  sie  in  Wirklichkeit  gehalten  werden  können.  Allerdings  ist  die 
Ursache  für  diesen  günstigen  Einfluß  der  Kondensatoren  noch  nicht  befrie- 
digend erklart  worden, 

C  ist  der  Empfnngskondensator.  Kr  soll  die  Zeic'.t.  n^ebung  regeln  und 
Erdsiröiiie  fernhalten.  Der  Strom  aus  dem  Kabel  K  gelit  durch  diesen  Kon- 
densator, bevor  er  durch  die  Rolle  a  nach  der  Erdplalte  E  fliefst.  Die  Ein- 
schaltung des  Kondensators  C  in  den  Stromkreis  bringt  allerdings  den  Uebel- 
stand  mit  sich,  dafs  er  unter  dem  Eintlusse  mehrerer  auf  einander  folgender 
Zeichen  gleicher  Polarität  geladen  wird  und  dann  zu  der  sog.  veränderlichen 
NuIUnie  Anlafs  giebt.  Zur  Erklflrong  des  Ausdrucks  «verSnderiiche  Nullmte« 
mflgen  nachstehende  Angaben  dienen.  A  und  B  (Fig.  3)  seien  zwei  Rekorder- 
streifen ,  auf  denen  der  Heber  unter  dem  Einflufs  eines  langen  Punktstroms 
zweimal  eine  Ablenkung  hervorgerufen  hat.  A  stellt  die  Rekorderlinie  dar, 
wenn  im  Stromkreise  kein  Kondensator  liegt,  B  dagegen,  wenn  ein  Konden- 
sator eingeschaltet  ist.  Auf  ^  laufen  die  Linien  bc  und  fg  parallel  zur  Null- 
linie, und  beim  Aufhören  der  Ablenkung  bleibt  der  Heber  Uber  der  Mitte  des 
Streifens  stehen,  zeichnet  also  die  Linie  de.  Bei  B  liegt  die  Sache  ganz 
anders.  Sobald  die  Batterie  durch  Niederdrücken  der  Punkttaste  geschlossen 
ist,  wird  der  Heber  von  a  nach  b  abgelenkt,  aber  obwohl  die  Taste  nieder- 
gedrückt bleibt,  so  kehrt  der  Heber  doch  allmirhlich  zu  seiner  Mittelstellung  c 
ZUrOck.  Sobald  die  Taste  losgelassen  wird,  bewegt  sich  der  Heber  nach  </, 
von  wo  er  allmählich  nach  e  geht.  Wahrend  der  Zeit,  in  der  der  Heber  den 
Weg  nach  e  macht,  ist  die  Sendebattcrie  vom  Kabel  abgeschaltet,  und  aus 
diesem  Grunde  wird  die  Linie  de  Nullinie  genannt  und  zwar,  weil  sie  nicht 
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parallel  zu  den  Rändern  des  Streifens  vcrläutt,  veränderliche  Nullinie,  oder 
mit  anderen  Worten,  die  Uiiieii  bc  und  f  g  stellen  die  Ablenkungen,  die 
Linie  aäehi  die  verffnderliche  Nullinie  dar. 

Es  li^t  auf  der  Hand,  dafs  diese  durch  die  Kondensatoren  bewirkten 
Aendeningen  der  regelmälsigen  Gestalt  der  Rckorderlinie  fast  unschädlich  sind, 
wenn  ein  Hcbeischreiber  als  Empfänger  dient,  dafs  sie  aber  das  Arbeiten  des 
Relais  sehr  ungünstig  beeinflussen.  Diese  Schwierigkeit  ist  von  dem  Eriinder 
durch  folgende  sehr  sinnreiche  Anordnung  umgangen  worden.  In  der  Fig.  3 
bedeuten  R'  und  R"  dieselben  Relais  wie  in  Fig.  i,  w,,  und  11:^  ver- 
änderliche Widerstände  von  o  bis  100000  Ohm,  B'  und  D"  die  beiden  Hälften 
einer  Batterie,  a  die  Rolle  aus  Fig.  1  und       einen  Kondensator  von  16  bis 
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60  Mikrofarad,  a  trägt  aufser  der  eiizentlichen  mit  der  Leitung  in  Verbindung 
Stehenden  Wickelung,  deren  Enden  nur  angedeutet  sind,  noch  eine  zweite 
Wickelung  von  etwa  20  Windungen  desselben  Drahtes.  und  Wf  werden 
einander  gleich  gemacht.  So  lange  wie  keines  der  Relais  R  und  unter 
dem  Einflüsse  des  Trommelrelais  anspricht,  fliefst  dann  bei  der  gewählten  An- 
ordnung zwischen  den  Punkten  I  und  II  kein  Strom  durch  w^a  bz,  C3.  So- 
bald aber  z.  B.  der  Anker  des  Punktreiais  R'  angezogen  wird,  tritt  eine  Störung 
des  Gleichgewichts  ein,  der  Strom  von  JS*  wird  unterbrochen  und  der  Strom 
von  B"  fliefst  durch  a.  Die  Batterien  sind  so  geschaltet,  dafs  z.  B.  der  aus 
B"  kommende  Strom  a  in  derselben  Richlunir  ablenkt,  wie  der  die  Haupt- 
umwindungen  durchtiiefscnde  Linienstrom.  Die  Zunge  des  Trommelrelais  wird 
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also  durch  den  Korrektionsstrom  auf  der  betreffenden  Seile  der  Trommel  lest- 
gehalten.  Es  hat  sehr  viele  MOhe  gekostet,  die  richtigen  Spannungen  und 
Widerstttode  für  diese  sinnreiche  Korrektion  zu  ermitteln.    Der  Kondensator, 

welcher  »'3  und  a  überbrückt,  soll  Jtiii  Strome  die  iicithige  Verzögerung 
geben.  Er  wird  z.  B.  zunächst  aus  jß"  mitgclaJen.  \crliindert  daher  ein  plötz- 
liches Ansteigen  des  Stromes  in  lül^t  aber  umgekehrt  dann,  wenn  die 
Wirkung  von  J3"  aufhört,  dies  nur  allmHhlich  geschehen,  indem  er  sich  durch  a 
entladet. 

Es  erübrigt  nocli,  die  Bedeutung  von  L  aus  Fig.  i  zu  erläutern.  Bei  dem 
Heberschreiber  wird  parallel  zu  der  Rolle  ein  nichtinduktiver  Nebenschlufs 
verwendet.  Auch  L  ist  ein  Nebenschlufs  zur  Rolle  a,  hat  aber  eine  hohe 
Selbstinduktion,  weil  er  im  Inneren  reichlich  weiches  Eisen  enthKlt.  Dadurch 
werden  die  Zeichen  viel  scharfer  als  bei  Benutzung  eines  nicht-induktiven 
Nebenschlusses.  Sich  langsam  .ändernde  Ströme,  wie  z.  B.  Erdströme,  beein- 
äussen  nämlich  die  Heberschreiberrolle  des  Relais  sowie  den  Nebenschlufs  nur 
im  umgekehrten  Verhältnisse  zu  deren  einfochen  WiderstKnden  an  sich.  Bei 
den  rasch  wechselnden  Telegraphirströmen  dagegen  wird  die  Rolle  durch  den 
elektromagnetischen  Widerstand  gezwungen,  beim  Beginne  eines  Zeichens  mehr, 
bei  Beendigung  eines  Zeictunv  wenit,'er  von  dem  Gesimnii^irom  aus  dem 
Kabel  aufzunehmen,  als  wenn  ein  nicht-induktiver  Widerstand  benutzt  wäre. 
Die  Zeichen  werden  also  schltrfer.  Ein  in  Reihe  mit  dem  elektromagnetischen 
Widerstande  geschalteter  gewöhnlicher  Widerstand  dient  zur  Regulirung  des 
Ohmschen  Widerstandes. 

Die  bisher  beschriebene  Einrichtung  einer  KabelUbertragung  mit  Trommel- 
relais  genügt  f&r  die  Uebertragung  der  Zeichen  zwischen  kurzen  Kabeln,  wenn 
am  gebenden  Ende  eine  mit  der  Hand  bethvtigte  gewöhnliche  Doppeltaste  ver- 
wendet wird  und  die  Relais  R\  R"  mit  zwei  weiteren  Relais  verbunden  sind, 
die  ihrerseits  die  Ströme  aus  der  eigentlichen  Tebertragungsbatterie  weiter- 
senden. Wird  aber  auf  der  sendenden  Stelle  ein  automatischer  Sender  be- 
nutzt, so  müssen  auf  der  TJebertragungsstation  noch  besondere  Einrichtungen 
getroffen  werden. 

Wendet  man  auf  einem  Kabel  die  höchste  praktisch  erreichbare  Sprech- 
geschwindigkeit an.  •-n  lassen  die  ankommenden  Zeichen,  wenn  zu  ihrer 
Bildung  mehrere  auf  einander  folgende  Stromstöfse  derselben  Polarität  nöthig 
sind,  viele  diesen  Stromirapulsen  entsprechende  SSeichenelemente  nicht  erkennen. 
Es  ist  daher  klar,  dafs,  wenn  die  Stromtmpulse  der  RelaisUbertragung  von 
derselben  Art  <;ein  sollen,  wie  die  an  der  sendenden  Stelle  erzeugten,  es  nöthig 
ist,  die  fehlenden  Elemente  wieder  zu  erzeugen.  Das  fUr  diesen  Zweck  be- 
nutzte Instrument  heifst  Interpolator.  Seine  Wirkung  Ihnelt  der  des  auto- 
matischen Senders  an  der  An&ngsstation,  mit  dem  Unterschiede,  dafs  die  Be- 
wegungen der  Senderhcbel  nicht  durch  die  Lochungen  in  dem  Senderstreifen, 
sonviern  durch  die  Bewegungen  der  Relaiszunge  hervorgerufen  werden.  Der 
Interpolator  sendet  in  das  zweite  Kabel  genau  ähnliche  Stromstöfse  wie  die, 
welche  in  das  erste  Kabel  eintreten,  und  diese  können  entweder  verstärkt 
(curbed)  oder  nicht  verstärkt  (piain)  sein.  Der  hc'-xc  Wirkungsgrad  des  In- 
struments wird  dann  erzielt,  wenn  es  ungef.flir  mit  derselben  Geschwindigkeit 
Iluft.  wie  der  —  möglichst  gkichmäfsig  gehende  —  automatische  Sender. 

Der  Interpolator  besteht  aus  zwei  Sätzen  von  Zeichenhebeln.  Der  eine 
Satz  giebt  die  Punkte,  der  andere  die  Striche  vrieder.  Fig.  4  zeigt  den  Mecha- 
nnmus  der  einen  Hälfte  des  Apparats,  die  als  automatischer  Sender  ftlr  die 
vom  Trommelrelais  empfangenen  Punktimpulse  dient.  Der  Elektromagnet  E 
wird  von  dem  Relais  R'  der  Fig.  i  bethfitigt.  Die  andere,  in  der  Fig.  4  nicht 
dargestellte  Strichseite  des  Apparats  steht  mit  dem  Relais  R'  in  Verbindung. 
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Sobald  der  Elektromagnet  E  in  Thütigkeil  tritt  und  seinen  Anker  anzieht, 
drückt  er  die  Sperrklinke  C  bei  Seite.  Dadurch  wird  die  Kuppelungsmuffe  A 
frei,  beginnt  sich  zu  drehen  und  bringt  den  Hebel  L  in  Berührung  mit  F, 
so  dafs  die  Finiierie  mit  dci  l.L-i(ii!>i;  in  N'^erl^inJung  tritt.  5  ist  ein  tVdernder 
Hebel,  der  von  einem  auf  der  Kuppelungsmutie  sitzenden  Kurbelzapien  be- 
thütigt  wird;  der  sich  drehende  Kurbelzapien  bewegt  nämlich  den  Hebel  5 
hin  und  her  und  wirkt  so  auf  den  Umkehrer  mit  welchem  die  Batterie 
verbunden  ist,  und  der  entweder  bei  gewissen  Lagen  von  A  den  anderen 
Batteriepol  an  Leitung  legt  und  so  die  Zeichen  verstärkt  (kräftiger  ausprägt), 
oder  die  Leitung  an  Erde  legt  und  so  als  gewöhnlicher  Sender  arbeitet.  Die 
Spiralfeder  D  soll  den  spliter  erwähnten  Ansätzen  der  Kuppelungsmutfe  das 
^Gleiten  tiber  ihre  EntkuppelungsroUen  erleichtern.  Die  ganze  AustOsevor- 
richtung  wird  durch  einen  kleinen  Elektromotor  getrieben;  sie  ist  genauer  in 


Fig.  3  dargestellt.  S  ist  eine  sich  drehende  Spindel,  auf  welcher  die  mit 
Zähnen  versehene  Buchse  G  befestigt  ist.    Die  lose  auf  der  Spindel  sitzende 

Kuppelungsmuffe  tragt  an  dem  einen  Ende  die  Daumenscheibe  A  und  ist  ntn 
anderen  Ende  mit  Zilinen  versehen,  die  den  Zähnen  an  der  Buchse  G  ent- 
sprechen. Eine  Feder  B  ist  bestrebt,  die  Kuppelungsmuffe  gegen  die  Buchse 
zu  dr&ngen.  Die  Muffe  ist  mit  Zapfen  oder  Vorsprttngen  versehen,  von  denen 
einer  (C)  mit  der  Sperrklinke  aus  Fig.  4  korrespondirt.  Diese  VorsprUnge 
reiten,  wenn  die  Kuppelung  in  Ruhe  ist,  auf  den  EntkuppelungsroUen  LL 
(in  der  Fig.  gestrichelt  gezeichnet)  und  halten  dabei  die  Muffe  \on  der  sich 
mit  der  Spindel  drehenden  Buch'^e  G  ab.  Wenn  die  Sperrvorrichtung  von 
dem  Elektromagneten  E  bei  Seite  gedrückt  ist^  so  wird  die  Muffe  von  den 
Rollen  L  L  durch  die  an  D  anfassende  Feder  weggezogen  und  so  mit  der 
Spindel  geku}  pel:.  Eine  ganz  ähnliche  Vorrichtung  befindet  sich  bekanntlich 
am  Hughesapparale. 
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Wenn  z.  B.  ein  Ii  (. . . .)  aus  einem  langen  Kabel  auf  dem  Trommelrelais  ein- 
geht, bleibt  die  Zunge  ununterbrochen  in  Berührung  mit  der  Punkt&eite  der 

Trommel,  so  dafs  das  Relais  R  walirenJ  der  Uehermittelung  der  4  Punkte 
ununterbrochen  angezogen  bleibt.  Dieses  lange  Zeichen  wird  in  der  be- 
schriebenen Weise  von  dem  interpolator  zerlegt  und  als  4  einzelne  Punkte 
weitergegeben.  Hieraus  ergiebt  sich  auch,  weshalb  der  Interpolator  etwa  die« 
selbe  Geschwindigkeit  wie  der  automatische  Sender  am  Anfange  des  ersten 
Kabels  haben  niufs.  In  der  Zeit,  wahrend  wcklier  der  Anker  von  R'  unter 
dem  Einflüsse  der  dem  h  entsprechenden  4  Stroniimpulse  ununterbrochen  an- 
gezogen bleibt,  mufs  nfimlich  die  Kuppelung  an  der  Punklseite  des  Interpolators 
gerade  4  Mal  ausgelost  und  wieder  ausgerttckt  werden,  damit  4  getrennte 
Stromstöfse  in  das  zweite  Kabel  fllefsen. 

An  Stelle  des  Interpolators  kann  auch  ein  automatischer  Loclia[>parnt  ein- 
geschaltet werden.  Dieser  ist  ähnlich  wie  der  Interpolator  konstruirt,  mit  dem 
Unterschiede,  dafs  an  Stelle  von  3  Auslosungen  deren  3  vorhanden  sind,  um 
die  Lochbebel  zu  bethätigen.  Der  gelochte  Streifen  kann  ohne  weiteres  in 
einem  automati^^clicn  Sender  zur  Zeichengebung  benutzt  werden.  Auf  diese 
Weise  ist  es  möglich,  Jic  Telegramme  aus  einem  kurzen  Kabel  mit  dem  ge- 
ringsten Zeitverlust  auf  zwei  langen  Kabeln  weiter  zu  geben  und  umgekehrt. 

Damit  kleine  Fehler  in  den  Apparaten  leicht  und  sofort  bemerkt  werden 
können,  ist  es  nothwendig,  durch  besondere  Ortsstromkreise  den  Kontakt 
zwischen  Trommel  und  Zunge  sowie  die  in  das  zweite  Knbel  gesendeten 
Zeichen  dauernd  zu  überwachen.  Namentlich  die  erstgenannte  Kontrole  ist 
von  gröfster  Wichtigkeit  für  ein  gutes  Arbeiten  der  Uebertragung. 

Die  beschriebene  Erfindung  ist  eine  der  wichtigsten  Errungenschaften  der 
modernen  Schwachstromtechnik,  und  zwar  nicht  blos  wegen  des  dazu  nöthig 
gewesenen  grofsen  Aufwandes  an  Scharfsinn,  sondern  auch  wegen  ihrer  prak- 
tischen Bedeutung,  denn  sie  wird  die  Kabelgesellschatten  in  den  Stand  setzen, 
die  hohen  Kosten  Ittr  die  zahlrdcben  Zwischenstationen  ganz  erheirfidi  zu  ver- 
mindern. 


Neue  Post-  und  Telegraphengesetze  in  Portugal. 

In  Portugal  sind  im  Dezember  inoi  zwei  auf  das  Post-  und  Telegraphen- 
wesen bezügliche  üesetze  erlassen  worden,  von  denen  das  eme  (vom  24.  De- 
zember) die  besonderen  Vorrechte  und  die  rechtliche  Stellung  der 
Post-  und  Telegraphenverwaltung,  das  andere  (vom  30.  Dezember)  die 
Organisation  der  Verwaltung  und  die  Beamtenverhältnisse  be- 
handelt. Die  beiden  Gesetze  sind  an  die  Stelle  des  portugiesischen  Post-  und 
Tel^raphengesetzes  vom  Jahre  1880  (Archiv,  Jahrg.  1880,  S.  555  u.  f.)  sowie 
der  inzwBchen  dazu  ergangen«!  AbSnderungsgesetze  getreten. 

Bei  dem  Gesetze  vom  Jahre  1880  hatte  es  sich,  so  heifst  es  in  der  zur 
Begründung  der  neuen  Gesetze  erlassenen  Denkschrift,  um  die  Verschmelzung 
von  Post  und  Tclegraphie  gehandelt.  Seitdem  sind  nicht  nur  auf  allen  Ge- 
bieten des  Verkehrswesens  bedeutende  Fortschritte  gemacht  worden,  sondern 
es  haben  sich  auch  die  finanzieiloi  Ergebnisse  der  portugiesischen  Post-  und 
Telegraphen  Verwaltung  erbeblich  gebeert:  wKbrend  der  Geschifibibericht  des 
Jnhres  1887/88  noch  ein  Weniger  von  Uber  70000  Milreis  aufwies,  ergab 
das  i<echnungsjahr  1900/01  einen  üeberschufs  von  mehr  als  600000  Milreis, 
obwohl  sich  die  Ausgaben  der  Verwaltung  in  dieser  Zeit  von  960000  auf. 
I  ZOO  ODO  Milreis  im  Jahre  erhöht  haben.   Unter  diesen  Umstunden  liegt  den 
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neuen  Gesetzen  im  wesentlichen  die  Absicht  zu  Grunde,  einerseits  die  Gesetz- 
gebung über  das  Post-  und  Tel^raphenwesen  den  veriindcrtcn  Zc-itverhältnissen 
anzupassen  und  andererseits  angesichts  der  ^ünstigcn  finanziellen  Lage  der 
Verwaltung  die  Stellung  und  namentlich  die  LinkUnlte  des  Personals  zu  ver- 
bessern. 

Der  Postzwang,  der  ^ch  nach  dem  Gesetze  vom  Jahre  1880  auf  die 

Beförderung  von  brieflichen  Mittheiiungcn,  gerichtlichen  Prozefsakten  und  ver- 
schlossenen Korrespondenzen  aller  Art  erstreckte,  ist  in  dem  bisherigen  Um- 
fange beibehalten  worden;  das  neue  Gesetz  erwühnt  jedoch  ausdrücklich,  dafs 
auch  die  Postkarten  als  unter  das  Postmonopol  fallend  anzusehen  sind.  Die 
Ausnahmen  vom  Postzwange  haben  durch  das  Gesetz  vom  24.  Dezember  1901 
insofern  eine  Einschränkung  erfahren,  als  fortan  zur  Beförderung  der  vom 
Postzwang  ansgcnommencn  Briefe  Personen,  die  aus  der  Beförderung  solcher 
Briefe  ein  Gewerbe  machen  oder  die  bei  einem  Beförderungs- Unternehmen 
angestellt  sind,  nicht  mehr  verwendet  werden  dürfen;  damit  im  Zusammen- 
hange steht  die  weitere  neue  Bestimmung,  dafs  die  Korrespondenzen  einer 
Eisenbahn-  oder  ähnlichen  Gesellschaft,  auch  wenn  sie  sich  lediglich  auf  den 
Dienst  dieser  Gesellschatt  beziehen,  durch  die  eigenen  Angestellten  zwar  an 
Beamte  oder  Dienststeilen  desselben  Unternehmens  befördert  werden  dürfen, 
nicht  aber  an  Behörden,  Private  oder  andere  Gesellschaften. 

Das  Telegraphenmonopol  erstreckte  sich  früher  auf  die  Einrichtung, 
die  Verwaltung  und  den  Betrieb  von  Telegraphenlinien  und  von  allen  pneu- 
matischen, akustischen  und  anderen  Mitteln  /.um  schnellen  Austausche  \on 
Korrespondenzen.  Diese  Bestimmung  ist  auch  in  dem  Gesetze  vom  24.  De- 
zember 1901  enthalten,  doch  sind  hier  aufser  den  Telegraphenlinten  auch  die 
Femsprechlinien  als  solche,  die  nur  vom  Staate  errichtet  und  betrieben  werden 
dürfen,  genannt.  Ferner  fiat  in  dem  neuen  Gesetze  die  Regierung  sich  das 
ausschliefsliche  Recht  vorbehalten,  jeden  Versuch  mit  den  jetzigen  oder  zu- 
künftigen Systemen  oder  Apparaten  der  elektrischen  oder  sonstigen  Telegrapiue 
vorzunehmen;  dies  bezieht  sich  insbesondere  auch  auf  die  auf  dem  Gebiete 
der  drahtlosen  Telegraphie  vorzunehmenden  Versuche. 

Ueber  die  Zulassung  anderer  als  der  Maatlichen  Telegraphen- 
u.  s.  w.  Leitungen  hiefs  es  in  dem  Gesetze  vom  Jahre  1880  nur,  dals 
Telegraphenleitungen  und  andere  Mittel  zur  Beförderung  von  Korrespondenzen 
vom  Telegraphenmonopoi  ausgenommen  seien,  wenn  sie  mit  Ermitchtigung 
der  Regierung  errichtet  und  wenn  sie  nur  für  den  eigenen  Dienst  der  be- 
treffenden Unternehmungen  oder  Personen  benutzt  würden.  Das  neue  Gesetz 
enthält  dagegen  ausfuhrliche  Vorschriften  über  die  Bedingungen,  unter  denen 
Konzessionen  zur  Errichtung  und  zum  Betriebe  von  nicht  staatlichen  Tele- 
graphen-, Fernsprech-  und  anderen  Linien  ertheilt  werden  können.  Diese 
Bedingungen  lassen  sich  kurz  wie  folgt  zusammenfassen. 

a)  Private  Telegraphen-  und  Fernsprechlinien  können  mit  oder 
ohne  Anschiufs  an  das  staatliche  Telegraphen-  oder  Fernsprechnetz  zugelassen 
werden,  wenn  sie  ausschliefslich  für  den  eigenen  Gebrauch  des  Unternduners 
bestimmt  sind,  und  wenn  aus  ihrem  Bestehen  dem  öffentlichen  Interesse 
Nachtheile  nicht  erwachsen.  Für  den  Betrieb  der  Linien  sind  gewisse  Ab- 
gaben zu  fnirichtc-n-  Konzessionsertheilungen  für  Linien,  die  unter  sich  ein 
Netz  bilden  würden,  tindcn  nicht  statt,  insbesondere  ist  die  Ertheilung  von 
Konzessionen  zum  Baue  oder  Betriebe  von  privaten  Stadtfernsprechnetzen  aus- 
geschlossen. Solche  Netze  dürfen  vielmehr,  wenn  nicht  im  einzelnen  Falle 
durch  Gesetz  das  Gegentheil  bestimmt  wird,  nur  auf  unmiUclbare  Rechnung 
des  Staates  hergestellt  werden.  Die  für  die  Feuerwehren  und  tür  andere 
städtische  Einrichtungen  erforderlichen  Fenisprech-  oder  Signainetze  werden 
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ASr  Rechnung  der  städtischen  Behörden  durch  das  Personal  der  Post-  und 
Telegraphenverwaltutig  erbaut  und  unterhalten. 

b)  Die  von  den  Eisenbahnen  errichteten  Telegraphen-  und 
Fernsprechleitungen  können  aufscr  tür  Bahnzwecke  auch  für  den  öffent- 
lichen Verkehr  benutzt  werden.  Die  Feststellung  des  Tarifs  für  die  auf  den 
Eisenbahnleittingen  zu  befördernden  Telegramme  steht  der  Fost-  und  Tele- 
graphenverwaltung zu;  Eiseubahndiensttel^ramme  sind  gebührenfrei.  Die 
Eisenbahnen  haben  die  Verpflichtung,  Staatstelegramme  kostenlos  zu  befördern ; 
feiner  müssen  sie  die  von  der  Post-  und  Telegraphenverwaltung  für  den 
Betneb  der  Leitungen  festgesetzten  Bedingungen  sorgfaltig  beachten  und 
müssen  Beamte,  die  diese  Bedingungen  nicht  erfttUen,  entlassen.  Die  mit 
Ueberwachung  der  TclegraphenliniLn  1  etrauten  Beamten  der  Post-  und  Tele- 
graphenverwaltung haben  Anspruch  auf  unentgeltliche  Beförderung  auf  den 
Eisenbahnen. 

c)  Konzessionen  zum  Baue  und  Betrieb  unterseeischer  Kabel  werden 
nur  im  Wege  des  Gesetzes  erlhetU.   Die  Kabelgesellschafteo  sollen  den  Dienst 

auf  ihren  Linien  mOglichst  durch  Beamte  portugiesischer  Staatsangehörigkeit 
wahrnehmen  lassen;  die  von  ihnen  anzuwendenden  Tarife  unterliegen  der 
Genehmigung  durch  die  Regierung.  Letztere  hat  auch  die  Befugnifs,  den 
Kabelverkehr  zeitweilig  ganz  oder  theilweise  aufzuheben. 

d)  Die  Genehmigung  zur  Anlegung  privater  Semaphorstationen 
soll  nur  ertheilt  werden,  wenn  jede  einzelne  Station  mehr  als  20  km  von  der 
nächsten  staatlichen  Semaphorstation  entfernt  ist.  Der  Anschluf';  privater  Sema- 
piiorstationen  an  das  staatliche  Netz  ist  gestattet;  die  Inhaber  solcher  Stationen 
haben  die  von  der  R^erung  erlassenen  Betriebsvorschriften  zu  beachten  und 
eine  jahrliche  Abgabe  an  den  Staat  auch  dann  zu  entrichten,  wenn  die  Station 
nicht  mit  dem  staatlichen  Netze  in  Verbindung  gebracht  i^f. 

e)  Die  Errichtung  und  der  Betrieb  industrieller  elektrischen  Unter- 
nehmungen unterliegt  der  Genehmigung  durch  die  Regierung,  die  zuvor  die 
MiinizipalbehOrde  und  die  Gencraldirektion  der  Posten  und  Tel^raphen  in 
der  Sache  zu  hören  hat. 

Beim  Baue  der  Telegraphen-  und  Fernsprech-Linien  und  -Lei- 
tungen sowie  der  pneumatischen  und  anderen  Anlagen  zur  Nachrichten- 
Uebennittelung  hat  die  Post-  und  Telcgraphenverwaltung  in  weitgehendem 
Mafse  das  Recht,  öffentliche  und  private  Wege,  Strafsen,  PIfltze,  Eisenbahnen 
und  andere  Kommunikationswege  für  ihre  Zwecke  zu  benutzen.  Auch  können, 
wo  der  Bau  der  genannten  Linien  es  erfordert,  Pfühle  und  Pfosten  auf  dem 
Gelände  von  Privaten  angebracht,  oberirdische  Liiuen  über  deren  Ligenthum 
gez<^en  sowie  StOtzen  an  den  Wunden  und  auf  den  Dxchem  angebracht 
werden.  Ferner  ist  die  Legung  unterirdischer  Leitungen  über  Privatgrund- 
stücke gestattet,  soweit  nicht  die  Benutzung  eingefriedigter  Gärten  oder  Höfe 
oder  von  Mauern  umschlossener  Grundstücke  in  Frage  kommt. 

Die  Eisenbahnen,  mit  Einschl^ufs  der  Privatbahnen,  sind  nach  dem 
Gesetze  vom  34.  Dezember  1901  verpflichtet,  die  Postwagen  und  die  zu  ihrer 
Bereitung  erforderlichen  Beamten  unentgeltlich  zu  befördern.  Den  neu  zu  kon- 
zessionirenden  Bahnen  soll  aufserdem  die  Verpflichtung  auferlegt  werden,  bei 
jedem  Zuge  zwei  Abtheile  eines  Wagens  i.  oder  2.  Klasse  zur  Beförderung  der 
Brie^posten  und  des  Begleitpersonals  zur  Verfügung  zu  stellen  sowie  die  ifufsere 
R^^ng  der  Postwagen  zu  übernehmen.  Die  unter  portugiesischer 
Flagge  fahrenden  Schiffe  haben  die  ihnen  überwiesenen  Briefposten  kosten- 
frei an  den  Bestimmungsort  zu  befördern.  Verkehren  die  Schiffe  regelmäfsig, 
so  kann  ihnen  das  Patent  als  Postschiff  gewährt  werden;  sie  geniefsen  dann 
besondere  Vorthdle,  wie  Bevorzugung  bei  der  Abfertigung,  Abfertigung  zu 
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jeder  Tageszeit  und  auch  an  Sonn-  und  Festtagen,  Befreiung  von  Zollrevi- 
sionen, wenn  nicht  besondere  Grfinde  vorliegen,  u.a.m.  Ausländische 
Schiffe  können  cbenfalh  das  Patent  als  Postschilf  erhalten;  sie  haben  dann 
die  gleichen  Rechte  und  Ptiichteii  wie  die  in  Portugal  bcheimatheten  Dampfer. 
Den  regelraüfsig  zwi.^clien  dem  l  estlandc  i^ortugals  und  fremden  Häfen  ver- 
kehrenden autllndischen  Dampfern  können  fttr  Beförderung  der  Briefposten 
Subventionen  gewahrt  werden. 

Die  Organisation  der  portugiesischen  Post-  und  Telegraphen- 
verwaltung ist  nach  dem  Gesetze  vom  30.  Dezember  1901  im  allgemeinen 
dieselbe  geblieben  wie  bisher:  das  Postwesen  und  das  Telegraphenwesen,  mit 
Einschlufs  der  elektrischen  Untmiehmungen,  unterstehen  dem  Ministerium  für 
öffentliche  Arbeiten,  für  Handel  und  ftir  Gewerbe;  die  eigentliche  Leitung 
des  Post-  und  Telegraphendienstes  sowie  die  Ueberwachung  der  elektrischen 
Unternehmungen  liegt  in  den  Händen  der  Generaldirektion  der  Posten  und 
Telegraphen,  die  eine  Abtheilung  des  genannten  Ministeriums  bildet.  Die 
Genmldirektion  besteht  jetgt  aus  ftlnf  (früher  vier)  Abtheilungen,  deren  jede 
zwei  Unterabtheilungen  umfafist;  vereint  mit  der  Gentriildirektion  der  Posten 
und  Telegraphen  wirkt  die  Generalinspektion  der  Telegrapiien  und  elektrischen 
Unternehmungen.  Unter  die  Abtheilungen  der  Generaldirektion  sind  die  Ge- 
schnfte  wie  folgt  verthdlt: 

Abtheilung  i:  Zentralleitung  und  Personalwesen, 

2:  Tclegraphenbau ,   Materialien   für  den   Post-   und  Tcle- 
graphendienst,    Ueberwachung    der   elektrischen  Unter- 
nehmungen, 
3:  Postbetriebsdtenst, 
4:  Teli^raphenbctricbsdtenst, 
3:  Kassen-  und  Rechnungswesen. 
Die  Gliederung  des  Jtufscren  Post-  und  1  elegraphendienstes  ist  ebenfalls  im 
wesentlichen  dieselbe  geblieben  wie  früher,  d.  h.  es  bestehen  in  Lissabon 
und  in  Porto  getrennte  Behörden  ftlr  die  Verwaltung  des  Postdiemtes  und  des 
Telegraphendienstes,  U  cilnend  in  den  übrigen  Bezirken  des  Landes  Verwaltungs- 
behörden errichtet  sind,  denen  gleichseitig  die  Ueberwachung  des  Postdienstes 
und  des  Telegraphendienstes  obliegt. 

Eine  neue  Postordnung  ist  in  Portugal  am  14.  Juni  1902  ersciiienen. 
Die  in  dieser  enthaltenen  Vorschriften  stimmen  in  vielfacher  Beziehung  mit 
den  für  den  Verkehr  innerhalb  Deutschlands  geltenden  Bestimmungen  Uberein, 
doch  bestehen  auch  manche  Abweichungen.  Von  Interesse  ist  besonders,  dafs 
die  Auszahlung  der  Postan weisungsbetrüge  in  Portugal  nicht  durch 
die  Postanstalten  statttindet,  sondern 

1.  in  Lissabon  durch  das  Schatzamt  des  Finanzministeriums, 
a.  in  den  übrigen  Hauptstädten  durch  die  Agenturen  der  Bank  von 
Portugal  und 

3.  in  den  sonstigen  Orten  mit  Behörden  durch  deren  Kassen. 
Die  Auszahlung  der  Postanweisungsbeträge  erfolgt,  wenn  es  sich  um  ge- 
wöhnliche Postanweisungen  bis  zum  Betrage  von  soMilreis  oder  um  telegra* 
phische  Postanweisungen  handelt,  stets  gleich  bei  Vorzeigung  der  Anweisung, 
wogegen  die  Kassen  bei  gewöhnlichen  Postanweisungen  von  mehr  als  Milreis 
eine  Zahlungsfrist  von  höchstens  7  Tagen  in  Anspruch  nehmen  dürfen.  Diese 
Bestimmungen  gelten  gleichmüfo'g  ftlr  Postanweisungen  des  internen  und  des 
internationalen  Verkehrs. 
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verwaltung. 

Der  Verwnltungsbericlit,  At^u  der  britische  General  -  Postmeister  für 
das  Rechnungsjalir  1901/02  erstattet  hat,  entbfilt,  wie  immer,  austührliche  An- 
gaben über  die  Entwickelung  des  Post-  und  Telegraphen  Verkehrs 
in  Grofsbritannien.  Da  wir  die  Gestaltung,  die  dieser  Verkehr  in  den 
letzten  Jahren  genommen  hat,  erst  bei  Besprechung  des  vorjührigen  Geschäfts- 
berichts der  britischen  Poslverwaltung  (Arcliiv  1002,  S.  iio  u.  f.)  eingehend 
behandelt  haben,  beschranken  wir  uns  heute  dornuf,  kurz  die  folgenden 
Zahlen  anzulUhren,  die  auch  ohne  niiherc  Erläuterung  ein  Bild  von  den  Er- 
gebnissen der  britisctien  Post-  und  Telegraphenverwaltung  im  letzten  Jahre 
geben. 


In  Grofibritannien  hat  betragen 

IQOOi'OI 

Stück 

190 1  '02 

Stück 

Zunahme 

V.  H. 

die  Zahl  der  Briefsendungen... 

3  642  800  000 

2  832  400  000 

5.2 

2  323  600  000 

2451  500000 

5*5 

419  000  000 

444  900  000 

732  400  000 

766  200  000 

4,6 

Zejtungsstndungen  .... 

1  67  Sog  000 

1 69  800  000 

1,2 

81  017  000 

86  600  000 

6,9 

1  118  788 

1  314972 

8,6 

nach  dem  Auslande  . . . 

a  005  506 

3  303  845 

9,8 

der  Betrag  der  Ein-  und  Aiusablungen 

Marit 

Mark 

787493300 

843384030 

7.1 

darunter  telegraphische  Post- 

33  573  220 

24  812  380 

9»9 

67  786  960 

77  540760 

«4,4 

nach  dem  Auslande  , . . 

30  609  160 

33  640  860 

6,6 

der  Betrag  der  auf  Postbons  ein- 

und  ausgezahlten  Betrüge  

597  634  520 

654  493  620 

9*5 

die   Zahl    der    beförderten  Tele- 

Stuck 

Stück 

89  576  961 

90  432  041 

1,0 

daronter  mit  dem  Ausland  aus- 

7  641  090 

7  626  589  ■ 

—  0,a. 

Aus  dem  sonstigen  Inhalte  des  Verwaltungsberichts  verdient  eine  Reihe 

von  Einzelheiten  Erwähnung.  Wir  ergänzen  die  Angaben  des  Berichts  nach 
dem  von  der  britischen  Postverwaltung  herausgegebenen  j)Po>t  Office  Guivlc«, 
der  in  vietehahrlicher  Wicvlerkehr  eine  ausführliche  Zusammenstellung  der  in 
Grofsbritannien  für  den  Verkehr  mit  der  Post  und  Telegraphie  in  Betracht 
kommenden  Bestimmungen  bringt. 

Mit  der  Ausgabe  von  Postwerthzeichen  mit  dem  Bildnisse  König 
Eduards  VII.  ist  am  i.  Januar  1902  begonnen  worden.  Die  Postverwaltung 
hat  zunächst  neue  Freimarken  zu  '/^  Penny,  1  Penny,  2Vj  Pence  und  6  Pence 
herausgegeben;  die  neuen  Marken  zu  i  Penny  (Gegenwerth  für  10  Ct.)  und 
zu  27^  Pence  (Gegenwertb  itlr  35  Ct.)  sind,  wie  es  dem  Art.  Vi  der  Vollzugs- 
ordnung zum  Weltpostvertrag  entspricht,  in  roth  und  dunkelblau  gedruckt, 
während  die  bisherigen  Marken  derselben  Werthe  in  purpur  bz.  in  purpur 
auf  blau  hergestellt  waren.  Die  übrigen  Markensorten  mit  dem  Bilde  des 
Königs  sowie  neue  Formulare  zu  Postkarten,  Kartenbriefen,  Briefumschlligen 
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und  Streifbändern  werden  folgen,  sobald  die  vorhandenen  BestSnde  Älterer 
Werthzeichen  und  Formulare  aufgebraucht  sind ;  zum  Theil  sind  sie  inzwischen 
bereits  ausgegeben  worden.  Nach  dem  »Post  Oftice  Guide«  stehen  bei  den 
britischen  Po^taiivlnlten  aufserordentlich  viele  Arten  gestempelter 
Formulare  /um  \  erkauf,  nämlich:  Fornmlare  zu  inlandischen  Postkarten 
(Taxe  Vs  Pcnny)  und  zu  Weltpostkarten  (Taxe  i  Penny),  einfach  und  mit 
Aotworl,  je  in  zweierlei  Ausstattung  (auf  vtarkem  und  weniger  starkem  Papiere); 
Formulare  /u  Kartenbriefen  mit  eingedruckter  Penny- Marke;  -  Sorten  Um- 
schläge zu  gewöhnlichen  Briefsendungen  'zwei  Sorten  mit  eingedruckter 
'/o  Penny-Marke,  drei  Sorten  mit  eingedruckter  Penny-Marke,  zwei  Sorten  mit 
eingedruckter  2  Pente -Marke);  zwei  Sorten  Zeitungsstreif  bXnder  (mit  einge- 
druckter '/s  P-^^iiii; -Marke  und  mit  Penny-Marke);  endlich  ÜQnf  Sorten  Um- 
schläge zu  b-insclireibbriefen.  Letztere  Umschläge  waren  bisher  mit  einer 
Marke  zu  2  Pence  gleich  dem  Betrage  der  Einschreibgebühr)  bedruckt,  erhallen 
aber  künftig  den  Aufdruck  einer  3  Pence-Marke,  damit  die  eingedruckte  Marke, 
wenn  der  Brief  das  einfache  Briefgewicht  nicht  Qberscbreitet,  sor  ]>8ckung 
auch  des  eigentlichen  Portos  ausreicht.  Für  sJlmnitliche  gestempelten  Formu- 
lare, auch  für  die  Postkarten,  wird  von  der  britischen  Post  ein  Aufgeld, 
welches  die  Herstellungskosten  decken  soll,  in  Rechnung  gestellt.  Beispiels- 
weise kosten  an  den  Postschaltem  in  England  drei  Paketkarten  mit  ein- 
gedruckter Penny-Marke  auf  starkem  Papier  2  Pence,  auf  weniger  starkem 
Papier  i"*,'^  Pence;  zehn  Postkarten  derselben  Art  fi  Pence  bz.  5'  .,  Pence. 

Von  Zweiradern  wird  in  Grofsbritannien  im  Landpo>-idienst  überall  Ge- 
brauch gemacht,  wo  die  Verhältnisse  ihre  \  crwendung  als  zweckmäfsig  er- 
scheinen lassen;  auf  einigen  Landpostkursen  finden  auch  Dreiräder  Ver- 
wendung, nämlich  da,  wo  die  zu  befördernden  Gegenstände  wegen  ihres 
Gewichts  nicht  mitUNt  /weirads  fortgeschafft  werden  können.  Auch  in  den 
Städten  sind  hie;  unA  dn  DreirJidcr  im  Gebrauche;  sie  werden  beim  Leeren 
von  Bricfkasien  und  tür  ühniiche  Zwecke  benutzt.  Eine  regelmäl'sige  Post- 
verbindung mittelst  Motorwagens  ist  von  der  britischen  Postverwaltung 
im  letzten  Jahre  zwischen  Liverpool  Und  .Manchester  Entfernung  28  englische 
Meilen  =  43  km)  zur  Beförderung  von  Packeten  eingciichtct  worden.  Die 
damit  gemachten  Erfahrungen  scheinen  aber  noch  nicht  besonders  befriedigend 
gewesen  zu  sein,  denn  in  dem  Berichte  des  General- Postmeisters  heifst  es,  bis 
jetzt  sei  kein  Motorwagen  gefunden,  der  schwere  Lasten  mit  derselben  Regel- 
mafsigkeit  wie  ein  von  Pferden  gezogener  Wagen  zu  befördern  im  Stande 
wäre.  Hinzugefügt  sei,  dafs  die  Frage  der  X'crwendung  von  Motorwagen  zur 
Fortschaffung  grofser  Lasten  für  die  britische  Postverwaltung  deshalb  besonders 
wichtig  ist,  weil  diese,  um  die  Zahlung  hoher  Beförderungsgebühren  an  die 
Eisenbahnen  zu  vermeiden,  auf  einer  ganzen  Reihe  von  Strecken  dazu  fiber> 
gegangen  ist,  die  Packete  nicht  mit  der  Eisenbahn,  sondern  durch  neben  der 
Bahn  verkehrende  Fulirwerke  befördern  zu  lassen. 

Der  Dienst  der  Telegraphenanstalten  an  kleinen  Landorten 
endigte  in  England  bisher  durchweg  um  8  Uhr  abends,  und  es  war  nach 
dieser  Zeit  für  die  Bewohner  der  betreffenden  Orte  unmöglich,  Nachlichten 
auf  telegrapliischem  Wege  nach  der  benachbarten  Stadt  zu  senden.  Dies 
wurde  vielfach  als  ein  Mifsstand  empfunden,  namentlich  wenn  e«;  sich  darum 
handelte,  in  Krankheitsfällen  einen  Arzt  herbeizurufen  oder  bei  FeuersbrUnsten 
und  Ähnlichen  UngltteksfiBlIen  Hülfe  zu  erbitten.  Die  britische  Poetverwaltung 
hat  sich  deshalb  jetzt  veranlafst  gesehen,  für  Fälle  dieser  Art  canen  Unfall- 
meldedienst  (entsprechend  der  in  Deutschland  seit  langer  Zeit  bestehenden 
gleichen  Einrichtung)  in  der  Weise  in<^  Leben  zu  rufen,  dafs  bei  den  Po'^t- 
und  Telegraphenümt^rn  in  den  Städten  Weckvorrichtungen  aufgestellt  worden 
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sind,  die  et  deo  benachbarten  kleineren  Anstalten  ermöglichen,  das  Amt,  ar 
weldies  sie  angeschlo>.sen  sind,  auch  zur  Nachtzeit  und  Uberhaupt  bei  Dienst- 

schlufs  anzurufen.  Die  Einrichtunc; .  die  zunächst  als  Versuch  gedacht  ist. 
findet  nur  für  den  Verkehr  mit  denjenigen  Landorten  Anwendung,  welche  für 
Aufstellung  der  erforderlichen  Wecker  eine  Gebühr  von  lo  Schilling  im 
Jahre  zu  zahlen  bereit  sind.  Die  aus  den  betrefienden  Orten  Nachts  abge- 
sendeten Telegramme  unterliegen  denselben  Gebühren  wie  andere  bei  Dienst- 
schlufs  aufgelieferte  Telegramme,  d.  h.  es  mufs  neben  der  gewöhnlichen 
Telegrammgebühr  eine  Sp ü 1 1  i n g ^ge bü h r  entrichtet  werden.  Letztere  beträgt 
nach  dem  »Post  Office  Guide«,  wenn  die  Aufgabcanstalt  zur  Zeit  der  Auf- 
lieferung des  Telegramms  plannUffsig  nur  für  den  Postdienst  bz.  nur  für  die 
Annahme  von  Pref>telegrammen  geöffnet  ist,  i  Schilling  bz.  6  Pence  für  den 
Telegraphislen  und,  wenn  dieser  erst  herbeigeholt  werden  rauls,  6  Pence  für 
den  Boten;  ist  die  Aufgabeanstalt  dagegen  zur  Zeit  der  Auflieferung  des 
Telegramms  gänzlich  geschlossen,  so  beträgt  die  Spätlingsgebühr:  i  Schilling 
für  den  Postmeister,  i  Schilling  für  den  Telegraphisten  und,  wenn  letzterer 
herbeigeholt  werden  mufs,  auch  noch  i  Schilling  für  den  Boten.  Werden  bei 
Dienstschiuts  von  demselben  Absender  mehrere  Telegramme  aufgeliefert,  so 
wird  die  Spätlingsgebühr  nur  einmal  erhoben. 

Grofsen  Schaden  haben  die  Telegraphenleitungen  Englands 
im  Winter  1901/02  durch  Schneestürme  erlitten;  die  Zerstörungen,  die 
diese  an  den  Leitungen  hervorgerufen  hatten,  waren  so  erheblich,  dafs  die 
telegraphisclic  Verbindung  zwischen  London  und  den  nördlich  von  Birmingham 
gelegenen  i^latzen  im  Dezember  1901  volle  vier  Tage  hindurch  unterbrochen 
war.  Die  Kosten  der  Wiederherstellung  der  Leitungen  betrugen  nahezu 
600  ODO  Marik.  IHe  durch  die  zeitweilige  Unterbrechung  des  telegraphischen 
Verkehrs  hervorgerufene  schwere  Sch.ldigung  geschäftlicher  und  anderer  Inter- 
essen bat  der  britischen  Postverwaltung  Anlafs  gegeben,  eine  Ausdehnung 
des  unterirdischen  Telegrapbennetzes  ins  Auge  zu  fassen.  Die  unter- 
irdische Linie  von  London  nach  Birmingham,  die  sich  in  der  Zeit  der  Stürme 
aufs  beste  bewährt  hat,  ist  inzwischen  nördlich  bis  Stafford  verlängert  worden 
und  soll  künftig  bis  Warrington  gehen,  um  hier  den  Anschlufs  an  die  ischen 
Maoehester,  Liverpool  und  Chester  bestehende  unterirdische  Telegraphen- 
Verbindung  zu  gcrwinnen.  Andere  unterirdische  Telegraphenlinien  sind  geplant: 
von  Preston  (nördlich  von  Liverpool)  Uber  Penrith  nach  Lanark  in  Schottland 
und  weiter  östlich  nach  Edinburg  und  westlich  nach  Glasgow,  ferner  von 
Manchester  nach  den  Hauptstädten  von  "^'orkshire  ^Bradlord  und  Leeds)  und 
weiter  nach  Newcastle-on-  Lyne.  Nach  Durchführung  dieser  verschiedenen  Pläne 
werden  die  haoptsichUchsten  Orte  Englands  und  Schottlands  unter  einander  eine 
von  W^itterungs-  und  ähnlichen  Einflüssen  nahezu  unabhängige  telegraphische 
Verbindung  besitzen.  Einige  Jahre  werden  freilich  noch  vergehen,  bis  dieses 
Ziel  erreicht  ist. 

Von  Interesse  sind  auch  die  Mittheilungen  des  Verwaltungsberichts  über  die 
Einrichtungen,  die  an  den  Küsten  Grofsbritanniens  getroffen  sind,  um.  für 
Schiffbrüchige  auf  telegraphischem  Wege  Hülfe  herbeiholen  zu 
können.  Nachdem  man  im  Jahre  1892  begonnen  hatte,  die  Leuclitthüi  nie 
und  andere  Küstenbewachungsstalionen  mit  Hafenorten,  an  denen  Rettungs- 
boote vorhanden  sind,  telegraphisch  zu  verbinden,  sind  heute  57  LeuchtthÜrroe 
and  492  andere  Küstenstationen  an  das  Telegraphennetz  angeschlossen.  Diese 
besonderen  Telegraphenleitungen  durften  ursprünglich  nur  dann  benutzt  werden, 
wenn  es  sich  darum  handelte,  zur  Rettung  von  Menschenleben  Hülte  herbei- 
zurufen. Neuerdings  ist  indefs  bestimmt  worden,  dafs  mittelst  jener  Leitungen 
auch  Telegramme  zwischen  den  Führern  und  den  Eigenthümern  gestrandeter 
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Schiffe  ausgetauscht  werden  dürfen.   Die  Telegramme  dieser  Art  unterliegen 

den  gewöhnlichen  TelegrammgebQhren  zuzüglich  eines  Zuschlags  von  lo  Pence. 

Das  Londoner  Fernsprechnetz  der  britischen  Post  vorwaltung 
(zu  vergl.  die  Mittheilungen  auf  S.  117  des  Archivs  von  1902J  ist  inzwischen 
zum  Theil  dem  Betrieb  Ubergeben  worden.  Aufser  dem  am  24.  Februar  1902 
erOffiieten,  fttr  lOOooTheilnehmer  eingerichteten  Hauptverroittelungsamte  (Central 
Exchange)  sind  in  dem  ci^cnfüclicn  London  bis  jetzt  noch  zwei  weitere  Fern- 
Sprech-Vermittelungsanstaltcn  (»Victoria«  und  »Western«  Exchanges)  fertig- 
gestellt, und  einige  andere  Vcrmittelungsanstalten  betinden  sich  im  Baue.  Weitere 
Vermittelungsümter  sind  in  einer  Anzahl  von  Londoner  Vororten  errichtet 
worden.  Die  Zahl  der  Theilnehmer  an  der  Londoner  Stadtfemsprecheinrichtung 
der  Postverwaltung  wächst  stetig.  Das  zur  Aufnahme  der  Fernsprechkabel  be- 
stimmte Röhrennetz  —  die  ganze  Anlage  wird,  wie  früher  erwähnt,  unter- 
irdisch hergestellt  —  hat  bereits  eine  Länge  von  600  engl.  Meilen  (963  km) 
erreicht,  und  die  Kabel  sind  bis  jetzt  in  einer  Lünge  von  330  Meilen  (531  km) 
verlegt  worden. 

Wer  an  Jas  LonJonei  Fernsprechnetz  angeschlossen  sein  will,  hat  nach 
dem  »Post  üftice  Guide«  entweder  eine  Grundgebühr  nebst  EinzelgebUhren 
für  jedes  Gespräch  oder  eine  BauschgebUhr  zu  zahlen.  Die  Grundgebühr 
betrügt  jahrlich: 

a)  beim  Anschlufs  an  eine  der  im  eigentlichen  London  gelegenen  Ver- 

mittelungsanstalten  5  Pfund  Sterl.  (100  Mark), 

b)  beim  Anschlufs  an  eine  der  in  den  Vororten  gelegenen  Vermittelungs» 
anstulten  4  Pfund  Sierl.  (80  Mark). 

Die  daneben  zu  entrichenden  Gesprächsgebühren  belaufen  sich  im  Falle 
zu  a)  auf  I  Penny,  wenn  das  Gespräch  mit  einem  im  eigentlkhen  London 
wohnenden  Theilnehmer  geführt  wird,  und  auf  2  Pence,  wenn  der  Theil- 
nehmer, mit  dem  gesprociien  werden  soll,  in  euieni  Vororte  wf)hnt.  Im  Falle 
zu  b)  ist  eine  Gesprächsgebühr  von  1  Penny  für  jedes  Gespräch  mit  einem 
an  dieselbe  Venninelungsanstatt  angeschlossenen  Theilnehmer  und  eine  solche 
von  2  Pence  ftlr  jedes  Gespräch  mit  einem  anderen  in  London  oder  einem 
der  Vororte  wohnenden  Theilnehmer  zu  entrichten.  Der  Mindestbetrag  der 
von  jedem  Theilnelimer  zu  zahlenden  Gesprächsgebühren  ist  auf  2'/j  Pfund 
Sterl.  (50  Mark)  im  Juhre  festgesetzt.  Eine  ermäfsigte.  Grundgebühr 
findet  Anwendung,  wenn  mehrere  Theilnehmer  an  diesdbe  Leitung  ange- 
schlossen sind,  und  zwar  beträgt  die  Grundgebühr  3  Pfund  Sterl.  (60  Mark), 
wenn  für  2  Anschlüsse,  und  2  Pfund  Sterl.  (40  Mark),  wenn  für  3  bis  lo 
Anschlüsse  eine  und  dieselbe  Leitung  benutzt  wird.  Gesprächsgebühren  sind 
von  den  gegen  ermilfsigte  Grundgebühren  an  du  Fernsprechnetz  angeschlossenen 
Theil nehmem  alljxhrlich  mindestens  in  Hohe  von  3  Pfund  Sterl.  (60  Mark) 
zu  zahlen.  Wünscht  ein  Fernsprechtheilnehmer,  dafs  die  von  ihm  zu  ent- 
richtende Gebühr  von  der  Zahl  der  geführten  Gespräche  unabhängig  sei,  so 
wird  von  ihm  eine  jahrliche  BauschgebUhr  von  17  Pfund  Sterl.  (340  Mark) 
und,  wenn  er  mehrere  Anschlüsse  hat,  für  jeden  weiteren  Anschluß  eine 
Jahresgehühr  von  14  Pfund  Sterl.  (280  Mark)  erhoben.  Bemerkenswerth  ist 
dabei,  ilafs  den  Hotels,  Restaurants,  Waarenhausern  u.  s.  w.  die  Thcilnahme 
an  der  Stadtfemsprecheinrichtung  gegen  Zahlung  einer  BauschgebUhr  nicht  ge- 
stattet ist,  dafs  vun  diesen  vielmehr  in  jedem  Falle  die  Zahlung  der  Grund- 
gebühr mit  Einzelgebuhren  fUr  Jedes  Gespräch  in  Anspruch  genommen  wird. 
Die  Gebühr  für  Benutzung  der  öffentlichen  Fernsprechstellen  ist 
in  London  auf  2  Pence  für  jedes  Gespräch  festgesetzt.  Gegen  Zahlung  der 
im  Vorstehenden  angeführten  Gebühren  können  von  den  Theilnehmern  an  der 
Londoner  Fernsprecheinrichtung  der  Poslverwaliung  Gespräche  nicht  nur  mit 
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den  ttbrigen  Thetlnehmera  «n  dieser  Einrichtung  geführt  werden,  sondern 
nach  einer  zwischen  der  Post  und  der  National  Telephone  Company  getroffenen 

Vereinbarung  auch  mit  den  Abonnenten  der  letzteren, 

Aufser  in  London  sind  von  der  britischen  Postverwaltung  im  letzten  Jahre 
Stadtternsprechnetze  noch  an  39  anderen  Ürten  eröffnet  worden,  und 
weitere  Femspiecbanlagen  der  Post  befinden  sich  im  Baue.  An  mehreren 
Orten,  u.  a.  in  Brighton  und  Portsmouth,  wurde  den  Gemeindebehörden  die 
Genehmigung  zur  Errichtung  eines  Stadffernsprechnetzes  ertheilt;  in  zwei 
Orten,  nämh'ch  in  Glasgow  und  Tunbridge  Wells,  wurden  von  den  Gemeinde- 
behörden geschaffene  Fernsprechanlagca  dem  Betrieb  Ubergeben. 

Die  Herstellung  der  Fernsprechyerbindungsanlagen  von  Ort  zu 
Ort  steht  in  Grofsbritannien,  wie  wir  früher  (Archiv  1902,  S.  1 16)  erwähnt  haben, 
jetzt  aus^chüefslich  der  Postverwaltung  zu.  Die  Zohl  der  Vei  l>indüngsleitungen 
ist  im  letzten  Jahre  auf  1165  mit  einer  Gesammtlünge  von  96000  engl.  Meilen 
(157  683  km)  angewachsen,  und  es  sind  durch  sie  328  Orte  mit  einander  ver- 
bunden, an  denen  dch  tbeils  von  der  Post  unterhaltene  Fernsprechnetze  be- 
finden, theils  Fernsprechnetze,  die  von  der  National  Telephone  Company  oder 
von  den  Gemeinden  errichtet  worden  sind.  Die  Benutzung  der  Ver- 
bind ungsieitungen  unterliegt  nach  dem  »Post  Oftice  Guide«  folgenden 
Gebabren:  für  jedes  Gespmch  bis  zu  3  Minuten  Dauer  ist  zu  entricliten 
bei  einer  Entfernung    bis  zu  25  Meilen         (40  V4  ^n^)  der  Betrag  von  3  Pence, 

-  von  mehr  als  25  bis  50  Meil.  (8o'/j  -  )  -     -       -  6  - 

 50-75      -      (>20»/4    -    )     -        -  -     9  - 

-  "     '  75  -         -    (161      -  )  -     -       •    I  Schill., 

-  -      -     -100  Meilen       (161     -  ) 

für  )ede  40  Meilen  (64  km)  oder  einen  Theil  davon  -  -  -  6  Pence. 
Für  Abonnenten  der  National  Telephone  Company  sowie  für  Abonnenten 
der  von  den  Gemeinden  errichteten  Stadtfernsprecheinrichtungen  tritt  zu  diesen 
Gd>Qhren  ftlr  Benutzung  der  Verbindungsleitungen  eine  nach  der  Entfernung 
abgestufte  Zuschlagtaxe  von  3  bis  6  Pence.  Diese  Zuscblagtaze  kommt 
aber  ftir  Gespräche,  die  mit  oder  von  den  Londoner  Abonnenten  der 
National  Telephone  Company  geführt  werden,  nicht  zur  Erhebung,  so  dals 
diese  in  Bezug  auf  die  Benutzung  der  Verbindungsleitungen  von  Ort  zu  Ort 
in  jeder  Beziehung  dieselben  Rechte  haben,  wie  die  Theflnehmer  an  den  von 
der  Ptostverwaltung  ins  Leben  gerufenen  Stadtfeinsprecheinrichtungen. 


Zur  Geschichte  des  Telegraphenamts  in  Strafsburg  (Elsafs). 

Strafsburg  hat  seinen  ersten  (optischen)  Telegraphen  bereits  im  Jahre  1798, 
also  zu  einer  Zeit  erhalten,  als  dieses  Verkehrsmittel  in  Deutschland  auch  dem 
Namen  nach  kaum  bekannt  gewesen  sein  dflrfte.   (Die  erste  preufsische  Linie 

Berlin-Cobtenz  ist  1833,  also  34  Jahre  später  in  Angriff  genommen  worden.) 
Es  handelte  sich  naturgemäfs  vor  allem  dariiin,  der  wichtigen  Grenzfeste  eine 
Verbindung  mit  Paris  zu  verschaffen.  Die  Linie  wurde  indefs  nicht  unmitieibur 
nadi  der  Landeshauptstadt,  sondern  nach  Metz  geführt,  von  wo  damals  bereits 
eine  Verbindung  nach  Paris  bestand.  Bei  der  Herstellung  beachtete  man  genau 
die  von  Claude  Chnppc  für  die  optischen  Linien  ausgearbeiteten  Grundsü't/.e. 
Der  12.  Prairial  des  Jahres  VI  (31.  Mai  ["oS)  wird  als  der  Tag  bezeichnet, 
»autjuel  le  cit.  A.  Chappe  en  a  annonce  l  aclivitc  aux  principales  autorites  con- 
stituies  de  Strasbourg«. 


24  ^ur  Geschichte  de!>  Tciegraphenamts  in  Stralsburg  (ELsafs). 

Die  Station  fand  ihr  Unterkoroinen  in  dem  Aufbaue  des  Münsters,  der  unter 

dem  Namen  Bischofsmütze  allgemeiner  bekannt  ist.  Zwischenstationen,  denen 
nur  die  Wiederholung  der  Zeichen,  nicht  aber  die  Annahme  von  Telegrammen 
nblag,  befanden  sich  innerhalb  des  Departements  Bas-Rhin,  dem  beutigen  Unter- 
elsafs,  in  Dingsheim,  in  Willgottheim  und  auf  dem  Hohbarr  bei  Zabera.  Sie 
waren  mit  je  2  Beamten  (stationmiires)  besetzt. 

Im  nächstfolgenden  Jahre  erhielt  Strafsburg  eine  zweite  optische  Telegraphen- 
ünie,  und  zwnr  nach  Basel.  Um  Verwechselungen  zu  vermeiden,  brachte  man 
die  zugehörige  Station  in  einiger  Entfernung  vom  MUn^ter,  auf  dem  kleinen 
Thurme  der  Jung  St.  Peterldrcbe,  unter.  FQr  das  Jahr  1800  war  die  Herstellung 
einer  Verbindung  nach  Mainz  in  Aussicht  genommen.  Die  Maschinen  waren 
bereits  in  Bestellung  gegeben  worden,  doch  scheint  die  Anlage  unausgeführt 
geblieben  zu  sein.  .ledenfalls  war  man  hier  —  wie  bereits  bei  der  bald  wieder 
beseitigten  Linie  nach  Basel  —  bdion  Uber  das  BedUrtnils  hinausgegangen. 

Dagegen  erwies  sich  die  Verbindung  mit  Paris  als  durchaus  lebenskräftig. 
Sie  versah  ihren  Dienst  ununterbrochen,  bis  sie  im  Jahre  1832  von  ihrem 
jüngeren  und  leistungsfähigeren  Bruder,  dem  elektrischen  Teleuiaphen.  abgelöst 
wurde.  Während  der  ganzen  Zeit  von  i-nS  biN  iS;,2  wickche  ^icli  der  Dienst 
in  den  hergebrachten  Formen  ab.  Wesentliche  Acnderungen  an  den  von  Claude 
Chappe  angegebenen,  bewahrten  Einrichtungen  liefsen  sich  auch  bei  Aufwen- 
dung  gröfsten  Scharfsinns  nicht  anbringen,  und  so  bot  die  optische  Station  in 
Strufsburg  bald  das  Bild  eines  recht  beschaulichen  Daseins.  Der  Dienst  war 
leicht;  denn  bei  Nacht  und  an  den  häuhgen  nebligen  Tagen  ruhte  der  Beirieb 
vollständig. 

Obgleich  bei  Herstellung  der  Verbindung  nach  Strafsbui^  in  erster  Linie 
militXrische  Rücksichten  ma&gebend  gewesen  waren,  blieb  die  Station  —  wie 

die  gesammte  Telegraphenverwaltung  —  dem  Ministerium  des  Innern  unter- 
stellt. Die  Leitung  des  Amtes  war  einem  directeur  de  la  correspondancc  tele- 
graphique  übertragen.  Seine  Hauptaufgabe  bestand  in  der  Zusammenstellung 
der  abgehenden  und  der  Uebersetzung  der  ankommenden  Depeschen.  Aufser- 
dem  erledigte  er  nia  correspondance  administrative,  le  personnel,  le  materiel, 
la  comptabilite  et  tout  ce  qut  se  rattache  au  bien  du  service«.  Das  sind  also 
im  wesentlichen  die  Pflichten,  die  auch  unseren  Amt^vorstehern  Ubertragen 
sind.  Die  lange  Reihe  der  Strafsburger  Telegraphendirektoren  erOffiiet 
Abraham  Chappe  (vielleicht  ein  Verwandter  von  Claude  Chappe).  Seit  1835 
wohnten  die  Direktoren  eine  Reihe  von  Jahren  hindurch  im  Schlosse,  gegen- 
über dem  Münster,  Stlir  wahrscheinlich  war  ihnen  wegen  der  Nähe  der 
Teiegraphenstation  eine  Dienstwoimung  daselbst  eingeräumt  worden. 

Wenn  die  Telegraphie  in  Frankreich  wlihrend  der  letzten  Jahre  des  optischen 
Telegraphen  unleugbar  den  Eindruck  des  Stillstandes  machte,  so  änderte  sich 
das  BilJ  ganz  erheblich,  nachdem  man  die  Nothwendigkeit  der  Einführung 
elektrischer  Apparate  klar  erkannt  hatte.  Am  i.  August  1831  bewilligte  die 
Nationalversammlung  eine  Summe  von  300000  Franken  für  die  Herstellung 
elektrischer  Telegraphen;  darunter  waren  auch  49  579,15  Franken  für  dne 
Linie  von  Saarburg  nach  Stralsburg  vorgesehen.  Das  Gestänge  wurde  längs 
der  im  Baue  begritfenen  Eisenbahnlinie  errichtet.  Die  Fertigstellung  der  .An- 
lage verzögerte  sich  bis  185,2.  In  diesem  J.dire  wurde  in  Strafsbing  der  elek- 
trische i  clegraph  eröffnet.  Der  lag  ist  zwar  nirgend  verzeichnet,  raii  grofscr 
Wahrscheinlichkeit  ist  aber  der  26.  August  anzunehmen,  da  an  diesem  Tage 
nach  der  Angabe  Piton's  in  seinem  Werke  »Strasbourg  illustr^«  der  optische 
Telegraph  auf  dem  Münster  seinen  Dienst  lür  immer  einstellte.  Seit  der  Ein- 
luhiung  des  elektrischen  Telegraphen  in  Siralsburg  würde  also  kürzlich^  ein 
halbes  Jahrhunderl  veriiossen  gewesen  >eui. 
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Bei  der  Uberaus  günstigen  Lage  5traisburgs  an  der  Ostgrenze  de^  iran/.ü- 
»ischen  Reichs  mufste  die  Station  als  besonders  geeigne*  fttr  die  Vermittelung 
des  Verkehrs  mit  SUddeutschland  erscheinen.  FrUlizeitig,  am  26.  August  18 s, 2, 
wurde  L-ine  Leitung  nach  Kehl  in  Betrieb  genommen,  welche  den  Verkehr 
nicht  nur  nach  Baden,  sondern  bis  Lemberg,  Pest,  Venedig  und  Toskana  ver- 
mittelte. Bemerkenswerth  ist  das  Abkommen,  welches  wegen  der  Herstellung, 
Unterhaltung  und  Bedienung  der  Verbindungsleitung  am  35.  August  1853  in 
StFB&burg  zwischen  dem  französischen  Gesandten  Engelhardt  und  dem  badischen 
Ober-Postdircktor  Freih.  von  Reisenslcrn  abge*^chlossen  wurde.  Danach  mulste 
jede  Verwaltung  den  auf  ihr  Gebiet  enttallendcn  Theii  der  Anlage  erbauen 
und  in  Stand  hatten.  Die  Bedienung  erfolgte  indefs  ausschliefslich  durch 
badisches  Personal.  Zu  diesem  Zwecke  theilte  Baden  auch  der  französischen 
Station  einen  Beamten  zu.  Dieser  blieb  badi^cher  Unterthan,  konnte  auch  nur 
Jurcli  die  Grofsherzogliche  Verwaltung  bestraft  werden,  war  im  übrigen  aber 
gehalten,  sich  den  für  die  französiche  Station  erlassenen  Dienstvorschriften  zu 
unterweifen.  Neben  der  Wahrnehmung  des  Dienstes  an  der  Leitung  nach 
Kehl  lag  ihm  die  Aufstellung  der  .\brechnung  und  die  Uebersctzung  der  Tele- 
gramme ob;  denn  die  französische  Verwaltung  verlangte,  dafs  die  aus  Baden 
u.  s.  w.  herrührenden,  nicht  nach  Strafsburg  gerichteten  i  eicgramme  vor  dem 
L'ebergang  auf  ihre  Linien  in  das  Französische  übersetzt  werden  mufsten.  Die 
Dienstgeschflfte  des  ersten  badiscben  Beamten  in  Strafsburg  kOnnen  nicht  unbe» 
deutend  gewesen  sein;  denn  schon  1853  wurde  der  Station  ein  zweiter  zugetheilt. 

Dem  vorstehend  erörterten  Uebereinkommen  der  beiden  Telegraplienver- 
waltungen  folgte  am  22.  Januar  1855  ein  Hegierungsvertrag.  In  diesem  wurde 
vereinbart,  die  zwischen  Frankreich  und  Baden  auszuwechselnden  Telegramme 
stets  Ober  die  Verbindungsanlage  Strafsburg-Kehl  zu  leiten,  sofern  der  Ab- 
sender einen  anderen  Weg  nicht  ausdrücklich  vorgeschrieben  hatte.  Zur 
Hebung  des  Lokal  Verkehrs  wurden  gleichzeitig  die  Gebühren  für  die  Tele- 
gramme aus  Strafsburg  nach  Kehl  und  umgekehrt  auf  2,50  Franken  (statt  des 
sonstigen  Mindestsatzes  von  5  Franken)  ermSfsigt.  Diese  »^Franken  wurden 
zwischen  den  beiden  Verwaltungen  halbscheidlich  getheilt. 

Im  Jahre  1^53  verabredete  die  franzö-^ische  Regierung  mit  der  bayerischen 
den  Bau  einer  Telegraphenleitung  von  Strafsburg  über  Weihenburg  nach  der 
Pfalz  ^Vertrag  vom  10.  Mai).  Aus  diesem  Anlas.se  kamen  auch  bayerische  Tele- 
graphenbeamte nach  Straüsburg.  hidefe  sind  sowohl  die  Bayern  wie  die  Badenser 
nach  kurzer  Zeit  wieder  zurückgezogen  worden. 

Mittlerweile  hatte  der  zuständige  Minister  unterm  27.  Dezember  1^5,3  die 
Einrichtung  de^  Nachtdienstes  in  Paris,  Lyon,  Marseille,  Bordeaux  und  Strafs- 
burg angeordnet.  Aus  dieser  Zasammensteilung  geht  wohl  deutlich  hervor, 
welche  hohe  Bedeutung  der  Strafsburger  Station  von  An&ng  an  beigemessen 
wurde.  Für  die  Strafsburger  brachte  die  Neuerung  u.a.  den  Vortheil.  dafs 
Nachtlelegramme  gegen  die  einfache  Taxe  angenommen  wurden,  während  für 
solche  Depeschen  bei  den  Stationen  ohne  Nachtdienst  die  doppelten  Gebühren 
zur  Erhebung  kamen. 

Besondere  Aufmerksamkeit  verwendete  die  französische  Telegraphenverwal- 
tung auf  Jie  Herstellung  guter  VerbinvUnigen  zwischen  Straf^^burg  und  den 
wichtigeren  Städten  Frankreichs.  Wie  eine  /ircularverfUgung  des  Ministers  des 
Innern  vom  1 .  Dezember  1 8O2  ergiebt^  verfügte  das  Anit  Strafsburg  im  zehnten 
Jahre  nach  der  Einführung  des  elektrischen  Betriebs  tiber  folgende  Leitungen : 
unmittelbare  Leitungen  für  den  grolsen  Verkehr:  nach  Lille,  Paris  und 
Lyon : 

unmittelbare  Leitungen  für  den  mittleren  Verkehr:  nach  Karlsruhe  (Baden^, 
Kehl,  Dijon,  Mülhausen  und  der  Pfalz; 
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Leitungen  nach  anderen  Departements  (fils  interd^partementaux) :  nach 

Pariv   2  Stück)  und  Lille  sowie 
für  den  Wrkehr  innerhalb  des  Departements  (fils  departanentaux):  nach 
W'L'Sonburg,  Schlcti'-taJt  und  Zabern. 
Der  \t;ikclir  aut  den  Lciiungen  war  für  damalige  Zeilen  recht  rege.  Es 
wurden  1862  12449  Telegramme,  darunter  2323  internationale  befördert  und 
■^4167,68  Franken   eingenommen.     Allerdings  nahm  Strafsburg  damit  unter 
den  fianzösischcn  Stationen  erst  die  27.  Stelle  ein,  während  das  benachbarte 

Müliiauscn  Jen  20.  l^latz  heliauptete. 

Die  gerinj^e  Lnlwickclung  des  Lukalnetzcs  im  Departement  Bas-Rliin  war 
im  Jahre  1870  noch  nicht  behoben.  Strafsburg  stand  1870  in  telegraphischer 
Verbindung  mit  den  durch  Staatsbeamte  verwalteten  unterelsässisclien  Stationen 
in  Weifsenbnrg,  Hagenau,  Risciuveiler,  Zabern,  Molsheim  und  Schlettstadt. 
Bei  den  nachstehenden  Anstnlti-n  war  der  Dienst  den  Ciemeindebeamten  über 
tragen  (bureaux  nuinicipaux):  Barr,  Oberehnheim,  Klingenthal,  Rosheim,  Mutzig, 
Lutzelhausen,  Wasselnheim,  Markolsheim,  Zomhof-Monsweiler,  Lnuterburg, 
Scltz,  Königshofen  und  lllkirch-Grafcnstaden. 

Besonderes  Intcrc^NC  bietet  ein  Ueberblick  über  die  Gestaltung  des  Personal 
bestandes.  Nach  der  Aufnahme  des  elektrischen  Telegraphenbetriebs  1852  ver- 
mochten ein  Direktor  und  7  nachgeordnete  Beamte  (darunter  der  Badenser) 
den  Verkehrsansprüchen  vOlUg  gerecht  zu  werden;  1870  bestand  das  Personal 
aufser  dem  Direktor  aus  41  Kö{  kn.  Die  Direktoren  stellten  eine  Kaution  von 
2000  Franken;  ihr  Hinkommen  betrug  an«^cheinend  3000  I'ranken;  aufserdem 
bezogen  sie  eine  Bauschsumme  von  wechselnder  Höhe  ^iboj  :  1200  Franken)  für 
die  Beleuchtung  und  Heizung  der  Dienstrilume.  Sie  wohnten  fast  immer  in  dem 
Hause,  in  dem  die  Station  untergebracht  war,  besalsen  also  wohl  Dienstwohnung. 

Während  der  Belagerung  ruhte  der  Betrieb  naturgemSfs  vollständig.  Das 
Personal  verstreute  sich  gröfstentheils.  Nur  einzelne  Beamte  kehrten  nach  und 
nach  zurück,  um  in  die  Dienste  der  deutschen  Verwaltung  Uberzutreten.  Der 
Tclegrammverkehr  blieb  nach  der  Besitzei^eifung  durch  die  Deutschen  zunSchst 
auf  die  dienstlichen  Depeschen  der  Behörden  und  auf  die  Privattelegramme 
der  deutschen  OfHziere,  Mannschaften  und  Beamten  beschränkt.  Erst  nm 
20.  .April  J871  ertbl^te  die  Freii^abe  des  vollen  Verkehrs  unter  den  für  die 
norddeutschen  Anstalten  geltenden  Bestimmungen. 

Die  weitere  EntwickeTung  des  Telegraphenamts  unter  der  deutschen  Ver- 
waltung ist  bereits  mehrfach  zum  Gegenstande  von  Erörterungen  gemacht 
worden.  Hervorzuheben  ist  hier  nur  noch,  dnls  der  Uebergang  der  Stadt  an 
das  Deutsche  Reich  eine  vollständige  Aenderiiiii;  der  Verkehrsbcziehiuigen  mit 
sich  biachte.  Demgeniäfs  wurden  die  Leitungen  nach  Frankreich  bis  auf 
wenige  entbehrlich.  Dafür  trat  das  BedOrfnifs  nach  Herstellung  von  Verbin- 
düngen  nach  dem  Mutterland  ein.  Die  dem  Amte  jetzt  zur  Verfügung  Stehenden 
Verkehrsadern  nach  den  altdeutschen  Gebieten  stehen  an  Umfang  und  Leistungs- 
füliij^keit  den  iip!iercn  Leitungen  nach  dem  Inneren  Frankreichs  in  keiner  Be- 
ziehung naci).  liin  besonderes  Verdienst  darf  die  deutsche  Verwaltung  durch 
die  Schaffung  eines  ausgebreiteten  Lokalnetzes  im  Unterelsafs,  dessen  Mittel- 
punkt Strafsburg  ist,  für  sich  in  Anspruch  nehmen.  Von  den  sonstigen,  seit 
dem  Jahre  iS-o  durchgetührten  MafMiahinen  zur  Förderung  und  Sichening 
des  Verkehrs  sind  zu  nennen:  die  unterirdische  Führung  der  Stadt-Telegraphen- 
linie, die  Inbetriebnahme  der  Stadt- Fernsprecheinrichtung  (beides  1882},  die 
Einrichtung  des  Doppelteitungs-  und  Induktionsweckbetriebs  für  die  Femsprech- 
anschlUsse  (1900  bis  1901)  und  die  Aufnahme  des  Nachtdienstes  im  Fernver- 
kehre während  des  Sommers  1902. 
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In  der  Gesellschaft  für  Erdkunde  hat  kürzlich  Dr.  Rieh.  Kandt  einen  sehr 
bemerkenswcrthcn  Vortrag  über  den  Oberlauf  des  Kagcra-Nilcs  geliLilten, 
worin  er  u.  a.  eine  neue^  anscheinend  von  einem  vollen  Erfolge  gekrönte 
Losung  der  uralten  Frage  nach  Ursprung  und  Quelle  des  Niles  entwickelte, 
eines  Problems,  über  das  auch  das  Archiv  an  der  Hand  der  bisherii^cn  ein- 
schlägigen Forscherthiitigkeit  mehrfach  —  zuletzt  in  dem  Aut'sat/c  auf  S.  3  i  s  fl. 
de^  Jahrganges  1893  —  Mittheilungen  gebracht  hat.  Dr.  Kandt  hat  dem  Stu- 
dium der  Frage  einen  vierjährigen  Aufenthalt  in  dem  interessantesten  Theile 
unseres  ostafrikanischen  Interessengebiets,  den  Kitara- Staaten  und  dem  ihnen 
zuc;ehörigcn  Lande  Hunndi,  gewiJmot,  die  westlich  vom  Victoria  Nyanza-See 
sich  bis  zu  dem  zentralatrikanischen  Kandu'ebirge  erstrecken,  das  die  Wasser- 
scheide zwischen  Nil-  und  Kongo -Gebiet  bildet. 

Wie  wir  dem  »Reichs- Anzeiger«  entnehmen,  ging  der  Vortragende  davon 
aus,  dafs  niiaufwflrts  der  Ursprung  des  »heiligen v  Stromes  sich  bis  zum 
Victoria  Nyanza-See  verfolgen  läfst,  dem  er  entströmt.  Ob  aber  deshalb  dieser 
ungeheuere  See  auch  zugleich  als  die  eigentliche  Quelle  des  Niles  gelten  könne, 
hänge  von  der  Voraussetzung  ab,  duis  dessen  eigene  Q.uellcn  und  die  atmo- 
sphflrischen  Niederschltfge  ihn  so  stark  mit  Wasser  versorgen,  da(s  dagegen 
alle  Zuflüsse  zusammen  gar  nicht  in  Betracht  kommen.  Das  sei  in  1  t  bei 
weitem  nicht  der  Fall;  denn  iKm  See  empfange  von  sich  selbst  und  durcli 
Niederschläge  kaum  so  viel,  als  seme  Fläche  durch  Verdunstung  an  die  Atmo- 
sphffre  wieder  abgebe.  Die  vielen  Zuflüsse  nun  ous  grOfserer  oder  geringerer 
Feme  zusammen  genommen  wUrden  aber  weit  Ubertrotfen  durch  die  riesigen 
Wassermassen,  die  ihm  mit  100000  cbm  in  der  . Mimitc  durch  den  gewaltigen 
Kagera- Strom  zuHiefsen,  der  von  Westen  kommend  m  den  See  fallt:  es  sei 
daher  unter  den  Kennern  Mittel- Afrikas  seit  langem  aufser  Zweifel,  dafs  man 
den  Kagera  als  den  eigentlichen  EmBhrer  des  Nyanza^Sees  zu  betrachten  habe; 
nur  wAre  die  Frage  immer  strittig  gewesen,  welcher  der  vielen  Nebenflüsse  des 
Hauptstroms,  indem  man  ihn  in  seinem  l.aule  aufwärts  verfolgt,  als  der  von 
der  Stelle  des  Zusammenflusses  beginnende  Uberlauf  des  Kagera  anzusehen 
sei.  Die  von  den  Eingeborenen  den  Flüssen  gegebenen  Namen  könnten 
hierfbr  nicht  ohne  weiteres  mafsgebend  sein,  obgleich  sie  in  vielen  Ftfllen 
das  Richtige  triifen.  Aber  beim  Kagera  trete  als  für  die  Untersuchung 
erschwerender  Umstand  hinzu,  dafs  sich  sein  Name  oberhalb  gänzlich  verliere. 
Als  sicherstes  Kennzeichen,  ob  an  einer  Gabelung  der  eine  oder  andere  Flufs 
als  der  Hauptflufs  anzusprechen  sei,  dürfe  wohl  die  von  jedem  geführte 
Wassermenge  gelten;  doch  müsse  auch  dieser  Mafsstab,  namentlich  wo  es 
sich  um  unbeträchtliche  IJnterechicilc  handele,  mit  der  gröisten  \'orsicht  an- 
gelegt werden,  besonders  wenn  man  die  Beobachtungen  in  der  Regenzeit  an- 
stelle, wo  Zufälligkeiten  in  den  Niederschlägen  einen  kleineren  Flufs  vorüber- 
gehend mehr  als  einen  grOiseren  angeschwollen  haben  könnten;  man  werde 
also  den  Vergleich  zu  verschiedenen  Zeiten  ziehen  müssen,  um  Ttfuschungen 
zu  entgehen,  am  besten  und  zuverlässigsten  in  der  trockenen  Jahreszeit. 

Dr.  Kandt  hat  diesen  Erwägungen  entsprechend  mit  Sorgfalt  verfahreri  und 
dabei  auch  die  Gestaltung  der  Thäler  ins  Auge  gefafst,  deren  Ausdehnung 
werthvoile  Anhaltspunkte  für  die  Entscheidung  der  vorliegenden  Frage  giebt. 
Er  entwarf  ein  anschauliches  Bild  von  den  geologischen  Vorgängen,  die  bei 
Bildung  dieses  Thciles  des  mittelafrikanischen  hydrographischen  Netzes  ausschlag- 
gebend gewesen  sind.  In  sehr  weit  zurückliegender  Zeit  —  so  führte  er  aus  , 
wahrscheinlich  zur  Karbon*  (Steinkohlenformations-)  Zeit,  ist  eine  mächtige,  sich 
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zwischen  dem  32.  und  36.  Meridian  erstreckende  Landscholle  in  Folge  Faltung 
des  Erdkörpers  eingesunken  und  durch  emporquellenden  Granit  Oberdeckt 
worden.    Dcitt  m'Mvüichcn  Theil  dieser  Senke  entspricht  der  Victoria  Nyanza- 

See,  wahrscheinlich  aber  ursprünglich  auf  f^cringerem  Areal,  als  er  später  be- 
deckte, weil  Vorgänge,  die  sich  in  geologisch  viel  jUngerer  Zeit  zu  beiden 
Seiten  dieser  Senke  vollzogen,  nothwendig  fär  seine  WasserüQlIung  ausschlag- 
gebend sein  mufsten.  Es  bildeten  sich  nfimlich  die  beiden  grofsen  sogen. 
»Graben«,  der  zentralafrikanische  und  der  O'^tafrikani'^che.  und  die  damit  ver- 
bundene starke  Aufwuktiing  der  Grabenränder  nach  der  oben  erw.fhntcn 
Senke  hin  muls  zusammen  mit  der  gleichzeitigen  Bildung  vieler  kleiner  Spalten 
von  Einflufs  auf  die  Wasserwege  gewesen  sein.  Damals  empfing  bis  auf 
spatere  vulkanische  Voi^flnge  am  Oberlaufe  des  Kagera  das  System  dieses 
Flu'^'^es  seine  heutige  Gestalt,  sein  ganzer  L'nleriauf  liegt  heute  auf  altem  Scc- 
boden  des  gegen  seine  frühere  Höhe  um  ^^o  m  erniedrigten  Victoria  Nyanza. 

Dr.  Kandt  unterscheidet  drei  Terrassen,  welche  der  Kagera  bis  zu  seiner 
Mtindung  in  den  See  passirt:  wenn  man  den  Strom  aufwürls  verfolgt,  so  ist 
das  Ende  des  Unterlaufs  bz.  die  Grenze  zwischen  Unterlauf  und  Mittellauf 
d  l.  wo  der  Kagera  in  der  Nahe  von  Ritangulu  aus  dem  Bcrgland  in  die  Ebene 
eintritt,  das  Ende  des  Mittellaufs  und  der  Bei^inn  des  Überlaufs  aber  dort,  wo 
unter  Bildung  von  Stromschnellen  und  Lagunen  der  Kagera  dem  hohen  Ge- 
birgsland  entströmt  und  im  rechten  Winkel  den  von  Süden  kommenden  Ruvuvu 
aufnimmt.  Hier  liegt  die  erste  und  grOfste  Schwierigkeit  der  Entscheidung  der 
Frage  nach  dem  Hauptstrome;  denn  die  Meinungen  der  Forscher  sind  getheilt. 
Doch  hat  Dr.  Kandt  zu  Gunsten  seiner  den  Ruvuvu  zu  einem  Nebenflüsse 
machenden  Ansicht  festgestellt,  dafs  derselbe  wenige  Meilen  vor  seinem  Zu- 
sammenflusse viel  wasserarmer  als  der  Kagera  ist,  was  sich  daraus  ericllrt,  dafs 
etwas  unterhalb  dieser  Stelle  der  Ruvuvu  bereits  beträchtliche  Wassermengen 
aus  dem  Kagera  durch  Vermittelung  eines  von  beiden  durchströmten  Sumpfes 
authimmt.  Hiernach  kann  nach  Ansicht  Dr.  Kandt's  die  Frage  kaum  mehr 
strittig  sein.  Weiter  oberhalb  und  jenseits  des  vom  Kagera  durchflossenen 
Euguero-Sees,  dessen  Stidwestecke  die  Grenze  zwischen  Ruanda  und  Urindi 
bildet,  nimmt  der  Strom  den  von  Norden  kommenden  Ukangaru  und  weiter 
aufwörts  zugleich  den  Nyanar  und  Akonyon  aui.  In  allen  drei  Füllen  kann 
die  Entscheidung  Uber  den  Haupttlufs  nicht  zweifelhaft  sein;  aber  jenseits  dieses 
Zusammenflusses  verliert  der  Kagera  seinen  Namen  und  heifst  bei  den  Einge- 
borenen fortan  Nyavaronja.  Von  hier  ab  gewinnt  der  Nyavaronfa  den  Charakter 
des  Bergstroms;  er  zeigt  nur  selten  noch  ein  sumpt'secartigcs  Bett,  wie  es 
unterhalb  ihm  eigenthümlich  ist.  Weiter  aufwärts  macht  der  Strom  einen  be- 
trächtlichen Bogen  nach  Norden  und  nimmt  den  Mkunga  auf.  Etwa  60  km 
oberhalb  der  Mkunga- Mflndung  gabelt  sich  der  Nyavaronfa  in  seine  beiden 
Quellflüsse,  den  Rukarara  und  MhogO,  von  denen  der  crstere  unzweifelhaft 
der  bedeutendste  ist.  Ihn  aufwärts  verfolgend,  gelangte  Dr.  Kandl  in  das  zen- 
trale afrikanische  Randgebirge.  Die  Wege  an  den  Seiten  des  Flusses  wurden 
steiler  und  steiler,  die  BerglandschaU  enttaitcle  sich  immer  wunderbarer,  und 
längs  des  kristallenen  Baches  blühten  Blumen,  weifse  und  gelbe  Strohblumen, 
Königskerzen,  Lobelien  u.  s.  w.  in  unbeschreiblicher  Fülle.  Endlich  war  die 
letzte  Schleife  des  Rukarara  überwunden,  und  e'-  öffnete  sich  eine  von  üppigster 
Vegetation  nahezu  \  er  w uchsene  Schlucht,  in  der,  mit  Mühe  steil  emporklimmend, 
der  Reisende  in  damtueriger  \\  aldeinsamkeit  zu  einem  kleinen,  feuchten  Kessel 
gelangte,  an  dessen  Ausgängen  das  Wasser  sich  tropfenweise  aus  dem  Felsge- 
steine loslöste,  um  sich  wenig  unterhalb  zu  einem  zarten  Rinnsal  und  nicht 
weit  davon  zu  einem  kleinen  Bachlein  zu  sammeln.  —  die  lange  gesuchte 
und,  wie  Dr.  Kandt  überzeugt  ist,  endlich  gefundene  Nilv^uelle!  — 


Kleine  Minheüungen. 


29 


Im  weiteren  Verlaufe  seines  Vortrags  gab  der  Forscher  eine  nShere  Schil- 
derung des  von  anderen  Theflen  unserer  ostafrilcanischen  Interessensphlfre 

gänzlich  verschiedenen  Berglandcs  Ruanda.  Als  be>onders  bemerkcnswerth  sei 
die  von  ihm  mitgetheilte  Thatsache  hervorgehoben,  dals  hier  noch  ein  voll- 
ständig geordnetes  Staatswesen  unter  einheimischen  FUrsten  und  mit  einem 
eigenen  und  durchschnittlich  gut  iiinkttonirenden  Verwaitungi^apparate  besteht. 
Abweichend  von  anderen,  ist  das  Land  Ruanda  offenbar  seit  sehr  langer  Zeit 
weder  von  Osten  noch  von  Westen,  wo  ihm  das  zentralafrikanische  Randgebirge 
Deckung  bietet,  von  Kriegen  oder  Sklavenhändlern  heimgCNUcht  w  oiden.  Man 
versteht  das,  wenn  man  im  Osten  Araber  oder  Neger  von  dem  Wundeiland 
im  Westen,  wo  Berge  Feuer  speien  und  die  Menschen  Riesen  seien,  sprechen 
bOrt.  Das  Land  ist  gefürchtet  und  gemieden  worden  und  konnte  sich  daher 
einer  wirthschaftlichen  Entwickelung  erfreuen,  die  ganz  eigenartige  Verhältnissd 
hervorgebracht  hat.  Während  fast  Uberall  die  Menschen  zu  Schutz  und  gegen- 
seitiger Förderung  zu  Ortschaften  sich  zusammenfinden,  ist  hier  die  nach 
Millionen  zUhlende,  Uberaus  dichte  Bevölkerung  in  einzelnen  Hütten  über  das 
ganze  Land  verstreut;  Dörfer  kommen  nur  an  den  Grenzen  vor.  Privateigen - 
thuni  giebt  es  in  Ruanda  nicht;  vielmehr  ist  das,  übrigens  gut  angebaute  Land 
in  Form  von  Lehen  unter  die  Bevölkerung  verthciit.  Der  Fürst  und  seine 
Häuptlinge  .sowie  deren  Stellvertreter  haben  das  Verfügungsrecht  Ober  das 
Figenthum,  mit  Einschlufs  des  beweglichen,  z.  B.  der  Rinderherden.  Die  Ver- 
theilung  bewirken  sie  anscheinend  olinc  Harte  und  nach  bestimmten  Regeln, 
wobei  .'dierdings  die  »Adeligen«,  wenn  man  so  sagen  darf,  nämlich  die  Nach- 
iommen  der  »Watussi«,  die  sich  einst  zu  Herren  de^  Landes  gemacht  haben 
und  3  V.  H.  der  Bevölkerung  bilden»  besser  abschneiden,  als  die  97  v.  H. 
befragende  Urbevölkerung  der  »V^ahuta«. 


KLEINE  MITTHEILUNGEN. 

Englische  Schiffsverkäufe.  Es  ist  bekannt,  dals  England  den  grölsten 
Schitfsbavi  der  Welt  besitzt  und  alle  Länder  Europas  mit  einem  mehr  oder 
minder  grolscn  Theile  neuer  Schiffe  versorgt.  Weniger  beachtet  wird,  dafs 
England  aucii  als  Lieferant  älterer,  schon  im  Dienste  gewesener  Schiti'c  für 
die  übrigen  Nationen  von  erheblicher  Bedeutung  ist,  fa  dafs  die  Tonnage,  die 
jährlich  auf  diese  Weise  aus  englischen  in  fremde  Hände  übergeht,  die  Lieferung 
britischer  Werften  an  das  Ausland  noch  übertrifft.  So  sind  iSq8  aus  den 
englischen  Registern  487  Schifte  (201  Dampfer,  226  Segler)  mit  417031  Tons 
gelöscht  worden,  weil  sie  an  ausländische  Gesellschaften  oder  Rheder  verkauft 
wurden.  In  demselben  Jahre  lieferte  aber  der  gewaltige  englische  Schiffsbau 
nur  ^  1 2  349  engl.  Tons  an  neuen  Schiffen  für  das  Ausland,  so  dafs  sich  der 
Verkaut  älterer  Schiffe  um  mehr  als  100  000  Tons  höher  stellt  als  der  Verkauf 
neuer  Fahrzeuge.  1^99  trat  die  Differenz  noch  deutlicher  zu  Tage:  nur 
297  244  Tons  wurden  fUr  fremde  Rechnung  in  England  erbaut,  dagegen 
410402  Tons  aus  britischem  Rhedereibesitz  an  andere  Nationen  veräul>ert. 

Nach  einer  Statistik  der  englischen  Vcrkfi'ufe  registrirter  Schilfe  waliiend 
der  Jahre  1890  bis  i8yu,  welche  der  im  vorigen  Jahre  über  Schittahrts- 
subsidien  beralhenden  Kommission  des  Unterhauses  von  einem  Sachverständigen 
unterbreitet  worden  war,  gingen  1890  nur  146  297  Tons,  189a  sogar  nur 
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7-5  Tons  aus  Grofsbritannien  ins  Ausland;  seitdem  bat  sieb  trotz  einzelner 

Schwankungen  eine  so  mächtig  steigende  Tendenz  in  diesen  Verkäufen  be> 
merkbar  gemacht,  J;ils  die  oben  angciUhrfcn  Tonnagen  von  i8y8  und  i8tn) 
die  des  Jahres  iJSi)2  um  mehr  als  das  Viertaciie  übertretfen.  Ks  ist  klar,  dals 
bei  dem  riesigen  Ersätze,  den  die  brilisciien  Werften  dem  Iniande  jäiirlich 
liefern,  dieser  Abgang  an  englischen  Schiffen  für  die  Verküufer  und  das  ganze 
Land  vielfach  einen  vortheil  haften  Handel  darstellt.  In  anderen  Füllen  dagegen 
dürfte  der  Gewinn  weniger  auf  Seiten  des  Verkäufers  als  vielmehr  des  Käufers 
zu  finden  sein,  nämlich  dann,  wenn  es  sich  um  den  Ankauf  ganzer  Linien 
und  Flotten  handelt,  eine  andere  Flagge  also  in  einem  ganzen  Handelsgebiet 
an  Stelle  der  britischen  tritt.  Die  »Hamb.  Beitr.c,  denen  die  vorliegenden 
Mittheilungen  entnommen  sind,  erinnern  hierbei  an  Deutschlands  Antheil  an 
solchen  Gesch.'iften ,  z  B.  an  den  Ankauf  der  Atlas- Line  New  York— West- 
indien (7  öchiüe  mit  14972  Brutto-Registertons)  durch  die  Hamburg-Amerika 
Linie  im  Jahre  1901,  ferner  an  den  Ankauf  der  Aber  14  Dampfer  verfügenden 
Scottish  Oriental  Steamship  Co.  und  der  Holt -Line  (10  Dampfer)  in  Ostasien 
durch  den  Norddeutschen  Lloyd  im  Jahre  1900,  wodurch  diese  deutsche 
Rhederei  ihre  Tonnage  um  ca.  30  000  Brutto-Registcrton'^  vergröfsertc.  Beides 
wurde  in  England  als  nationale  Kinbufse  cmptunden,  während  es  sich 
andererseits  für  die  Ausgestaltung  deutscher  Schifisverbindungen  als  vortbeilhaft 
erwies. 


Fahrräder  und  Automobile  in  Jajian.  Nach  einem  Berichte  des 
Generalkonsulats  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  in  Yokohama  hat  sich 
die  Einfuhr  von  Fahrrüdern  nach  Japan  in  den  letzten  zwei  Jahren  mehr  als 
vei doppelt;  im  vergangenen  Jahre  belief  sich  der  Werth  dieser  Einfuhr  auf 
mehr  als  -ibu  000  Doli.,  woran  die  Ver.  Staaten  mit  über  05  v.  H.  betheiligt 
waren.  Im  Inneren  des  Landes  sind  Fahrräder  noch  niclit  im  (jchf ;iuclie ;  sie 
linden  vielmehr  in  der  Hauptsache  nur  in  den  Haienplaizen  und  groisen 
Städten  Verwendung. 

Automobile  haben  in  Japan  bisher  nur  in  sehr  geringem  Umfang  Eingang 
gofunJcn,  da  die  Bewohner  im  allgemeinen  nicht  über  grßlsere  Reichlhihner 
vetiüj^en  und  es  nicht  lieben,  für  kostspielige  und  autfallende  Vergnügungen 
viel  Geld  auszugeben;  es  ist  daher  aucli  unwahrscheinlich,  dafs  sich  das  Auto- 
mobil in  Japan  als  Mode-  oder  Sportartikel  in  gleicher  Weise  einbOrgem 
wird  wie  in  Europa  und  Amerika.  Da/Ai  kommt,  dafs  sich  die  Landstrafsea 
nicht  im  besten  Zustande  befinden  und  die  Strafsen  in  den  Stlidten  sehr  eng 
und  vielfach  von  Kindern  stark  belebt  sind,  Umstünde,  welche  das  Auto- 
mobilCahren  keineswegs  angenehm  zu  machen  geeignet  sind.  Andererseits  sind 
gute  Aussichten  vorhanden,  dafs  die  Einftlhrung  des  Automobils  zu  geschäft- 
lichen Zwecken  mit  der  2^it  an  Boden  gewinnen  wird.  So  soll  die  Post- 
vervvaltung  mit  dem  Plane  umgehen,  zur  Beförderung  der  Post  im  Bezirke 
Tokio,  wozu  bisher  von  Pferden  gezogene  Wagen  oder  Karren  benutzt 
wurden,  Automobile  anzukaufen.  Durch  Dampf  betriebene  Kraftwagen 
kommen  nicht  in  Betracht,  da  sie  nach  Ansicht  der  Postverwaltung  wegen  der 
damit  vermeintlich  verbundenen  Feuersgefahr  für  den  Zweck  weniger  geeignet 
seien.  Die  Postverwaltung  hatte  also  zu  wählen  zwischen  Elektro-  oder  Petro- 
leum-Motoren. Gasolin  ist  in  Japan  gegenwärtig  noch  sehr  theuer;  vielleicht 
wird  indeft  bierin  in  nächster  Zeit  eine  Aenderung  eintreten,  da  man  die 
Fabrikation  leichter  Mineralöle  im  Lande  selbst  aufnehmen  will. 

Strafsenbahncn  giebt  es  in  Japan  zur  Zeit  erst  wenige;  einige  werden  durch 
Elektrizität  betrieben,  die  meisten  durch  Pferdekraft.  Es  dürfte  sich  vielleicht 
lohnen  —  heilst  es  in  der  uns  vorliegenden  Mittheilung  — ,  einen  öä^entlichen 
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Aulomobitfahrdienst  einzurichtai,  welcher,  abgesehen  von  den  (durch  einen 
oder  zwei  Mann  gezogenen)  Jinrikishas  und  etwaigen  Strafsenbahnen,  keiner 
Konkurrenz  begegnen  würde. 


Eisenbahn  in  Kamerun.  Auf  Anregung  des  Kaiserl.  Gouverneurs  von 
Kamerun  waren  im  Jahre  1900  mehrere  Persönlichkeiten,  an  ihrer  Spitze  der 
Schlofshauptmann  von  Stettin,  Ciraf  von  Borcke  -  Star^ordl,  zu  einem 
Syndikate  zusammengetreten,  da>  die  Gründung  einer  Gesellschaft  zum  Baue 
und  Betrieb  einer  das  Hinterland  des  Kamerungebirges  erschliel:>enden  Bahn 
bezweckte.  Die  etwa  100  km  lange  Strecke  sollte  von  dem  Seehafen  Viktoria 
ausgehen,  auf  dem  rechten  Ufer  des  Mungoflusses  den  Ostabhüngen  des 
Kamerunberges  folgen  und  in  dem  am  Mungo  btl. Lienen  Orte  Mundame 
endigen.  Während  der  Verhandlungen  über  die  Konzession  ergab  sich  indels, 
wie  das  »Deutsche  Koloniatbl.«  darlegt,  die  Nothwendigkeit,  für  die  Linien* 
ftthrurig  noch  zwei  andere  Trocen,  mit  Duala  als  Ausgangspunkt,  in  Erwägung 
zu  ziehen:  die  eine  im  Mungotha!e  nach  Mundame,  die  andere  im  Wurithale 
nach  Jabassi.  Die  Entscheidung  Uber  die  Wahl  der  Trace  soll  erfolgen,  sobald 
die  nähere  PrUfung  der  Verhältnisse  abgeschlossen  sein  wird. 

Nachdem  inzwischen  eine  Anzahl  Persönlichkeiten,  die  mit  starken  Finanz- 
gruppen in  naher  Beziehung  stehen,  dem  Syndikate  beigetreten  war,  sind  die 
mit  der  Koloniaiabtheilung  des  Auswärtigen  Amtes  geführten  VcrhaiKlIungen 
ruinmeiir  so  weit  zum  Abschlüsse  gelangt,  dafs  die  vorläufige  Konzession 
am  8.  September  1902  vom  Reiciiskanzler  hat  ertheilt  werden  können.  Ein 
Theil  der  zur  Tncirung  bestimmten  Expedition  hat  wenige  Tage  später  bereits 
die  Ausreise  angetreten.  Die  endgültige  Ertheilun:^  kr  Konzession  soll  er- 
folgen, falls  bi<  zum  i.  Juli  1905  erstens  die  Wahl  der  Bahnlinie  im  allgemeinen 
getroffen  ist,  zweitens  die  Gesellschaft  mit  einem  genügenden  Kapitale,  das 
mit  SUistimmung  des  Reichskanzlers  festzusetzen  ist  und  auf  das  bei  der 
Grandung  25  v.  H.  einzuzahlen  sind,  sich  gebildet  und  mit  einem  vom  Reichs- 
kanzler zu  genehmigenden  Statute  die  Rechtsfähigkeit  erlangt  hat.  Die  Kon- 
zession ist  auf  die  Dauer  von  90  Jahren  zugesagt.  Indefs  soll  dem  Fiskus  des 
Schutzgebiets  das  Recht  vorbehalten  bleiben,  nach  Abiauf  von  30  Jahren  und 
weiterbin  von  5  zu  5  Jahren  die  Eisenbahn  mit  allem  Zubehöre  käuflich  zu 
ttbemehmen. 

Als  Sitz  der  von  dem  Syndikate  zu  bildenden  Gesellschaft,  welche  die 
Firma  n Kamerun  Eisenbahn- Gesellschafta  erhalten  soll,  ist  entweder  Berlin 
oder  das  Sciiutzgebiet  Kamerun  festgesetzt.  Die  Walil  des  Vorsitzenden  der 
Direktion  und  des  obersten  Betriebsleiters  bedarf  der  Bestätigung  der  Aufeichts- 
behörde;  als  solche  fungirt  der  Kaiserl.  Gouverneur  des  Schutzgebiets  bezw. 
der  Reichskanzler  (Auswärtiges  Amt,  Koloniaiabtheilung).  Insbesondere  sind 
der  Genehmigung  der  Aufsichtsbehörde  die  Plüne  und  Kostenanschüige  Uber 
Ausfuhrung  und  Betrieb  der  Bahn  und  die  Festsetzung  des  Fahrplans  unter- 
worfen; die  Feststeilung  der  Tarife  ist  für  die  ersten  10  Jahre  der  Gesellschaft 
überlassen,  für  die  Folgezeit  soll  der  AufsichtsbehördL  d'e  Bestimmung  von 
Höchstsätzen  freistehen.  Die  Interessen  der  Post-  und  Telcgraphenvcrwaltiuig 
sind  in  weitem  Mafse  gewahrt.  Hervorzuheben  ist  noch,  dafs  die  Ueber- 
tragung  der  Konzession  oder  einzelner  ihrer  Theile  an  eine  andere  als  an  eine 
deutsche  Gesellschaft  oder  an  nicht  reicbsangehOrige  Einzelpersonen  aus- 
geschlossen ist. 

Auf  der  anderen  Seite  sind  der  Gesellschaft  nicht  unerhebliche  Zugeständ- 
nisse gemacht  worden.  U.  a.  ist  ihr  gewährleistet,  dafs  in  einer  Entfernung 
von  50  kfln  zu  jeder  Seite  der  Bahn  keine  Konkurrenzunternehmungen  angelegt 
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werden  dttrfen.  Ferner  ist  der  Gesellschaft  ein  Vorbaurecht  auf  die  von 
anderen  Unternehmern  etwa  beabsichtigte  Fortsct/iini?  der  Hauptlinie  oder 

Herstellung  von  Zweigbahnen  eingeräumt.  Für  da<  Bau-  und  Betriebsmaterial 
ist  ZolltVciheit  zugestanden,  chcn^o.  mit  gewissen  Einschritnkungen ,  Freiheit 
von  Grund-  und  Gebaudesteuern.  Der  für  den  doppelgleisigen  Bau  und  Betrieb 
der  Eisenbahn  und  ihrer  künftigen  Entwickelung  erforderliche  Grand  und 
Boden  soll,  insoweit  dem  Fiskus  des  Schut/.gcMcts  die  Verfügung  darüber  zu- 
steht, der  Gesellschaft  unentgeltlich  abgetreten  werden.  Auch  wird,  soweit 
nicht  öftentliche  Interessen  entgegenstehen ,  der  GeselUchatt  die  unentgeltliche 
Entnahme  von  Holz-,  Bau-  und  Bettungsmaterial  aus  fiskalischem  GelMnde  für 
Zwecke  des  Neubaues,  der  Unterhaltung  und  Erneuerung  der  Bahn  gestattet 
sein.  Unter  gewissen  V^oraussetzungen ,  wie  sie  sonst  bei  Landkonzessionen 
üblich  sind,  wird  der  Gesellschaft  sc lilielslich  als  Hauptäquivalent  das  Recht 
eingeräumt,  am  Endpunkte  der  geplanten  Eisenbahn  ein  Areal  von  50000  ha 
Kronland  auszuwählen  und  den  geltenden  Bestimmungen  gem&fs  in  Besitz  zu 
nehmen.  Daneben  wird  ihr  vom  Fiskus  noch  Landeigen th  um  innerhalb  eines 
je  2  km  zu  beiden  Seiten  der  Bahn  sich  ausdehnenden  Streifens  unentgeltlich 
eingeräumt. 

Die  Spurweite  der  Bahn  soll  mindestens  i  ra  betragen.  Für  den  Bau  der 
Bahn  ist  bei  gleichen  Preisen  deutsches  Material  zu  verwenden.  Die  Voll- 
endung und  Inbetriebnahme  der  Bahn  mufs  innerhalb  einer  Frist  von  3  Jahren 
vom  Tage  der  Erlangung  der  Rechtsfähigkeit  seitens  der  Gesellschaft  erfolgen. 


Die  längste  EisenbahnbrUcke  der  Welt.    Die  an  der  Ostkttste 

Vorderindiens  entlang  von  Madras  nach  Kalkutta  führende  East  Coast -Eisen- 
bahn überschreitet  bei  Raianiaheiuh  i  den  von  den  W'cst-Ghats  herabkomraenden 
Godaweri,  etwa  '14  km  autwäris  von  seiner  Mündung.  Der  Godaweri,  nächst 
dem  Ganges  und  dem  Indus  der  mächtigäte  Strom  Indiens,  hat  hier  eine 
Breite  von  2750m  und  eine  Stromgescb windigkeit  von  i,«  bis  3,3  m  in  der 
Sekunde.  Das  in  Indien  häufig  beim  .Brückenbau  angew«)dete  Veriahren,  den 
Strom  tiureh  Herstellung  eines  vertieften  Kanals  einzuengen,  um  seine  Breite 
zu  vci  nnndcrn  und  auf  diese  Weise  die  Lünge  der  Brücken  zu  verkürzen,  war 
hier  ausgeschlossen;  man  war  also  gezwungen,  den  Strom  in  seiner  ganzen 
Breite  zu  überbrücken.  Zum  Baue  der  Brücke  wollte  man  nur  inilfndtsche 
Erzeugnisse  und  Arbeiter  verwenden.  Da  es  in  Indien  an  geschickten  Maurern 
und  Arbeitern  nicht  mangelt,  so  war  die  Herstellung  einer  gröfseren  Anzahl 
gemauerter  Brückenpfeiler  nicht  schwierig.  Die  verhältnifsmafsig  kurzen  Brücken- 
joche konnten  in  Indien  selbst  aus  Eisen  hergestellt  werden.  Die  BauveriUAtnisise 
im  Godaweri  waren,  wie  der  »Hamb.  Korresp.«  mittheilt,  für  den  Pfeilerbau 
nicht  ungünstig,  da  nur  einige  Pfeiler  im  tiefen  Wasser  zu  stehen  kamen. 
Man  führte  56  Slrompfeiler  in  Abständen  von  Je  45,7  m  und  an  jedem  Ufer 
eine  Fluthbrücke  aus,  so  dufs  die  Brücke  eine  Gesammtlänge  von  2772  m 
erreichte.  Die  Brücke  ist  nur  eingleisig  und  hat  daher  in  der  Eisenkonstnik- 
tion,  die  aus  parallelen  Gitterträgern  besteht,  nur  4,0  m  Breite.  Diese  Bauart 
und  die  verhältnifsmüfsig  geringe  Länge  der  einzelnen  Brücken ioche  gestatteten 
es,  die  Paralleltr;it,'er  tertig  herbeizuschaffen  und  einzeln  auf  ihre  Lager  zu 
heben.  Der  Q.uer  und  Windverband  konnte  eingebaut  werden,  als  die  Trager 
auf  den  Pfeilern  lagen,  so  dais  ein  eigentliches  Baugerüst  gar  nicht  erforderlich 
war.  Der  Bau  der  Rtesenbrücke  dauerte  rund  drei  Jahre.  (Ztg.  d.  Ver. 
Deutsch.  Eisenb.-Verw.) 
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INHALT:  Deutsche  Post-  und  Telegrapheneinrichtnngen  in  den  Kolonien  und  im 
Auslande,  S.  33.  —  Französisch  -  englisches  Fernsprech- Übereinkommen,  S.  30.  — 
Der  magneriscbe  Nordpol,  S.  53.  —  Samoa,  S.  55.. 

Kleine  MltttUanceo:  Britisches  I^cißc- Kabel,  S.  €4.  —  Kaiitsdiiik -Ausfuhr  ans  dem 
Gebieie  des  Amazonenstroms,  S.  64. 


Deutsche  Post-  und  Telegrapheneinrichtungen  in  den 
Kolonien  und  im  Auslande. 
(Mit  Anf  KartenskuMD.) 
Vom  Postinspektor  H.  Herzog  in  Berlin. 

In  den  ersten  Jahren  der  deutschen  Keichspo!»!  bestand  eine  deutsche  Post- 
anstalt außerhalb  der  Grenzen  Deutschlands  abgesehen  von  einigen  später 
aufgehobenen  deutschen  Bahnho6postanstalten  in  nahe  der  Grenze  gd^enen 

Orten,  wie  Bodenbach,  Oldenzaal,  Basel  u.  s.  w.  —  nur  in  der  europäischen 
Türkei,  und  zwar  in  Conslantinopel.  Weitere  deutsche  Povlüustalten  wurden 
erst  1886  im  Zusammenhange  mit  der  Einführung  der  subventionierten  Post- 
dampferlinien  nach  Ostasien,  und  Australira  in  China  (Shanghai)  sowie  aiif 
Samoa  (Apia)  eingerichtet.  Von  1887  ab  wurden  sodann  in  rascher  Folge 
Postanstalten  in  den  unter  deutschen  Schutz  gelullten  Gebieten 
Afrikas  und  der  Südsee  ins  heben  gerufen;  ferner  traten  1898  Post- 
einrichtungen  in  dem  neu  gewonnenen  Schutzgebiete  Kiautschou  und  1900 
solche  auf  den  in  deutschen  Besitz  Übergegangenen  Karolinen,  Marianen 
und  Palau-Inseln  hinzu;  1898  und  1900  wurden  deutsche  Postanstalten 
in  Jer  a i a f is c h e  11  Türkei  (Syrien  und  Kleinasien}  errichtet,  und  gegen 
SchluU  des  Jahres  1899  hat  die  Reichspost  einen  deutschen  Postdienst  in 
Marocco  geschaffen.  Deutsche  Telegraphen-  und  Fernsprechein- 
riehtongen  sind  nach  und  nach  in  den  afrikanischen  Schutzgebieten,  in 
Kiautschou  und  bei  einigen  deutschen  Postanstalten  in  China  dem  Verkehr 
übergeben  worden.  Die  Zahl  der  deutschen  Postanstalten  in  den 
Kolonien  und  in  anderen  Ländern  hat  sich  in  dem  10 jährigen  Zeiträume 
von  Anfang  1893  bfsEnde  1902  von  31  (davon  17  in  den  Kolonien)  auf  108 
(davon  78  in.  den  Kolonien)  vermehrt;  dazu  kommen  jetzt  27  deutsche 
Tclegraphcnan'italten,  die  sich  auf  «;ecli<  Gebiete  verteilen,  wBhrend  vor 
zehn  Jahren  nur  Deutsch  -  Ostafirika  Teiegrapheneinrichtuogen  hatte. 
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lieber  die  A  n  f .'{ n  ge  der  Wirks.nnkeif  der  deutschen  Post  in  überseeischen 
Gebieten  hat  das  Archiv  in  den  Jahren  1887  (S.  609  u.  f.),  1889  (S.  205  u.  f.) 
und  1890  (8.481  u.  f.)  ausführlich  berichtet;  spater  hat  es  sich  wiederholt  mit 
diesen  und  jenen  einzelnen  Verkehrseinrichtungen  in  dem  einen  oder  anderen 
dieser  (iebiete  beschäftigt.  Angesicht";  der  Bedeutung,  die  das  deutsche  Post- 
und  Telet^TiiplK-nwesen  in  den  Kolonien  und  im  Ausland  .THmiihh'ch  ge- 
wonnen liat,  dürlte  es  von  Interesse  sein,  wenn  im  folgenden  der  Ent- 
wickelungsgnng  der  Post-  und  Telegrapheneinrichtungen  der  betreffenden  Gebiete 
bis  auf  die  Gegenwart  im  Zusammenhange  behandelt  wird.  Dabei  sind 
die  Taxen,  die  für  Postsendungen  und  Telegramme  in  jenen  Gebieten  und 
für  deren  Verkehr  mit  Deutschland  und  anderen  Ländern  gelten,  aufser 
ßetracht  gelassen;  es  bleibt  aber  vorbehalten,  auf  die  Gestaltung  der  Tax- 
bestimmungen sptfter  besonders  zurücksukommen. 

I.  Post-  und  Teleg^apheneinriohtungen  in  den  deutschen 

Sehutzgfebieten. 

A.  D  eutsch  -  Ostafrika. 

I.   Einrichtung  von  Postanstalten. 

Die  Erwerbung  deutscher  Besitzungen  in  Ostafrika  fällt  in  das  Jahr  1883. 
In  diesem  Jahre  wurde  am  27.  Februar  an  die  Gesellschaft  fftr  deutsche 
Kolonisation,  die  spatere  Deutsch  -  Ostafrikanische  Gesellschaft,  der  Schutzbrief 

für  deren  in  Ostafrika  gelegene  Gebiete  ertheilt;  in  demselben  Jahre  wurde 
das  Wituland  unter  deutsclien  Schutz  gestellt. 

Die  erste  deutsche  Postanstalt  in  Ostafrika  war  die  am  23.  November  1888 
errichtete  Postagentur  in  Lamu  (Wituland).  Besondere  Bedeutung  hat  diese 
nicht  erlangt.  Sie  wurde  Ende  Mflrz  1891  aufgehoben,  nachdem  Witu  1890 
in  englischen  Besitz  übergegangen  war. 

In  Zanzibar  trat  eine  deutsche  Postagentnr  am  27.  August  1890  ins 
Leben;  den  Anlaß  dazu  gab  die  geplante  Herstellung  eine.s  Kabels  zwischen 
Zanzibar  und  dem  Festlande.  Als  einige  Monate  splter  nach  Fertigstellung  des 
Kabels  deutsche  Postagenturen  in  Dar-es-Salaam  und  Bagamoyo  eingerichtet 
worden  waren,  wurden  der  Postagentur  in  Zanzibar  die  Geschäfte  einer  Haupt- 
postagentur tUr  die  in  Ostafrika  bestehenden  deutschen  Postanstallcn  übertrafen; 
diese  Geschäfte  gingen  aber  bereits  im  Januar  1891  auf  die  Postagentur  in 
Dar-es-Sakam  über,  nachdem  das  Sultanat  Zanzibar  im  Jahre  zuvor  infolge  des 
bekannten  deutsch-englischen  Abkommens  über  die  gegenseitige  Abgrenzung  der 
.Machtsphären  in  Ostatrika  unter  das  Protektorat  Gi  ofshritanniens  getreten  war. 
Ende  Juli  1891  trat  die  deutsche  Postanstalt  in  Zanzibar  aufser  Wirksamkeit. 

Die  ersten  Postanstalten  des  heutigen  Deutsch-Ostafrika,  nämlich 
die*  schon  genannten  Postagenturen  in  Dar>es-Salaam  und  Bagamoyo, 
begannen  ihre  Tätigkeit  am  4.  Oktober  1890.  Die  Postanstalt  in  Dar-es- 
Salaam  wurde,  wie  erwähnt,  im  Januar  1891  Hauptpostanstalt  des  Schutz- 
gebiets. Im  Marz  erhielt  diese  Postanstalt  die  Bezeichnung  »Postamt« 
und  wurde  mit  weitergeiiendcn  Befugnissen  ausgestattet;  gleichzeitig  wurde 
die  Unterstellung  der  Postanslaiten  des  Schutzgebiets  unter  die  Ober-Post- 
direktion  in  Hainbuilg  aufgehoben,  so  dafs  diese  Postanstalten  seitdem  dem 
Reichs- Postamt  unmittelbar  unterstellt  sind.  In  Dar- es -Salaam  ist  ein  Post- 
gebäude vom  Gouvernement  eigens  für  Postzwecke  hergestellt  und  an  die 
Postverwallung  vermietet  worden.  Das  Haus  wurde  im  März  1902  bezogen. 
In  Bagamoyo  dient  ein  für  Postzwecke  angemietetes,  jetzt  dem  Gouvemement 
gehöriges  Gebäude  der  Post  schon  seit  Ende  1893. 
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Von  1891  ab  wurde  in  Deutsch-Ostafrika  mit  der  Errichtung  weiterer 
Postanstalten  an  der  KD ste  vorgegangen.  Postagenturen  traten  ins  Leben: 

im  nördlichen  Teile  des  Schutzgebiets:  in  Tanga  am  5.  Mai  1891, 

in  Saadani  am  25.  Mai  1892,  in  Pangani  am  13.  Juni  1892; 
im  südlichen  Teile   des  Schutzgebiets:    in  I.indi   am   17.  Mai  1891, 

in  Kilwa  am  14.  Apiil  1892,  in  Mohorro  am  1.  Februar  »894,  in 

Nfikindani  am  30.  Oktober  1894. 
Wegen  der  Lage  der  Postanstalten  siehe  die  Kartenskizze  auf  Seite  36. 

Im  Inneren  des  Landes  wurden  1895  und  1896  Postagenturen  mit  be- 
seht jnkleien  Befugnissen  auf  einer  grollen  Zahl  von  Militiir^tatitttien  ein^e 
richtet,  nämlich  in  Bukuba,  Kilimatinde,  Rilossa,  Langenburg,  Moschi,  Mpapua, 
Muansa,  Tabora;  femer  in  Kisaki,  Marangu  und  Masinde,  doch  sind  die 
drei  zuletzt  genannten  Postanstalten  später  in  Folge  Aufhebung  der  Stationen 
wieder  eingegangen.  In  den  folgenden  Jahren  traten  noch  folgende  Post- 
agenturen im  Inneren  des  Landes  hinzu:  1898  Ujiji  und  Iringa;  1899  Wilhelms- 
thal, Songea  und  Wiedhafen;  1901  Mahenge  und  Bismarckburg.  Durch  den 
Bau  der  Usambarabahn  war  die  Errichtung  der  Postagenturen  in  Muhesa 
(März  1900)  und  Korogwe  (Juni  1902)  bedingt.  Alle  noch  bestehenden  Post- 
anstalten sind  auf  der  er\v;thnten  Kartenskizze  angegeben. 

Gegenwärtig  besitzt  Deutsch -Ostafrika  neben  dem  Postamt  in  Dar-es-Salaam 
im  ganzen  8  KUstenpostanstalten  und  17  Postanstalten  im  Inneren. 

2.   Püstverbindungen  mit  Deutschland  und  mit  anJereti  Ländern. 

Die  Verbindimg  Deutsch  -  Ostafrikas  mit  der  Heimat  wird  hauptsächlich 
durch  die  seit  dem  Jahre  1890  bestehende  ^subventionierte  Deutsche  Ost- 
afrika-Linie hergestellt.  Die  Dampfer  dieser  Linie  verkehren  gegenwärtig 
zwischen  Deutschland  und  dem  Schutzgebiete  je  zweimal  innerhalb  vier  Wochen. 
Die  l.ihiten  der  Hauptlinie  gelien  in  jeder  Richtung  in  vierwöchigen 
Zwischenräumen  rund  um  Afrika  herum;  bei  diesen  Fahrten  werden  in  Deutsch- 
0^tafrika  nur  Tanga  und  Dar-e.s-Salaam  angelaufen.  Dagegen  berühren  die 
Dampfer  der  ebenfiiHs  in  jeder  Richtung  vierwöchigen  Zwischenlinie,  die 
nur  zwischen  Hamburg  und  Beira  verkehren,  aufser  Tanga  und  Dar-es- 
Salaam  auch  verschiedene  <;(\d!ich  von  Dar  es  ■  Salaam  gelegene  Küstenorte. 
Die  Verbindung  zwisclien  Europa  und  den  nördlich  von  Dar-es-Salaam 
gelegenen  Orten  Pangani,  Saadani  und  Bagamoyo  wird  im  Anschlufs  an  die 
Schiffe  der  Haupt-  oder  Zwischenlinie  durch  Gouvernementsdampfer 
oder  durch  die  auf  der  Bombay-Linie  verkehrenden  Dampfer  der  Deutschen 
Ostafrika  - 1 -inie  hergestellt.  Eine  Uebersicht  der  Schitlsverbindungen  findet 
sich  auf  der  Kartenskizze  Seite  36.  Die  mit  den  Schiffen  der  Deutschen  Ost- 
afirika- Linie  nach  und  aus  dem  Schutzgebiete  zu  befördernden  Briefposten 
nehmen  den  Weg  Uber  Neapel,  wogegen  die  Pakete  entweder  ebenfalls 
Uber  Neapel  gehen  oder  über  Hamburg  auf  dem  direkten  Seewege  zur  Ver- 
seruiiMi'j;  kommen.  Eine  Briefbeförderung  nach  und  aus  Deutsch  Ostafrika 
tuidet  terner  über  Brindisi  stall;  die  auf  diesem  Wege  zu  leitenden  Brief- 
posten werden  zwischen  Brindisi  und  Aden  durch  englische  P.  &  O.-  Schiffe 
und  auf  der  weiteren  Beförderungsstrecke  (Aden -Deutsch-Ostafrika)  entweder 
mit  Schiffen  der  Deutschen  Osfafrika- Linie  oder  bis  Zanzibar  mit  Schiffen  vier 
British  India- Linie  und  weiter  mit  nächster  Schiffsgelegenheit  befördert.  Eine 
weitere  Verbindung  mit  Deutsch -Ostafrika,  die  ebenfalls  dem  Briefverkehre 
dient,  besteht  über  Marseille  und  Zanzibar  mit  Schiffen  der  französischen 
Messageries  Maritimes.  Mit  Britisch-Indien  steht  Deutsch -Ostafrika  durch 
die  schon  erwähnte  Bombay -Linie  der  Deutschen  Ostafrika -Linie  in  \cr 
bindung;  andere  Schiffe  der  letztgenannten  Linie  verkehren  zwischen  dem 
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Schutzgebiet  und  Ceylon  (Coiorabo)  sowie  zwischen  dem  Schutzgebiet  und 
Britisch-Birma  (Rangoon).  Der  Verkehr  des  Schutzgebiets  mit  Z  a  n  z  i  ba  r  wird 

aufser  durch  die  Deutsche  Ostafrika- Linie  hauptsächlich  durch  Gouvernements- 
dampfcr  vermittelt;  daneben  bestehen  gelegentliche  Verbindungen  durch  Obaus 
(Segelschiffe). 


Den  Schirtsverbindungen  entsprechend  unterhalt  das  Schutzgebiet  einen 
Kart enschl uß Wechsel  auüer  mit  Postanstalten  in  Deutschland  und  mit  den 
auf  den  Schiffen  der  Deutschen  Ostafrika  -  Linie  bestehenden  Seeposten  auch 
mit   Italien,   Egypten,  Aden,  der  französischen  Secpust  Murseille-Zanzibar, 

!^)ritisch  -  n^i.ifrika ,  Zanzibnr,  Portugiesiscli  -  Ostatrika  und  Natal,  ferner  mit 
britisch'lndien  und  Ceylon.   Die  Hafen-  und  Land ungs Verhältnisse  sind 
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in  den  Hafen  des  Schutzgebiets  im  allgemeinen  günstig;  in  Dar- es- Salaam 
befindet  sich  ein  Schwimmdock.  Die  Empfangnahme  der  Post  von  den 
Schiden  geschieht  in  Dar  -  es  -  Salaam  und  Tanga  durch  besondere  Postboote, 
welche  die  Postflagge  führen. 

3.  Post  verbin  d  ungen  im  Inneren  Jes  Schutzgebiets, 
Die  KUstcnpostn  nstalten  stehen  durch  Fahrten  der  Gou vcrnenients- 
danipler  sowie  durch  die  Schiffe  der  Deutschen  Ostafrika- Linie  in  Verbindung; 
auch  werden  Dhaus  und  Boote  zur  Postbeförderung  benutzt.  Weitere  Ver- 
bindungen der  feilsten postanstahen  unter  einander  werden  durch  Boten - 
pOSten  hergestellt.  Solche  Bolenposfcri  verkehren  gegenwärtig: 
zwischen  Tanga  und  Pangani  einmal  in  jeder  Woche; 

Saadani 'und  Bagamoyo  zweimal  in  jeder  Woche; 
Bagamoyo  und  Dar-es-Salaain  jeden  zweiten  Tag; 
Kilwa  und  Mohorro  nach  Bedarf  und 
Lindi  und  Mikindani  cinm.il  in  jeder  Woche. 
Auf  der  Kartenskizze  Seite  3b  sind  diese  Botenposten  eingezeichnet. 

Mit  der  Vermittelung  des  Postverkehrs  ins  Innere  des  Landes 
hatten  die  Poslanslalten  bis  1893  nichts  zu  tun;  die  für  das  Innere  bestimniten 
Postsachen  wurden  an  das  Gouvernement  tlbcrliefert,  und  dieses  sorgte  für 
die  W^iterbeförderuni;.  Letztere  geschah  teils  durch  besondere  Boten  (Askaris 
der  Schutztruppe),  teils  mit  Karawanen  oder  Expeditionen  oder  auch  durch 
die  Boten  der  Missionen  und  durch  andere  Gelegenheitsboten.  Von  Januar  1892 
bis  Anfang  1893  bestand  eine  von  einem  Privatunternehmer  vertraglich  unter- 
haltene förmliche  Gouvernements  Postverbindung  durch  Boten  von  der  Kü-^te 
bis  zum  Victoria  Njansa;  die  Einrichtung  bewahrte  sich  aber  nicht  und  wurde 
daher  wieder  aufgehoben.  Auch  mit  einer  im  Mai  1893  von  Tabora  aus 
eingerichteten  monatlichen  Verbindung  mit  der  KQste  (Vertrag  des  Gouverne- 
ments mit  dem  Inder  Sewa  Hadji)  wurden  keine  besseren  Erfahrungen  ge- 
macht, so  dal>  auch  diese  Verbindung  bald  wieder  einging. 

Eine  Aenderung  der  F^oslbeförderung  ins  Innere  trat  nach  einem 
zwischen  der  Postverwaltung  und  dem  Gouvernement  abgeschlossenen  Vertrag 
Anfang  1894  ein.  Seitdem  liegt  dem  Gouvernement  nur  noch  die  Gestellung 
der  für  die  Beförderung  nötigen  Boten  ob,  wogegen  die  Abfertigung  der  Boten 
durch  die  Post  erfolgt.  Die  Bolen  befördern  Briefsendungen  und  Zeitungen 
ohne  Kosten  für  die  Empfänger.  Dasselbe  galt  ursprünglich  für  die  Pakete 
bis  5  kg;  seit  Anfang  1895  werden  indes  Privatpäckereien,  die  nach  dem 
hineren  bestimmt  sind,  den  Boten  nur  g^n  Zahlung  der  Beförderungs- 
kosten tnifgegeben,  oder  werden,  was  jetzt  die  Regel  bildet,  auf  Kosten 
der  Empfänger  mitteht  der  Lastenkarawanen  des  (jouvernements  befördert. 
Die  gesamte  Poslbeförderung  ins  Innere  de;»  Scluilzgebiet>  ging  ursprünglich 
von  Dar-es-Salaam  aus;  seit  Oktober  1894  werden  jedcich  die  nach  dem 
Kilimandscharo  -  Gebiete  (Moschi)  bestimmten  Boten  von  Tang.i  aus  ab- 
gefertigt. Die  Botenpost  /nm  Njassa-See  entsprang  ursprünghMi  in  Kilwa, 
doch  ist  ihr  Ausgangspunkt  später  nach  Dar-es-Salaam  verlegt  worden. 
Zur  Zeit  gehen  von  letzterem  Orte,  wie  sich  aus  der  Kartenskizze  Seite  36 
ergibt,  zwei  große  Botenpostkurse  ins  Innere  des  Landes,  nfimlich: 

von  Dar-es-Salaam  Uber  Mahenge  und  Songea  nach  Wiedhafen  nm 
Njassa-See  und  weiter  mit  Dampfer  (Hermann  v.  WilJmann)  nach 
Langenbuig;  Beförderungsdauer  im  ganzen  30  Tage;  und 
von  Dar-es-Salaam  die  alte  Karawanenstrafse  entlang  Ober  Kilossii, 
Mpapua,  Kiliraatinde  nach  Tabora  (Beförderungsdauer  im  ganzen 
31  Tage)  und  von  Tabora  aus  nOrdlich  nach  dem  Victoria  Njansa 
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(Muanza  und  Bukobn,  Beförderungsdauer Dar-es-Salaain-Bukoba  57  Tage) 
und  westlich  nach  dem  Tn nganyika-See  (üjiji,  Beförderungsdauer 
Dar-es-Salaam-Ujiji  48  Tage].  Von  dem  Kurse  Dar-es-Salaam-Tabora 
zweigt  in  Kilossa  eine  Botenpost  nach  Iringa  und  in  Kilimatinde.eine 

solche  nach  Bisniarckburg  am  Tanganyika  See  ab. 
Alle  diese  Botenposten  verkehren  zwei-  bis  dreimal  monatlich.  Die  Abfertigung 
der  Boten  in  Dar-es-Sulaam  erfolgt  jedesmal  einige  Tage  nach  Ankunft  der  mit 
Schiffen  der  Deutschen  Osfafrika- Linie  Ober  Aden  eingehenden  Post  aus 
Europa.  In  welcher  Zeit  die  Strecket!  zwischen  den  einzelnen  Orten  von  den 
Boten  zurückgelegt  werden,  ist  auf  der  Kartenskizze  durch  Z;i!ilen,  welche  die 
durch>chnitt!ic}ie  BelörJenmgsdauer  in  Tagen  bezeichnen,  ersichllich  gemacht. 
Von  Langen  bürg  aus  bestehen  Postverbindungen  auf  dein  Njassa-See  außer 
mit  Wiedhafen  auch  mit  Karonga  in  Rhodesia  und  F5rt  Johnston  in  Britisch - 
Zentralafrika;  letzterer  Ort  wieder  steht  den  Schire  abwärts  über  Blantyre 
mit  der  Küste  von  Pnrtiigiesjsch  -  0<;tnfrika  (Chinde)  in  Verbindung. 

Für  den  Norden  1)  c  11 1  sc  h  ( )  s  t  a  f  ri  kas  brachte  der  Bau  der  Usum- 
barabahn  eine  Umgestaltung  der  Verkehrsverhallnisse  hervor.  Mit  dem 
Bahnbaue  wurde  von  Tanga  aus  im  Jahre  1803  begonnen.  Am  16.  Oktober 
1894  war  die  Strecke  bis  Pongwc  fcrtiggestelii.  im  1  am  i.  April  iSut»  war  die 
Bahn  bis  MuhL'^  i  vollendet.  Die  weitere  SiK^cke  l>is  Korogwe,  dem  heutigen 
Endpunkte  Jer  Bahn,  der  von  l  anga  kni  enllernl  i^i.  konnte  erst  im  Mär/ 
iyo2  lertiggesteiil  werden,  nachdem  die  Balm  vom  Reiclie  übernuminen  worden 
war.  Auf  der  Bahn  verkehren  jetzt  in  jeder  Woche  hin  und  zurtick  3  Züge, 
welche  die  ganze  Stiecke  in  5,  bis  t]  Stunden  zurücklegen.  Die  Postsachen- 
hetöiilerung  wird  auf  der  Bahn  nach  Mafsgabe  der  im  Reichspostgebiete  für 
Bahnen  imtergeordneter  Bedeutufig  bestellenden  Bestimmungen  bewirkt.  Die 
Abfertigung  der  Boten,  die  Uber  VViihelmslhal  nach  Moschi  am  Kilimandscharo 
gehen,  wurde  in  Folge  des  Bahnbaues  von  Tanga  zuerst  nach  Muhesa  und 
spater  nach  Korogwe  verlegt.  Von  letzterem  Orte  aus  besteht  jetzt  nach 
Wilhelmsthal  alle  8  Tage  und  nach  Moschi  alle  14  Tage  eine  Postverbindung. 

4.  Dienstzweige  der  Postanstalten. 

Die  Postanstalten  in  Dar-es-Salaam  und  Bagamoyo  gehören  seit  ihrer  Ein> 

richtung  dem  Weltpostverein  an;  der  förmliche  Beitritt  Deutsch-Ost- 
afrikas  zum  Wel  f  po s t ve rei n  erfolgte  zum  i.  April  1891.  Am  Briefpost- 
dienstc  nehmen  alle  Postanstalten  des  Schutzgebiets  teil.  Eine  rcgelm.1ßigc 
Bestellung  von  Briefsendungen  findet  bei  keimr  Postanstalt  statt;  in  Dar-es- 
Salaam  werden  jedoch  gewöhnliche  Briefsendungen  gelegentlich  den  Empftngern 
in  die  Wohnung  Uberbracht.  Abonnements  auf  7.  e  : '  1 11 1;  e  n  werden  nur 
durch  die  Postanstalten  an  der  Küs(e  vermittelt.  Poslpakete  bis  ^  kg 
sind  bei  den  Postanstalten  Deutsch  O.slafrikas  seil  Anfang  1891,  Postfrachtstücke 
von  mehr  als  5  bis  to  kg  seit  Anfanpf  1895  zugelassen.  Letztere  werden  nur 
mit  Deutschland  ausgetauscht,  wogegen  Postpakete  im  Verkehre  mit  allen  am 
Posipaketdiensle  teilnehmenden  Landern  zur  Versendung  kommen  kOnnen. 
Einen  unmittelbaren  .Austausch  von  Postpaketen  unterhült  Deutsch  -  Ostafrika 
mit  Zanzibar  und  Egypten  seit  dem  Jahre  1893  und  mit  Britisch -Indien  seit 
April  1899.  Die  Postanstatten  im  Inneren  des  Schutzgebiets  haben,  mit 
Ausnahme  derjenigen  in  Muhesa.  Korogwe  und  Langenburg,  keinen  Paketdienst, 
doch  vern)itteln  sie  die  Ausfiämligung  der  ihnen  zugetührten  Pakete.  Nach- 
nahme ist  auf  Postpaketen  und  PosttVachtstücken  seit  April  i8c)f)  zuliissig, 
aber  nur  im  Verkehre  mit  den  am  Postanweisungsdienste  teilnehmenden  Posl- 
oDstalten  des  Schutzgebiets,  und  nur  bei  Paketen  nach  und  aus  Deutschland. 
Briefsendungen  mit  Nachnahme,  die  seit  Ende  i'^öo  zugelassen  sind,  werden 
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unter  den  Bedingungen  des  Weltpostvertrags  auch  niit  anderen  Lilndern  aus- 
getauscht. Ein  Wertdienst  besteht  in  Deutsch-Oütafrika  erst  seit  März  1901. 
Einstweilen  ist  dieser  Dienst  auf  Briefe  und  Kflstchen  mit  Wertangabe 
beschrankt,  während  Pafcelsen düngen  mit  Wertangabe  noch  von  der  Be- 
förderung ausgeschlossen  sind;  ferner  nehmen  nur  die  KUstenpostanslalten 
am  Austausche  von  Wertsendungen  teil.  Der  Poslan Weisungsverkehr 
ist  bei  den  Pdstanstalten  an  der  Ktlste  nach  Mafigabe  des  Postanweisungs- 
Uebereinkommens  des  Weltpostvereins  seit  dem  i.  Oktober  1891  eingeführt. 
Telcgraphische  Postanweisungen  sind  seit  Dezember  1900  im  Verkehre  der 
Küstenposlanstalten  unter  einander  zugelassen.  Dieser  Dienstzweig  wird  auch 
von  den  Eingeborenen  gern  benutzt.  Auf  Grund  eines  Sunderabkouuncns 
besteht  ein  Austausch  von  Postanweisungen  zwischen  Deutsch -Ostofrika  und 
Britisch- Indien  seit  November  1893;  die  Ueberweisung  der  Postanweisungen 
zwischen  beiden  Gebieten  geschieiit  (wie  im  Verkelue  DeutschUmJs  mit 
(iroßbrilanniefi,  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  Britisch- Indien  u.  s.  w.) 
durch  Vermittelung  von  Auswechselungspostanslalten  (in  Deutsch  -  Ostafrika 
anfangs  nur  Dar-es-Salaam,  seit  September  1901  auch  Tanga),  die  sich 
die  Betrage  der  Postanweisungen  gegenseitig  auf  Grund  von  Listen  über- 
weisen. Ein  gleichartiger  Postanweisungsverkehr  ist  seit  Ende  1896  zwischen 
Deutsch  -  Ostafrika  und  Zanzibar  eingeführt.  Bei  den  Postanstalten  im 
Inneren  Deutsch-Ostafrikas  sind  Postanweisungen  seit  dem  1.  April  1901 
zugelassen,  aber  nur  für  den  Verkehr  mit  den  Orten  an  der  Küste.  Sollen 
bei  den  Postanstalten  im  Inneren  Beträge  nach  Orten  außerhalb  Deutsch- 
Ostafrikas  eingezahlt  werden,  so  sind  die  Postanweisungen  on  das  Postamt  in 
Dar- es-Salaam  zu  richten,  das  neue  Postanweisungen  an  die  betreäcnden 
Adressen  ausfertigt.  Ueberhaupt  keinen  Postanweisungsdienst  haben  die  an 
der  Usambarabahn  gelegenen  Postagenturen  Muhesa  und  Korogwe,  bei  denen 
ein  Bedürfnis  zur  Einführung  dieses  Dienstzweigs  bisher  nicht  hervor^treten  ist. 

5.  Telegraphen-  und  Fernsprecheinrichtungen.*) 
Die  erste  telegraphische  Verbindung  des  deutsch -ostafrikanischen  Schulz- 
gebiets mit  dem  internationalen  Telegraphennetze  wurde  im  Jahre  1890  durch 

das  unterseeische  Kabel  Zanz ibar-Bagamovo  Dar-es-Salaam  her- 
gestellt. Das  Kabel  ist  von  der  Eastern  and  South  African  Telegraph  Com- 
pany, der  Besitzerin  der  Kabellinien  von  Aden  über  Zanzibar,  Mo/,ainbique 
und  Louren^o  Marques  nach  Durban,  gelegt  und  von  der  Reichsielegraphen- 
Verwaltung  angemietet  worden.  Der  Vertrag  läuft  bis  zum  Jahre  1910;  die 
Miete  beträgt  5000  Pfd.  Sterl.  jährlich.  Djis  Kabel  Zanzibar- Bagamoyo-Dar- 
es-Salaam  hat  eitie  Länge  von  rund  140  km.  Die  ersten  Telegraphenanstalten 
des  jetzigen  Deutsch  -  Ostafrika,  Bagamoyo  und  Dar- es-Salaani,  traten  am 
18.  und  22.  September  1890  in  Wirksamkeit. 

Im  Dezember  1891  wurde  mit  dem  Baue  einer  oberirdischen  Tele- 
graphenlinie von  Bagamoyo  Uber  SnaJmi  und  Pangani  nach 
Tanga  begonnen.  Hierbei  war  der  Panganitluß  zu  durchschreiten;  dies 
geschah  mittelst  eines  410  ro  langen  dreiaderigen  Fluflkabels.  An  Stelle  von 
hölzernen  Stangen,  die  nicht  in  genügender  Menge  vorhanden  waren,  auch 
der  Zerstörung  durch  Grasbrände  oder  durch  Termiten  und  Rohrkafer  aus- 
gesetzt gewesen  waren,  kamen  als  Leitungsträger  zweiteilige  Mannesmann- 
röhren  aus  Stahl  zur  Verwendung.    Diese  Stangen  waren  zum  Schutze  gegen 


•)  Die  hier  und  im  fölgenden  Aber  Telegraphen-  und  Fcrnsprechcinrich- 
tungen  gebrachten  Mitteilungen  sind  durch  den  Ober- Poatsckreülr  Barth  su- 
saimiMqgescelk  worden. 
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Rostbildung  mit  einem  heiß  eingebrannten  TeerUberzuge  versehen.  Als 
Leitungsdraht  diente  4  mm  starker  Gufistahldraht.  Der  Bau  dieser  160  km 
langen  Linie  wurde  trotz  der  ungünstigen  klimatischen  Verhältnisse  in  8  Monaten 
ausgeführt.  Der  zu  benutzende  Weg  muC^te  erst  durch  hohes  Gras,  dichtes 
dorniges  Gestrüpp,  Buschwerk  und  Wald  hergestellt  werden.  Betrieben  wird 
die  Anlage  mit  Morse-  und  gleichzeitig  mit  Fernsprechapparaten.  Die  letztere 
Betriebsweise  bietet  den  Arabern  und  Negern  Gelegenheit,  sich  in  ihrer  eigenen 
Sprache,  die  der  Abfassung  von  Telegrammen  Schwierigkeiten  entgegensetzt, 
unmittelbar  zu  verstandigen. 

Im  August  i<Sq3  wurde  der  Bau  der  252  km  langen  L  a  n  d  t  e  I  eg ra  p  lien - 
und  Fernsprechlinie  Dar-es-Salaaui-Moiiorro-Kil wa  in  Angriti  ge- 
nommen. Die  Durchquerung  des  RuAdji  erfolgte  mittelst  eines  400  m  langen 
dreiaderigen  Flußkabels.  Als  Stangen  dienten  etwas  längere  einteilige  Mannes- 
mannröhren  —  die  zweiteiligen  hatten  sich  nicht  bewührt  — ,  deren  Ful5 
zum  Schutze  gegen  Rostbildung  auf  1,50  m  Länge  mit  einem  von  Teer  durch- 
tränkten Jutehanfgewebe  umwickelt  ist.  Als  Leitungsdraht  wurde  der  weniger 
schwere  und  geschmeidigere,  flir  den  Fernsprechverkehr  mehr  geeignete  2  mm 
Marke  Rron/edraht  verwendet. 

infolge  der  Zunahme  des  telegraphischen  Verkehrs  ist  inzwischen  neben 
dem  bestehenden  Kabel  Bagamoyo-  Dar  es-Salaam  eine  für  den  Tele- 
graphen- und  Fernsprechdienst  bestimmte  Landlinic  zwischen  diesen  Orten 
hei^esteilt  und  die  Süd linie  über  Kilwa  hinaus  nach  Lindi  und  Mikindani 
verlängert  worden.  Die  ganze  Länge  der  Telegraphenlinie  von  Tanga  nach 
Mikindani  betragt  rund  730  km.  Durch  diese  Linie  ist  die  Küste  von  Deutsch- 
Ostafrika  in  ihrer  vollen  Ausdehnung  dem  Telegraphen-  und  Fernsprechverkehr 
erschlossen,  und  es  ist  aufserdem  die  Möglichkeit  eines  unmittelbaren  Sprech- 
verkehrs zwischen  den  Orten  südlich  und  nördlich  von  Dar-es>Saiaam  unter 
einander  und  mit  Dar-es-Salaam  gegeben. 

Um  auch  dem  Inneren  von  Deutsch  Ostafrika  die  bei  den  mangelhaften 
Wegeverhältnissen  doppelt  wertvollen  Vorteile  eines  schnellen  und  direkten 
Nachrichtenaustausches  zu  verschaffen  und  den  Verkehr  mit  den  entfernten 
Regierungsstellen  zu  beschleunigen,  wird  eine  Telegraphenlinie  von  Dar- 
es-Salaam  nach  dem  Tanganyika-See  gebaut.  Im  Jahre  1901  ist  die 
erste  Teilstrecke  Dar- es-Salaam- Mahsjführe-Mrogoro- Kilossa  Mpapua  her- 
gestellt worden.  Sie  hat  eine  Länge  von  rund  400  km.  Ferner  konnte  Anfang 
November  1903  die  weitere  Strecke  von  Mpapua  nach  Kilimatinde  dem  Ver- 
kehr übergeben  werden.  Für  das  Jahr  1903  ist  die  Fertigstellung  der  Tele- 
graphenlinie bis  Tabora  in  Aussicht  genommen.  Die  Linie  folgt  im  allgemeinen 
der  Karawanenstralie.  Zum  Bnue  werden  Stangen  aus  Mannesmannröhren  von 
ö'/^ni  und  8'/$  m  Länge  und  als  Leiter  Bron/edrahl  von  3  mm  Stärke  ver- 
wendet. Die  Mannesmannröhren  ztt  ()'/<:  m  wiegen  3S  kg,  die  zu  8'/«  m 
53  kg;  da  eine  Trägerlast  etwa  21,  Im^  ausmacht,  so  sind  z.um  Transport 

jeder  Stange  zwei  Mann  erfoi derlicli.  Die  Beförderung  der  Materialien  zur 
Baustrecke  hat  schon  auf  dem  lertii^^ostellten  Teile  der  Linie  grolJe  Schwiei  i^- 
keiten  und  Kosten  verursacht  und  wird,  je  weiter  die  Linie  in  das  innere  vor- 
dringt, um  so  schwieriger,  da  sämtliche  Lasten  nur  durch  Trttger  an  Ort 
und  Stelle  geschafft  werden  können.  Zeitweise  wurden  3000  bis  4000  Träger 
zum  Materialientransport  verwendet.  .Vm  Tanganyika-See,  wahrscheinlich  in 
Lji)i,  soll  die  deutsche  Linie  mit  dem  britischen  I  ranskontinental -Telegraphen 
(Kapstadt-Kairo],  welcher  Deuisch-0>tiilrika  in  der  Richtung  von  Süden  nach 
Norden  durchqueren  wird,  zusammentreffen.  Der  englischen  Gesellschaft,  von 
der  diese  Linie  erbaut  wird,  ist  deutscherseits  die  Verpflichtung  auferi^t  worden, 
an  ihrem  Gestänge  von  der  Grenze  Rhodesias  bis  zur  Grenze  von  Britisch- 
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Ostafrika  auf  ihre  Kosten  einen  dem  V'^crkehie  Deutsch-Ostafrikas 
dienenden  besonderen  Draht  unentgelthch  anzubringen;  hierdurch  ei- 
hahen  die  vom  transkontinentalen  Telegraphen  berührten  Gebiete  Deutsch- 
Ostafnkas  ebenfalls  Anschluß  an  das  internationale  Teiegraphennetz.  Die  Er- 
richtung eigener  Stationen  auf  deutschem  Gebiet  ist  der  Gesellschaft  nicht 
gestattet.  Deshalb  ist,  nachdem  der  Bau  des  Telegraphen  von  der  Gren/e 
Khodesias  in  Deutsch  -  Ostafrika  bi^.  über  Bisiuarckburg  hinaus  vorge.schritlen 
war,  ein  deutscher  Fachbeamter  nach  dem  Tanganyika  entsandt  worden,  und 
dieser  bat  in  Bismarckbui^  am  12.  Mai  1903  eine  Reichstelegraphenanstalt 
eröffnet,  die  über  Rhodesia  und  Bfitisch-Zentralafrika  mit  dem  internationalen 
Telegraphennetz  in  Verbindung  steht. 

Zur  Zeit  giebt  e^  in  Deutsch  -  Ostafrika  15  Telegraphenanstalten;  in 
der  Kartenskizze  auf  Seile  36  sind  diese  nebst  den  vorhandenen  Telcgraphen- 
linien  ersichtlich  gemacht.  Eine  Stadtfernsprecheinrichtung  besteht  seit 
dem  I.Juli  1900  in  Dar-es-Salaam;  sie  zählt  30  Teilnehmer.  Ferner  ist  in 
Bagamoyo  im  Juni  1902  eine  Fernsprechumschalteslelle  eröffnet  worden, 
an  die  zwei  Teilnehmer  angeschlossen  sind. 

6.  Beamten-  und  UnterbeamtenverhSltnisse. 

Die  deutsche  Postagentur  in  Zanzibar  ist  während  der  ganzen  Dauer 
ihres  Bestehens  durch  einen  Fachbeamten  verwaltet  worden;  bei  der  deutschen 
Postagentur  in  Wiiu  wai   ein  .\ngestellter  der  Witu  -  Gesellschaft  mit  der 

Wahrnehmung  dei  Postgeschiifte  betraut. 

Von  den  Post-  und  Telegraphenanstalten  Deutsch-Ostafrikas  sind  diejenigen 
in  Dar-es-Salaam,  Bagamoyo  und  Tang-u  von  Ant'ang  an  mit  Fach- 
bea raten  besetzt  gewesen;  spilter  sind  Fachl)«amte  auch  nach  Kilwa  und  Pan- 
gani  entsandt  worden.  Gegenwärtig  befinden  sich  im  ganzen  1^  deutsche 
Post-  und  Telegraphenbeamtc  im  Schutzgebiete,  davon  7  bei  dem  Postamt 
in  Dar  cs-Salaani,  nämlich  i  Postdirektor,  1  Postinspektor  und  5  nachgeordnete 
Beamte.  2  Beamte  sind  ausschließlich  für  den  Tciegraphenbau  bestimmt; 
dem  einen  von  ihnen  liegt  hauptsHchlich  die  Instandhaltung  der  Telegraphen- 
und  Fernsprechleitungen  ob,  wahrend  der  andere  im  Inneren  des  Landes  den 
Bau  der  Telegraphenlinie  leitet.  Je  ein  farbiger  Hül  fsbeam  ter  (Goanese) 
ist  in  Dar-es-Saluam  und  Bagauiuyo  beschüftigt;  diese  HUlfsbeamten  haben 
HUlfeleistungen  im  Betriebsdienste  zu  verrichten. 

AU  Vorsteher  der  nicht  mit  Fachbeamten  besetzten  Küsten postanstalten 
(Postagenturen  in  Lindl,  Mikindani,  Mohorro  und  Saadani)  sind  Gouverne- 
mentsbeamte (Bezirksschreiber  oder  Zollbeamte)  tätig;  die  Postanstalten  im 
Inneren  des  Landes  werden  meist  durch  Militärpersonen  (Zahlmeister- 
aspiraitten  oder  Unteroffiziere)  verwaltet. 

Von  europSischen  Unterbeamten  befinden  sich  drei  Leitungsaufseher 
im  Schutzgebiet.  Alle  sonstigen  Unterbeamtengeschafte  werden  durch  F'arbige 
iSualielis,  Halbaraber,  Komoren)  wahrgenommen.  Die  farbigen  Unterbeamten 
sind  mit  bestem  Erfolg  im  Telegramm- Bestellungsdienst  und  im  inneren  Dienste, 
ferner  als  Beförderer  von  Botenposten  und  als  Ruderleute  beim  Abholen  der 
Postsachen  von  den  Dampfern  tätig.  Im  weiteren  werden  die  farbigen  Unter- 
beamten mit  Vorteil  auch  als  Telegraphenvorarbeiter,  Hültsleitungsaiifseher 
und  zur  Bedienung  der  KbppenschrHnke  verwendet:  die  im  Telcgraphendienst 
ausgebildeten  farbigen  Unterbeamten  erhalten  besondere  Telegraphierzulagen. 
Die  HOlfsleitungsaufseher  lebten  namentlich  gute  Dienste  bei  Beseitigung  der 
vorwiegend  durch  Giraffen  •  und  FlulJpferde  sowie  durch  Grasbrönde  hervor- 
gerufenen häufigen  Störungen  der  Telegraphenleitungen,  ferner  bei  den  unter 
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der  AutsiclU  von  Beamlcii  statttindenden  regclmülMgen  Linieninslaiidsetzungcn. 
Zur  Zeit  sind  —  aulier  den  Botenposlbelörderern  —  bei  den  Po^t-  und 
Telegraphenanstalten  des  Schutssgebiets  stflndig  36  farbige  Unterbeamte  in  Ver- 
wendung. 

B.  Deutsch -Sfldwestafrika. 

I.  Einrichtung  von  Postanstalten. 

In  Deutsch  -  SQd Westafrika  hat  Deutschtand  seit  1886  FuU  gefaßt;  am 

24.  April  1.SS6  wurde  LUJcritzland  (Angra  Pequena)  unter  deutschen  Schutz 
gesteUt.  Die  erste  Poslansfah  im  Schutzgebiete  war  die  Postagentiir  in  Otjim- 
bingue,  die  auf  Anregung  der  KolonialgeselLschait  fUr  SUdwestafrika  am 
16.  Juli  1888  errichtet  wurde.  Die  Entwickelung  des  Postwesens  in  Deutsch- 
Südwestafrika  wurde  wiihrend  mehrerer  Jahre  durch  die  Unsicherheit  der  Ver- 
haltnisse gehemmt;  die  kriegerischen  Verwickelungen,  in  denen  Witboi  eine 
Holle  spielte,  hatten  zur  Folge,  dab  die  Agentur  mehrfach  verlegt  und  zeit- 
weilig ganz  aufgehoben  werden  mulSte.  im  November  wurde  die  Post- 
agentur nach  Windhoek,  das  seit  dieser  Zeit  der  Hauptort  des  Schutzgebiets 
ist,  verlegt.  Aber  auch  jetzt  hatte  der  Postverkehr  noch  mit  mancherlei 
Schwierigkeiten  zu  kiimpfen.  So  mulJte  von  1893  bis  i8()3  die  Haftpflicht  der 
Post  flh  h!in*;chreibscndungcn  ausgeschlossen  werden,  weil  bei  der  Unsicherheit 
der  Strafscn  eine  Gewähr  fUr  sichere  Uebcrkunft  der  Sendungen  nicht  Uber- 
nommen  werden  konnte;  bei  einem  Brande,  der  im  Juni  1894  das  Haus,  in 
dem  sich  die  Postagentur  befand,  zerstörte,  kamen  4  Eingeborene  ums  Leben. 

AulJer  Windhoek  hatte  bis  Mitte  der  90er  Jahre  kein  Ort  des  Schulzgebiets 
I*()stverbindungen.  Die  vorkommenden  Postsachen  wurden  durch  Missionare 
oder  andere  gelegentliche  Boten  befördert;  sie  wurden,  damit  sie  bei  der 
britischen  Postanstalt  in  V^alfischbai  oder  in  der  Kapkolonie  aufgeliefert  werden 
konnten,  meist  mit  englischen  Freimarken  frankiert.  Dieser  Zustand  war  auf 
die  Dauer  unha!th;ir,  namentlich  nachdem  ^eit  Milte  iNq'^  deutsche  Dampfer 
in  Swakopnmnd  anlegten.    Devlmlh  wurde  im  FriUijahr  ein  Postfach- 

beamter  mit  dem  Auttrage  nach  dem  Schutzgebiet  entsandt,  dort  ein  geord- 
netes Postwesen  einzurichten.  In  den  folgenden  Jahren  entstand  demzufolge  eine 
ganze  Reihe  von  Postagenturen,  nämlich  in  Swakopmund  (30.  Mai  1895), 
Oljimbirmne  '  1 .  .Ulli  1  J^'iO,  Omaruru  (1 .  August  1  893),  Okahandja  (i  2.  August  1895), 
Gibcon  i.  Oktober  ibut,  ,  Keetmanshoop  (i-».  Oktober  iHqO.  Lüderitzbucht 
(12.  November  1893),  Warmbad  (2.  Januar  189Ö),  Cap  Croli  (16.  März  1896], 
Rehoboth  (14.  Dezember  i89(j).  Die  Lage  dieser  Postanstalten  ist  aus  der 
Kartenskizze  auf  Seite  44  zu  ersehen.  Von  189*)  ab  übernahm  der  Fachbeamte 
die  Verwaltung'  der  Postagentur  in  Windhoek,  die  damit  Hauptpostanstalt 
des  Schutzgebiets  wurde  und  als  >c)lche  im  folgenden  Jalne  die  Bezeichnung 
»Postamt«  erhielt.  Im  Mai  1899  hörte  die  Unterstellung  de^  Postwesens 
Deutsch- Sud  westafrikas  unter  die  Ober -Postdirektion  in  Hamburg  auf,  und 
seitdem  untersteht  dieses  unmittelbar  dem  Reichs  -  Postamte. 

In  den  Jahren  1  8(^6  bis  1901  wurden  die  Pü>teinrichtungen  des  Schutzgebiets 
durch  eine  Anzahl  in  einfachsten  Formen  gehaltener  Postanstalten  (Post  Ii  Ulf - 
stellen)  erweitert.  Aufserdem  wurden  noch  Postagenturen  errichtet  in  Outjo 
(Januar  1896  Hülfstelle,  seit  Februar  1898  Postagentur),  in  Gobabis  (Januar  1896 
Hülfstelle,  von  August  i89<s  ab  Postagentur),  in  Ramansdrift  (21.  Juni  1899)  und 
endlich  in  dem  an  der  Bahn  nach  Windhoek  gelegenen  Karibib  (28.  Juni  1900}. 
Auch  diese  Postagenturen  sowie  sämtliche  Hüif&teilcn  sind  in  der  erwähnten 
Kartenskizze  angegeben.  Im  ganzen  bestehen  in  Deutsch  •  SOdwastafiika  jetst 
neben  dem  Postamt  in  Windhoek  16  Postagenturen,  davon  3  (Cap  Groß, 
Swakopmund,  Ltlderitzbucht)  an  der  Küste,  und  15  PosthOlfsteTlen. 
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2.   Postverbindungen  mit  Deutschland  und  anderen  Ländern. 

Die  i  iMiufun;^  Deutsch  •  Südwestafrikas  mit  der  Heimat  und  mit  anderen 
Ländern  ging  anfiinglich  a  ussc  h !  i  e  I>1  i  c  h  Uber  Kapstadt -Walfischbai ; 
der  Verkehr  zwischen  den  beiden  letzteren  Orten  wurde  ursprünglich  durch 
Segelschiffe  oder  Gelegenheitsdampfer,  später  regelmäßig  durch  den  kap- 
ISndischcn  Dampfer  Nautilus  vermittelt.  V  ;  Mitte  1893  ab  richtete  die 
Deutsche  Kolonialgesellschnft  direkte  F;iliiten  von  Hamburg  nach 
Swakopmund  ein,  die  zunächst  in  unregelaiöLsigen  Zwischenritumcn  statt- 
fanden, später  aber  durch  die  Woerraann  -  Linie  regehnüLMg,  erst  alle  zwei 
Monate,  dann  alltnonattich,  ausgeführt  wurden.  Die  Verbindung  Ober  Kapstadt 
Wieb  daneben  bestehen.  Von  1896  ab  wurde  die  Verbindung  zwischen  Kapstadt 
und  Jcni  Schutzgebiete  durch  den  Troost'schcn  Dampfer  [.ciitwein  her- 
gestellt; für  die  Beförderung  der  Postsachen  nach  und  von  dem  Schutzgebiete 
wurde  eine  BauschvergUtung  gezahlt.  Nachdem  die  Woermann  -  Linie  dann  im 
Jahre  1898  ihre  Fahrten  Hamburg- Swakopmund  Ober  Port  Nollolh  bis  Kap- 
stadt ausgedehnt  hatte,  ttbernahm  sie  im  Januar  igoo  den  Dampfer  Leutwein. 
An  Stelle  des  letzteren  wurde  bald  danach  von  der  Woermann  -  Linie  für  die 
Fahrt  Kapstadt  -  Deutsch  -  Süd  westafrika  ein  gröfserer  Dampfer  (Gertrud 
Woermann)  eingestellt,  der  noch  jetzt  zwischen  Kapstadt  und  Cap  Crofi 
verkehrt  und  auf  seiner  Fahrt  regelmäßig  Port  Nolloth,  LOderitzbucht,  Wal- 
fischbai und  Swakopmund  anlauft.  Dagegen  enden  die  von  Hamburg  aus- 
mchendLMi  Fahrten  der  Woermann-Linie  jetzt  w  ieder  im  Schutzgebiet,  und  zwar 
in  Lüderilzbucht.  Auf  der  Kartenskizze  (Seite  44]  sind  die  Schiflsverbindungen 
des  Schutzgebiets  ersichtlich  gemacht. 

Die  Leitung  der  europäischen  Post  wird  für  den  nördlichen  Teil 
des  Schutzgebiets  über  Swakopmund  'entwtvler  direkt  oder  über  Kapstadt) 
und  für  den  südlichen  Teil  des  Schutzgebiets  bis  einschl.  Gi!->con  und  Kiiis 
über  Kapstadt-Steinkopf  (von  da  Postverbindung  nach  Ramansdrift, 
Warmbad  und  weiter)  bewirict. 

Die  Landung  der  Postsachen  in  Swakopmund  ist  wegen  der  staricen 
Brandung  auiJerordcntlich  schwierig;  meist  geschah  die  Landung  früher  in  der 
Weise,  da(>  die  Postsäckc  in  F;isser  verküpert  und  diese  mittelst  Bootes  ans 
Land  gebracht  wurden.  Durch  den  Bau  einer  Mole  ist  das  Landen  der  Post- 
sachen wesentlich  erleichtert  worden. 

Einen  Austausch  von  KartenschtQssen  unterhfllt  Deutsch -SOdwest- 
afrika  außer  mit  Deutschland  hauptsächlich  mit  der  benachbarten  Kapkolonie 
sowie  mit  Walfischbai.  Einzelne  Briefposten  werden  außerdem  mit  Liberia 
(ankommend)  und  L«agos  (abgehend)  ausgetauscht. 

3.  Postverbindungen  im  Inneren  des  Schutzgebiets. 

Die  Botenpost  Wal  fischbai-0  tj  imbingue  war  lange  Zeit  die  einzige 
Postverbindung  des  Schutzgebiets;  Juneben  wurden  u.  U.  Frachtwagen  zur 
Beförderung  der  Poslsacfien  benut/.l.  Versuche,  die  Postsachen  nach  und  von 
Waltischbai  durch  Kamele  befürdem  zu  lassen,  hatten  keinen  rechten  Erfolg 
und  wurden  deshalb  bald  wieder  aufgegeben. 

Nachdem  regelmSfiige  Schiffsverbindungen  von  Kapstadt  und  von  Hamburg 
nach  Swakopmund  entstanden  waren,  wurde  im  Jahre  1895  zwischen 
Swakopmund  und  Windhoek  eine  regelmäßige  Verbindung 
mittelst  Ochsenkarren  hergestellt,  an  deren  Stelle  im  folgenden  Jahre 
eine  Postverbindung  durch  Pferdekarren  trat;  daneben  wurden  zwischen 
den  beiden 'Orten  Boten  posten  unterhalten.  Mit  der  Vermehrung  der  Zahl 
der  Postanstalten  bildete  sich  nach  und  nach  ein  förmliches  Netz  von 
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Pnsf  VC  I  bi  n  d  u  ngc  11 :  Aul  ilcn  Ha ii  p  ( k  ii  r  sc  n  verkehrten  Karrenposlcn, 
iiamlicli  von  Swakopnmnd  über  Oljinibingue  nach  Windhock,  von  da  südlich 
Uber  Rchoboth,  Gibeon  nach  Kcetmanshoop  und  weiter  über  Warmbad  und 
Ramansdrift  nach  Steinkopf  in  der  Kapkolonic.  Von  diesen  Hauptkursen 
zweigten  zahlreiche  Rotcnpo-^fen  ab,  die  lüng^te  von  Keetnianshoop  Uber 
Bethanien  und  Kubub  nach  Lüdcritzbuchl.  Die  Küslenorte  waren  aui.>er- 
dem  —  und  sind  es  noch  heute  —  durci»  die  Daiupter  nacii  und  aus  Kapstadl 


unter  einander  verbunden.  Zwischen  Swakopmund  und  Walfischbai  wurde 
ebenfalls  eine  Botenpostverbindung  ins  Leben  gerufen. 

Als  Zugtiere  finden  in  Deutsch-SOdweslafrika  Maulesel,  Pferde  un  1  Ocli  on 
Verwendung;  recht  t^ut  bewahrt  haben  •^ich  die  Polverbindungen  durcli  Ptcrdc- 
und  Ochsenkarren,  während  mit  den  Keitociiscn  nicht  so  günstige  Erfahrungen 
gemacht  worden  sind.  Durch  die  in  Deutsch  -  Süd weslafrika  nur  2u  hSufig 
auftretenden  Viehseuchen  (Rinderpest,  Pferdesterbe)  sind  vielfach  auch  ftlr 
den  Postdienst  ernste  Schwierigkeiten  entstanden. 
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Eine  wesentliche  Verbesserung  des  Postbeförderungsdienstes  ist  auf  dem 
Hauptkurse  Swakopmund -Windhoek  durch  den  Bau  der  Eisenbahn  erzielt 
worden,  der  1^97  begonnen  und  im  Juni  1902  bis  Windhoek  vollendet  wurde. 
Auf  der  Bahn  findet  eine  Postsachenbeförderung  durch  Vermittelung  des  Eisen- 
bahnpersonals  statt  :  die  Bahnverwaltung  erhillt  dafür  von  der  Post  eine  Ver- 
gütung, die  nach  dem  Satze  von  2  Pf.  für  das  Kilometer  und  den  Zentner 
berechnet  wird.  Die  Post  ist  dem  Bahnbaue  von  Anfang  an  gefolgt;  an  dem 
jedesmaligen  Endpunkte  der  Bahn  wurde  immer  zum  mindesten  eine  Post- 
hOlfiitelle  errichtet.  An  der  Bahn,  die  383  km  lang  ist,  und  auf  der  in  jeder 
Woche  zwei  Züge  (BefOrderungsdauer  i '/j  Tage)  verkehren,  liegen  die  Stationen 
Jakalswater.  Kubas,  Karibib,  Kapenoussfeu,  Okahandja  und  Windhoek.  Wie 
sich  das  Postennetz  des  Schutzgebiets  seit  Fertigstellung  der  Bahn 
gestaltet  hat,  ergiebt  sich  aus  der  Kartenskizze,  auf  der  zugleich  die  Ent- 
fernungen zwischen  den  verschiedenen  Orten  in  Kilometern  vermerkt  sind. 
Danach  sind  Ausgangspunkte  von  Landpostkiirsen: 

Karibib,  von  wo  über  Omaruru  nacli  Oiitjo  alle  8  Tage  abwetiiselnd 
Karren-  und  Botenposten,  und  nach  Otjimbingue  alle  i>  Tage  Boten- 
posten gehen;  von  Outjo  .aus  geht  eine  14  tag  ige  Botenpost  tlber 
Otavi  nach  Grootfontein; 
Okahandja,  da^  durch  i4tligige  Botenposten  Ober  Waterbei^  mit 
Olavi  verbunden  ist; 
endlich 

Windhoek,  wo  Botenpostoi  nach  Haris  (alle  8  Tage)  und  Ober  Hohe- 
warte  und  Seeis  nach  Gobabis  (alle  H  Tage)  entspringen,  und  von 
wo  aut>crdem  eine   mehr  als  800  km  lange   i4t[fgigc  Karrenpost- 
verbindung über  Hehoboth,  Kuis,  Gibeon,  Keetmanshoop  und  Warm- 
bad bis  zur  Grenze  des  Schutzgebiets  (Ramansdrift)  besteht,  an  die 
sich  eine  ebenfalls  i4ttfgige  Postverbindung  nach  Steinkopf  in  der 
Knpkolonie  (von  da  Beförderung  der  Post  nach  Kapstadt)  anschließt. 
Auf  den  Strecken  Windhoek- Rehoboili  und  Gibeon  -  Keetmanshoop 
verkehren  neben  den  Karrenposten  nocii   i4tügige  Bolenposten,  su 
daß  diese  Strecken  alle  8  Tage  eine  Postverbindung  haben. 
Von  den  genannten  Postkursen  zweigen  Nebenkurse  ab.  nümlich,  außer  der 
schon,  erwifhnten  Rotenpost  von  Keetmanshoop  nach  LUderitzbucht.  Boten 
posten  von  Omaruru  nach  Okanibahe,  von  Hohewarte  nach  Hatzamas.  von 
Gibeon  nach  Marienthal  und   nach  Mallahöhe  und  endlich   von  Warmbad 
nach  Ukamas,  die  sämtlich  in  i4tägigen  Zwischenräumen  vericehren;  nur 
die  Botenpost  von  Hohewarte  nach  Hatzamas  verkehrt  alle  8  Tage. 

4.   Dienst  zweige  der  Postansialten. 

Das  Sclmlzgebicl  gehört  dem  Weltpostvereine  seit  dem  i.Juli  j}>h8  an. 
Alte  Postanstalten  mit  Einschluß  der  PosthOlfetellen  nehmen  am  Briefpost- 
verkehre  teil;  eine  Bestellung  der  eingehenden  Ikiefsendungen  findet  m'cht 
statt.  Zeitungsabonnements  vvertlen  durch  das  Postamt  in  W'indhoek  und 
sämtliche  Postagenturen,  mit  Ausnahme  derjenigen  in  Ramansdrilt,  ver- 
mittelt, jedoch  nicht  durch  die  PosthUlfstellen.  Postpakete  sind  im  Ver- 
kehre mit  Deutsch -SQdwestafrika  auf  dem  Wege  Uber  die  Kapkolonie  seit 
Januar  1893  zugelassen;  das  Meistgewicht  der  Postpakete  ist  auf  diesem  Wege 
auf  -i,  kg  beschränkt.  Auf  dem  Wege  über  Hamburg  sind  Postpakete ,  und 
zwar  bis  zum  Meistgewichte  von  5  kg,  seit  September  1894  zulässig;  so  lange 
die  Dampfer  nicht  regelmißig  verkehrten,  wurde  jedesmal  durch  das  Amts- 
blatt des  Reichs  -  Postamts  bekannt  gegeben,  wann  Postpakete  nach  Deutsch- 
SOdwestafrika  über  Hamburg  abgesandt  werden  konnten.  Der  Postpaketdienst 
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war  anfangs  auf  den  Verkehr  mit  Windhoek  beschränkt  und  wurde  erst  nach 
und  nach  auf  andere  Orte  ausgedehnt.  Seit  Juni  1899  nehmen  sämtliche 
Postagenturen  (dagegen  nicht  die  Posthflifstellen)  am  Postpaketdienste  teil; 
gleichzeitig  wurden  fUr  den  Verkehr  Deutschlands  mit  den  Postagenturen  in 

Deutsch  ■  Südu  cstafrika  Postfracht'itücke  von  mehr  nk  5  bis  10  kg  zugelassen. 
Ein  interner  I'akcidienst  hcslelit  bei  den  Poslanslalten  des  Schutzgebiets 
insofern,  als  mit  den  bestehenden  Karrenposten  durch  Vermittelung  der  Post- 
anstalten kleinere  Frachtstücke  zur  Versendung  kommen  kOnnen.  Verhand- 
lungen mit  der  Kapkolonie  wegen  Einführung  eines  unmittelbaren  Post- 
pakctaustausches  sind  seit  längerer  Zeit  im  Gange,  aber  noch  nicht  zu  Ende 
geführt.  Nachnahme  ist  bei  Postpakelen  und  PostfrachtsiUcken  im  Verkehre 
mit  Deutschland,  bei  Brietsendungen  im  Verkehre  mit  allen  Uberhaupt  am 
Nachnahmedienste  teilnehmenden  Ländern  zugelassen.  Der  Nachnahme- 
dienst ist  auf  die  um  Postanweisungsdienste  teilnehmenden  Postanstalten  be- 
schrankt. Wertsendungen  sind  in  Deutsch  -  Südwestafrika  noch  von  der 
Beförderung  ausgeschlossen.  Der  1*<)  s  t  a  n  w cisu  n g  s d  ien  s  t  ist  im  Schutzgebiet 
erst  verhältnibmäbig  spät  eingetührl  worden,  nünüich  am  i.  Januar  i8c)8. 
Dieser.  Dienstzweig  beschrtfnkte  steh  anfange  auf  die  Postanstalten  Wtndhoek, 
Swakopmund  und  Keetmanshoop ;  spitter  wurde  er  auf  eine  Reihe  anderer 
Orte  ausgedehnt,  und  7,war  auf  diejenigen  Orte,  rin  denen  eine  Bezirks-  oder 
Distriktska>se  besteht,  und  an  denen  daher  tür  die  Postanst;ilten  die  .Möglichkeit 
gegeben  ist,  UeberschUsSi>e  aus  dem  Postanweisungsverkelu  abzuliefern  und  die 
2ur  Auszahlung  der  Anweisungen  erforderlichen  Zuschüsse  zu  empfangen. 
Seit  dem  1.  Januar  1899  besteht  ein  unmittelbarer  Postanweisungs verkehr  des 
Schutzgebiets  mit  der  Kapkolonie;  der  Austausch  der  Postanweisungen 
zwischen  den  beiden  Gebieten  erfolgt  auf  Grund  von  Listen,  auf  deutscher 
Seite  durch  Vermittelung  der  Postagenturen  in  Swakopmund  und  Keetmanshoop. 

5.  Telegraphen-  und  Fernsprecheinrichtungen. 
Im  Frühjahi  1899  erhielt  das  Schutzgebiet  dadurch  AnschluC^  an  das  inter- 
nationale Telegraphennetz,  dafs  Swakopmund  in  das  bestehende  unterseeische 
Kabel  Mossamedes-Kapstadt  eingeschaltet  wurde.  Das  Anschlußkabel 
ist  von  der  Eastem  and  South  African  Telegraph  Company  gelegt  worden 
und  wird  auch  von  ihr  in  stand  gehalten.  Die  Miefe,  welche  die  Kolonial- 
verwaltung zahlt,  betrügt  4500  Pfd.  StcrI.  jährlich.  Der  Vertrag  mi!  der  Kabel- 
gesellschaft läuft  bis  April  1919.  Die  in  Swakopmund  eingerichtete  Tele- 
graphen anstatt  wurde  am  13.  April  1899  für  den  internationalen  Verkehr 
erOfinet. 

Für  den  V'erkehr  mit  dem  Inneren  des  Landes  ist  an  dem  eisernen 
Gestffnge  des  Eisenbahntclegraphen  zwischen  Swakopmund  und  Windhoek 
(dieses  besteht  aus  □-förmigen  Stangen)  eine  3  mm  starke  Bronzedrahlleitung 
der  Reichstelegiuphenverwaltung  angebracht  worden,  die  sowohl  fbr  den 
Telegraphen-  wie  auch  fDr  den  Fernsprechverkehr  nutzbar  gemacht  ist;  Tele- 
graphenanstahen  mit  öffentlichen  Fernsprechstellen  bestehen  aufser  in  Swakop- 
mund auch  in  Karibib  (seil  dem  9.  August  1901),  in  Okahandja  (seit  dem 
22.  September  1902)  und  in  W indhoek  (seit  dem  27.  Oktober  1902}.  Eine 
Stadtfernsprecheinrichtung  wurde  in  Swakopmund  am  1. Oktober  1901 
mit  27  Hauptanschlüssen  und  1  Nebenanschluß  eröffnet.  Gegenwartig  betragt 
die  Zahl  sämtlicher  Anschlüsse  42.  In  Windhoek  und  Okahandja  steht 
die  Kiöllnuni;  von  ürtsfemsprechnet/.en  in  naher  Zeit  bevor. 

Nach  dem  Süden  des  Schutzgebiets  besteht  von  Windhoek  aus  nach 
Gibeon  eine  Verbindung  durch  Heliographen,  die  vom  Gouvernement  her» 
gestellt  worden  ist.   Ein  Heliogramm  wird  durchschnittlich  in  3  Stunden  auf 
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einer  300  km  langen  Strecke  befördert.  Im  Norden  Deutsch -Süd westafrikas 
ist  eine  Heliograpbenlinie  zwischen  Karibib  und  Outjo  geplant. 

6.  Beamten-  und  Unterbeamtenverhlfltnisse. 
Bis  1895  wurde  der  gesamte  Postdtenst  in  Deutsch>SUdwestafrika  durch 

den  Postagenten  in  Otjimbingue  (spater  in  Windhoek),  einen  Angestellten 
der  Kolonialgcsellschaft  für  SUdwestafrika,  wahrgenommen.  Ein  deutscher 
Posttachbeamter  war  erst  von  FrUhjahr  1895  ab  im  Schutzgebiete  tatig. 
Als  Postagenten  und  Posthalfstellenverwalter  wurden  in  den  Orten, 
in  denen  nach  und  nach  Postanstalten  entstanden,  Angehörige  der  ver- 
schiedensten Bern  fsstü n d e  hcstelll:  Kaufleute,  Missionare,  Angestellte  der 
Kolonialgesell'ichaft  für  Südwestafrika,  auch  Angehörige  der  Schutztruppe  und 
neuerdings  Eisenbahnangestellte. 

Mit  der  fortschreitenden  Entwickelung  der  Posteinrichtungen  ergab  sich 
die  Notwendigkeit,  weitere  Fachbeamte  in  das  Schutzgebiet  zu 
entsenden.  Demzufolge  wurden  in  den  Jahren  1896  bis  1898  die 
wichtigsten  Postanstalten,  nämlich  die  Postagenturen  in  Swakopmund, 
Keetmanshoop,  Okaha ndja  und  O tj i m bingue,  mit  Fachbeamten  besetzt; 
von  Otjimbingue  siedelte  der  Beamte  spflter  nach  Karibib  Uber,  nachdem  die 
Eisenbahn  bis  Karibib  fertij^n;LsfeIIt  war  und  Otjimbingue  dadurch  an  Be- 
deutung verloren  hatte.  Zur  Zeit  sind  1 1  Fachbeamte  im  Schutzgebiete  be- 
schäftigt, davon  beim  Postamt  in  Windhoek  au^Ner  dem  Postdirektor  ein 
Ober-Postpraktikant  und  zwei  nachgeordnete  Beamte,  und  bei  der  Postagentur 
in  Swakopmund  drei  Beamte,  von  denen  einer  vorwi^end  für  den  Tel^raphen- 
und  Fernsprechbau  bestimmt  ist.  Von  den  nachgeordneten  Beamten  des 
Postamts  in  Windhoek  ist  der  eine  ein  früherer  Sergeant  der  Schutztruppe,  der 
anfangs  bei  dem  Postamt  als  HUlfsbeamter  thätig  war  und  später  in  die 
Stellung  als  Postassistent  ttbernommen  worden  ist. 

Die  HUlfeleistungen  im  inneren  Dienste  der  Postanstalten  werden 
ilüi.h  eingeborene  Unterbeamte  (Hereros,  Hottentotten,  Kaflcni  oder 
B;i^ijrde)  wahrgenommen,  hi  Windhoek  sind  zwei,  in  Swakopmund  drei, 
in  Karibib,  Keetmanshoop  und  Okahandja  je  ein  solcher  Unterbeumter  in 
Verwendung.  Die  Beförderung  der  zahlreichen  Botenposten  erfolgt 
ebcnfiills  ausschließlich  durch  Farbige.  Dagegen  sind  als  Leitungsaufseher 
-  zwei  europäische  Unterbeamte  im  Schutzgebiete  tfltig. 

C.  Kamerun. 

I.   Einrichtung  von  Posta  n  stalten. 

Kamerun  steht  seil  dem  14,  Juli  1884  unter  doutsciiem  Scliut/.e.  Die  erste 
Pobtanstalt  im  Schutzgebiete,  nämlich  die  Po:»tagentur  in  Kamerun,  wurde 
am  I.Februar  1887  errichtet.  Es  folgte  am  24.  Dezember  1888  die  Post- 
agentur in  Victoria*  Femer  traten  Postagenturen  ins  Leben:  im  Norden  des 
Schutzgebiets  1891  in  Bibundi  und  im  Süden  1893  in  Groi>  Bafanya.  Beide 
Postagenturen  bestehen  nicht  mehr.  Die  Poslageniur  in  Bibundi  ist  im  .lanuar  1897 
nach  Rio  del  Rey  und  diejenige  in  Groß  Batanga  im  August  1894  nach  Kribi 
verl^  worden.  Im  Inneren  von  Kamerun  besteht  nur  die  im  Februar  1900 
eingerichtete  Postagentur  in  Buea,  dem  jetzigen  Sitze  der  Regierung.  Die 
Gesamtzahl  der  Postanstalten  des  Schutzgebiets  beiüuft  sich  danach  zur  Zeit 
auf  fünf. 

Haupt postanstalt  des  Schutzgebiets  war  von  Anfang  an  die  Postanstalt 
in  Kamerun,  jetzt  Duala,  die  1897  die  Bezeichnung  »Postamt«  erhielt.  Dieses 
Postamt  und  die  anderen  Postanstalten  des  Schutzgebiets  unterstehen  in  Bezug 
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auf  den  laufenden  Dienst  und  die  Abrechnung  der  Ober-Po&tdirektioii  iu 

Haniburf^. 

2.   Post  Verbindungen  mit  Deutsclilan  d  und  anderen  [.ändern. 

Die  Verbindung  des  Scliutzgobictv  mit  der  Heimat  wird  hauptsächlich  durch 
die  nni  i o.  jedes  Monats  von  Humliurg  abgehenden  Schilfe  der  Woermann- 
Linie  (Kamerun-Haupllinic),  die  über  Soulhamplon  lahren,  hergestellt;  da- 
neben werden  Postsendungen  auf  Verlangen  auch  mit  den  am  ii.  jedes 
Monats  Uber  Antwerpen  gehenden  Sciiiffen  der  Woermann- Linie  (Lagos-  und 
Opobo-Linie)  befördert.  Doch  hraucheii  die  Dampfer  der  letzteren  Linie 
31  bis  33  Tage,  die  der  Haupthnie  dagegen  nur  20  bis  22  Tage  zur  Er- 
reichung des  Kamcrungcbicts.  hn  weiteren  werden  Brtefpoi>ten  zwischen 
Deutschland  und  Kamerun  in  I4l8gigcn  Zwischenräumen  mit  englischen 
Schiffen  auf  dem  Wege  über  Liverpool  befördert.  Die  La nd u ngs v e r h  i !  t  - 
nissc  in  den  Häfen  de-  Schutzgebictv  sind  gün>iig;  das  Abholen  der  Post- 
>achen  von  den  Damplern  geschieht  durch  Pustboole. 

Ein  unmittelbarer  KartenschluiSwechsel  wird  außer  mit  Deutschland 
auch  mit  England  und  den  verschiedenen  durch  die  Woerroann-Linie  berührten 
Gebieten,  u.  a.  auch  mit  dem  Togo -Schutzgebiet,  unterhalten. 

3.   Postverbindungen  innerhalb  des  Schutzgebiets. 

Der  Verkehr  der  KUstenor te  unter  einander  bewegt  sich  ausschlici^licli 
zur  See;  außer  mit  den  vorhandenen  regelmäßigen  Schifisverbindungen,  von 

denen  iiaincntlich  die  Verbindungen  durch  die  Woermann-Linie  zu  iicnnen 
sind,  tindct  eine  Posl>ac]icnbrtörderung  durcli  den  Küstendampfer  und  kleinere 
Fahrzeuge  des  Gouvernements  statt,  auch  werden  gelegentlich  Kriegsschitfe  zur 
Postbeförderung  benutzt.  Eine  Postverbindung  zu  Lande  besteht  nur  auf 
der  6  Wegestunden  langen  Strecke  von  Victoria  nach  Buea,  auf  der  Boten- 
posten in  der  Regel  zweimal  in  der  Woche  verkehren. 

4.    Dienstzweige  der  Po  s  t  a  n  s  l  a  1 1  en. 

Das  Schutzgebiet  gehört  dem  Weltpostvereine  seit  dem  1.  Juni  1887  an. 
Sämtliche  Postanstalten  Kameruns  befassen  sich  außer  mit  dem  Austausche 

von  Briefsendungen  —  Briefbestell einrichtungen  bestehen  nicht  —  auch  mit 
der  N'ermittelimg  \  on  /ei t  u n  gsabon  n em en  t  s  und  der  Annahme  und  Aus-  . 
gäbe  von  I^a  k  e  t  s  e  n  d  u  n  g  e  n ;  ferner  nehmen  sie  mit  Ausnahme  der  Post- 
agentur in  Rio  del  Rey  am  Postanweisungsdienste  teil.  Der  Posi- 
anweisungsverkchr  besteht  seit  dem  1.  Juli  1800.  Postpakete  bis  5  kg  sind  im 
Verkehre  mit  allen  am  Postpaketdienste  teilnelunenden  Postanstalten  bereits 
seit  dem  i..Iuni  18K-  /uL,'elnN^en ;  im  Vei  kehre  der  Schutzgebielsposianslnlien 
unter  einander  und  im  Verkehre  dieser  Postanstalten  mit  Deutschland  werden, 
ebenfalls  seit  Juni  1887,  auch  PostfrachtstUcke  von  mehr  als  3  bis  10  kg  zur 
Beförderung  angenommen.  Der  Nachnahmedienst  besteht  seit  Januar  1901 
bei  den  am  Po.Manweisungsdienste  beteiligten  Poslanstalten  Kameruns  in  dem- 
selben Lintangc  wie  bei  denen  Deutsch  -  Ostafrikas.  Briefe  und  Pakete 
mit  Wertangabe  sind  bis  auf  Höhe  von  8000  Mark  seit  dem  1.  Juli  1890 
zulässig;  doch  ist  dieser  Dienst  auf  die  Postanstalten  Duala  und  Victoria  be- 
schränkt. 

5.  Telegraphen-  und  Fernsprecheinrichtungen. 

Kamerun  ist  durch  das  von  der  African  Direct  Telegraph  Company  gelegte 
und  ihr  gehörige  Kabel  Bonny-Duala,  welches  am  2t.  Februar  1893  in 
Betrieb  genommen  worden  ist,  an  das  internationale  Telegraphennetz  ange- 
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-chlossen.  Das  Kabel  hat  eine  Lü'nge  von  337  km.  Der  mit  der  Kabel- 
gesellschatt  abgeschlossene  Vertrag  hat  eine  Dauer  von  20  Jahren.  Die  Miete 
betrügt  6700  Pfd.  Sterl.  jährhch. 

Zwischen  Victoria  und  Buea  ist  für  Rechnung  der  Kolonialverwaltung 
im  Jahre  1901  eine  20  km  lange  Fernsprechlinie  hergestellt  worden.  Sie 
dient  nuch  dem  Telegraphenverkehr  und  wird  von  der  HciclTvtelcgraphen- 
verwaltung  betrieben.  In  beiden  Orten  sind  eine  Reihe  von  Fernsprech- 
anschlQssen  des  Gouvernements  und  Privater  mit  den  Vermittelungsanstalten 
verbunden. 

Zur  Zeit  ist  der  Bau  einer  tUr  den  Telegraphen-  und  Fernsprechverkehr  be- 
stimmten Landlinie  Buea-Duala  im  Ciange,  deren  Bronzeleilcr  einen  Durch- 
messer von  3  mm  haben  wird.  Als  Leitungsstützen  werden  im  allgemeinen 
eiserne  MannesmannrOhren  und,  soweit  angängig,  auch  lebende  B«ume  ver- 
wendet werden.  Der  Bau  bietet  mannigfache  Schwierigkeiten.  Insiicsondere 
hat  der  Kamerunflufs  mit  einem  1 300  m  langen  Flul.^kabel  durchschritten 
werden  müssen.  Das  Kabel  ist  vor  kurzem  gllicklich  ausgelegt  worden;  e^ 
ist  mit  Okonit  isoliert,  da  Guttapercha  den  Einwirkungen  der  Hitze  in  dem 
größtenteils  flachen  Wasser  nicht  'standgehalten  hatte.  Vielfach  wird  die 
Linie  durch  hochstifmmigcn  Uiwald  gehen,  an  einzelnen  Stellen  auch  durch 
Sümpfe,  wo  Stangen  auf  Schraubpfählen  Vei  wendung  tindcn.  Die  Liingc  der 
Linie  wird  ijo  km  betragen;  durch  sie  erhalten  Victoria  und  Buea  Anschlul^ 
an  das  internationale  Tclegraphennetz. 

6.  Beamten-  und  Unterbeamtenverlililtnisse. 
Verwalter  der  Postagentur  in  Kamerun  war  anfangs  ein  Gouvernements- 
beamler.  Im  August  1888  wurde  ein  Postfachbeamter  nach  dem  Schutz- 
gebiet entsandt,  doch  war  dieser  durch  den  Postdienst  nicht  voll  in  Anspruch 
genommen  und  hatte  daher  nebenamtlich  die  Geschäfte  eines  Gouvernements- 
sekretars zu  verschen.  Erst  seit  April  1894  hat  der  Fachbeamte  in  Kamerun 
(jet/l  Duala)  seine  ganze  Arbeitskraft  den  Postgeschälten  zu  widmen;  dieser 
Beamte  führt  jetzt  den  Titel  »Postmeister«.  Seit  1900  befindet  sich  auch  in 
Victoria,  der  Vermittelungsstelle  fdr  den  Verkehr  mit  Buea,  ein  Fachbeamter. 
Bei  den  anderen  Postanstalten  sind  Gouvernementsbeamte  oder  Privat- 
personen als  Postagenten  bestellt.  De:  Jurch  die  Ungunst  der  klimatischen 
Verhältnisse  bedingte  auLk-rordcntiich  hüuHge  Wechsel  in  iler  Person  der 
Postagenten  hat  den  Dienstbetrieb  vielfach  reclii  ungünstig  beeimiuLU. 

Farbige  HOlfsbeamte  (Duala-Neger,  zum  Teil  auch  Togo-  und 
Dahomey  -  Neger)  werden  als  Telegraphisten  und  für  einfachei  e  postdienst- 
liche  .Arbeiten  mit  bestem  Erfolge  verwendet:  die  Zahl  der  Hüilsbeamlen 
beträgt  gegenwärtig  in  Duala  vier,  während  in  Victoria  und  Buea  je  ein 
HUlfsbeamter  beschäftigt  wird.  Mehrfach  haben  diese  HUlfsbeamten  auch  als 
Vertreter  erkrankter  PMtagenten  gute  Dienste  gethan.  An  farbigen  Unter- 
bearoten  sind  in  Duala  ein  Kru- Junge  zur  Telegrammbestellung  und  Brief- 
kastenleerung und  in  Victoria  ein  Postbote,  dem  die  Beaufsichtigung  i^i  für 
die  Botenpost  nach  und  von  Buea  verwendeten  Träger  obliegt,  beschul ligt. 
Beim  Bau  der  Fernsprechlinie  von  Victoria  nach  Buea  sind  ausschließ- 
lich farbige  Arbeiter,  die  unter  der  Aufsicht  eines  europäischen  Beamten 
standen,  verwendet  worden.  Seit  kurzem  betindet  nIcIi  neben  den  farbigen 
Lriterbeamfen  ein  deutscher  Leitungsaufsehei  im  Scliut/,t;ebiete ,  der 
beim  Baue  der  geplanten  l'ciegraphen-  und  Fernsprechlinie  von  Duala  nach 
Buea  tätig  und  spKter  die  Instandhaltung  der  Linien  von  Victoria  und 

von  Duala  nach  Buea  berorgen  soll.  (Scbiaa  foist) 
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Französisch -englisches  Fernsprech- Übereinkommen. 

Die  Regierungen  von  Großbritannien  und  Irland  und  von  Frankreich  haben 

auf  Grund  des  Artikels  XVII  des  Internationalen  Telegraphenvertrags  unter  dem 

29.  Juli  i(j02  ein  Tbei einkominen  Uber  den  Fernsprechverkehr  7\vi'^chen  den 
beiden  Ländern  getroffen.    Das  Übereinkommen  hat  folgenden  Inhalt: 

Artikel  I. 

Der  Fernsprechverkehr  zwischen  Großbritannien  und  Frankreich  wird  durch 

unterseeische  Kabel  und  oberirdische  Leitungen  aufrecht  erhalten,  deren  Durch- 
messer, Isolirung  und  Leitungsfähigkeit  den  Erfordernissen  des  Betriebs  ent- 
sprechen müssen.  Die  Zahl  der  Leitungen  soll  im  gegenseitigen  Einvernehmen 
der  beiden  Verwaltungen  nacli  Bedarf  vermehrt  werden. 

Die  Leitungsdrahte  sind  so  anzuordnen,  daß  Induktionswirkungen  tunlichst 
vermieden  werden. 

Jede  der  beiden  Verwaltungen  ]aisi  auf  ihrem  Gebiete  die  Bau-  und  Unler- 
haitungsarbeitcn  auf  ihre  Kosten  austühren. 

Die  Gespräche  können  zwischen  solchen  öffentlichen  und  Teilnehmer- 
sprechstellen gewechselt  werden,  die  dazu  von  der  betreffenden  Verwaltung 
zugelassen  sind. 

Artikel  0. 

Die  ttar  den  Fernsprechverkehr  bestimmten  Leitungen  sind  ausschließlich 
diesem  Dienste  vorbehalten,  es  sei  denn,  dafs  die  beiden  V^erwaltungen  etwas 
AnHiM  cs  vereinbaren.  Die  Verwaltungen  können  nach  Verabredung  Telegraphen- 
leitungen zum  Austausche  der  Gespritche  benutzen. 

Artikel  III. 

Als  Einheit  lür  die  Gebührenerhebung  und  die  Dauer  der  Verbindungen 
gilt  das  Gesprflch  von  3  Minuten. 

Artikel  IV. 

Staatsgespräche  geniel^en  den  durch  Artikel  V  des  Internationalen  Telegraphen» 
vertragi>  den  Staatstetegrammen  gewährten  Vorrang. 
Die  Dauer  der  Staatsgespriche  ist  nicht  beschrlfnkt. 

Artikel  V. 

Die  Gebühr  ist  von  derjenigen  Person  zu  erheben,  die  das  Gespräch  ver- 
langt. Sie  besteht  aus  der  Summe  der  im  lolgcnden  fcslge.set/.len  1  cil- 
gebtthren  für  ein  3  Minutengesprach: 

in  Grofsbritannien: 

5  Frcs.  fUr  Gespräche  von  oder  nach  England  und  Wales, 

7  Frcs.  50  Cts.  ftSr  GesprSche  von  oder  nach  Schotttand  und  Iriand; 

in  Frankreich: 

3  Frcs.  für  Gesprtfche  von  oder  nach  Orten  in  den  Departements 

Aisne,  Allicr,  ■\rdenneN,  Aube,  Calvados,  Cher,  Cöle-d'Or,  Cötes- 
du-Nord,  Creuse,  Doubs,  Eure,  Eure  -  et  -  Loire,  Finistcre,  Indre, 
Ille-et  Vilaine,  Indre-et-Loire,  Jura,  Loir-et-Cher ,  Loire-Inferieure, 
Loirel,  Maine- et -Loir,  Manche,  Marne«  Haute- Marne,  Mayenne, 
Meurthe-et'Moselle,  Meuse,  Morbiban,  Ni^re,  Nord,  Oise,  Ome, 


FhunsMiieh- engtische»  Femspredi-ObereinkoiDinen.  51 

P«s->de*C|il«is,  Haute-Saöne  (mit  Beifort),  Saöne-et-Loirc,  Sarthe, 
Seine-Inferieure,  Seine,  Seine-et-Marne,  Seine-et-Oisc,  Deux-S^vrcs, 
Somme,  Vendee,  Vienne,  Vosges,  Yonne  (erste  Zone), 
7  Fres.  50  Cts.  in  den  übrigen  Departements  (zweite  Zone). 
In  diesen  GebOhren  Ut  der  Anteil  jeder  Verwaltung  an  dem  Seekabel- 
transtt  einbegrifien* 

Artikel  VI. 

Die  beiden  Verwaltungen  bestimmen  im  gegenseitigen  Einvernehmen  die 
zur  Abwickelung  des  internationalen  Verkehrs  zu  benutzenden  Leitungen,  die 
zu  dem  Verkehre  zuzulassenden  Orte  und  die  Stunden,  zu  denen  Gej>prlicbe 
gewechselt  werden  können. 

Artikel  VII.  ' 

Für  Abonnementsgesprüche  zur  Nachtzeit  wird  die  Hflifte  der  im  Artikel  V 
vorgesehenen  Gebuhren  erhoben. 

IMe  Mindestdauer  eines  Abonnementsgesprflchs  beträgt  6  Minuten. 

Artikel  Vm. 

Die  Verwaltungen  bestimmen  im  gegenseitigen  Einvernehiiien  die  für 
Abonncmentägespräche  zu  benutzenden  Leitungen  und  die  Stunden,  innerhalb 
deren  sie  zulässig  sind. 

Artikel  IX. 

Der  Gebuhl  enantcii  jeder  Verwaltung  berechnet  sich  nach  den  im  Artikel  V 
gegebenen  Grundlagen. 

Über  die  Einnahmen  aus  dem  Fernsprectibetriebe  hat  jede  Verwaltung 
eine  besondere  Rechnung  —  unabbüngig  von  der  tlber  die  Telegramm- 
gebühren —  aufzustellen. 

Artikel  X. 

Jede  der  beiden  Verwaltungen  kann  nach  (JbeieinkoniiTien  un  Diirchgnnge 
durch  das  Fernsprechnetz  der  anderen  Verwaltung  einen  Fernsprechverkehr 
mit  anderen  Ländern  erödnen. 

Artikel  XI. 

Auf  Grund  des  Artikels  VII  des  Internationalen  Tclegrapheinei  tru^s  behält 
jeder  der  vertragschließenden  Teile  sich  das  Recht  vor,  den  Fernbprechbetrieb 
ganz  oder  teilweise  einzustellen,  ohne  zu  irgend  welcher  Schadloshaltung 
verbunden  zu  sein. 

Artikel  XII. 

Die  l>eiden  Verwaltungen  übernehmen  keinerlei  Verantwortlichkeit  hin»ichtlich 
des  privaten  Femsprechvericehrs. 

Artikel  XIII. 

Die  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Übereinkommens  werden  durch  eine 
Dienstordnung  vervoilstMndigt  werden,  weldM  die  beiden  Verwaltungen  in 
^genseitigem  Einvernehmen  erlassen  werden. 

Artikel  XIV. 

Das  Übereinkommen  vom  19.  November  1891,  betretlend  die  Vereinbarung 
derTeJcgrapheoverwaltungien  der  beiden  Litnder  vom  17.  Mai  und  16.  Juni  ig9i, 
wird  durch  das  gcgenwürtige  Übereinkommen  aufgehoben.       •  ■ 
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Das  Übereinkommen  bleibt  noch  ein  Jahr  nach  ausgesprochener  Kündigung 
in  Geltung. 

Die  Bedeutung  des  neuen  Übereinkommens  beruht  im  wesentlichen  darin, 

duL>  dem  Spiecliveikelire.  der  früher  nur  zwischen  den  Hauptstädten  Paris  und 
London  zujielassen  war,  keine  grundsiit/liclien  P>L'sclirankungen  hinsichtlich 
seiner  Aui>delinunf;  mehr  uuteilegt  bind.  J:^r  kann,  )e  nuch  den  vurhandenen 
Leitungsverbindungen  u.  s.  w.,  auf  alle  Teile  der  beiden  Länder  erstreckt 
werden.  Demgcin.ii"^  hat  die  tVühcic  cinlH'ithche  Gebflhr  von  lo  Frcs.  für 
die  Gcsprifchseinlic  il  einem  drei'^tnfigen  'i'arif  weichen  m(is';en,  dem  die  RikUnii; 
von  ie  zwei  Sprechzonen  in  Grol^britannien  und  in  Frankreich  zu  gründe 
liegt  ^Artikel  Vj. 

Es  ist  bemerkenswert,  datJ  die  Gc^piächc  nur  zwischen  solchen  öffent- 
lichen und  TeilnehmerstcÜLi!  ^  :iilirt  werden  dürfen,  die  von  der  betreffenden 
VerwnIfunL;  ausdrücklich  die  Berechtii^ung  dazu  erhalten  haben  (Artikel  1).  Die 
MaiMiahuie  wird  sich  woh!  nicht  haben  vermeiden  lassen,  da  wegen  der  zu 
Oberwindenden  grolien  Enilernungen  und  de*»  liintiu^scs  des  Seekabels  zwischen 
England  und  Frankreich,  u.  U.  auch  desfenigen  zwischen  Großbritannien  und 
Irland,  eine  gute  Verständigung  nur  mit  den  vorzUgHchsten  Sprech-  und  Hör- 
apparaten zu  erzielen  ^-"in  dürfte.  Mit  solchen  Apparaten  werden  Sprcchsfcllen, 
die  an  dem  Verkehre  teilnehmen  sollen,  besonders  ausgerüstet  werden  müssen. 

Bestimmungen  über  dringende  Gespräche  fehlen;  der  englische  Fernsprech- 
betrieb kennt  diese  Einrichtung  nicht. 

Nou  ist  die  Zulassung  von  Abonnements  auf  Nachtgespräche  (Artikel  VII), 
für  die  die  gleiche  (icbülirenermä)>igunt,'  -gewährt  wird,  wie  sie  im  Reichs- 
telegraphengebiele  tür  diese  Ge>piäche  ix-sieht. 

Es  bleibt  noch  zu  erwähnen,  dali  nach  dem  Übereinkommen  von  i8yi  die 
Abwickelung  von  mehr  als  zwei  auf  einander  folgenden  Gesprüchcn  von  je 
3  Minuten  Dauer  zwischen  denselben  Teilnehmern  zulässig  war,  wenn 
keine  anderen  Anmeldungen  vorlagen.  Diese  Bestimmung  ist  fallen  gelassen. 
Artikel  III  beschränkt  die  Dauer  der  Liiterhaltung  sogar  auf  ein  Gespräch  von 
3  Minuten.  Dagegen  ist  nach  Artikel  VII  die  Mindestdauer  fUr  Abonncments- 
Nachtgesprifche  auf  6  Minuten  festgesetzt. 

Im  übrigen  hat  dem  iti  Rede  stehenden  Vertrage,  wie  die  weitgehende, 
zum  grofscn  Teil  auch  wörtliche  I  !>ereinstimmung  zeigt,  das  deutsch- 
französische  Fernsprechübereinkommen  vom  2>:>.  März  lyoo  als  Vorbild  gedient. 
Übernommen  sind  beispielsweise  die  Bildung  von  je  zwei  Sprechzonen  zum 
Zwecke  der  GebOhrenberechnung,  die  Zulassung  eines  Durchgangsverkehrs  mit 
anderen  Ländern  'Artikel  \'  und  die  Einführung  von  Abonnements  aufNaclit- 
gespräche  l  Aitikel  \  II  .  Die  \\  enigen  Punkte,  in  denen  abgesehen  von  den 
verschiedenartigen  Gebühren.sälzcn  —  das  französich-cnglische  L  bercinkommcn 
von  dem  deutsch-franzöttischen  abweicht,  sind  entweder  von  geritigcr  Bedeutung 
odei  in  den  besonderen  Verliüllnissen  begründet.  In  letzterer  Beziehung  sind 
anzuführen : 

Beschrffiikung  der  Spi  echberechtigung  auf  die  ausdrücklich  zugelassenen 

Sprechsiellen  (Artikel  1); 
Fehlen  von  Bestimmungen  über  dringende  Gesprttche; 
Fehlen  ermäßigter  Gebührensätze  für  den  Grenzverkehr; 
Bestimmungen  über  den  Seekabeltransit  (.\rtikel  V). 
Als   Abweichungen    von   geringer   Wichtigkeit    kommen    in   Betracln  die 
Befugnis  der  Verwaltungen,  die.  Zahl  der  Fern^piechleitungen  nacli  Bedart  zu 
venDehren  (Artikel  I)  und  zum  Austausche  der  Gespräche  auch  Telegruphen« 
Leitungen  zu  benutzen  (Artikel  U). 
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Das  neue  Übereinkommen  zwischen  (iroßbtitannien  und  Imnkrcicli  i*-i  ieJer- 
zeit  mit  einjähriger  Frist  kündbar.  Iis  lüfst  sich  erwarten,  dnfs  >-ic  infolge 
der  Bestimmungen  Uber  die  Erweiterung  des  Kreises  der  Sprechberechtigten 
von  erheblichem  Einfluß  auf  die  Hebung  des  Sprechverkehrs  und  damit  auch 
auf  die  Kntwickelung  der  Handelsbeziehungen  zwischen  den  beiden  Ländern 
sein  wird. 


Der  magnetische  Nordpol. 

In  der  gegenwärtigen  Periode  der  Nordpolforschung,  die  im  vorigen 

Jahrzehnt  durch  Peary  eingeleitet  wurde,  haben  sich  eine  Menge  Forschungs- 
rei-^ender  mit  mehr  Eifer  als  Erfolg  abgemüht,  den  Punkt  der  Erde  zu  er- 
reichen, auf  den  dei  Polorstern  senkrooiit  hcrnicderbiinkt.  Es  ist  erfreulich, 
daif  nunmehr  auch  ein  anderer  und  mindestens  ebenso  interessanter  Fleck 
unseres  Erdballs  seine  Liebhaber  findet.  Wir  meinen  den  magnetischen 
Nordpol,  den  Sitz  der  wunderbaren  und  r;itsclhaftcn  Kraft,  die  die  Magnet 
nadel  stets  gen  Norden  richtet.  ymA  die  noch  rätselhafter  dadurch  wird,  d;)i> 
sie  sowohl  ihrer  Stärke  wie  ihrer  Lage  nach  veränderlich  ist.  Die  Gesetze, 
auf  denen  diese  Vorgänge  beruhen,  sind  unbekannt;  die  Wissenschatt  begrüi.U 
es  daher  mit  Genugtuung,  daß  nun  bald  eine  Expedition  abgeht,  die  sich 
die  Aufgabe  stellt,  bis  sum  magnetischen  Nordpole  vorzudringen  und  dort 
systematische  Forschungen  auszuführen.  Diese  Expedition  ist  eine  norwegische. 
Sie  verdankt  ihre  Entstehung  einem  jungen,  wissen.schaftlich  gebildeten  See- 
manne,  dem  Kapitän  Roald  Amundsen,  der  sich  schon  durch  die  ver- 
sdiiedenen  von  Ihm  in  Polargebieten  ausgeführten  Reisen  einen  geachteten 
Namen  erworben  hat  und  dessen  jctzigeN  Unternehmen  auch  den  interessanten 
Plan  in  sich  schlielM,  die  nordwestliche  Durchfahrt  nifhcr  zu  prüfen, 
da  Amundsen  die  Heimreise  durch  die  BeringsstraU^e  zu  bewerkstelligen  gedenkt. 

Die  Lage  des  magnetischen  Poles  wurde  bekanntlich  schon  durch  den 
)Qngeren  Roß  im  Jahre  1831  bestimmt,  aber  bei  den  Instrumenten  damaliger 
Zeit  konnte  von  genaueren  ßcobachlungcn  nicht  die  Rede  sein.  Indes  auch 
im  entgcgenuesef^ten  Falle  uüide  schon  die  mutmalMiche  Vcriinderlichkeit 
des  Pole^  eme  erneute  Forschungsreise  dorthin  rechtfertigen.  Amundsen  hat 
sich  dozu  in  einer  Weise  vorbereitet,  die  alle  Anerkennung  verdient  und  die 
gleichzeitig  erkennen  Iäl>l,  dal>  er  der  geborene  Polarforscher  ist.  Er  unter- 
nahm schon  bald  nach  Reendigiing  meiner  l 'niversitalsstiidien  eine  Reise  ins 
Eismeer,  machte  1893  sein  Sleuermann^c.xamcn ,  führte  i^ijf)  eine  abermalige 
Eismeerreise  aus,  nahm  «897  bis  1899  ati  der  belgischen  Südpolexpedition 
teil  und  erhielt  im  Jahre  1900  das  Anerbieten,  auf  dem  Dampfer,  der  Peary 
in  Nordgrönland  aufsuchen  sollte,  das  Kommando  zu  führen.  Diesen  .Antrag 
lehnte  Amundsen  jedoch  ab.  denn  ei  trug  sich  bereits  mit  dem  Plane  zu 
seiner  gegenwärtig  in  Vorbereitung  begritlenen  Expedition  und  reiste  auch 
nach  Hamburg,  um  sich  unter  Leitung  des  Direktors  der  Deutschen  Seewarte, 
Professors  v.  Neumayer,  in  der  Handhabung  der  erforderlichen  Instrumente  zu 
vervollkommnen.  Im  Anfange  des  folgenden  .lahres,  rqoi,  erwarb  er  das 
FangschitT  "Gjöa",  mit  dem  er  noch  im  selben  Frühjahr  eine  fünfmonatige 
Forschungsreise  zum  Barentsmeer  und  in  die  Gebiete  zwischen  Spitzbergen 
mut  Grönland  antrat.  Das  wertvolle  Material ,  das  bei  diesen  Meeresforschungen 
gewonnen  wurde,  wird  von  Professor  Nansen  bearbeitet.  Seit  jenci  Reise 
arbeitet  nun  Amundsen  eifrig  an  der  Ausrüstung  zur  kommenden  Expedition; 
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Die  »Gjöaa  \s  urJe  durch  starke  Querbalken  verstürkt  und  zum  Schutze  gegen 
das  Polareis  mit  einer  Plankenbekleidung  versehen.  Mit  Hülfe  eines  Petroleura- 
motors  kann  das  Schiff  in  der  Stunde  eine  deutsche  Meite  surOcklegen;  dies 
stellt  allerdings  eine  recht  geringe  Geschwindigkeit  dar,  aber  die  Polarschifie 
sind  durchweg  keine  Schnelldampfer.  Die  »Giöa«  ist  Uberhaupt  ein  sehr 
kleines  Fahrzeug,  nämlich  von  ca.  20  m  Länge  und  47  l  Wasserverdrängung, 
während  die  bekanntesten  Polarschific  mindestens  400  t  haben.  Der  i»Gauf>«, 
das  Schiff  der  deutschen  Stldpolarexpedition,  mifit  sogar  1450  t.  ÜbermKßig 
bequem  werden  es  also  die  acht  Polarfahrer,  die  an  der  Reise  teilnehmen, 
nicht  haben. 

Zunächst  begibt  sich  Amundsens  Expedition,  die  ihre  Reise  im  Mai  1903 
antritt,  zu  einer  der  dünischen  Kolonien  in  Westgrönland,  um  Eskimohunde 
für  die  Schlittenreisen  zu  erwerben,  und  steuert  dann  tum  Lancastersund, 

der  Wasserstraße,  von  der  aus  vor  fast  Co  Jahren  Franklin  mit  seinen  beiden 
Schiffen  in  den  arktischen  Archipel  Nordamerikas  drang  und  wo  etliche  Jahre 
später  ein  Hplfsschiff  nach  dem  anderen  erschien,  um  die  V erschollenen  zu 
suchen.  Vom  Lancastersund  aus  slldwitrts  durch  den  Prince  Regent  Inlet 
fahrend,  wird  die  Expedition  versuchen,  durch  die  Bellotstrafse  zu  kommen, 
die  iui  Norden  von  der  Insel  North  Somerset,  im  Süden  von  der  Halbinsel 
Büotliia  Felix  begrenzt  wird.  An  der  Westseite  der  letzteren  befindet  sich 
der  magnetische  Nordpol.  Bis  zur  Bellotstrafse  bietet  die  Schiffulut  in  der 
günstigen  Jahreszeit  kaum  Schwierigkeiten,  und  auch  die  Bdlotstrafse  selbst 
dürfte  meistens  passierbar  sein;  dann  aber  wird  die  Expedition  wohl  mit 
Eisscfiwterigkeiten  rechnen  müssen,  denn  hier  an  der  Westküste  von  Boothia 
I'elix  war  es,  wo  die  Franklinschcn  Schiffe  ihre  lange  Gefangenschaft  im  Eise 
durchmachen  mui^ten.  Indes  bleibt  Amundsen  auf  alle  Fälle  der  Ausweg, 
mit  HOlfe  der  Schlittenreise  bis  zum  magnetischen  Pole  vorzudringen.  In 
der  Nahe  des  letzteren  wird  ül  ligens  eine  magnetische  Beobachtungsstation 
errichtet,  von  der  aus  nach  den  verschiedenen  Richtungen  hin  Schlitten - 
expeditionen  ausge^andl  werden  sollen.  Amundsen  rechnet  damit,  daß  er  im 
Souuner  1900  von  Boütiua  Felix  zurückkehrt,  und  bei  einem  so  langen 
Aufenjthalt  im  Gebiete  des  magnetischen  Nordpols  wird  sicher  auf  eine  reiche 
Ausbeute  gehofft  werden  können. 

Die  Heimreise  soll,  wie  schon  erwähnt,  über  die  Beringsstrafse  erfolgen. 
Der  Weg  führt  an  King  Williamsland  vorbei,  auf  dessen  We'^tküste  die 
Franklinschen  Besatzungen,  nachdem  sie  die  an  der  Küste  eingefrorenen  Schiffe 
verlassen,  den  Unter^ng  fanden  —  unweit  bekannten  Fahrwassers,  so  da6 
sich  Franklin  auf  richtiger  F'ährte  befand,  als  er  llings  der  NordkUste  Amerikas 
die  nordwestliche  Durchfahrt  '^uchtc. 

Dafs  Amundsen  diese  Reise,  von  einer  der  berüchtigsten  Gegenden  des 
nordamerikanischen  arktischen  Aichipels  bis  zur  Beringsstrafse,  mit  einem  so 
kleinen  Fahrzeuge,  wie  der  »GjOa«  ausführen  will,  dürfte  manchem  mehr  als 
kühn  erscheinen,  aber  Nansen  teilt  die  Bedenken,  die  schon  zu  Tage  getreten 
sind,  nicht.  Glückt  sie,  dann  würde  sie  der  Navigationskunst  Amundsens  und 
seiner  Leute  ein  glänzendes  Zeugnis  ausstellen.  Den  Ruhm  als  Entdecker  der 
Nordwestpassage  kann  Amundsen  allerdings  nicht  mehr  gewinnen,  da  die 
Durchfahrt  bereits  vor  einem  halben  Jahrhundert  gefunden  wurde.  Ka]Nttn 
Mac  Clure,  einer  der  Franklinsucher,  erreichte  von  der  Berin^trafse  aus  die 
Melvil leinsei,  bis  zu  der  einige  Jahrzehnte  vorher  vom  Lancastersund  her  sein 
Landsmann  Peary  vorgedrungen  war.  Dafs  Mac  Clure  die  Reise  bis  zum 
Lancastersund  auf  einem  anderen  Schiffe  fortsetzen  mußte,  änderte  an  der  Sache 
nichts:  das  Problem  der  Nordwestpassage  gilt  auf  alle  Fälle  als  fingst  gelöst. 
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In  letzter  Zeit  sind  über  die  Samoainseln,  die  um  ihrer  paradiesischen 
Schönheit  willen  und  wegen  der  geschichtlichen  Ereignisse,  deren  Schauplatz 
sie  in  den  letzten  Jahren  waren,  die  Augen  der  ganzen  Welt  auf  sich  gezogen 
haben,  mehrere  grOlSere  Werke erschienen,  welche  die  Ergebnisse  der 
neuesten  Forschungen  auf  dieser  Inselgruppe  zusammenfassen  und  frQbere 
Urteile  Uber  die  Nnfiir  des  Landes  und  seine  Bewohner  sowie  Ober  deren 
Sitten,  Gebriluche,  Charakter  u.  s.  w.  teils  ergänzen,  teils  berichtigen.  Es 
erscheint  daher  zweckmülMg,  an  der  Hand  jener  Werke  und  sonitigto  Ver- 
CffentUchungen  unseren  Lesern  ein  zusammenhangendes  Bild  Ober  Samoa, 
insbesondere  t3ber  den  deutschen  Besitz  daselbst ,  zu  geben. 

Die  geographische  Breite  der  Inseln  (13.  bis  i^P  sUdi.  Br.)  entspricht  un- 
gefilhr  derjenigen  der  Nords>pitze  von  Madagaskar,  ihre  Lange  (168.  bis  173° 
westl.  L.)  etwa  der  von  Hamburg  auf  der  anderen  Seite  der  Erdkugel.  Die 
Hauptinseln  sind  von  Westen  nach  Osten  Savaii,  Upolu,  Tutuila,  die  Manua- 
gruppe,  und  weit  nach  Osten  vorgeschoben  das  Korallenatoll  Rosa.  Man 
nimmt  an,  da!>  die  Samoainseln  mit  den  übrigen  Inseln  Ozeaniens  den  Rest 
eines  versunkenen  Kontinents  darstellen.  Unterstützt  wird  diese  .Annahme  durch 
die  Gestalt  des  Meeresbodens;  die  Inseln  sind  nVmlich  einem  gemeinsamen 
RQcken  aufgelagert,  der  aus  etwa  4000  bis  5000  m  Tiefe  bis  zu  etwa  2000  m 
Tiefe  aufsteigt  und  dessen  höchste  Erhebungen  vulkanischen  Ursprunges  als 
Inseln  über  die  Meeresoberfläche  hervorragen.  Nur  die  Insel  Rosa  verdankt, 
wie  schon  angedeutet,  nicht  vulkanischen  Ereignissen,  sondern  den  Korallen 
ihre  Entstehung.  Es  ist  eigentümlich,  daß  die  Schöpfungssage  der  Samoaner 
sich  mit  der  vorstehenden ,  auf  den  Ergebnissen  wissenschaftlicher  Forschungen 
beruhenden  Hypothese  teilweise  sehr  gut  deckt.  Die  Sage  lautet  wie  folgt: 
Zu  Anfang  war  Leai,  das  Nichts.  Dann  entstand  Nanamu,  der  Geruch,  d.  h. 
das  Erste,  Ätherischste,  was  zwar  noch  nicht  greifbar  ist,  aber  doch  schon 
als  etwas  Stoffliches  empfunden  wird.  Der  Geruch  verdichtete  sich  allmählich 
zu  Rauch,  dann  zu  Wolken  und  endlich  zu  dem  Festen,  dem  Lande.  Gleich 
zeitig  wurde  auch  das  Meer  geschaffen.  Infolge  einer  furchtbaren  Natur- 
katastrophe versank  aber  das  Festland  im  Meere.  Hierbei  entstand  das  Feuer. 
Dieses  vermählte  sich  mit  dem  Wasser,  und  beide  erzeugten  zusammen  die 
neue,  aus  dem  Schöße  des  letzteren  aufsteigende  Erde,  d.  h.  die  Samoainseln. 

Die  Küsten  der  Inseln  sind  reich  gegliedert,  besitzen  aber  nur  zwei  Hafen 
von  Bedeutunt;:  Pago  Pago  auf  Tutuila  und  Apia  an  der  NordkUsle  von 
Upolu.  Wahrend  der  Hafen  von  Pago  Pago  den  Schilfen  eine  gesicherte 
Zuflucht  bietet,  ist  das  bei  Apia  nicht  der  Fall.  Das  traurige  Schicksal  der 
beiden  deutschen  Kriegsschiffe  Adler  und  Eber,  die  gleiciueitig  mit  den  amerika- 
nischen Kriegsschiffen  Trenton  und  Nipsic  am  i(').  Mär/  i88<j  im  Hafen  von 
Apia  einem  Orkane  /.um  Opfer  fielen,  lebt  noch  in  der  Erinnerung.  Noch 
beute  liegt  das  Eisengerippe  des  gestrandeten  »Adler«  auf  den  Riffen  in  un- 
mittelbarer Nihe  der  Stadt.  Die  großen  Dampfer  müssen  weit  drauflen  vor 
Anker  gehen,  und  ihre  Kessel  bleiben  stets  geheizt,  damit  bei  dem  plötzlichen 
Hereinbrechen  eines  Orkans  die  Schiffe  rechtzeitig  von  der  gefährlichen  KUste 
weg  in  das  freie  Meer  gebracht  werden  können. 

Längs  der  Kosten  erstreckt  sich  eine  mehr  oder  weniger  breite,  fruchtbare 
Ebene  bis  ta  den  mächtigen  Gebirgen,  die  das  ganze  Innere  der  Inseln  ein- 
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iicluiieu  und  dercii  Hauplcr  ;iiif  M;iniia,  Tutuila  und  l  polu  700  bis  loooni, 
auf  Savaii  sogar  etwa  lü^o  m  Höhe  erreichen.  Von  den  Gebirgen  stürzt  eine 
grofse  Zahl  wasserreicher  FlQsse  zum  Meere,  die  aber  für  die  Schiffehrt  nur 
In  sehr  be>chränklem  Mot*c  benutzbar  sind,  weil  sie  auf  dem  gröi>ten  Teile 
ihres  nocli  A.i/u  nur  kurzen  Laufes  ein  starkes  Gefalle  haben.  13ns  Klima  ist 
-ehr  gesund  und  eignet  sich  ynnz  besonders  auch  für  Europüer,  denn  Kieber 
und  Dysenteiie  sind  auf  den  Inseln  fast  unbekannt.  Die  Temperatur  bewegt 
sich  um  24  bis  27^.  Die  Pflanzenwelt  zeichnet  sich  durch  tippige  Pracht  aus 
und  ist  höchst  mannigfaltig.  Am  wichtigsten  ist  die  Kokospalme,  denn  sie 
liefert  in  ihren  getrockneten  PVUchtcn ,  Kopra  genannt,  den  Haupfaiisfulir- 
artikel.  Ferner  sind  /ii  nennen  der  Hroffruclit-  und  der  Ranyanbaum,  die 
Rubacecn,  Urtikaceen  und  Myrtaceen,  weiche  die  Gebirge  bis  zum  Gipfel  in 
GrQn  kleiden.  Der  Banyanbaum  (ficus  religiosa}  hat  die  Eigentümlichkeit, 
daf^  seine  Aste  Nebenstämme  nach  dem  Boden  senden,  wo  sie  rasch  Wurzel 
sclilai^eii.  Dadurch  entsteht  ein  Gewirr  von  Stämmen,  weK  lies  auf  Samoa  in 
einzelnen  Fällen  einen  riesigen  Umfang  (bis  zu  100  m)  anninuul  und  einen 
überwältigenden  Eindruck  macht.  AuL^erdem  gedeihen  vorzüglich  Vams,  Taro, 
Bataten,  Bananen,  Zuckerrohr  u.  s.  w.  Auch  mit  Kakao  und  Kaffee  sind  viel- 
versprechende Anbauversuche  gemacht  worden.  Diese  reichhaltige  Pflanzen- 
welt Ix'hiM  beri;f  aber  verhilltnisrnftGig  nur  wenige  Tierarten.  Die  ein- 
heimischen Süugetiere  sind  nur  durch  (hegende  Hunde,  einige  Fledermaus- 
arten und  .Mause  vertreten.  Dazu  treten  seit  dem  Erscheinen  der  \Veil>en 
unsere  von  diesen  eingeführten  Haustiere:  Pferde,  Rindvieh,  Schweine  u.  s.  w., 
die  auf  Samoa  sehr  gut  fortkommen.  Die  Vogel  weit  ist  mannigfaltiger  und 
weist  etwa  52  Arten  auf. 

Die  Entdeckung  der  Inseln  liegt  fast  zwei  Jahrhunderte  zurück;  die  W  eisen 
haben  sich  aber  erst  viel  später  auf  Samoa  niedergelassen.  Im  Jahre  1872 
hatten  die  Amerikaner  den  Hafen  Pago  Pago  erworben.  Dem  enei^schen  Ein- 
schreiten des  Kommandanten  der  deutschen  Korvette  Ariadne,  B.  von  Werner, 
des  sp.fteren  Kontre  Admirals.  der  187.S  die  Hand  auf  die  Bucht  von  Saluafata 
an  der  Nordküste  von  üpolu  bcliufs  Anlegung  einer  Kohienslation  daselbst 
legte,  ist  es  zu  danken,  daß  die  erheblichen  deutschen  Interessen  in  Samoa 
bei  den  späteren  Ereignissen  schließlich  die  ihnen  gebtthrende  Berücksichtigung 
gefunden  haben.  In  dem  gleichen  Jahre  schlössen  die  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  mit  Samoa  einen  Fi eiindsehafts -  und  Handels\ ertrag  ab,  worin  die 
Abtretung  des  Hafens  Pago  Pago  bestätigt  wurde.  Dem  Beispiele  der 
Vereinigten  Staaten  folgten  im  ntfchslen  Jahre  (1879]  DeutschUind  und  Groß- 
britannien. Leider  lehnte  der  deutsche  Reichstag  t88o  die  Errichtung  einer 
Schut/.herrschaft  in  Samoa  ab.  Die  drei  an  Samoa  beteiligten  Mächte  gingen 
darauf  mit  Samoa  einen  N'ertrag  ein,  nach  welchem  Apia  eine  eigene  Stadt- 
verwaltung mit  dem  deutschen,  englischen  und  amerikanischen  Konsul  aU 
Spitze  erhielt.  Bald  darauf  entstanden  aber  innere  Zwistigkeiten.  Der  Häupt- 
ling Malietoa  Laupepa,  dem  es  im  Jahre  1879  gelungen  war,  die  Königsgcwalt 
für  die  ganze  Inselgruppe  an  sich  /.u  bringen,  erhielt  einen  Gegenkönig  in 
'I'amasese,  und  als  die  Anhiingei'  <.les  ersteren  sich  (Jbeigrifie  gegen  die 
iJculschen  erlaubten,  ohne  Genugtuung  m  geben,  wuide  Malietoa  durch  die 
Besatzung  eines  deutschen  Kriegsschiffs  1887  gefangen  genommen  und  auf 
die  Marschallinseln  veibmin.  Die  Anhänger  Malietoas  Wählten  nunmehr  im 
folgenden  Jahre  (iSKs  Mataafa  zun)  König  und  drängten  Tamasese  mehr  und 
mehr  zurück.  hifolge  von  erneuten  Au^^.  lireitungen  der  Matnafa  -  Leute 
wurden  deutsche  Truppen  gelandet,  denen  e»,  allerdings  nach  sciiweren  Ver- 
lusten, gelang,  die  Schuldigen  zu  bestrafen.  Um  diesen  unhaltbaren  Zustünden 
ein  Ende  zu  machen,  setzten  die  drei  Milchte  auf  Grund  eines  Vertrags  vom 
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14.  Juni  1S80  Malietoa  wieder  nis  König  ein  und  nahmen  die  Inseln  unter 
ihren  gemeinsamen  Schutz.  Durch  diesen  Vertrag  hatte  Deut!>chland  trotz 
seiner  weit  Überwiegenden  Interessen  nur  die  gleichen  Rechte  wie  Groß- 
britannien und  die  Union  zugesprochen  erhalten.  Das  Kondominium  der 
drei  Mächte  hatte  nicht  den  gewünschten  Erfolg,  vieiniehr  führte  es  zu  latenten 
Reibungen  zwischen  ihren  Vertretern.  Nach  dem  Tode  des  Königs  Malietoa 
Laupepa  1^90  wählte  die  Mehrheit  der  Samoaner  den  schon  früher  erwähnten 
Mataafa  tum  KOnige,  wahrend  eine  von'  dem  amerikanischen  Oberrichter 
Chamliers  unterstützte  Minderheit  sich  für  den  16  jährigen  Sohn  Tanu  des 
verstorbenen  Königs  erklärte.  Die  nun  folgenden  Wirren,  in  denen  die 
Kommandanten  der  englischen  und  amerikanischen  Kriegs^chitte  die  Dörfer 
um  Apia  beschielkn  lieikn,  bei  den  Expeditionen  an  Land  über  schwere 
Verluste  durch  die  Mataafa- Leute  erlitten,  führten  endlich  zur  Abberufung  der 
Kommandanten  der  Kriegsschiffe  und  —  auf  .\ntrag  Deutschlands  —  zur  Ein- 
setzung einer  Kommission,  bestehend  aus  je  einem  Wrtreler  der  drei  Mhchfe, 
welche  die  Znstande  an  Ort  und  Stelle  untersuchte.  Das  Ergebnis  war  der 
Vertrag  vom  2.  Dezember  1899,  durch  welchen  die  Hauptinseln  Savaii  und 
Upolu  mit  den  dazwischen  liegenden  kleinen  Inseln  Apolima  und  Manono 
endgültig  an  Deutschland  kamen.  Die  vier  Inseln  umfassen  etwa  2600  km* 
und  werden  von  ungefähr  33  000  Polynesiern  bewohnt. 

An  der  Spitze  des  Schutzgebiets  steht  ein  Gouverneur.  Im  übrigen  ist 
den  Samoanem  eine  weitgehende  Selbstverwaltung  unter  einem  Le  AlU  Lili 
(Oberhiuptling)  eingeriumt.  Diese  Wtkrde  schmückt  jetzt  Mataafo,  der  sich 
mit  der  deutschen  Herrschaft  völlig  ausgesöhnt  hat  und  auf  Upolu,  der  be- 
völkertsten  und  der  Kultur  am  meisten  erschlossenen  Insel,  wohnt.  Als  Zeichen 
seiner  Stellung  führt  er  einen  ihm  von  seinem  Kaiser  verliehenen  Fliegenwedel. 
Dem  Le  Alii  Lili  ist  ein  Rat  —  Faipulu  —  beigegeben.  Die  Hauptstadt  Apia, 
der  Silz  des  Gouverneurs,  mit  etwa  1300  Eänwohnem,  ist  weniger  w^en 
ihrer  Bauart,  als  vielmehr  wegen  des  herrlichen,  von  bewaldeten  Gebirgen  ge- 
bildeten Hintergrundes  einer  der  schönsten  l^jnkte  unseres  l^laneten. 

Bezüglich  unserer  samoanischen  Landsleute  stimmen  alle  Berichte  der 
Reisenden,  welche  die  »IVrle  der  SQdseec  besucht  haben,  darin  Oberein,  dafs  sie 
ein  auch  nach  europäischen  BegrifTen  hervorragend  schöner  Menschenschlag  sind. 
Die  MSnner  sind  grofse,  kräftige  Gestalten  von  vollendetem  Körperbau  und 
hellbrauner  Hautfarbe  mit  angenehmen  Gesichtszügen,  aus  denen  schwarze 
Augen  unter  dichten  Brauen  hervorblicken.  Die  Lippen  sind  allerdings  etwas 
wulst%,  doch  li^en  hinter  ihnen  blendendweifie  und  regelm&fiig  geformte 
Zahne.  Das  schwane  Haar  wird  meist  vliiich  Kalk  gebleicht.  Als  Kleidung 
dient  in  der  Regel  nur  das  Lendentuch  (hier  l  awn  l.awa  Von  den  Hüften 
bis  zu  den  Knieen  ist  der  Körper  mit  so  kunstvollen  Tätowierungen  versehen, 
daA  diese  von  den  Entdeckern  der  Inseln  Air  Kleidungsstücke  der  nackten  Be- 
wohner angesehen  wurden.  Bei  besonderen  Gelegenheiten  tragen  die  MSnner 
Blumenkränze  um  den  Hals  und  schmücken  auch  den  Kopf  mit  Kränzen. 

Der  Schönheit  der  Münner  entspricht  die  der  Samoanerinnen ,  deren 
Reize  so  mancher  Rei.sende  in  beredten  Worten  geschildert  hat.  In  der  Tat 
geben  die  dem  Hesse-Wartegg'schen  Werke  beigegebenen  Photographien  von 
samoanischen  Mfldchentypen  den  Beweis,  daß  einzelne-  Vertreterinnen  des 
schönen  Geschlechts  auf  Samoa  ^icn  Vergleich  mit  ihren  Mitschwestern  in 
zivilisierten  Landern  nicht  zu  scheuen  brauchen.  Wie  die  Manner  tragen  auch 
die  Frauen  und  Mädchen  meist  nur  das  Lendentuch.  Die  Tätowierung  tritt 
mehr  zurtfck,  dagegen  bilden  Blumen  in  dem  reichen  Haar  und  zu  Kränzen 
gdbnot  einen  selten  fiehlenden  Schmuck,  der  den  Reiz  der  Samoanerinnen 
oocsb  erhöht. 
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>  Zu  diesen  körperlichen  Vorzügen  tritt  hinzu^  daß  der  Charakter  des  saaioa- 
nischen  Volk»  gutmütig  und  offen  ist  und  ta  heiterem  Frohsinn  md  jmr 
Geselligkeit  neigt.  Was  aber  die  Sainoaner  vor  den  Bewohnern  der  Obrigen 
Inseln  des  Stillen  Ozeans,  z.  B.  der  Hawai-,  Fidschi-,  Tonga- Inseln,  ganz  be- 
sonders auszeichnet,  das  i^t  ihr  z;ihes  Festhalten  an  ihrer  alten  Kultur,  an  den 
von  ihren  Vorfahren  überkommenen  Gebräuchen  und  Gewohnheiten.  Selbst 
auf  Upolu,  wo  die  Sanioaner  seit  vielen  Jahnehnten  in  enger  Ber&hrung  mit 
den  weißen  Ansiedlern  leben,  bestehen  die  ursprünglichen  Sitten  fast  in  alter 
Reinheit  selbst  in  unmittelbarster  Nahe  von  Apia.  Darin  hat  sogar  das 
Christentum,  dem  jetzt  wohl  alle  Samoaner  angehören,  nur  wenig  geändert, 
obwohl  z.  B.  die  Londoner  und  die  Wesleyaner  Mission  vorschreiben,  daß 
Frauen  und  Mlldchen  nur  im  Hute  zur  Kirche  kommen  dQrfen.  ]>ie  katho- 
h'schen  Missionen  gehen  in  dieser  Hinsicht  viel  schonender  vor.  Außer- 
halb der  Kirche  tragen  auch  die  anglikanischen  Samoanerinnen  ihre  nationale 
Kleidung. 

Das  samoanischc  Haus  ist  im  Grunde  genommen  nichts  weiter  als  ein 
kegelförmiges  Dach  aus  Baumbusrippen  und  Palmstrohstreifen,  das  auf  etwa 
I  ni  hohen  Pfosten  ruht.  Diese  sind  nicht  durch  feste  Wände  miteinander 
verbunden,  sonJern  die  Zwischenräume  bleiben  in  der  Regel  oHen,  so  daii 
sich  lI;is  I.ebcn  iiikI  Treiben  in  dem  Hause  vor  jedernianns  Augen  abspielt. 
Beim  .\ull)aue  Jes  Hauses  tinüei  kein  eiserner  Nagel  oder  ähnliches  Ver- 
wendung; die  einzelnen  Balken  u.  s.  w.  werden  durch  Stricke  und  BXnder  aus 
Kokosfasern  miteinander  verbunden,  und  zwar  so  fest,  daß  in  einzelnen 
Fällen  das  Dach  im  ganzen  an  einen  anderen  Ort  geschafft  werden  kann. 
Wegen  der  niedrigen  Tragbalkefi  mut^  man  sich  bücken,  um  in  das  Innt-re 
ZU  gelangen.  Der  Fußboden  ist  um  20  bis  30  cm  gegen  den  Erdboden  er- 
(lOht  und  besteht  meist  aus  LevablOcken,  die  mit  feinem  Kies  bestreut  sind. 
Dem  Rande  dieser  Plattform  geben  Schieferplatten  den  nötigen  Halt.  Der 
innere  Raum  ist  in  keiner  W'eise  unterteilt.  Mit  den  Lagerstätten  würden 
Europäer  kaum  zufrieden  sein;  das  »Bett«  bcstpht  aus  runden,  glatten  Steinen 
von  mindestens  Taubcnei-  und  höchstens  Hühnereigröße,  die  sich  beim  Darauf- 
legen von  selbst  so  zurechtschieben,  wie  es  die  KOrperformen  erbeischen,  und 
Ober  die  dünne  Matten  gebreitet  sind.  Als  Kopfkissen  dient  ein  dicker,  auf 
kurzen  Füßen  ruhender  Bambusstab.  Zum  Schutze  gegen  Regen  und  Wind 
werden  an  der  Wetterseite  des  Hauses  nach  Bedarf  Matten  herabgelassen. 
Matten  spielen  im  Leben  der  Samoaner  eine  große  Rolle,  denn  nach  ihrer 
Zahl  und  GOte  bestimmt  sich  der  Reichtum  des  einzelnen,  soweit  bei  der 
unter  den  Sanioanern  herrschenden  Gütergemeinschaft  von  einem  Einzelbesitz 
überhaupt  die  Rede  sein  kann.  Die  leinen  Matten  werden  aus  Pandanus  an- 
getertigl,  und  die  flerstellung  eines  einzigen  SlUckes  von  etwa  2  qm  erfordert 
mitunter  ein  Jahr,  weil  die  Arbeit  lediglich  mit  der  Hand  ausgeführt  wird. 
Bei  besonders  festlichen  Anlässen  werden  diese  feinen  Matten  wohl  auch  als 
Kleidung  benutzt,  meist  liegen  sie  aber,  sorgfältig  umhüllt  von  gröberen  Matten, 
auf  den  Querbalken  unter  dein  Dache.  Manche  Matten,  die  früher  im  Besitze 
berühmter  Häuptlinge  waren,  haben  einen  ganz  außerordentlichen  Werl  fUr 
den  Samoaner,  ja  einzelne  solcher  Matten  werden  in  Liedern  liesungen. 

Zur  Erhellung  des  Hauses  nach  Sonnenuntergang  befindet  sich  in  der  Mitte 
ein  zementiertes  Becken  mit  glühenden  Holzkohlen,  auf  die  von  Zeit  zu  Zeit 
trockene  Kokosnublnilsen  geworlen  weiden;  diese  brennen  vermöge  ihres  hohen 
Oetgehalts  sehr  hell.  Daneben  hat  als  .so  zieinhch  einziges  Hausgerät  fremder 
Kultur  vielfach  auch  die  Petroleumlampe  Eingang  in  die  sonoanischen  Hütten 
gefunden.  Als  Trinkgeütße  dienen  Kokosnußschalen.  Zu  dieser  Uberaus  ein- 
gehen Ausstattung  treten  noch  einige  hölzerne  oder  auch  eiserne  .LOffal  und 


Sainoa. 


59 


die  Schüssel  zur  Bereitung  der  Kawa,  auf  die  wir  sogleich  zurückkommen 
werden.  Das  Hüuptlingshaiis  ist  genau  so  eingerichtet  und  unterscheidet  sich 
von  der  Wohnung  des  gewöhnhchen  Mannes  nur  durch  die  gröberen  Ab- 
messungen. 

Die  Zubereitung  der  Speisen  geschieht,  soweit  sie  Uberhaupt  erforderlich 
ist,  außerhalb  des  Hauses.  In  der  Re^cl  begnügt  sich  der  Samoaner  mit  den 
rohen  Naturprodukten.  Obenan  steht  die  Kokosnuß,  die  ilim  iti  der  Kokos- 
nußmilch ein  erfrischendes  und  gesundes  Getränk,  in  dem  testen  Kerne  eine 
nahrhafte  Speise  bietet.  Ahnlich  nutzbringend  ist  der  Brotfruchtbaum.  Da* 
neben  werden  Orangen,  Bananen  und  zahlreiche  Obstsorten  genossen.  Eine 
besondere  Deh'katesse  bilden  gewisse  im  Meere  lebende  Würmer,  die  roh  ver- 
speist werden  und  unter  denen  der  Palolowurm  obenan  steht.  Dieses  Tier 
nat  die  Eigentümlichkeit,  daß  es  nur  an  drei  aufeinander  folgenden  Tagen 
des  Jahres,  die  von  den  Mondphasen  abhflngen  und  im  Oktober  oder  No- 
vember liegen,  an  den  Küsten  Samoas  erscheint,  um  dann  wieder  bis  zum 
nächsten  Jahre  zu  verschwinden.  An  den  betreffenden  Tagen  vor  Sonnen- 
aufgang fahren  die  Bewohner  in  allen  vcrtUgbaren  Booten  nach  den  Lücken 
in  den  den  Küsten  vorgelagerten  Korallenriffen  und  warten,  ausgerüstet  mit 
SchöpfgefäiJen  jeder  Art,  bis  das  erste  Anzeichen  von  Licht  den  jungen  Tag 
verkündet.  In  diesem  .Augenblicke  belebt  sich  das  Meer  mit  ungezählten 
Mengen  aus  der  Tiele  hervorquellender  PalolowUrmer,  und  jeder  sucht  nun 
schnell  so  viel  als  möglich  von  diesen  Leckerbissen  in  das  Boot  zu  schöpfen, 
denn  sobald  die  Sonne  ihren  ersten  Strahl  Ober  das  Meer  sendet,  verschwindet 
der  Wurm  wieder  in  der  Tiefe. 

Um  Schweinefleisch,  fliegende  Hunde,  Hühner  oder  Fische  zu  braten, 
werden  Steine  erhitzt  und  um  die  in  Blätter  eingehüllten  Fleischstücke  ge- 
schichtet. Als  Gemüse  dienen  Yums  und  laio.  Übrigens  kochen  aut  Samoa 
die  Mfinner  ebenso  gut  wie  die  Frauen. 

Eine  hervorragende  Eigenschaft  der  Samoaner  beiderlei  Geschlechts  ist  ihre 
große  Reinlichkeit.  Mindestens  einmal  taglich  wird  ein  Bad  genommen,  und 
die  kleinen  Kinder  lernen  oft  früher  schwimmen  als  laufen.  Begünstigt  wird 
diese  Neigung  zum  Baden  durch  die  Lage  der  Dörfer,  die  fast  stets  unmittelbar 
an  der  Meereskttote  oder  an  Flossen  «i^egt  sind. 

Ferner  sind  die  Samoaner  sehr  gastfrei.  Bei  der  Begrüßung  eines  Gastes 
spielt  die  Dorfjungfrau  oder  Taupou  eine  so  große  Rolle,  daß,  wenn  sich  in 
der  Familie  des  Häuptlings  kein  dafür  geeignetes  Mädchen  befindet^  dieser  ein 
Mtfdcben  mit  entsprechenden  körperlichen  und  geistigen  VortO^  adoptiert. 
Die  Taupou  wird  von  besonders  dazu  bestimmten  Frauen  sorgfältig  für  ihre 
Stellung  ausgebildet,  nimmt  nicht  an  den  gröberen  Arbeiten  der  übrigen 
Frauen  teil,  muß  aber  dafür  auf  ihre  persönliche  Freiheit  fast  ganz  ver 
ziehten,  denn  sie  wird  von  den  erwähnten  PVauen  auf  Schritt  und  Tritt  be 
gleitet,  ja  das  ganse  Dorf  wacht  eifersQchtig  über  seine  Taupou.  Sie  hat  die 
Giste  zu  empfangen,  bei  diesen  und  hei  anderen  festlichen  riLlegenheitcn  durch 
ihren  Tanz  zu  entzücken,  ihr  liegt  die  Bereitung  der  Kawa  bei  strichen  be- 
sonderen Anlüsscn  ob,  und  wenn  Krieg  ausbricht,  hat  sie  die  Krieger  anzuteuern. 

Das  schon  einmal  erwähnte  Nationalgetränk  der  Saiuoaner,  die  Kawa,  wtrd 
auf  folgende  Weise  zubereitet.  Einige  junge  Mldchen  setzen  sich  um  eine 
1  '  erne  Schüssel  (Tanoa)  und  kauen,  nachdem  sie  sich  den  Mund  ausgespült 
haben,  Stücke  der  Kawawurzel  (piper  methysticum),  die  einen  recht  wert- 
vollen Handeisartikel  auf  Samoa  bildet.  Die  zerkaute  Masse  wird,  zu  Kugeln 
geballt,  in  die  Schüssel  getan  und  mit  Wasser  Obergossen.  Die  Kugeln 
werd&t  dann  serdrOckt,  bis  sich  eine  gleichnUtfiige,  breiige  Flüssigkeit  ge- 
badet hat.    Mittdat  eines  BQndels  von  Bastfasern,  das  wiederholt  durch  die 
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Flüssigkeit  gezogen  wird,  fi«;cht  eine«  der  Mädchen  die  festen  Bestandteile 
heraus,  und  die  nun  klare  Flüssigkeit  ist  die  Kawabowle.  Bei  politischen 
Versammlungen  liegt  die  Kawabereitung  besonderen  jungen  Mvnnern,  den 
Kawakauern,  ob.  Bei  festlichen  Anlüssen  wird  stets  Kawa  getrunken,  und  die 
Zubereitung  de*;  Getr.fnkcs  sowie  seine  Verteilung  an  die  Anwesenden  ge- 
schieht mit  groi.^er  Feierlichkeit  und  unter  strengster  Beobachtung  bestimmter 
traditioneller  Gebrauche.  Im  besonderen  wird  bei  der  Zuteilung  der  Kawa 
genau  nach  den  RnngverhMltnissen  verfiihreUf  die  bei  den  Samoanern  sehr  ver- 
wickelt sind  und  auf  deren  Beobachtung  grofser  Wert  gelegt  wird.  Es  ist 
daher  für  den  die  Verteilung  der  Kawa  bestimmenden  »Sprecher«  Iceine 
leichte  Aufgabe,  sich  vor  VerstöL^en  zu  hüten. 

Die  Beschäftigung  der  Männer  besteht  fast  nur  in  Jagd  und  Fischfang. 
Gejagt  werden  wilde  Schweine,  Tauben  und  fliegende  Hunde,  die  letzteren 
nicht  bloß  ihres  F^leisches  wegen,  sondern  auch  weil  sie  den  Kokosnußplan- 
tagcM  i^Toßen  Schaden  durch  Auffressen  der  Nüsse  /iifügcn.  Das  Meer  bietet 
Miilscr  Fischen  und  Würmern  naujentlich  sehr  schmackhafte  Schildkröten.  Die 
Fisciuietze  bestehen  aus  Kokosfasern;  durch  Klopfen  der  äulieren  Nußhüllen 
werden  diese  von  allen  Markbestandteilen  befreit,  so  daft  die  Fasern  allein 
Obrig  bleiben  und  nun  zu  stärkeren  Ffiden  oder  Stricken  zusammengedreht 
werden  können.  Die  so  gewonnenen  Erzeugnisse  sind  von  außerordentlicher 
Haltbarkeit. 

Ferner  haben  es  die  Samoaiier  zu  einer  bedeutenden  Kunstfertigkeil  im 
Bootsbaue  gebracht  Ihre  großen  Kriegskanoes,  die  mehrere  hundert  Personen 

aufnehmen  können,  erretten  die  Bewunderung  der  Weißen  um  so  mehr,  als 
bei  der  Hcrstcütini^  Jic^cr  f  lilirzcuge  ebensowenig  wie  beim  Baue  der  Häuser 
eiserne  Nagel  verwendet,  vielmehr  die  einzelnen  Planken  u.  s.  w.  lediglich 
durch  Stricke  aus  Kokosfasern  zusammengebunden  werden.  Neuerdings  scheinen 
es  die  Samoaner  allerdings  vorzuziehen,  sich  der  von  Weißen  gebauten  Boote 
zu  bedienen. 

Von  den  Frauen  werden,  wie  schon  erwähnt,  sehr  feine  Matten  geflochten. 
Femer  fertigen  sie  aus  der  Rinde  des  Tapabaums  einen  eigenartigen  Kleider- 
stoff. Die  innere  weiche  Rinde  der  frisch  gefiillten  Baume  wird  erst  in  Fluß- 
wasser so  lange  mit  einer  Muschel  geschabt,  bis  die  Markteile  entfernt  sind. 
Sodann  werden  die  RindenstUcke  mit  Holzschlägeln  auf  einer  Holzunterlage 
so  lange  geschlagen,  bis  sie  ^'cnügend  dünn  sind.  Nach  dem  Trocknen  er- 
halten die  Tapasttlcke  eine  Bemalung  und  sind  nunmehr  zur  Verwendung  als 
Kleidung  b&  festliehen  Gelegenheiten  fertig.  Auch  Hüftgürtel  aus  bemalten 
Baststreifen,  Fücher  aus  demselben  Material,  kunstvoll  geschnitzte  Klimme 
sowie  Fingerringe  aus  Schildpatt  gehen  aus  den  geschickten  Fingern  der  Frauen 
hervor. 

Will  sicli  ein  junger  Mann  um  ein  Mädchen  bewerben,  so  sendet  er  zu- 
nllchst  Eßwaaren  in  das  Haus  des  Vaters.  Werden  die  Eßwaaren  angenommen, 
so  gilt  der  Freier  als  genehm.    Andernfalls  ist  der  Antrag  abgelehnt.  Der 

Freier  versucht  dann  mit  noch  mehr  und  noch  besseren  ElSwaaren  von  neuem 
die  Zustimmung  des  Vaters  zu  erlangen.  Ist  auch  dieser  Schritt  vergeblich 
und  stammt  der  Freier  aus  angesehener  Familie,  so  daß  die  Dorf&chaft  der 
Braut  an  der  Verbindung  ein  Interesse  hat,  so  kann  der  Vater  seiner  vlter- 
lichen  Gewalt  entkleidet  werden,  d.  h.  die  Dorfischaft  vertritt  ihn  und  gibt 
die  Isinwilligung  zur  Heirat.  Übrigens  kommt  es  auch  nicht  selten  vor, 
dal.N  der  Widerstand  des  Vaters  durch  Entführung  des  Mädchens  gebrochen 
wird,  wenn  dieses  den  Freier  mag.  Unter  den  Brautgeschenken  spielen  Matten 
von  Seiten  der  Familie  der  Braut,  Waffen  und  sonstige  Erzeugnisse  der  MSnner 
von  Seiten  der  Familie  des  BrKutigams  eine  große  Rdle.  Dk  Hochzeit  sdbst 
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hi  naturgemtffs  ein  uro  so  größeres  Fest,  je  höher  der  Rang  der  Beteiligten 
ist,  und  wenn  gar  der  Htfuptling  eines  Dorfes  die  Taupou  eines  anderen  Dorfes 
heiratet,  ist  die  gesamte  Bewohnerschaft  beider  Dörfer  vereinigt.  Da  die 
Samoaner  fast  ausnahmslos  Christen  sind,  gibt  es  keine  Vielweiberei.  Doch 
sind  die  Ehen  ziemlich  leicht  löslich. 

Die  Bestattung  der  Tuten  erfolgt  in  unmittelbarer  Nflhe  de»  Hauses,  in 
dem  der  Verstorbene  gelebt  hat.  Das  Grab  hat  stets  eine  weslöstliche  Rieh- 
tung,  und  der  Tote  wird,  in  feine  Matten  eingehüllt,  so  hineingelegt,  daß 
sein  Kopf  nach  Osten  zeigt.  Während  bei  einfachen  Personen  das  (Irab  nur 
durch  eine  niedrige  Steinschicht  als  solches  gekennzeichnet  wird,  erlialten  Häupt- 
linge einen  sarkophagartigen  Aufbau. 

Ober  die  samoanische  Geschichte  und  Ober  die  religiösen  Anschauungen 
vor  EinAihrung  des  Christentums  geben  die  zahlreichen  Sagen ,  Überliefe- 
rungen und  StammbiSume  der  Samoaner  Aufschluß.  Allerdings  ist  es  für  einen 
Weiläcn  ungemein  schwer,  über  die  nieist  nur  von  Mund  zu  Mund  über- 
lieferten Gttchichten  u.  s.  w.  Auskunft  zu  erhalten,  weil  es  nach  samoanischer 
Sitte  verpönt  Ist,  derartige  Mitteilungen  an  VSfeiße  zu  machen;  ja  in  einzelnen 
Fällen  setzen  sich  diejenigen,  die  hiergegen  verstoßen,  dem  Tode  durch  ihre 
Stammesgenossen  aus.  Dr.  Krämer,  der  im  ersten  Bande  meines  eingangs  er- 
wähnten Werkes  eine  reiche  Fülle  samoanischer  überlielerungen  zusammen- 
getragen hat,  schildert  in  der  Einleitung  sehr  anschaulich  die  Schwierigkeiten, 
die  er  bei  seiner  Arbeit  zu  überwinden  hatte.  In  einzelnen  Fällen  verpflichtete 
sich  Krämer  die  Wissend eti  durch  seine  ärztliche  Kunst,  in  anderen  Fällen  lud 
er  die  Sprecher  in  sein  Haus  in  Apia,  gewann  durch  längeren  Umgang  mit 
ihnen  ihr  Vertrauen  und  brachte  sie  so  dazu,  ihre  Geheimnisse  preiszugeben. 
Wenn  es  gelingen  sollte,  später  auch  von  den  anderen  Inseln  der  SOdsee  solche 
Oberlieferungen  in  größerer  Zahl  zu  erhalten,  wird  es  vielleicht  möglich 
werden,  das  Uber  der  Herkunft  der  Samoaner  ruhende  Dunkel  zu  lüften,  denn 
weiter  als  bis  etwa  um  das  Jahr  looo  nach  Christus  Kt(^t  sich  die  samoanische 
Geschichte  auf  Grund  der  Überlieferungen  nicht  verfolgen. 

UrsprQnglich  scheinen  die  Könige  von  Manua  Ober  ganz  Samoa  geherrscht 
zu  haben.  Lim  iioo  aber  sind  U pol u  und  Savaii  bereits  selbständig  gewesen. 
Ein  Jahrhundert  später  wurden  die  Inseln  von  den  Tonganern  unterworfen, 
doch  brachen  die  Samoaner  dieses  Joch  ziemlich  bald  unter  der  Führung  der 
tapferen  Hfluptlingssolme  Tuna  und  Fata.  Die  weitere  Geschichte  weist  fast 
unaufhörliche  innere  Btirgerkriege  auf,  denn  fast  jeder  neue  König  mußte  sich 
seine  Stellung  erst  mit  Gewalt  erringen.  Diese  Wirren  wurden  zum  grofien 
Teil  verursacht  und  verschärft  durch  ein  sehr  vet wickeltes  Titelwesen.  Zu 
den  notwendigen  Attributen  des  Königs  gehörten  nämlich  gewisse  Titel,  deren 
Verleihung  durch  bestimmte,  einflußreiche  Familien  erfolgte.  In  der  Haupt- 
sache handelte  es  sich  bei  der  KönigswUrde  um  vier  Titel,  und  nur  derjenige 
Häuptling,  welcher  alle  vier  in  seiner  Person  vereinigte,  war  als  König  allge- 
mein anerkannt.  Es  Ist  leicht  einzusehen,  dab  es  dem  jeweiligen  Prätendenten 
nur  sehr  selten  gelang,  die  Zustimmung  aller  beteiligten  Kreise  auf  gütlichem 
Wege  zu  erlangen.  Halte  er  dann  schließlich  sein  Ziel  erreicht,  so  pflegte 
der  neue  Herrscher  seine  Anhänger  für  die  Verdienste  in  den  vorhergegangenen 
K^tmpfen  dadurch  zu  belohnen,  Jafs  den  betreffenden  Dörfern  ein  meist  auf 
diese  Kämpfe  bezüglicher  Titel  verliehen  wurde,  den  nur  sie  führen  durften. 
Auf  diese  Weise  haben  sich  im  Laufe  der  Jahrhunderte  unter  den  Samoanern 
so  verwickelte  Titel-  und  Rangyerhttitnisse  herau^lNldet,  dafs  es  für  die  Nicht- 
eingeborenen fast  unmöglich  ist,  darüber  völlige  Klarheit  zu  erhalten. 

Bietet  somit  die  samoanische  Geschichte  kein  erfreuliches  Bild,  so  verliert 
dieses  noch  mehr  durch  die  Tatsache,  dais  von  den  Vorfahren  unserer  jetzigen 
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Land^leute,  gerade  wie  noch  heute  von  den  Eingeborentsn  aut  Neupomoiern, 
Neuhannover  u.  s.  w.,  dem  grausamsten  Kannibalismus  gehuldigt  worden  ist 
In  dieser  Hinsicht  haben  besonders  einige  Könige  eine  traurige  Berfihmtbett 

erlangt,  und  noch  heute  zeigt  man  den  Stein,  auf  welchem  den  unglUcktichei) 
Opfern  der  tci^lichen  Menschenmahlzeiten  des  Herrschers  der  SchKdel  zer- 
schmettert wurde. 

Die  Häuptlinge  rühmten  sich  göttlicher  Abstammung,  und  zwar  ging  die 
Sage,  daß  sie  von  dem  obersten  Gotte  Tagaloalagi  mit  Dimoninnen  gezeugt 
worden  seien.    Die  Entstehuni^  der  gewöhnliclicn  Mensclien  wurde  auf  ver- 

rotfclc<i  Schlingkrallt  zurückuLtfitn  ? ,  das  sich  sp  ih  -  in  Madeti  vt-rwnndelte. 
Diesen  wurden  dann  die  ein/clncii  (lüedmufsen  aus  dem  Leibe  gc/.ogen ,  und 
so  entstanden  menschliche  Wesen.  Neben  dem  obersten  Gotte  gab  es  zahl- 
reiche Untergötter,  ja  jeder  Distrikt,  jedes  Dorf,  jede  Familie  hatte  einen 
eigenen  Scliutzgott.  Als  Wohnort  der  Götter  stellten  sich  die  Samoaner  einen 
achtfachen  Himmel  vor.  Eine  ^rolk  Rolle  in  der  reichgesta1lit,H'n  MytlioIot;ie 
spielte  der  Sonnengott.  Dieser  war  durch  geringschätzige  Worte  von  Frauen, 
welche  die  Sonne  für  nutzlos  erklärt  hatten,  gereizt  worden  und  rächte  sich, 
indem  er  taglich  schreckliche  Menschenmahlzeiten  abhielt.  Erst  als  sich  ihm 
ein  junges  Midchen  Ui  freiwillig  vermählte,  stellte  er  seine  Grausamkeiten  ein. 
Die  Nachkommen  aus  dieser  Ehe  bilden  die  Hauptpersonen  in  zahllosen 
Sagen. 

Manche  Überlieferungen  muten  wie  deutsche  Märchen  an.  Die  eine 
handelt  z.  B.  von  der  schönen  Sina,  die  dem  jüngeren  von  zwei  Brtldem  als 
Frau  folgte.   Darüber  war  der  ältere  sehr  böse  und  trachtete  dem  glücklichen 

Gatten  nacli  dem  Leben.  Zu  diesem  Zwecke  lud  er  ihn  zum  Fischfang  ein. 
Der  .Uint^ere  ahnte  die  Absicht  seines  I^rudcrs  und  "-agte  dalier  seiner  Frau 
beim  Absciiiede,  sie  solle  wohl  auf  die  i  arbe  der  Brandung  achten:  sei  diese 
weiß,  so  könne  sie  auf  seine  ROckkehr  rechnen;  habe  die  Brandung  aber 
rote  Farbe,  solle  sie  seinen  Leichnam  suchen.  In  der  Tat  ermordete 
der  altere  den  jiin^eren  Bruder,  und  Sina  suchte  nun  nach  dem  Toten.  Auf 
ihrer  Wanderimg  trug  sie  die  Taube,  das  Sultanshuhn  uiul  endlich  den  Set^a 
genannten  Papagei,  dessen  rote  Federn  ein  sehr  gesuchler  Häuptlingsschmuck 
sind.  Dieser  gab  ihr  den  Rat,  sich  an  die  Frau  zu  wenden,  die  das  Wasser 
des  Todes  und  das  Wasser  des  Lebens  unter  ihrer  Aufsicht  hat.  Diese  Frau 
erweckte  lien  Galten  der  Sina  wieder  zum  Lehen  und  vereinigte  das  Paar.  — 
.Man  ersieht  aus  diesem  Beispiele,  daß  das  •^amoanische  Volk  in  eint-m  Mal>e, 
wie  man  es  bei  solchen  Naturvölkern  kaum  annehmen  sollte,  tiefen  Sinn  für 
Poesie  besitzt. 

Aus  anderen  Überlieferungen  geht  unzweifelhaft  hervor,  daß  die  Samoaner 
in  trüberen  .lahrluinderten  die  Lage  der  übrigen  Südseeinseln  sehr  genau 
kannten  und  mit  ihnen  bis  nach  Tahiti  in  regem  Verkehre  standen.  Hier  ist 
nicht  der  Platz,  näher  auf  die  Sagen  u.  s.  w.  der  Samoaner  einzugehen  ;  wir 
können  daher  unseren  Lesern  nur  das  Studium  der  als  Quellen  angezogenen 
Werke  empfehlen,  die  eine  Fülle  interessanten  Materials  enthalten. 

Gemäß  der  Selbstverwaltung,  welche  den  Eingeborenen  der  an  Deutschland 
gefallenen  westlichen  Inseln  eingeräumt  worden  ist,  erledigt  jedes  Dorf  und 
jeder  Distrikt  seine  inneren  Angelegenheiten  selbständig.  Die  Grundlage  bildet 
die  Familie.  Der  Familienname  geht  nicht  auf  den  lltesten  Sohn,  sondern 
auf  denjenigen  Sohn  Ober,  der  nach  Ansicht  des  Familienoberhaupt»  die 
gröfsten  körperlichen  und  geistigen  Vorzüge  besitzt.  Mehrere  Familien  schließen 
sich  zu  einer  Gruppe  zusammen,  so  d?iß  in  jedem  Dorfe  mehrere  solcher 
Gruppen  bestehen.  An  der  Spitze  der  Gruj^pe  steht  das  begabteste  Mitglied 
als  Sprecher  oder  Häuptling.    Die  Dorfverwaltung  liegt  in  den  Händen  des 


Digitized  by  Google 


Smum. 


Ortsschulzen  (Pule  luii),  desNcn  Würde  in  einer  bestimmten  Familie  erblich 
ist,  der  aber  von  den  Sprechern  (Häuptlingen)  des  Dorfes  aus  dieser  Familie 
g«wihlt  wird.  Mehrere  Dörfer  bilden  wiederum  einen  Distrikt  unter  einem 
Oberhtfuptiing. 

Sowohl  der  Dorfschulze  jede  Familiengruppe  b  -it/.t  nuf  dem  Haupt- 
platze des  Dorfes  ein  besonderes  Versammlungshaus,  das  gleichzeitig  zur  Be- 
herbergung von  Gästen  dient.  Zur  Beratutjg  gemeinschaftlicher  Angelegen- 
heiten versammeU  sich  die  ganze  Einwohnerschaft  %u  einem  Fono.  Wie  schon 
erwähnt,  herrscht  unter  den  Samoanem  GOtergemeinschafl.  Handelt  es  sich 
um  die  BeschalTung  eines  neuen  Bootes,  um  die  Leistung  eines  Beitrags  zum 
Kirchenhau  oder  Ähnliches,  und  wird  die  Ausgabe  vom  Fono  genehmigt,  so 
wird  in  der  Regel  ein  Teil  der  Kokosnußplanlagen  des  Dorfes  für  Tabu  er- 
Ulrt,  d.  h.  niemand  darf  fSr  seinen  Privatgebrauch  aus  diesem  Teile  der 
Anpflanmng  NOsse  nehmen,  vielmehr  werden  die  Ntlsse  gesammelt,  bis  eine 
genügende  Anzahl  beisammen  ist.  Der  Erlös  aus  den  NQssen  dient  dann  zur 
Bestreitung  der  betreffenden  Ausgabe. 

Das  Verkehrswesen  auf  den  Inseln  ist  nach  unseren  Begriffen  und  An- 
sprfichen  sehr  wenig  entwickelt.  Abgesehen  von  Apia  gibt  es  weder  auf 
Upolo  noch  auf  Savaii  Straften.  Da  die  Dörfer  fast  ausschließlich  am  Meere 
liegen,  und  da  die  der  Küste  vorgelagerten  Korallenriffe  Jie  mächtigen  Ozeanwellen 
brechen,  so  bietet  sich  zwischen  der  K()ste  und  den  Riffen  fast  allenthalben 
eine  in  der  Regel  ruhige,  bequem  benutzbare  Wasserstraße,  auf  der  sich  der 
Verkehr  von  Dorf  ni  Dorf  ohne  Schwierigkeit  voUneht.  Wagen  sind  dem 
Samoaner  daher  ganz  unbekannt.  Die  Benutzung  von  Reittieren  ist  erst  von 
ilen  Weißen  eingeführt  worden,  beschränkt  sich  aber  nur  auf  kleine  Teile 
der  Inseln,  weil  selbst  die  Fußpfade,  die  sich  ab  unii  zu  zwischen  den  Dörfern 
hnden,  für  Pferde  ungeeignet  sind.  Der  Verkehr  zwischen  den  Inseln  ist  fast 
aosachliefllich  auf  die  zubilligen  Fahrgelegenheiten  durch  Kanoes  der  Ein- 
geborenen  oder  durch  die  Fahrzeuge  (Segelkutter,  Darapfpinassen)  der  weißen 
Hffndler  angewiesen.  Die  Verbindungen  Deutsch -Samoas  mit  der  Außenwelt 
lassen  gleichfalls  noch  zu  wünschen  übrig,  doch  i^t  eine  Besserung  in  dieser 
Hinsicht  nicht  eher  möglich,  als  bis  die  wirtschaftliche  Erschließung  unseres 
neuen  Kolonialbesitzes  weiter  als  jetzt  vorgeschritten  ist. 

Schon  im  Jahre  1857  hatte  das  hamburgische  Haus  Godeffroy  auf  Samoa 
die  erste  deutsche  Handelsniederla^^sung  gegründet.  In  den  folgenden  Jahren 
legte  es  ausgedehnte  Kokcnußplantagen  an.  Diese  umfassen  unter  der  Leitung 
der  Nachfolgerin  des  Godetfroyschen  Hauses,  der  Handels  und  Plantagen- 
gesellschaft der  Sodsee,  jetzt  an  4000  ha.  Femer  sind  ausgedehnte  Anbau- 
versuche  mit  Kaffee  und  Kakao  gemacht  worden.  Namentlich  der  letztere 
scheint  auf  Samoa  sehr  gut  zu  gedeihen.  Vorderhand  liegt  freilich  der 
Schwerpunkt  des  Handels  in  der  .Ausfuhr  von  Kopra,  den  getrockneten 
Kokosnußkernen.  Diese  werden  teils  aus  den  eigenen  Plantagen  der  Firma, 
die  den  größten  Teil  des  Handels  auf  Samoa  in  ihren  Hflnden  hat,  ge- 
wonnen, teils  von  den  Eingeborenen  eingetauscht.  Zu  letzterem  Zwecke  hat 
die  Firma  an  zahlreichen  Punkten  Agenten,  die  den  Verkehr  mit  den  l'jn- 
geborenen  vermitteln;  diese  Agenten  führen  zumeist  ein  sehr  einsames  und 
überaus  eintöniges  Leben.  " 

Zur  Bewirtschaftung  der  Plantagen  mOssen  Arbeiter  von  auswärts  heran- 
gezogen werden,  weil  die  Samoaner  zu  trilge  sind,  uro  sich  regelmäßiger 
Arbeit  zu  unterziehen,  .\lles,  was  sie  zur  Befriedigung  ihrer  einfachen  Be- 
dflrfnis5e  brauchen,  bietet  ihnen  ja  die  gütige  Natur  in  reicher  Fülle  und  last 
ohne  Arbeit.  Selbst  die  jahrzehntelange  Berührung  der  Einwohner  auf  Upolu 
mit  den  Weiüen  hat  nicht  .vermocbt,  unter  den  Samoanem  neue  Bedürfnisse 
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von  wesentlicher  Bedeutung  zu  erzeugen,  und  so  fehlt  denn  diesen  glücklichen 
Menschen  jeglicher  Antrieb  zur  dauernden  Arbeit.  Infolgedessen  kann  auch 
von  eigentlichen  Pflanzungen  Eingeborener  nicht  gesprochen  werden,  sondern 
die  Kokosnul>pa!men  in  der  Nühe  der  Dörfer  sind  meistens  von  Natur  au^ 
vorhanden.  Möglichenlalls  entschließt  sich  das  Gouvernement,  jedem  er- 
wachsenen, niünnlichen  Sainoaner  die  Verpflichtung  aufzuerlegen,  alljährlich 
eine  bestimmte  Anzahl  von  Kokosnufipalmen  anzupflanzen.  Dadurch  würde 
die  Ertragfähigkeit  Samoas  In  kurzer  Zeit  wesentlich  gesteigert  werden. 


KLEINE  MITTEILrUNOEN. 

Britisches  Pacific- Kabel.  Auf  eine  Anfrage  im  englischen  ünterhause 
teilte  der  General -Postmeister  mit,  daß  die  Legung  des  britischen  Padfic- 
Kabels  gut  von  statten  gegangen  ist  und  dafi  die  F^fung  der  Isolation  und 
der  Leitfiihigkeit  gUtistige  Ergebnisse  geliefert  hat.  Die  Sprechgeschwindigkeit 
betrügt  auf  der  Utngsten  Teilstrecke  Vancouver- Flanning -Insel  in  der  Minute 
bei  gewöhnlichem  Arbeiten  mit  der  Hund  85  Buchstaben,  mit  dem  auto- 
raatischen  Sender  100  und  bei  Duplexbetrieb  unter  gleichzeitiger  Verwendung 
automatischer  Sender  etwa  168  Buchstaben  (84  in  jeder  Richtung).  Diese 
Zahlen  Übertreffen  die  ursprünglichen  Erwartungen. 


Kautschuk-Ausfuhr  aus  dem  Gebiete  des  Amazonenstroms. 
In  der  Zeit  vom  1.  Juli  1901  bis  Ende  Juni  1902  belief  sich  die  Ausfuhr  an 

Kautschuk  aus  dem  Gebiete  des  Araazonenstroms  auf  annähernd  30  000  Tons, 
d.  i.  Uber  2300  Tons  mehr  als  im  Vorjahre.  Von  Para  gelangten  beinahe 
14000  Tons  zur  Verschiffung,  und  /war  zu  annähernd  gleichen  feilen  nach 
Europa  und  den  Vereinigten  Sluaten  von  Amerika;  von  Manaos  und  Iquitos 
wurden  dahin  rund  16000  Tons  ausgeftlhrt. 

Zwar  gehen  die  Kautschukfelder  am  unteren  Laufe  des  Stromes,  besonders 
die  auf  den  Inseln,  langsam  /tiiLick.  sowohl  was  Beschaffeiilieit  wie  Mtiige 
der  Ware  anlan|;t;  allein  dieser  Ausfall  wird  durch  die  i'.rütliuing  neuer 
Felder  und  die  Ausdehnung  der  allen  am  oberen  Amazonenstrome  mehr  als 
aufgewogen.  Alle  bedeutenderen  Nebenflüsse  dieses  Stromes  liefern  eine  reiche 
Ausbeute  an  Kautschuk  oder  versprechen  auch  noch  eine  Steigerung  dieser 
Au^bcute.  In  den  Gegenden  am  Purus  (der  den  Acre  aufnimmt),  Jurua,  Beni, 
MaJre  de  Dios,  .lavari,  Ucayali,  Japura  und  ati  anderen  großeti  Nebenflüssen 
des  Amazonenstroms,  die  Peru,  Bolivien  und  Ecuador  durchtiieüen,  gibt  es 
sehr  große,  noch  nicht  ausgebeutete  Kautschuk  wilder,  die  jetzt  in  Angriff 
genommen  werden  sollen.  Viele  Kautschuksammler  haben  sich  nach  Jiesen 
Gegenden  gewandt;  auch  stehen  dem  \  iTnehmen  nach  verschiedene  Svndi- 
kate  im  Begritfe,  mit  der  Ausbeute  der  neuen  Felder  in  Peru  und  Bolivien  zu 
beginnen. 
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INHALT:  Deutsche  Post-  und  Telegrapheneinrichtunqen  in  den  Kolonien  und  im 
Auslände  (Schluß],  S.  65.  —  Post-  und  l'ciegraphengesetz  des  Australischen 
Bundes,  S.  88. 

Kleine  Mitteilungen:  Neuer  deutscher  Kabeldampfer,  S.  95.   —   Neue  Dampfer  des 

Norddeutschen  Lloyd,  S.  95.  —  Aufschließung  Chinas  durch  Eisenbahnbauten  und 
neue  Dampferlinien,  S.  95.  —  Über  die  sibirische  Bahn  und  die  Verbindung  mit 
Ostanen,  S.  96. 


Deutsche  Post>  und  Telegrapheneinrichtungen  in  den 
Kolonien  und  im  Auslande. 
(Mit  ftof  KertenskiMen.) 
Vom  Poslinspektor  H.  Herzog  in  Berlin. 

(SchlaSl. 
D.  Togo. 

1.  Einrichtung  von  Postanstalten. 

Das  Togogebiet  wurde  am  5.  Juli  1884  unter  deutschen  Schutz  gestellt. 
Postanstalten  bestanden  bis  Ende  1902  mir  in  Klein>Popo  (seit  i.Mtfrz  1888) 

und  in  Lome  (seit  i.Milrz  1889).*)  Die  Posfanstalten  unterstehen  in  bezug  auf 
den  laufenden  Dienst  und  die  Abrechnung  der  Ober-Postdirektion  in  Hamburg. 
Hauptpostanstalt  des  Togogcbiets  war  antangs  die  Postagenturin  Klein-Popo, 
die  von  1897  ab  dici  Bezeichnung  »Postamta  erhielt.  Mitte  Januar  1900  wurde 
die  Postanstalt  in  Klein-Popo  wieder  in  eine  Postagentur  umgewandelt,  und 
die  Hauptpostansfalt  wurde  nach  Lome  verlegt,   das  damit  die  Benennung 
»Postamt«  erhielt.    Gleichzeitig  wurde  in  Lome  ein  neues,  eigens  für  Post- 
zwecke erbautes  Mietsposthaus,  eins  der  schönsten  Gebäude  am  Orte,  bezogen. 

In  den  zwischen  Klein-Popo  und  Lome  gelegenen  Orten  Bagida  und 
Porto  Seguro  befinden  sich  keine  Postanstalten,  wohl  aber  sind  dort 
Briefkasten  aufgestellt,  auch  findet  ein  Verkauf  von  Briefmarken  durch 
geeignete  Privatpersonen  statt.  Die  Leerung  der  Briefkasten  wird  durch  die 
zwischen  IClein-Popo  und  Lome  verkehrenden  Postboten  bewirkt.  Diese  meiden 
ihre  Ankunft  in  den  von  ihnen  berührten  Orten  durch  Signalhorner,  damit  die 
Bewohner  ihnen  noch  Briefe  mitgeben  kOnnen. 

*)  Seit  I.  Januar  1903  ist  eine  Post^entur  mit  Telegraphen-  und  Fem^recfabetrieb 
inAgomePalime  hinzugetreten  (vgl.  Amtsbl.  Nr.  s  v.  I.J.). 

Arcirfv  f.  Poet  g.  Tcicgr.  3.  1903,  5 
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2.  PostYerbindangen  mit  Deutschland  und  anderen  Llindern. 

Bnefposten  werden  im  Verkehre  mtt  Togo  befördert  durch  die  Schiffe  der 

Wörmann-Linic,  und  zwar  auf  der  Kamerun-Htuptlinie  (Uber  Southonipton, 
ab  Haml^urü;  nm  \n.  jc.ies  Monats),  auf  der  Lagos-  und  Olflüsse  -  Linie  (Uber 
Rotterdam,  ab  [ianibiirg  am  20.  jedes  Monats),  auf  der  Goldküsten  -  Linie  Uber 
Bremen  und  Soutliampton  (ab  Soulhampton  am  27.  jedes  Monats)  und  auf  Ver- 
langen auch  auf  der  GoldkOsten-Linie  Ober  Rotterdam  (ab  Hamburg  am  7.  jedes 
Monats).  Außerdem  werden  zur  Briefbeförderung  auch  französische  Schiffe 
auf  dem  Wege  Uber  Dahomey  (Kotonou)  benutzt.  Einen  unmittelbaren 
Ka  r  lensc  hlußaustausch  unterlialten  die  Schutzgebietsposian&tallen  außer 
mit  Deutschland  auch  mit  England  und  den  von  der  Wörmann  -  Linie  be- 
rührten Gebteten,  u.  a.  auch  mit  Kamerun,  sowie  zu  Lande  mit  den  beiden 
Nachbargebieten,  nflmlich  der  englischen  Goldkü^le  und  dem  französischen 
Dahomey.  Die  Landu  n^sverhültnisse  sind  im  Togogebiete  sehr  schwierig ; 
wegen  der  heftigen  Brandung  werden  die  Postsiicke  hei  der  Landung  und  Ver- 
schiä^ung  in  Fü^ser  vcrkUpert.  Eine  Landungsbrücke  befindet  ^ich  in  Lome  im  Baue. 

3.   Postverbindungen  innerhalb  des  Schutzgebiets. 

Zwischen  Lome  und  Klein- Pop o  (Entfernung  9  Stunden)  verkehrt  drei- 
mal in  jeder  Woche  eine  Botenpo^t.  Die  Beförderung  der  Postsachen  zu  isciien 
beiden  Orten  geschieht  in  der  Weise,  daß  jedesmal  gleiclizcitig  in  Lome  und 
Klein-Popo  Boten  abgelassen  werden,  die  sich  in  der  Mitte  des  Weges  treffen, 
hier  die  Postsachen  austauschen  und  dann  alsbald  zurückkehren.  An  die  Boten» 
post  Lomc-Klcin-Popo  schliel^t  östlich  eine  tägliche  Botenpost  Klein-Popo— 
Agoue  (Grenze  von  Dahomey)  und  westlich  eine  zweimal  in  der  Woche  ver- 
kehrende Botenposl  Lome-Quittah  (Goidküsle)  an.  Weitere  Postverbindungeii 
zwischen  Lome  und  Klein-Popo  werden  durch  die  an  diesen  Orten  anlandenden 
Schiffe  hergestellt;  eine  Schmalspurbahn  zwischen  den  beiden  Orten  ist  geplant. 

Ins  Innere  des  Landes  besteht  keine  Postverbindung;  Postsachen  nach 
den  im  Inneren  gelegenen  Orten  werden  von  Lome  aus  durch  Boten  der 
Landeshauptmannschaft  oder  durch  Privatboten  befördert.  Der  Bau  einer 
Eisenbahn  von  Lome  nach  Misahöhe  bt  in  Aussicht  genommen. 

4.  Dienstzweige  der  Postanstalten. 
Dem  Weltpostverein  ist  das  Toyogebiet  am  i.  Juni  1888  beigetreten.  Die 
Zulassung  von  Sendungen  mit  Wertangabe  ist  erst  nach  Fertigstellung  der 
Landungsbrttcke  in  Lome  zu  erwarten.  Dagegen  bestehen  alle  anderen 
Dienst  zweige  bei  den  Postanstalten  in  Togo  in  demselben  Umfange  vrie  bei 
denen  in  Kamerun,  nifmlich  auber  der  Besorgung  von  Ze i  t  u  n gsabon ne - 
ments  der  Paketdienst  (seit  dem  i..Iuni  1888),  die  Annahme  und  Aus- 
zahlung von  Postanweisungen  (seit  dem  i.  Juli  1890)  und  die  Ein- 
ziehung von  Nachnahmen  auf  Paketen  (seit  Februar  1898)  sowie  auf 
eingeschriebenen  Briefsendungen  (seit  Dezember  1900).  Die  Bestellung  der  Brief- 
sendungen isf  nuch  in  Togo  nicht  eingeführt.  Erwähnenswert  ist  noch,  dali 
die  aus  dem  Postan wei'^ungsverkehrc  der  Postanstalten  in  Lome  und  Klein- 
F^opo  herrührenden  Überschüsse  zum  Teil,  entsprechend  dem  in  den  anderen 
Schutzgebieten  Oblichen  Verfahren,  an  die  Gouvemementskasse  abgeliefert,  zun» 
Tl  II  aber  auch  gegen  Wechsel,  die  auf  deutsche  Plätze  lauten,  an  die  katholische 
Mission  und  an  die  Deutsch -Westafrikanische  Gesellschaft  abgegeben  werden. 

5.  Telegraphen-  und  Fernsprecheinrichtungen. 

Togo  hat  keinen  unmittelbaren  Anschluß  durch  Seekabel,  sondern  ist  durch 
Überlandtelegraphen  mit  der  englischen  GoldkUstenkoIonie  und 


Digitized  by  Google 


Deutsche  Post-  a.  Telegrapheneinriditufigen  L  d.  Kolonien  u*  i.  Auslande. 


67 


mit  der  französischen  Kolonie  Dahomey  verbunden.  Unter  Verwendung 
von  Baumaterialien  derselben  Art,  wie  sie  zur  Herstellung  der  Linie  Dar- es - 
Salaam-Kilwa  benutzt  worden  waren,  wurde  im  November  1893  mit  dem  Baue 
einer  Telegraphenlinie  von  Klein- Popo  Uber  Lome  nach  der  Grenze  der 
Goldküste  vorgegangen.  Gleichzeitig  fand  von  der  Telegraphenverwaltung  der 
GoldkUste  eine  Verlüngerung  der  Landlinie  Accra-Quittnh  bis  zur  Grenze  nach 
Togo  statt.  Anfang  1894  waren  beide  Kolonien  tekgraphisch  verbünd«! :  am 
15.  Januar  1894  wurde  die  Telegraphenanstalt  Lome  und  am  15.  Mffrz  des- 
selben Jahres  die  Teleg  ra  phen  an  stall  Klein -Popo  für  den  internationalen 
Verkehr  eröffnet.  In  ahnlicher  Wcivc  fand  auch  der  Anschluß  Togos  an 
Dahomey  statt.  Am  29.  August  1893  wurde  die  Verbindung  mit  Dahomey 
zunächst  für  den  Wechselverkehr  der  t)eiden  Kolonien  in  Benutzung  genommen; 
seit  dem  t.  Dezember  1896  ist  sie  auch  für  den  internationalen  Telegramm- 
verkehr geöffnet.  Die  Linie  findet  in  Kotonou  Anschluß  an  die  Kabel  der 
West  African  Telegraph  Company,  Uber  die  sich  der  Telegrammverkehr  zwischen 
Togo  und  Deutschland  vorzugsweise  bewegt.  Der  frühere  Sitz  der  Regierungs- 
behörde Togos,  Sebbc,  wo  jetzt  das  Bezirksamt  für  den  Bezirk  Klein -Popo 
besteht,  ist  durch  Fernsprecher  mit  Klein- Popo  verbunden;  eine  dem  all- 
gemeinen Verkehre  Jieiiende  Telegraphenan^-talt  besteht  jedoch  in  Sebbe  nicht. 
Siimtliche  Linien  in  Togo  sinJ  zu'-amtneii  rund  50  km  lang  und  werden  mit 
Morseapparaten  betrieben;  die  Strecke  zwischen  Lome  und  Klein- Popo  ist  seit 
April  1894  außer  für  den  Telegraphenbetrieb  auch  für  den  Fernsprech- 
verkehr eingerichtet. 

Kine  Telegraphen-  und  Fernsprechlinie  ins  Innere  Togos  von  Lome  Uber 
Kevc  nach  .\gomo  Palime  in  einer  Lange  von  114  km  wird  bald  fertig- 
gestellt werden.  Bei  dieser  Linie  wird  ein  erstmaliger  größerer  Versuch  mit 
Agobeams»  d.  h.  hölzernen,  aus  Stummen  der  Fflcherpalme  hergestellten  Stangen, 
gemacht;  jeder  Stamm  wird  der  Lunge  nach  in  vier  Teile  gespalten,  so  daß 
aus  einem  Stamme  vier  Stangen  gewonnen  werden. 

6.  Beamten-  ujid  Unterbeamtenverhllltnisse. 

Beide  Postanstalten  des  Schutzgebiets  wurden  anfänglich  durch  Gouverne- 

lu  iitst  eamte  (Zollbeamte)  verwaltet.  Klein-Popo  wurde  1894  mit  einem 
l  achbeamten  besetzt;  Lome  erhielt  einen  Fachbeamten,  nachdem  nach 
Beendigung  des  Telegraphenbaues  der  zweite  nach  dem  Schutzgebiet  entsandte 
Fachbeamte,  ein  lelegraphenbeamter,  verfügbar  geworden  war.  Der  Beamte 
in  Lome  führt  seit  Februar  1901  den  Titel  »Postmeister«.  Wenn  er  aus 
irgend  einem  Grunde  [z.  B.  in  Krankheitsfüllen)  vertreten  werden  muß,  so 
geschieht  dies  durch  den  in  Klein-Popo  beschäftigten  Beamten;  letzterer  wieder 
wird  für  die  Dauer  der  Vertretung  durch  einen  Zollbeamten  ersetzt,  >^owcit 
nicht  ein  farbiger  HUlfsbeamter  zur  Wahrnehmung  der  Geschäfte  heran- 
gezc^en  werden  kann.  Solche  HOlfsbeamte  linden  an  beiden  Orten  haupt- 
sächlich für  den  Telegraphendienst  Verwendung;  ihre  Zahl  beträgt  in  Lome 
drei  und  in  Klein-Popo  zwei.  AK  Hülfsbeamte  wurden  früher  GoldkUsten 
Neger  oder  Dahomey- Neger  verwendet;  es  ist  aber  gelungen,  Togo -Neger 
(frühere  Zöglinge  der  Mis&ions-  und  der  Regierungsschulen)  für  den  Dienst 
heranzubilden.  Farbige  Unterbeamte  sind  teils  zur  Beförderung  der 
Botenposten  zwischen  Klein-Popo  und  Lome  und  für  Dienstleistungen  im 
Posfamte,  teils  für  den  Dienst  als  Leitungsaut>eher  eingestellt;  im  ganzen  sind 
in  Lome  4  und  in  Klein-Popo  5  farbige  Unterbeamte  diensitiaig.  ßcmerkens- 
uert  ist,  daß  einer  der  farbigen  Leitungsaufseher  des  Togogebiets  vorüber- 
gehend zum  Baue  der  Fernsprechlinie  Victoria -Buea  nach  Kamerun  entsandt 
worden  ist  und  sich  hier  aufe  beste  bewiihrt  hat. 
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E.  Deutsch -Neu -Guinea. 

I.  Einrichtung  von  Postanstalten. 

Die  Erteilung  des  Scbutzbriefe  an  die  Neu-Guinea-Korapagnie  erfolgte  am 
17.  Mai  188$;  am  1.  April  1899  wurde  die  Oberhoheit  Ober  Deutsch -Neu- 

Guinea  vom  Deutschen  Reiche  Qbernoramen. 

Im  Jahre  1888  wurden  Poslagenturen  an  verschiedenen  Statu)ris 
orten  d  er  Ne  u  -  G  uinea  -  Korn  p  a  g  n  ie  eingerichtet,  nämlich  in  Finschhuleii, 
Hatzteldhafen  und  Constantinhaten.  Alle  diese  Po&tanslalten  wurden  1891  in- 
folge Eingehens  der  betreffenden  Stationen  aufgehoben.  Zur  Zeit  bestehen  in 
Kaiser-Wilhelms-Land  Postanstalten  in  Stephansort  (seit  14.  Dezember  1889), 
Fried  rieh  -Wilhelmshafen  (seit  i.  Mär^  1802)  und  Berlinhafen  (seit 
22.  Mai  1880).  Im  Bismarck  -  Archipel  trat  außerdem  am  4.  April  1888  eine 
Postagentur  111  Kerawara  ins  Leben,  die  im  September  1890  nach  Herberts- 
hOhe  verlegt  wurde;  femer  besteht  in  Matupi  eine  Postagentur  seit  dem 
I.November  1894.  In  neuester  Zeit  ist  die  Postanstait  in  Herbertshöhe,  die 
jetzt  mit  einem  Fachbcamten  besetzt  ist,  Hauptpostanstalt,  der  die  anderen 
Anstalten  unterstellt  sifui,  geworden  und  hat  die  Bezeichnung  »Postamt«  cr- 
iiulten.  In  bezug  auf  den  laufenden  Dienst  und  die  Abrechnung  untersteht 
dieses  Postamt  nebst  den  übrigen  Postanstalten  des  Schutzgebiets  der  Ober- 
Postdireklion  in  Bremen.  In  der  Kartenskizze  auf  Seite  70  sind  die  g^en- 
wllrtig  im  Schutzgebiete  bestehenden  fünf  Postanstalten  ang^eben. 

2.   Pos  t  \  e  I  b  i  n  d  u  n  gen. 

Eine  Verbindung  des  Gebiets  von  Deutsch-Neu-Guinea  mit  Deutschland  und 
anderen  Lindem  bestand  ursprQnglich  nur  auf  dem  Wege  Ober  Cooktown, 
von  wo  die  Schiffe  der  Neu-Guinea-Kompa^ie  ausgingen.  Diese  Verbindung 

wurde  im  Mai  1889  aufgehoben  und  durch  eine  solche  über  Soerabaya  (von 
da  Fahrten  der  Schiffe  der  Neu  Guinea-Konipagnie  nach  und  von  dem  Schutz- 
gebiet) ersetzt.  Neben  dieser  regelmäßigen  Verbindung  wurden  von  1891  ab 
auch  alle  geeigneten  Gelegenheitsverbindungen  zur  PostbefOrderung  benutzt. 
Von  September  1891  ab  wurde  als  Ausgangspunkt  der  Fahrten  der  Neu^Guinea- 
Kompagnie  Singapore  statt  Soerabaya  gew-ihlt;  in  Singapore  fanden  die  Neu- 
Guinca  Schiffe  Anschluß  an  die  deutsche  Sundalinie,  wahrend  sie  vordem  in 
Soerabaya  Anschluli  an  die  Schiffe  der  Gesellschaft  Nederland  gefunden  hatten. 
1893  kam  die  Verbindung  durch  Schiffe  der  Neu-Guinea-Kompagnie  in  Weg- 
lall, und  es  wurde  statt  ihrer  die  subventionierte  Zweiglinie  des  Nord- 
deutschen  Lloyd  von  Singapore  über  Soerabaya  (Batavia)  nach  Deutsch- 
Neu-Guinea  (Verbindung  zwischen  Singapore  und  dem  Schutzgebiet  alle  acht 
Wochen)  geschaffen.  Auf  dieser  Linie  traten  1898  Seeposten  ins  Leben, 
welcher  die  fklr  die  Postorte  Deutsch-Neu-Guineas  bestimmten  Briefsendungen 
in  geschlossenen  Beuteln  und  die  ftir  die  Qbrigen  Anlegeplatze  des  Schutz- 
gebiets bestimmten  Briefsendungen  lose  zur  unmittelbaren  Abgabe  an  die 
Empfiiiv^er  zugeführt  wurden. 

Mitte  loüo  wurden  die  acht\v(icfi.it;.  ii  Fahrten  Sin£;apore-Deutsch-Neu-Guinea 
aulgehüben;  dafür  wurde  eine  zwöitwochige  Verbuidung  Singapore-Deutsch» 
Neu-Guinea» Sydney  und  zurOck  sowie  eine  ebensolche  Verbindung 
Hongkong-Deutsch  -  Neu  -  Guinea-Syd  ney  und  zurück  ins  Leben 
gerufen,  so  dai>  Deutsch-Neu-Guinea  alle  6  Wochen  abwechselnd  über 
Singapore  und  Hon^koni;  unil  ebenso  alle  6  Wochen  Uber  Svdne\  erreiclit 
werden  konnte.  Die  Linie  Hongkong-Sydney,  die  nur  versuchsweise  ein- 
gerichtet war,  kam  bereits  im  November  1901  wieder  in  Wegfall;  doch 
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wurden  dafür  die  Fahrten  von  Singapore  über  ßatavia  und  Macassar  nach 
Deutlich  -  Neu -Guinea  und  weifer  nach  Svdney  in  beiden  Richtuni^en  ver- 
doppelt, so  daß  jetzt  «sowohl  Uber  Singapore  wie  auch  üher  Sydnes  eine 
sechswöchige  Verbindung  mit  Deutsch-Neu-Guinea  besteht  (zu  vergl.  die  Karten- 
skizze auf  Seite  70).  Fflr  den  Bisjmarck-Archipel  (Herbertshohe  und 
Matupi)  ist  seit  Januar  1902  eine  weitere  Postverbindung  dadtirch  hinzugetreten, 
dafs  die  Jaluitgesellschaft  bei  ihren  in  18  wöchigen  Zwischenräumen  au'^t^'etührten 
Fahrten  Sydney- Marshall -Insehi-Karohnen- Hongkong  (siehe  die  Kartenskizze) 
durch  den  von  Hongkong  zurückkehrenden  Dampfer  Herbertshöhe  und  u.  ü. 
auch  Matupi  anlaufen  lllfit.  Diese  Verbindung  wird  jedoch  wieder  in  Wegfall 
kommen,  wenn,  wie  es  in  Aussicht  genummen  ist,  der  Daropfer  statt  Herberts^ 
höhe  und  Matupi  die  Marianen  (Saipan)  anlauten  wird. 

Postverbindungen  ins  Innere  des  Landes  bestehen  in  Deutsch-Neu-Guinea 
nirgends,  weil  ein  Bedürfnis  dazu  nicht  vorliegt.  Untereinander  ver- 
kehren die  Postanstaltoi  des  Schutzgebiets  teils  durch  die  genannten  regel- 
mäßigen Postdampfschilfsverbindungen  nach  und  von  aulkrhalb,  teils  durch 
Gelegenheitsschiffc.  Der  Kartenschluß  Wechsel  der  Postan^talten  Deutsch- 
Neu-Guineas  mit  anderen  Postgebieten  ist  ziemlich  ausgedehnt.  Unmittelbare 
Briefposten  werden  außer  mit  den  Auswechselungspostanstalten  in  Deutsch- 
land namentlich  ausgetauscht  mit  Egypten,  Ceylon,  den  Straits- Settlements, 
Niederländisch -Indien,  den  deutschen  Postanstalten  in  China  und  den  See- 
posten auf  den  zwischen  Singapore  und  Sydney  verkehrenden  Reicbspost- 
dampfern. 

3.  Dienstzweige  der  Postanstalten. 

Das  Schutzgebiet  gehört  seit  dein  i.  Januar  1S8S  dein  Weltpostverein 
an;  außer  dem  Briefpostverkehre  sind  hei  den  Postanstalten  Deutsch -Neu- 
Guineas  der  Zeitungsdienst,  der  Postanweisungs-  und  der  Paketverkehr  sowie 
der  Nachnahmevericebr  eingeführt;  eine  Bestellung  der  angekommenen  Brief- 
sendungen findet  nicht  statt.  Postanweisungen  sind  seit  dem  i.  Januar  1891 
ziiL^elasscn.  Dieser  Dienst,  der  sich  anfänglich  auf  die  damalige  Po'^tn^entur 
in  Finschhaten  beschränkte,  wird  zur  Zeit  durch  die  Postanstalten  in  Herberts- 
höhe, Stephansorl  und  Friedrich -Wilhelmshafen  wahrgenommen;  die  letztere 
Postanstalt  dient  auch  als  Auswechselungspostanstalt  itlr  den  mit  den  Straits- 
Settlements  (Singapore)  bestehenden  Postanweisungsaustausch  mittelst  Listen. 
Der  Postanw*eisunf»sverkehr  mit  Deutsch-Neu-Guinea  unterlog  früher  der  ein- 
schränkenden Bestimmunt;.  da1>  innerhalb  f>  Wochen  von  demselben  Absender 
nicht  mehr  als  600  Mark  eingezahlt  werden  durften;  doch  ist  diese  Bestimmung 
seit  Juni  1901  beseitigt  worden.  Der  Postpaketdienst  wurde  in  Deutsch- 
Neu-Guinea  im  Mai  1889  eingeführt;  untereinander  tay-chen  die  Postanstalten 
des  Schutzgebiets  seit  1892  Pakete  aus;  Posttrachtstücko  im  (iewichte  von 
noehr  als  5  bis  10  kg  werden  seit  Oktober  1000  mit  Deutscliland  ausgetauscht. 
Nachnahme  ist  bei  Brief-  und  FaketsenUungen ,  außer  im  Verkehre  mit 
Matupi,  seit  Juli  1901  zulllssig.  Paketkartenschlüsse  bestehen  mit 
Deutschland  über  Italien  sowie  auf  dem  direkten  Wege  Ober  Bremen  oder 
Hamburg.  Aul>erdem  unterhält  das  Schutzgebiet  einen  unmittelbaren  Aus- 
tausch von  Postpaketen  mit  Niederliindisch-Indien  und  den  deutschen  Post- 
anstalten in  China  seit  1893,  mit  Britisch- Indien  und  Egypten  seit  1899 
und  mit  Ceylon  seit  1901.  Wertsendungen  sind  im  Verkehre  mit  den 
Po&tanstalten  Deutsch-Neu- Guineas  nicht  zur  Beförderung  zugelassen. 

An  das  internationale  Telegraphen  netz  ist  Deutsch-Neu-Guinea 
nicht  angeschlossen.  Telegramme  dahin  müssen,  den  bestehenden  Schiffs- 
verbindungen  entsprechend,  nach  Singapore,  nach  Batavia,  nach  Macassar, 
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nach  S)-diiey  oder  nach  Brisbane  gerichtet  werden  und  erhalten  von  da  aus 

mit  der  Post  Beförderung. 

4.  Beamtenverhfiltnisse. 

Die  Verwaltuni;  des  Postwesen^  im  Schutzgebiet  ist  bisher  fast 
ausschlielJlich  durch  Privatpersonen  geführt  worden.  Als  Postagenten 
waren  zunächst  nieist  Angestellte  der  Neu -Guinea- Kompagnie  oder  der  aus 
dieser  hervorgcgungenen,  1896  wieder  mit  ihr  vereinigten  Astrolabe- Kompagnie 
tätig.   Zur  Zeit  wird  indes  nur  noch  die  Postagentur   in  Stephansort  durch 


einen  Beamten  der  Ncu-Guinea-Konipagnie  verwaltet,  während  die  Wahr- 
nehmung der  Postgc-chafte  in  F"ricdrich-Wilhclmshafc'n  einem  Regierungs- 
beamten, in  Berlinhaten  einem  Missionar  und  in  Matupi  einem  Angestellten 
der  Jaluitgcsellschaft  Ubertragen  ist. 

Ein  Fachbeamter  war  zeitweilig  (1892/93)  bei  der  Postagentur  in 
Friedrich -Wilhelmshafen,  damals  der  Hauptpostanstalt  des  Schutsgebiets,  be- 
schäftigt.  In  n^ester  Zeit  ist  wiederum  ein  Postfachbeaoiter  nach  dem  Schut£> 

gebiet,  und  zwar  nach  H e r ber t s h ö h c.  dem  deizeitigen  Regierungssitz,  ent- 
sandt worden.  Dieser  Beamte  wird  nebenbei  im  Gouvernementsdienste  be- 
schäftigt. 
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P.  Manhall- Inseln;  KaroUnen,  Maxianen  und  Palau-Inaeln. 

I.  Einrichtung  von  Postanstalten;  BeamtenverhHltnisse. 

Auf  den  Marshall-Inseln  erfolgte  die  Hissung  der  deutschen  Flagge  am 
15.  Oktober  1885.  Die  am  29.  März  1889  in  Jaluit  eingerichtete  Postagentur 
ist  noch  heute  die  einzige  Postanstait  des  Schutzgebiets.  Sie  war  in  bezug  auf 
den  laufenden  Dienst  und  die  Abrechnung  anfangs  der  Ober-Postdirektion  in 
Hamburg  unterstellt;  seit  Oktober  1900  untersteht  sie  in  den  erwähnten  Be- 
ziehungen der  Ober-Postdireictton  in  Bremen. 

Die  Karolinen,  Marianen  und  Palau -Inseln  kamen  durch  Vertrag 
mit  Spanien  vom  13.  Februar  1899  an  Deutschland.  Ihre  Übernalimc  durch 
da<>  Reich  erfolgte  im  Dezember  1899;  gleichzeitig  wurden  Postagenf uren  in 
Ponape  (für  die  Ost  -  Karolinen],  in  Yap  (für  die  West -Karolinen  und  die 
Pelau> Inseln)  und  in  Saipan  (fdr  die  Marianen)  errichtet,  die  in  bezug  auf 
den  laufenden  Dienst  und  die  Abrechnung  sHmttich  der  Ober-Postdirektion 
in  Bremen  unterstehen. 

Alle  genannten  Postanstalten  werden  durch  Angestellte  der  be- 
treftenden  Landesbehörden  verwaltet. 

2.  Postverbindungen. 

Die  Marshall-Inseln  hatten  anfangs  keine  regelmäßige  Postverbindung; 
zur  Beförderung  der  Postsachen  mußten  daher  die  in  unregelmäßigen  Zwischen- 
räumen verkehrenden  Schiffe  nach  und  von  San  Francisco,  Honolulu,  Auckland 
oder  Sydney  benutzt  werden.  Von  April  1895  ab  wurde  eine  reg el mafiige 
Schiffsverbindung  mit  den  Marshall-Inseln  Uber  Manila  ins  Leben  ge- 
rufen: die  für  die  Inselgruppe  bestimmten  Posten  wurden  mit  französischen 
Schiffen  nach  Manila  Ubersandt,  erhielten  von  da  bis  Ponape  mit  spanischen 
Segelschiffen,  und  weiter  bis  Jaluit  mittelst  der  etwa  alle  zwei  Monate 
verkehrenden  Segelschiffe  der  Jaluitgesellschaft  Weiterbeförderung. 

Infolge  des  spanisch  -  amerikan ischen  Krieges  kam  die  spanische 
Schiffsverbindung  zwischen  Manila  und  Ponape  in  Wegfall,  und  die  Schitie 
der  Jaluitgesellschaft  konnten  daher  nicht  mehr  in  Ponape,  sondern  mußten 
in  Sydney  den  Anschluß  an  andere  Schiffslinien  suchen. 

Nach  Beendigung  des  Krieges  kam  es  darauf  an,  nicht  nur  ftlr  das 
Schutzgebiet  der  Marshall-Inseln  neue  regelmäßige  Poslverbin düngen  ins  Leben 
zu  rufen,  '•ondern  auch  für  die  von  Spanien  übernommenen  Inselgruppen  der 
Marianen  und  der  Karolinen  geeignete  Verbindungen  zu  schaffen.  Zu  dem 
Zwecke  wurde  Mitte  1900  versuchsweise  die  schon  bei  Deutsch-Neu-Guinet 
(Seite  68)  erwähnte  Zweiglinte  des  Norddeutschen  Lloyd  von  Hong> 
kong  nach  Sydney  eingerichtet,  die  außer  Deutsch -Neu -  Guinea  auch  Saipan 
(Marianen)  und  Ponape  fCKt-KaroIinen)  bcrl3hrte.  Im  Anschlüsse  daran  wurden 
die  Fahrten  der  Segelschiffe  der  Jaluitgesellschaft  zwischen  Ponape  und  Jaluit 
wieder  aufgenommen,  so  dafi  auch  die  Marshall-Inseln  wieder  eine  regelmäßige 
Postverbindung  erhielten.  Dagegen  waren  die  West- Karolinen  (Yap)  nebst  den 
Palau -Inseln  auf  gelegentlich  verkehrende  Schiffe  angewiesen. 

Im  Januar  1901  wurde  die  .Änderung  getroffen,  dafs  die  IJoydlinie 
Hongkong-Sydney  über  Vap  statt  über  Saipan  und  Ponape  geführt 
wurde.  Seitdem  stehen  die  Marianen,  wie  auf  der  Kartenskizze  (Seite  ^o) 
enicbtlich  gemacht  ist,  nur  noch  durch  japanische  Segelschiffe,  die 
zwischen  Saipan  und  Yokohama  verkehren,  mit  der  Aiiucmvrlt  in  Verbindung. 
Andererseits  wurde  an  Stelle  der  SegeKchiffverbindung  Jaluit  -  Ponape  der 
Ja/u/fgesellschaft  eine  von  derselben  Gesellschaft  unterhaltene,  in  1 2  wöchigen 
Zw/sc/ienraunoen  verkehrende  Dampfschiffslinie  geschaffen,  die  von  Sydney 
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ausgehend  über  Jaluit  und  Ponape  bis  Ynp  verkehrte,  um  hier  Anschluß 
an  die  Fahrten  Hongkong-Sydney  des  Noi  vkicutschen  Lloyd  zu  linden. 

Weiterhin  führte  die  im  November  1901  erfolgte  Aufhebung  der  Linie 
Hongkong -Sydney  des  Norddeutschen  Lloyd  dazu,  daß  die  Dampferfiihrteo 
der  Jaluitgesellschaft  Sydney-Jaluit-Ponape-Yap  von  Anfang  1902  ab  über  Yap 
bis  Hongkong  verlängert  wurden.  Die  Marshall-Inseln  und  die  Karolinen 
stehen  seitdem  sowohl  Uber  Hongkong  wie  auch  über  Sydney  mit  anderen 
Ländern  in  Verbindung.  Die  Fahrten  auf  der  Linie  Sydney-Yap-Hongkong 
werden  durch  den  Dampfer  Oceana  ausgeführt  und  finden  in  beiden  Richtungen 
in  Zwischenräumen  \on  18  Wochen  statt.  Da  der  Dampfer  auf  der  Fahrt 
von  Hongkong  nach  Yap  auch  Herherlsliöhe  und  u.U.  NT.itufM  anlauft,  so 
haben  die  Marslinll -hisein  und  die  Karolinen  auch  eine  unmittelbare  Schiffs- 
verbindung von  Deutsch-Neu-Guinea.  Dagegen  haben  die  Pa lau -Inseln  noch 
jetzt  keine  regelmäßige  Schiffsverbindung,  sondern  sind  auf  Gelegenheitsschifie 
angewiesen. 

Eine  neue  Änderung  in  den  Schiffsverbindungen  der  deutschen  Schutz- 
gebiete in  der  Südsee  steht,  wie  schon  auf  Seite  69  erwii'hnt  wurde,  in  dem 
Sinne  bevor,  dal*  der  Dampfer  Oceana  künftig  Hcrbertshöhe  und  Matupi 
nicht  mehr  berühren,  dafür  aber  auf  der  Fahrt  von  und  nacli  Hongkong 
die  Marianen  (Saipan)  anlaufen  wird.  Dadurch  wird  die  unmittelbare 
Verbindung  von  Deutsch-Neu-Guinea  nach  den  Marshall  -  Inseln  und  den 
Karolinen  wie  lcr  autgehoben;  andererseits  erhalten  aber  die  Marianen  wieder 
eine  deutsche  Schit&verbindung. 

3.  Dienstzweige  der  Postanstalten. 

Das  Schutzgebiet  der  Marshall-Inscln,  das  dem  Weltpostvereine  seitdem 
I.Oktober  1888  beigetreten  i-^i,  nimmt  aut>er  am  Briefpost-  und  Zeitungs- 
dienste nur  am  Austausche  \<)n  Postpaketen  bis  3  ki;  und  von  Postfrachtstücken 
von  mehr  als  5  bis  10  kg  teil.  Der  Paketdienst  besteht  hei  der  Post 
agenlur  Jaluit  erst  seit  Mitte  lyoo,  naciidem  ein  früher  gemachter  Versuch, 
einen  Postpaketverkehr  mit  Jaluit  auf  dem  Wege  tlber  Manila-Ponape  durch 
spanische  Vermittelung  herzustellen,  infolge  des  Krieges  zwischen  Spanien 
und  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  nicht  zur  Ausführung  gekommen 
war.  Die  Beförderung  der  mit  Jaluit  auszutauschenden  Postpakete  und 
ebenso  der  seit  Oktober  1900  zugelassenen  Postfracht^tücke  erfolgt  jetzt  mittelst 
des  zwischen  Hongkong  und  Sydney  verkehrenden  Dampfers  Oceana  der 
Jaluitgesellschaft  und  von  oder  bis  Hongkong  oder  Sydney  durch  die  sub- 
ventionierten Reichspos  t  d  a  m  pfer. 

Die  Karolinen,  Mari.men  und  Palau- Ingeln  gehörten  dem  Welt- 
postvereine schon  unter  der  spanischen  Herrscliaft  an.  Die  auf  den  Insel- 
gruppen bestehenden  Postanstalten  befassen  sich  mit  denselben  Dienst- 
zweigen wie  die  Postagentur  in  Jaluit;  die  Postagentur  in  Saipan 
(Marianen)  beftißt  sich  jedoch  nicht  mit  dem  Postfrachtslückverkehre.  Der  Post- 
an  Weisungsdienst,  der  bei  der  Postagentur  in  Jaluit  noch  nicht  bestellt, 
ist  bei  der  Postagentur  in  Ponape  seit  Mai  1901  und  in  Yap  seit  Oktober  1901 
eingelülirt. 

^leicgrapiien Verbindung  haben  weder  die  Marshall -Inseln  noch  die 
Karolinen,  Marianen  und  Palau-Inseln.  Telegramme  nach  den  Marshall-Inselo 

und  den  Karolinen  mUssen  nach  Hongkong  oder  Sydney,  solche  nach  Jen 
Marianen  nach  "Y  okohama  gerichtet  werden.  Von  den  genannten  Orten  aus 
erhalten  die  Telegramme  mitteist  der  bestehenden  Schitisverbindungen  Be- 
förderung. 
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G.  Samoa. 

I.   Einrichtung  von  l^oslansta  Ken ;  Be:irn(enverhaltni<isc'. 

An!Ji!>!icfi  der  Einrichtung  der  ^ubvcntidnlei  Icn  l^ostdampfcrlinie  nacli 
Auslralieii  mit  der  Zweiglinie  Sydney  Apia-  i  onj'atabu  wurden  im  September 
1886  in  Apia  (Samoa)  und  Tongatabu  (Tonga- Inseln)  Postdampfschiffft- 
agenturen  des  Norddeutschen  Lloyd  ins  LcbcFi  gLiufen.  Von  diesen 
i^t  die  Postdampfschiffsagentur  in  Tonga! ahn  oluic  i^cd  c  ii  1  ii  n  g  geblieben, 
weil  sie  nach  einem  auf  den  Tonga -Inseln  bestehenden  Püstge<et/.e  Briete 
weder  annehmen  noch  bestellen  durfte.  Gingen  der  deutschen  Postdampfschiffs- 
agentur in  Tongatabu  Briefposten  zu,  so  mußte  sie  diese  an  die  Landespost 
ausliefern;  der  Betrieb  der  Agentur  war  demzufolge  auf  die  Annahme  und 
Au'-handigung  von  Paketen  beschr;i'nkt.  Als  1803  die  Slidsee  -  Zwciglinic  des 
Norddeutschen  Lloyd  aufgeliübcn  wurde,  ging  auch  die  Postdampfschiffs- 
agentur in  Tongatabu  wieder  ein. 

Die  deutsche  Postdampfschiffi»igentur  in  Apia  wurde  zwar  im  Juli  1887  in 
eine  Postagentur  umgewandelt;  die  Entwtckelung  dieser  Agentur  wurde  aber 
durch  die  vielfachen  Wirren  und  Bürgerkriege,  die  Samoa  —  namentlich  in 
den  Jahren  1SS8  und  i88(j  —  heimsuchten,  gehemmt;  in  letzterem  Jahre 
wurde  z.B.  das  Konsulatsgebäude,  in  dem  sich  die  Postagentur  befand,  bei 
einem  der  Aufisttfnde  durch  Feuer  zerstört.  Auch  die  unklaren  politischen 
Verhältni  i  Snmoas  waren  für  den  Ausbau  des  deutschen  Postdienstes  in 
Samoa  hinderlich;  eben  diese  Verh;f!tnisse  führten  auch  dazu,  dat>  die  für 
Samoa  bestimmten  Briefposten  sowohl  von  den  Australischen  Kolonien  wie 
auch  (seit  1889)  von  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  nicht  der  deutschen 
Postagentur  in  Apia,  die  dem  Weltpostverein  angehörte,  sondern  dem  von 
der  Munizipalität  daselbst  eingesetzten  Postmeister,  dem  Photographen  Davis, 
zugeführt  wurden,  obwohl  letzterer  keinerlei  geordnete  Beziehungen  zum 
Weltpostverein  unterhielt.  Günstigere  Verhältnisse  traten  für  die  deutsche  Post- 
anstalt  in  Apia  erst  ein,  nachdem  im  November  1899  zwischen  Deutschland, 
Großbritannien  und  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  das  bekannte  Über- 
einkommen abgeschlossen  worden  war,  nach  dem  die  Inseln  Tpolu  mit  Apia 
und  Siiwai  an  Deutschland  un.i  die  In^el  Tutuila  an  die  Vereinigten  Staaten 
tielcn.  Infolge  dieses  Übereinkommens  wurde  der  Deutschland  zugefallene 
Teil  von  Samoa  unterm  17.  Februar  1900  zum  deutschen  Schutzgebiet 
erklart,  und  am  1 .  März  desselben  Jahres  erfolgte  in  Apia  in  feierlicher  Weise 
die  Hissung  der  deutschen  Flagge.  Die  Daviss^he  Mnni/ipalpost  mutete  unter 
diesen  Verhaltnissen  mit  Ende  Februar  1900  ihren  IkMrieb  einstellen,  und  alle 
Posten  von  außerhalb  gehen  seitdem  an  die  deutsche  Poslanslalt.  Diese  erhielt, 
ihrer  verflnderten  Bedeutung  entsprechend,  im  Juni  1900  die  Bezeichnung 
» Postamt blieb  aber  in  bezug  auf  den  laufenden  Dienst  und  die  Ab- 
rechnung tler  Ober- Po^tdirckf Ion  in  Bremen  untersfclU. 

Die  deutsche  Mostagentur  in  Apia  wurde  bis  Novenif^jr  i8ri3  durch  den 
Sekretär  des  dortigen  deutschen  Konsulats  verwaltet;  zu  letzterem 
Zeitpunkte  wurde  ein  deutscher  Postbeamter  nach  Samoa  entsandt,  der, 
weil  er  durch  den  Posidienst  nicht  voll  in  Anspruch  genommen  war,  im 
Nebenamte  beim  Konsulate  fspifter  beim  Gouvernement)  Dienstleistungen  zu 
verrichten  hatte.  Seit  August  1901  ist  der  Pc)stl;ichbcamte  a  u  ssch  1  ie  l.'-lich 
im  Posldienste  tätig;  in  neuester  Zeit  ist  ihm  wegen  des  wachsenden 
CeschSftsumfanges  noch  ein  Htllfsbeamter  zugeteilt  worden. 

2.   1^0  st  Verbindungen. 
Die  Postverbindungen  Samoas  wurden  anfangs  aus.schh'cßlich  durch 
die  SOdsee-Zweiglinie  des  Norddeutschen  Lloyd  von  Sydney  Uber 
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Apia  nach  Tongatabu  hergcsfellt.  1887  trat  eine  weitere  Verbindung  durch 
die  in  4  wöchigen  Zwischenräumen  zwischen  Sydney  und  San  Francisco 
verkehrenden  Schiffe  der  Oceanic  Steamship  Company  hinzu;  diese  Schüfe 
berührten  aber  nicht  Apia  selbst,  sondern  die  Po^»t  mußte  bei  Tutuila  durch 
einen  zu  dem  Zwecke  nusgesandten  Kutter  in  Empfang  genommen  werden.  Von 
Mai  1889  ab  änderten  die  (.)ceanic  -  Schiffe  ihren  Kurs  dahin,  daß  sie  toi  tan 
in  Apia  anlegten;  kurz  vorher  hatte  die  Union  Steamship  Company  of  New 
Zealand  4 wöchige  Fahrten  von  Auckland  Ober  Samoa  nach  Sydney 
und  umgekehrt  eingerichtet.  Als  1893  die  SOdsee-Zweiglinie  des  Xoi  dJeutschen 
Lloyd  aufgehoben  wurde,  blieben  die  genannten  anderen  Schitfsverbindungen 
bestehen. 

Nachdem  die  Inseln  Upolu  (mit  Apia}  und  Sawai  in  deutschen  Besitz  Uber- 
gegangen waren.  Heiß  die  Oceanic -Linie  die  Verbindung  mit  Apia  von  No- 
vember igoo  ab  wieder  fallen  und  ihre  Dampfer  dafür  in  Pago  Pago 
auf  dem  amerikanisch  gewordenen  Tutuila  atdaufen:  gleichzeitig  wurJe  die 
Änderung  getroffen,  daß  die  Dampier  alle  3  Wochen  (statt  in  4\\üchii4en 
Zwischenräumen)  verkehren.  Die  für  das  deutsche  Postami  in  Apia  bestimmten 
Postsitcke  müssen  infolgedessen  jetzt  durch  einen  Dampfer  in  Pago  Pago 
abgeholl  werden.  Dies  geschieht  durch  den  40 Tons  großen  Dampfer  Kawau 
der  Rheder  Blacklock  und  Allen  in  Apia,  der  im  Anschluß  an  jeden  nach 
Sydney  und  nach  San  Francisco  fahrenden  D.impfer  der  Oceanic  -  Linie  eine 
Fahrt  nach  Pago  Pago  ausführt.  Die  Leitung  der  Briefsendungen  aus  Deutschland 
nach  Apia  wird  zur  Zeit  ausschließlich  auf  dem  Wege  Ober  San  Francisco 
bewirkt.  Außer  mit  Deutschland  unterhalt  das  Postamt  in  Apia  einen 
direkten  Kartenschlußvvechscl  hauptsächlich  mit  England,  den  V^ereinigten 
Staaten  von  Amerika  nebst  Honolulu,  Neu -Seeland  und  Neu-SUd-Wales. 

3.  Dienstzweige  der  Postanstalt  in  Apia. 

Die  deutsche  Postanstalt  in  Apia  wird  seit  1888  als  zum  Weltpostvereine 
gehörig  angesehen.  Sie  nimmt  außer  am  Austausche  von  Briefscndun<;en  ani 
Zeitungs-,  am  Postanweisungs-  und  am  Postpaketdiensie  teil;  I^imiclitungen 
für  die  Bestellung  der  eingegangenen  Briefsendungen  bestehen  nicht.  Der  Post- 
anweisungsdienst  wurde  am  i.  Jamiar  1897  eingeführt;  er  unterliegt  den 
Bedingungen  des  Vereins -PostanweisungsUbercinkommens.  Daneben  besteht 
seit  dem  1 .  Oktober  1900  ein  Postanweisungsaustau'^ch  auf  Grund  von 
Listen  zwischen  Samoa  und  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  und 
ein  ebensolcher  Austausch  rindet  seit  November  1900  mit  Neu-Süd-Wa I  es 
und  seit  Januar  1901  mit  Neu -Seeland  statt.  Postpakete  bis  zum  Ge- 
wichte von  5  kg  sind  seit  Errichtung  der  Postdampfschiffsagenlur  in  Apia 
zugelassen.  Anfangs  wurden  im  Verkehre  mit  der  deutschen  Posfanstalt  in  Apia 
Postpakete  mit  und  ohne  W'ettangabe  zur  Beförderung  angenommen;  seit- 
dem aber  keine  deutsche  Schiffsverbindung  aül  Samoa  mehr  besteht,  also 
seit  1893,  sind  nur  noch  gewöhnliche  Postpakete  zulässig. 

Anschluß  an  das  internationale  Telegraphen  netz  hat  Samoa  noch 
nicht.  Die  für  d;iv  Schutzgebiet  bestimmten  Telegramme  müssen  nach 
.'\uckland  oder  San  Frunei^co  oder  auch  nach  Suva  auf  den  Fidji- Inseln 
adrcssirt  werden  und  erlialten  von  da  aus  zu  Schilf  Belörderung. 

H.  Kiautschou. 

I.  Einrichtung  von  Postaiistahefi. 

Die  Livveibung  des  Schulzgebiets  Kiautschou  criuigie  im  Jahre  1898:  im 
Januar   dieses  Jahres   wurde  die  Kiautschoubucht  durch   das  Landungs- 
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detachemcnt  de>.  Kreuzergeschwaders  besetzt;  am  20.  Miirz  laiiJ  der  AbschlulJ 
des  Vertrags  mit  China  statt,  wonach  das  Gebiet  von  Kiuutschou  pachtweise  an 
Deutschland  überlassen  wurde;  am  27.  April  1898  wurde  Kiautschou  zum 
deutschen  Schutzgebiet  erklirt. 

Gleich  bei  Besetzung  der  Kiautschoubucht  durch  das  genuimte 
l.andungsdetachement  wurde  am  26.  Jnnnar  180S  eine  Marine-Feldpost- 
anstalt  in  Tsintanfort  errichtet.  Schon  nach  kurzer  Zeit  wurde  diese 
Anstalt  in  eine  Postagentur  umgewandelt;  der  Name  des  Ortes  und  demzu- 
folge auch  der  der  Postagentur  wurde  zunllchst  in  Tsintau  und  von  Oktober 
1899  ob  in  Tsingtau  abgeändert.  Die  Poslanstalt  unterstand  in  bczug  auf 
den  laufenden  Dienst  und  die  Abrechnung  anfangs  der  Ober-Postdii cktion  in 
Bremen;  von  1898  ab  wurde  sie  dem  deutschen  Postamt  in  Shanghai  unterstellt; 
gegenwärtig  untersteht  sie  der  in  Shanghai  errichteten  deutschen  Postdirektion. 
Im  Juni  1 900  erhielt  die  Postagentur  in  Tsingtau,  ihrer  gesteigerten  Bedeutung  ent- 
sprecheiu!.  die  Bezeichnung  »Postamt«.  Das  letztere  hat  im  Mai  looi  große 
neue  Diensträume  in  einem  von  der  KiautNchougesellschaft  für  Postzwecke 
erbauten  Hause  bezogen.  Neben  der  deutschen  Postanstalt  besteht  in  Tsingtau 
noch  eine  chinesische  Postanstatt;  diese  darf  sich  aber  mit  der  Annahme 
und  Ausgabe  von  Briefsendungen  nicht  befassen,  sondern  ist  nur  dazu  bestimmt, 
den  Durchgangsverkehr  der  im  Inneren  Scbantungs  bestehenden  chinesischen 
Postanstalten  zu  vermitteln. 

Weitere  deutsche  Poslanstaltcn  im  Gebiete  von  Kiautschou  bestehen 
in  Taputou  (früher  Taputur  genannt),  wo  eine  Postagentur  am  23.  Juli  1900 
eingerichtet  wurde,  und  in  dem  an  der  Schantungbahn  gelegenen  Tsangkou, 
wo  eine  Postagentur  am  i.  April  1901  ins  Leben  trat.  Auch  auL^crhalb  der 
Grenze  des  eigentlichen  Schutzgebiets  bestehen  deutsche  Postanstalten.  In 
Kiautschou  (Stadt)  —  seit  April  1901  Station  der  Sciiantungbahn  —  wurde 
eine  deutsche  Feldpostanstalt  am  26.  September  1900  eingerichtet;  bald  danach 
wurde  diese  Anstalt  in  ein  Postamt  umgewandelt;  seitdem  die  Schantung- 
bahn tJber  die  Stadt  Kiautschou  hinaus  verkehrt,  befindet  sich  an  letzterem 
<  )rtc  nur  noch  eine  Postagentur.  In  Kaumi,  bis  wohin  die  Schantungbahn 
im  September  1901  fertiggestellt  wurde,  trat  eine  deutsche  Postanstall  bereits 
am  5.  Juli  1901  in  Wirksamkeit  Sowohl  Kaumt  wie  auch  Kiautschou  (Stadt) 
liegen  innerhalb  der  das  Schutzgebiet  Kiautschou  umgebenden  deutschen 
Interessensphäre.  Dagegen  liegt  Wcihsicn,  der  derzeitige  Endpunkt  der 
Schantungbahn,  außerhalb  der  deutschen  Interessensphäre;  ein  deutsches  Post- 
amt wurde  in  Weihsien  am  i.  Juni  1902,  demselben  Tage,  an  dem  die 
Schantungbahn  ihren  Betrieb  bis  dabin  eröffnete,  errichtet.  Über  die  Lage  der 
vorgenannten  Postanstallen  zueinander  gibt  die  Kartenskizze  auf  Seite  84 
Auskunft 

2.  Postverbindungen  mit  Deutschland  und  anderen  LUndern. 

Die  Postsachen  aus  Deutschland  ftkr  das  Landungsdetachement  des  Kreuzer- 
geschwaders in  Kiautschou  wurden  anffinglich  stets  Uber  das  Marine-Post- 
bureau geleitet.  Später  wurde  die  Einrichtung  getroffen,  dali  die  Sendungen 
für  Kiautschou  in  die  KartenschlUsse  auf  das  deutsche  Postamt  in  Shanghai 
aufzunehmen  waren;  weiterhin  wurden  direkte  KartenschlUsse  auf  die  deutsche 
Postanstalt  in  Tsingtau  eingeführt,  deren  Leitung  Uber  Shanghai  erfolgt 

Die  Verbindung  zwischen  Shanghai  und  Tsingtau  wurde  zuerst 
durch  besondere,  vom  Chef  des  Kreuzergeschwaders  gecharterte  Dampfer 
hergestellt.  Auf  Grund  eines  Vertrags  mit  der  Rhederei  Jebsen  wurde 
dann  im  April  1898  eine  14  tagige  Vertnndung  Shanghai -Tsingtau  geschaflfen; 
die  Rbederet  dehnte  die  Fahrten  auf  eigene  Kosten  bis  zur  PeihomOndung 
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(Tongku)  aus.  Ein  iin  August  1898  mit  der  Rhedciei  Jebsen  abgeschlossener 
neuer  Vertrag  wandelte  die  Verbindung  Shanghai -Tsingtau,  tür  die  ein  zweiter 
Dampfer  eingestellt  wurde ,  in  eine  8  tägige  Verbindung  um;  jede  zweite  Fahrt 
sollte  sich  Im  /.um  Peiho  (Tientsin)  erstrecken.  Ein  dritter  Vertrag  mit  der 
genannten  RheJerei  vom  März  1000  sah  einen  4-  bis  ötägigen  Dienst  Shanghai - 
Tsingtau-Tschifu-TiciUsin  vor,  der  mit  3  Dampfern  unterhalten  werden  sollte; 
ein  tahrplanmüßiger  Dienst  lieli  sich  aber  mit  diesen  3  Dampfern  nicht  aus- 
führen. Ende  MiinB  1901  tibernahm  die  Hamburg-Amerika-Linie  den 
Dienst  Shanghai-Tientsin.  Diese  verbesserte  die  Verbindung  zwischen  Shanghai 
und  Tsingtau  in  der  Weise,  dafs  sie  einen  besonderen  (den  vierten}  Dampfer 
in  8  Iflgigen  Zwi^-chenräumen  nur  zwischen  Shanghai  und  Tsingtau  verkehren 
lüßt,  wahrend  die  drei  anderen  Dampfer  allwöchentlich  Fahrten  zwischen 
Shanghai,  Tsingtau,  Tschifii  und  dem  an  der  PeihomQndung  gelegenen 
Tongku,  dem  Vorhafen  von  Tientsin,  auszuführen  haben.  Die  Entfernung 
zwischen  Shanghai  und  Tsingtau  betrügt  397  Seemeilen;  Tschifu  ist  632  und 
Tongku  Seemeilen  von  Shanghai  entfernt.  Die  Schiff:»linie  tindct  sich  in 
der  Kartenskizze  auf  Seite  84  verzeichnet. 

3.  Postverbindungen  im  Inneren  von  Kiautschou. 

Zwischen  Tsingtau  und  Taputou  bestand  anfangs  eine  Postverbindung 

durch  Dampfer  und  Militärpatrouillen;  später  wurde  eine  Botenpost  zwischen 
beiden  Orten  ins  Leben  gerufen,  die  aber  wieder  einging,  naciidem  nach 
Fertigstellung  der  Schantungbahn  bis  Kiautschou  (Stadt}  eine  Botenpust  von 
letzterem  Orte  aus  nach  Taputou  eingerichtet  worden  war. 

Ins  Innere  des  Landes  geht  ein  in  Tsingtau  entspringender  chinesischer 
Kurierdienst;  die  Abfertigung  der  Kuriere  erfolgt  durch  das  chinesische 
Postamt  in  Tsingtau.  Eine  deutsche  Poslverbindung  ins  Innere  von  Schantung 
wurde  durch  die  von  Tsingi.ni  ausgehende  Schantungeisenbahn 
geschaÜen.  Mit  dem  Baue  dieser  Bahn  wurde  im  Juli  1899  begonnen;  nach 
und  nach  wurde  die  Bahn  bis  zu  den  Stationen  Tsangkou,  Kiautschou  Stadt 
(74  km)  und  Kaumi  (99  km)  durchgeführt,  und  am  i.Juni  1902  wurde  sie, 
wie  schon  erwähnt,  bis  Weihsien  (184  km)  vollendet.  Auf  der  Bahn,  auf  der 
täglich  in  jeder  Richtung  ein  Zug  verkehrt  (BeförJcrungsdauer  von  Tsingtau  bis 
Weihsien  9  Stunden],  findet  in  den  vereinigten  Gepäck-  und  i^ostwagen  eine 
PostsachenbefiBrderung  durch  deutsche  Bahnposten  statt.  Letztere  werden 
durch  chinesische  Unterbeamte  des  Postamts  in  Tsingtau  begleitet. 

4.   Dienstzweige  der  Postanstalten. 

Das  Schutzgeliici  Kiautschou  geliörl  dem  Weltpostvereine  seit  Anfang  iHoo 
an.  Die  Postanstalten  des  .Scliutzgel-iiets  (mit  Ausnahme  der  Postugentur 
Faputou)  und  die  in  der  deutschen  Interessensphäre  gelegenen  deutschen  Post- 
anstalten in  Kiautschou  (Stadt)  und  Kaumi  sowie  das  deutsche  Postamt  in 
Wcllisien  nehmen  an  sllmtlichen  Dienstzweigen  (außer  am  Briefpost- 
und  Zeitungsdienst  auch  am  Auslausche  von  Posl:m Weisungen ,  von  Post- 
paketen bis  z,  kg  uikI  vf)n  Po^-lfrachtstücken  von  mehr  a!s  s,  bis  10  kg.  ferner 
von  Nachnahme-  und  von  Wertsendungen)  teil,  und  zwar  im  allgemeinen 
unter  denselben  Bedingungen,  wie  die  anderen  in  Ostasien  bestehenden  deutschen 
Postanstalten;  auch  der  Briefbestellungsdienst  ist  eingeführt.  Der  Gesch£(ft\kreis 
der  P(»stngentur  Taputou  ist  auf  den  Briefpostdien<'t  beschränkt.  Einen  un- 
mittelbaren Post  pn  k  e f  n  n  s  t  a  u  sc  h  unterhalt  das  Schutzgebiet  aul.^er  mit 
Deutschland  und  den  deutschen  Postanstalten  in  China  seit  April  1899  auch 
mit  Britisch -Indien  und  seit  Mifrz  1900  mit  Egypten. 
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3.  Telegraphen-  und  Fernsprecheinrichtungen. 

Reich'M.'igene  Kabel  bestehen  zwischen  I\inglau  und  Tschifn  eröffnet  am 
3.  Oklübcr  1900,  453  km  lang)  sowie  zwischen  Tsingtau  und  Shanghai  (in 
Betrieb  genommen  am  1.  Januar  lyoi,  700  km  lang}.  Eine  Reichstele- 
graphenanstalt wurde  inTsingtnu  im  Zusammenhange  mit  der  Inbetrieb- 
nahme des  Kabels  nach  Tschifu  Anfang  Oktober  kjoo  errichtet. 

Eine  St  ad  t  fernsprec  h  ein  r  ich  t  u  n  g  besitzt  Tsingtau  seit  dem  i.Juni 
1899;  sie  wurde  mit  26  Teilnehmern  cröfTnet;  am  i.  Oktober  i()Oi  wnren 
bereits  56  Teilnehmer  an  sie  angeschlossen.  Mit  der  öffentlichen  Stadt- 
femsprechanl^e  Tsingtaus  steht  eine  besondere  Fernsprechantage  des 
Gouvernements  mit  38  Sprechstellen  in  Verbindung. 

6.   Beamten-  und  Unterbeamtenverhül  f  nisse. 

Die  Postanstalt  in  Tsingtau  ist  von  Anlang  an  durch  einen  Fachbeamfen 
verwaltet  worden.  Infolge  der  raschen  Enlwickelung  des  Schutzgebiets  hat 
die  Zahl  der  Poslfacbbeamten  in  Tsingtau  wiederholt  vermehrt  werden 
müssen.  Zur  Zeit  sind  daselbst  auiJer  einem  Postdirektor  sechs  Postfachbeamte 
tJitig.  Als  H  ü  I  fsbeam  te  werden  Chinesen  verwendet;  auL^erdem  sind  häufig 
Postbeamte,  die  dem  Scebataillon  in  Tsingtau  angehörten,  zu  Aushülfen  beim 
Postamle  herangezogen  worden. 

Von  den  Postanstalten  im  Hinterlande  von  Tsingtau  war  diejenige  in 
Kiautschou  (Stadt)  seitweilig  mit  einem  Postfachbeamten  besetzt,  doch 
siedelte  dieser  spJtter  erst  nach  Kaumi  und  dann  nach  Weihsien  über, 
naclidem  die  Schantuiv^bahn  bis  dahin  durcligeführt  war.  Be^cMulers  zu  be- 
merken ist,  daü  zur  Zeit  die  Postanstalten  in  Kaumi,  Kiautschou  (Stadt) 
und  Taputou  durch  Chinesen  verwaltet  werden,  weil  in  diesen  Orten 
Europäer,  die  als  Postagenten  hätten  angenommen  werden  können,  nicht  vor 
banden  sind.  Dagegen  ist  inTsangkou  ein  Europaer  als  Pü>tagent  bcslellt. 

Weil'^e  Unterbeamle  sind  nur  zwei  im  Schutzgebiete  tatig,  beide  als 
Leitungsaulsehcr.  im  übrigen  wird  der  Unlerbcamtendienst  aussciiiieß- 
lich  durch  Chinesen  wahi^enommen.  Diese  finden  im  inneren  Dienste, 
als  Briefbesteller,  als  Kastenleerer,  als  Telegraphenvorarbeiter  uud  zur  Be- 
dienung der  Klappenschrünke  Verwendung;  ein  Unterbeamter  hat  die  deutsche 
Bahnpost  Tsingtau -Weihsien  zu  begleiten.  Im  ganzen  sind  bei  dem  Postamt 
in  Tsingtau  jetzt  1 1  chinesische  Unterbeamle  beschäftigt. 

II.  Deutsohe  Post-  und  Telegrapheneinriehtungen  ini  Auslande. 

A.  TttrkeL 

I.  Einrichtung  von  deutschen  Postanstalten, 

In  der  Türkei  bestehen  mhlreiche  fremdtXndische  Postanstalten.  Außer 
von  Deutschland  sind  solche  von  Seilen  Österreichs,  Frankreichs,  Rußlands, 
Englands  und  Italiens  errichtet  worden. 

Lange  Zeit  hindurch  bestand  im  ottomanischen  Reiche  nur  ein  deutsches 
Postamt,  nämlich  das  am  i.  März  1870  eingerichtete  deutsche  Postamt  in 
Constantinopel,  das  im  Stadtteile  Galata  liegt.  Zweigstellen  des  Postamts 
besteben  in  den  Stadtteilen  Stambul  seit  1876  und  Pera  seit  dem  1.  Marz  1900. 

.Anlfll-NÜch  der  Heise  Sr.  Majestät  des  Kaisers  nach  Pakl^tinr)  trat  am 
7.  Oktober  1898  ein  deutsches  Postamt  in  Jaffa  in  Wirk^-amkeit ;  einige  Zeit 
danach,  nämlich  am  1.  März  1900,  wurden  weitere  deutsche  Postämter  in 
Beirutf  Smyrna  und  Jerusalem  errichtet.  Die  deutschen  Postümter  in  der 
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nsiatischen  TUrkei  <;ind  dem  deutschen  Postamt  in  Constantinopel,  letzteres  i^t 
dem  Reichs  -  Postamt  unlc'ri>telit. 

3.  Postverbindungen  der  deutschen  Postanstalten. 

Zur  Briefbeförderung  zwischen  Deutschland  und  den  deutschen  Post- 
anstalten in  der  Türkei  dienen  alle  geeigneten  Verbindungen.  Brief- 
sendungen nach  Constantinopel  und  Smyrna  werden  entweder  mit  der 
Ebenbahn  direkt  nach  Constantinopel  oder  mit  der  Bahn  bis  Constantza  and 
von  da  weiter  mit  rumVnischen  Schiffen  befördert;  für  die  Strecke  Con- 
stantinopel-Smyrna  werden  die  verschiedenen  bestehenden  Schiffsverbindungen 
benutzt.  Brietsendungen  nach  den  anderen  deutschen  Postanstaltcn 
werden  Uber  dieselben  Wege  geleitet;  in  erster  Linie  kommt  aber  fUr  den 
Verkehr  mit  diesen  Postanstatten  der  Weg  Ober  Italien  und  Alexandrien  in 
Betracht. 

Die  deutschen  Postanstatten  in  der  Türkei  stehen  s.imilich  untereinander 
und  mit  einer  Reihe  von  Ausweohselungspostanstalten  in  Deutschland  in 
Kartenschluliwcchscl.  Aulkrdem  werden  zahlreiche  Briefposten  auf 
Dienststellen  anderer  Lfinder  gefertigt.  So  sendet  das  deutsche  Postamt 
in  Constantinopel  BriefkarterachlQsse  ab  nach:  Rumltnien,  Bulgarien, 
Österreich-Ungarn,  Rußland,  Griechenland,  Egypten,  Italien,  Frankreich  und 
England.  Die  anderen  deutschen  Postansialten  fertigen  ebenfalls  Briefposten 
auf  verschiedene  Postanstalten  in  anderen  Ländern  ab;  ankommende  fremd- 
ländische Posten  hat  dagegen  außer  dem  deutschen  Postamt  in  Constantinopel 
nur  dasjenige  in  Smyma  aufzuweisen. 

Die  Leitung  der  Pakete  nach  und  von  Constantinopel  erfolgte 
fröher  über  Varna  oder  über  Trie^^t;  seit  1896  ist  an  die  Stelle  dieser  Leit- 
wege der  Weg  über  Constantza  (von  da  weiter  mit  rumänischen  Schiflen)  ge- 
treten. Pakete  nach  und  von  den  anderen  deutschen  Postanstalten 
gehen  entweder  Ober  Triest  oder  Ober  Constantza  und  Constantinopel.  Außer- 
dem  haben  alle  I^ostanstalten  einen  Paketaustausch  durch  Vermittelung  der 
deutschen  Levante  -  Linie. 

Die  Beförderung  von  Paketen  nach  Constantinopel  auf  dem  direkten 
Schienenwege  wird  tUrkischcrseits  nicht  gestattet.  Dagegen  dürfen  die  fremd- 
Iflndiscben  Briefposten,  wie  schon  erwffhnt,  diesen  Weg  benutzen.  Die  Be- 
förderung dieser  Posten  auf  ottomanischem  Gebiete  wird  durch  Personal 
d  e  I  1  ü  I  k  i  s  c  h  e  n  P  o  s  t  v  e  r  w  a  1 1  u  n  g  (türkische  Bahnposten  Mustapha-Pascha- 
Constantinopel)  vermittelt. 

Mittelst  der  Eisenbahn  zwischen  Jaffa  und  Jerusalem  dttrfen  nach 
der  Konzessionsurkunde  Posten  der  fremdlflndischen  Postanstalten  nicht  be- 
fördert werden.  Deshalb  wurde  auf  dieser  Strecke  bei  Einrichtung  des  deutschen 
Postamts  in  .leru'>alem  eine  deutsche  Güterp^ost  ins  Leben  gerufen.  Diese 
verkehrte  anfangs  nur  an  den  Tagen,  an  denen  ein  regclmüLMgcr  Dampfer  in  Jaffa 
ankam.  Begleitet  wird  jede  Güterpost  durch  einen  Kawassen,  d.  h.  durch  einen 
mit  gewissen  polizeilichen  Befugnissen  ausgestatteten  Untert>eamten.  Eine  Ver- 
besserung der  Postverbind  u  ng  zwischen  Jaffa  und  Jerusalem  wurde 
nach  Einrichtung  eine"^  fran.""  i^chcn  Postamts  an  letzterem  Orte  dadurch  erreicht, 
dats  das  deutsche  und  das  tran/.üsische  Postamt  in  Jerusalem  von  Dezember  iqoi 
ab  auf  gemeinsame  Kosten  eine  tägliche  Güterpostverbindung  mit  Jalfa  her- 
stellten. Neben  diesen  deutsch -französischen  Gttterposten  verkehren  auf  der 
Strecke  Jaffa -Jerusalem  täglich  österreichische  und  an  einzelnen  Tagen  russische 
GUferposfcn.  Beide  werden  in  bestimmten  Füllen  auch  vom  deutschen  und 
lranzÖ>ischen  P()-.lainte  benutzt:  nach  Verabredung  nnt  dem  österreichischeti 
Postamte  liihit  an  den  Tagen,  an  welchen  eine  Post  von  Constantinopel  in 
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Jotfa  ankommt,  der  eine  Po^twam-ti  (der  deutscli-tranzösischc  oder  der  öster- 
reichische) vormittags  und  der  andere  nachmittags  von  Jaffa  ab;  mit  dem 
russischen  Postanit  ist  vereinbart,  dafi  gegen  entsprechende  Entschfidigung  der 
Wagen  des  russischen  Postamts  im  Bedarfsfalle  von  dem  deutschen  und  dem 
französi'ichen  Postamte  sowie  der  dcutsch-fran/üsische  Postwagen  vom  russischen 
Postamte  mitbenutzt  werden  darf.  Das  deutsche  Postamt  in  Jerusalem  hat  Janach 
an  mehreren  Tagen  der  Woche  eine  zweimalige  l^ostverbindung  mit  Jarta, 
Indem  entweder  der  deutsch -fransOsische  und  der  Österreichische  Postwagen 
oder  der  deutsch  -  französische  und  der  russische  Postwagen  2Ur  Beförderung 
der  l'osten  des  deutschen  Postamts  dienen.  Ztn  Beförderung  von  Personen 
sind  die  zwischen  JaSa  und  Jerusalem  verkehrenden  Postwagen  nicht  bestimmt. 

3.  Dienstzweige  der  deutschen  Postanstalten. 

Die  in  der  Tttrkei  bestehenden  deutschen  Postanstalten  nehmen  nach  MaA- 
gabc  der  Bestimmungen  des  Weltpostverirags  und  der  Nebenahkommen  an 
allen  Dienstzweigen  teil.  Beim  deutschen  Postamt  in  Constantinopel 
sind  außer  dem  Briefpostdienst  (Annahme,  Ausgabe  und  Bestellung  von  Brief- 
sendungen) eingeftlhrt:  der  Zeitungsdienst  1870,  der  Postanweisungs- 
verkehr 187t,  die  Annahme  und  Ausgabe  von  Postpaketen  bis  5  kg  1881, 
die  Einziehung  von  Geldern  im  Wege  des  Postau  ff  rags  1890  und  im  Wege 
der  Nachnahme  1894  (Nachnahmepakete  1900),  der  Wertbrief-  und 
WertkSstchendienst  1900.  Ferner  sind  seit  letzterem  Jahre  im  Verkehre 
mit  dem  deutschen  Postamt  in  Constantinopel  Postfrachtstttcke,  und  zwar 
Ober  Constantza  bis  50  kg,  Ober  Hamburg  mit  Schiffen  der  deutschen  Levante- 
Linie  bis  20  kg  (bis  vor  kurzem  nur  bis  10  kg)  zugelassen.  Bei  den  anderen 
deutschen  Postämtern  sind  gleich  bei  ihrer  Errichtung  oder  bald  danach 
dieselben  Dienstzweige  eingeführt  worden.  Postfrachtstttcke  sind 
jedoch  im  Verkehre  mit  diesen  Postanstalten  nur  auf  dem  Wege  Ober  Hamburg, 
und  zwar  ebenfalls  bis  zum  Meistgewichtc  von  20  kt;,  zulässig.  Sollen  Post- 
frachtstücke aus  Deutschland  nach  den  Orten  mit  deutschen  Postanstalten  auf 
dem  Wege  über  Triest  zur  Versendung  kommen,  so  werden  sie  von  der 
deutschen  Post  an  Österreich  überwiesen  und  an  die  Empfänger  durch  die 
in  der  Türkei  bestehenden  österreichischen  Postanstalten  ausgehändigt. 

Telef^raf^hen-  oder  Fern -^precheinrichtungen  bestehen  bei  den 
deutschen  Postanstalten  in  der  Türkei  nicht. 

4.  Beamten-  und  Unterbeamtenverhältnisse. 

Sämtliche  deutsche  Postanstalten  in  der  Türkei  sind  von  Anfang  an  durch 
I  .ichbeamte  verwaltet  worden.  Vorsteher  des  deutschen  Po^l  im(s  in  Con- 
>iantinopel  war  früher  ein  Postinspektor  und  ist  jetzt  ein  Postdireklor.  Zur  Zeil 
sind  bei  den  deutschen  Postanstalten  in  der  Türkei  im  ganzen  17  deutsche 
Postbeamte  tfltig,  davon  zehn  in  Constantinopel  (mit  Einschluß  des  Vorstehers), 
drei  in  Smyrna,  zwei  in  Jerusalem  und  je  einer  in  Jaffa  und  Beirut.  Dazu 
kommen  in  Beirut  zwei  Hülfsbeamtc,  von  Jenen  der  eine  kürzlich  als  Post- 
assistent angestellt  worden  ist,  in  Jaffa  ebciilalls  zwei  und  in  Jerusalem  und 
Sm}rna  je  ein  Hülfsbeamter.  Als  iiüüsbeamte  finden  ortsansässige  Personen 
Verwendung. 

fan  Unterbeamten dienste  sind  bei  den  deutschen  Postanstalten  in  der 
Türkei  im  t^'nnzen  29  Personen  bescluiftii;!,  davon  achtzehn  in  Constantinopel, 
vier  in  Jerusalem,  einer  in  Jaffa,  vier  in  Sm\  rna  und  zwei  in  Beirut.  Unter 
den  ünterbeamlen  nehmen  die  Kawassen,  von  denen  je  einer  in  Constantmopel 
und  in  Smyrna  und  zwei  in  Jerusalem  eingestellt  sind,  eine  hervortretende 
Stellung  ein;  die  anderen  Unterbeamten  sind  teils  Hamale  (LasttrUger),  teils 


1 


Digitized  by  Google 


8o       Deutsche  Post-  u.  Telegrapheneinrichtungen  i.  d.  Kolonien  u.  i.  Auslände. 


liricltrügei ,  Hausdiener  oder  Wachler.  In  Consluntinopel  iit  der  Kawali  des 
deutschen  Postamts  schon  14  Jahre  und  der  älteste  Bneftrüger  nahezu  20  Jahre 
im  deutschen  Postdienste  ttftig. 

B.  Marocco. 

I.  Einrichtung  von  deutschen  Postanstalten. 

In  Marocco  gibt  es  keinen  liLiniischen  Postdienst  in  unserem  Sinne;  w«jlil 
aber  sind  dort  seit  vielen  Jahren  tranzösischc,  spani><clie  und  i.nf;li>che 
Poslan^ttilten  in  Tätigkeit,  deren  jede  eine  Boleneinrichtunj4  unter hüH.  Daneben 
dienen  Privatbuten  und  Karawanen,  dazu  ein  Boteninslitut  der  niaroccani.schen 
Regierung^  der  Vermittelung  des  Verkehrs. 

Der  deutsche  Postverkehr  nach  Marocco  wurde  früher  durch  die  vlort 
bc>tehcnden  tran/ösischcn  Postaiis(;iltcn  vermittelt.  P2inc  direkte  Schiffsverbindung 
zwischen  Deutschland  und  Marocco  bestellt  seit  dem  Jahre  i8()o,  nämlich  durch 
die  Würniann  -  Linie  und  durch  die  Oldenburg- Portugiesische  Dampti-chitfs- 
rhederei.  Um  den  in  den  maroccanischen  Hafenorten  ansässigen  Deutschen 
die  Auflieferung  ihrer  Briefe  an  Bord  der  dcutvclKn  Dampfe:  zu  erleichtern, 
wurde  die  Kinriclitung  gelrotlen,  dalJ  die  Agenten  der  Wörmann- 

Linie   in   diesen  Orten   deutsche  Postwertzeichen  verkauften. 

Diese  Einrichtungen  genügten  den  deutsv.hen  Interessen  aut  die  Dauer  nicht. 
Ein  von  den  Deutschen  Maroccos  lange  gehegter  Wunsch,  nümlich  die  Ein- 
richtung eines  deutschen  Postwesens  in  Marocco,  wurde  im  Jahre 
1899  erfüllt:  im  Herbste  dieses  Jahres  wurde  ein  deut<;chcr  Postbeamter  nach 
Marocct)  entsandt,  der  den  neuen  Dienst  z.u  organisieren  hatte,  und  am  20.  De- 
zember 1899  traten  ein  deutsches  Postamt  in  Tanger  sowie  deutsche 
Postagenturen  in  Casablanca,  Larache,  Mazagan,  Mogador, 
Rabat  und  Saffi  ins  Leben.  Die  Postagenturen  sind  dem  Postamt  in  Tanger, 
let/.teres  ist  dem  Reichs  -  Postamt  unterstellt.  Eine  weitere  deutsche  Post- 
agentur  wurde  am  i  1 .  Juli  1 000  in  Marrakc-ch  errichtet;  die  deutsche  Posl- 
ugentur  in  diesen»  Orte  ist  im  Araber-  und  Luropaerviertel  (Medinah)  unter- 
gebracht, und  im  Stadtteile  Mellach,  eine  Stunde  von  der  eigentlichen  Post- 
agentur entfernt,  befindet  sich  eine  zweite  Annahmestelle  der  letzteren.  Weitere 
deutsche  Postagenturen  bestehen  seit  dem  27.  Mai  1901  in  Alkassar,  Fez 
und  .Meknes;  in  letzlerem  Orte  i^t  cbcutails  eine  zweite  Annahmesteile  er- 
richtet worden.  Sämtliche  deutschen  Poslanstallen  sind  auf  der  Kartenskizze 
(Seite  8 1 )  angegeben. 

2.   Postverbindungen  mit  Deutschland  und  anderen  Ländern. 

Dir  Briefverkehr  aus  Deutschland  nach  Marocco  geht  Uber  Spanien, 
iKiinlich  übel  Algeciras  und  Cadiz,  von  wo  aus  die  ßetorderung  bis  Tanger 
mit  Schiffen  der  spanischen  Gesellschaft  Conipania  transatlanlica  erfolgt;  von 
Tanger  aus  werden  die  Briefsendungen  mittelst  der  im  folgenden  unter  3. 
genannten  Verbindungen  weitergcleitet.  Der  Briefverkehr  aus  Marocco  nach 
Deutschland  geht  cbentalls  in  der  Hauptsache  über  Spanien;  die  deutschen 
Postagenturen  in  Casablanca  und  tien  südliclier  gelegenen  Orten  senden  jedoch 
auch  Biielpusien  zu  Schill  unmittelbar  aui  das  Postamt  1  in  Hamburg  ab. 
Die  Pakete  werden  zwischen  Deutschland  und  den  deutschen  Postanstalten 
in  Marocco  auf  dem  Wege  über  Hamburg  mit  Schiffen  der  Wörmonn-Linie 
(ab  Hamburg  am  3.  jedcN  Monate'  und  der  Oldenburg- Portugiesischen  Dampf 
schilisrhederei  lali  Hamburg  am  20.  jedes  Monaf^-'  ausgetauscht.  Der  Wt "j 
über  l"rankreich  ist  für  den  Paketverkehr  Deutschlands  mit  den  deutsciieii 
Postanstalten  in  Marocco  nicht  nutzbar  gemacht;  Pakete,  für  die  dieser  Weg 


Digitized  by  Google 


Deutsche  Post-  u.  Telegrapheneinricbtungen  i.  d.  Kolonien  u.  i.  Auslande.  Si 


gewählt  wird,  werden  Jen  Enipfangern  .durch  die  in  Marocco  bestehenden 
Iranzö.sischen  Postanstallen  behändigt. 

Einen  Austausch  von  BriefkartenschlUssen  unterhalten  die  deutschen 
Postanstalten  in  Marocco  aofier  mit  Deutschland  auch  mit  Spanien,  Frankreich 

,  (Bahnpost  Bordeaux- Irun),  Algierien  und  Gibraltar;  die  Iviis^he  Postagentur 
in  Mo^ador  •^tcht  auiH'tdein  in  Kartenschlußwecbsel  tnil  Las  Palmas  und 
1  eneriffa  aut  den  Canarischen  Inseln. 

3.  Postverbindungen  in  Marocco. 

Die  deutschen  Postanstalten  an  der  maroccanischen  Küste  stehen  durch 
verschiedene  Schiffslinien,  hauplsäclilich  durch  die  Schiffe  der  Wörmann- 
Linie,  der  Oldenburg-Portugiesischen  Dainplschirtsrhederei  und  der  französischen 


SchitTslinie  N.  Paquet  &  Co.,  miteinander  in  Verbindung.  Diese  Schiffe  laufen, 
wie  aus  obiger  Kartenskizze  hervorgeht,  siimtliche  KUstenorte,  an  denen  sich 
deutsche  Postanstalten  befinden,  an.  Daneben  besteht  zu  Lande  ein  678  km  langer 
deutscher  Botenpostkurs  zwischen  Tanger  und  Mogadoi*.  Auf  dieser 
Strecke  verkehren  deutsche  Botenposten  in  jctier  Pichtung  viermal  in  der 
Woche;  ebensoviele  Botenposten  werden  auf  derselben  Mrecke  u.  a.  von  der 
französischen  Postverwaltung  unterhalten.  Die  deutschen  und  die  franzö- 
sischen Botenposten  werden  von  den  beiderseitigen  Postanstalten  in  der  Weise 
gemeinschaftlich  benutzt,  dafi  an  den  Tagen,  an  denen  keine  franzö- 
sische ßotenpost  verkehrt,  die  von  außerhalb  ein^'cgangcnen  französischen  Post- 
sachen durch  die  deutsche  Botenpo^f.  nnvi  umgekehrt  an  den  Tagen,  an 
denen  keine  deutsche  Botenpost  verkehrt,  die  für  die  deutschen  Postanstalten 
von  auficrhalb  eingegangenen  Postsachen  durch  die  französische  Botenpost 
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initbetördLii  wt-rJeti.  Die  Marschleistungen  der  Boten  sind  selir  erheb- 
lich. Die  Durciischnittsgcsch Winzigkeit  beträgt  3  bis  6  km  in  der  Stunde;  dabei 
sind  von  den  einzelnen  Boten  Milrsche  von  95  bis  aber  100  km  zurttckxu- 
legen,  da  ein  Wechsel  der  Boten  nur  in  jedem  Postorte  stattfinden  kann.  Wie 
lange  Zeit  die  Boten  zur  Ziirücklegung  der  einzelnen  Strecken  gebrauchen,  • 
und  wie  weit  die  verschiedenen  Orte  voneinander  entfernt  sind,  ist  in  der 
Kartenskizze  vermerkt.  Aut  dem  ganzen  Kurse  von  Tanger  bis  Mogador 
beträgt  die  Morschdauer  mit  Einschluß  kurzer  Ruhepausen  Tage,  so  daß 
an  j^dem  Tage  im  Durchschnitt  rund  90  km  KUrÖckgelegt  werden.  Diese 
Leistungen  der  Roten  sind  um  so  höher  anzuschlagen,  als  den  Boten  kcines- 
weiiK  ^utc  S(rat>en  zur  Verfügung  stehen,  sie  vielmehr  auf  Wege  angewiesen 
sind,  deren  Gangbarkeit  litiutig  durch  Wittcrungseinflüsse,  durch  Ebbe  und 
Flut  u.  s.  w.  in  Frage  gestellt  ist.  Um  die  Schnelligkeit  der  Boten  nicht 
durch  ÜberbUrdung  zu  beeintrü'chtigen«  sind  Warenproben  und  nicht 
eilige  Drucksachen  im  allgemeinen  von  der  Beförderung  über  Land 
ausgeschlossen;  für  Larache  und  Rabat  wird  jedoch  hiervon  eine  Aus- 
nahme gemacht,  weil  die  Dampfer  diese  Orte  bei  ungünstigem  Wetter  wegen 
der  schlechten  Landungsverhflitnisse  meist  nicht  anlaufen  können.  Die  Boten 
sind  im  ganzen  sehr  zuverlSssig;  in  den  Orten  mit  bedeutenderem  Botenbcdarfe 
bestehen  Boteninnungen,  denen  ein  Botenmeister  vorsteht.  Sehr  viel  haben 
die  Botcnpo'-tcn  unter  dem  in  Marocco  herrsrhcnden  Hüuberun wesen  zu 
leiden.  Obwoiil  alles  vermieden  wird,  was  die  l.igenschaft  der  Boten  als  Post- 
beförderer  verraten  könnte  —  die  Boten  tragen  weder  Uniform  noch  sonstige 
Abzeichen;  die  Brief beutcl  werden  in  unscheinbare  Umhängetaschen  aus  Stroh 
verpackt  — ,  so  sind  doch  räubeiischc  Übcrftille  auf  die  Botenposten  keine 
Seltenheil.  Besonder^  unsicher  ist  der  Weg  zwischen  Rabat  und  Casablanca; 
deshalb  werden  aucli  Lmschreibsendungen  zwisci^en  den  beiden  Orten  in  der 
Regel  auf  dem  Seewege  befördert. 

Die  im  Inneren  des  Landes  gelegene n  Orte  mit  deutscher  Po st- 
anstalt  sind  mit  der  Küste  ausschließlich  durch  Botenposten  verbunden, 
die  sämtlich  dreimal  in  der  Woche  verkehren.  Nach  Alkassar  gehen  Boten- 
posten von  Tanger  ynd  von  Larache  aus;  von  Alkassar  aus  bestehen  weiter 
Botenposten  nach  Fez  und  Meknes.  Der  Ausgangspunkt  der  Botenposten  nach 
Marrakesch  ist  Mazagan.  Die  auf  der  letztgenannten  Strecke  verkehrenden 
Boten  sind  meist  im  Besitze  von  Mauleseln  und  können  daher  auch  Pakete 
befördern.  Auch  die  Px »tenposten  ins  Innere  des  Landes  sind  auf  der  Karten- 
skizze ersichtlich  gemacht. 

4.  Dienstzweige  der  deutschen  Postanstalten. 
Alle  deutschen  Postanstalten  in  Marocco  gelten  seit  ihrer  Errichtung  als 
zum  Weltpostvereine  gehörig,  Sie  belassen  sich  sämllirh  mit  der  Annahme 
und  Ausgabe  von  Briefsendungen,  auch  ist  bei  ihnen  der  Briei bcsteliungsdienst 
eingerichtet.  Bestellungen  auf  Zeitungen  nehmen  die  deutschen  Post- 
anstalten  mit  Ausnahme  derjenigen  in  Alkassar  und  Meknes  entg^en.  Der 
Postanweisungsverkehr  des  deutschen  Postamts  in  Tanger  erstreckt  sich 
seit  der  Errichtung  des  Postamts  nicht  nur  auf  Postanweisungen  nach  Deutsch- 
land und  anderen  Orten  Maroccos,  sondern  es  sind  unter  den  Bedingungen 
des  Postanweisungs- Übereinkommens  des  Weltpostvereins  auch  Postanwei- 
sungen nach  anderen  Ländern  zugelassen.  Dagegen  war  der  Postanweisungs- 
dienst der  übrigen  deutschen  Postanstalten  anfanglich  auf  den  Verkehr  innerhalb 
Maroccos  beschiankt.  und  er^i  seit  Juli  lo^o  nehmen  diese  Postanstalten  Post- 
anweisungen auch  nach  Deutschland  und  anderen  Ländern  an  und  bringen  Post- 
anweisungen von  da  zur  Auszahlung.    Noch  nicht  eingeführt  ist  der  Post- 
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anweisungsdienst  bei  den  deutschen  Postanstalten  in  Alkassar  und  Meknes.  Die 
Ablieferung  der  aus  dem  Posta  11  w ei sungs verkehre  sich  ergebenden 
Überschüsse  an  das  deutsche  Postamt  in  Tanger  wird  von  den  deutschen 
Postagenturen,  soweit  sich  geeignete  Finnen  am  Orte  befinden,  durch  Schecks 
bewirkt;  ist  dies  nicht  möglich,  so  werden  die  Überschüsse  mittelst  der  be- 
stehenden Postverbindungen,  von  Seiten  der  Postanstalten  an  der  Küste  zu 
Schiff,  in  eingeschriebenen  Briefen  oder  Wertsendungen  nach  Tanger  über- 
sandt.  Die  bei  der  deutschen  Postagentur  in  Marrakesch  entbehrlichen  Gelder 
werden  mit  Kamelen  nach  Mazagan  befördert.  Der  Paketdienst  besteht 
bei  allen  an  der  Küste  gelegenen  deutschen  Posfanstalten  seit  dem  Tage  ihrer 
Errichtung;  außer  Postpaketen  bis  5  kg  sind  auch  Postfrachistücke  von  mehr 
als  3  bis  10  kg  zugelassen.  Dagegen  nehmen  von  den  im  Inneren  des  Landes 
gelegenen  deutschen  Postanstalten  die  Postagenturen  in  Alkassar,  Fez  und 
Meknes  ttberiiaupt  nicht  am  Austausche  von  Paketsendungen  teil,  und  bei 
der  Postagentur  in  Marrakesch  ist  der  Paketdienst  auf  Sendungen  des  inner- 
maroccanischen  Verkehrs  bis  zum  Gewichte  von  5  kg  beschränkt.  Nach- 
nahmen sind  bei  den  Postanstalten  an  der  Küste  sowohl  bei  ßriefsendungen 
wie  auch  bei  Paketen  zugelassen.  Wertbriefe,  Wertktfstchen  und  Wert- 
pakete werden  nur  von  den  deutschen  Postanstalten  in  Tanger,  Casablanca, 
Mazagan,  Mogador  und  Saffi  zur  Beförderung  übernommen. 

Telegraphen-  und  Fernsprecheinrichtungen  bestehen  bei  den 
deutschen  Postanstalten  in  Marocco  nicht. 

5.  Beamten-  und  Unterbearotenverhültnisse. 

Bei  dem  deutschen  Postamt  in  Tanger  sind  zwei  dcut*^che  Post- 
beamte tätig,  nämlich  ein  Postdirektor  und  ein  nachgeordneter  Beamter; 
daneben  wird  ein  Hülfsbeamter  beschäftigt.  Die  Verwaltung  der  deut- 
schen Postagenturen  ist  teihc  Konsulatsb^imten,  teils  Kaufleuten  fiber- 
tragen worden.  Im  Unterbeamtendienste  (Hulfeleistungen  bei  Abfertigung 
und  Entkartung  der  Posten,  Briefbestellung,  Beförderung  der  Botenposten  U.  s,  w.) 
finden  mit  bestem  Erfolg  ausschließlich  Eingeborene  Verwendung. 

C.  China. 

I.    Einrichtung  von  deutschen  Po s t a n st a 1 1 c n. 

Die  Ptjsteinrichtungen  des  heutigen  China  sind  sehr  vielgestaltig.  Neben 
chinesischen  Postanlagen  linden  wir  dort  deutsche,  englische,  französische, 
russische,  japanische  und  amerikanische  Postanstalten. 

Die  Entstehung  der  ersten  deutschen  Postanstalt  in  China  fällt 
mit  der  Ei  nricfi  t  li  ng  der  s  ti  b  ven  t  i  o  n  i  c  rte  ri  R  e  i  c  h  p  o  s  t  d  a  m  p  fer  Ii  n  i  e 
nach  Ostasien  zusammen.  Damals  bestand  ursprünglich  die  Absicht,  in 
Shanghai,  wie  es  in  Apia  und  Tongatabu  tutsächlich  geschehen  ist,  eine  Post- 
dampischifbagentur  des  Norddeutschen  Lloyd  ins  Leben  zu  rufen.  Dieser  Plan 
wurde  indessen  wegen  der  Bedeutung  Shanghais  fallen  gelassen,  und  es  wurde 
statt  dessen  mit  dem  ersten  Reichspostdampfer  ein  Postfachbeamter  nach 
Sfianghni  entsandt,  dei  dort  am  Tage  der  Ankunft  des  Dampfers  —  16.  August 
1666  —  ejne  deutsche  Postagentur  errichtete,  deren  Beirieb  anfänglich  auf 
den  Briefpostaustausch  beschränkt  war,  spflter  aber,  wie  unten  ausgeführt 
werden  wird,  auf  alle  Dienstzweige  ausgedehnt  wurde.  Die  deutsche  Post- 
agenfur  in  Shanghai  war  anfangs  im  Konsulatsgebäude  untergebracht,  wurde 
aber  später    nach  dem  Geschäftsviertel  verlegt.    Im  Dezember  1896  erhielt 

die  Postogentur,  dem  Umfang  ihres  Verkehrs  entsprechend,  die  Bezeichnung 

»Postamt«. 
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In  Ticntsin  wurde  Oktober  i88q  beim  dortigen  deutschen  Konsulat  eine 
Postzweipsielle  eingerichtet,  die  sich  zunüchst  aulJer  mit  dem  .\!ari<enverkaufe 
nur  mit  der  Annahme  gewöhnlicher  Hriefsendungen,  bald  aber  aucii  mit  der 
Annahme  von  Einschreibsendungen  befaßte.  Am  i.  April  1893  wurde  die 
deutsche  Postzweig-^telle  in  Tientsin  in  eine  Postagentur  umgewandelt.  In 
Tschifu  wurde  am  1.  Juni  1892  eine  deutsche  Postzweigstelle  ins  Leben 
geruten. 

Eine  Erweiterung  des  deutschen  Postdienstes  in  China  war 
weiterhin  einmal  durch  die  Erwerbung  des  Schutzgebiets  Kiaulschou 
durch  Deul.schland  bedingt,  an  die  sich  die  Errichtung  deutscher  Post- 
anvt:il(en  im  Schutzgebiete  selbst  uuvi  in  ^!e•^scn  Hinterlande  anknüpfte  (siehe 
deswegen  unter  I.  H.  Kiaut>chou,  S.  74  ~y,  >-odann  gaben  die  Wirren  des 
Jahres  1900  zur  Einrichtung  zahlreicher  neuen  deulscl)en  Postanstaiten  den 
Anstofi.  In  Tschifu  trat  im  Juli  1900  an  Stelle  der  bisherigen  deutschen 
Postzweigstelle  ein  deutsches  Postamt  in  Wirksamkeit,  das  durch  einen 
Fachbeamfen  verwaUet  wird  und  an  allen  Dienst/weigen  teilnimmt.  Der 
Verkehrsumfang  diese>  Postamts  hat  sich  in  ilcr  kurzen  Zeit  seines  Bestehens 
bereits  so  lebhalt  entwickelt,  dalii  der  Bau  eines  besonderen  deutschen 
Posthauses  in  Tschifu  bat  in  Aussicht  genommen  werden  müssen.  In  der 
Provinz  Tschili  wurden  verschiedene  deutsche  Postanstalten  zunächst  als 
Feldpostanstalten,  spüter  als  förmliche  Posl;(mter  ins  l  eben  gerufen,  n:"imlich: 
am  9.  August  1900  das  deutsche  Postamt  in  Tongku,  am  1.  September  inoo 
das  deutsche  Postamt  in  Sc han liaik wan  (dieses  wird  im  Winter  nach 
Tschinwangtau  verlegt,  weil  dort  die  L,andungsverhlfltnisse  günstiger  sind)  und 
am  II.  September  1900  das  deutsche  Postamt  in  Peking.  In  Tientsin 
war  die  deutsche  I'ostagentur  schon  vorher,  nfimlich  im  Juni  1900,  in  ein 
deutsches  Postamt  umgewandelt  worden.  Alle  diese  Postanstaiten,  die  in 
schwerer  Zeit  gesciiati'en  wurden,  und  die  unter  der  Ungunst  der  Verhält- 
nisse manches  zu  leiden  hatten  —  es  sei  nur  an  die  Beschießung  von 
Tientsin  erinnert  —  haben  sich  in  erfreulicher  Weise  entwickelt;  sie  nehmen 
sämtlich  an  allen  Dieiistzwcigcn  teil.  In  Peking  wurde  tnilten  in  den 
Kriegszeiten  ein  eigenes  deutsches  Posthaus  erbaut,  das  beieits  am  13.  Sep- 
tember 1901  bezogen  werden  konnte.  Weitere  deutsche  Postanstalten  traten 
im  Gebiete  des  Yangtze  in  Wirksamkeit,  nachdem  Anfang  1900  deutsche 
Schiffsverbindungen  auf  diesem  Strome  geschaffen  waren:  am  1.  April  1900 
wurde  in  Han  kau  und  am  28.  Oktober  1901  in  Tschink  iang  an  der 
Mündung  des  Kaiscrkanals  in  den  Yangtze  ein  deutsches  Postamt  errichtet. 
Im  südlichen  China  endlich  wurden  im  Juni  1900  in  Futschau  und 
zwei  Jahre  spttter  in  Amoy  und  Canton  deutsche  Postanstalten  ins  Leben 
gerufen.  Die  Kartenskizze  auf  Seite  84  gibt  eine  (  bersicht  über  sämtliche  bis 
Ende  1902  in  China  und  Kiautschou  eingerichtete  deutsche  Postanstaiten.*) 

Die  wachsende  Bedeutung  der  deutschen  Posteinrichtungen  in 
Ostasien  hat  den  Anlaü  dazu  gegeben,  dali  Ende  lyoi  eine  Kaiserlich 
deutsche  Postdirektion  in  Shanghai  geschaffen  wurde,  welcher  der  ge* 
samte  deutsche  Postdiefist  in  China  und  im  Schutzgebiete  Kiautschou  unter- 
stellt ist.  Vorher  lag  die  Leitung  des  deutschen  Postdienstes  in  Osfasien  dem 
Vorsteher  des  deutschen  Postamts  in  Shanghai  ob,  und  dieses  Postamt  seiner- 
seits war  unmittelbar  dem  Reichs- Postamt  untergeordnet.  Ein  reichseigenes 
Posthaus  f&r  die  deutsche  Postdirektion  und  gleichzeitig  für  das  deutsche  Post- 
amt in  Shanghar  befindet  sich  im  Baue. 

•)  Seil  I.Januar  1903  ist  eine  weitere  deutsche  Postanstait  in  Nanking  hinzu- 
getreten (vgl.  AmtsbL  Nr.  t  v.  1.  J.). 
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2.  Pos t  V e r l>i n d  u  ngen  mit  Deutschland  und  anderen  Ländern. 

Die  Post  Verbindung  zwi^schen  Deutschland  und  der  deutschen  Postagentur 
in  Shaiigliai  wurde  ursprünglich  nur  durch  die  subventionierten  Reichs- 
postdainpfer  hergestellt;  aber  schon  im  Mai  1887  wurden  auch  englische 
und  französische  Schiffe  fQr  die  Vermittelung  des  Verkehrs  der  deutschen 
Postagentur  nutzbar  gemacht.  Gegenwärtig  erfolgt  die  Leitung  der  Brief- 
sendungen aus  Deut^-chliind  nach  den  deutschen  Postanstalten  in  China  haupt 
siichlich  über  Neapel  (mit  deutschen  Schiffen,  ab  Neapel  jeden  zweiten 
Donnerstag),  über  Brindisi  (mit  britischen  Schiffen,  ab  Brindisi  jeden  Sonntag) 
und  Ober  Marseille  (mit  französischen  Schiffen,  ab  Marseille  jeden  zweiten 
Sonntag;.  Der  Postverkehr  Deutschlands  mit  den  deutschen  Postanstalten  im 
nördlichen  ('hina  und  im  Ya  n  gt/.e  -  Gebi  et  e  wickelt  sich  auf  dem  Wege 
über  Shanghai  ab.  Das  deutsche  Po*<tamt  an  letzterem  Orte  unlerhiilt  einen 
unmittelbaren  Austausch  von  ßriefpostcn  aul.ver  mit  Deutschland  und 
Kiautschou  namentlich  mit:  Italien,  Egypten,  Aden,  Deutsch -Neu -Guinea, 
Niederländisch -Indien  und  Hongkong.  Abgehend  werden  von  dem  deutschen 
Postamt  in  Shanghai  auch  Briefposten  auf  niederländische,  französische,  öster- 
reichische, englische  und  japanische  Postanstalten  ahi^cfcrtigt.  Von  den  nörd- 
lich von  Shanghai  gelegenen  deutschen  Postanstalten  unterhält  —  abgesehen 
▼on  Tsingtau  —  nur  diejenige  in  Tientsin  einen  unmittelbaren  Postaustausch 
mit  Deutschland.  Die  doitvchen  Postanstalten  südlich  von  Shanghai 
(Canton,  Amoy,  Futschau)  stehen  sämtlich  mit  Deutschland  in  unmittelbarem 
Kartenschlußvvechsel. 

3.  Deutsche  Po&tverbindungen  an  der  chinesischen  KU&te  und 

auf  dem  ^  angtze. 

Die  deutsche  Flagge  hat  für  den  Verkehr  an  Aev  chinesischen  Küste  in 
den  letzten  Jahren  immer  mehr  an  Bedeutung  gewonnen.  In  erster  Linie  ist 
die  mehrfach  erwähnte  Linie  von  Shanghai  Ober  Kiautschou  nach 
Tientsin  (Tongku)  zu  nennen,  wegen  deren  auf  die  Ausführungen  unter 
I.  H,  Kiautschou  (Seite  75/76)  verwiesen  wird.  Hinzuzufügen  ist  noch,  daß  die 
Linie  nur  im  Sommer  in  Tongku  endigt,  und  daß  sie  im  Winter  statt  nach 
Tongku  nach  Tschinwangtau  geführt  wird,  weil  letzterer  Ort  eine  eisfreie 
Rhede  hat,  was  für  Tongku  nicht  zutrifft. 

Auf  dem  Yangtze-Strome  wurden  Anfang  1900  Fahrten  des  Nord- 
deutschen Lloyd  und  der  Bremer  Firma  Rickmers  bis  Hankau  ins 
Leben  gerufen;  die  Fahrten  gehen  über  Tschinkiang  nach  Hankau.  Von  da  geht 
ein  .\nschliil.>dampfer  des  Norddeutschen  Lloyd  weiter  bis  Itschang.  Die  auf 
dem  Vangtze  verkehrenden  Schitie  der  Firma  Rickmers  wurden  später  von  der 
Hamburg-Amerika-Linie  übernommen.  Zur  Zeit  wird  der  Betrieb  der 
deutschen  Yangtzeschiffahrt  bis  Hankau  durch  den  Norddeutschen  Lloyd  und 
die  Hamburg- Amerika-Linie  gemeinschaftlich  ausgeführt. 

Von  so  n  s  f  i en  deutschen  Sch  i  f  f sl  i  n  i  c  n  an  d  er  ch  in  c  si sc  h  e n  Küste 
sind  die  Linien  Sh.inijlirii-  Honf^kong- Canton  wöchentlich  einmal  ab  Shanghai) 
und  Hongkong  -  Nagasaki  -  Wladiwostok  (uioiiaihch  einmal)  der  Hamburg- 
Amerika-Linie  und  die  Linie  Tsingtau- Hongkong  (alle  drei  Wochen)  der 
I'iruia  Diederichsen,  Jebsen  &  Co.  zu  nennen.  Die  genannten  deutschen 
Schiffslinien  dienen  zur  Beförderung  deutscher  Posten.  Neben  den  d  e u  tsc  h  e  n 
Schitien  bedienen  sich  die  deutschen  Postanstalten  für  ihren  gegenseitigen 
Verkehl  auch  aller  sonstigen  geeigneten  Schitlsverbindungen;  namentlich 
kommen  japanische,  chinesische,  englische  und  französische  Schiffe  in  Betracht. 
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4.  Deutsche  Post  verbind  ungen  im  Inneren  Chinas. 
Außer  mit  den  Schitfsverbiiidunt^en  auf  dem  Yangtze  Strome  (siehe  oben) 
und  milteUt  der  Sdmntungeisenbahn  (siehe  unter  I.  H.  Kiautschou,  Seite  76) 
besteht  eine  deutsche  Postsachenbeförderung  noch  auf  der  Eisenbahn  Schan- 
haikwan-Tongku-Tientsin-Peking  (431  km),  auf  der  tflglich  in  jeder 
Richtung  ein  Zug  verkehrt.  Die  Begleitung  der  Postsachen  findet  auf  dieser 
Streclic  durch  chinesische  Unterbeamte  der  deutschen  Post  statt. 

5.  Dienstzweige  der  deutschen  Postanstalten. 

Die  deutschen  Postanstalten  in  China  gelten  sämtlich  seit  ihrer  Einrichtung 
;ds  /um  Weltpostvereine  gehörig;  seit  1894  sind  sie  in  der  Vollzugsordnung  zum 
Wellpostvertrag  ausdrücklich  als  Glieder  des  Weltpostvereins  genannt.  Bei 
^ä^1tlichcn  Postanstalten  iindet  eine  Bestellung  der  Briefsendungen  statt;  ferner 
ist  bei  allen  Postanstalten  der  Zeitlingsdienst  und  der  Paketdienst  ein- 
geführt. Postpakete  ohne  Wertangabe  sind  im  Verkehre  mit  den 
deutschen  Postanstaltcn  in  China  auf  dem  Wege  über  Bremen  seit  Oktober  1887 
und  auf  dem  Wege  Uber  Neapel  seit  Februar  1888  zugelassen;  Postpakete 
mit  Wertangabe  sowie  Wertbriefe  und  Wertkfistchen  können  seit  dem 
1.  April  1890  im  Verkehre  mit  den  deutschen  Postanstalten  in  China  zur  Ver- 
sendung kommen.  Im  September  1892  wurde  der  Geschüftskreis  der  Post- 
anstalten durch  Zulassung  gewöhnlicher  Post f räch tstü cke  von  mehr  als 
3  bis  10  kg,  aber  nur  im  Verkehre  mit  Deutschland,  erweitert;  seit  Mai  1901 
erstreckt  sich  der  Postfrachtstückdienst  auch  auf  Sendungen  mit  Wertangabe. 
Nachnahmen  sind  auf  Briefeendungen  im  Verkehre  mit  allen  Lttndem  und 
hei  Paketen  im  Verkehre  mit  Deutschland  zulassig.  Die  bisher  genannten 
Dienstzweige  sind  nach  und  nach  auf  alle  Postanstalten  ausgedehnt  worden; 
doch  nehmen  einige  Postanstalten  am  Wert-  und  Nachnahmedienste  sowie  um 
Austausche  von  Postiirachtstlick«!  nkht  teil.  Ein  unmittelbarer  Post- 
paketaustausch findet  aufier  mit  Deutschland  und  Italien  auch  statt:  seit 
1887  mit  Egypten,  seit  1893  mit  Deutsch-Neu-Guinea,  seit  1894  mit  Nieder- 
ländisch-Indien  und  seit  1901  mit  Ceylon.  Der  Postanweisungsdienst, 
der  seit  dem  i.  Februar  1891  besteht,  ist  ebenfalls  nach  und  nach  auf 
sSmtliche  Poatanstalten  au^edehnt  worden.  Die  Ein-  und  Auszahlungen 
erfolgen  in  mexikanischen  Dollars.  Um  bei  den  im  Verkehre  der  deutschen 
Postanstalten  untereinander  von  Chinesen  für  Chinesen  eingezahlten 
Postanweisungen  Betrügereien  vorzubeugen,  wird  über  solche  Postan- 
weisungen eine  doppelte  Einliefcrungsbescheinigung  ausgestellt,  deren  eine 
vom  änzahler  mittelst  Einschreibimefe  unter  Umschlag  an  den  Empfilnger 
zu  abersenden  ist.  Die  Auszahlung  erfolgt  gegen  Quittung  auf  der  An- 
wcisung  erst,  nachdem  die  erwähnte  zweite  Einlieferungsbescheinigung  an  die 
auszahlende   Stelle  zurückgegeben  worden  ist. 

6.  Telegraphen-  und  Fernsprecheinrichtungen. 

Deutsche  Telegraphenanstalten,  die  mit  den  deutschen  Postanstalten 
vereinigt  sind,  bestehen  in  Shanghai  und  Tschifu.  Beide  Orte  sind  mit 
dem  Schutzgebiete  Kiautschou  durch  reichseigene  Kabel  verbunden  (vgl.  S.  77). 

Deutsche  Stadtfernsprecheinrichtungcn  bestehen  bei  den  deutschen 
Postanstalten  in  Tschifu  (seit  dem  1.  August  1901}  und  in  Hankau  (seit 
dem  I.April  1902).   Jene  hat  27,  diese  40  Anschlösse. 

7.   Beamten-  und  Unterbeamlen Verhältnisse. 
In  Shanghai  wurde  der  deutsche  Postdienst  von  Anfang  an  durch  einen 
Fachbeamtcn  wahfgenommen;  bis  1891  hatte  dieser  gleichzeitig  beim  deutschen 
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Gcncralkoii^ulalc  Dienst  /u  ihun.  Ende  1897  erhielt  auch  l  icntsin  einen 
deutschen  hachbeamten;  ungetähr  gleichzeitig  wurde  nach  Shanghai  ein  zweiter 
Fachbeamter  entsandt. 

Die  chinesischen  Wirren  des  Jahres  1900  führten  eine  große  Zahl 
deutscher  Postbeamten,  teils  aK  Feldpostbeamtc,  teils  zur  Verwendung 
bei  den  besiehenden  und  neu  ein/.urichlenden  deutschen  P'^stanstalten,  nach 
China.  Gegenwärtig  sind  aul^er  den  Postüintern  Shanghai  und  Tientsin  mit 
deutschen  Postfachbeamten  besetzt:  die  deutschen  Postamter  in  Peking, 
Tongku,  Schanhaikwan,  Tschifu  und  Hankau.  Im  ganzen  befinden 
sich  in  Ostasien  zur  Zeit  außer  dem  Vorsteher  der  deutschen  Postdirektion. 
einem  Postrate,  29  deutsche  Postlachbeamle ;  dabei  sind  die  Beamten  im 
Schutzgebiete  Kiautschou  und  in  dessen  Hinterhinde  (siehe  unter  I.  H.  Kiautschuu, 
Seite  77)  mitgerechnet.  Beim  Postamt  in  Shanghai  sind  neben  dem  Posldirektor 
ein  Postinspektor  und  acht  Fachbeamte  beschäftigt;  beim  Postamt  in  Ttentsin 
sind  vier  und  beim  Postamt  in  Tschifu  zwei  deutsche  Postbeamte  tätig. 

Als  Hülfsbeamte  werden  bei  einigen  Posiansfallen  Chinesen  verwendet, 
so  in  Shanghai  und  Tschifu  als  Telegraphisten.  Einer  der  I-lUlfsbeamtcn  de» 
Postarots  in  Shanghai  hat  die  Unterschriften  auf  den  in  chinesischen  Schrift- 
zUgen  vollzogenen  Ablieferungsscheinen  und  Postanweisungen  zu  prüfen,  auch 
liegt  ihm  ob,  die  für  den  Bestellungsdienst  erforderlichen  chinesischen  Post- 
boten auszuwählen.  Europäische  Unterbeamte  befinden  sich,  abgesehen 
von  den  beiden  deutschen  Leitung-saufschern  des  Postamts  in  Tsingtau,  nicht 
mehr  bei  den  deutschen  Postanstalten  in  Ostasien,  nachdem  dtß  antlißltch  der 
Wirren  des  Jahres  1900  nach  Ostasien  entsandten  deutschen  Postunterbeamten 
zurückgezogen  worden  sind.  Demzufolge  wird  der  Unterbeamtendienst  dieser 
Postanslallen  'namentlich  HüHeleistuni^  im  inneren  Dienste,  Brief bestellung, 
Kastenleerung,  auch  Ausschreiben  von  chinesischen  Ablieferungs>cheinen)  aus- 
schliefilich  durch  Chinesen  wahrgenommen;  in  Haniuo  und  Tsdiifu,  wo 
deutsche  S(adtfernsprecheinrichtungen  bestehen,  sind  Chinesen  auch  als  Leitungs- 
aufscher  au^-  !  i'  i  t  worden.  Eine  besondere  Stelliini;  nimmt  unter  den 
chinesischen  l  ntL  i  i^cimlen  der  CicKIprUfer  (shroflf  i  des  Postamts  in  Shanghai 
ein,  der  die  einkommcnden  Geldstücke  auf  ihre  Echtheit  zu  prüfen  hat.  Die 
Gesamtzahl  der  als  Hülfsbeamte  und  im  Unterbeamtendienste  bei  den  deutschen 
Postanstalten  in  Ostasien  beschäftigten  Chinesen  beläuft  sich  zur  Zeit  auf  84. 
Im  einzelnen  sind  in  Shanghai  27,  in  Tsingt;ui  1  ^,  in  Tienisin  10,  in  Tschifu, 
Tongku  und  llaiikau  ie  5  und  in  Peking  4  Chincsc-n  beschäftigt;  bei  den 
anderen  Postaastalten  rinden  drei  oder  weniger  Chinesen  Verwendung. 


Post«  und  Telegr  apliengesetz  des  Australischen  Bundes. 

Nachdem  sich  die  Staaten  des  australischen  Festlandes  nebst  Tasmanien  zu 
dem  Australischen  Bunde  (Commonwealth  of  Australia)  vereinigt 
haben,  ist  eine  Reihe  von  Verwaltungszweigen,  die  sich  vordem  in  den  Händen 
der  Einzeircgierungen  befanden,  auf  die  Bundesregierung  Obergegangen.  Ins« 

besondcic  i^cli-Ven  hierzu  das  Postwesen  und  da>^  Telegraphen wesen, 
die  seit  Jcin  1.  .M  i;/  loot  eine  für  das  i^anzc  Gcl^iet  des  Bundes  ge- 
mein snme  Verwaltung  bilden.  Das  Postgebiet  des  Australischen  Bundes 
erstreckt  sich  auf: 
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Neu-SUd-Wales  mit    82  5  478  qkin  und  1483625  Einwohnern, 

Queensland  -    i  960  439    -  -       503  392 

Süd-Australien     -    2  340  460    -  -       362  004 

Tasmanien         -       (^7  ^^94    -  -  '7-475 

Victoria  -     237610   •  -    1  195874 

West- Australien    -    2  527  530    -  -       182  533 

zusammen. . .   7  949  4t  i  qkm  mit   3  900  523  Einwohnern. 

Die  Handhabung  des  Post-  und  Telegraphendienstes  im  Bundes- 
postgebiete war  anfangs  nicht  einheitlich,  sondern  richtete  sich  in  jedem 

Ein/.elstaate  nacli  Jen  daselbst  vorher  güHig  gewesenen  Gesetzen  und  Ver- 
ordnungen. Aber  schon  am  i.  Dezember  1901  trat  ein  Bundes-Post-  und 
Telegraphengesetz  (Postand  Telegraph  Act  1901)  in  Kratt,  das  eine  Reihe 
wichtiger  auf  das  Post-  und  Tclcgrapbenwesen  bezüglicher  Fragen  Air  das 
Bunde^ebiet  dnhcitlich  regelte  und  viele  andere,  ebenfalls  nicht  unwichtige 
Angelegenheiten  dem  Bunde>  Gcneralpostmeister  zur  Regeluni:  im  Verordnungs- 
wege zuwies.  Wir  entnehmen  dem  Gesetze,  das  in  neun  Kapiteln  159  Para- 
graphen umfallt,  folgende  Einzelheiten  von  allgemeinerem  Interesse. 

An  der  Spitze  der  Bundes-Post*  und  Telegraphen-Verwaltung 
steht  ein  Generalpostmeister  (Postmaster-General),  dem  ein  Sekretär  (Secretary) 
beigegeben  ist;  in  jedem  Einzelstaate  liegt  die  Leitung  des  Post-  und 
Telegraphendienstes  einem  dem  Generalpostmeister  unterstellten  Deputv  Post- 
master-General ob.  Der  Generalpostmeister  hat,  wie  .schon  erwähnt,  in 
wettgehendem  Maße  das  Recht,  reglementarische  oder  administrative  An- 
ordnungen zu  treffen.    U.  a.  hat  er  zu  bestimmen: 

welche  Gewichts-  und  Ausdehnungsgrenzen  lÜr  die  verschiedenen  Gattungen 

von  Postsendungen  gelten  sollen; 
unter  weiciien  Bedingungen  und    zu   welchen  Taxen  Paketsendungen 

zur  PostbefOrderung  anzunehmen  sind; 
wie  mit  Sendungen,  die  augenscheinlich  zollpflichtige  Gegenstände  ent- 
halten, zu  verfahren  ist; 
unter  welchen  Bedingungen  Geldhetriigc   im  Wege  der  Postanweisung 

oder  des  Postbons  versandt  werden  können; 
weiche  Gebtthren  fUr  Einschreibsendungen  und  für  Überlassung  von 

Schließfächern  zu  entrichten  sind; 
gegen  welche  Gebühren  der  Fernsprecher  befnil/.t  wet den  kann. 
Verschiedene  andere  Rechte  des  Generalpostnieisteri.  zum  Erlasse  von  Ver- 
ordnungen u.  5.  w.  sind  im  folgenden  erwähnt.  Besonders  bemerkenswert 
ist  noch,  daß  er  befugt  ist,  die  Übertretung  oder  Nichtbeachtung  der  von 
ihm  erlassenen  Verordnungen  mit  Geldstrafe  bis  zu  50  Pfd.  Stert,  zu  bedrohen, 
ferner,  daß  er  sein  Verordnungsrecht  für  bestimmte  Materien  oder  für  bestimmte 
Teile  des  Bundesgebiets  vorbehaltlich  jederzeitigen  Widerruts  an  eine  andere 
Person,  also  z.  B.  für  das  Gebiet  eines  Einzelstaats  an  den  Deputy  Poslmaster- 
Geoeral  dieses  Staates,  übertragen  kann.  Alle  Verordnungen  sind  im  Amtsblatte 
(Gazette^  zu  veröffentlichen;  die  Bekanntgabe  hat  jedesraAl  mindestens  14  Tage 
vor  dem  Inkrafttreten  zu  erfolgen.  Die  Verordnungen  sind  dem  Parlament 
binnen  14  Tagen  nach  der  Veröffentlichung  oder,  wenn  das  Parlament  dann 
nicht  tagt,  binnen  14  Tagen  nach  dem  Wiederzusammentritte  vorzulegen. 

Der  Postzwang  erstreckt  sich  im  Bundesgebiete  nur  auf  Briefe.  Wer 
Briefe  g^en  Bezahlung  auf  andere  Weise  als  durch  die  Post  VLiscndet  oder 
befördert,  unterliegt  einer  Geldstrale  von  5  bis  50  PtJ.  .sterl.  Vom  Postzwange 
Mnd  jedoch  ausgeschlossen:  Briefe  im  Gewichte  von  mehr  als  16  Unzen  ^rund 
430  gj,  Briete^  die  sich  auf  Warensendungen  beziehen  und  mit  diesen  be- 
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fördert  werden,  sowie  Briete,  die  der  Absender  in  eigener  Angelegenheit  durch 
besonderen  Boten  versendet.  Auch  Briefe  nach  und  von  der  nächsten  Post- 
anstalt unterliegen  nicht  dem  Postzwange.  Auf  dem  Gebiete  derTelegraphie 
ist  dem  Generalpostmeister  das  ousschliefiliche  Recht  der  Errichtung  und 
Unterhaltung  von  Telegrephenanlagen ,  sowie  der  Annahme,  Beförderung  und 
Bc<itelUmg  von  Telegrammen  und  anderen  tele^nipbischen  Mitteilungen  vor- 
behalten. Jedoch  ist  den  Eisenbahnen  die  Anlegung  von  Telegraphenlinien 
fUr  Zwecke  des  Kisenbahndienstes  gestattet,  vorausgesetzt,  dal»  diese  Linien  — 
aufier  mit  ausdrücklicher  Bewilligung  des  Generalpostmeistm  —  nicht  zur 
Beförderung  von  Privattelegrammen  benutzt  werden.  Ferner  ist  die  Anlage 
privater  Fernsprecheinrichtungen  innerhalb  dci  Häuser  gestattet,  auch  dUrfen 
private  Telegraphenlinien  errichtet  werden,  wenn  sie  über  die  Grenzen  des 
betretfenden  Grundstücks  nicht  hinausgehen  und  von  der  nächsten  staatlichen 
Telegraphenlinie  —  wenn  es  sich  nicht  etwa  um  den  Anschlull  an  eine  staat- 
liche Telegraphenanstolf  handelt  —  Uberall  mindestens  I2  Fuß  entfernt  sind. 
Endlich  kann  der  Gcnernlpo'^fcneister  Konzessionen  zur  Einrichtung  sonstiger 
privaten  Telcgraphenaniagcn  erteilen  und  die  Bedingungen  für  den  Betrieb 
solcher  Aulagen  festsetzen.  Wer,  uiinc  dazu  berechtigt  zu  sein,  eine  Telegraphen- 
anläge  betreibt,  oder  wer,  wenn  er  die  Ermächtigung  zum  Betrieb  einer 
Telegraphenanlage  erhalten  hat,  die  festgesetzten  Bedingungen  nicht  innehält, 
hat  für  jeden  Tag  des  unberechtigten  Betreibens  der  Anlage  eine  Geldstrafe 
bis  7AI  3  Pfd.  Sterl.  zu  gew.'frtigen ;  nulk-rdein  ist  der  Generalpostmeister  be- 
rechtigt, die  Beseitigung  der  ohne  Erlaubnis  oder  nicht  konzessionsgemäli 
betriebenen  Anlagen  anzuordnen. 

Von  den  besonderen  Vorrechten  der  Postverwaltung  ist  anzuführen, 
<la1>  die  Angehörigen  der  Verwaltung  hei  Ausübung  ihres  Dienstes  von  allen 
Hafen-,  Landungs-,  HrUckcn-,  Wege-  und  ;ihtih"chen  (icbUhren  betreit  sind; 
insbesondere  gilt  dies  lür  die  Postbeförderer,  uie  zur  l^ostbetörderung  benutzten 
Fuhrwerke  oder  Pferde,  die  Telegraphenboten  und  die  mit  der  Wieder- 
herstellung von  Telegraphenlinieii  betrauten  Personen.  Auch  die  zur  Er- 
bauung und  Unterhaltung  der  Tclegrapiienlinien  erforderlichen  Materialien 
genielJen  mit  einigen  Einschränkungen  diese  Abgabenfreiheit.  Wer  diesen 
Bestimmungen  entgegen  von  Angehörigen  der  Fostverwaltung  Gebühren  tordert 
oder  annimmt,  verflillt  in  Geldstrafe  bis  zu  50  Pfd.  Sterl.  FOr  die  Anlegung  von 
Telegraphenlinien  hat  die  Postverwaltung  in  weitgehendem  Maße  das  Recht, 
Pri\ atgrundstUcke  durch  ihre  Angestellten  zur  Auskundung  betreten  zu  lassen, 
ilire  Linien  ober-  oder  tmlerirdi'-cii  Uber  Grundstücke  oiler  Wege  zu  führen 
sowie  Ausästungen  unu  andere,  im  Zusammenhange  mit  der  Errichtung  und 
Unterhaltung  der  Telegraphenleitungen  notwendige  Arbeiten  vorzunehmen. 
Die  Rechte  der  Eigentümer  sollen  aber  dabei  so  viel  als  möglich  gewahrt, 
auch  soll  für  den  etwa  angerichteten  Schaden  vollständige  Entschädigung  ge- 
zahlt werden.  Die  Höhe  des  Schadenersatzes  wird,  wenn  die  vom  General- 
postmeister angebotene  Summe  dem  Geschadigten  nicht  ausreichend  erscheint, 
durch  Schiedsspruch  festgestellt. 

Eine  Heihe  von  Strafbestimmungen,  die  das  Gesetz  enthält,  hat  den  Zweck, 
viie  Postkasse  und  die  Pos  tan  lagen  vor  Schädigungen  durch 
Dritte  zu  schützen.  So  wird  die  AnfertigiinL^  und  die  wissentliche  Be- 
nutzung gcliilschter  Freimarken  oder  von  Instrumenten  zur  Herstellung  falscher 
Freimarken  mit  Gefflngnis  oder  Zuchthaus  (imprtsonment  with  or  without 
hard  labour)  bis  zu  2  Jahren  bestraff.  Ferner  soll  mit  Geldstrafe  von  I  bis 
30  Pid.  Sterl.  oder  mit  (jetiingnis  oder  Zuchthaus  bis  zu  12  Monaten  belegt 
werden,  wer  in  betrügerischer  Absicht  Postw  ertzA-ichcn  von  Postsendungen 
oder  Telegrammen  ablöst,  das  Entwertungszeichen  von  benutzten  Freimarken 
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enlfernl  oder  entwertete  Freimarken  nochmals  benutzt.  \\'ci;cr  wird  Geld- 
strafe von  derselben  Höhe  demjenifren  angedroht,  der  in  der  Absicht,  der  Post 
das  Porto  zu  hinterziehen,  Sendungen  derart  einrichtet,  daL>  der  Schein  er- 
weckt wird,  es  sei  fbr  sie  ein  geringeres  als  das  bestimmungsmäßige  Porto 
oder  Oberhaupt  kein  Porto  zu  entrichten;  diese  Strafbestimmung  wlre  also 
z.B.  anzuwenden,  wenn  eine  mit  unzulässigen  handschriftlichen  Miücikmgen 
verliehene  gedruckte  Mitteilung  wissentlich  und  absichtlich  als  Drucksache  be- 
zeichnet und  frankiert  würde.  Besonders  hohe  Strafe  (Gefängnis  oder  Zucht- 
haus bis  zu  7  Jahren)  ist  auf  die  l^trügerische  Einschmuggclung  gefälschter 
Postanweisungen  oder  Postbons  geietzt.  I>ie  Versendung  von  Gegenständen, 
deren  Beförderung  mit  Gefahr  verbunden  ist,  namentlich  die  Versendung  leicht 
entzündlicher  Sachen,  atzender  Flüssigkeiten,  scharfer  Instrumente  u.  s.  w.  ist 
mit  Geldstrafe  bis  zu  loo  Pfd.  Sterl.  oder  mit  Gefängnis  oder  Zuchthaus  bis 
zu  2  Jahren  bedroht.  Die  Beschädigung  der  Posthfluser  oder  der  Briefkasten, 
ebenso  das  Einlegen  geflKhrlicher  Gegenstände  in  die  Briefkasten  u.  sr.  w.  unter- 
liegt einer  Geldstrafe  bis  zu  50  Pfd.  StcrI.  oder  einer  Gefängni';-  oder  Zucht- 
hausstrafe bis  zu  6  Monaten;  werden  widcrrechllicli  Plakate  und  dergleicher» 
an  Briefkasten  oder  Posthäuscr  angeklebt,  oder  werden  die  Briefkasten  oder 
Posthliuser  beschmutzt,  so  ist  eine  Geldstrafe  bis  zu  5  Pfd.  Sterl.  verwirkt. 
Wer  sich  in  einem  Postraum  ungebührlich  benimmt,  oder  wer  Postbeamte  bei 
Ausübung  ihres  Dienstes  hindert,  hat  Geldstrafe  bis  zu  10  Pfd.  Sterl.  zu  ge- 
wärtigen ;  war  in  letzterem  Falle  die  Beförderung  oder  Aushändigung  von 
Postsachen  verhindert  oder  verzögert  worden,  so  erhöht  sich  die  Strafe  bis 
auf  50  Pfd.  Steri.,  und  es  kann  auch  Geßingnis  oder  Zuchthaus  bis  zu 
6  Monaten  verhängt  werden.  Auf  die  widerrechtliche  Anwendung  der  Be- 
zeichnungen »Post  Oftice«  oder  »Roval  Mail«  ist  eine  Geldstrafe  bis  zu 
25  Pfd.  Sterl.  gesetzt;  einer  Geldstrafe  von  doppelter  Höhe  setzt  sich  aus.  wer 
sich,  ohne  dazu  ermiichtigt  zu  sein,  als  amtlich  bestellter  Freimarkenverkäufer 
bezeichnet,  und  eine  Strafe  bis  zu  100  Pfd.  Sterl.  oder  Gefilngnis  oder  Zuchthaus 
bis  zu  2  Jahren  droht  demjenigen,  der  sich  fälschlich  als  Postbeamter  ausgibt. 
Widerrechtliche  Beschädigungen  von  Telegraphenanlagen  unterliegen  einer  Ge- 
fängnis- oder  Zuchtliausstrat'e  bis  zu  3  Jahren;  sind  mildernde  Umstände  vor- 
lianden,  so  kann  auf  Geldstrafe  bis  zu  23  Pfd.  Sterl.  oder  auf  Freiheitsstrafe  bis 
zu  3  Monaten  erkannt  werden.  Fahrlässige  Beschädigungen  von  Telegraphen- 
anlagen werden  mit  Geldstrafe  bis  zu  5  Pfd.  Sterl.  bestraft;  daneben  hat  der 
Schuldige  den  durch  ihn  verursachten  Schaden  zu  ersetzen.  Über  den  Schutz 
der  Telegraphcnanlagen  gegen  Schädigungen  durch  andere  elektrische  Anlau'on 
enthalt  das  Gesetz  eingehende  Bestimmungen.  Danach  haben  die  Unternehmer, 
welche  eine  elektrische  Anlage  errichten  wollen,  der  Postverwaltung  in  allen 
den  Fällen  vor  Beginn  des  Baues  entsprechende  Mitteilung  zu  machen,  wenn 
sich  die  .Anlage  einer  vorhandenen  Telegraphenlinie  bis  auf  10  Vards  ((),2  m) 
lind  danmter  nähert.  Wird  durch  eine  neue  elektrische  Anlage  der  Betrieb 
eijier  alteren  relcgraphenlinie  beemtriichtigt,  so  sind  an  letzterer  die  aus  diesem 
Anlaß  erforderiichen  Änderungen  auf  Kosten  der  neuen  Unternehmung  ent- 
weder durch  diese  selbst  oder  durch  Organe  der  Postverwaltung  vorzunehmen. 
Kommen  die  Unternehmer  elektrischer  Anlagen  diesen  V^erptlichtungcn  nicht 
nach,  so  haben  sie  Geldstrafen  zu  zahlen,  die  sich,  wenn  durch  die  elektrische 
Anlage  eine  Unterbrechung  des  Telegraphenverkehrs  verursacht  worden  ist, 
b»  auf  50  Pfd.  Sterl.  für  den  Tag  belaufen  kOnnen. 

VcrtrÄgC  mit  fremden  Postverwaltungen  über  die  Beförderung  der 
Po$tsendun^^^f^^         Erhebung  und  Teilung  der  Portobeträge,  die  Krs.it/piiicht 
iÖr  Einschreibsendungen,   den  Austausch    von   Postanweisungen   und  Post- 
.  .      ji  s.  w.  kann  der  Generalpostmeister  abschließen,  ohne  daß  er  dazu 
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in  jedem  Falle  der  Zustimmung  des  Parlaments  bedarf.  Hierbei  sei  erwähnt, 
dai>  bisher  die  PüNtvcrwaltungen  von  Süd-Australien,  \Ve.sl- Australien  und 
1  uMnanicu  von  der  durch  Art.  lU  des  SdiluflprotokoUs  zum  Weltpostvertrage 
gemachten  Befugnis,  die  Ersatzleistung  fQr  den  Verlust  von  Einschreibsendungen 
nach  und  aus  anderen  Ländern  abzulclmen,  Gebrauch  gemacht  haben,  daß 
die^e  Beschränkung  aber  Jetzt  für  den  Verkehr  mit  denjenigen  Ländern  weg- 
gefallen ist,  die.  wie  Deutschland,  auch  ihrerseits  die  Haftpflicht  für  Einschreib- 
sendungen des  internationalen  Verkehrs  anerkennen. 

Die  Eisenbahnen  des  Australischen  Bundes  sind  auf  Verlangen  des 
Generalpostmeistciv  verpflichtet,  Postsendungen  mit  jedem  Zuge  zu  befördern 
und  die  nötigen  Vorkehrungen  zu  treffen,  um  die  Annahme  und  Abgabe  der 
Postsachen  auf  den  Bahnhöfen  möglichst  zu  erleichtern.  Die  dafür  von  der 
Postverwaltung  an  die  Eisenbahnen  zu  zahlenden  Vergütungen  sollen  in  beider- 
seitigem Einvernehmen,  u.  U.  auf  dem  Wege  der  Anrufting  eines  Schieds- 
^ci  i.hts,  vereinbart  werden.  Wo  jedoch  die  Post befÖfdefung  durch  die  Eisen- 
bahnen -seither  kostenlos  erfolgt  ist,  behält  es  dabei  sein  Bewenden. 

Die  einen  Hafen  des  Bundesgebiets  anlautenden  Schiffe  haben 
die  an  Bord  belindliclien,  nach  dem  Bundesgebiete  bestimmten  Postsäcke  und 
einzelnen  Postsendungen  alsbald  nach  der  Ankunft  an  die  mit  der  Empfeng- 
nahrae  der  Postsachen  betraute  Stelle  (Post-,  Hafen-  oder  Zollbehörde)  ab- 
zuliefern. Diese  Bestimmung  erstreckt  sich  aber  nicht  auf  Briefe,  welche  an 
Bord  berindliche  Waren  belrctlen  und  mit  diesen  an  die  Empfänger  aus- 
gehändigt werden  sollen,  ferner  nicht  auf  Empfehlungs-  und  ihnliche  Briefe, 
die  sich  ausschließlich  auf  eigene  Angelegenheiten  des  Inhabers  beziehen.  Der 
Führer  jedes  angekommenen  Schifies  hat  nach  Ablieferung  der  Postsachen 
schriftlich  zu  erklären,  dal>  er  nach  bestem  Wissen  und  Willen  für  Ab- 
lieferung aller  an  Bord  berindlich  gewesenen  Postsäcke  und  Postsendungen 
Sorge  getragen  habe.  Diese  Erklärung  ist  dem  Zollbeamten  zu  übergeben, 
der  erst  dann  die  Zollabfertigung  des  Schiffes  bewirken  darf.  Handelt  es  sich 
um  ein  Schiff,  da^  in  der  Regel  ohne  Post  ankommt,  so  kann  der  SchifEi- 
führer  von  der  Abtrabe  einer  lörmlichen  Erklärung  entbunden  werden;  die 
f^ostanstalt  hat  in  solchen  Fällen  die  Zollbehörde  zu  benachrichtigen,  daß  die 
Abfertigung  des  Schiffes  ohne  weiteres  erfolgen  könne.  Die  aus  Orten  i nn er- 
halb des  Bundesgebiets  ankommenden  Schiffe  mQssen  vor  dem  Einlaufen  die 
Hafenbehörden  durch  Glocken-  oder  ähnliche  Zeichen  von  der  bevorstehenden 
Ankiiiitt  benachrichtig!  n,  ^i  imit  für  rechtzeitige  Empfangnahme  der  Post  gesorgt 
wcTLkn  kann.  Die-  abgehenden  Scliiffe  sind  zur  Mitnahme  der  Postsachen, 
die  iiinen  von  einer  Postanstali  übergeben  werden,  verptfichtet.  Im  allgemeinen 
werden  mit  den  Schifegesellscbaften,  deren  Schiffe  zur  PostbefSrderung  benutzt 
werden  sollen,  Verträge  abgeschlossen.  Die  Gesellschaften  erhalten  dann  für 
die  von  ihnen  im  lnte^e'^^e  des  Pu^tdienste'^  zu  verrichtenden  Leistungen  S u  b - 
VLMilif»ncn  von  Liitvp-cohL-irJer  Höhe.  Hie  Postladung  soll  auf  den  Schiffen 
gcUenni  von  den  anderen  Ladungsgegensianden  und  bicher  aufbewahrt  werden. 
Erwähnenswert  ist,  daß  die  Postverwaltung  nach  dem  Postgesetze  nur  solche 
Subventionsverträge  mit  Schiffsgesellschaften  abschließen  darf,  in  denen  diese 
die  \  erptlichtung  übernehmen,  ausschüelMich  weil.>es  Personal  zu  beschäftigen; 
nur  beim  Kohlcneinnehmen  und  beim  l-.in-  und  .\nsladcn  in  fremden  Häfen 
ist  den  betreffenden  Schiffen  die  \crvvendung  larbiger  Hülfskratte  gestattet. 
Die  nicht  subventionierten  Schiffe  erhalten,  wenn  ihnen  Postsachen  mit- 
gegeben werden,  E  i  n  z  e  I  \  c  r  g ü  t  u  n  g  e n.  Um  der  Postanstalt  die  Mitgabe  von 
Postsäcken  zu  ermöglichen,  haben  die  Schiffe  dieser  jedesmal  von  der  bevor- 
stehenden Abfalirt  Mitteilung  zu  machen,  und  /.\v.:!r.  wenn  das  Schiff  nach 
einem  Halen  mnerhalb  des  Bundesgebiets  bestimau  ist,  6  Stunden,  wenn  es 
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nach  einem  fremden  Hafen  gehen  «o1!.  24  Stunden  vor  der  Abfahrt.  Ver- 
zögert sich  die  Abfahrt  um  mehr  ah  eine  Stunde,  so  ist  dies  ebcnfalk  der 
Postanstalt  zu  melden.  Die  Übergabe  der  Post  an  die  Schiffe  erfolgt  gegen 
Quittung;  die  Vergütung  fQr  die  Beförderung  wird  jedesmal  gleich  bei  Aus- 
folgung der  Postladung  an  den  SchifTsftihrer  gezahlt.  Wenn  die  Abfahrt  um 
mehr  als  eine  Stunde  spater,  als  vor£Tcschen  wnr.  erfolgt,  so  hat  der  Schiffs- 
führer auf  Verlangen  der  Postanstalt  die  Postsachen  nebst  der  bereits  empfangenen 
Vergütung  zurückzugeben.  Handeln  die  Führer  von  ankommenden  oder  ab- 
gehenden Schiffen  den  ihnen  nach  dem  Gesetz  obliegenden  Pflichten  zuwider, 
so  haben  sie  Geldstrafe  (im  allgemeinen  im  Meistbetrage  von  50  Pfd.  Sterl.)  zu 
gewärtigen. 

Über  die  Höhe  des  Portos  der  Brief-  und  anderen  Sendungen  trilil 
das  Postgesetz  keine  Bestimmung;  wohl  aber  enthalt  es  Vorschriften  Uber  die 
portofrei  oder  mit  Portovergtlnstigung  zu  befördernden  Postsendungen. 

Ohne  Portoansatz  werden  befördert  Briefsendungen  in  Post-  und  Telegraphen- 
dienstsachen, ferner  .Adressen  und  Petitionen  an  den  Generalgouverneur  sowie 
an  die  Gouverneure  der  Einzelstaaten.  Im  letzteren  Falle  findet  die  Porto 
fireiheit  jedoch  nur  Anwendung,  wenn  das  Gewicht  der  Sendung  16  Unzen 
(rund  450  g)  nicht  Obersteigt,  und  wenn  die  Versendung  offen  erfolgt.  Ein 
ermäßigtes  Porto  (1  Penny  für  icde  halbe  Unze'  gilt  fUr  Briefe  an  Mannschaften 
der  britischen  Marine  oder  des  britischen  Landhccrs.  Weitere  Portover- 
günstigungen bestehen  insofern,  als  für  Sendungen,  die  Wahlpapiere  enthalten, 
ferner  für  Sendungen,  in  denen  Geburts-,  Tauf-,  Heirats-  und  Todes- 
bescheinigungen von  den  zur  Ausstellung  solcher  Bescheinigungen  berechtigten 
Behörden  versandt  werden,  im  Falle  der  Nichtfrankierung  kein  Zuschlagporto 
erhoben  wird.  Für  Zeitun£;ssendungen  ist  die  besondere  Zeituni^staxe, 
die  niedriger  ist  als  das  gewöhnliche  Drucksachenporto,  dann  anwendbar,  wenn 
die  Zeltung  gegen  Zahlung  einer  Gebtthr  von  5  Schilling  in  die  beim  General 
Post  Oftice  des  betreffenden  Staates  geführte  Zeitungsltste  eingetragen  ist. 

Die  Portogebühren  sind  in  der  Regel  mittelst  Freimarken  zu  entrichten; 
Freimarken,  die  nicht  auf  die  Vorderseite  der  Sendungen  geklebt  sind,  bleiben  un- 
berücksichtigt. Bei  den  vom  Generalpostmeister  dazu  ermächtigten  Postansialten 
kann  die  Zahlung  der  Postgebühren  auch  in  bar  stattfinden,  wenn  i^leich/.eitig 
eine  gröikre  Menge  von  Briefen,  Drucksachen  oder  Zeitungen  aufi^eliefert  wird. 

Eine  Geldstrafe  bis  100  Pfd.  Sterl.  oJci  Gefüni^nis  oder  Zuchthaus  bis  zu 
2  Jahren  droht  denen,  welche  S  0  n  l1  u  n  gen  mit  unsittlichen  Bildern  oder 
anderem  unsittlichen  Inhalt  oder  Sendungen,  deren  .Vul.^enseite  unsittliche  An- 
gaben, Bilder  u.  s.  w.  tr^gt,  zur  Post  geben.    Sendungen  dieser  Art,  die  von 
einer, Postanstalt  bemerkt  werden,  sind  zu  vernichten.    Handelt  es  sich  um 
Zeitungen   mit   unsittlichem  Inhalte,   so  werden   nicht   nur   die  betreffenden 
Nummern  vernichtet,  sondern  die  Zeitungen  sollen  auch  in  der  oben  cruiihnten 
Zeitungsliste  gestrichen  werden,  so  dal*  sie  der  Vergünstigung,  gegen  die  er- 
milfligte  Zeitungsfaxe  befördert  zu  werden,  verlustig  gehen.  Den  Glück sspiel en 
(Lotterien,  Wetten  bei  Pferde-  und  anderen  Rennen  u.  s.  w.)  will  das  australische 
Postgeselz  so  viel  als  möglich  entgegenarbeiten.    Ks  bestimmt  niimlich.  d;n>  über 
Personen,  die  nachweislich   im  Zusammenhange  mit  Glücksspielen  Geld  oder 
Geldeswerl   empfangen,  durcii  Verfügung  des  Generalpostmeisters  die  Brief- 
sperre verhangt  werden  soll,  dergestalt,  dafi  Postsendungen  aller  Art,  die  an 
dfiese  Personen  unter  ihrer  eigenen  Adresse  oder  unter  einer  Deckadresse  ein- 
geben,  nicht   ausgehändigt,  sondern  an  die  Absender  zui ückgeleitct  werden. 
Dieselbe  Mal.^nahmc  kann  gegen  Personen  angewandt  werden,  die  sich  damit 
bt'h<scn,  die  Zukunft  vorherzusagen,  oder  die  ein  Unternehmen  betrügerischen 
oder  unsittlichen  Charakters  betreiben. 
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Eine  ganze  Reihe  von  Be.slinnnungen  des  Gesetzes  belaßt  sich  mit  der 
Aushilndigung  der  Sendungen  an  die  Empfänger.  Die  nach  Hotels, 
LogierhiCusern  u.  s.  w.  gerichteten  Postsendungen  und  Telegramme  werden  im 

allgemeinen,  auch  wenn  die  Kmpfünger  noch  nicht  eingetroffen  sind,  an  die 
Inhaber  der  Hofeis  u.  s.  \v.  ausgehündigt ;  die  Sendungen  verbleiben  aber  bis 
zu  ihrer  Aushändigung  an  die  eigentlichen  Emptänger  unter  der  Kontrolle  der 
Postverwaltung,  und  die  Hotel-  u.  s.  w.  Inhaber  sind  verpflichtet,  die  binnen 
Monatsfrist  nicht  angebrachten  Sendungen  an  die  Post  zurQckzugeben.  Zu- 
widerhandlungen gegen  diese  Vorschrift  werden  mit  Geldstrafe  bis  zu  5  Pfd. 
StcrI.  geahndet.  Sendungen  an  zahlungsunfähige  und  in  Bankrott  geratene 
Personen  werden  an  den  Konkursverwalter  bestellt.  Die  Sendungen,  deren 
Empfänger  gestorben  sind,  sollen  grundsStdich  nur  an  diejenigen  Personen 
ausgehfindigt  werden,  die  sich  durch  eine  amtliche  Bescheinigung  als  Erben 
oder  Testamentsvollstrecker  ausweisen,  doch  ist  der  Generalpostmeister  oder 
der  Depiity  Posliiiaster-General  des  betretTenden  Staates  befugt,  bis  zur  er- 
folgten Beibrmgung  der  Bescheinigung  nach  Maßgabe  der  Einzelheiten  des 
Falles  darüber  Bestimmung  zu  tr^en,  an  wen  die  Bestellung  zu  erfolgen 
hat.  Soweit  keine  Bestellung  von  Postsendungen  stattfindet  — >  bei  der 
geringen  Dichtigkeit  der  Bevölkerung  sind  erkläriicher  Weise  weite  Strecken 
Landes  ohne  Besteüeinrichtung  — ,  werden  die  Postsachen  bis  zu  der  der 
Wohnung  des  Emptiingers  nSchstgelegenen  Postanstalt  befördert,  wo  sie  vom 
Adressaten  in  Empfang  genommen  werden  müssen.  Wo  Bestelleinrichtungen 
bestehen,  sollen  die  Postkarten,  Drucksachen,  Zeitungen  und  Postpakete  von 
der  Bestellung  zurückgestellt  und  für  einen  spateren  Bestcllgang  aufbewahrt 
werden,  wenn  durch  ihre  Mitnahme  die  Bestellung  der  Briefe  verzögert  werden 
würde.  Postsendungen,  die  irrtümlich  an  eine  zur  Empfangnahme  nicht  be- 
rechtigte Person  ausgehändigt  worden  sind,  müssen  an  die  Postanstalt  zurück- 
gegeben werden.  Geschieht  dies  nicht,  oder  wird  eine  Postsendung  von  einem 
Unbefugten  geöffnet,  so  ist  Geldstrafe  bis  zu  100  Pfd.  Sterl.  oder  Gefüngnis  oder 
Zuchthaus  bis  zu  2  Jahren  verwirkt.  Derselben  Strafe  unterliegt,  wer  sich 
durch  falsche  Vorspiegelungen  in  den  Besitz  einer  Postsendung  oder  eines  Tele- 
gramms zu  setzen  weiß,  ferner,  wer  ein  gefälschtes  Telegramm  absendet,  wer 
widerrechtlich  den  Text  eines  Telegramms  Ändert  oder  ein  Telegramm  unbe- 
fugter Welse  mit  dem  Namen  eines  Dritten  unterschreibt.  Waltet  in  diesen 
Füllen  eine  betrügerische  Al-i^icht  ob,  so  tritt  Freiheitsstrafe  bis  zu  3  Jahren  ein. 

Post-  un  d  Tel  eg  ra  ph  e  n  bea  m  t  e,  die  ihren  Pflichten  nicht  nach- 
kommen, haben  Geld-  oder  Freiheitsstrafen  zu  gewärtigen:  Postbeförderer, 
die  betrunken  sind,  absichtlich  von  dem  vorgeschriebenen  Wege  abweichen 
oder  die  festgesetzte  Beförderungsfrist  nicht  innehalten,  sollen  mit  Geldstrafe 
bis  zu  10  Pfd.  Sterl.  belegt  werden;  Briefträgern,  die  Postsendungen '  oder 
Telegramme  absichtlich  an  eine  andere  Person  als  den  richtigen  Empfänger 
aushändigen,  droht  Geldstrafe  bis  zu  30  Pfd.  Sterl.  oder  Gefängnis  oder  Zuchthaus 
bis  zu  6  Monaten;  das  unbefugte  Oeffnen  von  Postsflcken  und  Postsendungen  ist 
den  Postmeistern  sowie  den  SchitT-^t uhrern  und  Postbeförderern  unter  Androhung 
von  Geldstrafe  bis  100  Pfd.  Sterl.  oder  Gefängnis-  oder  Zuchthausstrafe  bis  zu 
2  Jahren  untersagt;  Strafe  von  derseiluMi  Höhe  ist  auf  die  X'erletzung  des  Tele- 
gtiiplieiigeheimnisses  durch  Telegraplienbeamte  gesetzt.  Sonstige  den  Be- 
stimmungen des  Postgesetzes  zuwiderlaufende  Handlungen  der  Post-  und  Tele- 
graphenbeamten werden  mit  Geldstrafe  bis  ZU  35  Pfd.  Sterl.  geahndet;  im  be- 
sonderen soll  eine  solche  Geldstrafe  gegen  Beamte  verhängt  werden,  die  aus 
Nachlj->Niukcit  Briete  verlieren  oder  absichtlich  Briefe  zurückhalten  oder  mit 
Verspätung  bestehen. 
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KLEINE  MITTEILUNGEN. 

Neuer  deutscher  Kabeida  mpfer.  Am  29.  Dezember  1902  ist  auf  der 
Werft  des  Vulkan  in  Bredow  bei  Stettin  der  erste  von  einer  deutschen  SchilT"?- 
bauanstalt  gebaute  Kabeidampfer  vom  Stapel  gelaufen  und  auf  den  Namen 
•Stephan«  getauft  worden.  Der  von  den  Norddeul^schen  Seekabelwcrken  in 
Nordenham  bestellte  Dampfer  soll  erstmalig  bei  der  Legung  des  zweiten 
deutsch-atlantischen  Kabels  Verwendung  finden.  Nähere  Angaben  Uber  seine 
Bauart  werden  wir  bringen,  sobald  er  seine  Probefahrten  beendigt  haben  wird; 
dies  wird  voraussichtlich  im  Marz  der  Fall  sein. 


Neue  Daropfer  des  Norddeutschen  Lloyd.  Der  Norddeutsche  Lloyd 
hat  jüngst  zwei  Dampfer  vom  Stapel  Inut'en  lassen,  die  beide  zu  der  neuen 
B Feldherrnklasse«  gehören.  Es  sind  die  Dampfer  »Seydlitz«  und  »Roon«.  Der 
erstere  lief  am  25.  Oktober  v.  J.  auf  der  Schichauwerft  in  Danzig,  der  letztere 
am  I.  November  bei  Job.  C.  Tecklenborg  in  Geestemünde  vom  Stapel.  Zu 
derselben  Klasse  gehOrt  auch  der  Dampfer  ^Zielen«,  der  jetzt  auf  der  Schichau- 
werft seiner  Vollendung  entgegengeht;  im  Baue  befinden  sich  noch  die  Dampfer 
»Gneisenau«  auf  der  Werft  des  Vulkan  in  Stettin  und  »Scharnhorst a  bei 
Job.  C.  Tecklenborg  in  Geestemünde.  Die  Dampfer  der  Feldherrnklasse  sind 
137  m  lang,  17  m  breit  und  i»  m  tief.  Der  Raumgehalt  betragt  etwa 
8000  Brutto-Registertonnen,  die  Maschinen  indizieren  etwa  5000  Pferdestarken, 
die  den  Schiffen  eine  Geschwindigkeit  von  14  Seemeilen  vcTleihen.  Jeder  der 
Dampfer  wird  gegen  2200  Passagiere  Uber  den  Ozean  tragen  können,  davon 
allein  1000  in  der  dritten  Klasse  (Zwischendeck).  Die  neuen  Dampfer  sind 
für  den  Dienst  auf  den  Linien  von  Bremen  nach  New  York  und  als  Ersatz- 
schiffe für  die  Retchsltnien  nach  Ostasien  und  Australien  bestimmt. 


AufscbUefiung  Chinas  durch  Eisenbabnbauten  und  neue 
Dampferlinien.    In  Amerika  haben  sich  nach  vThe  Journal  of  Commerce 

and  Commercial  Bulletin«  zwei  Gesellschaften  zum  Zwecke  der  Aufschließung 
Chinas  gebildet,  von  denen  die  eine,  die  American  Asiatic  Steamship  Company, 
die  Einrichtung  neuer  Dampferlinien  beabsichtigt,  die  andere,  die  American- 
China  Developing  C(MTipany,  den  fiau  einer  Eisenbahn  von  Hankau  nach 
Canton  plant.  Die  Interessengemeinschaft  bedingte  einen  engeren  Zusammen- 
schluiS  der  beiden  Gesellschaften  und  gegenseitige  Unterstützung,  die  sich  zuerst 
darin  äulkrte,  daß  die  letztere  Gesellschaft  sich  der  Dinipfcr  der  ersteren  zur 
Beförderung  de.s  Eisenbahnmaterials  nach  China  bediente.  Die  Developing 
Company  wird  einen  mehr  internationalen  Charakter  tragen,  da  ihr  Direktorium 
aus  Mitgliedern  von  New  York  und  Brüssel  besteht. 

Die  Bahn  selbst  ist  als  eine  Fortsetzung  der  soi^cn.  Lii  Han-Litiie  gedacht, 
deren  Anfangsstation  Peking  und  deren  Endpunkt  Hankau  ist.  eine  Stadt 
China.s,  die  man  häutig  mit  Chicago  verglichen  hat;  .sie  i>oll  zusammen  mit 
den  Nachbarstirdten  Hanjang  und  Wutschang  etwa  2  000  000  Einwohner  Bühlen 
und  ist  von  Hanjang  durch  den  Han-FIufs,  von  der  Provinzialhaui  tstadt 
Wutschang  durch  den  Ynngtzestrom  getrennt:  "-ic  liei^t  etwn  in  dci  Mitte 
zwischen  der  nördlichen  und  südlichen  Grcn/c  (diina>-  und  h-,o  engl.  Meilen 
von  Peking  entfernt.  Von  Wutschang  aul  dem  Süduler  des  Vangtzekiang 
t>eab5ichtigt  die  Aroerican-China  Developing  Comp,  ihre  Eisenbahnlinie  nach 
Canton  ausgehen  zu  lassen. 
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Kleine  Mitteilungen. 


Der  Plan  zu  dieser  Bahn  war  schon  im  Jahre  189^  aufgestellt  worden,  und 
seitdem  suchte  die  Gesellschaft  die  Konzession  fUr  deren  Bau  zu  erlangen. 
Aber  erst  neuerdings  ist  der  Vereinbarung  der  Gradkchaft  mit  Vertretern  der 

chille^i>^chen  Regierung  über  die  Herstellung  der  Linie  dorch  kaiserliches 
Dekret  die  Sanktion  erteilt  worden.  Der  Name  der  neuen  Linie  ist  »Yueh- 
Yan-Bahn«.    Die  Länge  der  Hauptstrecke  wird  rund  700  engl.  Meilen  be- 


tragen; Zweiglinien  mit  einer  Gesamtlänge  von  aoo  Meilen  sollen  ihr  an- 
gegliedert werden.  Den  ersten  Absctinitt,  und  zwar  von  Canton  aus,  mit  einer 

Ausdehnung  von  30  Meilen,  gedenkt  man  in  acht  Monaten  -^o  weit  fertig- 
zustellen, dalJ  der  volle  Betrieb  auf  ihm  eröffnet  werden  kann.  An  dem  Unter- 
nehmen ist  in  der  Hauptsache  amerikanisches,  aber  auch  einiges  europäisches 
Kapital  betheiligt;  China  hat  die  finanzielle  Unterstützung  zugesagt. 


Über  die  sibirische  Bahn    und  die  Verbindung  mit  Ostasien 
schreiben  die  »Bert.  N.  Nachr.«:  Mit  der  wachsenden  komoaenEiellen  Bedeutung 
der  ostasiatischen  Gebiete  fllr  die  am  internationalen  Handelsverkehre  be- 
teiligten  Länder  vermehren  sich   die  Bemühungen,  die  Verkehrsverhaltnisse 
zwischen  Europa  und  (Ktasien  weiter  zu  fördern  und  die  Verbindungen  der 
Hauptstädte  der  europäischen  Kulturländer  mit  China  und  Japan  noch  günstiger 
zu  gestalten,  als  sie  infolge  der  ErOfihung  der  transsibirischen  Bahn  bereits  ge- 
worden sind.  Mit  dieser  Frage  hat  sich  auch  eine  internationale,  von  chinesischer 
Seite  veranlaßte  und  von  Vertretern  des  Eisenbahnwesens  verschiedener  Länder 
beschickte  Konferenz  befaiM,  die  kürzlich  in  London  abgehalten  worden  ist. 
Die  Uber  die  vorbereitenden  Maßnahmen,  Umfang  und  Tarife  des  Personen- 
und  Güterverkehrs  geptiugencn  Verbandlungen  haben,  wie  es  scheint,  im 
großen  und  ganzen  zu  Obereinstimmenden  Erigebntoen  gefUhrt.    Von  euro- 
paischen Städten  sollen  London,  Paris,  Berlin,  Wien,  Amsterdam,  Brüssel, 
St.  Petersburg   und  Budapest,  von   asiatischen   Plätzen   der  russische  Hafen 
Dalny,  Peking,  Shanghai,  Yokohama  und  mehrere  andere  Städte  des  fernen 
Ostens  in  den  geplanten  europäisch- russischen  Durchgangsvtticehr  einbezogen 
werden.   Von  besonderem  Interesse  ist  die  Abkürzung  der  Reisedauer,  die 
durch  das  Zustandekonmien  bezüglicher  internationaler  Abmachungen  erreicht 
werden  würde.    Die  Entfernung  der  Hauptstädte  der  westeuropäischen  Länder 
von  den  russischen  Grenzstationen  Alexandiowo  und  Wirballen  wird  mit  dem 
Expreßzug  in  zwei  bis  drei  Tagen  zurückgelegt.    Die  Falirt  Ton  der  russischen 
Grenze  bis  Dalny  oder  Port  Arthur  hofil  man  so  zu  beschleunigen,  dafi  die 
Reisedauer  auf  14  Tage  herabgesetzt  weiden  kann.    Von  diesen  russischen 
Küslenplätzcn  würde  man  auf  der  chinesischen  Eisenbahn  in  etwa  16  Stunden 
Peking,  in  einem  Tage  mit  dem  Postdampfer  Tsingtau,  in  zwei  bis  drei  Tagen 
Shanghai  und  Nagasaki  erreichen  können,  so  di^  sich  die  Gesamtdauer  der 
Verbindunf^  von  den  europäischen  Hauptstfidten  nach  Peking  auf  ungeilEthr 
17  bis  lg  Tai^e,  nach  den  chinesischen  und  japanischen  Hafenorten  auf  20  bis 
12  Tage  belaufen  würde,  wahrend  die  Verbindung  auf  dem  Wasserwege  von 
Hamburg  und  den  englischen  Häfen  durch  den  Suezkanal  30  bis  32,  über 
den  Atlantischen  Ozean  und  Vancouver  32  bis  33  Tage  erfordert.    Es  würde 
also,  wenn  eine  durchgehende  Schnellzugsverbindung  zwischen  den  Haupt« 
Städten   des    westlichen   Europas    und   Port  Arfinir  bzw.    Peking  zustande 
kommt,  die  Fahrtdauer  im  Vergleiche  zu  dem  bi.sher  fast  ausschliei^lich  be- 
nutzten Wasserweg  um  etwa  14  Tage  verkürzt  werden. 


BERLIN.    CCDRl'CKT  tN  DER  REICHSORICKCRKL 


Digitized  by  Google 


RCHIV 


FÜR 

POST  UND  TELEGRAPHIE. 


BEIHEFT  ZUM  AMTSBLATTE 
DES  REICHS-POSTAMTS. 

BBRAUSGGGBBBN  IM  AUFTRAGS  DSS  REICHS -POSTAMTS. 


ir.  4^  BERUN,  FEBRUAR  1903. 


niHALT:  Der  Murray- Telegraph,  S.  97.  —  Das  neue  Postgebftude  in  Oldenburg  und 

die  Geschichte  der  oldenburgischen  Post,  S.  12a. 
Nachruf:  Wirklicher  Geheimer  Rat  Sachse  -J-,  S.  125. 

X«i«enitiir:  i.  Leitfaden  für  das  Studium  der  Verfassung  und  Verwaltung  der  ö&ter- 
reichisdi-angvisciien  M«Miarcliie  sowie  der  Postgeographie.  3.  Der  Organismus 
der  österrei^schen  Post*  und  Td^raphenanstalt.  Von  Rudolf  Will,  k.  k.  Poet- 

Controlor,  S.  127. 


Der  Murray-Telegraph*). 
Von  Telegraphen-Ingenieur  Kraatz  in  Berlin. 

Werden  in  eine  Leitung  die  Telegraph ierströme  mit  der  Hand  gesandt,  so 
bildet  da«;  Unvermögen  der  menschlichen  Hand,  die  Stromstöl'^e  beliebig 
schnell  aufeinander  tolgen  zu  lassen,  bald  die  Grenze  für  die  Ausnutzung  der 
Leitung.  Ein  besseres  Ergebnis  läüt  sich  dadurch  erreichen,  daiö  an  die 
Stelle  der  menschlichen  Hand  eine  Maschine  tritt,  welche  die  telegraphischen 
Zeichen  so  schnell  geben  kann,  als  die  elektrischen  Eigenschaften  der  Leitung 
und  die  Aufnahmefifhigkeit  des  Empfangsapparaf'^  zulassen.  Diese  als  »auto- 
matische Telegraphie  «  bezeichnete  ßetriebs\\  eise  ist  praktisch  in  dem  Wiieal- 
stone- Apparate  zu  groi^cr  Leistungsfähigkeit  ausgebildet;  sie  liegt  aucti  dem 
hier  zu  erllutemden  Murray-Telegraphen  zu  Grunde. 

Wbeatstone  verwendet  zur  Übermittelung  der  telegraphischen  Zeichen 
Ströme  wechselnder  Richtung  in  der  Weise,  dat.'  der  Anker  des  polarisierten 
Empfangsapparats  bei  StromstölSen  der  einen  Richtung  in  der  Ruhelage  bleibt, 
während  er  bei  Stromstöuen  entgegengesetzter  Richtung  angezogen  wird, 
wobei  sich  ein  Farbritdchen  gegen  einen  Papierstreifen  legt  und  Zeichen  her- 
vorbringt. Das  eigentliche  Telegraphieren  Ubemimmt  ein  vorher  gelochter 
Streifen  beim  Durchlaufen  des  Gebers.  Wheatstone  benutzt  die  Zeichen  des 
Morsealphabets  und  stellt  dessen  Grundzeichen  Punkt,  Strich  und  Zwischen- 

O  O 

räum  durch  die  LOchergruppen  O,  OO  und  o  dar.  In  dem  Stanzapparate  be- 

0  0 

finden  sich  diesen  Grundzeichen  entsprechend  3  Stempel,  die  beim  Nieder« 

•)  Mitbenutzte  Quelle:  William  B.  Vansize:  A  new  page-printing  telei;r:<p!i  — 
Band  18,  Nr.  5  vom  Mai  190t  der  »Transactions  of  the  amencan  Institute  ot  ei«;ctncal 
engincsi««. 
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Murray  «Telegnipb. 


I 


drücken  die  Löchergruppen  stanzen.  Auf  dem  gelochten  Streifen  erscheint  das 
Wort  «Berhn«  mithin  in  der  in  Fig.  i  unter  I  dargestellten  Weise.  Die 
Löcher  der  mittleren  Reihe  sind  Führungslöcher  und  dienen  zur  Fortbewegung 
des  gelochten  Streifens,  wtfhrend  die  LOcher  der  oberen  und  unteren  Reihe 
den  positiven  und  negativen  Pol  einer  Batterie  mit  der  Leitung  verbinden.  In 
Fig.  2  ist  die  Kontaktvorrichtung  einc^  Whcat^tone-Senders  dargestellt.  Die 
Zähne  eines  StcrnraJs  Str  greifen  in  die  Führungslöcher  ein  und  schieben 
den  gelochten  Streifen  P  vorwärts.  Zwei  Stößer  5,  und  5^  werden  ab- 
wechselnd auf'  und  abwVrts  so  bewegt,  daß,  wenn  5,  hoch  geht,  5,  sich 
senkt  und  umgekehrt.  Lauft  der  Streifen  mit  dem  gestanzten  Loche  »Börlin« 
durch  den  Geber,  und  bewegt  sich  5,  nach  oben,  während  "^ich  das  Loch  i 
oberhalb  dieses  StöiJers  befindet,  so  kann  5,  durch  den  Streifen  hindurch- 
gehen und  durch  den  Ansatz  St^  den  Hebel  H  und  das  StUck  K  gegen  die 
Kontakte  und  legen;  der  positive  Pol  der  Linienbatterie  LB  wird 
hierdurch  mit  der  Leitung  verbunden,  wührend  der  negative  Pol  geerdet  wird. 
Es  fließt  ein  positiver  Strom  so  lange  in  die  Leitung,  als  der  Hebel  H  die 
Lage  beibehält.  Der  Hebel  H  lauft  in  seinem  oberen  Teile  in  eine  scharfe 
Schneide  aus,  auf  die  ein  an  einer  Blattfeder  sitzendes  Stahlröilchcn  J  drückt  *, 
er  bleibt  daher  in  der  ihm 

durch  den  Ansatz  eines  Stößers  Fig.  i. 

gegebenen  Lage,  bis  der  An- 
satz des  zweiten  Stöl>ers  ihn 
in  die  andere  Lage  bringt. 
Lfluft  der  gelochte  Streifen 
weiter,  bis  das  Loch  i  sich 
über  dem  Stöikr  5.^  befindet, 
so  kann  dieser  Stößer  sich 
durch  den  Papierstreifen  nach 
oben  bew^en  und  den  He- 
bel H  und  das  StUck  K  gegen 
die  Kontakte  C,  und  legen; 
der  positive  Pol  der  Linien- 
batterie L  B  wird  geerdet, 
und  der  negative  Pol  erhalt 

Verbindung  mit  der  Leitung.  Legt  man  durch  die  FOhrungslOcher  des  ge- 
lochten Streifens  Ebenen,  die  senkrecht  zu  der  Ebene  des  Streifens  und  zu 
der  Reihe  der  Führung-ilöclier  stehen,  so  liegen  die  Stößer  S^  und  S.^  in 
zwei  benachbarten  Ebenen.  Da  sich  ferner  ein  Stößer  nach  oben  bewegt, 
wahrend  der  andere  Stößer  sich  senkt,  so  senden  beim  Vorbeigehen  des  in 
Fig.  I  unter  I  dargestellten  gelochten  Streifens  mit  dem  Worte  «Berlin a  der 
Stößer  5,  die  in  der  gleichen  Figur  untc-  II  oberhalb  der  punktierten  Linie 
gezeichneten  positiven  Stromwellen  und  der  Stößer  S/o  die  unterhalb  dieser 
Linie  angegebenen  negativen  Stromwellen  in  die  Leitung.  Spricht  der  polari- 
sierte Empfönger  auf  die  positiven  Stromstöße  an,  so  erscheint  auf  dem  Streifen 
das  Wort  »Berlin«  in  Morseschrift,  wie  in  Fig.  i  unter  III  ang^eben  ist.  Da 
der  gelochte  Streifen  mit  großer  Geschwindigkeit  durch  den  Geber  laufen 
kann,  so  K'fßt  sich  die  Leitung  in  hohem  Maße  davlurch  ausnutzen,  daß 
mehrere  Beamte  gleichzeitig  Streifen  lochen  und  die  Streifen  hintereinander 
durch  den  Geber  geschickt  werden. 

Bei  den  in  der  Reichs -Telegraphenverwaltung  gebrtfuchlichen  Wheatstone- 
Sy.stemen  werden  Stanzapparate  der  erwflhnten  Art  mit  3  Stempeln  verwendet 
und  mit  der  Hand  betrieben.  Das  Stanzen  weicht  insofern  von  dem  Arbeiten 
mit  der  Morsetaste  ab,  als  zur  Herstellung  der  Löchergruppen  für  Punkt  und 
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Strich  das  Niederdrücken  nur  je  eines  Stempels,  also  die  gleiche  Zeitdauer, 
erforderlich  ist.  Zur  Bildung  der  Abstünde  zwischen  den  Buchstaben  eines 
Wortes  oder  zwischen  zwei  Wörtern  ist  der  dritte  Stempel  einmal  oder  mehr- 
ftch  fiiedeRudrOcken.  Zum  Stanzen  des  Wortes  »Berlin«  unter  Weglassung 
der  Abstände  von  den  benachbarten  WOrtem  sind  daher  die  Stempel  2 1  mal 
in  Tätigkeit  zu  setzen. 

Bei  dem  Empfangsarate  werden  die  Morsezeichen  auf  einem  Papierstreifen 
mit  der  gleichen  Geschwindigkeit  aufgezeichnet,  mit  der  beim  gebenden  Amte 
der  gelochte  Streifen  durch  den  Sender  ISuft.  Von  jenem  Streifen  werden  die 
Morsezetchen  abgelesen  und  in  gewöhnliche  Schrift  Ubertragen. 

Wenn  auch  die  eigentliche  .Ausnutzung  einer  Leitung  durch  den  Wheatstone- 
Telegraphen  recht  günstig  ist,  so  tritt  doch  eine  wesentliche  Ersparung  an 
Beamtenkrüften  im  Verhältnisse  zur  Zahl  der  Telegramme,  die  bei  ausreichender 


Fig.  2. 

•   •  •  • 


Zahl  von  Leitungen  mit  Nlorse-  odi.T  Klopferapparaten  befördert  werden  können, 
nicht  ein.  Für  das  Vorbereiten  der  Streifen  wird  sich  jedoch  ein  Vorteil  da- 
durch erreichen  lassen,  daß  ein  Slanzapparat  mit  dem  Tastenwerk  einer 
Schreibmaschine  benutzt  wird»  und  dafl  hierbei  der  Druck  auf  eine  Taste 
genügt,  um  den  Buchstaben  mit  einem  Male  zu  stanzen.  Noch  erheblicher 
wird  sich  der  Nut;^en  Jcs  .Apparats  gestalten,  wenn  die  ankommenden  Zeichen 
in  einer  Form  er^cheiiHn.  die  es  ermöglicht,  sie  durch  eine  Maschine  in 
Typendruck  umzusetzen.  Beide  Vorteile  bietet  das  Telegraphensystem,  das 
der  australische  Journalist  Donald  Murray  in  den  letzten  Jahren  erfunden  und 
vor  einiger  Zeit  in  Beriin  vorgeführt  hat.  Murray  verwendet  einen  Stanz- 
apparat mit  dem  Tastenwerk  einer  Schreibmaschine.  Zur  Bedienung  des 
Apparats  ^ind  besondere  \'orkenntni^ve  nicht  erforderlich;  da  ferner  kein  Takt 
eingehalten  zu  werden  braucht,  so  gestaltet  sich  die  Bedienung  des  Lochen 
sehr  einfach.    Der  gelochte  Streifen  teuft  durch  einen  Sender  und  schickt 
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Fig.  3. 
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hierbei  Ströme  wechselnder  Richtung  in  die  Leitung.  Auf  dem  zweiten  Amte 
wirken  die  Ströme  auf  ein  polarisiertes  Relais  ein,  das  Ortsstromkreise  schlieft, 
in  denen  ein  Streifen  gelocht  wird.  Der  auf  diese  Weise  im  Empfangsapparat 

erhaltene  Streifen  wird  durch  eine  besondere,  mit  einer  Schreibmaschine  ver- 
bundene Vorrichtung,  den  l  beisetzer,  geführt:  liierbei  werden  die  Löcher- 
gruppen des  Streifens  mechanisch  in  Typendruck  auf  Blättern,  wie  bei  den 
gewöhnlichen  Schreibmaschinen,  umgesetzt. 

Bei  der  folgenden  Darstellung  des  Murray -Telegraphen  werden  zunächst 
die  elektrischen  Vorgänge  in  der  Leitung  erOrtert  werden:  hieran  soll  sich  die 
Erläuterung  der  Grundgedanken  der  einzelnen  Apparate  schliefen. 

Während  die  Wheatb.tone  -  Zeichen  entsprechend  der  Zahl  der  benutzten 
Punkte  und  Striche  in  ihrer  Länge  voneinander  abweichen,  hat  Murray  in 
seinem  Alphabet  allen  Zeichen  die  gleiche  Liinge 
gegeben.  Zur  Fortbewegung  dc>  StrcifeiiN  wer- 
den beim  Murrav -Telci^rnphen  ebenfalls  FUh- 
rungsiöcher  in  der  Mitte  des  Streilens  verwendet; 
für  jedes  Zeichen  ist  der  Raum  vorgesehen, 
den  5  FahrungslOcher  einnehmen.  Die  LOcher 
zum  Entsenden  der  TelegraphierstrOme  befinden 
sich  oberhalb  und  unterhalb  der  Führungslöcher; 
es  stehen  sich  aber  nie  2  Löcher  gegenüber, 
wie  dies  im  Wheatstone  -  Alphabet  bei  den 
Punktzeichen  der  Fall  ist.  In  Fig.  3  ist  unter  I 
ein  Buchstabe  des  Murray -Alphabets,  nämlich 
der  Buchstabe  dargestellt.  Der  gelochte 
Streifen  lauft  durch  einen  abgeänderten  Wheat- 
stone -  Sender,  dessen  Giundeinrichtung  aus 
Fig.  4  hervorgeht.  Ein  Motor  dreht  ein  Stem- 
rad  5rr,  dessen  Zähne  in  die  FUhrungsIöcher 
des  Streifens  eingreifen,  und  bewegt  hierdurch 
den  Streifen  vorwJirts ;  eine  oberhalb  des 
Sternradi,  angebrachte  Druckrolle  ist  nicht  ge- 
zeichnet. 

Zwei  Stolzer  5,  und  sitzen  an  wage- 
rechten Balken,  die  einmal  durch  einen  Stift 
niedergedrückt  werden  und  durch  Federkraft 
wieder  hoch  gehen,  wenn  der  Papierilreifen 
um  den  Abstand  von  2  FlihrungsIOchern  fort- 
schreitet. Beide  StölJer  gehen  hoch,  wenn  sich 
Loch  1  über  ihnen  befindet.  Der  Stößer  5j 
kann   durch  da-;  Papier  hindurchgehen  und   legt  dur 

Hebel  H  gegen  den  Kontakt  der  positive  Pui  der  Batterie  B|,  deren 

negativer  Pol  an  Erde  liegt,  wird  mit  der  Leitung  verbunden.  Der  Hebel  H 
lauft  in  gleicher  Weise,  wie  dies  in  Fig.  2  bei  dem  Wheatstone- Sender  an- 
gegeben ist.  in  eine  scharfe  Schneide  aus,  auf  die  ein  an  einer  Blattfeder 
sitzendem  Röllchen  drückt;  er  bleibt  a!>o  an  dem  Kontakte  Cj  liegen,  bis 
Loch  2  des  Streifens  sich  über  den  Stöbern  behndet.  Nunmehr  kann  der 
Stoßer  5,  durch  den  Streifen  hoch  gehen,  und  sein  Aroatz  S^^  bew  egt  den 


-.|LJjajjiiJijja- 

den  Ansatz  5/j  den 


Hebel  H   von    dem    Kontakle    Cj    \s  eg 


zu 


dem    Kontakte   C,   hin :  die 


negative  Batterie  wird  an  die  Leitung  gelegt.  Lauft  der  Streifen  mit  der 
Löchergruppe  I  in  Fi;;.  3  durch  den  Sender,  so  Hieben  die  unter  II  dar- 
gestellten positiven  und  negativen  Stromstöße  in  die  Leitung.  Auf  dem  zweiten 
Amte  finden  diese  Stromstöße  durch  die  Umwindungen  des  polarisierten  Linien- 
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relais  LR  ;Fig.  5)  iiiren  Weg  zur  Erde.  Die  Stromstöße,  deren  Längen  Ein- 
heiten, wie  der  erste  positive  Stromstol>  unter  II,  oder  Vielfache  der  Einheit 
sind,  wie  der  zweite  positive  Stromstoß,  werden  in  Ortsstromkreisen  in  Ein- 
heiten zerlegt.  Die  aus 

derLeitung  kommen-  Pig*  4* 

den  positiven  StroiU- 
stöl^e  führen  den 
Anker  des  Linien- 
relais LR  zu  dem 
linken  Kontakt  und 
schlielJen  hierdurch 
den  Orts^tromkreis 
für  das  Stanzreiais 
SR  und  das  Gleich- 
laufrelais GÄ.  Durch 
beide  Relais  fliel>en 
aus  der  (Jrfvbatterie 
O  Ströme  der 
in  Fig.  3  unter  III 
ang^ebenen  Folge. 
Fig.  5  lat>t  ohne 
weiteres  erkennen, 
daß  die  Telegraphier- 
strOme  nur  auf  das  Linienrelais  LR  einwirken;  die  Übrigen  Wirkungen  werden 
In  Ortsstromkri^n  hervorgenifni. 

Zur  Erregung  Jes  Bewegnngselektromagnets  B  A/,  der  in  später  zu 
erläuternder  Weise  den  Papierst reifen  im  Empfänger  vorwärts  schiebt,  dient 

ein  Selbslunterbrecher  mit  der  Stahlzunge  Z, 
die  an  einem  Ende  in  einem  Metallklotze  be- 
festigt ist  und  mit  dem  anderen  Ende  frei  zwi- 
schen den  Kontakten  Cj,  und  schwingt. 
Berührt  die  Stahlzunge  Z  den  Kontakt  C,,  so 
fließt  ein  Strom  aus  der  Ortsbattcrie  OB^  Uber  Z 
und  C,  durch  die  Umwindungen  des  Unter- 
brechungsmagnefs  U weiter  über  den  Anker 
des  Glcichlaufrclais  G  R  und  einen  der  beiden 
miteinander  verbundenen  Kontakte  zurUck  zur 
Batterie  O  By  Die  Zunge  Z  wird  von  dem 
Unterbrechungselektromagneten  UM  angezogen, 
und  der  Stromkreis  für  O  B,  wird  an  dem 
Kontakte  C,  unterbrochen;  es  wirkt  also  die 
Zunge  if  unter  dem  Einfiusse  des  Elektromagncts 
UM  als  Setbstnnterbrecher  und  schwingt  dauernd 
hin  und  her.  So  oft  sich  Z  gegen  den  Kon- 
fakt Cj  legt,  wird  der  Bewegungselektromagnet 
B  M  durch  einen  Strom  aus  der  Ortsbattcrie 
OB^  erregt  und  der  Papierstreifen  um  den  Ab- 
stand von  »  FOhrungslOchem  vorwärts  bewegt. 

Angenommen,  die  Zunge  Z  schwinge  der- 
artig, d:n'  Hl-  wüluL-nd  der  Dauer  der  Linicn- 
sfromeinheit   eine   volle  Schwingung   austühre,   und    dal>   sie   beim  Beginne 
des  durch   die  Umwindungen  von  GR  aus  der  Ortsbattcrie  OB^  fließenden 
SiromQS  sich  gegen  den  Kontakt  C3  gelegt  habe,  so  entsprechen  die  durch  den 
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Unterbrechungselektromagneten  UM  dickenden  Ströme  den  in  Fig,  3  unter  V 
dargestellten  Stromstößen ;  die  gleichen  Stromstöße  gehen,  wie  unter  VI  angegeben 
ist,  durch  die  Um  Windungen  von  BM.  Beim  Beginn  eines  Linienstromstofies 
b^egt  sich  der  Anker  n  n  GR  vom  Ruhekontakte  zum  Arbeilskontakte;  das 

Umgekehrte  tritt  beim  Aiitliören  des  Linienstroms  ein.  In  beiden  Füllen  nimmt 
der  Anker  von  GR  eine  Schwebelage  ein,  die  in  Fig.  3  unter  IV  durch  die 
weißen  Stellen  in  dem  schraffierten  Ruume  angedeutet  ist.  Die  Schwebelage 
des  Ankers  bildet  eine  Unterbrechung  des  Stromkreises  flir  UM\  sie  ist  aber 
wirkungslos,  weil  bei  dem  angenommenen  Schwingen  der  Zunge  während  der 
Schwebelage  der  Stromkrei«;  für  UM  bereits  an  dem  Kontakte  C.  offen  ist. 

In  dem  Orts'-tromkreise  lür  den  Stan^magnetcn  SM  betindcn  sich  2  Kon- 
taktstellen; ein  Kontakt  wird  gebildet  durch  die  Berührung  des  Ankers  des 

Stansrdais  SR  mit  dem 
Fig.  6.  ArbeitskoDtakt,  und  seine 

Dauer  entspricht  der  des 
Linienstroms.  Dagegen 
tindet  der  Stromschiuli 
zwischen  Z  und  C3  nur 
während  der  Hülfte  der 
Dauer  des  Linienstroms 
statt,  weil  nach  unserer 
Annahme  die  Zunge  Z 
in  der  Zeiteinheit  des 
Linicnsiroms  eine  hin- 
und  hergehende  Bewe- 
gung ausführt.  Die 
Schwebezeit  der  Zunge 
zwischen  den  Kontakten  C,  und 
wird  hier  außer  Betracht  gelassen.  Hier- 
aus ergibt  sich,  dai>  während  einer  posi- 
tiven Linienstromeinheit  in  der  ersten 
Hallte  ein  Stromstoß  durch  SM  (vgl.  VII 
in  Fig.  3)  und  in  der  zweiten  Hälfte 
ein  Stromstoß  durch  BM  (vgl.  VI  in 
Fig.  3)  fließt.  Während  der  Stanzelektro- 
magnet SM  nur  erregt  wird,  lange 
das  Relais  SR  vom  Strome  durciillussen 
wird,  so  lange  also  durch  das  Relais  LR 
ein  Linienstrom  fließt,  wird  der  Bewe- 
gungsmagnet  B  M  unabhängig  hiervon 
in  dauernder  Folge  erregt.  Bei  Vielfachen  von  Slromeinheiten  im  Linienrelais 
LR  werden  infolge  der  Schwingung  der  Zunge  Z  die  Stromstöße  für  den 
Stanzmagneten  SM  in  der  Weise  zerlegt,  die  unter  VH  in  Fig.  3  dargestellt 
ist.  Der  Stanzmagnet  SM  bringt  in  dem  Streifen  des  Empfängers  Löcher 
hervor,  deren  Zahl  den  Einheiten  der  Linienstromstöße  uicich  ist;  die  Lfkher 
erscheinen  jedoch  nur  auf  einer  beile  der  Führungslöcher.  Der  Buchstabe/ 
auf  dem  sendenden  Streifen  unter  I  in  Fig.  3  stellt  sich  also  auf  dem  an- 
kommenden Streifen  in  der  unter  VIII  aufgeführten  Form  dar. 

Die  Aufzeichnung  der  Telegraphierströme  in  der  geschilderten  Weise  setzt 
voraus,  A'db  die  Streifen  im  Sender  und  im  Empfänger  sich  mit  genau  gleicher 
Geschwindigkeit  vorwärts  bewegen.  Diese  Geschwindigkeit  hangt  im  Sender 
von  der  Umdrehungszahl  des  Motors  und  im  Empfänger  von  der  Schwingungs- 
zahl der  Stahlzunge  ab. 


f 


Digitized  by  Google 


Mumtjr  -Tdegiapb. 


103 


Der  Murray-Sender. 

Als  Triebkraft  für  das  Räderwerk  des  Senders  dient  ein  Motor,  dessen 
Wirkungsweise  der  das  phonischen  Rades  von  Lecour  entspricht.  Eine  Stahl- 
zunge Z  ist  mit  einem  Ende  in  einem  Metallblocke  B  (Fig.  6}  festgeklemmt 

und  schwingt  mit  dem  anderen  Ende  frei  zwischen  den  Elektromagneten  £",, 
und  den  federnden  Kontakten  C,  und  Cj.  Legt  sich  Z  gegen  den  Kon- 
takt so  werden  die  Eiektromagnete  und  erregt.  Der  Elektro- 
magnet Em  zieht  Z  an,  unterbricht  daher  den  Kontakt  C,  und  schließt  den 
Kontakt  es  fliefit  jetzt  ein  Strom  aus  der  Ortsbatterie  OB  durch  die 
Eiektromagnete  und  E.y  Die  wechseheitige  Erregung  von  und 
erhalt  die  Zunge  Z  in  Schwingung.  Das  mit  einer  unkenden  Zahl  von 
Zahnen  versehene  Rad  R  aus  Eisen  dreht  sich,  nachdem  es  den  ersten  Antrieb 
mit  der  Hand  erhalten  hat,  zwischen  den  Elektromagneten  JE*,  und  jE*«,  die  ab> 
wechselnd  erregt  werden.  Die  Umdrehungszahl  des  Rades  Ä,  dessen  Achse  A 
mit  dem  Rüderwerke  des  Senders  verbunden  ist,  hangt  von  der  Sclnvingungs- 
zalil  der  Zunge  Z  ab.  Die  Schwingung!»zahl  läbt  >ich  durch  Verschieben 
eines  beweglichen  Gewichts  Q  auf  dem  freien  Ende  der  Zunge  Z  sowie 
durch  Vergrößerung  oder  Verminderung  des  Gewichts  «ndem.  Die  Zunge  Z 
wird  auf  eine  bestimmte  Zahl  von  Schwingungen  eingestellt;  dieser  Zahl  ent- 
spricht eine  gewisse  Geschwindigkeit  des  Papierstreifens  beim  Durchlaufen  des 
Senders.  Auf  diese  Geschwindigkeit  itiui.>  auch  der  Empfänger  eingestellt 
werden.  Die  Polschuhe  der  Eiektromagnete  und  E^  sind  so  geformt,  daß 
der  Luftzwischenraum  zwischen  ihnen  und  den  Zshnen  des  Rades  R  tunlichst 
gering  ist.  Der  Raum  zwischen  den  Zähnen  wird  durch  ein  schweres,  nicht 
magnetisches  Metall,  z.  B.  Blei,  ausgefüllt,  um  dem  Rade  eine  gleichförmigere 
Bewegung  zu  geben.  Die  BleifUUungen  sind  durch  die  schrafherten  Teile 
dargestellt. 

Der  Empfänger. 

In  Fig.  7  sind  die  Apparate  des  EmpfangsamtcN  mit  den  gleichen  Be- 
zeichnungen wie  in  Fig.  5  dargestellt.  Der  Papierstreifen  P  iKuft  unter  dem 
Stanzstempel  L  hinweg  Ober  das  Stemrad  5f,  dessen  Zahne  in  die  Ftthrungs- 
löcher  des  Streifens  eingreifen  und  auf  diese  Weise  bei  ihrer  Drehung  den 
Papierstreifen  mit  sich  nehmen.  Mit  dein  Sternrade  St  auf  gemeinsamer 
Achse  sitzt  das  Sperrad  A',  in  dessen  Zähne  eine  Sperrklinke  S.^  eingreift, 
wenn  der  Anker  des  Bcwegungselektromagnets  EM  angezogen  ist,  während 
die  Sperrklinke  5,  in  die  ZHhne  einfüllt,  sobald  BM  seinen  Anker  loslsfit. 
Auf  dem  anderen  Ende  der  Achse  A  befindet  sich  frei  beweglich  die  Trommel  T 
(Fig.  8;.  In  dieser  Trommel  ist  eine  kleine  Spiralfeder  Sp  vorhanden,  die 
mit  dem  einen  Ende  an  der  Innenwand  der  Trommel  und  mit  dem  anderen 
Ende  an  der  Achse  A  befestigt  ist.  In  das  nach  rechts  otfenc  i  ronmicigeliäuse 
ragen  2  Federn  hinein,  die  mit  den  FilzstOcken  c  c  gegen  die  binenwand  der 
Trommel  drficken.  Die  Federn  //  sind  mit  der  Ankerachse  B  eines  Elektro- 
motors verbunden,  der  in  Fig.  nicht  gezeichnet  ist.  Wenn  der  Elektro- 
motor in  Bewegung  ist,  so  beteiligen  sich  die  Federn  jf  an  der  Drehung 
der  Achse  B.  Da  i>ich  die  Filz^tUcke  an  den  Federn  mit  Druck  gegen  die 
Trommelwand  legen,  so  wird  infoige  der  Reibung  die  Trommel  Tum  die 
Achse  A  gedreht;  die  Spiralfeder  Sf  wird  hierdurch  aufgewunden.  Hat  die 
Spiralfeder  eine  gewisse  Spannung  erlangt,  so  ist  die  Reibung  zwischen  den 
Filzstücken  c  und  der  Trommel wandung  nicht  mehr  stark  genug,  um  die 
Troraroel  weiterzudrehen.  Die  Federn  /  mit  den  Filzstücken  c  drehen  sich 
dann  in  dem  Trommelgehlnse  fort,  ohne  daß  die  Trommel  eine  drehende 
Einwirkung  erfthrt.  Auf  die  Achse  A  wirkt  die  Spiralfieder  so,  daß  sie  die 
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Ach.se  zu  drehen  sucht;  diese  Achse  kann  sich  aber  nur  drehen,  wenn  das 
auf  ihr  sitzende  Sperrad  R  (Fig.  7)  sich  drehen  kann.  Sobald  das  Sperrad 
von  den  Sperrklinken  freigegeben  wird,  dreht  sich  die  Achse  ii  und  damit 
auch  das  Siernrad  St  mit  demPapier' 

Fig.  7. 


SR 





streifen.  Wird  dci  Anker  von  BM 
einmal  angezogen  und  losgelassen, 
.so  wird  der  Papierstreifen  um  den 
Abstand  von  aFOhrungslOchem  fort- 
bewegt. Die  in  Fig.  3  unter  VI  ge- 
zeichneten Stromw  eilen  stellen  also 
eine  Fortbewegung  des  Papier- 
streitens um  je  eine  Längeneinheit 
dar. 

Die  G !  e  i  c  h  1  a  u  t"c  i  n  r  i  c  h  t  u  n  g. 

Nach  den  bisherigen  Erörterungen 
ist  die  Geschwindigkeit,  mit  welcher 
der  gelochte  Streifen  durch  den 
Sender  läuft,  von  der  Umdrehungs- 
geschwindigkeit des  Motonads  R 
(Fig.  (T'  abliiingig,  und  diese  wird 
durch  die  Schwingungszahl  der 
Zunge  Z  geregelt.  Auch  auf  dem 
Empfongsamte  bestimmt  ein  Stahl- 
zimgenunterbrecher  die  Bewegung 
dei  r^ipierstreiten«:  im  Empfänger. 
Für  die  richtige  .Aulzcicliaung  der 
ankommenden  Telegraphierströme 
als  Löcher  in  dem  Streifen  ist  es 
erforderlich,  daß  die  Zungen  auf 
beiden  Ämtern  übereinstimmend 
schwingen.  Die  Laufgeschwindigkeit 
der  Streiten  wird  von  dem  sendenden 
Amte  angegeben.  Das  empfangende 
Amt  besitzt  an  seinem  L  nterbrecher 
Vorrichtungen,  um  die  Geschwindig- 
keit in  weiten  Grenzen  zu  ändern 
und  sich  der  Geschwindigkeit  des 
gebenden  Amtes  anzupassen. 

Zu  der  Bauart  de<  Unterbrechers 
aut  dem  Empfang^an^ite  haben  fol- 
gende Belraciilungen  geführt.  Da 
die  Schwingungszahl  einer  Staht- 
zuni.  ri  ihrer  Länge,  ihrer  Masse 
und  der  N'erteilung  ihrer  Masse  ab- 
hängt,  s(j  bietet  ^ich  ein  leiclites 
Mittel,  die  Zaiil  der  Schwingungen 
20  ändern,  darin,  da13  auf  das  freie 
Ende  der  Zunge  ein  bewegliches 
Gewicht  aufgesetzt  wird;  je  näher  dem  freien  Ende  das  Gewicht  sich  befindet, 
und  ie  '^chwerer  das  Gewicht  ist.  um  kleiner  wird  die  Schwingungszahl. 
In  den  Fig.  6  und  7  sind  die  auf  den  Zungen  Z  verschiebbaren  Gewichte  G 
angedeutet. 
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In  Stromkreisen  mit  einer  schwingenden  Zunge  als  Unterbrecher  beeinflußt 
aber  auch  die  Stromstarke  in  ahnlicher  Weise  die  Schwingungszahl.  Eine 
Verstärkung  des  Stromes  verringert  die  Schwinguni^'izahl .  eine  Verminderung 
der  Stromstärke  erhöht  sie.  Zur  Erklärung  der  Tatsache  dient  die  Annahme, 
daß  durch  die  Bewegung  der  Zunge  in  einem  magnetischen  Felde  hemmende 
Induktionsströme  erzeugt  werden.  Durch  diese  dimpfende  Wirkung  Itfßt  sich 
die  Schwingungszahl  jedoch  nur  in  engen  Grenzen  ändern.  Zu  einem  besseren 
Ergebnis  ist  Murray  auf  folgendem  Wege  gekommen.  Wird  die  Stärke  des 
Stromes  erhöht,  der  durch  die  ümwindungen  des  Unterbrechungsmagnets 
fließt,  so  wird  die  Schwingungswette  der  Zunge  vergröL^ert ;  die  Schwingungs- 
xah\  wird  aber  nur  durch  die  erwähnte  geringe  elektromagnetische  Dämpfung 
herabgesetzt.  Die  Energie,  die  der  Elektromagnet  der  federnden  Zunge  bei 
der  Anziehung  mitteilt,  wird  durch  den  Luftwiderstand  und  die  molekulare 
Reibung  der  Zunge  aufgezehrt.  Wird  durch  die  Verstärkung  des  Stromes 
diese  Energie  vergrößert,  so  nehmen  der  zu  Überwindende  Luftwiderstand 
und  die  molekulare  Reibung  entsprechend  zu.  Es  wird  auf  diese  Weise  eine 
Zunahme  der  Schwingungsweite,  aber  nicht  eine  Zunahme  der  Schwingungs- 
zahl erreicht.  Werden  nun  zu  beiden  Seifen  der  Zunge  feste  Bremsstücke 
angebracht,  die  eine  Vergröberung  der  Schwingungsweite  verhindern,  so  kann 
die  der  Zunge  mitgeteilte  Energie  nicht  in  dem  gleichen  Maße  wie  beim 
Fehlen  der  Bremsstttcke  durch  Luftwiderstand  und  molekulare  Reibung  auf- 
gebraucht werden.  Das  Ergebnis  ist  in  diesem  Falle  eine  Vergröt^erung  der 
Schwingungszahl,  withrend  ein  Teil  der  Energie  in  WMrme  übergeführt  wird, 
die  beim  Anschlagen  der  Zunge  gegen  die  festen  BremsstUcke  entsteht.  Um 
den  Energieverlust  durch  Wärmeerzeugung  zu  vermeiden  und  daför  die 
Schwingungszahl  zu  steigern,  werden  federnde  Bremsstücke  verwendet.  Die 
feiernden  Bremsen  speichern  gewissermalJen  die  Energie  auf;  sie  wirken  wie 
ein  Polster  und  erteilen  der  Zunge  eine  rückläufige  Bewegung.  Hierdurch 
wird  die  Schwingung  der  Zunge  leicht  und  gleichmäßig.  Eine  Störung  der 
Schwingung  durch  das  Auftreffen  auf  ein  festes  BremsstUck  wird  vermieden, 
und  die  Schwingungszabl  kann  in  annäherndem  Verhältnisse  zur  Verstärkung 
oder  Wrminderung  des  Stromes  geändert  werden. 

Eine  weitere  Erklärung  dieser  Ersclieinung  bietet  die  Tatsache,  daß 
innerhalb  der  Elastizitätsgrenzen  eine  Spiralfeder  ihre  Länge  in  arithmetischer 
Reihe  ändert,  wenn  eine  Kraft  sie  auszudehnen  strebt;  d.  h.  dehnt  sich  eine 
Spiralfeder  um  i  cm  aus,  wenn  ein  Gewicht  von  i  kg  auf  sie  einwirkt,  so 
wird  sie  sich  bei  einem  Gewichte  von  2  kg  um  2  cm  ausdehnen  u.  s.  w. 
Innerhalb  enger  Grenzen  gilt  die  gleiche  RcLiel  tür  einfache  Hache  Fe.lein  von 
gleichförmiger  Starke,  wie  solche  gewülmlich  für  elektrische  Kontakte  ver- 
wendet werden.  Durch  Versuche  ist  gefunden  worden,  daß  Federn  dieser 
Art,  wenn  ue  auf  Spannung  oder  Zusammendrucken  beansprucht  werden,  die 
Schwingungszahl  der  durch  einen  Elektromagneten  mit  Selbstunterbrechei"  be- 
wegten Zunge  nicht  in  einem  solchen  Umfang  ündern,  daß  dieser  zu  Jen 
Änderungen  der  Stromstärke  in  dem  Molorstrorakreis  in  einem  entsprechenden 
Verhältnisse  stände.  FOr  diesen  Zweck  praktisch  brauchbar  sind  jedoch 
federnde  Bremsstacke,  die  beim  Anschlagen  der  Zunge  schneit  nachgeben 
können. 

In  P"ig.  u  ist  die  .Abhängigkeit  der  Schwingung>-zahl  von  der  Stromstärke 
für  verschiedene  Werte  angegeben.  Während  die  Zahlen  der  wagerechten 
Linie  die  Stromstärke  in  Milliampere  darstellen,  bezeichnen  die  Angaben  neben 

der  senkrechten  Linie  die  Zahl  der  Wörter  in  der  Minute,  welche  bei  der 
betreffenden  Schwingungszahl  und  der  hierdurch  bedingten  Laufgeschwindigkeit 
des  Papierstreifens  im  Empfänger  aufgenommen  werden  können.    Da  jedes 
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Zeichen  auf  dem  Streiten  den  Raum  von  5  Führungslöchern  einnimmt  und 
zur  Fortbewegung  des  Streifens  um  den  Abstand  zwischen  2  Fuhrungslöchern 
eine  volle  Schwingung  der  Zunge  erforderlich  ist,  so  ent^rechen  einem  Worte, 
das  wie  bei  allen  folgenden  Betrachtungen  zu  6  Zeichen,  nimlicb  5  Buch- 
staben und  einem  Zwischenraum,  angenommen  wird,  30  Schwingungen.  Auf 
diese  Weise  stehen  die  Zahlen  neben  der  senkrechten  Linie  ohne  weiteres  ini 
geraden  Verhültni-Si>e  der  Schwingung^zahlen  zueinander. 

Wührend  die  Kurve  A  die  Abhüngigkeit  der  Schwingungszahl  von  der 
Stromstärke  beim  Vorhandensein  federnder  BremsstOcke  darstellt,  gibt  die 
Kurve  B  das  gleiche  Bild  ftU"  eine  frei  schwingende  Zunge  an.  Bei  einer 
Stromstärke  von  100  Milliampere  ist  ein  abweichendes  Verhalten  der  beiden 
Zungen  nicht  zu  beobachten;  beide  Kurven  fallen  zusammen.  Die  Kurve  A 
läßt  deutlich  erkennen,  wie  unter  dem  Einflüsse  der  federnden  BremsstUcke 
die  Scbwingungszahl  annKhernd  proportional  der  Stromstärke  wächst.  Nach 
der  Kurve  B  ist  beim  Fehlen  der  federnden  Bremswtücke  ein  merklicher 
dämpfender  Einflufs  auf  die  Schwingungszahl  nur  bei  Erhöhung  der  Strom- 
stärke von  100  auf  1 50  Milliampere  wahrzunehmen  i  bei  weiterer  Steigerung 
bis   350  Milliampere  ist 

ein  Unterschied  kaum  be-  I^ig*  9 

merkbar.  In  Fig.  7  ist  die« 

jenige  Form  der  federn- 
den Bremsstücke  Br  ange- 
geben, die  sich  als  zv\  eck- 
mitfiigste  erwiesen  hat  * 
Um  die  Schwingungs- 
zahl  der  Zunge  auf  dem  c; 
Emplaiigsanile  mit  der- 
jenigen auf  dem  senden- 
den Amte  in  Übereinstim- 
mung zu  bringen,  bietet 
sich  als  erstes  Mittel  die 

Auswahl  eines  passenden  MtOlatmptr^ 
Gewichtsstücks  und  das  ' 
Verschieben  dieses  Stückes  auf  dem  freien  Ende  der  Zunge.  Das  zweite  Mittel 

besteht  in  der  Änderung  der  Stromstärke  für  den  Unterbrechungselektromagneten. 

Auf  diese  Weise  UfCt  sich  eine  Übereinstimmung  so  weit  erreichen,  dafs  beide 
Zungen  niehrere  Schwingungen  unabhängig  voneinander  vollkommen  gleich- 
müßig  austuiiren.  Um  die  Gleichmäßigkeit  dauernd  aufrecht  zu  erhalten, 
werden  die  TelegraphierstrOme,  und  zw^ar  die  zur  Bildung  der  Zeichen  dienenden 
positiven  Stromstöße,  in  folgender  Weise  benutzt.  Der  Stromkreis  für  den 
Unterbrechungselektroinagneten  UM  (Fig.  7'  besitzt  eine  Kontaktstelle  zwischen 
Z  und  C,  und  eine  z\\'eite  zwischen  dein  Anker  des  Gleichlaufrelais  GR  und 
den  beiden  miteinander  verbundenen  Kontakten.  Fließt  ein  Stromstoß  durch 
die  Umwindungen  von  GR^  so  tritt  beim  Beginn  und  beim  Aufhören  des 
Si  foßes  eine  Sdiw  ebehige  de<  Ankers  (vgl.  Fig.  3  unter  IV)  ein,  Während 
weicher  der  Stromkreis  für  UM  unterbrochen  ist.  Bei  vollkommener  Über- 
eirt'^timmung  der  Schwingungen  mit  den  Linienströmen,  wie  sie  in  Fig.  3 
dargotellt  ist,  fällt  die  Schwebelagc  des  Ankers  von  GR  mit  der  Unter- 
brechung des  Kontaktes  Z  C,  zusammen;  die  Schwebetage  ist  also  ohne 
Einfluß  auf  die  durch  die  Umwindungen  von  UM  fließenden  Stromstöße. 
Ist  diese  Uebereiti^iimniung  nicht  voriianden.  entsprechen  2.  B.  die  Ströme  für 
UM  den  unter  IX  in  Fig.  \  angegebenen  Stromwellen,  so  werden  die  Ströme 
iür  die  Dauer  der  Schwebelage  des  Ankers  von  GR  unterbrochen;  dies  be- 
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deutet  eine  Verminderung  der  durch  UM  fließenden  Stromstifrke ,  also  eine 
Verringerung  der  Schwingungszahl.    In  der  Praxis  wird  der  Unterbrecher  des 
Empfangsamtes  so  eingestellt,  daß  er  ohne  den  Eintluß  der  Schwebelage  des 
Ankers  von  GR  den  Papierstreifen  ein  wenig  schneller  vorwärts  bewegen 
würde,  als  dies  der  Sender  tut.   Jeder  positive  Stromstoß  vermindert  beim 
Beginn  und  beim  Aufhören  durch  die  erwähnte  Schwebelage  des  Ankers  von 
GR  die  in  dem  UnterbrechungseIektromat;nctcn  UM  wirksame  Stromstärke 
und  setzt   dadurch  die  Schwingungszahl  herab.    Während  einerseits  infolge 
der  Einstellung  der  Zunge  der  Papierstreifen  im  Empfangsamte  vorzueilen 
sucht,  hemmen  andererseits  die  Linienströme  durch  die  hervorgerufene  Ankcr- 
schwcbelage  dieses  Voreilen.    Es  tritt  daher   bald   ein  Gleichgewichtszustand 
ein,  der  eine  gleichmäßige  Bewegung  der  Papiersireifen   im  Sender  und 
Empfänger  herbeiführt. 

Das  Murroy- Alphabet. 

In  dem  von  Murray  für  seinen  i  cicgrapiien  aufgestellten  Alphabet  haben, 
wie  erwühnt,  alle  Zeichen  die  gleiche  Uinge;  sie  nehmen  den  Raum  von  je 
5  Fuhrungslöchern  ein.  Der  Abstand  von  2  Führungslöchern  ist  so  gewählt, 
dat  die  Länge  eine*^  Zeichen^  1,-7  cm  ' engl.  Zoll)  beträgt;  als  Länge  eines 
Wortes  von  6  Zeichen  ergeben  sich  hiernach  7,62  cm  engl.  Zoll  .  Lm  die 
Zaiil  der  in  der  Minute  übermittelten  Wörter  festzustellen,  braucht  man  nur 
die  LSnge  des  Streifens  zu  messen,  der  in  einer  Minute  durch  den  Sender 
oder  Empfanger  gelaufen  i^t,  und  die  in  Zentimetern  angegebene  Länge  durch 
7,62  zu  teilen.  Auf  diese  Weise  sind  die  Zahlen  neben  der  senkiechfen  Linie 
in  Fig.  9  für  die  Laufgeschwindigkeit  des  Papierstreifens  gcfuiKlcn  worden. 

Mit  dem  Wheatstone- Sender  lassen  sich  nur  Stromeinlieiten  und  ungerade 
Viel&che  hiervon  (i  Strich  =  3  Punkten)  flbermitteln;  dagegen  kann  der 
Murray -Sender  beliebige  Viellache  der  Stromeinheit  benutzen.  Murray  v«"- 
wendet  Stromstöße  gleich  i,  2,  3,  4  und  5  Punkten;  die  verschiedene  L.'inge 
der  Telegraphierströme  und  ihre  verschiedene  Stellung  innerhalb  des  jedem 
Zeichen  zugewiesenen  Raumes  von  5  Führungslüchern  gestatten  32  Kom- 
binationen, weil  auch  das  Fortbewegen  des  Papierstreifens  um  den  Raum 
eines  Zeichens  ohne  gleichzeitige  Lbermittelung  eines  Stromstoßes  als  ein 
Zeichen  verwertet  wird.  Ein  solche«^  Alphabet  kann  natürlich  nur  verwendet 
werden,  wenn  eine  Maschine  das  Telegraphieren  übernimmt;  denn  die  mensch- 
liche Hand  vermag  die  Länge  der  Slromströl^c  und  ihre  gegenseitige  Stellung 
nicht  genau  genug  wiederzugeben. 

Das  Alphabet  flSr  den  sendenden  Streifen  ist  in  Fig.  10  unter  I  dargestellt. 
Jeder  Löchergruppe  entspricht  im  allgemeinen  ein  Buchstabe  und  eine  Zahl 
oder  ein  Zeichen;  daß  dies  bei  den  Buchstaben  X  und  Z  nicht  zutritTt,  ist 
allein  darauf  zurückzuführen ,  daß  zur  Verwendung  von  mehr  Zeichen,  als 
das  Alphabet  in  der  angegebenen  Form  enthalt,  zunVchst  ein  Bedttrfh»  nicht 
vorgelegen  hat.  Fttr  neue  Zahlengruppen  oder  Zeichen  lassen  sich  beide 
Löchergruppen  ohne  weiteres  mitverwenden.  Ferner  haben  die  Gruppen  ft\r 
die  Zeichen  nPunkt«  und  »Komma«  nur  eine  Bedeutung;  hierdurch  wird 
erreicht,  daß  diese  Zeichen  ohne  einen  Wech.sel  für  Buchstaben-  und  für 
Zahlenreihen  verwendet  werden  können.  Die  Bedeutung  der  Tasten  Caps 
(Capitals,  große  Buchstaben),  Figs  Figures,  Ziffern"  und  Hls  (Release,  zurttck* 
ftthien)  wird  bei  der  FrlJfiiferung  der  Wirkungsweise  des  Ueber^etzer*;  gegeben 
werden.    Das  Zeichen  Space  (Zwischenraum)  dient  zum  Trennen  der  Wörter. 

Nach  den  Erläuterungen  zu  Fig.  3  l  und  VIII  ergibt  sich  leicht  das 
Aiphabel  für  den  ankommenden  Streifen,  das  in  Fig.  10  unter  II  au%eflShrt  ist 
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In  dem  Murra\  -  Alphabet  enthalten  alle  Gruppen  ein  Loch  oberhalb  oder 
unterhalb  des  ersten  FUhrungslochs.  Die  Notwendigkeit  hierfür  ergibt  sich 
aus  der  Betrachtung  von  2  Buchstaben,  etw«  von  L  und  M.  Ctes  letzte 
Kontaktloch  der  Gruppe  L  legt  die  positive  Batterie  an  Leitung;  da  für  die 
Gruppe  M  die  beiden  ersten  Einheiten  zum  Hervorbringen  von  Zeichen  nicht 
benutzt  werden  sollen,  so  mul>  beim  Beginne  des  Zeichens  M  der  Kontakt- 
hebel im  Sender  umgelegt  werden,  so  dab  die  negative  Batterie  mit  der  Leitung 
verbunden  wird.  Wegen  der  unmittelbaren  Folge  der  Zeichen  ist  hiemach 
diese  Einrichtung  erforderlich;  treffen  allerdings  a  Buchstaben  zusammen,  von 


Fig.  10. 
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denen  der  erste  mit  dem  gleichen  Stromstoil 

endigt,  mit  dem  der  zweite  anfängt,  so  würde 
das  erste  Kontaktloch  des  zweiten  Buchstabens  für 
diesen  besonderen  Fall  entbehrlich  '>ein. 

Da  da^  Murray- Alphabet  für  alle  Zeichen  die 
gleiche  Linge  hat,  so  sind  Zwischenräume  zur 
Trennung  der  Buchstaben  eines  Wortes  nicht  er- 
forderlich. Dies  gibt  eine  Überlegenheit  gegen- 
über dem  für  den  Whcatstone-Apparat  gebräuch- 
lichen Morse- Alphabet,  das  zwischen  den  Buch- 
staben eines  Wortes  einen  Zwischenraum  gleich  3  Punkten  erfordert.  Nimmt 
man  die  Länge  des  Punktes  als  Einheit  für  Morse  und  Murray  an,  so  erfordert 
das  Wort  »Berlin  <  im  Morn-Alphabet  49  Einheiten  und  im  Murray-Alpbabet 
30  Einheiten   vgl.  Fig.  1  unter  II  und  I\ 

Bei  der  Aufstellung  des  Alphabets  hat  .Murray  lür  die  am  häutigsten  vor- 
kommenden Buchstaben  die  einfachsten  Zeichen  gewahh ;  für  das  durchschnitt- 
liche Vorkommen  der  Buclistaben  in  der  englischen  Sprache  sind  die  ZahlM 
der  Zusammenstellung  in  dem  Werke  >  Practical  Printing«  von  Southward  ent- 
nommen worden.  Die  Durchschnittszahlen  sind  in  Spalte  2  der  folgenden 
Zusammenstellung  zum  Vergleiche  des  Murray -Alphabets  mit  dem  Morse- 
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Alphabet  enthalten.   Betrachtet  man  die  Zah\  der  wirksamen  Stromimpulse, 

1 688 

so  ei^eben  sich  für  ein  Murray- Zeichen  =  1,41  und  für  ein  Morse- 

»»93 

Zeichen         =  3,59  Stromimpulse  oder  Stromumkehrungen.  Da  die  Murray- 

Zeichen  ohne  Zwischenraum  aufeinander  folgen,  so  stimmt  häufig  der  letzte 

Slrominipuls  eines  Zeichens  in  seiner  Richtung  mit  dem  ersten  Stromimpulse 
des  folgencien  Zeichens  üherein.  In  diesem  Falle  bildet  der  erste  Stromimpiils 
des  zweiten  Wortes  nur  eine  Fortsetzung  des  vorhergehenden  Stromimpulses, 
nicht  also  eine  neue  Stromumkehrung;  praktisch  vermindert  sich  daher  die 
Zahl  1^1  auf  etwa  1,95. 

Etwas  anders  gestaltet  sich  das  Verhältnis,  wenn  man  die  Zahl  der  Lfingen- 
einheiten  vergleicht.  In  einem  Mörse-Zeichen  ist  zwischen  den  Grundzeichen 


Zusammenstellung  für  den  Vergleich  von  Murray-  und  Morse -Zeichen. 
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Punkt  und  Strich  je  ein  Abstand  eines  Punktes;  zur  Trennung  von  2  Buch- 
staben eines  Wortes  dient  ein  Abstand  gleich  3  Punkten.  Unter  Hinzu- 
rechnung dieses  Abstandes  beträgt  z.  B,  die  Länge  des  Buchstabens  B 
la  Punkte.  Die  auf  diese  Weise  berechnete  Lflnge  der  Mörse-Zeichen  enthalt 
Spalte  8  der  Zusammt-n Stellung.    Jedes  Mörse-Zeichen  hat  durchschnittlich 

eine  LUnge  von  =  qm  Punkten.    Bei  einem  Abstände  der  Wörter 

1103 

in  der  Länge  von  3  Punkten  enthält  ein  Wort  von  3  Buchstaben  mit  Mor!>e- 
Zeichen  3  •  9,32  —  3  -p  5  =  48,1  Punkteinheiten,  ein  gleiches  Wort  im  Murray- 
Alphabet  dagegen  6  •  5  =  30  Punkteinheiten.    Wird  die  Stromeinheit  der 


Fig.  I I . 


Murray -Zeichen  also  glach  der  Punkteinheit  der  Morse -Zeichen  gesetzt,  so 

verhalt  sich  die  Länge  beider  Zeichen  zueinander  wie  :  48,1  oder  wie 
rd.  5:^.  Das  Murrav  -  Alphabet  ist  mithin  dem  Morse- Alphabet,  wie  es  der 
Wheatstone-Apparat  gebraucht,  wesentlich  Uberlegen.  Bei  dieser  Betrachtung 
sind  die  Zahlen  nicht  berücksichtigt  worden;  sie  würden  das  Ergebnis  für 
Murray  noch  gttnstiger  gestalten. 

Vergleicht  man  die  absohiten  Langen  der  Wheatstone- und  Murray-Streifen 
bei  [gleichem  Al-tsfanJe  der  FUhrimgslöcher  miteinander,  so  ergibt  sich  ein 
anderes  V'erhaltnis.  Während  der  Wheatstone-Sender  beim  Fortschreiten  des 
Streifens  um  den  Abstand  von   2  FUhrungslOchem  2  Stromimpube  sendet, 
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entfallt  beim  Murray-Sender  auf  die<ie  Streifenlange  nur  ein  Stromimpuls;  bei 
gleicher  Länge  der  Stromeinheiten  enthält  also  ein  Murray-Streifen  von  50  cm 
Lange  die  gleiche  Zahl  von  Wörtern  wie  ein  40  cm  langer  Wheatstone-Streiten. 
Hienuich  mufi  bei  gleicher  Telegraphiergeschwindigkeit  der  Murray -Streifen 
mit  einer  absoluten  Schnelligkeit  durch  den  Sender  laufen,  die  das  i, 35 fache 
derjeiiit^en  des  Streifens  im  Wheatstone- Sender  betragt.  Auf  die  elektrischen 
Voru  inge  in  der  Leitung  hat  diese  rein  mechanische  Tätigkeit  beider  Sender 
keinen  Eintiuß. 

Der  S ta n z a p p a r a t. 

Bevor  der  Papierstreiton  den  Stanzapparat  durchläuft,  wird  er  in  der  Mitte 
mit  den  Fuhrungslöchern  versehen;  dies  geschieht  in  einem  einfachen  Appa- 
rate, zu  dessen  Betrieb  dn  Elektromotor  oder  die  menschliche  Hand  benutzt 
werden  kann.  Hierbei  werden  nach  ic  3  Löchern  senkrechte  farbige  Striche 
gedruckt,  die  den  Raum  für  je  ein  Zeichen  abtrennen  und  das  Lesen  des  ge- 
lochten Streifens  für  den  Sender  wesentlich  erleichtern.  Der  <o  vorbereitete 
Streifen  wird  in  den  Stanzapparat  gelegt,  in  dem  die  Zahne  eines  Sternrads 
tn  die  FohrungslOcher  eingreifen.  Der  Slanzapparat  bat  das  Tastenwerk  einer 
gewöhnlichen  Schreibmaschine  mit  32  Tasten,  entsprechend  den  mögÜclien 
Zeichen  des  Murray- Alphabets;  es  ist  in  Fig.  11  dargestellt.    Ferner  besitzt 


Flg.  12. 


Fig.  13. 


BM 


CO 

90 
J  o 
fo 
ho 


o  a 
O  € 

o  i 
oh 
od 


er  eine  Fortbewegungs-  und  «ne  Stanzvorrichtung;  beide  wirken  durch  Elektro- 
niagnete  in  Ortsstromkreisen.  Der  Bewegungselektromagnet  bringt  den  Streifen 
Schritt  für  Schritt  vorwärts,  während  der  Stanzelektromagnet  die  LOcher- 
gruppen  einstanzt.    Die  Wirkungsweise  ist  in  kurzen  Zügen  folgende. 

Von  den  Tasten  gehen  Hebel  aus,  die  um  die  Achse  A  drehbar  sind. 
Die  BlanktMte  »Space  Bar«  wird  der  besseren  Befestigung  wegen  durch 
2  Hebel  getragen.  Unterhalb  der  33  Tastenhebel  sind  11  rechtwinklige 
Hebel  a  k  angeordnet,  die  mit  den  Tastenhebeln  gemeinsam  die  Drehungs- 
achse A  haben.  Der  äulÄerste  Hebe!  A-  trägt  den  Ansatz  der  in  der  Ruhe- 
lage aller  Tasten  gegen  den  Kontakt  liegt.  Die  Wirkungsweise  der  Kon- 
takte C}  und  sowie  des  Ansatzes  T  der  Achse  A  ergibt  sich  aus  Fig.  12. 
Eine  Stromquelle  OB  sendet  Strom  durch  die  Umwindungen  des  Bewegungs- 
clektromagnct«;  /?Af.  so  lange  T  gegen  Cj  liegt.  Wird  T  gegen  C>  gelegt, 
so  erregt  ein  Strom  aus  OB  den  Stanzelektromagncten  SM.  Der  Wider- 
stand W  dient  zur  Schwächung  des  Stromes  der  gemein>amen  Batterie  OB 
Ar  den  Elektromagneten  BM, 

Für  die  Zeichen  des  Murray-Alphabets  werden  ie  5  Löcher  oberhalb  und 
unterhalb  der  Reihe  von  Führungslöchern  verwendet;  es  müssen  daher 
10  Stempel  zum  Stanzen  dieser  Löcher  vorhanden  sein.  Entsprechend  den 
to  Hebeln  a-j  sind  die  Stempel  nach  Fig.  13  angeordnet;  der  Abstand  der 
Stempel  entspricht  genau  den  FOhrungslOchern.   Der  Papierstreifen  bewegt 
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sich  unter  den  Stempeln  in  der  Pteilrichtung  hinweg.   Soll  z.  B.  die  Löcher- 
O  C 

gruppe  COOCO  für  den  Buchstaben  Q  gestanzt  werden,  so  dürfen  die 

7  Stempel  d,  h,  /,  a,  f,J  und  g  nicht  wirken.   Das  Niederdrucken  der  Taste  Q 

muß  also  7  Stempel  aiil'er  Tätigkeit  setzen.  Dies  wird  in  folgender  Weise 
erreicht.  Der  Hebel  H  der  Taste  Q  ist  oberhalb  der  Hebel  a-k  (vgl.  Fig.  14) 
so  ausgeschnitten.  dai>  er  beim  Niederdrücken  die  Hebel  a,  d,  /f.  i,J  und  A* 
nach  unten  bewegt.  Der  Hebel  k  legt  hierbei  seinen  Ansatz  T  gegen  den 
Kontakt  Fig.  11  und  12}  und  sendet  auf  diese  Weise  einen  Strom  aus 
OB  durch  die  Umwindungen  des  Stanzelektromagnets  SM.  Dieser  Elektro* 
magnet  zieht  seinen  Anker  an,  dessen  Ansatz  Ak^  nacb^  unten  schlägt. 
(  ber  jedciri  der  10  Stempel  St  P'ig.  14"!  befindet  sich  eine  Feder  /',  die  auf 
ihrer  hmentiäche  einen  kleinen  Klotz  trägt.  Der  Ansatz  Äk^  trifft  diese  Klötze 
beim  Niedergehen  und  drttckt  sie  auf  die  Stempel  St  und  diese  damit  durch 
den  Papierstreiten,  der  sich  zwi-chen  den  Platten  Pj  und  P.^  befindet.  Der 
Ankerbub  des  Elektromagnets  SM  ist  so  gewühlt,  daß  Ak^  die  Stempel  St 


Fig.  14. 


nur  dann  niederdrücken  kaim,  wenn  die  Federn  F  mit  ihren  AnsatzklCtzen 
sich  oberhalb  der  Stempel  befinden.  Unterhalb  der  in  Fig.  14  im  Quer- 
schnitte dargestellten  Hebel  a-j  befinden  sich  10  Hebel  ha-hj  (vgl.  auch 

Fig.  11),  die  sich  um  die  Achse  A  drehen;  sie  stolzen  gegen  die  Hebel 
welche  die  Federn  F  tragen.  Geht  der  Hebel  H  der  Taste  Q  nieder  (vgl. 
Fig.  14),  so  wird  der  Hebel  /  und  damit  auch  der  Hebel  h  niedergedrückt; 
der  letztere  Hebel  legt  sich  mit  der  Fläche  Fl  gegen  den  Hebel  Ä',  und  dieser 
drückt  die  Feder  F  aus  ihrer  Lage  oberhalb  eines  Stempels  heraus.  Das 
Gleiche  bewirken  die  Hebel  d,  g  h,  i  und  j.  Beim  Niederdrücken  eines 
Tastenhebels  H  werden,  während  der  Kont:iktarm  T  von  C^  nach  Co  geht, 
diuch  die  Einwirkung  auf  die  Hebel  a-J  die  zugehörigen  Federn  F  aus  ihrer 
Ruhelage  entfernt;  erreicht  T  nunmehr  den  Kontakt  Cg,  so  zieht  SM  seinen 
Anker  Ak  an,  und  dessen  Ansatz  Ak^  schlügt  die  Stempel  durch  das  Papier. 

Wird  die  Tas^Xt  Q  losgelassen,  so  geht  T  nach  C,  zurOck  und  bewirkt, 
dalA  ein  Strom  durch  die  Umwindungen  des  Elektromagnets  ß  M  fließt. 
Der  .\iikci  .Ic  dieses  Klektrumagnet-^  Fig.  1^1  umtaL^t  die  Ach-^e  .v,  welche 
eine  Sperrklinke  trägt  ^l  ig.  jö).  Die  Speirklinke  verhindert  durcli  das  Ein- 
greifen in  die  Zühne  eines  Sperrads  die  Achse     an  der  Drehung«   Auf  der 


■ 
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Achse  y  ein  Sfetnrad,  dessen  Zühne  in  die  Führungslöcher  des  Papier- 

S"treifens  ciiigreilcn  und  bei  ihrer  Drehung  den  Streifen  mit  sich  nehmen. 
Den  Antrieb  erhalt  die  Achse  durch  Verkuppelung  mit  der  Achse  eines 
Elektromotors  in  gleicher  Weite,  wie  dies  in  Fig.  8  fllr  die  Achse  A  darge- 
stellt ist.  Seht  der  Elektromagnet  BM  seinen  Anker  Ac  an,  so  kann  sich 
die  Achse  y  um  die  Breite  eines  Zahnes  des  Sperrads  vorwärts  bewegen. 
Wird  der  Anker  losgelassen,  so  tritt  das  Gleiche  ein.  Zahl  und  Stellung  der 
Zähne  des  Sperrads  und  Zahl  der  2^hne  des  Sternrads  lassen  sich  so  be- 
stimmen, daß  beide  Bewegungen  des  Sperrads  das  Stemrad  um  5  Zahne  fort- 
bewegen, also  um  die  Breite  eines  Zeichens. 

Der  Stanzapparat  enthält  ferner  eine  in  den  Figuren  nicht  angegebene 
Einrichtung  zum  Zählen  der  gelochten  Zeichen,  damit  der  Beamte  nach  Be- 
endigung einer  Zeile  rechtzeitig  auf- 
Fig.  16.  hören  kann.  Nach  den  bisherigen  Er- 
y  fehrungen  arbeitet  der  Stanzapparat  so 
schnell,  wie  der  bedienende  Beamte 
geben  kann;  die  Ausnutzung  hüngt 
wesentlich  von  der  Geschicklichkeit 
des  Beamten  ab.  Besondere  technische 
Vorkenntnisse  sind  für  das  Lochen 
von  Streifen  mit  diesem  Stanzapparate 
nicht  erforderlich;  die  Bedienung  entspricht  ganz  der  einer  gewöhnlichen 
Schreibmaschine. 

Die  einfache  Bauart  des  Stanzapparats  ist  wesentlich  dadurch  bedingt,  dafi 
alle  Zeichen  die  gleiche  Länge  haben;  auf  diese  Weise  ist  die  Lösung  der 
Aufgabe,  den  Papierstreifen  bei  jedem  Tastendruck  um  die  Breite  des  Zeichens 
vorwärts  zu  bringen,  erheblich  erleichtert  worden. 

Der  Übersetzer. 

Der  Übersetzer  hat  die  Aufgabe ,  die  Gruppen  der  in  einer  Reihe  er- 
scheinenden Löcher  auf  dem  Streifen  des  EmpfJfngers  in  Tvpendruck  zu 
übertragen.  Die  Tätigkeit  der  menschlichen  Hand  bei  der  Bedienung  einer 
Schreibmaschine,  die  in  dem  Niederdrücken  der  einzelnen  Tastenhebel  besteht, 

wird  von  einer  besonderen  Maschine  ausgeübt,  die  ebensoviele  bewegliche 
Hebel  besitzt,  als  Tasten  der  Schreibmaschine  vorhanden  sind.  Jeder  Tasten- 
hebel der  Schreibmaschine  steht  mit  einem  Hebel  der  eii^entlichen  L  bersetzer- 
maschine  in  Verbmdung.  Kann  einer  dieser  letzteren  Hebel  dem  Zuge  einer 
Feder  folgen,  so  wird  der  Tastenhebel  herabgezogen,  und  der  Buchstabe  wird 
gedruckt.  Der  gelochte  Streifen  des  Empfängers  läßt  nun  denjenigen  Über- 
setTierhebel  wirken,  der  die  Type  für  die  Löcherü;nippe  des  Streifens  zum 
Drucken  bringt.  Um  dies  zu  erreichen,  sind  tünt  dünne  Metallstreiten  mit 
kammartigen  Einschnitten,  die  wir  kurz  als  »Kämme"  bezeichnen,  durch 
Stifte  getrennt  wagerecht  und  frei  be- 

wegUch  übereinander  gelagert.  Der  Ab-  *7* 

stand  der  Kämme  ist  genau  gleich  dem 

der  Führungslöcher  des  Streitens.    Die  .   ^    ^La  — ÜZ^  \ 

Kämme,   von    denen    ein  Kamm    in  ^       1   hf\/]  pnnfij\q/ij 

Fig.  17   in  der  Oberansicht  teilweise 

dargestellt  ist,  tragen  stiftartige  Ansätze  St,  denen  gegenüber  ein  Metall  block  Bl 
Fig.  18;  steht;  dieser  Metallblock  besitzt  Offnungen,  in  welche  die  Stifte  der 
Kämme   hineinragen  können.     Rechts  an  dem  Blocke  vorbei  wird  der  ge- 
lochte Papierstreifen  P  des  Empfängers  in  der  durch  den  gestrichelten  Pfeil 
angegebenen  Richtung  bewegt.  Der  Block  Bl  ist  auf  einem  Schlitten  befest^t, 
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der  beim  Drehen  einer  Achse  in  der  Richtung  des  au'>gezogeiien  Pfeiles  um 
die  Strecke  B-D  nach  rechts  und  zurUck  bewegt  wird.  Liegt  auf  dem 
Blocke  Bi  ein  Streifen,  der  die  in  Fig.  i8c  dargestellte  Löchergruppe  enthXlt, 
und  ^eht  der  Block  Bl  mit  dem  Streifen  nach  rechts,  so  behalten  die  Kümrae 
K^.  A'.,  uiui  A'j  ihre  La.^e,  weil  ihre  Ansätze  durch  die  Löcher  Jcs  Siteifens 
und  die  Uflhungen  des  lilockes  hindurchgehen  können.  Dagegen  werden 
die  Kämme  und  aus  ihrer  Lage  herausgedrtlckt  und  nach  rechts  bis 
gegen  die  Wand  S  bewegt,  weil  ihre  Ansfftze  auf  volle  Teile  des  Streifens 
treffen.  Erscheint  der  Streifen  mit  5  Löchern,  also  mit  dem  Buchstaben 
so  behalten  nlle  Kümmc  ihre  Ruhelage.  Bei  dem  Zeichen  r>Rlsa,  bei  dem 
kein  Loch  auf  dem  l'impfimgerstreifen  erscheint,  werden  alle  Kämme  nach 
rechts  gedrückt.  Jeder  der  32  Gruppen  des  Emptänger-Alphabets  entspricht 
mithin  eine  besondere  Stellung  der  5  Kttmme. 

Nachdem  die  Kffmme  die  zu  der  Löchergruppe  gehörige  Stellung  cinge* 
nommen  haben,  mUssen  sie,  ehe  ein  neues  Zeichen  auf  dem  Streifen  erscheint, 
in  ihre  Ruhelage  zurückgeführt  werden. 
Zu  diesem  Zwecke  tragen  die  Ansätze 
der  KSmme  den  sdtHchen  Vorsprungüf 
(Fig.  17),  der  sich  bei  der  gewöhn- 
lichen Stellung  gegen  die  Platte  P! 
legt.  Die  Platte  ist  mit  dem  Blocke  Bl 
auf  dem  gemeini>anien  Schlitten  be- 
festigt und  macht  daher  die  hin-  und 
hergehende  Bewegung  des  Schlittens  c 
mit.  In  Fig.  18  sind  die  bei  der  Vorder- 
ansieht  der  Kifmme  nicht  erkennbaren  • 
Vorsprünge  gestrichelt  in  anderer  Lage  •  • 
gezeichnet.  Da  die  Platte  PI  sich  mit  |  • 
dem  Schlitten  nach  rechts  bewegt,  so  \*l 
hindert  sie  nicht,  dals  die  Klimme  \_  — 
nach  rechts  gedrückt  werden,  wenn 
sie  auf  ein  volles  Stück  des  Papier- 
streifens stoßen.  Geht  die  Platte  mit 
dem  Schlitten  wieder  nach  links,  so  stößt  sie  auf  dem  Wege  gegen  die  Vor* 
Sprünge  H  der  nach  rechts  gedrückten  KSmme  und  bringt  die  Kflmme  in  ihre 
Ruhelage  zurück. 

Während  sich  die  rechte  Seite  des  Blockes  Bl  von  B  nach  C  bewegt, 
übt  der  Papierstreifen  eine  Wirkung  auf  die  Lagerung  der  Kflmme  nicht  aus; 
die  Zeit  für  diese  Bewegung  kann  daher  ausgenutzt  werden,  um  den  Streifen 

um  die  Breite  eine--  Zeichens  voranzubringen.  Dic^  geschieht  mittels  eines 
Sperrads  Sp ,  dessen  Achse  l.v  auf  dem  Schlitten  befestigt  ist  (Fig.  iq\  In 
die  Zähne  des  Sperrads  greilcn  2  Sperrkiinken  5j  und  ein;  sie  werden 
durch  die  Federn  /j  und  angedrückt.  Die  Sperrklinke  ist  auf  dem 
Führungsgestelte  für  den  Schlitten  befestigt  und  nimmt  daher  an  der  Bewegung 
des  Schlittens  nicht  teil.  Geht  der  Schlitten  von  B  nach  D,  so  entfernt  sieh 
das  Sperrad  Sp  von  der  Sperrklinke  S,  und  5,  wird  durch  die  Feder 
hochgedrückt.  Kehrt  der  Schlitten  von  D  nach  B  zurUck,  so  stößt  der 
Zahn  I  mit  der  Spitze  gegen  den  erhobenen  Arm  von  und  wird  hierdurch 
nach  rechts  gedrückt;  das  Sperrad  Sp  dreht  sich  in  der  Pfeilrichtung  am  eine 
Zahnbreite,  und  der  Zahn  2  nimmt  die  Stellung  des  2!ahnes  i  ein.  Die 
Wirkung  der  Feder y,  wird  durch  den  festen  Stift  h  begrenzt;  der  wagerechte 
Arm  von  kann  nur  so  weit  hoch  gehen,  als  dieser  Stift  dem  senkrechten 
Arme  a  die  Bewegung  nach  rechts  gestattet.   Betindet  sich  die  Oberfläche  des 


Fig.  18. 
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Sperrads  Sp  in  der  Papierebene,  so  tritt  der  Teil  des  Blockes  Bt  mit  den 
Löchern  für  die  Ansätze  der  Kamme  aus  der  Papierebene  heraus  auf  den 
Beschauer  zu.  Da^  Gleiche  tut  ein  —  in  den  Fienrt.'n  nicht  gezeichnetes  — 
Sternrad,  das  mit  dem  Sperrade  Sjf  auf  der  gcincinsuinen  Achse  Ax  sitzt. 
Die  Zahne  des  Sternrads  greifen  in  die  FOhrungslOcher  des  Empßfngerstreifens 
ein  und  ziehen  bei  der  Drehung  des  Sperrads  den  zunllchst  Ober  den  Metall- 
block laufenden  Streifen  voran.  Gibt  mnn  dem 
Sperrad  8  Zähne  und  dein  Sfernrade  40  /.ühne,  so 
wird  der  Streiten,  wenn  >ich  das  Sperrad  um  eine 
Zahnbreite  dreht,  um  $  FührunglOcher,  also  um  die 
Länge  eines  Buchstabens,  vorwärts  gezogen.  Dieses 
absatzweise  erfolgende  Fortziehen  des  Papierstreifens 
sichert  eine  genaue  tinsteliung  des  Streitens. 

Aus  der  bisherigen  Betrachtung  ergibt  sich  die 
Einwirkung  der  verschiedenen  LOchergruppen  auf 
die  Stellung  der  5  Kumme  und  die  Art  der  Fort- 
adi  A  ^^''^»/V  ^     bewegung  des  Streifens  um  die  Lffnge  eines  Zeichens. 

I  Die  treibende   Kraft  zur  Bewegung  des  Schlittens 

liefert  nun  eine  Achse,  die  durch  eine  Hand- 
kurbel gedreht  wird.  Auf  dieser  Achse  Ä  (Fig.  so)  sitzt  ein  Zylinder  C,  der 
rechteckig  ausgeschnitten  ist,  wie  der  Durchschnitt  in  Fig.  20b  zeigt.  Der 
aufgerollte  Zylindermantel  ist  in  Fig.  20  unter  c  dargestellt.  In  dem  recht- 
eckigen Ausschnitte  betindet  sich  ein  Zylinder  A',  der  um  seine  Achse  Ä' 
leicht  drehbar  ist  und  durch  diese  Achse  mit  dem  Schlitten  in  Verbindung 
steht.  Nimmt  der  Schlitten  die  Xufierste  linke  Stelle  ein,  so  befindet  sich  der 
Zylinder  K  in  der  durch  die  Linie 

x-x  bezeichneten  Stellung.    Dreht  Fig.  30. 

sich  die  Achse  A  in  der  Pfeilrich-  , 
tung,  so  geht  der  Zylinder  K,  wenn 
man  dem  Pfeile  en^^ensieht,  nach 
rechts.  Die  gleiche  Bewegung  führt 
auch  der  Schlitten  lus,  weil  er  mit 
der  Zviinderachse  k  fest  verbunden 
ist;  die  Bewegung  hört  auf,  sobald 
der  Zylinder  K  auf  der  Linie  f  ■  ^ 
steht.  Dreht  sich  die  Achse  A  mit 
gleichförmiger  Geschwindigkeit,  so 
stehen  die  Längen  der  einzelnen 
Strecken  der  Linie  ir-x-j'-^-w'  in 
geradem  Verhältnisse  zu  den  Zeiten 
der  Bewegung.  Während  der  durch 
die  Strecke  x-y  dargestellten  Zeit 
bewegt  sich  der  Schlitten  um  die 
Strecke  i-k  nach  rechts;  wihrend 
der  der  Strecke^-f  entsprechenden 
längeren  Zeit  beträgt  derWe:^  dieser 

Bewegung  nur  die  kürzere  Strecke  i-l.  In  der  ersferen  Zeit  i«t  also  die  Ge- 
schwindigkeit des  Schlittens  wesentlich  größer  als  in  der  letzteren  Zeit.  Wäh- 
rend der  Zeit  j/*  wird  der  Block  Bl  mit  dem  Streifen  P  bis  an  die  Fortsätze 
der  Kumme  heranbewegt  (vgl.  BC  in  Fig.  iSh\  In  dieser  Zeit  bewegt  sich 
der  Streifen  frei,  die  Geschwindigkeit  kann  a!>n  groi>  sein.  Dagegen  wird  in 
der  Zeit  y'  der  Papierstreifen  an  den  Stellen,  an  denen  sich  Löcher  nicht 
befinden,  durch  die  auftrettenden  Stifte  der  Kämrae  beeinflulit;  der  Streifen 
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Fig.  21. 


muß  eine  mechanische  Arbeit  leisten,  um  die  Kiimme  nach  rechts  zu  drücken. 
Würde  dies  mit  grol^^er  Geschwindigkeit  geschehen,  so  könnten  die  Stifte 
leicht  den  Streifen  beim  heftigen  Aaftreffen  zerreifien,  und  die  Ktfmme  würden 
dann  nicht  richtig  gelagert  werden.    Bei  der  gewühlten  Form  des  Zylinder- 

ausschnitts  wird  dies  jedoch  vermieden,  indem  das  Bewegen  der  Kämme 
nach  rechts  mit  geringer  Geschwindigkeit  vor  •-ich  geht.  Die  Rückkehr  des 
Schlittens  von  rechts  nach  links  geschieht  mit  gleichförmiger  Geschwindigkeit 
in  der  Zeit  i^mx.  Der  Zylinder  K  wird  bei  einer  vollen  Umdrehung  der 
Achse  aus  der  Lage  gh  in  die  Lage  e f  und  zurOck  gebracht 

In  dem  Murray-Alphabet  erscheinen  26  Gruppen  für  Buchstaben,  2  Gruppen 
für  die  Zeichen  Punkt  und  Komma,  i  Gruppe  für  das  Weißzeichen  (Space)  und 
3  weitere  Gruppen.  Bei  dem  vorgetührten  Systeme  konnten  die  26  Gruppen 
zur  Wiedergabe  greiser  Buchstaben,  kleiner  Buchstaben  und  Zahlen  oder 
Zeichen  benutzt  werden;  die  Zahl  der  wieder- 
zugebenden Zeichen  betrug  hierbei  26  (große 
Buchstaben'  —  26  (kleine  Buchstaben)  -f  24 
(Zahlen  oder  Zeichen)  -j-  2  (Punkt  und 
Komma)  =  78,  weil  die  Buchstaben  x  und  z 
fttr  Zeichen  aus  Mangel  an  einem  vorhan- 
denen  Bedürfnisse  niclit  benutzt  wurden. 
Als  79.  Zeichen  kommt  das  WeitJzeichen 
zur  Bildung  der  Wörterabstände  hinzu.  Zum 
übergange  von  kleinen  Buchstaben  zu  grofien 
Buchstaben  dient  das  Zeichen  Caps  (Capitals), 
zum  Übergange  von  kleinen  Buchstaben  zu 
Zahlen  oder  Zeichen  das  Zeichen  Figs  (Figures) 
und  zum  WiederUbergange  zu  kleinen  Buch- 
staben, zur  gewöhnlichen  Stellung,  das  Zeichen 
Rls  (Release).  Von  den  33  möglichen  ver- 
schiedenen Stellungen  der  3  Kämme  werden  3 
*  durch  die  Zeichen  Figs,  Caps  und  Rls  be- 
ansprucht, so  dals  29  verfügbar  sind  lür 
die  26  Buchstaben,  die  Zeichen  »Punkt« 
und  »Komma«  und  das  Weißzeichen.  Um 
die  79  Zeichen  durch  verschiedene  Anord'* 
nun<j,  der  Kamme  darstellen  7u  können, 
müssen  den  fünf  den  Löchern  des  Empfänger- 
streifens entsprechenden  Kämmen  noch  2 
hinzugefügt  werden.  Diese  durch  ^«  und 
in  ¥1'^.  21  daruotellteii  Kämme  unterscheiden  sich  von  den  übrigen  3  Kämmen 
durch  den  W  eltall  der  stiftartigen  An<;atze.  Die  gewöhnliche  Lage  der  7  Kämme 
ist  in  Fig.  21  unter  a  angegeben.  Wird  der  Streiten  mit  der  Löchergruppe 
für  »Caps^  vorbeigelührt,  so  nehmen  die  Kämme  A',  bis  die  Stellung  in 
Fig.  21  unter  b  ein.  Bei  dieser  Stellung  wird  der  Kamm  mechanisch  nach 
rechts  gedruckt,  wie  spMter  gezeigt  werden  wird.  Die  zweifache  Stellung  des 
Kammes  k.  in  Fig.  21  a  und  21  c  zu  den  Kämmen  k^  bis  /.-.  ergibt  29  —  20  5,8 
verfügbare  StcllunLren  J-r  ("1  Kämme.  Von  den  hinzutretenden  2w  Zeichen 
werden  26  für  grolle  Bucii.siaben  verwendet;  die  Zeichen  Punkt,  Komma  und 
Weifs  erscheinen  in  der  Reihenfolge  der  grollen  Buchstaben  insofern  wieder, 
als  sie  ohne  Wechsel  mit  diesen  zusammen  gedruckt  werden  können.  Läuft 
der  Streifen  fjhne  Löclier  vorbei,  also  mit  dem  Zeichen  für  »Rls«,  so  wird 
der  Kauuii  k-  wieder  in  seine  gewöhnliche  Lage  gebracht.  In  gleicher  Weise 
wirkt  das  Zeichen  lür  ^  l-igs'  tu 
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gegenseitige  Lage  der  5  Kämme  ein:  bei  der  gezeichneten  Stellung  wird  der 
Kamm  /r^  mechanisch  in  die  unter  c  angegebene  Lage  gebracht.  Diese 
Stellung  von  zu  den  Kämmen  A'^  bis  /r^  ermöglicht,  an  Stelle  der  26  Buch- 
staben 26  Zahlen  oder  Zeichen  su  drucken.  Das  2!eichen  »Rls«,  das  den 
Kamm  in  seine  Normallage  zurOckftlhrt,  wirkt  auch  in  der  gleichen  Weise 
auf  den  Kamm  A"^,  Hiernach  müssen  beim  Stanzen  der  folgenden  Wörter 
die  darunter  angegebenen  Tasten  gedrückt  werden: 

Berlin,  12.  Oktober 
Caps  b  rls  e  r  1 1  n  ,  Space  figs  1  2  .  space  rls  Oktober 

Da  die  32  Kombinationen  bei  dem  Drucken  von   grollen  Buchstaben, 

kleinen  Buchstaben  und  Zahlen  in  dieser  Weise  benutzt  werden,  so  ist  ein 
Zeichen  zum  Anzeigen  des  Zeilenendes  nicht  verfügbar.  Die>es  hiiM  sich 
jedoch  dadurch  erlangen,  daß  eine  mechaniche  Vorrichtung  angebracht  wird, 
welche  die  Kumme  k,  und  Jir^  ftlr  große  Buchstaben  und  Zahlen  nach  jedem 

Drucke  eines  Zeichens  in  ihre  Normallage  zurückbringt.  Auf  diese  Weise  wird 
das  Zeichen  r.Rls«  frei,  aber  beim  Drucken  grober  Buch^tafien  und  Zahlen 
mulJ  vor  ieJem  dieser  Zeichen  die  entsprechende  Taste  für  »Caps«  oder 
sFigs«  gedruckt  werden.  Die  obigen  Wörter  erfordern  mithin  das  Drücken 
folgender  Tasten: 

Berlin,  13.  Oktober 

Caps  b  e  r  1  i  n  ,  space  rigs  i  figs  2  .  space  Oktober 

Zeigt  der  Buchstabenzühler  im  Stanzapparate  das  Ende  einer  Zeile  an,  so 
ist  die  sonst  ffir  »Rls«  benutzte  Taste  zu  drücken.  Auf  dem  Empfänger- 
Streifen  stellt  sich  dieses  Zeichen  durch  Ausbleiben  aller  Punkte  dar;  durch 

eine  besondere  Vorrichtung  \\  ird  dann  .iic  Handkurbel  von  der  Achse  ge- 
trennt, welche  den  Schlitten  hin-  und  herbewegt,  so  dali  ein  Übersehen  des 
Zcilenendes  nicht  möglich  ist. 

Zum  Drucken  eines  Zeichens  mufi,  wie  bereits  erwflhnt,  der  Hebel,  welcher 
mit  dem  entsprechenden  Tastenhebel  der  Schreibmaschine  in  Verbindung  steht, 
dem  Zuge  einer  dauernd  auf  ihn  wirkenden  Feder  folgen  können.  Ein  solcher 
Hebel  ist  in  Fig.  22  durch  C  dargestellt.  Der  Hebel  C  trägt  den  Ansatz  B, 
der  mit  seinem  oberen  Haken  einen  Stift  des  Ansatzes  As  des  Tastcnhebels  H 
der  Schreibmaschine  umfaßt.  Die  Feder  /  sucht  den  Hebel  C  nach  links  2u 
ziehen;  der  Hebel  kann  aber  dieser  Bewegung  nicht  ohne  weiteres  folgen, 
weil  er  gegen  den  vor  allen  Hchcln  liegenden  Stoßbalken  St  und  gegen  die 
7  Kämme  AT,  bis  AT.  stölJt.  Die  /wischen  den  Kämmen  im  Durch'^chnitte  ge- 
zeichneten Stifte  dienen  als  Lager  für  die  Kamme  und  zur  Trennung  der 
Kamme  von  einander.  Geht  St  nach  links,  so  folgt  derjenige  Hebel  C  dem 
Zuge  der  Feder  /,  der  sich  Einschnitten  in  allen  7  Kämmen  gegenüber  be- 
findet. Die  Form  der  Einschnitte  der  Kämme  ist  in  der  Fig.  1 7  angedeutet. 
Die  Einschnitte  sind  so  angeordnet,  dafs  hei  ieder  einzelnen  Stellung  der 
Kämme  nur  an  einer  Stelle  Einschniue  in  allen  Kämmen  genau  Übereinander 
stehen.  In  Fig.  23  sind  die  Einschnitte  von  6  KXmmen  gezeichnet,  soweit  sie 
zur  Bildung  der  Zeichen  e  und  3  erforderlich  sind.  Die  schwarzen  Striche 
auf  den  Kömmen  AT,  bis  AT,,  geben  die  Stellung  der  Einschnitte  an,  die  schwarzen 
Striche  außerhalb  der  Kämme  i,tellcn  Jie  Querschnitte  von  Teilen  der  zu 
den  Tastenhebeln  »en  und  «3«  der  Schreibnuischine  gehörigen  Hebel  C  dar. 
Fig.  23a  gibt  die  Normaistellung  der  6  Kämme  an;  wird  ein  Streifen  mit 

dem  Zetcben  qqqqq*  Zeichen  fllr  e,  vorbeigeftlhrt,  so  gehen  die 

Hebei  A3  bis       nach  rechts,  wfhrend  die  Hebel  ÜT,  und       ihre  Ruhelage 
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behalten.  Bei  dieser  Stellung  stehen  die  Einschnitte  aller  Kämme  gegenüber 
dem  Hebel  C  fUr  den  Buchstaben  ej  so  da£  dieser  Hebel  unter  dem  Zuge 
der  Feder  /  in  die  Einschnitte  hindnfeUen  kann.  Kommt  vor  dem  Zektim  c 
das  Zeichen  für  den  Zahlenwechsel,  welches  den  Kamm      mcciianisch  nach 

rechts  drOcken  lafit,  und  folgt  hierauf  das  Zeichen  q  o  O  o     ^  ''"^ 
KSmme  nunmehr  so  gelagert,  dafi  die  Einschnitte  gegenüber  dem  Hebel  C 

für  den  Tastenhebel  3  stehen.  Fallt  ein  Hebel  in  die  Einschnitte  der  Kämme 
ein,  so  geht  das  haken t'örmi^'e  untere  Ende  Je*;  Ansatzes  B  nach  links;  ein 
Schlagarm  Sch  Fig.  22}  tritft  beim  Niedergehen  vieii  Ansatz  B  und  zieht  ihn 
und  damit  den  Tastenhebel  H  herab.  Die  hin-  und  hergehende  Bewegung 
des  Schlittens,  die  auch  den  Papierstreifen  vorwärts  bringt,  das  Vorwirts- 
bewegen  des  Stofiannes  5/,  um  den  Hebel  C  aus  den  Einschnitten  der  KXrome 


Fig.  23. 
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zu  entfernen,  das  Zurückgehen  des  Stofiarmes,  um  das  Einfallen  eines  Über- 

setzerhebals  in  die  Kamnicinschnitte  ZU  ermöglichen,  das  Herunterfallen  des 

Schlagarme'^  Sch:  alle  diese  Wirkungen  werden  durch  die  Drehung;  der  durch- 
gehenden Achse  A  (Fig.  201  erreicht.  Zu  die>em  Zwecke  trägt  die  Achse  A 
exzentrisch  angeordnete  Zylinder,  wie  einen  solchen  im  Durchschnitte  Fig.  22 
zeigt. 

Nach  den  vorstehenden  Erläuterungen  gestaltet  sich  da*;  t^bersetzen  der 
Löcherc;ruppen  de^  Enipfj'ngcrstrcifens  in  Typendruck  in  lolgender  Weise. 

1.  Der  Emptüngorstreifen  wird  mit  der  Hand  in  den  Übersetzer  eingelegt. 

2.  Die  durchgehende  Achse  A  wird  mittels  einer  Handkurbel  gedreht; 
hierdurch  wird  der  Schlitten  mit  dem  Papierstreifen  von  links  nach  rechts  be- 
wegt, und  die  Kämme  nehmen  die  der  Löchergruppc  entsprechende  Stellung 
ein.    An   Mner  Stelle  stehen  die  Einschnitte  aller  Kämme  uenau  übereinander. 

3.  De:  Stoßbalken  geht  zurück,  und  ein  Übersetzerhebel  ffillt  in  diese 
Einschnitte  ein. 
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4.  Der  Schlagarm  fällt  hernieder,  der  Ansatz  B  ic^  Tastenhebek  H  geht 
nach  unten,  und  die  Type  des  Tastenhebels  H  wird  gciiruckt. 

5.  Der  Stoßbalken  geht  vorwärts  und  stölit  den  Übersetzerhebel  aus  den 
Kammeinschnitten  heraus. 

6.  Gleichzeitig  geht  der  Schlitten  nach  Units  zurOclt,  die  Kfimme  nehmen 
ihre  normale  Lage  wieder  ein,  und  der  Empfangerstreifen  wird  um  die  Breite 
eine»-  Zeichens  vorwärts  bewegt.  Bei  der  folgenden  Drehung  der  Achse  A 
kann  also  ein  neues  Zeichen  gedruckt  werden. 

Im  Vorstehenden  ist  angegeben,  daß  bei  der  durch  das  »Caps« -Zeichen 
veranlafsten  Stellung  der  Kumme  Är,  bis  der  Kamm  mechanisch  nach 
rechts  gedrückt  wird,  und  dafs  in  gleicher  Weise  das  »Figs« -Zeichen  auf  den 
Kamm  einwirkt.  Zu  dieveni  Zw  ecke  sind  neben  den  70  Übersetzerhcbeln 
2  Hebel  angebracht,  die  keilförmige  Ansätze  a,  a.,  tragen  iFig.  24  .  Den  Hebeln 
gegenüber  tragen  die  Ktimme      und  K.  Einschnitte  b^  und  b^.  Bei  der  durch 

das  »Caps« -Zeichen  geschaffenen  Stellung 
Fig.  24.  der  Kumme  A-,  bis  A-^  wird  derjenige  Hebel 

^  u  1^       in  Einschnitte  dieser  Kinnme  hineingezogen, 

W  '      dessen    keilförmiger   Ansatz  a^    dem  Ein- 
pOnAT!         pJUUUKlI]       schnitte/»,  des  « Caps  a- Kammes  gegen- 
4  I        1  I  '     Obersteht.  Der  Hebet  schiebt  mit  seinem  An- 
sätze den  Caps-Kamm  nach  rechts.  Kommt 
da-  Rls- Zeichen,  so  ffiüt  ein  anderer  Hebel  in  einen  Einschnitt      des  Caps- 
Kammes  ein  {Fig.  24)  und  bewegt  den  Kamm  nach  links  zurUck.   In  gleicher 
Weise  gestaltet  sich  die  Bewegung  des  Figs- Kammes  von  links  nach  rechts 
beim  Erscheinen  des  Figs-Zeicbens  und  zurück  beim  Erscheinen  des  Rls-Zeichens. 

Betrachtet  man  den  gelochten  Streifen  mit  dem  Murray -Alphabet  für  den 
Sender,  so  lassen  sich  die  einzelnen  Zeichen  daran  erkennen,  daß  oberhalb 
oder  unterhalb  des  ersten  der  5  Fuhrungslöcher  ein  gestanztes  Loch  erscheint. 
Auf  diese  Weise  ergibt  sich  der  Anfang  der  einzelnen  Zeichen;  die  Lflcher- 
gnippen  können  gelesen  werden.  Dieses  Mittel  versagt  bei  den  Zeichen  auf 
dem  Empflingerstreifen ;  da  jede  der  mOglichen  32  Kombinationen  ausgenutzt 
ist,  so  ergeben  sich  richtige  .Murray-Zeichen,  gleichgültig,  mit  welchem  Führungs- 
loche  man  beginnt.   Erscheinen  z.  B.  auf 

dem  Empffingerstreifen  in  der  nachfolgend  **  '  '  I  '  '  "  f 

angegebenen  Reihenfolge  Löchergruppen,    ["•,]•*•,..., •  "rvi~  ••  ~7 

so  stellen  sie  das  Wort  »Berlin«  dar,    Y*''*''*'*'''''*:*"'*'''''*""''"";  | 

wenn  der  Streifen  in  der  Weise  in  den       *  \  m  ,irU)\  a  \  d  '\  a  \  i  \ 
Übersetzer  eingelegt  wird,  dalÄ  das  Füh- 
rungsloch Nr.  I  dem  Kamme  iC,  gegenUberstdit.    Erfolgt  das  Einlegen  des 
Streifens  jedoch  so,  dafi  die  Führungslocher  2  bis  6  den  Kämmen  Ky  bis 
g^nOberstehen ,  so  liefern  die  Löchei^ruppen  durch  den  Übers^zer  die 
Zeichen  /  m  (rls)  s  d  a  i. 

Je  nach  der  Art  des  Einlegens  des  Streifens  erhalt  man  aus  der  angegebenen 
Reihe  von  LOchem  des  Empfängerstreifens  5  verschiedene  Gruppen  von 
2^ichen.  Um  die  richtige  Lage  des  Streifens  zu  finden,  kann  man  den  Streifen 
beliebig  einlegen  und  durch  Drehen  der  durchlaufenden  Achse  prüfen,  ob  die 
gedruckten  Zeichen  einen  verstündliciien  Sinn  haben.  Kt  die-^  nicht  der  Fall, 
so  wird  der  Streifen  um  die  Breite  des  Abstände?,  von  2  Führungslöchern 
verschoben.  Im  ungünstigsten  Falle  mOssen  die  3  möglichen  Stellungen  durch- 
geprobt  werden.  In  Fig.  19  ist  die  Sperriclinke  gezeichnet,  die  eine  Drehung 
des  Sperrads  und  damit  auc!i  dc^  Sternrads  zur  Fortbewegung  des  Papier- 
streifens entgegen  der  Pfeilrichtung  verhindert.  Krweist  es  sich  für  das  richtige 
Einstellen  des  Papierstreifens  als  notwendig,  das  Sternrad  entgegen  der  Pfe'l- 
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richtung  zu  drehen,  so  kann  die  Sperrklinke  S.,  aus  den  Zähnen  des  Sperr- 
rads entfernt  werden,  und  die  L;c\vUnsclile  Bewegung  wird  hierdurch  ermögh'cht. 

Das  richtige  Einstellen  des  Papierstreifens  wird  dadurch  erleichtert,  dali 
zum  B^nn  einer  Reihe  von  Telegrammen  ein  verabredetes  Zeichen  mehrere 
Male  hintereinander  erscheint.  Hierfttr  eignet  sich  besonders  das  Weifs- 
zeichen (Space)  Q  Q  Q  Q  Q Streifen  wird  so  eingelegt,  dafs  der  mittelste 

Kamm  Ar,  dem  Lodie  gegenübersteht.  Die  Kflmme  greifen  dann,  weil  der 
Streifen  regelmäßig  um  5  Fuhrungslöcher  vorwärts  bewegt  wird,  die  Gruppen 

von  je  5  Führungslöchern  richtig  heraus. 

Da  der  Übersetzer  eine  gewöhnliche  Schreibma>chine  in  Tä'tinkeit  setzt, 
so  werden  die  Zeichen  in  gleicher  Weise  auf  Blatter  gedruckt,  wie  dies  eine 
Schreibmaschine  tut.  Hienron  hat  der  Apparat  seine  Bezeichnung  als  Sdten* 
Druck -Telegraph  (page  printing  telegraph)  erhalten.  Die  mit  dem  Übersetzer 
verbundene  Schreibmaschine  schiebt  in  der  sonst  Oblichen  Weise  nach  dem 
Drucke  eines  Zeichens  das  Papierblatt  um  die  Breite  eines  Zeichens  selbsttätig 
nach  link&  weiter.  Am  Schlüsse  einer  Zeile  hat  der  Beamte  das  Blatt  von 
rechts  nach  links  und  um  eine  Zeilenbrdte  vorwirto  zu  schieben.  Bei  dem 
vorgeführten  Murray -Telegraphen  ist  die  Einrichtung  getrofien,  daß  die  durch- 
gehende Achse  A  (Fig.  20)  mit  Jcr  Hand  gedreht  wird.  Diese  Drehung  wird 
sich  auch  durch  einen  Eicktroniotor  oder  durch  eine  andere  Maschine  be- 
wirken lassen,  solern  hierzu  sich  ein  Bedürfnis  einstellen  sollte.  Die  bisher 
benutzte  Bar-Lock-Scbreibmaschine  liefert  sogleich  sichtbare  Schrift,  so  daß 
der  Beamte  ohne  weiteres  die  durch  den  Übersetzer  gegebenen  Zeichen  über- 
sehen kann.  Da  er  die  Achse  mit  der  Hand  dreht,  so  vermag  er  das  Drucken 
leicht  so  zu  regeln,  daß  er  den  gedruckten  Zeichen  mit  dem  Auge  folgen 
kann. 

Beschränkt  man  sich  bei  dem  Murray  - 1  elegraphen  nur  auf  die  Über- 
mittelung von  großen  oder  kleinen  Buchstaben  und  von  Zahlen  und  Zeichen, 

wie  dies  bei  den  Systemen  von  Hughes,  Baudot  und  Rowland  der  Fall  ist, 

so  sind  in  dem  Übe  rsctzer  ri  Kämme  erforderlich.  Von  den  7,2  Kombinationen 
werden  dann  26  für  die  Buch-^taben  des  Alphabets,  2  für  die  Zeichen  Punkt 
und  Komma,  i  ab  Weiii/eichen  zur  Bildung  des  Wörterabstandes,  i  als 
Zahlenwechsel,  i  als  Zeichen  zum  Übergange  von  2^h]en  auf  Buchstaben  und 
I  zum  Anzeigen  des  Endes  einer  Zeile  benutzt.  Wird  auch  hier  die  Ein- 
richtung beibehalten.  daiJ  die  Zeichen  Punkt  und  Komma  unabhJingig  von 
Buchstaben  und  sonstigen  Zeichen  erscheinen,  also  oline  Wechsel  sowohl  in 
der  ßuchstabenreihe  als  auch  in  der  Zahlen-  und  Zeichenreihe  gegeben  werden 
können,  so  lassen  sich  Obermitteln  26  Buchstaben  +  10  Zahlen  -\-  16  Zeichen 
oder  Zahlengruppen  (wie  etwa  '/.,)  -|-  a  Zeichen  ftir  Punkt  und  Komma,  also 
zusammen  34  Zeichen.  Berücksichtigt  man,  dal>  die  Zeichen  Punkt  und 
Komma  geu  ivserniat>en  doppelt  erscheinen,  so  kann  man  sagen,  dai>  56  Zeichen 
gegeben  weiden.  Dies  entspricht  der  Zahl  der  Zeichen  des  Baudot- Apparats. 
Beim  Hughes-Apparate  lassen  sich  bekanntlich  52  Zeichen  übermitteln. 

Erwähnt  soll  noch  werden,  daß  mit  den  Relais  SR  und  GR  (Fig.  5) 
hintereinander  ein  Elektromagnet  eingeschaltet  ist.  dessen  Anker  den  Papier- 
streiten des  Knipfängers  an  der  Fortfunxei^ung  hindert,  j^o  lange  nicht  Tele- 
graphiersiröme,  d.  h.  schnell  aufeinander  lolgende  kurze  Stromstölie  wechselnder 
Richtung,  die  Leitung  durchfließen.  Hierdurch  wird  erreicht,  daü  der  Stahl- 
zungenunterbrecher des  Empfängers  dauernd  in  Txtigkeit  sein  kann,  also  zur 
Aufnahme  der  telegraphischen  Zeichen  stets  bereit  ist,  ohne  dal.^  der  Papier- 
streifen nutzlos  durchlauft.  Auf  die^e  Weise  arbeitet  der  Empfänger  wie  ein 
Apparat  mit  Selbstauslösung.    Wegen  der  kurzen  Dauer  der  Kontaktbildungen 

Digitized  by  Google 


Murray*  Telegraph. 


12t 


in  den  Relais  und  wegen  ihrer  schnellen  Folge  werden  zur  Verhütung  von 
Funkenbildung  die  Kontaktstellen  durchweg  durch  Kondensatoren  mit  vor- 
geschalteten Widerständen  überbrückt. 

Die  LeistungsfMbigkeit  des  Murra y-Telegraphen. 

Die  N'erwcndung  von  kurzen  StromstöL^en  wechselnder  Richtung  zur  t^ber- 
mittelung  der  telegraphischcn  Zeichen  hat  sich  bei  dem  Wheatstone- Apparate 
gut  bewährt  und  ermöglicht  eine  große  Ausnutzung  der  Leitung.  Bedingung 
hierfür  ist  es,  dafl  der  Empfänger  den  aus  der  Leitung  kommenden  kurzen 
Tc'ciiraphierströraen  sicher  folgen  kann.  Wheatstone  verwendet  daher  als 
Empfänger  einen  sehr  empfindlichen  polarisierten  Farbschreiber,  in  dem  die  zu 
lei'itende  mechanische  Arbeit  darin  besteht,  ein  mit  Farbe  benetztes  Rjidchen 
gegen  einen  vorbeilaufenden  Papierstreifen  zu  legen  und  von  ihm  zu  enttcrnen. 
Da  diese  Arbeit  gering  ist  und  wenig  Zeit  erfordert,  so  kann  der  Empftnger 
sehr  schnell  arbeiten.  Bei  dem  Murray-Telegraphen  werden  die  aus  der  Leitung 
kommenden  Telegraphierströme  von  einem  empfindlichen  polarisierten  Relais 
autgenommen,  das  ebenso  schnell  arbeiten  kann  wie  der  polnrisiurte  Wheatstone- 
Emplänger.  Das  Aufzeichnen  eines  Stromimpulses  ertordert  jedoch  mehr  Zeit, 
weil  wahrend  der  Stromeinhdt  der  Stanzelektromagnet  seinen  Anker  anzu- 
ziehen und  loszulassen  hat,  und  weil  hierbei  ein  Stanzstempel  durch  den 
Pnpier^-treiten  getrieben  und  aus  ihm  wieder  herausgehoben  werden  muß.  Zur 
Leistung  dieser  mechanischen  Arbeit  ist  eine  gewisse  Zeit  erforderlich,  die  der 
Leistungsfähigkeit  des  Apparats  wohl  eine  Grenze  setzen  wird.  Bei  der  Vor- 
führung des  Apparats  ist  dem  Erfinder  gelungen,  eine  Telegraphiergeschwindig- 
keit  von  1 50  Wörtern  in  der  Minute  beim  Arbeiten  unter  Einschaltung  eines 
künstlichen  Widerstandes  oder  auf  einer  kürzeren  Schleife  aus  Telegraphen- 
leitungen zu  erreichen.  Diese  Geschwindigkeit  entspricht  der  Übermittelung 
von  900  Zeichen  in  der  Minute  oder  von  1 5  Zeichen  in  der  Sekunde.  Da 
einem  Zeichen  5  Stromeinheiten  entsprechen,  so  entflillt  auf  das  Stanzen  eines 
Loches  im  Empfänger  eine  Zeitdauer  von  '/t^  Sekunde.  Nach  neueren  Nach- 
richten in  englischen  Blättern  hat  diese  Geschwindigkeit  auf  löo  Wörter  in 
der  Minute  gesteigert  werden  können.  Diese  im  Laboratorium  oder  bei  kurzen 
Leitungen  erreichten  Höchstzahlen  werden  sich  bei  längeren  Leitungen  wegen 
ihrer  Kapautflt  und  Selbstinduktion  vermindern.  Bei  den  bisherigen  Versuchen 
haben  in  einer  rd.  470  km  langen  Eisendrahtleitung  zwischen  Berlin  und 
Emden  mit  einem  Widerstande  von  rd.  4^00  Ohm  120  Wörter  in  der  Minute 
übermittelt  werden  können;  beim  Gegensprechbetriebe  wird  sich  diese  Zahl 
wohl  annähernd  verdoppeln. 

Um  die  bei  einer  gegebenen  Beschaffenheit  der  Murray-Apparate  nur  von 
den  elektrischen  Eigenschaften  der  Leitung  abhängige  höchste  Ausnutzung  zu 
erzielen,  mul>  der  Streifen  für  den  Sender  genügend  vorbereitet  sein.  Dies 
laßt  sich  in  gleicher  Weise  wie  beim  W'heatstone-Betriebe  durch  die  Auf- 
stellung mehrerer  Stanzapparate  erreichen.  Nach  den  bisherigen  Erfahrungen 
wird  angenommen,  daß  ein  Beamter  durchschnittlich  30  WOrter  in  der  Minute 
wird  stanzen  können.  Dagegen  ist  die  Zahl  der  Wörter,  die  der  Übersetzer 
von  dem  gelochten  Streifen  in  Typendruck  übertragen  kann,  erheblich  gröi?er; 
bei  nicht  zu  schnellem  Drehen  der  mit  der  Ach5>e  des  Übersetzers  verbundenen 
Handkurbel  werden  sich  voraussichtlich  gut  60  WOrter  in  der  Minute  drucken 
lassen.  Der  einmal  gelochte  Murray-Streifen  kann  ebenso  wie  der  Streifen 
beim  Wheatstone- Apparate  mehrere  Male  durch  den  Sender  laufen.  Beim 
i  bersefzer  des  Empfangerstreifens  lassen  sich,  wie  bei  gewöhnlichen  Schreib- 
maschinen, gleichzeitig  mehrere  Abzüge  anfertigen,  wenn  unter  das  obere  Blatt 
DurchdruckbiÄtter  mit  entsprechenden  Unterlagen  gebracht  werden. 
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Eine  wesentliche  Verbesserung  würde  es  für  den  Murray-Telegraphen  be- 
deuten, wenn  es  geUinge,  den  Senderstreifen  mit  dem  Empfüngerstreifen  gleich 
zu  gestalten.  Der  Vorteil  filr  die  Vermittelung  von  Telegrammen  bei  Durch- 
gangsanstalten bedarf  keiner  weiteren  Erörterung,  Der  Erfinder  ist  nach  >cinen 
Mittheilungen  mit  der  Verbesserung  seines  Telegraphen  in  dieser  Richtung 
jetzt  beschäftigt. 

Da  der  Obersetzer  von  Murray  die  Einrichtung  einer  Schreibmaschine 
nicht  ündert,  so  ist  es  möglich,  die  Schreibmaschine  auch  mit  der  Hand  in 
gewöhnlicher  Weise  zu  bedienen,  wenn  sie  nicht  durch  den  gelochten  Streifen 
in  Tätigkeit  gesetzt  wird.  Allgemein  löst  der  t "hersetzer  die  Aufgabe,  die 
den  verschiedenen  Löchergruppen  eines  durchlaufenden  Streifens  entsprechenden 
Hebel  eines  Tastenwerks  niederzudrücken.  Wird  beim  Niederdrücken  eines 
Tastenhebels  ein  Buchstabe  gedruckt,  so  betätigt  der  Streifen  eine  Schreib- 
maschine. Verwendet  man  eine  Maschine,  bei  der  die  gleiche  Einwirkung 
auf  einen  Tastenhcbel  eine  Type  für  den  Druck  setzt,  so  lielert  der  gelochte 
Streifen  unmittelbar  den  Typensatz  lür  den  Druck.  Auf  diese  Weise  läüt  sich 
der  gelochte  Streifen  des  Empfängers  in  mannigfacher  Weise  übersetzen. 


Das  neue  Postgebäude  in  Oldenburg  und  die  Geschichte 

der  oldenburgiBOhen  Post 

Am  9.  Dezember  v.  Js.  ist  in  Oldenburg  (Grhzgt.)  das  neu  errichtete 
reichseigene  Post«  und  Telegraphengebtfude  voUsUtndig  in  Benutzung  genommen 
worden.  Aus  diesem  Anlaß  ist  im  Verlage  von  Gerhard  Stalling  in  Oldenburg 
eine  »Geschichte  der  Oldenburgischen  Post«,  verfallt  vom  Professor  Dr. 
Rüthning  daselbst,  erschienen.  Das  verdienstvolle  Werk  schildert  auf  Grund 
eingehender  orchivalischer  Forschungen  die  Entstehung  der  Posteinrichtungen 
im  Herzogtum  Oldenburg,  ihre  Entwickelung  zur  Staatspost  und  den  Obergang 
in  die  Reichspost.  In  einigen  Anlagen  sind  Übersichten  Uber  die  Entwicke- 
lung des  Postverkehrs  im  Hcrzogtume  sowie  eine  Beschreibung  des  neuen 
Gebäudes  gegeben.  Im  folgenden  teilen  wir  nach  einer  kurzen  Baugeschichte 
und  einer  Beschreibung  des  neuen  Hauses  die  anziehendsten  Tatsachen  aus 
der  Geschichte  der  oldenburgischen  Post  an  der  Hand  des  bezeichneten 
Werkes  mit. 

Als  am  I.Januar  1868  die  oldenburgische  Staatspost  in  der  Postverwaltung 
des  Norddeutschen  Bundes  aufging,  waren  die  GroLUierzogliche  Post-  und 
Telegraphcndirektion  und  das  Postamt  nebst  der  Telegraphenbetnebssteile  in 
einem  dem  Staate  gehörigen  Hause  untergebracht.  Auf  demselben  Platse 
erhebt  sich  jetzt  das  neue  Posthaus;  es  liegt  in  der  inneren  Stadt,  unweit  des 
Marktes,  der  Haupt -Geschäftsstraßen,  des  Großherzoglichen  Schlosses  und  der 
Stfiat'if^ebaude.  Bei  der  Erbauung  des  Posthauses  in  den  Jahren  1854/55  war 
zwar  dem  damaligen  RaumbedUrtnis  in  ausgedehntem  Maße  Rechnung  getragen. 
Infolge  der  bedeutenden  Umgestaltungen  aber,  die  sjch  seit  1868  in  den  Ver* 
hältnissen  der  BezirksbehOrde  vollzogen  hatten,  sowie  infolge  der  Verkehrs- 
zunahme trat  nach  und  nach  ein  empfindlicher  Raummangel  ein,  obwohl  die 
Telegraphenbetriebsstelle  schon  1868  in  ein  Miethaus,  1874  in  ein  für  Rech- 
nung des  Reichs  angekauftes  Haus  am  Markte-  verlegt  worden  war. 

Die  ersten  Erörterungen  über  eine  \ergrüberung  der  Postdienstrfiume 
wurden  im  Jahre  1882  gepflogen,  doch  fand  der  Vorschlag  der  Ober-Post- 
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dircktion.  auf  dem  Postgrundstück  einen  Erweiterungsbau  zu  errichten,  nicht 
die  Billigung  des  Reichs- Postamts,  weil  der  Zweck,  iür  längere  Zeit  aus- 
reichende Diensträume  zu  schaffen,  dadurch  nicht  erreicht  werden  konnte: 
das  alte  Haus  hltte  bei  seinen  auf  kleine  Verhältnisse  berechneten  Einrichtungen 
nur  unter  Aufwendung  bedeutender  Kosten  dem  vollstitndig  veränderten  Be- 
dürfnis entsprechend  umgebaut  werden  können.  Die  weitere  Entwickelung 
der  Angelegenheit  ergab  die  Notwendigkeit  einer  Vergrößerung  des  Post- 
grundstUcks.  Sie  bereitete  nur  geringe  Schwierigkeiten:  1890  gingen  zwei 
grOKlenteils  unbebaute  staatliche  Nachbargrundstttcke  in  einer  Größe  von 
700  qm  für  den  Preis  von  10200  Mark  in  den  Besitz  des  Reichs  Uber. 
Die  erforderliche  Abrundung  erhielt  der  Bauplatz  im  Jahre  i8qi,  in  welchem 
ein  weiter  angrenzendes  590  qm  grolJes  Grundstück,  auf  dem  ein  zweistöckiges 
Wohnhaus  stand,  gegen  einen  Kaufpreis  von  38000  Mark  erworben  wurde. 
Die  GrOfie-  des  Platzes  war  damit  auf  53  a  57  qm  gebracht.  Der  Plan  eines 
Neubaues  konnte  nun  noch  zurückgestellt  werden,  da  durch  den  Erwerb  des 
Wohnhauses  Raum  zur  Unterbringung  verschiedener  Dienststellen  der  Ober- 
Postdirektion  gewonnen  worden  war.  Freilich  waren  die  Dienststellen  der 
Ober- Postdirektion  in  drei  Hfiusem  untergebracht:  im  ahen  Posthaus,  im 
Hause  der  Telegraphenbetriebsstelte,  das  etwa  300  m  entfernt  lag,  und  in 
dem  neu  erworbenen  Hause.  Im  Frühjahr  1897  erteilte  das  Reichs-Postamt 
den  Auftrag  zur  Ausarbeitung  eines  ausführlichen  Bauentwurfs  auf  Grund 
eines  unter  der  oberen  Leitung  des  Geheimen  Ober-Po:>trats  Hake  unter  Mit- 
wirkung des  Architekten  Freiherrn  von  Rechen berg  aufgestellten  allgemeinen 
Bauentwurft,  der  die  Billigung  Seiner  MajesUCt  des  Kaisers  gefunden  hatte. 
Die  Kosten  des  Baues  wurden  auf  i  033000  Mark  veranschlagt.  Nachdem  er 
durch  den  Reichshaushalt  für  1898.  in  den  die  erste  Baurate  eingestellt 
worden  war,  die  verfiassungsmäbige  Genehmigung  erhalten  hatte,  wurde  nach 
sorgfältigen  Bodenuntersudiungen  im  Sommer  1898  mit  den  Bauarbeiten  be- 
gonnen. Die  Ortliche  Bauleitung  und  die  Ausftihrung  der  Einzelheiten  war 
unter  Aufsicht  des  Postbaurats  SchdfTer  in  Hannover  dem  Regierungsbaumeister, 
jetzigen  Postbauinspektor  Wiltholt  übertragen.  Besondere  Schwierigkeiten  ver- 
ursachte die  künstliche  Gründung,  weil  der  Baugrund  grölStenteils  morastig 
war;  der  tragfahige  Boden  wurde  unter  starkem  Wasserandrang  erst  in  einer 
Tiefe  von  6  bis  7  m  mittels  einer  Senkkastengründung  erreicht. 

Für  die  architektonische  Durchbildung  des  Neubaues  sind,  als  dem  bau- 
lichen Charakter  der  Stadt  Oldenburg  am  meisten  entsprechend,  die  Formen 
der  späteren  deutschen  Renaissance  gewählt.  Der  nach  Norden  gerichteten 
57  m  langen  Hauptlnmt  schliefien  sfcJi  an  der  Ost-  und  Westseite  sw«  je 
48  m  lange  Seiten^ttgel  an.  Die  Mitten  dieser  Seitenflügel  sind  durch  einen 
mit  der  Hauptfront  parallel  laufenden  QuerflUgel  miteinander  verbunden.  Der 
so  gebildete  Binnenhof  wird  durch  einen  in  der  Mittelachse  der  HaupttVont 
angelegten  Mittelbau  in  zwei  Lichthöfe  geteilt,  die  dem  Inneren  des  Gebäudes 
aberall  reichlicbea  Licht  suOlhreii.  Das  Gebflude  enthult  eiD  Kellcrgcschofi 
und  drei  aufgehende  Geschosse.  Das  Kellergeschoß  hat  eine  Höhe  von  m, 
die  drei  aufgehenden  Geschosse  eine  solche  von  5,  4,5s  und  4,25  m.  Der 
Dächhrbt  liegt  26,6  m  über  der  Strabenkrone.  Der  Fernsprechturm  am 
südlichen  £nde  des  WestflUgels  erreictit  eine  Höhe  von  45  m. 

Bei  der  Auswahl  der  Materialien  zu  den  Aufieqfronten  war  auf  das  feuchte 
Klima  Oldenburgs  Rücksicht  zu  nehmen,  die  Wetterbeständigkeit  des  Materials 
mußte  daher  von  ausschlaggebender  Bedeutung  sein.  Der  Sockel  sämtlicher 
Straßenfronten  und  das  erste  Geschoß  der  HaupttVont  sind  mit  hellfarbigem 
Osterwalder  Sandstein  verblendet;  aus  dem  gleichen  Materiale  sind  die  Ge- 
simie  o.  s.  w.  hei^tellt.   Die  glatten  Flachen  haben  rote  Ziegelverblendung 
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erhalten,  die  Fugen  sind  wcil>  ausgestrichen.  Die  Hoffronten  sind  mit 
Muschclkalkmörtel  verputzt.    Das  Dach  ist  mit  Schiefer  gedeckt. 

Eine  senkrechte  Gliederung  der  Fassaden  wurde  in  einfschsfer  Weise  durch 
Anlegung  von  Mittelrisalits  an  allen  drei  Straßenfronten  und  von  zwei  Eck- 
tUrmen  an  der  Hauptfront  erreicht.  Die  Risalits  tragen  steile  Dachgiebel  mit 
geschweiften  Sandsteinrfindern.  Vor  demienigcn  an  der  Hauptfront  ist  eine 
von  Säulen  getragene  offene  Bogenhalle  in  gefälliger  Bildhauerarbeit  angelegt. 
Die  darüber  Übenden  Fenstergruppen  haben  eine  reichere  architektonische 
Umrahmung  erhalten.  In  dem  oberen  Teile  des  Giebels  sind  der  Reichsadler 
mit  der  Kaiserkrone  sowie  die  Inschrift  v  Kaiserliche  Ober-Postdirektion«,  in 
der  Fen'^terbrUstung  des  dritten  Geschosses  die  Wappen  von  Oldenburg  und 
Preuben  ausgemeiu^elt.  Die  beiden  seitlichen  Eingänge  an  der  Hauptfront  sind 
durch  Au&tellung  von  vier  lebensgroßen  Standbildern,  EnrerbiBtinde  Olden- 
burgs darstellend,  geschmückt.  Die  Giebelvorlage  an  der  Ostlichen  Seitenfront 
trägt  einen  zweigeschossigen  Ziererker. 

Die  Fenster  sind  in  den  unteren  Flügeln  hell,  in  den  Oberlichten  mit 
grünem  Gärtnergtase  zwischen  Bleisprossen  verglast.  Durch  Anbringung  von 
zierlichen  Kunstschmiedearbeiten  an  den  TUrbeschiagen  sowie  an  Fenster-  und 
Türgittem  wird  das  Aussehen  der  Fassaden  günstig  beeinflufit. 

Im  ersten  Geschosse  des  Hauses  sind  die  Postdienststellen  des  Postarots 
und  die  Ober-Postknsse,  im  zweiten  die  Dienstwohnung  des  Ober-Postdirektors 
und  Dienststellen  der  Ober- Postdirektion,  im  dritten  die  Dienstwohnung  des 
Postdirektors,  der  Telegraphen-  und  der  Femsprechsaal  sowie  die  übrigen 
Dienststellen  der  Obo'-Postdirektion  untergebracht.  Im  Kellergeschosse  befinden 
sich  u.  a.  die  Lagerräume  der  Tele^raphen-Materialienverwaltung  und  die 
Zentralheizungsanlage  (Niederdruck-Dampfheizung).  Das  Dachgeschoß  enthält 
zahlreiche  Verschlüge  zur  Aufbewahrung  von  Akten,  Büchern  u.  dergl.  und 
dne  Dienstwohnung  fUr  den  Hauswart. 

Der  Haupteingang  für  das  Publikum  befindet  sich  in  der  Mitte  der  Haupt- 
front. Man  gelangt  durch  eine  gerfiumige  Oberwölbte  Eingangshalle  mit  breit 
gelagerter  Freitreppe  in  die  14  m  lange  und  o  m  breite  Hauptschalterhalle  für 
den  Brief-,  Geld-,  ielegramm-  und  Zeitungsverkehr.  In  den  BogenOfifnungen 
der  Halle  sind  zwOlf  Schalterstellen  sowie  SchliefiflKcher  und  Briefeinwürfe 
angelegt.  In  einer  Ecke  ist  in  der  hohen  Eichenholztllfiehing  eine  Fernsprech- 
zelle untergebracht.  Die  hohe,  durch  zwei  Geschosse  reichende  Halle  hat 
einen  besonderen  Schmuck  dadurch  erhalten.  daiJ  in  den  vier  halbkreistönnigen 
Bogenfeldern  der  Stirnseiten  von  der  Kunstmalerin  Grete  Waldau  aus  Berlin 
architektonische  Motive  aus  der  Stadt  Oldenburg  in  Temperafarben  dargestellt 
sind.  Für  den  Paketverkehr  dient  eine  zweite  Schatterhalle,  derai  Eingang 
sich  in  der  Mitte  der  Ostlichen  Seitenfront  befindet.  Außer  diesen  hat  das 
Haus  noch  vier  Einganije,  ie  einen  an  den  Enden  der  Hauptfront  und  an  den 
südlichen  Enden  der  Seitenflügel.  Von  jedem  dieser  vier  Eingänge  führt  eine 
Granittreppe  vom  Keller  bis  zum  Dachgeschosse.  In  den  Spindelmauern  der 
beiden  Treppen  an  der  Hauptfront  sind  Aufzüge  flir  Handbetrieb  angelegt. 

Ssmtliche  Gesdioßdecken  sind  nach  Försterschem  System  zwischen  eisernen 
Trägern  massiv  ausgeführt.  Als  Fußbodenbelag  ist  in  den  Schalterhallen 
Tonplattenbelag,  in  den  Fluren  Terrazzo,  in  den  Zimmern  Stabfußboden,  teils 
in  Eichen-,  teils  in  Buchenholz,  gewählt.  Zu  den  Tischlerarbeiten  ist  in  der 
Briefschalterhalle  und  der  Eingangshalle  sowie  zu  den  AuftentOren  und  Fenstern 
Eichenholz,  im  Uluigen  Kiefernholz  verwendet.  Beleuchtet  werden  das  Haus 
und  die  einzelnen  Arbeitsplätze  mit  Ga^^lühlicht.  Der  Posthof  ist  asphaltiert. 
Das  an  Jei  südlichen  Grenze  des  Grundstücks  liegende  Nebengebäude  enthält 
neben  einer  geräumigen  Wagenhalle  zwei  Räume  zur  Lagerung  von  Materialien. 
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Die  Bauarbeiten  und  Lieferungen  sind  groi^enteils  oldenburgischen  Bauhand- 
werkern und  Unternehmern  übertragen  worden. 

Da  es  an  geeigneten  Interimsrfiumen  fehlte ,  so  durfte  das  alte  Posthaus 
erst  abgerissen  werden,  nachdem  in  dem  Neubaue  die  erforderlichen  Rflume 
für  die  in  dem  alten  Hause  untergebrachten  Dienststellen  derOlvt  Postdlrektion 
und  flir  das  Postamt  geschaffen  waren.  Die  Ausflihrung  des  Baues  muLUe 
deshalb  in  zwei  Abschniiten  erfolgen,  deren  erster  etwa  zwei  Drittel  des  ge- 
samten Baues  umfaßte.  FUr  die  Fertigstellung  des  ganzen  Hauses  war  eine 
Bauzeit  von  vier  Jahren  vorgesehen.  Der  erste  Abschnitt  konnte  im  Februar 
1901  in  Benutxung  genommen  werden,  der  zweite  wurde  im  Dezember  190a 
fertiggestellt. 

Bevor  die  im  zweiten  Bauteile  liegende  Hauptschalterhalie  dem  Publikum 
zur  Benutzung  Obergeben  wurde,  besichtigte  Seine  Königliche  Hoheit  der 
Groflherzog  am  8.  Dezember  das  Haus.   Zu  dieser  Besichtigung  waren  die 

Spitzen  der  Staats-  und  Landesbehörden,  der  preußische  Gesandte,  die  Gene- 
ra!it;it  und  zahlreiche  hohe  Beamte,  die  Vertreter  der  Stadt,  des  Handels,  des 
Handwerkes  und  der  Landwirtschaft,  die  an  der  Bauausführung  beteiligt  ge- 
weseneo  Untemdimer  tmd  Handwerker  sowie  die  höheren  Beamten  der  Ober- 
Postdtrektion  und  des  Postamts  eingeladen  worden  und  erschienen.  Um  3  Uhr 
Nachmittags  traf  Seine  Königliche  Hoheit  vor  dem  Portale  der  Hauptfront  ein, 
vor  dem  Postillone  in  Galauniform  sowie  die  dienstfreien  Unterbeamten  des 
Po:>tamts  aufgestellt  waren.  Von  dem  Ober -Postdirektor  Treutier  geleitet, 
betrat  Seine  Königliche  Hoheit  die  Eingangshalle  und  b^rUflte  die  ver- 
sammelten Gifste  mit  gewohnter  Leutseligkeit.  Alsdann  wurden  die  Haupt> 
Schalterhalle,  die  Betriebsräume  des  Postamts,  einzelne  Dienstrüume  der  Ober- 
Postdirektion,  der  Fernsprechsaal  und  der  Telcgraphenapparatsaal  besichtigt. 
Vor  dem  Verlassen  des  letzteren  ergri£f  der  Ober- Postdirektor  das  Wort,  um 
Seiner  Königlichen  Hoheit  ftlr  die  der  Postverwaltung  durch  den  Besuch 
erwiesene  Ehre  zu  danken.  Nach  Übergabe  eines  Exemplars  der  Denkschrift 
»Geschichte  der  Oldenburgischen  Post  ,  das  huldvollst  entgegengenommen 
wurde,  schloli  der  Ober-Postdirektor  mit  einem  Hoch  auf  Kaiser  und  Grol.N- 
herzog,  in  das  die  Anwesenden  begeistert  einstimmten;  alsdann  verließ  der 
hohe  Herr,  der  wiederholt  seine  Befriedigung  Uber  die  Ausführung  des  Baues 
und  die  darin  geschaffenen  Betriebseinrichtongen  ausgesprochen  hatte,  das 
Haus.  Auch  in  der  Öffentlichkeit  findet  das  neue  Gebäude  allgemeinen  Beifall, 
und  es  darf  mit  Recht  unter  den  zahheichen  neuen  Reichspostgebäuden  einen 
Platz  in  der  ersten  Reihe  in  Anspruch  netmien.  (SdUufl  folgt.) 


NACHRUF. 

Wirklicher  Geheimer  Rat  Saohse  f. 

Am  23.  Januar  1903  ist  der  vormalige  Direktor  im  Reich^-Posiamie,  Wirkliche 
Geheime  Rat  Sachse  in  Berlin  nach  schwerem  Leiden  im  69.  Lebensjahre 
verstorben.  Weite  Kreise  beklagen  das  Dahinscheiden  dieses  hochverdienten 
Mannen,  der  auf  ein  arbeitsreiches  und  von  großen  Erfolgen  gekröntes  Leben 
zurUckschauen  konnte. 

Adolf  Sachse,  am  20.  Dezember  1834  in  Fraustadt  geboren,  trat  nach  Ab- 
legung der  Abiturientenprüfung  1853  zu  Krotoscbin  in  den  Postdienst  ein. 
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Die  für  die  höhere  Postlaufbahn  vorgeschriebenen  beiden  Prüfungen  bestand 
er  1856  und  1800  mit  Auszeichnung.  Seine  Begabung,  verbunden  mit  regstem 
Diensteifer,  öffnete  ihm  rasch  die  höheren  Stellen  der  Postverwalluog.  Im 
Jahre  1863  rilckte  er  in  die  Stellung  eines  Bezirks -Aufsichtsbeamten  dn, 
1869  wurde  er  zum  Postrat  ernannt. 

Die  vorzüglichen  Leistungen  Sachses  als  Feldpostmeister  bei  der  Elbarmee 
im  Jahre  1866  waren  mit  der  Anlal^,  daß  ihm  bei  Beginn  des  deutsch- 
französischen  Krieges  die  Leitung  des  beim  General -Pdstamt  eingerichteten 
Feldpostdepartements  Obertragen  wurde,  d.  i.  der  Stelle,  von  welcher  sMmtlirhe 
Anordnungen  der  obersten  Postbehörde  für  den  Feldposttdienst  ausgingen. 
Welche  wichtigen  und  schwierigen  Aufgaben  hier  an  Sachse  herantraten,  wird 
nüherer  Darlegung  nicht  bedürfen;  in  unermüdlicher  Tätigkeit  und  vollster 
Hingebung  wurden  sie  von  ihm  mit  Geschick  und  großer  Umsicht  gelöst. 

Im  Jahre  1 87 1  wurde  Sachse  zum  Ober-Postrat,  1 87a  zum  Geheimen  Postrat 
und  vortragenden  Rat  beim  General- Postamt  ernannt.  Um  diese  Zeit  erhielt 
er  das  Referat  für  Bauverwaltungsangelegenhciten.  Gemfiß  dem  umfassenden 
Plane  Stephans,  die  in  vielen  Fällen  mangelhaften  Postdienstrifume  durch  gute 
zu  ersetzen,  insbesondere  für  die  größeren  Postämter  dem  VerkehrsbedUrfnis 
entsprechend  reichseigene  Gebtfude  zu  errichten,  begann  bei  der  Postverwaltung 
eine  ausgedehnte  rege  Bautätigkeit,  die  bei  der  Neuheit  der  Verhaltnisse  nur 
unter  erheblichen  Schwierigkeiten  in  die  Wege  geleitet  werden  konnte;  hiermit 
im  Zusammenhange  steht  die  Einrichtung  einer  eigenen  Poslbauverwaltung  1874 
(mit  Scimffung  von  Postbauratstellen  etc.).  Sachse  hat  bei  diesen  Neugestaltungen 
wesentlich  mitgewirkt.  An  der  Erwerbung  der  von  Deckerschen  Geheimen 
Ober-Hof  buchdruckerei  in  Berlin  und  der  Königlich  Preu  Tischen  Staatsdruckerei 
für  das  Reich  sowie  an  der  V'erschmel/ung  dieser  beiden  Druckereien  zur 
»Reichsdruckerci«  (1879)  hatte  Sachse  ebenfalls  hervorragenden  Anteil. 

Spater  erhielt  Sachse  —  seit  1876  Geheimer  Ober-Postrat  —  das  Referat 
für  die  Auslandsangelegenheiten.  Im  Jahre  1883  wurde  er  zum  Direktor  im 
Reichs-Postamt  ernannt,  desvcn  erster  Abteilung  (für  die  Postbetriebsangelegen- 
heilen'i  er  nunmehr  vorstand.  In  seinem  hierdurch  erweiterten  Wirkungskreis 
erwarb  er  sich  bcNondere  Verdienste  bei  den  Verhandlungen  und  Vertrag- 
schließungen mit  fremden  Postverwahungen.  Wie  er  am  Postkongreß  in 
Paris  1878  teilnahm,  so  sahen  ihn  auch  die  Postkongresse  in  Lissabon  (1885] 
und  Wien  11891)  als  Delegierten  Deutschlands.  In  Washington  brachte  er  1890 
die  Verhandlungen  zwi^cheti  Deutschland  und  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  wegen  EinriclUuny  \on  Seeposten  auf  den  Schnelldampfern  der 
deutsch-amerikanischen  Linien  zu  einem  gedeihlichen  Abschlüsse. 

Ein  Augenleiden  nötigte  Sachse,  1894  in  den  Ruhezustand  zu  treten.  War 
er  schon  früher  durch  zahlreiche  Ordensdekorationen  und  1893  durch  die 
Ernennung  zum  Wirkliclien  (kheimen  Rat  mit  dem  Prädikat  Excellenz  aus- 
gezeichnet worden,  sf>  wurde  ihm  bei  seinem  /Ausscheiden  aus  dem  Dienste 
iiaduich  cuie  seltene  Ehrung  zuteil,  daß  Seme  Majestüt  der  Kaiser  ihm  in  An- 
erkennung seiner  langjährigen  treuen  Dienste  Sein  Bildnis  verlieb.  (Archiv 
von  1 804  S.  703'. 

Auch  im  Rutie/ustande  bewahrte  Sachse  der  Posfverwaltung  sein  lebhaftes 
Interesse.  Es  diiiny'c  ihn,  zum  Nutzen  der  Allgemeinheit  weiterzuwirken : 
den  deutschen  Koloiiiaibcstrebungen  halte  er  sich  gleich  von  anfang  an  mit 
warmer  Anteilnahme  zugewendet;  nunmehr  konnte  er  in  erhöhtem  Maße 
der  kolonialen  Sache  sich  widmen.  Seine  reichen  Kenntnisse  und  Erfahrungen 
kamen  in  der  deutschen  Koloninigesellschaft  derart  zur  Geltung,  da!>  er  im 
Juni  1807  einstimmig  zum  gesch;(ftsführenden  Vizepriisidenten  dieser  Gesell- 
schaft gewählt  wurde;  er  übernahm  dieses  scliwierige  Amt,  das  neu  geschaffen 
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war,  um  Seiner  Hoheit  dem  Her/tjg  Johann  Albrecht  zu  Mecklenburg  auch 
nach  rbernnhme  der  Regentschaft  di.v  rirfirh(.Tzogtums  Mecklenburp-Schwerin 
liic  Beibehaltung  des  Präsidiums  der  deutschen  Kolonialgesellschaft  zu  ermög- 
lichen. Sachses  tatkräftiger  Geschäftsleitung  ist  der  Aufschwung,  den  die 
Gesellschaft  nahm,  wesentlich  mit  za  verdanken;  es  war  fdr  diese  ein  schwerer 
Verlust,  als  Gesundheitsrücksichten  Sachse  im  Juni  1900  zum  Rücktritte 
zwangen.    Dem  Kolonialrat,  in  den  er  bereits  berufen  war,  hat  Sachse 

bis  7-U  seinem  Lebensende  angehört. 

Sachse  hat  hiernach  eine  lange  Keilie  von  Jahren  hindurch  bei  der  obersten 
PostbehOrde  unter  Stephans  Leitung  gewirkt,  und  zwar  zu  einer  Zeit,  als  das 
Postwesen  seinen  bedeutendsten  Aufschwung  nahm;  seinem  Chef  war  er  ein 
allzeit  bereiter,  unermüdlicher  iinJ  hingebender  Mitarbeiter.  Durch  seine 
GedicL'enheit ,  seine  lautere,  vornehme  Gesinnung  und  ^oinc  sich  stets  gleich- 
bleibende Liebenswürdigkeit  hat  er  sich  weit  über  dit  Kreise  der  Berufs- 
genossen  hinaus  ein  treues  und  ehrendes  Andenken  gesichert. 


LITERATUR. 

1.  Leitfaden  für  das  Studium  der  V  erfassung  und  Verwaltung 
der  Osterreichisch'Ungarischen  Monarchie  sowie  der  Post- 
geographie (1900).   Preis  6  Mark. 

2.  Der  Organismus  der  Osterreichischen  Post-  und  Tele- 
graphenanstalt (1903),  Preis  2  Mark  50  Pf. 

Beide  Werke  verfaßt  von  Rudolf  Will,  k.  k.  Post-Controlor  im 
Post -Cours- Bureau  des  K.  K.  Handelsministeriums.  Wien.  Druck 
und  Verlag  der  k.  u.  k.  Hof- Buchdruckerei  und  Hof-Verlags- Buch- 
handlung Carl  Fromme. 

Die  Werke  sind  in  erster  Linie  für  den  Gebrauch  bei  den  in  Österreich 
bestehenden  Post-  und  Telegraphen -Lehrkursen  bestimmt  und  sollen  zugleich 
Hülfsmittel  zur  Vorbereitung  auf  die  im  Bereiche  der  österreichischen  Post- 

und  Telegraphenverwaltung  vorkommenden  Prüfungen  sein.  Sie  wenden  sich 
demzufolge  zunächst  an  die  österreichischen  Post-  und  Telegraphenbeamten, 
doch  sind  sie  in  mehrfacher  Hinsicht  auch  für  die  Verkehrsbeamten  anderer 
Lander  von  Interesse. 

Der  Leitfaden  erläutert  kurz  die  wichtigsten  staatsrechtlichen  Begriffe  und 
gibt  sodann,  nach  den  Krdteilcn  getrennt,  einen  f^berblick  über  alle  Länder 
der  Welt.  Besonders  eingehend  ist  natürlich  die  österreichisch  -  ungarische 
Monarchie  behandelt:  an  eine  ziemlich  ausführliche  Darstellung  des  Staats- 
und Verwaltungsrechts  der  Monarchie  und  ihrer  einzelnen  Teile  schliefien 
sich  Mitteilungen  über  die  verschiedenen  Verkehrswege  Österreich  -  Ungarns 
an,  nämlich  über  die  Eisenbahnen,  mit  Kiti^chUir'  der  Bahnposten,  über  die 
Telegraphenhnien  und  über  die  Schiffahrisverbindungen.  Die  anderen  Länder 
sind,  dem  Zwecke  des  Leitfadens  entsprechend,  kürzer  behandelt.  Doch  werden 
bd  jedem  Lande  «ufier  den  geographischen  Angaben  Mitteilungen  über  seine 
Verfassung  und  die  Organisation  seines  Postwesens  gcbr.icht.  Bezüglich  der 
außereuropäischen  Länder  ist  ferner  angegeben,  wie  die  Postsendungen  dahin 
zu  leiten  sind.    Bei  Deutschland  ist  die  Zahl  der  Ober  -  Postdirektionen  ver- 


Digitized  by  Google 


»8 


Literatur. 


schcntlich  mit  40  statt  mit  41  angeführt,  und  die  Posthülfstellen  sind  unrichtig 
als  »Postbrietstellen «  bezeichnet.  Bei  den  deutschen  Kolonialgebieten  nnden 
sich  an  einigen  Stellen  irrige  Angaben,  namentlich  bezflglich  der  Schreibweise 
der  Ortsnamen.  Auch  sonst  fallen  hier  und  da  Auslassungen  oder  andere 
Mängel  auf,  beispielsweise  sind  von  den  in  China  bestehenden  frcmdl;indischcn 
Postanstalten  nur  die  von  der  britischen  Kolonie  Hongkong  unterhaltenen 
erwähnt.  Von  den  Anlagen  des  Buches  sind  auL^e^  einigen  Bevöikerungs-  und 
anderen  Sfatbtiken  eine  Weltverkehrskarte  und  eine  Karte  der  Verkehrswege 
Österreich -Ungarns  zu  nennen,  ferner  ein  alphabetisches  Versdchnis  von 
Ländern  und  wichtigen  Orten  aiiberhalb  Europas,  aus  dem  hervorgeht,  wie 
lange  Briefsendungen  dahin  von  Wien,  von  Prag  und  von  Triest  aus  unter- 
wegs sind. 

Das  oben  an  zweiter  Stelle  genannte  Werk,  »Der  Organismus  der 
Osterreich ischen   Post«   und   Telegraphenanstalt«    geht   kurz  auf 

Zweck  und  Aufgabe  der  Post  und  der  Telegraphie  sowie  auf  die  internationalen 
Vereinigungen,  die  auf  dem  Gebiete  des  Postwesens  und  des  Telegraphen- 
wesens bestehen,  ein  und  befallt  sich  dann  ausführlich  mit  der  Organisation 
der  Osterrdditschen  Post-  und  Telegraphenverwaltung  und  namentlich  mit 
den  Dienstverhaltnissen  der  Beamten  und  Unterbeamten  dieser  Verwaltung.  In 
Österreich  bestehen  für  das  im  Post-  und  Telegraphendienste  tatige  Personal 
sehr  mannigfaltige  Vorschriften:  den  bei  den  ärarischen  Postanstalten  be- 
schäftigten landesfUrstlichen  ^Staats-)  Beamten  steht  das  Personal  der  nicht 
Srariscben  Postanstalten  gegenüber,  das  nicht  Staatsbeamten-Eigenschaft  besitzt. 
Die  Staatsbeamten  gliedern  sich  in  Beamte  und  Diener ;  erstere  wieder  werden 
je  nach  der  Tätigkeit,  die  sie  ausüben,  in  Administrativbeamte,  technische 
Beamte,  Rechnungsbeamte,  Kassenbeamte  und  Verkehrsbearate  unterschieden. 
Beim  nicht  ärarischen  Personal  gelten  je  besondere  Vorschriften  für  die  Post- 
meister (Vor^eher  der  nicht  Irarischen  PosUImter  I.  und  D.  Klasse),  ftlr  die 
Postexpeidienten  (Vorsteher  der  Aemter  HI.  Klasse)  und  ftür  die  nachgeordneten 
Beamten.  Eine  Sonderstellung  nehmen  endlich  die  auf  Vertrag  beschäftigten 
Landbrieflrager  ein,  ferner  die  Unterbeamten  der  nicht  iirarischen  Postämter 
(Postboten),  die  zu  den  Vorstehern  der  Ämter  in  einem  privatrechtlichen  Verhält- 
nisse stehen.  Alle  diese  verschiedenartigen  VerttilUnisse  werden  in  don  Werke 
eingehend  geschildert  Ein  besonderes  Interesse  dürfen  die  Ausfllhnrngen  ttber 
die  DienstbezUge  der  Staatsbeamten,  einschließlich  der  Diener,  sowie  über  die 
Versorgungsansprüche,  die  diese  Beamten  für  sich  und  ihre  Hinterbliebenen 
erwerben,  beanspruchen.  Auch  die  Einrichtung  der  Feldpost  und  der  Feld- 
telegraphie  —  letztere  ist  ausschließlich  miUtflrisch  oi^ntsiert  ist  in  ihren 
GnindzQgen  behandelt.  Einige  statistische  Angaben  ttbisr  die  Entwickelung  des 
Po  t  .  Telegraphen-  und  Fernsprechwesens  in  Österreich  nebst  Tabellen  über 
die  DiL-nstbezüge  und  Rang\'erhaltnisse  des  ararischen  Personals  u.  a.  m.  ver- 
vollständigen das  Werk.  Im  ganzen  stellt  dieses  ein  wertvolles  HUlfsmittel 
für  jeden  dar,  der  die  Organisation  der  Osterreichischen  Post-  und  Tele- 
graphenverwaltung und  deren  Personalverhflltnisse  näher  kennen  lernen  will. 


•BRUN.    CCDRUGKT  IM  DB  MUCKMIItVGKMB. 


Digitized  by  Google 


iIRCHIV 


FÜR 


POST  UND  TELEGRAPHIE. 


BEIHEFT  ZUM  AMTSBLATTE 


DES  REICHS- POSTAMTS. 


BBRAUSCBCIBBM  IM  AUFTRAGE  DES  REICKS- POSTAMTS. 


Nr.  5. 


BERLIN,  MÄRZ. 


1903. 


INHALT:  Die  Gründung  der  ersten  deur^ch  -  rmieril<:inischcn  Posrdampfschiftslinie, 
S.  12^  —  Die  Grundlagen  der  Preisbildung  im  elektrischen  Nuchrichienverkehre, 
S.  141.  —  Dos  neue  PostgebBude  in  Oldenburg  und  die  Geschichte  der  olden> 
burgischen  Post  fSchluß),  S.  149.  —  Die  Ebenbahn  von  Tehuantepec,  S.  156. 

Kleine  Mitteilungen:  Der  höchste  Aufstieg  von  Drnchen  zum  Emporheben  selbst- 
regisinercndcT  Apparate  in  die  Höhen  der  Atmosphäre,  S.  138.  —  Eine  Kunst- 
strafle  ab  Verbindungigtied  Bwbdien  der  Transbaikal-  und  der  Ussuribahn,  S.  159. 
—  Postpackereiverkehr  während  der  letzten  Weihoachtssei^  S.  159.  —  Die  Be- 
völkerung Chinas,  S.  160. 


Die  Gründung  der  ersten  deutsch- amerikanischen 

Postdampfechifblinie.*) 

Vom  Ober-Poslpraktikanten  F.  Graue  in  Bremen. 

Die  deutsche  Handelsflotte  »t  heute  die  zweitgrößte  der  Welt;  mit 

1363  Seedampfem  von  zu.^ammen  2636338B.  T.  steht  sie  zwar  hinter  Ejig- 
land,  dessen  Flotte  7^38  Dampfer  von  zusamtnen  12897592  Ton<  z;lhlt,  weil 
zurück,  ist  aber  an  Tonnengehalt  über  doppelt  so  groß  als  die  niichstgröiiten 
Flotten,  die  französische  von  690  Dampfern  und  1  104893  Tons  und  die 
amerikanische  von  776  Dampfern  mit  1  09  s  788  Tons.  (Nach  Lloyds  Register 
für  1902/03.)  Hinsichtlich  der  Größe  der  Reedereien  hat  Deutschland  sogar 
England  Uberflügelt.  Der  Norddeutsche  Lloyd  und  die  Hamburg- Amerika 
Linie  sind  die  größten  Dampfschiffahrtsgesellschaften  der  Erde;  an  dritter  Stelle 
folgt  die  British  India  Steam  Navigation  Company. 

Bei  einer  derartigen  Machtstellung  der  deutschen  Handelsflotte  erscheint 
uns  heute  kaum  glaublich,  was  die  Akten  des  Bremer  Staatsarchivs  von  den 
.Anstrengungen  erzählen,  deren  e»;  vor  etwa  35  Ja'nen  bedurfte,  um  die 
erste  Dampfschifisverbindung  zwischen  Deutschland  und  den  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  ins  Leben  zu  rufen,  namentlich,  wieviel  Mühe  es  verursacht  hat, 
um  das  erforderllcbe  Kapital  zusammenzubringen.  Die  Geschichte  der  GrOn- 
düng  dieser  Linie  findet  sich  in  den  Akten  des  Bremer  Staatsarchivs  nieder- 

*)  Benutsie  Qyidlen:  Akten  deB  Bremer  Staatsarchivs;  Ouckwits,  DenkwOrdig- 
keiten  aus  maiaem  OflentfidMO  Laben,  Bremen,  1877;  Jahtgluge  1845  bb  1847  der 

Weserzeitung. 
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gelegt;  sie  stellt  ein  Stück  deutscher  Kulturgeschichte  dar  und  gewirhrt  uns 
interessante  Einblicke  iu  Jic  d;im;iligcn  Zcitvcrhaltnisse,  so  daß  es  gerechtfertigt 
erscheint,  sie  der  \  crgcsscnhcit  zu  entziehen. 

Für  die  Postgeschichle  ist  die  genannte  Linie  von  besonderem  hitcresse, 
einerseits,  weil  sie  zum  ersten  Male  den  unmittelbaren  Austausch  deutscher 
und  amerikanischer  Postsiicke  vermittelte,  und  andererseits,  weil  sie  neue  Grund- 
satze in  dem  Postt;ix\vcsen  der  deutschen  Staaten  zur  Geltung  brachte. 

Man  lebte  damals  (1.84^  47)  in  einer  tUr  DiiiKchland  trüben  Zeil.  Die 
glänzende  Genugtuung  über  die  Erfolge  der  Freiheitskriege  halte  lüngst  einer 
tiefen  Mifistinimung  Platz  gemacht  Uber  die  Schwache  des  Deutschen  Bundes, 
dieses  losen  GefÜges  selbständig  und  eifersüchtig  nebeneinander  stehender 
Staaten.  Die  deutschen  Seestädte,  die  am  meisten  mit  dem  Ausland  in  Be- 
rührung kamen,  hatten  be'^onders  unter  dem  Mimt^el  einer  deutschen  Einheit 
zu  leiden;  sie  entbehrten  schmerzlich  den  RückliaU  einer  starken  deutschen 
Regierung.  Denn  sie  waren  in  den  ausländischen  Häfen  auf  ihre  eigenen 
schwachen  Kräfte  angewiesen;  kein  deutsches  Kriegsschiff,  kein  deutscher 
Konsul  beschützte  sie.  Und  trotzdem  geboten  die  deutschen  KUstenstaaten 
schon  über  eine  ganz  anschnliciic  Fioiic.  So  besa^^  Bremen  zu  Ende  des 
Jahres  1846  für  die  Seeschiffahrt  bereits  223  Segcischitfe  von  36  037  Lasten 
(1  Last  =  4000  Pfund]  und  4  Sccdampfer  für  den  europäischen  Verkehr, 
Hamburg  23 1  Segelschiffe  von  28  695  Lasten  und  6  Seedampfer  für  den  Verkehr 
in  der  Nord  und  Ostsee,  Preußen  765  SegcK^liifte  von  103  125  Lasten  und 
18  Seedamplcr  in  der  Nord-  und  Ostsee.  Die  größten  Segelschiffe  besai> 
Bremen,  und  zwar  15  von  300  bis  423  Lasten,  i  zu  430  Ln'^tcn.  i  zu  300 
und  I  zu  600  Lasten;  Hamburg  halte  von  300  bis  425  Lallen  4  Schiffe; 
Preufiens  Schiffe  waren  bedeutend  kleiner. 

Die  Gesamtzahl  deutscher  Seeschiffe  wird  für  die  damalige  Tjät  auf 
3000  Schiffe  von  800  000  Tonnen  Trag£Hhigkeit  angegd>en;  dem  standen 
gegenüber : 

England   mit  23  132  Schiffen  von  3000000  Tonnen, 

Frankrcicli   -     13^*^3       -        -  600000 

Vereinigte  Staaten 

von  Nordamerika   -        ?  -        .  239000 

Schweden  und  Norwegen   -     3297      -        -  344188 

Hullaiid   -       I  iN'>        -  -       401  'M  -? 

Belgien    -         i^ii       -         -         23000       -  , 

(G.  W.  Oehlrich,  Ücutsclihind  zur  See;  Hamburg  1849-) 

Die  deutschen  Schifte,  die  den  transatlantischen  Seeverkehr  vermittelten, 
waren  ausnahmslos  Segelschiffe.  Überhaupt  besaß  nur  England  Dampfet, 
die  den  Atlantischen  Ozean  durchkreuzten,  und  zwar  die  $  Dampfer  der  1838 
von  Samuel  Cunard  aus  Halifax  gegründeten  )i British  and  North  American 
Royal  Mail  Steam^hip  Company«,  die  gewöhnlich  die  Cunard  -  Linie  genannt 
wird.  Die  Gesellschatf  hatte  im  Jahre  1838  mit  der  englischen  Regieiung 
einen  Vertrag  geschlossen,  wonach  sie  die  Beförderung  der  englischen  Post 
zwischen  England  und  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  gegen  eine 
jährliche  \'crgUtung  von  81  000  Pfd.  Slerl.  zu  besorgen  hatte  (Postarchiv  1900, 
S.  466).  Es  muiJten  nach  und  nach  4  Dampfer  eingestellt  und  jährh'ch 
20  Fahrten  zwischen  Liverpool  und  Boston  über  Halifax  aufgeführt  werden, 
nflmlich  in  den  Monaten  November  bis  Februar  monatlich  eine  und  vom  Marz 
bis  Oktober  monatlich  zwei.  Als  erstes  Schiff  verließ  die  »Britannia«,  ein 
hölzerner  Raddampfer,  am  4.  Juli  1840  Liverpool  und  landete  nach  14  Tagen 
in  Boston.    Die  Cunard -Linie  hat  sich  gut  rentiert  und  glünzend  entwickelt; 
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sie  ist  noch  heute  eine  der  wichtigsten  Dampfei^esellschaften  Englands  und  hat 

in  der  letzten  Zeit  noch  dadurch  die  Aufmerksamkeit  auf  sich  gezogen.  dnCs  sie 
nicht  dem  Morgan  Trust  beigetreten,  sondern  selbständig  geblieben  i^l  und  in 
Zukuntt  eine  bedeutende  Subvention  von  der  englischen  Regierung  erhalten  wird. 

England  war  also  b»  1847  das  einzige  I^and,  das  seine  Post  mit 
schnell  fahrenden  Dampfern  nach  Amerika  befördern  konnte,  und  nutzte  diese 
gOn&tige  Stellung  gehörig  aus.  Das  englische  Seeporto  war  sehr  hoch;  es 
betrug  für  einen  gewöhnlichen  Brief  bis  zu  einer  halben  Unze  Gewicfif  i  ^h  4  d, 
so  daß  das  Porto  für  einen  Brief  aus  Preußen  Uber  Kngland  bis  zur  amerika- 
nischen Koste  auf  etwa  2i,^ j»^gT.  zu  stehen  kam  (Stephan,  Geschichte  der 
Preufsischcn  Post,  S.  63$).  Die  Briefsendungen  aus  Deutschland  konnten  femer 
auf  dem  Wege  Uber  England  nicht,  wie  es  heute  geschieht,  in  direkten  Po.st- 
beuteln  befördert  werden,  die  in  Liverpool  lediglicli  hätten  umgeladen  zu 
werden  brauchen,  sondern  waren  einzeln  an  die  englische  Postverwaltung  aus- 
suliefem,  die  sie  ihrerseits  an  die  amerikanische  Postverwaltung  weiterbeförderte. 
Ein  weiterer  Übelstand  war  der  herrschende  Frankierungszwang,  der  um  so 
lästiger  war,  als  sich  das  Franko  in  vielen  Fällen  nicht  vorher  bet  e  hnen  ließ. 
Die  vieiitschcn  Postverwiiltungen  waren  a!"»er  im  hileresse  dc'-  H.iiKleKverkehrs 
gezwungen,  die  englischen  Dampfer  zu  benutzen,  da  die  Belörderung  mit  den 
schnellsten  Segelschiffen  etwa  37  Tage ,  mit  den  Dampfern  nur  1 4  Tage  er* 
forderte.  Ebenso  wie  die  BriefbefOrderung  war  auch  die  Versendung  von 
eiligen  Frachtgütern  mit  englischen  Dampfern  teuer  und  umständlich;  zu  den 
hohen  FrachtgcbUhrcn  kamen  noch  die  Unkosten  für  die  in  Liverpool  er- 
torderliche  Umladung. 

Es  kann  uns  daher  nicht  wundem,  wenn  1 846  die  erste  in  die  öifenttich- 
keit  gedrungene  Kunde  von  der  Errichtung  einer  unmittelbaren  Dampfschifr-- 
Verbindung  zwischen  den  Vereinigten  Staaten  und  Bremen  in  weiten  Kreisen 
mit  lebhafter  Freude  und  Genugtuung  begrüßt  wurde.  Zum  ersten  M.ile 
gelang  es  einem  deutschen  Hafen  unter  Mithülfe  eines  Teiles  der  sonst  so 
uneinigen  deutschen  Staaten,  als  Sicgei  hervorzugehen  aus  dem  Wettbewerbe 
mit  englischen,  französischen,  holländischen  und  belgischen  Platzen.  Zum 
ersten  Male  sollte  unabhängig  von  der  mächtigen  Beherrscherin  der  See,  dem 
viel  beneideten  Kngland,  eine  Dampferverbindung  luimsiellt  werden  für  Post, 
Passagiere  und  Fracht  zwischen  den  Vereinigten  Staaten  und  Deutschland. 
Das  Monopol  Englands  ftlr  die  überseeischen  Postverbindungen  sollte  ge- 
brochen werden.  Auf  Dampfern,  die  zum  Teil  mit  deutschem  Oelde  erbaut 
waren  und  neben  der  amerikani>>chen  eine  deutsche,  und  zwar  die  Bremer 
Flagge  führten,  sollten  die  deutschen  Postsäcke  in  rascher  Fahrt  unmittelbar 
vom  deutschen  Boden  in  einen  amerikanischen  Hafen  Ubertührt  werden,  ohne 
dafi  die  Briefe  erst  wie  bisher  englischen  Händen  anvertraut  werden  mußten. 

Das  Hauptverdienst,  diese  Linie  gegründet  zu  haben,  gebUhrt  dem  kleinen, 
damals  kaum  32  000  Einwohner  zahlenden  Bremen  und  insbesondere  seinen 
berühmten  Führern,  dem  BUrL;ermeister  Smidt  und  dem  Senator  D uckwitz, 
dem  nachmaligen  Reichshandetsminister  (184H). 

Zwischen  Rotterdam  und  Hamburg  gelegen,  denen  mit  Hülfe  der  beiden 
grofien  schiffbaren  Ströme  Rhein  und  Elbe  ein  gewaltiges  Hinterland  als 
Absatz-  iinJ  Ausfuhrgebiet  zu  Gebote  stand,  war  Bremen  bei  der  manucl- 
haften  Scluti barkeit  der  an  Bedeutung  erheblich  zurückstehenden  Weser  von 
Natur  am  wenigsten  begünstigt  unter  den  Nordseehäfen.  Aber  die  iat- 
kraft,  der  kaufmännische  Blick  und  der  Untemehmungsgeist  der  Bremer  ver- 
standen es,  die  natürlichen  Mängel  der  Lage  ihier  Vaterstadt  abz  i-  ' wichen. 
Welche  Schwierigkeiten  mußten  aber  biv  dahin  überwunden  werden  I  vSchon 
im  Anfange  des  17.  Jahrhunderts  vermochten  die  größeren  Seeschide  wegen 
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der  geringen  Tiefe  der  Weser  nicht  bis  zu  dem  70  km  landeinwärts  ge- 
legenen Bremen  zu  gelangen.  Auf  Anregung  des  Bürgermeisters  Stnidt  wurde 
daher  an  der  Mündung  der  Weser  ein  Stück  Land  der  Krone  Hannover  ab- 
gekauft und  darauf  der  eigentliche  Bremer  Seehafen,  Bremerhaven,  1827  in 
Bau  genommen.  Man  besaß  nach  Eröffnung  des  Hafenbassins  im  Jahre  1830 
einen  auch  im  Winter  zugänglichen  Hafen,  den  man  bis  dahin  hatte  entbehren 
mU>>scn.  Zur  Bewältigung  des  Verkehrs  zwischen  Bremerhaven  und  Bremen 
wurden  regelmäßige  Dampfschiffahrten  eingerichtet.  In  der  richtigen  Krkenntnis, 
daß  ein  Seehafen  nicht  zur  Blüte  gelangen  kann,  wenn  nicht  für  bequeme 
Verkehrswege  nach  dem  Absatzgebiete,  dem  Binnenlande,  gesorgt  wird,  wurden 
der  Oberweserschiffahrt  von  Bremen  bis  Hameln  und  bis  Hannoversch-Münden 
die  Wei:;e  geebnet.  Es  galt  hierbei  nicht  nur  die  natürlichen  Hemmnisse  zu 
überwinden,  sondern  mindestens  ebenso  schwierig  war  es,  den  Widerstand  der 
Hannoverschen  Regierung,  die  eine  Konkurrenz  für  ihre  Poststraßen  befürchtete, 
zu  beseitigen.  Im  weiteren  suchte  Bremen  den  damals  tüglich  zunehmenden 
Strom  der  Auswanderer  an  sich  zu  ziehen ,  was  ihm  auch  dank  geeigneter 
Maßnahmen  gelang.  In  den  Jahren  18-^2  bis  1836  verließen  ^2644;,  1837 
bis  1841  5921  I,  1842  bis  1H46  107507  Auswanderer  Bieinen,  einsch!ie(>lich 
der  auf  indirektem  Wege  über  ürolibritannien  beforderlcn  Personen  (Statistisches 
Jahrbuch  der  Stadt  Bremen).  Welchen  Anteil  Bremen  an  der  deutschen 
Auswanderung  im  Gegensatze  zu  anderen  Hflfen  hatte,  erhellt  aus  folgenden 
Zahlen: 

es  gingen  deubche  Auswanderer 


1846  1847 

Über  Havre   32  381  39474  Personen, 

Dünkirchen   '473  — 

-  Antwerpen   '3  '78  '4  ^'3 

-  Hulland    2506  9  759 

England   ^^425  looOO 

Bienien    1,2      2  3'^  682 

Huiiibiirg   4  T-'»  8  141 

-  Preußen   329  74       -  (Oehlrich,  S.  367), 


Abgesehen  von  Havre  lialtc  also  Bremen  den  bedeutendsten  Auswanderer- 
verkehr; der  Hamburger  Verkehr  erreichte  im  Jahre  1846  nicht  den  sechsten 
Teil  der  Bremer  Zahlen.    Diese  Auswandererbeförderung         für  Bremen 

von  hervorragender  Wichtigkeit,  nicht  nur  wegen  des  von  den  Personen  er- 
zielten Passageverdienstes,  sondern  fast  noch  mehr,  weil  die  Bremer  Schiffe 
wegen  der  guten  Einnahmen  auf  der  Hinreise  sich  mit  einer  er  heblich  billigeren 
ROckfrachtgebOhr  als  die  Schiffe  der  anderen  Hfifen  begnügen  konnten  und 
deshalb  vorzugsweise  zur  Verfrachtung  der  amerikanischen  Rohprodukte,  nament- 
lich von  Tabak,  Baumwolle,  Reis  benutzt  wurden.  Besonders  als  Tabaks- 
einfuhrhafen  hatte  Bremen  schon  damals  eine  nicht  zu  uiUerschützende  Be- 
deutung. Die  Folge  der  Anstrengungen  des  Bürgermeisters  Smidt  und  der 
gesamten  Bremer  Kaufmannschaft  war,  dafs  Bremen  Mitte  der  vierziger  Jahre 
die  übrigen  deutschen  Seehäfen,  einschließlich  des  sonst  bedeutenderen  Hamburgs, 
\\enfi  nicht  an  der  Zahl,  so  doch  an  der  Tragfähigkeit  der  Schiffe  Ubertraf. 
Das.  kleine  Bremen  hatte  damals  schon  mehr  große  Seeschiffe  als  selbst  Frank- 
reich. Dieser  Unternehmungsgeist,  der  Bremens  Schiffahrt  zu  stetem  Wachstumc 
verhelfen  hatte,  brachte  auch  die  erste  deutsch>amerikanische  Postdampfechlffahrt 
zu  Stande. 

Ihr  geistiger  Urheber  war  der  Senator  Duckwitz.  Er  wurde  in  der  Aus- 
Hihrung  seiner  Plflne  wesentlich  unterstützt  durch  die  in  Bremen  Uibliche,  von 
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bureaukratischeiD  Zwange  freie  Art  der  Geschaftsbehandlung  im  Verkehre  mit 

fremden  Regierungen. 

Duckwitz  hatte  erfahren,  Jafs  man  in  den  Vereinigten  Staaten  mit  dem 
Gedanken  umgehe,  sich  von  dem  englischen  überseeiNchcn  Postdamplschiffs- 
monopole  frei  zu  machen  und  eine  ameriicanische  Dampfechiffiihrtverbindung 
von  New  York  nach  Europa  einzurichten.  Die  Wahl  des  Hafens  war  noch 
unbestimmt;  die  amerikanischen  Zeitungen  agitierten  bald  für  diesen,  baM  für 
jenen  Hafen,  je  nach  den  Interessen  der  Artikelschreiber.  Hnnptsiiclilich 
wurden  Rotterdam,  Antwerpen,  Havre,  Bordeaux,  Lissabon  genannt;  an  Bremen 
oder  Hamburg  dachte  man  in  Amerika  Oberhaupt  nicht.  Auch  Duckwitz  wagte 
zunächst  nicht,  daran  zu  denken,  daß  Bremen  der  auserwfihlte  Hafen  sein 
könnte.  Trotzdem  untoließ  er  es  nicht,  halb  im  Scherze,  wie  er  selbst  er- 
zählt, den  amerikanischen  Konsul  in  Bremen,  Colonel  A.  Dudley  Mann,  auf  die 
Vorzüge  Bremens  bz.  Bremerhavens  hinzuweisen.  Duckwilz  blieb  aber  auch  nicht 
beim  Scherzen,  sondern  suchte  in  altem  Ernste  den  Konsul  Mann  für  Bremen 
zu  gewinnen.  Mann  war  sdbst  für  Bremen  eingenommen  und  berichtete  über 
Duckwitz'  Vorschlag  an  seine  Ret^iernng.  Diese  gab  ihm  den  Bescheid,  er 
möge  sich  von  Bremen  bestimmte  Anerhietungen  machen  l^>i'^en.  AU  Duckwilz 
hiervon  Kenntnis  erhielt,  machte  er  im  Januar  1845  dem  Bremischen  Senate 
von  seinen  Unterredungen  mit  Mann  Mitteilung  und  knüpfte  daran  den  Antrag, 
geeignete  Schritte  zu  tun,  um  die  Wahl  Bremens  als  europäischen  Hafen  der 
geplanten  amerikanischen  Dampfschiffslinie  durchzusetzen.  Der  Senat  stimmte 
Duckwitz'  Ausftihrungen  über  den  Nutzen,  den  Bremen  und  ganz  Deutschland 
von  einer  unmittelbaren  amerikanischen  Verbindung  haben  würde,  zu  und 
beschlofl,  als  ersten  Schritt  zur  Forderung  der  Angelegenheit,  den  neuen 
amerikanischen  Dampfschiffen  verschiedene  Erieichterungen  in  Aussicht  zu 
stellen.    Bremen  verpflichtete  sich  danach: 

1.  die  amerikanischen  Dampfer  der  neuen  Linie  in  Bremerhaven  von  der 
Zahlung  von  Hafengebühren  frei  zu  lassen; 

2.  die  zollfreie  Lagerung  von  Kohlen  in  Bremerhaven  zu  gestatten; 

3.  wegen  der  Postbeförderung  liberale  Vereinbarungen  m  treffen. 
Duckwitz  berichtete  dem  Konsul  Mann,  der  inzwischen  von  seinem  Posten 

abberufen  worden  war  und  bereits  die  Rückreise  nach  VVashington  angetreten  hatte, 
fiber  den  Beschluß  des  Senats  und  bat  ihn,  sich  in  Washington  energisch  für 
Bremen  zu  verwenden.  Er  beleuchtete  gleichzeitig  ausführlich  die  Vorzüge 
Bremerhavens  und  Bremens,  die  hauptoSdllicfa  darin  beständen,  daß  Bremer- 
haven den  ganzen  Winter  hindurch  eine  eisfreie  Einfahrt  habe,  wahrend  z.  B. 
Hamberg  im  Winter  vereise,  und  daß  Bremen  eine  liberale  Handeisgesetz- 
gebung  besitze;  eigentlicher  Zoll  werde  Überhaupt  nicht  erhoben;  lediglich 
zur  Bestreitung  der  Aufwendungen  fllr  die  Zwecke  des  Handels  und  der 
Schiffahrt  sei  eine  Uberaus  mtfßige  Abgabe  von  V»  bis  \!^  v,  H.  des  Einfuhr- 
werts zu  zahlen;  auch  werde  Amerika  mit  der  Wahl  Bremen^;  in  Deutsch- 
land ein  bedeutendes,  21  000  Quadratmeilen  groiics  Absatzgebiet  für  seine 
Rohprodukte  eriialten,  und  außer  Deutschland  und  Oesterreich  noch  deren 
volkreiche  Hinterlttider:  Rußland,  die  Schweiz,  femer  im  Norden  Dänemark, 
Norwegen,  Schweden,  im  Süden  Italien.  Die  Eisenbahnen,  die  Bremen  mit 
diesen  Gebieten  in  nahe  Verbindung  bringen  sollten,  seien  in  V^orbcreitung  und 
würden  bis  zur  Inbetriebnahme  der  Dampfschiffahrt  vollendet  sein.  Hannover 
sei  bereits  mit  allen  Teilen  Deutschlands  und  Oesterreichs  durch  Eisenbahnen 
verbunden.  Dackwitz  teilte  dem  Konsul  Mann  weiter  mit,  daß  ein  deutscher 
Schiffahrtsbund  in  Vorschlag  gebracht  worden  sei,  nach  dessen  Bestimmungen 
für  Waren,  die  von  außereuropfiischen  Ländern  Uber  aulSerdeutsche  Häfen  be- 
fördert würden,  ein  ExtrazoU  von  2  i'alern  für  den  Zentner  erhoben  werden 
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solle.  Der  gefürchtetste  Konkurrent  auf  dem  Kontinente,  der  belgische  Hafen 
Ani\ver|ier),   könne   also   schon  sliescni  Grunde  für  eine  amerikanische 

Dainptcrvcrbindung  nicht  in  Frage  koiniiKn,  da  für  den  Fall,  daß  der  Schiffahrti- 
bund  zu  Stande  kllmef  die  amerikanische  Einfuhr  nach  Deutschland  und  seinen 
Hinterländern  Ober  Antwerpen  erschwert  oder  unmöglich  {gemacht  sein  würde. 

Wohl  vertraut  mit  den  ;iniei  ikanischen  Verhültni'.^en ,  vei  fehlte  Duckwitz 
nicht,  dem  Konsul  M.inri  looo  Dollars  zur  Verfügung  zu  stellen  sowie 
133  Flaschen  der  wertvollsten  Rheinweine  aus  dem  berühmten  Bremer  Hals- 
keller,  damit  Mann  mit  deren  Hülfe  möglichst  viele  einfluÖreiche  Amerikaner 
von  dem  Vorteile  der  Wahl  Bremens  Uberzeugen  köime.  Mann  nahm  das 
Anerbieten  an;  es  inni>  abti  hinzugefügt  werden,  dalJ  es  bei  ihm  eines  der- 
artigen Anstol>es  nicht  bcduiit  hätte:  er  hatte  wahrend  seines  Aufenthalts  in 
Bremen  als  amerikanischer  Konsul  genug  Gelegenheit  gehabt,  den  kauf- 
mifnnischen  Geist  der  Bremer  Handelswelt  und  seiner  bedeutenden  FOhrer 
kennen  zu  lernen;  auch  ha;i.  er  von  dem  Umfange  des  deutschen  Handels 
hinreichend  Kenntnis,  um  einzusehen,  dafs  Deutschland  und  seine  Hinterländer 
ein  vortreH liches  Absatzgebiet  für  amerikanische  Produkte  sein  würden.  Die 
Einfuhr  nach  Deutschland  aus  den  Vereinigten  Staaten  war  damals  noch 
gering;  ihr  Wert  betrug  über  Hamburg  3  745413  Taler  Preufi.  Kur.,  über 
Bremen  6  405  804  Taler  Preulk  Kur.  Wie  wir  hier  gleich  vorausschicken 
wollen,  war  10  Jahre  nach  Eröffnung  der  Dampfschiffahrt  der  Wert  der 
amerikanischen  Einfuhr  über  Bremen  auf  20453518  Taler  PreuLs  Kur.  und 
Uber  Hamburg  auf  7  üoi  1 30  Taler  Preuu.  Kur.  jährlich  gestiegen.  Manns 
Interesse  für  eine  Dampferlinie  Bremen-New  York  war  also  nur  dem  Wunsche 
entsprutigen,  seinem  Heimatlande  neue  Absatzgebiete  zu  erschliefien.  Als  er 
sah,  dal.^  diese  Ab»i\lit  bei  Duckwitz  und  dem  Bremischen  Senate  weites 
Entgegenkommen  fand,  warf  w  sich  voller  Begeisterung  auf  die  Auslührung 
der  gemeinsamen  Ideen.  Sclion  :»eine  Rückreise  nach  Amerika  hatte  er,  bevor 
ihm  dos  erwKhnte  Schreiben  des  Senators  DtKkwits  zugegangen  war,  dazu 
benutzt,  sich  das  nötige  Material  zur  Begründung  seines  Planes  zu  verschaffen. 
Er  besuchte  die  in  Betracht  kommenden  französischen  und  englischen  Hafen 
und  stellte  fest,  dul.^  die  Ebbe-  und  Flutverhältnisse  in  keinem  so  günstig 
lagen  wie  in  Bremerhaven.  Zugleich  ermittelte  er,  daß  als  englischer  Anlcgc- 
hafen  Cowes  auf  der  Insel  Wight  am  geeignetsten  sein  würde.  Denn  dafi  die 
amerikanisch-bremischen  Dampfschifife  in  England  Aufenthalt  nehmen  mußten, 
lag  in  aller  Interesse;  die  Dampfer  konnten  auf  diese  Weise  nicht  nur  zur 
Überfahrt  oder  zur  Fracht-  und  Postbeförderung  nach  Deutschland  benutzt 
werden,  sondern  sie  konnten  auch  Personen  und  Ladung  für  F^igland,  trank- 
reich, Belgien  und  Holland  mitnehmen.  Die  Beförderungsdauer  von  Cowes 
nach  London  berechnete  er  auf  3  7s  Stunden,  nach  Havre  auf  6  Stunden ;  für 
Havre  sowohl  als  für  London  lag  also  Cowes  günstiger  als  Liverpool,  der  ■ 
Hafen  der  Cunard  -  Linie. 

Sofort  nach  seiner  Ankunft  in  Washington  trat  Mann  mit  den  mai-^gebcfiden 
Persönlichkeiten  der  Vereinigten  Staaten  in  Verbindung,  u.  a.  mit  dem  Staats- 
sekretär für  die  auswärtigen  Angelegenheiten  Buchanan  und  dem  GeneraU 
postmeister  Johnson.  Interessant  ist  die  Wahrnehmung  Manns,  dafs  die 
leitenden  Mimner  der  Vereinigten  Staaten  nur  sehr  mangelliafte  Kenntnis  von 
Deutschland  besalk-n  und  von  Deutschlands  Handul  nur  eine  sehr  geringe 
Meinung  hegten.  Unter  diesen  Umstünden  war  es  von  großem  Vorteile,  daß 
ihnen  Mann  aus  persönlicher  Anschauung  mit  Tafsachen  und  mit  Zahlen 
entgegentreten  konnte.  Seine  Bemühungen  und  sein  Eifer  hatten  Erfolg. 
Schon  im  Herbste  1845  konnte  er  nach  Bremen  mitteilen,  daß  es  ihm  ge- 
lungen sei,  Johnson  und  Buchanan  von  der  Unrichtigkeit  ihrer  bisherigen 
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Ansichten  und  von  der  Bedeutung  des  deutschen  Handels  und  des  deutschen 
Verbrauchs  zu  überzeugen.  Er  erreichte,  dal>  in  der  Ausschreibung  des 
Generalpostmeisters  zur  Errichtung  einer  amerikaniscii  -  europäischen  Daaipl- 
schiftlinie  Bremen  als  europVischer  Hafen  mit  in  Vorschlag  gebracht  wurde. 
Es  muß  hier  erwähnt  werden,  dafs  der  Generalpostmeister,  während  Mann 
sich  auf  der  Rückreise  nach  Amerika  befand,  durch  eine  Kongreßakte  vom 
3.  Mörz  1845  ermächtigt  worden  war,  Verträge  zur  Herstellung  von  Post- 
veibitidungen  zwischen  nordanierikanischen  und  fremden  Häfen  abzuschließen. 
Die  vorerwähnte,  Oktober  1 845  in  den  amerikanischen  Zeitungen  veröffentlichte 
Ausschreibung  forderte  u.  a.  zur  Abgabe  von  Angeboten  auf  für  Beförderung 
der  amerikanischen  f^)riefposten  mittclv  Dampfer  von  New  York  nach  einem 
der  nachgenannten  europäischen  Höfen,  dessen  Auswahl  in  das  Belieben  der 
Unternehmer  gestellt  wurde: 

I.  Liverpool  oder  Bristol  oder  Southampton; 

3.  Ober  Cowes  nach  Antwerpen  oder  Bremen  oder  Hamburg; 

3.  Havre  oder  Brest; 

4.  Lissabon. 

Der  Generalpostmeister  behielt  sich  vor,  von  diesen  Routen  spöleslens  bis 
zum  31.  Januar  1846  die  ihm  am  geeignetsten  erscheinende  auszuwählen.  Von 
den  sonst  noch  bekannt  gemachten  Bedingungen  sei  folgendes  erwähnt: 

Für  8  Monate  des  Jahres  —  März  bis  Oktober  —  ist  eine  halbmonatliche 
Beförderung,  für  die  übrigen  4  Monate  eine  monatliche  Beförderung  vor- 
zusehen. (Dieselbe  Fahrtenfolge  war  der  von  der  englischen  Regierung 
unterstützten  Gunard-Linie  auferl^t.)  Die  Bietenden  müssen  Btirger  der  Ver- 
einigten Staaten  sein  und  die  Post  in  amerikanischen  Schiffen  durch  amerikanische 
Bürger  befördern  lassen.  Sie  sind  verpflichtet,  die  einzustellenden  Schiffe  der 
Rct^ierung  der  Vereinigten  Staaten  auf  Verlangen  zur  Umwandlung  in  Kriegs- 
schitie auszuliefern;  der  Zeitwerl  der  Fahrzeuge  soll  in  diesem  Falle  den 
Eigentttmem  erstattet  werden.  Das  vom  Gesetze  festgelegte  Porto  ist  fol- 
gendes: »für  Briefe  und  Pakete,  die  Unze  an  Gewicht  nicht  übersteigen, 
zwischen  irgend  einem  der  Häfen  der  Vereinigten  Staaten  und  irgend  einem 
ausländischen,  nicht  weniger  als  3000  Meilen  entlernten  Hafen  24  Cents  mit 
dem  inländischen  Porto  der  Vereinigten  Staaten  dazu;  für  Briefe  und  Pakete 
Ober  Y,  Unze  und  nicht  über  i  linze  48  Cents  und  fbr  jede  weitere  halbe  Unze 
oder  deren  Bruchteil  15  Cents;  für  Zeitungen,  Flugschriften  oder  Preiskurante 
in  der  Briefpost  zwischen  den  Vereinigten  Staaten  und  einem  der  oben  auf- 
gezählten Häfen  und  Plätze  3  Cents  nebst  der  inländischen  Taxe.« 

FUr  Verletzungen  des  abzuschließenden  Vertrags,  für  DienstversKumnissc, 
f&r  das  unbeü^te  Befördern  von  Nachrichten  wird  die  Auferlegung  von  Geld- 
strafen vorbehalten;  je  nach  der  Schwere  des  Falles  kann  auch  der  ganze 
Vertrag  aufgehoben  werden.  Der  Generalpostmeister  ist  zur  Abänderung 
des  Vertrags,  zur  Beschleunigung  oder  Verkürzung  des  Beförderungsdienstes 
gegen  entsprechende  Entschädigung  berechtigt.  Die  Angebote  müssen  bis 
einschiieftlich  den  15.  Januar  1846  eingereicht  werden.  Der  Vertrag  soll  mit 
der  Reise  erlöschen,  die  am  oder  um  den  30.  Juni  1850  endet. 

Nachdem  Mann  beim  Generalpostmeister  dinchgesct/t  hatte,  dafs  Bremen 
wenigstens  mit  den  übrigen  Häfen  konkurrieren  durfte,  kam  es  darauf  an,  im 
amerikanischen  Publikum  für  die  Bremer  Linie  Stimmung  zu  machen.  Zu 
solchen  Zwecken  benutzte  man  in  den  Vereinigten  Staaten  in  der  Hauptsache 
schon  damals  die  Zeitungen.  Mann  ließ  daher  in  möglichst  allen  bedeutenden 
Blättern  Artikel  über  Deutschland,  seine  Bedeutung  für  die  amerikanische 
Ausfuhr,  seine  Rührigkeit  im  Handel  und  im  Baue  von  Eisenbahnen  ver- 
ödentiichen ;  andere  Artikel  handelten  speziell  von  Bremen  und  legten  dar, 
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daß  Bremen  der  erste  bedeutendere  Seehafen  gewesen  sei,  der  mit  der  {ungen 
amerikanischen  Republik  unmittelbar  nach  der  glücklichen  Beendigung  des 
Unabhängigkeitskriegs  in  Handelsbeziehungen  getreten  sei;  ferner  wurde  die 
liberale  Verfassung  der  Republik  Bremen  erwtfhnt,  in  der  es  keinerlei  Be- 
schränkung des  Handels  gebe;  der  Unternehmungsgeist  der  Bremer  Kaufleute 
gewähre  die  besten  Aussichten  zur  Ausnut/.ung  der  Bremer  Dampfschitfsünie 
im  Interesse  des  Absatzes  der  amerikanischen  Rohprodukte  innerhalb  Deutsch- 
lands und  der  Nachbarländer.  Neben  Mann  agitierten  auch  viele  in  Amerika 
lebende  Deutsche,  u.  a.  der  spätere  Breslauer  Professor  Dr.  J.  L.  Teilkampf, 
eifrigst  in  den  Zeitungen  für  Bremen.  Ein  von  letzterem  verfisfiter  und  in 
der  Zeitschrift  »Hunt 's  Morchant  Magazine  and  Commercial  Review«  erschienener 
Artikel  ist  im  Jahrgang  1875  S.  591  ff.  des  Postarchivs  in  seinem  wesent- 
lichsten Inhalt  abgedruckt. 

Auch  der  preußische  Ministerresident  in  Washington,  Freiherr  von  Gerolt, 
bemühte  sich  sehr  im  Interesse  Bremens.  Den  vereinten  Anstrengungen  gelang 
es,  die  gesamte  Rej^ierunii;.  einschlielMich  des  Präsidenten  Polk,  günstig  fQr 
die  Bremer  Linie  zu  slininien,  so  dals  selbst  der  Generalpostmeister  Johnson 
in  den  Zeitungen  Artikel  zu  gunsten  Bremens  veröffentlichen  ließ. 

Inzwischen  war  man  auch  in  Bremen  nicht  untatig.  Sollte  die  Dampfer- 
linie New  York-Bremen  wirklich  zur  Ausführung  gelangen,  so  mußte  bis  zur 
.Ankunft  Jes  ersten  Dampiers  noch  vieles  geschehen.  Die  Schleuse  des  alten, 
in  den  Jahren  1827  bis  1830  erbauten  Hafens  in  Hi emerliaven  war  bei  einer 
Breite  von  etwa  40  Fuli  für  die  70  bis  75  Fuü  breiten  überseeischen  Rad- 
dampfer zu  eng  —  Schraubendampfer  wurden  damals  für  den  transozeanischen 
Verkehr  noch  nicht  fUr  geeignet  gehalten.  Es  mußte  daher  fQr  Erweiterung 
der  Schleuse  gesorgt  werden.  Ferner  bestand  in  Bremerhaven  Uberhaupt  noch 
kein  Postamt;  in  dem  Staats\er(rapc  mit  der  Krone  Hannover  vom  i  1.  Januar  1827 
über  die  Gründung  Bremerhavens  war  diese  Frage  unerledigt  geblieben,  und 
spater  hatte  man  sich  trotz  mehrfecher  Verhandlungen  nicht  darüber  einigen 
können,  weil  jeder  Staat  das  Postrecht  in  Bremerhaven  beanspruchte.  So 
hatte  Bremerhaven  auch  noch  gar  keine  Postverbindung.  Im  Sommer  be- 
sorgten Kahnschiffer  und  Damptschitfskapitane  im  Privatwegc  gegen  Vergütung 
die  Vermittelung  des  Briefverkehrs;  im  Winter,  wenn  die  Weser  mit  Eis 
bedeckt  war,  hörte  auch  diese  Verbindung  auf;  wer  Nachrichten  von  einem 
Orte  zum  anderen  senden  wollte,  mußte  PrivatfuCboten  heranziehen.  Zur 
selbständigen  Errichtung  einer  regelmäßigen  Postverbindung  zwischen  Bremen 
und  Bremerhaven  war  Bremen  nicht  berechtigt.  Auf  dem  Fände  hiitte  die 
Posl  über  hannoversches  Gebiet  geführt  werden  müssen;  auf  dem  Wasserwege 
wären  die  Hoheitsrechte  Oldenburgs  und  Hannovers,  welche  zwischen  Vegesack 
und  Bremerhaven  die  Hoheit  tlber  die  Weser  in  Anspruch  nahmen,  verletzt 
worden.  Ueberhaupt  wurde  Bremen  damals  postalisch  nicht  für  voll 
angeschen.  Es  besaß  zwar  ein  eigenes  Stadtfiostamt ,  das  seit  1823  mit 
dem  preußischen  Postamte  vereinigt  war,  aber  selbständige,  ausschließlich 
bremische  Postkurse  besaß  die  Stadt  nicht.  Die  Beförderung  der  Brieftendungen 
Qbernahm  außer  dem  vorgenai^iten  preußischen  Postamt  ein  hannoversches 
und  ein  Thum  und  Taxissches  Postamt.  Die  den  einzelnen  Verwaltungen 
zustehenden  Poslkurse  waren  nicht  genau  abgegrenzt;  wenigstens  wurden 
die  Grenzen  nicht  genau  innegehalten,  so  daß  sich  auf  einzelnen  Strecken 
die  Verwaltungen  Konkurrenz  machten.  Diese  unklaren  Verhiltotsse  mußt«) 
geregelt  werden;  jedenfalls  mußte  bis  zur  Ankunft  des  ersten  Dampfers  eine 
Post  Verbindung  mit  Bremerhaven  hergestellt  und  daselbst  ein  bremisches 
Postamt  errichtet  werden.  Dies  war  im  Interesse  Bremens  unter  allen  Um- 
ständen nutwendig;   denn  als  Ankunftsort  der  überseeischen  Briefe  mußte 
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Bremerhaven  gellen,  wo  weder  Prebflen  noch  Thum  und  Taxis  postberectitigt 

waren;  c<i  mußte  vermieden  \\  erden,  d.jß  diese  nicht  -'w  Ansprüche  erhöben 
auf  die  Beförderung  der  angekommenefi  ;nnerikanisclicn  Briete.  I  crncr  mußten 
günstige  Beförderungsgetegenheiten  geschahen  werden  für  die  in  Bremerhaven 
ankommenden  Postsadhen,  Personen  und  Güter.  Man  gedachte,  im  Sommer 
die  regelmlfiige  Dampischifiverbindung  zwischen  Bremerhaven  und  Bremen 
zu  benutzen.  Um  eine  f^ercgelte  Beförderung  sicherzustellen,  miilMc  aber  da< 
Fahrwasser  der  Weser  erheblich  verbessert  werden;  bei  ungünstigen  Winden 
sank  damals  der  Wasserstand  oft  in  solchem  Maße,  daß  der  Schillsverkeiu 
tagdang  unterbrochen  war.  Die  Was-serverhätnisse  der  Oberweser,  südlich 
von  Bremen,  waren  noch  ungünstiger;  man  hatte  auch  schon  im  Vereine  mit 
Hannover  und  Oldenburg  die  Best  iti<^ung  der  Stroniliin Jernisse  in  Erwägung 
gezogen;  es  war  aber  jetzt  nötig,  dafs  diesen  Erwägungen  bald  die  Aus- 
führung folgte. 

Ahnlich  verhielt  es  sich  mit  der  geplanten  Eisenbahnverbindung  Bremen- 
Hannover.    Durch  Vertrag  vom   14.  April  1845  hatte  Hannover  den  Bau 

dieser  Kisenbahn  auf  gemeinschaltlichc  Kosten  übernommen;  es  galt  nun,  den 
Bau  so  zu  beschleunigen,  dalJ  die  Bahn  hei  der  Ankunft  des  ersten  Dampfers 
sich  bereits  im  Betriebe  befand.  Senator  Duckwitz  schrieb  daher  an  den 
hannoverschen  Minister  des  Auswärtigen  von  Faicke  und  machte  ihm  ver- 
trauliche Mitteilungen  von  den  Bemühungen  Bremens,  die  Dampferlinie  an 
sich  zu  ziehen;  er  wies  darauf  hin,  von  welch  außerordentlicher  Wichtigkeit 
eine  derartige  Linie  für  ganz  Deutschland ,  speziell  aber  für  Hannover  sei, 
durch  dessen  Gebiet  Post,  Personen  und  Güter  transitieren  müßten. 

Er  teilte  weiter  mit,  dafl  auch  Antwerpen  heftige  Anstrengungen  mache, 
um  als  europäischer  Hafen  auserwühlt  zu  werden,  und  schilderte  die  guten 
Verkehrsverbindungen,  die  diesem  Orte  durch  die  Rheinschiffahrt  und  durch 
zahlreiche  Eisenl^ahi. Verbindungen  zur  Verfügung  stünden.  Wolle  Bremen 
siegreich  aus  dem  Konkurrenzkampfe  hervorgehen,  so  bedürfe  es  der  Unter- 
stOtsung  Hannovers.  HauptsSchlich  bat  er  deshalb  den  Minister,  allen  seinen 
Einfloß  aufzubieten,  um  den  Bau  der  Eisenbahn  und  die  Verbesserung  des 
Weserfahrwnssers  zu  beschleunigen.  Auch  homcrUe  er,  es  sei  jetzt  unbedingt 
erforderlich,  die  oft  aufgenommetien  und  ebenso  oft  abgebrochenen  Verhand- 
lungen wegen  Regelung  der  Postverhaltnisse  in  Bremerhaven  zum  Abschlüsse 
zu  bringen;  nur  wenn  Bremen  ein  eigenes  Postamt  in  Bremerhaven  habe, 
könne  es  mit  dem  Generalpostmeister  der  Vereinigten  Staaten  einen  Vertrag 
abschliefsen.  Schließlich  wies  er  ilaranf  hin,  dafs  den  für  den  Zollverein 
bestimmten  amerikanischen  Waren  bei  der  Einfuhr  über  Antwerpen  Freiheit 
von  IVansitzöUen  zugesagt  sei;  es  sei  deshalb  erforderlich,  dafi  auch  Haonover 
seine  Transit-  und  WeserzOlle  für  amerikanische  Waren  aufhebe. 

Zur  großen  Freude  von  Smidl  und  Duckwitz  ging  bereits  nach  wenigen 
Tagen  ein  Schreiben  Falckes  ein,  in  dem  er  —  zunJ(chst  unverbindlich  für 
die  hannoversche  Regierung  —  versprach,  alle  von  Duckwitz  ausgesprochenen 
Wünsche  zu  erfüllen. 

Inzwischen  war  Ende  November  1845  herangekommen;  bis  zu  dem  in  der 
Ausschrdbung  des  amerikanischen  Generalpostmeisters  angegebenen  Termine 
—  i^.  Januar  1846  —  waren  es  nur  noch  etwa  7  Wochen:  da  ging  ein 
Schreiben  des  Colonel  Mann  ein,  in  dessen  erstem  Teile  er  die  Aussichten 
Bremens  als  sehr  günstig  schilderte,  u.  a.  interessiere  sich  der  preußische  Gesandte 
in  Washington,  Freiherr  von  Gerolt,  auflerordentlich  für  die  Wahl  Bremens; 
ferner  habe  der  amerikanische  Generalpostmeistcr  sich  geäußert,  daß  er  in  seinem 
Bericht  an  den  Kongreß  die  Linie  nach  Bremen  vorschlagen  wolle,  sofern 
von  Unternehmern  annehmbare  Forderungen  gestellt  würden.    Am  Schlüsse 
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seines  Briefes  erwähnte  Mann  jedoch,  da6  die  konkurrierenden  Htffen,  namentlich 
Antwerpen,  erhebliche  Anstrengungen  machten,  um  die  Linie  7.u  erhalten,  und 
daß  der  in  den  nüchslen  Tagen  eintreffende  neue  belgische  Gesandte  die  Be- 
mühungen Antwerpens  wohl  kräftig  zu  fördern  suchen  würde.  Dieser  letzte 
Satz  vernnlaßte  den  Bremischen  Senat,  zur  Unterstützung  des  Amerikaners 
Mann  einen  geeigneten  Rretrier  Bürger  nacli  Washington  zu  entsenden.  Es 
wurde  der  K^mtm  inn  C.  T.  Gevckoht  dazu  bestin)mt,  der  !;ingere  Zeit  in 
Baltimore  ein  eigenes  Geschifft  betrieben  hatte  und  mit  vielen  Amerikanern 
persönlich  bekannt  war.  Mit  den  nötigen  Vollmachten  und  dem  Beglaubigungs- 
schreiben für  den  Präsidenten  der  Vereinigten  Staaten  versehen,  reiste  Gevekoht 
am  38.  November  1845  von  Bremen  nach  Liverpool  ab  und  traf  am  18.  De* 
zcmbcr  in  Boston  ein.  Als  Hichtschniir  für  sein  Vorgehen  etliielt  er  eine 
euigehcnde,  vom  Bürgermeister  Smidt  vertul.>te  Instruktiun  aut  den  Weg. 
Gevekoht  fuhr  von  Boston  sogleich  nach  New  York  und  von  hier  nach  einigen 
Tagen  Aufenthalt  nach  Washington  weiter.  Die  ersten  Tage  in  der  neuen 
Welt  brachten  ihm  große  Enttäuschung  und  entmutigten  ihn  sehr:  keiner 
seiner  Bekannten,  nicht  einmal  der  bremische  Konsul  in  New  York  Oelrichs 
und  der  preul.M^che  Generalkonsul  Schumacher,  wußten  etwas  von  der 
Absicht  der  amerikanischen  Regierung,  eine  Dampterlinie  nach  Bremen  ein- 
zurichten, obwohl  doch  der  Generalpostmeister  die  erwähnte  Ausschreibung 
erlassen  hatte;  keiner  glaubte  auch,  daß  die  Regierung  ermächtigt  werden 
würde,  eine  derartige  Linie  zu  subventionieren.  Nach  seiner  Ankunft  in 
Washington  setzte  sich  Grevekoht  der  Weisung  des  Senats  zufolge  sofort  mit 
Mann  ui  Verbindung.  Letzterer  war  über  Gevekohls  Ankunft  unangenehm 
Überrascht,  beruhigte  sich  jedoch  bei  den  Erklärungen  Gevekohts,  dafi  seine 
Entsendung  nicht  etwa  ein  Mißtrauen  gegen  Manns  bisherige  Tätigkeit  aus- 
drücken ■:olle.  Der  Senat  habe  es  nur  in  Anbetracht  der  Bemühungen  der 
konkurrierenden  H;it"cn  für  vorteilhaft  geliaUcn.  wenn  Gevekoht  die  Zusagen 
Bremens,  die  Mann  Jen  amerikanischen  Staatsmännern  bisher  in  unverbindlicher 
Weise  gegeben  habe,  nunmehr  erforderlichen  Falles  in  offizieller  Weise  bestMtigen 
könne.  Falls  Mann  den  Zeitpunkt  noch  nicht  für  geeignet  halte,  würde  er, 
Gevekoht,  seine  Sendung  «unSchst  noch  geheim  halten.  Mann  riet  hierzu, 
war  im  ülMigen  voller  Zuversicht  und  beruhigte  Gevekoht  auch  darüber,  dalÄ 
man  in  Boston  und  New  York  von  den  Absichten  der  Regierung  noch  wenig 
Kenntnis  habe.  Auf  seinen  Vorschlag  machte  Gevekoht  in  seiner  Begleitung 
dem  Generalpostmeister  Johnson  einen  vertraulichen  Besuch,  mit  dessen  Erfolg 
man  sehr  zufrieden  war.  Allerdings  fragte  Johnson,  ob  Bremen  sich  nicht  mit 
einer  Geldsumme  beteiligen  wolle;  Gevekoht  antwortete  ihm,  daß  er  zu  einer 
Zusage  nicht  ermächtigt  sei,  da  der  kleine  Freistaat  daran  gar  nicht  zu  denken 
gewagt  habe,  dem  zweiten  Handelsstaate  der  Welt  eine  Unterstützung  anzubieten. 

In  der  Folgezeit  waren  Mann  und  Gevekoht  eifrig  tittig;  einerseits  suchten 
sie  Mitglieder  des  Kongresses  für  ihre  Plane  zu  gewinnen;  andererseits  Unter- 
nehmer zum  Bieten  auf  die  Bremer  Linie  zu  veranlassen.  Erslcres  glückte 
ihnen.  Ja,  es  gelang  sogar,  ein  bisher  für  die  Antwerpener  Linie  agitierendes 
Kongreßmitglied,  namens  Hi Iiiard,  der  früher  einmal  Gesandter  in  Brüssel 
gewesen  war,  so  zu  gunsten  Bremens  umzustimmen,  dafi  dieser  sich  bereit 
erklürte,  später  in  der  Finanzkommission  des  Repräsentantenhauses,  der  er  ah 
Mitglied  angehörte,  eine  Resolution  im  Interesse  der  Bremer  Linie  vorzuschlagen. 
Mit  der  Erlangung  von  Bietern  für  die  Linie  sah  es  dagegen  trübe  aus.  Nur 
der  Reeder  A.  G.  Sloo  aus  Cincinnati  war  halb  und  halb  geneigt,  für  Bremen 
zu  bieten;  seine  Forderung  war  aber  so  hoch,  dafs  die  Annahme  seines  Ange- 
bots seitens  der  Regierung  nicht  zu  erwarten  war.  Um  besser  Stimmung  machen 
zu  können,  hielten  jetzt  Mann  und  Gevekoht  den  Zeitpunkt  für  gekommen, 
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Gevekoht  in  die  Oefientlichkeit  hinaustreten  zu  lassen.  Er  stellte  sich  zunlchst 

denn  Staatssekretär  des  Äuikren  Buchanan  vor  und  darauf  dem  Präsidenten 
Polk.  Bei  beiden  wurde  er  gut  aufgenommen.  Trotzdem  war  für  das  Ge- 
lingen des  mit  so  grolkm  Eiter  verfolgten  Planes  noch  wenig  Aussiebt  vor- 
handen, denn  die  Hauptsache  fehlte:  der  Unternehmer.  SIoo  war  inzwischen 
ganz  abgefallen  und  hatte  ein  Gebot  auf  eine  Linie  nach  Ha  vre  abgegeben. 
Unterdessen  war  der  letzte  Termin  für  die  Abgabe  von  Angeboten  heran- 
gerückt. Da  entschloß  sich  im  letzten  Augenblicke  der  mit  Jen  Verluiifnissen 
vertraute  Colone!  Mann,  obwohl  er  oime  Vermögen  war,  .selbst  als  Bieter 
au&ulreten.  Mann  sagte  sich,  dafi  für  Bremen  alles  verloren  sei,  wenn  kein 
einziges  Angebot  für  die  Stadt  abgegeben  würde;  gleichzeitig  hoffte  er,  daß 
er  unterboten  werden  würde,  sobald  seine  Forderung  bekannt  geworden  würc. 
Kr  berechnete  daher  den  erforderlichen  Hegioi  nnpszuschuß  nicht  zu  niedrit^ 
und  erbot  sich,  fUr  440  000  Dollars  jährlich  Pu.st/^uschuis  niit  4  Dampfern  eine 
Linie  New  York-Bremen  zu  eröffnen.  Mann  hatte  sich  nicht  getauscht. 
Es  waren  zunichst  folgende  Angebote  eingelaufen: 

I.  Junius  Smith,  geforderter  Postzuschufi  408000  Dollars,  nach  einem 

englischen  und  französischen  Hafen; 
a.  A.  D.  Mann,  geforderter  Postzuschuß  440  060  Dollars,  nach  Bremerhaven 

über  Cowes; 

3.  Edward  Mills,  geforderter  Postzuschuß  75  000  Dollars,  alle  2  Monate 

nach  Havre; 

-  ,  geforderter  Postzuschuß  150000  Dollars,  jeden  Monat 

nach  Havre; 

-  ,  geforderter  Postzuschuß  300000  Dollars,  zweimal  monat- 

lich nach  Havre; 

4.  A.  G.  Sloo,  geforderter  PoslzuschuU  300000  Dollars,  zwanzigmai  jahrlich 
nach  Havre. 

Keine  Bieter  waren  für  Liverpool  vorhanden. 

Als  Billigster  hatte  sich  also  Edward  Milb  ergeben,  der  nicht  Bremen, 
sondern  Havre  zum  Endpunkte  seiner  Linie  erwählt  hatte.  Jetzt  betätigte 
sich,  daü  es  den  eifrigen  BemUliuni^cii  Manns  und  Gevekohts  gelungen  war, 
den  Postmeister  Johnson  zu  Uberzeugen,  daß  der  dcutsciie  Hafen  Bremen  dem 
«merikanisdien  Handel  die  größten  Vorteile  bringen  würde.  Denn  Johnson 
verhandelte  mit  Mills  und  beeinflußte  ihn,  sein  Gebot  dahin  abzuändern,  dafi 
er  seine  Fahrten  nicht  nacli  Hnvre.  sondern  nach  Bremen  richte;  niistaK 
■ji^Doi)  DoHrüs  tUr  ein  Schifl  nach  H:ivre  würde  er  looooo  für  ein  Schift" 
nach  Bremen,  also  lür  4  Dampfer  400  000  Dollars  Zuschuß  erhalten;  er  würde 
also  unter  Manns  Gebot  bleiben  und  den  Zuschhig  bekommen  können.  Mills 
erkUrte  sich  einverstanden  unter  der  Bedingung,  jedes  zweite  Mal  anstatt  nach 
Bremen  nach  seinem  Belieben  nach  Havre  fahren  zu  dürfen,  imd  verlangte  für 
die  Fahrt  nach  Bremen  i oo  000  Dollars  und  nach  Havre  73000  Dollars  für 
das  Schiff,  oho  bei  Indienststellung  von  4  Schiffen  350000  Dollars  jahrlich. 
Johnson  nahm  das  Anerbieten  an  und  schloß  am  16.  Februar  1846  mit  Mills 
unter  diesen  Bedingungen  einen  Vertrag,  Jen  er  dem  Kongresse  zur  Ge- 
nehmigung vorlegte.  Der  Vertrag  lautete  auf  5  Jahre,  laufend  vom  i.  M;frz  1^47 
ab;  der  erste  Dampfer  sollte  am  1.  Marz  1847,  der  zweite  am  1.  Aumi^t  1847 
und  die  beiden  übrigen  sollten  am  1.  Marz  1848  reisefertig  sein.  Vom  i.  März 
bis  I.  August  1847  sollten  die  Dampfer  alle  2  Monate  einmal  fahren  von  jedem 
Ende  der  Route,  vom  i.  August  1847  ab  monatlich  einmal,  vom  1.  März  1848 
ab  monatlich  zweimal  in  der  Zeit  vom  April  bis  November  imd  monatlich 
einmal  vom  Dezember  bis  März.    Es  sollten  Dampfer  bester.  Kooslruktion 
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geu'ählt  werden,  die  an  Schnelligkeit  den  Gunard^Dampfero  mindestens  nicht 

nachständen. 

So  hatte  Bremen  denn  gesiegt,  obwohl  noch  im  F'ebruar  die  Ciesandten 
Belgiens  für  Antwerpen,  Englands  für  Liverpool,  Hollands  für  Rotterdam  und 
Frankreichs  ftkr  Havre  mit  allen  Kräften  agitiert  hatten.  Allerdings  wollte  Mills 
ja  auch  abwechselnd  nach  Havre  fahren,  aber  das  lag  noch  im  weiten  Felde, 
da  die  damaligen  Hafeneinrichtungen  Havres  für  überseeische  Raddampfer 
unzulUnglich  waren  und  ihre  Abifnderung  l.'in^ere  Zeit  in  Anspruch  nahm. 
Bei  Mann,  Gevekoht  und  dem  preußischen  Gesandten  Freiherrn  von  Gerolt 
soMfie  bei  allen  Deutschen  Amerikas  herrschte  große  Freude,  nachdem  der 
Vertragsabschlufl  bekannt  geworden  war:  der  erste  feste  Punkt  in  den  Be- 
mühungen der  wackeren  Bremer  war  erreicht. 

1''^  galt  nun  \seiter  zu  k;<mpfen,  um  die  Genelimigung  der  beiden  gesetz- 
gebenden Körperschaften,  des  Repräsentantenhauses  und  vles  Senats,  zu  er- 
langen. In  Bremen  wurde  die  Nachricht  von  der  erfolgten  Vertragschlieftung 
durch  Extrablatt  der  Weserzeitung  am  20.  Miirz  1 846  bekannt  gemacht;  sie 
erzielte  großen  Jubel.  Duckwitz  sandte  einen  freudigen  Dankesbrief  an  Geve- 
koht; voll  Befriedigung  schrieb  er:  »Bremen  wacht  und  kämpft,  während  dos 
ganze  liebe,  heilige  Römische  Reich  in  Frieden  schläft.«  Er  hatte  nicht 
Unrecht;  zum  GlOcke  aber  fttr  den  deutschen  Handel  gelang  es  Bremen,  die 
Schlafer  aufzuwecken  und  sie  zur  tätigen  Mithülfe  willig  zu  machen.  In 
welcher  Weise,  werden  wir  sogleich  sehen,  und  zu  ihrer  Ehre  sei  es  gesagt, 
sie  liefsen  sich  nicht  lange  nötigen. 

Inzwischen  war  es  Duckwitz  gelungen,  unter  günstigen  Bedingungen  einen 
Postvertrag  vom  28.  Februar  1846  mit  Hannover  zu  stände  zu  bringen.  Nach 
den  getroffenen  Vereinbarungen  sollte  in  Bremerhaven  ein  gemeinschaftliches 
Hannoverisch  -  Bremische'^  Pos!;unt  errichtet  werden  mit  zwei  Postkontoren, 
einem  hannoverschen  und  cincin  bremischen.  Das  erstere  sollte  den  Post- 
verkehr mit  dem  Königreiche  Hannover  und  nach  den  Ländern  vermitteln, 
wohin  Bremen  keine  Postkurse  besafi;  das  bremische  sollte  den  Postverkehr 
seewärts  und  mit  Bremen  sowie  über  Bremen  mit  denjenigen  Ländern  ver- 
mitteln, wohin  und  woher  Bremen  Postkurse  unterhielt;  auch  sollten  Jie  Jurch 
die  preuliische  und  die  Thum-  und  Taxissche  Post  nach  Bremen  für  Bremer- 
haven gelangenden  Briefe  durch  das  Stadtpostamt  befördert  werden.  Bremen 
verpflichtete  sich  endlich,  alle  seewllrts  ankommenden  Briefe,  die  nicht  mit 
bremischen  Postkursen  zu  befördern  waren,  an  die  hannoverschen  Posten  zur 
Weitersendung  abzuliefern.  Dagegen  verpflichtete  sich  Hannover,  eine  jeden 
Abend  aus  Bremen  nach  Bremerhaven  und  nmuekehrt  abgehende  Fahrpost  zu 
unterhalten,  mit  der  Bremen,  außer  auf  dem  Wasserwege,  seine  Postsachen 
gegen  ein  Transitporto  von  einem  Gutengroscben  fQr  das  Lot  versenden  dürfe. 
Duckwitz  hatte  also  erreicht,  was  er  wollte:  Bremerhaven  erhielt  eine  regel- 
müßige Postverbindung  mit  Bremen  und  wurde  als  Eingangspostan.stalt  für  alle 
zur  See  eingehenden  Briefe  angesehen.  Bremen  konnte  jetzt,  nachdem  es  ein 
eigenes  Postamt  in  Bremerhaven  erhalten  hatte,  Verhandlungen  mit  den  Vereinigten 
Staaten  anknüpfen  wegen  Vermittelung  des  Austausches  der  Postsendungen 
nach  Inbetriebnahme  der  in  Aussicht  stehenden  Dampferlinie  New  York-Bremen. 
Bremen  hafte  ein  groC^es  hiteresse  daran,  diese  Vermittelung  zu  Ubernehmen; 
denn  einerseits  sollte  die  N'ermittclungsgebühr  erhebliche  Einnahmen  bringen, 
andererseits  hofite  man  das  Ansehen  und  die  Bedeutung  der  alten  Hansestadt  in 
postalischer  Beziehung  in  Aufschwung  zu  bringen.  »Denn  am  Postwesen  hltngt 
sich  Hoheit  und  Unabhängigkeit«,  sagte  treffend  der  Bürgermeister  Smidt. 

Gevekoht  wurde  nunmehr  beauftragt,  eine  Vereinbarung  mit  dem  General« 
postnieister  Ober  eine  Postverbindung  New  York-Bremeriiaven  vorzubereiten. 
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Dlickwilz  riet  ihm,  die  Verabredung  so  zu  fassen,  daß  der  Postverkehr 
zwischen  den  Vereinigten  Staaten  und  ganz  Deutschland  ausschliclilich  durch 

Bremens  Hündc  i^ehen  müsse;  die  Post  solle  von  New  \o\k  bis  Bremen  als 
eine  ausschlicl.Mich  amerikanische  angesehen  wx-ivien;  in  Bremen  sollten  die 
Vereinigten  Staaten  eine  amerikanische  Postagentur  errichten,  die  dauernd  dem 
Bremischen  Stadtpostamte  gegen  Zahlung  einer  Vergütung  oder  Gewährung 
eines  Anteils  an  dem  Seeporto  zu  übertragen  sein  würde.  Auf  diese  Weise 
sei  der  Wettbewerb  der  übrigen  deutschen  Postverwaltimtjen ,  der  zweifellos 
zu  Tage  treten  werde,  von  vornherein  unschädlich  zu  machen.  Die  end- 
gültige Vertragschließung  behielt  sich  der  Senat  vor. 

Bei  den  Verhandlungen  mit  Hannover  hatte  Duckwitz,  abgesehen  von  dem 
Poslvertrag,  einen  weiteren  Frfolg  zu  verzeichnen,  der  erheblich  dazu  beitragen 
mußte,  den  Amerikanern  die  Bremer  Dampfcriinie  besonders  vorteilhaft  er- 
scheinen zu  lassen.  Wie  bereits  erwähnt,  hatte  der  Hannoversche  Minister 
des  Auswärtigen,  Herr  von  Falcke,  in  einem  Schreiben  an  den  Bremischen 
Senat  die  Bereitwilligkeit  Hannovers  ausgesprochen,  die  Weser-  und  Transitzölle 
auf  amerikanische  Waren  fallen  zu  lassen  b/..  auf  eine  geringe  Rekognitions- 
gebühr  ni  ermäßigen.  Duckwitz  benachrichtigte  Gevekoht  hiervon  und  er- 
suchte ihn,  die  amerikanische  Regierung  zu  beeinriussen,  daß  sie  mit  Hannover 
einen  Schilfahrts-  und  Handelsvertrag  abschlösse.  Gevekoht  gelang  es  in  seinen 
Verhandlungen  mit  Buchanan,  die  amerikanische  Regierung  von  dim  Vorteile 
eines  solchen  Vertrags  mit  Hannover  zu  überzeugen. 

Die  Vereinigten  Staaten  schickten  deshalb  im  April  1846  den  Konsul  Mann 
nach  Hannover,  um  wegen  des  Vertrags  mündlich  zu  verhandeln.  Da  Mann 
nicht  deut.sch  sprach  und  der  hannoversche  Kommissar,  Oberlinanzrath  Witte, 
kein  Englisch  verstand,  wurde  Duckwitz  als  Dolmetscher  und  Vermittler  hin- 
zugezogen. Der  Vertrag  kam  btl4  zu  stände;  Hannover  und  die  Vereinigten 
Staaten  gewährten  sich  in  Bezug  auf  Handel  und  Schiftahrt  die  Vorrechte  der 
meistbegünstigten  Nationen.  Die  hannoverschen  Schitle  sollten  in  den 
amerikanischen  Hlifen  keinen  anderen  Abgaben  unterliegen,  als  die  ameri- 
kanischen Schiffe;  dafür  gewahrte  Hannover  die  Ermflfilgung  der  Weser-  und 
Transitzölle  für  die  hauptsSchlichsten  amerikanischen  Produkte:  Tabak,  Reis, 
Baumwolle  und  Tran.  {ScUuß  foigM 


DI0  Grandlagen  der  Preisbildung  im  elektrischen 

Nachrichtenverkehre. 

Zu  der  im  Archiv  von  1902  S.  594  gebr.ichten  Besprechung  der  Druck- 
schrift uDie  Giundlagen  der  Preisbildung  im  elektrischen  Nachrichtenverkehre« 
hat  der  Verta&ser,  Dr.  Hans  Schwaighofer,  eine  Erwiderung  eingesandt,  die  wir, 
soweit  sie  die  zur  Erörterung  stehenden  Fragen  behandelt,  nebst  den  vom 
Postrat  Schräder  dazu  gemachten  Bemerkungen  nachstehend  zum  Abdrucke 
bringen. 

a)  Erwiderung  des  Dr.  Hans  Schwaighofer. 

•Der  auf  Sdte  13  meiner  Arbeit  hervorgehobene  technische  und  ökono- 
mische Gegensatz  zwischen  den  ausgedehnteren  Erweiterungen  von  Tele- 
graphenslationen  imd  Fernsprechanlagen  stimmt  mit  den  Tatsachen  vollkommen 
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ttberein;  die  VergrÖfiening  der  Tclcgraphenamter  ruft  (normak'  Fälle  voraus- 
gesetzt) höchstens  proportionale  Kosten  hervor,  der  bei  Erweiterungen  von 
Telephonanlagen  so  aii^^chlaggebenJ  verteuernde  Faktor,  die  Multiplex -Ver- 
einigung der  Abonnenlcnleitungen,  ist  bei  Tclegraphenanlagen  überhaupt  nicht 
gegeben;  die  Vergrößerung  der  Batterien  bz.  deren  anderweitiger  Ersatz,  die 
Verdichtung  des  Leitungsnetzes,  die  Vergrößerung  der  Linienumschalter  u.  s.  w. 
und  die  sonstigen  im  Vergleiche  zu  wesentlichen  Erweiterungen  von  Tele- 
phonanlagen höchst  einfachen  Vorkehrungen  zwecks  Vergrößerung  der  Tele- 
graphenstalionen  sind  sogar  in  den  meisten  Fällen  mit  relativen  Kosten- 
ersparnissen verbunden.  Die  besonderen  Einrichtungen  der  Vidfach-  und 
automatischen  Telegraphic  fuhren  stets  nur  zu  Kombinationen  einzelner 
Apparate;  auch  diese  NVihindungen  sind  technisch  und  ökonomisch  grund- 
verschieden \on  den  /.um  erweiterten  Fernsprcchhetriebe  nötigen  Einrichtungen. 

Daü  die  auf  43  gegebene  KostenUbcrsicht  nicht  für  alle  Zeiten  mai^- 
gebend  sein  kann,  wurde  ausdrOcklid»  in  der  Einleitung  (S.  13)  erwflhnt; 
immerhin  hat  sich  die  Technik  seit  1898  bis  heute  nicht  so  geändert,  daß  die 
zu  resultierende  Skala,  welche  das  ausschlaggebende  für  die  Artalyse 
der  Kostenfragc  ist.  heute  als  unzutreffend  bezeichnet  werden  könnte. 

Die  besonders  hervorgehobenen  technischen  und  ökonomischen  VorzUge 
des  Vielfachumschalters  in  Tisch  form  vermag  ich  auf  Grund  der  bisherigen 
einschltfgig«n  Urteile  verschiedener  Verwaltungen  nicht  anzuerkennen. 

Unwiderlegbar  sind  ja  die  erstmaligen  Anlagekosten  für  Multiplcx- 
Umschalter  in  Tischform  geringer  als  jene  für  Beschaffung  von  Schrank- 
umsclialteru.  Die  ücsamtkosten  sind  aber  wegen  der  zu  kapitalisierenden 
jährlichen  Ausgaben  für  Betrieb  und  Unterhaltung  nicht  so  bedeutende, 
wie  auf  S.  596  des  Archivs  für  Post  und  Telegraphie  (1902)  hervorgehoben 
wurde;  im  Gegenteil,  es  stehen  die  Anlageminderkosten  nicht  in  einem 
ökonomischen  Verhältnisse  zu  den  zahlreichen  unleugbaren  Betriebs*  u.  s.  w. 
M  eh  raul Wendungen  des  Tischs}  stems. 

Recimcrisch  ergibt  sich  in  einfacher  Welse  die  Kostenproportion  durch 
folgende  Überlegung: 

Bei  jeder  neuhinzutretenden  Abfrageklinkengruppe  mOssen  im  Schrank- 

3  X  —  I 

svstem:  (2  .v —  1)  Vielfachklinken,  im  Tischsyslcm:    Vicllacliklinken 

eingebaut  werden,  wenn  jr  die  Zahl  der  itn  ganzen  Amte  autgcsteliten  Um- 
schalter in  Schrankform  bezeichnet  ^  ^  ist  die  Zahl  der  Tischumschalter j  *,  es 

sind  daher  die  Kosten  für  die  r  TeilnehmeranschlQsse  enthaltende  Umschalter- 
zentrale  bei  Verwendung  von: 

a)  Schränken: 

5|  (2  X  —  1  ]  •  m  4-     *  ^) 

b)  Tischumschaltem : 

i',  (2  jf  —  i).m  X 
5,  =    -i-i   '  .za, 

wo  m  die  Kosten  von      (    j  Multiplexklinken  pro  Umschalter  und  a  bz. 

2a  die  Kosten  des  Abfrageapparats  sind,  pro  Schrank  bz.  Tischumschaller, 
mit  Einschluß  allen  Zubehörs  (Relais,  Tastatur,  Zwischenverteiler,  Schnüre, 

Eisenrahmen  usw.).   Approximativ  kann  der  Kostenbetrag  m  für      j  ~  4"^ 
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zu  400  Mark  in  Ansatz  gebncht  werden ;  a  ist  bei  einer  Kapazität  von  400  Ab» 
firageklinken  pro  Schrank  =  i2  00oMark  zu  setzen  (Durchschntltswerte). 

Es  ergibt  sich  nun: 

5,'=  2'  (SiT —  i)»«  -f  xa  =  jr**m  -{-  x«a 

und  dementsprechend: 

weil  nun  im  vorcrwühnten  Falle  x  —  25  ist,  erliüll  man  S,  =  530000  und 
S.^  —  425000  Mark  oder  5,  :  =  22  :  17,  d.  h.,  das  Schranksysteni  ist  für 
obige  VerhSltnisse  um  rund  30  v.  H.  teurer  als  das  Tisch systeni  (Anlagc- 
kosten  allein). 

Bei  gleicher  Kapazität  von  400  bz.  800  Abfmgeklinken  pro  Schrank  bz. 
pro  Tischunischalter  berechnet  sich  ftkr  eine  Zentrale  mit  5000  und  für  eine 

Zentrale  mit  20  000  Tdlnehmeranschltlssen  das  Verhältnis  -0^  zu  7  :  6  bz. 

^« 

zu  16:  11,  indem  ersteren  Falles  ittrjr  der  Wert  ^       =  i^iS  und  letzteren 

400 

20  000 

Falles  für  x  der  Werth  — —  =  50  eingesetzt  wurde.    FUr  die  Zentrale 

mit  5000  Teilnehmern  bt  sonach  eine  KostenerhOhung  von  16  v.  H.,  bei 
10000  Teilnehmern  eine  KostenerhOhimg  von  30  v.  H.  und  bei  20000  Teil- 
nehmern endlich  eine  Kostenerhöhung  von  43  v.  H.  gegeben,  wenn  Schrank- 
umschalter und  nicht  die  Multiplexumschaher  in  iischtorm  gewühlt  werden. 
Die  Progression  der  Kostenunterschiede  ist  übrigens  analytisch  leicht  darstellbar, 

indem  die  Gleichung^  =^X\  — Xt  =■  x^m  -f-  xa  —  {^'^     x*'^^  =  jc^  •  ^ 

eine  Parabel  darstellt,  deren  Parameter  =  ist. 

m 

Nachdem  die  Umschaltemanipulation  bei  wagerechten  Klinkenfeldern  mit 

größerer  Kapazität  als  maximal  10000  Multiplexklinken  unstreitig  sehr  erschwert 
wird  infolge  der  groC^en,  von  einem  Beamten  zu  beherrschenden  Fliiche  des 
Klinkenfeldes,  so  erscheint  vom  Betriebsstandpuukt  aus  die  Errichtung  von 
Tischumschalterzentralen  mit  mehr  als  10000  Teilnehmern  bedenklich;  übrigens 
ist  der  Ausbau  von  Umschultestellen  mit  so  enormen  AnschlußziCTern  für  viele 
GrolLstädte  mit  Rücksicht  auf  die  Leitungskosten  ohnehin  unökonomisch,  und 
macht  sich  besonders  bei  Stüdlon  mit  eliiptisclier  IVripheric  (z.  B.  New  >'ork) 
bz.  bei  Ausbildung  von  besonderen  babnkbe/.irkcn,  Industrieki  eisen  usw. 
innerhalb  des  Weichbildes  einer  Stadt  die  Tendenz  zur  Dezentralisation  der 
Umschaltebureaus  geltend  (vgl.  die  Telephonanlagen  der  meisten  nordamerika- 
nischen Groflstitdte). 

Es  kommen  daher  für  Jen  ökonomischen  Vergleich  der  Zentralen  in 
Tisch-  bz.  Schrankform  nur  Umschalteamter  mit  Teilnehmerzitiern  von  loooo 
abwärts  in  Betracht;  für  letztere  ist  der  prozentuale  Unterschied  in  den  An- 
tagekosten  ein  geringer;  die  tatsffchlich  bestehenden  Mehraufwendungen  für 
die  Errichtung  von  Schrankumschalterzentralen  werden  aber  hinreichend  aus- 
geglichen durch  die  erzielten  Minderungen  an  Betriebs  und  Unter- 
haltungskosten, sowie  unter  Umstünden  durch  Ersparnisse  an  Miet- 
rentc. 
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Es  stehen  nämlich  den  erwähnten  Mehrbetrilgen  für  Anlageka|»tal  seitens 

des  Tischsystems  gegenüber: 

1.  eine  bedeutende  Erhöhung  der  Bedienungskosten  infoige  der  geringeren 
Uebersichtlichkeit  des  wegerechten  Klinkenfeldes,  der  grOfieren  £r> 
mUdung  des  Manipulanten,  der  besonderen  Vorsichtsmaßr^eln,  welche 

von  jedem  Beamten  getroffen  werden  müssen,  um  Verwicklungen  und 
Störungen  der  VerhimiungsschnUre  Gegenübersitzender  zu  vermeiden. 
Es  können  bei  normaler  Frequcnzzifier  jeder  Telephonislin  höchsten 
Falles  75  bis  80  v.  H.  derjenigen  Anzahl  von  Abfrageklinken  zuge- 
wiesen werden,  die  ohne  Überanstrengung  einem  Manipulanten  am 
Sch  rank  Umschalter  zugeteilt  werden.  Hauptsächlich  dieser  Gesichts- 
punkt der  Betriebskostenersparni«;  ist  es,  der  den  nordamerikanischen 
Telephongescllschatten  ausschlaggebend  war  für  die  fast  allgemeine  Ein- 
führung des  Schranksystenis; 

2.  eine  wesentlich  erhöhte  Abnutmngs-  und  Unterhaltun^quote  des 
Multiptexklinkenfeldes  (beinahe  im  doppelten  Betrag)  infolge  der 
zweiseitigen  Inanspruchnahme  desselben,  des  leichteren  Staub/.iitritts 
usw.  Die  trotz  aller  Spezialcinrichtungen  ungleich  schwierigere  Zu- 
gangsmöglichkeit zu  den  Apparatteilen  des  Tischumschalters  macht 
Stfirung&behebungen ,  Reparaturen  usw.  im  Tischumschalter  wesent- 
lich schwieriger  und  kostspieliger  ab  beim  Schranksystem,  ein  wohl  zu 
beachtender  Faktor; 

3.  eine  weniger  ökonomische  Ausnutzung  der  Gebäulichkeiten  des  Um- 
schaltebureaus.  Es  kann  zwar  zweifellos  der  Grundriß  des  Auf* 
Stellungsraums  ftlr  Tischumscfaalter  ein  etwas  kleinerer  sein  als  bei  Ver> 
Wendung  von  Schrankamschalf  rii  (im  atigemeinen).  Diese  Ersparnis  an 
den  Grundrißmaßen  wird  aber  vom  ökonomischen  Standpunkt  aus 
hinreichend  ausgeglichen  durch  die  relativ  größere  Höhe,  welche  rUck- 
sichtlich  des  vermehrten  Personalstandes  aus  hygienischen  GrUndcn 
erforderlich  ist,  um  ein  der  Anzahl  der  Manipulanten  entsprechendes 
Cubik -Minimum  an  Luft  zu  schaffen;  außerdem  führen  die  Rost- 
konstruktion  bei  Tischunischaltern  und  das  unai">l;i'^i^c  F.rtordernis  von 
Oberlichtschächten  zur  Beleuchtung;  der  Tischmulliplexumschalter  zu 
ganz  erheblichen  Mehraufwendungen. 

Infolge  der  großen  Ausdehnung  des  unterirdischen  Kabelnetzes  in  größeren 
Städten  und  der  bereits  mehrfach  ausgelührfen  absolut  unterirdischen  Lcifungs- 
fUhrung  erweist  sich  der  Abbrucli  Jer  bisherigen  direkt  oberirdischen  Zii- 
fUhnmg  der  Abonnentenleitungen  in  die  ümschaltestellen  als  technisches  und 
wirtschaftliches  Bedürfnis. 

Die  Anbringung  der  Verteilungs^estelle  in  den  obersten  Etagen  der  Um- 
schalteimter  ist  ob  des  doppeltet^  n  ti/Josen  Kabelwegs  nach  diesen  Dach* 
geschossen  \ol!krunnH'n  irrationeli.  i-ei  Verlegung  der  Kal'^elLMniverNchlUssc 
und  des  Vertcilungsgcstells  in  das  Erdgescliol>  des  Umschaltebureaus  j^hcu  hslens 
in  den  i.  Stock  der  Gebäude)  können  die  Kabellängen  erheblich  vermindert 
werden,  was  Einsparungen  von  immenser  Höhe  mit  sich  bringt.  Der  Ausbau 
von  Lichtschflchten  für  die  unteren  Stockwerke  ist  bei  der  Kostspieligkeit  der 
mei<t  im  Inneren  der  Stfidte  liegenden  Tt  Icphonamtsgebäude  mit  so  enormen 
pekuniären  Verlusten  verbunden,  dat,^  in  den  meisten  Ffillen  schon  dieser 
Faktor  allein  mai.Ngebend  sein  dürfte  für  die  Bevorzugung  der  Multiple.x- 
umschalter  in  Schrankform. 

Die  gerühmte  Herabminderung  der  Einrichtungs-  und  Betriebskosten 
großer  Vermitilnngsanslalten  bei  Verwendung  von  Umschaltern  in  Tischform 
durfte  hiermit  genügend  widerlegt  sein. 
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BezO|^ich  de»  in  meiner  Arbeit  erwähnten  Konkurrenzdranges,  welcher  die 

unangemessene  Verbilligung  der  1  elegraphen^ehUhren  verursachte,  verweise 
ich  auf  die  Ausführungen  in  den  Werken  von  Knies,  «Der  Telegraph  als  Ver- 
kehrsmittel, Tübingen  1857«,  von  Sax,  »Die  Verkehrsmittel  in  Volks-  und 
Staatswirtsdiaftc,  Wien  1878,  und  von  SchötÜe,  »Der  Telegraph  in  administra- 
tiver und  technischer  Hinsichtt,  Stuttgart  1883. 

Die  erhobenen  Einwendungen  gegen  die  meinerseits  getroffene  Beanstandung 
der  Gebührenfreiheiten  resultieren  den  Reichstagsvcrhandiungen  anläßlich  der 
Tarifbesprechung  in  den  Jahren  1898/1900.  Die  Verantwortung  ist  natürlich 
den  betreffenden  Rednern  überlassen;  durch  ein  Druckversehen  ist  die  dies- 
bezQgliche  Quellenangabe  versäumt  worden. 

Der  Nachtdienst  bei  den  Telegraphen-  und  Fernsprechanstalten  ist  zwar  in 
den  letzten  Jahren  bedeutend  erweitert  worden,  und  es  muß  zugegeben  werden, 
daß  der  Umfang  des  nächtlichen  elektrischen  Nachrichtenverkehrs  oft  über- 
schätzt wird;  immerhin  kann  nicht  geleugnet  werden,  daß  es  sowohl  im 
Interesse  des  PostVrars  li^t  als  auch  dem  Allgeroeininteresse  entspricht,  wenn 
die  umfätigiichen  Einrichtungen  des  Telegraphen-  upd  Fernsprechnetzes  nachts 
nicht  einlach  kalt  gestellt  sind.  Der  rege  Verkehr  der  Münchener  Zentralen 
(rund  8000  TeilnehmeranschlUsse),  der  allerdings  bei  der  Kulanz  der  bayerischen 
Post,  welche  fUr  die  Nachtverbindungen  Extragebuhren  nicht  erhebt,  ohne 
tiiUMiziette  Vorteite  bt,  ie%t  deutlich  das  grofie  Bedürfnis  des  Nachtdienstes. 
Die  tirgliche  Frequenz  bei  beiden  Zentralen  ist  durchschnittlich  folgende: 


Von  9  bis 

lo''  nachts 

500  GesprVche, 

-  10  - 

,,h  . 

150 

-  1 1  - 

80 

'  12  - 

1*  - 

30 

I  - 

2k  - 

20 

-    2  - 

K  ' 

10 

-    3  - 

r  - 

30 

-    4  - 

5;  - 

40 

-    5  - 

eh  - 

130 

Die  in  Vur.^chlag  gebrachte  Tariterhöhung  für  den  Nachtverkehr  kann 
nicht  als  ungerecht  bezeichnet  werden;  bei  der  Dringlichkeit  des  meisten 
Nachtverkehrs  würde  sie  auch  unmöglich  zu  Frequenzminderungen  führen. 
Die  Schwierigkeit  der  praktischen  Durchführung  diflßerenzierter  Telegraphen- 
lartfc  dürfte  von  Herrn  Postrat  Schräder  entschieden  zu  hoch  angeschliigen 
worden  sein;  nachdem  ohnehin  jede  Depesche  durch  den  Schalterbeamlen  in 
Empfang  genommen  und  rechnerisch  behandelt  werden  muß,  ist  die  Mehr- 
arbeit, welche  durch  die  vorgeschlagene  Sonderung  in  der  GebtÜirenbemessung 
entsteht,  belanglos;  ich  verweise  hier  auf  die  ^ewiß  komphV.ierten  Tarife  im 
Güterverkehre,  deren  Handhabung  durch  geeignete  tabellarische  UeberHchten 
keineswegs  schwierig  ist,  einigermaßen  geschultes  Personal  natürlich  vorausgesetzt. 

Daß  der  Fernsprechtarif  in  seiner  gegenwärtigen  Fassung  den  Großunter- 
oehmer  usw.  begünstigt  und  zwar  i  conto  des  Kleinhindlers  usw.  steht 
außer  Zweifel ;  aus  den  Aufzeichnungen  der  Telephonämter  größerer  Orte  ist 
ersichtlich,  dali  die  Gesprltchziffer  für  die  Bauschgebührabonnenten  durch- 
schnittlich variiert  zwischen  6  und  100  Anschlüssen  pro  Tag;  trotzdem  zahlen 
alle  Teilnehmer  eines  Ortsnetzes  die  gleiche  BauschgebUhr,  eine  Einrichtung, 
die  mangels  sicher  wirkender  Zlhlautomatm  zwar  momentan  noch  nicht 
gänzlich  reorganisiert,  aber  durch  die  in  Vorschl^  gebrachte  Stichzählung  zum 
Vorteile  der  Postverwaltung  und  ohne  Verstoß  gegen  das  Gerechtigkeitsgefühl 
geändert  werden  kann. 
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Der  erhobene  Vorwurf  Jet  I- i^k;ilit;it  des  Rciclispüstnirts  knnn  liurch  die 
erwiderten  Hinwei'-e  ;iu!  die  eKittiiciLn  Sofulerkredite  niciit  entkraltet  werden; 
es  sind  mir  diese  Zaiiien  beim  Studiuin  der  hiniuuplüne  nicht  entgangen;  der 
beraten  Bud^etfrage  habe  ich  in  meiner  demnlfchst  im  Druck  erscheinenden 
Arbeit  über  »Die  charaktet istischen  ZU^e  der  modernen  Verkehrsentwicklung 
und  JciLFi  l'jnfluß  auf  die  deutsche  Volkswirtschaft«  ein  eif^enes  Kapitel  ge- 
widmet und  in  demselben  darzulegen  versucht,  inwieweit  dem  tinanzpolitischen 
Grundsatze  des  Reichspostamts  in  der  bisherigen  iVaxis  eine  Berechtigung  nicht 
abzusprechen  ist. 

Den  von  Herrn  Postrat  Schräder  erhobenen  Einsprüchen  kann  ich  an 
dieser  Stelle  nicht  entgegentreten,  weil  die  detaillierte  Bestätigung  meiner  Be- 
hauptung zu  weit  tühren  würde;  ich  muß  daher  auf  die  zitierte  Schrift  hin- 
weisen, welche  ich  seinerzeit  dem  Rcichspostamt  in  \  orlage  bringen  werde.« 

b)  Bemerkungen  des  Postrats  Schräder. 

i>Da!>  die  Erweiterung  groL^er  Fernsprechamter,  wobei  es  sich  stets  lun 
Tausende  von  Leitungen  Jiandclt,  deren  jede  sich  mit  jeder  anderen  bequem 
verbinden  lassen  soll,  wirtschaftlich  erheblich  mehr  ins  Gewicht  fällt  als  die 
Vergrößerung  der  höchstens  fbr  wenige  Hundert  Leitungen  eingerichteten 
Telegraphenämter,  ist  durcliaus  nicht  bestritten  worden.  Ich  habe  im  Gegensätze 
zu  den  Angaben  des  Herrn  Dr.  Schwaigholer  nur  feststellen  wollen  und  bleibe 
auch  jetzt  noch  dabei,  dalJ  u.  U.  auch  die  Kosten  für  die  Erweiterung  gr()i>er 
Telegraphenämter  in  schnellerer  Progression  zunehoien  als  die  Vermeiirung 
der  Leitungen. 

Was  die  bestrittenen  wirtschaftlichen  Vorzüge  der  Viel  fach  Umschalter  in 

Tischform  gegenüber  solchen  in  Schrankform  angeht,  so  möchte  ich  zunächst 
in  absoluten  /.ahlen  vor  Augen  tühren,  welche  l'>sparnisse  an  erstmaligen 
Aniagekosten  dabei  in  Betracht  kommen.  Unter  den  von  Herrn  Dr.  Schwaig- 
hofer  zugrunde  gelegten  Voraussetzungen  und  EinheltssMtzen  —  nibnitch 

=  400,  m  —  400  und  a  —  12000  —  belaufen  sich  die  Kosten  nach  den 
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1.  bei  einer  Zentrale  für  s  000  Teilnehmer  auf    212500      181  250      31  250 

2.  -        -  -  -  lOOOM  -  -         S'iOOOO         425000  I2SOOO 

5,   -      -         -        -20000         -         -    I  600000     l  100000  300000. 

Es  Imndelt  skIi  also,  wie  man  sieht,  bei  Anwendung  der  Tischform,  zum 
mindesten  bei  den  beiden  letzten  Kategorien,  um  ganz  bedeutende  Ersparnisse, 
die  mit  der  Teilnehmerzahl  außerordentlich  schnell  steigen  und  auf  die  man 
deshalb  nur  dann  verzichten  sollte,  wenn  ihnen  annKhemd  gleichwertige, 
ziffermäßig  niJiu  ili;-  Nachteile  der  Tischform  gegenübergestellt  werden 
könnten.  Den  Beweis  hierfür  hat  aber  Herr  Dr.  Schwaighofer  m.  E.  nicht 
erbracht.  Seine  Behauptung,  dali  der  .schwierigeren  Bedienung  wegen  die 
Verwendung  von  fisch  Umschaltern  mit  mehr  als  10000  Vielfachklinken  be- 
denklich sei,  wird  durch  die  seit  lüngercr  Zeit  mit  solchen  Umschaltern  für 
14  000  Leitungen  gemachten  Erfahrungen  widerlegt.  Diese  haben  zur  Genüge 
dargetan,  dal^  die  ordnungsm;n.^ige  Bedienung  solcher  horizontaler  Klinken- 
felder an  die  Leistungsfähigkeit  der  Beamtinnen  keineswegs  zu  hohe  An- 
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fordeningen  stellt  Wenn  auch  nicht  verkannt  wird,  daß  das  Erreichen  der 
entfernt  belegenen  Klinken  auf  dem  horizontalen  Felde  etwas  unbequemer 
sein  mag  als  auf  dem  vertikalen,  so  haben  sich  die  Bcnnifinnen  daran  Joch 
um  so  leichter  und  schneller  gewöhnt,  als  sie  dieser  UnhcqiieniHclikeit  gegen- 
über bald  besondere  VorzUge  der  Tischumsclialter  zu  schätzen  gelernt  liaben. 
Es  ist  nttolich  für  das  Bedienungspersonal  von  außerordentlich  wohltuender 
Wirkung,  daß  die  Tischumschalter  freien  Ausblick  in  den  Raum  gewähren 
und  dadurch  den  Genuß  von  Luft  und  Licht  in  viel  höherem  Maße  gestatten 
als  die  Schrankumschalter,  die  unmitielbar  vor  dem  Gesichte  der  Beamtinnen 
eine  senkrechte  Wand  bilden  und  dadurch  den  freien  Zutritt  von  Luft  und 
Licht  behindern.  Tatsache  ist,  daß  in  Zentralen,  die  teils  mit  schrankfOrmigen 
und  teils  mit  tischförmigen  Vielfachumschaltem  ausgerüstet  waren,  das  Arbeiten 
an  letzteren  von  vielen  Beamtinnen  vorgezogen  wurde.  Der  angeführte  Vorzug 
der  Tischfomi,  die  auch  dem  ganzen  Betriebsraum  eine  größere  Über- 
sichtlichkeit verleiht  und  eine  leichtere  Beaufsichtigung  des  Betriebs  gestattet, 
läßt  sich  zwar  nicht  ohne  weiteres  in  Zahlen  ausdrucken,  in  der  m.  E. 
hier  allein  den  Ausschlag  gebenden  Praxis  Hndet  er  aber  darin  seinen  Aus- 
druck, daß  man  ohne  Bedenken  jeden  Arbeitsplatz  mit  ebensoviel  Rufzeichen 
belegen  kann  wie  an  den  Schrankumschaltern.  Nachdem  bei  einer  Anzahl 
von  Zentralen  jeder  Tisch  mit  600  Rufzeichen  —  je  loo  auf  den  Arbeits- 
platz —  bel^t  worden  war,  hat  man  nach  Einfllbrung  der  selbsttätigen 
Schlußzeichengebung  dazu  übergehen  können,  die  Tische  mit  je  1000  Ruf- 
zeichen zu  belegen,  die  sich  so  verteilen,  daß  auf  der  einen  Seite  an  3  Arbeits- 
plätzen je  200  Leitungen  illr  EinzelgebUhrenzahler  und  auf  der  anderen  Seite 
an  3  Arbeitspilitzen  je  1 20  Leitungen  für  BauschgebUhrenzahler  bedient  werden. 
Es  wäre  erst  der  Beweb  zu  erbringen,  wo  bei  Verwendung  von  Schrank- 
umschaltern  —  im  übrigen  unter  gleichen  Verfiältnissen  —  über  dieses  Be- 
legungsmaß ohne  Schwierigkeiten  hinausgegangen  wird,  bevor  die  Behauptung, 
eine  Beamtin  könne  an  Schrankumschaltern  20  bis  25  v.  H.  Teilnehmer- 
leitungen mehr  bedienen,  als  richtig  anerkannt  werden  kann.  Auch  mit 
den  erwähnten  Klinkenfeldern  ftlr  14000  Leitungen  ist  die  zulässige 
obere  Grenze  noch  keineswegs  erreicht,  weil  man  ohne  Bedenken  die  Ab- 
messungen der  Klinken  und  Stöpsel  so  weit  herabmindern  kann,  daß  das 
Klinkenfeld  bei  fast  gleicher  Breite  und  Länge  eifie  Aufnahmefähigkeit  von 
rund  22  000  Klinken  erhält.  Tischumschalter  mit  solchen  Klinkenfeldern  haben 
sich  bereits  im  Betriebe  bewährt.  Die  kleinkalibrigen  Stöpsel  und  Klinken 
geben  in  hezug  auf  Haltbarkeit  und  bequeme  Handhabung  zu  Klagen  keinen 
Anlaß,  so  daß  im  Bedarfsfall  ihrer  weiteren  V'^crwendung  Bedenken  nicht  ent- 
gegenstehen. Man  ist  also  bei  Anwendung  von  TischumschaTtern  durchaus 
nicht  auf  Zentralen  bis  zu  1  o  000  Teilnehmern  beschränkt.  Im  übrigen  hängt 
dfe  Entacheidiing  dter  Frage,  ob  es  Oberhaupt  zweckmäßig  ist,  noch  größere 
Zentralen  einzurichten,  von  einer  Reihe  örtlicher  Umstlbide  ab,  wobei  aber  zu 
bemerken  ist,  daß  die  Kosten  für  die  Leitungen,  seitdem  man  letztere  unter 
Verwendung  verhöitnismäßig  billiger  vieladriger  Kabel  in  die  Erde  verlegt, 
nicht  mehr  eine  so  große  Rolle  spielen  wie  früher. 

Unbewiesen  ist  femer  die  Behaiiptimg,  daß  die  Abnutzung  der  Klinken  bei 
den  Tischumschaltern  besonders  hohe  Aufwendungen  notwendig  mache.  Aus- 
wechslungen abgenutzter  Klinken  gehören  nachweisbar  zu  den  Seltenheiteii ; 
selbst  die  am  meisten  benutzten  Abfrageklinken  und  die  Vielfachklmken  der 
nach  anderen  Ortsämtem  fahrenden  Verbindungsleitungen  halten  im  allgemeinen 
eben  so  lange  ans  wie  die  Qbrigen  Teile  der  Vielfecburoschalter. 

Daß  die  Schrankumscbalter  eine  bessere  AuMuit/iuig  der  Räumlichkeiten 
gestatten  sollen  als  Tischumschalter,  kann  ich  ebeofalls  nicht  zugeben.  Die 
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durch  letztere  erreichbare  und  von  Herrn  Dr.  Schwaighofer  zugegebene 

Ersparnis  an  Grundfläche  ist  von  so  großer  Bedeutung,  daß  in  manchen  Fällen 
die  Aufnahmefähigkeit  eines  gegebenen  Raumes  durch  Verwendung  der  Tisch- 
fonn  geradezu  verdoppelt  wird.  Dies  trifft  z.  B.  zu  bei  den  häuäg  in  ßelracht 
kommenden  Rüumen  von  etwa  6  m  Breite,  die  zwar  bequem  für  eine  Reilie 
von  Tischumschaltem,  nicht  aber  für  zwei  Reihen  von  Schrankutnschaltern 
ausreicht,  so  daß,  um  bei  Verwendung  der  letzteren  dieselbe  Aufnahmefähigkeit 
zu  erreichen,  die  doppelte  Lange  des  Raumes  von  gleicher  Breite  erforderlich 
ist.  Daß  in  solchen,  in  der  Tat  nicht  selten  vorkommenden  Fällen  die  Er- 
sparnis an  Grundfläche  bei  weitem  nicht  ausgeglichen  wird  durch  die  grOflere 
Höhe,  welche  wegen  des  erforderlichen  Podiums  bei  Tischumschaltern  not- 
wendig ist,  bedarf  bei  Berücksichtigung  des  hohen  Aufwandes  für  Grund- 
erwerb in  großen  Städten  keines  weiteren  Beweises.  In  vielen  Ffillen  ist  es 
vorteilhaft,  die  Erdgeschosse  der  Dienstgebäude  zu  Postbetriebszwecken,  die 
erstell  Geschosse  zu  IKenstwohnungen  und  Bureauräuroen  zu  verwenden,  so 
daß  die  Unterbringung  des  Fernsprechbetriebs  in  den  obersten  Geschossen 
sich  ganz  von  selbst  ergibt  ha  übrigen  ist  die  Behauptung,  daß  für  Tisch- 
un)schalter  das  Vorhandensein  von  Oberlicht  ein  unbedingtes  Frfnrdcrnis  sei, 
durchaus  zu  bestreiten.  Wo  fUr  eine  Kcilic  von  Schrankunischaltern ,  die 
meistens  nahe  an  der  den  Fenstern  gegenüberliegenden  Wand  aufgestellt 
werden,  die  Seitenbeleuchtung  ausreicht,  wird  letztere  auch  für  eine  in  der 
Mitte  des  Raumes  Plniz  Hndende  Tischreihe  genUgcn,  namentlich  bei  4er 
neuerdings  vorwiegend  in  Betracht  kommenden  Verwendung  von  Glühlampen 
als  Rufzeichen.  Dabei  fällt  noch  ins  Gewicht,  daß  eine  etwa  vorhandene 
zweite  Fensterreihe  bei  Tischumschaltern  besser  zur  Geltung  kommt  als  bei 
Scbrankumschattern.  Auflerdem  steht  fest,  daft  in  vielen  Fallen,  namentlich 
wenn  bei  größeren  Zentralen  zwei  Reihen  Vielfachumschalter  aiifitlistellen  sind, 
und  zwar  auch  dann,  wenn  für  letztere  die  Schrankform  gewählt  wird,  Ober- 
licht ohnehin  vorzuziehen  ist.  Auch  die  Frage,  ob  die  Leitungen  oberirdisch 
oder  unterirdisch  in  die  Zentralen  einzuführen  und  ob  die  Hauptverteiler  und 
EndverschlOsse  in  den  oberen,  mittleren  oder  unteren  Geschossen  aufieustdlen 
sind,  ist  unabhängig  von  der  Verwendung  schrankförmiger  oder  tischfÖrmiger 
VieHachumschalter ,  und  es  ist  daher  nicht  ersichtlich,  aus  welchem  Grunde 
Herr  Dr.  Schwaigholer  diese  Fragen  in  der  geschehenen  Weise  mit  einander 
in  Zusammenhang  gebracht  hat. 

Wenn  ich  hiemach  nicht  anerkennen  kann,  daß  meine  Angaben  Ober  die 
wirtschafUichen  Vorzüge  der  Tischumschalter  entkräftet  worden  wären,  so  soll 
damit  nicht  gesagt  sein,  daß  die  meinen  Ausführungen  zugrunde  liegenden 
Verhalini'ssc,  mit  denen  bisher  hat  gerechnet  werden  müssen,  sich  nicht  zu- 
gunsten der  Schrankumschalter  andern  können.  Dieser  Fall  wird  z.  B.  ein- 
treten, wenn  der  auf  die  Vielfachklmken  entfallende  Teil  der  Gesamtkosten 
eine  wesentliche  ErmSfligung  erfährt.  Es  ist  sogar  anzunehmen,  dafi  die  fort- 
gesetzten Be^trehunt^en  zur  Vereinfachung  der  Bauart  der  Klinken  zu  einer 
bedeutenden  lictabsctzung  ihres  Preises  führen  werden;  außerdem  ist  nicht 
ausgeschlossen,  daß  die  in  Amerika  schon  vieituch  bei  größeren  Zentralen  in 
Gebrauch  stehende  Gruppeneinteilung  weitere  Verbreitung  findet,  wobei  — 
wie  z.  B.  bei  System  Kellog  —  jede  Leitung  nur  in  den  Umschaltern  je  einer 
Gruppe  eine  Vielfachklinke  erhält,  so  daß  der  Gesamtbedarf  an  letzteren, 
wenn  zwei  Gruppen  vorhanden  sitid,  auf  die  Hälfte  herabsinkt.  In  beiden 
Fällen  wird  zwar  das  Verhültnis  der  KÜnkcnivosten  für  Schrankumschalter  und 
Tischumschaiter  dasselbe  bleiben,  die  absolute  Kostenersparnis,  welche  die 
Tischform  mit  sich  bringt,  wird  aber  unter  diesen  veränderten  Umstflnden  be- 
deutend geringer  sein.    Die  Frage,  welche  Umschalterform  zu  wühlen  ist, 
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winl  hieriMch  von  Fall'  xo  Fftll  je  nach  den  in  Betracht  kommenden  Um- 
stinden  su  «itscheiden  sein. 

Auch  meine  Behauptung,  daß  die  EinfUhrunt;  eines  Zonen-  und  Staffel- 
tarils  für  Telegramme  an  Stelle  des  einheitlichen  Worttarifs  aus  den  von  mir 
angeführten  GrUnden,  wenigstens  bei  den  in  Deutschland  in  Betracht  kommenden 
Entfernungen,  verfehlt  sein  wQrde,  muÜ  Ich  aufrecht  erhalten;  am  aller- 
wenigsten kann  sie  entkrüftet  werden  durch  den  Hinweis  auf  die  Tarife  des 
Güterverkehrs,  denn  dieser  kann  seinem  ganzen  Wesen  nach  bei  den  hier  in 
Betracht  kommenden  Fragen  mit  dem  Telegraphenverkehre  nicht  verglichen 
werden.« 


Das  neue  Postgebäude  in  Oldenburg  und  die  Geschichte 

der  oldenburgischen  Post 

{5dlhi&) 

Die  aus  Anlaß  der  Fertigstellung  des  neuen  Gebäudes  herausgegebene  Denk- 
schrift schildert  nach  einer  Einleitung,  in  der  ein  Oberblick  Über  das  alte  l^nd- 

Straßennetz  im  Oldenburgischen  gegeben  wird,  wie  im  17.  Jahrhundert  unter 
der  Regierung  des  Grafen  Anton  Günther  (1603  bis  1667)  die  olden- 
burgische Post  als  Privaluiilernehnien  entstanden  ist  und  wie  sie  sich 
in  der  dänischen  Zeit  (16Ü7  bis  1773)  und  unter  dem  Hause  Holstein- 
Gottorp(i773  bis  1800)  weiterentwickelt  hat.  Es  folgt  dann  die  Geschichte 
der  oldenburgischen  Staatspost  in  zwei  Abschnitten:  die  Herzogliche 
Post  Verwaltung  bis  zur  Franzosenzeit  und  die  neue  Zeit  nach  den 
Befreiungskriegen.  Den  SchlulJ  bildet  ein  kurzer  Abriß  über  die  Ge- 
schiclile  der  Ober-Postdirektion  zu  Oldenburg  als  Glied  der  Nord- 
deutschen Bundespost,  spiiter  der  Reichspost. 

Wildeshausen  an  der  Hunte  war  schon  im  Mittelalter  der  Kreuziingspunkt 

eines  Landstraßennetzes:  die  bedeutsamsten  waren  die  alte  Heerstraße  von  dem 
Kloster  Stade  über  Bremen,  Delmenhorst,  Wildeshausen,  Münster  ins  Reich 
und  nach  Rom  und  die  groüe  Straße  von  Lübeck,  Hamburg  und  Bremen 
nach  Holland.  Oldenburg  war  durch  Wege  mit  Bremen  Uber  Delmenhorst, 
mit  Elsfleth,  Ostfiriesland  und  Holland  verbunden. 

Es  war  für  die  Grafschaft  Oldenburg  von  der  grOfiten  Wichtigkeit ,  dafi 
Delmenhorst  auf  dem  alten  Reisewege  der  Hanseaten  nach  den  Niederlanden 
leg,  denn  so  konnte  man  früh  an  den  Segnungen  des  städtischen  Botenlaufs 
zwischen  den  Hans^tadten  an  der  Nord-  und  Ostsee  und  Amsterdam  teil- 
ndimen.  Diese  stidtischen  Boten  posten  wurden  von  den  Alten  der  BOrse  in 
Hamburg  in  Verbindung  mit  den  Emdener  Boten  unterhalten  und  waren  schon 
Jahrhunderte  lang  in  Wirksamkeit,  bevor  die  Thum-  und  Taxi^vclic  Post 
ins  Leben  trat  und  der  Botenpost  der  Hanscstffdte  Wettbewerb  zu  bereiten 
anting.  Denn  erst  um  1620  begann  die  Reichspost,  sich  auch  der  hansea- 
^  tischen  Linie  zu  bemächtigen ;  ad?  Verwendung  des  Kaisers  wurde  eine  reitende 
kaiserliche  Pö&t  von  und  auf  Cöln  und  Prankfurt  am  Main  in  die  Stadt 
Hamburg  «u%enommen.  Daneben  blieb  freilich  das  sCfdtivche  Botenwerk 
bestehen,  wie  denn  überall  die  Stande  des  Reichs  ihre  Sonderposten  zu  be- 
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hnupton  suchten.  Der  kluge  Graf  Anton  Günther  von  Oldenburg*),  durch 
dessen  Gebiet  die  stftdtischc  Hotcnpost  und  die  Reichspost  ihren  Weg  nehmen 
mußten,  verstand  es,  diese  Verhältnisse  auszunutzen. 

Schon  lange  vor  dieser  Zeit  war  übrigens  die  erste  regelmäßige  Personen- 
beförderung durch  die  Grafechaft  OldenbufK  entstanden.  Seit  der  Mitte  des 
i6.  Jahrhunderts  hatten  zwischen  Amsterdam  und  Hamburg  reisende  Knufleute 
ihren  Weg  JiirJi  den  nördlichen  Teil  der  Grnfschaft  genommen;  im  dreil.Mg- 
jährigen  Kriege  entwickelte  ^ich  daraus  eine  regelmäßige  Wagcniahit 
oldenburgischer  Landleule,  die  auch  die  stildtischen  Bolen  von  Elsfleth 
bis  an  die  Grenze  gegen  Ostfriesland,  bei  Apen,  mitbefttrderten.  Die  Kauf- 
leute zogen  durch  die  Grafschaft  nördlich  an  Oldenburg  vorbei  in  der  Be- 
gleitung von  Roten,  die  für  Anton  Günther  Briefe  lunl  »die  ordinäre  Wochen 
Zeitung«  besorgten.  Seit  iCy)  etwa  übte  die  oldenburgische  Regierung  eine 
staatliche  Aufsicht  über  diesen  Fahrdienst  aus.  Obwohl  diese  nur  der  Per- 
sonenbeförderung dienende  Einrichtung  unweit  der  Residenz  vorbeiführte, 
hatte  Anton  Günther  unmittelbar  doch  nur  wenig  Nutzen  davon«  denn  da  die 
Kauflcute  jeden  Aufenthalt  auf  ihrer  Reise  vermeiden  wollten,  so  durften  die 
P'uhrlenfc  häufig  vor  Oldenburg  nicht  halten  und  die  Roten  absetzen,  zum 
größten  Verdrusse  des  Grafen,  der  auf  diese  Weise  nicht  rechtzeitig  in  den 
Besitz  seiner  Brie^haften  gelangte.  Er  setzte  aber  seinen  Vorteil  hinter  den- 
jenigen seines  Landes  hintan,  um  diesem  nicht  die  durch  die  Personen- 
beförderung entstehende  betrachtliche  Einnahme  zu  schmälern,  und  es  wurde 
(1641)  bestimmt,  daß  die  fremden  Roten  nirgends  aufgehalten  werden  sollten. 
Die  Postsachen,  die  sie  bei  sich  hatten,  wurden  fortan  auf  der  Reise  aus 
Holland  in  Blexhaos  in  derVogtei  Zwischenahn,  auf  der  Reise  von  Hamburg 
in  Elsfleth  abg^eben,  von  wo  sie  dann  eilends  nach  Schloß  und  Stadt  Olden- 
burg getragen  wurden.  Kamen  die  Boten  an  diesen  beiden  Stationen  nachts 
vorbei,  so  fanden  sie  an  des  Vo£t:cs  Hause  »ein  klein  verschlossen  Kästlein«, 
in  dos  sie  die  Postsachen  werten  konnten.  Diese  älteste  Fahrpost  Oldenburgs 
war  von  solcher  Bedeutung  für  das  Land,  daß  der  Graf  Anton  GOnther  des- 
halb verschiedene  »Postordnungen«  erließ.  Sie  enthielten  nicht  nur  Bestim- 
mungen über  die  Beschaffenheit  der  zu  verwendenden  Pferde  und  Wn^eii, 
sondern  auch  über  das  Benehmen  der  Fuhrleute,  die  für  jedes  Amt  bestimmt 
und  in  eine  Liste  oder  Rolle  eingetragen  waren,  wonach  sie  später  Rollfuhr- 
leute hießen.  Auch  das  Fahrgeld  war  in  der  Postordnung  festgesetzt.  Der 
Ertrag  der  Fahrpost  kam  den  Fuhrleuten  zugute,  die,  soviel  sich  erkennen 
lltßt,  dem  Grafen  keine  Abgaben  für  ihr  Gewerbe  zu  entrichten  hatten. 

Dicic  erste  olJcnburgischc  Personenpost  der  Rollfuhrleute  hat  lange  bc- 
.standen.  Seil  it)62  erwuchs  ihr  aber  ein  fühlbarer  Wettbewerb  dadurch,  dali 
die  in  Hamburg  wohnenden  Emdener  Boten  selbst  eine  regelmUßige  Wagenfuhr 
zweimal  wöchentlich  zwischen  Hamburg  und  Amsterdam  Uber  Bremen,  Olden- 
burg, Leer  und  Emden  errichteten  und  die  Reisenden  mitnahmen.  Trotz  des 
Wettbewerbes  hnl-'cn  die  Landleute  aber  mit  Zähigkeit  an  der  geschilderten 
Einrichtung  feslgcli  iHlp  ;  sie  ist  erst  am  Ende  des  18.  Jahrhunderts  eingegangen. 

Als  nach  Beendigung  des  dreibigjährigen  Krieges  die  Sicherlieil  auf  den 
Landstraßen  wieder  größer  wurde,  trat  eine  wichtige  Änderung  im  Gange  der 

*)  In  der  Vorstellung  jedes  Oldenburgers  sind  der  Graf,  dem  die  oldenburgische 
Pferdo/ucht  ihre  Blüte  und  Bcrilhmthcil  verdankt,  und  sein  Lieblingsroß  »Kranich« 
unzertrennlich.  Eine  hohe,  ruhige  Hcrrschergesialt  auf  einem  prachtvollen,  stolzen 
Rosse,  dessen  langer  Sdiweif  und  geflochtene  Mahne  btt  auf  dks  Erde  herabwaUen: 
das  ist  das  Bild  Anton  Gunthers.  Der  »Kranich«  war  wdtberllhm^  denn  er  hatte  eine 
Mahne  von  vier,  einen  Schweif  von  fünf  Meter  Länge. 
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Kauftnannsposten  von  Hambui^  nach  den  Niederlanden  ein.  Die  »Herren 
Alten  der  BOrsec  zu  Hamburg  und  Amsterdam  entwarfen  eine  neue  Post- 
ordnung »zu  desto  eilfertigerer  Fortbringung«  der  Briefe,  und  die  sechs  Ham- 
burger Postboten,  die  auf  Amsterdam  zu  rei'«cn  pflegten,  trennten  sich  1650 
von  der  oldenburgischen  Personenpost  und  richteten  eine  reitende  Post  ein, 
die  ihren  Weg  von  Bremen  über  Delmenhorst,  Wildeshausen,  Lingen  weiter 
nach  Amsterdam  zu  nehmen  hatte.  Magnus  von  Höti'ten  aus  Wildeshausen 
wurde  für  das  Unternehmen  i^ewonnen  und  besorgte  die  Briefschaften  /wischen 
Bremen  und  Lingen.  Im  J.Huinr  1053  g'-'^^'*'"'^  Anton  (iüntl;er  Ans^hluiÄ  an 
dic?>o  Posten,  indem  er  seine  Briefschaften  durch  Soldaten  nach  Wiidcshausen 
bringen  und  von  dort  abholen  ließ.  Bald  darauf,  ira  Jahre  1656,  tat  der  Graf 
einen  wichtigen  Schritt,  der  ihm  eine  eigene  Postanstalt  verschaffte.  Kr  llher- 
trug  dem  Magnus  von  Mufften  seine  gesamte  Brief beförderung;  dieser  richtete 
dazu  eine  reitende  Briefpost  von  lier  F^esidenz  auf  Bremen  und  Cloppenburg 
ein.  Die  £rö£fnung  fand  am  18.  Oktober  statt.  Das  Jahr  1656  iil  dem- 
nach als  Jahr  der  Begründung,  der  Graf  Anton  Günther  als  Be- 
gründer der  oldenburgischen  Post  zu  betrachten.  Magnus  von  HöfTten 
bezog  für  seine  Dienstleistungen  ein  festes  Einkommen  von  1 50  Talern  und 
hatte  dafür  die  Briefe  der  gräflichen  Hofhaltung  und  Verwaltung  kostenfrei 
bis  zum  Anschluß  an  die  Reichspost  und  die  städtisciie  Botenpost  zu  be- 
ßfrdem.   Seitens  des  Publikums  wurde  dieae  Post  übrigens  nur  wenig  benutzt. 

Bald  wurde  das  oldenburgische  Postvvesen  erweitert.  Im  Jahre  1660 
entschloß  sich  der  Reichspostmeister  in  Hamburg,  eine  Post  von  Hamburg 
über  Oldenburg  und  OsttVieslond  nach  Groningen  anzulegen,  um  das  Gebiet 
der  Reichsposl  zu  vergrößern  und  das  städtische  ßotenwerk  zu  schmälern. 
Magnus  von  HOfiten,  der  inzwischen  auf  Betreiben  der  schwedischen  Regierung, 
weil  er  Katholik  war,  aus  seiner  Stellung  als  Botenpostmeister  in  Wildeshausen 
entlassen  und  nach  Oldenburg  übergesiedelt  war.  wurde  als  Kaiserlicher  Post- 
meister von  Oldenburg  eidh'ch  verpflichtet  und  angestellt.  Auch  Ostfriesland 
wurde  in  das  Unternehmen  einbezogen;  der  Graf  von  Ostfriesland  gestattete 
Magnus  von  Hofften,  eine  Reitpost  von  Oldenburg  über  Leer  nach  Aurich 
und  Norden  anzulegen,  an  die  das  oldenburgische  Jever  angeschlossen  wurde. 
In  der  zweiten  Hälfte  des  ry.  Jahrhunderts  waren  also  Oldenburg  und  Osl- 
friesland,  wie  auch  jetzt  wieder,  postalisch  vereinigt. 

Ohne  Einspruch  ging  die  Einrichtung  des  kaiserlichen  Postkurses  nach 
Groningen  natürlich  nicht  vor  sich :  Bürgermeister  und  Rat  der  Stadt  Hamburg 
beschwerten  sich  im  April  1660  bei  Anton  Günther  über  den  Reichspost« 
meister  in  Ffamburg  mit  der  Bitte,  der  Neuerung  entgegenzutreten.  Anton 
Günther  antwortete  gelassen,  er  habe  die  Anlegung  des  Poslkurses  »nach  Vor- 
zeigung Ihr  Kaiserlichen  Majestät  allergnüdigsten  Patents«  nicht  verweigern 
können;  er  werde  aber  nach  vrie  vor  auch  die  Stffdteboten  ungehindert  durch 
sein  Land  ziehen  lasaen.  Ende  desselben  Jahres  erhielt  der  Graf  auch  ein 
Patent  des  Kaisers  Leopold,  worin  er  aufgefordert  wurde,  nur  kaiserliche  IV^^ten 
in  seinem  Lande  zuzulassen,  alle  anderen  aber  anzuhalten.  Hatte  Anton 
Günther  diesen  Befehl  befolgt,  so  wäre  es  um  die  Botenpost  der  Kaufleute 
von  Amsterdam  und  Hamburg  geschehen  gewesen,  da  ihnen  der  Weg  durch 
das  Münsterland  versperrt  war;  mit  Rücksicht  auf  Schweden,  das  durch  die 
Erwerbung  des  Erzstifts  Bremen  im  Westfälischen  PVieden  ( )klcnb(irL.'s  Nachbar 
geworden  und  das  ein  alter  Fieund  der  hanseatischen  Botenpost  war,  lehnte 
es  aber  Anton  Günther  ab,  den  Befehl  auszuführen.  Auch  durch  eine  kaiser- 
liebe  Gesandtschaft  liefi  sich  der  Graf  nicht  von  seinem  ablehnenden  Verhalten 
abbringen:  man  dürfe  es  dem  Kaiser  zuliebe  nicht  mit  mächtigen  Nachbarn 
verderben. 
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Ate  Anton  Günther  im  Jahre  1667  starb,  waren  in  seinem  Lande  drei 
Posten  in  voller  Wirksamkeit:  die  Reichspost,  die  hanseatische  Botenpo>;i  und 
die  oldenbuigi^chu  Landespost,  letztere  aher  ein  reines  Privatunternehmen, 
denn  die  uldenburgische  Regierung  hatte  keinen  Anteil  an  ihrem  Erlrage. 
FQr  die  Verbindung  der  Stadt  Oldenburg  mit  denjenigen  Gebteten,  die  nicht 
an  dem  Postkurs  Oldenburg-Bremen  lagen,  war  durch  den  Frondienst  von 
Leiheigenen  geborgt,  die  teils  regelni;il>ig,  teils  nach  Bedarf  als  Boten  liefen. 
Nur  nach  dern  Stadland  und  Bul)adiiigen  (dem  Lande  zwischen  der  unleren 
i-iunte,  Weser  i^nd  Jadebusen)  war  die  Postverbindung  sclilecht,  da  in  diesen 
Gebietsteilen,  dem  Lande  der  freien  Friesen,  die  Leibeigenschaft  nicht  bestand 
und  sich  deshalb  niemand  zu  Botengängen  hergab. 

Nach  dem  Tode  Anton  Günthers  kam  der  Hauptbestandteil  seines  Landes 
an  Ditneinark ;  die  oldenburgische  Beamtenwelt  muüte  itifolgedesseti  besonders 
duruut  bedacht  sein,  sicheren  Po&tanschlul»  an  Kopenhagen  zu  erlangen.  Da 
die  dlinische  Regierung  aber  Kosten  ASr  eine  Verbesserung  der  Postverbin- 
dungen nicht  aufwenden  wollte,  so  blieb  die  Verbindung  mangelhaft.  Befördert 
wurden  die  Postsachen  nach  Dünemark  durch  den  städtischen  Botenmeister  in 
Bremen,  der  seit  1687  auch  für  Kur- Brandenburg  arbeitete.  Man  stand  ^ich 
nicht  schlecht  dabei,  denn  man  war  auf  diese  Weise  mit  der  kur- branden- 
burgischen Post  verbunden.  Seit  der  Besetzung  Emdens  und  der  Begründung 
der  Aftikanischen  Handelskompagnie  (1682)  ging  eine  brandenburgische  Reit- 
post von  Minden  Uber  Bremen  und  Oldenburg  nach  Emden.  Die  Brief- 
annahme auf  oldenbiirgischem  Gebiete  war  ihr  freilich  durch  die  danische 
Postordnung  verboten,  wie  Dänemark  Uberhaupt  eifrig  bestrebt  war,  das  i^ost- 
regal  im  eigenen  Lande  nicht  einer  fremden  Macht  zu  Oberiassen.  Die  dlnische 
Regierung  brach  in  diesem  Bestreben  auch  den  Einfluß  der  Reichspost  im 
Oldenburgischen.  Der  Enkel  des  Magnus  von  Höfften,  Kaspar,  wurde  als 
Königlich  dünischer  Postmeister  angestellt;  es  galt  als  ausgemacht,  daß  im 
Oldenburgischen  kein  Kaiserliches  Postamt  hergebracht  sei.  Inzwischen  war 
die  Post  aber  zu  einer  Einnahmequelle  ftlr  die  Regierung  geworden,  denn 
Kaspars  Nachfolger,  der  Postmeister  ROmer,  hatte  jvhrlich  700  Taler  an  die 
Königliche  Postkasse  zu  entrichten. 

Im  Laufe  de^  t8  Jahrhuniiert»»  wurden  verschiedene  neue  Postkurse  ange- 
legt. Einem  gewissen  SlUve  wurde  gegen  die  Verptlichtung,  die  Briefe  des 
königlichen  Dienstes  frei  zu  befttrdem, .  die  Einrichtung  einer  Reitpost  nach 
dem  Stad-  und  Butjadtngerlande  gestattet.  Auf  Anregung  des  Fürsten  von 
Ostfriesland  wurde  mit  Genehmigung  der  dänischen  Regierung  durch  kapital- 
krHftige  Beamte  eine  Fahrpo^^f  von  Bremen  Uber  Oldenburg,  Aurich  nacli 
Neuschanz  eingerichtet,  wo  die  liolländischen  Treckschuiten  anHngen.  Auch 
sie  war  aber  ein  Privatunternehiuen,  das  allerdings  von  der  Regierung  sehr 
begünstigt  wurde;  so  durfte  die  Fabrpost  außer  den  Personen  und  Meten 
auch  Bifefe  mitnehmen.  Ein  Versuch,  die  Fahrpost  auch  auf  die  Strecke  von 
Oldenburg  nach  Jever  auszudehnen,  scheiterte  an  dem  Einsprüche  des  Kaiser- 
lichen Rcsidentefi  in  Bremen. 

1773  erhielt  Herzog  PViedrich  August  von  Holstein -Gottorp  die  Graf- 
Schäften  Oldenburg  und  Delmenhorst.  FOr  Preuflen  erOflPnete  sich  die  Aussicht, 
das  oldenburgische  Postr^al  kfiuflich  zu  ei  werben,  was  unzweifelhaft  für  beide 
Teile  vorteilhaft  gewesen  wiire.  Allein  der  Gedanke,  daß  man  ein  wichtiges 
Hüheitsrecht  an  eine  GrotMnacht  wie  Preulkn  abtreten  sollte,  war  der  herzog- 
lichen Regierung  sehr  unbequem,  und  so  kam  der  Postvertrag  nicht  zustande. 
Die  Post  blieb  unter  der  neuen  Regierung  als  ein  Privatuntemehmen  bestehen, 
geschützt  und  beaufisichtigt  vom  Staate,  der  dafür  eine  jährliche  Einnahme  aus 
der  Postkasse  bezog.    Sie  betrug  1777  — •  in  diesem  Jahre  Übernahm  als 
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Nachfolger  des  Postmeisfers  Römer  der  Major  von  Mendorf  die  Post  —  im 
ganzen  1300  Taler.  von  Hendorf  vereinigte  schließlich  alle  drei  Postkiir«;c, 
die  Reitpost,  die  Fahrpost  und  die  Landbotenpost.  i7Q4crlicl>  die  Regierung 
ein  Reglement  tUr  die  Fahrposl;  darin  war  u.  a.  bestimmt,  daß  Briefe  erst 
eine  halbe  Stunde  nach  Ankunft  einer  Post  abgefordert  werden  sollten;  eine 
Bestellung  durch  Briefträger  gab  es  also  noch  nicht.  Der  lohabcr  der  Post 
war  für  alles  haftpflichtig,  was  im  Postkontor  für  die  fahrende  Post  abge- 
liefert wurde;  für  unglücklichen  Zufall  aber,  Postraub,  Feuer-  oder  Wasser- 
schaden kam  er  nicht  auf.  Übrigens  war  die  Zahl  der  Geldsendungen  Privater 
durch  die  Post  des  hohen  Portos  wegen  nicht  erheblich. 

Am  31.  Februar  1800  starb  von  Hendorf,  damit  fielen  alle  Posteinrich- 
tungen dem  Staate  zur  Verfügung  anheim;  am  i.  Mai  1800  übernahm 
sie  der  Staat  in  cit^eue  Verwaltung.  Ein  Postmeister  trat  an  die  Spitze; 
mit  der  Steile  des  ersten  Herzoglichen  Postmeisters  wurde  der  Kammer- 
Registrator  Starklof  betraut.  Die  neue,  staatliche  Verwaltung  war  rührig  und 
leistungsfähig:  schon  1801  wurde  ein  eigenes  Posthaus  angekauft,  die  Post- 
kurse wurden  sehr  bald  vermehrt,  obwohl  die  Sicherung  der  Poststraßen  der 
Regierung  schwere  Sorge  bercitL-te.  Auch  der  Wirkungskreis  der  Verwaltung 
erweiterte  sich  bald.  1803  wurden  die  bisher  münsterisschen  Ämter  Vechta 
und  Cloppenburg  und  das  hannoversche  Amt  Wtldeshausen  erworben;  die 
R^eiung  versuchte  alsbald,  das  Postregal  auch  in  diesem  Teile  des  Herzog- 
tums selbst  auszuüben.  Durch  Cltjppenburg  und  Wildeshausen  ging  noch 
immer  die  hamburgisch  -  holländische  Botenpost,  der  i  fliegende  Bote«,  auch 
»Amsterdamer  Bote«  und  »Hamburgisch- Batavischc  i^ost«  genannt,  eine  der 
bedeutendsten  Reitposten  Norddeutschlands.  An  sie  waren  durch  Reit-  und 
Fußbotenposten  die  bedeutenderen  Orte  dieser  beiden  Ämter  angeschlossen; 
nach  Vechta  ging  ein  Bote  von  Cloppenburg.  Für  die  Personenbeförderung 
war  ;iuf  dem  Kurse  Breuien-Delmcnhorst-W^ildeshausen-Cloppenburg-Löningen- 
LingLii  durch  sogenannte  Ürdonnanzfuhren  gesorgt,  wozu  alle  Besitzer  von 
Wagenpferden  in  Cloppenburg  und  Löningen  püichtig  waren.  Es  war  bei 
dem  Stande  der  Dinge  nicht  ganz  leicht,  hier  dem  Hoheitsrecht  auf  dem  Ge- 
biete des  Postwesens  Geltung  zu  verschaffen ,  weil  der  münsterische  Staat 
darauf  verzichtet  hatte;  die  Regierung  erreichte  7un:k:list  nur,  daß  die  hansea- 
ti.sche  Botenpost  eine  /ührliche  Abgabe  von  zoo  l  alern  an  die  Landeskasse 
asahlte.  Die  Schwierigkeiten  stiegen  bald,  denn  1803  stellte  der  Taxissche 
Ober- Postmeister  in  Bremen  bei  der  oldenburgischen  Regierung  den  Antrag, 
zunutze  der  konsularischen  Regierung  in  Frankreich  einen  kaiserlichen  Postzug 
durch  die  Ämter  W^ildesliausen  und  Cloppenburg  legen  /.u  dürfen.  Trotz 
anfänglicher  Weigerung  uiußte  dem  Antrag  entsprochen  werden,  doch  wurde 
dafür  gesorgt,  dafl  die  Taxissche  Post  keinen  Gewinn  aus  dem  oldenburgischen 
Briefverkehre  ziehen  konnte.  Schließlich  aber  kamen  die  politischen  VerhHlt- 
nisse  dem  Streben  der  Regierung  zu  Hülfe.  Bevor  noch  der  Vertrag  mit  der 
hamburgischen  Botenpost  ablief,  verschwand  sie:  sie  mußte  der  Großherzoglich 
Bergischen  Postdirektion  weichen,  die  ganz  den  Zwecken  Napoleons  I.  dienstbar 
gemacht  war.  Die  Aufhebung  des  hanseatischen  Botenw^es  und  die  Über- 
tragung seiner  siimtlichen  Posten  auf  Jie  hcrgische  Postverwaltung  im  Jahre  1808 
brachten  den  Herzog  Peter  Friedrich  Ludwig  zu  dem  Entschlüsse,  jede  Durch- 
führung fremder  Posten  durch  sein  Land  künftig  zu  verhindern,  aber  auch 
Einrichtungen  zu  treffen,  die  Oldenburg  in  den  großen  Verkehr  unter  Wahrung 
des  eigenen  Nutzens  einzufügen  imstande  waren.  Vom  1.  Januar  1809  ab 
wurde  ein  tlfgUcher  Postkurs  von  Bremen  Uber  Wildeshausen  und  Cloppenburg 
nach  Haselünne  auf  Staatskosten  angelegt.  Felleisen  oder  verschlossene  Beutel 
sollten  nicht  mehr  zugelassen,  die  durchgehenden  Briefe  vielmehr  einzeln  oder 
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in  offenen  Paketen  auf  Jon  okienburgischen  Haltestellen  angenommen  und  das 
Postgeld  nach  dem  Gewichte  des  Briefen  angesetzt  werden.  Starklof  wurde 
zum  Postdirektor  ernannt,  und  mit  dem  Anfange  des  Jahres  1809  eine  neue 
Ordnung  des  Postwesens  im  ganzen  Herzogtume  durchgeftthrt:  es  wurde  einer 
Direktion  untc-Nioüt.  die  an  jedem  Donnerstage  morgens  utn  10  Uhr  ihre 
Sitzungen  im  Posti.au^e  zu  halten  hatte,  damit  sich  jedermann  in  Postangelegen- 
lieiten  an  sie  wenden  könne. 

Die  weitere  Entwickelung  des  oldenburgischen  Postwesens  erlitt  bald  eine 
j  iliL'  riiicrbrccluin^,  denn  181  i  wurde  das  Herzogtum  Oldenburg  durch  einen 
üewultslrcich  dem  Iranzösischen  Kai'^crrcicli  einverleiht;  auch  das  Postwesen 
wurde  den  Zwecken  des  Korsen  dienstbar  gemacht.  Als  aber  Napoleons 
Macht  in  Deutschland  gebrochen  war,  kelirte  der  Herzog  aus  Rußland,  wohin 
er  geflüchtet  war,  zurück,  und  Oldenburg  ttbte  das  Poslregal  demnächst  wieder 
selbst  aus.  Auch  die  Post  im  Jeverlande,  das  1793  nach  dem  Aussterben  des 
Fürstenhauses  Anhalt  -  Zerbsl  an  Rußland  gefallen  war,  trat  unter  die  olden- 
burgische Verwaltung.  Nach  dem  Wiener  Kongresse  nahm  das  Postwesen 
einen  erlreulichen  Au&chwung  im  engsten  Anschluß  an  den  Bau  des  Chaussee- 
netzes, das  sich  nach  und  nach  in  alle  Zipfel  des  Herzogtums  erstreckte. 

Im  Jahre  1815  bestanden  folgende  Postkurse.  Reitende  Posten  gingen 
zweimal  wöchentlich  von  Oldenburg  nach  Jever  und  Ostfricsland,  von  Olden- 
burg nach  Bremen  zum  Anschluß  an  die  Posten  nach  Hamburg,  Holstein, 
Dänemark  und  das  ganze  Reich,  einmal  wöchentlich  von  Oldenburg  nach 
Delmenhorst  und  nach  Cloppenburg  zum  Anschluß  an  den  Postzug  Hamburg- 
Bremen -Wildeshausen -Cloppenburg- Amsterdam.  Eine  Fahrpost  gab  es  nur 
auf  der  Linie  Bremen  Oldenburg  Leer  nach  Ostfriesland  und  Groninyen.  Sie 
verkehrte  zweimal  wöchentlich  und  nahm  Reisende,  Briefe,  Pakete  und  Gelder 
mit  An  diese  Postkurse  war  das  Land  durch  Boten  angnchlossen,  die  siirot- 
lieh  zweimal  in  der  Woche  hin-  und  zurückgingen.  Es  würde  zu  weit 
führen,  wollten  wir  für  jeden  uder  auch  nur  für  die  größeren  Kurse  im 
einzelnen  schildern,  wie  die  Zahl  der  Posten  im  Laufe  des  Jahrhunderts  dem 
steigenden  Bedürfnis  entsprechend  und  dem  Ausbaue  der  Wege  folgend  all- 
mXhlich  vermehrt  wurde.  Es  genüge,  nachstehendes  zu  erwtfhnen.  Im  Jahre  1818 
wurde  nach  Jever  die  erste  Fahrpost  eingerichtet;  sie  ging  zweimal  wöchent- 
lich. In  demselben  lahic  wurden  durch  N'erordnung  die  Extraposten  für  das 
ganze  Land  geregelt,  nur  ButjaJingen  und  Stadland  werden  dabei  nicht  er- 
wähnt. Das  Jahr  1821  brachte  eine  ganz  erhebliche  Ausdehnung  der  Post- 
kurse. Da  tauchen  zwei  neue  Reitpostkurse  auf;  die  eine  Post  ging  dreimal 
wöchentlich  von  Oldenburg  Uber  Ahlhorn,  Vechta  nach  Damme,  die  andere 
über  Elsfleth,  Brake  nach  Butjadingen.  1832  wurde  der  Kurs  Oldenburg- 
Bremen  durch  Einlegung  einer  Schnellpost  wesentlich  erweitert,  aber  erst  seit 
1844  ''^^'ß  tiian  tägliche  Verbindung  in  jeder  Richtung.  Als  im  Jahre  1839 
die  Chaussee  von  Delmenhorst  nach  Syke  fertiggestellt  war,  wurde  eine  zw»- 
mal  wöchentlich  verkehrende  Personenpost  von  Delmenhorst  nach  Sfke, 
Nienburg,  Hannover,  Biaunschwei^  eingerichtet,  um  Bremen  zu  umgeheti.  das 
sich  nicht  wie  Oldenburg  deni  /.ollverein  angeschU)"^^en  liatte.  Inzwischen 
war  auch  der  Rur^  nach  Damme  veilangert  worden,  iiuii  zwar  über  Osnabrück 
nach  Münster,  wohin  zweimal  wöchentlich  eine  Fahrpost  von  Oldenburg 
ging.  Auf  den  Seitenkursen  traten  gleichfalls  wesentliche  Verbesserungen 
ein,  auf  vielen  wurden  an  Stelle  der  Botenposten  Reit-  oder  Fahrposten 
eingerichtet. 

Im  Jahre  18O7  verkehrten  auf  dem  Kurse  Bremen -Oldenburg  und  zwisclien 
Oldenburg  und  Jever  täglich  dreimal  Personenposten  in  beiden  Richtungen. 
Nach  Leer  ging  die  Post  zweimal  ttfglich,  nach  dem  Süden  einiiial  täglich. 
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Die  vicrsptfnnig  gefahrene  Personenpost  nach  Bremen  legte  den  7  Meilen  langen 
Weg  in  4  Stunden  zurück  und  tjeliörte  zu  den  schnellsten  Ponten  in  Deutschland. 

Die  Erötinung  der  Ei>enb;ihn  Bremen-  Hannover  im  Jahre  1 S47  hatte 
einen  starken  Antrieb  zur  weiteren  Kntwickelung  der  oldenburgischen  Post- 
kurse  gebracht,  die  Postverwaltung  wurde  veranlaßt,  immer  engeren  Anschluß 
an  die  anderen  Postverwaltungen  zu  suchen.  Am  i.  Juli  1852  trat  das 
Herzogtum  als  ein  eigenes  Postgebiet  dem  Deutsch -Österreich  ischen 
Postveicinc  bei;  nun  wurde  auch  die  Vcru'cndung  der  Freimarken  ein- 
getührt.  In  dem  1833  abgetretenen  Jadegebiet  überlieli  Preuiien  der  Grubherzog- 
lichen Staatsregierung  die  Ausübung  aller  Postgerechtsamc.  Seit  1856  wurden, 
zunächst  nur  in  einzelnen  Landesteilen,  den  Adressaten  an  Orten,  wo  keine 
Postämter  waren,  die  Postsachen  von  Landbricftragcrn  ins  Haus  gebracht,  die 
zugleich  die  Briefkasten  zu  leeren  hatten.  Diese  La n  d  b rie t be&tellu  ng 
geschah  seit  1861  werktäglich  im  ganzen  Postgebicte. 

Die  Veranlassung  zur  ersten  Einrichtung  der  Telegraphie  auf  olden- 
burgischem Gebiete  gaben  die  Erbauung  des  Leuchtturms  auf  der  Sandbank 
Hoheweg  an  der  AuL^enweser  durch  die  Stadt  Bremen  und  die  Notwendigkeit, 
ihn  in  telegraphische  Verbindung  mit  Bremen,  Bremerhaven  und  den  olden- 
bui^lschen  Weserorten  zu  setzen.  1856  wurden  Oldenburg,  Brake  und  Els- 
fleth mit  dem  Hoheweg- Leuchtturme  telegraphisch  verbunden. 

Von  welchem  Geiste  die  Staatsregierung  bei  Behandlung  der  Post  geleitet 
wurde,  zeigt  am  besten  der  Artikel  37  des  oldenburgischen  Staatsgrundgesetzes 
von  1852:  sDie  Postanslal  ten  sollen  nicht  den  Zweck  haben,  eine 
Quelle  der  Staatseinkünfte  zu  sein.«  Gleiche  Hochherzigkeit  der  Ge- 
sinnung bewies  der  Großherzog  Peter.  Als  nach  Gründung  des  Norddeutschen 
Bundes  am  1.  Januar  iSf'.s  .üe  oldenburgischen  Landespostanstalten  mit  dem 
Postweseii  des  Bundes  NLiLini^t  wurden,  verzichtete  er  durch  eine  aus  seiner 
Entschiieuung  iiervorgegangene  \  ereinbarung  aui  das  ihm  nach  Artikel  50 
der  Bundesverfassung  zustehende  Recht  der  Anstellung  der  im  Betriebsdienste 
beschäftigten  Post-  und  Telegraphenbeamten  und  übertrug  es  zur  Herbei- 
führung größerer  Einheitlichkeit  dem  Bundespräsii^iuni. 

Kurz  bevor  die  Grol-Uierzogliche  Post-  und  1  eiegruphendirektion  ihre  Tätig- 
keit einsteilte,  trat  ein  in  das  oldenburgische  Postwesen  tief  einschneidendes  Ereig- 
nis ein :  am  15.  Juli  1867  wurde  der  Betrieb  auf  der  Eisenbahn  Oldenburg-Bremen 
eröffnet,  die  Bahn  zog  Jen  Personenverkehr  an  sich,  aus  der  Fahrpost  wurde 
die  Bahnpost.  Am  3.  September  1867  folgte  die  Eröffnung  der  (preulMschen) 
Strecke  Oldenburg- Wilhelmshaven,  am  15.  Juni  1869  diejenige  der  Strecke 
Oldenburg-Leer. 

Als  an  die  Stelle  der  Groflberzogltchen  Post-  und  Telegraphendirektion 

die  Ober- Postdirektion  Oldenburg  trat,  stand  wieder  ein  Starklof  an  der  Spitze 
des  oldenburgischen  Postwesens:  es  war  der  Enkel  des  ersten  oldenburgischen 
Postmeisters,  der  Ober- Postdirektor  Starklof.  33  Jahre,  bis  zum  Ende  des 
Jahres  1900,  hat  er  den  Bezirk  geleitet. 

Die  neue  Ober-Postdirektion  erfuhr  bald  eine  Erweiterung  ihres  Wirkungs- 
kreises: vom  I.  Januar  1869  ab  uurdcn  die  I  .an.ldrosteien  Aurich  und 
Osnabrück  von  der  Über- Postdirektion  Hannover  abj^ezwcigt  und  der  Ober- 
Postdirektion  Oldenburg  zugeteilt.  Noch  einmal  wurde  ihr  bald  darauf 
Gelegenheit  gegeben,  eine  ursprünglich  Oberaus  wichtige  Aufgabe  der  Post, 
die  Beförderung  von  Personen,  zu  erfüllen.  Das  Bundesoberhaupt,  König 
Wilhelm  I.  von  Preußen,  traf  am  i^.  Juni  1869  zum  Besuche  des  Groß- 
herzoglichen Hofes  in  Oldenburg  ein.  Nachdem  Tags  darauf  der  neue  Kriegs- 
halen an  der  Jade  in  Gegenwart  des  Königs  und  vieler  Fttrstlkhkeilen 
»Wilhelmshaven«  getauft  worden  war,  wurde  die  Reise  Uber  Sande  nach 
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Emden  mit  Postpferdcn  fortgesetzt,  da  es  eine  Eisenbahnverbindung  zwischen 
dic^L-ii  Orten  noch  nicht  ^ab.  Der  Ober-Postdirektor  leitete  an  der  Spit/.o  des 
langen  glanzenden  Wagenzugs,  lür  den  gegen  200  Pferde  aus  dem  ganzen 
Ober- Postdirektionsbezirke  hatten  bereitgestellt  werden  mtlssen,  die  Fahrt 
durch  Ostfriesland. 

An  dem  nngeahtifen  Vcrkehrsaufschwunge  der  lel/len  .Kihizehnle  hat  auch 
Oldenburg  teilgenoninien.  Seit  1878  besteht  die  erste  Fernsprecheinrichluiig 
im  Herzogtum,  ein  dichtes  Netz  von  Reichslelegraphenlinien  und  zahlreiche 
Fernsprechverbindungen  Oberspannen  das  ganze  Land. 

Die  Denksciirift  schließt  mit  den  Worten:  »Von  den  Anfängen  haben  wir 
das  oldenburgische  Postwesen  bis  zum  Eintritt  in  den  großen  vaterliiiuhschen 
Verband  betrachtet.  Das  neue  Deutsche  lleich  fand  das  norddeutsche  l'ost- 
wesen  als  eine  in  sich  geschlossene,  großartige  Verkehrsanstalt  vor.  Aus  der 
Norddeutschen  Bundespost  wurde  nun  die  Kaiserlich  Deutsche  Rdchspost:  sie 
hat  sich  unter  dem  Schutze  unserer  Kaiser  und  der  genialen  Leitung  Heinrich 
von  Stephans  mJichtig  entfaltet  und  bildet  eins  Her  wichtigsten  Glieder  im 
Weitpostgetriebe.  Ihr  kommt  im  Oldenburgischen  der  grol^  wirtschaftliche 
Aufschwung  des  Landes  und  der  vorzügliche  Ausbau  des  Chausseenetzes  und 
der  Eisenbahnen  zu  statten,  den  wir  besonders  der  segensreichen  Regierung 
des  Großherzogs  Peter  verdanken;  sein  Name  wird  auch  in  der  Geschichte 
des  oldenburgischen  Postwesens  für  alle  Zeiten  mit  Dankbarkeit  genannt  werden.« 


Die  Eisenbahii  von  Tehuantepec. 

Über  die  l.andengc  von  Tehuantepec,  die  schinalste  Stelle  von  Nord- 
amerika, führt  seit  iS()4  eine  vom  Staate  Mexico  untti  t'berwindung  ^^ro(^cr 
Schwierigkeiten  und  mit  einem  Kostcnaufwande  von  60  Millionen  Mark  erbaute 
Eisenbahn  (Archiv  von  1895  S.  152),  die  jedoch  wegen  ihrer  leichten  und 
mangelhaften  Ausflihrung  und  wegen  der  schlechten  Beschaffenheit  der  End- 
hlifen  für  den  internationalen  Durchgangsverkehr  bisher  keine  große  Bedeutung 
erlangt  hat.  Wie  ein  Blick  auf  die  Karte  zeigt,  könnte  sie  aber  einen  hervor- 
ragenden Platz  uiilei  den  Beförderungsuiittelti  zwischen  dem  Atlantisciien  und 
dem  Stillen  Ozean  einnehmen,  wenn  sie  genügend  leistungsftfhig  wflre  und  die 
Hafeneinrichtungen  an  den  beiden  Endpunkten  (Coatzacoalcos  am  Meerbusen 
von  Campeche  im  Norden  und  Sahna  Cruz  am  Stillen  Ozean  iin  Südens  den 
Antbrderungen  der  Grofsschitfahrt  entsprächen.  In  gewissem  Umfange  könnte 
die  Bahn  spater  sogar  zu  dem  zukünftigen  Kanal  von  Mittelamerika  in  ernst- 
haften Wettbewerb  treten. 

Vor  den  endlos  langen  nordamerikanischen  Pacihcbahnoi ,  die  noch  dazu 
ein  holies  Gebirge  zu  Uberschreiten  haben,  hat  die  Tehuantepec  -  Eisenbahn  die 
geringe  Liingc  von  308  km  und  die  Unbedeutendheit  der  Bodenerhebungen 
des  durchschnittenen  Geländes  (bis  höchstens  207  m)  voraus.  Dem  Isthmus 
von  Mittelamerika  ist  Tehuantepec  durch  seine  nördlichere  Lage,  aus  der  sich 
ein  gesünderes  Klima  und  eine  erhebliche  Abkürzung  der  Entfernungen  zwischen 
den  großen  Handelsmittcipunkten  der  nordamerikanischen  Ost-  und  Westküste 
ergibt,  überlegen.  Die  Bahn  kann  daher  für  Waren,  bei  denen  eine  mehr- 
malige Umladung  ohne  grofle  Schwierigkeiten  ausAlhrbar  ist,  unter  den  obigen 
Voraussetzungen  von  Wichtigkeit  werden. 
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In  dieser  ErwSgung  ist  vor  einiger  Zeit  ein  in  London  wohlbekannter 

Unternehmer,  Sir  Weetman  Pearson,  der  durch  die  nach  ihm  benannte 
Gesellschaft  in  Mexico  schon  ver'^chicJLne  große  Unternehmungen,  z.  B.  den 
Hafenbau  von  Vera  Cruz,  elektrisciie  Strafsenbahnen  usw.,  ausgeführt  hat, 
wegen  Umbaues  der  Tehuantepec -Eisenbahn  und  der  Endhüfen  an  die  mexi> 
kanische  Regierung  herangetreten.  In  dem  hierauf  abgeschlossenen  Vertrage 
verpflichtete  «^ich  die  Pearsongcsellschaft,  die  Eisenbahn  bis  zum  Mai  1903  in 
eine  Bahn  erster  Ordnung  umzubauen  und  sie  in  dieser  Verfassung  zu  erhalten, 
so  däU)  ein  schneller  und  sicherer  Verkehr  zu  niedrigen  Tarifsätzen  gewähr- 
leistet werden  kann.  Die  mexikanische  Regierung  steuert  zu  dem  Umbaue  die 
zinsenfreie  Summe  von  5  Millionen  Dollars  (mexikanische  Währung)  bei  und  trflgt 
die  H'fifte  der  Kosten  für  die  neu  anzuschntTcnden  Lokomotiven,  Wogen  und 
sonstigen  F^etriebsmiftel.  Die  Gesellschaft  tührt  auf  Kosten  der  mexikanischen 
Regierung  den  Ausbau  und  die  zeitgemäße  Ausrüstung  der  Endhäfen  aus.  hii 
Mai  1903  sollen  auch  die  Hafenarbetten  so  weit  fertiggestellt  sein,  daß  eine 
schnelle  und  leichte  Abwickelung  des  Durchgangsverkehrs  möglich  ist;  voll 
ständig  fertig  werden  die  Hafeneinrichtungen  aber  erst  1903  sein.  Der  Betrieb 
auf  der  Eisenbahn  und  in  den  Häfen  ist  der  Gesellschaft  auf  30  Jahre  übertragen 
worden. 

Die  Sahn  ist  eingleisig  und  wird  mit  schweren  Stahlschienen  ausgerüstet. 
Der  ganze  Bahnkörper  wird  untersucht  und,  wenn  nOtig,  neu  reguliert.  Alle 
Brücken  und  Wasserdurchli(sse  —  gt^gen  900  an  der  Zahl  — ,  die  bis  auf  sechs 
aus  Holz  gebaut  waren,  werden  niedergerissen  und  unter  Verwendung  von 
Stabltriigcrn  neu  beigestellt.  Diese  Bauart  ist  wegen  der  Erdbebengefabr 
sicherer  als  der  massive  BogenbrOckenbau.  Es  kommen  Spannweiten  von  26  m, 
in  einzelnen  Fällen  auch  von  30  und  33,8  m  vor. 

Noch  wichtiger  als  der  Umbau  dei  Bahn  sind  die  Kai-  und  Hafeneinrich- 
tungen in  Coatzacoalcos  und  Sahna  Cruz.  Bei  Coatzacoaicos  bietet  der  Fluß 
gleichen  Namens,  der  an  der  Mündung  sehr  breit  und  tief  Ist,  einen  guten 
Platz  fUr  Kaianlagen.  Die  einzige  Schwierigkeit  besteht  in  einer  Sandbarre  vor 
der  Mündung;  doch  soll  durch  den  Bau  einer  dicken  Mauer,  welche  die  Fluß- 
strömung reguliert,  für  stets  offenes  Fahrwasser  gesorgt  werden.  Durch  aus- 
gedehnte Baggerarbeiten  wird  am  Kai  entlang  eine  .Minde^twassertiefe  von 
10^6  m  hergestellt.  In  Sahna  Cruz  sind  noch  ausgedehntere  Hafenarbetten 
erforderlich.  Es  muß  ein  Wellenbrecher  von  etwa  looom  Lfinge  gebaut 
werden,  wodurch  ein  geräumiger  Hafen  von  35,5ha  gewonnen  wird.  An 
diesen  soll  sich  ein  von  zwei  Hafendammcn  eingeschlossener  SchifTsanlegeplatz 
von  über  1 200  m  Kailüngc  anschließen.  Da  der  Grund  und  Buden,  auf  welchem 
die  jetzige  Stadt  errichtet  ist,  zur  Herstellung  des  Hafenbeckens  unter  Wasser 
gesetzt  wird,  so  soll  in  einiger  Entfernung  eine  neue  StaJt  erbaut  werden. 

In  beiden  Hiifen  werden  Einrichtungen  zum  L'mhiJen  der  Güter  nach 
den  neuesten,  Zeil  und  Arbeit  sparenden  Systemen  getrotfen,  namentlich 
auch  elektrische  Krfine  der  bewährtesten  Art  aufgestellt.  Mit  Hülfe  dieser 
Einrichtungen  hofil  man  nach  dem  »Scientific  American«,  dem  wir  diese  An- 
gaben entnehmen,  die  Ladung  eines  ankommenden  Schiffes  binnen  24  Stunden 
au<;  dem  Schiffe  in  den  Zug  überzuladen,  nach  der  andern  Seite  der  Land- 
enge zu  fahren  und  dort  wieder  in  das  Schiti'  einzuladen,  eine  Leistung,  die 
allerdings  anzuzweifeln  gestattet  sein  wird. 

Die  Frachtkosten  von  Schiff  zu  Schifif,  mit  Einschluß  der  Gebühren  für 
das  Ein-  und  Ausladen  der  Güter,  sollen  niedriger  sein  als  die  voraussicht- 
liche Kanalgebülir  in  Mittelamerika;  sie  sind  alles  in  allem  auf  4  Dollars  für 
die  Tonne  berechnet  worden.  Die  Einrichtungen  werden  einen  Verkehr  von 
1 000  000  t  im  Jahre  und  In  jeder  Richtung  gestatten. 
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Kteine  MiReilungen. 


Wenn  alle  diese  Versprechungen  in  Erfttllung  gehen,  werden  die  Ein- 
wirkungen der  Tehuantepec  Eisenbahn  in  ihrer  neuen  Ge'itnit  aui  den  Ver- 
kehr zwischen  den  Küsten  und  hi2>ehi  des  Atlantischen  und  des  Stillen  Ozeans 
zweifellos  sehr  bedeutend  sein.  In  England,  Nordamerika  und  Japan  werden 
bereits  Vurkehrungen  getroffen,  den  Weg  über  Tehuantepec  zu  einer  großen 
Handels>tral>c  um/ngestaltefi.  Regehiiäl^ige  Dampferverbindungen  zwischen 
1-iverpool  und  <^();it/.acoalcos  sowie  zwischen  Sahna  Cruz  nnd  Yokohama  und 
zwischen  Sahna  Cruz  und  San  Franzisko  usw.  sind  in  Vorbereitung,  so 
daß  der  Erfolg  des  Unternehmens  gesichert  erscheint. 


KLEINE  MITTEILUNGEN. 

Der  höchste  Aufstieg  von  Drachen  zum  Lmporheben  selbst- 
registrierender .\pparate  in  die  Höhen  der  Atmosphäre  war  bis 
vor  kurzem  in  Trappes  bei  Paris  zu  verzeichnen  gewesen,  und  zwar  mit 
5200  m,  während  man  am  Aeronnutis^  hen  Observatorium  bei  Berlin  Uber 
4255  m  noch  nicht  hinausgekommen  war,  weil  die  Benutzung  eines  sehr 
langen  Drahtes  Uber  Berlin  wegen  der  möglichen  Drahtbrüche  bedenklich 
erscheinen  muß.  Nun  ist  es  aber  am  6.  Dezember  v.  J.  geglückt ,  bei  der 
damals  herrschenden  starken  östlichen  Luftströmung,  welche  die  Drachen  Uber 
die  von  grot>cn  \\':i!dcrfi  bedeckte  Clcgcnd  bei  Spandau  führte  und  deshalb  die 
Anwendung  eines  Drahtes  von  10  km  Länge  mit  6  Draciien  gestattete,  den 
bisher  höchsten  Aufstieg  noch  um  273  m  zu  überbieten,  indem  der  Registrier- 
aj^rat  bis  zu  der  ansehnlichen  Höhe  von  5475  m  emporgehoben  wurde. 
Zwar  riß  der  Draht,  nachdem  bereits  1500  m  und  ein  Drachen  eingeholt 
waren,  infolge  eines  unliebsamen  Betriebsunfalls,  und  ^  Drachen  mit  8500  m 
Draht  traten  eine  »ungefesselte«  Luftreise  an,  aber  der  Kegistrierapparat  kam, 
nachdem  er  volle  24  Stunden  in  der  Luft  gestanden  hatte,  unversehrt  bei  Neu- 
Seegefeld,  9  km  westlich  von  Spandau,  zur  Erde,  so  daß  die  Ergebnisse  des 
ExperiiTients  ohne  Einschränkung  benutzbar  sind.  Der  Stahldraht  hatte  sich 
hierbei  über  die  Gleise  der  H;inil>urgcr  Bahn  gelegt,  wo  er  von  einem  auf- 
merksamen Wärter  bemerkt  und  kurz  vor  dem  Passieren  eines  Schnellzugs 
zerschnitten  und  entfernt  wurde;  zwar  würde  er  eine  ernstere  Gefährdung 
nicht  hervorgerufen  haben,  aber  es  ist  doch  ein  Fall  bekannt,  daß  bei  Trappes 
eine  Güterzug  Lokomotive  dadurch  zum  Stehen  gebracht  wurde,  daß  sich  ein 
langes  Stück  Drachendraht  um  eine  ihrer  Radachsen  gewickelt  hatte. 

Dieser  ungewöhnlich  hohe  und  langandauernde  Aufstieg  bietet  auch  in 
anderer  Beziehung  manches  Interessante,  weshalb  noch  einige,  von  Dr.  Ass- 
mann  im  Reichsanzeiger  darüber  gebrachte  Angaben  hier  Platz  finden  mögen. 
Fk'i  dem  Autsii  j-  hatte  eine  Temperatur  von  —  i4-7°  geherrscht,  die,  wie, 
dies  in  klaren  \\  iiHcrnachten  die  Regel  ist,  mit  der  Höhe  beträchtlich  zu- 
nahm; bei  1000  m  wurden  —  8,0  ,  bei  1243  ni  nur  —  8,1°  gefunden; 
zwischen  3  -  und  3000  m  herrschte  eine  üeist  gleichmfißige  Temperatur  von 
—  10°  bis  —  11°.  Über  dieser  würmeren  Inversionsschicht  nahm  die  Tempe- 
ratur langsam  bis  zu  —  r;,°  ab,  blieb  aber  /wiscliL-n  4  —  5000  m  fast  unver- 
ündert;  erst  über  5  km  Höhe  begann  wieder  Teiuperaturabnahme,  die  bei 
5475  m,  dem  höchsten  erreichten  Punkte,  bis  zu  —  I7>7°  führte.  Die  relative 
Feuchtigkeit,  die  an  der  Station  96  v.  H.  betragen  hatte,  sank  schnell  und 
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dauernd  mit  der  Erhebung:  bei  looom  wurden  30  v.  bei  2000  ro  20  v.  H., 
bei  3000  and  400001  13  V.  H. ,  bei  5000  m  <S  v.  H.  und  in  der  größten 

Höhe  aar  nur  o  v.  H.  gctundcn.  Die  Windrichtung^  war  in  der  ganzen  Schicht 
Ost  bis  Ost- Nordost j  die  Windgeschwindigkeit  an  der  Station  2,5  m  in  der 
Sekunde,  bei  1000  m  aber  schon  15  bis  20  m  pro  Sekunde,  in  den  größeren 
Höhen,  wo  das  Anemometer  versagte,  mufl  die  LuflstrOmung  eine  Geschwin- 
digkeit von  25  bis  30  m  gehabt  haben,  was  man  aus  dem  am  Haltedraht 
ausgeübten  Zuge  schließen  kann,  unter  Berücksichtigung  der  betriichtlivhen 
LuttvcrdUnnung,  die  in  dieser  Hüiie  herrscht,  wo  der  Luftdruck  nur  noch 
die  HKifte  des  am  Erdboden  vorhandenen  beträgt. 

Es  braucht  kaum  besonders  hervorgehoben  zu  werden,  daß  die  hierdurch 
festgestellte  Existenz  eines  weit  über  die  Höhe  des  Montblanc  hinaus,  ^^;l!lr- 
scheinlich  sogar  bis  zu  f»  M'-  7  km  herrschenden  gewaltigen  östlichen  Lutt 
Stroms,  verbunden  mit  ganz  auiierordcntHcher  Trockenheit  der  Luft  und  cinei 
erheblich  wärmeren  Luftschicht  von  3  bis  4  km  Mächtigkeit ,  welche  jedes 
Aufsteigen  von  Luft  und  damit  das  Auftreten  von  Wolken  und  Niederschlägen 
unmöglich  macht,  in  direktem  urs.fchlichen  Zusammenhange  mit  dem  unge- 
wöhnlich harten  FrUhwinter  steht.  Zugleich  hat  aber  der  Hochautstieg  den 
Beweis  erbraclit,  dab  die  technischen  Einrichtungen  am  Aeronautischen  Obser- 
vatorium denen  keines  anderen  ähnlichen  Instituts  nachstehen,  daß  vielmehr 
nur  die  Ungunst  der  Lage  in  der  Nahe  einer  volkreichen  und  mit  elektrischen 
Starkstromleitungen  überzogenen  Gro1>stadt  und  die  hierdurch  gebotene  Vorsicht 
der  Grund  fUr  die  Seltenheit  derartiger  Hochaufstiege  ist.  Bei  nordwest- 
lichem Winde,  der  der  beste  und  stetigste  Drachenwind  ist,  würde  der  Draht 
von  10  km  Lltnge  über  ganz  Berlin  hinweg  bis  zum  GOrlitzer  Bahnhof  aus- 
gespannt gewesen  und  die  beim  Abreißen  niedergesunkenen  Drachen  würden 
über  zahllose  elektrische  Bahnen,  Telephone,  Straßen,  Platze  nachgeschleift 
worden  sein,  was  kaum  ohne  ernste  Unglücksfälle  abgegangen  sein  dürfte. 


Eine  Kunststraße  als  Verbindungsglied  zwischen  (.ler  Trans- 
baikal- und  der  Ussuribalin.  Die  große  sibirische  Bahn  sollte  nach  dem 
ursprünglichen  Plane  durch  ganz  Transbaikalien  und  die  Amurprovinz  längs 
der  Scbilka  und  des  Amur  bis  Chabarowsk  geführt  werden,  um  dort  mit  der 
Ussuribahn  zusammenzutreffen.  Bekanntlich  wurde  dieser  Plan  später  fallen 
gelassen  und  die  Eisenbahn  in  Transbaikalien  nur  bis  Strietensk  (an  der 
Schilka)  gebaut,  wahrend  die  Haupllinie  von  Kaidalowo  (etwa  So  km  süd- 
östlich von  Tschita)  bis  zur  sibirisch- mandschurischen  ürenze  und  zum  An- 
schluß an  die  chinesische  Ostbahn  fortgesetzt  wurde. 

Bisher  hat  man  die  ungefähr  2000  km  lange  eisenbahnlose  Strecke  zwi- 
schen Chabarowsk  und  Strjetensk  auf  Dampfern  zurückgelegt,  welche  die 
Schilka  und  den  Amur  belahren.  Da  aber  ein  derartiger  Verkehr  im  Winter 
durch  Vereisung  stets  unterbrochen  ist  und  auch  im  Sommer  durch  Untiefen 
und  Sandbänke  vielfech  Schwierigkeiten  bietet,  so  hat  sich,  wie  das  »Handels- 
museum'  mitzuteilen  weiß,  die  russische  Regierung  entschlossen,  Strjetensk 
mit  Chabarowsk  durch  eine  Kunststraße  zu  verbinden,  deren  Kosten  auf 
9  300  üoo  Rubel  veranschlagt  sind. 

Postpäckereiverkehr  während  der  letzten  Weihnachtszeit.  In 
den  67  Orten    des  Reichs- Postgebiets  mit  mehr  als       000  Eiins  ohnern ,  in 
denen  wie  üblich  Ermittelungen  Uber  den  Weihnachts-Postpiickereiverkehr  siatt- 
gefundcn  haben,  sind  während  der  Zeit  vom  12.  bis  einschl.  25.  Dezember  1902 
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9501  727  Pakete  aufgegeben  worden  und  eingegangen,  dns  sind  gegen  das 
Vorjahr  mehr  409  581  Stück  oder  4,3  v.  H.  Es  ist  erfreulich,  daß  diese  Zu- 
nahme erheblich  höher  ist  als  die  von  1899  zu  190Q  und  von  1900  zu  1901, 
für  welche  Jahre  die  ProMnte  nur  a,o  and  %^  betragen  haben;  andererseits 
erreicht  die  diesmalige  Steigerung  noch  nicht  die  ProsentsMtse  von  1897  zu 
1898  {7,8)  und  von  1898  zu  iS»)*)  '4,7). 

In  den  vier  volksreichsten  Städten  des  Reichs  Postgcbicls,  Jie  auch  den 
größten  Paketverkehr  aufweisen,  hat  die  Zunahme  im  Jahre  1902  gegen  1901 
betragen:  bei  Berlin  6,4  v.  H.,  bei  Hamburg  2,6,  bei  Leipzig  3,0  und  bei 
Dresden  v.  H.  Die  Zahl  der  vom  12.  bis  einschl.  25.  Dezember  1902 
dort  aufgelieferten  und  eingegnngenen  Pakete  beziffert  sich  wie  folgt:  Beriin 
2  083  333,  Hamburg  529  345,  Leipzig  634  274  und  Dresden  450  030. 


Die  Bevölkerung  Chinas.   Die  Aufbringung  der  Kriegsentschidtgung 

ließ  es  dem  Schatzamt  in  Peking  erwünscht  erscheinen,  eine  genauere  Auf- 
stellung der  Bevölkerung  des  Reich<^  zu  erhalten.  Es  wurde  daher,  wie  der 
»Ü.stas.  Lloyda  mitteilt,  eine  Volkbzälilung  angeordnet,  die  nunmehr  durch- 
geführt ist.  Sie  wird  ziemlich  allgemein  fiberraschen,  da  sie  ungefiihr  dieselbe 
Bevölkerung  ei^bt,  die  nach  den  Schätzungen  der  iünftiger  Jahre  damals 
vorhanden  sein  sollte,  wJihrcnd  neuere  Schätzungen  von  einer  erheblich  ge- 
ringeren Bevölkerung,  nümlich  von  350  Millionen,  sprachen.  Jetzt  sind  in 
den  achtzehn  Provinzen  allein  weit  Uber  400  Millionen  gezjfhlt  worden,  und 
ganz  China,  mit  Einschlufi  der  vier  grofien  AuflenlMnder:  der  Mandsdiurei, 
Mongolei,  Tibet  und  Turkestan,  dürfte  rund  436  Millionen  Einwohner  haben. 
Interessant  i^t  die  aulk'rordentlich  verschiedene  Dichtigkeit  der  Bevölkerung  im 
einzelnen.  Für  die  achtzehn  Provinzen  mit  3  970  000  qkm  und  einer  Be- 
völkerung von  407  737000  Bewohnern  ergaben  sich  im  Durchscluiitt  103  Köpfe 
auf  I  qknr,  ganz  erheblich  ändert  sich  schon  das  Bild,  wenn  die  genannten 
vier  Außenlander  mit  rund  7  111  000  qkm  un  1  einer  Bevölkerung  von 
18700000  Bewohnern  hinzugerechnet  werden,  denn  in  diesem  Falle  sinkt 
der  Gesamtdurchschnitt  auf  38,-,  Köpfe  tür  i  qkm.  Am  engbevölkertsten 
in  ganz  China  ist  die  Provinz  Schantung,  wo  auf  i  qkm  durchschnittlich 
264  Bewohner  entfallen;  es  folgen  Honan  mit  aoi,  Fukien  und  Hupeh  mit 
je  19t,  Anhui  mit  167,  Kiangsi  mit  14S  und  Kiangsu  mit  140  Einwohnern 
auf  !  ]k!ii;  ;im  iin^'ünsti<»sfen  stellt  >kh  das  Verhältnis  für  die  Provinzen 
Kuangsi,  Kansu,  Vünnan,  Sdicnsi,  Kweilschou.  Schansi  iinil  Tschili,  wo  die 
Bcvölkerungszifler  auf  i  qkai  nur  zwischen  26  uriJ  70  beträgt.  Vergleichs- 
weise mag  bemerkt  werden,  dafs  iCiangsu,  in  welcher  Provinz  Shanghai  liegt, 
in  bezug  auf  die  Bevölkerungsdichtigkeit  dem  räumlich  allerdings  dreimal 
kliineren  Holland  entspricht;  Schansi  ist  ähnlich  dicht  wie  Ungarn  bevölkert, 
Fukien  und  Hupeh  etwa  wie  England,  Tschili  wie  Frankreich  und  Yütman 
wie  Bulgarien,  hn  Durchschnitt  ist  das  eigentliche  China,  d.  h.  die  achtzehn 
Provinzen,  wenig  starker  als  das  Deutsche  Reich  bevölkert,  wMhrend  die 
Mandschurei,  die  Mongolei,  Tibet  und  Turkestan  mit  0,7  bis  9  Köpfen  auf 
I  qkm  üulaerst  dUnn  besiedelt  sind. 
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BEIHEFT  ZUM  AMTSBLATTE 
DES  REICHS-POSTAMTS. 

hbrausgegeben  im  auftrage  des  rbichs- Postamts. 


Rr.  a.  BERLIN,  MÄRZ.  1903b 


INHALT;  Telephonie  auf  wdte  Entfernungen,  S.  i6t.       Die  Grflndiing  der  ersten 

deutsch  -  amerikanischen  PostdampfschiffsUnic  (Schluß)  ,  S.  169.  —  Weitere  Ent- 
Wickelung  des  Postverkehrs  mit  den  deutschen  Kriegsschiffen  im  Auslande,  S.  183. 
—  Venezuela^  S.  187. 

KlailM  MHIailtuicea;  Shanghais  Entwickelung,  S.  190.  —  Das  britische  Pftdttgebiet 
Wei-hai-wei,  S.  191.  <—  Ein  neuer  Hafen  in  Sfldafrika,  S.  19a. 


Telephonie  auf  weite  Entfernungen. 

Von  Übcr-Postinspektor  JeiUscii  in  Berlin. 

Die  beim  Sprechen  auf  die  Mikrophonpiatie  treffenden  Schallwellen  ver- 
wandeln den  konstanten  Strom  des  Mikrophonstromkreises  in  einen  Wellen- 
strom, dessen  Intensität  durch  die  Stärke  der  einzelnen  Laute  bedingt  wird, 
von  dem  elektrischen  Zustande  der  ffußeren  Leitung  aber  unabhängig  ist.  Auf 
die  Sprechleitung  werden  die  Stromwcllen  des  Mikrophonstromkreises  durch 
Induktion  Ubertragen,  indem  die  in  den  Mikrophonstromkreis  eingeschaltete 
prim;1re  Wickelung  des  Induktionsübertrageri.  in  der  sekundären  Wickelung, 
die  in  die  üuücre  Leitung  eingeschaltet  ist,  Wechselströme  induziert.  Bei 
jedem  Ansteigen  seiner  Stflrke  eneugt  der  Mikrophonstroro  einen  Induktions- 
strom von  entgegengesetzter,  bei  jeder  Abnahme  seiner  Stärke  einen  solchen 
von  gleicher  Richtung.  Wöhrend  der  Wellenstrom  des  Mikrophons  immer 
dieselbe  Richtung  hat  und  sich  nur  in  seiner  Stärke  ändert,  hat  der  sich  über 
die  äußere  Leitung  fortpflanzende  Sprechstrom  abwechselnd  positive  und 
n^tive  Richtung.  Der  Fortpflanzung  der  SprechstrOme  Über  die  Leitung 
wirken  deren  Kapazität  und  Leitungswiderstand  entgegen.  Den  Leitungs- 
widerstand kann  man  durch  Vergrößerung  des  Leiterquerschnitts  innerhalb  ge- 
wisser durch  die  Wirtschaftlichkeit  gebotenen  Grenzen  vermindern;  erheblich 
schwieriger  dagegen  ist  es,  den  schidlichen  Einfiufi  der  Kapazität  bei  langen 
oberirdischen  Leitungen  und  namentlich  bei  Kabelleitungen  aufzuheben.  Die 
Herstellung  von  Sprechkabeln  mit  Luftraumisolation  trSgt  den  Bestrebungen 
zur  Verringerung  der  Kapazität  der  Sprechleitungen  bisher  nur  tUr  Kabel  von 
geringer  LKnge  Rechnung.  Bei  längeren  Kabeln,  bei  welchen  naturgemäl^ 
auch  der  Querschnitt  des  Kupferleiters  zur  Verringerung  des  Leitungswider- 
standes vergrößert  werden  müßte,  wOrden  die  Lttftrflume  zwischen  den  einzelnen 
Adern  erheblich  größer  als  bisher  gemacht  werden  müssen,  da  ja  mit  der 
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Vergrößerung  der  Oberflache  des  Kuptcrleitcrs  auch  die  Kapazitiit  wieder 
wächst.  Die  Konstruktion  solcher  Kabel  würde  also  einen  erheblichen  Kosten- 
aufwand verursachen.  Man  ist  deshalb  bestrebt  gewesen,  bei  der  Herstellung 
lirngerer  Kabel  dem  schädlichen  Einflüsse  der  Kapazifift  auf  billigere  Weise  ent- 
gegenzuwirken. Das  Mittel  hierzu  bildet  die  Selbstinduktion  oder  Induktanz 
der  Leitungen.  Eine  Vergrötkrung  der  Selbstinduktion  vermindert  die  In- 
tensität der  Ladungsströme  und  damit  den  nutzlosen  Energieverlust  der  Sprech- 
wellen  durch  StromwSnne.  Die  Umwandlttng  der  elektrischen  Energie  der 
Sprechwellen  erfolgt  dann  nur  noch  zum  geringen  Teil  in  elektrostatische, 
zum  größten  Teil  dagegen  in  magnetische  Energie.  Dementsprechend  ist  auch 
die  St^irke  der  Sprechströme  auf  der  Empfangsstation  erheblich  größer  als  bei 
unverminderter  Einwirkung  der  Kapazität. 

Zur  Erhöhung  der  Induktanz  der  Kabelleitungen  hat  man  den  Kupferleiter 
mit  Eiscndrahtspiralen  umgeben  und  hierbei  auch  einige  praktische  Erfolge 
erzielt.  Da  iciiocli  durch  die  Eisenumklcidung  auch  wieder  die  Kapazität  der 
Leitung  Nergrölk-rt  wird,  so  entspricht  der  mit  ihr  erzielte  Nutzeffekt  nicht  den 
ftlr  die  Konstruktion  aulzuwendenden  höheren  Kosten.  Eine  bei  weitem 
größere  Erhöhung  der  Selbstinduktion  als  bei  der  stetigen  Verteilung  der- 
selben Uber  die  ganze  Leitung,  wie  es  bei  der  Eisenumkleidung  der  Fall  ist, 
erzielt  man  durch  Einschaltung  von  Drahtspiikn  linher  Sclbsiindiiktion  — 
Induktanzrollen  —  in  die  Leitung  selbst  an  be^tunniten  Stelieii.  Die  An- 
wendung von  Induktanzrollen  zur  Vernichtung  der  Kapazität  war  zwar  schon 
längere  Zeit  bekannt;  nennenswerte  praktische  Erfolge  sind  aber  damit  bisher  * 
nicht  erzielt  worden.  Erst  durch  die  theoretischen  Untersuchungen  des  Pro- 
fessors Pupin  ist  man  in  die  Lage  versetzt  worden,  nicht  nur  für  die  Kabel, 
sondern  auch  für  die  oberirdischen  Leitungen  in  jedem  Einzelfalle  die  zu 
wählende  Größe  der  Induktanzrollen  und  den  Abstand  ihrer  Einschaltung  genau 
zu  berechnen. 

Die  mathematische  Entwickelung  der  Pupintheorie  würde  hier  zu  weit 
fuhren,  wir  beschränken  uns  auf  die  Wiedergabe  der  Schlußresultate;  diese 

sind: 

1.  Die  punktförmig,  d.  h.  an  einzelnen  Stellen  der  Leitung  eingeschaltete 
Selbstinduktion  vermindert  die  Schwächung  oder  Dämpfung  der  Sprechströme 

durch  die  Kapazit.'ft  nur  dann  ebenso  wie  die  gleichmäßig  über  die  Leitung; 
verteilte  Selb'^tinduktion ,  wenn  der  Absfand  der  Induktionsquellen  einen  be- 
stimmten Bruchteil  der  Wellenlänge  deii  über  den  Leiter  fortzupdanzenden 
Wechselstroms  betrtigt.  Bei  größeren  Abstanden  der  Induktanzrollen  tritt  eine 
Reflexion  der  Wechsclstromwellen  ein,  und  die  Dfimpfung  wtfchst  schnell  ttber 
die  Größe  der  Däinpfung  in   Icr  induktionsarmen  Leitung. 

2.  Bei   einer  langen   und   '^tark   dämpfenden  Linie   berechnet  sich  die 
Dämpfung  ^  nach  der  Formel: 


worin  R  den  Widerstand,  C  die  Kapazität  und  /,  die  Selbstinduktion  der 
Leitung  für  die  Längeneinheit  km)  der  Einlachleitung  bedeuten.  Bei  Doppel- 
leitungen ist  fttr  C  die  gegenseitige  Kapazität,  ftlr  R  aber  2  R  und  ßlr  L 
ebenso  zL  anzusetzen. 

3.  In  einer  mit  Indukfiinzrollen  nach  dein  Pupin^vvstem  ausgerüsteten 
Leitung  erfolgt  die  Dämptung  der  Sprechströme  verschiedenster  Periodenzahl 
gleichmäC'ig.  Alle  Schallwellen  werden  gleich  gut  übertragen,  woraus  sich  die 
namentlich  in  Kabelleitungen  vorzügliche  Klarheit  der  übertragenen  Sprache 
erklärt. 


R 
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Um  die  Ausbildung  und  praktische  Verwertung  der  Pupintheorie  hat  sich 
die  Firma  Siemens  &  Halske  A.  G.  besondere  Verdienste  erworben;  sie  ist 
hierbei  in  ausgiebigstem  Maße  von  der  Reichs -Telegraphenverwaltung  durch 
Hergabe  von  Reichsleitungen  zu  Versuchszwecken  unterstützt  worden.  Zuerst 
wurde  der  Firma  das  Fernsprechkabel  Berlin- Potsdam  und  darauf  noch  eine 
oberirdische  Fernsprcchdoppelleitung  Berlin -Magdeburg  für  die  Versuche  zur 
Verfügung  gestellt.  Das  Ergebnis  der  Versuche  war  ein  derart  günstiges,  daß 
sich  die  Firma  entschlossen  hat,  die  von  Profe.ssor  Pupin  angemeldeten 
europäischen  Patente  zu  erwerben,  lieber  die  Ausführung  der  Versuche  und 
deren  Einzelheiten  ist  folgendes  zu  berichten. 

Ausrüstung  des  Fernsprechkabels  Berlin- Potsdam  mit  Induktanz- 

r ollen  nach  dem  Pupinsysteme. 

Das  32,5  km  lange  Fernsprechkabel  Berlin- Potsdam  enthält  28  Doppel- 
leitungen von  I  mm  starkem  Kupferdrahte,  die  in  gewöhnlicher  Weise  durch 
Luftzwischenraum  und  Papierumspinnung  isoliert  sind.    14  Doppelleitungen  des 


Der  Einbau  der  Spulen  gestaltete  sich  verhältnismäßig  einfach.  Je  14  Doppel- 
spulen von  ringförmiger  (}estalt  wurden  in  der  durch  Fig.  i  veranschaulichten 
Weise  in  einem  eisernen  Kasten  untergebracht. 

Anfang  und  Ende  der  Wickelung  jeder  Spulenhälfte  sind  nach  einer  dem 
Kasten  vorgelagerten  Kabelmuffe  herausgeführt,  in  welcher  die  Einschaltung  in 
die  einzelnen  Kabeladern  erfolgte.  Spulenküsten  und  Muffen  wurden  mit 
Isoliermaterial  ausgegossen.  Fig.  2  veranschaulicht  die  Arbeiten  auf  der  Kabel- 
strccke. 

Jede  Spule  hatte  einen  Widerstand  von  etwa  4,1  Ohm  und  eine  Selbst- 
induktion von  0,061  Henry,  im  vorliegenden  Falle  also  ^^^^  =  0,048  Henry  für 

'»3 

I  km.  Aus  dem  Widerstande  der  Kabelleitung  mit  Spulen  von  etwa  23,5  Ohm 
und  der  gegenseitigen  Kapazität  von  0,037  Mikrofarad  oder  0,37«  lO"**  Farad 
für  1  km  ergibt  sich   ftlr  die  Dämpfung  nach  der  Pupin'schen  Formel  der 


Fig. 


Kabels  wurden  mit  Pupin- 
rollcn  ausgerüstet,  die  an- 
deren 14  Doppelleitungen 
verblieben  in  dem  ur- 
sprünglichen Zustand,  um 
als  V^ergleichsleitungen 
dienen  zu  können.  Da 
das  Kabel  durch  den  Ein- 
bau der  Spulfen  nicht  be- 
schädigt werden  sollte,  so 
konnten  hierzu  nur  die  Ver- 
bindungsstellen derEinzcl- 
lüngen  des  Kabels  benutzt 
werden.  Es  wurde  jede 
zweite  Kabellötstelle  be- 
nutzt, so  daß  der  durch- 
schnittliche Abstand  der 
Induktanzrollen  1300  m 
betrug. 
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Die  Selbstinduktion  der  nicht  ausgerüsteten  Kabelschleifen  wurde  durch 
Messung  mittels  eines  Wechselstroms  von  900  Perioden  pro  Sekunde  auf 
0,0003  Henry  für  1  km  festgestellt;  die  Dämpfung  beträgt  also  für  diese 
Leitung  0,06.  Die  Einschaltung  der  Pupinrollen  hat  demnach  die  Selbst- 
induktion auf  den  200  fachen  Wert  erhöht  und  die  Dämpfung  auf  den  vierten 
Teil  ermäßigt. 

Die  angestellten  Sprechversuche  bestätigten  die  Theorie;  man  konnte  bei 
Verwendung  eines  gewöhnlichen  Mikrophons  die  auf  einer  Pupinleitung  des 
Kabels  übertragene  Sprache  noch  in  einer  Entfernung  von  10  m  vom  Empfangs- 
apparate deutlich  verstehen,  während  man  sich  bei  der  Benutzung  einer  nicht 

Fig.  2. 


mit  Selbstinduktion  belasteten  Kabelleitung  nicht  über  '/j  m  vom  Empfangs- 
tclephon  entfernen  durfte. 

Um  für  die  Sprechversuche  längere  Leitungen  benutzen  zu  können,  wurden 
mehrere  Kabelschicifen  hinter  einander  geschaltet.  Bei  97,5  km,  gebildet  durch 
3  Kabellängen,  konnte  man  die  übertragene  Sprache  noch  in  größerer  Ent- 
fernung vom  Empfangsapparate  deutlich  verstehen,  wenn  man  die  Pupinleitung 
benutzte,  während  man  bei  der  gewöhnlichen  Leitung  bereits  nahe  an  die 
Grenze  des  Verstehens  gekommen  war.  Auf  einer  Pupinleitung  von  162,5  km 
aus  5  Kabelschleifen  war  noch  dieselbe  Verständigung  wie  auf  einer  gewöhn- 
lichen Leitung  von  i  Kabellänge  zu  erzielen,  während  eine  Verständigung  über 
eine  162,5  km  lange  nicht  ausgerüstete  Leitung  nicht  mehr  möglich  war.  Die 
Grenze  der  Sprechverständigung  wurde  auf  der  Pupinleitung  bei  Zusammen- 
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Schaltung  von  13  Kabellängen,  also  bei  etwa  422,5  km  erreicht;  die  Spruche 
war  hier  zwar  noch  verstandlich,  aber  bereits  sehr  leise. 

Ein  Vergleich  der  Sprechverständigung  auf  einer  Pupinieitung  der  ein- 
fachen Kabellänge  mit  der  auf  einer  2  mm  starken  oberirdischen  Bronzedraht- 
Doppelleitung  zwischen  Berlin  und  Potsdam  hatte  das  bemerkenswerte  Er- 
gebnis, daß  die  Lautstärken  annähernd  gleich  waren.  Es  ist  also  gelungen, 
mit  Hülfe  des  Pupinsystems  eine  Kabelleitung  mit  einem  Kupferleiter  von 
I  mm  Durchmesser  einer  gewöhnlichen  Freileitung  von  2  mm  Durchmesser, 
abo  von  dem  vierfachen  Querschnitte,  beztlglich  der  LautUbertragung  gleich- 
wertig zu  machen. 

Zur  Erlangung  zahlenmäßiger  Angaben  Uber  die  Abnahme  der  Dämpfung 
und  den  Verlauf  der  Sprechströme  infolge  der  Einschaltung  von  Selbstinduktion 
wurden  an  den  Kabeladern  Messungen  mit  Wechselströmen  geringer  hitensität 
und  Periodenzahlen  von  400  bis  900  pro  Sekunde  ausgeführt,  wie  sie  den  in 


Fig.  3. 
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der  Telephonie  zur  Verwendung  kommenden  Strömen  entsprechen.  Die 
Messungen  für  einen  Wechselstrom  von  900  Perioden  und  einer  Stärke  von 
3,38  Milliampere  beim  Eintritt  in  die  Kabelschleife  ergaben  für  den  Strom- 
verlauf in  den  mit  Pupinrollen  ausgerüsteten  und  in  den  gewöhnlichen  Kabel- 
leitungen die  in  Fig.  3  enthaltenen  Kurven.  In  dem  Stromscheraa  ist  der  am 
Ende  der  Kabelleitung  austretende  Strom  als  Ordinate  in  Milliampere  ein- 
getragen, die  Länge  der  Leitung  als  Abszisse  in  Kilometer.  Die  Längen  über 
32,5  km  wurden  wieder  durch  Hintereinanderschaltung  mehrerer  Kabelscbleifen 
hergestellt. 

Die  Stromkurven  zeigen,  daß  der  Endstrom  bei  den  mit  Induktanz  be- 
lasteten Kabelschleifen  erheblich  größer  als  in  den  Schleifen  ohne  Selbst- 
induktion ist,  z.B.  bei  der  einfachen  Kabellänge  (32,5km)  schon  7 mal,  bei 
der  dreifachen  Länge  {97,5  km)  bereits  48  mal  größer.  Erst  bei  der  5  fachen 
Länge  wird  für  Wechselströme  von  900  Perioden  pro  Sekunde  in  den  Kabel- 
schleifen beider  Art  die  gleiche  Dämpfung  erreicht. 


t66 


Telcphonie  auf  weite  Entfernungen. 


Fig.  4  enthalt  die  Stromkurven  für  einen  Wechselstrom  von  ^,^8  MilH- 
ampiTC  und  400  Periruieii  pro  Sekunde.  Aus  deren  N'er'iaut  ist  zu  ersehen, 
,  dab  die  Damptung  ini  reinen  Kabel  sicii  iür  Wechselströme  geringerer  Perioden- 
zahl  wesentlich  vermindert.  Ein  Vei^ielch  der  Stromkurven  flir  die  Perioden- 
znhl en  von  900  und  400  ergibt,  daß  das  Verhältnis  ihrer  Dämpfung  in  der 
Pupinleitun^  i  :  i,'«,  in  der  gewöhnlichen  Kabelleitung  dagegen  i  :ß  betragt. 

Das  mit  Induktion  belastete  Kabel  übertrügt  also  alle  Schallschwingungen 
gleich  gut,  während  die  gewöhnliche  Kabelleitung  die  W^echselströmc  hober 
Periodenzahl,  die  den  ObertOnen  entsprechen,  twsonders  stark  dSmpft  und 
daher  die  Sprache  bald  unverstandlich  macht. 

Ausrüstung  einer  2  mm  starken  Bronzedraht- Doppelleitung 
Berlin-Magdeburg  nach  dem  Pupinsysteme. 

Die  Versuchsldtung  hat  eine  Länge  von  1 50  km  und  dient  dem  Verkehre 
der  sechs  eingeschalteten  Amter  unter  einander  und  mit  den  Endstationen.  Als 


Fig.  4. 
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Vergleichsleitung  wurde  eine  3  mm  starke  Bronzedraht  Doppelleitung  von 
180  km  Lünge  benutzt,  auf  weicher  der  unmittelbare  Sprechverkehr  zwischen 
Berlin  und  Magdeburg  abgewickelt  wird.  Zur  Einschaltung  der  Spulen  kommen 
Isolatoren  von  der  durch  Fig.  5  veranschaulichten  Bauart  zur  Verwendung,  in 
deren  muldenförmigen  Ansatz  die  Spulen  festgeschraubt  wurden.  Zum  Schutze 
gegen  Rlitzbcschädigiing  wurden  die  Spulen  durch  eine  Fuftlcer-Funkenstrecke 
überbrückt.  Alle  4  km  wurde  in  jede  I.eitung  eine  Spule  mit  einem  Wider- 
stande von  etwa  6  Ohm  und  einer  Selbstinduktion  von  etwa  0,08  Henry  ein- 
geschaltet. Die  Sprechversuche  ergaben  für  die  mit  dem  Pupinsystem  aus- 
gerüstete 2  mm  starke  Leitung  eine  erheblich  beNserc  FautstHrke  als  fllr  die 
3  mm  starke,  nicht  mit  Selbstinduktion  belastete  Leitung. 

Über  den  Stromverlauf  in  den  Freileitungen  wurden  dieselben  Unter- 
suchungen angestellt  wie  bei  den  Kabelleitungen.  Der  Anfangsstrom  betrug 
ebenfalls  3,38  Milliampere.  Bei  Verwendung  von  W^echselstrOmen  mit  900  Perioden 
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pro  Sekunde  ergaben  sich  fllr  die  Intensititen  der  EndstrOme  bei  einer  bolätion 

der  Leitungen  von  etwa  23  Mtgohm  pro  Kilometer  folgende  Werte: 

0,53  Milliampere  auf  der  1  30  kni  langen  2  mm-Leitung  ohne  Spulen, 
2,30        -         auf  der  gleichen  Leitung  mit  Spulen  und 
0,84        •      ■  auf  der  180  Inn  langen  3  mm-Leitung  ohne  Spulen. 
Der  Endstrom  auf  der  2.  mm  Ldtung  ist  also  durch  Einschaltung  der 

Spulen  von  0,53  auf       Milliampere,  d.  h.  auf  den  4  fischen  Wert  gehoben 

worden. 

Durch  Messungen  bei  verschiedenen  Isolationswiderständen  der  Leitungen 
wurde  femer  festgestellt,  daß  der  Einflufi  der  Isolation  auf  die  2  mm  Pupin- 

leitung  zwar  grflfier  ist  als 
auf  die  3  mm  gewöhnliche 
Leitung,  daß  aber  trotzdem 
noch  bei  einer  so  geringen 
Isolation  wie  von  i  Megohm 
pro  Kilometer  die  Sprach- 
Qbertragung  auf  der  Pupin- 
leitung  immer  noch  besser  ist 
als  auf  der  stärkeren,  nicht 
mit  Induktanzrollen  ausge- 
rüsteten Leitung.  Das  Er- 
gebnis der  Fieileitungsver- 
suche  stimmt  mit  den  Ver- 
suchen und  Messungen  auf 
den  Kabelleitungen  Uberein. 
Man  kann  also  allgemein  bei 
Fernleitungen  nach  demPupin- 
systeme  mit  dem  4.  Teile  an  Kupfergewicht  dieselbe  Leistungsfähigkeit  wie 
bisher  erzlden,  oder  aber  bei  gleichem  Kupfergewichte  die  4  fische  Entfernung 
Oberbrücken. 

Messungen  Uber  den  Einfluli  des  Abstandes  der  eingeschalteten 

Selbstinduktionsspulen. 
Nach  der  Pupinschen  Theorie  bringt  die  punktweise  eingeschaltete  Selbst- 
induktion nur  dann  eine  Verminderung  der  Dämpfung  zustande,  wenn  der 
Spulenabstand  einen  Bruchteil  der  Wellenlänge  des  Uber  den  Leiter  lort- 
zuprianzenden  Wechselstroms  betrügt.  Die  an  einem  gewöhnlichen  Papierkabel 
von  28  km  Länge  und  0,8  mm  starkem  Kupferleiter  mit  Wechselströmen  von 
980,  600  und  400  Perioden  pro  Sekunde  ausgeführten  Messungen  haben  die 
Richtigkeit  dieser  auf  theoretischem  Wege  gewonnenen  Erkenntnis  durchaus 
bestätigt. 

In  das  Versuchskabel  wurden  je  20  Spulen  von  0,11  Henry  in  Hin-  und 
Rttckleitung  nach  einander  an  20,  10,  3  und  3  Stellen  eingeschaltet,  d.  h.  es 
wurde  der  Spulenabstand   bei  konstant  erhaltener  Selbstinduktion  in  den 

Grenzen  von  1,4  bis  14  km  verändert.  Der  Wert  des  Anfang^sfroms  belief 
'>ich  hei  silmtlichen  Messungen  auf  3,00  Milliampere,  die  Selbstinduktion  der 
Kabelleitungen  auf  L  =  0,075  Henry  und  die  gegenseitige  Kapazitüt  der  beiden 
Drahte  einer  Kabelschleife  auf  c  =  0,04  Mikrofiirad  für  i  km. 

Die  Wellenlängen  X  für  die  Wechselströme  von  980,  600  und  400  Perioden 
berechnen  sich  unter  Anwendung  der  Gleichung 


Fig.  5. 
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Dennach  auf       =  12,9;  >^  =  ai,»  und       =  31,5  km 
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Das  Schema  Fig.  6  stellt  den  am  Ende  der  28  km  langen  Kabelschleil'e 
austretenden  Strom  für  die  verschiedenen  Periodenzahlen  als  Funktion  des 

Fig.  6. 
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Spulenabstandes,  Schema  Fig.  7  als  Funktion  der  Spulenanzahl  pro  Wellen- 
IVnge  dar.  Aus  dem  Verlaufe  der  Stromkurven  ersieht  man,  daß  die  End- 
stromstärken von  einem  gewissen  Spulenabstand  an  schnell  abfallen,  und  zwar 
um  so  früher  und  steiler,  als  die  Perioden/.ahl  höher  ist.  So  wird  z.  B.  der 
Wechbelsirom  von  980  Perioden  bei  einem  Spulenabstande  von  6  km  bereits 
vollständig  reflektiert;  der  dieser  Periode  entsprechende  Ton  ist  dann  ira 
besten  Fernhörer  nicht  mehr  wahrnehmbar.   Die  Wechselstrom«  von  600 
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und  400  Perioden  werden  bei  Spulenabstinden  von  8  bz.  10  km  abgedrosselt. 

Bei  zunehmendem  Spulenabstande  werden  also  die  Wellen  ihren  verschiedenen 
Periodenzahlen  entsprechend  nach  und  nach  ausgeschieden  oder  gewissermaßen 
abrtltriert,  und  zwar  die  Wellen  höherer  Perioden  zuerst.  Zwischen  einer 
Spulenzahl  von  2  und  8  pro  Wellenlänge  (vgl.  Fig.  7)  gelicn  die  Kndströme 
samtlicher  Periodenzahlen  bat  auf  Null  herab;  untwhalb  der  Spulenzahl  2  pro 
WellenUnge  findet  eine  Abdrosselung  der  Wellen  aller  Periodenzahlen  statt, 
so  daß  eine  Verständigung  nicht  mehr  möglich  ist. 

Wenn  nicht  unvorhergesehene  Schwierigkeiten  hinzukommen,  wird  das 
Pupin^stem  die  Grenzen,  die  jetzt  Kapazität  und  Leitungswiderstand  der  Tele- 
phonie  auf  weite  Entfernungen  setzen,  erheblich  hinausrOcken.  Man  wird  ver- 
möge des  neuen  Systems  auf  den  jetzt  für  die  oberirdische  Femtelephonie 
allgemein  benutzten  5  mm  starken  Bronzedrahtleitungen  voraussichtlich  die 
Sprache  bis  auf  5000  km  Ubertragen  können  und  man  wird  auch  imstande 
sein,  nunmdir  lange  Kabeltdtungen  für  den  Sprech  verkehr  nutzbar  zu  machen. 
Sdbst  die  Ausrüstung  und  Verl^ung  von  Seekabeln  mit  Pupinrollen  erscheint 
angängig,  sofern  es  sich  um  nur  geringe  Tiefen  wie  in  der  Nord-  unJ  Ostsee 
oder  im  Mittelraeere  handelt.  Kommen  dagegen  Meerestiefen  von  2000  und 
noch  mehr  Metern  in  Betracht,  wie  sie  sich  im  AtlantiNchen  Ozean  hndcn,  so 
durften  die  technischen  Schwierigkeiten  für  die  Herstellung  und  Auslegung 
eines  fUr  diese  Tiefen  berechneten  Pupinkabels  so  außerordentliche  werden, 
dal.>  die  zu  ihrer  Behebung  aufzuwendenden  Kosten  ein  wirtschnftliches  Er- 
tragnis einer  solchen  Anlage  von  vornherein  ausschlie1>en  würden.  Mit  der 
Verwirklichung  des  Traumes  einer  transatlantischen  Fernsprechverbindung  Berlin- 
New  York  dürfte  es  also  noch  gute  haben. 


Die  GrCindung  der  ersten  deutseh- amerikanisehen 

PoetdampfechifbUnie. 
Von  Ober-Postpraktikant  F.  Graue  in  Bremen. 

(Schluß). 

Inzwischen  waren  Gevekoht  und  von  Gerolt  in  Washington  unablässig 
bemüht,  die  Genehmigung  des  zwischen  dem  Gcneralposlmeister  Johnson  und 
Edward  Mills  abgeschlossenen  Vertrags  beim  Repräsentantenhaus  und  beim 
Senate  durchzusetzen. 

Diese  Anstrengungen  waren  notwendig,  denn  die  konkurrierenden  Häfen, 
zu  denen  in  letzter  Zeit  noch  das  oldenburgische  Brake  und  das  dänische 
Glückstadt  gekommen  waren,  hatten  ihre  Hoffnungen  noch  nicht  aufgegeben. 
Namentlich  wurden  noch  zu  Gunsten  Liverpools  und  Antwerpens  Anstrengungen 
gemacht.  Ein  trauriges  Zeichen  für  den  Ruf,  den  die  Eintracht  der  deutschen 
Staaten  damals  im  Auslande  genoß,  ist  es,  daß  die  belgische  Regierung  es 
sogar  wagte,  fUr  ihre  Zwecke  die  Vermittelung  der  preußischen  Regierung  in 
Anspruch  zu  nehmen.  Glückifeher  Weise  war  der  Präsident  des  preufiischen 
Handelsarats,  der  bekannte  Staatsmann  von  Rönne,  von  deutsch-patriotischem 
NationalgefUhle  beseelt  und  machte  seinen  Kinflnf's  v.u  Gunsten  Bremens  gellend. 
Preußen  lehnte  daher  die  Vermittelung  ab.  Ferner  intriguierte  der  amerikanische 
Reeder  CoUins,  der  spätere  Begründer  der  Collins  Linie  (1850),  für  Liverpool. 
Gevekoht  and  von  Gerolt  richteten  Uire  Tnigkeit  darauf,  die  Mitglieder  des 
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Repräsentantenhauses  und  des  Senats  zu  bearbeiten.  Die  Vorlage  war  in- 
zwischen am  27.  März  im  Repnfsentantenhause  von  dem  committec  on  the 
postoftice  post  roads  einberichtet  worden  und  wurde  zunächst  der  Finanz-  ' 
kommission,  dem  committee  of  ways  and  nieans,  ttberwieten.  Hier  traf  es 
sich  sehr  günstig,  daß  der  von  Mann  beeinfiuflte,  bereits  vorher  genannte 
Hilliard  Miit^lied  der  Kommission  war.  Er  wirkte  mit  allen  Kräften  für 
Bremen  und  wurde  auch,  nachdem  er  die  einstimmige  Genehmigung  des  vor- 
läutigcn  Vertrags  im  committee  durchgesetzt  hatte,  tUr  das  Plenum  zum  Be- 
richterstatter Über  die  Verhandlungen  der  Kommission  erwflhlt.  Er  verfaiSte 
einen  ftlr  Bremen  glänzend  lautenden  Bericht,  der  zur  Belehrung  des  Publikums 
in  5000  Exemplaren  gedruckt  und  verteilt  wurde.  Am  5.  Mai  und  7.  Juni  1846 
wurde  die  Vorlage  im  Repräsentantenhause  beraten  und  der  Antrag  des 
Generalpustmeisters,  den  mit  Mills  abgeschlossenen  Vertrag  zu  bestätigen,  ein- 
stimmig genehmigt.  Im  Senate,  der  jetzt  auch  noch  seine  Zustimmung  erteilen 
mußte,  erledigte  sich  die  Angelegenheit  nicht  so  glatt.  Es  erhoben  sich  un- 
geahnte Schwierigkeiten.  Die  Postbill,  von  der  die  Dampfschiffsvorlage  einen 
Teil  bildete,  hatte  das  Miligeschick,  daß  sie  von  dem  X'orsitzenden  irrtümlich 
mit  sonstigen,  auf  ganz  anderen  Gebieten  beruhenden  Angelegenheiten  zu- 
sammengefaßt und  gleichzeitig  mit  diesen  zur  Abstimmung  gebracht  wurde. 
Die  Anträge  Uber  die  letztbezeichneten  Angelegenheiten  wurden  vom  Senate 
s.tmtlich  verworfen  und  mit  ihnen  infolgedessen  niicli  d  (lesetz  über  die 
Damptersubvcntion.  So  schienen  also  alle  Anstrengungen  vergebens  gewesen 
zu  sein.  Die  Gegner  jubelten  schadenfroh,  Gevekoht  war  niedergeschlagen. 
Aber  er  war  mit  den  amerikanischen  VerhSltnissen  zu  sehr  vertraut,  um  nicht 
zu  wissen,  dafs  man  durch  persönliche  Beeinflussungen  viel  erreichen  könne. 
Er  agitierte  also  weiter  und  hatte  in  der  Tat  den  Erfolg,  daß  die  versehentlich 
vorgenommene  Abstimmung  über  den  Postdampfervertrag  im  Senat  für  un- 
gültig erkUlrt  und  die  Vorlage  nochmals  zur  Beratung  gestellt  wurde.  Da 
erhob  sich  eine  neue  Schwierigkeit;  die  Freunde  Collins  benutzten  die  letzte 
Möglichkeit  und  brachten  im  Senat  einen  förmlichen  Zusatzantrag  ein,  gleich- 
zeitig mit  der  Bremer  auch  eine  Linie  nach  Liverpool  einzurichten.  Die 
Freunde  Bremens  waren  jedoch  stärker;  am  13.  Juni  1846  entschied  sich  der 
Senat  endgültig  mit  27  Stimmen  gegen  24  —  also  nur  mit  knapper  Mehrheit 
—  ausschließlich  für  die  Bremer  Linie.  Die  Linie  nach  Liverpool  wurde 
abgelehnt.  Das  kleine  Bremen  hatte  also  endgültig  gesiegt.  Der  Präsident 
der  Vereinigten  Staaten  unterzeichnete  das  Gesetz,  in  dem  die  amerikanische 
Regierung  für  jedes  nach  Bremen  gesandte  Schiti  einen  jährlichen  Postzuschuß 
von  1 00  000  Dollars  aussetzte,  am  19.  Juni  1846. 

In  Deutschland  und  besonders  in  Bremen  herrschte  damals  großer  Jubel; 
ril'e  Schwierigkeiten  waren  überwunden;  die  erste  von  Kn^land  unabhängige 
überseeiNche  Postdampterlinie  nach  einen!  deutschen  Hafen  war  gesichert.  So 
glaubte  man  allgemein;  auch  Gevekoht  glaubte  es  und  hielt  seine  Mission  in 
der  neuen  Welt  fUr  beendet.  Er  machte  seine  Abschiedsbesuche  und  reiste 
nach  New  York,  um  sich  nach  Bremen  einzuschiffen.  Da  mußte  er  sich  in 
New  York  davon  Oberzeugen,  dafs  mit  der  sianihcfien  Genehmigung  doch 
noch  nicht  alles  gewonnen  war.  Der  Hauptnerv  aller  Unternehmungen,  das 
Geld,  fehlte  noch.  Der  Inhaber  des  mit  dem  Generalpostmeister  abgeschlossenen 
Dampfervertrags,  Edw.  Mills,  verfügte  nicht  tlber  ein  ausreichendes  Vermögen 
und  gründete  deshalb  zur  Ausübung  seiner  Rechte  eine  staatlich  genehmigte 
Aktiengescnsrlt  ift,  die  nOcean  Steam  Navigation  Company«  ,  deren  Präsident 
er  wurde.  Das  Grundkapital  der  Gesellschaft  sollte  mindestens  100  000  Dollars 
betragen  und  bis  auf  1  000  000  Dollars  erhöht  werden  dürfen ;  es  sollten 
Aktien  zu  je  100  Dollars  ausgegeben  und  die  Schifibauten  erst  binnen 
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werden,  wenn  100000  Dollars  gezeichnet  sein  wOrden.  An  diesen  100000  Dollars 
fehlte  aber,  als  Gevekoht  in  New  York  eintraf,  noch  sehr  viel.  Einerseits  war 

der  Zeitpunkt  zur  Gründung  von  Aktienunternehmungen  überhaupt  ungünstig; 
die  Vereinigten  Staaten  lagen  mit  Mexiko  seit  etwa  einem  halben  Jahre  im 
Kriege,  ferner  drohte  eine  neue  Kriegsgefahr,  und  zwar  von  England,  mit 
dem  man  sich  wegen  des  Staates  Oregon  nicht  einigen  konnte.  Ein  zweiter 
Grund  für  die  Ziii  ückhaitung  des  kapitalkrUftigen  Publikums  bestand  nach 
Gevekohts  Ansicht  in  dem  Mangel  .in  Vertrauen  7.\\  MiHs,  dem  Präsidenten  der 
Ocean  Steam  Navigation  (-oinpany.  Kr  war  trüber  Börsenmakler  —  stock- 
broker  —  gewesen  und  hatte  als  solciier  kein  besonderes  Ansehen  genossen. 
Gevekoht  wirkte  infolgedessen  daraufhin,  MHnner  von  Einfluß  und  Ansehen 
zum  Eintritt  in  die  Direktion  zu  bewegen  Es  gelang  ihm  auch;  der  weit 
und  breit  geachtete  Bremer  Konsul  Oelrichs,  Chef  des  New  Yorker  Bank- 
hauses Oelrichs  und  Krüger,  wurde  Vizepräsident  der  Gesellschaft;  er  zeichnete 
gleichzeitig  für  1 5  000  Dollars  Aktien.  Sonst  hatten  fast  nur  Personen  oder 
Finnen  gezeichnet,  die  mit  dem  Unternehmen  in  geschllftliche  Boiehungen 
treten  wollten,  wie  z.  B.  die  spateren  Erbaue?  der  ersten  beiden  Schiffe  und 
andere;  ferner  einige  deutsche  Häuser.  Um  die  Beteiligung  zu  fördern  und 
dem  Publikum  zu  zeigen,  dal^  mit  der  Eröffnung  der  Linie  Ernst  gemacht 
werden  solle,  drang  Gevekoht  darauf,  dafl  der  Baukontrakt  abgeschlossen 
wurde;  der  Bau  des  ersten  Schiffes,  dem  der  Name  »Washington«  gegeben 
werden  sollte,  wurde  der  Schitfshautirma  Westervelt  und  Mackav  übertragen; 
als  Preis  des  Schirtcs  waren  250000  Dollars  vereinbart.  Der  Kiel  wurde 
Mitte  Juli  1846  gelegt.  Die  Zeichnung  der  Aktien  schritt  aber  trotzdem  nur 
langsam  vorwärts.  Gevekoht  war  entrostet  aber  den  Mangel  an  patriotischem 
Sinne,  den  er  bei  den  Deutsch- Amerikanern  fand;  es  gab  unter  ihnen  sogar 
Leute,  welche  die  Errichtung  einer  Linie  New  York-Liverpool  für  richtiger 
hielten;  sie  hatten  kein  Zutrauen  zur  Bremer  Linie;  und  wenn  nicht  einmal 
die  Deutsch -Amerikaner  dem  Unternehmen  Erfolg  versprachen,  wie  konnte 
man  es  dann  von  den  Amerikanern  verlangen  1  Um  zur  Zeichnung  anzuregen, 
ermifchiigte  Gevekoht  auf  eigene  Verantwortung  bekannte,  vertrauenswürdige 
Leute,  im  ganzen  etwa  10000  Dollars  unter  eigenem  Namen,  jedoch  für 
Rechnung  des  Bremer  Staates  zu  zeichnen.  Der  Senat  billigte  zu  Gevekohts 
Genugtuung  nachträglich  dieses  Verfiihren. 

In  sehr  niedeiigedrflckter  Stimmung  schrieb  Gevekoht  nach  Bremen,  daß 
das  ganze  Unternehmen  in  großer  Gefahr  schwebe,  wenn  nicht  genügende 
Geldmittel  gezeichnet  würden,  'wenigstens  so  viel,  daL^  mit  dem  Baue  der  ersten 
beiden  Schiffe,  die  vertragsmäßig  zum  1.  März  und  i.  August  1847  ihre 
Fahrten  antreten  sollten,  begonnen  werden  konnte.  Denn  wenn  der  Verlrag 
nicht  eingehalten  werden  kOnne,  würden  die  Gegner  Bremens  nicht  eher 
ruhen,  als  bis  die  Regierung  die  Genehmigung  wegen  Nichterfüllung  des 
Vertrags  zurückgezogen  hätte.  Die  Konkurrenten  Bremens  hJitten  auch  let/t 
ihre  Sache  noch  nicht  völlig  verloren  gegeben;  Collins  agitiere  weiter,  ebenso 
Belgien;  letzteres  habe  sich  sogar  bereit  erklart,  einer  etwa  nach  Antwerpen 
zu  errichtenden  Dampferlinie  einen  jährlichen  Zuschuß  von  330000  Franken 
zu  gewahren.  Gevekoht  bat  daher  dringend,  die  Mittel  in  Deutschland  auf- 
bringen zu  helfen,  und  zwar  glaubte  er,  daß  du  Beteiligung  Privater  nicht 
ausreichen  würde,  sondern  daß  die  deutschen  Regierungen  eingreifen  müßten. 
Einen  einmaligen  Vorschuß  von  etwa  300  000  Dollars  hielt  er  zuMcbst  flir 
erforderlich.  Die  Lage  war  kritisch.  Smidt  und  Duckwitz  sahen  wohl  ein, 
d.iß  sich  in  Deutschland  ansös-iige  Geschäftsleute  an  dem  Aktienunternehinen 
in  dem  damals  noch  so  fernen  Amerika  (unterseeische  Kabelverbindungen 
fehlten  derzeit  noch)  kaum  nennenswert  beteiligen  würden,  um  $0  weniger, 
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als  nach  den  geltenden  aoierikanbchen  Gesetzen  kein  Ausländer  Eigen- 
tümer oder  Anteilseigner  von  amerikanischen  Schiffen  werden  konnte. 
Dali  die  Hegicmngcn  eintreten  würden,  glaubten  Smidt  und  Duckwitz  auch 
nicht  hodcn  zu  dUrfen,  ganz  abgesehen  davon,  daß  ja  nach  dem  oben  er- 
wlhnten  Gesetze  den  deutschen  Regierungen  ebenso  wenig  wie  Privatleuten 
gestattet  war,  Schifisbauaktien  zu  erwerben.  ImiDerhin  hielten  sie  nach  Rück- 
sprache mit  einigen  in  Deutschland  zuiälhg  anwesenden  amerikanischen  Konsuln, 
darunter  mit  Mann,  die  Befürchtungen  Gevekohts  zuntfchst  fUr  übertrieben. 
Als  aber  Gevekohts  weitere  Schreiben  nichts  Günstigeres  berichten  konnten 
und  als  schliefilich  im  September  1846  der  auf  einer  Urlaubsreise  nach  Berlin 
begriffene  preußische  Gesandte  von  Gerolt  die  Befürciitungen  Gevekohts  be- 
stötigtc,  sah  man  doch  ein,  dafs  etwas  geschclien  müsse.  Inzwi'.chcn  halte 
man  auch  erfahren,  daß  sich  da^  erwähnte  amerikanische  Gesetz  in  der  Weise 
umgeben  lasse,  daß  man  Geld  gegen  Zahlung  von  Zinsen  an  vertrauenswttrdige 
Amerikaner  leihen  und  diese  für  die  geliehenen  Betrtfge  Aktien  erwerben  und 
zu  Gunsten  der  Darleiher  deponieren  und  verpfänden  lassen  konnte;  es  war 
sogar  zulässig,  mit  den  Schuldnern  zu  vereinbaren,  dail  etwaige  Verluste  allein  die 
Darleiher  zu  tragen  hätten.  Unter  diesen  Umständen  war  wohl  darauf  zu  rechnen, 
bereitwillige  vertrauenswürdige  deutsch-amerikanische  HHuser  zu  finden.  Es  kam 
nun  darauf  an,  die  Geldmittel  von  den  deutschen  Regierungen  zu  erhalten.  Das 
kleine  Bremen  allein  war  nicht  im  stände,  300  000  Dollars  auf  einmal  flüssig 
zu  machen.  Der  Senat  war  sich  aber  klar,  dal>  Bremen  mit  gutem  l'>ci';piele 
vorangehen  müsse,  um  andere  Regierungen  willig  zu  uiaciien,  und  setzte 
100000  Dollars  aus.  Herr  von  Ge«olt  wirkte  in  Berlin  fttr  eine  mindestens 
gleiche  Summe,  hoffte  aber  zeitweise  sogar  auf  einen  größeren  Betrag.  Man 
war  in  Berlin  nicht  abgeneigt.  Da«;  Ministerium  des  Aeiifseren  hatte  dein 
Könige  200000  Dollars  vori^eschlagen ;  der  Minister  des  Innern,  Bodel- 
schwingh, der  Justizminister,  der  Präsident  des  Handelsamts,  Rönne,  und 
ferner  Alexander  von  Humboldt  unterstützten  den  Antrag;  die  Finaoz- 
männer,  der  Generalsteuerdirektor  Kühne  an  der  Spitze,  waren  indes  dag^en. 
Die  Entscheidung  wurde  durch  Reisen  des  Königs  aufgeschoben.  In  Bremen 
hatte  der  Senat  inzwischen  dem  BUrgerkonvent  den  Antrag,  1 00  000  Dollars 
zu  bewilligen,  am  25.  September  vorgelegt.  Es  erhoben  sich  hier  verschiedene 
Bedenken;  bei  der  herrschenden  Geldknappheit  und  den  immerhin  unsicheren 
Gesetzesverhältnissen  hielt  man  es  für  zu  gewagt,  1 00  000  Dollars  in  amerika- 
nischen Schiffen  anzulegen.  Es  wurde  daher  in  Deputationen  lange  beraten; 
schheülich  aber  siegte  doch  der  kaufmännische  Unternehmungsgeist;  die  zu 
erhoffenden  Vorteile  waren  zu  bedeutend,  und  so  genehmigte  dann  die 
BOrgerschaft  am  13.  November  1846  die  100  000  Dollars;  sie  knüpfte  jedoch 
hieran  die  Bedingung,  daß  andere  deutsche  Staaten  sich  ebenfalls  dermaßen 
beteiligen  müL^ten,  dal's  das  Unternehmen  als  hinreichend  gesichert  erscheine. 

Inzwischen  hatte  der  Senat,  zum  Teil  auf  den  Vorschlag  von  Gerolts,  einige 
angesehene  Bremer  Kaufleute,  C.  A.  Heinecken,  Gustav  Kulenkamptf, 
H.  H.  Meier,  den  spateren  Leiter  des  Norddeutschen  Lloyd,  nach  Berlin  ge- 
sandt, um  Gerolt  in  den  Bemühungen  zur  Erwirkung  einer  hnanziellen  Beteiligung 
Prcubens  zu  unterstützen.  Duckwitz,  der  in  der  Sorge  um  die  Gegenwart 
auch  die  Zukunft  nie  vergaii.,  verhandelte  gleichzeitig,  um  der  Bremer  Linie 
nach  ihrer  Eröffnung  die  nötigen  Frachten  zu  sichern,  mit  den  maßgebenden 
preußischen  Persönlichkeiten  über  Zollvereinbarungen  zwischen  dem  Zollverein 
und  Bremen.  Si.ine  Licbüngsidcc  war  die  Gründung  eines  alldeutschen  SchifT- 
fahitbundes,  \\  omöi^lich  itnkr  EintUhrung  einer  gemeinsamen  deutschen  Flagge, 
und  die  Scliaiiimg  cuier  deutscia-n  Navigationsakte  in  Anieiinung  an  die 
englische  Navigationsakte  und  als  Gegenmittel  gegen  diese.   Danach  sollte  auf 
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alle  Waren,  die  nicht  auf  deutschen  Schiffen  oder  auf  Schiffen  des  Ursprung»- 
lande<;  von  Uberseeischen  Hüfen  in  Deutschland  eingeführt  würden,  ein  be 
sondcTCT  Zoll  gelegt  werden.  F"erner  wünschte  er  den  Zollverein  dahin  zu 
bewegen,  daß  für  Waren,  die  über  außerdeutsche  Häfen,  z.  B.  Antwerpen, 
dngefbhrt  wurden,  ebenfalk  ein  besonderer  Zoll  von  2  Talern  f&r  den 
Zentner  erhoben  würde;  für  diese  2  Taler  schlug  er  vor,  Kriegsschiffe  zum 
Schutze  der  Handelsflotte  zu  bauen.  Als  dritten  Wunsch  machte  er  s^'cltend 
die  Ermäßigung  des  Zollvereinstransitzolls  für  alle  mit  den  Bremer  Post- 
dampfem  eingehenden,  nach  der  Schweiz  bestimmten  Waren.  Duckwitz  er- 
reichte jedoch  die  Erftlllung  dieser  Wünsche  nicht,  dagegen .  hatten  von  Gerolt 
und  die  Bremer  Abgesandten  in  den  zunXchst  liegenden  Bestrebungen  Erfolg. 
Am  22.  November  benachrichtigte  der  Finanzminister  von  Canitz  den  Bremi- 
schen Senat,  daß  der  König  100000  Dollars  als  Dariehn  fUr  die  Bremer 
Dampferlinie  bewilligt  habe;  er  fügte  dieser  erfreulichen  Nachricht  die  ebenso 
erfreuliche  Mitteilung  hinzu,  daß  Preufien  auf  die  Obrigen  Zollvereinstaaten 
entsprechend  einwirken  würde.  Diese  Einwirkungen  erreichten  zum  grollen 
Teil  ihren  /weck,  ebenso  die  Ersuchen,  die  Bremeti  an  die  nicht  zum  Zoll- 
vereine gehörenden  Staaten  richtete.  Es  beteiligten  sich  nach  und  nach, 
wenn  auch  zum  Teil  zOgemd: 

Sachsen   mit   20  000  Dollars, 

Hannover  ,   -  25000 

Hessen  -  Darmstadt   -       6  000 

-    -  Nassau   -       2  600 

Sachsen -Weimar   -      i  500 

-Coburg- Gotha   -      1  000 

-Meiningen   -        1  000 

-Altenburg   -  800 

Schwarzburg  -  Sondershausen   -  400 

-Rudolstadt   -  300 

Reuß  jüngere  Linie   -  500 

Frankfurt  am  Main   -  10000 

Oldenburg   -  10000 

Baden   -  10000 

89  100  Dollars. 

Hierzu:  Bremen   mit  looooo 

Preufien  -   1 00  000 

Zusammen. . . .    389  100  Dollars. 

Hierzu  kamen  noch  ca.  1 1  000  Dollars,  die  Gevekoht  auf  eigene  Ver- 
antwortung  hatte  zeichnen  lassen  (vergl.  S.  171),  so  dafi  ca.  3OOOOO  Dollars 
an  deutschem  Oelde  vorgeschossen  wurden. 

Von  den  drei  gröi^eren  süddeutschen  Staaten  halte  sich  also  nur  Baden 
aufgeschwungen.  In  dem  Benachrichtigungsschreiben  der  badischen  Regierung 
hei^t  es:  sObwobl  Baden  seiner  Lagit  nach  wenig  berufen  scheint,  an  den 
Vorteilen  des  Unternehmens  Teil  zu  nehmen,  hat  es  doch,  das  hierbei  ob- 
waltende nationale  Interesse  vorzugsweise  in  Erwägung  ziehend,  nicht  ge- 
glaubt, sich  von  dtf  Teilnahme  an  einer  Angelegenheit  ausschUeflen  zu  sollen, 
welche  sich  als  eine  allgemeine  deutsche  darstellt.« 

Abgesehen  davon,  daß  die  New  York -Bremer  Dampferlinie  durch  jene 
Summen  zunächst  gesichert  wurde,  war  das  Krgebniß  der  Bemühungen 
Bremens  und  Preußens  auch  in  politischer  Beziehung  ein  hoch  erfreuliches. 
Zum  ersten  Mde  in  jener  trOben  Zeit  der  deutschen  Schwilche  und  Eifersucht 
hatten  sich  die  deutschen  Staaten  zu  einem  gemeinsamen  wirtschaftlichen 
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Vorgehen  zusammengefunden.  Die  Mehrzahl  der  Regierungen  des  Zollvereins 
ging  einträchtig  mit  den  Staaten  des  Steuervereins  und  der  keinem  von 
beiden  angehörenden  Hansestadt  Bremen  zusammen  und  zeigten  bei  dieser 
Gelegenheit  dem  Auslande,  dafi  das  Gefühl  der  Zusammeftgehto'gkeit  bei 

ihnen  doch  nicht  ganz  fehlte.  Diese  Vereinigung  der  Seeschiffahrt  treibenden 
Staaten  mit  den  deutschen  Binnenstaaten  erweckte  auch  in  den  Herzen  aller 
patriotischen  Deutschen  die  schönsten  Hoähungen  ftlr  die  Zukunft.  Zwar 
hatten  sich  ja  die  damalige  deutsche  Eifersucht  und  die  Gleichgültigkeit,  wenn 
die  eigenen  Interessen  nicht  unmittelbar  berührt  wurden,  nicht  ganz  zu  ver- 
bergen vermocht.  Erstere  hinderte  Hamburg  und  Lübeck,  die  allerdings  nicht 
aufgefordert  zu  sein  scheinen,  an  der  Beteiligung,  letztere  Mecklenburg, 
Kurhessen,  Bayern  und  Württemberg.  Einzelne  Zeitungsstimmen  konnten  es 
sich  auch  nicht  versagen,  hVmisch  Ober  Bremen  und  die  übrigen  beteiligten 
deutscliLii  Staaten  herzuziehen;  sie  spüttelten  darüber,  dali  man  bettelnd  sich  an 
das  Ausland  wandte,  um  von  die-^em  eine  Dampferlinic  nach  Deutschland  zu 
erliehen,  anstatt  sie  kraftvoll  seibci  zu  gründen.  Sie  hatten  gut  reden;  sie 
wußten  aber  sehr  wohl,  daü  diesem  Ziele,  der  Gründung  einer  deutschen 
Dampferlinie,  damals  noch  unüberwindliche  wirtschaftliche  und  politische 
Gründe  entgegenstanden.  Daü  aus  solchen  Gründen  die  Zeit  noch  nicht  ge- 
kommen war,  um  eine  rein  deutsche  Danipferlinie  nach  den  Vereinigten 
Staaten  lebensfähig  zu  erhalten,  sah  man  aucli  in  Hainburg  ein,  was  daraus 
hervorgeht,  daß  die  im  Jahre  1847  gegründete  Hamburg-Amerikanische  Packet- 
fahrt-Aktien-Gesellschaft  sich  in  den  ersten  9  Jahren  ihres  Bestehens  lediglich 
mit  Segelschiffen  begnügte;  erst  vom  1 .  Juni  1856  ab  wurde  ein  regclmlifliger 
Dompierdienst  nach  New  York  eingerichtet.  —  Aber  glücklicher  Weise  waren 
die  vorerwähnten  kleinlichen  Regungen  bei  weitem  in  der  Minderheit  und 
konnten  bei  dem  gedeihlichen  Ausgange  der  Angelegenheit  unbeachtet  bleiben. 

Gevekoht  war  hocherfreut,  als  die  Nachrichten  eingingen  von  der  wirk> 
samen  Beteiligung  der  deutschen  Staaten;  mit  ihm  begrüi>tcn  es  alle  Deutschen 
Amerikas  freudig,  dal>  sich  endlich  einmal  die  Mehrzahl  der  deutschen  Re- 
gierungen ihrer  Zusammengeiiörigkeit  erinnert  hatte  und  mit  gemeinschaftlichen 
Krvften  Ziele  erstrebte,  die  ganz  Deutschland  zum  Nutzen  gereichen  mußten. 
Auch  bei  den  Amerikanern  und  der  amerikanischen  Regierung  hatte  dieses 
Handinhandgehen  der  deutschen  Staaten  bei  einer  Regierungsmaßregel  der 
Vereinigten  Staaten  sehr  angenehm  beriilirt  und  wurde  als  sehr  wesentliches 
Annäherungbmittel  empfunden.  »Deutbchianda^  so  schreibt  Gevekoht,  »steht 
jetzt  hier  vortrefFlich;  es  hat  in  Gewinnung  der  guten  Mdnung  in  der  letzten 
Zeit  Riesenflortsch ritte  gemacht.  F^offentlich  benutzt  es  den  gebotenen  günstigen 
Moment  zum  einträchtigen  Handeln.  Die  anderen  europäischen  Mächte  fangen 
an,  aufmerksam  und  eifersüchtig  auf  die  hiesige  Hinneigung  zu  Deutschland 
zu  werden.« 

So  war  das  letzte  große  Hindernis,  das  sich  der  neuen  Dampferlinie 
entgegenstellte,  beseitigt!    Die   289100  Dollars  der  deutschen  Regierungen 

wurden  an  vertrauenswürdige  Häuser  verteilt,  welche  die  BetrJfge  aus  den 
ihnen  etwa  zutlieik'iiden  Dividenden  mit  (i  v.  H.  zu  verzinsen  hatten.  Wurde 
eine  Dividende  nicht  gewährt,  so  hatten  sie  keine  Zinsen  zu  zahlen.  Auch 
von  privater  Seite  waren  allmählich  noch  namhafte  Zeichnungen  vollzogen,  so 
daü  jetzt  534000  Dollars  g«ichert  waren.  Der  Bau  der  beiden  ersten  Schiffe 
nWashington '<  und  »Hermann«  nahm  seinen  Fortgang;  der  >> Washington«  war 
am  30.  Januar  1847  unter  grolk'r  Beteiligung  der  Bevölkerung  von  Stapel 
gelaufen.  Er  Ubertraf  an  Gröfse  die  Cunarddampfer  und  wurde  von  allen 
Sachverständigen,  darunter  von  dem  mit  der  Beau&ichtigung  des  Baues  beauf- 
tragten amerikanischen  Marineofißzier,  gelobt.  Bis  zum  1 .  Mifrz,  dem  vertraglich 
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fes^esetzten  Tage  der  ersten  Ausreise,  konnte  er  allerdings  noch  nicht  fertig 
weisen.  Aber  dank  der  günstigen  Stimmung,  die  jetzt  in  amerikanischen 
Rcgierungi-kreisen  Deutschland  gegenüber  lierrschte,  dank  des  guten  Ein- 
vernehmens, das  Gevekoht  zwischen  sich  und  den  mai&gebenden  Kreisen  her- 
zustellen verstanden  hatte,  wurde  die  Verzögerung  als  belanglos  angesehen. 
Mit  dem  größten  Entgegenkommen  erOAiete  ihm  der  Generalpostmeister, 
daß  der  Ocean  Steam  Navigation  Company  in  Anbetracht  der  Verzögerung, 
welche  die  Vertragsbestätigung  im  Kongresse  gefunden  hatte,  die  Frist  des 
eisten  Auslaufens  bis  zum  t .  Juni  verlängert  werden  solle. 

So  hatte  man  Zeit  gewonnen,  die  Ausrüstung  des  ersten  Schiffes  mit  Sorgfalt 
zu  vollenden.  Es  sollte  ein  Muster  der  Schiflsbaukunst  werden  und  alles 
Dagewesene  an  Größe  und  Schnelligkeit  übertreticn.  Die  Zeitungen  hüben 
und  drüben  brachten  die  eingehendsten  Schilderungen;  es  wird  interessant 
sein,  hier  einiges  davon  zu  erwähnen.  Um  dem  Leser  ein  Bild  davon  zu 
geben,  wie  klein  der  damals  als  Riesendampfer  angestaunte  »Washington«  im 
Veri^leiche  mit  unseren  heutigen  Riesendampfern  war,  sind  in  Klammern  die 
entsprechenden  Zahlen  des  am  12.  August  1902  vom  Stapel  gelautenen,  dem- 
nächst größten  deutschen  Seedampfers,  des  Norddeutschen  Lloyd  -  Dampfers 
»Kaiser  Wilhelm  II«,  beigefügt.  Vorausgeschickt  sei  noch,  daß  der  »Washington«, 
wie  bereits  erwähnt,  ein  Raddampfer  war,  während  die  großen  überseeischen 
Dampfer  heute  bekanntlich  ausschließlich  Schraubendampfer  sind;  terner  war 
der  B Washington«  aus  Eichenholz  gebaut,  wahrend  »Kaiser  Wilhelm  II«  aus 
bestem  deutschen  Stahl  hergestellt  ist.  Die  Länge  des  Schiffes  betrug  75  (216}  m, 
die  Breite  ohne  Radkasten  12  (22)  m,  die  Tiefe  9,5  (16)  m,  Deplacement 
2632  (26000)  Tonnen,  Ladefähigkeit  i960  (20000)  R.  T.,  Geschwindigkeit 
'5  V3  (^"^ '/'-•)  Knoten  in  einer  Stunde,  Maschinenstärke  2000  (40000)  Pferdekräfte; 
er  konnte  112  (775)  Passagiere  I.  Kajüte,  70  (343}  Passagiere  IL  Kajüte  auf- 
nehmen; ein  dritter  Platz  (770  Passagiere)  bestand  nicht.*)  Die  damals  ver* 
kehrenden  Dampfer  der  englischen  Cunard-Linie  fafsten  nur  etwa  too  Passagiere 
I.  Kajüte.  Der  Preis  war  für  die  I.  Kajüte  New  York-Bremen  auf  1  20  Dollars, 
von  Bremen  nach  New  \  ork  auf  130  Dollars,  für  die  II.  Kajüte  in  beiden 
Richtungen  auf  60  Dollars  festgesetzt ;  auf  den  Cunard  -  Dampfern  kostete 
ein  Platz  I.  KaiOte  190  Dollars;  eine  zweite  Kajüte  gab  es  nkht.  Die  Fracht- 
sätze betrugen  auf  der  Bremer  Linie  35  Dollars  Air  Güter  der  Klasse  I  und 
25  Dollars  für  Güter  der  Klasse  11. 

Der  Passagierpreis  bedeutete  eine  erhebliche  Verbilligung  für  die  von  oder 
nach  Deutschland  reisenden  Personen,  wie  die  nachstehende  Zusammenstellung 
erweist,  trotzdem  als  Ausgangspunkt  das  an  der  Westgrenze,  also  England 
zunächst  und  weitab  von  Bremen  gelegene  Aachen  gewählt  ist.  Ein  Platz 
I.  Kaiüte  von  Aachen  nach  New  York  kostete  über  Liverpool  mit  Cunard - 
Dampfern  2  74'/2  Taler  Gold**),  über  Bremen  dagegen  auf  der  neuen  Linie 
206  T.  G.;  mithin  ergibt  sich  ein  Unterschied  von  68  Talern,  einer  in  der 
damaligen  Zeit  für  den  einzelnen  Deutschen  immerhin  beträchtlichen  Summe. 

Nachdem  das  für  den  Bau  der  ersten  beiden  Schiffe  erforderliche  Geld 
zusammen  war,  verlief  zunächst  alles  glatt.  Der  Bau  des  »Wnshini^tonn  ging 
rasch  vonstatten,  am  25.  und  2Ö.  Mai  machte  er  seine  Probefahrt,  die  gut 
ablief  und  am  2.  Juni  verließ  er  zum  ersten  Male  den  Hafen  von  New  York. 
Am  15.  Juni  wurde  er  zuerst  in  Europa  gesehen,  vor  Cowes  unweit  Calshot 
Castle,  und  am  19.  Juni,  6 7t  Uhr  Vorm.,  ging  er  nach  lytügiger  Fahrt  in 

*'  Eine  Lithographie,  die  erste  Ankunft  des  -Washington«  in  Bremerhaven  dar- 
stellend, behndet  sich  im  Reichs  -  Posimuseum. 
I  Taler  Gold  s=  3  M.  32  PC 
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Bremerhaven  auf  der  We-^er  unter  Kanonendonner  vor  Anker.  Um  i  1  Uhr 
war  die  Post  mittels  Kurierplcrden  in  Bremen  angelangt  und  wurde  von  dort 
bereits  um  i  Y2  Uhr  weiter  expediert.  Die  Pas&agiere  trafen  mit  dem  Weser- 
dampfer  Gutenberg  um  3  Uhr  in  dem  üestlich  geschmückten  Bremen  ein,  von 
einer  zahllosen  Menschenmenge  begrUßt.  Unter  den  Passagieren  befand  sich 
der  Vizepräsident  der  Ocean  Steam  Nnvignfion  Company.  Vizekonsul  Oelrichs, 
und  der  I.  Assistent  des  Generaipostmeisters  der  Vereinigten  Staaten,  Major 
Hobbie.  Letzterer,  der  gekommen  war,  um  den  berdls  eingeleiteten  Port- 
vertrag zum  Abschlüsse  zu  bringen,  war  erstaunt,  daß  die  für  das  übrige 
Deutschland  bestimmte  amerikanische  Post  bereits  seit  1  ','2  Stunden  Bremen 
verlassen  hatte.  Die  Ankunft  wurde  vom  Senat  in  einer  festlichen  Versammlung 
zahlreicher  geladener  Gäste  von  Bedeutung  gefeiert;  von  Berlin  war  der 
Ministerialdirektor  von  Patow  zugegen  ;  das  Erscheinen  des  Prinzen  Adalbert 
von  Preußen  wai  in  Aussicht  genommen,  in  letzter  Stunde  aber  abgesagt 
worden.  Es  wurden  begeisterte  Reden  gehalten  von  der  Einigkeil  der  Deutschen, 
die  sich  7um  ersten  Male  in  gewissem  Umfange  wieder  betätigt  hatte,  von  dem 
Aufschwünge,  den  Handel  und  Verkehr  in  Deutschland  und  Amerika  durch 
die  erzielte  gegenseitige  Annäherung  nehmen  würden.  Es  wurden  TrinksprOche 
ausgebracht  darauf,  daß  die  neue  DampfefUnic  eine  glückliche  Zukunft  haben, 
daß  sie  den  Cnu\w\  le^en  n^öge  zur  weiteren  gedeihlichen  Entwickelung  der 
deutsch  -  amerikanischen  Seeschiffahrt. 

Von  diesen  beiden  Wünschen  ging  nur  der  zweite,  allerdings  der  für 
Deutschland  wichtigere,  in  Erfüllung;  der  erste  verwirklichte  sich  nur  in  be- 
schränktem Mafie.  Gleich  von  Anfang  an  stellte  es  sich  heraus,  daß  den 
Amerikanern  im  Baue  von  Ozeandampfern  die  Erfahrung  fehlte.  Die  Maschinen 
verbrauchten  unverhältnismäßig  viel  Kohlen,  waren  sehr  häutig  instandsetzungs- 
bedUrftig  und  ergaben  nicht  die  versprochene  Geschwindigkeit.  Die  Dampfer 
legten  die  Strecke  New  York-Bremen  gewöhnlich  in  16  bis  18  Tagen  »trtick, 
während  man  auf  10  bis  13  Tage  gerechnet  hatte.  Die  Cunard- Dampfer 
brauchten  für  die  Strecke  Boston -Liverpool  etwa  14  Tage.  Dazu  kam,  dalJ 
auf  den  Dampfern  ziemlich  verschwenderisch  gewirt&chaftet  wurde;  einerseits 
erhielt  die  nach  den  Vertragsbedingungen  ausnahmslos  aus  Amerikanern  be- 
stehende Besatzung  hohe  Arbeitslöhne,  andererseits  war  die  Verpflegung  der 
Passagiere  übermäßig  kostspielig.  Die  laufenden  Betriebsausgaben  verschlangen 
einen  großen  Teil  der  im  allgemeinen  recht  guten  Einnahmen  des  Pcrsoncn- 
und  Frachtverkehrs;  der  übrig  bleibende  Rest  mußte  meist  für  Reparatur- 
kosten ausgegeben  werden,  so  dafi  in  den  ersten  5  Jahren  an  die  Verteilung 
einer  Dividende  nicht  gedacht  werden  konnte.  Die  Zeichnung  auf  die  Aktien, 
von  denen  für  599  200  Dollars,  einschließlich  der  von  den  deutschen  Staaten 
vorgescho.ssenen  289  100  Dollars,  ausgegeben  waren,  machte  keine  Fortschritte 
mehr.  Infolgedessen  fehlte  das  Geld  für  den  Bau  der  zwei  weiteren  im  Ver- 
trage vorgesehenen  Dampfer;  die  beiden  ersten  Dampfer,  »Washington«  und 
»Hermann«  —  letzterer  trat  am  21.  Marz  1848  seine  erste  Fahrt  von  New 
York  an  —  hatten  zusammen  etwa  579  000  Dollars  gekostet. 

In  der  Absicht,  das  einmal  begonnene  Werk  kraftvoll  durchzuführen, 
machte  Bremen  nach  einigem  Zögern  nochmals  Anstrengungen,  um  weitere 
Geldmittel  von  den  deutschen  Regioiingen  zu  erhalten;  Bremen  wölke  aber- 
mals 1 00 000  Dollars  aufwenden,  auch  Preufien  versprach  die  gleiche  Summe, 
wenn  auch  die  anderen  Staaten  sich  dazu  bereit  finden  würden.  Sachsen 
sagte  20000  Dollars  zu,  Hannover  25000,  Bayern,  das  sich  bisher  nicht  be- 
teiligt hatte,  20000  Dollars;  auch  Baden,  Hessen- Darmstadt  und  Frankfurt 
am  Main  stellten  ihre  weitere  BeihQlfe  in  Aussicht  —  da  kam  das  Jahr  1848 
und  mit  ihm  die  Revolution    Die  Regierungen  waren  von  anderen  Soigen 
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in  Anspruch  genommen  und  brauchten  ihr  Geld  für  wichtigere  Zwecke.  Die 
nochmalige  Unterstützung  seitens  der  deutschen  Regierungen  unterblieb  daher. 
Die  Ocean  Steam  Navigation  Company  mubte  sich  nach  anderen  Geldquellen 
unueben.  Sie  erhielt  auch  von  Hamburg  ein  Angebot  auf  Gewihrung  einer 
Anleihe  von  500000  Dollars  unter  der  Bedingung,  daß  die  beiden  iKnen 
Schiffe  nach  Hamburg  fahren  sollten,  statt  nach  Bremen.  Die  amerikanische 
Gesellschaft  wiire  oucli  gern  darauf  eingegangen;  sie  bedurfte  aber  hierzu  der 
Genehmigung  des  Kongresses,  weil  Humburg  als  Anlaufhafen  in  dem  vom 
Generalpostmeister  mit  Mills  abgeschlossenen  Vertrage  nicht  vorgesehen  war. 
Diese  Genehmig l  ul;  zu  erhalten,  durfte  man  aber  kaum  erwarten.  Da  man 
sich  schließlich  nicht  anders  helfen  konnte,  verkaufte  man  das  Recht,  von 
4  Schiffen  je  2  Schiffe  nach  Havre  laufen  zu  lassen,  an  eine  neu  gegründete 
Aktiengesellschaft,  die  eine  Daropferlinie  New  York -Havre  eröffnete.  Großen 
Gewinn  erzielte  man  hindurch  aber  nicht;  man  mußte  als  Kaufprds  für 
300  000  Dollars  Aktien  Qbemehmen,  und  da  die  neue  Gesellschaft  auch  nicht 
rentierte,  hatten  diese  Aktien  sp.'iter,  als  sie  realisiert  werden  sollten,  nur  einen 
Wert  von  etwa  30  v.  H.  Im  Jahre  1832,  beim  Ablaufe  des  am  16.  Februar  1846 
init  dem  Generalpostnieister  abgeschlossenen  Postvertrags,  machte  man  An- 
strengungen, die  amerikanische  Regierung  /am  Erhöhung  der  PostvergOtung 
von  100000  auf  I  ^o  000  Dollar^;  für  jeden  Dciiii[^ter  zu  veranlassen,  hatte  aber 
mit  diesen  Bemühungen  keinen  Erfolg.  Nur  erreichte  man,  dank  der  ge- 
schickten Bemühungen  des  preußischen  Gesandten,  trotz  der  Anstrengungen 
der  konkurrierenden  Gesellschaften,  daß  der  Vertrag  auf  weitere  5  Jahre  ver- 
Uüigert  wurde.  Die  Liquidation  der  Gesellschaft  wurde  trotzdem  allgemein  für 
unausbleiblich  gehalten.  Der  Kurs  der  Aktien  sank  zeitweise  bi'^  auf  25  v.  H. 
Infolgedessen  traf  man  in  Bremen  Vorkehrungen,  um  tür  den  zu  erwartenden 
Wegfall  der  amerikanischen  Dampfer  Ersatz  zu  schaß'en.  Man  hatte  inzwischen 
Erfohrungen  gesammelt,  war  durch  den  Aufschwung,  den  Bremen  bereits  in 
den  fünf  Jahren  seit  Bestehen  der  amerikanisch  •bremischen  Linie  genommen 
hatte,  leistungsfähiger  und  wagemutiger  geworden  und  glaubte  jetzt  eine 
eigene  Bremer  Linie  gründen  zu  können.  Zwei  Bremer  Handlungshäuser, 
W.  A.  Fritse  u.  Co.  und  Carl  Lehmkuhl,  erwarben  aus  dem  unrühmlich 
bekannten  Verkaufe  der  1848  begründeten  deutschen  Kriegsflotte  das  Admiral- 
schiff  «Hansa«  und  die  Korvette  »Germaniao  zu  mäßigen  Preisen  und  eröffneten 
mit  ihnen  im  August  1833  eine  eigene  Bremen-New  Yorker  Dampferlinie;*) 
Subvention  erhielt  die  Linie  nicht.  Die  Schifie  liefen  nur  etwas  Uber  ein  Jahr; 
unterdessen  war  der  Krimkrieg  ausgebrochen,  und  En^nd  brauchte  Dampfer 
zum  Transport  von  Truppen;  die  englische  Regierung  mietete  deshalb  die 
Schiffe  zu  guten  Preisen  an.  Nach  Beendigung  des  Krieges  machte  von  den 
beiden  Schiffen  nur  noch  die  »Hansa:-  eine  Kalirt  im  Jahre  1857. 

Inzwischen  hatten  sich  die  Verhältnisse  der  Ocean  Steam  Navigation  Company 
gd>essert.  Dos  Jahr  1853  hatte  aufiei^ewObnlich  hohe  Einnahmen  gebracht,  so 
daß  man  sich  iogar  entschlof^sen  hatte,  um  die  Aktionäre  zu  ermutigen,  eine 
Dividende  zu  verteilen.  Die  deutschen  Regierungen,  die  bisher  noch  keinen 
Pfennig  Zinsen  für  die  geliehenen  Kapitalien  erhalten  hatten,  verzichteten  auf 
Ersuchen  auch  jetzt  noch  auf  Berücksichtigung  bei  der  Gewinnteilung;  sie 
venEichleten  sogar  auf  alle  bis  Ende  1853  rilckstlfndig  gebliebenen  Zinsen,  so 
daß  diese  auch  Spiter  bei  reicherer  Dividendenverteilung  nicht  nachgezahlt  zu 
werden  brauchten.  Da  die  Dividende  infolgedessen  auf  7  v.  H.  bemessen 
werden  konnte,  schöpften  die  Aktionäre  wieder  Mut  und  standen  von  dem 
Verlangen  auf  Liquidation  ab.  Der  günstige  Zustand  dauerte  an.  Im  nichsten 


*)  Dr.  Lindeman.  Der  Norddeutsche  Lloyd.  Bremen  1893.  S.  7. 
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Jahre  —  für  1^34  —  wurde  wieder  eine  Dividende  verteilt,  und  zwar  halb- 
jahrlich 5  V.  H.  Diesmal  wurde  auch  das  Kapital  der  Regierungen  bei  der 
Verteilung  berücksichtigt;  die  Staaten  erhielten  zum  ersten  Male  ^sen.  Auch 
für  1855  und  1856  wurden  halbjährlich  5  v.  H.  Gewinnanteile  ausgezahlt. 
Die  Gesellschaft  stand  so  günstig,  daß  man  jetzt  einen  Reservefonds  ansammelte 
und  den  Bau  weiterer  Dampfer  in  Erwägung  zog. 

Da  traten  neue  Schwierigkeiten  auf;  die  konkurrierenden  Gesellschaften 
machten  bei  Ablauf  des  Vertrags  der  Ocean  Steam  Navigation  Company  im 
Jahre  1857  von  neuem  gewaltige  Anstrengungen,  um  die  Postbefördening  und 
damit  die  Postsubvention  zu  erhalten.  Diese  Anstrengungen  waren  von  Kr- 
folg;  die  Ocean  Steam  Navigation  Company  wurde  unterboten;  ihr  Vertrag 
lief  am  1.  Juni  1857  ab,  ohne  verlängert  zu  sein.  Damit  war  das  Schicksal 
der  Gesellschaft  besiegelt.  Wenn  auch  die  in  den  letzten  Jahren  erzielten 
Einnahmen  gOnstig  gewesen  und  von  Jahr  zu  Jahr  gestiegen  waren,  so  glaubte 
man  doch,  die  Postsubvention  von  1 00 oou  Dollars  jührlich  für  jedes  Schiff 
nicht  entbehren  7.u  können.  Die  Direktion  der  Üce.m  Steam  Navigation 
Company  schlug  deshalb  die  Liquidation  der  Gesellschati  selbst  vor.  Die 
Regierungen  waren  damit  einverstanden;  sie  hatten  nur  noch  wenig  Interesse 
an  der  amerikanisch-deutschen  Linie,  nachdem  der  bei  ihrer  Gründung  ver- 
folgte Zweck,  die  Anbahnung  eines  direkten  deutsch-überseeischen  Verkehrs, 
glänzend  erreicht  war.  Namentlich  in  Bremen  wandte  man  das  ganze  Interesse 
dem  im  Entstehen  begriffenen  Norddeutschen  Lloyd  zu.  Der  »Washington« 
und  »Hermann«  wurden  daher  am  17.  Juni  1858  fttr  46  000  Dollars  verkauft. 
Die  deutschen  Staaten  erhielten  bei  der  Liquidation  nur  etwa  ein  Drittel  der 
vorgeschossenen  Summe  zurück.  Die  verlorenen  zwei  Drittel,  nach  unseren 
heutigen  ßegriüen  für  einen  Staat  recht  kleine  Summen,  beispielsweise  für 
Bremen  und  Preußen  je  etwa  60000  Dollars,  konnte  Deutschland  wohl  ver- 
schmerzen.  Denn  was  hatte  man  dafür  erreicht  I 

Schiffahrt  und  Handel  hatten  einen  ungeahnten  Aufschwung  genommen, 
namentlich  im  tran^atlanti^chen  Verkehre.  Von  1847  — 1853  war  die  Lade- 
filhigkeit  der  bremischen  Handelstiolte  von  45  67Ö  Lasten  a  4000  Pfund  auf 
69739  Lasten  gestiegen.  In  den  Bremer  Häfen  waren  1847  2869  Seeschiffe 
mit  173066  Lasten  angekommen,  1857  waren  es  298s  Seeschiffit  mit 
275103  Lasten.  Die  Zahl  der  beförderten  Auswanderer  hatte  sich  von  33  682 
im  Jahre  1847  auf  7^873  im  Jahre  1834  gehoben.  Die  Einfuhr  stieg  in 
Bremen  in  den  lo  Jahren  des  Bestehens  der  Dampferlinie  von  3271672Ü  auf 
71899483  Taler  Gold,  also  um  das  doppelte;  darunter  aus  den  Vereinigten 
Stauten  von  3  938  648  T.  G.  auf  18  180905  T.  G.,  das  ist  beinahe  das  fünf- 
fache; die  Ausfuhr  betrug  über  Bremen  1847  an  Wert  29634  126  T.  G., 
1837  3«)  4 1 6  8o(')  T.  G.,  und  zwar  an  .Vlanufakturvvaren  und  Indnstrieerzeug- 
nis^en  1847  10123737  T.  ü.,  1857  15922101  T.  G.  Die  letztgenannten 
Zahlen  sind  besonders  interessant,  weil  sie  dartun,  daß  nicht  etwa  nur  Bremen 
den  Vorteil  der  neuen  Verkehrsbeziehungen  erntete.  Denn  Bremen  selbst  hatte 
keine  nennenswerte  Indu'^trie.  Die  ausgeführten  Artikel  '^t:^lnInten  aus  dem 
^e^amkn  deutschen  ValerianJe;  für  die  deutsche  Industrie  aber,  die  damals 
noch  in  den  Anlangen  lag,  war  die  Erweiterung  ihres  Absatzmarktes  die 
Hauptbedingung  einer  gedeihlichen  Entwicklung.  Der  Wert  der  Uber  Bremen 
nach  den  Vereinigten  Staaten  ausgeführten  Waaren  bezifferte  sich  1847 
3212494  r.G.,  1837  auf  1 4  000  ^)4- T.  G..  also  beinahe  auf  das  dreifache. 
Von  diesen  Werten  stammte  nach  amtlichen  amerikanischen  Angaben  etwa  die 
Hälfte  aus  den  Staaten  des  deutschen  Zollvereins. 

Überhaupt  war  der  Aufschwung  des  Handelsverkehrs  allgemein  und  be- 
schrankte sich  nicht  auf  Bremen,  wie  auch  die  nachfolgenden  Zahlen  Ober 
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betrug  an  Wert  1847  '  38  6 1  o  304  T.  G. ,  1836  300  827  820  T.  G. ,  die  Aus- 
fuhr in  denselben  Jahren  133  ^47  i>ü-,  T.  G.  und  277  035  303  T.  G.;  nach  den 
Vereinigten  Staaten  gingen  1849  1  063  503  T.  G.  gegen  6  773  903  T.  G.  im 
Jahre  1856.  Die  Zahl  der  Ober  Hamburg  beförderten  Auswanderer  hatte  1849 
^^)2o  betragen  und  war  1856  auf  26203  B^^^^®"*  Seeschifisverkehr 
des  Hamburger  Hafens  hob  sich  von  4178  angekommenen  Seeschiffen  mit 
315943  Lasten  im  Jahre  1847  auf  3201  mit  386362  Lasten  im  Jahre  183^'). 

Selbstverstündlicb  sind  diese  Fortschritte  nicht  etwa  allein  der  Eröffnung 
der  bremisch -ameriiunischen  Dampfschiffiihrt  zuzuschreiben,  vielmehr  haben 
zur  Belebung  des  deutschen  Schiffahrts-  und  Handelsverkehrs  noch  manche 
andere  Umstände  politischer  und  wirtschaftlicher  Natur  beigetragen,  so  der 
Aufschwung,  den  Deutschlands  Industrie  in  der  Mitte  der  fünfziger  Jahre  ge- 
nommen hatte;  die  Aufhebung  der  englischen  Navigationsakte  vom  1.  Januar  1850 
ab;  die  Betätigung  des  deutschen  Einflusses  in  Amerika  infolge  der  starken 
dorthin  flutenden  deutschen  Au'^wandcrung  und  schließlich,  was  Hamburg 
betrifft,  u.  a.  die  bereits  erw.ilinte  Gründung  der  Segeltiotte  der  Hamburg- 
Aaierika  Linie.  Trotz  alledem  kann  nicht  bestrillen  weiden,  daß  die  Bremer 
Linie  zur  Erweckung  namentlich  des  amerikanischen  Verkehrs  den  Kaupt- 
anstoft  gegeben  hat.  Sie  hat  ferner  der  gesamten  deutschen  Handelsflotte  die 
Bahn  frei  gemacht.  Durch  die  Aufhebung  des  W'eserzolls  und  der  Hannover- 
schen Transitzölle,  die  Duckwitz  veranlalJt  hatte,  waren  die  so  störend 
empfundenen  Verkehrshemmnisse  beseitigt  wurden.  Der  Abschlul^  des  von 
Duckwitz  angeregten  hannoversch  -  amerikanischen  Handelsvertrags  vom 
10.  Juni  1846,  durch  welche  sich  beide  Staaten  im  Handel  und  in  der 
Schiffahrt  die  Rechte  der  meistbegünstigten  Nationen  gewahrten,  hatte  auf 
die  deutsche  Handelsflotte  in  nicht  geringem  Maße  belebend  eingewirkt;  letztere 
fmd  in  der  Vemritfelung  des  sich  stetig  entwickelnden  deutsch-amerikanischen 
Verkehrs  lohnenden  Erwerb.  So  hatte  sich  denn  auch  der  Tonnengehalt  der 
in  den  Häfen  der  Vereinigten  Staaten  eingelaufenen,  aus  deutschen  Seeplätzen 
staiTinienden  Schifte  von  92291  Tonnen  im  .lahre  1847  auf  201  478  Tonnen 
im  Jahre  1837  gehoben;  in  derselben  Zeit  war  der  Tonnengehalt  der  daselbst 
verkehrenden  französischen  Schiffe  von  30  704  auf  29  397  Tonnen  zurtlck- 
gegangen. 

Die  Bremer  Handelsflotte  hat  der  amerikanisch- bremischen  Dampfschiffahrt 
besonders  viel  zu  verdanken.  Die  Linie  hatte  verschiede iic  Hinrichtungen  her- 
vorgeruten,  die  allen  Schifleu  zu  gute  kamen.  Die  Weserkorrektion  iiatte 
Fortschritte  gemacht,  die  Eisenbahn  Bremen -Hannover  war  schneller  fertig 
geworden,    sie   wurde    am    12.  Dezember  1847  Betrieb  Ubergeben; 

namentlich  aber  hatte  Bremerhaven  unter  Aufwendung  großer  Kosten  aus- 
reichende Hafenanlagen  für  Ozeandampfer  erhalten.  Als  daher  im  Jahre 
1836/37  die  Auflösung  der  Ocean  Steam  Navigation  Company  bevorstand 
und  Bremer  Kaufleute  es  unternahmen,  als  Ersatz  eine  eigene  Bremen- 
New  Yorker  Linie  zu  gründen,  waren  ihnen  die  Wege  geebnet.  Auch  kamen 
ihnen  die  Erfuhrungen  zu  gute,  die  sie  in  den  vergangenen  10  Jahren  mit 
der  amerikanischen  Linie  gemacht  hatten;  sie  hatten  beobachtet,  unter  weichen 
Bedingungen  und  mit  welchen  Maßnahmen  eine  deutsch  -  transatlantische 
Dampferlinie  bestehen  konnte.  Daß  ihre  Beobachtungen  richtig  waren  und 
daß  sie  die  erforderlichen  Lehren  dai\ius  in  rechter  Weise  gezogen  haben, 
das  hat  die  rühmlichst  bekannte  Geschichte  der  von  ihnen  gegründeten 
Dampfergesellschatt,  des  Norddeutschen  Lloyd,  bewiesen. 

Wenn  daher  heute  Deutschland  mit  Genugtuung  der  Erfolge  sich  rOhmt, 
die  der  Norddeutsche  Lloyd  und  die  Hamburg-Amerika  Linie,  die  beiden 
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gröf'ten  Reedereien  Jei  Welt,  errungen  haben  und  dankbar  ihrer  Gründer 
und  Leiter  gedenkt,  so  geziemt  es  sich  mich,  sich  der  Bremer  Männer  zu  er- 
innern, die  in  Deutschlands  trübsten  lagen  unter  den  schwierigsten  Verhält- 
nissen den  Mut  und  die  Tatkraft  fanden,  die  Vorläuflerin  des  Norddeutschen 
Lloyd  ins  Leben  zu  rufen.  Ohne  dal?»  sie  es  wußten  und  ahnten,  haben  sie 
den  Grund  gelegt  zu  der  Macht  und  Grölie  der  jetzigen  deutschen  Handels- 
flotte. 

Zum  Schlüsse  wollen  wir  noch  des  Einflusses  gedenken,  den  die  erste 
Bremen -New  Yorker  Dampferlinje  auf  das  deutsche  Postwesen  ausübte.  Er 

war  sowohl  für  Bremen  als  für  ganz  Deutschland  von  Bedeutung.  Wie  an 
anderer  Steile  ausgeführt,  hatte  Bremen  bei  der  luinnoverschen  Regierung 
durchgesetzt,  daß  Bremen  und  Bremerhaven  eine  regelmäßige  Postverbindung 
erhielten  und  in  Bremerhaven  ein  eigenes  bremisches  Postamt  errichtet  wurde, 
das  die  Abfertigung  und  Weiterbeförderung  der  von  und  nach  Amerika  ge- 
sandten Briefe  übernehmen  konnte.  Die  hierzu  erforderlichen  Übereinkommen 
waren  mit  dem  General-Postmeister  der  Vereinigten  Staaten  getrotfen.  Die 
Verhandlungen,  wdche  diesen  Verrinbarungen  vorangingen,  In^en  für  misere 
Leser  so  viel  interessante  Einblicke  in  die  Postverhiltnisse  fener  Tage,  daß  es 
gerechtfertigt  erscheint,  ausführlicher  darauf  einzugehen. 

Bereits  Gcvekoht  knüpfte,  wie  wir  früher  gesehen  haben,  mit  dem  amerika- 
nischen Generalpostmeister  wegen  eines  Postvertrags  Unterhandlungen  an. 
Zum  Abschlüsse  wurden  sie  aber  erst  in  Bremen  gebracht.  Der  General- 
Postmeister  hielt  die  Angelegenheit  fllr  wichtig  genug,  um  einen  besonderen 
Abgesandten,  den  First  .'\s<;istant  Postmasfcr  General,  Major  Hobbie,  mit  der 
ersten  Fahrt  des  W.ishiiiglon  nach  Bremen  abzusenden.  Die  Verhandlungen 
mit  diesem  führte  Duckwitz ;  letzterer  hatte  zunächst  Mühe,  Hobbie,  der 
durchaus  einen  Postvertrag  mit  »Germanyo,  mit  »Deutschland«  ab- 
schließen wollte,  von  seinen  falschen  Anschauungen  tlber  das  deutsche  Post- 
wesen abzubringen;  es  mußte  ihm  erst  klar  gemacht  werden,  daß  in  Deutsch- 
land damals  17  verschiedene  Postvcrwaltungcn  bestanden,  die  sämtlich  von 
einander  unabhängig  waren  und  stündig  über  ihre  Rechte  und  Pflichten  im 
Streite  lagen.  Duckwitz  schlug  ihm  deshalb  als  einfachste  LOsung  vor,  in 
Bremen  eine  amerikanische  Postagentur  zu  errichten  und  diese  dem  bremischen 
Stadtpostamte  zu  übertragen.  Letzteres  würde  sich  dann  bemühen,  den  Beitritt 
der  Übrigen  deutschen  Postverwaltungen  zu  den  bremisch-amerikanischen  Ver- 
einbarungen hinsichtlich  der  deutsch-amerikanischen  Briefbeförderung  herbei- 
zuftlhren.  Hobbie  war  schlidUich,  nachdem  er  die  Saehh^  begriffen,  damit 
einverstanden,  von  der  Vertragschließung  mit  den  übrigen  deutschen  Post- 
verwaltungen abzusehen,  verlangte  aber,  Bremen  müsse  als  Grundbedingung 
von  den  Staaten,  welche  dem  Vertrage  beitreten  woUten,  beanspruchen,  daß 
für  die  von  und  nach  den  Vereinigten  Staaten  gesandten  Briefe  ein  einheit- 
liches deutsches  Porto  unter  Gewtfhrung  der  Frankierungsfreiheit  fes^esetst 
würde.  Man  einigte  sich  mit  ihm  für  den  einfachen  Brief  bis  zu  einer  halben 
Unze  Gewicht  aul  10  Cts.  oder  etwa  5  Sgr.  mit  Ausnahme  von  Hannover, 
Oldenburg  und  Hamburg,  fUr  die  das  Porto  nur  etwa  die  Hfilfte  des  obigen 
Satzes  betragen  sollte.  Zu  diesem  deutschen  Porto  kam  noch  das  Seeporto 
bis  New  York  von  24  Cts.  =  etwa  10  Sgr.  und  das  amerikanische  Inland- 
porfo  für  Briefe  außerhalb  New  Yorks  von  ;  Cts.  bis  zu  einer  Entfernung  von 
300  englischen  Meilen  von  New  York  und  von  10  Cts.  für  weitere  Entfernungen. 

Den  Absendern  sollte  es  frei  stehen,  die  Briefe  entweder  ganz  zu  frankieren 
oder  nur  bis  Bremerhaven  oder  Überhaupt  nicht.  FOr  die  Vermittdung  des 
amerikanischen  Briefverkehrs  und  fbr  die  Übernahme  der  Abrechmmgsgeschsfte 
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sollte  das  bremische  Postamt  eine  Provision  von  20  v.  H.  des  in  Deutschland 
bezahlten  amerikantschen  Frankos  oder  Portos  erhalten.*)  Diese  Vereinbarungen 

wurden  festgelegt  in  einem  Übereinkommen  vom  ^^•^^'"'^  jg  -^^  j  ^ 

^    ^  2t}.  Juni  ^' 

gehörigen  Ausfuhrungsbestimmungen  vom  1  3./1 8.  September  1847. 

Die  Übrigen  deutschen  Staaten  konnten  und  wollten  ihren  Angehörigen  die 
erheblichen  Vorteile  für  die  deutsch -amerikanischen  Briefe  auf  dem  neuen 
Befll>rderungswq;e  nicht  vorenthalten  und  traten  dem  bremisch-amerikanischen 

Übereinkommen  nach  lind  nach  sämtlich  bei.  Der  letzte  beitretende  Staat  war 
Osterreich;  es  wurde  anffinglich  an  dem  Ansch!u>;se  dadurch  geliinslcrt,  daCs 
das  an  Sachsen,  Preui^en,  Braunschweig  und  Hannover  nach  den  bischerigen 
Grundsitxen  zu  zahlende  Transitporto  hoher  war,  als  das  vereinbarte  deutsche 
Einheitsporto  von  5  Sgr.  Nachdem  später  das  genannte  Transitporto  ermäßigt 
worden  war,  schloß  sich  auch  Osterreich  mit  der  gesamten  Monarchie  an. 

So  war  also  hier  zum  ersten  Male  ein  einheitliches  deutsches  Briefporto 
wenigstens  hinsichtlich  der  amerikanischen  Rricfsendungen  zu  stände  gebracht. 
Gleichviel  ob  der  Brief  durch  das  Gebiet  eines  oder  mehrerer  Postverwaltungen 
transitieren  mußte,  es  durften  ftlr  die  nach  oder  von  Amerika  gesandten  Briefe 
der  ersten  Gewichtsstufe  an  inländischem  deutschen  Porto  nur  etwa  5  Sgr. 
erhoben  werden,  ftlr  die  Hamburger,  üldenburger  und  Hannoverschen  Briefe 
sogar  nur  etwa  2  Sgr.  Das  war  ein  grot^er  Fortschritt ;  denn  erstens  war 
damals  in  den  einzelnen  Staaten  das  Inlandporto  bei  grOfieren  Entfernungen 
schon  an  und  ftlr  sich  höher  als  5  Sgr.  —  in  Hannover  bei  einer  Entfernung 
Ober  35  Meilen,  in  Sachsen  tlber  47  Meilen,  in  Württemberg  Uber  48  Meilen, 
in  Preußen  über  100  Meilen  (Posi<Trchiv  1879,  S.  179  tf.)  — ,  zweitens  aber 
wurde  für  einen  Brief,  der  durch  mehrere  deutsche  Postgebiete  transitieren 
mufite,  von  jedem  Gebiete  die  fbr  den  inneren  Verkehr  von  Grenze  zu  Grenze 
gelte Rkic  Taxe  erhoben.  Beispielsweise  war  für  einen  Brief  von  Sachsen 
nach  Bremen  u.  U.  das  volle  sächsische,  preußische,  braunscluveigisclie  und 
haimoversche  Porto  zu  cnirichfen.  Für  die  deutsch  -  amerikaiiisclicfi  Briefe 
wurde  also  die  volle  .Anrechnung  von  Transilporto  zu  Lasten  des  Absenders 
oder  Empfangers  schon  1847  aufgehoben;  die  übrigen  deutschen  Briefe 
konnten  sich  erst  2  bis  3  Jahre  spater,  nach  dem  Inkrafttreten  des  Deutsch- 
Osterreichischen  Postvereinsvertrags  (am  i.  Juli  1850),  dieser  Vorteile  erfreuen. 

Aber  nicht  nur  hinsichtlich  des  deutschen  Portos  waren  die  Briefe  nach 
und  von  Amerika  verbilligt  worden,  auch  das  Seeporto  war  geringer  als  das 
bbher  Ober  Eo^and  mit  1  sh  4  d  gezahlte,  außerdem  kamen  das  englische  und 
u.  ü.  das  belgische  Transitporto  in  Wegfall;  während  früher  ein  Brief  von 
Preußen  nach  New  York  23 Y3  Sgr.  gekostet  hatte  Stephan,  Geschichte  der 
Preußischen  Post  S.  620/23),  waren  ietzt  bei  der  Beförderung  mit  den  Bremer 
Daropfern  nur  noch  1 5  Sgr.  zu  zahlen.  Es  kann  uns  daher  nicht  wundern, 
wenn  der  Briefverkehr  von  Bremen  nach  Amerika  von  Jahr  zu  Jahr  zunahm. 
Mit  den  Dampfern  der  Ocean  Steam  Navigation  Company  wurden  befördert: 

im  Jahre  1848   79  637  Briefe, 

1849   103  839 

1850   I  50  »43 

185*   35447«     -  • 


*)  Der  Grundsatz,  daß  jedes  Land  die  erhobenen  Porto-  und  Frankobetr.ige  in 
vollem  Betrage  für  sich  behielt,  war  damals  noch  nicht  in  Geltung.  Die  in  Deutsch- 
land erhobenen  amerikanischen  Franko-  und  Portobeu-fige  wurden  daher  an  die  Ver- 
einigten Staaten  veigütet,  und  umgekehrt 
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Die  Folge  dieser  Steigerung  war,  dat>  die  ICinnahmen  der  bremischen  Post- 

vervvaltung,  welche  ja  von  dem  amerikanischen  Generalpostamt  eine  Ver- 
mittelungsgcbUhr  von  20  v.  H.  bezog,  von  i  3  T.  G.  im  Jahre  1847  auf 
38  947  T.  G.  im  Jahre  1830  und  auf  43481T.  G.  im  Jahre  1852  sich  er- 
höhten. 

Die  neugeschaffene  New  York -Bremer  Linie  war  indirekt  auch  die  Ver- 
anla<;«iimg  zu  einer  weiteren  erheblichen  Verbesserung  und  Verbilligung  des 
deutsch -amerikanischen  Postverkehrs  auf  dem  Wege  über  England.  Wie 
soeben  erwähnt  wurde,  war  das  Briefporto  von  Deutschland  nach  Amerika 
aber  England  erheblich  teuerer  als  bei  der  Beförderung  mit  der  New  York- 
Bremer  Linie.  Engtand,  welches  bisher  das  Postmonopol  für  die  überseeischen 
Verbindungen  besessen  hatte,  sah  daher  mit  mii.^gUnstigen  Augen  auf  die  un- 
bequeme Konkurrentin  und  stellte  ihr  allerlei  Schwierigkeiten  in  den  Weg. 
So  belegte  sie  die  mit  den  amerikanischen  Daropfern  eingehenden,  für  England 
bestimmten  Sendungen  mit  einer  Sondertaxe  von  1  sh;  ferner  verweigerte  das 
englische  Postamt  in  Alexandrien  die  Weitersendung  der  über  Bremen-Triest 
eingehenden,  für  Ostindien  und  China  bestimmten  amerikanischen  Briefe  und 
gab  im  Auftrage  des  englischen  Generalpostmeisters  die  Erklärung  ab,  daß  es 
nur  solche  amerikanische  Briefe  nach  den  genannten  Ländern  weiterbef^rdem 
werde,  welche  mit  den  englischen  Posten  über  Liverpool  zugingen.  la 
Amerika  erhob  sich  ein  Sturm  der  l'lntrüstung  hierüber.  Die  amerikanische 
Regierung  erj^riff  sofort  Repressalien  und  verbot  den  Durchgang  der  englischen 
Posten  von  und  nach  Canada  durch  das  Gebiet  der  Vereinigten  Staaten. 
Außerdem  genehmigte  der  Kongreß  ein  Gesetz,  wonach  die  mit  englischen 
Dampfern  eingehenden  Briefe  mit  einer  Zuschlagtaxe  von  23  Cts.  belegt 
werden  sollten.  Das  Publikum  in  England,  welches  dui'h  die<e  letzteren 
Maßnahmen  nru,  geschädigt  wurde,  ergriff  Partei  gegen  die  eigene  Regierung 
und  forderte  im  Parlament  energisch  Abhülfe.  Die  Regierung  fügte  sich  dem 
Drangen  und  trat  mit  den  Vereinigten  Staaten  in  Verhandlungen  ein.  Aus 
diesen  Verhandlungen  ging  ein  \'  '  ^  hervor,  in  dem  England  von  seinem 
veralteten,  einseitig  fiskalischen  Standpunkt  abgehen  und  den  Vereinigten 
Staaten  weitgehende  Zugestündnisse  machen  mulÄte.  U.  a.  wurde  vereinbart, 
daß  jeder  der  beiden  Staaten  den  Transit  geschlossener  Briefposten  den 
Dampfern  des  änderen  Staates  zu  gestatten  habe.  Preußen  griff  diese  Vertrags* 
bcstimmung  auf  und  knüpfte  Verhandlungen  an,  um  eine  Beförderung  ge- 
schlossener preußischer  Briefpakete  über  Belgien  und  England  mit  englischen 
Schiffen  nach  Amerika  zu  erreichen.   Prculk*ns  Bemühungen  waren  von  Erfolg 

gekrönt.   Durch  Vertrag  vom  — ~*  185a  wurde  mit  den  Vereinigten 

"  20.  August  ^ 

Staaten  die  Beförderung  geschlossener  Posten  auf  dem  genannten  Wege  ver- 
einbart. Man  erreichte  hierdurch  eine  erhebliche  Beschleunigung  der  Be- 
förderung, da  man  für  die  deutsch  -  nnierikanische  Korrespondenz  anC^er  den 
nur  alle  14  Tage  verkehrenden  New  Vork-Üremer  Damptcrn  jetzt  aucii  die 
englischen  Cunard-Dampfer,  die  seit  1848  wöchentlich  fuhren,  benutzen  konnte. 
Da^  P(>)i<)  wurde  gegen  den  früher  auf  dem  Wege  über  jSngland  geltenden 
Tarif  erheblich  ermäiMgt  und  auf  i  Sgr.  (  ^oCts.)  festgesetzt,  und  zwar  setzte 
sich  dieser  Betrag  zusammen  aus  s  Cts.  amerikanischem,  20  Cts.  See-,  britischem 
und  belgischem  Porto  und  5  Cts.  preußischem  bz.  deutschem  Vereinsporto 
(der  deutsche  Postverein  war  inzwischen  ins  Leben  getreten).  Damit  durch 
diese  neue,  billige  und  häufigere  BefOrderungsgelegenheit  der  bremischen  Linie 
nicht  der  größte  Teil  der  deutsch  -  amerikanischen  Korrespondenz  und  damit 
der  Portoeinnahmen  entzogen  werde,  beschlossen  die  amerikanische  unci 
bremische  Regierung,  das  Seeporto  auf  ihrer  Linie  auf  lo  Cts.  und  das  deutsche 
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Porto  auf  5  Cts.  herabzusetzen,  so  dafi  ein  Brief  von  Deutschland  nach  New  York 
seit  dem  Inkrafttreten  der  Neuerung,  dem  15.  August  1853,  nur  noch  6'/.j  Sgr. 
kostete,  also  b'  Sgr.  weniger,  als  bei  der  Beföivierung  über  England.  Die 
Folue  war,  dais  der  teuerere  Weg  haupt'^ächlich  iUr  die  eiligeren  Hriefe  des 
Handelsverkehrs  benutzt  wurde,  wahrend  der  deutsche  Kauimann  in  nicht 
dringenden  Angelegenbetten ,  sowie  der  Privatmann,  Handwerker  und  Land- 
bewohner, welche  damals  zahlreiche  Verwandte  jenseits  des  Ozeans  hatten, 
ihre  weniger  eiligen  Sendungen  den  Bremer  Schiffen  zu  einem  für  die  damalige 
Zeit  erstaunlich  wohüeilen  Preise  anvertrauen  konnten. 


Weitere  Entwickelung  des  Postverkehrs  mit  den 
deutsehen  KriegssehifTen  im  Auslande. 

t'ber  die  Einrichtung  und  Wuksamkeit  der  auf  den  deutschen  Kriegsschiffen 
im  Ausland  und  bei  dem  deutschen  Marinelazarett  in  Yokohama  bestehenden 
Marineschifeposten  hat  das  Archiv  in  Nr.  21  für  1897,  S.  633  u.  f.,  eingehend 
berichtet.  Inzwischen  sind  flir  den  Verkehr  mit  diesen  Schiffsposten  ver- 
schiedene wichtige  Neuerungen  getroffen  worden.  An  die  Stelle  der 
Weltpostvereinstaxen  sind  die  internen  deutschen  Portosätze  getreten;  die  Ab- 
rechnung zwischen  der  Reichspostverwaltung  und  der  Reichsmarineverwaltung 
Ober  den  Briefverkehr  mit  den  Kriegsschiffen  ist  völlig  umgestaltet  worden; 
unfrankierte  und  unzureichend  frankierte  Rriefsendungen  sind  nicht  mehr  von 
der  Beförderung  durch  die  Marineschiftsposten  ausgeschlossen.  Es  verlohnt 
wohl,  auf  diese  Neuerungen  etwas  näher  einzugehen. 

Als  die  deutschen  MariMachi&posten  ins  Leben  gerufen  wurden  —  sie 
traten  am  1.  Oktober  und  1.  November  1895  zunichst  auf  ein^^en  Kriegs- 
schiffen versuchsweise  in  Tätigkeit;  auf  den  anderen  im  Auslande  befindlichen 
deutschen  Kriegsschiffen  und  bei  dem  deutschen  Marinelazarett  in  Yokohama 
wurden  Schiffsposten  im  Laufe  des  Jahres  1897  eingerichtet  — ,  fanden  fUr  den 
Verkehr  mit  ihnen  ausschließlich  die  FrankosHtze  des  Weltpostvereins 
Anwendung.  Für  gewisse  Gattungen  von  Sendungen  galten  allerdings  er- 
mäßigte Po rtosiftze,  nämlich  für  Oftiziersbriefe  bis  zum  Gewichte  von 
60  g  nach  und  von  den  Kriegsschiffen  dei  Satz  von  20  Pf.,  für  Mannschaffs- 
briefe  desselben  Gewichts,  ebenfalls  nach  und  von  den  Schiffen,  der  Satz  von 
10  Pf.,  und  endlich  seit  1897  fUr  private  Postkarten,  aber  nur  filr  die  Richtung 
von  den  Schiffen,  der  Satz  von  5  Pf.  Diese  PortovergQnstigungen  stellten  indes 
nur  scheinbar  eine  Abweichung  von  den  VVcltpostvcreinstaxen  dar.  In 
Wirklichkeit  lag  die  Sache  so,  dai.>  zwar  die  Absender  der  betreffenden 
Sendungen  niedrigere  Portobeträge  zu  entrichten  hatten,  dalS  aber  der  Post- 
Verwaltung  das  volle  Porto  für  die  Sendungen  2ufloß,  indem  der 
Unterschied  zwischen  dem  Weltpostvereinsporto  und  dem  vom  Absender  ge- 
zahlten ermäßigten  Porto  von  der  Reichsmarineverwalfung  im  Abrechnungsweg 
an  die  Reichspostverwaltuag  vergütet  wurde.  In  gleicher  Weise  hatte  die 
Relchsmtrineverwaltung  fDr  ihre  dienstlichen  Sendungen,  welche  die  Post  nach 
und  von  den  Kriegsschiffen  ohne  Portoansatz  beförderte,  tatstfchlich  die  Welt- 
postvereinstaxen zu  entrichten,  da  sie  auch  für  diese  Sendungen  entsprechende 
Vergütungen  an  die  Postkasse  zu  zahlen  hatte. 

Bis  Ende  April  1899  behielten  die  Weitpostvcreinstaxcn  für  den  ßriefpost- 
austausch  zwischen  Deutschtand  und  seinen  Kriegsschiffen  Geltung.  Vom 
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I.  Mai  1899  ab  wurden  sie  jedoch  —  im  Zusammenhange  mit  der  zu  dem- 
selben Zeilpunkte  JurchgefUhrten  gleichartigen  Herabsetzung  der  Gebühren  für 
die  zwii^chen  Deutschland  und  den  deutschen  Kolonien  ausgetauschten  Brief- 
sendungen —  durch  die  Portosfltze  und  Gewichtsstufen  des  inneren 
deutschen  Verkehrs  ersetzt.  Die  Handhabe  zu  diesem  Vorgehen  bot  der 
von  dem  Austausche  geschlossener  Briefposten  mit  den  Kriegsschitfen  handelnde 
Artikel  15  des  Weltpostvertrags,  wo  es  im  "  2  heißt:  »Die  in  Anwendung  zu 
bringenden  Tarife  und  Versendungsbedingungen  werden  von  der  Postverwaltung 
desjenigen  Landes,  welchem  die  Schiffe  angehören,  nach  Mafigabe  ihrer  in- 
lllndischen  Verordnungen  bestimmt.«  Als  später  (vom  i.  April  IQOO  ab)  ftlr 
den  inneren  Verkehr  Deutschlands  das  einfache  Briefgewicht  von  15  auf  20  g 
erhöht  und  in  den  Geschäftspapicren  eine  neue  Gattung  von  Briefsendungen 
geschaffen  wurde,  kamen  dieselben  Krlcicliterungen  auch  für  den  Verkehr 
mit  den  Marineschif&posten  zur  Einführung.  Ebenso  findet  die  schon 
früher,  nämlich  vom  1.  Februar  1900  ab,  fllr  den  Verkehr  Deutschlands  mit 
den  deutschen  Kolonien  «getroffene  Anordnung,  daß  Drucksachen  (seit  dem 
I.April  1900  auch  Geschattspapiere  sowie  zusammengepackte  Drucksachen  und 
Geschäftspapiere)  bis  zu  einem  Meistgewichte  von  2  kg  (statt  wie  im  inneren 
deutschen  Verkehre  bis  i  kg)  zugelassen  sind  und  daß  die  Taxe  Dir  eine 
Sendung  dieser  Art  von  mehr  als  i  bis  2  kg  60  Pf.  beträgt,  auch  auf  den 
Postaustausch  mit  den  Marincschiffsposten  Anwendung.  Die  von  früher  her 
bestehende  Beschränkung,  dab  Warenproben  und  eingeschriebene  Briefsendungen 
aller  Art  von  der  Beförderung  durch  die  Marineschifisposten  ausgeschlossen 
sind,  ist  auch  nach  Einführung  der  Inlandstaxen  bestehen  geblieben.  Ebenso 
ist  nichts  daran  geändert  worden,  daß  für  Mannschaftsbriefe  bis  60  g  ein  er- 
mäßigter Portosatz  von  10  Pf.  gilt  und  daß  die  dienstlichen  Briefsendungen 
der  Marinebehörden  ohne  Ansatz  von  Porto  befördert  werden.  Dagegen  be- 
stehen für  Ofliziersbriele  und  für  private  Poatkarlen  seit  dem  1.  Mai  1899 
keine  PoriovergUnstigungen  mehr,  weil  die  jetzt  allgemein  anzuwendenden 
inländischen  deutschen  Taxen  günstiger  oder  ebenso  günstig  sind  wie  die  für 
diese  Sendungen  früher  erhobenen  ermüßigten  Portosätze.  Die  Weltpostkarten 
mit  dem  Aufdrucke  »Nur  für  Marine-Schitispostcna,  die  früher  auf  den  Kriegs- 
schiffen verwendet  und  zum  Preise  von  5  Pf.  für  das  Stück  abgegeben  wurden, 
sind  seit  Einführung  der  deutschen  Inlandstaxen  weggefallen,  weil  jetzt  ein 
Bedürfnis,  bei  den  Marinc^chiffspostcn  andere  als  die  gewöhnlichen  Postkarten 
zu  verwenden,  nicht  mehr  besteht. 

Die  Abrechnung  über  die  von  der  Heichsmarineverwallung 
an  die  Reichspostverwaltung  zu  vergütenden  Portobeträge 
konnte  nach  EinfUlirung  der  internen  deutschen  Portosätze  in  der  bisherigen 
Form  nicht  bcibchahen  werden,  da  nicht  nur  der  Kreis  der  in  Jic  Ab- 
rechnung ein/uleziehcnden  Sendungen  —  früher  dienstliche  SenJuiigen, 
Offi/.iersbriete  von  mehr  als  13  bis  60  g,  Mana:schaftsbriefe  bis  60  g  und 
private  Postkarten,  jetzt  aufier  dienstlichen  Sendungen  nur  Mannschaftsbriefie 
von  mehr  als  20  bis  60  g  —  erheblich  enger  geworden,  sondern  auch  eine 
Ermai>imin^  der  für  die  einzelnen  Sendungen  an  die  Postverwaltung  zu 
erstattenden  Gebührenbetriige  eingetreten  war.  Bis  zum  i.  Mai  1899  fand 
die  Abrechnung  zwischen  den  beiden  Verwaltungen,  abgesehen  von  der 
Abrechnung  über  die  privaten  Postkarten,  die  besonders  erledigt  «rurde, 
in  der  Weise  statt,  daß  fortlaufend  das  Gewicht  der  abrechnungs- 
pflichtigen  Briefsendungen,  getrennt  nach  Briefen  alier  Art  und 
dienstlichen  Postkarten  einerseits  und  .sonstigen  dienstlichen  Briefsendungen 
andererseits,  ermittelt  und  für  jedes  Kilogramm  Sendungen  ein  fester 
Vergütungssatz  —  für  die  Briefe  und  dienstlichen  Postkarten  7  Mark 
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94  Pf.,  ftlr  die  and^vn  Sendungen  i  Mark  —  angewendet  wurde.  Dieses 
Abrcchnungssystem  wurde,  da  die  fortlaufenden  Gewichtsfeststellungen  und  die 
darüber  in  die  Briefkarten  aufzunehmenden  Vermerke  den  Dienstbetrieb  sowohl 
beim  Marinepostbureau  wie  auch  bei  den  Marincschitisposten  erheblich  er- 
schwerten, mit  Einfllbraug  der  Iniandsportostttze  au^ehoben,  und  es  wurde 
statt  dessen  vereinbart,  dä&  die  Reichsman'neverwaltung  fllr  Beförderung  der 
Marinebriefsendungen  fortan  an  die  Reichspostverwaltung  eine  Bausch  Ver- 
gütung zu  zahlen  hat.  Letztere  ist  auf  jährlich  10  100  Mark  bemessen  worden, 
nachdem  in  der  Zeit  vom  1 .  Mai  bis  Ende  Oktober  1 899  Uber  die  Stückzahl 
der  abrechnung^i^ichtigen  Briebenduogen  und  die  fllr  diese  zu  vergütenden 
Gebtthrensfltze  genaue  Aufzeichnungen  geführt  worden  waren.  Die  Bausch- 
vergütung gilt  auf  unbestimmte  Zeit  mit  der  Maßgabe,  daß  jede  Verwaltung, 
wenn  ihr  dies  aus  besonderen  Gründen  angezeigt  erscheint,  ihre  Neuermittelung 
zu  verlangen  berechtigt  ist. 

Unfrankierte  und  unzureichend  frankierte  Briefsendungen 
waren  früher  von  der  Beförderung  durch  das  Marineposlbureau  und  die 
Marineschiffsposten  ausgeschlossen.  Sollten  Sendungen  an  Personen  der 
Schitfsbesatzungen  im  Auslande  nicht  frankiert  oder  nicht  ausreichend  frankiert 
versandt  werden,  so  konnte  dies  bestimmungsgemtlll  nur  auf  dem  gewöhn- 
lichen Postwege  geschehen,  und  die  Sendungen  muftten  zu  dem  Zwecke 
vom  Absender  mit  der  Angabe  eines  Bestimmungsorts  versehen  werden. 
Diese  Vorschrift  gab  in  der  Praxis  zu  allerlei  Ünzuträglichkeiten  Anlaß.  Denn 
in  den  nicht  seltenen  hallen,  in  denen  Sendungen  an  Angehörige  der  Kriegs- 
icbUfe  nicht  oder  nidit  ausreichend  frankiert  zur  Post  gegel>en  wurden, 
handelte  es  sich  fast  immer  nur  um  ein  Versehen  des  Absenders.  Dieser 
hafte  gar  nicht  die  Absicht  gehabt,  seine  Sendung  ohne  genügende  Frankierung 
abzusenden  und  hatte  diese  daher  auch  nicht  zur  Versendung  im  gewöhnlichen 
Postweg  eingerichtet,  insbesondere  keinen  Bestimmungsort  angegeben.  So 
konnten  die  Sendungen  dieser  Art,  da  ihre  Ud>erweisung  an  das  Marine- 
postbureau nach  den  bestehenden  Bestimmungen  ausgeschlossen  war,  vielfach 
überhaupt  nicht  zur  Ahsendung  kommen  und  mutjten  u.  U.  beim  Ausschusse 
zur  Erölfnung  unbestellbarer  Postsendungen  bchuts  Ermittelung  des  Absenders 
geOfinet  werdeo.  Oft  gelang  auch  die  Ermittelung  des  Absenders  nicht,  und 
die  Sendungen  wurden,  wenn  sich  Absender  oder  Emptenger  nicht  noch 
nachtr.tglich  meldete,  vernichtet. 

Um  diese  ünzutrüglichkeifen  zu  beseitigen,  wurde  im  Juni  1899  bestimmt, 
die  an  Personen  der  Besatzungen  der  Kriegsschiffe  gerichteten  unfran  kierten 
und  ungenügend  frankierten  Briefsendungen  —  jedoch  mit  Aus- 
nahme der  auch  sonst  von  der  Beförderung  ausgeschlossenen  unfrankierten 
Drucksachen  —  sollten  von  den  Aufgabepo^-tanstalten  an  das  Marinepost- 
bureau  Ubersandt  werden,  wenn  sich  der  Absender  nicht  genannt  habe 
und  daher  die  Rückgabe  der  Sendung  an  diesen  nicht  möglich  sei;  das 
Marinepostbureau  sollte  die  Sendungen,  fiiQs  nicht  im  Einzelfolle  Bedenken 
degegen  bestanden,  mit  dem  Namen  des  Bestimmungsorts  versehen  imd  im 
gewöhnlichen  Postweg  absenden.  Der  Frankierungszwang  für  Marine- 
briefsendungen wurde  damit  zwar  grundsatzlich  beibehalten,  doch  war  durch 
die  neue  Vorschrift  die  Möglichkeit  gegeben,  daß  nicht  frankierte  oder  nicht 
genügend  fiiinkierte  Briefsendungen  den  auf  den  Kriegsschiffen  befindlichen 
Empfüngern  auf  dem  Wege  Uber  das  Marinepostbureau  zugeführt  werden 
konnten,  allerdings,  da  die  Versendung  nicht  durch  Vermittelung  der  Marine- 
schiffsposten  erfolgte,  nur  gegen  Zahlung  der  hohen  Weltpostvereinstaxen. 

Eine  weitere  grundatzliche  Änderung  in  der  Behandlung  der  an  Personen 
der  Kriegsscbiffbesatzungen  vorkommenden  nicht  frankierten  und  nicht  aus- 
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reichend  frankierten  Briefsendungen  trat  mit  dem  i.  November  iqoi  insofern 
ein,  als  seitdem  Sendungen  dieser  Art  den  Marineschiff^-posten  zu- 
geführt werden  dUrfen.  Zwar  wurde  auch  damals  der  Grundsatz,  dal» 
die  durch  die  Marineschi&posten  zu  befSOrdemderi  Sendungen  frankie'rt  sein 
sollen,  aufrecht  erhallen,  und  es  ist  daher  auch  'die  Bestimihung  bestehen  ge- 
blieben, daß  nicht  frankierte  und  nicht  ausreichend  frankierte  Marinebrief- 
sendungen. \vcnn  sich  der  Absender  genannt  hat,  an  diesen  zur  Vervollständi- 
gung der  Frankierung  zurückgegeben  werden  sollen.  Ist  der  Absender  aber 
nicht  angegeben,  so  sind  die  Sendungen  —  mit  Ausnahme  der  nach  wie  vor 
überhaupt  unzulässigen  unfrankierten  Drucksachen  und  Geschliftspapiere  —  an 
das  Marinepostbureau  zu  überweisen.  Dieses  hat  die  Sendungen  auszutaxiercn 
und  gleich  den  ausreichend  frankierten  Sendungen  in  die  Kartenschlüsse  auf 
die  Marineschitisposten  aufzuncluncn.  Die  Austaxierung  erfolgt  nach  Maßgabe 
der  für  den  inneren  Verkehr  Deutschlands  geltenden  Vorschriften;  dabei  wird 
der  für  Mannschaftsbriefe  von  mehr  als  20  bis  60  g  bestehenden  Porto- 
vergUnstigung  Rechnung  getragen. 

Die  von  den  Kmptüngern  einzuziehenden  Portobeträge  werden  den  .Marine- 
schiäsposten  in  den  Brief  karten  zutaxiert.  Um  eine  umständliche  Ab- 
rechnung zwischen  der  Relcfasmarineverwaltung  und  der  Reichspostverwaltung 
über  die  zutaxierten  und  von  den  Empfängern  entrichteten  Summen  zu 
vermeiden,  ist  die  Einrichtung  getrotfen  worden,  da(5  die  Marineschiffsposten 
die  emgezogenen  Beträge  in  den  Karten,  in  denen  die  Anrechnung  erfolgt  ist, 
durch  Freimarken  zu  verrechnen  haben;  dies  hat  möglichst  durch  Frei- 
marken zu  50  Pf.,  die  den  Schi&posten  zu  dem  Zwecke  geliefert  worden  sind, 
zu  geschehen.  Sind  Portobetrage  uneinziehbar,  so  werden  sie  auf  das  Marine- 
postbureau in  einer  Briefkarte  zurückgerechnet.  Die  Prüfung,  ob  alle  den 
Marineschiäsposten  zutaxierlen  Beträge  richtig  durch  Freimarken  verrechnet 
oder  auf  das  Marinepostbureau  zurOckgcrecbnet  worden  sind,  ertulgt  durch 
die  Postämter  der  Heimatsstation  der  Kriegsschiffe,  also  durch  die  Postämter 
in  Kiel  und  Wilhelmshaven.  Uin  diese  Prüfung  zu  errnöt^lichen ,  haben  die 
Schiffsposten  die  ihnen  zugegangenen  Briefkarten  nach  Beendigung  der  Reise 
oder  bei  längeren  Reisen  am  Ende  jedes  Jahres  an  das  betreffende  Postamt 
einzusenden,  und  das  Marinepostbureau  Oberweist  den  Postümlem  Zusammen- 
stellungen tlber  die  von  den  einzelnen  SchilBsposten  zurttckgerechneten  Porto- 
betrl^e. 

Der  Umfang  der  durch  das  Marinepo^thn  reau  mit  den  Kriegs - 
schitten  ausgetauschten  Korrespondenz  liai,  seitdem  aui  allen  im  Aus- 
lande befindlichen  Kriegsschiffen  Schififeposten  unterhalten  werden,  also  seit  1897, 
außerordentlich  zugenommen.    Es  betrug 

a)  in  iler  Richtung  nach  den 

Schiffen:  189S  1809  1900  1901 

die  Zahl  der  Briefposten . .        3152       3  4^5         3  9' 3  4621 
die  Zahl  der  in  den  Brief- 
posten enthaltenen 

Briefe  und  Postkarten.     240483    265357       G46  oou  1219600 
anderen  Sendungen..      75200      80440       137222  309100; 

b)  in  der  Richtung  von  den 
Schiffen : 

die  Zahl  der  Briefposten.  .        1  315        >  385  2001  2320 

die  Zahl  der  in  den  Brief- 
posten enthaltenen 
Briefe  und  Postkarten.    345694   263361    1243748    1071  153 
anderen  Sendungen..       1665       2374        4^94  703^- 
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Die  erhebliche  Steigerung  ist  zum  Teil  darauf  2UrtlckaiR&hren ,  daß  sich  die 
Zahl  der  im  Auslande  befindlichen  Kriegsschiffe  von  43  im  Jahre  iSqH  auf  54 
im  Jahre  190»  vermehrt  hat.  Ohne  Zweifel  hat  aber  auch  die  durch  Ein- 
richtung der  Marineschiffsposten  eingetretene  Erleichterung  des  Verkehrs  sowie 
die  im  Jahre  1899  durchgeführte  Portoherabsetzung  dasu  beigetragen,  die 
Zahl  der  Sendungen  zu  der  heute  erreichten  Höhe  anwachsen  zu  lassen.  Für 
die  Jahie  1900  und  1901  kommt  daneben  freilich  in  Betracht,  daß  wffhrend 
der  chinesischen  Wirren  der  Briefverkehr  mit  den  in  Ostasien  behndlichen 
Kriegsschiffen  besonders  lebhaft  gewesen  ist,  umsomehr,  weil  zu  jener  Zeit  fUr 
Brieftendungen  nach  und  von  diesen  Schiffen  die  Portoüreiheiten  und  Porto- 
vergünstigungen der  Feldpost  galten. 

Bezüglich  des  .-Xus  tausc  lies  der  I^o^tanw  eisu  n  ij;en  mit  den  Kriegs- 
Schiffen  sind  in  den  letzten  Jahren  grundsatziiche  Änderungen  nicht  emr 
getreten.  Der  Umfang  des  Postanweisungsverkehrs  mit  den  Marineschi&poslen 
hat  in  den  letzten  Jahren  ebenfalls  erheblich  zugenommen,  allerdings  nicht 
ganz  in  demselben  Mafie  wie  der  Briefverkehn  Der  Betrag  der  Postanweisungen 
machte  aus 

•       .       »•  u  '898  1899  I9CO  1901 

in  der  Richtung  - 

^  link  Mufe  Muk  Maifc 

nach  den  Schiffen    .      184976      193  221      211  193  369094 

von     -         -      ...     r  56^  327    I  718971     2261099  3055557. 

Wenn  der  Postanwci^iingsverkehr  von  den  .Schiffen  den  der  'itn 'gekehlten 
Richtung  erheblich  übersteigt,  so  liegt  dies  daran,  daß  die  Po^t;ln\vei^ung  von 
den  Angehörigen  der  Schitisbesalzungen  besonders  gern  dazu  benutzt  wird, 
unterwegs  ^machte  Ersparnisse  in  die  Heimat  zu  senden. 


Venezuela. 

Von  Ober -Postinspektor  W.  Meyer  in  Berlin. 

Den  nördlichsten  Teil  des  südamerikanischen  Festlandes  nimmt  Venezuela 
ein,  ein  Land,  das  mit  einem  Flächeninhalte  von  rund  iVs^Hionen  qkm 

etwa  dreimal  so  groß  ist  als  Frankreich  und  doch  nur  von  wenig  mehr  als 
2'  2  Millionen  Menschen  bewohnt  wird,  ein  I^nd,  das  reiche  Naturschätze 
birgt  und  die  Vorbedingungen  f&r  ein  Gedeihen  aller  E^eiiissweige  berilzt, 
trotzdem  aber  in  seiner  Entwickelung  mehr  zurtlckgeblieben  oder  vielmehr 

zurückgekommen  ist,  als  andere  Länder  in  weit  weniger  glinstiger  Lage. 

Venezuela  wird  im  Westen  von  den  Kordilleren,  iin  Süden  und  Osten 
von  den  Erhebungen  des  Berglandes  von  Guyana,  im  Norden  und  Nordosten 
von  dem  Karibischen  Meere  begrenzt.  Auslitufer  der  Kordilleren,  mit  aus- 
geprVgtem  Hochgebirgscharakter,  ziehen  sich  in  nordCstlicIier  Richtung  in  das 
venezolanische  (jehiel  hinein  htv  zum  Golfo  triste,  wührend  das  Rergland  von 
(juvana  nur  niedrige  Hügelketten  entsendet,  die  aber  einen  weiten  Teil  des 
Landes  bedecken.  Entlang  der  Nordküsle,  vom  GoUo  triste  bis  zur  Halbinsel 
Paria,  verliluft  das  Karibische  Gebirge.  Zwischen  den  HOhenzOgen  dehnen 
sich  große  Ebenen  mit  dürftigem  Baumwuchs  aus,  Llanos  genannt,  an  deren 
•südöstlichem  Rande  der  Hauptstrom  Venezuelas,  der  Orinoko,  dem  Meere 
zustrebt.  Er  mündet  in  einem  großen  und  reichgeglicderten  Delta.  Was 
ihn  vor  allen  Wasserlfiufen  der  Erde  auszeichnet,  ist  seine  natürliche  Ver- 
bindung mit  einem  anderen  selbständigen  Stromgebiete,  dem  des  Amazonas; 
sie  kommt  bekanntlich  dadurch  zustande,  daß  der  Orinoko  in  seinem  Ober- 
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laufe  <ich  in  zwei  Arme  teilt,  von  denen  der  eine  unter  dem  Namen  Casiquiare 
sich  mit  dem  Rio  Negro,  einem  Nebenflüsse  des  Amazonas,  vereinigt. 

Das  wichtigste  Binnengewässer  in  Venecoela  ist  der  Valenciasee.  Etwa 
ao  Flüsse  mUnden  in  ihn.  Die  Ufer  sind  fruchtbar  und  stark  bebaut.  Der 
See  hat  die  stattliche  Flflchenausdchnung  von  550  qkm,  nimmt  aber  infolge 
von  Ablagerungen  aus  den  ZutiUssen  an  Größe  beständig  ab.  Wie  schnell 
sich  die  Verkleinerung  vollzieht,  lehrt  ein  Blick  auf  die  Lage  der  Stadt,  die 
dem  See  den  Namen  gegeben;  Valencia  war  im  16.  Jahrhundert  nur  3*/«  km 
von  dem  See  entfernt  —  heute  betrögt  der  Abstand  1  5  km. 

Den  Charakter  eines  Binnengewässers  hat  auch  die  Lagune  von  Maracaibo, 
eine  Fortsetzung  des  gleichnamigen  Golfes,  mit  dem  sie  durch  eine  schmale 
Wasserstraße  verbunden  ist.  Die  Benutzung  der  tetztwen  wird  durch  eine 
gefilhrliche  Barre  erschwert. 

Die  Küsten  sind  im  Norden  flach,  im  Nordosten  meist  steil  mit  schmalem 
Uferstreifen.  Vorgelagert  ist  ihnen  eine  Reihe  von  Inseln,  die  fast  alle  zu 
den  Ausläufern  der  festländischen  Gebirge  gerechnet  werden  müssen.  Gerade 
die  bedeutendsten  dieser  Inseln  befinden  sich  in  fremdem  Besitze;  Trinidad 
gehört  den  Engländern,  Cura^ao  den  Niederländern. 

Venezuela  liegt  mit  seinem  ganzen  Gebiet  innerhalb  der  heilten  Zone.  An 
der  Küste  und  in  den  LIanos  Uberschrcilel  die  mittlere  Tagestemperatiir  30°  C. 
Dennoch  ist  das  Klima  nicht  ungesund,  wenn  auch  stellenweise  die  gefürchteteii 
Tropenfieber  auftreten.  Durchaus  gesunde  Verhiltnisse  herrschen  in  den 
Gebirgsgegenden,  die  zwischen  600  und  2000  m  Höhe  die  Eigenschaften  der 
gemäßigten  Zone  besitzen.  Da  Erhebungen  !^is  zu  4600  m  vorkommen,  so 
weist  das  Land  alle  Formen  der  Ptiaiizenw elt  auf,  von  den  Kakteen  und 
tropischen  ürwüldern  der  Niederungen  bis  zu  dem  verkrüppelten  Gebüsch 
und  den  Öden  Grasflflchen  des  Hodigebirges.  Aus  demselben  Grunde  zeigt 
auch  die  Tierwelt  eine  große  Mannigfiätigkeit. 

Das  Klima  ist  selbstverständlich  von  bestimmendem  Einfluß  auf  die 
Besiedeiung  des  Landes.  Am  schwächsten  bevölkert  sind  die  LIanos,  die 
sumpfige  Umgebung  des  Maracaibosees  und  die  Hochgebirgslandschaft  Merida. 
Unter  den  gemMfiigt  wannen  Gebirgslandschaften  haben  die  in  der  Nahe  der 
Küste  gelegenen  erklärlicherweise  den  Vorzug  erhalten.  In  dem  Karibischen 
Gebirge  drängt  sich  der  überwiegende  Teil  der  Bewohner  des  Landes  zu- 
sammen: hier  liegen  fast  alle  größeren  Städte,  darunter  die  Hauptstadt  Caracas; 
hier  haben  die  Intelligenz  und  die  grOfite  Arbdiakraft  ihren  ^tz.  Die  BOrger- 
kriege,  an  denen  die  Republik  krankt,  werden  stets  durch  den  endgtiltigen 
Besitz  dieses  Gebiets  entschieden. 

Die  Geschichte  Venezuelas  reicht  bis  auf  Columbus  zurück,  der  auf 
seiner  dritten  Reise,  am  31.  Juli  1498,  die  Küste  von  Paria  entdeckte.  Im 
folgenden  Jahre  unternahmen  Alonso  de  Ojeda,  Juan  de  la  Cosa  und 
Amerigo  Vespucci  eine  Forschungsfahrt  entlang  der  ganzen  Nordküste  des 
südamerikanischen  Festlandes.  Dabei  gelangten  sie  auch  in  den  Golf  von 
Maracaibo,  an  dessen  Ulern  sie  ein  indianisches  Pfahlbaulendorf  vorfanden. 
Die  Anlage  des  Dorfes  erinnerte  sie  so  sehr  an  die  Lagunenstadt  Venedig, 
daß  sie  den  Ort  Klein -Venedig,  Venezuela,  nannten.  Der  Name  ist  spllter 
auf  das  Hinterland  ausgedehnt  worden. 

Bald  nach  der  Kntdeckim«^  wurde  auch  die  Erschließung  des  Landes  mit 
Eiter  betrieben.  Deutsche  Unternehmer  und  auch  deutsche  Abenteurer  spielten 
dabei  eine  Rolle.  Im  Jahre  15^7  verplunJete  Kaiser  Karl  V.  die  erste  von 
EuropMem  gegründete  Niederlassung,  die  KiSstenstadt  Coro,  dem  Augsburgischen 
Handelshause  der  Weiser.  Diese  setzten  nach  und  nach  eine  Reihe  von  Feld- 
hauptleuten  —  meist  Deutsche  —  ein,  die  —  wie  andere  Conquistadores  der 
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damaligm  Zeit  —  ihre  Hauptaufgabe  in  der  schnellen  Bereicherung  ihrer 
Auftraggeber  erblickten,  aber  doch  auch  viel  zur  Kenntnis  des  Landes  und 

zu  seiner  Besiedelung  beitrugen.  Auf  der  Suche  nach  Gold  gelangte  man 
schneller,  als  sonst  vielleicht  der  Fall  gewesen  würe,  in  alle  Teile  des  weiten 
Gebiets  und  lernte  die  Vorzüge  und  Nachteile  der  einzelnen  Gegenden 
kennen.  Lttndlicbe  Niederlassungen  und  Städte  wurden  in  schneller  Aufeinander- 
folge gegrOiklet  Da  die  Ausbrate  an  Edelmetallen  gering  war,  sah  man  sich 
frühzeitig  zur  Entwickelung  der  natürlichen  HUIfsquellen  des  Landes  veranlaßt. 
Ackerbau  und  Viehzucht  gelangten  zu  hoher  Blüte. 

Die  Herrschaft  der  Welser  erreichte  indes  schon  1358  ihr  Ende,  nachdem 
kurz  vorher  die  jetzige  Hauptstadt  Caracas  —  damals  Santiago  de  Leon  ge- 
nannt —  gegründet  worden  war.  Venezuela  wurde  spanische  Kronkolonie. 
Der  politische  Umschwung  hatte  für  das  Land  zunächst  keine  u,robc  Bedeutung. 
Zu  erwtfhnen  ist,  daß  die  Kolonie  in  ihren  eigenen  Angelegenheiten  ge- 
nügende Bewegungsfrdheit  behielt,  um  auch  weiterhin  wirtschaftlich  gedeihen 
zu  können.  Die  folgenden  Jahrhunderte  waren  denn  auch  ruhiger  Arbeit 
gewidmet.  Daneben  vollzog  sich  ohne  allzu  große  Stürme  die  allmähliche 
Abrundung  der  Kolonie  zu  dem  »Generalkapitanaf  von  Caracas«. 

Im  1 8.  Jahrhundert  änderte  Spanien  seine  bisherigen  Verwaltungsgrund-satze. 
Es  verlangte,  dafi  die  Kolonien  ihren  Handel  auf  das  Mutterland  beschränken,  von 
ihm  ihren  gesamten  Bedarf  an  Einfuhrgütern  entnehmen  sollten.  Ja,  einer  einzigen 
spanischen  Stadt  —  zuerst  Sevilla,  dann  Cadix  —  wurde  das  Monopol  des 
Handels  mit  den  südamerikanischen  Kolonien  erteilt.  Um  die  Maßregel  durch- 
zusetzen, legte  man  dem  Verkehre  <Iie  größten  Beschr^inkungen  auf.  Von 
einer  Regelung  des  Marktes  durch  Angebot  und  Nachfrage  war  nicht  mehr 
die  Rede.  Die  Monopol inhaber  setzten  einseitig  die  Preise  fest  und  erzielten 
unerhörte  Gewinne,  wshrend  der  Wohlstand  der  Kolonie  in  erschreckendem 
Maße  abnahm.  Unzufriedenheit  und  Erbitterung  entstanden  im  Lande,  zumal 
auch  der  innere  Handel  Venezuelas  ganz  in  die  Hände  einer  spanischen 
Gesellschaft,  der  Compalüa  Guipuzcoa,  überging,  hn  Jahre  1749  kam  es 
zum  Aufstande,  der  aber  nach  dreijährigen  wechselvollen  Kämpfen  nieder- 
geschlagen wurde. 

Die  Regierung  des  Mutterlandes  zog  aus  dieser  ersten  Unabhüngigkeitsregung 
der  Kolonie  keine  Lehre.  Die  ftHhere  Wirtschaftspolitik  wurde  forlgesetzt. 
Zwar   wurde  im  Jahre  1778  das  Monopol  der  Stadt  Cadix  aufgehoben. 

Aber  es  war  zu  sp3t.  Der  seit  hmpcm  aufgehäufte  ZUndsfofiT  konnte  sich  nur 
noch  gewaltsam  entladen.  Unaufhörliche  Aufstünde  folgten,  die  Entfremdung 
zwischen  Kolonie  und  Mutterland  stetig  vergrößernd.  Und  als  Spanien  in 
den  schweren  Kri^  mit  Napoleon  L  verwickelt  war,  benutzte  Venezuela  die 
Gelegenheit,  um  feierlich  seine  Unabhängigkeit  zu  erklaren  (19.  April  1810), 
Die  übrigen  Kolonien  folgten  diesem  Beispiele.  Man  kann  Spanien  die  An- 
erkennung nicht  versagen,  daß  es  um  seinen  Besitz  mit  Tatkraft  und  Zähigkeit 
kämpfte.  Zehn  Jahre  währte  der  Krieg  mit  Venezuela,  doppelt  so  lange  der- 
jenige mit  den  anderen  Kolonien.  Das  Ergebnis  war  die  Selbständigkeit  aller 
festländischen  Besitzungen  Spaniens. 

Venezuela,  Nuevn  Granada  und  Ecuador  schlössen  sich  zu  einer  Republik 
»Columbien«  zusammen.  Erster  Präsident  dieses  großen  Staatswesens  wurde 
Bolivar,  der  erfolgreiche  Ftlhrer  in  dem  Beft'dungskampfe,  dem  zu  Ehren  die 
Republik  Bolivia  ihren  Namen  erhielt.  Um  die  neugeschaffenen  Staaten 
politisch  zu  festigen  und  der  inneren  Gesundung  z.uzuführen,  bcdurltc  es  des 
Einschreitens  gegen  schädliche  Einzelbestrebungen,  get;cn  eine  allzu  starke 
Betätigung  des  in  den  Unobhängigkeitskämpfcn  großgezogenen  Freiheits- 
dranges.   BoUvar  scheiterte  an  dieser  Aufjgabe.  Er  verior  die  Volksgunst  und 
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man  beschuldigte  ihn  offen  monarchischer  Bestrebungen,-  ja"  selbst'  des 
Landesverrats.  So  sah  er  sich  im  Jalire  1829  zur  Amtsniederlegung  gezwungen. 
Alsbald  zeltete  sich,  was  man  an  ihm  verloren.  Der  Staat  wurde  der  Spiel- 
bali ehrgeiziger  Generale  und  löste  sich  bald  in  seine  trüheren  Bestandteile 
auf.  Venezuela,  Ecuador  usw«  bestehen  seitdem  als  sielbstBndige  Republiken. 
Zu  Erhebungen  ließ  es  das  Ruhebedürfnis  der  Bevölkerung  zuitllchst  nicht 
kommen.  Venezuela  im  besonderen  hatte  sich  längere  Zeit  einer  verhSltnis- 
mäßig  stetigen  Entwickelung  zu  erfreuen.  Überaus  stürmische  Jahre  aber 
folgten,  als  General  Monagas  {i^^"])  die  Präsidentschaft  übernahm.  Seine 
Verwaltung  mufi  eine  sehr  wenig  roustergQlt^e  gewesen  sein,  denn  sie  be- 
durfte nur  weniger  Monate,  um  weite  Kreise  des  Volkes  gegen  den  Pr^isidenten 
zu  erbittern  und  einen  ernsten  Aufstand  hervorzurufen.  Politische  Parteiun^en 
verschifrften  die  Gegensätze.  Aus  dem  Kampfe  des  Volkes  gegen  den  Präsi- 
denten wurde  schließlich  ein  Ringen  der  Liberalen  und  Konservativen  —  oder 
der  Gelben  und  der  Blauen,  wie  sie  im  Lande  hießen  —  um  die  politische 
Herrschaft.  Die  Unruhen  dauerten  fast  ununterbrochen  23  Jahre  lang,  ver- 
nichteten den  Wohlstand  des  Landes  und  untergruben  völlig  seinen  Kredit. 

Aber  ein  von  der  Natur  so  verschwenderisch  ausgestattetes  Land  wie 
Venezuela  ertiolt  sich  schnell,  sofern  nur  seine  HQIfisquellen  sich  wieder  un- 
gehindert entwickeln  können  und  eine  weise  Verwaltung  das  Gedeihen  fördert. 
Venezuela  hatte  das  Glück,  nach  Beendigung  des  Bürgerkriegs  beide  Voraus- 
setzungen erfüllt  /u  sehen.  An  die  Spitze  der  Republik  trat  1870  Guzmän 
Blanco,  der  Führer  der  siegreichen  Liberalen  im  Kampfe  gegen  die  Konser- 
vativen. Er  sorgte  mit  starker  Hand  ftlr  Ruhe  und  Ordnung  im  Lande, 
stellte  den  öffentlichen  Kredit  wieder  her,  baute  das  Netz  der  Verkehrswege 
aus  und  schuf  in  icvior  Fk/iolumg  die  Bedingungen,  linier  denen  Handel  und 
Ackerbau  zu  neuer  Blüte  gelangen  konnten.  Daneben  ve;  ]iachl;issigte  er  nicht 
die  geistigen  Interessen  des  Volkes,  die  er  besonders  durcti  Gründung  von 
Schulen  und  höheren  Lehranstalten  förderte.  Nahezu  zwei  Jahrzehnte  hielt 
Guzman  Blanco  die  Geschicke  Venezuelas  in  seinen  Hiindeo,  das  in  dieser 
Zeit  wieder  zu  einem  geordneten  Staatswesen  emporstieg. 

Schon  unter  seinem  zweiten  Nachfolger,  Andueza  Palacio,  begannen  aber 
die  Aufstände  von  neuem.  Palacio  wurde  1892  vertrieben.  Seitdem  haben 
die  Unruhen  nicht  mehr  aufgehört.  Die  gegenwärtige  Präsidentschaft  Castro 
hat  bereits  die  sechste  Empöruim  /u  verzeichnen.  Schwer  wurde  das  un- 
glückliche Land  zudem  durch  das  beständige  Sinken  der  Kaffeepreise  getroffen, 
die  seit  i6q6  auf  den  vierten  Teil  herabgegangen  sind.  Dali  unter  solchen 
Umstünden  die  Bevölkerung  immer  mehr  der  Verarmung  anheimfallen  mußte, 
liegt  auf  der  Hand.  Immerhin  ist  der  Zustand  des  Landes  kein  verzweifelter: 
eine  einzige  günstige  und  gut  bezahlte  Kaffee -Ernte  kann  den  Ausfall  von 
Jahren  wettmachen.  Vorbedingung  ist  natürlich,  wie  schon  bemerkt,  die 
Rückkehr  gesetzmäßiger  Verhältnisse,  und  gerade  darauf  dürfte  sobald  kaum 
ZU  mhnen  sein.  (Schiuf*  folgt.) 


KLEINE  MITTEILUNGEN. 

S ha  n gh a is  En Iwickel u  n g  (vgl.  Aichiv  v.  i<i(>2  S.  57qff.).  Die  Besserung, 
welche  das  Jahr  looi  dem  Mandel  (Chinas  mit  dem  .Auslande  brachte,  ist  auch 
im  wirtschaMlicheii  Leben  Shanghais  unverkennbar.  Von  den  Ereignissen,  die 
erstercn  ungünstig  beeintiulif  halten,  wirkten  zwar  die  Überschwemmungen  un 
Yangtsetal  und  die  ungeklärten  politischen  Zustünde  im  Norden  auch  auf 
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Shanghai  besonders  nachteilig;  aber  weder  unter  den  fremden  Kaufleuten  noch 
unter  den  chinesischen  kamen  Zahlungseinstellungen  in  gröi>creni  Umfange  vor. 
Während  Kode  1900  die  /.ollfreien  Niederlnpen  wie  nie  zuvor  gefüllt  waren, 
entleerten  suh  diese  im  Laufe  des  folgenden  Jahres,  so  dal^  Ende  1901  nur  noch 
unerhebliche  Bestünde  vorhanden  waren.  Äuflerlich  kommt  die  Besserung  der 
wirtschaftlichen  Verhältnisse,  wie  ein  Bericht  des  dortigen  Kaiserlichen  General- 
konsulats darlet^t,  in  der  gesteigerten  Bautätigkeit  zum  Aus.iru^ke.  die  1901 
einen  ungeahnten  Aufschwung  genommen  hat.  Kin  weiterer  Beweis  für  das 
Aufblühen  des  Ortes  ist  der  Neubau  von  Werften  und  Anlegef^tellen  für 
Seeschiffe,  Untemehniungen,  die  hauptsächlich  deutschen  Firmen  zu  verdanken 
sind.  Man  hofft  auf  eine  fernere  glänzende  Entwickelung  Shanghais  als  See- 
handelsplatz. Und  doch  sind  in  dieser  Beziehung  auch  schon  Zweifel  und 
Bedenken  laut  geworden.  Shanghais  Bedeutung  steht  und  fällt  mit  der  Schitf- 
barkeit  seines  Flusses,  des  Hwangpu,  eines  Nebenflusses  des  Yangtse.  Seit 
Jahren  hat  man  seine  allmähliche  Versandung  beobachten  können,  und  die 
größten  Ozeandainpfer  wagen  sich  schon  nicht  mehr  bis  nach  Shanghai  hinauf. 
Ängstliche  Gemüter  sahen  bereits  den  am  Einflüsse  des  Hwangpu  in  den 
Vangtse  belegenen  kleinen  Ort  Wusung  die  Stelle  Shanghais  als  Seehandels- 
stadt einnehmen  und  Shanghai  als  unbedeutende  Binnenstadt  von  ihrem  ehe- 
maligen Ruhme  zehren.  Bemühungen,  die  chinesische  Regierung  zu  einer 
Vertiefung  und  Regulierung  des  Flußbetts  zu  veranlassen,  sind  bisher  ohne 
Erfolg  gebliehen.  Im  Jahre  looi  hat  man  aber  in  Gemäßheit  einer  Be- 
stimmung des  Friedcuiprotokolls  Schritte  getan,  um  aus  Vertretern  der  fremden 
und  der  chinesischen  Interessen  Shanghais  eine  stBodige  Behörde  zu  bilden, 
welche  die  Regulierung  des  Hwangpu  überwachen  soll. 

Das  britische  Pachtgebiet  Wei-hai-wei.  Über  das  von  China  an 
Großbritannien  verpachtete  Gebiet  bringen  die  »Nachr.  f.  Handel  u.  Industrie« 

an  der  Hand  einer  britischen  Parlamentsdrucksache  einige  nähere  Mitteilungen. 
Danach  besteht  das  Ciebiet  aus  der  Insel  Liu  Kung  sowie. sämtlichen  Inseln  in 
der  Bai  von  Wei-hai-wei  und  einem  Streifen  Landes  in  der  Breite  von 
10  englischen  Meilen  längs  der  KOste  dieser  Bucht.  Wei-hai-wei  ist  der  am 
weitesten  östlich  gelegene  Hafen  an  der  Nordostküste  der  Halbinsel  Schantung. 
Die  Bai  ist  6  engl.  Meilen  lang,  3  bis  4  Meilen  breit  und  durch  einen  östlichen  und 
einen  westlichen  Zugang  leicht  zu  erreichen.  Der  östliche  Kanal  ist  2 '  Meilen 
breit,  der  westliche  73  Meilen.  Die  Insel  L.iu  Kung  liegt  ^uer  vor  der  Bai 
und  bildet  so  die  beiden  Kantfle;  ihre  Länge  betragt  2,  ihre  Breite  etwa 

Meilen;  sie  bietet  einen  vollkommenen  Schutz  für  den  Ankerplatz.  Der 
Flächeninhalt  des  ganzen  Pachtgebiets  umfaßt  285  englische  Quadratmeilen. 

Die  Insel  Liu  Kung  ist  unfruchtbar  und  fast  baumlos;  sie  wird  durch  einen 
Kumm  von  Hügeln  gebildet,  die  sich  bi>  zur  Höhe  von  ^00  Fuß  erheben. 
Die  zackigen  Gebirge  und  felsigen  Hügel  des  Festlandes  sind  bis  zu  1 500  Fufi 
hoch  und  entweder  ganz  unfruchtbar  oder  mit  Zwergtonnen  und  Zwergeichen 
bewachsen.  Die  Taler  sind  wellenförmig  und  von  zahlreichen  reißenden 
Wasserlüufen  durchzogen,  die  viel  Sand  und  Steingeröll  von  den  Bergen  mit 
mh  fiahren.  Wtfhrend  drei  Vierteln  des  Jahres  sind  diese  Flußbette  trocken. 
Die  Schichten  des  Gebildes  bestehen  aus  Lagern  von  Quarzit,  Gneis,  Kristall 
und  Kalkstein,  die  von  Gängen  vulkanischer  Felsen  und  Granitmassen  durch- 
schnitten sind.  In  dem  Gebiet  ist  von  den  Chinesen  Gold  getunJcn  worden; 
Silber,  Zinn,  Blei  und  Eisen  sollen  ebenfalls  vorkommen.  Bohrungen  nach 
Mineralien  sind  unter  Leitung  von  Europäern  noch  nicht  vorgenommen;  gold- 
haltiges Gestein  und  ein  reiches  Kalksteinlager  bat  man  dagegen  schon  gefunden. 
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Das  Pachtgebiet  umfalJt  etwa  330  Dörfer;  seine  Bevölkerung  wird  auf 
123  750  Köpfe  geschätzt.  An  lokaler  Industrie  sind  in  geringem  Umfange  nur 
die  Seilerei,  der  Bootbau,  die  Leinenweberei  und  die  Steinhauerei  vertreten. 
In  der  Mehrzahl  sind  die  chinesischen  Einwohner  entweder  Fischer  oder 
Bauern.  An  Feldfrtlchlen  werden  hauptsächlich  Mais,  Hirse,  Weizen,  süße 
Kartoffeln,  Buchweizen,  Rüben,  Bohnen  und  Erdnüsse  gezogen.  Obst  wird 
nur  sehr  wenig  gebaut.  Die  Zwergeiche  ist  in  einiger  Ausdehnung  zum 
Zwecke  der  Seidenzucht  angepflanzt.  Die  gewonnene  Rohseide  wird  an  die 
Spinnereien  in  Tschifu  verkauft. 

Abi^csehen  von  der  \'crschtffung  gesalzener  Fische  mit  chinesischen 
Dsctiunkcn  nach  dem  Süden,  hat  Wei-hai-wei  keinen  Ausfuhrhandel.  Der 
Einfuhrhandcl  ist  nicht  bedeutend  und  bedient  sich  ebenfalls  der  Dschunken ; 
er  beschrankt  sich  in  der  Hauptsache  auf  die  Zufuhr  von  Baubolz,  Brennholz 
und  Mais  aus  der  Mandschurei  sowie  von  Papier,  Töpferwaren,  Zucker  uod 
Tabak  aus  dem  Süden  Chinas.  Die  meisten  fremden  Waren,  wie  Zeugwaren, 
Garne,  Öle,  Zündhölzer  und  Zucker,  gelangen  von  Tschifu  nach  Wei-hai-wei. 

Das  üebiet  hat  im  \  crhültnisse  zu  seinem  Umfang  eine  zu  zahlreiche  Be- 
völkerung, die  zu  ernähren  es  nicht  imstande  ist,  so  daß  alljuhrlich  tausende 
der  Bewohner  nach  der  Mandschurei  und  Korea  auswandern.  Die  Arbeits- 
löhne sind  äußerst  gering. 


über  einen  neuen  Hafen  in  Südafrika  berichtet  der  »Export«,  an- 
knüpfend an  Mitteilungen  der  »Hamb.  B. -H.«:  Die  Kaprer^ierung  hat  fast 
3  000  000  Pfd.  Sterl.  ftlr  die  Verbesserung  der  Häfen  von  Kapstadt,  Messel  Bai, 
Port  Elizabeth  und  East  London  ausgeworfen.  In  East  London  und  Durban 
können  Schiffe  bis  zu  4000  Tons  auf  dem  Binnenreviere  löschen,  dagegen  sind 
größere  Scliitfe,  ebenso  wie  in  Algoa  Bai  und  Mossel  Bai,  gezwungen,  auf 
offener,  noch  dazu  sehr  gefährlicher  Reede  zu  ankern.  In  allen  Häfen  Süd- 
afrikas, mit  Ausnahme  von  Kapstadt,  ist  es  nichts  Seltenes,  dafi  Dampfer  bei 
schlechtem  Wetter  weitergehen  müssen,  ohne  überhaupt  mit  dem  Lande  in 
Verkehr  getreten  zu  sein.  Etwa  60  Seemeilen  nördlich  von  Kapstadt  befindet 
sich  nun  ein  natürlicher  Hafen,  genannt  Saldanha  Bai,  in  dem  die  W'asser- 
tiefe  5  bis  18  Faden  beträgt.  Die  5  Fadengrenze  reicht  bis  auf  einige  Meter 
von  Land.  Eine  Felsenkette  von  mehr  als  einer  Seemeile  Länge  bildet  einen 
trefflichen  Wellenbrecher  und  gewährt  Schutz  gegen  alle  Winde.  Es  bedarf 
nur  geringer  Arbeit,  um  die  Boi  in  einen  ausgezeichneten  Hafen  zu  ver 
wandeln.  Das  Fehlen  von  gcnU^'endeni  P'rischwasser  war  der  Grund  dafür, 
daß  die  Bai  bisher  vernachlässigt  wurde.  Jetzt  hat  aber  eine  Kommission  in 
Kapstadt  sich  der  Angelegenheit  bemächtigt,  und  die  Arbeiten  werden  so 
schnell  wie  mOglich  gefördert,  um  die  Saldanha  Bai  zu  einem  der  ersten  Häfen 
in  Südafrika  zu  machen.  Die  Vorarbeiten  für  den  Bau  einer  80  Meilen  langen 
Eisenbahn,  welche  die  Bai  mit  der  Station  von  Porterville  Road  an  der  Haupt - 
linie  der  Bahn  zwischen  Kapstadt  und  Johannesburg  verbinden  soll,  sind  im 
Gange.  Besichtigungen  und  Vermessungen  zur  Beschaffung  von  Friscbwasser 
finden  ebenfalls  statt.  Vorläufig  sollen  Piers  gebaut  werden,  damit  der  Hafen 
möglichst  bald  dem  Verkehr  übergeben  werden  kann;  sie  sollen  später  durch 
festere  Bauten  ersetzt  werden.  Man  hofft,  daß  die  ganze  Arbeit,  nämlich  die 
Hafenbauten,  die  Wasserwerke  und  die  Eisenbahn,  in  etwa  zwei  Jahren  be- 
endet sein  wird. 
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INHALT:   Die  zweite  Beratung  des  Etats  der  Reichs- Post-  und  Telegraphtnver- 
valtung  für  das  Redinuiigsjahr  1903  im  Reichstage,  S.  193. 


Die  zweite  Beratung  des  Etats  der  Reichs -Post-  und 
Telegraphenverwaltung  für  das  Rechnung sjalir  1908 

im  Reiciistage. 

Nachdem  bei  der  ersten  Lesung  des  Reichshaushaltsetats  für  1903  vom  Post- 
etat die  Tit.  45  bis  66  der  forfdnuernden  Ausgaben  und  die  einmaligen  Ausgaben 
des  ordentlichen  und  des  auberordentiichen  Etats  der  Budgetkummi^siun  über- 
wiesen worden  waren,  begann  am  a8.  Februar  die  zweite  Beratung  des  Post- 
etais.  Sie  wurde  vom  Staatssekretlr  des  Reichs-Postamts  mit  folgender 
Rede  eingeleitet: 

«Meine  Herrt-n,  ich  niüchte  glauben,  Jal»  es  nützlich  und  förderlich  für 
die  Beratung  Ue^  Pustetats  in  diesem  hohen  H^use  sein  wird,  wenn  ich  zu- 
nächst wen^  Aufklffrungen  darüber  gebe,  weshalb  der  Etat  so,  wie  er  Ihnen 
vorit^,  au^estellt  ist.  Ich  darf  zuerst  anführen,  daß  wir  bei  den  Einnahmen 
eine  geringere  Steigerung  als  in  den  früheren  Jahren  haben  vor<:ehen  mUssen, 
weil  wir  nach  den  Erfahrungen  des  letzten  Jahres  die  Überzeugung  gewonnen 
liaben,  daß  es  vorsichtiger  sei,  uns  mit  dem  Prozentsätze,  den  wir  eingestellt 
haben,  zu  begnügen.  Denn  als  der  Etat  aufgestellt  wurde,  lagen  noch  immer 
Handel  und  Verkehr  danieder,  und  diese  Depression  konnte  naturgemäß  auf 
die  Einnahmen  der  Reichs -Post-  und  Telegrapiienverwaltung  ihren  Einfluß 
nicht  verfehlen.  Wir  haben  inzwischen  die  Wahrnehmung  gemacht,  daß  in 
der  letzten  Zeit  die  Einnahmen  wieder  etwas  reichlicher  fließen,  und  daß  die 
begiUndete  Aussicht  vorbanden  ist,  die  Einnahme  werde  im  laufenden  Etats- 
jahre nur  um  4  Millionen  Maiic  hinter  dem  Etatssoü  zurückbleiben.  W^ir  haben 
die  Überzeugung,  daß  wir  im  nöchslen  Etatsjahre,  wenn  Handel  und  V'erkehr 
in  der  seitherigen  Weise  weiter  zunehmen,  außer  den  1 5  Millionen  Steigerung, 
die  bei  Tit.  i  vorgesehen  sind,  auch  jene  4  Millionen  noch  einholen  werden, 
so  dafl  die  Mehreinnahmen  sich  auf  zirka  20  Millionen  beziffern  werden. 

(mrW  hörtl  links.) 

Wenn  nun  auch  die  Hoffnung  auf  Steigerung  der  Einnahmen  nicht  allzu 
verlockend  ist,  so  sind  in  den  Etat  doch,  soweit  es  sicii  um  Personalangelegen- 
heiten  handelt,  alle  die  Ausgaben  eingesetzt  worden,  die  wir  notwendig 
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hielten.  Ich  möchte  ausdrOcklich  hervorheben,  dafv  in  diesem  Jahre  der  Reichs- 
Pü<it-  und  Telegraphenvcrwahung  weder  bei  den  Beratungen  im  Reichsschatz- 
amte nuch  im  Bundesrat  in  Personalsachen  Abstriche  gemacht  worden  sind, 
sondern  dafl  die  Verwaltung  die  Erhöhungen  erhalten  hat,  die  ich  beantragt 
habe  und  die  ich  glaubte  beantragen  zu  müssen.    In  dem  neuen  Etat  haben, 
wie  die  Herren  ersehen  haben  werden,  die  Wünsche  auf  Stellenzulagen  und 
Teuerimgszulagen ,   die   sowohl  die  Reichs -Post-  und  Telegraphenvi-rwollung 
hegte,  als  sie  auch  seitens  des  Reichstags  mehrtach  zum  Ausdrucke  gekommen 
sind,  BerOcksichtigung  getunden.    Es  ist  femer  möglich  gewesen,  eine  Ver- 
mehrung der  etatsmäßigen  Beamten-  und  Unterbeamtenstellen  um  5070  im 
neuen  Etat  einzustellen;   davon  entfnllen   auf  die  Beamten  :::;4i.   auf  Ünter- 
beamfe  ij-iQ.    Die  Vermehrung  der  mittleren  Beamtenstellen  ergibt  eine  Be- 
lastung des  Etats  um  zirka  3'/«  Millionen,  die  der  Unterbeamtensteilen  eine 
Belastung  um  4V4  Millionen.  Alierdings  ist  es  nur  möglich,  fttr  die  Anstellung 
von  Assistenten  aooo  Stellen  neu  vorzusehen.    Den  Herren  ist  ja  aus  den 
N'erhandlungen  des  vorigen  Jahres  gegenw.frtig,  dai>  die  Heichs-Postverwaltung 
d.iniak  40(><>  Stellen  eingesetzt  hatte,  von  denen  3000  besxilligt  worden  sind. 
Daraus  gciit  doch  hervor,  daL^  der  Chef  der  Reichs  -  Postverwaltung  alles  in 
den  Etat  einsetzt,  was  Überhaupt  in  der  Möglichkeit  liegt.   Nun  hat  leider 
der  Verkehr  nicht  in  der  Weise  zugenommen,  wie  wir  seinerzeit  erwartet 
haben  und  auch  erwarten  durften.    Nach  der  Statistik   ist  die  Steigerung  in 
den  Postsendungen  um  ungefähr  50  Millionen  Stück  hinter  der  Steigerung  des 
vorigen  Jahics  zurückgeblieben,   und  die  Herren  werden  daraus  doch  den 
Schluß  ziehen  können,  daß  eine  Notwendigkeit  zur  Vermehrung  der  Beamten- 
zahl, besonders  der  ständigen  Beamten,  nicht  in  dem  Umfange  besteht, 
wie  es   notwendig   gewesen   wJire.    wenn    unsere   Zuversicht   auf  lebhaftere 
Geschüftsentwicklung   sich  erfüllt   hätte.     In   der   Assistenlengruppe  behnden 
sich   gegenwärtig   praeter   propter   8000   nicht   angestellte  Beamte.    Es  ist 
im  vorigen  Jahre  ja  sehr  eingehend  ausgeführt  worden,  daß  die  Wünsche 
der   Reichs  -  Postverwaltung  dahin   gingen,    das   Diatariat    dieser  Beamten 
möglichst   abzukürzen;   dieser  Wunsch    und    dieses  Streben    bestehen  heute 
noch.     Aber   wir   müssen  doch  auf  die   tatsächlichen   Verhältnisse  Rück- 
sicht nehmen.    Nun  hegen  die  Sachen  so:  von  diesen  8000  nicht  ange- 
stellten Beamten  sind  ungefilhr  900  bis  1000  Beamte  zur  Ableistung  des 
Militifrdiensles  beurlaubt  oder  aus  sonstigen  Gründen,  wie  Krankheit  usw., 
außer  Dicnstdifigkeit.    Dann   sind   -iooo  Beamte   mit   vorübergehenden  Aus- 
hülfen beschäftigt;  das  sind  Aushülfen  bei  Ämtern,  wo  zeitweise  im  Sommer 
oder  Winter  der  Verkehr  ausnahmsweise  stark  steigt,  also  eine  fliegende  Ko« 
lonne  von  Beamten,  die  bald  hierhin,  bald  dahin  geschickt  werden.  Dann  sind 
1000  Beamte  mit  der  Ausbildung  von  Milifüranwürtern  und  Postagenten,  2600 
mit  der  Vertretung  erkrankter  Heamteti  bald  hier,  bald  da  beschäftigt.  Danach 
bleiben   nur  etwa  1400  Beamte  in  Stellen   übrig  bei  Postümlern  erster  und 
zweiter  Klasse,  die  als  dauernde  Hülfsarbeiterstellen  anzusehen  sind  und  die 
in  etatsmäl^ige  Stellen  umgewandelt  werden  können.    Bei  dieser  Sachlage  ist 
für  uns  die  Frage  von  größter  Wichtigkeit  gewesen:  wie  kaim  man  die  Aus- 
sichten  der  Beamten   durch  weitere  l'mwandlungen  verbessern?    Wir  haben 
hier  beraten,  wir  haben  die  Ober-Posldireklionen  hinzugezogen,  wie  sich  das 
ermöglichen  laßt,  und  es  laßt  sich  nicht  anders  ermöglichen,  als  indem  man 
auch  bei  Postämtern  dritter  Klasse  —  das  sind  die  Ämter,  die  sich  in  kleinen 
Orten,  auch  in  Dörfern  betinden  —  angestellte  .Assistenten  untei bringt,  und 
zwar  bei  Ämtern   mit  zwei  nachgeordneten  Beamten  je  einen   und  bei  I-'ost- 
ämtern  dritter  Klaj.sc  mit  mehr  als  zwei  nachgeordneten  Beamten  zwei  ange- 
stellte Assistenten.    Nun  können  sich  die  Herren  dem  nicht  verschließen,  daß 
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eine  Anstellung  von  Beamten  in  solchen  kleinen  Orten  keine  verlockende  ist; 
zum  Teil  sind  Schwierigkeiten  bezüglich  der  Wohnungsverhültnisse,  zum  Teil 
Schwierigkeiten  für  die  Familie  überhaupt,  mit  Jen  Schulen  usw.  vorhanden.  . 
Es  entstehen  aber  vor  uUen  Dingen  auch  dienstliciic  Schwierigkeiten,  und  die 
liegen  darin,  dafi  der  Vorsteher  bei  einem  solchen  Poslamte  dritter  Klasse  in 
demselben  Range  und  Dienstverhältnisse  steht  wie  der  Assistent,  daß  also  der 
nachgeordnete  Beamte  gleichen  Rang  mit  seinem  Vorsteher  hat.  ^\'enn  ich 
auch  überzeugt  bin,  dali  die  groL*e  Menge  der  A>sisienten  sieh  so  verhalten 
wird,  daß  Kollisionen  mit  den  Arotsvorstehern  nicht  vorkommen  werden,  so 
ist  es  doch  immer  eine  berechtigte  Sorge,  wenn  von  Beamten,  die  bisher 
nebeneinander  gearbeitet  haben,  jetzt  einer  unter  dem  anderen  arbeiten  muß, 
dalJ  CS  da  an  Zank  und  Streit  nicht  fehlen  wird.  Sie  werden  verstehen,  dal3 
die  Reichs-Poslverwaltung  das  gröL^te  Interesse  daran  hat,  daß  der  Dienst  gut 
versdien  und  das  Publikum  gut  versorgt  wird.  Dieses  Ziel  wird  immer  leiden, 
wenn  ^wisse  Streitpunkte  «wischen  Vorgesetzten  und  Untei^benen  bei  solchen 
kleinen  Ämtern  sich  herausbilden,  wo  die  einzelnen  Beamten  in  viel  näheren 
Verkehr  mit  dem  Publikum  treten,  als  das  an  grölJeren  Orten  der  Fall  ist. 

Um  weiter  daiiin  zu  wirken,  daß  die  Anstellung  der  Assistenten  nicht  ver- 
schlechtert wird,  haben  wir  angeordnet,  dafi  bei  Postamtern  erster  und  zweiter 
Klasse  weibliche  Personen  Uberhaupt  nicht  mehr  und  bei  den  Telegraphen- 
tfmtem  erster  Klasse  nur  insoweit  eingestellt  werden,  als  es  sich  darum  handelt, 
den  Fernsprecher  zu  bedienen,  weil  wir  die  Überzeugung  haben,  dai.^  tür  den 
Fernsprechdienst  gerade  die  weiblichen  Beamten  geeignet  und  besser  geeignet 
sind  als  die  männlichen.  Wenn  Sie  im  weiteren  finden,  daß  in  diesem  Etat 
1200  neue  Zulagen  ÜQr  gehobene  Unterbeamte  ausgeworfen  sind,  so  möchte 
ich  ausdrücklich  darauf  aufmerksam  maclien,  do!>  es  >ich  nicht  darinn  handelt, 
etwa  Beamtenstellen  in  gehobene  Untci  beamicnstellcn  um/,uwaadeln ;  die^e  Zu- 
lagen sollen  vielmehr  nur  Unterbeamten  zugewendet  werden,  die  bereits  die 
Geschiffte  gehobener  Unterbeamten  wahrnehmen.  Durch  diese  Vermehrung 
der  Zulagen  werden  also  die  Aussichten  der  Assistenten  auf  Anstellung  über- 
haupt nicht  berührt. 

Aus  diesen  Gründen  werde  ich  mich  auch  gegen  den  Antrag  auf  Ver- 
mehrung der  Assistentenstellen,  der  hier  vorliegt,  erklären  mUssen,  weil  ich 
tatsächlich  nicht  in  der  Lage  sein  würde,  eine  so  große  Zahl  etatsmäßiger 
Assistentenstellen  unterzubringen.  Wie  ich  schon  ausgeführt  habe,  kann  ich 
nur  2000  Stellen  verwenden;  damit  ist  lier  Bedarf  gedeckt.  Ich  muß  noch 
hinzuIUgen,  daß,  wenn  im  vorigen  Jahre  memem  Wunsche  gemäß  4000  Stellen 
bewüi^  worden  wären,  ich  in  diesem  Jahre  nur  1000  Stellen  hätte  neu  ein- 
stellen können.  Ich  empfinde  mit  Ihnen,  daß  dadurch  die  Aussichten  der 
Beamten  sich  nicht  so  gestalten,  wie  wir  es  wünschten;  es  ist  aber  gegen  die 
Verhältnisse  nichts  zu  machen.  Sie  werden  sich  das  klarlegen  können,  wenn 
Sie  erwägen,  daß  bei  einer  so  großen  Verwaltung  wie  der  Reichs  -  Postver- 
waltung eine  gewisse  Zahl  disponibler  Beamten  vorhanden  sein  muß,  dafi  die 
\  crwaltung  leiden  würde  und  den  Dienst  nicht  gut  wahrnehmen  könnte,  wenn 
sie  immer  darauf  Rücksicht  nehmen  müßte,  ob  der  Beamte  verheiratet  ist,  ob 
er  dem  Bedürfnis  entsprechend  jeden  Augenblick  nn  eifien  anderen  Ort  ent- 
sendet werden  kann  oder  nicht.  Wir  brauchen  ein  bewegliches  Korps,  welcijcs 
jeden  Tag  und  jede  Stunde  den  Drt  wechseln  kann.  Gerade  bei  den  Post- 
arotem dritter  Klasse,  die  nicht  für  angestellte  nachgeordnete  Beamte  vorge- 
sehen sifKl,  entstehen  Schwierigkeiten  insofern.  :ils  der  Dienst  dort  naturgemäß 
niclii  M)  intensiv  ist  wie  in  großen  Orten,  sondern  daß  dort  stundenlang  nichts 
zu  tun  ist;  namentlich  der  Nachtdienst  beschränkt  sich  vielfach  nur  auf  eine 
Dienstbereitscbaft;  es  ist  meist  ein  .Wachtzimmer  vorhanden,  wo  die  jungen 
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Beamten  wolineii  und  schlafen.  Selbstverständlich  wird  die  Wahrnehmung 
des  Dienstes  er&chwert,  wenn  Verheiratete  da  sind,  fllr  die  das  viel  unbe- 
quemer wfire. 

Was  die  Gestaltung  der  AnstellungsverhSltnisse  fQr  die  Assistenten  betrifft, 
so  werden  sich  die  gegen  das  Vorjahr  nicht  verschlechtern,  wenn  Sie  die 
jodo  Stellen  bewilligen.  Jetzt  wird  am  i.  April  der  Assistent  mit  geringster 
Diatariatszeit  fünt  Jahre  neun  Monate  zurückgelegt  haben,  hinerhalb  dieses 
Jahres  wird  der  älteste  sechs  Jahr  sechs  Monate  gewartet  haben.  —  Das  ist 
dieselbe  Zeit,  noch  ein  paar  Tage  günstiger  als  im  Vorjahre. 

Die  Folgen  dieser  verzOgerten  Anstellung  werden  als  sehr  schwere  hervor- 
gehoben; ich  werde  mir  gestatten,  Ihnen  Jie  Nachteile  klar  darzulegen.  Sie 
haben  sich  einverstanden  erklart  damit,  ^len  Beamten,  die  Uber  secli^  lahre 
warten  mUssen,  die  Diüten  zu  eriiöhen.  Diese  Maßnahme  war  sehr  günstig 
für  die  Beamten;  aber  unausbleiblich  ist  dabei,  dafi  sie  gegen  die  Einnahmen 
der  angestellten  Beamten  in  einzelnen  Städten  etwas  einbüi  en,  im  ungünstigsten 
Falle  215  Mark.  Die  anderen  Folgen  sind  die,  dal.^  der  Betreffende  erstens 
keinen  Anspruch  auf  Ruhegehalt  hat,  zweitens,  wenn  er  verheiratet  ist  und  das 
Unglück  haben  sollte,  als  Nichtangestellter  zu  sterben,  tür  seine  Hinterbliebenen 
kein  Anspruch  auf  Witwen-  und  Waisengeid  besteht,  und  drittens,  dafl  er 
jederzeit  entlassen  werden  kann. 

Was  den  ersten  Punkt  anlangt,  so  hat  der  Beamte  zwar  keinen  Anspruch,  aber 
die  Verwaltung  ist  immer  so  vorgegangen,  daß,  wenn  ein  nicht  angestellter  Beamter 
dienstuntühig  wurde,  ihm  ein  Ruhegehalt  in  derselben  Höhe  bewilligt  worden 
ist  —  und  das  ist  gesetdich  zulHssig  —  wie  einem  Angestellten.  Also  da 
liegt  Iceine  Befürchtung  einer  Benachteiligung  vor.  Was  den  Anspruch  auf 
Witwen-  und  Waisengeld  betrifft,  so  hat  die  Verwaltung  in  den  Fällen,  in 
denen  Witwen-  und  W'aisengeld  nicht  hat  bewilligt  werden  können,  stets  aus 
ihren  sonstigen  Mitteln  Unterstützungen  in  Höhe  der  Beträge  gewährt,  wie  sie 
nach  dem  Gesetz  an  angestellte  Beamte  zahlbar  sein  würden. 

Ich  komme  nun  zu  dem  dritten  Punkte,  der  sich  darauf  bezieht,  daß  der 
nicht  angestellte  Beamte  in  seinen  Verhältnissen  sich  weniger  sicher  glaubt. 
Da  wollen  Sie  aber  gütigst  Uberzeugt  sein,  daß  die  Reichs-Postverwaltung  Be- 
amten gegenüber,  die  sich  gut  fuhren,  nie  von  ihrem  KUndigungsrechte  Ge- 
brauch gemacht,  vielmehr  eine  Entlassung  nur  da  v«fllgt  hat,  wo,  wenn  der 
Beamte  angestellt  gewesen  wäre,  das  Disziplinanerfahren  auf  Entlassung  ein- 
geleitet worden  wflre.  Also  auch  in  dieser  Beziehung  liegt  kein  Anlaß  zu 
Befürchtungen  vor. 

Nun  ist  es  ja  zweifellos  richtig,  dafi  der  Beamte,  wenn  er  als  nicht  enge* 
stellter  heiraten  will,  nicht  weiß,  wo  kannst  du  dein  Haus  grOnden  und  dein 
Zelt  aufschlagen.  Das  ist  ein  Nachteil,  der  gar  nicht  zu  verkennen  ist.  Es 
muß  aber  bernck'^Ichtigt  werden.  dai>  die  Beamten,  um  die  es  sich  jetzt 
handelt,  bei  uei  i<.eich.s  -  Post-  und  i  elegraphenverwaltung  zum  großen  Teil 
im  Alter  von  16  und  17  Jahren  eingetreten  sind.  Bis  zu  diesem  Alter  konnte 
der  Beamte  die  geforderte  VorbildunK  et  werben  haben;  4  Jahre  vei^Ingen, 
bis  er  sein  Exaraen  machen  konnte.  Das  Diätariat  dauert  6  bis  7  Jahre.  Der 
junge  Beamte  ist  also  26  bis  27  Jahre  alt,  wenn  er  zur  Anstellung  t,'c!angt. 
Ich  bin  der  Meinung,  daß  es  nicht  als  ein  großes  Mißgeschick  angesehen 
werden  kann,  wenn  der  Beamte  nicht  früher  eine  Ehe  eingehen  kann,  nicht 
früher  einen  festen  Ort  hat,  wo  er  sich  niederlassen  kann. 

Ich  möchte  aber  auch  nicht  unerwähnt  lassen ,  dal.^  den  Beamten  aus  der 
Anstellung  er^-t  nach  mehr  als  flintl.'ihrigem  Diätariat  in  der  späteren  Gehalts- 
festsetzung kern  Nachteil  erwächst;  denn,  wie  den  Herren  bekannt  ist,  zählt 
das  Dienstalter  des  Beamten  bei  der  Bemessung  des  Gehalls  von  dem  Zeit- 
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punkt  an,  an  dem  er  das  fünffflhrige  DiStariat  zurückgelegt  hat.  Also,  ein 
Beamter,  der  erst  nach  7  Jahren  zur  Anstellung  kUfoe,  wOrde  statt  3  Jahre 
nur  I  Jahr  auf  der  niedrigsten  Gehaltsstufe  von  1500  Mark  bleiben,  somit 

den  Verlust  vOllig  wieder  cinhoien. 

Unter  Berücksichtigung  aller  dieser  Umstände  liat  die  \'er\valtuiig  nicht 
mehr  als  2000  neue  Stellen  ausbringen  können.  Ich  möchte  glauben,  daß  das 
hohe  Haus  die  Überzeugung  gewinnen  wird,  dalS  nicht  etwa  eine  Laune  oder 
SparsamkeifsrUcksichten  die  V^erwaltung  abgehalten  haben,  mehr  Stellen  einzu- 
setzen, sondern  lediglich  die  zwingende  Notwendigkeit,  weil  wir  nicht  mehr 
Stellen  verwenden  können.« 

Im  Anschlüsse  hieran  Suflerte  der  Abgeordnete  Eickhoff  zur  Geschäfts- 
ordnung den  Wunsch,  es  möchten  spezielle  F'ragen,  insonderheit  wegen  Ver- 
mehrung der  Assisientenstellen,  erst  bei  den  betreffenden  Titeln  verhandelt 
werden,  eine  Auffassung,  der  sich  der  Präsident  anschloi^. 

Das  Wort  nahm  sodann  der  Abgeordnete  Hug,  der  die  Gesichtspunkte, 
die  der  Staatssekretlr  als  für  die  Aufstellung  des  Etats  maflgcbend  entwickelt 
hatte,  im  allgemeinen  billigte.  Es  könne  nur  gutgeheißen  werden,  datJ  die 
Einnahmen  vorsichtig  eingestellt  seien,  und  daß  die  Ausgaben  mit  Rücksicht 
auf  die  ungünstige  Finanzlage  auf  das  Notwendige  beschränkt  wUrden,  sei 
ebenfolls  gerechtfertigt.  Doch  scheine  die  Fürsorge  fbr  die  Postassistenten  nicht 
in  ausreichendem  Maße  getroffen  zu  sdn.  Der  Staatssekretär  habe  sich  zwar  bei 
der  Icfzffälirigen  Etatsberatung  nicht  mit  voller  Bestii-nintfieit  für  eine  solche 
N'ermehrung  der  Assistentcnstellen  ausf;es prochen,  daß  im  Jatire  1906  ein  Zurück- 
gehen des  Diätariats  auf  5  Jahre  eintreten  werde;  die  heute  vorgebrachten 
GrOnde,  aus  denen  die  Ausführung  seines  Vorhabens  nicht  möglich  oder  rlltUch 
sein  solle,  seien  aber  doch  nicht  als  ganz  durchschlagend  zu  erachten. 

Redner  bemerkte  weiter,  in  Baden  habe  beim  Übergant^e  der  dortigen 
Posthoheit  auf  das  Reich  mancherlei  Mii.^slimmung  und  Unzufriedenheit  ge- 
herrscht; die  Art  und  Weise  indeli,  wie  die  Reichs- Postverwaltung  ihren  Auf- 
gaben gerecht  werde,  habe  ihr  bei  der  badischen  Bevölkerung  und  namentlich 
auch  bei  den  Handelskammern  des  Landes  in  steigendem  Maße  Anerkennung 
eingetragen. 

Er  brachte  darauf  eine  Reihe  von  Wünschen  vor,  welche  die  Ermäßigung 
der  Gebuhren  für  Benutzung  der  Schlieiifächer  (letter  boxes),  die  Verlängerung 
des  Fernsprechdienstes  am  Abend,  die  Zulassung  gewöhnlicher  Paketauf- 
scbriflen  statt  der  Post  -  Paketadressen,  famer  für  den  deutsch  -  schweizerischen 
Grenzverkehr  Erleichterungen  des  Zeitungsvertriebs  und  billigere  Fernsprech- 
gebühren, sowie  den  Anschluß  von  Konstanz  an  den  Fernsprechverkehr  mit 
Basel  zum  Gegenstande  hatten.  Sodann  befl&rwortele  er  eine  Erhöhung  der 
gegenober  den  badischen  Sutten  sehr  niedrigen  WohnungsgeldzuschOsse  im 
Reiche,  insbesondere  für  die  mittleren  und  unteren  Beamten,  die  Vermehrung 
der  Assistentenstellen  auf  -^ooo,  Wiedereinführung  des  Titels  Ober  Assistent  und 
Erlaß  fester  Bestimmungen  wegen  Verleihung  des  Sekretilrtitels  an  Assistenten, 
im  weiteren  auch  Änderungen  zugunsten  der  aus  den  MilitSranwVrtern  hervor- 
gegangenen Assistenten  in  der  Berechnung  der  etatsmUfiigen  Dienstzeit  und  in 
der  Bewilligung  von  Erholungsurlaub.  Schlief^lich  trat  er  für  PK-sserstellung 
der  Posfagenten  (u.  a.  durch  Errichtung  einer  Pensionskasse  mit  Reichsunter- 
stützung und  durch  Gewährung  vermehrter  Sonntagsruhe)  ein. 

Abgeordneter  Eickhoff  gab  seiner  Genugtuung  Ausdruck,  daß  der  Staats- 
sekretär eine  weniger  pessimistische  Auffassung  über  den  Postetat  habe,  als  sie 
bei  der  ersten  Lesung  aus  der  Mitte  des  Hauses  hervorgetreten  sei.  Er  seiner- 
seits teile  durchaus  die  Meinung  derjenigen,  welche  den  Postetat  der  nächsten 
Jahre  als  einen  recht  günstigen  ansehen.    Die  Gründe  ftr  den  vorüber- 
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gehenden  großen  Ausfell  der  Einnahmen  in  den  letzten  Jahren  lügen  auf 

der  Hand  {Aufhebung  der  Privatposten,  Portoermäfiigungen ,  Änderung  des 
Fernsprecligebührenwesens).  Fs  wäre  gerechlfertigt  gewesen,  wenn  man  die 
Millel  für  die  Übernahme  der  Privatposten  auf  dem  Wege  der  Anleihe  ge- 
wonnen hatte.  Dafi  man  auch  jetzt  wieder  alle  jene  Femsprechanlagen,  die 
Ober  den  Rahmen  einer  regelmäßig  wiederkehrenden  Au^estaltung  des  Fem- 
sprechwcsen-«  liinausgehen,  nicht  auf  das  Ordinarium,  sondern  auf  das  Extra- 
ordinariuni  des  Etats  verwiesen  habe,  sei  i^anz  /u  billigen;  denn  das  seien 
tatsüchUch  werbende  Kapitalanlagen,  die  namentlich  der  Zukunft  zugute  kümen. 

Auf  Personalfragen  Obergehend  erkannte  Redner  an,  daß  eine  ganze  Reihe 
von  Wünschen  der  Beamten  auch  in  dem  neuen  Etat  wiederum  der  Erfüllung 
nüher  gebracht  sei.  Weiter  fragte  er,  weshalb  die  Gehälter  der  Postbeamten 
nicht  durchweg  vierteljährlich  ausgezahlt  würden.  Eine  solche  I''inrirlitiitit; 
würde  nicht  allein  den  Interessen  des  Personals  selbst  entsprechen,  sondern 
auch  eine  erhebliche  Verminderung  und  Erleichterung  der  KjissengeschSfte  und 
damit  eine  Ersparnis  an  Arbeitskräften  bedeuten.  —  Dai.^  der  vorjährige  Etat 
für  eine  gröl>LMe  Z.ihl  von  Beamten  der  hr)herc;i  Latift^ihn  zum  ersten  Mah- 
den Wohnungsgeldzuschuß  der  Beamten  der  fünften  Rangklasse  vorgesehen 
habe,  sei  von  ihm  lebhaft  begrüßt  worden.  Warum  sei  aber  in  diesem  Jahre 
keine  Vermehrung  der  betreffenden  Stellen  (HOtfisreferenten  sowie  Post-  und 
Tclcgrapheninspektoren)  erfolgt?  —  Die  Lage  der  höheren  Postbeamten  sei 
ohnehin  eine  nichts  wi  tiii^er  als  aussichts\olle ;  sie  würde  aber  sicher  noch 
weit  schlechter  werden,  wenn  durch  die  Presse  gegangene  Gerüchte  sich 
wirklich  bestätigten,  dai.'  eine  ganze  Reihe  von  Juristen  in  die  Postverwaltung 
Aufnahme  finden  solle.  Diese  Gerttchte  seien  zwar  offiziös  dementiert  worden; 
gleichwohl  richte  er  an  den  Staatssekretär  die  Frage,  ob  dieser  die  Einstellung 
von  Juristen  in  Zukunft  überhaupt  nicht  beabsichtige.  Erwünscht  sei  auch 
eine  bestimmte  Erklärung  des  Staatssekretärs  über  die  Aussichten  der  Anwärter 
der  höheren  Laufbahn,  so  auch  darüber,  zu  welchem  Zeitpunkte  wieder  neue 
Eleven  angenommen  werden  könnten. 

Anzuerkennen  sei  die  erhebliche  Vermehrung  der  Stellenzulagen.  Anderer* 
scits  erscheine  es  aber  nicht  iTiinder  wichtig,  einmal  die  Frage  zu  erörtern, 
ob  es  nicht  möglich  sei,  eine  einheitliche  und  gleichmübige  Behandlung 
der  Stellenzulagen  herbeizuführen;  denn  gerade  gegen  den  Mangel  einer  solchen 
einheitlichen  Behandlung  dieser  Zulagen  richteten  sich  die  meisten  Klagen. 
Redner  gmg  auf  die  Verhfiltnisse  im  einzelnen  ein,  wobei  er  u.  a.  die  Ge- 
währung solcher  Zulagen  auch  an  Direktoren  groCer  Ämter  in  der  Provinz 
befürwortete  und  es  bemängelte,  dal^  die  für  Obersekretäre,  Sekretäre  und 
Assistenten  vorgesehenen  Mazima  der  Stdienzulagen  überhaupt  nicht  gezahlt 
worden,  und  bemerkte  schließlich,  daß  die  Stellenzulagen  für  sämtliche  Be- 
amtenkalegorien  —  und  zwar,  wenn  nicht  das  Maximum,  so  doch  der  Durch- 
schnitt pensionstähig  gemacht  werden  müßten.  —  Dem  .Abgeordneten  Hug 
stimme  er  in  bezog  auf  die  Frage  des  Wohnungsgeldzuschusses  durchaus  zu: 
es  bestehe  bei  allen  Beamtenkategorien  ein  Mißverhaltnb  sondergteicben  zwiachen 
dem  Mietspreis  und  dem  Wohnungsgeldzuschusse.  Auch  in  allen  denjenigen 
Fragen  trete  er  dem  Abgeordneten  Hug  bei,  die  dieser  Uber  die  Klasse  der 
Assistenten  vorgebracht  habe. 

In  seinen  weiteren  AustUhrungen  tadelte  Redner,  daß  man  bei  der  Post- 
verwaltung Beamte  mit  dem  Bezirksaufsichtsdienste  betraue,  ohne  dalS  sie  voriier 
selbst  an  leitender  und  verantwortlicher  Stelle  tttig  gewesen  seien.  Wie 
in  einem  Artikel  «Das  Personal  wesen  in  der  Reichs-Post-  und  Telegraphen - 
\eiwaltiing«  in  der  Zeitschrift  Deutsche  Sfinmiei  zctreflcnd  ausgeführt  sei, 
dringe  wegen  dieses  Vertahiens  die  nähere  Kenntnis  des  Betriebs  in  die  Be- 
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»rksldtung  und  die  obmte  Behörde  nicht  genügend  ein,  wodurch  fQr  ein 
ttberwi^end  technisches  Institut  sich  groi^e  Nachteile  ergeben  mübten.  Er 
ineine,  man  sollte  aus  diesem  Grunde  auch  Postdirekforen ,  die  sich  bewährt 
haben,  zu  Postraten  und  später  zu  Über-Postdirekloren  befördern. 

Der  Abgeordnete  Singer  wendete  sich  zunächst  gegen  einige  Ausführungen 
des  Vorredners,  wobei  er  es  als  richtig  hinstellte,  daß  die  Verwaltung  bei 
(jbernahme  der  Privatpostanstallen  die  gezahlten  Entschädigungssummen  nicht 
ouf  die  Anleihe  übernommen  habe,  da  eine  gesunde  Finanzpolitik  einen  Be- 
darf nicht  aus  Anleihen  decken  könne,  wenn  kein  dauernder  Gegenwert  vor- 
handen sei.  Auch  dem  Vorschlage,  die  Gehliter  der  Beamten  durchweg  viertel- 
jährlich zu  zahlen,  müsse  er  widersprechen.  Bei  einer  Aufbesserung  der  Be- 
züge des  Personals  sollte  man  mit  den  unzuliinglich  besoldeten  rnterbeamten, 
besonders  den  Landbriettragern,  den  Anfang  machen.  Die  Stellenzulagen  all- 
gemein pensionsfähig  zu  maci^en,  erscheine  nicht  gerechtfertigt,  vielmehr  sei 
jeder  einzelne  Fall  fllr  sich  zu  betrachten ;  es  sei  davon  auszugehen,  dafi  diese 
Zulagen  nur  für  Orte  mit  besonderen  Teuerungsverhflltnissen  gew^ihrt  werden, 
wahrend  ein  Pensionär,  der  vor  seiner  Versetzung  in  den  Ruhestand  eine 
solche  Zulage  genossen,  in  einem  billigeren  Orte  l  nicrkuntt  tindcn  könne. 
Die  Unzufriedenheit  über  den  unzureichenden  Wohnungsgeldzuschuli  werde 
auch  von  ihm  und  seinen  Freunden  geteilt;  aber  diese  Frage  kOnne  nicht 
gelegentlich  des  Etats  einer  einzelnen  Verwaltung  erledigt  werden,  sondern 
hünge  mit  dem  allgemeinen  Servis-  und  Wohnungsgeldgesetze  zusammen,  zu 
dem  der  Reichstag  im  vorigen  Jahre  eine  Novelle  beschlossen  habe.  Dal>  die 
»mageren  Jahre«  für  die  Postverwaltung  bereits  vorUber  seien,  bezweifle  er; 
man  kOnne  es  dem  Staatssekrelir  daher  nicht  verObeln,  wenn  er  bei  Auf- 
stellung der  Einnahmen  vorsichtig  gewesen  sei. 

Mit  der  «Litzen-  und  Schleifenverordnung«  -den  neueingcfiihrten  Dienst- 
abzeichen der  Unterbeamten)  habe  der  Staatssekretär  seinen  Beamten  eine 
Überraschung  berettet;  eine  Gehaltserhöhung  wire  aber  mehr  angebracht  und 
wohl  vielen  willkommener  gewesen  als  die  Verleihung  solcher  »Kinkerlitzchen«, 
die  doch  nur  einen  rein  ^iußerlichen  Werf  hatten;  an  dieser  Auffassung  hindere 
auch  nichts  der  Umstand,  dal>  für  Unterbeamte  der  Ober-Titel  eingetUhrt 
worden  sei.  Die  Klagen  Uber  die  Besetzung  der  gehobenen  Unterbeamtenstellen 
bestanden  fort,  weil  dte  Überführung  in  diese  Stellen  nicht  nach  einem  von  der 
obersten  Verwaltung  aufgestellten  Plane  erfolge,  sondern  mehr  oder  weniger 
in  das  Belieben  der  Amtsvorsteher  gestellt  sei,  sehr  häufig  nach  (  lunst  geschehe 
und  nicht  nach  den  Ueisfungen,  bei  denen  aul  eine  solche  Stelle  Anspruch 
erhoben  werden  könne.  Auch  sei  eine  ganze  Kategorie  von  ünterbeamten  gar 
nicht  bedacht  worden,  nlimlich  das  Fahr  post  personal  auf  Nebenstrecken. 

Weshalb  die  Postverwallung  ihrem  Versprechen  auf  Mehreinsetzung  von 
.\ssistentenstellcn  nicht  nachgekommen  sei,  habe  der  Staatssekretär  nicht 
genügend  begründet.  Nach  dessen  eigenen  Angaben  gebe  es  gegen 
1400  Stellen,  die  als  notwendige  feste  Stellen  bezeichnet  worden  seien:  der 
Staatssekrelir  konnte  also  diese  1400  jedenfiills  noch  in  etatsmaftige  Assistenten- 
stellen  verwandeln,  und  könnte  daher,  wenn  er  —  statt  2000  —  3000  Stellen 
gefordert  und  bewilligt  bekommen  hMtfe,  nicht  den  Einwand  erheben,  daß  er 
keine  Stellen  fUr  die  Beamten  habe.  Festgehalten  mus.se  werden,  dal^  der 
Staatssekretär  selbst,  ebenso  wie  sein  Amtsvorgänger,  erklllrt  habe,  es  sei  das 
Ziel  der  Verwaltung,  dai>  jeder  Beamte  nach  einem  fÜnQflhrigen  Diütariat  in 
eine  feste  Stelle  komme.  Wenn  dieser,  auch  vom  F^eichstage  gebilligte  Grund- 
salz durchgeführt  werden  solle,  dann  müsse  eben  die  Zahl  der  Assistenten 
um  eine  hötiere  als  die  vom  Staatssekretär  verlangte  Summe  vermehrt  werden. 
Über  den  bestehenden  Mangel  helfe  auch  nicht  der  Umstand  hinweg,  daß  bei 
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verzögerter  An^tclUini;  in  Jen  GehaltsbezUgen  kein  Ausfall  entstehe;  denn  das 
Hauptmoment  bei  dein  N  cihmgcn  nach  lester  Anstellung  sei  die  gesicherte 
Existenz.  Wenn  der  Staatssekretär  auf  eine  Vermehrung  der  ätelien  nicht 
eingehen  wolle,  dann  sollte  wenigstens  dazu  geschritten  werden,  den  Ober 
5  Jahre  im  Diätariat  beschäftigten  Beamten  als  Tagegeld  denselben  Betrag  zu 
gewähren,  den  die  angesteülen  Renmtcn  als  Gehalt  beziehen. 

Weitere  Klagen  des  Redners  bezogen  sich  auf  die  Zahl  der  Dien'^lsinndcii, 
die  Sonntagsruhe  und  die  Beurlaubung  der  Unterbeamten,  die  noch  vieitach 
Überbürdet  seien  und  durch  Mehreinstellung  von  Kmften  entlastet  werden 
sollten,  sowie  die  Arbeitszeit  der  Femsprechgehülfinnen.  Sodann  ging  er  auf 
die  flaltung  der  Verwaltung  ihrem  Personale  gegentiber  ein,  wobei  er,  wie 
schon  früher,  den  Standpunkt  vertrat,  daß  die  Verwaltung  kein  Recht  habe, 
sich  um  die  außerdienstliche  Tätigkeit  ihrer  Beamten  zu  kümmern,  es  sei  denn, 
dafi  etwas  EhrenrQhriges,  dem  Strafgesettbuche  Verfellendes  vorgekommen  sei. 
Das  Verbot  an  die  Beamten,  ein  bestimmtes  Zeitungsorgan  zu  lesen  oder  sich 
an  gewissen  Vereinen  zu  beteiligen,  gehe  weit  über  das  Recht  der  Verwaltung 
hinaus  und  bedeute  nichts  anderes,  als  die  Beamten  in  eine  Abhängigkeit,  eine 
Art  von  Sklaverei  hineinzudrtfngen.  Dabei  knüpfte  er  an  einen  in  der  Petitions- 
kommission verhandelten  Fall  an,  in  dem  ein  Unterbeamter  nach  i6jflhrtger 
Dienstzeit  entlassen  worden  sei,  weil  er  auf  den  »Deutschen  Postboten a  abonniert 
und  gewagt  habe,  für  diese  Zeitung  einen  Artikel  zu  schreiben.  Da  dieser 
Artikel  keine  Spur  von  Widersetzlichkeit  gegen  die  vorgesetzte  Behörde  oder 
von  Aufhetzung  enthalten  habe,  so  mOase  er  sagen,  wenn  gestUUt  auf  diesen 
Artikel  eine  Dienstentlassung  stattgefunden  habe,  das  geradezu  ein  Skandal 
allerersten  Ranges  sei.  —  In  einem  anderen  Falle  sei  ein  Unterbeamler,  der 
ein  Mädchen  mit  drei  unehelichen  Kindern  geheiratet  habe,  aus  diesem  Grunde 
entlassen  worden,  obgleich  er  die  Erklärung  abgegeben  habe,  dai^  er  das 
Mtfdchen  heiraten  mtlsse  und  daß  er  die  wirtschaftlidie  Sorge  ftlr  die  Kinder, 
die  anderweit  unteigebracht  würden,  nicht  zu  Obernehmen  brauche.  In  dem 
amtlichen  F'ührungszeugnisse  sei  zum  Ausdrucke  gebracht,  daß  der  Mann  wegen 
ungünstiger  Familienverliüitnisse  aus  dem  PostJienst  entlassen  sei  und  daß  seine 
dienstliche  Führung  und  seine  Leistungen  befriedigt  hätten.  Wie  könne  die 
Postverwaltung  Richter  darüber  sein,  ob  einer  ihrer  Beamten  heiraten  dürfe? 

Der  Staatssekretär  erwiderte  hierauf  folgendes 

nWenn  der  Herr  N'orredner  seine  Presse  verfolgen  wollte,  würde  er, 
soboid  einer  dieser  unglücklichen  ünterbeamten  wegen  Vergehens  verurteilt 
wird,  darin  immer  hnden:  es  ist  ein  Skandal,  daß  die  Po&tverwaltung  Leute, 
die  drei,  vier  Kinder  besitzen,  die  womi^ich  noch  für  Angehörige  z|i  sorgen 
haben,  mit  einem  solchen  Gehalte  herumlaufen  Ifißt.  Das  klingt  stets  aus  allen 
Ihren  Blättern  hervor.  Wir  müssen  aber  daran  denken,  dalJ  die  Beamten  oder 
die  angehenden  Beanitcn  nicht  zu  ftüli  in  solche  Vcrliiilitusse  kommen.  Es  klingt 
ganz  schön,  wenn  der  Herr  Voriedncr  sagt;  warum  verleitet  ihr  die  Leute 
dazu,  ihr  Wort  zu  brechen?  Aber  so  liegt  die  Sache  nicht,  wir  verbieten  den 
Leuten  gar  nicht,  zu  heiraten.  Der  Mann  kann  ja  warten,  bis  er  angestellt  ist. 

(Heiterkeit  bei  den  Sozialdemokraten.) 
—  Sie  lachen  darüber,  Sie  machen  sich  die  Fälle  zurecht,  wie  sie  Ihnen 
passen;  wenn  ich  Ihnen  dann  sage,  wie  der  Fall  liegt,  so  wollen  Sie  nicht 
zuhören.  Sie  klagen  die  Verwaltung  in  der  grfibsten  Wdse  an,  und  wenn 
ich  Ihnen  auseinandersetzen  will,  wie  die  Sachen  liegen,  dann  hören  Sie  nicht 
zu.  Also  ich  fahre  fort.  Sie  sagen,  der  .Mann  hätte  sein  Wort  gegeben,  er 
müßte  heiraten.  Wir  sind  gar  nicht  so  rigoros,  denn  56  Prozent  von  den  nicht- 
angestellten  Beamten  sind  verheiratet.  Wir  gehen  nicht  nach  der  Schablone, 
M}ndern  untersuchen  jeden  einzelnen  Fall.   Nun  si^t  der  Herr  Vorredner,  die 
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drei  Kinder  sollten  ja  tintei^ebracht  werden.  In  dieser  Beziehung  haben  wir 
unsere  Erfahrungen.  Vor  vier  Heirat  heißt  es:  der  Bruder  nimmt  dic^  Kind, 
und  iler  jenes  —  und  nachher  tritit  das  alles  nicht  zu.  Den  Angehörigen 
hegt  unter  Umständen  sehr  viel  daran,  dali  das  Mädchen  heiratet,  und  der  un- 
glQckltche  Mensch  glaubt  ao  die  Versprechungen,  heiratet,  kommt  in  Elend  und 
stiehlt,  und  dann  machen  Sie  uns  verantwortlich  dafür,  daß  wir  unsere  Beamten 
so  schlecht  be«;olden.  Den  speziellen  Fall  kenne  ich  nicht;  aber  er  wird  walir- 
scheinlich  so  gelegen  haben,  dad  der  Ober-Postdirekfion  keine  Sicherheit  gegeben 
war,  daß  die  Verhältnisse  so  bleiben  würden,  wie  sie  geschildert  wurden. 

Was  nun  den  anderen  Fall  betrifft,  den  der  Herr  Vorredner  angeführt  hat, 
so  kenne  ich  das  Urteil  nicht,  kann  also  auch  nicht  sagen,  ob  das  zutrifft 
Im  übrigen  besteht  die  Bestimmung,  daß  solchen  Beamten,  die  entlassen  werden, 
aber  nicht  wegen  Verbrechens  oder  Vergehens,  ein  Zeugnis  ausge^^tellt  wird, 
welches  erkennen  ilißt,  daß  der  Betreffende  nicht  w^en  Unterschlagung  usw. 
aus  dem  Postdienst  ausgeschieden  ist;  denn  die  Arbeilgeber  haben  immer  den 
Verdacht,  daß  jeder,  der  aus  dem  Postdienst  entlassen  ist,  unehrlich  gewesen  ist. 

Was  dann  die  sonstigen  Anklagen  betrifft,  die  der  Herr  Vorredner  vor- 
gebracht hat,  so  möchte  ich  ihm  sagen:  im  vorigen  Jahre  wurde  nicht  von 
ihm,  aber  aus  seiner  Partei  heraus  geklagt:  warum  kümmerst  du  dich  nicht  um 
deine  Unterbeamten  im  I-Ieimatlebcn  und  sorgst  dafür,  daß  solche  Leute  nicht 
Nebenerwerb  haben?'  Heute  heißt  es:  kümmere  dich  überhaupt  nicht  um  das 
Tun  deiner  Unterbeamten.  Bezüglich  des  in  der  Petitionskommission  be- 
handelten Falles,  der  ja  noch  das  l^lenum  beschäftigen  wird,  will  ich  bei  dieser 
Gelegenheit  nur  folgendes  bemerken,  kh  habe  das  Verbot  des  9Postboten« 
bei  meinem  Amtsantritte  vori^efunden,  habe  es  ruhig  geprüft  und  muß  sagen: 
das  Verbot  ist  mit  gutem  Rechte  ergangen.  Der  »Postbote«  geht  noch  ebenso 
vor,  wie  er  danjals  vorgegangen  ist,  er  hetzt  die  Leute  auf,  und  da  stehe  ich 
auf  dem  Standpunkte,  daß  eine  solche  Kost,  die  sich  damit  abgibt,  ruhige  zu- 
friedene Unterbearote  —  und  der  grOflte  Teil  der  Post- '  und  Telegraphen- 
beamten gehört  zu  f  11  Zufrieden«!  aufouhetzen,  otcbt  gutgeheißen  werden 
kann.  Ich  möchte  den  Herren  einige  kleine  BiUten  aus  nicht  fernliegender 
Zeit  vorleben  und  die  tlerren  fragen,  ob  ein  Verwaltungscbef  so  etwas  dulden 
kann.   Der  »Postbote« .  Nr.  8  vom  as.  Februar  1903  schreibt: 

Ich  kann  die  Kollegen  nicht  böse  nennen,  welche  sich  gegen  Un- 
gehörigkeifen  von   Beamten  auflehnen,   und  kann  sie  nur  bedauern, 
wenn  sie  ihre  Kuhe  nicht  bewahren  können.  Leider  haben  wir  Menschen 
aber  nicht  das  gleiche  Temperament;  meine  Achtung  als  Kollegen  haben 
sie  jedoch  gerade  w^en  ihrer  Auflehnung.    Wenn  alle  Kollegen  sich 
ducken  würden,  dann  wären  wir  noch  heute  um  50  Jahre  zurück. 
(Sehr  richtig!  bei  den  Sozialdemokraten.) 
—  Sehr  richtig!  sie  sagen  n-ifUrlicli  »sehr  richtig!«  — - 
Ich  möchte  Ihnen  nocii  auiicre  Stellen  vorlesen: 

Haben  sie  für  die  Panzerplatten  nicht  das  Doppelte  verlangt  von  dem, 
was  sie  wert  waren?  —  Auf  der  einen  Seite  siel  1  ^clhst  alles  zu  nehmen 
und  auf  der  anderen  Seite  zu  sagen:  du  bist  als  Landbriefträger  eine 
gute  Partie,  du  brauchst  nichts  mehr  zu  kriegen,  wenn  du  das  Maul 
aufmachst  zum  Klagen,  kriegst  du  noch  mehr  Hunger;  mach's  zu, 
sonst  Jkoromt  dir  deine  Exzellenz  auf  die  Büchsen,  denn  wir  sind  groit 
und  du  bist  klein. 

Religion,  Mannszucht,  Pflichtgefühl,  Ehrlichkeit,  die  festen  Panzer- 
platten lassen  nach  und  nach,  werden  durchschossen  von  suziaidemo- 
fcratvchen  Kugeln,  and  dann  ~  wer  ist  schuld  am  Verderben  und 
am  Unglück,  wer  hat's  getan?  Das  brauche  ich  nicht  zu  sagen. 

AicUv  £  Fort  n.  Td^gr.  7.  1909.  '4 
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Andere  Artikel  beschlftigen  sich  damit,  zu  sagen:  Nun  gilit  es  swei  Ver- 
sucher, einen  von  und  einen  von  aufien.    Der  von  innen  sagt: 

Die  Bibel  

—  Es  ist  zu  lang;  ich  will  nur  die  Kraftstellen  hier  verlesen: 

Und  sieh,  die  am  wenigsten  Schwitzen  und  sich  gute  Tage  machen, 

und  die  in  der  Kutsche  f^ren  und  essen  und  trinken,  was  sie  wollen, 
und  die  ein  bischen  in  ihrem  Leben  in  Bücher  hineingesehen  haben 
und  dabei  doch  unpraktische,  aassurante«  Kerls  sind,  die  dir  immer 
vor  den  Kopf  stoflen,  weil  du  keinoi  koromentmtiSigen  Schmifl  Uber 
die  Backen  hast,  und  in  dem,  was  dir  fehlt,  sich  sozusagen  drin  waschen 
und  das  Geld  in  Haufen  hegen  haben  und  sich  Plaisir  machen  und 
oft  wn<;  für  ein  Plaisir!  Dau  der  Teufel  seine  Freude  daran  hat  und 
der  Gerechte  Türen  und  Fenster  zumachen  mutJ,  weil  es  zu  schänd- 
lich ist  für  die  ötfentlichkeit,  was  sie  für  Bisterei  getrieben  haben.  Da 
willst  du  mit  Familie  noch  darben  und  darben,  solchen  gottvergessenen 
Spitzbuben  und  Schniierlappen  zu  Liebe,  untl  das,  was  sie  doch  durch- 
bringen, in  Lhren  bewahren  uiui  richhiz  ilbci  bringen  ?  Hast's  ja  Inden 
Fingern,  du  dummer  Kerl!  Mach  dich  bezahlt,  du  darfst.  — 
Und  dann  kommt  der  Versucher  von  aufien  und  sagt: 

Gl  lub'  l  icht  an  all  den  Schwindel,  dafi  es  einen  Heri^ott  geben  soll 
und  Himmel  und  Hölle! 

(Bewegung.) 

Das  ist,  uui  alten  Weibern,  die  ausgelebt  haben,  einen  angenehmen 
pittsierlichen  Grusel  zu  machen. 
(Httrtl  hört!  und  Pfui!  rechts,  in  der  Mitte  und  bei  den  Nationalliberaien.) 
Ist  das  eine  Kost  für  Postboten?  Und  denken  Sie  von  mir,  daß  ich  das  gnt- 
heilien  werde?  Ich  stehe  auf  dem  Standpunkte,  den  mein  Herr  Vorgänger 
eingenommen  hat,  und  solange  ein  solches  Blatt  derartige  Aufreizungen 
predigt,  werde  ich  immer  verbieten,  es  zu  unterstützen,  und  werde  die  Unter- 
beamten warnen,  das  Blatt  zu  lesen. 

(Sehr  richtig!  rechts.) 
Und  wer  das  nicht  will,  der  mag  sich  eine  andere  Beschäftigung  suchen !  — 
Das  ist  ganz  kurz  das,  was  ich  Ihnen  zu  sagen  habe. 

Also  dafi  dieser  Zustand  fortbesteht  und  die  Leute  aufgereizt  werden,  das 
•  dulde  ich  nicht.    Ich  bin  verantwortlich  für  gute  Disziplin,  dafUr,  daß  der 
Dienst  gut  wahrgenommen   wird.    Wenn   aber  .Auflehnung   und  Aufreizung 
gepredigt  wird,  dann  kann  der  Dienst  nicht  gut  wahrgenommen  werden,  und 
solange  ich  die  Postverwaltung  zu  leiten  habe,  dulde  ich  das  nicht  1 

(Lebhafter  Beifall  rechts,  in  der  Mitte  und  bei  den  Nationalliberalen.) 
Das  ist  meine  Meinung.« 

(Wiederholter  lebhatter  Beifall.) 

Der  folgende  Redner,  Abgeordnete  D.  Stöcker  mißbilligte,  nachdem  er 
mit  einigen  Bemerkungen  der  neuen  Rechtschreibung  gedacht  hatte,  dafi  der 
»Deutsche  Postbote«  in  seiner  Tonart  so  sehr  zurückgegangen  sei,  und  fügte 
hinzu,  von  den  Lnterbcnmten  werde  dankbar  anerkannt,  daß  unter  dem 
jetzigen  Staatssekretär  keine  neue  \'ei  fc>li;utii;en  sich  znuelragen  hätten.  Im 
übrigen  müsse  der  V  crwaltung  daran  liegen,  Ul}er  den  Geist  und  die  Stimmung 
in  den  fieamlenkreisen  sich  unterrichtet  zu  halten,  und  wenn  man  dazu  die 
Presse  nicht  wünsche,  dann  sollte  der  Staatssekretär  zuweilen  mit  Vertretern 
der  einzelnen  Ka!i.uoricn  verhandeln,  um  deren  Wünsche  zu  hören.  Weiter 
regte  Redner  die  l'.rliöhuiii^  des  Antangsgehalts  der  Landbrielträger  von  700 
auf  büü  Mark  an  und  trat  andererseits  dem  Abgeoidnelen  Eickhoff  darin  bei, 
daß  auch  den  oberen  Schichten  der  Beamtenschaft.  Fürsorge  zugewendei 
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werden  müsse,  dafi  aementlich  euch  die  Vorsteher  der  Postümter  in  den 
größten  Provinzialstadten  ebenso  gUnstig  gestellt  werden  möchten  wie  die- 
jenigen in  Berlin;  ebenso  stimmte  er  in  der  Frage  des  dienstlichen  Bildungs- 
ganges und  der  Verwendung  der  höheren  Beamten  sowie  in  Betreff  der  Ein- 
steltung  von  Jurisien  in  die  Postverwaltung  dem  genannten  Abgeordneten  zu. 
—  In  den  Kreisen  der  Assistenten  herrsche  große  Enttäuschung,  da  sie  die 
berechtigte  Erwartung  gehabt  h.tttcn,  es  wt^rden  in  diesem  Jahre  3000  neue 
Stellen  eingerichtet  werden.  —  Die  Art  und  Weise,  wie  der  Abgeordnete 
Singer  die  den  Unterbeamten  verliehenen  Auszeichnungen  beurteilt  l)abe, 
billige  er  nicht.  —  Zu  bemängeln  sei,  daß  bei  Besetzung  der  gehobenen 
Unterbeamtcnsteilen  ziemlich  willkürlich  vorgegangen  werde;  erwünscht  wlire 
eine  gewisse  Gleichmäßigkeit  des  Vertahrens,  etwa  durch  Ablegung  eines 
Examens.  —  Hinsichtlich  der  Sonntiiq^ruhe  werde  gckhigt,  daß  die  darüber 
erlassenen  Bestimmungen  mehr  aut  dem  i^apiere  :>tunden,  als  in  Wirklichkeit 
beachtet  würden;  ein  ihm  von  zuverlllssiger  Seite  mitgeteilter  Fall  bestätige 
das  ebenfalls.  Auch  sollte  man  den  Sonntagsdienst  weiter  einschränken  oder 
wenigstens  den  Schalterverkehr  an  den  Sonnlaucn  durch  Festsetzung  besonderer 
Taxen  verringern,  namentlich  aber  dafür  sorgen,  daß  die  Paketbestellung 
wahrend  der  Zeit  des  Gottesdienstes  ruhe. 

Der  Staatssekretär  gab  hierauf  die  nachstehende  Erkitfrung  ab: 
»Anschließend  an  die  letzten  Worte  des  Herrn  Vorrec^ie  s  kann  ich  nur 
sagen,  daß  mein  Wunsch  der  gleiche  ist  wie  der  seinige.  und  ich  möchte  dem 
hinzufügen,  daß  wir,  wie  ich  es  auch  schon  früher  gesagt  habe,  weiter  darüber 
nachdenken  werden,  wie  der  Ausdehnung  des  Pakett>estelldienstes  an  Sonn- 
tagen bis  in  die  Mittagsstunde  vorgebeugt,  und  wie  es  abgestellt  wird,  daß 
nach  zehn  Uhr  noch  eine  Bestellung  statltindet.  Ich  hoffe,  es  wird  gelingen, 
die  Sache  so  einzurichten,  daß  keine  Schwierigkeit  entsteht.  Also  der  Versuch 
ist  in  Berlin  bereits  im  Gange. 

Was  den  Sonntagsdienst  anbetrifll  an  dem  Orte,  den  der  Herr  Vorredner 
nicht  nannte,  so  möchte  ich  (lezweifeln,  daß  der  mir  nicht  genaniiie  Bericht- 
erstatter richtig  bericlitet  hat.  Unseren  Anordnungen  würde  ein  solclier  Dienst 
nicht  entsprechen.  Müglicii,  daß  irgend  ein  Amtsvorsteher  dort  sich  versehen 
hat;  ich  würde  dem  Herrn  Vorredner  dankbar  sein,  wenn  er  mir  die  Liste 
gflbe,  damit  der  Sache  nachgegangen  werden  kann.  Nur  so  iSßt  sich  fest- 
stellen, ob  gegen  die  Anordnung  der  Behörde  verstoßen  wird. 

Was  dann  die  gehobenen  Unterbcamtcn  betrifft,  bezüglich  deren  der  Herr 
Vorredner  dem  Herrn  Abgeordneten  Singer  darin  beipflichtete,  daß  ihre  Aus- 
wahl mehr  den  Wünschen  der  Unterbeamten  entsprechen  müsse  und  ein 
Examen  abgenommen  werden  sollte:  so  muß  ich  sagen  —  und  ich  habe  es 
schon  in  der  vorigen  Session  ausgesprochen  — :  ein  Examen  kann  nicht  ent- 
scheidend sein.  Ich  erinnere  daran,  für  die  Assistenten  ist  ein  Sekretürexamen 
eingeführt;  da  kommen  aber  wieder  Beschwerden,  ich  möchte  das  Examen 
öfter  machen  lassen,  es  sei  nicht  richtig  abgenommen  worden;  kurz  aus  den 
Wünschen  und  Beschwerden  kommt  man  nicht  heraus.  Bei  den  gehobenen 
Unterbeamten  kommt  es  ehon  nicht  in  allen  Fällen  auf  wirkliche  Kenntnisse, 
sondern  auf  Umsicht  und  Entschlossenheit  des  Betreffenden  an.  Die  Verhand- 
lungen des  Vorjahrs  haben  mir  aber  Anlaß  gegeben,  an  die  Über- Post- 
direkttonen eine  Verfügung  K  Igenden  Inhalts  zu  erlassen: 

Die  mehrfach  hervorgetretenen  Klagen  über  die  Besetzung  der  ge- 
hobenen Dienststellen  für  l'ntcrbeamte  geben  mir  Veranlassung,  die 
dafür  maßgebenden  Grundsätze  im  Anschluß  an  meine  Erklärungen  bei 
der  Etatsberatung  im  Reichstage  den  Ober-Postdirektionen  zur  genauen 
Beachtung  zu  empfehlen. 
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Die  für  gehobene  Stellen  bestimmten  Unterbeamten  mOssen  nich! 
nur  die  erforJeriichen  Dienstkenntnissc ,  sondern  vor  allem  auch  «.iic 
nötige  ücvvundtlieit,  Umsicht  unü  Knli.chlußlähigkeit  besitzen,  sowie 
nach  ihrem  Verhallen  und  ihrer  Veranlagung  Gewihr  dafilr  bieten, 
daß  sie  bei  Nelbstständigerer  Tütigkeit  im  Verkehre  mit  dem  Publikum 
und  den  Mitarbeitern  in  ihrem  Auftreten  die  richtigen  Grenzen  zu 
halten  wissen.  Das  dienstliche  Interesse  erheischt  es,  dal.^  nur  hinläng- 
lich erprobte  und  befähigte  Unterbeamte  in  die  gehobene  Stellung  ge- 
langen. Unterbeamte,  die  sich  nicht  in  jeder  Beziehung  bewahren, 
sind  recht ;'i  iti^  aus  der  gehobenen  Stellung  zurückzuziehen. 

Die  Au!>wahl  der  gehobenen  Unterbeainten  ist  von  der  Ober- Post- 
direktion zu  trctfen  und  nicht  auf  einen  zu  engen  Kreis  zu  beschränken. 
Sie  ist  mindestens  auf  alle  Unlerbeamten  des  Ortes,  nicht  nur  des 
Amtes,  bei  dem  die  gehobene  Stelle  m  besetzen  ist,  auszudehnen. 
Unter  den  geeigneten  Anwärtern  hat  die  Auswahl  nach  dem  Dienst- 
alter zu  erfolgen. 

Die  Ober- Postdireklionen  haben  dafUr  zu  sorgen,  daß  stets  eine 
genügende  Zahl  geeigneter  Anwärter  für  die  verschiedenen  •  Zweige  des 
gehobenen  Dienstes  vorhanden  ist.  Soweit  es  nOtig  erscheint,  ist  auf 
rechtzeitige  Ausbildung  von  Anwärtern  Bedacht  zu  nehmen.  Dabei 
muß  vermieden  werden,  daß  jüngere  Kräfte  lediglich  aus  dem  Grunde 
in  gehobene  Stellen  gelangen,  weil  ältere,  ebenfalls  geeignete  Unter- 
beamte für  den  in  Betracht  kommenden  Dienst  nicht  vorgebildet  sind. 
Zur  Vertretung  gehobener  Unterbeamten  und  zur  Aushülfe  bei  ihren 
Dienstverrichtungen  sind  deshalb  in  erster  Linie  solche  Unterbeamte 
heranzuziehen,  deren  Übernahme  in  die  gehobene  Stellung  in  Aussicht 
genommen  wird. 

Mehr,  meine  Herren,  kann  ich  nicht  tun,  und  ich  hoffe,  dafl  die  Ober- 
Postdirekttonen  nun  danach  handeln.    Die  Auswahl  liegt  nicht  allein  in  den 

Händen  der  Amisvorsteher,  sondern  ist  Sache  der  Ober- Postdirektionen,  die 
jedesmal  zu  prüfen  haben,  ob  etwa  noch  ältere  Beamte  vorhanden  sind  utid 
gegebenenfalls,  warum  diese  sich  nicht  eignen.  Die  Amtsvorsteher  werden 
veranlaßt,  sich  darüber  zu  Vußem. 

Der  Herr  Abgeordnete  Singer  hat  sich  dann  abflfliig  geäußert  Ober  Ab- 
zeichen an  der  Uniform  und  neue  Titel  der  Unterbeamten.  Dabei  handelt  es 
sich  aber  nicht  allein  um  eine  Auszeichnung,  sondern  auch  um  eine  Kenntlich- 
macimtig  der  Unterbeamten.  Der  Herr  Abgeordnete  hat  sich  wohl  nicht 
gegenwärtig  gehalten,  dafl  wir  die  neue  Klasse  der  gehobenen  Unterbeamten 
haben  und  daß  auf  den  Bahnh  otV  i.  wo  der  Verkehr  Stark  flutet,  häufig  neue 
Leute  eingestellt  werden  und  die!>c  nicht  wissen,  nn  wen  sie  sich  zu  wenden 
haben.  Daher  diese  Abzeichen  für  die  Oberschaffner,  die  gehobenen  Unler- 
beamten: sie  sind  eine  Kenntlichmachung,  damit  alle  anderen  sich  an  die 
richtige  Stelle  wenden  können ;  es  handelt  sich  also  nicht  bloß  um  eine  flufler- 
liche  Form.  Wenn  sich  der  Herr  Abgeordnete  dabei  auf  den  Standpunkt 
stellte,  es  w;(re  doch  schrecklich.  dal>  man  die  Titel  »Oberschaffner«,  »Ober- 
briefträger« usw.  neu  eingetUhrl  habe,  so  möchte  ich  zu  berücksichtigen  bitten, 
dafl  andererseits  einer  der  Herren  Vorredner  fragte,  warum  die  Assistenten 
nicht  wieder  Oberassistenten  würden.  Es  ist  ja  richtig,  dafl  die  Beamten 
häufig  gern  einen  anderen  Titel  haben  wollen,  aber  allen  Wünschen  kann 
man  hier  auch  nicht  Rechnung  tragen.  Was  den  Titel  »Oberassistento  betrifft, 
so  hat  mein  Herr  Vorgänger  seinerzeit  diese  Bezeichnung  aufgehoben,  denn 
damals,  als  die  Oberassistenten  geschaffen  wurden,  bekundete  diese  Ernennung 
die  unwiderrufliche  Anstellung.    Nachdem  jetzt  aber  die  unwiderrufliche  An- 
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Stellung  gleich  bei  der  etatsmaßigen  An^felhmg  als  Assistent  erfolgt,  ist  eine 
besondere  Bezeichnung  nach  der  Richtung  nicht  mehr  notwendig.  Da  im 
wetteren  in  Aussicht  stand  und  noch  in  Aussicht  steht,  die  Alteren  Assistenten 
zu  Sekrettfren  su  ernennen,  so  sagte  man  sich:  wozu  so  viel  Titel  in  der- 
selben Beamtengruppe  Vorläufig  möchte  ich  die  Herren  bitten,  sich  damit  zu 
begnügen;  wir  wollen  sehen,  wie  die  Titelfrage  sich  gestaltet,  und  ob  es  wirklich 
erwünscht  und  notwendig  ist,  den  Titel  Oberassistent  wieder  cin/.ulühren. 

Sodann  hat  mich  der  Herr  Abgeordnete  Singer  voUstHndig  mißverstanden 
bezüglich  der  1400  H0I6arbeitersteIlen.  Diese  sind  es  gerade,  die  benutzt 
werden  sollen,  um  die  neuen  2000  Assistenlensfellen ,  die  ich  beantragt  habe, 
zu  schaffen.  Diese  HQlfsarbeiterstellen  bei  den  Ämtern  1  und  II  sind  dazu 
bestimmt,  in  elatsmfißige  Assistentenstellen  umgewandelt  xu  werden,  und  die 
Qbrigen  600  Stellen  kann  ich  nur  dadurch  schaffen,  dafl  ich  bei  den  Ämtern  III, 
die  mehr  als  i  oder  2  nachgeordnete  Beamte  haben,  die  Beamten  einstelle. 
Wenn  von  anderer  Seite  gesagt  wird,  man  könne  die  1000  Mann  anstellen 
dadurch,  daß  man  bei  den  kleinen  Ämtern  alle  Stellen  mit  Assistenten  besetze: 
so  geht  das  einfach  aus  dem  Grunde  nicht,  weil,  sobald  irgendwo  ein  Mangel 
an  Beamten  eintritt  und  Beamte  abkommandiert  werden  müssen,  zunächst  auf 
die  Beamten  bei  den  kleinen  Ämtern  zurückgegriffen  wird.  Wenn  ich  lauter 
etatsmäßig  angestellte  Beamte  habe,  kann  ich  schließlich  plötzlich  an  Orten 
auftretenden  Bedürfnissen  an  Stellvertretern  nicht  so  schnell  entsprechen,  als 
im  dienstlichen  Interesse  notwendig  ist.  Denn  darin  wird  mir  der  Herr  Ab- 
geordnete Stöcker  recht  geben,  daß  es  für  Verheiratete  sehr  häßlich  ist,  wenn 
ihnen  hciit  Abend  gesagt  wird:  morgen  hast  du  dorthin  zu  reisen,  und  wenn 
CS,  sobald  er  dort  angekoninicii  ist,  heißt:  du  mußt  weiter  nach  jenem  Orte. 
Ich  möchte  nochmals  crnsthch  betonen,  daß  es  tat^ächlich  sich  durum  handelt, 
die  Beweglichkeit  des  Dienstes  aufrecht  zu  erhalten,  und  daß  ich  nicht  mehr 
als  2000  etatsmäßige  Assistentenstellen  schaffen  kann.  Wenn  ich  im  vorigen 
Jahre  die  Erwartung  oder,  ich  möchte  sagen,  die  Zuversicht  ausgesprochen 
habe,  es  könnten  in  diesem  Jahre  300^0  Stellen  ausgebracht  werden,  so  ist 
diese  Zuversicht  dadurch  getäuscht  worden,  daß  der  Verkehr  nicht  in  dem 
Maße  zugenommen  hat,  wie  wir  es  erwartet  haben  und  erwarten  konnten. 
Wir  haben  —  die  Zahlen  habe  ich  schon  vorhin  genannt  —  ftir  gewöhnlich 
eine  Steigerung  der  Sendungen  um  230  Millionen,  im  vorigen  Jahre  aber  nur 
um  180  Millionen,  also  um  50  Millionen  weniger,  und  je  geringer  die  Zunahme 
des  Verio^rs,  desto  geringer  ist  natQrlich  die  Steigerung  des  Beamtenbedarfs, 
und  zwar  des  Bedarfe  an  ständigen  KrVfteir    Um  die  allein  handelt  es  sich. 

Wenn  sodann  seitens  Jer  Herren  manche  Beanitenklassen  eingehen  d  be- 
handelt worden  sind,  so  kann  ich  ja  als  Chef  der  Verwaltung  nur  dankbar 
sein  für  das  den  Post-  und  Telegraphenbeamten  bekundete  Interesse.  Aber 
es  walten  zum  Teil  doch  irrige  Auflbssungen  ob,  wenn  gesagt  wurde,  es 
wtlrde  bureaukratisch  bei  uns  verwaltet  utul  Jie  JicnstliclK-  Au^bildungsart  der 
Beamten  sei  niclit  zweckm^ißig.  Ich  glaube,  der  Heu  Abgeordnete  Eickhoff 
hat  das  ausgesprochen.  Er  hat  auch  die  Güte  gehabt,  uns  aus  einer  Zeit- 
schrift etwas  vorzulesen.  Wer  auch  der  Verfasser  sein  möge,  so  möchte  ich 
doch  davor  warnen,  daß  man  die  Ansicht  eines  einzelnen  Beamten  nun  sofort 
verallgemeinert  und  sagt:  so  müßte  es  gemacht  werden.  Herr  Eickhoff  selbst 
hat  gesagt,  er  kenne  den  Verfasser  nicht,  also  er  weiß  nicht,  inwieweit  dieser 
auf  Sachverstiindigkeit  Anspruch  erheben  kann.  Von  den  210000  Beamten, 
die  im  Dienste  sind,  werden  vielleicht  sehr  viele  ganz  anderer  Ansicht  sein. 

Was  nun  die  Amtsvorsteher  betrifft,  so  tdle  ich  vollstHndig  die  Ansichten, 
die  hier  zum  Ausdrucke  gekommen  sind,  und  bedauere  auch,  daß  es  an  vielen 
großen  Orten  nicht  möglich  ist,  den  Amtsvorstehern  Zulagen  zu  gewähren; 
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ich  bin  aber  der  Meinung,  daß,  wenn  wir  einmal  dahin  kommen,  Zulagen  zu 
verteilen  t-  ich  stehe  da  auf  dem  Standpunkte  des  Herrn  Abgeordneten 
StOcker  — ,  es  wünschenswert  ist,  zunächst  an  die  Unterbeamten  zu  denken. 
An  großen  Orten  wie  Berlin  sind  Zulagen  am  Platze,  weil  ^lie  Ami-Nvorsteher 
wirklich  ein  recht  schwieriges  Amt  haben.  Im  weiteren  möclite  ich  ein  tür 
altemal  dem  hier  entgegentreten,  dafl  immer  wieder  behauptet  wird,  wir  wollten 
Juristen  anstellen.  Alle  Augenblicke  fiillt  es  jemand  ein,  in  die  Zeitung  zu 
setzen:  die  Postverwaltung  stellt  Assessoren  ein.  Soll  dann  allemal  der  Staats- 
sekretär die  falsche  Zeitungsnachricht  berichtigen'  Ich  kann  doch  nicht  jedes- 
mal unter  amtlichem  Titel  bescheinigen,  dai^  das  unwahr  ist;  ich  lasse  dann 
durch  die  Presse  melden,  daß  an  der  ganzen  Sache  nichts  ist.  Ich  mOchte 
es  hier  gleich  sagen:  ich  habe  an  so  etwas  noch  gar  nicht  gedacht.  Schon 
7wcini;il  i^t  die  InKcht-  N'nchricht  durch  die  Zeitungen  gegangen  trotz  sofortiger 
Berichtigung.  Nun  möchte  ich  bitten,  d;il.\  wenn  Sie  nicht  eine  sichere  Unter- 
lage dafür  haben,  Sie  mir  nicht  zutrauen,  daß  ich  die  Karriere  und  die 
schlechten  Avancementsverhflitnisse  der  höheren  Beamten  noch  verschlechtere. 

Wenn  der  Herr  Abgeordnete  Eickhoff  vermißt,  daß  die  Zahl  der  383  Hülfe» 
referenten  uini  Orf^^inspektoren  inzwischen  nicht  vermehrt  worden  ist,  so  möchte 
ich  daraut  erwidern:  wir  müssen  doch  erst  sehen,  wie  sich  die  Maßnahme 
bewährt,  und  ob  die  Vermehrung  notwendig  ist;  in  dem  Moment,  wo  wir 
diese  Oberzeugung  haben,  möge  er  überzeugt  sein,  daß  ich  die  Vermehrung 
der  Stellen  anrege  und  durchzuführen  versuchen  werde. 

Wenn  dann  der  Herr  .\bgeordnete  wieder  aut  die  Stellenzulagen  zu  sprechen 
gekommen  ist  und  gesagt  hat,  seines  Wissens  wUrden  die  Maxima  nicht  ge- 
währt, so  kann  ich  im  Moment  nicht  angeben, 

^uruf  links) 

ob  in  den  einzelnen  Füllen  nicht  bis  zum  Meistbetrage  gegangen  ist;  aber  das 
eine  wolle  er  berücksichtigen,  daß  bei  uns  die  Absicht  und  das  Bestreben 
vorliegt,  möglichst  viele  Beamte  der  Zulage  teilhaftig  zu  machen.  Wenn  statt 
dreimal  400  Mark  viermal  300  Mark  jj^zahlt  werden,  so  glaube  ich,  ist  das 
ein  zweckrolißiges  Vorgehen ;  denn  dann  haben  weniger  Beamte  Grund,  neidisch 
darüber  zu  sein,  daß  andere  etwas  erhalten. 

Was  die  Frage  der  Pensionsberechtigung  derartiger  Zulagen  betrifft,  so  ist 
zu  berücksichtigen,  daß  die  Zulage  gewährt  wird  für  objektiv  schwierige 
Stellungen  —  wie  man  es  bezeichnet  Sobald  der  Beamte  die  Stellung  nicht 
mehr  einnimmt,  ist  kein  Anlaß,  ihm  die  Zulage  weiter  zu  getien;  deshalb  ist 
sie  nicht  pensionsherechtigt. 

Betreffs  des  L  riaubs  mögen  die  Herren  überzeugt  sein:  die  Zentralbehörde 
!>ieht  daraut,  daß  möglichst  viele  Beamte  des  Urlaubs  teilhaftig  werden.  Nach 
den  Bestimmungen  kOnnen  filtere  Beamte  Urlaub  auf  14  Tage  und  darüber 
erhalten. 

Herr  Abgeordneter  Singer  meinte  sodann,  daß  die  Zahl  der  wöchentlichen 
Dienststunden  für  die  l  ntei hennilen  bis  69  Stunden  gehe.  Wir  haben  die 
Bestimmung  erlassen,  duL^  iür  Lnterbeamte  60  bis  69  Stunden  aU  zulässig  er- 
achtet  werden,  daß  aber  da,  wo  der  Dienst  sehr  anstrengend  ist,  auf  das 
Minimum  wirklich  zurückgegangen  werden  soll.  Wird  dagegen  gesündigt,  so 
hilft  man  am  besten,  wenn  man  die  Fälle  zu  unserer  Kcntitnis  bringt.  Zur 
Kontrolle  ttjrdert  die  Zentralbehörde  von  Zeil  zu  Zeit  die  StundenpiNne  einiger 
Ämter  ein.  Es  kann  allerdings  vorkommen,  daß  da  und  dort  mal  aus- 
geschritten wird.« 

Abgeordneter  Dr.  Müller  (Meiningen),  auf  eine  von  ihm  schon  im  vorigen 
Jahre  vorgebrachte  Anregung  zurückkommend,  empfahl  die  Abschlleßung  eines 
deutsch  -  schweizerischen  Post  Vertrags,  sowie  eines  solchen  zwischen  Deutsch- 
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land  und  Holland  zur  Förderung  der  beiderseitigen  wirtschaftlichen  Interessen, 
indem  er  die  Auffassung  vertrat,  daß  der  aiiianglich  aus  der  Ermäßigung 
des  Portos  zu  erwartende,  verhliltnisnitffiig  wenig  belangreiche  Einnahraeausfall 
später  Jurcli  vermehrten  Verkehr  gedeckt  werden  wUrde,  Im  weiteren  wolle 
er  für  )ctzt  J;iranf  verzichten,  auf  die  Gehallsverhültnisse,  namentlich  auf  die 
Assistenten  frage,  einzugehen,  meine  aber,  daß  es  bei  der  letzteren  Frage  nicht 
so  bleiben  kOnne  wie  bisher,  daß  es  vielmehr  einer  beschleunigteren  Anstellung 
der  Beteiligten  bedOrfe.  —  Zu  bemtfngeln  sei,  dafi  anscheinend  die  Stellung 
der  Unterbeamten  mit  derjenigen  von  Hausdienern  und  Soldatenburschen  zu- 
weilen verwechselt  werde:  es  solle  vorgekommen  sein,  datl  ein  Unterbeatntcr 
auf  die  Weigerung,  die  Reinigung  der  Wohnräume  des  Postaratsvorsteliers 
zu  übernahmen  und  Ahnliches  zu  verrichten,  von  der  Ober > Postdirektion 
w^en  Gehorsamsverweigerung  in  eine  fUr  seine  Verhältnisse  ziemlich  empfind- 
liche Geldstrafe  genommen  worden  ^ei,  wahrend  der  Vorsteher  einen  Verweis 
erhalten  habe.  Eine  derartige  t  bct tragung  der  militärischen  Anschauungen 
auf  das  zivilamtliche  Gebiet  dUrtc  unter  keinen  Umständen  einreil^en. 

Der  Staatssekretär  entgegnete,  daß  ihm  ein  derartiger  Fall  nicht  be- 
kannt sei  und  daA  er  es  als-  vollständig  ungeiiörig  betrachten  wQrde,  wenn  ein 
Postbeamter  von  einem  Untergebenen  eine  Privaldienstleistung  verlangte  und 
die  Verweigerung  als  Ungehorsam  auffaßte  und  bestrafte.  Eine  derartige  Strafe 
würde  er  ohne  weiteres  niederschlagen ;  denn  es  liege  kein  Dienstvergehen 
vor,  also  kOnne  der  Mann  auch  nicht  bestraft  werden. 

Der  Abgeordnete  Kirsch  ging  auf  die  Frage  der  Gehaltszahlung  ein  und 
kam  zu  dem  Schlüsse:  je  weniger  hoch  der  Beamte  stehe,  desto  mehr  empfehle 
sich  die  monatliche  und  nicht  die  vierteljaiu liehe  Zahlung.  —  Die  Unzufrieden- 
heit fiber  die  Besetzung  der  gehobenen  Unterbeamtenstellen  werde  nach  wie 
vor  bestehen;  er  sei  dafiSr,  die  Einrichtung  wieder  abzuschaffen  und  lieber 
eine  allgemeine  Erhöhung  der  Unterbeamtengehälter  herbeizuführen.  —  Die 
Lage  der  Unterbeamten  sei,  was  den  Wohnungsgeldzuschuß  anlange,  in  den 
teueren  Städten  äußerst  mißlich.  Zur  Beseitigung  der  Übelstände  bedUrfe  es 
vor  allem  einer  Änderung  des  Gesetzes  Qber  die  Wohnungsgeldzuschllsse  aus 
dem  Jahre  1873,  dessen  Grundlugen  bei  den  heutzutage  vollständig  veränderten 
wirtschaftlichen  VerhJi'tnissen  nicht  mehr  maßgebend  seien.  Es  sei  notwendig, 
namentlich  ftlr  die  Unterbeamten  in  den  teueren  Städten  einen  erheblich  er- 
höhten Wohnungsgeldzuschuß  festzusetzen.  —  Hinsichtlich  der  Sonntagsruhe 
sei  zu  erwägen,  ob  es  nicht  mOglich  wäre,  in  rein  oder  Oberwiegend  katholischen 
Orten,  wo  katholische  Feiertage  besonders  begangen  werden,  Sonntagsruhe  fUr 
die  Postbeamten  einzuführen,  wenigstens  in  dem  .Maße  wie  an  den  gesetz- 
lichen Feiertagen.  —  Redner  gedachte  sodann  mit  rtUinienden  Worten  der 
Lebtungen  der  aut  der  Düsseldorfer  Ausstellung  tatig  gewesenen  Postbeamten 
und  erkannte  gern  an,  daß  die  Postverwaltung,  unter  Ablehnung  der  von  der 
Auistellungsleitung  den  Beamten  zugedachten  Geldgeschenke,  selbst  dazu  Qber> 
gegangen  sei,  ihnen  Gratihk:ttionen  zu  gewähren.  —  In  seinen  weiteren  Be- 
trachtungen befürwortete  er  eine  Erweiterung  der  Ortstaxen  für  die  größeren 
Städte  und  die  umliegenden  Ort:>chaften,  was  besonders  in  dem  verkehrsreichen 
und  industriellen  Westen  im  Bedürfnisse  liege. 

.Abgeordneter  Graf  von  Orioia  bedauerte,  dafi  man  den  Titel  Uber  das 
Gehalt  der  Assistenten  nicht  der  Budgetkommission  überwiesen  habe,  wodurch 
eine  längere  Verhandlung  im  Plenum  vermieden  worden  wäre,  und  erachtete 
auch  jetzt  noch  die  Verweisung  an  die  Kommission  für  geboten.  Im  vorigen 
Jahre  habe  nicht  nur  der  Staatssekretär  des  Reichs-Postamts,  sondern  auch  der 
Staatssekretär  des  Reichs  -  Schatzamts  von  der  Verkürzung  der  diätarischen 
Dienstzeit  gesprochen,  und  beute  erkläre  man,  die  Beamten  mtlßten  sich  be- 
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scheiden,  dafl  ihr  Difttariat  6  oder  7  Jahre  dauere:  darin  liege  eine  grofi« 
Harte.  Werde  der  Antrag  des  Abgeordneten  Dr.  Müller  (Sagan)  auf  Mehr- 
einsetzung von  1000  Assistcntcnstelten  nicht  der  Konunis<;ion  Uberwiesen,  dann 
möge  der  Antrag,  wie  im  vorigen  Jahre  geschelien,  umge.'indert  werden,  indem 
die  verbündeten  Regierungen  ersucht  würden,  die  ertorderlichen  Mittel  für 
weitere  1000  etatsmaßige  Stellen  in  den  Etat  fttr  1903  einzustellen  und  die 
Bereitwilligkeit  hierzu  vor  der  driften  Lesung  dem  Hause  mitzuteilen.  —  Die 
Wünsche  des  Abgeordneten  Hug  in  betreff  der  aus  den  Militäranwärtem 
hervorgegangenen  Beamten  unterstütze  er;  ebenso  biHige  er  die  Anregungen 
wegen  Besserstellung  der  Postagenten,  denen  man  auch  Entschädigungen  aut 
Kassenausßille  zubilligen  und  bei  schwierigen  und  umfangreichen  Dienst- 
leistungen höhere  Vergütungen  gewflhren  sollte,  sowie  wegen  Erhöhung  des 
Anfangsgchalts  der  LandbrieftrSgcr.  —  Im  allgemeinen  sei  zu  wünschen,  daß 
die  Postverwaltung  den  Lnterbearnten  wie  allen  Beamten  mit  aufrichtigem 
Wohlwollen  und  Würdigung  ihrer  Verhaltnisse  entgegenkomme  und  daß  das 
Personal  so  gestellt  sei,  um  zufrieden  sein  zu  kOnnen;  nicht  erwünscht  aber 
seien  falsch  an t-t- reizte  Beamte,  und  er  inOsse  es  als  durchaus  berechtigt  hin- 
stellen, daß  die  Verwaltung  Bliilter,  solange  <ie  die  Unzufriedenheit  und  den 
Haß  der  Beamten  ihren  Vorgesetzten  gegenüber  erregen  und,  wie  mitgeteilt, 
in  abscheulicher  Weise  Aufreizung  betreiben,  verbiete  oder  die  Beamten  vor 
dem  Halten  solcher  Blatter  warne.  Nicht  nur  im  Interesse  der  Verwaltung, 
sondern  auch  der  Gesamtheit  müsse  ftlr  die  Erhaltung  der  nOtigen  Disziplin 
eingetreten  werden. 

Der  Abgeordnete  Werner  bedauerte,  daß  so  viele  Beamte  enttäuscht  worden 
seien ,  da  doch  der  Sfaatssekrefir  die  As^tentenstdlen  in  sichere  Aussicht  ge- 
stellt habe.  Weiter  halte  er  es  für  einen  Unterbeamlen  auch  unwOrdig,  wenn 
dieser  zur  Säuberung  von  Diensträumen  verwendet  werde.  Die  Besserstellung 
der  Landbriefträger,  wenn  auch  zunöchst  nur  durch  Erhöhung  des  Anfangs- 
gehalts, befürworte  er.  Mit  dem  Staatssekretär  sei  er  der  Meinung,  daß  Auf- 
lehnung nicht  gepredigt  werden  dürfe.  Zu  bemSngeln  habe  er,  dafi  die  Unter- 
beamten zur  fieschaffung  der  ihnen  verliehenen  Schnüre  an  eine  bestimmte 
Firma  verwiesen  worden  seien:  man  sollte  ihnen  überlassen,  zu  kaufen,  wo 
sie  wollten.  Aus  der  Erklärung  des  Staatsseki etars  wegen  der  gehobenen 
Unterbeamtenstellen  habe  er  noch  immer  kein  klares  Bild  über  die  maßgeben- 
den Grundsatze  gewinnen  kOnnen;  alsvortdibaft  sei  nur  anzusehen,  dafi  man 
die  Entscheidung  Uber  die  Besetzung  dieser  Stellen  den  Ober- Postdirektionen 
überlassen  habe.  Die  Stellenzulagen  seien  an  sich  eine  gute  Einrichtung, 
wenn  sie  gerecht  verteilt  würden.  Das  S\  steni  der  Gratifikationen  sei  von 
ihm  wegen  der  damit  verbundenen  Unzutragijciikeiten  schon  früher  verworfen 
worden  und  sollte  durch  höhere  Gehfiter  ersetzt  werden.  BezOglich  der 
Sonntagsruhe  seien  auch  ihm  Zuschriften  zugegangen,  die  die  Aus^hrungen 
des  Abgeordneten  Stöcker  bestätigen;  man  mftge  Sonntagsruhe  in  größt- 
möglichem Umfange  gewähren,  ebenso  ausreichenden  Erholungsurlaub  und 
erhöhten  Wohnungsgeldzuschuß  bewilligen.  An  den  Staatssekretär  richte  er 
die  Frage:  welche  Stellung  das  Reichs > Postamt  nach  der  erfolgten  Gehalts- 
nachforderungsklage  gegenüber  den  Grundsätzen  für  die  Besetzung  der  Sub- 
altern und  L'nterbeaintensk'kn  bei  den  Reichs-  und  Staatsbehörden  mit 
Militäran Wärtern  vom  Jahre  iHÜ^  einnehme;  und  ob  sich  das  Reichs- Postamt 
wieder  aufs  neue  von  den  Postassistenten  (Militäranwärtern}  wegen  Anrechnung 
des  Probejahrs  verklagen  lassen  wolle? 

Abgeordneter  Lenzmann  bekämpfte  besonders  den  Standpunkt  des  Staats- 
sekretärs in  der  Assistentenfrage.  Die  Angelegenheit  habe  doch  nicht  nur  die 
finanzielle  Bedeutung,  die  der  Staatssekretär  hineinlege:  wie  viel  Geld  koste 
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das,  werde  die  Arbeitskraft  auch  ausgenutzt?  —  sondern  sie  habe  vor  allem 
die  moralische  und  politiscbe  Bedeutung,  daß  durch  Nichteinlösung  einer  Zu- 
sage dne  grafie  Zahl  von  Beamten  liniler  in  der  abhingigen  Stellung  nicht 
etatsuUifiiger  Beamter  verbleibe.  Die  Postverwaltung  sollte  an  anderen  Stellen 
sparen,  aber  nicht  die  jetzige  Hnanziclle  Lage  dazu  benutzen,  um  das  von  ihr 
selbst  gegebene  Wort  nicht  einzulösen  und  nicht  zu  halten.  —  Auf  den 
Wohnungsgeldzuschufl  wolle  er  nicht  eingehen,  weil  das  Sache  einer  besonderen 
Gesetzgebung,  des  Servisgesetaes,  sei;  erwähnen  müsse  er  aber,  dafi  in  Vor- 
bereitung des  neuen  Servisgesetzes  seitens  des  Reichs- Postamts  in  verschiedenen 
Städten  Anfragen  nach  den  Teuerungsverhältnissen  gehalten  worden  seien, 
aber  nur  in  kleineren  Städten,  in  größeren  nicht.  Es  seien  das  Ungleichheiten, 
die  man  In  Postkretsen  nicht  verstdie;  die  grOiteren  Stidte  wünschten  eben- 
6Ik,  Uber  ihre  Teuerungsverhältnisse  gehört  zu  werden.  —  Ferner  habe  er 
an  den  Staatssekretär  die  Bitte  zu  richten,  den  rTnchgeordiieten  Dienststellen 
die  genaue  Beachtung  des  S  4  der  Postordnung  zur  Ptiicht  zu  machen:  wieder- 
holt sei  vorgekommen,  daß  die  Post  aus  kleinherzigem  Bureaukratismus  die 
Aushändigung  gewöhnlicher  Briefie  mit  nicht  ganz  genauer  Adresse  verweigert 
habe,  obwohl  ein  Zweifel  Uber  Eropfiinger  und  Ort  nicht  habe  bestehen  können. 

Redner  behandelte  sodann  in  ausführlichen  Betrachtungen  die  Vorg,fnge 
in  der  Petitionskommission  in  betreff  der  vorher  von  dem  Abgeordneten  Singer 
zur  Sprache  gebrachten  Entlassung  eines  Postunterbeamten,  über  dessen  Be- 
schwerde die  Kommisaion  xur  Tagesordnung  übergegangen  war. 

Auf  die  Anschuldigung  des  Vorredners  in  der  Assbtentenfrage  erwiderte 
der  Staatssekretär: 

■  In  dieser  vorgerückten  Stunde  möchte  ich  nur  richtigstellen,  was  der  Herr 
Vorredner  soeben  zum  Ausdrucke  gebracht  hat.  Ich  muß  dagegen  ganz  ent- 
schieden Protest  einlegen,  wenn  der  Herr  Vorredner  sagt,  daß  irgendwie 
finanzielle  Rücksichten  entscheidend  gewesen  wären  für  die  Einsetzung  von  nur 
2000  Assistentenstellen.  Wenn  der  Herr  Vorredner  die  Güte  gehabt  hatte,  dem 
beizuwohnen,  was  ich  bei  Eröffnung  der  Debatte  erklärt  habe,  um  solchen  Miß- 
veistindnisaen  vorzubeugen,  so  wOrde  er  vernommen  haben,  dafi  es  lediglich  Rfick- 
sichten  auf  den  Dienst  sind,  die  mich  veranhifit  haben,  nur  diese  aooo  einzustellen. 

Im  weiteren  befindet  sich  der  Herr  Vorredner  im  Irrtume,  wenn  er  von 
einem  direkten  Versprechen  meinerseits  spricht.  Den  meisten  Herren  wird 
erinnerlich  sein,  wie  sich  die  Sache  bei  der  zweiten  und  dritten  Lesung  des 
vorigen  Jahres  abgespielt  hat.  Wenn  ich  nicht  fehlgehe,  ist  es  sogar  der  Herr 
Abgeordnete  Singer  gewesen,  der  auf  die  Erklärung,  die  ich  hier  abgegeben 
hatte,  sagte:  der  Staatssekretär  spricht  es  nicht  direkt  aus;  er  sagt  nur,  soviel 
wie  möglich  wird  es  ausgeführt  werden. 
Bei  der  zweiten  Lesung  habe  ich  gesagt: 

Es  liegt  fiemer  in  der  Absicht,  wie  ich  bereits  vorher  zum  Ausdrucke 
gebracht  habe,  auch  in  den  nächsten  Jahren  eine  Zahl  von  3000  Stellen 
in  den  Etat  zu  setzen.  Dos  ist  das  Höchste,  was  wir  einsetzen  können. 
Dann  bin  ich  fortgefahren: 

Und  ich  darf  wiederholen,  was  ich  vorher  bereits  angedeutet  habe,  daß, 
wenn  mit  der  Schaffung  von  3000  etatsmäfiigen  Stellen  jihrlich  fortge- 
schritten wird,  wir  innerhalb  4  Jahre,  glaube  ich,  dahin  kommen  werden, 
daß  das  Diöfariat  im  Durchschnitte  nicht  langer  als  5  Jahre  währen  wird. 
Dann  kommen  noch  weitere  Erklärungen,  die  ich  nicht  wiederholen  will. 
Kurz  und  gut,  sie  endigen  dahin: 

auch  femer  ehie  grOflere  Zahl  von  etatsmUfiigen  Stellen  in  den  Etat  em- 
zusetzen,  die  im  nächsten  Jahre  nach  der  Abaicht  der  Verwaltung  auf 
die  Zaiil  von  3000  sich  erstrecken  wird. 
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Dann  habe  ich  wdter  gesagt  bei  der  dritten  Lesung: 

Diese  Diäten  sind  so  bemessen,  dafi  sie  dem  Mindestgehdte,  welches 

für  die  angestellten  Assistenten  ausgesetzt   ist,   und    dem  geringsten 
Satze  des  Wohnungsgeldzuschusses  dieser  Beamtenklasse  gleichkommen. 
Gegenwärtig  wUrden  nach  meinem  Vorschlage  nicht  nur  die  looo  Be- 
amten, die  nicht  zur  Anstellung  kommen  IcÖnnen,  sich  der  höheren 
Diäten  zu  erfreuen  haben,  sondern  im  ganzen  etwa  1700.    Weiler  ist 
CS  die  Absiclit  der  Regierung,  beim  künftigen  Etat  dahin  Vorsorge  zu 
treffen,  daß  möglichst  viel  Assistenten  —  das  sagte  ich  schon  in  zweiter 
Lesung  —  zur  Anstellung  kommen,  wodurch  wieder  ausgeglichen  wird, 
was  diesmal  nach  Lage  der  Verhältnisse  nicht  möglich  ist. 
Es  ist  eine  nicht  richtige  Daistdlung,  wenn  der  I^err  Abgeordnete  jetst 
sagt,  es  sei  von  mir  tlirckt  versprochen  worden.  Ich  habe  bereits  im  Eingang 
ausgeführt:  wenn  meinem  Wunsche  Rechnung  getragen  wäre,  daß  im  vorigen 
Jahre  4000  Beamte  zur  Anstellung  gekommen  wären,  so  hätte  ich  in  diesen} 
Jahre  nur  1000  Assistentenstellen  in  Antrag  bringen  können. 

Ich  möchte  im  weiteren  hervorheben,  dafl  die  Assistenten  sehr  wohl  wissen, 
wie  die  Sache  liegt,  und  darüber  in  ihren  Zeitungen  geschrieben  haben,  und 
dal»  es  dem  Herrn  Abgeordneten  nicht  gelingen  wird,  bei  meinen  Beamten 
eine  falsche  Vorstellung  von  dem  Verhalten  ihres  Chefs  und  seinen  Ver* 
H)rechungen  zu  erwecken.  Sie  wissen  genau,  dafi  ich  im  AugenbÜdw  nicht 
in  der  Lage  bin,  mehr  Beamte  anzustellen,  als  ich  beantragt  habe. 

Ich  wiederhole:  wenn  im  vorigen  Jahre  4000  Stellen  bewilligt  wJtren,  so 
würden  in  diesem  Jahre  nur  1000  Stellen  in  Antrag  gebracht  worden  sein.« 

Es  folgten  Auseinandersetzungen  zwischen  den  Abf^emtineten  Sittart  und 
Singer  über  den  voriiererwähnten,  in  der  Petitionskommission  verhaodellen 
Fall,  wobei  ersterer  —  als  damaliger  Sprecher  der  Zentrumspartei  —  seinen  bei 
dieser  Gelegenheit  vertretenen  Standpunkt  begründete  und  zugleich  den  Staats- 
sekretär bat,  hinsichtlich  des  »Deutschen  Postboten«  das  Vergangene  zu  vergessen, 
wenn  diese  Zeitung  künftig  sich  einer  ruhigen  und  sachlichen  Kritik  befldfi^te. 

Die  auf  die  Assistenten  bezOglichen  Titel  wurden  auf  Vorschlag  des  Ab- 
geordneten Dr.  Müller  (Sagau)  zusammen  mit  dessen  obenerwähntem  Antrage 
der  Budgetkommission  überwiesen.  Sodann  vertagte  sich  das  Haus,  nachdem 
die  Titel  1  bis  i6a  genehmigt  waren. 

Am  zweiten  Verhandtungstage  (2.  März)  wurde  die  Beratung  beim  Titel  17 
der  fortdauernden  Ausgaben  fortgesetzt.  Zunächst  bat  der  Abg.  Eickhoff 
den  Staatssekretär,  sich  in  bestimmter  Form  über  die  mutmaßlichen  Auf- 
rOckungsverhaltnissc  der  höheren  Beamten  zu  äußern.  Sodann  sprach  er  den 
Wunsch  aus,  die  liuheren  Beamten  mit  dem  iitel  Rechnungsrat,  der  gemein- 
hin nur  Subaltembeamten  verliehen  werde,  dieses  Titels  zu  entkleiden,  dafür 
aber  —  entsprechend  dem  bei  anderen  Verwaltungen,  z.  B.  im  Gerichtswesen, 
üblichen  Verfahren  —  die  älteren  Ober-Postsekretare  zu  RechnungsrJften  zu 
ernennen.  Dann  könne  auch  den  JSlteren  Postsekrctjiren ,  die  sich  bewahrt 
haben,  zwar  nicht  die  Stellung,  aber  doch  der  Tiiei  Über-PostsekretÄr,  viel- 
leicht nach  einem  Dienstalter  von  35  Jahren,  verliehen  werden.  Endlich  be- 
mängelte er  die  angebliche  Bestimmung,  daß  nur  diejenigen  Beamten  in  die 
Stellung  als  Ober-Postinspektoren  aufrücken  könnten,  die  das  40.  Lebensjahr 
noch  nicht  Uberschritten  hätten. 

Der  Staatssekretär  erwiderte  folgendes: 

>Ich  entspreche  gern  dem  Wunsche  des  Herrn  Vorredners,  ihm  die  Br- 
kUbrung  dahin  abnigeben,  daß  es  nicht  in  der  Absicht  der  Reichs-Bost-  und 

Telegraphenverwaltung  liegt,  Beamte  der  höheren  Karriere  deshalb  von  dem 
höheren  Verwaltungsdienst  auszuschließen,  weil  sie  das  40.  Lebensjahr  ttber- 
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schritten  haben.  Es  ist  früher  auch  nicht  Gebrauch  gewesen,  ältere  Beamte 
•uszüschlieAeii.  Eine  Bestimmung  dsrObcr  besteht  nicht;  man  ist  nur  bei  den 

Vorschlägen,  die  eingefordert  sind,  gewöhnlich  davon  ausgegangen,  daß  ein 
Beamter,  der  über  40  Jahre  alt  ist,  in  vielen  Fallen  nicht  mehr  die  nötige 
Beweglichkeit  hat,  die  das  Reisen  erfordert,  und  hat  infolgedes-sen  den  Ober- 
Po^tdirektionen  auferlegt,  bei  ihren  Vorschlägen  zu  erwägen,  ub  Beamte,  so- 
weit sie  das  40.  Lebensjahr  Oberschritten  haben,  noch  die  nötige  Beweglich- 
luit  für  den  Aufsichtsdienst  haben.  Ich  kann  nochmals  die  Versicherung  ab* 
geben,  daß  es  nicht  in  meiner  Absicht  liegt,  irgendwie  das  Lebensaller  von 
40  Jahren  als  Grenze  für  den  Autsichlsdienst  anzusehen.  Alle  diejenigen  In- 
spektoren, die  sich  zu  diesem  Dienste  eignen,  werden,  auch  wenn  sie  Uber 
40  Jahre  ah  sind,  za  Ober-Inspektoren  befördert  werden. 

Was  ferner  die  Wünsche  des  Herrn  Vorredners  bezüglich  der  Verleihung 
des  Titels  Rechnungsrat  betrifft,  so  kann  ich  ihm  ganz  offen  bekennen,  daß 
ich  ein  Freund  der  Verleihung  dieses  Titels  überhaupt  nicht  bin.  Ich  habe, 
seitdem  ich  das  Amt  übernommen  habe,  sehr  häufig  schon  zum  Ausdrucke 
gebracht,  ö§&  ich  am  liebsten  von  der  Verleihung  dieses  Utels  gans  absehen 
würde,  weil  die  Titel,  die  der  Postetat  zum  Ausdrucke  bringt,  mir  schöner 
erscheinen.  Ich  habe  aber  nachgegeben,  weil  mir  gesagt  wurde,  daß  doch  viele 
Beamte,  namentlich  in  der  Provinz,  großen  Wert  auf  die  Verleihung  dieses 
Titels  legen.  Da  ich  nun  von  dem  Herrn  Vorredner  höre,  daß  dieser  Wunsch 
nicht  besteht,  werde  ich  von  neuem  in  eine  Prilfiing  der  Sache  eintreten. 

(Zuruf  links.) 

—  Den  höheren  Beamten  wird  der  Titel  Uberhaupt  nicht  mehr  verliehen. 
Bei  denjenigen  Beamten,  die  ihn  sclion  liaben  —  es  ist  ein  Titel,  der  von 
Seiner  Majestät  verliehen  ist  —  kann  ich  ihn  natürlich  nicht  wieder  abschaffen. 

in  bezug  auf  die  spätere  höheie  Karriere  hat  der  Herr  Vorredner  den 
Wunsch  ausgesprochen,  zu  wissen,  wann  Anwärter  für  diese  Laufbalm  wieder 
angenommen  werden  wUrden.  Ich  Icann  ihm  darauf  erwidern,  daß  wir  noch 
nicht  genau  übersehen  können,  wann  das  der  Fall  sein  wird.  Wahrscheinlich 
werden  noch  mehrere  Jahre  vergehen,  ehe  die  Annahme  von  Anwärtern  erfolf^t.a 

Hierauf  berichtigte  der  Abg.  Lenzmann  seine  frühere  Behauptung,  daß 
das  Reicbs- Schatzamt  sich  der  Einsetzung  der  1000  Assbtentenstellen  wider- 
setzt bitte,  sowie  dafi  der  Staatssekretür  des  Reichs-Postamts  sein  Ver- 
sprechen bezüglich  der  Assistenten  nicht  eingelöst  habe.  Nicht  dieser,  sondern 
der  Staatssekretär  des  Reichs  Schatzamts  habe  erklärt,  er  werde  die  Finanz- 
lage so  einrichten,  daß  in  wenigen  Jahren  die  Postassistenten  schon  nach 
5  Jahren  etatsmäßig  angestellt  würden. 

Im  weiteren  brachte  er  die  Beschwerde  vor,  dafl  in  einzelnen  StMdten,  z.  B. 
Wetzlar,  die  Auszahlung  von  Postanweisungen  aus  Mangel  an  verfügbaren 
Barmitteln  verspätet  erfolge.    Er  bat.  Abhülfe  zu  schaffen. 

Der  Abg.  Eickhoff  äußerte,  daß  er  vom  Staatssekretär  in  bezug  auf  die 
Titelverleihung  mißverstanden  worden  sei:  die  mittleren  Beamten,  die  Ober- 
Postsekretire,  legten  groflen  Wert  darauf,  dafl  ihnen  im  höheren  DMistalter 
der  Titel  »Rechnungsrat«  verliehen  werde.  Darauf  nahm  der  Direktor  ioi 
Reichs-Schatzamt  Twele  das  Wort  zu  folgenden  Darlegungen: 

»Meine  Herren,  ich  bin  dem  Herrn  Abgeordneten  Lenztnann  -^ehr  dankbar 
für  die  Erklärung,  die  er  im  Anfange  seiner  Ausführungen  abgegeben  hat, 
dafl  er  sich  nimlich  bezilglich  einer  Äußerung,  die  sich  auf  das  Reichs-Schatz- 
amt bezog  und  die  er  am  vorigen  Sonnabend  gemacht  hat,  in  einem  Irrtume 
befunden  habe.  Das  Reichs-Schatzamt  scheut  sich  in  keiner  Weise,  alle  die- 
jenige Verantwortung  zu  Qbemebmen,  die  es  zu  Uberneboien  hat;  aber  darüber 
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hintus  bnttglich  einer  Tatsadie  belwlet  zu  werden,  wo  die  Belastung  nicht 

zutrifft,  ist  nicht  immer  gerade  sehr  angenehm. 

Der  Herr  Abgeordnete  Lenzmann  hat  nun  des  weiteren  ausgeführt,  daß  ein 
Versprechen  bezüglich  der  Anstellung  der  Postassistenten  in  gleicher  Anzahl 
für  1903  wie  in  dem  Vorjahre  nicht  sowohl  von  dem  Herrn  Staatssekretllr 
des  Reichs- Postamts  ah  in  erster  Lüiie  von  dem  Herrn  Staatssdcretlr  des 
Reichs-Scbatzamts  gegeben  worden  sei.  Es  wttrde  mich  freuen,  wenn  es  mir 
gelange,  den  Herrn  Abgeordneten  Lenzmann  auch  in  dieser  Beziehung  davon 
zu  Uberzeugen,  daß  ihm  ein  kleiner  Irrtum  unterlaufen  ist.  Sie  wissen  alle, 
meine  Herren,  wie  im  vorigen  Jahre  die  Verhandlungen  verlaufen  sind.  Es 
wurde  bei  der  zweiten  Lesung  von  dem  Herrn  Abgeordneten  Singer  der 
Antrag  gestellt,  loc^o  Stellen  zuzusetzen.  Auf  Grund  der  Ihnen  allen  beitannten 
Vorgänge,  die  ich  nicht  zu  wiederholen  brauche,  haben  dann  über  die  Reso- 
lution, die  von  dem  hohen  Hause  gefaßt  war,  eine  Reihe  von  Verhandlungen 
mit  den  verschiedenen  Parteiflihrem  stattgefunden,  imd  die  endgültige  Stellung- 
nahme der  verbündeten  R^erungen  sowohl  wie  des  hohen  Hauses  hat  erst 
gelegentlich  der  dritten  Lesung  des  Etats  stattgefunden.  Bei  dieser  dritten 
Lesung  des  Etats  —  mir  liegt  das  Stenogramm  der  164.  Sitzung  vom 
Donnerstag  den  13.  lAärz  1902  vor  —  hat  mein  Herr  Chef  folgendes  erklftrt: 
Diejenige  Mitteilung,  welche  der  Herr  Staatssekretär  des  Reichs -Post- 
amts Ihnen  soeben  abgegeben  hat,  kann  ich  seitens  der  Reichsschatz- 
verwaltung dahin  bestätigen,  daß  meinerseits  zugestimmt  wird,  die  Zahl 
der  etatsmflßigen  Postbeamten  in  den  nächsten  Rechnungsjahren 
derartig  zu  vennehren,  daß  ein  baldiges  Zurückweichen  der  Diätariatszeit 
auf  fbnf  Jahre  erreicht  wird. 
Meine  Herren,  mein  Herr  Chef  hat  danach  also  keine  Verpflichtung  Über- 
nommen, für  dieses  Jahr  einer  Einsetzung  von  3-  oder  gar  von  4000  Post- 
assistentenstellen zuzustin^inen,  und  ich  wüßte  gar  nicht,  wie  das  Reichs-Schatz- 
amt in  diesem  Jahre  in  der  Lage  gewesen  sein  sollte,  wo  der  Herr  Staats- 
sekretär des  Reichs^Postamts  aus  dienstlichen  GrOnden  nur  eine  Vermehrung 
um  2000  Stellen  fbr  möglich  erachtet  hat,  seinerseits  weiter  zu  gehen  als  der 
Herr  StaatssekretJfr  des  Reichs  -  Postamts.  Ich  kann  nur  nochmals  betonen, 
ich  würde  mich  freuen,  wenn  der  Herr  Abgeordnete  Lenzmann  in  dieser  Be- 
ziehung einen  Irrtum  auf  seiner  Seite  anerkennen  möchte.« 

Demgegenüber  blieb  der  Abg.  Lenzmann  dabei,  dafi  dne  Zusage  vorliege 
und  bereits  jetzt  hätte  eingelöst  werden  müssen. 

Nach  Bewilligung  der  Tit.  17  und  18  beklagte  sich  der  Abg.  Sittart  zu- 
nächst darüber,  daß  die  Sonntagsruhe  noch  immer  nicht  genüge.  Befreiung 
vom  Dienste  au  anderen  Tagen  bilde  keinen  ausreichenden  Ersatz,  denn  der 
Sonntag  sei  der  Tag  des  Herrn,  und  nur  an  Sonntagen  kOnne  der  Beamte 
sich  ganz  seiner  Familie  freuen.  Möglichst  oft  müsse  man  einen  gänzlich  fi'eien 
Sonntag  gewähren.  Seine  Partei  würde  die  dazu  erforderlichen  Mittel  gern 
bewilligen.  Ferner  müßten  die  älteren  Unterbeamten  etwas  mehr  vom  Nacht- 
dienste befreit  werden.  Die  Mittel  für  die  gehobenen  Stellen  seien  besser  so 
zu  verteilen,  daß  alle  Unterbeamten  nach  einer  gewissen  Dienstzeit  regelmiflige 
Zuschüsse  erhielten,  wenn  man  nicht  dazu  übergehen  wolle,  die  Befiirderuog 
in  eine  gehobene  Stelle  von  dem  Bestehen  einer  Prüfung  abhängig  zu  machen. 
Endlich  sei  die  Beschaüung  von  Gummimänteln  für  die  Briefträger  zu  wUnschen, 
um  diese  wirksam  gegen  Regen  zu  schützen. 

Der  StaatssekretSr  entgegnete: 

»Ich  erwidere  dem  Herrn  Vorredner  auf  seine  Anfrage,  daß  wir  bezüglich 

des  Sonntagsdienstes  ganz  von  demselben  Wunsche  beseelt  sind,  den  Sie  alle 
haben,  nämlich  möglichst  viele,  womöglich  alle  Beamten  vom  Sonntagsdienste 
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frei  zu  machen.  Nun  ist  ja  bekannt,  daß  wir  seit  Jahren  emsip;  bestrebt  sind, 
dieses  Sei  zu  erreichen,  und  ich  darf  Ihnen  hier  vortragen,  wie  weit  wir 
damit  gekommen  sind:  a)  in  einem  Zeiträume  von  zwei  Wochen  sind  mindestens 

für  einen  ganzen  oder  zwei  halbe  Sonntage  dienstfrei  77,"  Prozent  nllcr  voll- 
beschäftigten Beamten  und  Unterbeamten,  b;  mindestens  an  jedem  vierten 
Sonntage  sind  gänzlich  vom  Dienste  befreit  97,8  Prozent  aller  vollbeschäftigten 
Beamten  und  Unterbeamten.  Für  die  Übrigen  Beamten  und  Unterbeamten  ist 
der  Sonntagsdienst  nach  den  Grundsätzen  des  Erlasses  von  1883  dahin  ge- 
regeh,  daß  eine  Befreiung  vom  Dienste  mindestens  für  einen  ganzen  oder  zwei 
halbe  Sonntage  innerlialb  eines  dreiwöchigen  Zeitraums  eintritt. 

Sie  sehen,  daß  unsere  Bemühungen  von  Erfolg  gekrönt  sind.  Es  ist  voll- 
stflndjg  richtig,  daß  wir  dahin  wiften  müssen,  sofern  der  Post-  und  Tele- 
graphendienst  am  Sonntage  stattfindet,  Ersat/nvinnschaften  für  die  vom  Dienste 
zu  befreienden  Personen  heranzuziehen.  Aber  das  ist  gleichfalls  klar,  dafi  es 
sehr  schwer  ist,  Ersatz  zu  finden  für  diese  Beamten.  Zunüchst  gibt  es  wichtige 
Geschfifte,  wobei  dem  Postdienste  fernstehende  Personen  nicht  gebraucht  werden 
können  wegen  Manjgel  an  Kenntnissen  oder  Nichterfüllung  sonstiger  Anforde- 
rungen, die  wir  stellen  müssen.  Dann  aber  übernehmen  sehr  viele  Leute 
diesen  Sonntagsdienst  aus  denselben  Gründen  nicht,  aus  denen  sowohl  der 
Herr  Vorredner  wie  ich  es  wünschen,  daß  der  Sonntag  für  die  Beamten  nicht 
damit  beschwert  werde.  Also  die  Postämter  haben  die  grOflten  Schwierig- 
keiten, Ersatzmannschaften  aus  Kreisen,  die  nicht  der  Postverwaltung  angehören, 
heranzuziehen.  Ich  hoffe  aber,  daß  es  trotzdem  gelingen  wird,  weiter  auf  dem 
Wege  der  Sonntagsruhe  fortzuschreiten. 

Was  dann  den  Nachtdienst  anbetrifft,  so  ist  die  Verteilung  desselben  je 
nach  den  Örtlichen  Verblltnissen  sehr  verschieden.  Der  Nachtdienst  hVngt 
hauptsächlich  ab  von  der  Ankunft  und  dem  Abgange  der  Züge.  Es  ist  nun 
nicht  zu  verkennen,  daß  vielleicht  manche  Orte  in  dieser  Beziehung  recht  hart  " 
betroffen  sind  von  der  Ungunst  des  Eisenbahnzugverkehrs,  den  festzustellen  wir 
nicht  in  unserer  Gewalt  haben.  Überall,  glaube  ich,  besteht  der  Wunsch,  die 
ilteren  Unterbeamten  nicht  so  zu  belasten  wie  die  jüngeren.  Das  ist  aber, 
wie  die  Verhältnisse  liegen,  nicht  immer  angängig.  Dem  Herrn  Vorredner  ist 
vielleicht  auch  nicht  bekannt,  daß  der  Nachtdienst  insofern  vorteilhaft  für  die 
alteren  Beamten  ist,  als  die  Nachtstunden  in  dem  Dienststundenplan  anderthalb- 
fach gerechnet  werden;  wenn  also  z.  B.  ein  Unterbearoter  von  10  Uhr  Abends 
bis  Motens  5  Uhr  Dienst  hat,  dann  werden  ihm  diese  Stunden  eineinhalbfach 
gerechnet,  er  hat  infolgedessen  an  den  nVchsten  Tagen  um  so  mehr  dienst- 
freie Zeit. 

Hinsichtlich  des  Schutzes  der  Brietträger  gegen  die  Unbilden  der  Witterung 
kann  ich  dem  Herrn  Vorredner  erwidern,  dafi  ich  bereits  vor  2  bis  3  Jahren 
die  Anr^ng  gegeben  habe,  die  BrieftrHger  besser  zu  schützen.    Ich  habe, 

ebenso  wie  er,  gesehen,  daß  hei  Regenwetter  und  an  kalten  Tagen  den  Brief- 
trägern ihre  Mäntel  unter  Umständen  viel  zu  iJistig  sind,  und  daß  die  Mäntel 
denen,  die  sie  tragen,  nicht  den  nötigen  Schutz  gewähren  für  die  Briefe,  die  sie 
vidfiich  in  der  Hand  haben.  Nun  sind  auch  Versuche  mit  Gummiminteln  gemacht 
worden.  Hier  liegt  aber  die  Sache  für  den  Brieftrüger  nicht  so  wie  für  den 
Straßenkehrer  oder  den  Schutzmann,  der  auf  der  Straße  stellt  und  sich  nicht 
so  viel  zu  bewegen  hat.  Es  ist  bekannt,  dal?>  für  ieden  Mensclun,  der  sich  vie!  be- 
wegen muß,  solche  Gummimäntel  dos  Entsetzlichste  sind,  was  es  Uberhaupt  gibt. 

(Sehr  richtig  I) 

Mao  wird  heiß,  knOpft  den  Rock  auf  und  erkaltet  sich  häufig.  Es  ist  also 
nur  menschlich,  wenn  die  Verwaltung  nicht  darauf  besteht,  dal^  die  Briefträger 
in  solchen  üummimlinteln  umhergehen^  sie  sind  ganz  unpraktisch.  Dagegen 
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haben  wir  Versuche  anstellen  lassen  mit  leichten  LoderaHdem  hier  und  aa»- 

wdrts.  Sic  haben  allgemein  Anklang  gefunden,  und  wir  sind  gerade  dabei, 
dic<;e  Rüder  allgcineiii  cin/iifüliren ,  so  daß  die  Briefträger  ein  Bedeckungs- 
kleidiingsslück  haben,  uelclics  leicht  ist  und  vor  Regen  schützt.  Ich  glaube, 
daß  nach  dieser  Richtung  den  WUnsclien  des  Herrn  Vorredners  Rechnung 
getragen  worden  ist. 

Was  die  Darstellung  anbetrifft,  die  der  Herr  Abgeordnete  Gröber  besOglich 
des  Metzer  SonntagNdieii^tos  gegeben  hat,  so  war  es  am  gestrigen  Tage  meine 
Absicht,  dein  Herrn  Abgeordneten  Gröber  selbst  schon  mitzuteilen,  daß 
darüber  Naclifur^chungen  angestellt  sind  und  diese  ergeben  haben,  daß  leider 
unseren  Wünschen  in  Mete  nicht  Rechnung  getragen  ist.  Ich  habe  sofort 
Veranlassung  genommen,  anzuordnen,  daß  dies  nunmehr  geschehe. 

(Rravo!  in  der  Mitte.)« 

Der  Tit.  19  wurde  darauf  bewilligt,  eben>ü  die  Tit.  20,  21,  23  und  24, 
nachdem  zu  Tit.  20  der  Abg.  Lenzmann  gebeten  hatte,  die  für  einzelne 
Teile  von  Charlottenburg  gQltigen  postalischen  Bezeichnungen  Berlin  W.  usw. 
durch  den  Ortsnamen  zu  ersetzen  (Tit.  zz  war  an  die  Budgetkommiasion  ver- 
wiesen worden'. 

Bei  der  Beratung  des  Tit.  25  warnte  der  Abg.  Lickhulf,  die  Sonntags- 
rohe nicht  zum  Schaden  des  Verkehrs  zu  weit  auszudehnen.  Im  weiteren 
regte  er  die  Gewlhrung  von  besonderen  Vergütungen  für  den  Nachtdienst  an 

und  nahm  die  neuen  Titel  Ober- Postschaffner  und  Ober-Brieftrüger  gegen  die 
ÄuL^crungen  des  Abg.  Singer  in  Schutz.  Bezüglich  der  Verleihung  der  Achsel- 
schnüre nach  15 jähriger  Dienstzeit  scheine  nicht  liberal  genug  vertahren  zu 
werden,  insofern  als  viele  Beamte  übergangen  würden,  weil  sie  Ordnungs- 
strafen erlitten  hätten.  Überhaupt  halte  er  das  Strafsystem  der  Verwaltung  für 
verbesserungsbedürftig.  Auf  der  einen  Seite  müsse  selbstverständlich  in  einem 
so  großen  Beamtenkörper  die  slren!j;'-(c  Di'-ziplin  herrsclien,  auf  der  anderen 
Seite  durften  aber  nicht  wegen  jeder  Kleinigkeit  Ordnungsstrafen  verhängt 
werden.  Ein  Staatsanwalt  habe  gefiuflert,  er  kenne  überhaupt  keinen  Post* 
Unterbeamten,  der  nicht  eine  oder  mehrere  Ordnungsstrafen  erlitten  habe.  Die 
Vorenthalfung  der  Schnüre  an  bestrafte  Beamte  bilde  gewissermaßen  eine 
ncK"hmali\:L'  Bfstmfiing  der-^elhen.  Ferner  sjirach  der  Redner  seine  Genugtuung 
über  die  l.rklurung  des  Staatssekr€tar^  aus,  äuli  die  für  gehobene  Unterbeamten- 
stellen geeigneten  Personen  streng  nach  dem  Dienstalter  befördert  werden 
sollen.  Allerdings  würden  die  Klagen  Ober  diesen  Gegenstand  nie  verstummen. 
U.  a.  gebe  .^nlal>  da/u  eine  Bestimmung,  daß  von  den  Bahnpostschaffnern  nur 
solche  aul  Haupt  Lisenbahnkurbcn  die  ZuIngen  erhalten  könnten,  wahrend  doch 
der  Dienst  auf  vielen  Nebenstrecken  ebenso  auhtrengend  und  veranlvvorlungsvoll 
wie  auf  Hauptstrecken  sei. 

Zum  Schlüsse  wies  der  Redner  darauf  hin,  daß  zwischen  Mietspreis  und 
W'dhnung^geld  an  zahlrciibeii  Orten,  namentlich  in  den  gtor^en  industriellen 
Orlen,  ein  Mibverhültni.s  hensche,  welches  auch  bei  einer  künftigen  Revision 
des  Servisgeselzes  kaum  ganz  beseitigt  werden  könne.  I£r  empfahl  daher  der 
Postverwaltung  eine  tatkrfiftige  Unterstützung  der  gemeinntttz^en  Bauvereine 
für  derartige  Orte. 

Der  S  t  a  a  t  SS  e  k  r  e  t  ü  r  antwor  tete: 

»Der  Herr  Vorredner  kann  überzeugt  sein,  daß  seitens  meiner  Verwaltung 
jede  Gelegenheit  wahrgenommen  wird,  um  den  Unterbeamten  bessere  Wohnungs- 
verhllltnisse  zu  verschaffen,  und  es  geht  auch  aus  den  EtatsansUltzen  hervor,  daß 
wir  dahin  streben,  so  viel  Geld  wie  möglich  für  diesen  Zweck  flüssig  zu  machen. 

Was  dann  seine  Wünsche  bezüglich  der  gehobenen  Unterbeamten  betrifft, 
SU  kann  ich  nur  wiederholen,  was  ich  schon  früher  gesagt  habe,  und  worin. 
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wie  ich  glaube,  alle  Ubereinstimmen,  daß,  solange  es  Stellen  gibt,  die  etwas 
besser  besoldet  werden  als  andere,  diejenigen,  die  zu  diesen  Sidlen  nicht  aus» 
erkoren  werden,  immer  unangenehm  berührt  sind.  Es  ist  das  ein  so  mensch» 

lieber  Zug,  daß  man  sich  darüber  nicht  viel  wundern  sollte.  Wir  halten  aber 
diese  gehobenen  Stellen  gut  für  den  Dienst  und  freuen  uns,  so  vielen  Unter- 
beamten eine  höhere  Vergütung  zuwenden  zu  können.  Nun  scheint  mir  aber 
in  den  Ausführungen  des  Herrn  Vorredners  ein  Mißverständnis  Insofern  obxu* 
walten,  als  er  zum  Ausdrucke  gebracht  hat,  beim  Eisenbahnposi\ erkehr  erhielten 
nur  die  Unterbeamten  eine  Zulage,  die  sich  auf  H;iupt<(reckeii  im  eisenbahn- 
technischen Sinne,  also  auf  iHanptbahnen»  bewegten.  Das  ist  keineswet^'s  der 
Fall,  und  wenn  in  einem  Bezirk  eine  sukiie  Auffa.ssung  bestände,  so  wüidc 
die  zu  berichtigen  sein.  Wie  im  Etat  ausgedrückt,  haben  wir  allerdings  ge- 
hobene Stellen  für  Schaffner  auf  Hauptstrecken.  Ich  habe  aber  hier  die  Ver- 
fügung, die  seinerzeit  hierüber  an  die  Ober-Postdirektionen  erlassen  worden  ist, 
in  der  es  ausdrücklich  heißt: 

Ob  eine  Eisenbahnlinie  als  Hauptstrecke  anzusehen  ist,  richtet  sich 
ausschliefflich  nach  der  Verantwortlichkeit  und  Schwierigkeit  der  von 
den  Bahnpostschafifnern  wahrzunehmenden  Postdienstgeschäfte.    In  Be- 
tracht zu  ziehen  für  die  E^inreihung  in  die  Zahl  der  gehobenen  Unter- 
beamten sind  nur  solche  Bahnpostschafiher,  an  deren  Diensttätigkeit 
Ober  das  gewöhnliche  Mafl  des  Unterbeomtendienstes  in  den  Bahnposten 
hinausgehende  Anforderungen  gestellt  werden. 
Also  es  ist  sehr  wohl  angängig,  Schaflnern,  welche  Nebenrouten  befahren, 
die  aber  im  postalischen  Sinne  als  Hauptstrecken  anzusehen  sind,  solche  Zu- 
lagen zu  bewilligen,  und  auf  vielen  derartigen  Strecken  haben  sie  sie  auch. 

Was  dann  die  Ausf&hrung  des  Herrn  Vorredners  bezüglich  der  Strafen 
anlangt,  so  kann  ich  ihm  unumwunden  sagen,  daß  ich  kein  großer  Freund 
von  Geldstrafen  bin  und  es  auch  nicht  für  gut  finde,  wenn  bei  jeder  Kleinig- 
keit mit  den  Beamten,  die  gesündigt  haben  —  bei  der  Schnelligkeit,  mit  der 
gearbeitet  werden  muß,  kommen  ja  Versehen  vor  — ,  lange  Protokolle  aulge- 
nommen werden.  Ich  bin  der  Meinung,  daß,  wenn  Beamten,  die  sich  sonst 
gut  führen,  einmal  ein  Versehen  unterlauft,  es  besser  ist,  die  Sache  mündlich 
zu  erledigen,  als  eine  f^roße  Verhantlhmg  aufzunehmen,  wobei  die  meisten 
Beamten  doch  nur  sagen  können:  »es  ist  leider  ein  Versehen,  daß  dieser  Brief 
unrichtig  dahin  geschickt  worden  ist«.  Absicht  ist  es  gewöhnlich  nicht  ge- 
wesen. Nun  bitte  ich  aber  den  Herrn  Vorredner,  aus  dem,  was  ein  Staats- 
anwalt über  die  Strafen  der  Beamten  gesagt  hat,  keine  SchlUsse  zu  ziehen, 
denn  die  Beamten,  die  vor  den  Staatsanwalt  kommen,  sind  gewöhnlich  solche, 
die  schon  recht  viel  gesündigt  haben;  und  darum  glaube  ich  wohl,  daß  ein 
Staatsanwalt  sagen  kann,  es  wäre  ihm  noch  kein  Unterbeamter  vorgekommen, 
der  nicht  eine  Strafe  erlitten  hstte.  Das  sind  eben  Unterbeamte,  die  sich 
schlimmer  Vergehen  schuldig  gemacht  haben,  und  die  werden  natürlich,  ehe 
sie  vor  den  Staatsanwalt  kommen,  schon  vielfach  bestraft  sein.« 

Nachdem  der  Abg.  Fisch beck  dem  Staatssekretär  für  diese  Darlegungen 
gedankt  und  eine  gerechtere  Verteilung  des  Wohnungsgeldzuschusses  gelegent- 
lich der  Neugestaltung  des  Servisgesetzes  angeregt  hatte,  brachte  der  Abg. 
Z  üb  eil  eine  Reihe  von  Beschwerden  über  die  Dienstverhältnisse  der  Berliner 
Poslillone  vor.  Entgegen  den  Versicherungen  des  Staatssekretars  haften  die 
Postillone  keinen  freien  Sonntag,  wahrend  ihnen  ein  solcher  unter  dem  Vor- 
gänger des  jetzigen  StaatssekretlCrs  alle  6  bis  8  Wochen  gewihrt  worden  sei. 
Ihr  Dienst  sei  so  zersplittert,  Aa&  ihnen  die  kurzen  Pausen  oft  nicht  ermög- 
lichten, nach  Hause  zu  gehen.  Der  sogenannte  ReserveJienst  bei  der  Posthalterei 
in  der  Möckernstralie  habe  zur  Folge,  daii  die  Postillone  während  der  ganzen 
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Woche  nicht  aus  den  Kleidern  herauskämen.  Ferner  seien  seine  vorjährigen 
Wünsche  auf  Erhöhung  der  BezOge  der  Postillone  sowie  auf  Beschämung 
von  WettermSnteln  nicht  berücksichtigt  worden.  Endlich  wandte  Redner  sich 
f;egen  den  vom  Vorsteher  des  Postamts  14  in  Berlin  auf  die  Unterbeamten 
angeblich  ausgeübten  Druck,  zu  der  Stiftung  »Töchterhort«  beizutragen;  von 
dieser  hätten  die  Familien  der  Unterbeamten  so  gut  wie  keinen  Nutzen. 

Darauf  nahm  der  Staatssekretär  das  Wort  zu  folgenden  Ausfbhrungen : 
»Der  Herr  Abgeordnete  Lenzmann  hat  vorher  einen  Fall  angeführt,  in 
dem  Postanweisungsgclder  nicht  rechtzeitig  ausgefolgt  worden  seien,  und  liat 
daran  die  Schlußtoigerung  gcknUptt,  daß  den  Postämtern  nicht  genügend  Geld 
zugewiesen  würde  und  6m  sie  sich  dann  auf  die  Bestimmung  der  Post- 
ordnung berufen,  wonach  sie  erst  zu  zahlen  hatten,  wenn  das  Geld  vorhanden 
wäre,  ich  möchte  dem  Herrn  Abgeordneten  Lenzmann  versichern,  dafl  es 
nicht  in  der  Absicht  der  Reichs  Postverwoltung  liegt,  sich  irgendwie  unbe- 
gründeter Weise  auf  diesen  Paragraphen  zurückzuziehen  ^und  etwa  nicht  Vor- 
sorge Air  die  Interessen  des  Publikums  zu  treffen.  Der  erwthnte  Paragraph 
ist  nur  dahin  zu  verstehen,  daß,  wenn  einmal  ausnahmsweise  das  Geld 
nicht  vorhanden  sein  sollte,  ein  Anspruch  an  uns  nicht  geltend  gemacht 
werden  kann.  Unser  Bestreben  aber  i<;t  es,  stets  rechtzeitig  aiiszuznhlen ,  da 
uns  sehr  wohl  bewußt  ist,  welche  Nachteile  es  für  einen  Empfänger  haben 
kann,  wenn  Geld,  welches  zur  Auszahlung  von  Arbeitern  usw.  zur  Stelle  sein 
soll,  nicht  rechtzeitig  zur  Verfügung  steht.  Ob  nach  der  Richtung  hin  in 
Wetzlar  etwas  versäumt  worden  ist ,  werde  ich  feststellen  In^sen  und  unter 
Umständen  für  Abhülfe  sorgen.  Ich  würde  dem  Herrn  Abgeordneten  dankbar 
sein,  wenn  er  auch  die  übrigen  Orte,  wo  so  etwas  vorgekommen  ist,  einem 
meiner  Herren  Kommissare  mitteilen  wollte.  Wir  wollen  dann  darüber 
Nachforschungen  anstellen,  ob  sich  die  Ober- Postdirektion  nicht  unterrichtet 
halt,  daß  der  Betrag,  der  bei  den  Postlbntern  vorhanden  sein  soll,  richtig 
bemessen  ist. 

Was  dann  die  Bemerkung  des  Herrn  Vorredners  betrifft,  so  möchte  ich 
ihm  in  erster  Linie  sagen,  daß,  seitdem  ich  die  Ehre  habe,  an  der  Spitze  des 
Reichs- Postamts  zu  stehen,  keine  Verfügung  ergangen  ist,  nach  welcher  die 
Postillone  schlechter  gestellt  werden  oder  einen  anderen  Dienst  bekommen 
sollten,  als  sie  unter  meinem  Herrn  Vorgfinger  gehabt  haben.  Mir  ist  auch 
nicht  bekannt,  daß  die  Postillone  jetzt  einen  schlechteren  Dienst  haben.  Wir 
haben  mehrfiKrh  (Iber  ihre  Verhflifnisse  Bericht  eingefordert,  und  nach  den 
Berichten,  die  wir  bekommen  haben,  liegt  die  Sache  doch  ganz  anders,  als 
der  Herr  Vorredner  eben  ausgeführt  hnt. 

In  bezug  auf  den  Dienst  der  Postillone  am  Sonntag  Vormittage  bestehen 
allerdings  gewisse  Schwierigkeiten  insofern,  als  die  Bestellfahrten  ebenso  wie 
in  der  Woche  zu  verrichten  sind,  und  als  es  schwierig  ist,  fttr  die  Postillone 
geeignete  Ersatzraannschaflen  zu  bekommen.  Wir  sind  aber,  wie  der  Herr 
Abgeordnete  vorgestern  schon  gehört  hat  aus  der  Antwort,  die  ich  dem  Herrn 
Abg.  Stöcker  erteilt  habe,  bestrebt,  diesen  Paketbestelldienst  am  Sonntag  ab- 
zukürzen und  bald  nach  10  Uhr  zu  beenden,  damit  er  sich  nicht  bis  in  den 
Nachmittag  hineinzieht.  Damit  werden  sich  die  VerhVitnisse  auch  fQr  die 
Postillone  besser  gestalten. 

Wenn  dann  der  Herr  Vorredner  weiter  angeführt  hat,  daß  die  Postillone, 
die  die  Bitte  ausgesprochen  haben,  die  Kirche  besuchen  zu  dUrfen,  nachher 
schlecht  behandelt  werden,  so  kann  ich  so  etwas  nicht  glauboi.  IMe  Oidres 
in  dieser  Beziehung  sind  so  streng,  dafi,  glaube  ich,  niemand  dch  unterfangen 
wird,  Beamte,  die  viel  am  Sonntagvormittag  in  Anspruch  genommen  sind, 
schlecht  zu  behandeln,  wenn  ihnen  auf  ihren  Wunsch  Gelegenheit  zum 
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Kirchenbesuche  gegeben  worden  ist.    Icli  werde  aber  auch  nach  der  Richtung 

hin  mir  Bericht  er<;talten  lassen,  wie  die  Sache  liegt. 

Beinahe  wie  ein  Märchen,  glaube  ich,  hat  es  uns  allen  aber  gckiiuigen, 
wenn  der  Herr  Vorredner  sagte,  daß  bei  der  Posthalterei  hier  ein  Dienst  be- 
stehe, wonach  ein  Postillon  eine  ganze  Woche  lang  nicht  aus  den  Kleidern 
herauskfline  oder  nicht  Zeit  hatte,  sich  umzukleiden,  bei  seiner  Famih'e  zu  sein 
und  auch  zu  schlafen.  Ich  kann  nicht  glauben,  daß  ein  solcher  Dienst  existiert, 
und  muß  annehmen,  daß  dem  Herrn  Abgeordneten  nach  die.scr  Richtung  ganz 
folsch  berichtet  worden  ist.  Solche  Ljfmmer  von  Postillone  haben  wir  nicht, 
die  das  ruhig  ertragen  wQrden, 

(HdterkeH) 

und  ich  würde  es  auch  unverantwortlich  finden,  wenn  sie  das  ertrügen;  denn 
dann  würden  sie  nicht  den  Schneid  haben,  aul  der  Spitze  iK's  Wat^ens  hier 
durch  die  belebten  StraÜen  zu  fahren,  wo  sie  alle  Augenblicke  eine  gewisse 
Energie  entwickeln  milssen. 

Was  den  Tageiohn  der  Postillone  betrifft,  so  habe  ich  bereits  in  froherer 
Z  i:  am  Ausdrucke  gebracht,  daß  er  dahin  verbessert  worden  ist,  daß  die 
Postillone  in  ihren  Bezügen  den  Unterbeamten  in  Berlin  gleichgestellt  sind. 

Auch  in  bezug  auf  die  Mäntel  der  Postillone  muß  der  Herr  N'onedner 
nicht  richtig  unterrichtet  sein.  Das  Versprechen,  das  ich  gegeben  habe,  daß 
die  Reichs-Postverwaltung  die  Postillone  gegen  die  Unbilden  der  Witterung 
schut/en  wolle,  ist  aus^fUhrt.  Sämtliche  Postillone  sind  mit  imprflgnierten 
Mänteln  ausgestattet,  so  daß  nach  dieser  Richtung  keine  Klage  mehr  vor- 
handen sein  kann.  Wir  brauchen  dazu  allerdinf^'^  nicht  zehn  Jahre  —  darin 
hat  der  Herr  Vorredner  ganz  recht;  wir  haben  aber  zur  Sicherheit  zwei  Jahre 
probiert  und  sind,  nachdem  wir  uns  überzeugt  hatten,  dafi  diese  impräg 
nierten  Mäntel  nicht  die  Nachteile  haben,  die  sonst  den  imprägnierten  Sachen 
hiiiifi^;  anhaften,  dazu  übergegangen,  für  sämtliche  Postillone  imprägnierte 
Mäntel  zu  liefern.  Daß  die  Postillone  sich  die  Mäntel  kauten  sollten,  davon 
kann  nicht  die  Rede  sein;  die  Mäntel  werden  den  Postillonen,  wie  ihre 
gesamte  Uniftmn,  umsonst  geliefert.  Was  die  finanzielle  Stellung  der  Postillone 
betrifil,  so  darf  nicht  aul'er  acht  bleiben,  daß  der  größte  Teil  von  ihnen  als 
Unverheiratete  den  Unterbeamten  gegenüber  noch  dadurch  besser  gestellt  ist, 
daß  sie  in  der  Posthalterei  selbst  kostenlos  Wohnungs-  und  Schlafgelegenheit 
haben. 

In  das  Gebiet  des  kaum  Wahrscheinlichen  mochte  ich  auch  das  verweisen, 

was  der  Herr  Vorredner  vom  Töchterhort  gesagt  hat.  Der  Herr  Direktor  im 
Reichs-Postamte  Wittko  wird  später  die  Güte  haben,  die  Einzelheiten  aus- 
einander zu  setzen.  Daß  der  Töchterhort  nur  für  höhere  Beamte  sorgt, 
davon  kann  überhaupt  nicht  die  Rede  sein;  sondern  es  ist  eine  gute  Institution, 
die  sowohl  fllr  Beamte  wie  fllr  Unterbeamte  sorgt,  und  der  Herr  Vorredner 
könnte  nur  dankbar  sein,  daß  auch  die  weniger  gut  gestellten  Ani;ehörigen 
der  Reichs  -  Postverwaltung  aus  diesem  Fonds  .so  reichlich  bedacht  wei  ilen. 
Wenn  der  Vorsteher  des  Postamts  14  den  Ünterbeamten  so  eindringlich  diesen 
Tochterhort  empfohlen  haben  sollte,  wie  vom  Vorredner  geschildert  ist, 
worüber  ich  aber  erst  noch  Ermittlungen  anstellen  muß,  so  würde  ich  ein 
derartiges  Verfahren  als  nicht  gehörig  bezeichnen  müssen.« 

Nach  einigen  Bemerkungen  des  Abg.  Zubeil,  in  denen  er  auf  seine  vorher- 
gehenden Beschwerden  zurückkam  und  außerdem  die  Behandlung  der 
Postillone  zum  Teil  als  rücksichtslos  darstellte,  nahm  der  Direktor  im  Reicbs- 
i^stamt  Wtttko  die  Bestrebungen  des  TOchterhort  mit  nachstehenden  Worten 
i*n  Schutz: 
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»Meine  Herren,  wenn  dem  Herrn  Vorredner  von  seinen  Gewährsmännern 

mitgeteilt  worden  ist,  dal)  der  »Töcliterhort«,  die  Stiftung,  die  seit  dem  Jahre 
1890  besteht,  hauptsächlich  ins  Leben  gerufen  worden  sei,  um  den  Töchtern 
höherer  Beamten  zu  gute  zu  kommen,  dann  ist  ihm  wirklich  eine  groue  Un- 
wahrheit gesagt  worden.  Ich  will  nur  mit  wenigen  Worten  auf  die  Entwick- 
lung  dieser  Stiftung  eingehen.  Sie  ist,  wie  gesagt,  im  Jahre  1890  ins  Leben  * 
getreten  ohne  irgend  welche  Mitwirkimg  der  Postverwaltung,  lediglich  aus 
den  Kreisen  der  Postbeamten  hcr;uis,  und  zwar  zu  dem  Zwecke,  den  ver- 
waisten Töchtern  von  Beamten  und  üiiterbeamlen  in  ihrem  weiteren  Fort- 
kommen behülflich  zu  sein  durch  Gewährung  von  UnterstQtzungen,  durch  Ge- 
währung von  Beihülfen  zur  Erlernung  eines  bestimmten  Berufszweigs  und 
dergl.  mehr,  und  an  der  I*".ntwicklung  dieser  Stiftung  haben  sämtliche  Beamte 
und  l  inlL-rbeamte,  die  dnran  tcilgenomnien  haben,  und  später  auch  die  Ver- 
waltung liue  groiie  breude  geiiabl.  Die  Beteiligung  an  der  Förderung  dicker 
Stiftung  wird  gerade  in  den  Kreisen  der  Unterbeamten  von  Jthr  zu  Jahr  leb- 
hafter. Die  Sache  entwickelt  sich  in  wirklich  überraschend  günstiger  Weise. 
Wir  haben  seit  dem  Jahre  1890  bis  zum  .\blaufe  des  Jahres  1902  ein  Kapital 
von  mehr  als  800  000  Mark  angesammelt  durch  freiwillige  Beiträge,  und  wir 
haben  in  demselben  Zeiträume  neben  dieser  Kapitalansammlung  einen  Betrag 
von  750000  Mark  zur  Gewährung  von  BeihUlfen  und  Untersttttzungen  auf- 
gewendet. Aufgebracht  werden  diese  Beiträge  sowohl  von  Beamten  als  auch 
Unterbeamten,  imd  es  wird  ganz  besonders  darauf  gehalten,  daß  die  Beiträge 
der  einzelnen  minimal  bleiben,  damit  sie  niemand  drückend  werden.  Aus 
diesen  Ansammlungen  sind  nun  den  Beamten-  und  UnterbeamtentOchtem  Unter- 
stützungen gewahrt  worden,  aber  in  weit  grOfierer  Zahl  an  Unterbearoten-  als 
an  Beamtentochter. 

(Hört!  hört!) 

Ich  bin  gern  bereit,  dem  Herrn  Vorredner  den  letzten  Jahresbericht  zur 
Verfügung  zu  stellen,  aus  dem  er  ersehen  wird,  daß  die  Beträge,  die  von 
Unterbeamten  im  Laufe  dar  Jahre  au%ebracht  worden  sind,  lange  nicht  dazu 
•ausgereicht  haben,  uro  die  UnterstOtzungen  zu  decken,  die  an  Unterbearoten- 
tOchtor  bewilligt  sind, 

(hörtl  hört!) 

so  daß  ein  ganz  namhafter  Betrag  im  Laufe  der  Jahre  aus  den  Beiträgen, 
welche  Beamte  geleistet  haben,  hat  aufgewendet  werden  müssen,  um  Unter- 
beamtentöchter  mit  zu  unterstfltzen. 

kh  glaube,  nach  die.<«n  Worten  wird  der-  Herr  Vorredner  selbst  zügelnen, 
daß  die  Mitteilungen,  die  ihm  tlber  den  »TOchterhort«  gemacht  worden  sind, 
total  auf  Unwahrheit  beruhen.« 

Nachdem  das  Haus  den  Tit.  25  genehmigt  hatte,  sprach  der  Abg.  Singer 
ZU  Tit.  20  sich  für  die  Erhöhung  des  Acifangsgehalts  der  Landbriefträgcr  von 
700  auf  800  Mark  aus,  welche  die  notwendigste  Personalreform  auf  dem 
Gebiete  der  Reichspost  sei.  Die  Tit.  26  und  28  wurden  sodann  bewilligt. 
(Tit.  27  war  mit  22  an  die  Budgetkommissinn  verwiesen  worden). 

Beim  Tit.  29  hob  der  Abg.  Kick  ho  ff  die  erfreuliche  Tatsache  hervor, 
dat.N,  während  im  vorigen  Jahre  auf  einen  Assistenten  im  Durchschnitte  nur 
2,04  Mark  Stellenzulage  kam  (55  900  Mark  fUr  24  153  Assistenten),  jetzt  dieser 
Durchschnitt  auf  5,40  Mark  gestiegen  ist  (141  300  Mark  für  36  153  Assistenten). 
Femer  bat  er,  den  Betrag  der  Stellenzulagen  für  Bureau-  und  Rechnungs- 
beamte zweiter  Klasse  beim  Postanweisungsamt  usw.,  der  trotz  der  inzwischen 
erfolgten  Verdoppelung  der  Zahl  dieser  Beamten  seit  1890/91  nicht  geändert 
worden  sei,  entsprechend  zu  erhöhen. 
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Nach  Bewilligung  der  Tit.  29  und  29a  sprach  der  Abg.  Lenzmann  bei 
der  Beratung  dc<^  folgenden  Titels  die  Ansicht  aus,  daU  es  bei  dem  tür  Hülts- 
ieistungen  im  Beamten-  und  L'nterbennttcndienste  bei  den  Über-Po-itdirektioncn 
ausgeworfenen  hohen  Betrage  von  i  1 80  000  Mark  vielleicht  möglich  sei,  mehr 
etaUmfifiige  Stellen  für  Assistenten  bei  den  Ober- Postdirektionen  zu  schaffen. 
Auch  dieser  Titel  wurde  bewilligt. 

Zu  Tit.  31  gab  der  Staatssekretär  nachstehende  Erklüningen  ab: 

■Am  Sonnabend  sowohl  wie  auch  wahrend  der  vorigen  Keichstagstagung 
ist  vielfach  der  Wunsch  geltend  gemacht  worden,  die  Postagenten  besser  zu 
stellen.  Ich  mOchte  nur  den  Herren  kurz  darauf  erwidern,  daß  wir  infolge 
dieser  Anregung  Ermittelungen  eingeleitet  und  dabei  fe5tge>lellf  haben,  wie 
sich  diese  Reamtengruppe  zusammensetzt.  Ich  möchte  den  Herren  einige 
Zahlen  geben,  die  das  näher  begründen,  was  ich  schon  seinerzeit  angeführt 
habe,  dafi  nihnlicb  unter  diesen  Postagenfen  sehr  viele  Personen  sind,  die  eine 
Unterstützung,  sobald  ihnen  die  Agentur  abgenommen  wird,  gar  nicht  nötig 
haben.  Wir  haben  darunter  365  Eisenbahnbeamte  und  824  andere  Beamte, 
1084  Lehrer,  368  Pensionäre,  1235  Kaufleute,  1409  tiastwirte,  1302  Land- 
wirte, »454  Handwerker,  165  Rentiers,  554  weibliche  Personen.  Diese  Agenten 
werden  ohne  Rücksicht  auf  ihr  Alfer  angenommen,  45  Prozent  derselben  sind 
Uber  50  Jahre  alt.  Darin  liegt  nun  die  Schwierigkeit,  diesen  Beamten  Pensionen 
zuzuweisen,  daß  sie  nicht  jung  in  den  Dienst  eintreten  und  spifter  auch  nicht 
deshalb  ausscheiden,  weil  sie  nicht  mehr  dienstfähig  sind,  sondern  weil  ihr 
Amt  in  ein  höheres,  ein  Postamt  lU,  umgewandelt  wird.  Die  Herren  wissen, 
dafi  die  Reichs -Postverwaltung  stets  bestrebt  gewesen  ist,  diese  Beamten- 
kategorie besser  zu  stellen;  erst  vor  zwei  Jahren  ist  ihr  Meistgehalt  auf 
1000  .Mark  erhöht  worden.  Wir  haben  auch  Postagenten,  die,  nnch^iem 
ihnen  das  Amt  abgenommen  ist,  in  Not  geraten  waren,  Unterstützungen  bis 
jährlich  240  Mark  gewährt;  wir  haben  die  Absicht,  dies  auch  in  Zukunil  zu 
tun.  Sollten  die  Fonds  hierzu  nicht  ausreichen,  so  wurden  wir  an  das  hohe 
Haus  mit  der  Bitte  herantreten,  diese  Fonds  zu  erhöhen. 

Die  .Anregung,  die  gegeben  worden  ist  von  dem  Herrn  Graten  Oriola, 
jetzt  auch  wieder  von  dem  Herrn  Abgeordneten  Hug,  bezüglich  einer  Pensions- 
kasse, hat  auch  Veranlassung  gegeben,  Ermittelungen  darQber  anzustellen,  ob 
sonstwo  solche  Einrichtungen  bestehen.  Eine  derartige  Kasse  für  alle  nicht 
ararischen  Beamten  ist  7,.  B.  in  Österreich  vorhanden.  Dort  besteht  aber  ftlr 
einen  Teil  der  Beamten  Beitrittszwang,  die  Mitglieder  müssen  /.iemlich  hohe 
Beiträge  zahlen,  und  die  gan/.e  Linriclitung  ist  infolgedessen  sehr  unpopulär. 
"Wenn  nun  bei  den  Postagenten  vielfoch  gar  nicht  die  Absicht  vorliegt,  sich 
Oberhaupt  fur  später  eine  Pension  zu  sichern,  und  sie  gar  nicht  darauf  enge* 
wiesen  sind,  auf  eine  solche  Pension  später  zu  rechnen,  so  würde  die  zwangs- 
weise Heranziehung  aller  Postagenten  gar  nicht  geboten  sein  und  jedenfalls 
auf  Widerstand  stoßen.  Wie  ich  den  Herren  anführte,  beschäftigen  wir  uns 
vorerst  noch  mit  der  Frage;  sie  ist  noch  nicht  spruchreif.« 

Die  Tit.  31  bis  60  (mit  Ausnahme  der  an  die  Budgetkommission  zurück» 
verwiesenen  Tit.  32  und  ^3!  wurden  darauf  ohne  weitere  Erörterungen  be- 
willigt. Zu  Tit.  61  beschloß  das  Haus,  entsprechend  dem  Antrage  der 
Budgetkoramission,  die  Petition  des  Riesaer  Hausbesitzervereins,  anstatt  der  Er- 
weiterung des  Häuptpostamts  am  Bahnhof  einen  Neubau  im  Zentrum  der 
Stadt  zu  errichten,  für  erledigt  zu  erklären.  Der  Kommission  war  nach- 
gewiesen worden,  daß  es  in  Riesa  in  erster  Linie  darauf  ankomme,  die  Post- 
rtiume  am  Bahnhofe  zu  vergrößern. 

Die  Tit.  61  bis  66  der  fortdauernden  Ausgaben,  sowie  die  Titi  1  bis  ai 
(Bauten  und  Grunderwerbungen)  der  einmaligen  Ausgaben  des  ordentlichen 
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Etat!^  gaben  7u  keinen  Erörterungen  Anlaß.  Zu  Tit.  22  —  Erweiterung  des 
Grundbesitzes  am  Schlesischen  Bahnhof  in  Berlin  für  den  Preis  von 
1  960000  Mark  —  hatte  die  Budgetkomiiiiäi>ion  die  Absetzung  der  im  ütals- 
entwurfe  vorgesehenen  ersten  Rate  von  aoooo  Mark  beschlossen.  Hierzu  gab 
der  Staatssekretär  die  folgende  Erklärung  ab: 

»Meine  Herren,  in  der  Budget kommission  war  man  allgemein  davon  über- 
zeugt, daß  die  Forderung  der  Reichs  -  Postverwaltung  nach  einer  l'>weiterung 
des  Grundbesitzes  am  Schlesischen  Balinhofe  gerechtfertigt,  und  daß  es  auch 
im  dienstlichen  Interesse  wünschenswert  sei,  das  im  Etat  vorgeschlagene 
Terrain  anzukaufen;  es  wurde  jedoch  von  den  Hcncn  Abgeordneten  ausgeführt, 
daß  der  Preis  zu  hoch  sei,  und  daß  die  Verkäufer  oftenbar  die  Situation  der 
Reichs- Postvcrwallung  ausnutzten.  Infolge  allseitiger  Anerkennung  dieser  Ver- 
hliltnisse  in  der  Kommission  wurde  der  Ansatz  von  20  000  Mark  gestrichen. 
Daraufhin  bin  ich  mit  den  Verkflufem  in  Verbindung .  getreten  und  habe 
gefordert,  daß  sie  den  Preis  enulifiigen  müßten.  Ich  kann  dem  hohen  Hause 
nun  mitteilen,  daß  es  gelungen  ist,  eine  Ermäßigung  dieses  Preises  um 
233000  Mark  zu  erzielen. 

(Lebhafte  Rufe:  hörtl  hOrtl) 
Nachdem  so  den  Wttnschen  der  Budgetkommission  auf  eine  Herabminderung 
des  Preises  Rechnung  getragen  ist,  und  da  bezüglich  der  Zweckmäßigkeit  und 
des  Wertes  des  Grunderwerbes  für  die  Heich'^  Postverwaltung  keine  Ver- 
schiedenheit der  Auffassung  vorliegt,  möchte  ich  das  hohe  Haus  bitten,  nun- 
mehr diesen  Ansatz  zu  bewilligen.« 

Im  Anschluß  hieran  äußerte  der  Abg.  Singer,  der  Fall  zeige,  daß  die 
Reichs-Verwaltung  zu  willig  auf  hohe  Preisforderungen  eingehe.  Überhaupt  sei 
es  nicht  gut,  dalJ  das  Reich  bei  solchen  Terrainkaufen  selbst  als  Käufer  auf- 
trete; die  Eigentümer  forderten  dann  in  der  Regel  erheblich  mehr,  als  sie  es 
einem  Privatkifufer  gegenüber  tun  würden.  Es  sei  daher  vörteilhadter,  wenn 
die  Verwaltung  sich  einer  vertrauenswürdigen  Mittelsperson  bedienen  möchte. 
Allerdings  dürfe  dieses  Verfaincn  nicht  dahin  führen,  daß  der  Vermittler  als 
Vorkäufer  diene  und  das  GrundstUck  dann  mit  erheblichem  Nutzen  an  die 
Verwallufig  weiterveräußere. 

DemgcgenQber  führte  der  Staatssekretär  aus: 

»Der  Herr  Vorredner  hat  ia  darin  ganz  recht,  daß  es  unter  Umatltnden 
zweck nu'lßig  ist,  sich  solche  Grundstücke  an  die  Hand  geben  zu  lassen,  um 
sie  dann  zu  kaufen.  Das  ist  aber  nicht  immer  ausführbar.  Der  Herr  Vor- 
redner kann  überzeugt  sein,  daß  die  Reichs- Postverwaltung  stets  den  Weg 
g^angen  ist,  der  der  gangbarste  und  für  die  Verwaltung  der  günstigste  ist. 
Eine  große  Schwierigkeit  liegt  aber  darin,  daß  das  Publikum  ganz  genau  weiß, 
wo  wir  Terrain  nötig  haben.  Das  Publikum  weiß,  wir  besitzen  am  Schlesischen 
Bulmliof  ein  Terrain.  Über  die  Unzulänglichkeit  dieses  Terrains  besteht  auch 
gar  kein  Zweifel;  denn  wir  bauen  dort  häufig  Schuppen,  um  unsere  Stücke 
unterbringen  zu  können,  wir  mieten  auch  Lokale  an.  Wenn  nun  jemand 
beauftragt  wird,  ein  Nachbargrundstück  für  uns  zu  kaufen,  so  wird  ihm 
natürlich  der  Besitzer  ins  Gesicht  lachen,  wenn  er  den  Käufer  nicht  nennen 
will;  denn  der  Besitzer  weiß  ganz  genau,  fUr  wen  das  Terrain  gekauft  werden 
soll.  Tatsächlich  liegt  die  Sache  doch  so,  daß  der  Besitzer  des  Terrains  sich 
hiufig  neun  Monate  binden  muß;  alle  Chancen,  die  sich  ihm  in  dieser  Zeit 
bieten,  gehen  ihm  verloren. 

Die  Reichs  -  Postvcrwaltung  konnte  ja  gar  nicht  anders  handeln,  als  sie  in 
dem  vorliegenden  Falle  gehandelt  hat.  Uns  war  ganz  genau  der  Wert  des 
Terrains  bekannt,  aber  wir  befanden  uns  in  einer  Zwangslage.  Wir  mußten 
uns  sagen:  wenn  es  nicht  möglich  ist,  an  unser  schon  voriiandenes  Terrain 
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und  an  dasjenige,  welches  uns  die  Ebenbahnverwaltung  abtreten  will,  mehr 

Terrain  zuzukaufen,  so  wirtschaften  wir  alljährlich  vielleicht  um  r  00  000  Mark 
teurer  und  viel  unbequemer,  die  Sendungen  gehen  später  ab,  weil  wir  auf 
entfernt  liegendes  Terrain  haben  zurückgreifen  aiUssen.  Deshalb  sind  wir  auf 
dieses  Terrain  ausgegangen.  Wir  haben  mehrfiich  versucht,  den  Preb  zu 
drücken;  es  ist  uns  auch  bis  zu  einem  gewissen  Grade  gelungen.  Nun  kamen 
die  Verhandlungen  in  der  BuJi;etk(nnmi^sion,  \.\n  \  d;i  wird  der  Herr  Vor- 
redner nicht  verkennen,  welchen  Eindruck  es  macht,  wenn  ich  einem  Manne, 
der  ein  Terrain  verkaufen  will  von  1 '/s  Millionen ,  sage:  ich  verzichte  auf 
dies  Terrain,  weil  es  dem  Reichstage  zu  teuer  ist.  Das  allein  hlltte  vielleicht 
auch  noch  nicht  genügt.  Nun  aber  trat  ein  neues  günstiges  Moment  hinzu 
dadurch,  daß  der  Besitzer  des  Terrains  sich  bereits  ein  anderes  Terrain,  ich 
glaube,  in  Rixdorf,  gesichert  hatte,  so  daß  ihm  besonders  daran  liegen  mulJle, 
den  Vertrag  mit  der  i^ost  zum  Abschlüsse  zu  bringen.  Darauf  ist  es  haupt- 
sächlich zurOckzüfÜhren,  daß  es  gelungen  ist,  den  Preis  so  weit  herabzusetzen.« 

Abg.  Singer  empfahl  darauf,  in  Fällen,  in  denen  die  Zwangslage  der 
Verwaltung  in  unzulässiger  Weise  von  den  Besitzern  ausgenutzt  wird ,  von 
dem  Expropriationsverfahren  Gebrauch  zu  machen.  Abg.  Eickhoff  be- 
merkte duzu,  man  sei  schon  in  der  Budgetkommission  der  Ansicht  gewesen, 
dafi  durch  reelle  Mittekpersonen  in  vielen  Fallen  günstigere  Abschlüsse  erzielt 
werden  könnten  und  daß  die  Reichs- Postverwaltung  das  Recht  der  Expro- 
priation mehr  als  bisher  benutzen  könne.  Der  Titel  wurde  bewilligt,  ebenso 
die  einmaligen  Bauausgaben  Tit.  23  bis  43  und  43  bis  54.  Zu  Tit.  44  be- 
antragte der  Abg.  Eickhoff  namens  der  Budgetkoromission,  bloß  74  500  Mark 
zum  Ankaufe  des  MietspostgebSudes  in  Gebweiler  zu  bewilligen,  die  weiter 
geforderten  50000  Mark  ftlr  den  Hinzukauf  zweier  Nachbargrundstücke  aber 
abzulehnen,  weil  diese  zu  teuer  seien  Das  Haus  beschloß  diesem  Antrage 
gemäß.  Auch  Tit.  55  —  Weiterfuhr ung  des  Zentraltelegraphen  in  Deutsch- 
Ostafnka  bis  Tabora  —  wurde,  nach  einer  kurzen  Erläuterung  durch  den 
Abg.  Eickhoff,  angenommen.  Dasselbe  geschah  mit  dem  Tit.  1  des  aufier- 
ordentlichen  Etats  (22  095  000  Mark  fUr  Fernsprechzwecke;. 

Bei  der  Besprechung  des  Tit.  i  der  Einnahme  —  Porto  und  Telegraphen- 
gebUhren  —  befürwortete  der  Abg.  Sie  11  die  Einführung  der  württem- 
bergischen Postanweisungen.  Diese  bestehen  aus  einem  Briefumschläge,  der 
den  für  Postanweisungen  nötigen  Vordruck  trHgt  und  in  den  außer  Briefen 
sogar  kleinere  Geldbetrftge  gelegt  werden  dürfen;  das  letztere  Zugeständnis 
ermöglicht  es  z.  B.,  bei  einer  Gesamtsumme  von  105  Mark  nur  1 00  Mark  auf 
die  Postanweisung  einzuzahlen,  die  restlichen  5  Mark  in  den  Umschlag  zu 
l^n  und  dadurch  10  Pfennig  Porto  zu  sparen.  Femer  sprach  der  Redner 
sich  für  die  Verleihung  des  Rechtes  an  die  Handelskammern  aus,  unfrankierte 
portopflichtige  Briefe  wie  andere  Behörden  abzusenden.  Im  weiteren  brachte 
.er  den  Wunsch  vor,  es  möchten,  wie  /.wischen  der  Schweiz  und  Frankreich, 
so  auch  zwischen  Deutschland  und  diesen  beiden  Ländern  Postpakete  bis 
10  kg  zu  der  Gebühr  von  1,50  Franken  zugelassen  werden.  Auch  sei  eine 
Verbilligung  des  Fernsprechverkehrs  mit  Holland  wünschenswert. 

Der  Staatssekretär  entgegnete: 

»Der  Herr  N'orredner  hat  verschiedene  Wünsche  geltend  gemacht,  die  ich 
in  ihrer  Reihenfolge  beantworten  möchte.  Das  württembergische  System  der 
Postanweisungen  ist  uns  bekannt,  aber  ich  glaube,  wenn  es  nicht  bestanden 

hätte,  würde  Württemberg  es  nicht  neu  eingeführt  haben;  denn  es  hat  viele 
Schattenseiten,  während  unsere  Form  der  Postanweisung  sich  durchaus  bewahrt 
und  es  gestattet,  den  Verkehr  mit  dem  Ausland  ebenso  zu  behandeln  wie  Jen 
inländischen.    Das  Verfiihren,  das  Württemberg  in  seinem  kleinen  Lande  hat, 


Digitized  by  Google 


aal      Die  zweite  Beratung  d.  Etats  d.  Retchs-Post-  u.  TclegraphenTerwaltung. 


wUidc  für  den  ausländischen  Verkehr  nicht  praktisch  sein,  da  nach  dein  Aus- 
lände die  Püstanweivung  viellach  nicht  mitgeht .  sondern  nur  I  J^tcn  übermittelt 
werden,  in  welche  das  eingetragen  wird,  was  auf  der  Karte  ^telil,  so  dal^ 
alsü  der  Brief  würde  zurUckbiciben  müssen.  Dann  hat  sich  als  sehr  hVflIich 
fUr  die  Wahrnehmung  des  Dienstes  erwiesen ,  daß  dieser  Umschlag,  der  nach 
der  AusZiililiiiig  einen  Rechnungsbehig  bildet,  wie  der  Herr  Vorredner  sich 
Oberzeiigl  luibcn  w'wA,  aus  sehr  dünnem  und  leichtem  Papiere  besteht.  Dieses 
wird  von  dem  l::.mplanger  aufgerissen  und  soll  nachher  als  Belag  bei  der 
Kontrolle  im  Dienstb«triebe  dienen.  Dazu  eignet  es  sich  aber  nicht.  Ich  kann 
ihm  daher  nicht  in  Aussicht  stellen,  daß  ich  vorschlagen  werde,  dies  Verfahren 
auch  bei  uns  einzuführen. 

Der  Wunsch  bezüglich  der  Handelskammern  ist  wiederholt  geltend  gemacht 
worden  und  unterliegt  auch  jetzt  bei  uns  der  Erörterung.  Die  Handels- 
kammern haben  nicht  den  BehOrdencharakter  —  das  weiß  der  Herr  Vorredner 
ja  auch.  Nach  dem  Kommentar  Uber  das  Handelskainmergesetz,  den  ich  hier 
habe,  l<t  regierungsseitig  den  Handelskammern  die  Behördenquaütat  hi'^her 
nicht  zuerkannt  worden,  wie  durch  verschiedene  l'intscheidungen  erläutert  wird, 
die  angeführt  werden.  Nun  ist  die  Reichs  Posivervvaltung  bei  Zugeständnis 
des  billigen  und  allgemeinen  Porlos  davon  ausgegangen,  daß  alle  Briefe  zu 
frankieren  sind,  weil  solch  billiges  Porto  nur  durchführbar  ist,  wenn  bei  Be- 
stellung der  Sendungen  keine  grolie  Mühe  durch  die  Portoverrechnung  ent- 
steht, sondern  der  Brief  einfach  abfj;et^t^ben  wird.  Sobald  aber  ein  Porto  auf 
dem  Briefe  lastet,  so  nuili  dies  dem  HricUriiger  zugeschrieben  werden,  muß 
dies  auf  den  Ämtern  kontrolliert  werden,  auch  muß  sich  der  Brieftrltger  lünger 
bei  dem  Adressaten  aufhalten.  Infolgedessen  hot  die  Zahl  derjenigen  Stellen, 
welche  sich  des  Ausdiucks  n portopflichtige  Diensts;icbf  bedienen  dürfen,  sehr 
eng  gehalten  werden  müssen.  Hin  Nachteil  tür  die  Handelskammer  liegt  ja 
auch  nicht  vor.  Sie  klebt  einfach  die  .Marke  auf  den  Brief  und  kann  das 
Porto  dem  Empftnger  zur  Last  stellen ,  während  sie  sonst  es  der  Reichs-Post- 
Verwaltung  überlassen  würde,  die  Porti  einzuziehen,  d.h.  sie  will  die  Mühe 
sparen  und  uns  bela>ten.  Wie  gesagt,  unterliegt  die  Sache  aber  noch  der 
Krwagung;  wir  haben  Ermittelungen  angestellt,  wie  es  mit  dem  Charakter  der 
Handelskammern  in  den  anderen  Ländern  ist,  und  wir  werden,  wenn  die 
Antworten  vorliegen,  Entscheidung  trefiien. 

Was  den  Postpaketverkehr  betrifft,  so  ist  es  auch  mein  Wunsch,  einen 
internationalen  Paketverkehr  für  Pakete  über  5  kg  einzuführen.  Das  hat  aber 
seine  grotk'n  Schwierigkeiten,  und  zwar  liegen  die  darin,  daii  wir  kein  £in- 
heitsporto  fQr  I^kete  Ober  5  kg  im  inländischen  Vericehre  haben.  Wenn  wir 
z.  B.  nach  der  Schweiz  oder  Frankreich  ein  Einheitsporlo  ftkr  Pakete  Uber 
5  kg  zulassen  würden,  das  entsprechend  dem  Porto,  wie  es  für  5  kg -Pakete 
besteht,  auf  höchstens  i  Mark  öo  Pfennig  bemessen  werden  könnte,  so  würde 
es  dahin  kommen,  dal»  wir  von  einem  Paket,  ich  will  einmal  sagen,  von  einem 
5«nz(lsischen  Grenzorte  nach  Königsberg  für  das  Gewicht  von  10  kg  nur 
I  Mark  60  Pfennig  bekamen,  während  unsere  Deutschen  im  Elsal^s  für  dasselbe 
Paket,  welches  vielleicht  die  gleichen  Waren,  Früchte  und  der'^lcichen,  enthalt, 
das  doppelte  Porto  zahlen  müL^ten.  Also  wir  können  kein  Linheitsporto  für 
solche  Pakete  nach  dem  Auslande  schaffen,  solange  wir  nicht  im  Inlande  für 
unsere  Pakete  von  mehr  als  ^  kg  Gewicht  ein  Einheitsporto  haben. 

Ich  glaube,  es  besteht  Einstimmigkeit  darüber,  daß  es  sehr  dienlich  und 
nüt7';cli  ist.  ein  Einheits|^()rto  für  Pakete  bis  zu  5  kg  zu  haben,  und  es  würde 
mit  Schwierigkeiten  veiluinden  sein,  diesen  Zustand  zu  andern,  da  sich  sehr 
viele  Leute  daran  gevvolint  haben,  ihre  Waren  von  aul^erhalb  zu  beziehen, 
und  da  die  Landwirtschaft  und  Industrie  sich  daran  gewöhnt  haben,  die  Ware 
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nach  einem  genau  bekannten  Einheit&porto  zu  frankieren.  FQr  schwerere 
Pakete  ein  Einbeilsporto  zu  schatTen,  geht  aber  nicht  gut,  weil  die  Schwierige 

keilen  und  die  Ausgaben  für  die  Reichs  -  Po^tverwalfung  bei  solchen  Paketen 
sich  mit  den  Enifernuniien  in  höherem  Malie  ah  bei  leichteren  P;iketen  steigern, 
und  ich  eine  Mindereinnahme  aus  den)  Paketverkehre  nicht  für  angängig  und 
wirtschaftlich  richtig  halte.  Ich  bin  daher  gegenwärtig  nicht  in  der  Lage,  die 
Einftlhrung  eines  einheitHchen  Porlos  für  schwerere  Pakete  im  Inlande  vor- 
zuschlagen und  kann  daher  den:  Herrn  Vorredner  auch  nicht  in  Aussicht 
stellen,  dat>  wir  fhr  Pakete  im  (iewichte  von  mehr  als  3  kt^  im  internatiofiaU-n 
Verkehre  hierzu  übergehen  werden.  Wir  würden  sonst  die  hiiänder  schädigen, 
und  das  wird  auch  nicht  sein  Wunsch  sein. 

Der  letzte  Wunsch  war  der,  bezüglich  Hollands  einige  Erleichterungen  ein- 
zuführen. Dnser  Verhältnis  zu  Holland  ist  schon  so  viel  besprochen  worden, 
daL^  ich  daraut  nicht  zurückzukommen  brauche,  ich  möchte  nur  anführen: 
der  Wunsch,  den  Fernsprechdienst  mit  Holland  zu  verbilligen,  ist  auch  bei 
uns  vorhanden.  Wir  sind  in  diesem  Sinne  mit  der  hollttndischen  Post-  und 
TelegraphenbehOrde  in  Verbindung  getreten.  Sobald  die  Verhandlungen  beendet 
sein  werden,  werde  ich  in  der  Lage  sein,  Ihnen  weitere  Auskunft  zu  erteilen.« 

Nachdem  das  Haus  .sodann  sämtliche  Titel  der  Einnahme  bewilligt  hatte, 
nahm  es  den  Etat  der  Reichsdruckerei  debattelos  an. 

Am  7.  MKrz  wurde  die  Diskussion  über  die  an  die  Budgetkommission 
zurückverwiesenen  Tit.  22,  27,  32  und  33  durch  den  Berichterstatter  der 
Kommission,  Abg.  Dr.  Paasche,  eingeleitet,  der  das  Ergebnis  der  Kommissions- 
bcratungen  vortrug.  Von  dem  Staatssekretär  des  Reichs- Postamts  sei  wieder- 
holt worden,  daß  nicht  Sparsamkeitsrücksichten  vorlägen,  sondern  dienstliche 
Rücksichten  ihn  zwingen,  sich  gegen  die  Einstellung  weiterer  iooo  Assistenten- 
stellen auszusprechen,  da  er  bei  dem  Rückgänge  des  Verkehrs  nicht  in  der 
Lage  sei,  eine  gröliere  als  die  von  ihm  geforderte  Zahl  von  Stellen  zu  besetzen. 
Im  weiteren  habe  der  Staatssekretär  dargelegt,  dal»  die  Postassistenten  gegen- 
über den  im  gleichen  Range  stehenden  Beamten  anderer  Verwaltungen  hin- 
sichtlich der  Anstellungsverhnitnisse  noch  mit  am  günstigsten  ständen  und  dal.^ 
auch  die  Besoldung  der  Postassistenten  mit  längerem  als  fünfjälirigem  Diütariat 
nicht  liinter  derjenigen  anderer  Diätarc  zurückstehe.  So  sei  austrctührt  worden, 
dab  bei  der  Staatseisenbahnverwaltung  die  Reife  für  Obersekunda  gefordert 
werde,  die  difltarische  Dienstzeil  (Ür  die  Anstellung  als  Eisenbahnsekretlr 

7  Jahre  dauere,  das  Anstellungsalter  27  bis  28  Jahre  und  für  die  Anstellung 
als  Eisenbahnassistent  das  Diätariot  5  bi-^  ü  Jahre  betrage;  dail  bei  der  Justiz- 
verwaltung gleichfalls  die  Reife  für  Obersekunda  gefordert  werde,  das  Diätariat 

8  bis  9  Jahre  dauere,  das  Lebensalter  der  Angestellten  29  bis  30  Jahre  sei. 
Bei  der  Verwaltung  der  indirekten  Steuern  werde  sogar  i  Jahr  Prima  verlangt, 
das  Diätariat  betrage  7  Jahre,  das  Lebensalter  der  Ai^estellten  29  bis  30  Jahre. 
In  der  Hütten-  und  Salinenverwallung  verlange  man  die  Reife  für  Ober- 
sekunda, das  Diätariat  dauere  auch  hier  5  bis  o  Jahre,  das  Anstellungsaiter 
sei  36  bis  37  Jahre.  In  der  preußischen  Regierung  werde  die  Reife  für 
Obersekunda  gefordert,  das  DiMtariat  sei  $  Jahre,  das  Lebensalter  der  Ange- 
stellten 28  Jahre. 

Demgegenüber  bestehe  für  die  jetzigen  Assistenten  der  Reichs  Post-  und 
Telegraphenverwaltung,  die  sämtlich  noch  unter  dem  früheren  Reglement  ein- 
getreten seien,  nur  die  Forderung  der  Elementarscbulbildung.  Das  Diltariat 
betrage  j*/«  bis  ö'/d  Jahre,  das  Lebensalter  26  bis  37  Jahre.  Bei  den  vor- 
genannten anderen  Verwaltungen  bezögen  die  Diäfare  vom  ü.  h/.  7.  Jahre 
ab  1300  bis  1800  Mark  jährlich,  bei  der  Postvcrwaltung  vom  ü.  Jahre  ob 
1400  bis  1823  Mark  jährlich. 
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\'on  atKlerer  Seile  sei  auch  betont  worden,  der  Reichstag  habe  nicht  das 
Recht,  sich  in  die  \  erwaltun^  Jer  einzelnen  Ressorf'^  cinzudrffnLjeti  und  diese 
zur  Ausbringung  von  Stellen  zu  zwingen,  die  sie  nicht  brauchen  könnten. 

Die  Konimisbion  habe  in  Erwägung  aller  GrUnde  sowohl  den  Antrag  auf 
Aufbringung  weiterer  looo  Assistentenstellen  abgelehnt,  als  auch  den  Eventual- 
antrag auf  eine  Resülution,  dahingehend .  daß  die  Tag^elder  der  Assistenten 
nach  einem  fUnfjührigen  Diiitariat  auf  da^  Diensteinkommen  eines  angestellten 
Assistenten  gebracht  werden  möchten.  Er  beantrage  als  Referent,  den  Etats- 
titel  unvciandcrt  zu  genehmigen. 

Hierauf  nahm  der  Abg.  Dr.  Maller  (Sagan)  das  Wort  za  längeren  Aus> 
flQhrungen.  U.  a.  bemangelte  er  den  Vei^leich  mit  anderen  Verwaltungen, 
da  solcher  auch  im  vorigen  Jahre  hätte  gezogen  werden  können,  in  welchem 
der  Staatssekretär  doch  die  Absicht  ausgesprochen  habe,  auch  ferner  eine 
gröl^ere  Anzahl  von  etatsmäßigen  Stellen  im  Etat  auszubringen  und  diese 
Zahl  das  nächste  Mal  auf  3000  zu  bemessen.  Allerding»  sei  der  jetzige  Staats- 
sekretär nicht  schuld  an  der  eingetretenen  Stauung  der  Assistentenlaufbahn. 
Abgesehen  davon,  daß  die  erhoffte  Verkehrssteigerung  nicht  in  dem  er- 
warteten Maße  vor  sich  gegangen  sei,  habe  u.  a.  die  vermehrte  Einstellung 
von  weiblichen  Beamten  und  die  Umwandlung  von  Assistentenstellen  in  ge- 
hobene Unterbeamtenstellen  ungünstig  eingewirkt.  Daß  im  Vorfahre  die 
Tagegelder  der  Assistenten  erhOht  worden  seien,  kOnne  die  Nachteile  einer 
späteren  An'^tcHung  nur  teilweise  ausgleichen.  E<<  sei  natürlich,  daß  Beamte, 
nachdem  sie  4  Jahre  als  Gehülfen  und  5  Jahre  als  Assistenten  an  den  ver- 
schiedensten Orten  beschüftigt  worden  seien,  ein  Bedürfnis  nach  Gründung 
dnes  eigenen  Hausstandes  hiftlen;  die  Verwaltung  mttsse  im  eigenen  Interesse  sie 
hierin  unterstützen,  da  Unverheiratete  viel  leichter  in  lockere  Gesellschaft  geraten 
könnten.  Die  wirklichen  Mehrkosten  für  1000  Assistentenstellen  würden  sich  nach 
Abrechnung  der  Ersparnisse  bei  anderen  Titeln  auf  nur  738  367  Mark  belaufen. 

Wenn  die  Ober-Postdirektionen  eine  weitgehende  Verminderung  der  HUIfs- 
arbeiterstdlen  als  bedenklich  bezeichnet  hatten,  so  (rage  es  sich,  ob  ihnen 
nicht  zuvor  ein  Wink  gegeben  worden  sei,  wie  sie  sich  in  den  Berichten 
äußern  sollten.  Unter  (  mstönden  mülJten  auch  angestellte  Assistenten,  wenn 
auch  nicht  in  den  Flitterwochen,  zu  Vertretungen  nach  außerhalb  entsandt 
werden,  wofür  dann  ein  besonderes  Tagegeld  zu  zahlen  würe.  Die  Haupt- 
sache sei,  das  Diätariat  der  Assistenten,  welches  früher  4  Jahre  6  Monate 
dauerte  und  jetzt  l^ci  den  iiitesten  h  Jahr  6  Monate  betrage,  auf  5  Jahre  zu 
bringen.  Die  ungünstigen  An^teüungsverhiiltnis^e  seien  auch  wohl  daran 
schuld,  daß  sich  lür  die  .Assistentenlaufbahn,  soviel  er  wisse,  jetzt  zu  wenig 
Bewerber  ftnden. 

Sollte  sein  Antrag  auf  Einstellung  weiterer  1000  Stellen  abgelehnt  werden, 

so  bitte  er,  wenig'^ten'^  seinem  weiteren  Antrage  wegen  Erhöhung  der  Tage- 
gelder zuzustimmen.  Für  diesen  Fall  liege  es  auch  in  der  Billigkeit,  den  nicht- 
angestellten  Assistenten  mit  einer  Gesamtdienstzeit  von  9  Jahren  Erholungs- 
urlaub in  demselben  Umfange  zu  bewilligen,  wie  den  angestellten  Aasistenten. 

Ferner  befürwortete  Redner  den  in  Assistenlenkreisen  bestehenden  Wunsch, 
bei  der  Anstellung  den  Titel  01ier-.'\ssistent  zu  erhalfen. 

Auch  ersuchte  er  um  Auskunft,  wann  mit  der  \'erlciliung  des  Sekretiir- 
titels  an  die  Assistenten  vorgegangen  werden  würde  und  welche  Dienstzeit  für 
diesen  Titel  Vorbedingung  sein  solle.  Weitere  Wünsche  des  Redners  bezogen 
sich  auf  l'>leicliterungen  der  Sekretärprüfung,  Anrechnung  der  vor  dem  Ein- 
tritt in  Ich  Zivildienst  abgeleisteten  Militärdienstzeit ,  sowie  darauf,  daß  den 
früheren  Gendarmen  und  Schutzleuten  ein  Jahr  ihrer  .Militärdienstzeit  in  gleicher 
Weise  wie  den  übrigen  Militäranwärtern  angerechnet  werden  möge. 
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Der  Staatssekretär  erwiderte  folgendes: 

»Ich  verstehe  es,  daß  der  Herr  Vorredner  mit  der  ihm  eigenen  Energie 
für  das,  wns  er  einmal  in  Jic  Hund  genommen  hat,  warm  eingetreten  ist 
und  seinen  Antrag  wieder  autgcnommen  hat,  trotz  der  eingehenden  Verhand- 
tungen in  der  Kommission.  Ich  verstehe  es  aber  nicht,  weshalb  er  dazu 
Oberging,  zu  sagen,  für  den  Staatssekretiir  seien  wohl  nicht  die  von  ihm 
wiederholt  im  Plenum  und  in  der  Kommission  au-^e-^prochcnen  dienstlichen 
Rücksichten  allein  maßgebend  gewesen,  statt  3000  Stcllcti  nui  2000  im  Etat 
zu  fordern.  Nein,  Herr  Abgeordneter,  so  lange  ich  an  der  Spitze  der  Ver- 
waltung stehe,  werde  ich  stets  frei  und  ofien  eintreten  für  dos,  was  ich  hier 
sage.  Ich  würde  mit  dem  großen  Beamtenheere  nicht  wirtschaften  kOnnen, 
wenn  Sie  mkh  einer  Unaufrichiigkeii  zeihen  würden. 

(Hört!  hört!) 

Ich  habe  weder  Grund  noch  Gelüste,  in  meiner  Stellung  zu  bleiben,  wenn  das, 
was  ich  (Ür  unbedingt  nOtig  halte,  nicht  durchginge;  ich  kOnnte  dann  wohl 
schweigen,  aber  diesem  hoben  Hause  nicht  zumuten,  eine  Unwahrheit  xu  hOren. 

(Bravo!) 

Der  Herr  Vorredner  glaubte,  aus  meinen  und  meines  Herrn  Amtsvor- 
gängens Erkllrungen  scfalieflen  zu  müssen,  jetzt  wehe  ein  anderer  Wind,  die 
Auffassung  sei  geändert.    Das  ist  nicht  zutreffend.    Der  Herr  Vorredner 

zitierte  ganz  richtig  meine  Ausführungen  in  der  vorjährigen  zweiten  Lesung, 
wovon  ich  kein  Wort  zurücknehme.  Er  hätte  noch  anfühien  können,  daß 
ich  auch  in  dritter  Lesung  mich  ebenso  ausgesprochen  habe,  nfimlich,  daß 
es  die  Absicht  der  R^erung  sei,  bdm  künftigen  Etat  dahin  Vorsorge  zu 
trefien,  daß  möglichst  viele  Assistenten  zur  Anstellung  kommen,  wodurch 
wieder  ausgeglichen  werde,  was  nicht  möglich  gewesen  sei.  Der  Herr  Vor- 
redner wird  sich  ober  auch  erinnern,  daß  ich  diesmal  in  der  Kommission 
wie  im  Plenum  erklärte,  daß,  wenn  im  vorigen  Jahre  4000  Stellen  bewilligt 
worden  wtfren,  ich  in  diesem  Jahre  nur  1000  Stellen  einzusetzen  in  der  Lage 
gewesen  wVre.  Absicht  der  Verwaltung  war  es  und  wird  es  immer  seiti, 
dahin  zu  wirken,  daß  die  Beamten  nach  so  kurzer  Zeit  wie  irgend  möglich 
zur  Anstellung  kommen. 

Der  Herr  Vorredner  zieht  nun  den  RUckscliiuß:  damals  seien  die  Verhalt- 
nisse der  Anwärter  bei  anderen  Behörden  doch  die  gleichen  gewesen  wie  jetzt, 
damals  aber  hatten  wir  ausgesprochen,  wir  wollten  unsere  Beamten  nach 
;  Jahren  zur  Anstellung  bringen  —  und  darin  würde  schon  damals  eine  Un- 
gerechtigkeit den  anderen  Anwärtern  gegenüber  gelegen  haben.  Das  trifft 
nicht  zu.  Es  ist  doch  ein  Unterschied,  ob  ich  geltend  mache:  die  Beamten 
haben  kein  Recht  und  keinen  Anspruch,  nach  einer  bestimmten  Frist  angestellt 
zu  werden,  sie  stehen  auch  nicht  schlechter  als  die  anderen  Beamten  —  oder 
ob  ich  als  Verwaltungschef  dahin  wirke.  <o  viel  wie  möglich  für  meine  Be- 
amten herauszuschlagen,  ohne  daß  ich  andere  schädige.  Erwecken  Sie  doch 
nicht  nach  außen  hin  den  Schein,  als  ob  die  Verwaltung  irgendwie  ihre  Auf- 
fassung geändert  bitte  1  Mein  Herr  Vorgänger  hatte,  obgleich  er  nicht  aus 
der  Verwaltung  hervorgegangen  war,  dasselbe  warme  Herz  für  seine  Beamten 
wie  ich  und  hat  nie  einen  Augenblick  gezaudert,  für  seine  Beamten  einzu- 
treten. Wenn  im  vorigen  Jahre  wieder  der  böse  Bundesrat,  wie  der  Herr 
Vorredner  sagte,  die  Z^l  der  Assistentenstellen  reduziert  hat,  so  ist  die  Sache 
durch  eine  Indiskretion  leider  bekannt  geworden;  deshalb  ist  diesem  hohen 
Hau^e  und  meinen  Beamten  belumnt,  wie  ich  schon  damals  so  viel  wie  mög- 
lich Stellen  erwirken  wollte. 

Wenn  nun  in  diesem  Jahre  die  Verhältnisse  so  liegen,  daß  ich  nicht  mehr 
Stellen  gebrauchen  kann,  dann  möchte  ich  das  hohe  Haus  bitten,  es  wirklich 
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zu  glauben.  Icli  wieJerhoIe,  JuL\  so  leiJ  es  mir  tut,  ich  diese  looo  Stellen 
nicht  gebrauchen  kann,  die  der  Herr  Antrugsteiler  gern  eingesetzt  haben  möchte. 

Der  Herr  Vorredner  hat  auch  in  der  Budgetkommi<.sion  zum  Ausdrucke  ge- 
bracht, man  könne  noch  looo  Stellen  einsetzen,  dadurch  trete  keine  Vermeh- 
rung des  Personals  ein.  Ich  habe  dem  gegenüber  schon  damals  gesagt,  dafi 
dann  insofern  eine  Vermehrung  der  Beamten  einträte,  als  der  neuen 
Stellen  an  Militaranwörter  vergeben  würden.  Diese  von  looo  Stollen,  also 
4-^0  Stellen,  müssen  Militüranwilrtcrn ,  wenn  sie  sich  melden,  übertragen 
werden.  Das  ergibt  eine  Vermehrung  um  430  Beamte.  Ich  habe  ferner  an- 
geführt, wie  die  Verhältnisse  bei  den  anderen  Behörden  liegen,  dafi  für  die 
Assistentengruppe  in  den  letzten  Jahren  viel  geschehen  ist,  daß  ihr  Maximal- 
gehalt erhöht  worden  ist,  dal.'  ^o  viel  Stellen  als  irgend  möglich  eingesetzt 
worden  sind,  und  dalJ  es  ihnen  nicht  schlechter  geht  als  den  bctretlenden  Be- 
amten bei  anderen  Verwaltungen,  hei  denen  die  Beamten  zum  Teil  7  bis  8 
Jahre  warten  mOssen.  Ich  habe  auch  ausgeftthrt,  daß  ein  Anspruch,  nach  5 
Jahren  angestellt  zu  werden,  nicht  existiert,  im  Reglement  auch  nicht  ange- 
deutet ist.  Mein  Herr  \'org;lnper  hat  damals  zum  Ausdrucke  gebracht,  er 
strebe  dahin,  daß  die  Beamten  nach  3  .lahrcn  ungestellt  werden.  Ich  habe 
mich  üut  denselben  Standpunkt  gestellt.  Fünf  Jahre  sind  gewählt,  weil  diese 
Zeit  für  die  spVtere  Bemessung  des  Gehalts  mafigebend  ist,  indem  Beamte,  die 
erst  nach  6  oder  7  Jahren  angestellt  werden,  die  Gehaltszulagen  so  bekommen, 
als  wenn  sie  nach  5  Jahren  angestellt  worden  wifren. 

Nun  sagt  der  Herr  Abgeordnete:  «es  sind  so  viel  Beamtenkrfftte,  verschickt 
sie  an  diesen  oder  jenen  Ort,  ohne  RUck&icht,  ob  sie  angestellt  sind  oder  nicht«. 
Ich  habe  schon  ausgeführt,  dal^  es  für  einen  verheirateten  Beamten  nicht  sehr 
angenehm  wBre,  wenn  er  immer  nach  kurz  voraufgegangener  Ordre  abreisen 
muß  und  in  kureen  Fristen  vielfach  seinen  Aufenthaltsort  wechseln  muß,  sich 
ewig  in  Bewegung  berituict.  Es  ist  auch  gehend  gemacht  worden,  dalJ  ich 
auch  aus  dienstlichen  Rücksichten  das  nicht  wünschen  kann;  denn  Beamte, 
die  ihr  Heim,  ihre  Familie  haben,  widmen  sich,  wenn  sie  von  einem  Orte 
zum  anderen  geschickt  werden,  nicht  mit  derselben  Energie  dem  Dienste,  als 
wenn  sie  an  einem  Orte  dauernd  in  Tätigkeit  sind. 

Nun  s;tgte  der  Herr  Vorredner,  man  könfite  die  aussondern,  die  in  den 
l- liltcru ochen  wären.  Ich  bin  Junggeselle  unvl  kann  ila^  nicht  so  beurteilen ; 
aber  ich  habe  gehört,  dal.^  die  Flitterwochen  bei  manchen  sich  viele  Jahre 
hinziehen. 

(Heiterkeit.) 

Dann  mOi»ten  wir,  wenn  wir  auf  den  Wunsch  des  Herrn  Vorredners  eingehen 

wollten,  bei  jedem  anfragen:  wie  lange  willst  du  die  Flitterwochen  ausdehnen? 
~  und  wir  könnten  dahin  kommen,  dal'  sie  alle  uns  sagen  würden:  so  lange 
wie  möglich!  Jedenfalls  würden  wir  niclit  in  der  Lage  sein,  eine  solche  Liste- 
korrekt  zu  fuhren. 

Wenn  dann  der  Herr  Vorredner  auf  die  von  mir  angeführte  aPostzetlung« 
hinweist,  so  habe  ich  nur.  als  meine  Auffassung  Ober  die  ungünstigen  Folgen 

einer  zu  grollen  Zahl  angestellter  Beamteti  als  etwas  zu  pessimistisch  bezeichnet 
wurde,  darauf  hingewiesen,  daß  im  übrigen  auch  in  der  »Postzeitung«,  in  der 
keine  offiziellen  Artikel  erschdnen,  zum  Ausdrucke  gebracht  sei,  wie  die  Sache 
liegt,  und  wie  ich  nur  bestätigen  kOnne,  dafi  diese  Schilderung  eine  ^nz 

richtige  sei.  Dann  hat  der  Herr  Abgeordnete  gesagt,  die  Angstschreie  der 
Ober  Postdirektionen,  die  ich  in  der  Budgetkommission  vorgelesen  habe,  seien 
wohl  bestellte  Arbeit  gewesen  oder,  wie  er  sich  ausgedrückt  hat,  es  käme 
darauf  an,  welche  Anfragen  an  die  Ober-Postdirektionen  hinausgegangen  seien. 


uigui^od  by  Google 


Die  zweite  Beratung  d.  Etats  d.  Reichs-Post-  u.  Telegraphenvcrwaltung.  227 


Ich  kann  ihm  darauf  antworten,  daß  gar  keine  Antragen  hinausgegangen  sind, 
^ondern  es  ist  den  Ober-PoslJireklionen  im  vorigen  Jahre  nur  mitgeteilt  woi  Jen, 
wie  viele  Stellen  tür  angestellte  Beamte  sie  bekommen.  Darauf  sind  die  Be 
riciito  eingegangen,  aus  denen  icii  eine  Blütenlese  gegeben  habe;  ich  will  die 
Veriesung  in  dieser  vorgerückten  Stunde  hier  nicht  wiederholen,  da  ich  nicht 
glaube,  dafi  Zweifel  bei  den  Herren  Abgeordneten  obwalten.  Jedenfalls  haben 
auch  aus  diesen  Berichten  die  Mitglieder  der  Budgetknininissicm  die  (''ber- 
zeugung  gewonnen,  daß  wir  mit  einer  geringen  Zahl  unange.stelller  BeaiiUen 
nicht  wirtschaften  können. 

Nun  kommt  der  Herr  Abgeordnete  wieder  auf  Tit.  30  und  sogt:  auf  Grund 
dieses  Titels  kOnnt  ihr  noch  mehr  Beamte  einstellen.  Es  Ist  in  der  Bül!:;^; 
kommjssion  schon  ausgeführt  worden,  dalJ  es  <>ich  ja  nur  um  480  münnliclie 
Beamte  handelt,  und  daß  die  Summe,  die  dort  angetUhrt  ist,  zu  einem  geringen 
Teil  für  m&nnliches  HOl&personal,  aufierdem  weibliches  Personal  und 
Postboten  bestimmt  ist.  Der  Herr  Abgeordnete  hat  sich  auch  schon  in  der 
Budgetkommission  darüber  gewundert,  daß  die  Zahl  so  klein  ist.  Nun  sagt 
der  Herr  Abgeordnete:  ihr  könnt  noch  viel  mehr  Beamte  brauchen,  wenn  ihr 
die  Dienststunden  herabsetzt.  Das  ist  richtig,  aber  Sie  werden  sich  erinnern, 
dafl,  als  ich  mein  Amt  antrat,  mir  von  allen  Seiten  zugerufen  wurde:  ach, 
was  machst  du  f&r  schlechte  Geschäfte,  in  anderen  Lündern  wird  billiger  ge- 
wirtschaftel.  Nun  würde  ich  es  auch  in  meiner  Stellim^  tiicht  vertreten 
können,  wenn  ich  hier  von  dem  hohen  Hau-^e,  nur  um  mehr  Beamte  an-^lellen 
zu  können,  1000  Stellen  mehr  verlangte  und  dadurch  die  Steuerzahler  belastete. 
Das  würde  aber  auch  noch  andere  Konsequenzen  haben  fQr  das  ganze  Ge- 
schfiftslcben ;  denn  jeder  würde  sagen,  warum  sollen  wir  nicht  auch  weniger 
arbeiten  als  jetzt.  Wie  ich  schon  in  der  KommiNsjon  hervorgehoben,  habe 
ich  auf  meinen  Reisen  die  Oberzeugung  gewonnen,  daß  das  Personal  nicht 
überlastet  ist. 

Ich  kann  nach  alledem,  was  ich  ausgeführt  habe,  nur  dos  hohe  Haus 

bitten,  lien  Antrag  des  Herrn  Vorredners  auf  Einsetzung  von  looo  weiteren 
Stellen  abzulehnen  und  ebenso  auch  die  Resolution.  Ich  habe  bereits  in  der 
Kommission  ausgeführt,  wie  die  Besoldungsverhiiltnissc  bei  der  Post  und  bei 
den  anderen  Behörden  liegen,  und  habe  darauf  hingewiesen,  daß,  so  sehr  ich 
erfreut  sein  kfinnte,  wenn  meinen  Beamten  recht  viel  zugewendet  wird,  mich 
doch  auch  die  Rücksicht  auf  die  anderen  Vci  waltungen  dahin  führen  muß, 
davor  zu  warnen,  eine  Gruppe  von  Beamten  herauszugreifen  und  besser  zu 
stellen  als  andere.  Die  Folge  würde  sein,  daß  sofort  von  allen  Seiten  Forde- 
rungen kommen,  und  das  ist  immer  ein  gefilhrlichiüK  Gebiet. 

Dann  möchte  ich  zurückkommen  auf  die  sonstigen  Wünsche,  die  der  Herr 
Vorredner  bezüglich  der  .Assistenten  geäuiJert  hat.  Was  das  Examen  betriflt, 
so  wird  stets,  so  lange  ICxamina  an  verschiedenen  Stellen  abgenommen  werden, 
von  den  hcamten,  die  durchfallen,  die  Meinung  geäußert  werden,  bei  die.ser 
Stelle  wird  strenger  und  bei  jener  weniger  streng  verfahren.  Wer  in  Magde- 
bürg  durchfallt,  hillt  Berlin  für  milder  und  umgekehrt.  Das  ist  so  mensch- 
lich, diiC-  nmn  -len  Examinierten  daraus  keinen  Vorwurf  machen  kann.  Aber 
die  Bestinmiungen,  die  erlassen  siiu!.  und  die  Zusammensetzung  der  Prüfungs- 
kommissionen bieten  uns  docii  eine  Gewahr  dafür,  daß  die  Anforderungen 
nicht  über  das  Maß  dessen  hinausgehen,  was  vorgeschrieben  ist.  Im  übrigen 
ist  auch  kaum  eine  Klage  nach  dieser  Richtung  an  uns  gekommen. 

Dann  ist  der  Herr  Abgeordnete  auch  auf  die  Titel  frage  ;^urückgekommen 
und  hat  den  Wunsch  ausgesprochen,  ich  möchte  hier  ganz  unverbindlich  er- 
klirren, in  wie  viel  Jahren  die  Postassistenten  Sekretäre  werden  würden.    Ich  ^ 
kann  dem  Herrn  Abgeordneten  nur  darauf  erwidern,  daß  darüber  noch  keine 
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endgültige  Entschließung  gefaßt  worden  ist,  und  daß  ich  mich  nach  dem,  was 
hier  bisher  immer  ausgeführt  ist,  hüten  muß,  von  den  Absichten  zu  sprechen, 
die  wir  haben.  Ehe  sich  die  Absicht  nicht  so  vollständig}  verdichtet  hat,  daß  sie 
bekannt  gemacht  werden  kann,  mufi  ich  darauf  versichten,  kh  ftrdite,  daft 
man  mir  sonst  vielleicht  wieder  sagen  wQrde:  du  hast  es  damals  versprochen.« 

^Zurut  links.  Bravo!  rechts.) 
Der  Abg.  v.  Waldow  und  Reitzenstein  sprach  sein  Bedauern  darüber 
aus,  daß  im  vorigen  Jahre  in  den  Assistenten  Hotlnungen  erweckt  worden 
seien,  die  sich  nun  nicht  erfüllten.  Andererseits  bringe  er  dem  Staatssekretlr 
volles  Vertrauen  darin  entgegen,  was  er  zugleich  namens  seiner  politischen 
Frei  in  de  erkläre,  dal^  die  Nichteinsetzung  der  looo  Stellen  in  diesem  Jahre 
nicht  auf  Geldmangel,  wie  iin  Vorjahre,  sondern  auf  mangelnden  Bedarf  an 
solchen  Siellcn  beruhe.  Wenn  der  Reichstag  beschließen  würde,  lOOO  Stellen 
mehr  in  den  Etat  einzustellen,  so  dafi  dieser  an  den  Bundesrat  zurückgehen 
müßte,  SO  wäre  es  zweifellos,  daß  der  Bundesrat  sich  auf  den  Standpunkt  des 
Staats'^ekn-lärs  stellen  und  die  N'ernielirung  ablehnen  würde.  Die  Erhöhung 
der  Tagegelder,  die  an  zweiter  Stelle  beantragt  worden  sei,  könnte  leicht  zu 
der  Auffassung  der  Poslverwallung  iüiiren,  daß  dann  die  teste  Anstellung,  um 
deren  Beschleunigung  es  sich  fbr  die  Assistenten  hauptsBchlich  handle,  nicht 
mehr  so  dringend  sei.  Aus  den  angegebenen  Gründen  könne  er  den  beiden 
Anträgen  nicht  /ustimmen,  halte  es  vielmehr  flir  richtig,  durch  eine  Resolution 
den  Reichskanzler  zu  ersuchen,  daß  die  Assistentenstellen  bei  Verkehrszunahme 
so  weit  möglich  vermehrt  würden. 

In  seiner  Erwiderung  bestritt  der  Abg.  Dr.  Müller  (Sagan),  dafl  er  dem 
Staatssekretär  .schlechte  Beweggründe  habe  unterlegen  wollen;  er  habe  nur  an 
den  Ausführungen  des  Staatssekretärs  Kritik  geübt.  Neue  Stellen  könnten 
/.weckmäßig  auch  da  geschaffen  werden,  wo  die  Beamten  noch  zu  viele 
Dienststunden  abzuleisten  hfltten;  solche  Fälle  gebe  es  ja  noch.  Mit  bloßem 
Wohlwollen  für  die  Assbtenten  komme  man  nicht  weiter;  er  bitte  daher 
nochmals,  den  Antrag  auf  Vermehrung  der  Assistentenstellen  anzunehmen. 

Die  Abstimmung  mußte  vertagt  werden,  weil  das  Haus  nicht  beschluß- 
fähig war,  und  fand  erst  am  13.  Mfirz  statt.  Dabei  wurden  die  Anträge  auf 
Vermehrung  der  Assistentensteilen  und  betrefi  Erhöhung  der  Tagegelder  der 
Assistenten  abgelehnt.  Die  rückständigen  Titel  des  Etats  der  Reichs  -  Postver- 
waltung gelangten  sodann  mit  der  vom  Abgeordneten  v.  Waldow  und  Reitzen- 
.stein  empfohlenen  Resolution  der  konservativen  Partei  zur  Aimabme: 
Der  Reichstag  wolle  beschließen: 

»Den  Herrn  Reichskanzler  zu  ersuchen,  mit  der  Vermehrung  der 
etatsmifßigen  Stellen  für  Postassistenten  vorzugehen,  sobald  zu  nehmende 
Steigerung  des  Verkehrs  die  Verwendung  einer  höheren  Zahl  fest  an- 
gestellter Postbeamten  irgend  zulüßt«. 


■nun.  «MVCKT  m  M»  Mnoneavaima. 
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Umgestaltung  der  Einrichtungen  für  den  Stadtpostbrief- 
verkehr in  Berlin   infolge  Aufhebung  der  Privalbrief- 

beförderungsanstalten. 

Die  zum  1.  April  1900  ertolgtt:  Aut  hebung  der  Privatbeförderungsanstalten 
flir  den  Stadtbriefverkehr  und  die  zu  demselben  Zeitpunkt  eingeftihrte  Er- 

niltßigung  der  Gebühren  für  Orls^endungen  bei  der  Reichs- Post  Verwaltung  hat 

in  der  Reichshauptstadt  wcsen  der  hierdurch  hervorgerufenen  Steigerung  des 
Stadtpostbrietverkehrs  eine  wc2>entliciie  Umgestaltung  der  fUr  diesen  Dienstzweig 
getroffenen  Einrichtungen  notvrendig  gemacht.  Nachdem  die  verMnderten 
Einrichtungen  ihre  Probezeit  bestanden  haben  und  eu  einem  gewesen  Ab- 
schlüsse gelangt  sind,  der  auf  längere  Zeit  bestehen  bleiben  wird,  sollen  sie 
nachfolgend  im  Zusammenhange  dargestellt  werden,  (  her  ihre  Entuickelung 
bis  zum  Zeitpunkte  der  Umgestaltung  geben  frühere  Abhandlungen  des  Archivs 
(Jahrgang  1884  Nr.  4  und  5,  Jahrgang  1889  Nr.  33  und  Jahrgang  1898 
Nr.  16  bi>  18,  21  und  23)  Aufschtufi. 

Da  die  PrivatbrieR-teförderungsanstalten  in  der  Cleschichte  des  Berliner  Stadt- 
briefvcrkehrs  vviilircnd  der  letzten  Jahre  vor  ilirer  Aufhebung:  eine  gewisse 
kolie  gespielt  liaben  und  schlielMich  ihr  Verkehr  in  denjenigen  der  Reichspo.sl 
Übergegangen  ist,  so  erscheint  es  angezeigt,  das  Wesentlichste  darüber  in  die 
Darstellung  mitaufzunehmen. 

\m  Jahre  1883  Ubernahm  die  Berliner  Paketfahrtgesellschaft,  die  sich  im 
Jahre  1^84  zum  Zwecke  der  Beförderung  von  Paketen  in  Berlin  gebildet  hatte, 
die  Kinsanimlung  und  Bestellung  zunüchst  von  Drucksachen,  dann  auch  von 
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Briefen  innerhalb  Berlin^.    Der  anfilnglich   kleine  Betrieb  ohne  regelmfifiige 

Besteüuni^en  cutuiskelte  sicli  in  kurzer  Zeit.  Schon  nacli  .lahresfrist  waren 
1 70  Briettriiger  tiili:;.  Die  Sciuiungen  wurden  bei  Jen  rund  500  Annahme- 
stellen angenommen,  von  dort  4,  später  6  \  ericilung,Si.tellen  tünfmal  tüglich 
zugeAlhrt  und  in  3  Bestellungen  7  bis  1 1  Uhr  V.,  i  '/^  5  Uhr  und  6*/«  bis 
8'/2  Uhr  N.  abgetragen.  Es  sollen  im  ersten  Jahre  des  Bestehens  der  Brief- 
beförderungsanstalt  10000  bi>;  i  2  ooo  Briefe  und  Drucksachen  usw.  täglich  be- 
stellt worden  sein.  Die  Sendungen  wurden  mit  einem  Stempel  bedruckt,  der 
die  Angaben  B.  P.  G.,  die  Bestellung  (z.  B.  II)  und  das  Datum  enthielt.  Die 
Taxen  waren  folgende: 

verschlossene  offene 
Sendungen 

bis  50  g   ^  \H.  2  Pf. 

über  50  bi>  230  g   4-  3-. 

Bei  Aut  lieferung  größerer  Mengen  landen  Ermäbigungen  ^lutl.  Auch  wurden 
Sendungen  ohne  Aufschrift  auf  Grund  von  Listen,  welche  die  Namen  der 
Emp&nger  enthielten,  bestellt. 

Zur  Frankierung  konnten  Marken  zu  2  und  3  Pf.  verwendet  werden. 

Spiiter  wurden  Korrespondenzkarten  und  Stadtbriefzettel  sowie  Einschreib- 
briefe eingclührt. 

Die  guten  iiirfoige,  welche  die  mzwischcn  in  die  Firma  «Neue  Berliner 
Omnibus-  und  Paketfahrtaktiengesellschaft«  umgewandelte  Berliner  Paket&hrt- 

gesellschaft  erzielt  hatte,  führten  schon  im  Jahre  1886  zur  Errichtung  zweier  neuer 
Privatbrief beförderungsanstalfcn ,  die  jedoch  nur  kurze  Zeit  bestehen  konnten. 
Mit  Beginn  des  Jahres  1888  war  die  Neue  Herüner  Omnibus-  und  Paketfahrt- 
aktiengesellschaft wieder  die  alleinige  Privatbrict betörderung&anstalt  in  Berlin. 
Ihr  Briefverkehr  nahm  stetig  zu.  Bei  den  vorzüglichen  Einrichtungen  der 
Heichs-Postverwaltung  für  ihren  Stadtbriefverkehr  ist  dieses  wohl  darauf  zurUck- 
zutühren,  dal.^  die  Taxen  der  Privatpost  um  da'^  zwei-  bis  dreifache  billiger 
waren  als  diejenigen  der  Keichspost.  Der  Stadtbriefverkehr  vier  kleinen  Leute 
und  der  Massendrucksachenverkelir  zahlreicher  Geschäfte  wandte  sich  dalier 
nach  wie  vor  vielfoch  der  Privatbrief  beförderungsanstalt  zu. 

Die  Geschäftsberichte  der  Berliner  Paketfahrtaktiengesellschaft  haben  Uber 
den  Umfang  des  Stadtbriefverkehr^  niemals  ziffermüliigen  AufschluCs  gegeben, 
es  ist  riur  immer  hervor^'^hobcn  worden,  daß  der  BrietVerkehr  sich  fortLjCsctzt 
emer  gesunden  Kntwickeiung  erireue.  Hierlür  .spricht  aucli  der  ijmstand,  daß 
inzwischen  18  Verteilungs-  und  Bestellanstalten  eingerichtet  und  die  werktifg- 
liehen  Bestellungen  auf  4  vermehrt  worden  waren.  Daß  diese  günstige  Ent- 
wickelung  auch  in  anderen  Kreisen  beobaLiitcl  wurde,  geht  daraus  hervor, 
dalJ  im  Jahre  1895  wieder  zwei  Unternehmungen  entstanden,  die  durch  mäßigere 
Taxen  und  Einführung  neuer  Dienstzweige,  z.  B.  eines  besonderen  Eilbrief- 
Einsamrolungs-  und  Bestellungsdienstes,  der  Berliner  PaketfahrtaktiengeseUschaft 
Konkurrenz  ZU  machen  suchten.  Allein  auch  sie  vermochten  sich  nur  kürzere 
Zeit  zu  halten;  sie  wurden  teils  von  der  Berliner  Paketfahrtaktiengesellschaft 
aufgekauft,  teils  lösten  sie  sich  auf.  Die  genannte  Gesellschaft  blieb  nunmehr 
die  alleinige  Privatbrief  beförderungsanstalt  in  Berlin,  bis  auch  sie  zum  1.  April 
1900  ihren  Betrieb  einstellen  mufite. 

Der  größte  T.;I  liires  Briefverkehrs  tiel  der  Reicbspost  zu.  Um  ihm  ge- 
wach-^en  zu  --ein,  bedurfte  e^  vicKcitij^er  X'orbereitungen  und  umfassender  Neu- 
eujrichtungen  und  Änderungen  bei  samtlichen  in  Betracht  kommenden  Dienst - 
zweigen.  Es  war  ermittelt  worden,  dab  die  Berliner  l^aketfahrtaktiengesellschaft 
im  Jahre  1898  89  Millionen  Stadtsendungen,  darunter  8  Millionen  ohne  Auf- 
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Schrift,  zu  bestellen  gehabt  hatte.  Die  Sendungen  mit  Aulschrifl  betrugen 
47  V.  H.  der  im  Jahre  1897  durch  die  Berliner  Po^tanstalten  bestellten  Sen- 
dungen.   Die  Gesamtzahl  der  durch  die  Post  bestellten  Ortssendungen  belief 

sich  im  Jahic  iSqS  auf  rund  77  Millionen. 

Von  den  durch  die  Berliner  PaketfahrtaktiengeselUchaft  bestellten  Sendungen 
entHeien 

55  V.  H.  auf  die   I.  Bestellung, 
lov.  H.   -    -  II. 

22  V.  H.    -    -    III.       -  und 
13  V.  H.    -     -  IV. 

Diese  Z;ihlcn  bildeten  die  Unterlage  fUr  die  zu  treffenden  Betriebsänderungen 

und  Neueinrichtungen. 

Es  kam  nicht  nur  daiaut  an,  weitere  Gelegenheit  zur  Einiieferung  der 
Stadtsendongen  und  zum  Vericaufe  der  Wertzeichen  usw.  fQr  den  Stadtbrief- 
verkehr zu  schaffen,  sondern  es  bedurften  auch  die  BeStelleinrichtungen  einer 
Durcharbeitung,  da  befürchtet  werden  mußte,  daß  bei  der  bestehenden  7.wölf- 
maligen  Bestellung  die  Zeit  für  einzelne  Bestellungen,  besonders  für  die  beiden 
er.sten  und  die  beiden  letzten,  zu  knapp  bemessen  sein  würde.  Mit  der 
Änderung  der  Bestellungen  hatte  eine  VerSnderung  der  Briefkastenleerungen 
und  der  BefÖrderungseinrichtungen  Hand  in  Hand  zu  gehen.  Im  \\  eiteren 
war  von  vornherein  anzunehmen,  daß  die  Stmtk'nposten,  in  denen  die  Stadt- 
briefe wahrend  der  Fahrt  für  die  einzelnen  liesiellposianstalten  sortiert  wurden 
und  die  schon  daoials  den  Anforderungen  nicht  mehr  durchweg  gewachsen 
waren,  d«i  gesteigerten  Verkehr  nicht  würden  bewältigen  können,  und  dafi 
da!ier  ein  anderes  Sortierverfahren  eingeführt  werden  mußte.  Schließlich  be- 
durfte auch  die  Raurafragc  der  Erörterung;  denn  es  war  vorauszusehen,  dai.> 
bei  manciien  Ämtern  die  Räume  für  die  Briefabfertigung  und  das  Brief  bestell- 
geschitft  nicht  noehr  genügen  wttrden. 

Zur  Schaffung  einer  erwetterten  Gel^^heit  für  die  Einiieferung  von  Stadt- 
briefsendui^en  wurde  die  Zahl  der  Briefkasten  erheblich  vermehrt.  Durch 
-Aufstellung  von  338  neuen  und  Verlegung  bereits  vorhandener  Briefkasten 
kam  der  aufgestellte  Grundsatz  zur  Durciitührung,  dal^,  von  Ausnahmen  in 
verkehrsschwachen  Stadtteilen  abgesehen,  die  Entfernung  von  Briefkasten  zu 
Briefkasten  im  allgemeinen  nur  aoo  in  betragen  sollte.  Auch  wurde  in  er* 
weitertem  MaL^e  dazu  übergegangen,  für  die  Ortssendungen  besondere  Kasten 
anzubringen  oder  aber  zweiteilige  Kasten  aufzustellen,  deren  eine  Hälfte  tUr 
Sendungen  nach  Berlin,  die  andere  für  Sendungen  nach  außerhalb  bestimmt 
ist.  Briefkasten  der  ersteren  Art  befinden  sich  nur  in  den  Schaltervorrltumen 
der  Postanstaüten. 

Mit  Rücksicht  auf  die  Zunahme  des  Verkaufs  an  Postwertzeichen  für  Orts- 
sendungen  wurden  die  Schaltcrstellen  besonders  in  den  .Abendstunden  starker 
besetzt;  wo  die  Schaltervorraume  ausreichenden  Platz  boten,  erfolgte  die  Er- 
richtung besonderer  Verkaufssttfnde  fQr  Wertzeichen  in  kleinen  Mengen;  die 
Briefträger  wurden  mit  größeren  Rc^t.mden  an  solchen  ausgerüstet  und  amt- 
liche Verkaufsstellen  für  Postwertzeichen  in  größerer  Zahl  eingerichtet. 

Die  starke  Zunahme  des  Sindtbriefverkehr^ .  die  stets  fortschreitende  Be- 
völkerungszunahme und  die  räumliche  Ausdclmung  der  Stadt  hatte  bei  Bei- 
behaltung der  bestdhenden  zwölf  werktilgUchen  Bestellungen  eine  erhebliche 
Verkleinerung  der  fiestellreviere  und  eine  schnellere  Beförderung  der  Sendungen 
von  und  zum  Briefpostamtc  notwendig  gemacht,  wenn  die  Zeit  zur  Aus- 
führung der  einzelnen  Bestellungen  ausreichen  sollte.  .Änderungen  nach  dieser 
Richtung  hatten  unverhältnismäßige  Kosten  tür  Vermehrung  des  Bestellpersonals 
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und  der  Posteinrichtungen  zur  Folge  gehabt.  Andererseits  lagen  bei  einzelnen 

Bestellungen  so  wenige  Sendungen  vor,  daß  sich  die  Bestellungen  tatsächlich 

nicht  verlohnten.  Versuchsweise  waren  bereits  seit  längerer  Zeit  zwei  Be- 
stelhin^en  aus;^chivsen  worden,  ohne  dn!>  iHeserhalh  erhi-hh'che  Beschwerden 
vorgebracht  worden  waren.  Die  Zalii  der  vverltiägiictien  Bestellungen  wurde 
daher  endgültig  auf  9  wie  folgt  festgesetzt: 

I  7V4  bis  8V4  V.  IV  12  bis  !>/,  N.  VII  4';a  bis  6  N. 

II  8»/,  bis  10V4  V.  V  i'/a  bis  3  N.  VIII  6»/,  bis  J^L  N. 
Ul  lo'/j  bis  12  V.           VI  3  bis  4»/,  N.  IX  7V4  bis  N. 

Für  diese  Festsetzung  war  maßgebend,  dalJ  53  v.  H.  der  Sendungen  derPrivot» 
post  auf  die  von  ihr  in  der  Zeit  von  -  bis  10  V.  ausgeführte  erste  Bestellung 
entfielen,  daher  auf  die  ersten  beiden  Bestellungen  das  Hauptgewicht  gelegt 
werden  niuble,  daß  die  Berliner  Abendzeitungen,  die  bei  den  Postanstalten  um 
6  Uhr  eingehen,  um  diese  Zeit  auszutragen  waren,  und  dafl  die  Briefe,  die 
durch  die  Briefkasten  bis  4*/,  an  der  Peripherie  und  bis  5  Uhr  im  Inneren 
der  Stndt  zur  E'inlieferung  kamen,  noch  an  deniNLlbcn  Tage  zur  Bestellung 
gelangen  sollten.  Die  anderen  in;ii^L;cbendcn  Punkte  tür  die  Festsetzung  der 
Bestellzeiten  betrafen  den  Briefverkelir  von  außerhalb.  Im  übrigen  treften  die 
angegebenen  Bestellzeiten  nicht  genau  auf  alle  Bestellflmter  zu,  was  ohne 
weiteres  durch  die  größere  oder  geringere  Entfernung  der  einzelnen  Bestell- 
postanstalten von  der  Zentralstelle,  dem  Briefpostamt,  erklärlich  ist.  In  der 
Zahl  abweichend  sind  außerdem  die  Briet  bestellungen  bei  den  Postamtern  20 
(Stettinerstraße)  und  87  (Beusselstraße),  wo  wegen  der  großen  Entfernung  vom 
Briefpostamte  —  6400  bz.  7080  m  —  und  wegen  des  geringeren  Verkehrs 
nur  7  bz.  8  Bestellungen  ausgeführt  werden;  beim  Postamte  20  füllt  die  5, 
und  7.,  beim  Postamte  87  die  letzte  Bestellung  aus.  Sonntags  findet  bei  allen 
Postanstalten  Berlins  nur  eine  Bestellung  statt,  die  durchweg  eine  Stunde 
spHter  als  die  erste  Vi^erktagsbestellung  beginnt.  Trotz  der  Verminderung  der 
Zahl  der  Bestdlungen  um  3  war  eine  erhebliche  Vermehrung  der  Bestellreviere 
erforderlich,  die  eine  Verstärkung  des  Bestellpersonals  um  338  Briefträger  not- . 
wendig  machte.  Welch  bedeutende  Verschiebungen  in  den  einzelnen  Bestell- 
bezirken sich  aus  diesen  Änderungen  ergeben  mußten,  leuchtet  ohne  weiteres  ein. 

Im  Anschluß  an  die  veränderte  Brief  bestell  ung  bedurften  die  Kasten- 
teerungen und  die  Bestellungs-  und  Einsammlungsfahrten  einer  durchgreifenden 
Umgestaltung.  Infolge  des  Wegfalls  von  3  Briefl^estellungen  konnten  3  Ein- 
sammlungs-  und  3  Bestellungsfahrten  ausfallen.  Hierdurch  und  durch  den 
Umstand,  daß,  wie  wir  später  des  näheren  ausführen  werden,  die  Stadtbriefe 
bei  den  Aufgabeimtem  auf  die  einzelnen  Bestellämter  sortiert  wurden,  mußten 
Zahl  und  Zeit  der  Briefkastenleeningen  sich  Andern,  wobei  auch  der  neu  auf- 
gestellte Grundsatz  zu  berücksichtigen  war,  daß  die  einzelne  Leerung  im 
Innenbezirke  der  Stadt  nicht  langer  als  30  Minuten  und  im  Aul.Nenbezirkc  nicht 
länger  als  40  Minuten  dauern  durfte  und  sich  so  knapp  wie  möglich  an  die 
nllchste  Einsammlungsfahrt  anschließen  sollte.  Die  Zahl  der  Kastenleerungen 
betrflgt  infolge  dieser  Änderungen  jetzt  je  nach  der  Stärke  des  Verkehrs  werk- 
täglich 14  bis  10  und  sonntäglich  6  bis  8.  Für  die  verkehrsreicheren  Stunden 
bc^fi'ben  außerdem  /.wischcnleerungen.  Die  erste  Leerung  erlolgt  an  den 
\\  erKlagen  bei  den  l^osliiausbriefkasten  zwischen  4  und  3  Uhr  und  bei  den 
Straßenbriefkasten  gegen  6  Uhr  V.;  die  letzte  tägliche  Leerung  findet  gegen 
\  2  1  lir  Abends  statt.  Die  Sendungen  aus  dieser  und  der  zwischen  4  und 
5  Uhr  \'.  aufzuführenden  Leerung  der  Posthausbriefkasten  werden  bei  der 
ersten  BeNtellung  abgetragen,  wogegen  die  Sendungen  der  gegen  ö  Uhr  statt- 
hndenden  Leerung  zur  zweiten  Bestellung  gelangen.    Da  Sonntags  nur  eine 
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Bestellung  stattfindet,  erfolgt  die  erste  Leerung  der  Strafienbrief kästen  eine 
Stunde  früher  als  an  Werktagen,  um  zu  erreichen,  daß  die  in  der  zweiten 
Hälfte  der  Nacht  vom  Sonnabend  zum  Sonntag  aufgelieferten  Briefsendungen 
noch  am  Sonntag  ausgetragen  werden. 

In  den  Leerungsbezirken  mit  größerer  Ausdehnung  und  in  Strafien  mit 
geringerem  Wagenverkehre  bedienen  sich  die  Kastenleerer  reichseigener  Fahr- 
räder. 

Die  Umgestaltung  des  Kaslenloerungsdienstes  erforderte  eine  Vermehrung 
der  Leerungsbezirke  unter  Verstärkung  des  Personals  um  30  Unterbeamte  und 
einer  Vermehrung  der  Fahrrffder  um  14  StOck. 

Die  umfangreichsten  Vorbereitungen  und  Ermittelungen  erforderte  die  Ein- 
richtung eines  zweckmäßigen  und  dem  gesteigerten  Verkehre  gewachsenen 
Sortiervorfahrens  sowie  der  Austausch  der  sortierten  Sendungen.  Die  Bear- 
beitung der  Sendungen  fUr  die  einzelnen  Bcstelipostanstalten  in  den  Slraßen- 
posten  war  bei  dem  zu  erwartenden  erheblich  gesteigerten  Verkehre  nicht  mehr 
angängig;  denn  die  Straßenposten  konnten  schon  damals  die  ihnen  zugefuhrten 
Sendungen  bei  weitem  nicht  mehr  in  der  kurzen  Fahrzeit  sortieren.  Die  Ein- 
stellung größerer  Wagen  empfahl  sich  nicht,  weil  das  Gewicht  sonst  zu  groß 
geworden  wifre;  im  übrigen  hatte  sich  die  Einrichtung  insolern  nicht  als  wirt- 
schaftlich erwiesen,  als  die  Leistung  eines  Sortierers  im  Wagen  nur  die  Hilfte 
der  Leistung  eines  beim  Briefpostamte  beschäftigten  Sortierers  ausmachte.  Da 
auch  das  alte,  in  Jen  aclif/iger  Jahren  aufgegebene  Verfahren,  die  Stadt- 
sendungen im  Brieipostamte  tUr  die  Be&tellämter  suilieren  zu  lassen,  wegen 
Mangek  an  Zeit  und  starker  Zunahm«  des  Verkehrs  sich  nicht  wieder  einfuhren 
liefi,  so  nahm  man  in  Erwägung,  die  Sendungen  schon  bei  den  Aufgabepost- 
anstalten für  die  einzelnen  Bestellpostanstalten  verteilen  zu  lassen.  Diese  Maß- 
nahme erforderte  die  Heranbildung  einer  grül.Neren  Anzahl  von  Sortierern. 

Die  Ausbildung  mußte  längere  Zeit  in  Anspruch  nehmen;  es  wurde  daher 
mit  ihr  bereits  in  der  zweiten  Hilfte  des  Jahres  1899  begonnen.  HierfQr  war 
auch  die  Erwügung  mit  maßgebend,  daß  fUr  den  bevorstehenden  Jahrhundert- 
Wechsel  ein  nulxrgewöhnlich  starker  Neujahrsverkehr  zu  erwarten  stand  und 
befürchtet  werden  mußte,  das  vorhandene  Sortierpersonal  würde  dem  stark  ge- 
steigerten Verkehre  nicht  gewachsen  sein.  Tatsächlich  war  bis  zum  Beginne 
des  Neuiahrsverkehrs  ein  solcher  Stamm  von  Sortierern  herangebildet,  daß  bei 
den  größeren  Ämtern  die  Neujuhrsbriefe  fllr  die  einzelnen  Bestellimter  sortiert 
werden  konnten.  Mit  der  Ausbildung  wurde  nach  der  Bewältigung  des  Neu- 
jahrsverkehrs fortgefahren,  so  daß  es  schon  im  Februar  1 900  bei  einer  großen 
2^hl  von  Postflrotern  möglich  war,  mit  dem  regelmäßigen  Sortieren  der  Stadt- 
briefie  nach  BestelMmtem  zu  b^innen. 

Zunächst  war  in  Aussicht  genommen  worden,  daß  beim  Vorliegen  von 
5  Briefsendungen  für  ein  BestelUimt  ein  Bund  auf  dieses  gefertigt  werden 
sollte.  Die  übrigen  Briefe  sollten  dem  Briefpo&tamte  zugeführt  und  dort  auf 
die  fiestellflroter  sortiert  werden.  Es  stellte  sich  jedoch  bald  heraus,  daß  bei 
diesem  Verfahren  die  Weitersendung  mit  der  anschließenden  Bestellfahrt  nicht 
gesichert  war.  Es  wurde  daher  bestimmt ,  daß  die  aufgelieferten  Sendungen 
bei  jeder  7:ihl  —  auch  wenn  nur  1  Sendung  vorliegt  —  seitens  der  Aufgabe- 
postanstalt aul  die  Bestelipostaustalt  zu  sortieren  waren.  Das  Sortieren  wird 
ausschli^lich  durch  Unierbeamte  bewirkt.  Die  Sortierspinde  sind  so  einge- 
richtet, daß  die  Ftfcher  ftir  die  Bestellpostanstatten  nicht  nach  der  Ämter- 
nummer der  letzteren  sondern  nach  Stadtbezirken  und  innerhalb  dieser  nach 
Nummern  angeordnet  sind.  Diese  Anordnung  entspricht  der  Ausbildung  der 
Unterbeamten  im  Sortierdienste,  indem  eine  große  Zahl  von  ihnen  nur  für 
einzelne  Bezirke  au^ebildet  und  auch  nur  imstande  ist,  sich  für  einzelne 
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Bezirke  hinsichtlieh  der  Kenntnis  über  die  Zuteilung  der  Straflen  ui  den 

verschiedenen  BestelUiintern  auf  dem  Laufenden  zu  halten. 

Die  Sendungen  für  die  Bestellämter  werden,  wenn  sie  in  gröl?erer  Zahl  vor- 
liegen, zu  Bunden  mit  enlsprechendetn  Vorbindezettei  vereinigt  oder  in  Taschen 
von  Leinwand  aufgenommen,  die  so  eingerichtet  sind,  daß  sie  zwei  Hlllften 
bilden,  deren  Scheidewand  zu  einer  Klappe  verlflngert  ist,  welche  auf  jeder 
Seite  die  Angabe  des  absendenden  und  des  empfangenden  Amtes  enthSlt,  2.  B. 

von   C.  2  nach  W.  -30  bz. 

von  W.  30  nach  C.  2. 
Die  Klappe  wird  Uber  den  mit  Briefen  gefüllten  Teil  der  Tasche  gelegt  und 
auf  einfache  Weise  durch  eine  Schnur  festgehalten.  Die  nicht  zu  RUck* 
Icistungcn  benutzten  Tabellen  werden  Zug  um  Zug  ausgetauscht.  In  die  Orts- 
taschen sind  ;n!!/iinehmen  gewöhnliche  ttaiikierte  Briefe,  einschließlich  solcher 
mii  Zustcllungsurkunde,  Postkarten,  Drucksaciien,  Geschäüspapiere,  Waren- 
proben und  Postanweisungen  fllr  Beriin  Ort.  Die  abanisendenden  Ortstaschen 
werden  nach  Po  ibczirkLii,  N. ,  NO.,  O.  usw.,  zusammengebunden  und  in 
Briefbeuteln  ohne  Karte  dem  Briefpostamte  zugeführt.  Nur  die  Taschen  für 
die  Ämter  der  eigenen  Linie  gelangen  schon  während  der  Fahrt  zur  Ab- 
weisung. Einschreibbriefe,  unfrankierte  Ortssendungen  sowie  frankierte  und 
unfrankierte  Briefsendungen  mit  Nachnahme  fttr  den  Ort  werden  zu  einem  be« 
sondcrcn  Kartenschlusse  mit  Karte  auf  das  Briefpostamt  vereinigt. 

Die  aus  Jen  Spötleerungen  10  und  12  Uhr  Abends  herrührenden  Biief- 
sendungen  erfahren  insofern  eine  abweichende  Behandlung,  als  sie  nicht 
durchweg  bei  dem  Postamte  des  Leerungsbezirkes  sortiert  werden,  sondern  von 
den  meisten  Postämtern  bestimmten  größeren  Nachbarümtem  zuzuAlhren  sind, 
welche  das  Sortiergeschäft  für  mehrere  Ämter  besorgen.  Derartige  Sortier- 
ämter sind  folgende:  N.  4,  W.  9,  SW.  11,  O.  17,  SW.  19,  W.  35,  SO.  36, 
NW.  40,  S.  42,  N.  54  und  C.  2.  Diese  Einrichtung  ist  getro£fen  worden,  um 
den  Nachtdienst  bei  den  Stadtpostanstalten  möglichst  einzuschrHnken. 

Die  Eilbriefsendungen  aus  Berlin  nach  Berlin  werden  durch  die  Rohrpost 
befördert,  soweit  die  Auflieferung  in  die  Bctriehv/eit  der  Rohrpost,  7/8  L'hr  V. 
bis  10  Uhr  N.,  füllt  und  soweit  sie  sich  zur  Beförderung  mit  der  Rohrpost 
eignen;  im  anderen  Falle  geschieht  die  Beförderung  mit  den  Einsammlungs- 
fiihrten  durch  die  Ortstaschen  und  bei  den  Spitleerungen  in  Bunden  aus  blauem 
Packpapio-  auf  das  Briefpostamt,  welches  Nachts  die  Eilbriefbestellung  fbr  ganz 
Berlin  besorgt. 

Soweit  die  Postanstalten  nicht  in  der  L.age  sind,  Massenauf liefcriingcn  an 
Drucksachen  für  den  Ortsverkclw  /u  sortieren,  smd  diese  der  beim  ßriefposi- 
amte  bestehenden  Ortsbriefverteilungsstelle  zu  Oberweisen. 

Briefitendungen,  die  sich  wegen  mangelhafter  Aufschrift  bei  den  .Aufgabe - 
ämtern  nicht  ohne  weiteres  sortieren  lassen,  sollen  zunächst  zurückgelegt  und, 
wenn  die  Ermittelung  auch  nachträglich  auf  Grund  der  sämtlichen  Postämtern 
gelieferten  Nachschlagewerke  (Adreßbuch  für  Berlin  und  Fernsprechteilnehmer- 
verzeichnis) nicht  zu  erm<^lkhen  ist,  der  ROckbriefstelle  des  Briefpostamtes 
zum  weiteren  Ermittelungsverfahrcn  überwiesen  werden. 

Soweit  die  Stnvitbriete  nicht  für  Postatistailen  derselben  Linie  bestimmt  sind 
und  daher  unmittelbar  ausgetauscht  werden,  dient  das  Briefpostamt  nach  wie 
vor  als  Zentralsteile  ftlr  den  Berliner  Stadtbiiefverkehr.  Die  hier  von  allen 
Linien  zusammengeführten  Ortstaschen  werden  in  der  Ortssortierstetle  auf  die 
einzelnen  Bestellpostanstallen  verteilt  und  mit  den  bereits  vorliegenden,  be- 
sonders den  von  aiii'erhalb  zugegangenen  ürtNsendungen  vereinigt.  In  der- 
selben Weise  hndci  die  Behandlung  der  eingeschriebenen  und  der  mit  Porto 
belasteten  Briefsendungen  (Ur  den  Ort  in  der  Ortseinschreibstelle  statt.  Für 
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jede  Batellpostamtalt  wird  ein  Kartenschluß  ohne  Karte  mit  den  frankierten 
und  ein  Kartenschluß  mit  Karte,  enthaltend  die  Einschreib-,  Porto-  und  Nach- 
nahmesendungen, in  derselben  Weise  wie  im  Verkehre  der  Ortspostanstalten 

mit  dem  BriefpoNtamte  gefertigt. 

Zum  Austausche  der  Ortssendungen  dienen  die  Einsanimlungs-  und  Be- 
stellungsiahrlen,  die  auf  14  Linien  verkehren  und  nach  den  Postbezirken  be- 
zeichnet sind. 

Es  sind  eingerichtet  im  Besirke 

N.    2  Linien,  S.    1  Linie, 

NO.   I  Linie,  SW.  ^  Linien, 

O.    1      -  W .  3  - 

SO.  I     -  NW.  2     -  . 

Es  verkehren 

die  Einsammlungsfahrten  an  Werktagen  12  mal, 

-  Sonn-  und  Feierlagen..   7  - 

die  Bestellungsfahrten  an  Werktagen  lumal, 

-  -  Sonn-  und  Feiertagen   3   -  . 

Um  die  Fahrten  voll  auszunutzen,  werden  sie,  soweit  angängig,  auch  zur  Be- 
förderung von  Durchgangssendungen  zwischen  den  Stadtpostanstalten  und  dem 

Brietpo^lamfe  sowie  den  Bahnhof-^postanstalten  verwendet.  Andererseits  be- 
stehen neben  den  Einsamiuiungs-  und  Bestellungsfahrti-n  zwisclicn  benachbarten 
Füstanstalten,  besonders  an  der  Peripherie  der  Sladt  /ui  Herbeitührung  einer 
größeren  Beschleunigung  im  Austausche  der  Ortssendungen,  soweit  ein  be- 
sonderes Bedürfnis  hierfür  hervorgetreten  ist,  noch  Radfahr-  und  Botenposten. 

Fehlgeleitete  Sendungen  werden  aulk-rdLin,  um  Verzögerungen  zu  ver- 
meiden, und  sofern  nicht  günstigere  Verbindungen  zur  \  erfUgung  stehen,  mittels 
Rohrpost  der  richtigen  Besteiipostanstalt  zugeführt;  u.  U.  hat  hier  die  Be- 
stellung durch  besonderen  Boten  zu  erfolgen. 

Als  Beforderangsmittel  für  die  neuen  Einsaromlungs-  und  Bestellungsfehrten 
dienten  zunächst  die  alten  Straßenpostwagen.  Später  wurden  einspännige 
Fahrten  unter  Verwendung  von  GUterpostwagen  der  Gattung  Gel  eingestellt. 
Die  Be-  und  Entladung  erfolgt  durch  Unterbeamte  der  Stadtpostanstalten.  Die 
Postillone  beteiligen  «ch  daran  nicht.  Um  Unstimmigkeiten  und  Entwen- 
dungen zu  verhüten,  sowie  zur  Beschleunigung  des  Ladegeschüfts  wird  dieses 
von  zwei  Unterbcnmten  besorgt.  Die  Ladezettel  befinden  sich  in  einer  Leder- 
tasche, die  an  der  inneren  Seite  Jer  Tür  des  (rüterpost\\  ;igens  angebracht  i'^f. 
Zur  Autnahme  der  Ortslaschen  tür  die  Postaiistalten  der  Linie  dienen  mi 
Inneren  des  Wagens  aufgestellte  Kasten  aus  Holz  mit  Fächern.  Die  Ein- 
schreibbeutel  werden  für  jede  Linie  zusammen  in  einem  Kurssacke  so  auf- 
bewahrt, dat>  der  zuerst  abzunehmende  Beutel  zuletzt  versackt  wird  und  da- 
her obenauf  liegt;  in  dieser  Reihenfolge  werden  auch  die  übrigen  Einschreib- 
beutel in  den  Kurssack  gelegt. 

Hand  in  Hand  mit  den  Einrichtungen  wegen  anderweitiger  Gestattung  des 
Stadtbriefverkehrs  ging  die  Erweiterung  der  Dienstraume  bei  denjenigen  Ämtern, 
bei  denen  die  Rsume  für  die  Briefabfertigung  und  das  Bestellgesch.'fft  wegen  des 
gesteigerten  Verkehrs  nicht  ausreichten.  Waren  doch  im  ganzen  90  Beamte  und 
712  Unterbeamte  unterzubringen,  die  aus  Anlaß  der  Übernahme  der  Privatpost 
neu  eingestellt  waren.  Immerhin  hielt  sich  die  Neubeschaffung  in  müßigen 
Grenzen,  weil  es  sich  in  vielen  Fallen  ermöglichen  ließ,  einen  Teil  des  Bestell- 
personals in  anderen  Räumen,  z.B.  bei  den  Frühbe-teUungen  in  der  Packkammer, 
unterzubringen.  Umfangreich  dagegen  waren  die  Bcscliaffungen  an  Briettrager- 
taschen,  Stühlen,  Tischen,  Stempeln  und  sonstigen  Ausstattungsgegenstünden. 
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Die  getroffenen  Einrichtungen  haben  sich  durchweg  bewährt.  Die  Über- 
leitung Jes  Sladtbriefverkehrs  der  Privatpost  auf  die  Reichspost  hat  sich  ohne 
nennenswerte  Störungen  oder  Schädigungen  des  Publikums  vollzogen. 

Ein  Bild  von  der  Bedeutung  des  Beriiner  Stadtbriefverkebrs  und  der  für 
ihn  bestehenden  Einrichtungen  nach  dem  jetzigen  Stande  mögen  die  nach- 
stehenden Zahlen  geben. 

Die  Zahl  der  StaJtlM iet^^ciiJnnqL'ii  bctrai;!  rund  206  Millionen  jiihrlich  oder 
5(>(t  000  Stück  täglich.  Zur  Linlieterung  dienen  112  Stadtpustanstalten  und 
1G37  Briefkasten.  An  der  Bestellung^  die  auch  die  Sendungen  von  aufierhalb 
umfaßt,  beteiligen  sich  3165  Besteller  bei  57  Bestellpostanstalten  mit  werk» 
t;iglieli  9  und  Sonntags  i  Bestellung.  Flir  das  Sortiergeschäft  sind  1700  Manr» 
ausgebilJet.  Zum  Au^^kiusche  der  Sendungen  werden  53  Wagen,  104  Pferde, 
104  Postillune  \  erwendet. 


Die  höhere  Verwaltungsprüfung  für  Post  und  Telegraphie 

im  Jahre  1902. 

Zur  Prüfung  der  Befähigung  für  den  höheren  Postdienst  sind  195  Beamte 
(1901:  238,  1900:  239,  1899:  197)  zugelassen  worden.  Davon  entfallen  auf 
die  Ober -Postdtrelitions» Bezirke  Berlin  25,  Hamburg  15,  COln  und  Dresden 
je  1 4,  Düsseldorf  8,  Frankfurt  (Main)  7,  Bremen,  Erfurt,  Leipzig,  Liegnitz  und 

Straßburg  je  6,  Aachen,  Karlsruhe,  Potsdam  und  Schwerin  ie  5,  Chemnitz, 
Coblenz,  Dortmund  und  Minden  je  4,  Breslau,  Bromberg,  Darmstadt,  Gum- 
binnen,  Magdeburg,  Oppeln,  Posen  und  Trier  je  3,  Cassel,  Danzig,  Frankfurt 
(Oder),  Halle,  Kiel,  MOnster  und  Stettin  je  2,  Braunschweig,  Cöslin,  Hannover, 
Königsberg  und  Metz  je  1,  ferner  auf  Deutsch-Ostafrika  sowie  auf  die  deutschen 
Postanstalten  in  der  Türkei  und  in  China  ie  i.  Von  den  Zugelassenen  haben  61 
die  Post-  und  Telegraphenschule  besucht.  Zur  Fortsetzung  oder  Wiederholung 
der  Prüfung  haben  sich  206  Beamte  (lyoi:  174,  1900:  155,  1899:  120;  ge- 
meldet. Die  Gesamtzahl  der  Zulassungen  und  Wiederzulassungen  beträgt  also 
1902:  41)1    19  1:  412,  1900:  394,  1899:  317). 

Im  Laute  des  Jahren  sind  30  mündliche  Prüfungen  abgehalten  worden 
(1901:  33,  1900:  31,  «899:  33).  Von  den  dazu  geladenen  205  Beaniten 
haben  236,  darunter  32  in  erster,  8  in  zweiter  Wiederholung,  die  mündiiclie 
Prüfung  bestanden,  59,  darunter  3  in  erster,  2  in  zweiter  Wiederholung,  nicht 
genügt.  In  der  mündlichen  Prüfung  ist  3  Beamten  das  Prädikat  gut«  erteilt 
worden;  über  das  Gesamtergebnis  der  l'iüfung  hat  1  Beamter  da<  Prifdikat 
nguttt  erhallen;  im  Übrigen  ist  die  Prüfung  »genügend«  ausgefallen.  Von 
100  Beamten  haben  in  der  mündlichen  Prüfung  nicht  bestanden  20,0  (1901 :  22,0, 
1900:  19,1,  1899:  i6,s).  Bei  den  zur  Post- und  Telegraphenschule  einberufen 
gewesenen  Beamten  betragen  die  entsprechenden  Zahlen  14,1  (1901:  22,7, 
1900:  21,6,  1899:2,8},  beiden  übrigen  Beamten  22,1  (1901:  22,5,  1900:  i8,j, 
1899:  19,4). 

Das  durchschnittliche  Lebensalter  der  Beamten  beim  Bestehen  der  münd> 
liehen  Prüfung  hat  29  Jahre  11  Monate  betragen  (1901:  30  Jahre  3  Monate, 
iion:  30  Jahre  i  Monat,  1899:  30  Jahre;  im  einzelnen  befanden  sich  in 

einem  Lebensalter  von 

23  bis  20  Jahren   4  Beamte  =     1,7  V.  H., 

26   -    27      -    26      -      =11,0  - 
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3o  bis 

29  Jahren 

29  - 

30  - 

30  - 

3>  - 

31  - 

32  - 

32  - 

33  ' 

33  - 

34  - 

34  - 

35  - 

35  - 

36  - 

36  - 

37  - 

37  - 

38  . 

44  Beamte 

—  - 

i_i  ^  ff 
ib,o  V.  H. 

38 

22 

— 

9>3  - 

30  - 

12,7  - 

14  - 

6,0 

9 

3»«  - 

9 

3»»  - 

4 

li7  - 

3 

h3  - 

6 

2,rt  - 

im  ganzen  ....  236  Beamte  =  100  v.  H. 

Von  den  vorzugsweise  für  Telegraphie  ausgebildeten  Beamten  sind  87 
^1901:  81,  lyoo:  59,  1899:  68)  zur  höheren  Prüfung  zugelassen  worden. 
Davon  entfallen  auf  die  Obcr-Postdirekttons-Bezirke  Berlin  9,  Cöln  7,  Düssel- 
dorf 6,  Chemnitz  5,  Brombeiig,  Dortmund,  Dresden,  Erfurt,  Karlsruhe  und 
Oldenburg  je  4,  Braunschweig,  Danzig,  Hamburg  und  Königsberg  jc  3.  Breslau, 
Cassel,  Frankfurt  (Main),  Leipzig,  Liegnitz  und  Münster  Je  2,  Aachen,  Bremen, 
Cobienz,  Frankfurt  (Oder),  Halle,  Hannover,  Konstanz,  Magdeburg,  Minden, 
Schwerin,  Strafiburg  und  Trier  je  1  Beamter.  Von  den  Zugelassenen  haben 
32  die  Post  und  Telegraphenschule  besucht.  Zur  Fortsetzung  oder  Wieder- 
liolung  der  Prüfung  haben  sich  42  Beamte  (1901:  45,  1900:  27,  1899:  21} 
gemeldet.  Die  Gesamtzahl  der  Zulassungen  und  Wiederzulassungen  betragt 
also  129  (1901:  120,  1900:  86,  1899:  89}. 

Im  Laufe  des  Jahres  sind  17  mOndliche  Prüfungen  abgehalten  worden 
(1901:  10,  1900:  9,  1899:  9].  Von  den  dazu  geladenen  101  Beamten  haben  78, 
darunter  8  in  erster,  3  in  zweiter  Wiederholung,  die  mündliche  Prüfung  be- 
"standen,  23,  darunter  einer  in  erster  Wiederhülung ,  nicht  genügt.  In  der 
mündlichen  Prüfung  ist  allen  Beamten  das  Prädikat  »genügend  "  erteilt  worden; 
Ober  das  Gesamtergebnis  der  Prüfung  haben  ebenfoUs  alle  Beamte  das  Prtfdikat 
'  genügend  <  erhalten*  Von  100  Beamten  haben  in  der  mündlichen  Prüfung 
nicht  bestanden  22,8  '1901:  21,6,  1900:  23,1,  1899;  10,4).  Bei  den  zur 
Post-  und  Telegraphenschule  einberufen  gewesenen  Beamten  betragen  die  ent- 
sprechenden Zahlen  10  (1901:  1900:  26,j,  1899:  11,3),  bei  den  übrigen 
Beamten  31,9  (1901:  41,7,  1900:  33,  1899;  9,1}. 

Das  durchnittlichc  Lebensalter  der  Beamten  beim  Bestehen  der  mündlichen 
Prüfung  hat  29  Jahre  7  Monate  betragen  (1901:  28  Jahre  6  Monate,  1900: 
30  Jahre,  1899:  2b  Jahre  9  Monate).  Im  einzelnen  befanden  sich  in  einem 
Lebensalter  von 

25  bis  26  Jahren   3  Beamte 

26  -   27  -   

27-28  -   

28  -   29  -   

29  -   30  -   

30  •   3»  -   

3>  -   3»  -   

3»  -   33  -   

33-34  -   

34  33  -   

35  -   36  •   

36-37  -  
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3  Beamte 

3,8  V.  H. 

8 

10,3  - 

1  I 

14,2  - 

20 

»Sf?  - 

1  I 

14,1  - 

5 

•►6,+  - 

5 

6,4  - 

4 

5»»  - 

3 

3»»  • 

4 

5»«  - 

1  Beamter 

1,3  - 

^  Beamte 

■ 

78  Beamte 

100  V.  H. 
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Die  Verstaatliehung  der  schweizerischen  Eisenbahnen. 

Es  hat  lange  gedauert,  ehe  die  Schweiz  dem  Beispiel  anderer  Staaten  ge- 
folgt und  zum  Staatsbahn^ysteui  Ubergegangen  ist.  Während  z.  B.  Preußen 
diesen  wichtigen  Schritt  schon  1879  getan  und  die  Verstaatlichung  der  Bahnen 
in  den  darauf  folgenden  Jahren  mit  gr06tem  Erfolge  durchgeführt  hat,  so  dafi 
daselbst  nur  noch  eine  Anzahl  weniger  wichtiger  Linien  in  Privatbesitz  ist, 
erfreut  sich  die  Schweizer  Eidgenossenschaft  erst  seit  1901  des  Besitzes  eigener 
Bahnen.  Die  öäcntliche  Meinung  war  aber  dem  Ankaufe  der  Privatbahnen 
durch  den  Bund  langst  zugetan;  die  zu  Oberwindenden  Hindernisse  lagen  in 
der  historischen  Entwickelung  ties  schweizerischen  Eisenbahnwesens,  in  letzter 
Linie  in  der  Schwierigkeit,  heim  Ankaufe  der  Bahnen  einen  allen  Teilen  gerecht 
werdenden  Kaufpreis  festzusetzen. 

Die  Verfolgung  jener  historischen  Kntwickclung  bietet  mehr  Intere&se,  als. 
es  auf  den  ersten  Blick  vielleicht  den  Anschein  hat;  denn  sie  zeigt,  wie  in 
einer  großen  volkswirtschaftlichen  Frage  die  Meinung  eines  Volkes,  das  einer 
Stärkung  der  Staatsgewalt  sonst  keineswegs  hold  gesinnt  ist,  durch  die  Macht 
der  Verhaltnisse  zugunsten  eben  dieser  Staatsgewalt  sich  ändern  kann.  In  der 
Schweiz  gibt  viel  weniger  als  in  anderen  Ländern  die  Regierung  oder  das 
Parlament  in  wichtigen  Öffentlichen  Angelegenheiten  den  Ausschlag;  durch  die 
Einrichtung  des  » Referendums« ,  wonach  die  Beschltlsse  der  gesetzgebenden 
Gewalten  auf  Verlangen  von  mindestens  30000  Bürgern  oder  8  Kantonen  der 
allgemeinen  Volksabstinunung  zur  Annahme  oder  Ablehnung  zu  unterbreiten 
sind,  werden  vielmehr  alle  wichtigen  Gesetze  unmittelbar  von  der  Gesamtheit 
des  »Souveränen  Volkes«  gutgeheißen  oder  verworfen.  Die  Verstaatlichung 
der  schweizerischen  Eisenbahnen  ist  denn  auch  auf  ausdrückliches  Verlangen 
der  öffentlichen  Meinung  und  mit  Zustimmung  der  grollen  Mehrheit  des  Volkes 
ins  Werk  gesetzt  worden. 

Wir  stutzen  die  nachfolgenden  Ausführungen  zumeist  auf  das  Buch  »Der 
Schweizerische  Bund  und  die  Eisenbahnen  bis  zur  Jahrhundertwende a.  Von 
Robert  Herold,  Duktor  der  Staatswirtschafl.  Stuttgart  und  Berlin.  1902. 
J.  G.  Coltasche  Buchhandlung  Nachfolger  G.  m.  b.  H. 

In  der  Schweiz  wurden  die  Eisenbahnen  anfangs  von  einer  Anzahl  kleiner 
Gesellschaften  gebaut,  die  aber  spilter  in  größere  Unternehmungen  zusammen- 
schmolzen. Seit  1889  gab  es  Rinf  solcher  Untei  iichmungen,  nSmlich  die 
Zentralbahn,  die  Gotthardbnhn,  die  Jura  Simplonbahn  (i 889  aus  wcstschwcize- 
rischen  Linien  und  der  Jura  -  Bern  -  Luzern  -  Bahn  —  siehe  weiter  unten  — 
entstanden),  die  Nordoslbahn  und  die  Vereinigten  Schweizerbahnen  (im  Osten 
der  Schweiz). 

Die  erste  schweizerische  Bahnstrecke  (Zürich-Baden  in  der  Schweiz)  wurde 
am  ().  August  184-  eröffnet,  also  zu  einer  Zeit,  wo  in  anderen  Staaten  schon 
l  ausende  von  Kilometern  im  Betriebe  waren.  Die  natürliche  Bodenbeschaffenheit 
des  Landes,  die  politischen  Verwickelungen  der  vierziger  Jahre  (Sonderbund- 
krieg) und  die  h^t  recht  komisch  anmutende  Besorgnis,  den  Fremden  könnte, 
noch  ehe  sie  ihre  Börsen  in  angemessener  Weise  entleert  hitten,  durch  das 
Vor  hanvie?isein  von  Eisenbahnen  die  Abreise  au«  der  Schweiz  ZU  sehf  erleichtert 
werden,  halten  ein  früheres  Entstehen  von  Eisenbahnen  verhindert. 

Die  Grundtage  für  die  Entwicklung  des  schwdzerischen  l^senbahnwesens 
bildete  das  Bundesgesetz  vom  1.  Mai  1850  tiber  die  Verpflichtung  zur  Ab- 
tretung von  Privatrechten,  durch  welches  das  Enteignungsrecht  geregelt  wurde. 
Damals  dachte  man  an  den  Bau  von  Staatsbahnen;  denn  1849  liatte  die 
Bunde^versaumilung  (aus  Nationalrat  und  Stünderat  bestehend)  den  Bundesrat 
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(den  TrIIger  der  Bundesgewalt  mit  dem  Bundespräsidenten  an  der  Spitze) 
ersucht,  ihr  eine  Vorlage  über  »den  Plan  zu  einem  allgemeinen  schweizerischen 
Eisenbahnnetz,  unter  Zuadehung  unbeteiligter  Experten  zur  Vornahme  der 

technischen  Vorarbeiten«  zu  mnchen.  Man  hatte  sich  auch  in  der  Schweiz 
von  den)  Nutzen  der  Eisenbahnen  überzeugt  und  wollte  nicht  länger  im  Rück- 
stände bleiben.  Die  als  Sachverständige  hinzugezogenen  englischen  Ingenieure 
R.  Stephenson  und  H.  Swinbume  schlugen  vor,  soweit  als  nOgUch  den  Flufl- 
tälern  bis  zur  Steigung  von  i6  bis  17  v.  T.  zu  folgen,  bei  größeren 
Steigungen  aber  unter  Benutzung  t^cr  wohlfeilen  nattlrlichen  Wasserkräfte  den 
Seilbetrieb  auf  schiefer  Ebene  anzuwenden,  was  aber  gilicklicherweise  niclit 
zur  Ausführung  gekommen  ist.  Im  ganzen  schlugen  sie  ein  Bahnnetz  von 
650  km  Lünge  vor,  das  in  der  Hauptsache  aus  den  großen  Durchgangslinien 
Genfer  See -Bodensee  (mit  Fortsetzung  nach  GraubUnden)  und  Basel-Luzem 
sowie  in  einigen  Zweigbahnen  bestehen  und  je  nach  der  Ausführung  loi  7Ö0000 
bis  132  150000  Franken  kosten  sollte. 

Bei  Erörterung  der  Frage,  ob  Staats-  oder  Privatbahnen  vorzuziehen  seien, 
fond  das  Staatsbahnsystem  an  hervorragenden  fremden -Sacfa verständigen,  an 
angesehenen  schweizerischen  Fachleuten,  am  Bundesrat  und  an  der  Mefaurheit 
der  zur  Prüfung  der  Frage  bestimmten  nationalrätlichen  Kommission  warme 
und  überzeugte  Verteidiger.  Aber  die  Minderheit  dieser  Kommission  sprach 
sich  gegen  jede  willlcQrliche  Ausdehnung  der  Regierungsgewalt  aus  und  stdite 
den  Grundsatz  auf,  daß  man  die  Privattätigkeit  ungehemmt  gewähren  lassen 
solle,  so  lange  sie  den  Staatszweck  nicht  gefährde.  Diese  Ansicht  wurde  auch 
in  der  Presse  fast  einmütig  vertreten  und  gelangte  schließlich  sowohl  im 
Nationalrat  als  auch  im  Ständerate  zum  Siege.  Das  Ergebnis  der  Berat  ingen 
in  diesen  Körperschaften  war  das  Eisenbahn gesetz  vom  38.  Juli  1832,  in 
welchem  man  so  gründlich  auf  das  Staat.sbahnprinzip  verzichtet  hatte,  daß 
darin  nicht  einmal  Jas  Konzessionsrecht  dem  Bunde  vorbehalten,  sondern  den 
Kantonen  ausgeantwortet  war.  was  später  zu  erheblichen  Milyständen  führte. 
Die  Bundesversammlung  erhielt  nur  das  Genehmigungsrecht,  durfte  aber  die 
Genehmigung  nur  versagen,  wenn  durch  die  Herstellung  einer  Bahn  militllrische 
Interessen  verletzt  worJen  wjren,  was  natürlich  in  den  seltensten  Fxiten  zu 
beftlrchten  stand.  Bedingung  für  die  Genehmigung  waren  ferner  die  unent- 
geltliche Beförderung  der  Postsachen  und  die  Gestattung  der  Herstellung  von 
Telegraphenlinien  Iflngs  der  Bahnlinien.  Trotz  des  vollständigen  Aufgebens 
des  Staatsbahngedankens  wollte  man  jedoch  der  Zukunft  nicht  vorgreifien, 
sondern  schrieb  vor,  daß  in  jeder  Konzesston  die  Bedingungen  des  Rückkäufe 
der  Bahnen  durch  den  Staat  vorzusehen  seien. 

Die  Privattätigkeit  verlegte  sich  bald  mit  Eifer  auf  den  Bahnbau;  in  rascher 
Aufeinanderfol^  wurden  zahlreiche  Konzessionen  erteilt,  in  denen  freilich  manche 
wichtige  Staatsrechte  preisgegeben  und  keinerlei  Bestimmungen  Ober  die  Ein- 
heitlichkeit des  Betriebs  getroffen  wurden.  Die  Kantone  wetteiferten  förmlich 
miteinander,  möglichst  rasch  und  möglichst  viele  Eisenbahnen  zu  erhalten,  und 
zeigten  den  Gesellschaften  gegenüber  das  größte  Entgegenkommen.  Namentlich 
mit  der  Erteilung  von  Vorzugs-  und  Anschluflrechten  war  man  mehr  als  freigebig. 
Als  Kuriosum  sei  erwähnt,  daß  einmal  die  Regierung  von  Zürich  an  einon 
Tage  zwei  verschiedenen  Gesellschaften  für  tücselbcn,  sptiter  zu  erbauenden 
Zweigbahnen  tlas  Vorzugsrecht  erteilte  und  daß  diese  Konzessionen  auch  die 
Genehmigung  erhielten.  Als  ein  weiterer  Übeistand  machte  sich  auch  die 
kantonale  Zersplitterung  des  Eisenbahnwesens  ftshibar,  die  ftlr  große,  durch- 
gehende Linien  hemmend  wirkte.  Überhaupt  hatte  die  große  Willfährigkeit 
gegen  die  Wünsche  der  Eisenbahngesellschaften  schuld  an  den  später  vor- 
gekommenen Reibungen  zwischen  ihnen  und  der  Regierung,  die  sogar  so  weit 
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führten,  daß  die  Gesellschaften  1870  dem  Bunde  das  Recht  bestritten,  ohne 
ihr  Einversttfndnis  Änderungen  am  Ekenbahngesetze  vorzunehmen. 

Wichtig  war  die  in  den  Konzessionen  vorgesehene  R Uckkaufsklause!.  Sie 
lautete  überall  gleich  und  hestinimte,  daß  die  Erwerbung  der  Bahnen  durch 
den  Bund  nach  fünf  Jahre  vorher  erfolgter  Ankündigung  mil  Ablaut  des 
30.,  45.,  60.,  73.,  90.  und  99.  Jahres,  vom  i.  Mai  1858  an  gerechnet,  suUfssig 
sein  sollte.  Als  RUckkaufspreis  war,  je  nach  dem  Zeitpunkte  des  Rückkäufe, 
der  25-,  22'/o-  oder  intaelie  Betrag  des  Reingewinns  festgesetzt;  in  keinem 
Falle  aber  sollte  die  Kntschüdigung  weniger  als  das  ursprüngliche  Anlage- 
kapital betragen.  Von  der  Rückkaufssumme  sollten  Abzüge  erlaubt  sein,  wenn 
sidi  die  Bahnen  bei  der  Übernahme  »nicht  in  vollkommen  befriedigendem 
Zustande  «  befänden. 

Dank  den  günstigen  Konzessionen  und  der  n);>tcriel!cn  Zeit^trömung  der 
fünfziger  Jahre  wuchs  das  schweizerische  Eisenbahnnetz  schnell  an.  Im 
Jahre  1853  bestanden  bereits  208  km  Eisenbahnen,  1836  wurden  129  km 
eröffnet,  1857  179  km,  1858  184  km  und  1859  238  km,  so  daß  Ende  1859 
bereits  938  km  vorhanden  waren. 

Der  Mangel  eines  einheitlichen  Planes  beim  Baue  der  schweizerischen 
Eisenbahnen  und  deren  Zersplitterung  in  eine  grobe  Zahl  Gesellschaften  liel>en 
schon  1837  den  Gedanken  einer  alle  Linien  umfassenden  »allgemeinen  schweize- 
rischen Eisenbahn^sellschaft«  entstehen;  auch  wurde  in  einem  Berichte  des 
Post-  und  Baudepartements  an  den  Bundesrat  der  Rückkauf  der  Eisenbahnen 
als  wünschenswert  bezeichnet.  Diese  Anregungen  hatten  jedoch  kein  prak- 
tisches Ergebnis. 

Inzwischen  bildeten  sich  recht  unerfreuliche  Zustande  heraus.  Die  kleinen 
Gesdlschaflen   suchten   sich    gegenseitig  das  Leben   möglichst  schwer  zu 

machen,  worunter  aber  das  Publikum  und  der  Verkehr  am  meisten  litten. 
Die  Bahnpesellschaften  wuchsen  den  K;iiitonsregierungen  Uber  den  Kopf,  da 
.es  keine  Macht  gab,  deren  kleinlichem  und  selbstsüchtigem  Treiben  ein  Ende 
zu  machen.  Bei  alledem  war  die  wirtschaftliche  Lage  der  Bahnen  sehr 
ungünstig.  Im  Jahre  1861  bezogen  von  166  933  500  Franken  Aktienkapital 
nicht  weniger  als  100  630  000  Franken  keine  Dividende.  tehlte  nicht  an 

StininiL-ii,  <iie  in  der  Verstaatlichung  der  Rntineii  oder  wenig<.tcns  in  der  Zu- 
sammenlegung der  Gesellschaften  die  Rettung  aus  dieser  Not  erblickten,  doch 
blieb  alles  beim  alten. 

Wie  wenig  Entgegenkommen  die  Bahnen  den  Anforderungen  des  Verkehrs 
zeigten  und  wie  ohnmächtig  die  Rllnde^^e^\'^1t  war.  geht  aus  den  Verhand- 
lungen hervor,  die  damals  wegen  Kintührung  von  NachtsclinellzUgen  tür  den 
durchgehenden  Poslverkehr  gepHogen  wurden.  Ogleich  sich  die  Postserwaltung 
bereit  erklärt  hatte,  gewisse  Entschädigungen  zu  zahlen,  scheiterte  das  Ver- 
langen  an  dem  Widerstande  der  Bahnen,  die  übertriebene  Forderungen  steUten. 
Die  Bundesversammitmg  aber  erklfirte  sich  für  nicht  berechtigt  und  aulJer 
Stande,  die  im  allgemeinen  Interesse  liegende  Forderung  von  Nachtzügen 
durchzusetzen.  Die  Verhandlungen  dehnten  sich  von  der  Mitte  der  sechziger 
.bis  in  die  achtziger  Jahre  hinein  aus.  Im  Jahre  1867  wurde  nachgewiesen, 
daß  der  Brief-  und  Fahrpostdienst  schlechter  geworden  war  als  vor  dem  Be- 
stehen der  Eisenbahnen.  Gegen  ungerecht  fertigte  Verspätungen,  mangelhafte 
Betriebssicherheit  und  andere  grobe  Mik^btände  war  man  machtlos. 

Dies  führte  dazu,  daß  die  Öffentliche  Meinung  immer  mehr  gegen  die 
Bahnen  eingenommen  wurde  und  dringend  eine  StUrkung  der  Bundesgewalt 
in  Eisenbahnnngelegenheiten  verlangte.  Der  erste  Schritt  auf  diesem  Wege 
erfolgte  durch  den  Stantsvertrag  zwischen  der  Schweiz  und  Italien  vom 
15.  Oktober  1869  wegen  Erbauung  der  Gotthardbahn,  welchem  Deutschland 
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am  28.  Oktober  1871  beitrat.  Eine  Anzahl  Rechte,  die  nach  dem  damaligen 
Eisenbahnrechte  den  Kantonen  zustanden,  wurde  bei  der  Gotthardbahn  in  die 

Hände  des  Bundes  gelegt.  Auf  diesem  Wege  wurde  fortgeschritten,  und 
nach  mehrjährigen  Vorbereitungen  und  Beratungen  kam  endlich,  trotz  des 
Widerspruchs  der  Eisenbahngeselischaften,  das  heut  noch  geltende  Bundes- 
gcsets  über  den  Bau  und  Betrieb  der  Eisenbahnen  auf  dem  Gebiete  der 
schweizerischen  Eidgenossenschaft  vom  23.  Dezember  1872  zustande. 

Die  wichtigste  Bestimmung  dieses  Gesetzes  ist  die,  daß  die  Konzessions- 
erteilung  dem  Bunde  obliegt.  Dieser  erklärte,  daß  er  die  Gründung  neuer 
Unternehmungen  ebenso  begünstigen  wolle  wie  die  Kantone;  aber  durch  die 
Fassung  der  neuen  Konzessionen  verschaAe  er  sich  das  Recht  der  Erteilung 
von  Bau-  und  Betriebsvorschriften.  Die  von  den  Kantonen  früher  verliehenen 
Vorzugs-  und  Anschlußrechte  verloren  ihre  Bedeutung,  da  der  Bund  bei  der 
Erteilung  von  Konzessionen  an  jene  alten  Festsetzungen  nicht  gebunden  war. 
In  den  neuen  Konzessionen  wurde  Uberall  der  i.  Mai  1903  als  frühester 
RQckkaulztenDin  festgesetzt;  von  da  an  sollte  der  RQckIcauf  iederieit  zulässig 
sein.  Die  Kündigungsfrist  wurde  auf  3  Jahre  bemessen.  Der  Ruckkaufspreis 
sollte,  wie  nach  den  alten  Konzessionen,  entweder  nach  dem  Reinertrag  oder, 
wenn  dies  für  die  Bahn  günstiger  wfire,  nach  den  erstmaligen  Anlagekosten 
berechnet  werden.  Im  al^emeinen  waren  die  Rückkaufevorschriften  nicht  viel 
klarer  abgefaßt  als  die  früheren,  die  übrigens  bei  den  bestehenden  Bahnen  in 
Kraft  blieben,  snfcrn  nicht  weisen  Zusammenlegung  mehrerer  I  ntcinchmungen 
usw.  eine  Neukonzessionicrung  erforderlich  war.  Die  allgemein  gehaltenen  Be- 
zeichnungen »Reingewinn«  und  »erstmalige  Anlagckosten«  haben  spütcr  zu 
erheblichen  Meinungsverschiedenheiten  und  Schwierigkeiten  Veranlassung  ge- 
geben. 

Ende  1871  hatte  das  schweizerische  Eisenbahnnetz  einen  Umfang  von 
1390  km  erreicht.  Die  grolle  Durchgangslinie  vom  Bodensee  Uber  Zürich, 
Bern,  Freiburg,  Lausanne  nach  Frankreich  bestand  bereits;  in  Basel,  Waldshut, 
Schaffhauaen  und  Konstanz  war  Anschluß  nach  Deutschtand  vorhanden,  und 
Luzern  und  Siders  (Kanton  Wallis)  waren  die  Endpunkte  von  Bahnen,  die 
der  Fortsetzung  Uber  die  Alpen  nach  Italien  harrten.  Trotz  wiederholter 
Zusammenlegungen  kleinerer  Unternehmungen  verteilte  sich  der  Eisenbahn- 
besitz auf  9  Gesellschaften,  nttniich  auf  4  größere  in  der  Mittel-  und  Ost- 
schwetz  und  auf  5  kleinere  im  Westen. 

Der  industrielle  Aufechwung,  der  in  den  ersten  Jahren  nach  dem  deutsch- 
französischen Kriege  auch  in  der  Schweiz  eintrat,  verbunden  mit  Kapitnl- 
überfluii,  ferner  die  glänzenden  Aussichten,  die  der  Bau  der  Gotthardbahn 
dem  Verkehr  erOifnele,  erzeugten  in  der  Schweiz  eine  wahre  Eisenbahnbauwut, 
die  noch  durch  Subventionierung  von  selten  der  Kantone  gesteigert  wurde. 
iHy-;  wurden  allein  914  km  konzessioniert.  Der  Rückschlag  konnte  nicht  aus- 
bleiben. Auf  die  Zeit  der  hohen  Dividenden  folgten  bald  die  mageren  Jahre, 
die  den  schweizerischen  Bahnunternehmungen  verhängnisvoll  wurden.  Die 
Eisenbahnaktien,  die  früher  ein  sicheres  Anlagepapier  gewesen  waren,  wurden 
zu  Schleuderpreisen  auf  den  Markt  geworfen  und  wanderten  zum  großen  Teil 
ins  .\usland.  Anfang  der  achtziger  Jahre  erholten  sich  zwar  die  Bahnen 
wieder;  aber  große  Kapitalien  wjien  unwiderruflich  verloren  gegangen. 

Am  I.  Mai  1883  trat  der  erste  Termin  ein,  an  dem  sich  der  Bund  wegen 
des  Rückkauis  einer  großen  Anzahl  Bahnen  schlüssig  machen  und  u.  U.  die 
Kündigung  (zum  i.  Mai  1888)  aussprechen  mutete.  Der  Termin  wurde  zwar 
unbenutzt  gelassen,  aber  die  bei  dieser  Gelegenheit  gepflogenen  Erörterungen 
hatten  zur  Folge,  daL>  man  den  Rückkauf  der  Bahnen  für  einen  spateren  Zeit- 
punkt fest  ins  Auge  fassen  konnte.    Die  Privatbahnen  hatten  es  eben  ver- 
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standen,  die  OffentUche  Meinung  im  Laufe  der  Jahre  gründlich  gegen  sich 

einzunehmen.  Von  nun  an  begannen  d'w  gt-sctzgeberischcn  MalJnahtiien  gegen 
die  Bahnen,  die  daraut  hinausliefen,  eine  feste  Grundlage  für  die  Berechnung 
der  konze&biünsmäliigen  Rückkaufssumraen  zu  gewuuien,  namenlUch  die  unbe- 
rechtigte Belastung  der  Baukonten  und  die  kttnstliche  Erhöhung  des  Rein- 
gewinns zu  verhindern,  von  denen,  wie  wir  wissen,  dtt  HOhe  der  ROckkaufs- 
summe  abhing.  Den  Baukonten  waren  hohe  Beträge  zugeschrieben  worden, 
»für  welche  keine  Gegenwerte  vorhanden  waren«,  z.  B.  GrUndungs-,  Organi- 
sations-  und  Verwaltungskostcn,  Kursverluste,  Kosten  für  Umbauten  und 
Änderungen  u.  dergl.  Im  ganzen  standen  1883  nach  Ansicht  des  Bundesrats 
bei  den  Bahnen  zusammen  70  Millionen  Franken  eigentlich  zu  amortisierende 
Verluste  auf  Baukonto.  Hierin  sollte  das  Rechnungsgesetz  vom  21.  Dezember 
1883  Wandel  schaffen,  das  u.  a.  Vorschriften  Uber  die  zulö&^ige  Belastung  der 
Baukonten  enthielt. 

In  den  Jahren  1887  und  1888  wurde  vom  Staate  der  Versuch  gemacht, 
eine  Bahn  —  die  Nordostbahn  —  freihändig  anzukaufen,  wobei  der  Butidesrat 
die  unangenehme  Erfahrung  machen  mutete,  dal*  an  Stelle  einer  vielköpligen 
Aktiengesellschaft  nur  wenige,  fest  zusammenhaltende  Großaktionäre  getreten 
waren.  Die  Verhandlungen  scheiterten  an  den  hohen  Forderungen  der  Ge> 
Seilschaft. 

Einen  weiteren  Schritt  auf  dem  Wege  der  Eisenbahnverstaatiichung  unter- 
nahm die  Bundcsrci^ierung  bei  der  Fusion  der  westsch\vei/erisc!ien  Eisenbahnen 
(1889).  Hier  war  der  Kanton  Bern  an  der  mitlusionierten  Jura  -  Bern  -  Luzern- 
Bahn  beteiligt,  und  die  aus  der  Fusion  entstandene  Jura-Simplonbahn  stellte 
sich  als  nichts  anderes  dar  als  »eine  eisenbahnpoHtische  Bundesgenossenschaft 
der  Stände  Bern.  Freiburg,  Waadt  und  W^allis  zur  Errcichun<^  dc^  Simplon- 
durchstichs«.  Die  Kantone  besalien  zusammen  77  777  Stück  Aktien  und  mehr 
als  ein  Drittel  der  Stunuien  im  Verwaltungsrate  der  neuen  Gesellschaft.  Dieses 
grftftte  aller  schweizemchen  Eisenbahnnetze,  das  bei  einer  BahnUbige  von 
900  km  aus  nicht  weniger  als  27  einzelnen  Konzessionsobjekten  zusaauDen- 
gefUgt  worden  war,  wollte  der  Bund  den  Kantonalgcwalten  nicht  überlassen; 
er  kaufte  dem  Kanton  Bern  30  000  Prioritätsaktien  der  fusionierten  Gesellscbalt 
ab  und  beabsichtigte,  durch  weitere  Aktienankaufe  die  Alleinherrschaft  in  der 
Gesellschaft  zu  erwerben.  Die  Anktufe  wurden  jedoch  1891  eingestellt,  da 
man  nun  die  Verstaatlichung  auf  andere  Weise  versuchen  wollte. 

Die  Veranlassung  hierzu  gab  das  Angebot  eines  Bankkonsortiums  auf  50000, 
d.  b.  die  Hälfte  der  Aktien  der  Zenlralbahn.  Nach  eingehenden  Erwägungen 
beschloß  der  Bundesrat,  an  Stelle  der  teüweisen  Aktienerwerbung  den  frei- 
händigen Ankauf  des  ganzen  Zentralbahnunternehmens  zu  versuchen.  Standerat 
und  Nationalrai  traten  diesein  Entschlüsse  bei,  obgleich  oder  vielleicht  auch 
gerade  weil  zu  jener  Zeit,  am  14.  Juni  1891,  der  furclitbare  Brückeneinsturz 
von  .Mönchenstein  auf  der  zur  Jura-Simplonbahn  gehörigen  Linie  Basel- 
Delsberg-Biel  dargetan  hatte,  dafi  bei  den  schweizerischen  Binnen  der  Unter- 
bau nicht  überall  im  besten  Zustande  war.  Noch  war  aber  die  Zeit  der 
Eisenbahnverstaatlichung  in  der  Schweiz  nicht  gekommen.  Bei  der  Volks- 
abstimmung wurde  der  Ankauf  der  Zentralbahn  mit  großer  Mehrheit  verworfen, 
nicht  etwa  deshalb,  weil  das  Schvveizervolk  der  Verstaatlichung  an  sich  ab- 
geneigt gewesen  wVre,  sondern  im  Gegenteile  deshalb,  weil  dit  nicht  im 
Gebiete  der  Zentralbahn  belegenen  Kantone  den  an  dei  Verstaatlichung  be- 
teiligten Gegenden  diesen  Vorzug  nicht  gönnten  und  J.ilicr  gegen  das  Gesetz 
stimmten.  Daraus  ergab  sich  die  Lehre,  daß  bei  der  Eifersucht  der  Kantone 
ein  schrittweises  Vorgehen  nicht  zum  Ziele  führen  wUrde,  daß  vielmehr  die 
Bahnen  auf  einmal  angekauft  werden  rottfiten.   Hierzu  wurde  das  Jahr  1903, 
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als  der  nfidiste  konzessionsmilUge  ROckkaufetermin  für  eine  grofie  Anzahl 

Bahnen,  in  Aussicht  genommen.  Von  den  Hauptbahnen  ist  nur  die  Gotthard- 
bahn zu  einem  späteren  Zeitpunkte,  nämlich  zum  i.Mai  1909,  für  den  Rtlck- 
kauf  fällig. 

Beim  weiteren  Vorgehen  auf  dem  Wege  zur  Eisenbahnverstaatlichung 

handelte  es  sich  ftlr  den  Bttnd  nur  nuch  um  die  Erlangung  möglichst  günstiger 
RückkaufsbediiimiiiG;en ;  da<>  schweizerische  Volk  wachte  mißtrauisch  darüber, 
daß  der  Kaufpreis,  namentlich  mit  RUcksiclit  auf  die  ausländischen  Aktionäre, 
nicht  zu  hoch  bemessen  wUrde. 

Es  kann  nicht  in  unserer  Absicht  li^en,  auf  die  endlosen  Streitigkeiten  ein> 
zugehen,  die  sich  zwischen  den  Bahngesellschaften  und  dem  Bunde  über  die 
finanziellen  Grundlagen  des  konxcssionsmiißigen  Rückkaufs  ergaben;  bei  der 
unklaren  Fassung  der  Konzessionen  war  eine  Verständigung  fast  unmöglich. 
Weitere  Schwierigkeiten  entstanden  aus  dem  Ilmstande,  daß  die  Bahnnetzc  der 
eiozebien  Gesdlscbaften  sich  aus  vielen,  ursprünglich  zu  verschiedenen  Zeiten 
und  nach  verschiedenen  Grundsätzen  konzessionierten  Strecken  zusammensetzten; 
doch  brachte  dies  den  Bund  andererseits  in  die  glückliche  I.age,  die  liisen- 
bahngesellschaften  durch  die  Drohung  geftigiger  zu  machen,  daß  er  nur  die 
verkdbrsreicheren,  gut  rentierenden  Linien  ankaufen,  die  minderwertigen  Linien 
aber  Jen  Gesellschaften  belassen  werde. 

Zur  Sicheisfcllung  der  Berechnung  des  Reingewinns  während  des  in  den 
Konzessionen  vorgesehenen  zehnjährigen  Zeitraums  ordnete  der  Bundesrat 
durch  Beschluß  vom  21.  Juli  1888  die  Aufstellung  von  jährlichen,  nach  den 
einzelnen  Konzessionsstrecken  getrennt  zu  balt^iden  Ertr«gsb«recboungen  an, 
so  daß  er  beim  Rückkäufe  die  Auswahl  treffen  kOnnte.  Diese  Vorscbrifl  war 
für  die  Bahnen  sehr  lästig  und  führte  zu  mehreren  Konzessionszusammen - 
legungen,  wobei  das  gesamte  Bahnnetz  einer  Gesellschatl  auf  deren  Antrag 
vom  Bunde  unter  Fesbetzung  einheitlicher  Bestimmungen  neu  konzessioniert 
und  nun  als  ein  untrennbarer  Rtkckkauftgegenstand  behandelt  wurde.  Solche 
Zusammenlegungen  kamen  bei  der  Jura-Simplonbahn,  der  Zentralbahn  und 
den  Vereinigten  Schweizerbahnen  zur  Ausführung.  Die  Gotthardbahn  blieb 
als  einheitliches  Unternehmen  außer  Betracht,  und  bei  der  Nordostbahn  waren 
die  angeknüpften  Verhandtungen  erfolglos.  Der  Vorteil  für  den  Bund  bestand 
bei  den  Konzessionszusammenlegimgen  darin,  dafi  er  nicht  genötigt  war,  die 
guten  Strecken  nach  dem  Ertragswerte,  die  schlechten  aber  nach  dem  Kapital - 
werte  zu  kaufen;  die  Bahnen  erlangten  dafür  die  Gewifibeit,  daß  der  Bund 
alle  oder  keine  LJnien  ihres  Besitzes  kaufen  werde. 

Da  das  Eisenbahndepartement,  das  sich  die  Ermittelung  der  beim  Rück« 
kmife  zu  zahlenden  EntschMdigungssumown  angel^n  sein  ließ,  kein  Mittel 
besal\  die  Bahnverwallungen  zur  Berechnung  des  Reinertrags  und  iles  Anlage- 
kapitals im  Sinne  der  Kon/essionen  anzuhalten,  aucli  der  Bundesratsbeschluß 
von  1888  so  wenig  beachtet  wurde,  daß  der  Bundesrat  sieben  Jahre  nachher 
von  der  Nordoalbahn  noch  keine  nach  Linien  ausgeschiedenen  Rechnungen 
erhalten  hatte,  so  wurde  ein  neues  Bundesgesetz  über  das  Rechnungswesen 
der  Eisenbahnen  geschaffen.  Dieses  Gesetz  (vom  27.  März  1896)  gab  vor 
seiner  Verabschiedung  zu  den  hettigsten  Parteikämpfen  Veranlassung;  auch 
wurde  es  der  Volksabstimmung  unterworfen.  Das  Gesetz  ordnet  die  Auf- 
stellung von  Ausweisen  Ober  Reinertrag  und  Anla^kapital  |edes  einzelnen 
Konzessionsobjekts  an  und  bestimmt,  daß  bei  Nichtbeachtung  dieser  Vorschrift 
die  Linien  der  säumigen  Gesellschaft  als  einheitlicher  Rückkaufsgegenstand  zu 
behandeln  seien.  Gegen  Beanstandungen  dieser  Ausweise  von  weiten  des 
Bundesrats  steht  den  Gesellschaften  der  Rekurs  an  das  Bundesgericht  ofien. 
Dieses  soll  auch  bei  der  Ermittelung  des  Rflckkaufswerts  nach  den  vorhandenen 
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Rechnungen  und  Ausweisen  Uber  die  Höhe  des  Reinertrags  und  des  Anlage- 
kapitals ent*;cheideri.  Das  Gesetz  enthält  ferner  verschärfende  Vorscliriften  über 
die  den  Baukonten  zuzuweisenden  Posten  und  schreibt  fUr  die  Ikihnen  einen 
Erneuerungsfonds  vor,  durch  dessen  Speisung  vor  allem  eine  Vermniderung 
des  Reingewinns  erzielt  werden  sollte. 

Das  Gesetz  bezeichnete  einen  großen  Sieg  des  Bundesrats  in  dem  Bestreben, 
seine  durch  die  Konzessionen  geschaffene  ungUnstige  Stellung  beim  Rückkäufe 
zu  verbessern.  Allerdings  wurde  er  jetzt  Richter  in  eigener  Sache,  und  es 
wurde  ihm  der  Vorwurf  nicht  erspart,  daß  er  in  seiner  Eigenschaft  als  zu- 
kOnftiger  ROckkäufer  von  seiner  Staatsgewalt  allzu  strengen  Gebrauch  gemacht 
habe;  aber  das  ßundesgericht,  dem  das  letzte  Wort  ziistand,  wurde  doch  als 
genügend  unparteiische  Instanz  erachtet. 

Der  entscheidendste  Schritt  war  die  Botschaft  des  Bundesrats  vom  25.  Mfirz 
1897,  worin  die  Notwendigkeit  der  Verstaatlichung  der  Eisenbahnen,  dieser 
«Lieblingsidee  vieler  Schweizerbürgera,  eingehend  begründet  wurde.  Namentlich 
sollten  ein  einheitlicher  Betrieb,  P>leichterungen  im  Tarifwesen,  Unabhängig- 
keit \on  aLiskiiidischen  Aktionaren  und  die  allniahliche  lilf^ung  der  in  den 
Bahnen  angelegten  Kapitalien  erreicht  werden.  Es  wurde  darauf  hingewiesen, 
dafl  sich  in  50  Jahren  die  Staatsbahnen  der  Nachbarllnder  infolge  der  daselbst 
bestehenden  Amortisationsregeln  sozusagen  unentgeltlich  im  Besitze  der  Staaten 
befinden  würden,  was  diesen  Ländern  eine  große  wirtschaftliche  (  berlegenheit 
Uber  die  Schweiz  verschaffen  müüte.  So  solle  z.  B.  in  PreuL^n  nach  dem 
Gesetze  von  1882  ein  Teil  der  Überschüsse  der  Staatsbahnverwaltung  auf  die 
Tilgung  der  Eisenbahnschuld  verwendet  werden,  wodurch  bis  1950  das 
Anlagekapital  fast  i;an/  amortisiert  sein  würde. 

Die  Botschaft  gab  dem  konzes<.ionsm{i!>iRen  vor  dem  freihändigen  Rück- 
käufe den  Vorzug.  Der  Begriff  »Anlagekosten«  wurde  dahin  ausgelegt,  dal» 
daninter  der  von  den  gegenwürtigen  Konzessionsinhabem  für  die  Bahnen 
wirklich  ausgdegte  Betrag,  nicht  die  von  den  ersten  Erbauern  gezahlten  Betrttge 
zu  verstehen  seien.  Das  Kaufgeschäft  war  in  der  Weise  gedacht,  daß  der 
Bund  in  das  Schuldverhältnis  der  Gesellschaften  gegenüber  den  Obligationären 
nicht  eintreten,  sondern  den  Gesellschaften  einfach  die  Kaufsumme  zur  Ver- 
fügung stellen  sollte.  Hierzu  wSre  eine  Anleihe  von  mehr  als  i  Milliarde 
Franken  erforderlich  gewesen,  und  es  ist  zweifelhaA,  ob  diese  große  Finanz- 
operation für  die  kleine  Schweiz  mit  ihren  3  000  ooo  Einwohnern  ohne  Er- 
schütterung des  Geldmarktes  austülirbar  gewesen  wäre. 

Der  eingebrachte  Gesetzentwurf  w  urde  vom  Standerat  und  vom  Nationalral 
angenommen;  am  15.  Oktober  1897  kam  das  »Bundesgesetz,  betreffend  die 
Erwerbung  und  den  Betrieb  von  Eisenbahnen  für  Rechnung  des  Bundes  und 
die  Organisation  der  schweizerischen  Bundesbahn«  zustande,  das  Uber  das 
Schicksal  der  Eisenbahnen  in  der  Schweiz  endgültig  entschied  und  auch  durch 
Volksabstimmung  am  20.  Februar  1898  mit  der  großen  Mehrheit  von  386634 
gegen  182718  Stimmen  gutgeheißen  wurde.  »Eine  solche  Beteiligung«,  sagt 
üerold,  xhalte  eine  frühere  Volksabstimmung  noch  nie  gesehen,  und  es 
hertschte  eine  Begeisterung,  die  alle  früheren  derartigen  Äulkrungen  des  Volkes 
weit  hinter  sich  ließ.« 

Den  Bahnen  wurde  der  konzessionsmäßige  Rückkauf  rechtzeitig  angekündigt, 
was  dank  der  Konzessionszusammenlegungen  —  aufier  bei  der  Nordostbahn 
sehr  einfach  war.  In  Bezug  auf  die  Nordostbahn  wurde  beschlossen,  grund- 
sätzlich nur  diejenigen  Linien  zu  erwerben.  \\'elche  entweder  einen  über  die 
Verzinsung  des  Anlagekapitals  hinausgehenden  Heinertrag  aufwiesen  oder  doch 
für  die  Schafiung  eines  geschlossenen  Bahnnetzes  erforderlich  waren.  Oer 
Nordostbahn  sollte  nach  Ausscheidung  dieser  Linien  nur  noch  eine  Auslese 
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zerstreut  liegender,  ganz  unrentabler  Strecken,  deren  Betrieb  außerordentlich 

kostspielig  gewesen  wäre,  das  sogenannte  Rümpfnetz,  verbleiben. 

Auf  Grund  des  Rechnungsgesetzes  wurden  Ende  1897  und  Antang  1898 
den  Eisenbahngesellschaften  die  vom  Bundesrat  aufgestellten  Grundsätze  für 
die  Berechnung  des  konzessionsmüliigen  Reinertrags  und  Anlagekapitals  mit- 
geteilt. Die  Bahnen  ergriffen,  wie  su  erwarten  war,  gegen  diese,  ihren 
Forderungen  nicht  entsprechenden  Beschliivsc  Rekurs,  und  189g  erfolgten  die 
bundesgerichtlichen  Urteile,  zunächst  in  Sachen  der  Zentralbnhn  und  dann  in 
Sachen  der  Nordostbahn,  womit  auch  die  Hechtsstreite  für  die  anderen  Bahnen 
im  wesentlichen  entschieden  waren.  Zwar  hatte  der  Bundesrat  nach  diesen 
Urteilen  in  den  hauptsächlichsten  Punkten  gesiegt;  aber  doch  waren  wichtige 
Kraben,  die  der  Einlngen  in  den  Erneuenini;<fonds  und  der  Abzüge  bei  nicht 
vollkoinmcn  befricdif^endem  Zustande  der  Bahnen,  noch  offen  geblieben,  weil  es 
sich  bei  deren  Entscheidung  um  weitläufige  Ermittelungen  tatsächlicher  Natur 
handelte.   So  standen  also  noch  weitere,  endlose  Prosesse  in  Aussicht. 

Zur  Herabsetzung  der  geplanten  Eisenbahnanleihe  wurde  1899  der  Versuch 
gemacht,  die  Eisenbahnobligationen,  deren  Betrag  sich  Ende  1898  auf 
683908075  Franken  stellte,  in  den  Besitz  des  Bundes  zu  bringen  und  dafür 
3  Vs  prozentige  Bundesbahnubligationen  zum  Nennwert  auszugeben.  Das  An- 
gebot war  jedoch  IBr  die  Obligationenbesitzer  nicht  verlockend  genug,  denn 
nicht  ein  Zehntel  der  Papiere  konnte  auf  diesem  Wege  erworben  werden« 

Im  Jahre  1900  trat  die  letzte  grolie  Schwenkung  in  der  schweizerischen 
Eisenbahnpolitik  ein,  die  endlich  zu  dem  gewünschten  Ziele  führen  sollte. 
Schon  iin  Jahre  vorher  hatten  zwischen  deai  Bundesrat  und  der  Verwaltung 
der  Zentralbahn  vertrauliche  Besprechungen  stattgefunden,  die  den  freihändigen 
Ankauf  dieser  gut  verwalteten  und  ein  günstiges  Ertragsergebnis  aufweisenden 
Bahn  bezweckten.  Jedenfalls  drängten  die  Schwierigkeiten  und  Unsicherheiten, 
die  sich  bei  dem  konzessionsmäi^igen  RUckkaufsverfahren  für  beide  Teile 
ei^eben  hatten,  zu  diesem  Auswege.  Das  Volk  brauchte  nicht  mehr  befiragt 
zu  werden,  da  in  dem  ROckkaufegesetze  von  1897  auch  die  Zulflssigkeit  des 
freihändigen  Ankaufs  vorgesehen  war.  Ein  Mil.'crfolg  wie  1891  war  also 
nicht  mehr  zu  befürchten.  Der  Kaufvertrag  kam  am  ro.  Dezember  1900 
wirklich  zustande,  und  zwar  zu  einem  Preise,  der  .schon  1891  als  angemessen 
bexeichnet,  in  den  konzesaionsniafligen  Rttckkauftangeboten  der  Regierung  aber 
nfeht  erreicht  worden  war.  Der  Bund  zahlte,  was  sehr  wichtig  war,  die 
Aktien  nicht  in  bar.  sondern  in  Rententiteln  aus  und  übernahm  die  Obligationen- 
schuld der  Gesellschaft.  Schon  vom  i.  Januar  loor  ab  wurde  die  Bahn  für 
Rechnung  des  Bundes  betrieben,  und  am  14.  März  1901  ging  auch  die  V'^er- 
waltung  auf  diesen  Ober. 

Nach  diesem  erfolgreichen  Vorgehen  wurde  auch  mit  den  anderen  Bahn- 
gesellschaffen wegen  des  freihändigen  Rückkruifs  verhandelt.  Der  nächste 
Kaufvertrag  kam  mit  der  Nordostbahn  zustande,  die  am  i.  Januar  1902  in 
das  Eigentum  der  Eidgenossenschaft  Uberging;  dann  folgten  die  Veranigten 
Schweizerbahnen,  deren  Linien  seit  dem  1.  Juli  1903  dem  Bunde  gehören. 
Die  verhältnismiltJig  schnelle  Erledigung  dieser  Kaufgeschäfte  war  zum  Teil 
den  ungünstigen  Betriebsergebnissen  der  Bahnen  im  Jahre  1901  zu  verdanken, 
welche  die  Mehrzahl  der  Aktionäre  dem  Angebote  des  Bundes  geneigt  mactiten. 
Der  Kaufpreis  war,  wie  bei  der  Zentralbahn,  erheblich  höher  als  man  fllr  den 
Fall  des  konzessionsmäßigen  ROckkaufe  berechnet  hatte;  aber  dafbr  gingen  die 
Bahnen  , fast  unmerklich,  ohne  weitere  Prozesse  und  ohne  Beunruhigung  des 
Geldmarktes,  in  Jen  Besitz  des  Bundes  Uber. 

Die  V  erhandlungen  mit  der  Jura-Simplonbahn  sind  noch  niciit  abgeschlossen, 
ob^ich  die  an  der  Subventionierung  des  Simplondurchstichs  beteiligten  Kantone 
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mit  dem  Besitzwechsel  einverstanden  sind.  Schwierigjceiten  machte  bisher 
n:inientIioh  die  italienische  Regierung  mit  der  Übertragung  der  itnlienisciicn 
Konzosion  ftlr  die  Strecke  Tunnelmitte-Iselle  auf  den  scliwei/erischen  Staat, 
weil  die  gezahlten  Beiträge  zum  Simplontunnel  nach  dem  Rückkäufe  nicht 
mehr  einer  Privatgesellschaft,  sondern  der  Eidgenossenschaft  zugute  kommen. 
Auch  hielt  der  italienische  Kriegsminister  die  Ausdehnung  des  schweizerischen 
Staat'^hahnbetriebs  bis  Domodossoia,  dem  geplanten  gemeinschaftlichen  Haupt- 
bahnhüfe,  nicht  für  unbedenklich.  Es  war  deshalb  vorgeschlagen  worden,  den 
Betrieb  von  Iselle  bis  Domodossola  durch  Italien  führen  zu  lassen,  worauf 
aber  der  schweizerische  Bundesrat  nicht  eingehen  wollte.  Den  neuesten  Nach- 
richten zufolge  hat  aber  die  italienische  Regierung  endlich  in  die  Übertragung 
der  fraglichen  Konzession  auf  den  Bund  eingewilligt;  doch  ist  das  recht"^- 
kräftige  Zustandekommen  des  freihändigen  Rückkaufs  der  Jura-Siroplonbahn 
vor  dem  i.  Mai  d.  J.  nicht  mehr  zu  erwarten. 

Die  Gotthardbahn  endlich  ist,  wie  oben  bereits  bemerkt  wurde,  erst  ara 
I.Mai  1909  für  den  konzessionsmäßigen  Rückkauf  reif;  dieser  muß  der  Bahn 
bis  zum  I.  Mai  1904  angekündigt  werden.  Es  ist  nicht  nusgeschlossen ,  dal.> 
auch  dieses  Unternehmen  schon  vorher  freihändig  vom  Bunde  angekauft  wird, 
womit  dann  die  Verstaatlichung  der  schweizerischen  Bahnen  abgeschlossen 
wflre.  Alsdann  werden  in  der  Schweiz  nur  noch  einige  kleinere  Bahnen, 
namentlich  Bergbahnen,  in  Privatbesitz  verbleiben. 

Seil  dem  i.  Juli  1901  besteht  eine  nGeneraldirektion  der  schweizerischen 
Bundesbahnen u ,  der  die  Kreisdirektionen  in  Lausanne,  Basel,  Zürich  und 
St.  Gallen  unterstellt  sind. 


Das  Postwesen  in  den  Niederlanden  bis  zu  seiner  . 

Verstaatlichung. 

Unter  dem  Titel  »Geschiedenis  van  het  Postwegen  in  Nederland  voor 
1793«  hat  kürzlich  der  Archivar  Dr.  Overvoorde  in  Leyden  im  Verlage 
von  A.  W.  Sijthoff  daselbst  ein  Werk  herausgegeben,  das  in  Wort  und  Bild 
einen  Abriß  der  niederllindischen  Postgescbichte  von  der  Sltesten  Zeit  bis 
gegen  Ende  des  18.  Jahrhunderts  bietet  und  auch  die  Verhältnisse  in  den 
Nachbarländern  beleuchtet.  Das  Buch  zeichnet  sich  nicht  nur  durch  die  Fülle 
des  Stoffes,  sondern  namentlich  auch  durch  die  außerordentliche  Sorgfalt  aus, 
mit  der  das  Material  gesichtet  und  zusammengestellt  worden  ist.  Wir  ent- 
nehmen dem  reichen  Inhalt  im  nachstehenden  einige  der  wichtigsten  Tat- 
sachen aus  der  niederländischen  Postgeschichte. 

Wie  in  anderen  Ländern,  so  ist  auch  in  den  Niederlanden  die  Post  aus 
dem  Botenwesen  hervorgegangen,  das  wohl  in  keinem  anderen  Lande  eine  so 
ausgedehnte  Entwickelung  gehabt  hat.  Schon  zu  Beginn  des  1 3.  Jahrhunderts 
finden  wir  stvndige  Boten,  die  zur  Beförderung  von  Briefen  in  Staats- 
angelegenheiten angestellt  Waren;  sie  vericehrten  indes  damals  noch  nicht 
regelmäßig  an  festgesetzten  Tagen,  sondern  nur  nach  Bedarf.  Mit  Rücksicht 
auf  die  Beschafienheit  der  Wege  reisten  sie  in  der  Regel  nur  bei  Tage; 
trotzdem  wurden  die  Botenreisen  in  verhältnismäßig  kurzer  Zeit  zurückgelegt, 
z.  B.  gelangte  ein  Brief  aus  Rom  in  3$  Tagen  nach  dem  Haag.  Di^  Boten 
reisten  entweder  zu  Pferde  oder  zu  Fuß.  Sie  erhielten  neben  einem  festen 
Gehalt  eine  Reiseenlschadigung,  die  Boten  zu  Fuli  ein  Drittel  der  Entschädi- 
gung eines  reitenden  Boten.    Hatten  sie  auf  dem  Rückweg  eine  Antwort  zu 
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befördern,  so  war  für  den  Rückweg  dieselbe  Entschädigung  zahlbar  wie  flSr 

den  Hinweg,  anderenfalls  nur  die  Hälfte. 

Ähnliche  Boteneinrichtungen  bestanden  in  den  größeren  StäJteti,  mir 
suchte  man  vielfach,  sich  biHiger  einzurichton,  indetn  z.  B.  weibliche  Personen 
verwendet  wurden.  Die  Buten  wurden  vom  Magistrat  angestellt  und  ver- 
eidigt. Sie  hatten  eine  Kaution  zu  hinterlegen  und  führten  ab  Zeichen  ihrer 
amtlichen  Eigenschaft  eine  silberne  BUchse  oder  den  Botenstab.  .'\uch  die 
städtischen  Boten  reisten  nur  in  dienstlichen  .\iiL;clct;cnheiten  ihrer  Auftrag- 
geber, zur  Betorderung  von  Privatkorrespondenz  waren  sie  nicht  besllmint. 
Allerdings  werden  ihnen  voiu  Publikum,  namentlich  von  Kaufleuten,  unter 
der  Hand  Briefe  mitgegeben  worden  sein;  im  allgemeinen  war  aber  das 
Publikum  zu  damah'gcr  Zeit  hinsichtlicli  der  Versendung  seiner  Korrespondenz 
auf  gelegentliche  Beförderung  durch  Metzger,  fahrende  Leute,  Mönche  usw. 
angewiesen. 

Regelmfii^ige  Verbindungen  tauchen  erst  im  16.  Jahrhundert  auf.  Es 
steht  urlcundlich  fest,  dafi  um  die  Mitte  dieses  Jahrhunderts  Amheim  und 
Nymwegen  solche  Verbindungen  nach  Süden  unterhielten,  wahrscheinlich  zum 
Anschlul>  an  die  Taxis'schen  Posten  von  Brüssel  nach  Österreich  und  Spanien. 
Ebenso  bestand  im  Jahre  1371  ein  geregelter  Botenkurs  zwischen  den  ge- 
nannten beiden  Städten  sowohl  zu  Lande  als  auch  zu  Wasser. 

Zu  Beginn  des  17.  Jahrhunderts  kommt  neben  den  R^erungsboten  eine 
Regierungspost  vor,  die  ebenfalls  nur  zur  Beförderung  von  Briefen  in  Staats- 
dienstangelegenheiten diente.  Ursprünglich  war  für  diesen  Dienst  ein  Post 
meister  angestellt,  weicher  auch  die  Post  zu  befördern  hatte  und  erst  spater 
sdne  PcatHlone  reisen  ließ.  Im  Jahre  1632  wurde  ein  zweiter  Postmeister 
ernannt,  nachher  noch  ein  dritter.  Die  Briefe  der  Generalstaaten,  des  Staats- 
rats, der  Rechnungskammer  und  der  Statthalter  wurden  nach  wie  vor  im 
allgemeinen  durch  Boten  versandt,  eilige  Briefe  aber  und  solche  nach  dem 
Auslande  wurden  der  Post  Uberwiesen.  Die  Boten  unterstanden  nicht  den 
Postmeuitem,  sondern  zunächst  einem  Agenten  der  Generalstaaten,  spater 
einem  Kontrolleur  und  zwei  Hofbeamten.  Die  regelmäßigen  Botenreisen  fanden 
zweimal  wöchentlich  statt,  außerdem  wurden  nach  Bedarf  besondere  Reisen 
ausgeführt. 

Selbstredend  war  diese  Einrichtung  sehr  kostspielig,  und  die  Kosten 
wuchsen  fortdauernd  mit  der  Zunahme  der  Geschäfte,  fao  Jahre  1734  er- 
forderte das  Botenwesen  einen  Aufwand  von '7931  Gulden,  im  Jahre  1784 

einen  solchen  von  42  864  Gulden.  Dagegen  wurde  die  Regierungspost  mit 
21  853  Gulden  unterhalten.  Dieses  stetige  Anwachsen  der  Ausgaben  führte 
im  folgenden  Jahre  (1785)  zur  Einsetzung  einer  Kommission,  die  Mittel 
und  Wege  zur  Einschrllnkung  der  Kosten  suchen  sollte.  Ihre  Vorscbllge 
gingen  darauf  hinaus,  durch  stärkere  Ausnutzung  der  Post  das  Botenwesen 
zu  beschranken  und  nur  in  dringenden  Fällen  besondere  Boten  zu  benutzen. 
Den  Postmeistern  sollte  aufgetragen  werden,  nur  zuverlässige  und  nücliterne 
Leute  anzustellen  und  sie  zu  vereidigen.  Die  Anzahl  der  Bolen  wurde  diesen 
Vorschlagen  entsprechend  vennindert 

Wie  erwähnt,  war  die  private  Korrespondenz  auf  gelegentliche  Be- 
förderung durch  Personen  angewiesen,  die  ohnehin  zu  reisen  hatten.  Krst 
als  mit  der  Zunahme  des  Verkehrs  die  Beförderung  privater  Briefe  eine  ge- 
winnbringende Beschäftigung  wurde,  entwickelte  sich  zwischen  den  Städten 
ein  privates  Botenwesen.  Zuerst  waren  es  die  Kaufleute,  bei  denen  sich  das 
Bedürfnis  herausstellte,  für  ihre  Geschäftskorrespondenz  eine  mehr  gesicherte 
Beförderungsgelegenheit  zu  haben,  als  sie  durch  die  fahrenden  Leute  usw. 
geboten  wurde.    Die  Kaufmannsboten  reisten  anfänglich  nicht  an  festgesetzten 
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Tagen  und  auf  ein-  für  allemal  bestimmten  Kursen,  sondern  bei  vorhandenem 

Bedarf  und  nur  nach  denjenigen  Orten,  für  welche  gerade  Sendungen  vor- 
lagen. Die  fortschreitende  Entwickelung  des  Briefaustausche<i  t'Uhrte  indes 
schon  frühzeitig  dazu,  daß  wenigstens  alle  14  Tage  einmal  ein  Bote  zwischen 
bestimmten  Orten  verkehrte.  Wo  ein  solcher  Dienst  eingerichtet  war«  hatte  der 
Bote  das  alleinig  Recht  zur  Beförderung  von  Briefen,  Paketen  und  Kauf- 
roannsgUtern,  nicht  nur  für  den  Ort,  nach  welchem  er  reiste,  sondern  auch  fbr 
die  Uber  diesen  Ort  hinaus  gelegenen  Plülze. 

Diese  ursprüngliche  Form  des  privaten  Botenwe>ens  tUhrte  nach  und  nach 
zu  den  Botenanstalten,  die  {e  einem  Konsul  oder  Obmann  unterstellt  waren. 
Sie  hatten  die  Befugnis,  in  den  Städten  Briefkasten  aufeustellen  und  die 
Stunde  der  Abreise  der  einzelnen  Boten  an  der  Börse  ausrufen  zu  lassen.  Die 
Bolenansialt  eines  Ortes  (im  Haag)  beförderte  die  Briefe  nur  in  der  Richtung 
nach  einem  zweiten  Orte  (Amsterdam) ,  während  die  Vermittelung  der  Korre- 
spondenz in  umgekehrter  Richtung  der  fiotenanstalt  des  zweiten  Ortes  (Amster- 
dam) zufiel.  Nur  stellenweise  wurde  von  dieser  Regel  insofern  abgewichen, 
als  es  den  Boten  gestattet  wurde,  Antwortschreiben  auf  die  Uberbrachten 
Briefe  nach  dem  Orte  ihrer  Anstellung  zurückzubringen.  Die  Bestellung  der 
Briete  am  Bestimmungsorte  war  ursprünglich  Sache  der  Boten,  erst  später  er- 
scheinen an  den  grOfieren  Orten  besondere  Bestellmeister,  an  welche  die 
Boten  die  beförderte  Korrespondenz  abzuliefern  hatten. 

Hiernach  bildete  es  zunächst  die  Regel,  daC*  die  Boten  die  ganze  Reise 
zwischen  ihrem  Anstellungs-  und  ihrem  Bestimmungsorte  zurückzulegen  hatten. 
Als  man  das  Unzweckmäßige  dieser  Einrichtung  erkannte,  ging  man  dazu 
ttber,  AbÜ  die  Boten  zweier  Orte  sich  auf  halbem  Wege  an  einem  geeigneten 
Zwischenorte  trafen  und  die  Sendungen  auafatischten.  Dadurch  sparte  jeder 
Bote  die  Hälfte  seiner  Reise.  Da  das  Porto  gewöhnlich  bei  der  Bestellung 
der  Briete  erhoben  und  etwa  vorausbezahltes  Franko  mit  den  Briefen  der 
bestellenden  Botenanstalt  Ubermittelt  wurde,  so  bildete  bei  dem  Austausche 
der  Korrespondenz  unterw^  die  Abrechnung  zwischen  den  Boten  keine 
Schwierigkeiten.  Wenn  die  Gebühreneinnahme  in  beiden  Richtungen  an- 
nähernd gleich  hoch  war,  wurde  der  Grundsatz  des  Selbstbezugs  durchgeführt; 
jeder  Bote  behielt  die  Gebühr  für  die  Sendungen,  die  er  nach  seinem  An- 
stellungsort überbrachte. 

Infolge  des  nach  dem  Westfälischen  Frieden  eingetretenen  Aufschwunges 
des  Verkehrs  wurde  eine  schnellere  Beförderung  der  privaten  Korrespondenz 
notwendig,  als  die  zu  Fui.^  reisenden  Boten  sie  bewerkstelligen  konnten.  Die 
deutsche  Rcichspn^t  war  schon  im  Jahre  1642  mit  der  Einrichlung  einer 
reitenden  Boienpost  von  Roermond  über  Nymwegen  und  Utrecht  nach  Amster- 
dam vorgegangen.  Diesem  Beispiele  folgten  die  Botenanstalten,  und  bis  zum 
Jahre  1680  war  die  Einstellung  reitender  Boten  auf  den  wichtigsten  Kuraen 
durchgefüiiit.  Durch  die  Kostspieligkeit  dieser  Beförderungsweise  wurden  die 
Botenanslalten  zu  gemeinsamem  Handeln  gezwungen,  indem  sie  die  bei  ilinen 
für  eine  und  dieselbe  Richtung  vorliegenden  Sendungen  durch  einen  reitenden 
Boten  befördern  liefien,  so  dafi  mehrere  einzelne  Boten  zu  Fuß  durch  einen 
gemeinschaftlichen  reitenden  Boten  ersetzt  wurden.  Die  Boten  führten  indes 
A\c  Reisen  nicht  mehr  selbst  aus,  es  wurden  vielmehr  Abkommen  mit  Unter- 
nehmern abgeschlossen,  welche  die  Beförderung  der  Sendungen  gegen  feste 
jührliche  Vergütungen  durch  ihre  Leute  ausfuhren  ließen. 

Vielfach  wurden  auch  die  zahlreichen  Wasserstraßen  des  Landes  zur  Be- 
fördern  Mg  der  Korrespondenz  benutzt.  Für  die  in  regelmäßigen  Reihefahrten 
verkehrentlcn  Schiffer  hatte  der  Briefverkehr  solche  Bedeutung,  dal.«  >ie  sich 
zu  besonderen  Mal^nahmen  genötigt  sahen,  als  die  reitenden  Boten  aufkamen 
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und  die  Gefahr  vorlag,  dai>  der  Briefverkehr  sich  diesem  schnelleren  Be- 
fdrdcnuigsinittel  gänzlich  zuwenden  würde.  Die  Schiffer  richteten  deshalb  die 
90g.  »reitenden  Schi&posten«  ein,  z.  B.  zwischen  Amsterdam,  dem  Haag  und 

Rotterdam  und  zwischen  Leyden  und  Amsterdam.  Bei  Tage  wurden  die 
Briefe  mit  den  Schiffen  befördert;  die  nach  Abfahrt  der  Schiffe  eingelaufenen 
Briefe  wurden  der  von  den  Schiffern  unterhaltenen  reitenden  Nachtpost  zu- 
geführt 

Aus  den  Botenanstalten  entwickelten  sich  die  Postkmter.   Der  Übergang 

geschah  in  der  Regel  durch  Magistratsbeschlul^,  vielfach  nahmen  aber  die 
Boten  auch  ohne  weiteres  und  mit  stillschweigenJer  Genehmigung  den  Titel 
A Postmeister»  an.  Stellenweise  gab  es  in  einer  und  derselben  Stadt  Boten 
und  Postmeister  nebeneinander;  auch  kam  es  vor,  daß  den  Boten  die  Be> 
förderung,  den  Postmeistern  ausschließlich  die  Bestellung  der  Sendungen  obk^. 
In  kleineren  Städten  war  in  der  Regel  für  den  gesamten  Verkehr  nur  ein 
einziges  Postmeisteramt  vorhanden,  die  größeren  Städte  liatten  deren  mehrere, 
z,  B.  Amsterdam  6,  der  Haag  7,  Dordrecht  4  usw.,  von  denen  dann  jedes 
ejozelne  die  Korrespondenz  für  eine  bestimmte  Richtung  besorgte.  Bei  jedem 
Amte  gab  es  gewöhnlich  nur  einen  Postmeister,  aber  auch  hiervon  bestanden 
Ausnahmen.  Beispielsweise  halten  die  6  Ämter  in  Amsterdam  32  Postmeister, 
welche  den  Dienst  gemeinsam  regelten  und  die  Einnahmen  unter  sich  teilten. 
Bestimmend  fUr  die  Regelung  der  Verhältnisse  war  Uberall  in  erster  Linie  das 
finanzielle  Interesse,  und  bei  der  Besetzung  der  eintrflglichen  Postmeisterstellen 
in  den  größeren  Städten  kam  es  weniger  auf  Tauglichkeit  als  auf  Familien» 
Verbindungen  an.  Die  Postmeistcrstellen,  die  ein  Jahreseinkommen  von  6000 
bis  7000  Gulden  und  mehr  einbr.ichten ,  waren  zu  jener  Zeit  gröl.Menteils  in 
den  Händen  von  Angehörigen  der  Senatoienlamilien;  dabei  waren  die  Inhaber 
solcher  Stellen  nicht  selten  Kinder  von  1  bis  15  Jahren.  Bisweilen  wurde 
das  Postmeisterarat  auch  an  den  Meistbietenden  verpachtet,  z.  B.  in  einem 
Falle  in  Middelburg  fUr  16  300  Gulden.  Lange  hielt  sich  indes  dieser  uner- 
freuliche Zustand  nicht,  denn  nach  und  nach  gingen  die  StnJte  dazu  über, 
das  Postwesen  in  eigenen  Betrieb  zu  übernehmen  und  den  Dienst  durch  fest 
besoldete  Beamte  versehen  zu  lassen.  Dies  geschah  m  Rotterdam  1714,  in 
L'trc.  ht  «721,  in  Herzogenbusch  1727,  in  Arnheim  1733,  in  Leyden  1735  usw. 

Von  einer  Einheitlichkeit  im  Posiwesen  konnte  unter  den  geschilderten 
Umstünden  keine  Rede  sein.  Jede.^  PtjNtuieisleramt  war  selbständig  und  be 
rechtigt,  »eine  Bezieiiungeu  zu  anderen  Ämtern  durch  Verträge  zu  regeln. 
Immerbin  machte  sich  bald  ein  gewisses  Übetgewicht  der  größeren  und 
finanziell  leistungsfähigeren  Postmeisterämter  geltend.  Die  Postmeister  in  den 
kleineren  Orten  waren  wetjen  der  Herstellung  ihrer  Verbindungen  mit  anderen 
Städten  auf  ihre  gröberen  Nachbarn  angewiesen.  Dadurch  erhielten  die  Post- 
meister in  den  wichtigeren  Städten  einen  gewissen  Linfiut.>  auf  die  Bewegung 
der  Korrespondenz  innerhalb  größerer  Gebiete,  bbweilen  ganzer  Provinzen, 
2.  B.  der  Postmeister  in  Groningen  für  die  IV  n  inzen  Groningen  und  Drenthe. 
Außerdem  wuUten  die  gro!'en  Stifdte  durch  Vertrüge  mit  tVcnnlen  Post- 
verwaltungen die  ausländischen  Korrespondenzen  an  sich  zu  ziehen  und  die 
Postmeister  der  kleinen  Orte  auch  in  dieser  Beziehung  von  sich  abhängig  zu 
machen.  In  den  Provinzen  Gelderland  und  Oberyssel  kam  es  gegen  Ende 
des  17.  und  zu  Beginn  des  18.  Jahrhunderts  sogar  vorübergehend  zu  einer 
Zentralisierung  des  gesammten  Postwesens  unter  dem  Statthalter  von  Gelderland 
und  il  rn  Postmeister  von  Zwolle,  Der  Anfang  zur  endgültigen  Vereinheit- 
lichung de>  Postwesens  ging  indes  von  der  Provinz  Holland  aus. 

Im  Jahre  1747  verzichtete  der  Magistrat  des  Haag  zu  gunsten  des  Statt- 
halters auf  das  Recht,  Postmeister  anzustellen.   Damit  war  der  erste  Schritt 
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zur  hüUündischen  Staatenpost  gemacht.  Aul  die  übrigen  Stüdte  der  Provinz 
wurde  dahin  eingewirkt,  ebenfalls  ihre  postalischen  Rechte  auf  den  Statthalter 

zu  Ubertragen.  Es  sollte  dadurch  namentlich  eine  Aufbesserung  der  öffent> 
liehen  Finanzen  erreicht  werden.  Als  verschiedene  StaJte  «ich  wonig  ;^eneigt 
zeigten,  ihre  Postgerechtsame  aufzugeben,  wurde  eine  Kommission  von  6  Mit- 
gliedern eingesetzt,  welche  die  Frage  der  Gründung  einer  Staatenpost  prüfen 
sollte.  Sie  beschloß,  das  Postwesen  der  ganzen  Provinz  alsbald  an  sich 
zu  ziehen  und  die  beteiligten  Postmeister  und  Städte  entsprechend  zu  ent- 
schädigen. Dieser  Beschlufs  war  für  das  ganze  Land  um  so  schwerwiegender, 
als  die  Mittelpunkte  des  Handels  und  des  Verkehrs,  welche  nicht  nur  die 
inländischen,  sondern  auch  alle  großen  Verkehrslinien  nach  dem  Auslände 
t>eherrschten,  in  der  Provinz  Holland  lagen.  Die  Entschädigungen  wurden 
auf  den  durchschnittlichen  Reingewinn  der  Jahre  1738  bis  1747  festgesetzt 
und  l^etrugen  insgesamt  rund  ^30  000  Gulden  jahrlich,  die  dem  Empfangs- 
berechtigten lebenslänglich  zuerkannt  wurden.  Aut  diese  Weise  trat  die  hollän- 
dische Staatenpost  am  1.  Juli  1732  ins  Leben.  In  der  Betriebsweise  und  in 
der  Bemessung  der  Gebühren  erfolgte  eine  Änderung  zunichst  nicht,  der 
wesentliche  Unterschied  gegenüber  den  früheren  Verhältnissen  bestand  nur 
darin,  daß  die  (JbcrschUsse,  soweit  sie  nicht  .tut  Ale  Entschädigungen  ver- 
wendet werden  mul.Ucri .  nicht  mehr  einigen  wenigen  Begünstigten,  sondern 
dem  öffentlichen  Wohle  zugute  kamen.  Außerdem  lag  die  Leitung  des 
Postwesens  in  den  Hlfnden  einer  Zentralstelle,  so  daß  nach  und  nach  Ein- 
heitlichkeit im  Inneren  sowohl  als  auch  in  den  Beziehungen  zu  anderen  Post- 
verwaltungen hergestellt  \\erdeti  konnte. 

An  der  Spitze  der  Staatenpost  stnnden  tünt  Kommissare,  von  denen  zwei 
in  Amsterdam,  zwei  im  Haag  und  einer  in  Rotterdam  ihren  amtlichen  Wohnsitz 
hatten.  Jedem  Kommissar  war  ein  bestimmter  Verwaltungsbezirk  zugeteilt, 
mindestens  einmal  vierteljOhrlich  kamen  die  Kommissare  im  Haag  zur  Be- 
sprechung zusammen.  Zu  ihrer  Unterstützung  waren  ein  Einnehmer  (Kassen - 
benmtci!  und  ein  Sekielär  angestellt;  ersterer  hatte  die  Rechnung  zu  legen 
und  alle  Poslanstailen  jährlich  einmal  zu  revidieren,  letzterer  erledigte  den 
Schriftwechsel  und  die  Bureauarbeiten.  Für  die  Prüfung  der  Abrechnungen 
mit  dem  Ausland  und  für  die  Vorbereitung  der  \'ertrage  mit  fremden  Ver- 
waltungen wurde  sp:1ter- ein  Cieneral  Kommis  bestellt.  Die  bei  den  Postämtern 
beschJiftiqten  Beamten  halten  hohe  Bürgschaften  zu  leisten,  beispielsweise  der 
Vorsteher  des  Pusiamts  in  Amsterdam  (Kurs  Antwerpen)  eine  solche  von 
100  000  Gulden.  Alle  Beamte  wurden  vereidigt  und  auf  das  Briefgeheimnis 
besonders  verpflichtet.  Die  Unterbeamten  wurden  von  den  Vorstehern,  die 
Postillone  von  den  Unternehmern  unter  Vorbehalt  der  Geneliniigvmg  der 
Vorsteher  angeni  inniefi.  Monatlich  hatten  die  Postämter  eine  Abrechnung 
aufzustellen  und  au  den  zuständigen  Konunissar  einzureichen.  Neben  diesen 
Abrechnungen  wurden  Vierteljahrs-  und  Jahresrechnungen  gelegt. 

Nach  dei  Einrichtung  der  Staatenpost  verblieb  den  Boten-  und  Schiffs- 
posten  in  der  Provinz  Holland  nur  der  Verkehr  mit  dem  platten  Lande; 
zwischen  den  Postorten  durften  sie  Sendungen  nur  im  Auftrage  derjenigen 
Personen  und  Stellen  befördern,  tür  deitn  Dienst  sie  besonders  angenommen 
worden  waren.  Außerhalb  der  Machtbefugnis  der  Staatenpost  standen  aber 
die  Boten  aus  Orten  der  übrigen  Provinzen  nach  holländischen  Orten.  Ihre 
Zahl  war  indes  gering,  da  die  meisten  Botenanstalten  bereits  in  Postämter 
umi^'ewandelt  worden  waren;  die  noch  vorhandenen  Boten  wui\lcn  von  der 
SlaalcnpoNt  nach  und  nach  mit  jahrlichen  üeldentschädigungen  abgctunden. 

Das  Briefgeheimnis  galt  zwar  als  unverletzlich;  es  gab  aber,  wie  zu 
damaliger  Zeit  auch  in  manchen  anderen  Ländern,  Ausnahmen  von  dieser 
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Regel.  Namentlich  stand  die  Korrespondenz  der  Iremdlöndischen  Gesandten 
nicht  unter  dem  Schutze  des  Briefgeheimnisses.  Von  den  Brieten  des  fran- 
zösischen Gesandten  im  Haag  finden  sich  bis  zum  Jahre  1787  Abschriften  vor. 
Briefe  in  geheimer  Sprache  wurden  zurückbehalten,  bis  der  SchlOssd  ermitteh 
war;  es  soll  vorgekommen  sein,  daß  solche  Briefe  mit  Verspätungen  bis  zu 
18  Monaten  den  Adressaten  zugingen.  Bei  der  privaten  Korrespondenz  kamen 
Verletzungen  des  Briefgeheimnisses  nur  zu  Zeiten  politischer  Verwickelungen 
vor.  Dagegen  war  im  Verkehre  mit  Niederländisch-bidien  das  Briefgeheimnis 
Uberhaupt  nicht  gewährleistet.  Da  es  verboten  war,  über  Angelegenheiten  der 
Indischen  Kompagnie  zu  schreiben,  wurden  alle  Briefe  nach  und  aus  Indien 
geöffnet  und  gelesen. 

In  den  übrigen  Provinzen  Hollands  kam  es  zu  einer  ühnliciien  Zentralisierung 
des  Postwesens  nicht,  vielmehr  erhielten  sich  die  städtischen  Postämter  wMhrend 
des  ganzen  18.  Jahrhunderts.  Erst  am  12.  Januar  1709  wurde  von  der  gesetz- 
gebenden Körperschaft  der  batavischen  Republik  der  Rt^^hluß  gefaßt,  das 
gesamte  Postwesen  zu  verstaatlichen.  Die  Vorbereitun:;en  zogen  sich  indes 
in  die  Länge,  so  daß  die  Staatspost  erst  am  1.  Januar  1803  in  Wirksamkeit 
treten  konnte.  Die  Verwaltung  des  Postwesens  unterstand  einer  Kommission 
von  7  Mitgliedern.  Von  ihr  ressortierten  28  Haupt  -  Postamter  und  die  in 
größerer  Zahl  vorhandenen  Unter-  und  Neben  -  Postämter  des  Landes.  Die 
Stiidte,  die  bis  dahin  noch  ihr  eigenes  Postwesen  gehabt  hatten,  erhielten 
auf  weitere  25  Jahre  eine  Vergütung,  di4»zunächst  nach  dem  Durchschnitts- 
ergebnisse der  letzten  10  Jahre  bemessen  wurde  und  sich  von  Jahr  zu  Jahr 
um  7»  verminderte.  Den  Postmebtem  solcher  Orte,  an  denen  ein  stadtisches 
Postwesen  nicht  vorhanden  gewesen  war,  wurde  ein  angemessenes  Ruhegehalt 
gewährt.  Nach  der  Erhebung  Hollands  zum  Königreiche  wurde  durch  Erlaß 
vom  27.  Februar  1807  das  Postwesen  einem  Generaldirektor  unterstellt,  dem 
drei  Administratoren,  ein  Generalsekretär  und  fllnf  Inspektoren  zur  Seite  standen. 
Das  Postgebict  umfaßte  5  Bezirke,  denen  am  2.  Oktober  1809  durch  Aufnahme 
Ost-Friesiands  in  das  holländische  Staatsgebiet  ein  6.  Bezirk  hinzutrat. 


Der  Photophonograph. 

Am  6.  Februar  hat  in  der  Aula  der  Berliner  UniversitKt  eine  gemeinsame 
Sitzung  der  Physiologischen  Gesellschaft  und  der  Internationalen  Musikgesell- 

Schaft  stattgefunden,  an  der  außer  hervorragenden  Gelehrten,  Künstlern  und 
StaatswUrdenträgern  auch  S.  K.  u.  K.  H.  der  Kronprinz  teilnahm.  Es  galt,  eine 
Erhndung  des  Prager  Ingenieurs  Cervenka  kennen  zu  lernen,  den  Photo- 
phonographen, der  die  Leistungen  aller  bekannten  Arten  von  Phonographen 
in  den  Schatten  stellen  soll. 

Bekanntlich  haben  die  bisherigen  Systeme  bei  aller  sonstigen  Verschieden- 
heit doch  die  wesentliche  Eigenschaft  miteinander  gemein,  daß  die  von  der 
Schallplatte  aufgenommenen  Schwingungen  mittels  eines  Stiftes  in  eine  nach- 
giebige Mane  (Wachswalze  usw.)  eingegraben  werden.  Die  Aufnahmemasse 
mufi  hauptsachlich  zwei  Anforderungen  genQgen;  sie  soll  dem  zartesten  Drucke 
des  Stiftes  nachgeben  und  sie  soll  dauerhaft  sein,  d.  h.  die  Gravierungen  dauernd 
festhalten.  Keins  von  beiden  laßt  sich  vollkommen  erreichen,  namentlich  aber 
nicht  das  erstere  Erfordernis,  Denn  wo  ein  sich  bewegender  Körper  mecha- 
nischen Widerstand  zu  fiberwinden  hat,  verliert  er  an  lebendiger  Kraft,  und 
der  Widerstand  der  Aufnahmemasse  gegen  das  Eindringen  des  Stiftes  mag 
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noch  so  gering  sein,  er  ist  doch  bemerkbar;  ja,  er  darf  nicht  einmal  unter 
eine  gewisse  Grenze  herabgehen,  da  mit  der  Dichtigkeit  des  Materials  auch 
dessen  Dauerhaftigkeit   abnimmt.    Also  ist  eine  Abflachong  der  Schall* 

Schwingungen  unvermeidlich. 

Ein  weiterer  Mangel  der  bekannten  Phonographen  besteht  darin,  daß  nicht 
alle  Schwingungen  der  Membran  ausgenutzt  werden;  die  nach  unten  gerichteten 
Schallwellen  gehen  verloren. 

Dazu  konimt  das  Abschleifen  der  eingegrabenen  Klangwellen  durch  den 
darUbergleitenden  Stift  der  Wiedergabemembran. 

So  erklärt  es  sich,  daü  die  Reproduktion  nie  ganz  dem  Original  ent- 
spricht. Die  Sprache  hat  einen  metallischen  »Beigeschmack«;  Nebengeräusche 
machen  sich  geltend;  die  Klang&rbe  ist  nicht  getreu;  musikalische  TOne  in 
höheren  Lagen  w  erden  entstellt. 

Cervenka  schaltet  nun  die  wesentlichste  Fehlerquelle  das  raechani-^clic 

Verfahren  der  Aufzeichnung  der  Schallwellen  —  glfnzlich  aus.  An  dessen 
Stelle  setzt  er  die  photograpliische  Aufnahme.  Die  Membran  hat  also  keine 
ihre  Schatlschwingung  beeintrilchtigende  Arbeit  zu  verrichten  und  infolgedessen 
kommen  ihre  feinsten  Schwingungen  zur  Geltung.  Zu  Zwecken  der  Verviel- 
fiHltigung  ist  eine  clicheartige  Verarbeitung  der  Photographie  vorgesehen. 

Im  übrigen  ist  die  Einrichtung  so  getrotfen,  daß  die  beiderseitigen 
Schallwellen  der  Membran  ausgenutzt  werden. 

Über  die  Einzelheiten  des  Sytl^ms,  die  in  den  Vorträgen  nicht  erörtert 
wurden,  entnehmen  wir  der  »Phonographischen  Zeitschriftt  folgende  Angaben. 
Der  Aufnahme«pparat  hat  im  wesentlichen  die  Form  eines  Grammophons.  An 
die  Stelle  der  mit  Wachs  überzogenen  Aufnahmeplatte  tritt  jedoch  eine 
photographische  Trockenplatte,  die  lichtdicht  abgedeckt  ist.  Die  Schall- 
platte besteht  aus  Wachs  und  trügt  statt  des  Grabstiftes  einen  H^)d,  an  dem 
ein  kleiner  Spiegel  befestigt  ist.  Durch  den  Spiegel  wird  ein  Lichtstrahl  von 
winzigem  Durchmesser  aufgefangen  und  auf  die  photographische  Platte  ge- 
worfen. Indem  letztere  sich  dreht  und  die  Membran  geradlinig  fortschreitet, 
beschreibt  der  Lichtstrahl  auf  der  photographischen  Platte  eine  Spirale,  wie 
beim  Grammophon  der  Grabstift.  Im  Ruhezustand  ist  die  Spirale  eine  gleich- 
müßige  Linie;  sobald  jedoch  die  Membran  und  damit  dn<  Spie^dchen  durch 
den  Schall  in  Schwingungen  versetzt  werden,  vibriert  der  Lichtstrahl  und  die 
gicichmäliige  Linie  wird  zu  einer  wellenförmigen.  Die  Wellen  entsprechen 
genau  den  Schallschwingungen,  durch  welche  die  Membran  in  Bew  egung  ge- 
setzt worden  bt.  Das  somit  erlangte  photographtsche  Negativ  mit  der  Wellen- 
spirale  unterliegt  sodann  einem  weiteren  Verfahren  zur  Gewinnung  einer 
Kupfermatrize,  nach  der  in  gewöhnlicher  W^eise  Gramraophonplatten  her- 
gestellt werden.    Letztere  dienen  zur  Wiedergabe  der  aufgenommenen  Töne. 

Was  die  Technik  der  Wiedergabe  anbetrifft,  so  geht  Cervenkas  Bestreben 
dahin,  die  Fürbung  des  Tones  durch  die  schallfllhrenden  KOrper,  Membran 
und  Schalltrichter,  dem  Original  anzupassen.  FUr  die  Reproduktion  der 
menschlichen  Stimme  werden  Membrankapseln  und  Trichterrohr  verwendet, 
die  mit  tieischartiger  Substanz  ausgelegt  ^ind.  Die  Membran  selbst  besteht  aus 
weichem  Stoffe.  Schließlich  sind  die  Verhältnisse  der  Mundhöhle  noch  insoweit 
nachgeahmt,  als  dem  schlundförmtg  gebogenen  Trichter  ein  besonderer  Kanal 
—  dem  menschlichen  Nasenkanal  entsprechend  —  angesetzt  i  i. 

Die  Bedeutung  der  neuen  Erfindung  liegt,  wenn  sie  sich  bewührt,  vor- 
nehmlich auf  musikalischem  und  wissenschaftlichem  Gebiete. 

Die  gegenwärtige  Art  der  Aufzeichnung  eines  musikalischen  Kunstwerkes 
ist  eine  höchst  unvollkommene,  da  die  Noten  mit  dem,  was  sie  ausdrücken 
sollen,  in  keinem  ursüchlichen  Zusammenhange  stehen,  sondern  willkQrlich  ge- 
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wühlte  Zeichen  sind.   Eine  gute  phonogruphische  Aufnahme  würde  dagegen 

das  Werk  des  Komp  erlisten  in  derselben  Treue  der  Nachwelt  (iberliefern, 
wie  der  Stichel  des  Bildhauers  das  plastische  Kunstwerk. 

Von  besdndcrein  Werte  würde  ein  tadellos  arbeitender  Photopiionograph 
auch  tiir  den  au^^übenden  KUn:>tler  sein,  der  seine  Leistungen  zu  kontrollieren 
und  das  Urteil  der  Kritik  nachzuprüfen  vermochte ,  und  aus  dem  gleichen 
Grunde  für  den  Kritiker  seihst,  dem  ein  untrügh'ches  Mittel  an  die  Hand 
gegeben  wöre,  sich  von  objektiven  Irrtümern  fci  fizuhalten. 

Dem  Physiker  dürfte  eine  treue  plujlogi aphische  Aufnaliine  der  Schall- 
schwingungen Uber  die  Entstehung  und  Zusanniiensetzung  der  verwickeltsten 
Klanggebilde  AufechluH  geben. 

Der  Literaturforscher  endlich  könnte  auf  die  Verwirklichung  seines  lang- 
jährigen Ideals  hoffen ,  die  Sprache  der  voi  schiedcnen  Völker  und  Zeiten  in 
einem  phonographischen  Archiv  für  alle  Zukunft  festzuhalten. 

Ob  Cervenkas  Erfindung  auch  nur  einem  Teile  dieser  Erwartungen  ent- 
sprechen wird,  steht  dahin.  Jedenfalls  bedarf  sein  Verfiihren,  wie  die  Vor- 
führungen in  der  Aula  der  Berliner  Universität  erkennen  Ilefien,  noch  sehr 
der  Vervollkommnung. 


Venezuela. 
Von  Ober -Postinspektor  W.  Meyer  in  Berlin. 

Venezuela  ist  ein  Bundesstaat,  der  sich  aus  9  Staaten,  5  Territorien, 
2  Ackerbaukolonien  und  dem  Bundesdistrikte  von  Caracas  zusammensetzt. 
An  der  Spitze  der  »Vereinigten  Staaten  von  Venezuela«  steht  ein  Präsident. 
Vor  1 894  wurde  er  nur  auf  a  Jahre  gewählt,  was  ftlr  die  stetige  Entwicketung 
des  Landes  nicht  förderlich  war,  da  jeder  Wechsel  in  der  Präsidentschaft 
auch  einen  Wechsel  in  dem  gesamten  Personal  der  Zentralregierung  und  der 
Regierungen  in  den  Einzelstaaten  bedeutete.  Gegenwärtig  beträgt  die  Amts- 
zeit des  Präsidenten  4  Jahre.  Ein  Vizepräsident  steht  ihm  zur  Seite.  Die 
unmittdbare  Verwaltung  liegt  in  den  Hflnden  von  7  Ministem.  Es  gibt  ge- 
trennte Ressorts  für  das  Innere,  das  Auswärtige,  die  Finanzen,  die  Öffentlichen 
Bauten,  den  Krieg,  die  Marine  und  das  Fomento  (allgemeine  Verbesserung  und 
Hebung  des  Landes). 

Die  Kammer  der  Deputierten  und  der  Senat  bilden  die  Volksvertretung. 
Aus  unmittelbaren  Wahlen  gehen  jedoch  nur  die  Deputierten  hervor,  wogegen 
die  Mitglieder  des  Senats  von  den  gesetasgebenden  Körpern  der  Einzelstaaten 
ernannt  werden.  Die  .Abgeordnetenkammer  und  der  Senat  treten  zu  dem 
»Kongrebtt  zusammen;  dieser  wiililt  einen  Ausschuß  von  17  Mitgliedern,  den 
sogenannten  » Bundesrate,  der  seinerseits  den  Präsidenten  der  Republik  zu 
wählen  hat. 

Die  Einzelstaaten  haben  eine  selbstllndige,  von  Präsidenten  geleitete 
N'erwaltung,  je  eine  Senatoren-  und  Repräsentantenkararaer,  eigene  Gerichte 
und  eigenes  Budget.  Sie  zerfallen  in  nSecciones«,  an  deren  Spitze  je  ein 
üobernador  steht.  Die  oberste  richterliche  üewalt  übt  der  Bundesgerichtshuf 
in  Caracas  aus. 

Von  geringerer  Bedeutung  sind  die  Territorien,  schwach  bevölkerte 
Gebietsteile,  deren  politische  Stellung  den  Territorien  der  Vereinigten  Staaten 
von  Nordamerika  nachgebildet  ist. 
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Die  Ackerbaukolonien  —  BoHvar  und  Guzman  Blanco  (nicht  zu  ver- 
wechseln mit  den  gleichnamigen  Staaten)  —  stellen  eine  eigenartige  Einrichtung 

Venezuelas  dar.  Sie  sollen  Einwanderern  Geicuenbeit  zum  Erwerb  und  zur 
Bewirtschaftung  von  Land  bieten  und  genießen  eine  gewisse  Selbständigkeit 
neben  den  Staaten  und  Territorien.  Man  betreibt  dort  hauptsächlich  den 
Anbau  von  Kafiee,  Zuckerrohr,  Kakao,  Mais  usw.  Fttr  uns  Deutsche  von 
besonderem  Interesse  ist,  daß  die  erste  im  Jahre  1840  gegründete,  aber  infolge 
der  politischen  Wirren  bald  wieder  zu  Grunde  gegangene  Kolonie  Tovar  mit 
deutschen,  meist  badischen,  Einwanderern  besiedelt  war. 

Das  Heerwesen  von  Venezuela  ist  durch  Gesetz  von  1895  neu  geordnet 
worden;  danach  besteht  die  bewaffnete  Macht  aus  11  Bataillonen  mit  je 
6  Kompagnien  zu  60  Mann.  Auf  12  Plätze  verteilt,  sind  diese  Truppen  bei 
den  ungeheuereti  Entfernungen  im  Lande  kaum  von  irgend  welcher  Bedeutung 
für  die  öäentliche  Sicherheit  und  ganz  unzureichend,  wenn  es  sich  um  die 
Niederwerfung  von  Aufständen  oder  um  sonstige  größere  Unternehmungen 
handelt.  Es  besteht  zwar  noch  eine  sogenannte  Territorialmiliz;  diese  hängt 
aber  mehr  von  ihren  Heimatstaaten,  als  von  der  Zentralregierung  ab.  Über 
Umfang  und  Wert  der  venezolanischen  Seemacht  haben  die  jüngsten 
Ereignisse  Autschluls  gegeben. 

Der  öffentliche  Unterricht  ist  Bundessache.  Seine  jetzige  Verfassung 
verdankt  er  Gusmdn  Blanco,  der  —  eine  seiner  ersten  Regierungshandlungen 
—  die  Schulpflicht  und  den  unentgeltlichen  Elementarunterricht  einführte,  * 
Venezuela  besitzt  etwa  2000  Schulen  (einschließlich  der  Privatschulen), 
22  Kollegien,  1  polytechnische  Schule,  i  Akademie  (Merida)  und  i  Universität 
(Caracas).  Die  Schulen  in  den  entlegeneren  Landesteilen  sind  allerdings  nicht 
immer  in  Tstigkdt,  teils  aus  Mangel  an  Mitteln,  teils  weil  die  Schüler  aus- 
bleiben. An  die  höheren  Lehranstalten  darf  man  keinen  europäischen  Maß- 
stab anlegen.  Die  Universität  unterrichtet  nach  französischen  Vorbildern  und 
Lehrbüchern;  doch  scheinen  die  Lehrer  nicht  immer  auf  der  Höhe  ihrer 
Aufgabe  zu  stehen.  Auf  die  'Naturwissenschaften  wird  wenig  Wert  gelegt. 
In  Merida  sind  seit  1875  zwei  der  wichtigsten  FScber,  Mathematik  und 
Philosophie^  gUnzlich  in  Wegfall  gekommen.  Der  Forschungsreisende  Sievers 
erzählt  in  seinem  Buche  «Venezuela«,  daß  1885  die  Studenten  der  Medizin 
in  Caracas  die  Entlassung  eines  Professors  forderten,  weil  er  nicht  einmal 
mit  der  Virchowschen  Zellenlehre  vertraut  war.  Unter  solchen  Umständen 
ist  nicht  zu  verwundern,  dafi  beispielsweise  die  tOchtigstm  Ärzte  entweder 
Ausländer  sind  oder  Landeskinder,  die  sich  ib  I  niversitätsbildung  im  Aus- 
land erworben  haben.  .\us  gleichartigem  Grunde  pilegt  man  zu  großen 
Bauten  —  Eibenbuhnen,  Straiaen,  Wasserwerken  usw.  —  fremde  Techniker 
heranzuziehen. 

An  Eisenbahnen  besaß  Venezuela  bfe  zum  Jahre  1883  nur  die  schmal- 

spurij^L"  Bahn  von  La  Luz  nach  dem  Hafen  Tucacas  (90  km),  die  zur  Beför- 
derung des  Kupfeis  aus  den  Bergwerken  von  Aroa  diente.  Zur  hundert- 
jährigen Feier  dcb  Geburtstags  Bolivars,  1883,  wurde  die  erste  Eisenbahn 
für  Personenverkehr  eröffnet,  und  zwar  zur  Verbindung  der  Hauptstadt 
Car&cas  mit  dem  Hafen  La  Guaira  (38  km).  SpSter  folgten  die  Bahnen 
\'  ilencia-PiKM  to  Cabello  (54  km),  Santa  Cruz-La  Fria  (90  km),  Rio  Orinoco- 
GolJniine  Callao  (200  knil,  Caracas-  Valencia  185  km)  und  andere.  Die  Ge- 
samtlänge der  Ei.senbahnlinien  betragt  827  km. 

In  Anbetracht  der  weiten  Flächenausdehnung  der  Republik  muß  das 
Bahnnetz  als  ein  recht  spärliches  bezeichnet  werden.  Doch  ist  die  geringe 
Bevölkerung  und  ihre  Zusaramendrängung  in  dem  kkinen  nördlichen  Berg- 
lande zu  berücksichtigen.    So  haben   denn  die  Landstraßen  (carreteras, 
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Karrenwege)  eine  hei  vorragende  Bedeutung  sowohl  lür  den  Perionenverkclir 
wie  für  die  Frachtbeftfrderung.  Sie  sind  selbst  als  Puralklwege  zu  den  Eisen- 
bahnen noch  wichtig,  da  starke  Regengüsse,  in  den  gebirgigen  Gegenden  auch 
Felsrutschiingcn,  jährlich  niehrrnnK  den  Bahnbetrieb  auf  kürzere  oder  Iflngere 
Zeit  zu  sperren  ptlcgen  und  LUnleitung^bahnen  nicht  vorhanden  sind. 

Das  Postwesen  hat  in  den  letzten  Jahrzehnten  einen  verhältnismälMg 
großen  Aufschwung  genommen.  An  der  Spitze  der  Verwaltung  steht  das 
General-Postamt  in  Caricas.  In  den  Haoptstldten  der  Einzelstaaten  befinden 
sich  Hauptpostämter.  In  sämtlichen  Städten  der  Republik  ist  der  Stadtpost- 
dienst eingeführt.  Für  den  inneren  Verkehr  besteht  Frankierungszwang.  Be- 
stellgeld wird  nicht  erhoben.  Die  dienstlichen  Sendungen  der  Zivil-  und 
MfliUCrbehOrden  geniefien  GebOhrenfreiheit;  dem  Präsidenten  der  Republik, 
dem  Ministerpräsidenten  und  den  Präsidenten  der  Einzelstaaten  steht  dieses 
Vorrecht  auch  für  ihren  privaten  Briefverkehr  zu.  Zeitungen  werden  im 
Innern  des  Landes  völlig  gebührenfrei  befördert. 

Die  Post  besitzt  ein  Monopol  auf  die  Beförderung  von  Brieten,  doch  er- 
streckt sich  dieses  nicht  auf  die  Mitnuhine  von  Empfehlungs-  und  Kredit- 
briefen und  auf  amtliche  Schreiben.  Jedes  venezolanische  Handelsschiff  ist 
▼erpflichtet,  Briefbeutel  aufzunehmen  und  ihrem  Bestimmungsorte  zuzuführen, 
sofern  dieser  auf  dem  Kurse  des  Schities  liegt.  Die  Bestimmung  ist  wichtig, 
da  viele  Küstenverbindungca  durch  venezolanische  Dampfer  unterhalten  werden, 
z.  B.  zwischen  La  Guaira  einerseits  und  Carenero,  Trinidad,  Ciudad  Bolivar, 
La  Vela  de  Coro  andererseits,  zwischen  Puerto  Cabello  und  Tucacas,  auf  dem 
See  von  Maracaibo  usw. 

Über  das  Telegraphen-  und  Fernsprech wesen  Venezuelas  sind  bisher 
nur  dürftige  Nachrichten  in  die  Öffentlichkeit  gedrungen.  Ende  iSt)0  iiinfalite 
das  Telci^raphennetz  Linien  in  einer  Gesamtlange  von  5643  km.  Alle  wichtigeren 
Orischaüen  waren  angeschlossen.  Der  lanl  für  Telegramme  des  inneren 
Verkehrs  war  niedrig;  10  Wörter  kosteten  i  Bolivar  (=  80  Pf.),  wobei  die 
Adresse  und  die  Unterschrift  frei  befördert  wurden.  An  Sonn-  und  Festtagen 
betrug  die  Gebühr  allerdings  das  Doppelte,  zur  Nachtzeit  das  Vierfache.  Im 
ganzen  belief  sich  die  Gebühreneinnahme  auf  326904  Bol.  für  239635  Privat- 
telegrumme.  Unverhältnismäßig  hoch  war  die  Zahl  der  gebührenfreien  Staats- 
telegramme: 148598;  sie  würden  eine  GebOhrensumme  von  668691  Bol. 
gebracht  haben,  also  mehr  als  das  Doppelte  der  Einnahme  für  Privat- 
telegrararae.  Die  Folge  dieses  ungesunden  Verhältnisses  war  ein  Jahresdetl/it 
von  622  922  Bol.  =  190  V.  H.  der  Einnahme.  Ob  sich  diese  Verhältnisse 
seitdem  wesentlich  geändert  haben,  entzieht  sich  unserer  Kenntnis. 

Der  telegraphische  Verkehr  Venazudaa  mit  Europa  und  den  Vereinigten 
Staaten  von  Nordamoika  wird  durch  die  Kabel  der  »Compagnie  Fran«;aise 
Submarine«  vermittelt.    Eine  Landlinie  dieser  Gesellschaft  verbindet  La  Guaira 

mit  Caracas,  das  somit  unmittelbar  an  das  Kabelnetz  angeschlossen  ist. 

Der  Fernsprecher  hat  früh  Eingang  in  Venezuela  gefunden.  Im 
Jahre  1883  zählte  die  Hauptstadt  bereits  250  Fernsprechteilnehmer,  im 
folgenden  Jahre  mehr  als  400.  Die  Anschlußgebühr  betrug  26  Bol.  monatlich. 
Auch  wurden  schon  zu  jener  Zeit  Verbindungsleitungen  hergestellt,  z.  B. 
zwischen  La  Guaira  und  Caracas,  Valencia  und  Puerto  Cabello.  Über  die 
weitere  Kntwickelung  des  Fernsprech wescns  fehlen  dagegen  jegliche  Nach- 
richten. Die  Statistik  des  internationalen  Felegraphenbureaus  in  Bern  enthält 
darüber  ebensowenig  etwas,  wie  Uber  die  Telegrapheneinrichtungen,  zweifellos 
weil  die  nötigen  Unterlagen  von  der  venezolanischen  Regierung  nicht  ge- 
liefert werden. 
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Die  Finansen  der  Republik  sind  von  jeher  staricen  Schwankungen  unter- 
worfen gewesen.  Nach  den  Bürgerkriegen  der  Jahre  1847  1870  befanden 
sie  sich  in  bedauernswertem  Zustande.  Dem  Präsidenten  Guzmiin  Blanco  ge- 
lang es,  die  Staatsschuld  von  316  Millionen  Bol.  auf  108  Millionen  Bol.  herab- 
zumindern. Das  macht  auf  den  Kopf  der  damaligen  Bevölkerung  rund  50  BoL, 
eine  in  Anbetracht  der  reichen  Hülfsmittel  des  Landes  geringe  Summe.  Die 
Revolution  von  i8i)2  steigerte  die  Schuld  wieder  auf  185  Millionen  Bol. 
Fünf  Jahre  später  betrug  sie  schon  201  Millionen  Bol.,  und  als  General  Castro 
sich  zum  Diktator  machte,  halte  die  Republik  eine  GcsumtverbinUlichkeit  von 
230  Millionen  Bol.  Gegenwfirtig  dtlrfte  die  venezolanische  Schuld  etwa 
300  Millionen  erreicht  haben. 

Die  Staatseinnahmen  setzen  sich  hauptsächlich  aus  den  Zöllen  zusammen. 
Sic  betrugen  iin  Jahre  1898  33,3  Millionen  Bol.,  »iavon  Zölle  22,7  Millionen  Bol. 
Eine  längere  Besetzung  der  Zollhäuser  durch  Revolutionsparteien  oder  durch 
eine  feindliche  Macht  mufi  also  den  Staatshaushalt  von  Grund  aus  in  Unord> 
nung  bringen. 

Die  .Ausgaben  beliefen  sich  1898  auf  33,5  Millionen  Bol.,  blieben  also 
hinter  den  Einnahmen  zurück.  In  den  letzten  Jahren  hat  sich  indes  das 
Gleichgewicht  des  Etats  nur  durch  ganzliche  oder  teilweise  Aufhebung  der 
Zinsenzahlung  erreichen  lassen. 

Die  Venezolaner  sind  ein  Landwirtschaft  treibendes  Volk.  In  ruhigen 
Zeiten  bildet  vor  allem  ein  riesiger  Viehstand  den  Reichtum  des  Landes.  Im 
Jahre  1888  waren  ;>^7  000  Pferde,  300000  Maultiere,  S58000  Esel,  2  Millionen 
Schweine,  5^/^  Millionen  Schafe  und  Ziegen,  8 */s  Millionen  Rinder  vorhanden. 
Das  macht  im  Durchschnitte  6  Stück  Vieh  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung! 
Sitz  der  Viehzucht  sind  die  LIanos,  die  wohl  für  das  hundertfache  des  obigen 
Viehbestandes  genügende  Ernalmini^  bieten.  In  letzter  Zeit  ist  die  Viehzucht  sehr 
zurückgegangen;  der  Viehbestand  wird  nur  noch  auf  2  Millionen  Stück  geschätzt. 

Das  wichtigste  Erzeugnis  des  Landbaues  ist  der  Kaffee,  wovon  um  die 
Mitte  der  neunziger  Jahre  etwa  55  Millionen  Kilogramm  jährlich  geerntet  und 
49  .Millionen  Kilogramm  ausgeführt  wurden.  Gegenwärtig  belKuft  sich  die 
Ausfuhr  nur  auf  rund  30  Millionen  Kilogramm.  Es  klingt  seltsam,  entspricht 
aber  den  tatsächlichen  Verhaltnissen,  daß  auf  dem  Kartee  das  Wohl  und  Wehe 
des  ganzen  venezolanisciien  Staatswesens  beruht.  Nicht  ohne  Grund  führt  die 
Republik  einen  KafSeestrauch  im  Wappen.  Fallt  die  Kafiee- Ernte  gut  und 
reichlich  aus,  so  herrscht  Wohlstand  im  ganzen  Lande  und  damit  auch 
politische  Ruhe.  Schlechte  Ernten  oder  niedrige  Kaffeepreise  drücken  dagegen 
auch  auf  alle  anderen  Ki  ucrbszw  eige  und  rufen  Unzufriedenheit  in  den 
breitesten  Volksschichten  hervor.  Man  macht  die  Regierung  für  die  Lage  ver- 
antwortlich, leidenschaOtliche  Verwünschungen  werden  gegen  den  Präsidenten 
und  seine  Räte  geschleudert,  denen  man  vielleicht  vorher  ebenso  überschwenglich 
und  unverdient  zugejubelt  hatte.  Es  bedarf  in  solchen  Zeiten  oft  nur  eines 
geringen  .'\nlasses,  um  Gewalttätigkeiten  und  Aufstände  hervorzurufen. 

Der  Ertrag  an  Kaffee  wird  dem  Gewichte  nach  von  der  Zuckerernte  noch 
QbertroiTen.  Doch  bleibt  diese  fast  ganz  im  Lande,  da  der  Zucker  merk* 
würdigerweise  nächst  dem  Mais  das  wichtigste  Volksnahrungsmittel  ist.  Er 
wird  in  der  Form  als  Hulizucker  in  allen  Gegenden  und  Höhenlagen,  be- 
sonJerN  von  den  arbeitenden  Klassen,  geradezu  massenhaft  genossen.  Dazu 
kommt  die  Verarbeitung  des  Zuckers  zu  Branntweinen,  Aguardiente  de  caüa 
und  Guarapo,  den  beliebtesten  Getrifnken  der  Venezolaner. 

Kakao  wird  in  verhaltnismfißig  geringem  Umfange  gebaut,  doch  zeichnet 
er  sich  durch  besondere  Güte  aus.  Der  in  den  heißfeuchten  KUstengegenden 
gezogene  Kakao  ist  der  beste  der  Erde. 
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Als  wichtige  Bodenerzeugnisse  sind  schließlich  Früchte  aller  Art,  Tabak, 
Kautschuk,  Baumwolle  und  Indigo  zu  nennen. 

Die  Industrie  steckt  noch  in  den  Kinderschuhen.  Fast  alle  Bedlirfnisse 
des  Hauses,  2.  B.  Möbel,  Küchen-  und  Hausgerät,  Geschirr,  Kleider,  Schuh- 
werk mOssen  vom  Aii^^lanJe  bezogen  werden.  In  den  größeren  Städten  hat 
man  neuerdings  angctangen,  die  Herstellung  von  Baumwollstoffen,  Hüten, 
Geschirren,  Zigarren,  Zigaretten,  Papier,  Zündhölzern,  Eisenwaren,  Schokolade 
usw.  fabrikmäfiig  zu  betreiben;  doch  leiden  alle  diese  Industriezweige  schwer 
unter  der  Ungunst  der  politischen  Verhaltnisse. 

Auf  einer  höheren  Entwickelungsstufe  steht  der  Bergbau.  Gewonnen 
wurde  lange  Zeit  hindurch  nur  Kupfer,  das  in  Venezuela  in  tH>ertiulJ  vor- 
handen ist.  Erst  seit  1866  betreibt  man  auch  den  Abbau  von  Guld;  es  tindet 
sich  nur  in  dem  Berglande  von  Guyana,  aber  in  zahlreichen  und  zum  Tdl 
ausgiebigen  Lagern.  Die  Mine  von  Callao  hat  sich  sogar  als  eine  der  reichsten 
Goldfundstütten  der  Erde  erwiesen.  Gegenwärtig  gilt  sie  als  erschöpft.  Aber 
uulere  werden  an  ihre  Stelle  treten,  sobald  bessere  Wege,  geringere  Frachten 
und  geordnetere  Verwalluiig  dazu  beitragen  werden,  den  Abbau  lohnend  zu 
machen.  Petroleum,  Asphalt,  Blei,  Eisen,  Schwei  und  Kohle  kommen  mehr- 
fach in  abbauwürdigen  Lagern  vor:  aber  nur  die  Asphaltgruben  und  die  in 
der  Nahe  der  Küste  gelegenen  Kohlenminen  haben  bisher  eine  regelrechte 
Ausbeutung  erfahren. 

Die  Bevölkerung  von  Venezuela  besteht  fast  günzlich  aus  Mi-^chlint^en 
(Me.stizen,  Quarteronen) ;  Weiße  gibt  es  kaum  i  v.  H.,  Neger  fast  gar  nicht 
mehr,  reine  Indianer  etwa  336000,  aber  nur  in  den  Kordilleren  und  dem 
Berglande  von  Guyana.  Unter  den  Fremden  überwiegen  die  Spanier  und  die 
Angehörigen  der  Nachbarrepublik  Columbia;  dann  folgen  britische  Untertanen 
(meist  von  Trinidad  ,  Italiener,  Niederländer,  Franzosen  und  Deutsche. 

Die  herrschende  Sprache  ist  das  Spanische,  das  jedoch  im  Laufe  der  Zeit, 
besonders  durch  HinzufUgung  von  Amerikanismen ,  manche  Wandlungen  er- 
fahren hat.  Die  Bevölkerung  von  Caracas  bestrebt  sich,  ein  möglichst  reines 
Spanisch  zu  sprechen;  im  Lande  haben  sich  dagegen  örtliche  Sprachfifrbungen 

herausgebildet.  Am  meisten  weichen  die  Mundarten  des  Westens  und  der 
mittleren  Staaten  voneinander  ab.  Erhebliche  Dialektunterschiede,  wie  z.  B.  in 
Deutschland,  bestehen  aber  nicht. 

Den  Abkömmling  der  Spanier  erkennt  man  auch  in  seinen  aligemeinen 
Charaktereigenschaften.    Lebhaft,  höflich  und  formenliebend,  besitzt  der 

Venezolaner  eine  große  Empfindlichkeit  in  Angelegenheiten  seiner  persönlichen 
Ehre.  Er  ist  voll  Interesse  für  das  öffentliche  Leben,  dabei  politisch  unstet 
und  zu  Parteiungen  geneigt.  Mit  dem  Franzosen,  zu  dem  er  sich  besonders 
hingezogen  fühlt,  teilt  er  die  leichte  Lebensauffassung  und  die  Redseligkeit, 
mit  dem  Spanier  die  \'orIiebe  für  Stiergefechte  und  Hahnenkampfe.  Einer 
der  liebenswürdigsten  Züge  in  dem  Volkscharakter  aber  ist  die  Gastfreund- 
schaft. Dies  verdient  umsomehr  hervorgehoben  zu  werden,  als  hauslicher 
Sinn  nicht  gerade  zu  den  Tugenden  des  Venezolaners  gehört.  Die  nicht  der 
Arbeit  gewidmeten  Tagesstunden  werden  von  der  männlichen  Bevölkerung 
zumeist  in  den  Schenken  (Pulperias)  zugebracht.  Man  trinkt  Destillate  aus 
Zuckerrohr,  Honig.  Mais,  mit  Wasser  vermischt,  neuerdings  in  den  größeren 
Orten  auch  Bier,  Die  Zahl  der  Wirtshäuser  ist  eine  ei  schieckcnJ  groL^e. 
Sievers  erzählt,  daß  beispielsweise  das  von  ihm  besuchte  Stüutciien  Lu  Grita 
bei  3000  Einwohnern  80  Bodegas  und  Pulperias  aufwies,  also  auf  je  38  Ein- 
wohner I  Schenke!  Natürlich  wird  dadurch  der  Trunksucht  Vorschub  ge- 
leistet, die  ziemlich  verbreitet  ist. 
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Wie  in  allen  spanischen  L&ndem,  sind  auch  in  Venezuela  die  Studie 
außerordentlich  regelniaii^  angelegt.  Den  Mittelpunkt  des  Ortes  bildet  die 
Pla/a,  ein  i;i()t>er  viereckiger  Platz,  den  die  Kirche  und  die  öticiitlichcn  Ge- 
haiidf  iinii,'chen.  X'oii  der  Plaza  ans  verlaufen  die  S!iui>en  nacli  den  vier 
Huninelbrichiungcn.  Line  reichere  üliederung  weisen  nur  die  größeren  Städte 
auf,  wie  Caracas,  Valencia,  Puerto  Cabello  u.  a.,  wo  auch  die  Plazas  zu  öffent- 
lichen Gärteil  ausgestaltet  sind.  In  den  Straßen  heben  sich  die  alten  massiven 
spaiiisclien  M  iii'^ei  vorteilhaft  gegen  die  unscheinbaren  Bauten  der  neueren 
Zeil  :ih  P>.'Tnerkeri^\\  ert  ist  die  dein  altröniischen  Wohnhause  nachji^ebildete 
Bauari  der  besseren  Hauser.  Die  Wohnräume  gruppieren  sich  um  einen  ge- 
schlossenen Hof  —  das  römische  Impluvium  —  der  mit  Pflanzen  geschroOckt, 
häufig  auch  durch  einen  kleinen  Springbrunnen  belebt  ist.  An  die  Rückseite 
des  (ielvuides  scliliei^t  sich  ein  zweiter,  mit  Bananengebüsch,  Palmen  oder 
s()iist)i;eri  scliatlenspendendctj  Bäumen  bestandener  Hof.  Dieser  fehlt  auch  den 
geringeren  Häusern  nicht.  Er  dient,  wo  es  Haustiere  gibt,  zur  Auinahme  der 
Stulle.  Daneben  ist  er  der  Tummelplatz  der  fast  von  federn  Hausbesitzer  zum 
Zeitvertreib  gehaltenen  Tiere,  wie  AtTen,  Tigerkatzen,  Marder,  größere  und 
kleinere  Vögel  aller  Arten;  Schildkröten  sind  als  Spielzeug  für  die  Kinder 
besonders  beliebt. 

hn  Nordosten,  vor  aileiu  in  deii  Hafenstädte!],  kleidet  man  sich  ganz  nach 
europHischer  Art.  Das  Gegenstück  bildet  die  Bevölkerung  der  heißen  Land- 
striche, die  jede  Sorgfalt  fttr  das  Äufn  :  .      Tmissen  llfßt.    Arbeitende  Männer 

tragen  nur  Beinkleider:  \\enn  sie  Überland  gehen,  werfen  sie  ein  Hemd  über. 
Mädchen  untei  6  und  Ki^Mben  imtei  12  Jahren  man  in  den  ('ordilleren 
und  in  Barquisimeto,  vielfach  aucli  in  den  mittleren  Staaten,  unbekleidet. 
Erwachsene  Mtfdchen  und  Frauen  jedoch  pflegen  auch  bei  der  größten  Hitze 
völlig  verhüllt  zu  gehen. 

Wie  bereits  erwähnt,  gehören  die  Neigungen  des  Venezolaners  den 
rr;iii/{)sen.  Trotzdem  haben  die  Deutschen  seit  langer  Zeit  dns  \s  irtscfiatlliche 
L  oergcvviclit  im  Lande.  Bald  nacli  der  LosreilSung  der  früheren  Kolonie  von 
Spanien  begannen  die  Handelsbeziehungen.  Deutsche,  besonders  Hamburger 
Häuser  gründeten  Niederlassungen,  zunächst  in  den  Hafenstädten,  sj>ttter  auch 
im  Inneren.  Unter  der  Inngen  Präsidentschaft  Guzmän  Blancos  machten  auch 
die  deutschen  l jntcrnelininiii^en  bedeutende  Fortschritte.  Den  Kaulleiiten  sind 
Äiv.te,  Lelirci  ,  Ingenieure,  Techniker,  Handwerker,  Gewerbetreibende  getolgt, 
die  fast  alle  in  kurzer  Zeit  ein  Vermögen  erworben  haben  und  sich  in  ge- 
achteten Stellungen  befinden.  Auch  in  KafTeepHanzungen  steckt  viel  deutsches 
Kapital  und  deutsche  Arbeit.  Ganz  in  den  Händen  unserer  Landsleute  liegt 
heule  der  Gioi.Muindel.  Das  Hamburger  Haus  Blohm  &  Co.  insbesondere 
nimmt  eine  beherrschende  Stellung  ein. 

Das  wichtigste  deutsche  KuMurweric  der  neueren  Jahre  aber  ist  die  185  km 
lange  Eisenbahn  von  Caracas  nach  Valencia.  Die  Konzession  für  den  Bau 
und  Betrieb  wurde  ursprünglich  der  Firnin  Krupp  in  Essen  erteilt,  die  ihre 
Hechte  später  an  die  Berliner  Diskontogesellschaft  abtrat.  Diese  hat  den  Bau 
ausgeführt.  Alles  Betriebsmaterial  und  alle  Kisenkonstruktioneii  der  Bahn  wurden 
aus  Deutschland  bezogen.  Die  Gesamtanlagekosten  betrugen  60  Millionen  Bei. 
Für  diese  Summe  hat  die  venezolanische  Regierung  die  Verzinsung  gewMhr- 
lei^fet:  sie  ist  aber  ihren  Verpflichtungen  seit  1898  nicht  nachgekommen  und 
scluiklet  der  Bahn  etwa  7^0  Millionen  Mark.  Die  in  diesem  Punkte  von  dem 
Präsidenten  uer  Republik  beobachtete  schroffe  Haltung  hat  im  Vereine  mit 
anderen  Beschwerdepunkten  zu  dem  bewaffneten  Vorgehen  des  Deutschen  Reichs 
gegen  Venezuela  geführt. 
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Das  Fuhrwesen  in  Chile.  Nach  einem  Berichte  des  amerikanischen 
Konsuls  zu  Valparaiso  sind  die  meisten  der  auf  dem  Lande  und  in  den 
Städten  Chiles  gebräuchlichen  Fahrzeuge  gewöhnliche  zweirffderige  Karren 
von  eiofticher  Bauart,  rohem  Aussehen,  mit  hohen  Radern,  schweren,  unbe> 
arbeiteten  Speichen,  breiten,  dicken  Felgen  unJ  breiten  Radreiten.  Dur  W  ii^cn- 
ka'^ten  ruht  auf  der  Achse  meist  ohne  I'edern  und  sonstige  Vorrichtungen  zur 
Minderung  der  auf  unebenen  Straßen  verursachten  StöÜe.  Grolie  Wagen- 
bauereien  gibt  es  in  Chile  nicht,  die  Fahrzeuge  werden  vielmehr  in  allen 
Dörfern  und  Städten  des  Landes  hergestellt.  Als  Zugtiere  dienen  Oberwiegend 
Ochsen.  Die  Deichsel  des  Gcf.'fhrts  ii,t  eine  schwere,  mitten  auf  der  Achse 
befcstii^te  Stange,  die  weit  genug  hervorragt,  um  die  Ochsen  daran  anzu- 
schirren. Das  Joch,  an  dem  die  Tiere  festgebunden  weiden,  ist  ebenfalls  ein 
schweres  StOck  Holz  in  ähnlicher  Form,  nur  länger,  wie  das  in  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  gebriiuchliche.  Anstatt,  wie  es  in  den  meisten 
Lündern  üblich  ist,  das  Joch  auf  Jen  Nacken  des  Tieres  aufzulegen,  wird  es 
in  (]hile  auf  den  Kopf  des  Tieres,  unniillelbar  hinter  den  Hörnern  aufgelegt 
und  mit  Riemen  au  den  Hornern  und  Uber  der  Stirn  befestigt.  Diese  Art, 
das  Tier  anzuschirren,  benimmt  ihm  indes  die  Bewegungsfreiheit  des  Kopfes 
und  verursacht  ihm  insofern  große  Schmerzen,  als  alle  Erschütterungen  des 
auf  der  Deiclisel  aufliegenden  W.Tgcnknstens  auf  den  Kopf  des  Tieres  Uber- 
tragen werden.  Die  der  Gütei  helüi  lIoi  ung  in  den  Städten  Chiles  dienenden, 
den  Ochsenkai  ren  ahnlichen  Fahi  zeuge  werden  von  Pferden  gezogen.  An 
Stelle  der  Deichsel  haben  die  Pferdekarren  eine  Gabel,  in  der  ein  Pferd  läuft, 
während  ein  anderes  nur  an  einem  mit  dem  Wagen  verbundenen  Zugriemen 
auf  der  linken  Seite  nebenher  läuft.  Der  Kutscher,  welcher  einen  Sporn  am 
linken  Fuße  und  eine  Peitsche  in  der  rechten  Hand  tragt,  reitet  auf  dem  letzt- 
erwähnten Tiere,  dessen  Sattel  einen  i  eil  des  Geschirres  bildet.  Eine  fernere 
Art  der  Beförderung  von  Frachten  in  den  Städten  ist  die  auf  dem  Rücken 
der  Pferde:  Materialwaren,  Fleisch,  Milch,  ölfässer,  Zement,  große  Baum- 
stämme und  Lasten  Bauholz  werden  den  Pferden  aufgeladen.  Auf  dem  Lande 
werden  hierzu  Maulesel  verwandt,  da  sie  auf  den  Bergen  sicherer  laufen. 
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Fahrplankarte  von  Europa,  .\usgabe  190;.  Übersichtliche  Dar- 
stellung der  wichtigsten  Eisenbahn-  und  Dampfschiff- 
verbindungen zwischen  den  Hauptverkehrsorten  Europas  von 
W.  A.  Schulze,  Kaiserl.  Geheimen  Rechnungsrat  a.  D.  Leipzig, 
Woerls  Reisebücherverlag.   Preis  50  Pf. 

Ein  Kartenwerk  mit  gleichem  Titel  von  demselben  Herausgeber,  dem 

früheren  langjährigen  Vorsteher  des  Kursbureaus  des  Reichs- Po<:tamts,  ist 
bereits  in  den  Jahren  iJ^oy  und  1898  erschienen.  Die  neue  Fahrplankarte 
soll,  wie  ihre  Vorgängerinnen,  einen  raschen  Oberblick  über  die  zwischen  den 
Hauptverkehrsorten  Europas  bestehenden  wichtigeren  Eisenbahn-  oder  Dampf- 
schiffverbindungen  ermöglichen  und  so  dem  Publikum  bei  gröfleren  Reisen, 
insbesondere  bei  ausgedehnten  Rundreisen,  die  Ermittelung  des  einzuschlagen- 
den Reisewegs  und  der  zu  benutzenden  EisenbahnzUge  erleichtern. 
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Man  weiß,  daß  es  vielfach  Schwierigkeiten  und  erheblichen  Zeitaufwand 
verursacht,  Pläne  für  größere  Reisen  ledigh'ch  nadi  den  Kursbüchem  aufzu- 
stellen, da  diese  die  F^ihrplane  der  zahlreichen  Eisenbahnlinien  je  getrennt  für 
sich  aufführen  und  infolgedessen  den  Zusammenhang  der  angegebenen  Rei^e- 
verbindungen  mit  anschließenden  oder  von  Zwischenorten  sich  abzweigenden 
Verbindungen  nicht  leicht  genug  erkennen  lassen.  Es  ist  daher  ein  glücklicher 
Gedanke,  den  Inhalt  der  Kursbücher  für  den  angegebenen  Zweck  kartographisch 
darzustellen,  so  daß  das  Publikum  den  Reiseweg,  die  Abfahrts-  und  Ankunfts- 
zeiten sowie  etwaige  Anschlüsse,  ja  selbst  die  Angabe  der  Wagenklassen  bei 
den  verschiedenen  Zügen,  von  einer  Karte  ohne  weiteres  abzulesen  vermag. 
Bei  einer  solchen,  ganz  Europa  umfassenden  Darstellung  kommt  es  auf  eine 
richtige  Auswahl  des  sehr  umfangreichen  Stoffes  an,  von  dem  nicht  mehr  ge- 
bracht werden  darf,  als  es  die  besondere  Aufgabe  des  \\"erkes  zuKißt.  Wird 
namentlich  die  Grenze  für  die  Aufnahme  der  Eisen'ialinsti  ecken  und  der 
Zwischenstationen  zu  weit  gezogen,  so  erhiilt  die  Karte  ieicijt  einen  zu  großen 
Umfang.  Handlichkeit  und  Übersichtlichkeit  sind  aber  unerläßliche  Vor- 
bedingungen, wenn  ein  derartiges  Kartenweik  beim  Publikum  Eingang  finden 
soll.  Auch  der  Preis  darf  nicht  zu  hoch  sein.  Diesen  Anforderungen  haben 
die  früheren  Au'-gaben  nicht  völlig  ent^^prtjehen ;  intolgedessen  sind  die  hin- 
sichtlich ihrer  Verbreitung  gehegten  Erwartungen  trotz  der  vieltachen  Aner- 
kennungen, welche  die  wertvolle  und  Oberaus  schwierige  Arbeit  gefunden 
hatte,  hinter  der  Wirklichkeit  zurückgeblieben. 

Bei  der  jetzt  erschienenen  Fahrplankarte  ist  es  dem  Herausgeber  gelungen, 
auch  den  bezeichneten  Anforderungen  gerecht  zu  werden.  Dk  neue  Karte  ist 
in  erheblich  kleinerem  Format  hergestellt  als  die  trüheren  Ausgaben  (60  X  44  cm 
gegen  103x72  cm),  wodurch  sie  an  Handlichkeit  und  Übersichtlichkeit  ge- 
wonnen hat.  Daß  bei  dieser  Änderung  eine  Reihe  minder  wichtiger  Orte 
au"!geschieden  werden  mußte,  kann  nach  dem  V'oraufgeschickten  den  Wert  des 
Werkes  nur  eriiohen.  Die  technische  Darstellung  des  Stoffes,  wie  wir  sie  auf 
S.  455. 36  des  Jahrgangs  1898  ge.schilderl  liaben,  ist  im  wesentlichen  dieselbe 
gebliet>en.  Der  frühere  Preis  von  i  Mark  50  Pf.,  der  in  den  bedeutenden 
Herstellungskosten  der  umfangreicheren  Ausgaben  begründet  war,  hat  unge- 
achtet der  ansprechenden  Ausstattung  nach  Art  der  WOeiKclien  StädtefUhrer 
und  der  Beigabe  einer  Liste  der  für  Reisende  unentbehrlichen  Bekleidungs 
und  sonstigen  Ausrüstungsgegeiistände  auf  50  Pt.  iicrabgesetzt  werden  können. 
Hiemach  ist  anzunehmen,  daß  das  neue  Kartenwerk,  von  dem  weitere  Auf- 
lagen im  Juni  und  November  jedes  Jahres,  ergflnzt  und  berichtigt  nach  den 
Hauptfahrplänen  der  Eisenbahnen  und  Dampfschiffe  für  den  Sommer-  und 
Winterdienst,  erscheinen  sollen,  bei  dem  reisenden  Publikum  eine  größere 
Verbreitung  tindcn  werde  als  die  Irüheren  Ausgaben. 

Die  Schulzesche  Fahrptankarte  kann  zugleich  den  jüngeren  Beamten  der 
Post  und  Telegraphie  als  Mittel  zum  Studium  der  Verkehrsgeographie  dienen 
und  l:ii>t  sich  auch  im  Abfertigungsdienste  der  Bahnposten  und  größeren  Post- 
anstalten mit  Nutzen  verwenden. 


•mUM.   GCDKVCRT  IM  DM  MaCMSMUeKIML 
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POST  UND  TELEGRAPHIE. 

BEIHEFT  ZUM  AMTSBLATTE 

DES  REICHS- POSTAMTS. 

V  BSRAUSGEGEBEI^  IM  AUFTRAGS  DBS  REICHS -POSTAMTS. 

Nr.  9.  BERUN,  MAI.  1903. 


INHALT:  Ferntische  und  Mel>lctisclie  nach  den  Schaltungen  Jer  Akticnm-scUschaft 
Mix  &  Genest  und  der  Deutschen  Tclephonwetke  R.  Stock  &  Co.,  S.  261.  — 
Abwehr  und  Unterdrückung  gemeingefährlicher  Krankheiten,  S.  270.  —  Aus  der 
amtlichen  Denkschrift  über  die  Entwickelung  des  Kiautschougebiets  in  der  Zeit 
\  (>:>■!  nkri)]>er  iqor  bis  d.iliin  1902,  S  277.  —  Das  Posf;in\veisuni;s.imt,  S.  2S1. 

Kleine  Mitteilungen:  Weltausstellung  in  St  Louis  1904,  S.  2S7.  —  Denkstein  für 
Fardely,  S.  188.  —  Ein  neuer  Handelsweg  von  Indien  nach  Persien,  S.  289.  — 
Die  Pontinischen  Sümpfe,  S.  290. 

Literatur:  Karte  des  Verkehrs  auf  deutschen  Wasserstraßen  im  Jahre  t  vyi.  Von  Geh. 
Baurat  Sympher,  S.  290.  —  Lchrbucli  der  Geographie  mit  besonderer  Berück- 
stchtigung  der  Verkehrs -Geographie.  Bearbeitet  von  Friedrich  Weber,  Königl. 
WdrtL  Postrat,  S.  291. 


Ferntisehe  und  Meldetische 

nach  den  Schaltungen  der  Aktiengesellschaft  Mix  cSc  Genest 
und  der  Deutschen  Telephonwerke  R.  Stock  &.  Co. 

Von  L.  Dank  Wardt  in  Berlin. 

Die  nachfolgende  Bc-^chn-ibung  bildet  eine  I-iigänzunu  Jcs  Aiifsal/.cs  in 
den  .Nummern  21  und  22^1902  des  Archivs  über  die  \  icllacliuiuschalter  von 
Siemens  &  Halske. 

Fem-  und  Meldetische  von  Mix  &  Genest  und  von  R.  Stock  &  Co.  sind 

seit  mehreren  Jahren  in  Verbindung  init  Doppelleitungs -Vielfüchumschallern 
ohne  selbitlätiges  Schlußzeichen  iin  Betriebe.  Nachdem  bei  diesen  Viell:!k,"h- 
umschaltcrn  dazu  Ubergegangen  ist,  die  Einnciiluiigeii  lür  ein  selbsttätiges 
Schlufizeichen  nachirflgltch  anzubringen,  ist  auch  fOr  die  Ferntische  eine  gleiche 
Maßnahm  jctroffen  worden,  damit  das  Schlußzeichen  übereinstitnmend  im 
Orts-  und  bernverkchic  selbsttütig  gegeben  wird.  Bei  der  nachfolgenden  Er- 
läuterung der  Strumiaute  ist  diese  SchaltungsjnJei  iing  berLick>iv  litigt.  Die 
Anwendung  zentraler  Mikroplionbalterien  i^l  iiiciu  ohne  weiteres  angängig. 

Das  in  der  Beschreibung  der  Fem-  und  Meldettsche  von  Siemens  &  Halske 
Uber  die  Zahl  und  den  Zweck  der  .Meldeleitungen,  Dtensticitungen,  Fern- 
klinkenleitungen  und  Orts-\'erbiiidungsleitungen  Gesagte  gilt  auch  t'Ur  die 
nachstehend  besprochenen  Fern-  und  Meldetische.    Der  Unterschied  zwischen 

iVrchiT  £  Poet  a.  Telegr.  9.  1903.  iJ» 
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den  verschiedenen  Schaltsvstemen  Uc^t  haoptsüchlich  in  dci  Sdialtung  der 
Abfrageapparntc.  Während  die  Abfrageapparate  bei  jenen  Tischen  von  den 
Fern-  und  Meldeleitun^en  völlig  getrennt  sind  und  erst  durch  Stöpselung  mit 
ihnen  verbunden  werden,  liegen  sie  bei  diesen  Tischen  über  mehrere  Hebel- 
umsohalfer  mit  den  Leitungen  in  fester  Verbindung. 

i.  Die  Fern-  und  Meldetische  der  Aktiengesellschaft 

Mix  &  Genest. 

Die  Ferntische  haben  eine  Lfinge  von  2,30  ni  l>ei  1,34  m  Breite  und  i,8G  m 
Höhe.  Die  Einteilung  des  Klinkenfeldes  und  dessen  Fassungsvermögen  ergeben 


r-  - ' 


Fig.  I.  Femtisch« 
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Arbeitsplatz  2 


sich  au^  Fit;.  1.  Die  Tische  werden  iihnlich  wie  die  V'ielfachumschaller  für 
Anschlubleitungen  aneinander  gereiht  und  an  den  Enden  der  Reihe  durch 
einen  22  cm  breiten  Kabelkasten  abgeschlossen.  Letzterer  kann  bei  Raum- 
mangel weggelassen  werden.  Für  die  KabclfUhrung  genügt  ein  doppelter 
FuCboden  mit  etwa  13  cm  Abstand  im  Fichten.  Die  Fernleitungen,  die 
Dienstleitungen  und  die  Fernklinkenleitungen  werden  Uber  einen  Klinken- 
umschalter getuhrt,  der  in  bekannter  Weise  dazu  dient,  die  Fernleitungen  mit 
ihren  Hfllfsteitungen  auf  beliebige  andere  Platze  umzuschalten.  Die  Femtische 
erhalten,  je  nach  den  räumlichen  Verhältnissen,  4  oder  6  Arbdltsplfltze;  jeder 
Platz  wird  in  der  Flegel  für  die  Bedienung  von  2  Fernleitungen  eingerichtet. 
Die  Abmessungen  der  Meldetische  stimmen  mit  denen  der  Ferntische  Uberein; 
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ihre  obere  Flache  i-^t  in  hig.  2  dargestellt.  Bei  den  Tisciien  zu  4  Arbeits- 
plntzen  entfililt  auf  feden  Tisch  ein  volle»  Klinkenfeld,  das  von  allen  4  Platzen 
aus  gemeinsam  benutzt  wird.  Die  Tische  zu  6  Arbeitsplatzen  erhalten  2  Klinken- 
felder, weil  die  Tische  für  die  gemeinsame  Bcnnt/uni;  eines  Klinkenfeldes  zu 
lang  sein  würden.  In  Fig.  1  ist  ein  Klinkenteid  an  einem  Tische  für 
6  Arbeitspliitze  gezeichnet. 

Der  Betrieb.  Bei  der  nachfolgenden  Erörterung  ist  angenommen,  daß 
die  Fern-  und  Meldetische  bei  einem  Amte  aufgestellt  sind,  das  für  den  Orts- 
verkehr mit  Vorschaltetischen  und  Vielfachumschaltern  von  Siemens  &  Halske 


Fig.  2.  Meldetiscb. 
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ArbeittpUtix  1 


ohne  Zentral  Mi krophonbatterie«Eetrieb,  jedoch  mit  selbsttätigem  Schlußzeichen 

ausgestattet  ist. 

1.  Von  der  Teilneiuncrstelle  (Fig.  3]  wird  in  gewöhnlicher  Weise  das  Amt 
gerufen.  Dieses  meldet  sich,  nachdem  Stdpsel  A  S  m  Klinke  Ka^  gesteckt  ist. 
Der  Teüticlimer  wünscht  den  Meldetisch.  Stöpsel  VS  in  eine  freie  Klinke  ATm', 
Umschalter  H  in  die  Durchsprech^tcIIung.  Der  Rulitsdonikreis  der  B.itterie 
(vom  -r  Pol  Uber  w  —  am  Meldeti.sch  — ,  gemeins-inu'  Hückleitung,  Aullager 
und  Klinkenleder  von  Km\  ü  Draht  der  Meldeleituiig,  und  wird  da- 
durch bei  Km}  unterbrochen,  der  Anker  von  ftllt  ab.  Infolgedessen  erhalt 
der  Elektromagnet  der  Klappe  MK^  Strom,  die  Klappe  fallt  ab.  Umschalter  //' 
auf  die  Kontakte  i.   Dadurch  wird  die  Batterie  über      geschlossen  und  der 

i8' 
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Stromkreis  Ober  MK^  geöffnet.  Klappe  MIC*  geht  wieder  hoch.  Ferner  ist  das 

Abfragesystem  in  die  Meldeleitung  eingeschaltet.  Entgegennahme  der  Gesprächs- 
anmeldung-Benachn'chtimmi^  des  Teilnehmers,  daß  er  zur  Ausführuni^  des 
Gesprächs  später  angeruten  werde,  —  Trennung  der  Verbindung  am  Melde- 
tisch {am  Orts^Vielfachuinschalter  erscheint  das  Schlußzeichen  in  gewöhnlicher 
Weise,  sobald  der  Teilnehmer  den  Fernhörer  anhangt).  Das  Anmeldeblatt 
wird  dv.wh  Boten  an  den  betretTenden  Arbeitsplatz  der  Ferntische  weitergegeben. 

Sobald  das  angemeldete  Fernue-iprifch  zur  Ausführung  an  der  Reihe  ist, 
wird  (vgl.  Fig.  4)  am  Fernlische  itüpsel  ^5  in  eine  freie  Klinke  iCo'  gesteckt, 
Hebel  H  des  Sprech  Umschalters  auf  die  Kontakte  1  gelegt  und  durch  Nieder- 
drücken der  Taste  OT*  oder  OT^  der  Vorschaltetisch  angerufen.  Der  Beamte 


Orttftfittnfif  <xf.f  /'. 


C 


Meldeiism 


1^ 
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Meldeamt. 


Or. 


dos  Vorschaltetisches  (Fig.  ^)  meldet  sich  und  ver 


samt. 


indet  mit  der  verlangten 


AnschlulMeitung  in  bekannter  Weise.  Darauf  erfolgt  der  Anruf  der  Sprech- 
.stelle  mittels  der  Taste  OT^  vom  Ferntisch  aus.  Sobald  sicii  der  Teilnehmer 
meldet,  wird  am  Femtische  der  Stöpsel  VS  in  die  Klinke  Ab'  gesteckt  und 
der  Übertrager  mit  dem  Schlußzeichensatze  durch  Umlegung  von  UH  auf  die 
Kontakte  i  in  die  Verbindung  geschähet.  Dann  ist  die  Femleitung  über 
FT\  FH'  (Kontakte  2)  und  UH  (Kontakte  i),  Vt\  FTv,  VS  und  die  Orts- 
Verbindung.sleilung  mit  der  AnschlulJIcitung  verbunden,  das  Fernrelais  FR  liegt 
Uber  FH  parallel  zu  der  einen  übertragerumwindung  zur  Entgegennahme  des 
Schlußzeichens  von  dem  Fernorte,  wahrend  das  selbsttätige  Schlußzeichen  SG 
für  die  Ansclnublcitung  parallel  zur  anderen  (Jbertragerumwindung  eingeschaltet 
ist.    Das  Abtragesystem  des  Femtisches  behndet  sich  einstweilen  noch  in  der 
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N'erbindung,  damit  das  Ferngespräch  von  dem  Beamten  eingeleitet  werden 
kann.  Nachdem  dies  geschehen,  wird  der  Stöpsel  ^45  aus  der  Klinke  ATo' 
gezogen  und  dadurch  das  AbtVagesystem  von  der  Verbindung  getrennt.  Soll 
ausnahmsweise  mitgehört  werden  (2.  B.  wenn  das  Sclilub/.eichen  lange  aus- 
bleibt, so  daU  eine  Störung  der  SchlulJzeicheneinrichtung  vermutet  werden 
darf),  so  wird  FH  auf  die  Stellung  C  gebracht.  Wie  aus  dem  Stromlaufe 
zu  ersehen,  ist  dann  das  Fernrelais  FR  ab-  und  der  .Abfrageapparat  mit  vor- 
liegender Doppel -Induktanzrolle  ^'  eingeschaltet. 

Sobald  das  SchluL^zeichen  von  einer  Seite  aus  gegeben  ist  —  vom  Fern- 
orte durch  Batterieanruf,  durch  den  FR  betätigt  und  infolgedessen  Klappe  F K 
zum  Abfallen  gebracht  wird,  oder  von  der  Teilnehmerstelle  aus  durch  An- 
hängen des  Fernhörers  — ,  erfolgt  die  Trennung  der  Verbindung  am  Ferntische 


Fig.  4.    Stromlauf  für  Femtische. 

Fernamt. 
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durch  Herausnahme  des  Stöpsels  VS  aus  KoK  Dadurch  wird  auch  der  bisher 
über  die  c-Ader  des  Stöpsels  VS  und  die  Hülsenleitung  von  A'o'  sowie  OR 
geschlossene  Stromkreis  der  Batterie  Cß  geötTnet;  der  Anker  von  OR  legt 
sich  gegen  den  oberen  Kontakt  und  schlieft  den  Stromkreis  der  Batterie  S 
Über  S  G'^  (Fig.  3  und  4).  Die  Scheibe  des  Galvanoskops  S  G-  wird  sichtbar. 
Darauf  erfolgt  die  Trennung  der  Verbindung  auch  am  Vorschalletische  durch 
Herausnahme  von  AS  und  VS  aus  den  Klinken. 

2.  In  der  Fernleitung  wird  gerufen,  Relais  FR  betätigt  und  durch  dessen 
Anker  der  Stromkreis  Uber  die  Klappe  FK  unterbrochen;  letztere  fallt  ab. 
Der  Beamte  schaltet  durch  Umlegen  des  Hebels  FH  auf  A  seinen  Abfrage- 
apparat in  die  Fernleitung  ein,  legt  die  Klappe  wieder  hoch  und  fragt  ab.  Wird 
die  Verbindung  mit  einer  Anschlußleitung  verlangt,  so  legt  der  Beamte  den 
Hebel  FH  auf  K  zurück  und  führt  die  weiter  erforderlichen  Handgriffe,  wie 
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uiiici  I.  angegeben,  aus.  Wenn  dagegen  die  Verbindung  mit  einer  anderen 
Fernleitung  gewüti^-cht  wird,  ist  in  folgender  W'ei^e  zu  verfahren:  FH  auf  K 
zurück  —  die  Fernlciiuiig  ist  wieder  mit  dun  Anrufzeichen  verbunden,  H  auf 
die  Kontakte  i  —  der  Abfrageapparat  ist  an  den  Stöpsel  AS  angeschlossen; 
Prüfung  der  zu  der  verlangten  Fernleitung  gehörigen  Diensileitung  auf  Freisein 
durch  Anlcguui:  dir  Spitze  de^  Stöpsels  an  Kd\  es  ertOnt  kein  Knacken,  die 
Leitung  ist  also  frei  i;ini  anderen  Falle  würde  eine  Stromverzweis^ung  der 
Batterie  Cß  über  die  Milte  der  Kopffcrnliürcr-Üniwindungen  eintreten,  die  ein 
Knacken  verursachen  würde)  —  St0pseM5ln  Kdy  die  selbsthebende  Klappe  DK 
an  dem  zweiten  in  Betracht  kommenden  Arbeitsplätze  fällt  ab,  der  Beamte  an 
diesem  Platze  schaltet  sich  in  dii  Leitung  ein,  indem  er  die  Sperrtaste  S  7"' 
nach  unten  drückt,  imd  trogt  ab.  Wenn  die  verlangte  Fernleitung  frei  ist» 
erlülgt  sofort  die  Herstellung  der  Verbindung,  nachdem  beide  Arbeitsplätze 
sich  aus  der  Diensileitung  wieder  ausgeschaltet  haben,  in  folgender  Weise: 
Auf  Platz  I:  VS  in  Kf,  UH  auf  die  Kontakte  a.  Auf  Platz  II:  F/f»  auf  die 
Kontakte  i.  Die  Fernleitung,  von  der  aus  die  Wrbindung  verlangt  wurde, 
ist  nun  mit  der  zweiten  I'ernleitung  über  deren  Fernklinkenleitui.g  unmittelbar 
verbunden,  der  Übertrager  ist  ausgeschaltet,  und  das  Relais  FR  am  Platze  i 
liegt  als  Schlußzeichen  in  Brücke  zwischen  den  a-  und  ^-Drähten  der  Ver- 
bindung. Dort  wird  das  GesprSch  eingeleitet  und  flben/vacht.  Der  zweite 
Arbeifsphitz  erhiilt  das  Schlul^zeichen  selbsttätig  vom  Platze  I  aus.  Zu  diesem 
Zwecke  dient  die  in  den  Draht  der  I-'ernklinkenleitung  geschaltete  selbst- 
hebende, ditVerenziell  gewickelte  Klappe  FK^.  Beide  Wickelungen  dieser 
Klappe  liegen,  so  lange  die  Verbindung  t^teht,  im  Stromkreise  der  Batterie  CB, 
und  zwar  die  eine  Ober  FH\  die  zweite  Ober  die  HUlscnleitung  von  Kf  und 
die  (.  Ader  von  VS\  sobald  der  eine  dieser  Stromkreise  am  Platze!  durch 
Trennung  der  N'erbindung  unterbrochen  wird,  fällt  am  Piat/e  II  die  Klappe  FK^ 
ab,  worauf  auch  dort  die  Trennung  der  Verbindung  erfolgt. 

Schließlich  sind  noch  die  Klinken  i4,  //,  K  und  HK  zu  erwähnen.  Durch 
Einsetzen  eines  Schnurstöpsels  in  A  kann  der  Aufsich Isbeamte  einen  FemhOrer 
zum  Mithören  einschalten.  Die  übrigen  Klinken  dienen  zum  Einschalten 
des  Kopffernhörers  oder  eines  Handt'ernhörers  oder  beider.  Wie  aus  der 
Zeichnung  (Fig.  4)  zu  ersehen  ist,  wird  zu  diesem  Zwecke  ein  schnurluscr 
Stöpsel  in  die  Klinken  gesteckt. 

U.  Die  Fern-   und  Meldetischc   der   Deutschen  Telephon  werke 

R.  Stock  &  Co. 

Die  Tische  haben  eine  Länge  von  1,5  ra  bei  1,25  m  Breite  und  0,7«  m 
Höhe.  An  den  Ferntischen  befinden  sich  4  Arbeitsplätze,  jeder  Platz  ist  zur 
Bedienung  von  2  Fernleitungen  eingerichtet.  Die  Meldelische  haben  gleichfalls 

4  Arbeitsplatze,  an  denen  jedoch  3  Leitungen  zu  bedienen  sind.  Hinsichtlich 
der  Aufstellung  der  Tische,  die  in  ihrer  aulk'rcn  Form  denen  von  .Mix  <S:  Genest 
ähnlich  sind,  wird  auf  die  Auslührungen  unter  I.  hingewiesen.  Bei  der  nach- 
folgenden Erläuterung  des  Betriebs  ist  angenommen,  daß  die  Fem-  und  Melde- 
tische in  Verbindung  mit  Vielfachumschaltem  M.  1902  oder  System  Siemens 
&  Halske  ohne  Zentral  -  Ratterieschaltung  stehen  (vgl.  auch  die  Beschreibung; 
in  Nr.  14  1902  des  Archivs).  Die  Klinken  A'm'  und  ATw'  sowie  Kv^  und  A'r- 
gehören  zu  Leitungen,  die  an  Vielfachumschaltem  .M.  1902  endigen,  und  Km^ 
sowie  iCy*  sind  die  Klinken  einer  Verbindungsleitung  nach  Vielfachumschaltem 
(System  Siemens  &  HaUke;. 

Der  Betrieb.  Ein  Teilnehmer  ruft  das  .-Vmt  an,  der  Beamte  fragt  in 
gewöhnlicher  Weise  ab  und  verbindet  sodann  mit  dem  Meldetisch,  indem  er 
den  V erbindungsslöpsel  in  die  Klinke  einer  freien  Meldeleitung,  z.  B.  Ä^v*, 
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steckt.    Darauf  geht  er  mit  dem  Hebel  des  SprechumschaUers,  wie  bereits 

erörtert  ist,  in  die  Rufsteüung  Uber,  wodurch  sein  Abfrniicnpparnt  au>  der 
X'erbindunu;  ausgeschaltet  und  Relais  .\f  IV  nm  Meldetische  betätigt  wird.  Die 
Anrijfiampe  A//'  leuchtet  ;uit.  Der  Beamte  am  Mc!dcti-^^:he  legt  den  H.bel 
von  //'  um  (in  der  Zeichnung  hig.  3  nacii  rechts),  unlerbriciit  dadurcli  Jen 
Stromkreis  der  Biitterie  Bl  tlber  die  Haltewickeiung  des  Relais  MR^  und  die 
Lani:  r  \//'.  so  .hu;  letztere  erlischt,  und  schaltet  seinen  Abfrageapparat  in  die 
Verbindung  ein.  Er  fragt  ab,  nimmt  die  .\nmeidung  entgegen,  benachrichtigt 
vk'n  Teilnehmer,  dal.^  er  zur  .-XusfUhrung  des  Ferngesprächs  demnächst  anue- 
juieii  werde,  und  schaltet  meinen  Abirageapparat  wieder  aus.  Der  reiliichiuei 
hfingt  sodann  seinen  Fernhörer  an  und  gibt  dadurch  dem  Amte  in  gewöhn- 
h'cher  Weise  seil  :t  .ti^:  las  Schlußzeichen.  Daraufhin  wird  die  Verbindung 
auch  am  YielfachumschaUer  getrennt. 

Fig.  5.   Stromlauf  für  Meldetische. 


1-crnaiiit.  Ort^.^ntl. 


Die  Gespriichsanmcldung  wird  vom  Meld^lsch  aus  an  den  Ferntisch,  an 
dem  die  in  Betracht  kommende  Fernleitung  zu  bedienen  ist,  durch  Boten 

weitergegeben. 

Wünscht  der  Teilnehmer  bei  der  Anmeldung  des.  Gesprächs  nähere  Aus- 
kunft Uber  den  voraussichtlichen  Zeitpunkt  der  Ausführung  des  Gesprächs,  so 

ruft  der  Beamte  des  MeldeiiscliLs  unter  Benutzung  des  besonderen  Stöpsels  i45 
und  des  Sprechumschalter>  AH  den  Fernti^^ch  in  der  zu  der  Fernleitung  ge- 
hörigen Dienstleitung  an,  holt  die  Auskunft  ein  und  verständigt  den  Teil- 
nehmer. Der  Anruf  des  Ferntisches  erfolgt  beim  Linselzen  des  Stöpsels  A  S 
in  Klinke  Kä  selbsttätig. 

Bei  der  Verbindung  von  Meldetischen  mit  Viel  fach  Umschaltern  M.  i*)o2 
kann  eine  Schaltung  gewählt  werden,  bei  der  alle  3  Leitungen  eines  Platzes 
am  Meidetisch  im  Ortsamte  besetzt  erscheinen,  wenn  der  Beamte  in  einer 
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dieser  Leitungen  eine  GesprlTchsanmeldung  entgegennimmt.  Zu  diesem  Zwecke 
wird  der  eine  Pol  der  Batterie  C  ß  so  an  die  Hebelumschalter  AHjH^  und 

Refülirt,  daß  sie  über  die  Widerstünde  u>'  und  w-  ni;f  den  r-Dr?ihten  der 
Meldeleitiint;en  und  den  Hül--cnvirhhlen  der  Klinken  A'm'  und  Knr  verbunden 
sind,  sobald  sich  einer  der  genannten  Hebelumschalter  in  der  Abtragesteliung 
befindet  (in  der  Zeichnung  Fig.  5  nach  rechts  umgelegt).  Dadurch  soll  erreicht 
werden,  ilen  ein  GevprJIch  anmeldenden  Teilnehmer  stets  mit  einem  unbe- 
schä'ttigten  Arlieitsplat/e  zu  verbinden. 

1.  Sobald  das  angemeldete  Fe- iigcNpriich  zur  Anstührunf^  an  der  Reibe 
ist,  wird  der  Stöpsel  K5'  oder  V'S'  der  Fernleitung,  z.  B.  VS^^  der  gerade 
frei  ist,  mit  der  Spitze  gegen  die  Klinkenhtllse  Ko^  gehalten,  nachdem  VS* 
durch  Umlegung  von  VN  imd  .1//'  (in  der  Zeichnung  Fig.  6  nach  rechts) 
mit  dem  Abfrai;enpparat  in  NerbiiiJung  gebracht  ist.  Wenn  die  Leitung  be- 
setzt i>-t,  lient  die  Batterie  C  H  mit  ilem  —  I^ol  Uber  die  c-.'\der  eines 
Stöpsels  \'S\  VS^  oder  AS  an  der  Klinkenliülsenleitung  und  im  Fernhörer  er- 
tönt ein  Knacken.  Angenommen,  die  Leitung  wird  frei  gefunden:  Stöpsel  VS* 
in  Klin'  L'  Ko\  Anruf  Jc^  \'nr^ch;ilteschrankes  mit  der  Ta'>te07',  Herstellung 
der  Verbindung  am  \'orschalte>chranke  mit  der  Anschlubleitunf^  in  bekannter 
W'ei'-e  und  .Xnrnf  der  Sprecli<.tc!le  vom  Ferntisch  aus  mit  der  Ta^tc  O  f. 
Sobald  der  Tcilnciinier  sich  gemeldet  hat,  wird  U H  umgelegt  ,^in  der  b  ig.  ü  nach 
rechts),  so  daß  der  Übertrager  mit  dem  Schlußzeichensatz  eingeschaltet  ist; 
sodann  wird  das  Gesprüch  eingeleitet  und,  wenn  dies  geschehen,  der  Abtr.i^c- 
appnrat  am  Ferntisclic  diuch  ZurUcklegung  von  AH^  (in  d^-r  Fig.  6  nach  links) 
au<-geNchaltet.  Nun  kami  mittels  des  Stö[>^els  VS^  in  derselben  Weise  bereits 
die  niichste  Verbindung  vorbereitet  werden. 

Durch  die  Umlegung  von  UH  ist  an  Stelle  des  Relais  F/^  (15000hm) 
das  Relais  S  R  {  \  ^oo  Olun)  in  die  Fernleitung  als  Brücke  eingeschaltet  worden. 
Dieses  Rehiis  dient  zur  Empfangnahme  de^  von  dem  zweiten  Fernamte  zu 
gebendeti  Schliir/cichens.  Soll  in  der  I*\r  n\ erbindung  ausnahmsweise  mit- 
gehört weiden,  so  ist  CH  umzulegen  i^in  der  Fig.  6  nach  rechts).  Dann  ist 
der  Fernhörer  mit  vorliegender  Induktanzrolle  g  in  die  bestehende  Verbindung 
eingeschaltet  und  die  prim'irc  Fiuwindung  der  Induktanzrollc  J  kurz  gc- 
schiosxcn.  außerdem  ist  durcli  g'.ichzeitiges  NieJerdrUcken  der  Hörtaste  die 
sekundäre  Spule  der  hiduktanzi olie  kurz  zu  schlietÄen,  dnmit  die  l  bertragung 
des  Saalgeriuisches  in  die  Fernleitung  über  das  Mikrophon  M  vermieden  wird. 
Soll  in  das  Ferngespräch  vom  Ferntisch  aus  eingetreten  werden,  so  ist  FH 
umzulegen  in  der  Zeichmmg  nach  rechts),  dann  ist  der  Abfrageapparat  parallel 
zum  Relais  SR  und  zum  t  berlrager  Cc  geschaltet. 

Wenn  ilas  Gespräch  zu  Fnde  ist,  wird  entweder  Jas  Schlul.^zeichen  vom 
anderen  Fernamte  durch  Weckslroni  gegeben,  woraut  67  aufleuchtet,  oder  — 
und  dies  wird  die  Regel  sein  —  die  Scheibe  des  Schlußzeichengalvanoskops 
wird  sichtbar,  weil  der  Teilnehmer  den  Fernhörer  angehängt  hat.  Der  Beamte 
schaltet  sich  durcli  Umlegen  von  FH  in  die  Verbindung  ein.  worauf  Sl  wieder 
erlischt,  stellt  die  SchlulJtrage  >  sprechen  Sic  noch-«  und  trennt  die  Verbindung 
durch  Herausnahme  von  VS-  aus  Ko^  ^die  Weitergabe  des  SchluL^zeichens 
nach  dem  Vorschatteschrank  erfolgt  dadurch  in  der  gleichen  Weise  selbsttätig 
wie  unter  I.  bereits  erläutert). 

Ist  bereits  eine  neue  X'erbindung  mit  einer  anderen  Anschlul>lci(ung  unter 
Benutzung  des  Stö[^-el<;  r5'  vorbereitet,  so  wird  VH  nach  links  gelegt  und 
dadurch  die  Fernleitung  über  I'^'  mit  der  Anschlulileitung  verbunden. 

2.  In  der  Fernleitung  wird  gerufen  und  dadurch  FR  betätigt;  Lninpe  AI 
leuchtet  auf.  Der  Beamte  fragt  ab,  nachdem  er  durch  Umlegung  von  FH 
(in  Fig.  6  nach  rechts)  den  Abfrageapporat  parallel  zu  FR  eingeschaltet  hat. 
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Da  auch  der  Stromkreis  über  die  Haltewickelung  von  FR  infolgedessen  unter- 
brochen ist,  erlischt  AI  wieder. 

Es  wird  eine  Verbindung  mit  einer  an  einem  anderen  Arbeitsplatze  zu 
bedienenden  Fernleitung  verlangt.  FH  nach  links  zurück.  Dadurch  ist  der 
Abfrageapparat  von  der  Fernleitung  getrennt.  AH  nach  rechts  —  der  Abfragc- 
apparat  ist  mit  AS  verbunden.  Prüfung  der  zur  verlangten  Fernleitung  ge- 
hörigen Dienstleitung  durch  Anlegung  der  Spitze  von  i4  5  an  AV,  es  ertönt 
kein  Knacken  im  Fernhörer  —  die  Leitung  ist  frei.  Sodann  AS  in  Kä\ 
dadurch  wird  DR  an  dem  zweiten  in  Betracht  kommenden  Arbeitsplatze  be- 
tätigt, weil  die  Batterie  CB  über  die  t-.Ader  von  AS^  Hülsenleitung  von  Kd 
und  DR  geschlossen  wird,  und  Dl  leuchtet  auf.  Der  Beamte  am  angerufenen 
Platze  legt  AH  nach  rechts,  setzt  den  Stöpsel  ^4  5  in  ATtV  und  meldet  sich. 
Die  verlangte  Fernleitung  ist  nicht  frei.    Beide  Beamte  verabreden ,  wann  die 

Fig.  G.    Stromlauf  für  Ferntische. 

Fernamt.  Ferntisch  I.         Femtisch  II. 


Fernverbindung  zur  Ausführung  kommen  soll,  und  trennen  einstweilen  die  Ver- 
bindung untereinander  durch  Herausnahme  der  Stöpsel  AS  aus  den  Klinken  Kd^\ 
Dl  erlischt  wieder.  Wenn  die  verlangte  Fernleitung  dagegen  frei  ist,  wird  am 
Platze  I  r5'  oder  VS'^  in  Klinke  A/'  der  zu  dieser  Fernleitung  gehörigen 
Fernklinkenleitung,  am  Platze  II  aber  nach  Umlegung  von  FC  nach  rechts  der 
Stöpsel  FS  in  eine  zweite  Klinke  Kf^  gesteckt.  Der  Übertrager  ist  an  beiden 
Platzen  auszuschalten,  so  daß  nur  FR  am  Platze  I  als  Brücke  in  der  Verbin- 
dung eingeschaltet  bleibt.  Das  Relais  FR  dient  nun  als  Schlußzeichen.  Die 
Einleitung  und  Überwachung  des  Gesprächs  erfolgt  nur  am  Platze  I.  Am 
Platze  II  leuchtet  die  Lampe  VI,  solange  am  Platze  I  der  Stöpsel  VS^  oder  VS- 
in  der  Klinke  Kf^  steckt;  sie  erlischt  erst,  wenn  am  Platze  I  nach  Beendigung 
des  Gesprächs  die  Verbindung  durch  Herausnahme  von  r5'  oder  aus  A/' 
getrennt  worden  ist.    Dann  wird  die  Verbindung  auch  am  Platze  II  durch 
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Herausnahme  von  FS  am  aufgehoben.  17  dient  aUo  einerseits  als 
Oberwachuiit^^signal,  dafi  die  Verbindung  am  Platze  i  hergestellt  ist,  anderer- 
seits als  Schlußsignal. 

Liegen  beide  Fernleitungen  an  demselben  Platze  auf  Anrutsignal,  so  werden 
sie  unter  Ausschluß  der  Femklinkenleitung  miteinander  verbunden.  Zu  diesem 
Zwecke  sind  beide  Umschalter  FU  nach  rechts  umzulegen,  sodann  kommt  FS 
der  Leitung  i  in  Klinke  der  Leitung  2  und  FS  der  Leitung  2  in  Kf  der 
Leitung  i.  FR  der  Leitung  1  bleibt  als  Schlußzeichen  in  der  Verbindung  in 
BiUcke  liegen. 


Abwehr  und  Unterdrückung  gemeingefährlicher  Krankheiten. 
Von  Ober* Postinspektor  Benkner  in  Berlin. 

Nach  Artikel  4  der  Verfassung  des  Deutschen  Reichs  unterliegen  der  Beauf- 
sichtigung seitens  des  Reichs  und  seiner  Gesetzgebung  u.  a.  Mafiregeln  der 
Medizinal-  und  Veterinllrpolizei.  Wahrend  die  Abwehr  und  Unterdrtickung 
von  Viehseuchen  bereits  vor  längerer  Zeit  ihre  reichsgesetzliche  Regdung  ge- 
funden hatte  (Gesetz  vom      \       ['^^  ,  Reichsgesetzbtatt  1894,  S.  410),  fehlte 

I .  Mai  1 894 

es  bis  vur  kurzem  an  einer  gleichen  gesetzlichen  Grundlage  für  die  Bekämpfung 
von  Volkskrankheiten.  Der  Mangel  eines  hierauf  bezüglichen  Reichsgesetzes, 
das  bestimmte  Normen  Uber  Art  und  Maß  der  gegen  besonders  gefährliche 
Volksseuchen  anzuordnenden  \'erkehrs[icschr;inkun^'cn  aufstellt,  hatte  sich  bei 
dem  Auftreten  der  Cholera  in  den  Jalircn  iS(|2  und  if^'_)3  außerordentlich 
fühlbar  gemacht,  da  zahlreiche  Behörden  in  übertriebener  Besorgnis  Anord- 
nungen trafen,  welche,  ohne  in  sanitfltspolizeiücher  Hinsicht  einen  Wert  zu 
besitzen,  den  Personen-  und  Güterverkehr  aufs  empfindlichste  störten.  FOr 
den  Post-  und  Eisenbahnverkehr  ergaben  sich  störende  Folgen  daraus,  daß 
an  verschiedenen  Orten  die  Behörden  weitgehende  sanitatspolizeiliche  Mal^^- 
nahmen  auch  auf  Beamte  der  Post-  und  Eisenbahnverwaltung  anwenden 
ließen,  die  in  den  EisenbahnzOgen  von  Hamburg,  wo  bekanntlich  die  Cholera 
im  Jahre  1892  in  Schrecken  erregender  Weise  herrschte,  dienstlich  tatig  ge- 
wesen waren.  Zum  Teil  wurde  diesem  Personal  das  Betreten  der  Ankunfts- 
orte gänzlich  untersagt  und  jede  Erholung  während  der  dienstfreien  Zeit  un- 
möglich gemacht.  Einzelne  Behörden  und  Personen  verlangten  die  Desinri- 
zierung  aller  aus  Hamburg  an  sie  eingehenden  Postsendungen,  wahrend  eine 
Polizeibehörde  zu  der  Anordnung  übeigehen  virollte,  alle  derartigen  Brief- 
sendungen dem  Feuer  ;^u  überliefern. 

Abgesehen  hiervon  erwies  sich  in  .Ansehung  der  Cholera  und  der  Pesi 
eine  gleichmütige  Regelung  auch  zu  dem  Zwecke  als  notwendig,  um  dem 
Reiche  die  Erfüllung  der  Verpflichtungen  zu  ermöglichen,  die  es  in  der  zu 
Dresden  am  1  Apiil  1^93  abgeschlossenen  internationalen  Übereinkunft  zur 
Bekämpfung  der  Cholera  (Reichsgesetzblatt  iS  ).},  S.  343)  und  in  der  zu 
Venedi^  am  10.  Mnr/,  i  Stjy  abgeschlossenen  Sanitatsübercinkunft ,  betreffend 
die  Bekämpfung  der  Pest  (Rcichsgesetzbiatt  1900,  S.  43,  ,  übernommen  hatte. 
In  diesen  internationalen  Abmachungen  ist  eine  gegenseitige  Benachrichtigung 
der  Vertragssiaaten  über  die  in  ihren  Gebieten  sich  ereignenden  Cholera-  und 
Pestlalle  und  über  die  gelrotfenen  Vorsicht?-  und  AbwehrmotJnahmen  vor- 
gesehen, sowie  die  Einhaltung  einer  bestimmten  Grenze  bei  den  SperrmaU- 
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nahmen  und  sonstigen  BescbrSnkungen  gegenüber  dem  internationalen  Waren-, 

Personen-  und  Schiffahrtsverkehre  vereinbart. 

Durch  das  Gesetz  vom  30.  Juni  1900,  betreibend  die  Bek;iiiiptunij  tremein- 
getüiu lieber  Krankheiten  (Reichsgesetzblatt  1900,  S.  300;,  —  sogenanntes  Reicli?»- 
seuchengesetz  —  ist  jetzt  aucb  die  Abwehr  und  Unterdrückung  der  großen 
Volksseucben  vom  Reiche  nach  einheitlichen  Grundsiltzen  gerq^elt.  Das  Gesetz 
rechnet  zu  den  gemcingefilhrlichen  Krankheiten  Aussatz  (Lepra).  Cholera 
(asiatische),  Fleckfieber  (Flecktyphus),  Gelbtieber,  Pest  (orientalische  Beiilenpest) 
und  Pocken  (Blattern).  Es  zerfällt  in  Bestimmungen  Uber  die  Anzcigeptlicht 
bei  Erkrankungen  und  Todesfüllen  an  einer  der  genannten  Seuchen  und  beim 
Verdacht  einer  solchen  Erkrankung,  tlber  das  Verfahren  zur  Feststellung  der 
Krankheit,  über  die  zulässigen  Schutzmaüregeln  und  Entschädigungen,  sowie 
in  allgemeine  und  Strafvorschriften. 

Nach  diesem  Gesetze  soll,  soweit  die  zugelassenen  Abwehr-  und  Unter- 
drtlckungsroafinahmen  in  Frage  kommen,  noch  eine  Reihe  von  Ausführungs- 
bestimmungen vom  Bundesrat  erlassen  werden.  Dem  Bundesrat  ist  insbesondere 
die  Bestimmung  darüber  vorbehalten,  inwieweit  die  auf  Grund  des  Gesetzes 
polizeilich  angeordneten  Verkehrsbeschrünkunycn  unA  Dcsinkktionsmal^nahmen 
auf  Personen,  die  wührend  der  Beförderung  als  krank,  krankheits-  oder  an- 
steckungsverdlchtig  befunden  werden  (Reisende),  und  auf  die  im  Dienste  be- 
findlichen oder  aus  dienstlicher  Veranlassung  vorübergehend  auflerhalb  ihres 
Wohnsitzes  sich  aufhaltenden  Beamten  und  Arbeiter  der  Eisenbahn-,  Post- 
und  Telcf^raphenverwaltun^en  anzuwenden  sind.  Die  wegen  dieser  Beamten 
usw.  zu  trt-tl'ende  Bestimmung  soll  für  die  Zukunft  verhindern,  dau  durch 
Anordnungen  der  Örtlichen  Behörden  der  regelmäßige  Betrieb  der  Verkehrs- 
anstalten unnötig  gestört  werde.  Zunächst  hat  der  Bundesrat  im  Hinblick  auf 
die  immer  weiter  greifende  .\usbreitunt;  der  Pest  während  der  letzten  Jahre 
unterm  4.  Oktober  1900  voiiüuhge  Ausführunßsbestimmungen  in  Betreff  der 
Pest  ergehen  lassen  (Reichsgesetzblatt  1900,  S.  830)  und  ferner  Grundsätze 
festgestdtt,  die  zur  Sicherung  eines  wirksamen  und  einheitlichen  Vorgehens 
aller  Behörden  bei  der  Bekämpfung  dieser  Seuche  befolgt  werden  sollen. 

Die  auf  die  Pest  bezüglichen  Bestimmungen  i^c^  Reichsseuchengesetzes, 
eine  Bekanntmachung  des  Reichskanzlers,  befretiend  die  wechselseitige  Benach- 
richtigung der  Militär-  und  Polizeibehörden  Uber  das  Auftreten  übertragbarer 
Krankheiten,  vom  aa.  Juli  1902  (Reichsgesetzblatt  S.  257),  femer  die  vor- 
erwähnten Ausftkhrungsbestimmungen  und  Grundsutze  sind  in  einer  vom  Bundes- 
rate festgestellten  »Anweisung  zur  Bekämpfung  der  Pest«  zusammengestellt 
worden,  von  der  eine  amtliche  Ausgabe  im  Verlage  von  Julius  Springer  in 
Berlin  erschienen  ist. 

Der  Anweisung  sind  als  Anlagen  u.  a.  beigegeben  eine  Desinfektionsanweisung 
sowie  GrundsStze  für  Maßnahmen  im  Eisenbahnverkehre  zu  Pest/eiten  nebst 
Anweisung  Uber  die  Behandlung  der  Kisenbahn  -  Personen  -  und  Schlafwagen 
bei  Pestgefahr  und  Verhaltungsmaßregeln  für  das  Eisenbahnpersonal  bei  pest- 
verdäciuigen  Erkrankungen  auf  der  Eisenbahnfahrt.  Wir  geben  den  iniiait 
im  Zusammenhange  nachstehend  insoweit  wieder,  als  der  Post-  und  Tele- 
graphendienst unmittelbar  oder  mittelbar  davon  berührt  wird,  und  zwar  haupt- 
sächlich deshnlh,  weil  die  dabei  vorkommenden  Gesetzesbestimmungen  zugleich 
bei  Bekämpfung  der  übrigen  gemeingefährlichen  Krankheiten  Anwendung  tuulen 
und  die  im  Verordnungsweg  ergangenen  Vorschriften  unzweifelhalt  auch  tür 
die  endgültigen,  auf  alle  derartigen  Krankheiten  sich  erstreckenden  Ausftthrungs- 
bestimmungen  des  Bundesrats  in  vieler  Beziehung  vorbildlich  sein  werden. 

V o rb c  u  g  u  n  gs m  a ß rege !  n.  In  Zeiten  der  Pestgetahr  soll  den  Wohnun- 
gen und  ihrer  Reinhaltung  erhöhte  Aufmerksamkeit  zugewendet,  für  die  regei- 
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mäßige  Beseitigung  des  HausmOlls  gesorgt  and  die  Ansammlung  von  Kttchen- 

abfällen  in  den  Häusern  vermieden  werden.  Auf  Vertilgung  von  Ratten  und 
M.'Jusen,  die  nls  sehr  gefährliche  Verbreiter  der  Pe^t  betrachtet  werden,  sowie 
von  sonstigem  Ungeziefer  ist  Bedacht  zu  nehmen.  An  den  von  der  Pest 
bedrohten  oder  ergriffenen  Orten  sind,  sofern  daselbst  nicht  bereits  Gesund- 
beitskoromissionen  besteben,  solche  einzurichten.  Aufgabe  dieser  Kommissionen 
ist  es,  die  Behörden  bei  der  Bekämpfung  der  Pest  zu  unterstützen  und  zur 
Belefirung  der  Bevölkerung  Uber  die  Krankheit  beizutragen.  Auf  die  Ein- 
richtung öftenthcher  Desinfektionsanstalten  ist  hinzuwirken.  Der  Bedarf  an 
Unterkunftsräumen,  Pflegepersonal,  ärztlicher  Hülfe,  Arznei-,  Verband-, 
Desinfektions-  und  Transportmitteln  soll  beizeiten  sichergestellt  werden. 

Ein  besonderes  Augenmerk  haben  die  Polizeibehörden  auf  solche  Personen 
zu  richten,  die  sich  kürzlich  in  einem  von  der  Pest  heimgesuchten  ürle  auf- 
gehalten haben.  Diese  Personen  können  einer  nach  dem  Gutachten  des 
beamteten  Arztes  zu  bemessenden,  aber  nicht  länger  als  zehn  Tage  seit  dem 
Verlassen  des  Pestortes  dauernden  Beobachtung  unterstellt  werden,  die.  jedoch 
in  möglichst  schonender  Form  auszuführen  ist.  Erforderlichenfalls  sollen  zur 
Erleichterung  dieser  Mal^nahme  die  höheren  N'erwaltungsbehördcn  anordnen, 
daß  zureisende  Personen,  die  sich  innerhalb  zehn  Tagen  vor  ihrer  Ankunft 
in  einem  von  der  Pest  betroffenen  Orte  aufgehalten  liaben,  der  Polizeibehörde 
des  neuen  Aufenthaltsortes  binnen  einer  zu  bestimmenden  möglichst  kurzen 
Frist  zu  melden  sind.  Unter  zureisenden  Personen  werden  nicht  nur  orts- 
fremde, sondern  auch  ort«;angehörige  Personen  verstanden,  die  nach  Verweilen 
an  einem  Pestorte  nach  Hause  zurückkehren. 

In  Ortschaften  und  Bezirken,  die  von  der  Peit  befallen  oder  bedroht  sind, 
können  die  in  Tninsportbetrieb«!  (Unternehmungen  für  Waren-  und  Personen- 
beförderung) beschäftigten  Personen  zur  Verhinderung  der  Verschleppung  der 
Seuche  von  Ort  zu  Ort  einer  gesundheitspolizeilichen  Überwachung  unterworfen 
werden  (Gesetz  §  1 5). 

An  zeige  p  flicht.  Jede  Erkrankung  und  jeder  Todesbll  an  Pest  sowie 
jeder  Fall,  der  den  Verdacht  dieser  Krankheit  erweckt,  ist  der  Polizeibehörde 
unverzüglich  anzuzeigen;  hierzu  ist  in  erster  Linie  der  zugezogene  Arzt  oder 
der  Haushaltungsvor^tand  verpflichtet  (Gesetz  J^;*  i,  2,  4).  Zur  Erleichterung 
der  Anzeigeerstattung  wird  die  Benutzung  unfrankierter  Postkarten  empfohlen, 
welche  die  Polizeibehörden  bei  drohender  Pest^fohr  unentgeltlich  zur  Ver- 
fügung zu  stellen,  insbesondere  an  Ärzte,  Krankenpfleger  usw.  zu  verteilen 
haben.  Die  Postkarten  tragen  auf  der  Vorderseite  den  Vemierk  »Portopflichtige 
Dienstsache«  und  sind  mit  einem  Abdrucke  des  Dienstsiegels  oder  Dienst- 
stempels der  Polizeibehörde  versehen.  FUr  Postkarten  dieser  Art  wird  das 
Zuschlagporlo  fUr  unfrankierte  Sendungen  nicht  erhoben  (AmtoblettverfUgung 
des  Reichs-Postamfs  vom  1 1.  August  1902,  Amtsbl.  S.  179). 

Maßregeln  gegen  die  Weiterverbreitung.  An  Pest  erkrankte  oder 
krankheitsverdächtige  Portionen  sollen  ohne  Verzug  abgesondert  werden.  Das 
Gleiche  gilt  fUr  ansteckungsverdächtige  Personen,  insoweit  nicht  die  vorher 
erwähnte  dnbchere  Art  der  Beobachtung  für  ausreichend  erachtet  wird.  AU 
krankheitsverdschtig  sind  solche  Personen  zu  betrachte,  weldie  unter  Er- 
scheinungen erkrankt  sind,  die  den  Ausbruch  der  Pest  befürchten  lassen,  als 
ansteckungsverdächtig  solche,  bei  welchen  dergleichen  Erscheinungen  zwar 
nicht  vorliegen,  jedoch  die  Besorgnis  gerechtfertigt  ist,  daß  sie  den  Krankheits- 
stoff aufgenommen  haben.  Die  AlMonderung  der  ansteckui^verdlcht^en 
Personen  darf  IVngstens  auf  zehn  Tage  erfolgen. 

Die  gänzliche  oder  teilweise  Räumung  von  Wohnungen  und  Gebäuden, 
in  denen  Erkrankungen  vorgekommen  sind,  kann,  insoweit  der  beamtete  Arzt 
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es  filr  uneritffflich  erklärt,  angeordnet  werden;  den  betroffenen  Bewohnern  ist 
anderweit  geeignete  Unterkunft  unentgeltlich  zu  bieten  (Gesetz  $  i8). 

Alle  Insns5;en  eine<  HiUises .  in  welchem  ein  Pevffall  vorgekommen  ist, 
werden  von  der  Polizcibi bürde  auf  ihren  Gesundheitszustand,  nütigentalls 
durch  Absonderung,  einer  Beobachtung  unterworfen.  In  einem  solchen  Hause 
sind  die  in  Betracht  kommenden  RVume,  Gegenstände  usw.  zu  desin6zieren. 
Für  Gegenstände,  deren  Desinfektion  nicht  ausführbar  oder  im  Verhöltnisse 
zu  ihrem  Werte  zu  kostspielig  ist,  kann  die  V'-r^ichtung  angeordnet  werden 
(Gesetz  §  19).  Wohnungen  oder  Häuser,  in  denen  an  der  Pest  erkrankte 
Personen  sich  befinden,  sind  kenntlich  zu  machen.  Für  den  Transport  der 
Kranken  und  Krankheits-  oder  AnsteckungsverdVchtigen  sollen  dem  öffentlichen 
Verkehre  dienende  Fuhrwerke  in  der  Regel  nicht  benutzt  werden.  Fahrzeuge, 
die  zur  Beförderung  solcher  Personen  gedient  haben,  müssen  alsbald  und  vor 
anderweitiger  Benutzung  desinhziert  werden. 

Die  Polizeibehörden  der  von  Pest  ergriäenen  Orte  haben  dafür  zu  sorgen, 
dafl  Gegenstände,  von  denen  anzunehmen  ist,  daß  sie  mit  dem  Krankheitsstoffe 
der  Pest  behaftet  sind,  vor  wirksamer  Desinfektion  nicht  in  den  Verkehr  ge- 
langen. Insbesondere  ist  für  Ortschaften  oder  Bezirke,  in  denen  die  Pest  sich 
weiter  verbreitet,  die  Ausfuhr  von  Gegenständen  zu  verbieten,  die  geeignet 
sind,  die  Krankheit  zu  verbreiten.  Als  solche  gelten  gebrauchte  Leibwäsche, 
gebrauchtes  Bettzeug,  alte  und  getragene  Kleidungsstücke  sowie  Hadern  und 
Lumpen.  Ausgenommen  vom  Ausfuhrverbot  ist  u.  a.  unverdächtiges  Reisegepäck. 

Einfuhrverbote  gegen  inländische  Pestorte  sind  nicht  zulassig.  Die  während 
der  letzten  Cholera -Epidemie  gesammelten  unerfreulichen  Erfahrungen  haben 
bewiesen,  daß  solche  Verbote  für  den  Verkehr  mit  schweren  Belästigungen 
verknüpft  und  kaum  durchführbar  sind;  dabei  ist  der  mit  ihnen  zu  erzielende 
Schutz  nur  sehr  gering. 

Für  Wäschegegenstände  der  gedachten  Art  und  für  getragene  Kleidungs- 
stücke, die  aus  eineiu  Pestorte  stammen  und  seit  dessen  Verlassen  noch  nicht 
wirksam  desinfiziert  worden  sind,  kann  eine  Desinfektion  angeordnet  werden. 
Im  übrigen  ist  eine  Desinfektion  von  G^enstlnden  des  Güter-  und  Reisever- 
kehrs, einschliefliich  der  von  Reisenden  getragenen  Wäsche-  und  Kleidungs- 
stücke,  nur  dann  geboten  und  zulässig,  wenn  die  Gegenstände  nach  dem 
Gutachten  des  beamteten  Arztes  als  mit  dem  Ansteckungsstoffe  behaftet  anzu- 
sehen sind. 

Weitergehende  Beschränkungen  des  GepSck-  und  Güterverkehrs  sowie  des 

Verkehrs  mit  Post-  (Brief-  und  Paket-)  Sendungen  sind  nicht  zulässig. 

Allgemeine  \'o rsch ri fte n.  Personen,  welche  der  Invalidenversicherung 
unterliegen,  haben  wegen  des  aus  Anlaß  der  Beobachtung  oder  Absonderung 
entgangenen  Arbeitsverdienstes  unter  bestimmten  Voraussetzungen  Anspruch 
auf  Entschädigung  (Gesetz  $  28).  Eine  solche  wird  auf  Antrag  u.  U.  auch 
gCM'ährt  werden  fQr  Gegenstände,  die  infolge  einer  polizeilich  angeordneten 
und  Uberwachten  Desinfektion  derart  beschädigt  worden  sind,  Jaf>  ^ie  zu  ihrem 
bestimmungsmäliigen  Gebrauche  nicht  weiter  verwendet  werden  können,  oder 
die  auf  polizeiliche  Anordnung  vernichtet  worden  sind  (Gesetz  29).  Diese 
EntschMdigungen  sowie  die  Kosten  der  Beobachtung  von  Personen,  femer  auf 
Antrag  die  Kosten  der  polizeilich  angeordneten  und  überwachten  Desinfektion 
sind  aus  üftentlichcn  Mitteln  zu  bestreiten. 

Für  den  Eisenbahn-,  Post-  und  Telegraphenverkchr  sowie  für  Schitiahrtj»- 
betriebe,  welche  im  Anschluß  an  den  Eisenbahnverkehr  geführt  werden  und 
der  staatlichen  Eisenbahn-Aufisichtsbehörde  unterstellt  sind,  liegt  die  Ausführung 
der  Schützmaßregeln  ausschließlich  den  zuständigen  Reichs-  und  Landes- 
behörden ob  (Gesetz  SS  37»  4o;- 
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Nach  den  Grundsätzen  fOr  Mafinahmen  im  Eisenbahnverkehre 

zu  Pest  zeiten  hat  eine  allgemeine  und  regelmäßige  Untersuchung  der  Reisenden 
nicht  slaUzuHnden.  Dem  Eisenhahnpersonal  werden  die  Stationen,  auf  welchen 
Ärzte  sofort  erreichbar  sind,  sowie  diejenigen,  bei  weichen  geeignete  Kranken- 
hfiuser  zur  Unterbringung  von  Pestkranken  bereit  stehen  (Krankentlbergabe> 
Stationen),  bekannt  gegeben.  Auf  diesen  Stationen  sowie,  falls  eine  «rztliche 
Überwachung  der  Reisenden  an  der  Grenze  angeordnet  ist  (s.  die  nachfolgenden 
Bestimmungen  der  Venediger  Sanitäfsübereinkunft),  auf  den  Zollrevisionssfationen 
sind  zur  Untersuchung  Erkrankter  die  erforderlichen,  entsprechend  auszu- 
stattenden Rflume  von  der  Eisenbahn  Verwaltung,  soweit  sie  ihr  zur  Verfügung 
stehen,  herzugeben. 

Für  den  Fall  der  auCßiUigen  Erkrankung  eines  Reisenden  ist  bestimmt,  dafl 
alsbald  alle  anderen,  mit  diesem  in  dem-^elben  Wngenabfeile  befindlichen 
Rei'^cnden,  ausgenommen  die  zur  Unterstützung  des  Erkrankten  bei  ihm 
bleibenden  Personen,  in  einem  besonderen  Abteil  untergebracht  werden  sollen, 
daß  der  Schaffner  sich  des  Erkrankten  anzunehmen,  akdann  jedoch  jede  Be- 
rührung mit  anderen  Personen  nach  Möglichkeit  zu  vermeiden  hat  und  daß 
der  Erkrankte  der  nächsten  Übergabestation  zu  übergeben  ist,  wenn  er  dies 
wünscht  oder  wenn  sein  Zustand  eine  Weiterhetörderung  untunlich  macht. 
Dem  Verlangen  des  Erkrankten,  seine  Reise  tortzuselzen ,  kann  entsprochen 
werden,  wenn  der  zunächst  erreichbare  Arzt  dies  für  unbedenklich  hKit.  Auch 
soll  der  Erkrankte,  wenn  er  den  Zug  auf  einer  Station  vor  der  nächsten  Über- 
gabe^itntion  verlassen  will,  hieran  nicht  gehindert  werden;  doch  ist  in  diesem 
Falle.  Sötern  nicht  auf  dem  Bahnhot  ärztliche  Hülfe  abgewartet  wird,  die 
niichsie  Polizeibehörde  zu  benachrichtigen. 

Eine  Beschrankung  des  Eisenbohngepäck-  und  Güterverkehrs  findet,  abge- 
sehen von  den  bezüglich  einzelner  Gegenstände  ergehenden  Ausfuhr-  und  Ein- 
fuhrverboten, nicht  statt. 

In  Betreff  der  Desinfektion  von  Reisegepück  und  Gütern  ist  bestimmt,  daß 
auf  den  Zollrevisionsstationen  auf  ärztliche  Anordnung  die  Desinfektion  von 
schmutziger  Wäsche,  alten  und  getragenen  Kleidungsstücken  und  sonstigen 
Gegenstanden,  welche  zum  Gepäck  eines  Retsenden  gehören  oder  als  Umzugs - 
gut  anzusehen  sind  und  aus  einem  pcstvcrscuchten  Bezirke  stammen ,  zu  er- 
folgen hat,  sofern  sie  als  mit  dem  Ansteckungsstoffe  der  Pest  liehattet  zu  er- 
achten sind,  hn  übrigen  soll  eine  Desinfektion  von  Expreb-,  Eil-  und  Fracht- 
gütern —  auch  auf  den  Zollrevisionsstationen  nur  bei  solchen  Gegenständen 
stattfinden,  die  nach  Ansicht  der  OrtsgesundheitsbehOrde  mit  dem  Ansteckungs- 
stoffe  behaftet  ind. 

Briefe  und  Korrespondenzen,  Drucksachen,  Bücher,  Zeitungen,  Geschafts- 
papiere  usw.  unterliegen  keiner  De>inlekUon. 

Nach  der  Anweisung  über  die  Behandlung  der  Eisenbahn- 
Personen-  und  Schlafwagen  soll  während  eines  Pestausbruchs  im  Inland 
oder  in  einem  benachbarten  Gebiete  für  besonders  sorgfillttge  Reinigung  und 


*)  Die  gleiche  Bestimmung  ist  im  Jahre  1892  aus  Anlaß  der  Cholera-Epidemie  er- 
lassen worden,  nachdem  sich  d;is  Reichs-GcsundliLiisamt  und  eine  Kommission  von 
Veru"ctern  beteiligter  Bundesregierungen  mit  der  Frage  der  Desinfektion  von  Post- 
seiMlungen,  die  von  verseuchten  Orten  ao^tehen,  beschäftigt  hatten.  Mafigebend  fttr 
die  .uetroffcnt.-  EniscliciJuni;  war  die  allseitig  zum  AusJr-jcke  ychrachtt-  Ansicht,  daß 
die  Müglichkcit  einer  Verschleppung  des  Ansteckungsstotfs  durch  die  mit  der  Post 
beförderten  Briefe  usw.  g^enüber  den  sonstigen  Gefahren  nicht  in  Betracht  kommt. 
Eine  wirksame  Desinfektion  würde  ohnehin  bei  dem  heutigen  Umfange  des  Postver- 
kehrs undurchführbar  sein. 
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Lüftung  dieser  Wogen  gesorgt  werden.    Ein  Personenwagen,  in  welchem  ein 

Pestkranker  sich  befunden  hat,  ist  sofort  außer  Dienst  zu  stellen  und  der 
nächsten  mit  den  nötigen  Einrichtungen  versehenen  Station  zur  Desinfektion 
zu  Uberweisen.  Die  Bestimmungen  Anden  sinngemüiie  Anwendung  bei  Er- 
krankungen von  Zug-  und  Postbeamten  in  den  von  ihnen  benutzten  Gepilck- 
und  Postwagen. 

Der  internationale  Verkehr  hat  für  den  Fall  einer  Pestgefahr  durch 
die  bereits  erwähnte  Venediger  SanilätsUbereinkuntt  ebenfalls  eine  gleichmaßige 
Regelung  erfahren.  Diese  Übereinkunft  ist,  außer  von  Deutschland,  von 
Belgien,  Frankreich,  Grofibritannien,  Italien,  Luxemburg,  Montenegro,  den 
Niederlanden,  Österreich-Ungarn,  Persien,  Ruminien,  Rußland,  der  Schweiz, 
Spanien,  Griechenland,  Portugal  und  Serbien  unterzeichnet,  von  diesen  Staaten, 
mit  Ausnahme  der  letzten  drei,  auch  ratitiziert  worden.  Es  ist  daraus  fol- 
gendes hervorzuheben. 

Die  Regierung  des  verseuchten  Landes  muß  den  Übrigen  Regienmgen  von 
jedem  vorgekommenen  Pestfalle  Nachricht  geben.  Die  Regierung  jedes 
Staates  hat  diejenigen  MaiJregcIn,  die  sie  bezüglich  der  HcrkUnltc  aus  einem 
verseuchten  Lande  oder  verseuchten  örtlichen  Bezirke  für  erforderlich  liiilt, 
sofort  zu  verüüentlichen  und  der  Regierung  des  beteiligten  Landes  mitzuteilen. 
Die  Aufhebung  oder  etwaige  Abänderungen  dieser  Maßregeln  sind  in  gleicher 
Weise  bekannt  zu  geben. 

Als  giftfangende  Gegenstände  oder  Waren,  die  von  der  Einfuhr  ausge- 
schlossen werden  dürfen,  gelten  im  allgemeinen  diejenigen,  deren  Ausfuhr  aus 
inländischen  Pestorten  verboten  ist,  Leibwäsche,  Bettzeug  und  Kleidungsstücke 
jedoch  nur  insoweit,  als  diese  Gegenstände  nicht  zu  Reisegepäck  oder  Umzugs- 
gut  gehören.  Die  Durchfuhr  von  giftfangertden  Gegenständen  darf  nicht 
untersat;!  ^\  erden,  wenn  diese  so  verpackt  sind,  daß  unterwegs  eine  Berührung 
d.inut  nicht  möglich  ist.  Ebenso  soll  der  Umstand,  dab  giftfangende  Gegen- 
stände durch  einen  verseucliten  örtlichen  Bezirk  befördert  worden  sind,  kein 
Hindernis  für  ihre  Einfuhr  in  das  Bestimmungsland  bilden,  sofern  unterwegs 
eine  Berührung  mit  beschmutzten  GegenstHnden  nicht  hat  eintreten  kOnnen. 
Es  ist  unstatthaft,  Waren  an  den  Landgrenzen  oder  bei  der  Ankunft  zur  See 
in  Quarantäne  zurückzuhalten.  Ihr  Ausschluß  von  der  Einfuhr  oder  die  Des- 
infektion sind  die  einzigen  zulässigen  Maßnahmen. 

Einer  Desinfektion  werden  unterworfen:  die  zum  Reisegeplick  oder  Um- 
zug^ut  gehörenden  Gegenstände,  ferner  Waren  und  sonstige  Gegenstände, 
die  nach  Ansicht  der  lokalen  Gesundheitsbehf^t de  mit  dem  Ansteckung'^- 
i>toflc  der  Pest  behaltet  sind,  oder  deren  Einfuhr  verboten  werden  kann.  Die 
Entscheidung  darüber,  in  welcher  Weise  und  wo  die  Desinfektion  stattzu- 
finden hat,  steht  der  Behörde  des  Bestimmungslandes  zu. 

Briefe  und  Korrespondenzen,  Drucksachen,  Bücher,  Zeitungen,  unter  Kreuz- 
band versendbare  Schriften  usw.  (auNschließlich  der  Postpakete)  unterliegen 
weder  einer  Einfuhrbeschränkung  noch  der  Desinfektion. 

Die  zur  Belüiderung  von  Reisenden,  der  Post  und  des  Reisegepäcks 
dienenden  Wagen  kOnnen  an  der  Grenze  nicht  zurückgehalten  werden.  Ist 
ein  solcher  Wagen  beschmutzt,  so  wird  er  möglichst  bald  zwecks  Desinfektion 
an  der  Grenze  oder  auf  der  näcIiNten  Haltestation  vom  Zuge  abgehängt. 
LandquarantJinen  werden  nicht  mehr  verhJingt.  Nur  die  Personen,  welche 
Pestsymptoiue  aufweisen,  können  an  der  Landgrenze  zurückgehalten  werden. 
Dieser  Grundsatz  schließt  nicht  das  Recht  jedes  Staates  aus,  nötigenfalls  einen 
Teil  seiner  Grenzen  zu  sperren.  Findet  an  der  Grenze  eine  Ärztliche  Unter- 
suchung statt,  so  wird  sie  tunlichst  mit  der  Zollrevision  verbunden,  um  die 
Reisenden  so  wenig  wie  möglich  aufzuhalten. 
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Bezüglich  der  weiteren  gerocingefährlicben  Krankheiten,  auf  welche  das 

Keichs.seuchet>L,'t'  e(z  sich  erstreckt,  bleiben,  <o  lange  über  "^ic  nähere  Vor- 
schriften nicht  ebenfalls  im  Verordnungsweg  ergehen,  die  von  Reichs  wegen 
vc;r^ezejchneten  Maßnahmen  auf  die  Beätimniungen  des  Gesetzes  beschränkt. 
Hierbei  finden  demnach,  wie  bereits  erwähnt,  die  unter  den  Anordnungen 
zur  Bekämpfung  der  Pest  angeftthrten  Gesetzesvorschriften  ebenfalls  Anwendung. 

Was  indes  die  C^holera  anlangt,  so  sind  im  Jahre  iS  ,;  vk-n  Landes- 
regierungen zur  Erzielung  eines  gleichniftl-Mgen  Vorgehens  der  Behörden  aller 
Bundesstaaten  beim  Auftreten  dieser  Seuche  vom  Reichskanzler  weitere  Ver- 
haltungsmafiregeln  empfohlen  worden,  die  im  wesentlichen  den  in  Betreff  der 
Pest  erlassenen  Ausführungsbestimmungen  und  aufgestellten  »Grundsätzen« 
entsprechen.  Auch  decken  sich  die  Bestimmungen  der  zur  glcichmJiißigen 
Regelung  des  internationalen  Verkehrs  bei  (^holeragelahr  in  Dresden  ab- 
geschlossenen Übereinkunft  mit  den  im  Vorstehenden  wiedergegebenen  Fest- 
setzungen der  Venediger  Sanitlitsttbereinkunft.  Die  Cholerakonvention  ist, 
außer  vom  Deutschen  Reiche,  von  Belgien,  Frankreich,  Italien,  Luxemburg, 
Österreich  l'ngarn ,  Rußland,  Montenegro,  der  Schweiz  und  den  Nieder- 
landen unterzeichnet  worden;  nachträglich  sind  ihr  Großbritannien,  Liechten- 
stein, Rumänien  und  Serbien  beigetreten. 

Bei  Bekämpfung  beider  Seuchen  —  Cholera  und  Pest  —  werden  nach 
obigem  in  allen  Beziehungen  nahezu  die  gleichen  Grundsätze  zur  Anwendung 
kommen.  Ahut'ichiint^fn  bcv'chcn  u.  n.  darin.  da!>  für  den  Postpaketverkehr 
aus  Choleraortschalten  eine  Angabe  des  hihalls  der  Sendungen  auf  der  Ver- 
packung oder  der  Begleitadresse  vorgeschrieben  werden  kann,  und  daß  fUr 
solche  Ortschaften  auch  die  Ausfuhr  von  Milch  zu  verbieten  ist. 

Eine  besondere  Bestimmung  des  Bundesrats,  inwieweit  die  auf  Grund  Je^ 
Reichsseuchengesetzes  polizeilich  angeordneten  Verkehrsbeschrünkungen  und  Des- 
infektionsmaßnahmen auf  die  im  Dienste  befindlichen  oder  aus  dienstlicher  Ver- 
anlassung vorabergehend  außerhalb  ihres  Wohnsitzes  sich  aufhaltenden  Beamten 
und  Arbeiter  der  Eisenbahn-,  Post-  und  Telegraphenverwaltun^n  Anwendung 
finden  sollen,  ist  bis  jetzt  für  keine  der  im  Gesetze  vorgesehenen  Seuchen- 
gefnhren  ergangen.  Doch  kann  es  nicht  zweifelhaft  sein,  daß  für  kranke, 
krankheits-  oder  ansteckungsverdächtige  Beamte  und  Arbeiter  der  gedachten 
Art  die  in  den  gesetzlichen  Grenzen  sich  haltenden  behördlichen  Anordnungen 
zur  Abwehr  der  Seuchengefahren  ebenfalls  maßgebend  sein  müssen.  Gemfifi 
5  40  des  Gesetzes  würde  jedoch ,  um  nicht  die  Interessen  des  \  erkchrs  zu 
beeinträchtigen,  der  Vollzug  der  Abwehrma(?regeln  den  Behörden  der  beteiligten 
Betriebsverwaltungen  vorbehalten  bleiben.  Da  diesen  Verwaltungen  eintreten- 
denfalls die  Überwachung  des  Gesundheitszustandes  ihres  Betriebspersonais 
obliegt,  so  erscheint  es  angezeigt,  dafür  zu  sorgen,  daß  Beamte  und  Arbeiter 
der  Post-  und  Tcle^raphenverwnlfiing,  die  aus  dienstlicher  Veranlassung  (Auf- 
sichlsdienst,  Bahn[»osidienst ,  Bclorderungsdienst ,  Lcilungsbau)  sich  vorüber- 
gehend außerhalb  ihres  Wohnsitzes  aufhalten,  nicht  etwa  als  zureiscnde  Per- 
sonen angesehen  werden,  für  welche  die  Verpflichtung  zur  Meldung  bei  der 
Ortspolizeibeh&rde  angeordnet  werden  kann.  Eine  entsprechende  Vorschrift, 
durch  welche  unnötige  Belästigungen  dieses  Personals  vermieden  werden, 
möchte  daher  t'ür  die  vom  Hundesrate  zu  erlassenden  endgültigen  AusfUhrungs- 
bestiuunuiigen  zum  Reichsseuchengesetze  vorzusehen  sein. 
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Aus  der  amtlichen  Denkschrift  über  die  Entwickelung 
des  Kiautsehougebiets  in  der  Zeit  vom  Oktober  1901 

bis  dahin  1902. 

Die  Ergebnisse  des  Berichtsjahrs  zeigen  eine  friedliche,  stetige  Weiterent- 
wickelung des  Schutzgebiets  in  wirtschaftlicher  und  kultureller  Hinsicht,  wenn- 
gleich in  Tsingfau,  wie  in  allen  nnderen  Plätzen  Nordchina'?,  die  Nachwehen 
der  chinesischen  Wirren  noch  nicht  wieder  völlig  normale  Verhältnisse  hnben 
eintreten  lassen.  Handel  und  Verkehr  bewegten  sich  in  erfreulich  steigender 
Riebtang;  doch  ist  die  eigentliche  Verkehrsentwickelung  erst  mit  der  Fertig» 
Stellung  des  Hafens  und  der  Eisenbahn  und  mit  der  Einarbeitung  des  Berg- 
Werkbetriebs  zu  erwarten. 

Die  Bahnanlage  ist  irn  Berichtsjahre,  wie  wir  bereits  auf  S.  456  de«; 
Archivs  von  1902  mitteilten,  an  einen  wichtigen  Abschnitt  gelangt,  indem  die 
Strecke  bis  Weihsien  am  i.Juni  des  genannten  Jahres  eröffnet  wurde,  und 
zwar  genau  innerhalb  der  dreijährigen  Frist,  die  in  der  Konzession  für  die 
Vollendung  dieses  ersten  Bauabschnitts  vorgesehen  worden  war.  Der  Fortgang 
der  Bauarbeiten  hat  durch  die  Ungunst  der  Elemente  mit  unerwarteten 
Schwierigkeiten  zu  kämptcn  gehabt:  ungewöhnlich  starke  Regengüsse  verur- 
sachten im  Laufe  des  Sommers  einen  Hochwasserstand,  der  alle  firtlheren 
Wahrnehmungen  überstieg  und  sowohl  die  neuerrichteten  Dämme  als  auch 
namentlich  die  zahlreichen  Brückenbauten  der  Bahn  einer  harten  Probe  aus- 
setzte. An  der  Brücke  Uber  den  Weiho  (7  Ut^nungen  von  je  -^o  und  4  zu 
je  15  m)  senkten  sich  im  Juli  zwei  Pfeiler  infolge  ünterspUlung;  von  den  auf 
ihnen  ruhenden  BrOckentrSgem  stürzten  zwei  in  den  Uber  den  höchsten  bisher 
bekannten  Hochwasserstand  angeschwollenen  Fluß,  durch  dessen  wilde  Strömung 
das  Eisenwerk  der  einen  Öffnung,  im  Gewichte  von  48  Tonnen,  600  m  ab- 
wärts fortgerissen  wurde.  Auch  an  den  Dämmen,  besonders  auf  der  Strecke 
zwischen  Kiaulschou  und  Kaumi,  wurden  mancherlei  Schäden  angerichtet. 
Trotzdem  wurde  der  Betrieb  bereits  3  Tage  nach  der  Beschädigung  der  Weiho- 
brücke  wieder  aufgenommen;  gleichzeitig  wurde  die  Wiederherstellung  der 
Brücke  und  die  Errichtung  eines  provisorischen  Bahndamms  Uber  den  F!ni> 
mit  allem  Nachdrucke  begonnen.  Bis  zur  Vollendung  dieses  Dammes  (anfangs 
Oktober)  haben  die  mit  der  Bahn  bis  zum  Weiho  beförderten  Personen  und 
Goter  mittels  Fähre  Ober  den  Fluß  zu  dem  am  anderen  Ufer  wartenden  Zuge 
befördert  werden* müssen;  der  Transport  von  Baumaterial  Ober  den  Weiho  hinaus 
ist  während  dieses  Zeitraums  nur  in  heschrc'inktem  Umfang  ausführbar  gewesen. 

Ungeachtet  dieser  schweren  Störung  ist  der  Bahnbau  auf  der  Strecke  von 
Weihsien  nach  Tsinanfu  nachdrücklich  gefördert  worden.  Die  Vorstudien  sind 
auf  der  gesamten  Bahnlinie  beendigt;  die  Erd-  und  Maurerarbeiten  sind  in 
gutem  Fortgang,  an  den  Brücken,  unter  denen  die  über  den  Miho  (9  Öffnungen 
zu  30  m),  namentlich  über  den  1  scho  (11  Öffnungen  zu  40  m  und  2  Flut- 
brUcken  zu  20  m)  umfangreiche  Bauwerke  sind,  wird  kritftig  gearbeitet.  Die 
Eröffnung  des  Betriebs  bis  Tschanglohsien  (km  208)  hat  am  1 1.  Dezember  v.  J. 
stattgefunden  und  steht  bis  Tschingtschoufu  (km  240)  unmittelbar  bevor.  Da 
gleichzeitig  auch  an  der  Zweigbahn  im  Poschantale  gearbeitet  wird  und  der 
.Angriff  der  Erdarbeiten  auf  der  Reststrecke  bis  Tsinanfu  in  Kürze  vor  sich 
gehen  soll,  so  kann  daran  festgehalten  werden,  daß  die  gesamte  Bahn,  der 
Konzession  entsprechend,  bis  zum  i.Juni  1904  betriebsfertig  hergestellt  sein  wird. 

Mit  der  Hinaussendung  des  rollenden  Materials  ist  rüstig  fortgefehren 
worden.  Bis  Ende  Oktober  1002  waren  von  diesem  Material  draußen  mon- 
tiert: 23  Lokomotiven,  28  Personenwagen,  10  Gepäckwagen,  213  Güterwagen 
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und  245  Kohlenwagen.    Der  für  die  Schantungbahn  bestimmte  Salonwagen 

hat  durch  seine  i^cJ leinene  und  zwcckmaiMge  Ausstattung  auf  der  rheinisclion 
Industrican'^>leliuii'^  zu  Düsseldorf  im  Sommer  und  Herbst  1902  allgemeine 
Anerkennung  gefunden  (vgl,  S.  679  d.  vorig.  Jahrganges). 

Der  Betrieb  ist  ptanmüiMg  so  eingerichtelf  daß  je  ein  Tageszug  von  und 
noch  Tsingtau  verkehrt.  Diese  /Uge  befördern  Personen,  Güter  und  Bau- 
material; letzteres  wird  nach  Bedarf  auch  in  Soiiderzligen  auf  die  Strecke 
gebracht  Iiifc)lL;e  Acv  Störung  am  Weiho  hat  sich  der  Personen-  und  Güter- 
verkehr >cii  der  Erotinung  des  Betriebs  bis  Weihsien  noch  nicht  in  dem 
Umfange  vermehren  können,  wie  es  vor  der  Erreichung  dieses  Knotenpunktes 
der  alten  Handelswege  von  Schantung  erwartet  werden  durfte.  Immerhin  ist 
die  Personenfrequen/  'wöchentlich  4000  bis  5000)  nicht  unerheblich;  der 
Güterverkehr  erreichte  in  den  e^■^tcn  0  Miinatcn  1902  zusammen  12  000  Tonnen 
Fracht  und  Eilgut,  außer  2500  Wagenladungen  BaugUler,  und  behndet  sich  in 
merklich  fortschreitender  Entwickelung. 

Aus  den  eingehenden  Mitteilungen  Ober  den  Hafenbau  wollen  wir  nur 
einiges  hervorheben.  Die  Arbeiten  am  großen  Hafen  sind  rüstig  vor\v»1rts 
geschritten:  der  grol'>e  Abschliel-^ungsdamm .  der  im  Vorjahre  bis  auf  1 00  m 
fertiggestellt  war,  ist  in  ^einer  ganzen  Länge  von  4530  ra  und  in  seinen  pro- 
jektierten Abmessungen  im  Januar  1902  vollendet  worden.  Auch  den  Bau  der 
Kohlenmole  hat  man  derart  gefördert,  dat>  im  Laufe  des  bevorstehenden 
Sommers  der  erste  Ozeandampfer  an  ihr  wird  anlegen  können.  Ein  Schwimm- 
dock von  i  2f,  ni  Lünge.  zui  Aufnahme  der  grölMen  an  der  ostasiatischen  Küste 
verkehrenden  Dampfer  geeignet,  ist  in  Bestellung  gegeben;  es  soll  im  Jahre  1904 
in  Tsingtau  zur  Ablieferung  kommen. 

Die  Schantung-Bergbau-Gesellschaft  hat  ihre  Arbeiten  im  Inneren 
der  Provinz  Schantung  ungestört  fortführen  können.  Die  Beziehungen  zu  der 
eingeborenen  Bevölkerung  sind  gut  geblieben,  und  die  chinesischen  Behörden 
haben  den  Unternehmungen  der  Gesellschaft  andauernd  verständnisvolles  Ent- 
gegenkommen und  wirksamen  Schutz  angcdeihen  lassen.  Die  allgemeine 
Untersuchung  auf  das  Vorkommen  von  Mineralien  ist  durch  einige,  auch 
wissenschaftlich  ergebnisreiche  Bereisungen  des  Landes  gefördert  worden.  Auf 
Grund  konzessionsmiUJiger  Mutungen,  die  bei  dem  Gouvernement  eingelegt 
worden  sind,  wurden  der  Gesellschalt  im  Weihsienfelde  2  und  im  Poschan- 
felde 26  Bergwerksfelder  verliehen.  Im  Felde  von  Itschoufu  wurden  die 
Mutungsarbeiten  dem  Abschlüsse  nahegebracht. 

In  dem  ersten  Förderschachte  des  Weihsienfeldes  bei  Farigtse,  dessen  Ab- 
teufen im  September  1901  begonnen  worden  ist,  wurde,  nachdem  im  vorigen 
Sommer  bei  i  ^6  m  litte  eine  gestörte  Kohlenablagerung  von  bisher  fraglicher 
Bedeutung  angetroffen  worden  war,  kurze  Zeit  spiter  bei  175  m  Tiefe  ein  4  m 
mächtiges,  regelmäßig  gelagertes  Steinkohlen tiötz  angefahren.  Mit  der  Aus- 
beutung dieses  Flöt/c«;  wurJe  begonnen,  nachdem  die  Ausmauerung  und  der 
Ausbau  des  Schachtes  vriüe-nltt  war.  Am  30.  Oktober  v.  J.  ist  der  erste 
Küliieii/.ug  in  Tsingtau  euigclaulcn,  von  der  Kolonie  unter  Teilnahme  der 
amtlichen  Oigane  festlich  begrQßt.  Die  Kohle  hat  sich  bei  Versuchen  in  der 
Gouvernementswerkstatt  der  japanischen  Kohle  an  Heizkraft  und  insbesondere 
durch  geringe  Hauchentwickelun^  überlegen  gezeigt;  auch  die  vorliiurtgen 
Brennversuche  auf  Sctutlen  des  Kreuzgeschwaders  haben  ein  betrieiiigendes 
Ergebnis  gehabt,  so  dai>  uralas.scnde  Versuche  behufs  allgemeiner  Verwendung 
eingeleitet  sind.  Wegen  des  Absatzes  der  Schantungkohle  in  den  übrigen 
osfasiatischen  Häfen  Mn  i  Schritte  getan. 

Die  vorhandene  Förderanlage  wirJ  für  eine  tägliche  Förderung  von  500  bis 
tK)o  Tonnen  Steinkohle  hinreichen.    Die  Bohrarbeiten  zur  Untersuchung  der 
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LügerangsverhlUtnisse  des  Weihsien-Kohlenfeldes  werden  fortgesetzt;  von  ihren 

Ergebnissen  sowie  von  der  Gestaltung  des  unterirdischen  Betriebs  im  Stein- 
kohlenbergwerke Fangtse  wird  es  abhängen,  ob  der  Ausbau  einer  größeren 
Förderanlage  unter  Abteutung  eines  zweiten,  lei.^tungstähigen  Förderschachts 
ins  Auge  gefaßt  werden  kann. 

Der  größte  Teil  der  vorhandenen  Tiefbohrapparate  ist  im  vergangenen 
Jahre  in  das  nördh'che  Gebiet  des  Kohlenreviers  von  Poschan  vorgerückt 
worden,  wo  mehrere  Tiefbohrungen  im  Gange  sind,  um  einen  günstigen  An- 
satzpunkt für  eine  Schach  tan  läge  in  diesem  Reviere  zu  ermitteln. 

Die  zweite  Bergwerksge^ellschaft  in  Tsingtau,  nämlich  die  Deutsche  Ge> 
Seilschaft  für  Bergbau  und  Industrie  im  Auslande,  hat  in  den  fünf 
ihr  von  der  chinesischen  Regierung  konzessionierten  Zonen  in  Schantung  ihren 
Bergbaubetrieb  begonnen,  insbesondere  wird  zur  Zeit  an  der  Erschließung  der 
Goldgruben  bei  Ninghai  gearbeitet. 

Handel  und  Gewerbe.  Die  Kolonie  hat  in  den  fUnf  Jahren  ihres  Be- 
stehens nicht  nur  in  ihrer  äußeren  Gestaltung,  sondern  vornehmlich  auch  in 
ihrem  inneren  Ausbaue  die  Einrichtungen  erhalten,  deren  Vollendung  die  wesent- 
lichen Vorauvsetzuni^en  für  einen  Handelsplatz  bildet.  Diesem  Umstand  ist  es 
in  erster  Linie  zuzuschreiben,  dal^  im  Berichtsjahr  ungeachtet  vieler  ungünstiger 
Momente  der  Handel  sich  als  lebensfiihig  erwiesen  und  bemerkenswerte  Fort- 
schritte in  seiner  organischen  Entwickelung  gemacht  hat.  Von  Wichtigkeit  i.st 
in  dieser  Beziehung,  daß  das  kaufmännische  Komitee  der  in  Isingtau  an- 
sässigen Firmen  sich  zu  einem  Verein  unter  Jeni  Namen  einer  Handels- 
kammer zu  isingtau  zusammengetan  und  nacii  dem  Vorbild  ahnlicher 
Einrichtungen  an  anderen  KQstenplätzen  Chinas  namentlich  zum  Ziele  gesetzt 
hat,  die  allgemeinen  Interessen  des  Handels,  der  Industrie  und  des  Gewerbes 
wahrzunehmen,  auf  neue  Erwerbsquellen  aufmerksam  zu  machen,  die  Ein- 
führung solcher  Handclsgebrifuche  an/ustreben,  welche  Geschijftstransaktioncn  zu 
erleichtern  und  zu  vereinfachen  geeignet  sind,  auf  Wunsch  streitender  Parteien 
Schiedsgerichte  einzusetzen  u.  dgl.  m.  Dieser  Verein  stellt  zur  Zeit  das  maß- 
gebende großkaufmännische  Element  dar,  das  vermöge  seiner  Geldmittel  und 
alten  Beziehungen  berufen  erscheint,  den  Handel  Tsingtaus  zu  heben  und  das 
Hinterland  zu  erschlie1>en.  Neben  dieser  Gruppe  besteht  eine  Reihe  kleiner 
Firmen,  die  bei  der  ii.igcnart  der  Entwickelungsverhältnisse  in  isingtau  nicht 
ohne  Gesamteinflufi  sind  und  denen  bei  der  Verschiedenheit  der  Bedingungen 
in  der  KrschlieL^ung  des  Hinterlandes  eine  bedeutendere  Rolle  und  Aufgabe 
als  in  den  benachbarten  Vertragshilfen  zufallen  wird.  Das  Gouvernement  wird 
die  unter  Umstünden  verschiedenen  Interessen  abzuwägen  und  nach  Möglicli- 
keit  zum  Wohle  der  Gesamtentwickelung  zu  vereinigen  haben.  Erwähnt  sei 
bei  dieser  Gel^enheit,  daß  zur  Beratung  des  Gouvernements  in  chinesischen 
Angelegenheiten  und  zur  Mitwirkung  bei  der  Verwaltung  der  chinesischen  Stadt- 
gemetnde  versuchsweise  auch  ein  aus  1 2  Mitgliedern  bestehendes  chinesisches 
Komitee  gebildet  worden  ist.  Seine  Aufgaben  sollen  insbesondere  umfassen 
die  Regi:>trierung  der  Häuser  in  der  Stadt,  soweit  sie  von  Chinesen  bewohnt 
sind,  die  Mitwirkung  bei  der  Schlichtung  streitiger  chinesischer  Handelssachen 
und  in  Fragen  des  chinesischen  Erbrechts,  sowie  die  Beratung  des  Gouvernements 
in  Fragen  wirtschaftlicher  Natur  und  in  bczug  auf  Wohlfahrtseiurichtungcn 
unter  den  C^hinesen.  I*>s  wird  dann  nicht  nur  eine  glattere  Abwickelung 
einzelner  Angelegenheiten  erwartet,  bei  denen  Chinesen  beteiligt  sind,  sondern 
auch  Forderung  des  Vertrauens  seitens  der  chinesischen  Bevölkerung  des 
Schutzgebiets  und  damit  eine  Steigerung  der  wirtschaftlichen  Entwickelung. 
Sollte  sich  der  Versuch  mit  diesem  Komitee  bewühren.  so  würvle  damit  eine 
wertvolle  Hülfe  für  die  Verwaltung  des  Schutzgebiets  gewonnen  sein. 
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Fdr  jeden  kundigen  Geschäftsmann  ist  es  eine  selbstverständliche  Tatsache, 

daß  es  zum  Anknüpfen  gewinnbringender  Handelsbeziehungen  und  zum  Auf« 

bau  eines  gesunden  dnuernden  Handels  mit  einem  von  seinen  alten  Gewohn- 
heiten nur  ungern  abln  ^mHen  Volke,  wie  es  die  Chinesen  sind,  jahrelanger 
Mühe  bcdart.  Tsingtau  eigclit  es.  vorläutig  ähnlich,  wie  es  lange  Zeit  hin- 
durch z.  B.  Tientsin  und  Hankau  ergangen  ist:  nur  ein  geringer  Teil  der 
wichtigsten  Importartikel  geht  durch  die  Hände  der  Europäer,  der  weitaus 
größere  Teil  besteht  aus  Einkäufen  der  Chinesen  durch  ihre  eigenen  Agenten 
in  Sliangli;ii  und  Japan.  Noch  auf  löngere  Zeit  hinaus  wird  Tsingtau,  nach- 
dem Weihsien  jetzt  mit  der  Bahn  erreicht  ist,  einen  Durchgangshafen  bilden, 
vorausgesetzt  auch,  dafi  die  Schlffahrts-,  Lager-  und  Ladeverhältnisse  nicht 
teuerer  und  ungünstiger  sein  werden  als  in  Tschifu.  Erst  dann,  wenn  die 
vielen  tausend  kleinen  und  mannigfachen  Bedürfnisse  anfangen  Uber  Tsingtau 
in  solcher  Zahl  gedeckt  zu  werden,  daß  ein  Sammeln  dieser  Bedürfnisse  in 
grüLcren  Bestellungen  uiogUch  ist,  ist  die  Basis  für  einen  selbständigen  Import- 
handel gegebefi.  Im  Export  vollzieht  sich  die  Wandlung  des  Durchgangs- 
hafens  zum  Ausfuhrhafen  schneller,  weil  die  Ware  bereits  nach  Arten  ge- 
sammelt in  Tsingtau  aus  dem  Inland  eintrifft  und  der  Händler  bei  sonst 
gleichen  Verhältnissen  sein  Geld  je  früher  desto  lieber  für  die  Ware  in  Em- 
pfang nimmt,  statt  sie  auf  seine  Rechnung  und  Gefahr  nach  Shanghai  oder 
anderen  Häfen  zu  bringen.  Aber  auch  hier  ist  genau  wie  beim  Import 
Tsingtau  zunächst  Durchgangshafen.  Die  bisherigen  Fortschritte  lassen  die 
Zuversicht  begründet  erscheinen,  daß  das  Ziel,  Tsingtau  zum  Mittelpunkte  des 
Handel  /u  machen,  in  nicht  allzu  ferner  Zeit  erreicht  werden  wird. 

Für  die  Aussichten  des  deutschen  Einfuhrgeschäfts  bleibt  nach  wie  vor  zu 
beachten,  daß  die  Bevölkerung  Schantungs  bei  ihrer  BedOrftiislosigkdt  bis  auf 
weiteres  nur  die  billigsten  Sachen  verlangt;  dn  Beweb  dafllr  ist  die  starice 
Zunahme  der  Einfuhr  von  iapani'^chem  Baumwollengarn  und  von  Baumwollen- 
w^aren.  E-v  mli'sve  immer  wieder,  betont  die  Denkschrift,  auf  die  Wichtigkeit 
der  regelmäßigen  Verbindung  Tsingtaus  mit  der  Heimat  durch  direkte  Dampfer 
hingewiesen  werden;  erst  bei  einer  solchen  Verbindung  werde  es  gelingen,  der 
deutschen  Industrie  einen  grOfieren  Anteil  an  der  Einfuhr  ins  Hinterland  zu 
sichern. 

Die  Beteiligung  der  europäischen  Kaufleute  in  Tsingtau  an  dem  Stroh- 
gertecht-  und  Seidenhandel  ist  erfreulich  gestiegen:  die  Zunahme  der  Ausfuhr 
von  Strohborde  und  Schantungpongees  ist  beträchtlich.  Die  Ausfuhr  von 
Strohborden  wird  voraussichtlich  in  den  nächsten  Jahren  einen  noch  größeren 
Umfang  annehmen,  da  jetzt  schon,  obwohl  die  Eisenbahn  das  Strohindustrie- 
zentrum nicht  beiUhrt,  der  Transport  der  Ware  nach  Tsingtau  sich  billiger 
stellt  als  nach  Tschifu. 

Nach  der  vom  chinesichen  Zollamt  aufgestdlten  Übersicht  über  den  Waren- 
verkehr  des  Schutzgebiets  mit  dem  Hinterlande  belief  sich  der  Wert 
der  Gesamteinfuhr  auf  6,71  Millionen  Dollars  r-  i  |,i  Milh'onen  Mark,  worin 
die  für  Eisenbahn  und  Bergbau  eingdühitcn  Materialien  und  die  im  Schutz- 
gebiete selbst  verbrauchten  und  verarbeiteten  Waren  nicht  enthalten  sind.  Der 
Wert  der  Gesamtausfuhr  war  2,6  Millionen  Dollars  =  5,5  Millionen  Mark, 
mithin  Jcr  Wen  ^ Gcsamthandeh  mit  dem  Hinterlande  19,6  Millionen  Mark. 
Gegen  das  N'orjaln  hat  die  Einfuhr  europöi'^cher  Erzeugnisse  erheblich  (um 
etwa  ^  Millionen  Mark)  zugenommen,  während  die  Einfuhr  und  Ausfuhr 
chinesischer  Waren  zurückgegangen  ist.  Die  Ursache  dieses  Rückganges  liegt 
bezüglich  der  Einfuhr  in  der  Cholera-Epidemie,  die  den  Dschunkenhandel  zum 
Stocken  brachte,  bezüglich  der  Ausfuhr  in  der  schlechten  Bohnen-  und -Erd- 
nufiernte,  wodurch  zwei  Hauptexportartikel  betroffen  wurden. 


Digitized  by  Google 


Das  Postanwcisungsamt 


Die  gewerbliche  Entwickelung  hat  gute  Fortschritte  gemacht.    Wie  es 

bei  dein  schnellen  Anwachsen  der  Stadt  nicht  ancicrs  zu  erwarten  ist,  nimmt 
die  Rautniigkeit  mit  ihren  Nebengewerben  (Ziegelei,  Tischierei,  Schlosserei  usw.) 
eine  Pi.iuptsteile  in  der  gewerblichen  Tätigkeit  ein.  Erfreuiicher  Weise  be- 
ginnt aber  jetzt  die  Unternehmungslust  leistungsfähiger  Firmen  bicii  auch  auf 
anderen  Gebieten  mehr  und  mehr  geltend  zu  machen;  sie  hat  bereits  an* 
erkennenswerte  fXol^e  zu  verzeichnen.  So  hat  eine  Maschinenfabrik  und 
Schiffbauerei  aus  kleinen  Anfangen  sich  durch  Tüchtigkeit  und  Talkraft  in- 
zwischen zu  einem  anseimiichen  Etablissement  entwickelt  und  jetzt  das  er>te 
Dampfboot  im  Schutzgebiete  vom  Stapel  laufen  lassen,  das  in  allen  Teilen, 
einschliefilich  Maschine,  Kessel  und  Schraube,  in  der  Kolonie  hergestellt  worden 
isL  Von  sonstigen  Unternehmungen  grOfieren  Stiles  ist  die  Niederlassung  einer 
Seidcniruii!';trre-Gesellschaft  zu  erwähnen,  die  mit  dem  Baue  einer  im  greifen 
Mabstabe  geplanten  Spinnerei  bereits  begonnen  hat,  >owie  die  Begründung 
einer  Hochseetischerei ;  die  Fische  sollen  in  Tsingtau  und  Umgegend  getrocknet 
und  gesalzen  und  dann  nach  dem  Inneren  Chinas,  insbesondere  nach  Sttdchina 
ausgeführt  werden.  Ein  Fischdampfer  ist  bereits  in  Tsingtau  eingetroffen;  die 
ersten  l  i^ch/ügt.  hatten  gute  Ergebnisse.  Die  Gouvernements  -  Schiffs  -  und 
Maschinenreparaturwerkstatt  war  im  Berichtsjahre  fast  durchweg  bis  zur  Grenze 
ihrer  Leistungsfähigkeit  beschäftigt. 

Was  endlich  die  GesundheitsverhKitnisse  anlangt,  so  ist  zu  t>erUck< 
sichtigen,  daft  das  vorige  Jahr  für  die  ganze  ostasiatische  ICQste,  einschliefilich 
Japans  und  der  Philippinen,  außergewöhnlich  seuchenreich  war  und  dalJ  ins- 
besondere in  Shanghai  gleich  hintereinander  Scharlach  und  Cholera  herrschten; 
diese  Krankheiten  wurden  auch  nach  den  dem  Schutzgebiete  benachbarten 
nördlichen  Provinzen  Chinas  geschleppt.  Aber  trotz  dieser  gefifhrlichen 
Nachbarschaft  haben  sich  Tsingtaus  Klima  und  sanitifre  Einrichtungen  derart 
bewährt,  daß  Scharlach  gar  nicht,  Cholera  nicht  epidemisch  auftrat.  Im 
übrigen  wiesen  die  Gesundheitsverhältnisse  eine  weitere  betr.'ichtliche  Besserung 
gegen  die  Vorjahre  auf;  namentlich  verdient  Beachtung,  daß  Darmlyphus  — 
mit  Ausnahme  der  nachweisbar  auf  Einschleppung  von  aufierhalb  zurück- 
zuführenden Erkrankungen  —  im  Berichtsjahr  in  Tsingtau  selbst  in  keinem 
Falle  entstanden  ist.  Zu  erwähnen  ist  noch,  daß  im  Sommer  des  Berichts- 
jahrs Tsingtau  auch  von  einer  Reihe  Badegüste  aufgesucht  wurde;  es  steht 
außer  Zweifel,  daid  der  deutsche  Hafenplatz  von  allen  KUstenstfidten  Mittel» 
nnd  Nordchinas  die  gOnst^isten  Vorbedingungen  bietet,  um  auch  nach  dieser 
Richtung  hin  sich  zu  entwickeln. 


Das  Postanweisungsamt 
Vom  Ober- Postassistenten  Hany  Börner  in  Berlin. 

Am  I.  Januar  1865  wurde  für  den  inneren  preuflischen  Verkehr  das  Post« 
aaweisungsver&hren  eingeführt;  am  i.  Februar  desselben  Jahres  trat  in  Berlin 
das  «Con troll -Bureau  der  Postanweisungen«  ins  Leben.  Das  im  Hause 
Krausnickstraße  22  in  angemieteten  Räumen  untergebrachte  Bureau  wurde  dem 
General  -  Postamt  unmittelbar  untergeordnet;  die  obere  Leitung  erhielt  einer 
der  vortragenden  Ritte  des  General-Postamts  als  Kurator.  Das  Bureau  war 
dazu  bestimmt,  die  Prüfung  über  die  Einzahlungen  und  Auszahlungen  im 
Postanweisungs verkehre  zwischen  denienigen  Postanstalten ,  welche  nicht  ia 
einem  und   demselben  Ober -Postdirektionsbezirke   belegen  sind  —  Post- 
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anweisungen  Litt.  A^)      ausniQben  und  die  Ober-Postkassen  hinsichtlich  ihrer 

gegenseitigen  Schuld  und  Forderang  aus  diesem  Verkehr  auseinander  zu  setzen. 

Das  Poslanweisungsverfahren,  das  sich  im  Vergleiche  mit  der  früheren  Art 
der  Geldeinzahlungen  auf  Briefen  durch  Einfachheit  und  namentlich  durch 
eine  wesentliche  Verbilligung  auszeichnet,  gewann  vermöge  dieser  Vorzüge 
schnell  an  Boden.  Erleichterungen  in  den  Versendungsbedingungen,  wie  die 
am  I.Januar  1868  erfolgte  Einführung  neuer  Postanweisungsformulare,  deren 
Abschnitte  von  den  Absendern  711  Mifteiliingen  jeder  Art  für  den  Empfänger 
kostentrei  benutzt  werden  durften  —  den  iiUeren  Postanweisungen  fehlte  der 
Abschnitt  — ,  trugen  dazu  bei,  daß  die  Postanweisungen  beim  Publikum  immer 
mehr  in  Aufnahme  kamen.  Die  Verschmelzung  des  Postwesens  in  Schleswig« 
H<  l^fein,  in  Hannover  und  in  dem  ehemaligen  Thum-  und  Taxisschen  Post- 
bcziikc  mit  dem  prcuiMschcn  Postwesen,  sodann  die  Errichtung  iles  Nord- 
deutschen Bundes  sowie  der  Abschluli  von  Postverträgen  mit  den  süddeutschen 
Staaten  begünstigten  die  weitere  Verbreitung  des  Postanwdsungsvericehrs. 

Auch  auf  den  Geldverkehr  mit  dem  Auslande  wurde  das  Postanweisungs- 
verfahren ausgedehnt.  Mit  Danemark  trat  ein  Postanweisungsaustausch  bereits 
am  I.August  1865  ins  Leben.  Mit  den  Niederlanden,  Luxemburg,  Norwegen 
und  der  Schweiz  wurden  im  Jahre  1868  bezügliche  Verträge  abgeschlossen; 
Belgien,  Schweden  und  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  folgten  1869. 
Die  Aufstellung  und  die  Prüfung  der  Abrechnungen  mit  den  fremden  Post- 
verwaltungen sowie  die  Sorge  für  die  rechtzeitige  Abwickelung  der  gegen- 
seitigen Forderungen  wurden  ebenfalls  dem  Kontroll-Bureau  Ubertragen. 

Mit  dem  Anwachsen  des  Postanweisungsverkehrs  ging  die  Vcrgrölierung 
des  aus  bescheidenen  Anfängen  hervorgegangenen  KontrotUfiuream  Hand  in 
Hand.  Die  zur  Verfügung  stehenden  Mietsräume  reichten  scbliellUch  nicht 
mehr  aus,  umsoweniger,  als  für  die  grofie  Zahl  der  erledigten  und  aufzu- 
bewahrenden Postanweisungen  immer  ausgedehntere  Lagerräume  erforderlich 
wurden.  Da  sich  die  Anmietung  weiterer  Räume  als  unzweckmäßig  erwies, 
wurde  das  Bureau  am  1.  April  1874  nach  dem  reichseigenen  Postgebäude 
Spandauerstraße  20  verlegt 

Wesentliche  Änderungen  in  den  Verhaltnissen  des  Bureaus  brachte  das 
Jahr  1876.  Der  Einführung  der  Bezeichnung  »Postan  weisungsamt  «  folgte 
ein  abermaliger  Wechsel  der  Dien&träume,  weil  das  Gebäude  in  der  Spandauer- 
strafie  einem  Neubaue  Platz  machen  nrafite.  Die  neuen  IMenstiHume  auf  dem 
ebenfalls  reichseigenen  PostgrundstOcke  Prinzessinnenstrafie  25  haben  dem  Post- 
anweisungsamt über  2 1  Jahre  Unterkunft  geboten.  Von  einschneidender  Be- 
deutung wurde  aber  die  Bestimmung,  wonach  vom  Oktober  1876  ab  die 
Prüfung  der  internen  deutschen  l^ostanweisungen  dem  Postanweisungsamt  ab- 
genommen und  besonderen  »Bezirks -Rechnungsstellen«  bei  den  Ober- Post- 
direktionen übertragen  wurde.  Diese  Trennung  der  P^tanweisungsprüfongs- 
geschäftt  hat  sich  als  sehr  zweckmüßig  erwiesen,  denn  bei  dem  heutigen  Um- 
fange des  internen  Postanweisungsverkehrs  —  im  Jahre  1901  i  24  575  030  Stück 
mit  einem  Gesamtbetrage  von  rund  7646  Millionen  Mark  —  würden  die  einer 
Zentralisierung  des  gesamten  PostanweisungsprüfungsgeschSfits  sich  entgegen- 
stellenden technischen  Schwierigkeiten  kaum  zu  überwinden  sein.  Eine  Folge 
der  Trennung  war,  daß  das  Beamtenpersonal,  das  die  betröchtliche  Höhe  von 
142  Köpfen  erreicht  hatte,  iioch  in  demselben  Jahre  auf  40  Köpfe  verringert 
werden   konnte.    Viele  der  entbehrlich  gewordenen  Beamten  wurden  den 

*)  Die  Prüfung  der  zwischen  Postanstalten  ein  und  desselben  Ober -Post- 
direktionsbezirkes gewechselten  Postanweisungen  —  Litt.  B  —  tog  den  Ober -Post- 
kassen ob. 
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Ober-Postdirektionen  Qberwiesen,  wo  sie  bei  den  Bezirfcsrechnungsstellen  ver- 
möge ihrer  Kenntnisse  im  PrUtungsvci  fahren  gute  Dienste  leisteten. 

Eine  weitere  Verringerung  des  PersoiuiK  auf  15  Köpfe  fand  im  Jahre  1877 
statt,  weil  vom  November  die^e^  Jahres  ab  auch  die  Wahrnelimung  der  um- 
fangreichen AbreLlinungsgeschalle  im  Postanweisungsverkehre  zvvi^ciien  dem 
deutschen  Reichs-Postgcbiet  und  Bayern  und  Württemberg,  der  sich  auf  etwa 
2  Millionen  Postanweisungen  belief,  ebenfalls  auf  die  Bezirksrechnungsstellen 
überging. 

Dem  Postain\  eiviingsaiiite  verhücbcti  jetzt  nur  noch: 

die  Prüfung  der  Em-  und  Au.szaijiuugeu  zwischen  dem  Keiciis  -  Post- 
gebiet  und  dem  Auslande,  nebst  den  bezüglichen  Abrechnungs- 
geschäften; 

die  Abrechnung  über  die  zwischen  Rayern  und  Württemberg  mit  dem 
Auslande  —  ausgenommen  Luxemburg.  Österreich.    Ungarn  und 
die  Schweiz,  welche  als  Nachbarländer  mit  Bayern  und  Württem- 
berg unmittelbar  abrechnen  —  ausgetauschten  Postanweisungen; 
die  Festsetzung  der  für  jeden  Ober- Postdirektionsbezirk  aus  dem  ge- 
samten Postunweisungsverkehr ,  ausgenommen  den  \eikehr  inner- 
halb des  Bezirkes,  sich  ergebenden  Schuld  odei  Forderung. 
Wie  schon  aus  dem  geringen  Personal  von  13  Kopten  hcr\oigelit,  bewegte 
sich  der  Postanweisungsverkehr  mit  dem  Auslande  zu  jener  Zeit  noch  in 
mäßigen  Grenzen.    Immerhin  wurden  im  Jahre  1878  schon  mit  17  fremden 
Ver\\  alfungen  Postanweisungen  in  einer  Gesamtzahl  von    r^o  2-39  Stück  über 
rund  48  8'^ 3  000  Mark  ausgewechselt.    Eine  schfiellere  ErUwickclung  hinderte 
vor  allem  der  Umstand,  daß  es  an  einheitlichen  Bestimmungen  für  diesen  Ver- 
kehr fehlte  und  dafi  mit  der  einzelnen  fremden  Postverwaltung  in  jedem  Falle 
ein  besonderer  V^ertrag  abgeschlo  stn  werden  mußte.    Wie  diesem  fühlbaren 
Mangel  abzuhelfen  sei,  war  durch  den  Weltpostvertrng  vor^exeichnet.  Die 
von  den  beteiligterl  Verwaltungen  auf  dieser  Grundlage  gefülirten  l  nterhand- 
lungen  führten  am  4.  Juni  187Ö  in  Paris  zum  Abschlüsse  des  »Übereinkommens, 
betreffend  den  Austausch  von  Postanweisungen«,  das  von  den  Bevollmächtigten 
von  Deutschland,  Österreich,  Ungarn,  Belgien,  Dänemark,  Egypten,  Frankreich, 
den  französischen  Kolonien,  Italien,  Luxemburg.  Norwegen,  der  Niederlande, 
Portugal,  Rumiinien,  Schweden  und  der  Schweiz  imterzeichnet  wurde  und  mit 
dem  I.April  1879  in  Kraft  trat.    Die  darin  festgelegten  einheitlichen  Gruad- 
zOge  für  den  auslündbchen  Postanweisungsverkehr  haben  auf  den  folgenden 
Wdtpostkongressen  in  Lissabon  1885  und  in  Wien  1891  mehrfache  Ände- 
rungen und  Ergänzungen  erfahren.   Der  günstige  Einflul.^  des  Übereinkommens 
auf  die  internationalen  Verkehr^beziehungen  hat  sich  in  überraschender  Weise 
bemerkbar  gemacht.  In  Erkennung  der  Wichtigkeit  gleichmäßiger  Bestimmungen 
ist  das  in  Washington  am  15.  Juni  1897  erneuerte  Übereinkommen  von  den 
Bevollmächtigten  von  nicht  weniger  als  31  Staaten  unterzeichnet  worden.  Von 
den  mit  Deutschland  im  Postanweisungsaustnusclie  stehenden  Ländern  sind  dem 
Übereinkommen  nicht  beigetreten:   Grolibrilannien  und  Irland  und  die  unter 
britischer  Oberhoheit  stehenden  Staaten  und  Kolonien  sowie  die  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika.   Der  Vericehr  mit  diesen  Lindem  regelt  sich  auch  heute 
noch  auf  Grund  von  Sonderabkommen. 

Seitdem  hat  die  Zahl  der  zwischen  deutschen  Reichs- Postanstalten  und  dem 
Auslande  gewechselten  Postanweisungen  schnell  und  .ständig  zugenommen;  sie 
erreichte  im  Jahre  1901  eine  HOhe  von  $666302  Stück  (Iber  rund  226  Millionen 
Mark  gegen  930239  Stack*)  Ober  rund  49  Millionen  Mark  im  Jahre  1878. 

*)  Bayern  und  Worttembetg  bleiben  hier  aufter  Betracht. 
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Länder 


Postanweisungen 
nach  dem  deutschen 
Reichs-Postgebiete 

aus  nebf-n- 
bezeichneten  Ländern 


Postanweisungen 
aus  dem  deuischcn 
Reichs-Postgebiete 

noch  ncncn- 
bezeichncton  Ländern 


1901 

Stück 


i^'^*!?'^^*''!!*«''        getrennte  AbwchnuDgl 

Ungarn  )  ' 

Bedien  

Buli^aricn  

Dänemark,  einschL  Island  und  Farüer . . 

Frankreich  mit  Monaco  und  Algerien  . . 

Gricchenlaml  fscit  1894'  

Großbritannien  u.  Irland  mit  Gibruliur. . 

Italien  mit  St  Marino,  Erythrea,  Malta 
und  Tripolis  

Luxemburg  

Montenegro  (seit  I.  5.  1901)  

Niederlande  

Norwegen  

Portugal  mit  Acoren  und  Madeira  

Rumänien  

Schweden  

Schweiz  

Serbien  (seit  1895)  

TOrfcei,  europflische*]  

Türkei,  asiatische*}-  

Japan  

Siam  (seit  i8q2'  

Niederländisch  Ostindien  

britisch  Ostindien  

Sonstige  britische  Besitsungen  und  Post- 
anstahen  in  Asien  

Kyvpten  

'I  uni-^  seit  1888)  

Liberia  (seit  1893)  

Cap-Kolonie  (seit  18^;  

Sonstige  britische  Besitsungen  und  Post- 
anstalten in  AfHka  

Argentinische  Republik  (seit  1886)  

Brasilien  (seit  i.  5.  1901)  

Chile  ,<^cu  1888)  

Peru  ,seit  1897)  

Salvador  'seit  1888)  

Uruguay  iseit  1892)  

Vereinigte  Staaten  von  Amerika  

Canada  mit  Britisch -Columbien,  Neu- 
Braunschweig,  Neu -Schottland  und 
Priiu-Edwards-Inseln  

Sonstige  britische  Besitzungen  und  Post- 
anstalten in  Amerika  

Danische  Antillen   

Niederländische  Antillen  ^seit  1892)  

Niederländisch  Guyana  (seit  1892)  

Britische  Besitzungen  und  Po<;tan«taltcn 
in  Australien  

Deutsche  Schutzgebiete  und  Postanstalten 
im  Auslände*;  
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18692 
4296 
918 
6579 
9097493 


130593 

26652 

1378 

»9235 
€0844 

291  931 

10619  200 


'  »H797 

35 1 

"4  359 

930 
f>3  089 

'1)3  370 
501 

71  969 

150665 
41  086 

146696 

7678 
499 

4873 
158S4 
190084 

598 
2  720 
6918 

278 
48 

432 

757 

258 
1  310 

304 
6 

497 

235 
227 
22 
126 

3» 
3 
12 

46974 


539 

«57 

'9 
3 

27 


37000750 

6  799  300 
3  -</i  762 

!;o  2  I  I 

2  532  252 
q  12B804 

27317 

3  ^7«  549 

7  339  461 
5  052  612 

»33 

5  093  270 
500  067 

24946 

245  507 
914450 

6  9'no  c)23 

'  35  450 
176  308 

'57  37« 

27  »39 
2467 

43 '^7 
82  132 

«5425 
102  634 
1680Q 

764 

52  039 

18711 
23  624 
4  «23 
19032 

«970 

130 

559Ö3Ö7 


5«  3»9 

10  133 

3J*9 
210 
I  115 


1  017  I  115  582 
14703  \  2974300 


Summe ....    3  193  925    1 27  663  390 
*|  Die  deiiisch«q  PottMutitten  in  der  Tütkd  endidacn  unter  uTaitd«. 


2470377  '98284685. 
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Wie  sich  das  Verhültnis  für  die  einzelnen  Länder  gestaltet  hat,  ist  hin.^ichtlicli 
der  Jahre  1878  und  1886  aus  der  in  Nr.  9  des  Archivs  für  1888  veröffent- 
lichten Nachwdsung  ersichth'ch.    Die  filr  1901  sich  ei^ebenden  Zahlen  sind 

in  der  Nachweisung  auf  S.  284  zusammengestellf. 

Mit  der  durch  die  Verkehrssteigeruni;  bedingten  V  ermehrung  des  Personals 
und  mit  dem  Anwachsen  der  Stückzahl  der  während  2  bz.  3  Jahre  aufzube- 
wahrenden erledigten  Postanweisungen  und  sonstigen  Rechnungsbelege  wurde 
nach  und  nach  eine  Erweiterung  der  dem  Postanweisungsamle  zugewiesenen 
Diensträume  erforderlich.  Hierzu  bot  das  Gebäude  PrinzeNNinnenstral>e  25 
schließlich  keinen  Kaum  mehr.  Im  November  1897  wurde  deshalb  das  Post- 
anweisun^mt  nach  dem  reichseigenen  Postgebüude  Königgrätzerstraßc  20  ver- 
legt, wo  es  sich  jetzt  noch  befindet  und  wo  ihm  ausreichende  Bureau-  und 
Lagerräume  zur  Verfügung  stehen. 

Bei  der  erheblichen  Bedeutung  des  Postanweisungsamts,  und  da  die  Be- 
handlung, welche  die  verschiedenen  Arten  von  Postanweisungen  bei  dem  Amte 
erfahren,  vielen  Fachgenossen  nicht  bekannt  ist,  dOrfte  es  am  Platze  sein, 
eine  Darstellung  des  Prüfungsverfahrens  folgen  zu  lassen. 

Die  Arbeiten  zerfallen  in  zwei  streng  abgegrenzte  Abschnitte,  in  die  Be- 
handlung I.  der  in  Deutschland  ausgezahlten  und  2.  der  in  Deutschland  ein- 
gezahlten internationalen  Postanweisungen. 

Die  Annahmebttcher  A  sowie  die  allgemeinen  Auszahlungsverzeichnisse  und 
die  Einzel-Auszahlungsverzeichnisse  A  nebst  den  im  Reichs-Postgebiet  ausge- 
zahlten internationalen  Postanweisungen  gehen  bis  zum  15.  des  auf  den 
Rechnungsmonnt  folgenden  Monats  von  den  Bezirks  -  RcchnungsstcUen  ein. 
Zunächst  werden  die  allgemeinen  Auszahlungsverzeichnisse  darauf 
geprüft ,  ob  sämtliche  eingetragenen  Postanweisungen  vorhanden  und  ob  sie 
mit  den  richtigen  fietrSgen  verausgabt  sind.  Die  hierbei  ermittelten  unrichtigen 
Verausgabungen  —  monatlich  etwa  ■^50  —  sind  größtenteils  auf  ein  falsches 
Lesen  der  fremdlündischen  Zahlen  zurück/.utühren.  Besonders  iiervor^eliohen 
seien  hier  die  niederländischen  J',  ^  oder  ^  —  .icht  — ,  welche  für  3  oder  o, 
die  französischen  J  oder  ^  —  fQnf  — ,  welche  ftlr  i  oder  9  und  die  Oster- 
reichischen ^  —  vier  — ,  welche  für  9  gelesen  werden.  Zur  Verminderung 
der  Unrichtigkeiten  könnten  die  Postanstnllen  beitragen,  wenn  sie  in  zweitel- 
haften  Fallen  unter  Benutzung  des  im  Briefposttarif  angegebenen,  im  .Auslande 
zugrunde  gelegten  Einzahlungsverhältnisses  aus  der  auf  der  Postanweisung 
vermerkten  fremden  Wfihrung  den  deutschen  Betrag  feststellten.  Die  Fest- 
.Mellung  ist  möglich  bei  allen  I.ändcrn  mit  alleiniger  Ausnahme  von  Österreich, 
das  die  Unirechnung  nicht  nach  einem  fehlen  X'erhältnisse,  sondern  nach  dem 
tilgÜchen  Börsenkurse  vornimmt.  Sehr  oft  kommt  es  vor,  dnlJ  in  den  Ans- 
zahlungsverzeichni&sen  eingetragene  Postanweisungen  fehlen  und  auch  nicht 
mehr  aufgefunden  werden  können.  Die  in  diesen  Fällen  notwendigen 
Zahloogsermflchtigungen  können  vdii  den  fremden  Postverwaltungen  nur  dann 
ausgestellt  werden,  wenn  ihnen  mindesten^  Auf^nheort  und  Nummer  der  zu 
ersetzenden  Postanweisungen  bezeichnet  worden ,  Angaben  ,  die  bei  der 
abgekürzten  Führung  des  Ankunftsbuchs  nur  noch  in  den  Auszahlungsver- 
zeichnissen A  enthalten  und  im  Kasseninteresse  auch  nicht  zu  entbehren  sind, 
so  sehr  es  wünschenswert  wäre,  daß  die  Auszahlungsverzeichnisse  .\  in  derselben 
vereinfachten  Weise  wie  die  Verzeichnisse  B  und  C  heruestellt  werden  könnten. 

Nach  beendeter  Abnahme  werden  die  Postanweisungen  länderweise  geordnet 
und  einzeln  dem  Betrage  nach  den  Arbeitsstellen  zugeschrieben,  welche  die 
Monatsrechnungen  för  die  fremden  Postverwaltungen  zu  fertigen  haben.  Bei 
dieser  Zuschrift  kommt  es  dem  Postanweisungsamte  sehr  zu  statten,  wenn  die 
Postämter  von  der  Anfertigung  von  Einzel-Auszahlungsverzeichnissen  in  vor- 
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geschriebener  Weise,  d.  i.  bei  Vorliegen  von  to  am  einem  Lande  herrührenden 

Postanweisungen,  Gebrauch  gemacht  und  so  die  Zahl  der  unter  n Allgemeines« 
auf/iineliinenden  niögliclsst  liescliränkl  haiten.  Denn  die  in  die  Einzclver- 
zeiclini>-sc  eingetragenen  l'u^tanweisungen  bleibet»  bei  der  Abnahme  vorläutig 
unberücksichtigt  und  werden  summarisch  zugeschrieben.  Hierdurch  wird  die 
Zahl  der  Einzelzuschriften  etwa  auf  den  vierten  bis  fünften  Teil  beschrankt; 
sie  betragt  aber  irntz.dem  noch  etwa  60000  monatlich.  Nachdem  sämtliche 
aus  einem  Lande  herrühreruicn  l^i  -lanwei-^ungen  der  allgemeinen  Auszahlungs- 
verzeiclinisse  bei  der  Arbeitsstelle,  weicher  die  Anlerlij^ung  der  betreßenden 
Rechnung  obliegt,  vereinigt  sind,  erfolgt  hier  auch  die  Abnahme  der  Einzel- 
Verzeichnisse  und  der  von  Bayern  und  WUrttembei^  mit  den  ausgezahlten 
Postanweisungen  eingesarKlten  Verzeichnisse  zu  dem  für  die  allgemeinen 
Verzeichnisse  geltenden  Zwecke.  Hieran  schliel.>t  sich  die  Sortierung  der 
Postanweisungen.  Sie  hat  vertragsmaiMg  tunlichst  nach  der  Zeittolge  und  in 
alphabetischer  Reihenfolge  zu  ge.schehen  und  ist  deshalb  eine  doppelte.  Auf 
eine  solche  Sortierung  wird  besonderer  Wert  gelq{t;  bei  einzelnen  Verwaltungen 
ist  hiervon  sogar  die  Sicherheit  des  PrUfungsgeschflfts  abhtfngig,  so  daß  Ün- 
genaui^keiten  zum  Gegenstande  von  Rückmeldungen  gemacht  werden.  Weiter- 
gehenden Wünschen  einiger  Verwaltungen,  wie  von  Österreich.  Ungarn  und  der 
Schweiz,  auch  noch  eine  Sortierung  nach  Aufgabebezirken  vorzunehmen,  wird 
ebenfalls  entsprochen.  In  diesen  Fällen  erfolgt  also  eine  dreimalige  Zurecht- 
legung jeder  einzelnen  Postanweisung,  was  umsomehr  ins  Gewicht  fallt,  als 
es  die  Lander  mit  dem  gröl^ten  Verkehre  betrifft.  Die  so  geordneten  Po^t- 
anweisungen  werden  nun  in  die  Hechnungen  nach  Aufgabeort,  Aufgabenumnier, 
Aufgaberoonat  und  Betrag  eingetragen.  Die  durch  Zusammenrechnung  der 
Betrage  ermittelte  Schlußsumme  bildet  nach  Hinzurechnung  des  der  Reichs- 
Postverwaltung  vertragsmaiJig  zustehenden  Gebtthrenanteils  'die  Forderung 
Deutschlands  an  die  fremde  Postverwaltung. 

Die  Rechnungen  werden  mit  den  zugehörigen  Postanweisungen  allmonatlich 
den  Aufgabeverwaltungen  zur  Prüfung  und  Anerkennung  der  deutschen  Forderung 
ttbersandt.  Sonach  verbleiben  die  ausgezahlten,  im  Ausland  aufgelieferten  Post- 
anweisungen nicht,  wie  vielfach  angenommen  wird,  beim  Postanweisungsanite. 
Kinige  Ausnahmen  sollen  später  erwähnt  werden.  Die  Absendimg  der  Post- 
anweisungen erfolgt  in  durchschnittlich  6u  Beuteln  und  50  Briefen  und  Paketen. 
Von  den  für  Oberseeische  Lfinder  aufgestellten  Rechnungen  werden  Abschriften 
zurückbehalten,  um  im  Falle  des  bei  der  Seebeförderung  immerhin  leichter 
möglichen  Verlustes  ein  Doppel  herstellen  zu  können.  Die  Anfertigung  der 
im  ganzen  3H*)  Rechnungen  ist  stets  so  zu  beschleunigen,  daiJ  die  Absend ung 
zu  dem  vertragsmäßigen  Zeitpunkte  statthnden  kann,  d.  i.  am  Ende  des  auf 
den  Rechnungsmonat  folgenden  Monats.  Welche  Arbeitslast  in  der  kurzen 
Zeit  von  etwa  1  a  Arbeitstagen  bei  der  großen  Zahl  von  Postanwdsungen  vom 
Postanweisungsamte  zu  bewältigen  Ist,  kann  aus  vorstehendem  leicht  beurteilt 
werden.  ScMbö  fbigtt 

•)  Die  in  der  Nachwcisung  getrennt  aufgeführten  Postanweisungen  aus  der  euro- 
päischen und  der  asiatischen  Türkei  werden  in  eine  Rechnung  eingetragen ;  diejenigen 
aus  und  nach  de  n  sonstigen  britischen  Besitzungen  in  anderen  Erdteilen  erscheinen  in 
der  britischen  Rechnung. 
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KLEINE  MITTEILUNGEN. 

DcT  Hcichskommissar  fQr  Jie  Wc  1 1  a  ii  tc  i !  ii  n  in  St.  Louis  i<)04  hat 
dciii  Deutschen  Haiidcbtage  Jas  Aussteiluiii^^-pruL^tamm  lür  die  Weltau^^telhini;. 
das  Anmeldet'ormubr  sowie  die  Klas.sinkation  der  Aui>i>telluiigsge^ensiande  nebsi 
einem  an  die  Interessenten  gerichteten  Rundschreiben  allgemeinen  Inhalts  zu- 
gehen lassen.  Wie  wir  der  Zeitschrift  «Handel  und  Gc\VLibe'i  cnlnelimen, 
wird  in  dem  Rundschreiben  nii!i^cteilt.  dal.'  aui.>er  Deut^ciiland  lKMeit>  Frankreich 
und  Grübbritannien,  tasl  sJuitüchc  Staaten  dc'^  amerikanischen  und  eine  Reihe 
von  Staaten  des  asiatischen  Kontinents  die  Kinladung  der  Regierung  der 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika  angenommen  haben.  Über  den  Ausstellungsplan 
und  das  Auftreten  Deutschlands  wird  in  jenem  Schreiben  noch  f»)Igcnd,.  v  lumerkt: 

«Die  Aufstellung  wird  in  gröl'tem  Mabst.tb  angelegt.     Das  Aussteliungs 
terrain  unifal.U  400  ha  und  ist  größer  als  die  vereinten  Piiitze,  die  1S03  111 
Chicago  und  1900  in  Paris  zur  Verlügung  standen.    Die  tinan/iellen  Grund- 
k^en  des  Unternehmens  können  als  völlig  sicher  betrachtet  werden,  da  die 
Regierung  der  Vereinigten  Staaten  fQr  die  allgemeinen  Ausstellungszwecke 
mehr  als  die  doppelte  Summe  wie  für  Cln'cago,  n{inilich  21  000000  Mark, 
bewilligt  und  aul^erdem  7  000  000  Mark  für  die  N'orführung  der  verschiedenen 
Verwaltungszweige  der  Zentralregierung  bereitgestellt  hat,  wahrend  die  Stadl 
St.  Louis  und  der  Staat  Missouri,  in  welchem  diese  gelegen  ist,  den  Betrag 
von  46  000  000  Mark  aufgebracht  haben.    Die  amerikanische  Industrie,  auch 
die   des  Ostens,   wird   sich  nach  den  iKMeits  vorliegenden  Anmeldungen  in 
umfangreichem  Maße  an  der  Aufstellung  beteiligen  und  ein  Bild   ihrer  ge- 
waltigen Entwickelung  geben.    Alle  Staaten  der  Union  errichten  besondere 
Staatsgebäude  und  haben  hierfür  die  nötigen  Summen  zur  VeiftSgung  gestellt. 
Auch  die  mittel-  und  südamerikanischen  Staaten  werden  mit  eigenen  GebSudcn 
auf  der  Ausstellung  vertreten  sein  und  besondere  Kommissionen  zum  Studium 
dorthin  entsenden.   Es  ist  daher  die  Erwartung  wohl  berechtigt,  daß  die  Aus- 
stellung von  St.  Louis,  das  anders  virie  Chicago  ein  Verkehrszentrum  nicht  nur 
für  die  südlichen  und  westlichen  Staaten  der  Union,  sondern  auch  für  Mexiko 
und  die  übrigen  Staaten  Mittelamerikas  bildet,  einen  /.ihlreichen  Besuch  auch 
aus  dem  lateinischen  Amerika  erfahren  wird.    Falls  nicht  unerwartete  Ereignisse 
eintreten,  dürften  daher  durch  die  Beschickung  der  Ausstellung  die  deutschen 
Erzeugnisse  auch  in  Mittel-  und  Südamerika  bekannt  werden  und  neue  Absatz- 
gebiete in  diesen  Staaten  erringen  können^    Die  vielfach  ungünstigen  Er- 
fehningen,  welche  deutsche  Aussteller  in  Chicago  gemacht  haben,  können 
nicht  gegen  eine  Beschickung  der  Ausstellung  in  St.  Louis  ins  Gewicht  fallen. 
In  den  Vereinigten  Staaten  hat  nach  der  Überwindung  der  großen  Krisis  des 
Jahres  1893  ein  aufierordentticher  Aufschwung  aller  industriellen  Verhaltnisse 
stattgefunden,  der  noch  heute  anhält,  und  die  Union  erfreut  sich,  wie  in  der 
unlflngst   veröffentlichten  Botschaft  des  Präsidenten  Roosevelt  hervorgehoben 
ist,  einer  Prosperität  und  damit  einer  Kaufkraft,  \\  ie  niemals  vorher  in  ihrer 
Geschichte.    Das  Anwachsen  des  Reichtums  hat  auf  alle  Gewerbszweige  be- 
lebend eingewirkt  und  das  Bedürfnis  nach  Industriewaren  auf  allen  Gebieten 
der  Produktion  gesteigert.    Die  rasche  Vermehrung  der  deutschen  .Ausfuhr  auf 
dem  Gebiete  der  graphischen  Künste,  der  Keramik,  der  Drogeric-,  A]  t'theker- 
und  P'arbu-aren,  von  Spielzeug  aller  Art,  von  optischen  und  astronomischen 
Instrumenten  usw.  legt  hierlür  ein  beredtes  Zeugni>  ab.    Auch  die  Statistik 
der  Ausfuhr  aus  anderen  europäischen  Ländern,  insbesondere  aus  Großbritannien 
und  Frankreich,  bisweist,  in  welch'  umfangreichem  Maße  die  Vereinigten  Staaten 
noch  auf  die  Einfuhr  von  Industrieerzeugnissen  aus  Kuropa  angcwiefen  sind. 
So  sti^  beispielsweise  die  Ausfuhr  Frankreichs  in  Kleidern,  Strumpfwaren, 
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Posainentierwarenf  Stickereien  aus  Baumwolle  von  4  $90  ooo  Dollars  in  1900 

nuf  5  550  000  Dollars  in  1901  und  6  379  000  Dollars  in  1902.  Die  enf^lische 
Ausfuhr  in  Papier  und  Papierwaren  wuchs  im  gleichen  Zeiträume  von 
581  oüo  Dollars  auf  öoüooo  und  749 000  Dollars.  Diese  wenigen  Anführungen, 
die  leicht  vermehrt  werden  können,  beweisen,  welch'  weites  Feld  Internationalen 
Wettbewerbes  die  Vereinigten  Staaten  auch  heute  noch  für  Deutschland  dar- 
bieten. —  Die  große  Entwickclung,  welche  die  deutsche  Industrie  genommen 
hat,  wird  in  Amerika  sorgfülfiu  verfolgt.  Die  glänzende  Entfaltung  der 
deutschen  Industrie  uuf  der  Weltausstellung  in  Paris  und  die  Erfolge,  die  sie 
dort  errungen,  haben  ihren  Eindruck  in  Aroerika  nicht  verfehlt  und  ein  Ver- 
trauen in  die  Leistungsfähigkeit  Deutschlands  und  in  die  technische  Vollendung 
der  deutschen  Erzeugnisse  hervorgerufen,  welche  den  amerikanischen  Abnehmer 
mit  Vorliebe  veranlassen,  mit  deutschen  Firmen  in  Geschäftsverbindung  zu 
treten.  In  Amerika  sind  die  Erwai  tungen,  die  an  das  Auftreten  Deutschlands 
auf  der  St.  Louiser  Ausstellung  geknüpft  werden,  hoch  gespannt,  und  es 
könnte  nicht  ohne  schädigende  Rückwirkungen  auf  die  deutsche  industrielle 
Position  in  den  Vereinigten  Staaten  bleiben,  wenn  die  deutsche  Abteilung  nur 
ein  unvollkommenes  und  lückenhaftes  Bild  des  deutschen  Gewcrbefieißcs  böte. 
Die  oberste  AusstcUungslcitung  selbst  und  die  an  der  Spitze  der  einzelnen 
Abteilungen  stehenden  Leiter  sind  von  dem  Wunsche  beseelt,  Deutschland  das 
nllerweiteste  Entgegenkommen  zu  betätigen.  Wtthrend  auf  der  Ausstellung  in 
Paris  durch  die  Begrenztheit  des  zur  Verfügung  stehenden  Raumes  vielen 
Industrien  eine  umfassende  Vorführung  ihrer  Erzeugnisse  nicht  vergönnt  war, 
steht  in  den  gewaltigen  Ausstellungshallen  in  St.  Louis  der  nötige  Raum  für 
VorfQhrungen  auch  im  größten  Rahmen  zur  Verfügung;  die  Ausstellungs- 
bedingungen selbst  sind  durchaus  liberal;  die  Besorgnis,  dal^  durch  die  Aus- 
stellung patentierter  oder  '^on'vt  geschützter  Ciegenstände  der  Patent-  oder 
Muster-  und  Markensciiutz  beeinträchtigt  würde,  ist  unbegründet,  wie  in  dem 
AuNstellungsprogramme  des  näheren  dargelegt  ist.  —  Nach  alledem  dürfte  es 
im  gemeinsamen  Interesse  unserer  Industrie  und  unseres  Handels  liegen,  daß 
in  der  deutschen  .Abteilung  der  St,  Louiser  Ausstellung  ein  würdiges  und 
anschauliches  Gesamtbild  der  Leistungstiiliigkeit  Deulschlands  auf  ideellem  und 
materiellem  Gebiete  gegeben  wird.  Nach  dem  bewährten  Vorbilde  bei  der 
letzten  Pariser  Ausstellung  wird  auch  diesmal  auf  die  Vereinigung  gleichartiger 
Industrieerzeugnisse  zu  sachlich  und  rllunilich  geschlossenen  Gruppen  Bedacht 
zu  nehmen  und  andererseits  Vorsorge  zu  treffen  sein,  daß  in  der  deutschen 
Abteilung  nur  wirklich  ausslellungswürdige  Gegenstände  vorgcfülirt  werden. 
Die  Durchführung  dieser  Aufgabe  ist  ohne  die  Opferwilligkcit  und  werktätige 
ünlerstüt/.ung  der  maßgebenden  Sachversiiindigen  auf  den  verschiedenen  Gebieten 
der  kOnstlerischen,  wissenschaftlichen  und  gewerblichen  Tütigkeit  nicht  zu  er- 
reichen. Hie  Reichsvertretung  hofft,  daß  bei  der  Größe  und  Vielseitigkeit  der 
in  Betracht  kommenden  deutschen  Interessen  und  bei  der  Wichtigkeil,  die 
tiach  ihrer  Überzeugung  die  Ausstellung  liir  weite  Gebiete  des  deutschen 
Erwerbslebens  besitzt,  ihr  diese  Unterstützung,  welche  das  deutsche  Auftreten 
auf  der  Pariser  Weltausstellung  nach  jeder  Richtung  hin  so  erfolgreich  ge- 
staltet hat,  fUr  die  vorliegende  Aufgabe  nicht  fehlen  wird.« 


Denkstein  für  Fardely.  In  Mannheim  wird  der  Stadlrat  dem  Erbauer 
der  ersten  dem  praktischen  Betriebe  dienenden  elektromagnetischen  Tele- 
graphenlinie des  Kontinent.^,  William  Fardely,  auf  seinem  Grabe  einen 
Denkstein  setzen  lassen.  Fardely  erfand  1843  seinen  Zeigertelegraphen  und 
erbnute  Ii  844  auf  Grund  der  1838  von  Steinheil  gemachten  Entdeckung,  daß 
der  Kuckleitungsdraht  durch  Einschaltung  der  Erde  in  den  SchUei»ung»kreis 
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ersetzt  wird,  zwischen  Wiesbaden  und  Cassel  die  erste  Telegraphenb'nie  der 
Welt  mit  nur  einera  Drahte.    Die  Linie  folgte  der  8,8  km  langen  Taunusbahn 

zwischen  diesen  Orten.  Fardely  verringerte,  wie  er  in  einem  Artikel  der 
Nr.  77  des  Mannheimer  Journals  von  1845  angab,  »die  Kosten  mehrdrähtiger 
Telegraphensysteme  von  1800  Gulden  auf  80  Gulden  für  das  Kilometer«. 
Die  Öffentliche  Bibliothek  zu  Mannheim  besitzt  zwei  seiner  Schriften  Ober 
Zeigertel^raphen  von  1844  und  1856;  eine  Schrift  Ober  Galvanoplastik  von 
1842  dagegen  i>t  nicht  mehr  vorhanJen.  Fardely  war  Lieberen  zu  Ripon  in 
Vorkshirc,  kam,  da  .seine  Mutter  aus  Deutschland  stammte,  am  21.  Oktober  1820 
nach  Mannheim  und  starb  dort  am  21.  Juni  i8(')9.  Die  Biographie  Fardclys 
findet  sich  in  der  Neuen  Badischen  Landeszeitung  Nr.  345  von  1901  und  der 
Bad ischen  Gewerbe-  und  Handwerkerzeitung  Nr.  17  von  1902.  Fin  Ölgemülde 
und  ein  stereoskopisches  BilJ  seiner  Person,  wie  auch  zwei  seiner  Telegraphen- 
apparate besitzt  der  Mannheimer  .MtertunT^vcrcin. 

(Mitgelciil  vom  Ingenieur  Feldhaus  in  Mannheim.) 

Ein  neuer  Handelsweg  von  Indien  nach  Persien.  Man  lüßt  es  in 
Indien  nicht  an  Anstrengungen  fehlen,  um  —  mit  Umgehung  von  Afghanistan  — 
in  direkte  HandeKverbindung  mit  Persien  zu  treten.  Der  Verkehr  auf  der 
groiien  Strabc  C^uetta- Nushki  (beide  in  Belutschistan)  -Seistan  (Peisienj  hat, 
obwohl  diese  erst  vor  drei  Jahren  fertiggestellt  worden  ist,  einen  ungeahnten 
Aufschwung  genommen:  der  Gesamtwert  der  auf  ihr  im  vorigen  Jahre  bctörderten 
Waren  betrug  gegen  zwei  .Milliotien  Rupien.  Nach  dem  »O^tas.  Lloyd«,  dem 
die  vorliegenden  Angabeti  entnommen  sind,  ist  mit  Sicherheit  anzunehmen, 
daii  dieser  Handelsverkelir  eine  weitere  beträchtliche  Steigerung  erfahren  wird, 
sobald  erst  die  geplante  Eisenbahn  Quetta-Nushki  vollendet  sein  wird,  zumal 
die  indischen  Teehändler  eifrigst  bestrebt  sind,  in  Persien  ein  neues  Absatz- 
gebiet für  ihre  Erzeugnisse  zu  finden.  In^^\■i^'.  lien  man  sich  angelegen 
sein,  den  Weg  von  Nushki  nach  Persien  zu  verbessern;  mehrere  grobe  Reservoirs 
sind  bereits  gebaut,  um  die  Karawanen  mit  Wasser  zu  versorgen. 

Obwohl  die  Arbeiten  an  dieser  Straße  noch  nicht  vollständig  beendet  sind, 
wird  bereits  die  Anlage  einer  weiteren  erörtert,  die  von  Karochi  (80  km  von 
der  Indusmündung,  dem  natürlichen  Ver^^arnlplatze  für  das  ganze  Indusgebiet) 
ausgehen  soll  und  von  der  man  sich  umsomehr  erhebliche  Vorteile  verspricht, 
als  >ie  neue  Gegenden  zu  erschließen  bestimmt  ist.  Sie  soll  von  Karachi  längs 
der  belutachistanisch- persischen  Grenze  nach  Seistan  fahren,  um  die  wichtige 
Hafenstadt  Karachi,  deren  Blütezeit  nach  Erbauung  der  Bagdadbahn  noch 
kommen  wird,  mit  den  fruchtbaren  Ebenen  von  Panigur,  Seistan  und  Kho- 
rassan  in  unmittelbare  Verbindung  zu  setzen.  Während  man  dem  Proiekte 
bisher  wegen  verraieintlicher  physikalischer  Schwierigkeiten  Bedenken  entgegen 
brachte,  haben  neue  Untersuchungen  die  Grundlosigkeit  dieser  Besorgnisse  er- 
wiesen. In  Wirklichkeit  liegt  das  Haupthindernis  im  Charakter  der  Bevölkerung. 
Zunächst  müßten  daher  die  eingeborenen  Beamten,  die  durch  unerbittliche 
Ausbeutung  der  Karawanen  jeden  Handelsverkehr  in  dem  unterwegs  gelegenen 
Mekrangebict  unmöglich  machen,  durch  eine  ehrliche  und  geregelte  Verwaltung 
ersetzt  werden.  Einer  Anlage  von  Zisternen  und  dergl.,  an  denen  es  haupt- 
sachlich mangelt,  würde  es  zur  ErmOglichung  eines  regelmißigen  Verkehrs  eben- 
tnlN  bedürfen.  Auch  würde  eine  —  soweit  erforderlich  militäiisch  geschützte  — 
Telegrapticnlinie  viel  dazu  beitragen,  die  neue  Stral.^e  nutzbar  zu  machen. 

VielK-icbt  seien  die  Schwierigkeiten,  meint  unsere  Quelle,  unterschiCtzt 
worden  und  die  Hindernisse,  die  sich  der  Eröffnung  der  neuen  Straße  ent- 
gegenstellen, größer,  als  man  annehme;  trotz  alledem  werde  aber  das  Projekt 
durchgeführt  werden;  denn  es  bilde  eine  weitere  Etappe  auf  dem  großen 
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Wege,  den  die  britische  Staatskunst  in  Indien  beschreite:  nflmlich  mit  Uni' 
gehung  von  Afghanistan  das  Östliche  Persien  n  iher  als  l^isher  in  Verbindung 
mit  Indien  zu  bringen  und  dadurch  dem  von  Norden  her  dringenden  russischen 
Einfluß  entgegenzuwirken. 


Die  Pontinischen  SOmpfe.  Die  Trockenlegung  und  landwirtschaftliche 
Hebung  der  Pontinischen   Sümpfe  zieht  schon  seit  Jahren  ein  vielseitiges 

Interes'^c  auf  <icli.  Der  AusJnick  Sumpf  ist  für  Jiese  (iei;cnd  nicht  recht 
passend,  denn  mir  in  Jci  I^ei^enzcit,  wenn  die  vielen  breiten  und  tiefen  Knnfjle 
jenes  Gebiets  das  von  den  Bergen  zu£>trOmende  Wasser  nicht  inehr  ta>.scn 
können  und  Oberströmen,  bedecken  sich  größere  Strecken,  die  besonders  tief 
Hegen,  nu't  Wasser.  Das  tibctfliei>ende  Wasser  findet  keinen  Ablauf  mehr  und 
bildet  so  die  Siinipfe.  Am  Ende  des  Winter'^  wird  es  durch  die  Sonne  auf- 
getrocknet. Teriiiin,  d:is  ■solchen  l.  berschweinmungen  ausgesetzt  ist,  wird 
auf  1 6  üoo  liu  geschützt,  wahrend  die  i-*üntini>-ciien  Sümpfe  insgesamt  ein  Areal 
von  200000  ha  bilden.  \m  Frühjahr  ist  die  ganze  Gegend  ein  Blumenmeer 
und  das  Ziel  vieler  Naturfreunde. 

Die  unter  Wrisser  befindlich  gewesenen  (k1  indc  werden  mit  Mais  bestellt, 
der  in  aui>erordenlliclier  l'ppigkeif  gedeiht.  Die  Grundbesitzer  sehen  deshalb 
der  bejl^siclitigten  Ableitung  der  Bergwasser  mit  Mißtrauen  entgegen. 

Der  ganze  Landstrich  ist  sehr  fruchtbar  und  einträglich.  Aber  die  Malaria 
wirft  einen  tiefen  Schatten  Ober  dieses  fruchtbare  Land.  Die  verdunsteten 
Wasser  und  die  Sumpfpfl.^.nzcn  nn  den  Kanälen  erzeugen  zahllose  Mo-kifos 
und  tötliche  Fieber.  Vom  .iuni  bi^  zum  Spifthcrbst  InI  das  Land  unbewohnlxir, 
und  es  sind  daher  auch  nur  wenige  seßhafte  Bewohner  vorhanden.  Durch 
den  Bau  der  Eisenbahn  Velletri-Terracina  ist  die  Via  Appia,  welche  die  ganze 
Gegend  in  schnurgerader  Linie  durchschneidet,  vollends  entvölkert  worden. 

Um  diesem  Zustand  abzuhelfen,  hnt  die  italienische  Regierung,  nach  einem 
Berichte  des  Kaiserlichen  Konsulats  in  Rom,  im  Jahre  1^99  ein  Gesetz  erlassen, 
das  die  Konsortien  dei  Grundbesitzer  verplhchtet,  folgende  .\rbeiten  auszuführen  : 
Ableitung  der  Gebirgswasser; 
Regulierung  der  Gebirgsbäche  in  den  Bergen  selbst; 
Säuberung  der  bestehenden  Kanäle; 

Trockenlegung  der  überschwemmten  Terrains   durch  Schaffung  eines 
natürlichen  Abflusses  oder  durch  mechanische  Nachhülfe. 
Die  Regierungsingenieure  haben  die  nötigen  Projekte  lör  die  Trockenlegung 

und  landwirtschaftliche  Hebung  der  Gegend  ausgearbeitet.  Die  Arbeiten  sind 
auf  24  .Inlirc  verteilt,  und  für  die  Kosten  sind  3  ("i 00  000  Mark  bewilligt.  Bei 
dieser  Innusanun  Arbeit  dürtte  indes  ein  grol>er  Teil  der  ausgeworfenen  Summe 
durcli  die  Verwaltung  und  allerlei  -Nebenausgaben  aufgebraucht  werden. 


LITERATUR. 

hn  Verlage  des  Berl.  Lithographischen  Instituts  (Julius  Moser)  ist  kürzlich 
eine  von  dem  Geh.  Baurat  Sympher  auf  Anordnung  des  Herrn  Ministers 
der  ütlenilichen  Arbeiten  zusammengestellte  Karte  des  Verkehrs  auf  deut- 
schen Wasserstraßen  im  Jahre  1900  erschienen,  die  sich  auf  die  Statistik 
des  Deutschen  Reichs,  auf  Handelskammerberichte  und  anderweitige  Quellen 
stützt,  aus  vier  trelf liehen  kolorierten  BlJittcrn  f Maßstab  i  :  i  230 ooo)  besteht 
und  6  M.  kostet.    Einer  Reihe  von  Erläuterungen,  die  der  Karte  beigegeben 
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$ind  und  im  Hinblick  auf  den  geplanten  Rhein-Elbe-Kanal  besonderes  Interesse 
darbieten,  sind  die  nachstehenden  Angaben  entnommen. 

Der  gesamte  Warenverkehr  auf  den  looookm  langen  deutschen  Walser 
straL^en  betrug  im  Jahre  1900:  40800000!  ani^'ckommene  und  32200000  t 
abgegangene  Güter;  der  Untersciued  beider  Zatilen  rührt  daher,  daß  mehr 
Guter  Ober  die  Grenze  ein-  als  ausgegangen  sind.  Die  Zahl  der  Tonnen- 
kilometer betrug  II  500  000  000,  der  kilometrischc  Verkehr,  d.  i.  das  durch- 
schnittliche Gewicht  der  auf  einer  Strecke  von  einem  Kilometer  bewerten 
Güter  also  1  i  ;oooo  f.    Die  mittlere  Transportentlernung  stcUtc  sich  ;uit  ■;  i  ^  km. 

Vier  Fünliei  des  Verkehrs,  nanihcii  9  350  000  000  ikm,  entliclcn  aul  die 
rund  3000  km  langen  sieben  Ströme:  Memel,  Weichsel,  Oder,  Elbe,  Weser, 
Rhein  und  Donau.  Den  beträchtlichsten  Verkehr  weist  der  von  der  hoUiln- 
dischcn  Grenze  bei  Emmerich  bis  Strasburg  auf  570  km  Liini^e  ^cliitTbare 
Rhein  auf,  nämlich  321)2000000  ikm,  also  last  die  Hallte  der  gesamten 
Güterbewegung  auf  deutschen  Wasserslralien.  Die  Elbe  folgt  auf  der  621  km 
langen  Strecke  von  Hamburg  bis  zur  Österreichischen  Grenze  mit  2  605  000  000  tkm, 
d.  i.  nn't  fast  einem  Viertel  der  Gesamtbewegung.  Auf  den  Rhein  und  die  Elbe 
cntlallcn  fast  drei  Viertel  des  ganzen  Wa^serstral^envcrkehrs  Deutschlands. 

Unter  den  Verkehrszitfern  der  größeren  Hüten  nehmen  die  zusammen- 
liegenden bedeutenden  Rhein -Ruhr -Häfen  Ruhrort,  Duisburg  und  Umgegend 
den  ersten  Rang  ein :  an  diesen  Platzen  kamen  insgesamt  5  485  000  t  an, 
während  SSriyooot  abgingen;  zusammen  ergibt  das  einen  Ortsverkehr  von 
14352000  t.  Berlin  und  Charlottenburg  «^cliliel.'en  sich  mit  yzusamtnen 
('»637  000  l  an.  An  dritter  Stelle  erscheint  Hambmg  inatürlich  lediglich  unter 
Berücksichtigung  des  wirklichen  Binnenschiffahrtsverkehrs  von  und  nach  der 
Oberelbe)  mit  5  701  000  t.  Nahe  hinter  Hamburg  folgt  Mannheim  (ohne 
Ludwigshafen)  mit  5  329  000  t. 

Veri^leicht  man  die  \'erkehrsergebni>se  der  Jahre  1S73  und  moo,  so  ergibt 
sich,  dai.«  bei  ungefähr  gleich  gebliebener  Lünge  der  Schiffahrtswege  der  Güter- 
verkehr (im  Mittel  aus  der  Zahl  der  angekommenen  und  der  abgegangenen  Güter) 
von  10400000t  auf  36500000t  und dieTonnenkilometerzahl  von  2900000000 
auf  1 1  500000000  gestiegen  ist.  Die  Zahl  der  Tonnenkilometer  hat  sich  dem- 
nach in  23  Jahren  auf  beinahe  das  Vierlache  (genau  um  297  v.  H.)  gehoben. 
Dabei  nahm  der  Verkehr  auf  den  sieben  großen  Strömen  von  1  763  000  000  ikni 
auf  9350000000  tkm,  also  um  mehr  als  das  Fünffache,  zu.  Eine  eigentliche 
Steigerung  ist  indes  nur  auf  Oder,  Elbe,  Weser  und  Rhein  zu  verzdcbnen,  d.  h. 
auf  denjenigen  Strömen,  deren  Verkehr  wegen  günstiger  Örtlicher  Verhältnisse 
in  der  Lage  ist,  sich  durch  Beschaffung  groTcr  Fahrzeuge  und  Verwendung 
neuer  Bctricb^cinrichtungen  den  neuzeitlichen  Forderungen  anzupassen. 

Einen  verhaltnismüiiig  mindestens  gleichen  AiUschwung  zeigen  auch  die 
wenigen,  in  größeren  Abmessungen  hergestellten  KanSle  und  kanalisierten  FlQsse 
Pl.iucr  Kanal,  östliches  Ende  des  Friedrich  Wilhelms-  bz.  des  Oder-Spree- 
K  iiui;-  und  der  Main  bei  Frankfurt);  auch  der  geographisch  sehr  gün<itig 
zwi^ctien  Stettin,  Berlin  und  Magdeburg  gelegene  Finow-Kanal  weist  eine  er- 
hebliche Steigerung  auf.  Die  meisten  kleineren  Wasserstraßen,  künstliche  wie 
natürliche,  zeigen  dagegen  entweder  einen  Stillstand  oder  gar  einen  Rück- 
schritt; sie  passen  kaum  noch  in  den  neuzeitlichen  Betrieb  und  fristen  ihr 
Dasein,  nachdem  sie  durch  gute  Dienste  in  früheren  Zeilen  Anspruch  auf 
Schonung  des  Bestehenden  erworben  haben. 

Der  Ortsverkehr  hat  sich  naturgemäß  seit  1875  ebenfalls  bedeutend  ge- 
hoben. Wahrend  das  Jahr  1875  nur  zwei  Plätze  mit  einem  1000000  t  Uber- 
schreitenden Ortsverkehr  aufweist  (Berlin  mit  rund  3  200  000  t  und  Ruhrorf- 
Dubburg-Hochfeld  mit  2900000  t),  bat  sich  die  Zahl  jener  Platze  bis  1695 
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auf  zehn  gehoben,  darunter,  wie  wir  vorher  gesehen  haben,  vier  mit  mehr 

ah  5  ooo  ooo  t  Verkehr. 

Zu  interessanten  Ergcbni>Nen  gelangt  man  bei  einem  V  ergleiche  des  Was'^er- 
verkehrs  mit  dem  der  Eisenbahnen.  Im  Jahre  1873  wurden  2900000000  tkm 
auf  10000  1cm  Wasserstraßen  geleistet  gegenüber  10900000000  tlmi  auf 
26  500  km  Eisenbahnen.   Danach  entfielen  vüh  dem  Gesamtverkehre  21  v.  H. 
auf  die  Wasserst raC^cn,   79  v.  H.  auf  die   l'^isenbahnen.     Der  kilometrische 
Verkehr  stellte  sich  auf  den  ^^'asserstra^^en  zu  290  000  t,  auf  den  Eisenbahnen 
zu  410  ooü  t.  Der  durchschnittliche  Umlauf  auf  den  Wasserstraßen  war  detu- 
nacii  erheblich,  aber  doch  geringer  als  bei  den  Eisenbahnen,  und  zwar  nach 
dem  ungefähren  Verhältnisse  von  10: 14.  Im  Jahre  1900  dagegen  wurden  auf 
den  unveränderten  10  000  km  langen  Wasserstral-'en  11  300  000  000  tkiii ,  auf 
den  um  87  v.H.,  d.  h.  ;iuf4o''Ookm  vermehrten  Eisenbahnen  36  200000000  tkm 
geleistet.   Hiernach  kommen  von  dem  Geianuv erkehre  24  v.  H.  auf  die  Wasser- 
straßen, 7Ö  V.  H.  auf  die  Eisenbahnen.   Der  kiloroelrische  Verkehr  stellt  sich 
aber  bei  den  Wasserstraßen   auf  i  130000  t,   bei  den   Eisenbahnen  auf 
740  000  t.    Der  durchscimitfliche  Umlauf  auf  den  Wasserstral/en  übertrifft  also 
nunmehr  denjenigen  auf  den  Eisenbahnen  erheblich;  beide  standen  1900  im 
Verhältnisse  von  etwa  8:5. 

Aus  dem  Vergleiche  der  Jahre  1875  und  1900  ist  mithin  ersichtlich,  dafl 
trotz  der  starken  Vermehrung  der  Eisenbahnen  der  Anteil  der  V^asserw^  an 
der  GUlerbcwegung  Deutschlands  im  Steigen  begriffen  ist :  er  wuchs  von  2 1 
auf  24  V.  l^.,  und  während  der  kilometrische  Verkehr  auf  den  Eisenbahnen 
um  80  V.  H.  zunahm,  ging  er  auf  den  Wasserstraßen  um  297  v.  H.  in  die  tiühe. 

Von  dem  großen  Umfange  der  heutigen  GOterbewegung  auf  den  deutschen 
Wasserstraßen  zeugt  in  allgemein  verstandlicher  Weise  schon  die  Tatsache, 
dai>  er  erheblicher  ist  als  der  Güterverkehr  auf  slimtlichen  deutschen  Eisen- 
bahnen im  Jahre  1875. 

Noch  bemerkenswerter  und  erfreulicher  aber  ist  es  —  so  schließen  die 
lehrreichen  Betrachtungen  daß  ungeachtet  der  überraschenden  Zunahme 
des  Wasserstraßenverkehrs  ^rade  die  deutsche  EiaenbahngUterbewegung  einen 
Aufschwung  zc'v^t,  wie  kein  anderes  Land  Europas.  Ein  beredtes  Zeichen  für 
die  wirl^chaftliclie  Richtigkeit  des  Grundsatzes:  nicht  Eisenbahnen  oder 
Wasserstralicn,  sondern  Eisenbahnen  und  Wasserstraßen. 

Lehrbuch  der  Geographie  mit  besonderer  Berücksichtigung  der 

Verkehrs- Geographie.  Rearbeitet  von  Friedrich  Weber,  König!. 
Württ.  Postrat.  Zweite  Au  flaue.  Stuttgart.  Verlag  von  W.  Kohl- 
hammer. 1903.  Preis  2  M.  60  Pf. 
Da  die  vor  5  Jahren  herausgegebene  erste  Auflage  dieses  Buches  seit 
längerer  Zeit  vergriffen  ist  und  fortgesetzt  lebhafte  Nachfrage  nach  dem  Werke 
besteht,  so  hat  sich  der  sachkundige  Verfasser  entschlossen,  in  erster  Linie 
zur  r-'örderung  des  staatlichen  Unterrichtskurses  für  Kandidaten  des  v  Urtlem- 
bergischen  Eisenbahn-,  Post-  und  Telegraphendienstcs ,  an  dem  er  seit  \ielen 
Jahren  als  Lehrer  täVig  ist,  die  vorliegende  neue  Auflage  folgen  zu  lassen. 
Bei  ihr  sind  die  GrundsStze,  die  für  die  erste  Bearbeitung  maßgebend  waren, 
wiederum  zur  Anwendung  gebracht,  nur  daß  die  handeUgeographisclicn  An- 
gaben, entsprechend  dem  eigentlichen  Zwecke  des  Buches,  eine  Einschränkung 
erfahren  haben.  Die  günstige  Beurteilung,  die  wir  dem  trefflichen  Werke  bei 
seinem  erstmaligen  Erscheinen  —  unter  näherer  Kennzeichnung  seines  Inhalts 
—  zu  widmen  in  der  Lage  waren  (vgl.  Archiv  v.  1898,  S.  748),  geben  wir 
auch  der  neuen  Auflage  gern  mit  auf  den  Weg. 

aeRLOI.    OCDRUCKT  IK  aui  REtCKSORVCKeiiei. 
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BEIHEFT  ZUM  AMTSBI-ATTE 
DES  REICHS-POSTAMTS. 

BERAUSOKGBBBM  IM  AUPTRAOB  DBS  RBlCaS-POSTAHTS. 


Mr.  HL  BERUH,  MAL  1803. 


INHALT:  Enisdieidung  des  ReidugeridMs,  belreflend  die  BeAhrderang  potttwaogs- 

Pflichtiger  Gegenstände  durch  expresse  Boten,  S.  293.  —  Das  Posianweisungsamt 
(Schiuli ,  S.  296.  —  Grundsteinlegung  des  reichseigenen  deutschen  Posthauses  in 
Shanghai,  S.  304.  —  Geichididiaie  Eotwickelung  der  niederlBndisdien  Staats- 
telegraphie,  S.  306.  —  Der  Tdtow- Kanal,  S.  311.  —  Die  Enchlieltiing  der 

Tschadseelander,  S.  317. 

Kleine  Mitteilungen:  Motorwagen  auf  den  österreichischen  Staatsbahnen,  S.  322.  — 
GemetndqxMilmter  in  Serbien,  S.  323.  —  Siditbare  Motekülgruppen,  S.  324.  — 
Elektromourisdie  Kraft  des  CHons,  S.  334. 


Entscheidung  des  Reichsgerichts,  betreffend  die  Beförderung 
postzwangspfUchtiger  Gegenstände  durch  expresse  Boten. 

Einzelne  Zeitongsverkger  yersenden  einen  erheblichen  Teil  ihrer  Zeitungen 
in  der  Wdie^  daA  sie  einem  von  ihnen  angenommenen,  mit  Eisenbahnzeitkarte 
versehenen  expressen  Boten  Zeitungspakete  zur  Beförderung  mit  der  Eisenbahn 
übergeben.  Der  Bote  wird  auf  den  wahrend  der  Fahrt  berührten  Bahnhöfen 
von  anderen  expressen  Boten  desselben  Verlegers  erwartet,  welche  die  für 
ihren  Ort  und  ftr  Sehenkurae  bestimmten  Zeitungen  in  Empfang  nehmen  und 
den  Zeitungsbeziehern  überbringen. 

Die  Ober- Postdirektion  in  H.  erachtete  dieses  Verfahren  insoweit  für  gesetz- 
widrig, als  die  expressen  Boten  die  Zeitungspakete  bei  der  Eisenbahn  als 
Reis^epSck  auflieferten;  die  Beförderung  der  Zeitungen  als  Handgepäck  der 
Boten  wurde  von  der  Ober- Poetdirektion  nicht  beanstandet.  Die  Saurhe  kam 
zum  genchtlichen  Verfahren.  Das  Landgericht  in  L.  entschied,  daß  nicht  nur 
die  Beförderung  der  Zeitungen  ah  Reisegepäck,  sondern  auch  ihre  Mitnahme 
ak  Handgepäck  straffällig  wäre.  Zur  Begründung  dieser  Entscheidung  sagte 
das  Landgericht  u. «.: 

bEs  sind  swar  expresse  Boten  verwendet  worden;  die  Beförderung  der 
Zeitungen  ist  aber  nicht  durch  die  expressen  Boten,  sondern  durch  die  Eisen- 
bahn geschehen;  die  expressen  Boten  sind  lediglich  zur  Begleitung  und  zu 
dem  Zwecke  mitgefahren,  um  die  durch  die  Eisenbahn  beförderten  Pakete 
auf  den  einxdnen  Bahnstationen  an  dort  wartende  Austrflger  oder  weKere 
expresse  Boten  zu  abergeben  ....  Der  expresse  Bote  muß  Beförderungsmittel 
sein  ....  Er  wird  freilich  dadurch  noch  nicht  auf h<^,  selbst  Beförderungs- 
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mittel  zu  sein,  wenn  er  sich  zu  seiner  eigenen  Beförderung  wieder  eines  Be- 
förderungsmittels, wie  der  Eisenbahn,  bedient,  wenn  er  nur  zugleich  auch 
fortfMhrt,  die  zu  befördernden  Briefe  und  Zeitungen  —  etwa  in  seinen  Kleidern 
—  bei  sich  zu  tragen.  Führt  er  dagegen  die  zu  befördernden  Gegenstande 
als  Handgepäck  bei  sich  oder  gibt  er  sie  gar  als  Reisegepäck  auf,  so  Uberträgt 
er  die  Beförderung  der  Eisenbahn.« 

Auf  die  Revision  der  Angeklagten  entschied  das  Reichsgericht  durch  Urteil 
vom  T.Mai  1902,  daß  die  Eisenbahnbeförderung  postzwangspflichtiger  Zeitungen 
als  Heisegepäck  expresser  Boten  gegen  das  Postgesetz  verstößt,  dalS  dagegen 
die  Beförderung  solcher  Zeitungen  als  Eisenbahn- Handgepäck  ezpresser  Boten 
zutessig  ist.  Aus  den  EntscheidungsgrQnden  des  Retch^richts  hel>en  wir 
folgendes  hervor. 

T)Es  ist  davon  auszugehen,  dalJ  die  Beföiderung  an  sich  postzwangspflichtiger 
Gegenstände  mittels  eines  expressen  Boten  zur  notwendigen  Voraussetzung  hat, 
daß  die  Beförderung  durch  diesen  erfolgt.  Dies  darf  freilich  nicht  dahin 
führen,  dafl  der  expresse  Bote,  um  als  soldier  im  Sinne  des  Gesetzes  gelten 
zu  können,  die  durch  ihn  zu  befördernden  postzwangspfltchtigen  Gegenstilnde 
immer  selbst  von  dem  einen  Orte  zum  anderen  (ragen  müsse.  Dem  expressen 
Boten  ist  es  vielmehr  unbenommen,  sich  zur  Weiterbeförderung  seiner  Person 
unter  Mitnahme  der  von  ihm  zu  befördernden  Objekte  eines  Fuhrwerkes  oder 
geeigneten  Falles  der  Eisenbahn  zu  bedienen. 

Es  läßt  sich  auch  nicht  mit  dem  Vorderrichter  behaupten,  daß,  wenn 
letzteres  geschieht,  der  exprc^se  Bote  die  Eigenschaft  eines  solchen  nur  be- 
halte und  nur  dann  als  Belörderungsmittel  angesehen  werden  könne,  sofern 
er  die  BefOrderungsobjekte  wlihrend  der  Beförderungsdauer  etwa  in  seinen 
Kleidern  bei  sich  trilgt.  Es  iSßt  sich  nicht  absehen,  welchen  wesentlichen 
Unterschied  es  in  bezug  auf  die  rechtliche  Beurteilung  der  Sache  begründen 
sollte,  je  nachdem  der  expresse  Bote  bei  Benutzung  eines  Fuhrwerkes  oder 
der  Eisenbahn  die  Beförderungsgegenstände  in  seinen  Kleidern  stecken  oder 
an  einem  sonst  hierf&r  geeigneten  Platze  neben,  unter  oder  Qber  sidi  ti^en  hat. 

Immer  aber  wird  für  die  Annahme  des  Vorhandenseins  eines  expressen 
Boten  unter  allen  Umständen  erfordert  werden  müssen,  daß  der  expresse  Bote 
im  Falle  der  Reniitzung  eines  Fuhrwerkes  oder  der  Eisenbahn  die  von  ihm 
zu  befördernden  Gegenstände  bei  sich  fuhren  muß,  dieselben  nicht  den 
Gegenstand  dner  selbstMndigen  Beförderung  durch  einen  Dritten  bilden  und 
wtiirend  der  Dauer  der  Beförderung  des  expressen  Boten  mittels  der  Eisenbahn 
oder  eines  Fuhrwerkes  zu  diesem  räumlich  und  zeillich  in  einem  Verhältnisse 
bleiben,  vermöge  dessen  sie  während  der  t^anzen  Beförderungsdauer  seiner 
fortgesetzten  Obhut  und  Aulsicht  anvertraut  und  unterworfen  smd. 

Wollte  man  von  diesem  wesentlichen  Begrifterfordemisse  des  expressen 
Boten  absehen,  so  kOnnte  leicht  der  Fall  eintreten,  dafl,  soweit  sich  dies  für 
den  Absender  als  vorteilhaft  erweist,  die  Zeitungsbeförderung  mehr  und  mehr 
der  Post  entzogen  und  der  Eisenbahn  Ubertragen,  damit  aber  ein  Zustand  ge- 
schaffen wird,  der  ganz  dazu  geeignet  wäre,  das  Postregai  in  bezug  auf  die 
Beförderung  postzwangspflichtiger  politischer  Zeitungen  illusorisch  zu  machen. 
Dies  zuzulassen,  kann  von  dem  Gesetzgeber  bei  Schaffung  der  $$  1  und  2 
des  Reichspostgesetzes,  durch  welches  die  Postzwangspflicht  unter  bestimmten 
Voiaii'^^etzungeii  auch  auf  politische  Zeitungen  ausgedehnt  wurde,  unmöglich 
gewoiii  gewesen  sein. 

Ganz  im  gleichen  Sinne  sprach  sich  Ober  den  Begriff  des  expressen  Boten 
bei  der  Beratung  der  Postgesetznovellc  vom  Dezember  1899  im  Plenum  des 
Reichstags  der  damalige  Siaats«ekrc!;fr  des  Reiche  -  Postamts  aus,  dessen  Aus- 
führungen, welche  rechtlich  völlig  zutreffend  erscheinen,  nur  beigetreten  werden 
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kann  (Stenographische  Berichte  des  Reichstag»,  lo.  Legislaturperiode,  I.  Session 
1898  bis  1900,  II.  Band  S.  1704). 

An  dem  für  den  Begriff  des  expressen  Boten  unerläßlichen  Requi>it  einer 
Beförderung  durch  denselben  fehlt  es  aber  bei  der  Beförderung  als  Reise- 
gepäck mittels  der  Eisenbahn.  Denn  liier  Ubernimait  die  Eisenbahn  einen 
wesentlichen  Teil  der  Obliegenheit  des  Boten,  und  dieser  verliert  dadurch  die 
Eigenschaft  eines  Expressen  im  Sinne  des  Gesetzes,  er  hört  auf,  Beförderungs- 
mittel  zu  sein.  Die  Eisenbahnverkehrsordnung  vom  26.  Oktober  1 899,  welche 
in  ihrem  vierten  Abschnitte  die  Beförderung  des  Reisegepäcks  behandelt, 
läi^t  inhaltlich  der  Vorschriften  in  den  l^j  30  ä.  klar  erkennen,  daß  die  Be- 
förderung des  sogenannten  Reisegepäcks  auf  Grund  eines  (>esonderen  Transport- 
vertrags erfolgt,  welcher  neben  dem  Personentransportvertrage  selbständig 
in  bezug  auf  das  Reisegepäck  gegen  Bezahlung  einer  Gepäck  fracht  32  Abs.  4) 
durch  Auflieferung  des  Reisegepäcks  und  Lösung  eines  die  Stelle  des  Fracht- 
briefs vertretenden  Gepäckscheins  zum  Abschlüsse  gelangt.  Die  Eisenbahn 
haftet  (:;  34  der  Verkehrsordnung)  für  das  sur  Beförderung  aufgegebene 
Reisegepäck  in  gleicher  Weise  wie  für  die  Beförderung  von  Frachtgütern 
und  auch  für  den  Verlust  des  Reisegepäcks,  sofern  nur  nach  seiner  Ankunft 
am  Be^li^lmungso^te  seine  Abforderung  innerhalb  einer  Frist  von  acht  Tagen 
erfolgt.  Das  Reisegepäck  geht  durch  Aufgabe  desselben  bei  der  Eisenbahn 
vertFagsmaflig  in  den  Besitz,  die  Obhut  und  in  die  Aufeicht  dersdben  Ober 
und  unterliegt  dieser  bis  zu  seiner  Abholung  an  der  Ankunftsstation  durch 
den  hierzu  Berechtigten.  Von  der  Beförderung  von  Frachtgut  unterscheidet 
sich  die  des  Reisegepäcks  in  der  Hauptsache  nur  dadurch,  da\l  ersteres  in 
den  regelmäßig  verkehrenden  Güterzügen  befördert  wird,  während  das  Reise- 
gepäck im  Interesse  der  Erleichterung  des  Reiseverkehrs  in  den  Gepäckwagen 
der  Personenzüge  zum  Transporte  gelangt. 

Man  kann  deshalb  in  dem  Falle  der  Beförderung  der  Zeitungspakete  als 
RLisegepäck  nicht  mehr  von  einem  expresson  Boten  und  der  Beförderung 
durch  einen  solchen  als  Beförderungsmittel  reden,  und  vermag  hieran  auch 
der  Umstand  nidits  zu  ündem,  dafi  der  Reisende,  dessen  Gepäck  als  Reise« 
geptfck  zur  Beförderung  gelangt,  r^elmlfiig,  wenn  dies  auch  nicht  notwc  n  !ig 
zutreffen  muß,  zur  Beförderung  seiner  Person  sich  des  gleichen  Eisenbahn-* 
zugs  bedienen  wird. 

Die  Annahme  der  Revision,  daU  die  Beförderung  des  Reisegepäcks  nicht 
auf  Grund  eines  Beförderungsvertrags  erfolge,  die  Aufgabe  desselben  zum 
Zwecke  seiner  Beförderung  sidi  vielmehr  nur  als  ein  qualiüzierles  Depositum 
darstelle,  ist  unhaltbar  .... 

Wenn  nun  auch  die  Beförderung  postzwangspflichtiger  Zeitungspakete  als 
Reisegepäck  durch  einen  Expreßboten  als  straffällig  erscheint,  so  läßt  sich 
doch  das  Gleiche  nicht  dann  sagen,  wenn  die  betreffenden  Zeitungspakete 
von  dem  Eipreflboten  in  sein  Wagenabteil  als  Handgepäck  mitgenommen 
werden  .... 

f>  28  der  Eisenbahnverkehrsordnung  gestattet  nur  die  Mitführung  des 
sogenannten  Handgepäcks  in  den  Personenwagen  und  bestimmt  ausdrücklich, 
daH  GepSckscheine  hierför  nicht  ausgegeben  werden,  die  Reisenden  auch 
das  in  den  Wagenabteilen  mitgefUhrte  Reisegepäck  selbst  zu  beaufsichtigen 
haben.  Die  Eisenbahn  übernimmt  auch,  wie  sich  aus  ^  463  Abs.  3  des 
Handelsgesetzbuchs  neuer  Fassung  und  aus  §  34,  letzter  Absatz,  der  Eisenbahn- 
verkehr&ordnung  ergibt,  im  Gegensatze  zu  dem  zur  Beförderung  auf- 
gegebenen Reisegepück  in  bezug  auf  das  HandgepUCk  keinerlei  Verantwort- 
lichkeit und  Haftung  für  dessen  Verlust,  Minderung  und  BeschVdigung,  sofern 
ihr  nicht  ein  Verschulden  zur  Last  (äWt. 
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Durch  den  von  dem  Reisenden  fttr  seine  Person  durch  LOsung  der 

Fahrkarte  abgeschlossenen  Transportvertrag  erwirbt  derselbe  allerdings  mit 
Rücksicht  auf  die  Bestimmung  in  S  Jer  Verkehrsordnung  zugleich  das 
V e I  1 1:1  g s  m ü ß i g e  Recht  auf  Mitnahme  semcs  Handgepäcks  in  seinen  Wagen- 
abteil, und  die  Eisenbahn  ist,  soweit  dabei  die  erforderlichen  Grenzen  inne- 
gehalten werden,  vertragsmäßig  verpflichtet,  dies  ihrerseits  zu  gestatten. 
Dieses  Recht  und  diese  Pflicht  folgen  aber  ohne  weiteres  aus  dem  ab- 
geschlossenen Personenlransportvertrag  in  Verbindung  mit  ^  28  a.  a.  O.  und 
stellen  sich  als  ein  AusflulJ  dieses  Vertrags  dar,  welchen  man  insofern  als 
einen  erweiterten  Personentransportvertrag  bezeichnen  kann.  Demgegenüber 
kann  die  Ansicht  des  Vorderrichters,  daß  der  Retsende  die  Befilrderung  des 
Handgepflcks  der  Eisenbahn  Ubertragt  und  mit  ihr  aufler  Uber  die  Beförderung 
seiner  Person  zugleich  über  die  Beförderung  seines  Handgepäcks  einen  be- 
sonderen Frachtvertrag  abschließt,  nicht  aufrecht  erhalten  werden,  und  läßt 
sich  zu  gunsten  derselben  insbesondere  nicht  der  ^  463  Abs.  3  des  neuen 
Handelsgesetzbuchs  verwerten  .... 

Hiernach  ist  davon  auszug^en,  daß  der  Reisende,  was  von  entscheidender 
Bedeutung  ist,  durch  Mitnahme  seines  HandgepJtcks  in  den  Personenwagen 
dieses  unter  seiner  eigenen  Ohlnit  und  Beaufsichtigung  selbst  mit  sich  fülirt, 
die  unmittelbare  Verfügung  Uber  dasselbe  behält,  solches  selbst  befördert  und 
eine  von  der  Beförderung  seiner  Person  gesonderte  Beförderung  des  Hand- 
gepäcks durch  die  Eisenbahn  nicht  stattfindet.  Trifift  dies  aber  zu,  so  vertiert 
ein  expresser  Bote  dadurch,  er  die  von  ihm  zu  befördernden  postzwangs- 
pflichtigen  Gegenstände  hei  Benutzung  der  Eisenbahn  mit  als  Handgepäck  in 
den  Personenwagen  nimmt,  nicht  seine  Eigenschaft  als  expresser  Bote;  er 
bleibt  Beförderungsmittel  und  macht  sich  eines  strafbaren  Eingriffii  in  die 
Rechte  der  Post  nicht  schuldig  .  . . .« 

In  welchem  Umfang  ein  expresser  Bote  postzwangspflichtige  Gegenstände 
als  Hanvigcpäck  mit  sich  führen,  itisbesondere  ob  er  für  seine  Person  mehrere 
Fahrkarten  oder  ein  ganzes  Wagenabteil  nehmen  und  die  von  ihm  bezahlten 
Sitzplätze  mit  Briefen  und  Zeitungen  belegen  darf,  ist  vom  Reichsgerichte 
nicht  erörtert  worden.  Die  Reichs  -  Postverwaltung  erachtet  auch  dieses  Ver- 
fahren für  unzulässig,  da  in  diesen  Fitllen  die  Beförderung  der  postzwangs- 
pflichtigen  Gegenstände,  insoweit  sie  der  expresse  Bote  nicht  selbst  als  Hand- 
gepäck zu  tragen  vermag,  nicht  durch  ihn,  sondern  durch  die  Eisenbahn 
stattfindet. 


Das  Postanweisungsamt 

Vom  Ober -Postassistenten  Harry  Börner  in  Berlin. 

An  die  Aufstellung  der  Rechnungen  für  das  Ausland  schlietJt  sich  die 
Prüfung  der  im  Anfange  des  Monats  eingehenden,  von  Jen  fremden  Post- 
verwaltungen gefertigten  Hechnungen  über  die  von  ihnen  ausgezahlten ,  in 
Deutschland  aufgelieferten  Postanweisungen.  Hierbei  ist  zu  unterscheiden 
zwischen  Rechnungen  in  fremder  Währung  und  solchen,  die  auf  MarkwShrung 
lauten.  Die  Prüfung,  ob  die  Postanweisungen  richtig  in  Rechnung  gestellt 
sind,  geschieht  bei  der  fremden  Wahrung  in  der  Weise,  daß  den  in  der 
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Rechnung  vermerkten  Beträgen  die  im  Postvermerk  angegebenen,  von  den 
Absendern  erhobenen  und  im  Annaiiinebuche  vereinnahmten  Mark-  und 
Pfennigbetrage  gegenübergestellt  und  seitenweise  abgestimmt  werden.  Eine 
Rechnungseite  enthält  30  hz.  40  Eintragungen.  Die  Umrechnung  der  Seiten* 
summe  aus  der  fremden  in  die  deutsche  Wahrung  muß  —  unter  Berück- 
sichtigung eines  geringen,  durch  die  Ahrundung  der  Einzelbeträge  verursachten 
Unterschieds  —  mit  der  ermittelten  Summe  der  Markbelräge  usw.  überein- 
stimmen. Stellen  sich  größere  Unterschiede  heraus,  so  mufi  zur  Prafiing  der 
einzelnen  Eintragungen  geschritten  Mrerden.  In  derselben  Weise  erfolgt  die 
Feststellung  der  Schhit'summe  der  ganzen  Rechnung  unter  Zusammenstellung 
der  einzelnen  Seiten-  bz.  Hettsummen.  Mit  dieser  "t  herleitung«  der  Rech- 
nungen in  die  Markwährung  ist  nicht  nur  die  richtige  Anrechnung  der  Post- 
anweisungen festgestellt,  es  hat  auch  gleichzeitig  eine  PrOfiing  stattgefunden, 
ob  die  Aufgabe- Postanstalten  die  der  fremden  Wahrung  entsprechenden  richtigen 
Markbefrüge  im  Postvermerke  niedergeschrieben,  also  auch  von  den  Absendern 
erhoben  haben.  Unrichtige  Markbeträge  usw.  werden  berichtigt.  Wie  der 
Ausgleich  der  Unterschiede  mit  den  Autgabe- Postanstalten  erfolgt,  wird  später 
erwShnt.  Die  PrOfiing  der  schon  auf  Markwührung  lautenden  Rechnungen  — 
in  der  Hauptsache  aus  Österreich j  Ungarn  und  Luxemburg  —  gestaltet  sich 
naturgemaC^  wesentlich  einfacher,  indem  die  einzelnen  Reträge  auf  Grund  der 
Postanweisungen  abgestrichen  werden.  Eine  Nachprüfung  der  Aufrechnungen 
wird  nur  vorgenommen,  wenn  sich  bei  den  spater  zu  fertigenden  Abschlüssen 
Unterschiede  herausstellen. 

In  den  Rechnungen  ermittelte  Unrichtigkeiten  werden  den  betreffenden 
Po^tverwaltungen  gemeldet  und  nach  Verabredung  ausge:;lichen.  Neben  der 
vorbeschriebenen  Prüfung  der  Rechnungen  findet  eine  Nachprüfung  der 
Frankatur  der  im  Reichspostgebiet  aufgelieferten  Postanweisungen  statt.  Die 
ermittelten  FehlbetrKge  werden  durch  Vermittelung  der  Ober- Postdirektionen 
von  den  Aufgabepostanstalten  nachtraglich  durch  Freimarken  auf  den  Post- 
anwei«;ungen  verrechnet.  Der  Postkasse  ist  dergestalt  im  Jahre  igoi  auf  6442  Post- 
anweisungen noch  ein  Betrag  von  1433  Mark  zugctiossen.  Die  Erstattung  zuviel 
erhobener  Frankobetrfige  hatte  nur  in  einigen  wenigen  Fällen  zu  erfolgen. 

Die  ermittelten  bz.  üestgestellten  Markbetrilge  usw.  der  Rechnungen  dienen 
als  Grundlage  bei  der  nun  folgenden  Prüfung  der  Annahmebücher  A  der 
Reichs-Postanstalten.  Sie  erfolgt  in  Abschnitten,  die  in  der  Regel  einen  Ober- 
Postdirektionsbezirk  umfassen.  Da  aber  mit  der  Stückzahl  der  Postanweisujigen 
die  Schwierigkeit,  Fehler  aufzuklären,  wächst,  so  gilt  als  Grundsatz,  daß  kein 
Abschnitt  mdir  als  6000  bis  7000  Postanweisungen  enthält  Bei  Bezirken  mit 
stärkerem  Verkehre  wird  deshalb  eine  Teilung  vorgenommen.  Gegenwärtig 
erfolgt  die  Prüfung  in  70  Abschnitten  oder  Abschlüssen,  nach  denen  die  Post- 
anweisungen, soweit  es  noch  nötig  ist,  sortiert  und  den  einzelnen  Prüfungs- 
stellen dem  Betrage  nach  zugeschrieben  werden.  Dem  Postanweisungsamte 
kommt  hierbei  sehr  zu  statten,  daß  die  meisten  fremden  Postverwaltungen,  in 
Eritenntlichkcit  für  das  diesseitige  Entgegenkommen  bei  besonderen  Wünschen 
hinsichtlich  der  oben  beschriebenen  Sortierung  der  fremdländischen  Post- 
anweisungen, auch  ihrerseits  den  an  sie  gerichteten  Anträgen  auf  Sortierung 
der  deutschen  Postanweisungen  nach  Ober-Postdirektionsbezirken  bereitwilligst 
Folge  geben.  Die  so  vorgearbeiteten  Postanweisungen  werden  den  Prüfungs- 
stellen in  einer  Summe  zugeschrieben,  die  sich,  falls  sie  nicht  schon  für  ^ich 
erscheint,  durch  einfache  Aufrechnung  leicht  bilden  \äüt.  Für  die  Einzel- 
zuschrift verbleiben  troti:  dieser  nennenswerten  Erleichterung  noch  etwa 
10000  Postanweisungen;  die  Zahl  der  summarischen  Zuschriften  betrügt 
etwa  ^00. 
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Der  Prüfungsbeamle  sortiert  die  ihm  zugegangenen  Postanweisungen  nach 
den  Aufgabemonaten,  den  Postanstalten  (alphabetisch)  und  den  Aufgabenummern, 
streicht  dann  zunflchst  die  aus  dem  laufenden  Rechnungsmonate  herrOhrenden 
in  den  Annahmebüchern  mit  roter  Tinte  ab  und  röckt  die  nicht  abgestrichenen 
Beträge  in  der  letzten  Spalte  des  Annahmebuchs  ein.  Die  Gesamtsumme  dieser 
unverausgahten  Beträge  ist  eine  sehr  große;  sie  betragt  monatlich  über 
I  Million  Mark  auf  rund  25  000  Postanweisungen,  oder  durchschnittlich 
13  V.  H.  sämtlicher  Postanweisungen.  Hierunter  fallen  zunichst  alle  die  Post- 
anweisungen, welche  nach  überseeischen  Ländern  gerichtet  sind  und  infolge 
der  weiten  Entfernungen  nicht  rechtzeitig  in  Rechnung  gestellt  sein  können. 
Unverausgabt  bleiben  außerdem  fast  alle  in  den  letzten  2  bis  3  Tagen  des  Monats 
aufgelieferten  Postanweisungen;  denn  die  meisten  fremden  Post  Verwaltungen 
verschieben  den  Schlufi  der  monatlichen  Postanweisungsabrechnung  nicht,  wie 
die  Reichs« Postverwaltung,  über  den  Ablauf  des  Rechnungsmonats  hinaus, 
sondern  sie  verrechnen  alle  aus  die^^eni  Monate  herrührenden,  aber  erst  im 
nächsten  Monate  zur  Auszahlung  kommenden  Postanweisungen  für  den  neuen 
Monat.  Von  den  Postanweisungen,  die  z.  B  für  Juli  rückständig  geblieben 
warm,  werden  die  in  den  Rechnungen  für  August  erschdnenden  vom  Prüflings» 
beamten  ebenfalls  abgestrichen,  und  zwar  zum  Unterschiede  vom  ersten  Ab- 
striche mit  Blaustift.  Der  jetzt  noch  unverausgabt  bleibende  Rest,  etwa 
850  Postanweisungen  über  rund  123000  Mark,  geht  in  besondere  Auszüge 
über;  seine  weitere  Behandlung  ist  einer  besonderen  Dienststelle,  der  »Lager- 
steile«,  Übertragen. 

Der  vom  ^Ofun^sl^camten  nach  vollendetem  Abstrich  au&tistdknde  Ab- 

Schluß,  in  welchem  die  Summe  der  zugeschriebenen  Postanweisungen  der 
Summe  der  Annahmebücher  gegenübersteht,  muß  unter  Berücksichtigung  der 
unverausgabt  bleibenden  Beträge  und  der  eniiittdten  Unterschiede  in  Schuld 
und  Forderung  Ubereinstimmen.  Die  grOßte  Zahl  der  Unterschiede,  monatlich 
etwa  300  Minder-  und  450  Mehrbeträge,  ist  auf  die  schon  bei  Prüfung  der 
Rechnungen  festgestellten  unrichtigen  T Anrechnungen  der  fremden,  im  Auslande 
gezahlten  Beträge  in  die  Markwährung  und  auf  ein  falsches  Lesen  der  in  vielen 
Ffillen  sehr  undeutlichen  Zahlen  auf  den  Nachnahme- Postanweisungen,  die  den 
aus  Österreich  und  Ungarn  herrührenden  Paketen  beigegri)en  werden,  zurück- 
zut'uhien.  Im  letzten  Falle  kOnnen  sich  die  Postanstalten  vor  kleinen  Unter- 
schieden auch  gar  nicht  schützen,  weil  für  die  österreichische  Währung,  wie 
schon  bemerkt,  ein  fester  Kurs  nicht  besteht,  eine  Rücksendung  der  Nachnahme- 
Postanweisung  an  den  Umrechnungsort  zur  Berichtigung  aber  eine  für  den 
Empfiinger  unliebsame  Verzögerung  in  der  Geldflbermittelung  bedeuten  würde. 
In  verhältnismäßig  vielen  Füllen,  bis  zu  30  monatlich,  werden  in  den  An- 
nalimebüchern  Rechenfehler  festgestellt.  Da  bei  nicht  stimmenden  Abschlüssen 
auf  die  Nachrechnung  der  als  rechnerisch  richtig  bescheinigten  Annahme- 
bUcher  erklärlicherweise  zuletzt  zurückgegangen  wird,  so  erwächst  dem  Post* 
anweisungsamt  aus  den  fehlerhaften  Aufrechnungen  eine  bedeutende  Mehrarbeit; 
es  müssen  zum  Teil  sämtliche  Annahmebücher  einzelner  Ober-Postdirektions- 
bczitke  nachgerechnet  werden.  .\lle  erniitteltcn  Fehl-  und  Vergütungshcträge 
werden  den  betreffenden  Über-Posldireklionen  mittels  Nachweisung  mitgeteilt 
und  durch  die  Ober- Postkassen  mit  den  Postämtern  ausgeglichen. 

Wie  schon  bemerkt,  erfolgt  die  weitere  Behandlung  der  auch  nach  dem 
zweiten  NTmii  iIo  nnch  unverausgabt  bleibenden  Betrüge  bei  der  »Lagerstelle«, 
welcher  deshalb  alle  in  späteren  Monaten  angerechneten  Postanweisungen 
zugeschrieben  werden.  Daß  die  Abwickelung  auch  hier  nur  langsam  vor  sich 
gela,  hat  teilweise  seine  Ursache  in  dem  von  verschiedenen  fremden  Post- 
verwaltungen noch  geübten  Verfahren,  die  Postanweisungen  ohne  die  Geld- 
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beträge  zu  bestellen  und  den  Empftngern  die  Abhebung  zu  überlassen;  in 
den  Niederlanden  können  die  so  ausgehändigten  Postanweisungen  durch 
Indossamente  noch  auf  dritte  Personen  Obertragen  werden.  Hierdurch  wird 
die  Auszahlung  namentlich  kleinerer  Beträge  oft  erheblich  verzögert,  hflulig 
sogar  der  Verlust  der  Postanweisungen  herbeigeführt.  Ferner  verursachen 
mangelhafte  und  undeutlich  geschriebene  Adressen,  vorzugsweise  im  Verkehre 
mit  Italien,  nicht  selten  Fehlleitungen  und  von  den  Postvervvaltungen  nicht 
verschuldete  Verschleppungen.  Bei  Betragen,  die  nach  geraumer  Zeit,  im 
europäischen  Verkehre  nach  5  Monaten,  im  überseeischen  Verkehre  nach 
8  Monaten,  nicht  verrechnet  worden  sind,  wird  versucht,  durch  meist  sehr 
umfangreichen  Schriftwechsel  mit  dem  Aufgabeamt  und  der  Verwaltung  des 
Bestimmungslandes,  schließlich  unter  Anwendung  des  Aushangsverfahrens, 
EmpfiUiger  oder  Absender  su  ermitteln  und  die  Betrage  unterzubringen.  Die 
Bemühungen  haben  nidlt  immer  Erfolg.  Aus  dem  Jahre  1900  blieben  z.  B. 
120  Einzahlungen  über  rund  1600  Mark  unnnhringlich  und  wurden  Jen  be- 
teiligten Ober- Postkassen  zwecks  Vereinnahmung  zur  Postunterstützungskasse 
zugeführt,  wo  sie  zur  Verfügung  der  Empfangsberechtigten  gehalten  werden. 

Zur  Unterbringung  von  Betitgen,  zu  denen  die  Postanweisungen  unnach- 
weisbar geworden  sind,  tragen  auch  die  von  den  Absendern  erlassenen  Lauf- 
zettel wesentlich  bei.  Mit  der  Behandlung  der  dem  Po'^tanweisungsamt  in 
großer  Menge  zugehenden  Laufzettel  und  sonstigen  Rückfragen  sind  vier  Beamte 
beschäftigt.  Der  Schriftwechsel  mit  dem  Auslande  bewegt  sich  zur  Hälfte  in 
ftwizOsiacher  Sprache;  die  Beantwortung  der  aus  Großbritannien  und  seinen 
Kolonien,  aus  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  aus  den  Niederlanden 
und  aus  Dänemark  eingehenden,  in  der  Sprache  des  Ursprungslandes  abgefaßten 
Schriftstücke  erfolgt  in  deutscher  Sprache.  Zur  Beantwortung  der  eingehenden 
Schreiben  ist  es  in  vielen  Füllen  erforderlich,  den  Antragstellern  die  bereits 
ausgesablten  Postanweisungen  vorzulegen.  Handelt  es  sich  hierbei  um  aus 
dem  Auslande  herrührende  Postanweisungen ,  so  müssen  sie  erst  von  den 
fremden  Verwaltungen,  denen  sie  mit  den  Rechnungen  zugeführt  wurden, 
verschrieben  werden.  Ehe  hierzu  geschritten  wird,  bedarf  es  der  Feststellung, 
ob  die  Poitanweiaungen  von  den  Bestimmungspostanslalten  auch  verausgabt 
worden  sind*  Diese  Feststellung  wäre  bei  der  vereinfiKhten  Ftthning  der 
AnkunftsbOcher,  welche  den  Postanstalten  keinen  Anhalt  gewahrt,  auch  dem 
Postanweisungsamt  unmöglich,  wenn  in  den  Auszahlungsverzetchnissen  A  Auf- 
gabenummer  und  Aufgabeort  fehlten. 

Auf  die  bei  den  deutschen  Reidispostanstalten  aufgelieferten  Postanweisungen, 
welche,  wie  schon  angedeutet,  beim  Postanweisungsamte  zwd  Jahre,  das  Jahr 
der  Einlieferung  ungerechnet,  aufbewahrt  werden,  muß  in  jahrlich  etwa 
4000  Fällen  zurückgegangen  werden.  Um  das  Heraussuchen  einzelner  Post- 
anweisungen zu  erleichtern,  werden  sie  nach  Prüfung  der  Annahmebücher 
monatlich  zu  etwa  550  gehörig  t>ezettelten  Bunden  vereinigt  und  in  a^ha- 
betischer  Ordnung  der  Ober-Postdirektionsbezirke  aufgestellt.  Die  zu  diesem 
Zwecke  mit  Fachwerk  hergerichteten  hellen  Lagerräume  haben  186  qm  Boden- 
tläche.  Daß  die  Aufstellung  der  Bunde  mit  grotJer  Sorgfalt  stntthnden  muß, 
ist  bei  einem  zeitweilig  lagernden  Bestände  von  etwa  20  500  Bunden  mit  rund 
10  Millionen  Postanweisungen  leicht  erklltriich. 

Die  Postanweisungen,  deren  Lagerfnst  abgelaufen  ist,  werden  unter  Beding 
des  unter  postseitiger  Aufsicht  zu  bewirkenden  Einstampfens  in  versiegelten 
Sacken  am  Anfange  jedes  Jahres  zum  Verkaufe  gestellt.  Beim  Verkaui  im 
Januar  1902,  welcher  das  Jahr  1899  betraf,  hatten  die  in  260  Sacke  verpackten 
Postanweisungen  ein  Nettogewicht  von  9500  kg;  der  Postkasse  ist  daraus  ein 
EriOs  von  765  Mark  zugeflossen. 
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Das  voi stellend  geschilderte  Prütungsverlahrcn  tindcl  Anwendung  auf  alle 
Postanweisungen  aus  und  nach  den  Ulndem,  welche  dem  Washingtoner  Post- 
en weisungsUbereinkommen  beigetreten  sind.  Anders  gestaltet  sich  die  Be- 
handlung bei  den  bereits  namhaft  gemachten  Ländern,  deren  Postanweisungs- 
austaiisch  mit  Deutschhmd  ^\ch  auf  Grund  von  besonderen  Abkuaimen  regelt. 
Im  Verkehre  mit  GroiibrUannien  und  Irland  und  seinen  Kolonien  gelangen  die 
Urschriften  der  Postanweisungen  nicht  zum  Bestimmungsorte,  sie  werden  viel- 
mehr einer  Vermittelung&stelle  des  Aufgabelandes  —  deutscherseits  dem  Post- 
amfe  Ctiln  >  bz.  dem  Postamte  München  i  für  Ostindien  und  Australien, 
englisclier>eits  dem  Postamt  in  London,  ftir  Canada  dem  Postamt  in  Ottawa, 
fUr  Sudafrika  dem  Postamt  in  Kapstadt,  fUr  Ostindien  dem  Postarat  in  Bombay, 
ftlr  jede  der  australischen  Kolonien  dem  Postamt  in  der  Landeshauptstadt  2U- 
geftllirt  Die  Vermittelungsstellen  tragen  alle  für  die  Auszahlung  und  Ver- 
rechnung der  Postanweisungen  erforderlichen  Angaben  in  Listen  ein  und 
Obersenden  diese  der  Vermittelungsstelle  des  Bestimmungslandes.  Hier  werden 
auf  Grund  der  mitgeteilten  Angaben  neue  Postanweisungen  ausgefertigt  und 
an  die  Bestimmungsorte  abgesandt.  Die  Urscbrifispostanweisungen  verbleiben 
zu  PrOfungszwecken  im  Au^abetande.  Hierin  liegt  der  Grund,  weshalb  nach 
den  aufgeführten  T  ündern  auf  dem  Abschnitte  der  Postanweisunsjen  aulJer  der 
Angabe  des  Absenders  weitere  scliriltliche  Mitteilungen  nicht  zugelassen  sind. 

Im  Verkehre  mit  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  werden  die  Post- 
anweisungen zwar  auch  den  Vermittelungsstellen  in  C0ln  a  bz.  New  York 
zugeführt  und  von  diesen  in  Listen  eingetragen,  iedoch  gelangen  sie  zusammen 
mit  den  Listen  zur  Absenduns  nn  ilie  Vermittelungsstelle  des  Bestimmungs- 
landes, die  sie  ihrerseits  an  den  Bestimmungsort  weitersendet.  Das  Postamt 
Cöln  2  behält  von  den  aus  Deut.schland  herrührenden,  nach  den  Vereinigten 
Staaten  gerichteten  Postanweisungen  für  die  Prttfungszwecke  des  Postanwei- 
sungsamis Abschriften  zurück,  die  ab€T  nur  die  Angaben  des  Pottvermerkes 
und  des  Absenders  enthalten. 

Im  gegenseitigen  Verkelire  dieser  sogenannten  »Listcnländer«  mit  Deutsch- 
land werden  nur  i>olche  Postanweisungen  ausgezahlt,  welche  durch  die  Listen 
aberwiesen  worden  sind.  Es  ist  deshalb  von  grOfiter  Wichtigkeit,  dafl  die 
Auigabcpostanstalten  die  Urschriftspostanweisungen  vorschriftsmäßig  unter  Um- 
schlag den  Vermit(eh;ngsstellen  Ubersenden,  um  zu  verhüten,  daL^  sie  unmittel- 
bar an  den  Bestimmungsort  gelangen.  Im  günstigsten  Falle  würden  die  Post 
anweisungen  von  hier  aus  an  die  Vermittelungsstelle  Ubersandt  werden  und 
eine  erhebliche  Verspätung,  u.  U.  von  Monaten  erleiden.  In  der  Regel  werden 
sie  aber  als  gewöhnliche  Brie6endungen  ohne  Zahlung  des  Betrags  an  die 
Adressaten  au^L;e!i:indigt  und  verfehlen  also  ihren  Zweck  als  Postanweisung. 

.Abschriften  der  von  Cöln  2  bz.  München  i  nach  den  fremdländischen  Ver- 
mittelungsstellen abgesandten  Listen  mit  den  Urschriftspostanweisungen  nach 
England  und  seinen  Kolonien  bz.  mit  den  Abschriften  der  Postanweisungen 
nach  Amerika,  ferner  die  von  den  fremden  Stellen  eingegangenen  Listen  werden 
dem  Postanweisnngsamte  zur  Prüfung  und  Aufstellung  der  Abrechnungen  zu- 
gelührt.  Die  Abrechnung  erfolgt  allein  auf  Grund  der  von  den  Empfangs- 
stellcn  geprüften  und  anerkannten  Lbten,  eine  gegenseitige  Übersendung  der 
ausgezahlten  Postanweisungen  findet  nicht  statt.  Hieraus  ergibt  sich,  daß  die 
Postanweisungen,  deren  Betrage  in  England  ausgezahlt  worden  sind,  wohl 
beim  Postanweisnngsamte  beruhen,  aber  keine  Quittung  tragen,  und  daß  die 
in  Amerika  ausgezahlten  Postanweisungen  nur  in  abgekürzter  Abj.chriit,  aber 
ebenfalls  ohne  Quittung  des  Empfängers  voriiegen.  Das  Postanweisungsami 
konnte  deshalb  auf  die  von  deutschen  Absendern  in  bezug  auf  solche  Post- 
anweisungen gehaltenen  Nachfragen  keine  erschöpfende  Auskunft  erteilen;  die 
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Anstellung  der  dazu  erforderlichen  Nachtorschungen  ist  daher  den  Postämtern 
COln  2  tue.  MflDchen  i  übertragen  und  erledigt  sich  zwischen  diesen  und  den 
fremden  Veimittelangsstellen. 

In  der  vorbeschriebenen  Weise  wickelt  sich  auch  der  Postanweisungsverkehr 
zwischen  den  genannten  Ländern  und  den  deutschen  Schutzgebieten  ab.  So- 
weit er  jedoch  von  einiger  Bedeutung  ist  und  die  Vermittelung  durch  Cöln  2 
bz.  MOnchen  i  ftkr  die  Postanwebungen  eine  zu  große  Verzögerung  bedeuten 
wurde,  treten  Postanstalten  der  in  Frage  kommenden  Lffnder  in  unmittelbare 
Verbindung.    So  unterhalten  einen  Listenaustausch: 

das  Postamt  Dnr-es-Salaam  mit  den  britischen  Postanstalten  in  Zanzibar, 
Aden  und  Bombay; 

das  Postamt  Swakopmund  mit  Kapstadt; 

das  Postamt  Apia  mit  Sydney  (Neu -SOd- Wales),  Wellington  (Neu> 

Seeland)  und  San  Francisco; 
die  Postagentur  in  Friedricfi -Wilhelmshnfcn  mit  Singapore. 
Der  Postanweisungsverkehr  der  deutschen  Schutzgebiete  und  der  deutschen 
Postanstalten  im  Auslande,  welcher  ebenfalls  der  Prüfung  durch  das  Post- 
anweisungsamt  unterliegt,  hat  allgemein  einen  bedeutenden  Umfang  ange- 
nommen, begttnstigt  durch  die  Ausbreitung  der  deutschen  Machtsphäre,  nament- 
lich in  Ostasien  und  Afrika.  zum  Jahre  iXoo  bestand  nur  ein  deutsches 
Postamt  in  Konstanlinopel.  Gegenwärtig  unterhalten  81  Postanstalten  einen 
Postanweisungsverkehr,  welcher  sich  im  Jahre  1901  im  einzelnen  wie  folgt 
gestaltet  hat: 


Name 

Zahl  der 
dcatschen 

hlungen 

hlungen 

des  Schutzgebiets 

PostaiMtilten 
mit  Post- 

Einza 

Ausza 

bf.  des  Landes 

Stück 

MtTk  (rand) 

Stück 

Mtrtt  nundl 

12  614 

'»41  400 

1  I  842 

427  400 

4 

'4  799 

2  788  500 

3406 

1  100  600 

4 

6614 

821  800 

1  152 

155  600 

Togo  

2**) 

3  607 

359300 

784 

1 10  900 

Deut<;ch  SUdwestafrika. . 

13 

18  474 

5  273  100 

5  378 

1  461  900 

9 

I  -^26 

I  43  f)Oc) 

1 06 

4  ODO 

4 

2  856 

2 79  400 

3"3 

1 0  000 

9-) 

5248 

689  500 

I  118 

84200 

I 

I  337 

213  700 

»95 

32  600 

Deutsch- Neu- Giinea. . . 

3 

251 

44  1 00 

61 

7  900 

2 

29 

3  ()00 

Summe. . . 

76 

67  155  1 1 1  260  öoo 

»6545 

3  401  700 

Die  Prüfung  der  richtigen  N'crcinnahmung  und  N'errechiuing  der  Betrage 
gestaltet  sich  hier  besonders  schwierig,  namentlich  bei  ( > -tafrika,  Marocco  und 
China,  wo  die  Einzahlungen  und  Auszahluni;en  in  nenidein  Gelde  erfolgen, 
das  einem  stark  schwankenden,  mitunter  tl^^Iich  wechselnden  Kurse  unterliegt. 
Die  in  den  deutschen  Schutzgebieten  und  bei  deutschen  Postanstalten  im 
Ausland  eingelieferten,  ferner  die  aus  England  und  seinen  Kolonien  sowie  aus 
den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  herrührenden  Postanweisungen,  die  alle 

*}  15  Postanstalten  haben  nur  internen  deutsch -ostafrikanisdien  Verkehr. 
**)  Gegenwärtig  3  Postanstalten  in  Togo  und  13  Postanstalten  in  China. 
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nach  erledigter  Prüfung  beim  Postanweisungsamte  verbleiben,  werden  erst  nach 
drei  Jahren  vernichtet. 

Die  Prüfung  der  fremden  Monatsrechnungen  und  der  AnnahmebOcher  hat, 

wie  erörtert,  den  Zweck,  festzustellen,  ob  die  fremde  Forderung  richtig  ist 
und  ob  die  geforderten  Beträge  auch  richtig  vereinnahmt  worden  sind.  Um 
nun  die  Begleichung  der  Forderung  vorzubereiten,  wird  fQr  jedes  Land 
eine  Hauptabrechnung,  je  nach  Verabredung  monatlich  oder  vlerteljihrlich, 
gefertigt,  in  der  die  gegenseitigen  Forderungen  aus  den  Monatsrechnungen, 
einschlielMich  der  GebUhrenanteile .  einander  gegenübergestellt  werden.  Der 
Unterschied  ist  in  der  Währung  de:»  meistfordernden  Landes  zu  ermitteln. 
Sobald  die  Hauptabrechnung  von  der  beteiligten  fremden  Verwaltung  anerkannt 
wurden  ist,  hat  die  schuldende  Verwaltung  für  Begleichung  Sorge  su  tragen. 
Die  Bezahlung  erfolgt  entweder  in  Bar  durch  Vermittelung  eines  Bankhauses 
oder  durch  (  her«endung  eines  Schecks  oder  Wechsels  kurzer  Sicht,  falls 
ungängig  auch  durch  Anrechnung  einer  aus  dem  Brief-,  Paket-  oder  Telegramm- 
vericehre  herrührenden  Forderung. 

Erfolgt  der  Zahlungsausgleich  von  Verwaltung  zu  Verwaltung,  so  mitosen 
ebensoviel  Barausgleichungen  stattfinden,  wie  Abrechnungen  vorliegen.  Ihre 
Zahl  läl.^t  sich  al>cr  wesentlich  vermindern,  wenn  Schuld  und  Forderung  der 
einzelnen  Verwaltungen  kompensiert  und  nur  die  verbleibenden  Restbeträge 
bar  beglichen  werden.  Folgendes  Bdspiel  diene  zur  Erlluterung :  das  Land  A 
schuldet  an  B  50000  Frcs.,  fordert  aber  von  C  öooooFrcs. ;  femer  hat  B 
an  C  40  000  Frcs.  zu  zahlen.  Ohne  Kompensierung  wären  drei  Zahlungen  in 
Höhe  von  i  50  000  Frcs.  notwendig.  Da  sich  aus  den  genannten  Zahlen  für 
A  und  B  je  eine  Forderung  von  10000  Frcs.,  für  C  aber  eine  Schuld  von 
20000  Fr.  ergibt,  so  wird  der  Ausgleich  auch  errdcht,  wenn  C  zwei  Zahlungen 
von  je  10000  Frcs.  an  A  und  B  leistet  Die  so  erzielten  Vorteile,  zu  denen 
namentlich  eine  erhebliche  Ersparnis  an  Wechslergebühren  gehört,  sind  um 
so  gröl>er,  ie  mehr  Verwaltungen  an  die>em  Verfahren  teilnehmen.  Diese 
Erwägungen  veranlagten  den  Wiener  Postkongreb  zur  Einführung  des  »Clearingu- 
Verfohrens  im  Abrechnungsverkehre  der  VereinsUlnder  unter  einrnder;  und 
zwar  werden  nicht  nur  die  aus  dem  Postanweisungsverkehre,  sondern  auch 
die  aus  dem  Brief-,  Postpaket-  und  Telegrammverkehre  sich  ergebenden 
Zahlungen  auf  diese  Weise  beglichen.  Das  Verfahren  gestaltet  sich  so,  datJ 
jede  schuldende  der  fordernden  Verwaltung  ein  schriftliches  Anerkenntnis  ihrer 
Schuld  tibersendet.  Die  empfangenen  Anerkenntnisse,  welche  des  leichteren 
Ausgleichs  wegen  alle  auf  eine,  die  Frankenwahrung,  zu  lauten  haben,  werden 
von  jeder  Verwaltung  zusammengestellt  und  bilden  ihre  Forderung.  Ein  wirk- 
samer Ausgleich  kann  zweckiiiiiiMi?  nur  von  ein e r  Zentralstelle  bewirkt  werden. 
Es  lag  sehr  nahe,  hierzu  das  internationale  Bureau  des  Weltpostvereins  in 
Bern  zu  wählen.  Diesem  Zentralabrechnungsbureau  werden  die  Forderungs- 
au fstellungen  mit  den  Anerkenntnissen  zugesandt.  Es  ermittelt  hieraus  fQr 
jede  N'crwaltung  die  Rest -Schuld  oder  -Forderung.  Hierüber  wird  jeder 
beteiligkn  Verwaltung  eine  Übersicht  —  Liquidation  —  zugefertigt,  in  der 
auch  ersichtlich  gemacht  ist,  wie  der  Ausgleich  des  verbleibenden  Restes  zu 
erfolgen  hat.  Auf  diese  Weise  ist  es  möglich  gewesen,  die  Zahl  der  zur  Ab- 
wickelung der  gegenseitigen  Schuld  Verhältnisse  sonst  erforderlichen  Zahlungen 
auf  den  vierten  bis  fünften  Teil  zu  vermindern.  An  dem  Clearing-Verfahren 
nehmen  Teil:  die  Postv  erwaltunqen  von  Deutschland,  Belgien,  Egypten, 
Frankreich,  GroL^britannien  und  hiand,  den  Niederlanden,  Norwegen,  Rumänien, 
Schweden  und  der  Schweiz,  sowie  von  Österreich  und  Ungarn.  Für  die 
letzten  beiden  Verwaltungen  kommen  tür  das  Verfahren  nur  die  Abrechnungen 
in  Betracht,  welche  in  der  Frankenwahrung  aufgestellt  sind. 
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Das  Postanweisungsarnt  hat  zur  Begleichung  der  Postanweisungsabrechtuingen 
im  Jahre  1901  empfangen:  127  Anerkenntnisse  über  rund  9  ö  10  300  Frcs., 
ausgesIdU:  34  Aneitenntoisse  Ober  rund  2681000  Frcs.  Zur  Ausgleichung 
der  deutschen  Restforderung  von  rund  6  929  300  Frcs.  sind  43  ^hlungen 

eingegangen. 

Der  Gesan)tbetrag  der  durch  das  Internationale  Bureau  im  Wege  der 
Zentralabrechnung  ausgeglichenen  Summen  belief  sich  im  Jahre  1901  auf  rund 
50  Millionen  Moric. 

Zur  Berichtigung  der  deutschen  Schuld  aus  dem  Postanweisungsverkehre 
mit  denjenigen  Landern,  welche  an  dem  Clearing-Verfahren  nicht  teilnehmen, 
niul»ten  im  Jahre  1901  23  Wechsel  über  rund  429  200  Mark  angekauft  werden; 
an  Kosten  sind  hierfür  623  Mark  entstanden.  Außerdem  sind  rund  4  300000  Mark 
«I  gunsten  Italiens  bei  einem  Berliner  Bankhause  bar  eingezahlt  worden.  Der 
Rest  der  Forderung  Italiens  von  2250000  Mark  wurde  durch  auf  Franken- 
Währung  lautende  Wechsel  beglichen,  die  zur  Bezahlunt^  deutscher  Forderungen 
von  dritten  Ländern  eingegangen  waren.  Auf  deutsche  Forderungen  sind  ein- 
gegangen: 156  Zahlungen  über  rund  7400000  Mark,  darunter  von  Däne- 
mark 10,  von  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  50  Abschlagszahlungen 
auf  besonders  große  Schuld  betrüge. 

Das  Clearing-Verfahren  tindet  auch  Anwendung  beim  Ausgleiche  der  Schuld 
und  Forderung  aus  den  in  Markwährung  aufgestellten  gegenseitigen  Post- 
anweisungsabrechnungen  im  Wechselverkehre  zwischen  dem  deutschen  Reichs- 
Postgebiete,  Bayern,  Württemberg,  Luxemburg,  Österreich  und  Ungarn.  Die 
Festsetzung  der  zum  Zwecke  des  Ausgleichs  erforderlichen  Zahlungen  erfolgt 
hierbei  durch  das  Postanweisungsarnt. 

Zu  den  Obliegenheiten  dieses  Amtes  gehört  ferner ,  für  jeden  Ober  -  Pust- 
direktiontbeairk  die  Schuld  bs.  Forderung  aus  dem  gesamten  Postanweisungs- 
verkehre, jedoch  mit  Ausschluß  der  innerhalb  des  Bezirkes  gewechselten  Post- 
anwcisiinScn,  zu  ermitteln.  Zu  diesem  Zwecke  übersendet  jede  Ober -Post- 
direktion dem  .^mte  allmonatlich  eine  t  bcrsicht  der  von  ihrer  Rezirksrechnungs- 
stelle  abgesandten  und  empfangenen  Bezirks  -  Kontroll  -  Postanweisungen.  Die 
am  Schlüsse  der  Übersichten  erscheinenden  Restbeträge,  Schuld  oder  Forderung, 
werden  beim  Postanweisungsamte  zusammengestellt  und  müssen  in  sich  auf- 
gehen, d.  h.  die  Summen  der  Schuld  und  Forderung  müssen  übereinstimmen. 
In  derselben  Weise  werden  die  auf  den  internationalen  Postanweisungsverkehr 
bezüglichen  und  in  einem  beim  Postanweisungsamte  für  jede  Ober-Postdirektion 
geführten  Konto  ermittelten  Zahlen  zusammengestellt.  Eine  aus  der  Ver- 
einigung dieser  beiden  gebildete  dritte  Zusammenstellung,  in  der  nun  für  jede 
Ober- Postdirektion  die  Gesamt  -  Schuld  -  oder  Forderung  erscheint,  wird  der 
General- Postkasse  zugestellt,  um  den  rechnungsmäi^igen  Ausgleich  herbei- 
zuführen. 

Auf  die  General-Postkasse  werden  Überhaupt  alle  zu  Abrechnungszwecken 
dienenden  Zahlen  zurUckgeflkhrt;  sie  besoi^  den  Barausgleich  mit  den  fremden 
Verwaltungen,  zahlt  die  DienstbezUge  des  Personals  und  bestreitet  die  sonstigen 
Dienstausgaben  des  Postanweisungsamts,  welches  keine  eigene  Kasse  führt. 
Barbetritge  können  dem  Amte  deshalb  nicht  zugeführt  werden. 

Eine  erhebliche  Arbeit  ist  dem  Amte  aus  dem  aus  Anlafi  der  ostasiatischen 
Expedition  für  die  Dauer  von  12  Monaten,  von  September  1900  bis  ein- 
schließlich August  1901,  eingerichtet  gewesenen  FelJpostanweisungsdienst  er- 
wachsen. Der  Verkehr  ist  sehr  umfangreich  gewesen.  Es  sind  eingezahlt: 
36  089  Feldpostanweisungen  über  tJ  773  000  Mark;  ausgezahlt:  11410  Feld- 
postanweisungen Ober  1571  000  Mark.  An  diesem  Dienste  haben  sich  aufier 
der  Feldpostexpedition  in  Tientsin  9  Feldpoststationen  und  die  deutschen  Orts- 
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postanstaltcn  in  China  beteiligt;  50  Feldpustan Weisungen  sind  bei  Schiffsposten 
aufgeliefert  worden.  Von  den  in  China  eingezahlten  36  089  Postanweisungen 
sind  nach  der  Heimat  bestimmt  gewesen  27  662  Stück  über  5  158000  Mark, 
wahrend  8  427  Stück  über  1615000  Mark  in  China  verblieben  sind.  Die 
vom  Postanweisungsamte  bewirkte  Prüfung  der  Einnahme-  und  Ausgabebelege 
hat  keine  nennenswerten  Unterschiede  und  Ausstellungen  ergeben.  Erschwerend 
fiel  ins  Gewicht,  daß  infolge  der  durch  die  kriegerischen  Ereignisse  ge- 
schaffenen Verhältnisse  namentlich  die  AnnahmebUcher  der  Feldpoststationen 
unregelmäC^ig  und  mit  bedeutender  N'crspatung  eingingen,  wahrend  die  in 
Deutschland  ausgezahlten  Postanweisungen  ?chon  monatelang  beim  Post- 
anweisungsamte  vorlagen.  Beispielsweise  muteten  für  Februar  1901  9280  aus- 
gezahlte Feldpostanweisungen  Ober  i  648  000  Mark  lagernd'  geflihrt  werden. 
Das  PrUfungsgeschaft  kann  jetzt  als  nahezu  abgeschlossen  betrachtet  werden. 

Zur  Bewältigung  der  vorstehend  in  grot3en  Zügen  geschilderten  Arbeiten 
stehen  dem  Po-stnnweisungsamtc  gegenwärtig  48  nachgeordnete  Beamte, 
darunter  8  Postgehülhnnen,  und  3  Unterbeamte  zur  Verfügung.  Dieser  Ver- 
mehrung des  Personals  um  33  Beamte  oder  210  v.  H.  seit  1878  steht  im 
gleichen  Zeitraum  eine  Vermehrimg  der  Stückzahl  der  bearbeiteten  Post- 
anweisungen von  930239  auf  56(16302  oder  um  rund  510  v.H.  gegenüber. 
Diesem  günstige  Ergebnis  ist  auf  mehrere  im  Laufe  der  Jahre  im  inneren 
Betriebe  des  Postanweisungsamts  getroflene  Vereinfachungen  zurückzutUliren, 
so  u.a.  auf  die  vom  15.  November  1899  ab  nach  und  nach  erfolgte  Ein- 
stellung von  14  für  den  Abrechnungsdienst  mit  dem  Ausland  eigens  her- 
gerichtete Burrough'sche  Additionsmaschinen,  in  deren  Bedienung  sich  die 
Beamten  mit  der  Zeit  große  Fertigkeit  und  Sicherheit  angeeignet  iiabcn. 

Verfasser  kann  die  obigen  Ausführungen  nicht  schließen,  ohne  des  Ge- 
heimen Rechnungsrats  Seidel  zu  gedenken,  welcher  dem  Postanweisungsarote 
vom  I.April  1863  bis  30.  Juni  1894,  also  fast  dreißig  Jahre,  als  Direktor  vor- 
gestanden hat  und  dessen  Name  mit  der  Entwickeiungsgeschichte  des  Amtes 
eng  verknüpft  ist. 


Grundsteinlegung  des  reichseigeneri  deutschen  Posthauses 

in  Shanghai. 

Die  deutsche  Post  in  Shanghai,  die  jetzt  in  gemieteten  Diensträumen  unter- 
gebracht ist,  wird  in  nicht  ferner  Zeit  ein  würdiges  eigenes  Hcitn  besitzen: 
am  27.  Dezember  v.  J.  hat  in  Shanghai  in  feierlicher  Weise  die  Grundstein- 
legung für  ein  reichseigenes  deutsches  Postgebäude  stattgefunden.  Es  verlohnt 
wohl,  kurz  auf  die  Voi^eschichte  dieses  deutschen  Posthausbaues  im  fernen 
China  einzugehen. 

In  den  ersten  zwölf  Jahren  ihres  Bestehens  hatte  die  am  16.  August  1886 
ins  Leben  gerufene  deutsche  Postanstalt  in  Shanghai  ihr  Heim  im  Gebäude 
des  deutschen  Generalkonsulats,  wo  ihr  ein  Zimmer  von  etwa  30  Quadratnietern 
Grundfillche  mit  einem  kleinen  Vorraum  eingeräumt  war.  Diese  Verbindung 
der  deutschen  Postagentur  mit  dem  Generalkonsulate  genügte  anfänglich  durch- 
aus dem  Verkehrsbedürfnis  und  war  zugleich  für  den  Postbetrieb  insofern  von 
Vorteil,  als  der  Leiter  und  einzige  Beamte  der  Postagentur  bei  Ankunft  und 
Abgang  wichtiger  Posten  durch  Angestellte  des  Generalkonsulats  unterstützt 
und  in  Behinderungsfölten  vertreten  werden  konnte.  Im  Laufe  der  Zeit  wuchs 
aber  die  Bedeutung  der  Postagentur.   Der  Umfang  des  durch  sie  vermittelten 
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Postverkehrs  nahm  zu,  neue  Dienstzweige  wurden  eingctührt,  das  Personal 
mufite  vermehrt  werden;  dazu  kam  noch,  daß  andere  deutsche  Postanstatfoi 

in  China  (zuerst  in  Ttentsin  und  Tschifu)  entstanden,  die  der  deutschen  Post- 
anstalt in  Shanghai  unterstellt  wurden,  und  daß  der  letzleren  dadurch  wichtige 
neue  Aufgaben  zufielen.  Äußerlich  wurde  diesen  veränderten  VerhälfnisNcn 
dadurch  Rechnung  getragen,  daß  der  deutschen  Postagentur  in  Shanghai 
Ende  1896  die  Etezeichnung  »Postamt«  beigelegt  wurde.  Der  Dienstraum  im 
Konsulatsgebflude  reichte  unter  diesen  Umstanden  für  das  deutsche  Postamt 
auf  die  Dauer  nicht  aus;  zudem  lag  dieses  Gebäude  nicht  im  Geschäftsviertel, 
so  daß  die  Cieschäftsleute,  wenn  sie  sich  der  deutschen  Post  bedienen  wollten, 
einen  ziemlich  weiten  Weg  zurückzulegen  hatten.  Im  Interesse  einer  gedeih- 
lichen Weitereotwickdung  des  deutschen  Postamts  war  es  daher  freudig  zu 
begrOfien,  dafi  dieses  am  15.  Oktober  1898  nach  der  Hauptgeschäftsgegend, 
und  zwar  nach  einem  nicht  weit  von  der  Anlegesteile  der  Lloyddampfer  ge- 
legenen Hause  an  der  Ecke  der  Kiukiang-  und  der  Szechuen  -  Straße,  verlegt 
werden  konnte,  wo  vier  Diensträume  angemietet  worden  waren.  Als  dann 
die  Wirren  des  Jahres  1900  eine  erhebliche  Verstärkung  des  Personals  des 
deutschen  Postamts  in  Shanghai  erforderlich  machten,  wurde  es  notwendig, 
daß  sich  das  Postamt  in  demselben  Hause  weitere  Räume,  zunfichst  als  Dienst- 
wohnungen für  die  Beamten,  sicherte.  Später  tührten  die  stetige  Zunahme  des 
Verkehrs,  die  wachsende  Bedeutung  des  Postamts  als  Zentralstelle  der  sich 
immer  mehr  ausbreitenden  deutschen  Posteinrichtungen  in  Ostasien,  endlich 
die  Legung  des  deutschen  Kabels  von  Shanghai  nach  Tsingtau  dazu,  daß  die 
anfjfnglich  für  Wohnzwecke  bestimmten  R.tume  tür  den  Dienst  in  Anspruch 
genommen  und  daß  weitere  Räume  in  einem  nahe  gelegenen  anderen  Hause 
hinzugemietet  werden  mußten.  Und  nachdem  Ende  njoi  zur  Leitung  des 
deutschen  Post-  und  Td^raphendtenstes  in  Ostasien  eine  besondere  Ver- 
waltungsbehörde, die  Kaiserlich  Deutsche  Postdirektion  in  Shanghai,  geschafiien 
worden  war,  wurde  das  Haus  an  der  Kcke  der  Kiukiang-  und  der  Szechuen- 
Straße  ganz  für  Zwecke  der  deutschen  Post  angemietet.  In  diesem  aus  dem 
Erdgeschoß  und  drei  Obergeschossen  bestehenden  Hause  sind  nunmehr  die 
deutsche  Postdirektion  und  das  deutsche  Postamt  untergebracht,  auch  haben 
daselbst  mehrere  Beamte  Dienstwohnung;  den  übrigen  Beamten  —  fUr  alle 
in  Shanghai  tätigen  deutschen  Postbeamten  reicht  das  Haus  nicht  aus  —  sind 
Dienstwohnungen  in  anderen  Häusern  zugewiesen. 

Durch  die  Anmietung  des  ganzen  vorbezeichneten  Hauses  war  zwar  dem 
augenUicklichen  VerkehnbedOrftiisse  genügt.  Eine  Rdhe  von  GrQnden  lieft 
es  aber  als  dringend  erwQnscht  erscheinen,  den  Postbetrieb  und  den  sdt 
Anfang  1901  mit  diesem  vereinigten  Kabelbetrieb  des  deutschen  Postamts  von 
den  Zufälligkeiten  unabhängig  zu  raachen,  denen  sie  in  gemieteten  Dienst- 
rfiumen  durch  die  Möglichkeit  der  Kündigung  des  Mietsvertrags  ausgesetzt  sind. 
So  wurden  bereits  Ende  1900  Ermittelungen  wegen  Erlangung  eines  geeigneten 
Bauplatzes  fUr  dn  reichseigenes  deutsches  Postgebäude  in  Shanghai  dngeleitet, 
und  nachdem  unter  Mitwirkung  des  deutschen  Generalkonsuls  unweit  des 
jetzigen  deutschen  Postamts  ein  palendes  Grundstück  in  der  F'utschau-Straße  Ö/7, 
in  nächster  Nflbe  des  chinesischen  Postamts  und  etwa  in  der  Mitte  zwischen 
dem  französischen  und  dem  englischen  Postamte  gelegen,  ermittelt  worden 
war,  wurde  dieses  Grundstück,  das  1341  qm  groß  ist,  für  die  Reichs -Post- 
und  Telegraphenverwaltung  zum  Preise  von  85000  Tacls  '221  0.  0  Mark) 
kiluflich  erworben.  Das  Posthous,  das  hier  errichtet  wird,  soll  die  für  den 
deutschen  Pdst»  und  Telcgraphenbetrieb  und  fQr  die  deutsche  Postdirektion 
erforderlichen  Diensträume  und  zugleich  Wohnräume  für  die  in  Shanghai  be- 
schllftigten  deutschen  Postbeamten  enthalten  und  wird  mit  allen  Bequemlich- 
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keiten  —  elektrischer  Beleuditungsanlage ,  Wasserheizung  usw.  —  versehen 
sein.    Die  Ldtung  des  Baues  ist  dem  in  Shanghai  amassigen  deutschen 

Architekten  Becker,  der  auch  die  Baupläne  entworfen  hat,  Ubertragen  worden; 
die  Herstellung  des  Gebäudes  erfolgt  durch  die  Baufirma  Seiberg  &  Schlüter 
in  Berlin  und  Tsingtau. 

Die  Grondsteinlegung  zu  dem  neuen  Ptethause  fand,  wie  die  in  den 
Grundstein  dngemauerte  Urkunde  rtthmen  durfte,  »unter  zahlreicher  Beteiligung 
deutscher  und  fremder  Behörden,  der  Vertreter  der  Land-  und  Seemacht 
Deutschlands,  der  deutschen  Kaufmannschaft  Shanghais  und  vieler  Angehörigen 
deutscher  und  anderer  Nationalität«  statt.  Bei  der  Feier  gedachte  der  Vorsteher 
der  deutschen  Postdtrektion ,  Postrat  Puche,  in  längerer  Ansprache  der 
geschichtlichen  Entwickelung  des  deutschen  Postdienstes  in  Ostasien;  weiter 
wies  der  deutsche  Generalkonsul  Knappe  in  einer  Rede,  die  in  ein  Hurrah 
auf  Seine  Majestät  den  Deutschen  Kaiser  ausklang,  auf  die  friedlichen  Aufgaben 
der  Post  und  auf  die  Bedeutung  de^  Weltpostvereins  als  der  »ersten  Etappe 
auf  dem  Wi^  der  Menschheit  zum  Weltfriedenc  hin.  Von  den  Gedenk- 
worten, mit  denen  die  üblichen  HammerschUge  begleitet  wurden,  seien  die 
des  Generalkonsuls  Knappe  erwähnt,  der  dem  neuen  Posthause  wünschte,  daß 
es  wachse,  blUhe  und  gedeihe,  »den  am  Handel  des  fernen  Ostens  beteiligten 
Völkern  zum  Frieden,  deutscher  Arbeit  zur  Ehre,  der  Entwickelung  Shanghais 
zum  Vorteile«. 


Geschichtliche  £ntwickelung  der  niederländischen 

Staatstelegraphie. 

Am  1.  Dezember  1902  waren  50  Jahre  vergangen,  seit  der  niederländische 
Staatstelegraph  dem  allgemeinen  Verkehr  tibergeben  worden  ist.  Aus  diesemr 
Anlasse  hat  der  Direktor  des  Po8t>  und  Telegraphenamts  zu  Emmen,  W.  Ring- 
na  Ida,  eine  mit  Abbildungen  versehene  Dienkschrifit  herausgegeben«  der  wir 

folgendes  entnehmen. 

Der  erste  elektromagnetische  Telegraph  in  Niederland  kam  durch  die 
Hollandische  Eisenbahngesellscfaaft,  die  am  20.  September  1839  ihre  erste 
Eisenbahn  zwischen  Amsterdam  und  Haarlem  eröffnete,  zur  praktiodusn  Ver« 
Wendung.  Die  Telegraphenlinie  wurde  längs  der  Eisenbahn  unter  der  Aufsicht 
Wenckcbachs,  des  späteren  Ingenieurs  der  Staatstelegraphen,  hergestellt  und 
im  Juni  1845  in  Betrieb  genommen.  Der  Leiter  bestand  anfangs  aus  einem 
Drahte  von  3,5  mm  Durchmesser;  an  den  Telegraphenstangen  wurde  er  nicht 
mittels  Isolatoren,  sondern  in  der  Weise  befestigt,  daß  er  oben  in  der  Stange 
in  einen  Spalt  von  ^  cm  Tiefe  gelegt  wurde,  der  weit  genug  war,  um  den 
Draht  zunächst  darin  Irei  ruhen  zu  lassen.  Alsdann  wurde  der  Draht  mit 
einer  Umwickelung  von  Gummi  eiasticum  versehen  und  fest  in  den  Spalt  ein- 
gedrückt. Als  Abschlull  des  Spaltes  diente  eine  dttnne  eiterfM  Platte,  die  auf 
icni  Kopfe  der  Stange  festgenagelt  und  zum  Schutze  gegen  die  Witterung  mit 
Teeranstrich  verschen  wurde.  Auf  den  Statitmen  dienten  ein  Zeichengeber 
uinl  ein  Zeichenenipüinger ,  beide  nach  dem  System  Brcguet.  nls  Apparate. 
Am  19.  Dezember  1847  wurde  der  Ei&enbahngcsellschafl  durch  königlichen 
Beschluft  die  Genehmigung  erteilt,  den  Telegraphen  i&r  den  allgemeinen  V^-^ 
kehr  zu  erOffnen.  Dabei  war  der  Vorbehalt  gemacht,  daß  ein  infolge  reger 
Benutzung  des  Telegraphen  durch  das  Publikum  etwa  entstehender  Einnahme- 
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ausfall  der  Po&lverwaltung  von  den  Unlernehraern  gedeckt  werden  mülUe.  Der 
Vorbehalt  ist  indes  nicht  wirksam  geworden. 

Der  erste  GebOhrentarif  war  folgender: 

A.  für  Telegramme  in  offener  Sprache: 

1.  für  I  bis  20  Wörter  i  Cent  für  das  km  und  für  je  20  Wörter  mehr 
.      Cent  für  das  km;     .  . 

2.  fbr  die  telegnphische  Antwort  auf  ein  Telegramm:  Itir  1  bis 
20  Wörter  zwei  Drittel  des  ersten  Tarifs  und  für  je  20  WOrter  mehr 
die  Hölfte  davon; 

ß.  für  Telegramme  in  geheimer  Sprache  (mit  Ziffern  oder  Buchstaben) 
das  Fünffache  des  gewöhnlichen  Tarifs. 

Bereits  im  Jahre  1850  beauftragte  der  damalige  Minister  des  Innern  Thor- 
becke, zu  dessen  Geschäftsbereiche  die  Teiegraphie  von  anfang  an  gehOrt  hatte, 
eine  Kommission  von  Sachverständigen  mit  der  Prüfung  der  Frage,  ob  das 
Staatsintere&se  es  erheischte,  Telegraphen  auf  Staatskosten  anzulegen  und  zu 
betreiben»  Nach  Bejahung  dieser  Frage  durch  die  Kommission  wurde  im 
Jahre  1851  ein  Gesetzentwurf  ausgearbeitet,  der  bald  darauf  von  der  zweiten 
und  ersten  Kammer  angenommen  und  am  7.  Mlrz  1832  Gesetz  wurde.  Darin 
ist  als  Grundsatz  die  Anlage  der  Telegraphinlinien  von  Staats  wegen  aufgestellt; 
jedoch  kann  besonderen  Personen  oder  GcselUchaften  die  Herstellung  von 
Telegraphen  unter  gewissen  Bedingungen  —  z.  fi.  dafi  der  Tarif  der  Ge- 
nehmigung der  Regierung  unterliegt,  daß  im  Falle  eines  Krieges  die  Telegraphen- 
linien  der  Regierung  zur  Verfügung  stehen  usw,  —  zugestanden  werden. 
Ferner  setzt  da<-  Gesetz  die  Höchstgebühr  des  Tarifs  fest,  stellt  die  Verletzung 
des  Depe^chengeheimnisses  und  die  Beschädigung  der  Telegraphenanlagen  unter 
Strafe  und  erklirt  den  Staat  als  nicht  verantwortlich  fUr  die  durch  den  Verlust 
von  Telegrammen  entstehenden  Folgen. 

Zum  Zwecke  der  Anlage  und  der  Inbetriebnahme  von  Staatstelegraphen 
wurde  vom  Minister  eine  Kommission  ernannt,  die  mit  der  Holl;<tidischen 
Eisenbahngesellschalt  wegen  Ankaufs  eines  Teiles  ihrer  Linien  in  Verbindung 
trat.  Der  Staat  kaufte  dann  von  dieser  Gesellschaft  eine  Leitung  von  Rotterdam 
nach  der  Börse  in  Amsterdam  nebst  einem  Vorratsdrahte  von  3000  m  und 
liciJ  sich  das  Recht  einräumen,  zwei  Drfihte  durch  die  der  Gesellschaft  ge- 
hörigen eisernen  Röhren  in  Amsterdam  hindurchzuführen.  Der  Kaufpreis 
betrug  22  000  Gulden.  Der  Gesellschaft  wurde  die  Verptiichtung  auferlegt, 
die  Telegraphenstangen  in  Abstünden  von  60  m  aufzustellen  und  mit  Porzellan- 
isolatoren  zu  versehen.  Dann  ging  der  Ingenieur  Wenckebach  im  Jahre  1852  mit 
dem  Baue  von  Telegraphenlinien  von  Rotterdam  Uber  Dord recht,  Moerdijk  und 
Breda  nach  der  belgischen  Grenze  bei  Grool-Zundert  vor,  um  an  das  belgische 
Telegraphennetz  Anschluß  zu  erhalten.  Gleichzeitig  begannen  die  Hersteilungs- 
arbeiten für  eine  Telegraphenlinie  mit  einer  Leitung  von  Amsterdam  —  der 
Rhetneisenbabn  entlang  —  nach  Arnheim  und  von  da  —  der  Chaussee  entlang 
—  nach  der  preußischen  Grenze  bei  Elten.  In  Amsterdam,  Utrecht  und 
Arnheim  wurden  unterirdische  Leitungen  zur  Verbindung  der  außerhalb  der 
Städte  befindlichen  Linien  mit  den  Telegraphenanstalten  hergestellt.  Die  Firma 
Siemens  und  Halske  in  Beriin  erhielt  Auftrag,  die  zum  Betriebe  der  Leitungen 
erforderlichen  Morseapparate  zu  liefern.  Das  zur  Bedienung  der  Apparate 
benötigte  Personal  wurde  teils  von  der  Ei>enbahngesellschaft  übernommen, 
teils  neu  eingestellt  und  so  schnell  wie  möglich  ausgebildet.  Bereits  am 
1.  Dezember  1852  konnte  der  Dienst  bei  den  Staatstelegraphenanstallen  zu 
Amsterdam,  Breda,  Dordrecht,  Haag  und  Rotterdam  eröflnet  werden.  Mit  der 
Anlage  neuer  Linien  wurde  nun  eifrig  fortgefahren.  Im  Jahre  1853  wurde 
die  Linie  von  Amsterdam  Ober  Utrecht  und  Arnheim  nach  der  preußischen 
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Grenze  dem  Verkehr  übergeben.    Hierdurch  war  Amsterdam  mit  Duisburg 

und  allen  Anstalten  des  Deutsch -österreichischen  Telegraphen  Vereins  in  Ver- 
bindung t;ebiacht  worJen.  In  JemNelbcn  Jahre  fand  die  Inbetriebnalime  der 
Anstalten  in  L  trechl  und  Arnheini  und  die  Eröflnung  der  Telegraphenver- 
bindung mit  Belgien  statt.  Im  Jaiire  1^34  wurden  Telcgraphenlinien  von 
Arnheim  Uber  Zwolle  nach  Groningen,  von  Arnheim  Ober  Mastricht  nach  der 
deutschen  Grenze,  von  Utrecht  nach  Herzogenbusch  und  von  Breda  nach 
Vlissingen  hergestellt.  In  den  Jahren  1S35  und  i8s(j  kam  die  Telegraphen- 
linie von  Groningen  Uber  Leeuwarden  nach  Harlingen  liin/u.  Zur  Beförderung 
der  tclegraphischen  Korrespondenz  mit  Deutschland,  namentlich  mit  Hannover 
und  Hamburg,  vfwde  1855  noch  eine  Linie  von  Zutphen  nach  der  hannover- 
schen Grenze  bei  Dcnekamp  hergestellt.  Das  innere  Telegraphennetz  wurde 
in  deii  Jahren  1856  und  1857  dergestalt  ausgedehnt,  dal-  Ende  des  letzt- 
genannten Jahres  die  hauptsächlichsten  Orte  Niederlands  unter  einander  tele- 
graphisch verbunden  waren. 

Im  August  1861  £snd  im  Haag  eine  Konferenz  des  Deutsch-Österreichischen 
Telegraphcnvereins  statt;  es  war  die  einzige  Telegraphenkonferenz,  die  bisher 
in  Niederland  getagt  hat.  Das  Ergebnis  bestand  lediglich  darin,  dalJ  ver- 
schiedene Bestininiungen  Uber  N'erbesNerunt^  des  inneren  Dienstes  und  über 
schnellere  Telegrammbesteilung  angenommen  wurden.  Die  1  aritvorschlfige 
sowie  die  ersehnte  Verbesserung  in  der  Gebtthrenverteilung  kamen  nicht  zur 
Ausfuhrung. 

In  den  Jahren  1853  und  1834  hatte  die  «Internationale  Telegraaf  Maat- 
schappya,  ein  selbstandii^'er  Teil  der  Londoner  Electric  Telegraph  Company, 
vier  einaderige  Seekabel*]  zwischen  Niederlund  und  England  gelegt.  Der  Betrieb 
auf  den  ersten  drei  Kabeln  wurde  zwischen  dem  Haag  und  London  am 
13.  August  1833  eröffnet;  sie  dienten  aufler  dem  niederländisch -englischen 
Verkehr  auch  der  telegraphischen  Korrespondenz  zwischen  Deutschland  und 
England.  Im  Jahre  1833  wurde  die  Station  der  Gesellschaft  von  dem  Haag 
nach  Amsterdam  verlegt.  Hier  stand  sie  bis  zu  ihrer  am  4.  März  1859  er- 
folgten Aufhebung  mit  dem  Staatstelegraphen  in  telegraphischer  Verbindung. 
Alsdann  wurden  die  Kabellinien  unmittelbar  mit  dem  Staatstelegraphenamte  zu 
Amsterdam  verbunden.  Wegen  Zunahnie  des  Verkehrs  mutete  im  Jahre  iS:^8  ein 
weiteres  Kabel  mit  vier  Adern  zwischen  Dunwich  und  Zandvoort  gelegt  werden. 
Der  Weg  Uber  den  Haag,  wie  er  immer  noch  genannt  wurde,  zog  nunoiehr 
fast  den  ganzen  Verkehr  Großbritanniens  mit  Hamburg  und  Skandinavien  an 
sich.  Dies  war  jedoch  nicht  von  langer  Dauer,  denn  durch  die  am  I.April  1859 
erfolgte  Inbetriebnahme  des  von  der  Submarine  Telegraph  Company  gelegten 
Kabels  zwisclien  (>ronier  und  Emden  ging  ein  grober  Teil  des  skandinavischen 
und  des  norddeutschen  Verkehrs  auf  dieses  über.  Wie  bekannt,  hat  dieses 
Kabel  nicht  lange  standgehalten;  es  ging  bereits  im  Oktober  t86o  verloren. 
Im  Jahre  1862  \\urde  ein  zweites  Kabel  mit  vier  Adern  zwischen  Dunwich 
und  Zandvoort  L^eloi;!.**  \on  langer  Dauer  sollte  das  Wirken  der  Internationalen 
Telegraphengesellsclialt  nicht  mehr  sein,  denn  die  britische  Regierung  brachte 
intol^e  einer  Purlamentsakle,  der  sog.  Telegraphenakte  von  1868  bis  1869,  die 
Telegi  aphenlinien  von  Großbritannien  und  Irland,  mit  Einschluß  der  nach  dem 
europäischen  Festlande  führenden  Kabel,  durch  Ankauf  in  ihren  Besitz  und 
ließ  die  Kabel  bis  zum  Beginne  dc>-  J.ihres  1889  durch  die  Submarine  Tele- 
graph Company  betreiben.  Die  Intii nationale  Telegraphengesellschaft  hatte 
mit  dem  i.  Februar  1870  ihre  Endschaft  erreicht.  In  den  Jahren  1884  und  1900 


*)  Diese  Kabel  sind  seit  langer  Zeit  außer  Betrieb  gesetzt. 
*)  Dieses  Kabel  besteht  nicht  mehr. 
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wurden  zwei  neue  vieraderii^e  Kabel  zwischen  ZanJ\oo:-t  und  Benacre  bei 
Kessingiand  gelegt.  Seil  dem  Jalue  1889  werden  die  enL;lisch  iiiedetlaTuiischen 
Kabel  durch  die  beiderseitigen  Staatstelegrophenverwallungen  betrieben;  durch 
den  Vertrag  vom  5.  April  1898  ging  jedes  der  damals  bestehenden  Kabel  zur 
Hälfte  in  das  Eigentum  de-^  niederländischen  Staates  Uber.  Auch  das  vor- 
erwähnte, im  Jahre  1900  gelegte  Kabel  gehört  beiden  Regierungen  gemeinsam. 

Aulier  den  Staatstelegraplienanvt:i!(cn  sind  auch  die  meisten  Telegraphen- 
biationen  der  niederländischen  Kiienbahnge>ellschaUen  füi  den  allgemeinen 
Verkehr  geOffnet.  Im  Jahre  1900  belief  sich  die  Zahl  der  Privattelegraphen- 
anslalten  auf  345,  welche  allein  367  393  Telegramme  verarbeiteten. 

Der  niederländische  Telegraph  ist  nach  seiner  Verstaafliclumg  auch  in  den 
Dienst  der  Wissenschaft  und  des  öffentlichen  Wohles  gestellt  worden.  So 
wird  er  seit  dem  Jahre  1800  zur  Übermittelung  von  i!:leil>ignalen,  die  von  der 
Sternwarte  zu  Leiden  ausgehen,  benutzt.  Ferner  werden  von  demselben  21eit- 
punkt  ab  mehrmals  täglich  Wetterbeobachtungen,  die  dem  niederländischen 
Meteorologischen  Institute  von  verschiedenen  Orten,  wie  Groningen,  Mastricht, 
Nieuwediep,  Vlissingen  usw.,  auf  telegraphiscliem  Wege  zugelien,  nach  deren 
Zusammenstellung  durch  den  Telegraphen  an  die  inländischen  Zeitungen  und 
auch  nach  Orten  des  Auslandes  weiterverbreitet.  Ebenso  ist  der  Telegraph 
für  den  W^asserstandsmcldedienst,  den  Kttstenwachtdienst,  den  Sturmwamungs- 
dienst  und  den  Landesverteidigungsdienst  nutzbar  gemacht  worden. 

Der  Tarif  für  inländische  Telegramme  von  10  Wörtern  ist  von 
50  Cents  im  Jahre  1860  im  Laufe  der  Zeit  auf  25  Cents  im  Jahre  1900 
ermufiigt. 

Wfihrend  im  Jahre  1863  die  Gebühren  für  ein  Telegramm  noch  die  Kosten 
überwogen  —  73V10  Cents  gegen  57'Vio  Cents  — ,  sind  seit  dem  Jahre  iS'iS  die 
Einnahmen  hinter  den  Kosten  zurückgeblieben.  1898  brachte  ein  Telegramm 
durchschnittlich  37V10  Cents  ein  und  kostete  46^/1^  Cents. 

Die  Teilung  der  Gebühren  für  solche  Telegramme ,  die  teils  auf  Stoats- 
linien,  teils  auf  den  Linien  besonderer  Unternehmungen  befördert  werden, 
erfolgte  zunächst  in  der  Weise,  daß  zwei  Fünftel  der  Gebühren  auf  den  Staat, 
drei  Fünftel  auf  die  betreffende  Unternehmung  entfielen.  Zur  Zeit  gilt  die 
halbscheidliche  Teilung. 

Durch  königlichen  Beschlufi  vom  17.  Februar  1870  wurde  angeordnet,  daß 
der  Post-  und  Telegraphendienst  tunlichst  vereinigt  werden  sollte.  Das  erste 
vereinigte  Post-  und  Telegraphenanit  wurde  am  i.  März  1870  zu  Osch  er- 
öffnet. 

Die  Einführung  des  Fernsprechers  für  den  allgemeinen  Verkehr  fand  im 
Jahre  1881  mit  der  Eröffnung  der  Fernsprechanstalt  zu  de  Gocksdorp  (Insel 
Texel)  statt.  Antrtfge  auf  Einrichtung  von  Fernsprcchanstalten  mOssen  von 
der  Gemeindeverwaltung  des  betreffenden  Ortes  an  die  Telegraphenverwaltung 
gerichtet  werden.  Seit  1897  erfolgt  die  Herstellung  aller  Fernsprechlinien  für 
Rechnung  des  Staates;  die  Gemeinden  haben  jedoch  fQr  einen  möblierten 
Dienstraum  und  für  das  benötigte  Dienstpersonal  zu  sorgen.  Im  Juli  1902 
betrug  die  Zahl  der  Fernsprechanstalten  in  Niederland  465. 

Die  Kofizession  zur  Herstellung  von  Stadtfernsprecheinrichtungen  war  von 
der  Regierung  zunächst  der  International  Bell  Telephone  Company  in  New  York 
erteilt  worden.  Sie  wurde  im  Jahre  188 1  auf  die  Niederländische  Bell  Tele- 
phongesellschaft übertragen,  welche  erst  in  Amsterdam,  spater  im  Haag, 
Rotterdam,  Utrecht,  Groningen  usw.  Stadtfernsprechnetze  herstellte.  Auch 
andere  Unternehmer  beial.Uen  sich  mit  der  Anlage  von  Ortsnetzen,  so  z.  R.  in 
Leeuwarden,  Middelburg,  Hcrzogenbui.ch,  Lnschede  usw.  Am  1.  November 
1900  betrug  die  Zahl  der  Stadtfernsprecheinrichtungen  47.  Die  Nicderlitndtscbe 
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Telephongesclls-chatt  lälJt  sich  in  Amsterdam  von  ihren  Abonnenten  auch  Tele- 
gramme zusprechen,  welche  sie  an  das  Staatstelcgiaphenamt  weiterbelürdert, 
und  umgekehrt  nimmt  sie  von  diesem  eingegangene  Telegramme  an  und 
spricht  sie  ihren  Abonnenten  zu. 

Die  Fernsprcch-N'erbindungsleitungen  zwischen  zwei  oder  mehreren  Stlüiten 
wurden  anfangs  auch  von  der  vorgenannten  Gesellschaft  betrieben.  Seit  dem 
Jahre  1897  befinden  sie  sich  indes  durchweg  in  den  Händen  der  Staats- 
telegraphenverwaltu  ng. 

Internationale  Fernsprechverbindungen  sind  seit  dem  1 .  November  1895 
zwisclu[t  \m<.terdam,  Dordrecht.  dem  Haag  und  Amsterdam  einerseits  und 
.Antwerpen  und  Brüssel  andererseits  im  Betriebe.  In  der  Zwischenzeit  ist  der 
Fernsprechdiensl  auch  auf  andere  niederländisch  -  belgische  Orte  ausgedehnt 
worden.  Was  den  Fernsprechverkehr  mit  Deutschland  anlangt,  so  ist  er 
zwischen  Amsterdam  und  Rotterdam  einerseits  und  Bremen  andererseits  am 
^.  Oktober  1896,  zwischen  den  erstgenannten  Orten  einerseits  und  Berlin  und 
Hamburg  andererseits  am  i.  Dezember  iS()6  eingerichtet  und  seit  iener  Zeil 
auf  verschiedene  andere  Netze  in  Niederland  und  Deutschland  ausgedehnt 
worden. 

Der  erste  Leiter  der  Staatstelegraphenverwaltung  war  Staring,  der  zunflcbst 

als  vortragender  Rat  im  Ministerium  des  Innern  das  Tclegraphenwesen  ver- 
waltete, bis  er  im  Jahre  18(17  mit  der  selbständigen  Leitung  betraut  wurde. 
Er  hat  im  Jahre  1851  den  Gesetzentwurf  Uber  die  Hinrichtung  des  Staats- 
telegraphen und  spster  die  Vorschriften  für  den  inländischen  Telq^phendienst 
ausgearbeitet.  Im  Jahre  1877  wurde  Staring  zum  Hauptdirektor  der  Staats- 
telegraphen ernannt.  Kr  trat  im  Jahre  jS^^i  in  den  Ruhestand.  Seine  Nnch- 
folger  im  Amte  Hofstede,  bisher  Hauptdirektor  der  Posten,  wirkte  als  Leiter 
beider  Verkehrszweige  bis  zu  seinem  am  1  3.  März  1893  erfolgten  Tode.  Ihm 
folgte  als  Generaldirektor  der  Posten  und  Telegraphen  der  frühere  Minister 
für  Wasserbau,  Handel  und  Industrie  Havelaar.  Dieser  wurde,  nachdem  er 
als  .Mitglied  der  ersten  Kammer  der  Gcnernlstaaten  von  Niederland  gewählt 
worden  war,  auf  seinen  Wunsch  im  September  1002  von  seinem  Amte  ent- 
bunden. An  seine  Stelle  ist  am  1.  Dezember  1902  der  frühere  Major  im 
Generalstabe  G.  Pop  getreten. 

Die  Entwicklung  des  niederllndischen  Telegraphenwesens  idgen  die  nach- 
stehenden Zahlen: 


es  waren  vorhanden 


Zahl 

der  beförderten 

Telegramme 


am  31.  De-  1 

zember  ; 


Telegraphen-  I  Telcpraphenanstaltcn 

I       ^  I      ;mit  Einschiuli 

Linien      I    Leitungen    >  der  Anstalten  anderer 


1  i|OI 


5  7^9 
6243 


1  09 1 
3  5  '  *  • 


\  2  882 
20  3  I  I 
23  630 


I  041 


8f,8 


346 


43 


224  803 
2  382  ^00 
4t)72  142 
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Der  Teltow -Kanal.*) 
Von  Ober 'Postinspektor  W.  Meyer  in  Berlin. 

Die  Spree  ist  bekanntlich  die  verkehrsreichste  der  preußischen  Wasserstraßen. 

Sie  dient,  abgesehen  von  dem  starken  Ortsverkehre  der  berührten  Stidte,  auch 
der  Durchgang'^schiffahrt  von  der  Elbe  nach  der  oberen  Oder.  Auf  der 
Strecke  Berlin  -  Spandau  drängt  sich  die  BeUi<;tung  ganz  besonders  zu'-animen. 
Das  wird  um  so  unangenehmer  eniplunden,  als  mehrere  Schleusen  und  Eistn- 
babndrehbrOcken  die  glatte  Abwickelung  des  Verkehrs  behindern.  Es  ist  des- 
halb frühzeitig  eine  künstliche  Wasserverbindung  angestrebt  worden,  die  der 
Durchgangsschiffahrt  die  Umgehung  von  Berlin  auf  südlichem  Wege  ermög- 
lichen sollte.  Der  erste  derartige  Plan  (vom  Bnurat  Röder)  stammt  aus  dem 
Jahre  1861  und  bezog  sich  auf  die  Her:>tcüung  eines  Parallelwegs  zu  dem 
Landwehrkanel.  Einen  Ihnlichen  Vorschlag  machte  im  Jahre  1874  der  Geheimrat 
Hartwich,  als  es  sich  darum  handelte,  an  Stelle  des  für  die  Stadtbahn  in  An- 
spruch genommenen  Spreearmes  —  des  ehemaligen  Königsgraben«  —  einen 
anderen  Weg  für  die  Hochwasserabführung  der  Spree  zu  schatTen.  Gleichzeitig 
sprach  sich  ein  Entwurf  des  Regierungsbaumeisters  Dietrich  für  den  Ausbau 
des  Landwehrfcanals  aus.  Durch  die  O^ntUche  Erörterung  dieser  Plffne  wurden 
weitere  Kreise  fllr  die  Sache  interessiert.  Im  Jahre  1875  setzte  der  Berliner 
Architektenverein  zur  Prüfung  der  Frage  eine  besondere  Kommission  ein,  die 
dem  Hartwichschen  Entwürfe  zustimmte,  aul.LTdem  aber  die  Regulierung  der 
Spree  in  Berlin  und  eine  Kanalabzweigung  nach  Charlottcnburg  verlangte. 
Derselbe  Verein  schrieb  in  den  Jahren  1875  und  1877  Preisaufgaben  aus, 
welche  die  Verbesserung  der  Durchfahrt  durch  Berlin  und  die  Herstellung 
eines  Südkanals  zum  Gegenstande  hatten.  Eingehende  Prüfung  fanden  alle 
diese  Pliine  im  Ministerium  der  ötfentlichen  Arbeiten.  Zur  Ausführung  gelangte 
jedoch  nur  die  Regulierung  der  Unterspree  und  der  Ausbau  des  Landwehr- 
kanals. 

Eine  von  dem  Landrate  des  Kreises  Teltow,  Prinzen  Handjer}-,  ausgegangene 
Anregung  im  Jahre  1874  beansprucht  im  Hinblick  auf  die  spätere  Entwickelung 
der  Angelegenheit  ein  besonderes  Interesse.  Handjery  befürwortete  einen  Um- 
fiutkanal,  der  von  der  Oberspree  in  der  Cöpenicker  Gegend  ausgehen,  den 
Kreis  Teltow  durchziehen  und  bei  Glienicke  in  die  Havel  einmflnden  sollte. 
Die  Regterangsbaumdster  Höhmann  und  von  Lnncizolle  verfochten  in  einer 
Schrift  von  i88»  denselben  Gedanken.  Weder  die  öffentliche  Meinung  noch  die 
Behörden  vermochten  sich  indes  für  den  Plan  zu  erwärmen.  Dasselbe  Schicksal 
erfuhren  die  Bestrebungen  des  Majors  Wagner  und  des  Vereins  der  West- 
vorstadt von  Berlin,  durch  einen  SQdwestkanal  Charlottenbui^-Grunewaldseen- 
Wannsee  wenigstens  die  LTmgehung  Spandaus  zu  erreichen. 

Etwa  14  Jahre  lang  ruhte  dann  die  Angelegenheit,  bis  der  jetzige  Landrat 
des  Kreises  Teltow,  von  St  üben  rauch,  den  Gedanken  eines  Südkanals  wieder 
aufgriff  und  ihm  zum  endgültigen  Siege  verhalf.  Am  3.  Marz  1900  nahm 
der  Kreistag,  nachdem  eingehende  und  langwierige  Vorermittelungen,  Ver- 
anschlagungen, Beratungen  usw.  stattgefunden  hatten,  die  Vorlage  fast  ein« 
stimmig  an.  Dabei  waren  nicht  vorwiegend  die  Erwägungen  maßgebend,  die 
den  früheren  Plänen  zugrunde  gelegen  hatten,  vielmehr  handelte  es  sich  für 
den  Kreis  Teltow  in  erster  Linie  darum,  das  südlich  und  südwestlich  von 


•  Benutzte  Quellen:  Verhandlungsbcrichte  des  Teltower  Kreistags;  Veröflcnt- 
lichungcn  in  der  Deutschen  Bauzeiiung  und  in  dem  Organ  des  \'ereins  für  Binnen- 
schifTahrt. 
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Berlin  gelegene,  zum  Kreise  gehörige  Gelände  mit  den  Orten  Britz,  Tempelhof, 
Mariendorf,  Groß-Lichterfelde,  Sieglitz  usw.  wirksam  zu  entwässern. 

Ein  bloßer  Entwfisserungskanal  hätte  aber  keine  Erträge  geliefert ,  und  die 
Verxinsung  und  Tilgung  des  bedeutenden  Anlagekapitab  sowie  die  Unter- 
haltungskosten wflren  in  voller  Höhe  von  dem  Kreise  zu  bestreiten  gewesen. 
Es  lag  daher  im  finanziellen  Interesse,  den  Kann!  al-:  Schiffahrtsweg  anzulegen. 
Hierzu  drängten  auch  die  Verkchrsbedürfnis>c  der  berührten  Vorortgemeinden, 
deren  Bedarf  an  Bau-  und  Brennmaterialien  sowie  an  sonstigen  Massengütern 
eine  billige  und  bequeme  Zufahrt  bOchst  wünschenswert  erscheinen  lieft. 
Schließlich  verstand  es  sich  von  seihst,  dafi  man  außer  den  örtlichen  Verkehrs- 
rücksichten auch  diejenigen  der  Durchgangsscliiffahrt  berücksichtigte,  zumal 
dadurch  die  Ertragsfähigkeit  der  Anlage  wesentlich  gehoben  und  dem  Unter- 
nehmen die  gewichtige  Förderung  durch  den  Staat  gewonnen  wurde.  Der 
Teltow-Kanal  ist  deshalb  ab  eine  SchiffahrtsstraiSe  ersten  Ranges  und  daneben 
als  eine  Entwässerungsanlage  gedacht,  deren  Spiegel  möglichst  tief  unter  dem 
Grundwasser  des  durchschnittenen  Geländes  zu  liegen  kommt. 

Zwischen  Grünau  und  Cöpenick  an  der  wendischen  Spree  nimmt  der  Kanal 
seinen  Anfang.  Er  verlauft  bis  Britz  in  der  Niederung  der  oberen  Spree,  wendet 
sich  dann  in  ein«r  durch  die  Bebauung  des  Geltfndes  bestimmten  unregel- 
mäßigen Linie  zum  Tale  der  Beke  und  folgt  diesem,  um  bei  Klein-Glienicke 
in  die  untere  Havel  einzumünden  (vgl.  die  Skizze).  Dabei  durchschneidet  der 
Kanal  den  Griebnitz  See,  den  Machnow-,  den  Schönow-  und  den  Teltow-See. 
^ne  bei  Britz  entspringende  Abzweigung  fuhrt  zur  oberen  Spree,  die  ^was 
unterhalb  Nieder-SchOneweide  erreicht  wird.  Die  Abzweigung  soll  dem  Ver- 
kehre der  zahlreichen  industriellen  Anlagen  zwischen  Berlin  und  Cöpenick 
dienen,  während  der  Hnupfkanal  die  Durchgangsschiffalirt  nach  und  von  der 
Oder  aufzunehmen  hat;  letzterer  ist  außerdem  zur  Entwässerung  des  Spree tal- 
gelindes  bestimmt,  das  infolge  zu  geringen  Geflllles  der  Versumpfung  zuneigt. 

Außerhalb  des  ursprOnglichen  Planes  li^l  die  (in  der  Skizze  gestrichelt 
eingezeichnete)  Abzweigung  nach  dem  Wannsee,  deren  Kosten  von  den  An- 
liegern getragen  werden. 

Die  Länge  des  Kanals,  ohne  die  Abzweigungen,  beträgt  37  km,  diejenige 
des  Britzer  Zweigkanals  3,5  km.  G^enfiber  dem  Wasserweg  ttber  Berlin- 
Spandau  bedeutet  das  ftlr  den  Verkehr  Elbe-obere  Oder  eine  Verkürzung  um 
16  km  und  für  den  Verkehr  Elbe-obere  Spree  eine  solche  um  13,5  km.  Zu 
Ungunsten  der  Durchfahrt  durch  Berlin  usw.  fällt  noch  ins  Gewicht,  daß  sie 
durch  die  EisenbahndrehbrUcken  in  Spandau  und  durch  die  Schleusen  in 
GharfottenbuTg  und  Berlin  verzOgert  und  erschwert  wird,  ganz  abgesehen  von 
den  Unzutrüglichkeiten ,  welche  die  Berührung  mit  der  Großstadt  an  sich  im 
Gefolge  hat.  Der  Teltow-Kanal  weist  dagegen  nur  eine  einzige  Sctilcii-^e  und 
sonst  keinerlei  Schiffahrt^hindernis  auf.  Die  Schicu'-e  wird  bei  Klein-Machnovv 
eingebaut  und  hat  einen  Höhenunterschied  von  durchschnittlich  2^4  m  zwischen 
der  oberen  Spree  und  der  unleren  Havel  auszugleichen. 

Die  Anwendung  von  nur  einer  Staustufe  bedingt  im  Vereine  mit  der  ver- 
schiedenen Höhenlage  des  berührten  Geländes  eine  wechselnde  Tiefe  des 
Knnalhetf'i.  K"^  kommen  Einschnitte  bis  zu  17  ni  vor.  Auf  der  Strecke 
zwischen  Lankwitz  und  Britz  beträgt  die  durchschnittliche  Tiefe  des  Kanal- 
betts 9  bis  10  m.  Damit  ist  dem  Hauptzwecke  des  Kanals,  der  Senkung  des 
Grundwasserspiegels,  ebensowohl  gedient,  wie  der  Schiflahrt.  Es  kann  auf 
eine  wirksame  Trockenlei^iinp;  aller  der  sumpfigen  Gegenden  gerechnet  werden, 
die  der  Kanal  durchzieht  und  die  jetzt  nicht  nur  seihst  mehr  oder  weniger 
wertlos  sind,  sondern  durch  ihre  gesundheitsschädlichen  Ausdünstungen  auch 
die  Nutzung  des  benachbarten  Geländes  beeintrlditigen. 
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Eine  unmittelbare  Folge  dci  I  ietenlage  des  Kanalspiegels  ist  die  Ober- 
flXchenflnderung  der  durchschnittenen  Seen.  Der  Spiegel  des  Machnow -Sees 
wird  um  '/a  ra  gesenkt,  derjenige  des  Telto\s  Scos  um  3  m.  Der  Schönow- 
See  verschwindet  f^anz.  Leider  erfährt  das  Landschaflsbild  dadurcli  eine  nicht 
unerhebliche  Einbuße.  Besonders  zu  bedauern  ist  die  V'erkleinei  ung  des 
Teltow-Sees,  dessen  reizvolle  Uler  einer  nüchternen  Kaimauer  Platz  machen; 
der  See  bleibt  nur  insoweit  erhalten,  als  er  zu  dem  —  an  dieser  Stelle 
beckenartig  erweiterten  —  Kanäle  nötig  ist.  Der  übrige  Teil  wird  durch 
Erdanschüttung  aufi^^etullt.  Beim  Machnow-See  tritt  die  Absenkung  nicht  sehr 
in  die  Erscheinung,  weil  die  Üter  ziemlich  steil  sind. 

Die  Hckc  geht  von  Groli-Lichterfelde  bis  zur  Mündung  ganz  m  dem  künst- 
lichen Wasserweg  auf.  Alle  sonstigen  Bflche  und  GrSb^,  die  den  Kanal 
kreuzen,  ergießen  ihr  Wasser  in  ihn  mittels  einfttcher,  massiver  Oberteile. 
Zu  dieser  oberirdischen  gesellt  sich  eine  wirksame  unterirdische  Entwässerung, 
die  einerseits  im  Wege  der  Cii  undwMNserbewegung  vor  sich  geht,  andererseits 
durch  den  Anschluli  der  Kanali>alionsanlagen  der  benachbarten  Gemeinden 
künstlich  hervorgerufen  wird. 

Den  Anforderungen  der  Großschiffahrt  entsprechen  die  Abmessungen  des 
Kanals.  Die  Sohle  erhalt  eine  Breite  von  20  m  und  vertieft  sich  nach  dei 
Mitte  zu  muldenarttg,  derart,  daO,  die  Wasserhühe  über  der  Mitte  der  Sohle 
2';^  m,  über  den  Seitenlinien  2  m  beträgt.  Es  können  somit  Schiffe  von 
t,75  m  Tiefgang  und  bis  zu  600  Tons  Ladegewicht  den  Kanal  befahren.  Um 
von  vornherein  den  elektrischen  oder  Dampfbetrieb  einführen  zu  können ,  ist 
auf  die  Ausbildung  der  Böschungen  besondere  Sorgfalt  verwendet.  Sie  er- 
halten unter  \\'asser  eine  Neigung  von  1  :  3  und  über  Wasser  eine  solche 
i  :2  oder  1  :  i'^  j,  je  nach  der  Bodenbeschaffenheil.  In  ungelälirer  Höhe  des 
Niedrigwassers  werden  sie  durch  Pfiihlreiben  mit  Deckung  aus  Kalksteinbewurf 
oder  Bctonplatten  befestigt.  Steile  und  durchgehend  befestigte  Ufer  sind  f&r 
die  Umschlagsplatze  und  Häfen  vorgesehen.  Zu  beiden  Seiten  der  Fahrrinne 
verlaufen  2  m  breite,  auf  ausgekragten  Konsolen  ruhende  Leinpfade. 

8  Eisenbuhnen,  14  Chausseen,  16  Wege  und  Landstraßen  und  10  städtische 
Straßen  kreuzen  den  Kanal.  Die  Überführung  erfolgt  mittels  42  eiserner  und 
6  massiver  Brücken,  fUr  deren  Bauart,  Ausstattung  und  Abmessungen  die 
räumlichen  und  Verkehrsverhältnisse  maUgebcnd  gewesen  sind.  Auch  die  in 
Zukunft  zu  erwartenden  Steigerungen  des  Stralien-  und  Eisenhahnverkehrs 
haben  volle  Berücksichtigung  gefunden.  Die  lichte  Weite  der  Brücken,  am 
Wasserspi^el  zwischen  den  Leinpfaden  gemessen,  betrügt  20  m,  die  lichte 
Höhe  4  m  über  dem  Höchst  Wasserstande.  Die  BrOckeo  beeintrflchtigen  somit 
in  keiner  Weise  den  SchitT'^verkelir 

Schwierig  gestalteten  sich  intoige  des  schlechten  Baugrundes  die  Über- 
führungen der  Wannseebahn  und  der  Wetzlarer  Bahn,  die  auf  Pfahlrost  ge- 
gründet werden  mußten.  An  anderen  Stellen  hat  es  sich  als  notwendig  er- 
wiesen, die  wenig  tragfähige  Schlamm-  und  Torfschiebt  bis  auf  den  festen 
Untergrund  auszuheben  und  durch  Kie^^massen  usw.  zu  ersetzen. 

Der  Kanal  benötigt  zu  seiner  Speisung  eines  Wasserzutlusses  von  0,803  cbm 
in  der  Sekunde.  0,73  cbm  werden  ihm  voraussichtlich,  selbst  im  Sommer, 
aus  seinem  eigenen  Niederschlagsgebiete  zufließen«  Es  verbleibt  also  ein  Bedarf 
von  0,1  la  cbm,  der  am  einfachsten  und  billigsten  aus  der  oberen  Spree  zu 
decken  wäre.  Bei  Mittel-  und  Hochwasser  ist  das  auch  angängig,  nicht  aber 
bei  niedrigstem  Wasserslande,  der  im  Interesse  einer  kräftigen  Spülung  der 
Berliner  Wasserstralien  vor  jeder  weiteren  Verringerung  bewahrt  werden  muß. 
Von  den  1 3  bis  15  cbm,  die  die  Spree  zu  solchen  Zeiten  führt,  werden  schon 
jetzt  2  bb  3  cbm  für  den  Oder -Spree -Kanal  und  3  cbm  für  die  Berliner 
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Wasserwerke  am  MU^f^elüee  verbraucht.  Somit  erübrigte  nur,  an  der  Schleuse 
bei  Klein-Machnow  ein  Pumpwerk  zu  erricliten,  das  die  nötige  Wassermenge 
aus  der  unteren  in  die  obere  Haltung  zu  Überftthren  hat.  Das  Pumpwerk 
vermag  i  cbm  in  der  Sekunde  zu  heben.  Bei  den  von  Zeit  zu  Zeit  vor- 
zunehmenden gründlichen  Spülungen  des  Kanals  kann  allerdings  der  unmittel- 
bare Zufluß  aus  der  oberen  Spree  nicht  entbehrt  werden;  die  Spülungen  sind 
deshalb  auf  Tage  eines  entsprechend  höheren  Wasserstandes  beschränkt. 

Im  Qbrigen  lag  es  nahe,  den  Kanal  so  einzurichten,  dafi  er  auch  an  der 
Abfuhrung  des  Hochwassers  der  Spree  beteiligt  werden  kann.  Zu  dem 
Zwecke  ist  die  Schleuse  mit  einem  Freigerinne  versehen ,  dessen  Öfl'nung  den 
Durchlauf  von  23  cbm  Wasser  in  der  Sekunde  gestattet.  Das  ist  ein  so 
erheblicher  Bruchteil  des  von  der  Spree  geführten  Hochwassers,  daß  mit  seiner 
Ableitung  die  Berliner  Wasserlüufe  eine  wirksame  Entlastung  erfahren. 

Zu  den  Seiten  des  Freigerinnes  liegen  die  beiden  Schleusenkammern,  deren 
jede  67  m  lang  und  10  m  breit  ist.  Sie  vermögen  je  zwei  Finowkähne  neben- 
einander oder  )e  ein  Schitf  von  600  Tons  Ladegewicht  aufzunehmen.  Es  ist 
also  für  eine  schnelle  Abwickelung  des  Verkehrs  zwischen  den  beiden  Haltungen 
gesoigt.  Die  Aufnahmefithigkeit  Air  600  Tons-Fahrzeuge  hat  noch  eine  weiter- 
gehende Bedeutung ;  sie  ermöglicht  den  unbeschränkten  SchifTsUbergang  zwischen 
dem  Teltow -Kanal  und  dem  geplanten  Mittellandkanal,  der  bekanntlich  für 
die  gleiche  Art  von  Schiflen  eingerichtet  werden  soll.  Der  Wert  dieser  Über- 
einstimmung für  die  Binnenschiffahrt  im  allgemeinen  und  für  ein  künftiges 
Gedeihen  des  Teltow -Kanaluntemebmens  im  besoiKieren  liegt  auf  der  Hand. 

Vorwiegend  dem  örtlichen  VerkehrsbedUrfnisse  dienen  die  zahlreich  vor- 
gesehenen Hafcnanlagen  und  Ablagen.    Sie  werden  zumeist  durch  Verbreiterung 
des  Kanaibetts  gebildet.     Groß  -  Lichterfelde,  Sieglitz,  Tempelhof  und  Britz 
erhalten  als  die  Hauptumschlagsplatze  besondere,  neben  dem  Kanal  liegende 
Hafenbecken  mit  Dampf-  und  Handkranenbetrieb  sowie  allen  sonstigen  modernen 
Einrichtungen  zur  Erleichterung  der  Schiffahrt  und  des  luAdegeschtffts.  Der 
Hafen  von  Tempelhof  gewährt  beispielsweise  13  Kähnen  von  65  m  Lange  und 
8  m  Breite  gleichzeitig  Raum  zum  Laden  und  Entladen.    In  dem  Steglitzer 
Hafen,  dem  am  wen^ten  umfangreichen,  finden  8  solcher  KiChne  Platz.  Eine 
pofie  Zahl  von  Ablagen  wird  (im  Wege  der  Verbreiterung  des  Kanals  um 
eine  oder  zwei  SchifTsbreitenl  auf  Kosten  von  Anliegern  zu  industriellen  Zwecken 
ausgeführt.    Für  die  Berechtigung,  solche  Ablagen   herzustellen,  haben  die 
Anlieger  sogar  Land  zum  Kanalbau  unentgeltlich  hergegeben.    Sie  hoüen, 
damit  ein  gutes  Geschifft  zu  machen,  da  die  neue  Wasserstrafie  für  die 
industrielle  Erschliellung  des  Geländes  die  günstigsten  Bedingungen  schafil. 

Von  wesentlicher  Bedeutung  für  die  Abwickelung  eines  jeden  Kanalbetriebs 
ist  die  Art  und  Weise,  in  der  die  Schilfe  fortbewegt  werden.  Überläßt  man 
die  Wahl  des  Beförderungsmittels  dem  Schiffseigner,  so  sind  Behinderungen 
der  verschiedenen  Fahrzeuge  untereinander  unausbleiblich.  Die  Bauleitung  des 
Teltow- Kanals  hat  sich  deshalb  entschlossen,  ein  Zwangsbeförderungsmittel 
einzuführen.  Als  solches  kommen  der  Schleppdampferbetrieb  und  die  seitliche 
Treidelei  mit  elektrischen  Lokomotiven  in  Betracht.  Wofür  man  sich  ent- 
.scheiden  wird,  hängt  von  dem  Austalie  von  Versuchen  ab,  die  im  Laute  dieses 
Sommers  mit  beiden  Betriebsarten  auf  einer  fertiggestellten  Teilstrecke  des 
Kanals  vorgenommen  werden  sollen.  Bei  der  Ausbildung  der  Leinpfade  ist 
auf  die  elektrische  Lokomotiv  TreiJclei  Rücksicht  genommen,  so  dai^  es  bau- 
licher Änderungen  nicht  bedarf,  um  mit  der  Einführung  dieses  Betriebs  vor- 
gehen zu  können. 

Die  Kosten  lUr  den  Teltow-Kanal  (ohne  die  Abzweigung  nach  dein  Wannsee) 
sind  auf  25  V4  Millionen  Mark  veranschlagt.  Davon  entfinllen  3,6  Millionen  Mark 
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auf  den  Grunderwerb,  lo'/j  Millionen  Mark  auf  Erdarbeiten  und  der  Resi  auf 
die  Bauwerke,  Uferonlagen  usw.  Es  steht  aber  schon  jetzt  fest,  daß  diese 
Summen  nicht  ausreichen  werden.  Mehrleistungen  aus  Anlaß  von  behörd»  ' 
liehen,  insbesondere  wegepolizeilichen  Anforderungen,  das  Steigen  der  Grund- 
preise und  sonstige  Umstände  werden  eine  Überschreitung  des  Kostenanschlags 
um  rund  3,7  Millionen  Mark  zur  Folge  haben. 

Die  Verzinsung  und  Tilgung  des  Anlagekapitals  mit  4',.2  v.  H.  erfordert 
hiernach  rund  1  300000  Mark  jährlich.  Für  den  Betrieb  und  die  Unterhaltung 
sind  140000  Mark  aufzuwenden.  Als  Einnahmen  kommen  in  der  Hauptsache 
die  Diirchfahrts-  und  Schlcusenqcbühren  in  Betracht.  Sie  werden  die  Hohe 
der  Ausgaben  etwa  bei  einer  Gesamtbelastung  des  Kanals  mit  3  Millionen  Tons 
im  Jahre  erreichen.  Auf  einen  solchen  Verkehr  rechnet  man  jedoch  erst  im 
Laufe  des  dritten  Jahrzehnts  nach  der  Betriebseröffnung,  wahrend  für  das  erste 
Jahrzehnt  die  durchschnittliche  Belastung  zu  rund  2  NtilÜnncn  Tons  angenommen 
ist.  Der  Kreis  Teltow  dürfte  also  lüngere  Zeit  hindurch  einen  nicht  unerheb- 
lichen Zuschuß  zu  leisten  haben.  Bei  dieser  Berechnung  sind  allerdings  die 
aus  den  HafenlagerplKtzen  und  aus  der  Zwangstreidelei  zu  erwartenden  Ertrüge 
nicht  berücksichtigt,  die  als  Einnahmereserven  gelten. 

Die  Leistungsfähigkeit  des  Kanals  betragt  bei  einem  täglich  14  stUndigen 
Schleiiscnbetrieb  und  bei  einer  ScliitT;ilirtsd;uu'r  von  270  Tagen  im  Jahre 
4'/a Millionen  Tons.  Das  entspricht  einem  Verkelire  von  7300  Fahrzeugen  zu  je 
600  Tons,  d.  h.  von  3750  Schiffen  in  jeder  der  beiden  Richtungen.  Die  Belastung 
dürfte  sich  auf  den  Verkehr  Elbe- Schlesien ,  Elbe-Oberspree-Berlin  und 
Glienicke-Cöpenick  vf)raussichllich  im  Verhältnisse  von  i  ml  .  :  i verteilen. 
Hierin  zeigt  '-ich  die  überwiegende  Bedeutung,  die  man  dem  Ortsverkehre  bei- 
mißt. Das  Verhältnis  würde  sich  jedoch  zugunsten  des  großen  Durchgangs- 
verkehrs andern,  wenn  der  geplante  Kanal  von  Berlin  (COpenick)  nach  Stettin, 
mit  Anschluß  an  die  Warthemündung,  zu  stände  käme,  weil  dann  auch  der 
Verkehr  Elbe-Stettin  und  Elbe-WarthemOndung  durch  den  Teltow- Kanal 
gehen  würde. 

Weitgehende  Erwartungen  knüpfen  sich,  wie  man  sieht,  an  die  neue 
markische  Wasserstraße,  und  so  sehr  diese  auch  an  Langenausdehnung  hinter 

anderen  preußischen  Kanälen  zurücksteht,  an  Bedeutung  und  Vielseitigkeit 

der  Verwendung  wird  sie  die  meisten  übertreffen.  Dazu  befähigt  sie  außer 
der  bevorzugten  Lage  ah  Ummehungsweg  von  Berlin  und  als  Bindeglied 
zwischen  dem  westlichen  und  ö.stliclien  Kanalnetz  auch  ihre  den  Anforderungen 
des  Großbetriebs  und  des  Kleinverkehrs  ebenmaßig  entsprechende  technische 

Durchbildung. 

Die  Ausführung  des  Teltow  -  Kanals  liegt  in  den  Händen  der  bekannten 
Ingenieurlirma  Havestadt  *S:  Contag  in  W  ilmersdorf  bei  Berlin.  Zur  Vertretung 
des  Unternehmens  nach  außen  hin,  insbesondere  zum  Verkehre  mit  den  Be- 
hörden und  GrundstOckseigentQmern ,  zur  Abschließung  von  Verträgen,  zur 
Feststelhin^'  der  Entwürfe  usw..  hat  der  Kreistag  eine  aus  zwei  Technikern 
und  eiiH-ni  .iuristen  bestehende  j) Teltow-Kanal-Bauverwaltung«  eingesetzt.  Die 
ans  dem  KreisauvschulS  und  sieben  Kreistagsmitgliedern  gebildete  »Kanal- 
Kommissionu  übt  die  Rechte  des  Bauherrn  aus. 

Ende  Dezember  1900  ist  mit  den  Ausführungsarbeiten  begonnen  worden. 
Die  Fertigstellung  wird  voraussichtlich  im  Jahre  1905  erfolgen. 
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Die  ErsehlieOung  der  Tschadseeländer. 

Der  Tschadsee  ist  ein  merkwürdiges  Gewässer.  Bald  gleicht  er  einem 
Binnenmeere,  dessen  Ausdehnung  nach  Reclus  30000  qkm  betrügt,  das  also 
großer  als  die  Provinz  Schlesien  ist;  bald  schrumpü  er  zu  einer  halb  siimptigen 
WasserfiVche  von  1 1  000  qkm  zusammen  (nach  Rohlfi»).  Seine  durchschnitt- 
liche Größe  dürfte  (nach  Nachtigall)  27  000  qkm  betragen.  Zahllose  bewohnte 
Inseln  bedecken  den  See,  namentlich  im  Osten.  Bei  Niedrigwasser  hängen 
viele  davon  untereinander  und  mit  dem  Uferlande  zusammen.  Der  stets  wasser- 
reiche Schari  und  andere,  weniger  bedeutende  Zuflüsse  fuhren  dem  Seebecken 
nach  ein«*  Schltzung  Nachtigalls  jshrlich  too  cbkm  Wasser  zu,  die  teils  un- 
mittelbar im  See,  teils  im  FlulJtale  des  Gazelienflusses  verdunsten,  der  den 
See  im  Südosten  verlai>t  und  dessen  meivt  unterirdisch  verlaufende  Gewässer 
sich  durch  einen  frischen  Baumwuchs  im  Östlichen  Sieppenlande  verraten. 

Durch  den  wechselnden  Wasserstand  des  Sees  und  seiner  Zuflüsse  werden 
jührtich  Hunderttausende,  wenn  nicht  eine  oder  zwei  Millionen  Hektar  Land 
überflutet  und  dadurch  befruchtet.  Das  Tschadseegebiet  ähnelt  in  dieser  Be- 
ziehung Ägypten,  dessen  Bodenerzeugnisse  es  auch  hervorbringt.  Das  Khma 
ist  fUr  Europäer  gesund;  in  den  Wintermonaten  (der  Regenzeit)  sinkt  das 
Thennometer  nachts  auf  4  oder  5^  R.  herab.  Eine  betriebsame  und  gut» 
mOtige  Negerbevölkerung  bewohnt  die  G^end  und  betreibt  eine  ausgedehnte, 
wenn  auch  primitive  Landwirtschaft  sowie  besonders  Baumwollenkultur.  Die 
Wahrscheinlichkeit  spricht  dafür,  daß  das  Tschadseegebiet,  dessen  Fruchtbar- 
keit nicht  lediglich  den  Überschwemmungen  (wie  in  Ägypten),  sondern  auch 
eigenen,  Ordichen  Regen  füllen  zu  verdanken  ist,  mit  Ausnahim  der  weniger 
bevorzugten  Ostlichen  und  nordostlichen  Gebiete,  bei  planmSfiiger,  moderner 
Bewirtschaftung  zu  hoher  Blüte  gelangen  könnte. 

Aber  ein  Fluch,  der  auf  dem  Lande  lastet,  müßte  noch  beseitigt  werden: 
die  große  Unsicherheit  der  Person  und  des  Eigentums,  hervorgerufen  durch 
tiberlegene,  mohammedanische  Stimme,  wie  die  Tuareg,  Budduma,  Tebbu 
und  Ulad-Sthnan,  die  von  Zeit  zu  Zeit  die  friedliche  ansflssige  Bevölkerung 
durch  Beutezüge  und  Sklavenjagden  heimsuchen,  die  Dörfer  verbrennen  und 
das  Land  verwüsten.  Diese  Geißel  zu  beseitigen  und  Ruhe  und  Sicherheit 
herzustellen,  wird  den  drei  Kulturstaaten  Deutschland,  England  und  Frank- 
leicb,  die  sich  in  die  TschadseelSnder  geteilt  haben,  allerdings  kaum  gelingen, 
ohne  daß  eine  Eisenbahnverbindung  mit  der  Küste  hei^estellt  wird.* 

In  Frankreich  ist  es  eine  Liebhngsidee  vieler  angesehener  Manner,  das 
Tschadseegebiet  und  damit  auch  den  weiteren  Sudan  durch  eine  Transsahara- 
bahn  zu  erschließen.  In  der  lat  hat  der  Gedanke  viel  Verlockendes  an  sich, 
von  Algier  oder  Tripolis  aus  in  gerader  Linie  auf  dem  Schienenwege  mitten 
in  das  Herz  Afrikas  hineinfahren  zu  kOnnen.  Nicht  mehr  viele  Wochen  und 
Monate,  sondern  nur  noch  einige  Tage  wOrden  erforderlich  sein,  das  »inner- 
afrikanische .Egypten«  zu  besuchen. 

Im  Oktober-  und  Novemberhefte  von  1902  der  »Revue  des  Deux  Mondes« 
tritt  Paul  Leroy-Beaulieu,  ein  unermOdUcher  Vorkampfer  f&r  die  Sahara- 
bahn, wieder  einmal  mit  beredten  Worten  für  seinen  Lieblingsplan  ein.  Ver- 
anlassung dazu  waren  die  Ergebnisse  einer  grolk-n  französischen  Expedition, 
die  1898   und  unter  der  Führung  des  mit  dem  Wüstencharakter  ver- 

trauten algerischen  Ansiedlers  Foureau  und  des  Majors  Lamy  von  Algerien 
aus  den  Tschadsee  besucht  und  eine  Transsaharabahn  als  ausführbar  bezeichnet 
hat.   Auf  der  anderen  Seite  fehlt  es  aber  nicht  an  gewichtigen  Stimmen,  die 
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den  Gedanken  an  eine  sokue  Bahn  lür  abenteuerlich  halten,  und  zwar  weniger 
vom  technischen  als  vom  finanziellen  Standpunkt  aus. 

Um  beiden  Parteien  gerecht  zu  werden  und  unswöi  Lesern  ein  eigenes 

Urteil  zu  ermöi];!ichen.  werden  wir  zuerst  den  Ausführungen  von  Lerov-Beaulieu 
folgen  und  dann  die  Gründe  anführen,  mit  denen  einer  seiner  Gegner,  Pro- 
fessor Dr,  Hans  Meyer,  in  einem  1902  bei  Duncker  &  Humblot  in  Leipzig 
erschienenen  Buche  »Die  Eisenbahnen  im  tropischen  Afrika«  die  Saharabahn 
bekämpft. 

Wie  schon  frühere  Forschun<»en,  namentlich  von  Barth,  Rohlfs,  Nachtigall 
und  anderen  Afrikareisenden,  dargetan  und  wie  auch  P'oureau  neuerdings  in 
seinem  Buche  über  die  oben  erwähnte  fran2Ösi^cile  h-xpedhion  (Mission  saharienne 
Foureau-Lamy.  D' Alger  au  Congo  par  le  Tchad.  Masson  &  Co.)  gezeigt  hat, 
ist  die  große  afrikanische  Wüste  keineswegs  das,  was  man  sich  gewöhnlich 
darunter  vorstellt.  Sie  ist  vor  allem  keine  geschlossene,  unabsehbare  Sand- 
flNche  mit  leiclubeweglichem  Flugsande,  sondern  ein  zwar  trockenes,  regen- 
armes Land,  aber  bei  ihrer  ungeheueren  Ausdehnung  (die  Wüste  Sahara  hat 
fost  die  GrOfie  von  Europa)  in  der  Bodenformation  sehr  roaonigfoltig.  Hoch- 
gebirge mit  Gipfeln  bis  zu  2500  m  Höhe  und  fels^  Hateaus  wechseln  mit 
DUnenlandschaften,  mit  Kies-,  Snnd-  und  Lehmebenen  ab.  Zahlreiche  Fluß- 
taler, die  von  den  zeitweilig  auttretenden  Regeniüllen  gefüllt  werden,  um  dann 
wieder  zu  vertrocknen,  bringen  in  vielen  WUstenstrichen  erheblichen  Pflanzen- 
wuchs hervor;  Wasser  tritt  auch  an  zahlreichen  Stellen  ab  Quellen  oder 
Brunnen  zu  Tage  und  gibt  dann  Vmnlossung  zur  Entstehung  von  Oasen  mit 
ihren  charakteristischen  Dattelpalmen.  Wenn  die  Nomaden  der  Wüste  die 
Wasserstellen  besser  pflegten  und  durch  Nachgraben  neue  ermittelten,  so 
könnte  auch  die  Oasenbildung  noch  künstlich  gefördert  werden.  Kurz,  die 
WOste  Sahara  ist,  wenigstens  io  gewissen  Gegenden,  besser  als  ihr  Ruf. 

Der  von  Foureau  durchquerte  Wüstengürtel  ist  anscheinend  einer  der 
günstigsten  Abschnitte  der  Sahara;  er  ist  auch  nicht  so  menschenfeindlich,  als 
daß  daselbst  nicht  eine  Bahn  gebaut  und  betrieb<;n  werden  könnte. 

Im  Jahre  i88i  war  der  französische  Oberst  Flatters  auf  seiner  zweiten,  zu 
Vorstudien  für  die  Saharabahn  unternommenen  Reise  mit  dem  grOflten  Teile 
seiner  Begleitung  von  den  Tuareg  ermordet  worden,  weil  er  sich  mit  ganz 
unzureichenden  Bedeckungsmannschaften  in  das  Gebiet  dieser  Wüstenr;utber 
gewagt  hatte.  Die  von  Foureau  geführte  Expedition  war  um  so  wehrhafter; 
sie  zahlte  im  ganzen  gegen  400  Menschen,  darunter  289  Militärpersonen,  die 
Ober  einen  Vorrat  von  200000  Patronen  verfQgten.  Als  Reit-,  Last-  und 
Schlachltiere  wurden  1200  bis  1300  Kamele  mitgcfuhrt,  wozu  noch  einige 
Pferde  kamen.  Diese  große  Karawane  ist  mehrere  Monate  hindurch  von  der 
Wüste  Sahara  mit  Wasser  versorgt  und,  wenigstens  was  die  Tiere  betrifft, 
auch  ernährt  worden.  Anfangs  bUeb  die  Expedition  zwar  durch  Nachtrans- 
porte noch  eine  Zettlang  in  FQhlung  mit  Algerien,  spflfer  aber  hörte  jede 
Verbindung  auf.  Wenn  auch  zuweilen  Mangel  herrschte,  so  wurden  doch 
schlieLUich  alle  Schwierigkeiten  Uberwunden,  und  die  Reise  konnte  fast  ohne 
Verluste  ausgeführt  werden. 

Die  »Sabaramission«  reiste  am  23.  Oktober  1896  von  ^Vargla  (Ouargla)  in 
Sadalgerien  ab;  Ihr  Weg  führte  Uber  Temass&nin,  AYn-el-Hadjad)  und  das 
Plateau  von  Tassiii,  das  die  Wasserscheide  bildet  und  bei  1360  ra  Seehöhe 
Uberschritten  wurde;  dann  ging  es  weiter  Uber  Tadent  und  In-Asaua  nach 
AVr,  einer  großen  bewohnten  Oasenlandschaft  im  Süden  der  Sahara,  die  nur 
noch  durch  einen  schmalen  Wttstenstreifen  vom  Sudan  getrennt  wird.  Der 
Weg  von  Wai^la  bis  AlTr  wurde  in  4  Monaten  zurückgelegt;  doch  htttte  die 
Reisezeit  bedeutend  abgekürzt  werden  können,  wenn  man  sich  weniger  mit 
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der  Erforschung  der  Wüste  aufgehalten  hätte.  In  Air  wurde  die  Ivxpedition 
von  den  Tuareg,  welche  die  Fremden  offen  nicht  anzugreifen  wagten,  aber 
augenscbeinlicb  die  Absicht  hatten,  sie  auszuhungern  oder  zu  zerstreuen,  um 
sie  dann  berauben  zu  können,  durch  endlose  Verhandlungen  8  Monate  lang 
hingehalten.  Erst  am  17.  Oktober  1899  konnte  man  AfznJcz,  die  Hauptstadt 
von  AYr.  verlassen,  und  am  2.  November  traf  die  Expedition  in  Sinder,  der 
ersten  bedeutenderen  Stadl  des  Sudan,  ein,  von  wo  die  Reise  in  östlicher 
Richtung  nach  Kuka  und  Ngoro  am  Tschadsee  fortgesetzt  wurde. 

Die  Bodenbeschaffenheit  in  dem  so  durchschnittenen  Teile  der  Sahara  ist 
folgende.  Von  Wargla  (160  m  Seehölie)  bis  AYn  -  el  -  Hadjadj  (470  m)  führt 
der  Weg  zunächst  in  bekannter  Gegend  durch  breite,  von  festen  Sanddünen 
eingefaiite  Täler;  dann  folgt  glatter,  steiniger  oder  kiesiger  Felsboden.  Brunnen 
sind  auf  dieser  Strecke  ziemlich  zahlreich  vorhanden,  auch  die  Weide  fllr  die 
Kamele  ist  ausreichend. 

Von  AYn  -  el  -  Hadjadj  kommt  man  in  Gebirg^t^egenden.  Man  folgt  den 
trockenen  Flutibetten  in  breiten,  sandigen  oder  leiunhaltigen  Tfilerri  zwischen 
düsteren  Sandsteingebirgsketten.  Um  aus  einem  solchen  Tale  ins  andere  zu 
gelangen,  muß  man  oft  schwierige  Strecken  flberschreiten,  wo  die  Brunnen 
seltener  und  die  Weideflifchen  weniger  zusaounenhflngend  sind.  Da  die  Ex- 
pedition diese  Gebirge  im  Winter  überschritt,  so  hat  sie  —  mitten  in  der 
durch  ihr  heißes  Klima  verrufenen  Wüste  Sahara  —  oft  unter  Kälte  gelitten. 
Das  Thermometer  sank  in  einzelnen  Nächten  bis  auf  +  0,5°  C.  herab  und 
erreichte  am  Tage  nicht  15^.  Am  19.  Dezember  1898  hatte  man  sogar  — 4^ 
und  am  4.  Januar  1899  — lo'^C.  In  den  Gebirgen  der  Sahara  gibt  es  also 
einen  recht  fühlbaren  Winter.  Die  Schluchten  des  Hochlandes  von  Tassiii 
beherbergen  viele  ständige  Bewohner  mit  ihren  Herden. 

Auf  der  südlichen  Abdachung  des  Plateaus  von  Tassiii  bis  zu  den  Brunnen 
von  Tadent  (i  173  m)  reiste  die  Karawane  auf  felsigem,  stellenweise  schwierigem 
Gelände.  Mm  traf  auch  hier  Flufilfiufe,  die  zeitweise  Wasser  ftlhren,  zahl- 
reiche, wenn  auch  nicht  zusammenhängende  Weiden  und  einzelne  Gruppen 
einer  ansässigen  Bevölkerung.  Tadent  selbst  liegt  in  einem  hübschen,  ziem- 
lich breiten  Flußtale. 

Von  Taitent  bis  In-Asaua  senkt  sich  das  Hochland  von  1 1 73  m  auf  508  m 
herab;  die  Entfernung  beträgt  300km.  Diese  Strecke,  eine  mit  einzelnen  Fels- 
stUcken  besäte,  au.scheinend  endlose  Ebene,  war  die  armseligste,  welche  die  Ex- 
pedition betreten  hat.  Wasser  und  Weideland  waren  nur  spüilich  vorhanden; 
aber  nach  mancherlei  Anzeichen  muß  man  annehmen,  daß  in  den  auch  hier 
vorhandenen  trockenen  FlußUIlefn  in  nicht  zu  großer  Tiefe  noch  viele  Wasser- 
stellen ^aufzufinden  waren.  Barth,  der  vor  30  Jahren  auf  seiner  Reise  von 
Issala  nach  Sinder  dieselbe  Gegend  berührt  hat,  fand  hier  noch  zahlreiche 
Brunnen,  die  aber  wohl  inzwischen  durch  die  Sorglosigkeit  und  Nachlässigkeit 
der  Nomaden  zum  Teil  verschüttet  wordtti  sind.  ^Hchtsdestoweniger  hat  die 
große  franzOrische  Karawane  auch  diese  schwierige  Strecke  glQcklich  über- 
wunden, die  auch  für  eine  Eisenbahn  nicht  unüberwindlich  sein  würde. 

Von  In-Asaua  bis  Iferuan,  dem  ersten  Dorfe  von  Air,  sind  noch  280  km. 
Auf  dieser  Strecke  wird  die  Landschaft  immer  freundlicher.  Schon  Barth  er- 
wähnt hier  schOne  grtlne  Tiler  und  hohe  BSume;  zahlreiche  Gazellen  und 
Antilopen  sowie  andere  Wildarten  beleben  die  Gegend. 

Die  große,  etwa  60  000  Einwohner  beherbergende  Oase  AYr  ist  ein  gebirgiges 
Land  mit  tropischen  Regenzeiten  und  reichlichem  Pflanzenwuchse,  so  daß  die 
Bewohner  zum  Betreiben  eines  regelmäßigen  Ackerbaues  imstande  sind. 

Zwischen  Afr  und  Damerghu,  der  Vorstufe  des  Sudan,  wo  schon  zahlreiche 
Anpflanzungen  tropischer  Nutzpflanzen  zu  linden  sind,  liegt  nur  noch,  wie 
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schon  oben  bemerkt  wurde,  ein  schmaler,  unfruchtbarer  Landstrich.  Und  bald 
befindet  man  sich  in  dem  eigentlichen  Sudan,  der  mit  .seinen  zahlreichen 
Dörfern,  seinen  hohen  lEtfluroen,  seinen  Anpflanzungen  von  Baumwolle,  Tatwk 
und  dergl.,  seinem  Gewerbefleiß  und  Bergbau  zu  den  größten  Hoffnungen  be- 
rechtigt, sofern  die  erwähnte  Unsicherheit  des  Lebens  und  Eigentums  beseitigt 
wird.  Schon  jetzt  gibt  es  in  Sinder  viele  LeJeiarbLiter ,  Goldschmiede  und 
andere  Handwerker.  Als  Zeichen  eines  nicht  unbedeutenden  Kupferbergbaues 
mufi  es  gellen,  dafi  die  Frauen  sich  nicht  blofi  mit  kleinen  kunstvollen  Kupfer- 
schellen,  sondern  auch  mit  sehr  großen  kupfernen  oder  messingenen  Arm- 
bändern von  2  bis  3  kg  Gewicht  zu  'schmücken  lieben. 

Eine  auf  der  von  Foureau  bereisten  Strecke  durch  die  Sahara  gebaute  Eisen- 
bahn hätte,  wie  aus  der  vorstehenden  kurzen  Schilderung  hervorgeht,  keine 
allzu  grofien  Schwierigkeiten  zu  befbrchten.  Fast  Überall  Ist  Felsboden  oder 
fester  Sand,  kein  feiner  Flugsand,  vorhanden.  An  Wasser  fehlt  es  nicht,  und 
seihst  dns  Vorkommen  von  Kohle  i^f  In  den  Gebirgen  der  Wüste  nicht  aus- 
geschlossen. Nur  die  feindselige  Haltung  der  Tuareg  und  anderer  Wüsten- 
stämme könnte  gefährlich  werden;  doch  auch  dieses  Hemmnis  wUrde  zu  be- 
seitigen sein. 

GrOfler,  wenn  nicht  unüberwindlich,  sind  die  finanziellen  Bedenken.  Es 

ist  kaum  zu  erwarten,  daß  die  Bahn  qcnUgend  Fracht  haben  würde,  um  die 
hohen  .'\niagekosten  zu  verzinsen  und  die  Betriebsausgaben  zu  decken. 
Leroy-Beaulieu  rechnet  vor  allem  auf  die  Baumwolle,  die  das  » innerafrikanische 
Ägypten«  der  Saharabahn  zuführen  werde.  Bei  einem  Frachtsätze  von  bis 
3  Centimes  fUr  das  Tonnenkilometer  «rflrde  die  Bahn  nach  seiner  Meinung 
noch  bestehen  können,  so  daß  die  Baumwolle  selbst  bei  einer  angenommenen 
Bahnlifnge  von  3000  km  mit  nur  75  bis  go  Franken  Frachtkosten  für  die 
Tonne  vom  Tschadsee  bis  zur  algerischen  Küste  geliefert  werden  könnte.  Diese 
Frachtkosten  konnte  die  Baumwolle  zur  Not  noch  tragen.  Aber  nun  kommen 
die  EmwHnde  der  Saharabahngegner.  Professor  Dr.  Meyer  sagt  in  dem  er- 
wUhnten  Buche  folgendes: 

"Möge  die  Transsaharabahn  von  Algerien  nach  dem  Niger  oder,  wie  andere 
Wullen,  von  Tripolis  nach  dem  Tschadsee  gehen,  in  jedem  Falle  wird  sie  eine 
Liinge  von  mindestens  2400  km  haben.  Die  Schützungen  der  Baukosten 
schwanken  zwischen  500  und  800  Millionen  Franken.  Da  es  in  der  Wüste 
einen  Lokalverkehr  nicht  geben  kann,  so  hat  die  Bahn  ■UStchließlich  mit 
Transitverkehr  zwischen  Mittelmeerküste  und  Sudan  tu  rechnen.  Demzufolge 
muli  im  Transport  der  Preis  für  das  Tonnenkilometer  hoch  angesetzt  wer  Jen. 
Ein  Preis  von  2  Centimes  pro  Tonnenkilometer,  wie  ihn  mit  Hinweis  auf 
amerikanische  Bahnen  einige  Berechner  angenommen  haben,  um  den  Produkten- 
transport im  Transit  zu  ermöglichen,  ist  ganz  undenkbar;  so  niedrige  Taxen 
konnten  nur  Linien  wie  New  York-Chicago  und  einige  indische  Strecken  ein- 
führen, die  durch  dichtbevölkerte,  in  iniensivster  Kultur  steheiule  Gebiete  führen 
und  deshalb  einen  außerordentlich  lebhaften,  reichlich  zahlenden  Lokalverkehr 
haben.  Setzt  man  aber  einen  bei  der  Schwierigkeit  der  Bahn  ungemein  niedrig 
bemr  enen  Transportpreis  von  nur  1  o  Centimes  pro  Tonnenkilometer  Massen- 
pr  ulukte  an,  so  ergibt  das  für  Transitgüter  auf  der  qanzen,  2400  km  langen 
Linie  240  Franken  Frachtkosten  pro  Tonne.  Ja,  nehmen  wir  sogar  nur  5  Cen- 
times Transportkosten  pro  Tonnenkilometer  an,  so  stellt  sich  die  Fracht  pro 
Tonne  Transitgut  immernoch  auf  lao  Franken.  Welches  Produkt  des  Sudan 
kann  solche  Transportspesen  tragen!^  Vielleicht  Gummi,  Elfenbein,  wertvolle 
Mineralien,  aber  sicherlich  nicht  die  Massenprodukte  \\  ie  Salz,  Datteln,  Baum- 
wolle usw.,  welche  die  Grundlage  des  transsnharischen  Handels  sind  und  allein 
einer  Bahn  genügende  Transporte  geben  können.    Wenn  aber  zur  Hebung 
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des  nach  den  günstigsten  Berechnungen  immer  nuch  üuflerst  gering  anzu- 
schlagenden Personenverkehrs  allen  Ernstes  vorgeschlagen  worden  ist  (Fock), 
an  einer  geschickt  ausgewählten  Stelle  der  fiahnUnie  einen  Wallfahrtsort  mit 
einem  gut  bezahlten  Mnrabiit  zu  errichten,  zu  dem  dann  die  Gläubigen  in 
langen  Zügen  pilgern  würden,  so  mulJ  es  wirklich  schlecht  um  die  Sache  selbst 
stehen,  die  mit  derartigen  Argumenten  verfochten  werden  muß.» 

Meyer  legt  den  vorstehenden,  geradezu  vernichtenden  Ausführungen  nur 
eine  BahnUnge  von  2400  km  tu  Grunde;  die  von  Leroy-Beaulieu  befürwortete 
Linie  würde  aber  noch  bedeutend  länger,  wahrscheinlich,  wie  oben  schon  ge- 
sagt wurde,  bis  zu  3000  km  lang  werden,  was  seiner  Sache  keineswegs  zum 
Vorteile  gereicht. 

Betrachtet  man  die  Landkarte,  so  findet  man,  dafi  der  Tschadsee  keinem 
Punkte  der  KOste  näher  liegt  als  Kamerun.    Eine  Eisenbahn  von  hier  nach 

Adamaua  und  weiter  nach  Bornu  am  Tschadsee  würde  nur  1000  km  messen 
und  zum  grollen  Teile,  namentlich  je  mehr  sie  sich  dem  See  näherte,  durch 
fruchtbares,  dicht  bevölkertes  Land  fuiiren.  Sie  würde  daher  ganz  andere  Aus- 
sichten auf  einen  lohnenden  Personen-  und  Güterverkehr  haben  als  die  drei- 
mal so  lange  Wllslenbahn.  Der  deutsche  Oberst  Pavel,  der  Deutsch -Bornu 
und  den  Tschadsee  neuerdings  besucht  hat,  preist  den  Reichtum  des  Landes, 
das  zwischen  dem  im  deutschen  Hinfcrlande  Kameruns  befindlichen  Oberlaufe 
des  Benu6  und  dem  Tschadsee  liegt  und  das  eine  Breite  von  330  km  hat.  Er 
erwähnt  reiche  Felder  von  Mais,  Korn,  Erdnüssen,  Tabak,  Zuckerrohr,  eine 
ausgedehnte  Rinder-  und  Pferdezucht,  ungeheuere  Baumwollenpflanzungen, 
Reichtum  an  Gummiarabikum,  Kautschuk  und  vielen  anderen  wertvollen  Sachen. 

Vom  französischen  Standpunkte  mag  die  Saharnb:ihn,  welche  die  grot?*en 
Besitzungen  Frankreichs  im  Herzen  des  schwarzen  Erdteils  dein  Mutterlande 
nahe  bringen  und  die  ütiterwcrfung  der  Sudanländer  beschleunigen  würde, 
begehrenswert  sein.  Sie  mag  für  viele  Franzosen  aus  strategischen  Grtlnden 
selbst  so  verlockend  sein,  daß  man  vor  dem  zweifellosen  finanziellen  Mißerfolg 
absichtlich  die  Augen  schüet^t.  Vom  rein  wirthschaftlichen  Standpunkt  aus  hat 
aber  nur  eine  Ei•^c•nl1ahIl  von  Kamerun  nach  dem  Tschadsee  Berechtigung. 
Der  längere  Seeweg  nach  Europa  kommt  dabei  wenig  in  Betracht.  Vorläufig 
sind  die  TschadseeUfnder  noch  auf  der  Wasserstraße  des  Niger  und  des  Benu<f, 
die  von  der  Mündung  des  Niger  bis  nach  Yola  (an  der  Grenze  zwischen 
Englisch-  und  Deutsch -Adamaua)  i  140  km  mißt  und  6  Monate  im  Jahre  be  = 
nutzbar  ist,  am  leichtesten  zu  erreichen.  Durch  eine  größere  Nutzbarmacimng 
dieser  Wasserstraße  ließe  sich  manches  zur  Erschließung  der  Tschadseelflnder 
tun.  Durch  eine  auf  deutschem  Gebiete  verlaufende  Ebsenbahn  von  der  KQste 
Kameruns  bis  zum  Tschadsee  aber  würde  der  reiche  Sudwi,  das  aschwarze 
Indient:,  am  sichersten  für  die  Kultur  gewonnen  werden. 

Bis  zur  Erreichung  dieses  Zieles  ist  es  vielleicht  auch  gar  nicht  mehr  so 
weit  Die  Kameruner  Eisenbahnplfine  bewegten  sich  freilich  bis  vor  kurzem 
noch  in  recht  bescheidenen  Grenzen;  aber  in  neuester  Zeit  hat  ein  Projekt 
greifbarere  Gesudt  angenommen,  das  wohl  geeignet  wHre,  unserer  Kolonie 
Kamerun  zu  ungeahnter  Bedeutung  zu  verhelfen.  Im  Baue  befindet  sich  erst 
eine  60  cm-spurige  Plantagenbahn,  die  von  der  »VVestatrikanischen  PHanzungs- 
geseilschaft  Viktoria«  vom  Kakaobafen  in  der  Viktoriabucht  aus  in  einer  Ge- 
samtlinge von  etwa  60  km  nach  verschiedenen  Orten  des  südlichen  und  sOd- 
flstlichen  Kamerungebirges  angelegt  wird,  um  den  teuren  Trigerdienst  in  dem 
aufblühenden,  vielversprechenden  Plantagengebiete  zu  ersetzen.  Ob  diese  Bahn 
nach  dem  Inneren  fortgeführt  werden  wird,  ist  sehr  unsicher  und  wird  von  der 
ferneren  Ef)lwickelung  der  Kolonie  abhängen.  Ebenso  unsicher  ist  die  Aus- 
ftlhrung  von  Bahnen,  die  man  am  Sanaga  und  am  Njong  zur  Erschließung  des 


Digitizcd  by  Gc.iv^^i»^ 


Kleine  Mitteilungen. 


Inneren  geplant  hat.   Dagegen  hat  das  »Kamerun  «Eisenbahnsyndikat««  das 

schon  früher  den  Bau  einer  Eisenbahn  vom  Kriegsschiffliafen  bei  Viktoria  am 

Mungoflusse  entlang  bis  Mundane  beabsichtigt  hatte,  neuerdings  eine  GL'^e!l^c^laft 
(Kamcrun-Eisenbahngcstllschaft)  gebildet,  die  eine  400  km  lange  Erschiießungs- 
bahn  in  nordwestlicher  Richtung  bauen  will  und,  wie  wir  in  Nr.  i  des  laufenden 
Jahrganges  S.  31  des  nüheren  berichtet  haben,  vonn  Reiche  bereits  die  er- 
forderliche Konzession  nebst  Landzusicherungen  und  anderen  wertvollen  Zu- 
gestandnissen erliallen  hat.  Eine  technische  Expedition  unter  der  Führung  des 
Kaiserlichen  Staiiünsieiters  Romberg  und  der  Königlichen  RL-gierungsbaunicister 
Neumann  und  Reichow,  die  Mitte  September  1902  zur  Auskundung  der  Bahn- 
linie nach  Kamerun  aufgebrochen  war,  hat  die  Bulistrafle  bis  nach  Tinto-Bafut 
und  das  Bakossi-  und  Manengubagebiet  bis  zum  Beginne  des  Graslandes  im 
Nordwesten  der  Kolonie  untersucht.  Die  Expedition,  die  auf  ihrem  Marsche 
weite  Strecken  bislier  unerforschten  Gebiets  durchquert  hat,  fand  im  hineren 
des  Schutzgebiets  Uberall  ^ehr  fruchtbares  Land  und  eine  zaiüreiche,  gut  be- 
anlagte  und  wohlhabende  Bevölkerung.  Die  Arbeiten  der  Expedition  haben 
ergeben ,  daß  in  dem  erforschten  Gebiet  alle  Grundlagen  für  die  Ertrags- 
fähigkeit der  zu  erhauenden  Eisenbahn  in  reichem  Maße  vorhanden  sind. 
Auch  in  techni<;cher  Hinsicht  liegen  Jic  Verhältnisse  günstig.  Hoffentlich  ge- 
lingt es  durch  diesen  Bahnbau,  zugleicii  das  lästige,  von  den  Dualla  der 
Kttstenxone  ausgeübte  Zwischenhandelsmonopol  vOllig  zu  beseitigen. 

Gleichviel,  ob  dieses  aussichtsreiche  Bahnprojekt  oder  irgend  ein  anderes  zur 
Ausführung  gelangt,  so  kann  darüber  kein  Zweifel  bestehen,  daß  das  Ziel  jeder 
größeren  Kameruner  Eisenbahn  zunüchst  Adamaua,  das  Professor  Meyer  meines 
der  schönsten  Länder  Mittelafrikas«  nennt,  und  schließlich  der  ischadsee 
sein  mufl. 


KLEINE  MITTEILUNGEN. 

Motorwagen  auf  den  Österreichischen  Staatsbahnen.  Das  öster- 
reichische Eisenbahnministerium  hat  an  die  Staatsbahndirektionen  die  Auf- 
forderung gerichtet,  ein  Programm  für  die  Einführung  dieser  Fahrzeuge  auf- 
zustellen und  die  in  technischer  und  tinanzieller  Beziehung  eingehend  zu  be- 
gründenden Anträge  zur  Genehmigung  vorzulegen.  Der  Minbterialerlafl,  mittels 
dessen  den  Direktionen  auch  Musterpläne  von  Motorwagen  Ubersendet  wurden, 
geht  tiavon  aus,  dal.^  den  vielfachen  Wünschen  der  Interessenten  nach  Ver- 
mehrung der  Personenzüge  für  den  Lokalverkehr  bisher  zum  großen  Teile  nicht 
entsprochen  werden  konnte,  weil  diese  Maßnahme  mit  Rücksicht  auf  den  unver- 
faflltnismSßig  grofien  Aufwand  an  Lokomotiven,  Wagen  und  Zugpersonal  mit  zu 
hohen  Kosten  verbunden  gewesen  wäre.  Derartigen  berechtigten  Wünschen 
könnte  dagegen  auf  vielen  Strecken  der  Hauptlinien  wie  auch  auf  vielen  Lokal- 
bahnen nach  Anschauung  des  Ministeriums  durch  die  Einführung  von  Motor- 
wagen Rechnung  getragen  werden,  und  es  werde  daher  beabsichtigt,  Motorwagen 
zur  Verdichtung  des  Personenverkehrs  im  weiteren  Umfong  einzi^breiL  Aufler 
der  Verwendung  dieser  Motorwagen  für  den  engeren  Lokalvericehr  auf  einer 
Hauptbahnstrecke  oder  auf  einer  Lokalbahn  werde  mit  ihnen  auch  zweck- 
mäßig ein  gcmeinsclialllicher  Dienst  auf  je  einer  Lokalbahn  und  einer  an- 
schließenden icilstrecke  der  Hauptbahn  bis  zum  und  vom  nächsten  lokalen 
Verkehrsknotenpunkt  eingerichtet  werden  können.  Die  Einführung  solcher 
Motorwagenführten  wäre  ferner  auch  als  Ersatz  fÖr  bereits  bestehende,  wenig 
benutzte  LokalzUge,  sowohl  auf  vollspurigen  wie  auch  auf  schmalspurigen 
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Linien,  in  weitestgehende  Erwägung  zu  ziehen.  Mit  Rücksicht  auf  den  kurzen 
Bremsweg  der  Motorwagen  unterliege  es  keinem  Anstände,  fUr  Fahrten  mit 

ihnen  eine  Höchstgeschwindigkeit  von  40  km  in  der  Stunde  fittr  die  vollspurigen 
und  30  km  für  die  schmolspurigen  Strecken  in  Berechnung  zu  ziehen.  Die 
Beigabc  von  Anhüngcwagen  für  den  Personendienst  sowie  auch  das  Anluingcn 
von  Güterwagen  an  die  Motorwagen  sei  nur  unter  besonders  günstigen  Steigungs- 
Terblltnissen  in  Aussicht  tu  nehmen  und  bedürfe  der  Genehmigung  des 
Ministeriums.  Es  werde  in  der  Regel  auch  auf  Lokalbahnen  ein  gemischter 
Dienst  in  Betracht  zu  ziehen  sein,  da  für  den  Güterverkehr  und  lüi  jene 
Falirten,  bei  welchen  erfahrungsgemäß  zeitweise  —  an  Sonn-  und  Feiertagen, 
an  Markttagen  und  dergl.  —  ein  stärkerer  Personenverkehr  vorzukommen 
pflege,  der  Verkehr  von  DampfzOgen  nie  ganz  entbehrlich  sein  werde.  Es 
habe  ferner  als  Grundsatz  zu  gelten,  daß  jeder  einzdne  Wagen  eine  tägliche 
Mindestleistung  von  100  km  auszuführen  habe,  um  eine  genügende  Aus- 
nutzung zu  erzielen.  Wo  dies  nicht  möglich  sei,  erscheine  die  P'inführuni; 
von  Motorwagen  nicht  wirtschaftlich  und  sei  nicht  in  Aussicht  zu  nehmen, 
wenn  hierfür  nicht  ganz  besondere  Umstände  sprttchen. 

(Ztg.  der  Ver.  deutsch.  Eisenb.-Verw.) 


Gemeindepostämter  in  Serbien.  Über  die  in  Serbien  bestehende 
Einrichtung  der  sogenannten  GemeindeposUfmter  bringt  die  Österreichische 
»Zeitschr.  f.  Post  u.  Telegr.«  nShere  Mitteilungen,  in  denen  u.  a.  folgendes 

ausgeführt  wird. 

Die  Ämter  unterstehen  hinsichthch  der  Verrichtung  des  Dienstes  zunächst 
der  Beaufsichtigung  desjenigen  Staatspostamts,  mit  dem  sie  unmittelbare  Karten- 
scblOsse  unterhalten,  und  weiter  in  ihrer  Gesamtheit  dem  Bautenminister.  Ihr 
Wirkungskreis  umfaßt  im  wesenth'chen  die  Annahme  und  Zustellung  von 
Brieten.  Postkarten,  Zeitungen,  Drucksachen,  Preislisten,  gedruckten  und  litho- 
graphierten Verzeichnissen,  Warenproben  und  dergl.  (auch  von  eingeschriebenen 
und  durch  Eilboten  zu  bestellenden  Sendungen  dieser  Art)  bis  zum  Gewichte 
von  I  kg,  femer  von  Paketen  ohne  Wertangabe  bis  5  kg,  sowie  die  Annahme 
und  Zustellung  von  Telegrammen.  Nach  Bedürfnis  kann  der  Bautenroinister 
anordnen ,  daß  die  Gemeindeposiämter  auch  mit  den  übrigen  Zweigen  des 
Post-  und  Telegraphendienstes  sich  zu  befassen  haben.  Die  Dienststunden  sind 
von  8  bis  12  Uhr  Vormittags  und  von  z  bis  6  Uhr  Nachmittags  festgesetzt. 
Die  erforderlichen  Ausstattungsgegenstande,  wie  Briefkasten,  Ledertaschen, 
Stempel  usw.,  haben  die  Gemeinden  aus  eigenen  Mittein  zu  bestreiten. 

Die  Obliegenheiten  eines  Gemeindepostmei^^ters  hat  nach  Wahl  der  Gemeinde 
deren  Schriftführer  oder  Schreiber  wahrzunehmen,  wofür  ihm  diese  eine  Ver- 
gütung von  höchstens  zwOlf  Dinar  (1  Dinar  =5  etwa  80  Pf.)  monatlich  zubilligen 
kann.  Das  Gemeind^ericht  ist  verpflichtet,  dem  zuständigen  staatlichen  Postamte 
den  Vor-  und  Zunamen  der  zum  Gemeindepestmeister  gewählten  und  vor  dem 
Ortsgeistlichen  im  Beisein  des  Gemeindevorstehers  vereidigten  Person  bekannt 
zu  geben.  Zur  gleichmäßigen  Ausübung  der  Dienstgeschäfte  werden  bei  den 
StaatspostKmtem  fttr  die  ihnen  unterstehenden  Gemeindepostmeister  dreitägige 
Unterrichtskurse  abgehalten. 

Die  Beförderung  der  Post  von  und  zu  den  StaatspostJfmtern  besorgt  der 
GenieindeposttrJfger,  der  nach  Bedarf  beritten  zu  machen  ist.  Die  Po^tirüger 
werden  nach  erfolgter  Vereidigung  ebenfalls  von  der  Gemeinde  angestellt;  ihre 
Vergütung  bestimmt  der  Gemeindeausschufi. 

Die  Vorsitzenden  der  Gemdndegerichte  haben  für  die  pünktliche  Verrich- 
tung des  Postdienstes  in  ihrem  Bereiche  zu  sorgen.    Auch  steht  die  Gemeinde 
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Kleine  Mitteilungen. 


fbr  alle  in  Empfang  genommenen  und  eipedferten  Sendungen  ein.  Im  Felle 
deft  Verlustes  einer  eingeschriebenen  Sendung  sind  der  Vorstand  des  Geroeinde- 

gerichts  und  der  Gemeindepostmeister  solidarisch  für  den  Schaden  haftbar. 
Bei  unordentlicher  Dienslführung  in  einem  Gemeindepostamte  hat  die  Staats- 
püstanstalt  gleichzeitig  dem  ßautenministerium  und  der  Bezirksbehörde  Anzeige 
zu  erstatten.  Letztere  Behörde  hat  die  Oi^ne  des  Gemeindeamts  zur  Ver- 
antwortung zu  ziehen  und  ist  befugt,  die  Schuldigen  mit  Geldstrafe  von  1 5  bis 
50  Dinar  zu  belegen;  gegen  Urteile  der  Bezirksbehörden  kann  innerhalb  dreier 
Tage  an  das  Bautenministeriura  appelliert  werden.  Ein  Gemeindepostmeister, 
der  von  der  staatlichen  Pustanstalt  dreimal  wegen  Unzuverldssigkeit  angezeigt 
worden  i&t,  muß  auf  Anordnung  des  Bautenmintsters  vom  Gemeindegerichte 
seines  Dienstes  enthoben  werden. 


Sichtbare  Molekolgruppen.  Die  Annalen  der  Physik  (Nr.  i,  1903) 
enthalten  eine  interessante  Mitteilung  von  Siedentopf  und  Zsigmondy  in  Jena 

Ober  ein  von  ihnen  ersonnenes  Verfahren  zur  Sichtbarmachung  ultra -mikro- 
skopischer Materie.  Bisher  wurde  die  Wahrnehmung^  allerkleinster  Masse- 
teilchen dadurch  verhindert,  daß  man  das  zu  untersuchende  Feld  voll  be- 
leuchtete und  dafi  die  auf  die  einzelnen  kleinen  Partikel  fallenden  Lichtstrahlen 
durch  ihre  Brechung  und  Diffusion  den  Eindruck  einer  zusammenhflngcnden 
Fläche  hervorriefen,  deren  Elemente  man  nicht  auseinandcrzuliallen  vermochte. 
Siedentopf  und  Zsigmondy  werfen  nur  einen  äuberst  feinen  Lichtstrahl  auf 
das  Sehfeld,  das  in  seinem  übrigen  Teile  dunkel  bleibt.  Indem  sie  ferner  für 
eine  entsprechende  Zerstreuung  der  zu  untersuchenden  Partikel  in  einer  durch- 
sichtigen Materie  sollen,  erreichen  sie,  daL^  immer  nur  ein  Masseteilchen 
durch  den  Strahl  zum  Aufleuchten  gebracht  und  sichtbar  gemacht  wird.  In 
dem  Rubinglase  kennen  wir  einen  Stoff,  der  diesem  Erfordernisse  genügt.  Es 
enthält  Gold  in  ungeheuerer  Verfeinerung  und  starker  Zerstreuung.  Siedenlopf 
und  Zsigmondy  haben  deshalb  das  Rubinglas  ihren  Untersuchungen  zugrunde 
gelegt.  Die  Goldteilchen  erscheinen  unter  dem  Mikroskop  als  leuchtende 
Scheiben  von  etwa  i  mm  Durchmesser,  wahrend  in  Wirklichkeit  ihr  Durch- 
messer o.tcxK.i  mm  betrügt.  Die  VergröC^erung  ist  also  eine  fUnfzigtausend fache. 
Man  sieht  die  Teilchen  nun  zwar  nicht,  wie  sie  wirklich  sind,  sondern  als 
leuchtende  Flachen;  aber  auch  Fixsterne  erscheinen  in  der  gleichen  Weise, 
selbst  wenn  man  sie  mit  den  mächtigsten  Femrohren  betrachtet. 

Mit  dem  neuen  Ver&hren  lassen  sich  noch  Partikel  von  ungcflthr  0,000005  mm 
Durchmesser  zur  Anschauung  bringen,  d.  i.  das  Zehnfache  des  Durchmessers 
eines  Moleküls.  Um  die  Moleküle  selbst  sichtbar  zu  machen,  müßte  die 
Empfindlichkeit  des  Auges  entsprechend  gesteigert  werden  oder  es  mOßte  eine 
Beleuchtungsquelle  zur  Verfügung  stehen,  die  das  Sonnenlicht  an  StHrke  etwa 
100  mal  ttbertrifik. 


P-lektromotorische  Kraft  des  Ozons,  Taucht  man  eine  Platin- 
elektrode in  gew  öhnlichen  Sauervtotl  und  eine  zweite  gleichartige  Elektrode  in 
ozonisierten  Sauerstotf,  so  entsteht  (nach  Dnide's  Annalen)  bei  der  Schließung 
des  Stromkreises  eine  Spannungsdifferenz  von  0,5  Volt.  Diese  hingt  im  übrigen 
auch  von  dem  Zustande  der  £lektrodenoberflflche  ab.  Die  zur  Bildung  des 
Ozons  erfordeHich  gewesene  Kraft  kann  also  teilweise  als  elektrische  Energie 
wiedergewonnen  werden;  mati  erhJilt  um  so  mehr  Kraft  zurlSck,  je  tiefer  die 
Temperatur  ist,  bei  der  sich  der  Vorgang  vollzieht. 


■ULM.   flCMUICKT  DI  Ma 
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POST  UND  TELEGRAPHIE. 

BEIHEFT  ZUM  AMTSBL-ATTE 
DES  REICHS-POSTAMTS. 

BSIUUSGEGBVBN  IM  AUFTRAGE  DBS  RBICMS- POSTAMTS. 


ir.  IL  BEHUN,  JUNI.  1903. 


INHALT:  Aus  dem  Bereiche  der  Postverwaltung  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika, 
S.  325.  —  Gcschiditt  des  dmttsdien  Zeitungswesens,  S.  339.  —  Das  neue  itatientidie 
Pernsprecfagesets,  S.  ^46.  —  Dalny»  das  oetasiatische  San  Frandsko,  S.  35a 

Kleine  Mitteilungen:  Optische  und  elektrische  Eigenschaften  der  Metalle,  S.  353.  — 
Einschlaferimg  durch  Bektrisiiftt,  S.  355.  —  Schuts  vor  Malaria  und  Schwarz- 
Wasserfieber,  S.  353. 


Aus  dem  Bereiche  der  Postverwaltung  der  Vereinigten 

Staaten  von  Amerika. 

Der  j  ährl iche  Ver \v  ;i  1 1  u  n  gs  be  r i  c h  t  der  Postverwaltung  der  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  umtal^t  regelmüüig  den  Bericht  des  Genera Ipostmdsters 
Uber  die  Wirksamkeit  der  von  ihm  geleiteten  Verwaltung  im  abgelaufenen 
Geschäftsjahr  und  die  Berichte  der  dem  Generalpostmeister  beigegebenen  vier 
»Assistant  Posimaster-General«  Uber  die  ihnen  unterstellten  Verwaltungszweige. 
Der  Bericht  des  1.  Assistant  erstreckt  {.ich  u.  a.  auf  die  Regelung  der  Gehalts- 
verhältnis&e  der  Postmeister  und  der  nachgeordneten  Beamten  der  Postanstalten, 
auf  den  fiestellungsdienst,  den  Postanweisungsdienst,  femer  auf  die  Arbeiten  des 
Rückbri^amtes  (Dead  Letter  Office)  in  Washington;  zum  Geschäftsbereiche  des 
2.  Assistant  gehören  namentlich  der  Postbeförderungsdien'^t  einschließlich  des 
Bahnpostwesens  und  die  Regelung  der  Beziehungen  zu  fremden  Postverwaltungen: 
der  3.  Assistant  beschäftigt  sich  mit  den  Finanzverhältnissen ,  der  Lieferung 
der  Postwertzeicben  und  dem  Einschreibdienste;  die  Tätigkeit  des  4.  Assistant 
umrißt  die  Einrichtung  und  Aufhebung  von  Postanstalten,  die  Kautions* 
angelegenheiten ,  die  Beaufsichtigung  der  Po^tanstallen  und  die  L rilersuchung 
von  Beschwerden  wegen  Unregeimüßigkeiten  in  der  Beförderung  der  Sendungen. 
Neben  den  vier  Assistant  Postmaster -General  nehmen  der  »Assistant  Attorney- 
General«,  d.  b.  der  dem  Generalpostraeister  zur  Bearbeitung  von  Rechtsfragen 
beigegebene  juristische  Berater,  sowie  der  »Auditor  of  the  Treasury  of  the 
Post  Office  Department«,  d.  h,  der  dem  Ck neralpostamte  zugeteilte,  mit  der 
Rechnungskontrolle  betraute  Beamte  der  Fmanzverwaltung ,  eine  selbständige 
Stellung  ein.  Auch  diese  Beamten  berichten  alljührlich  über  ihre  Geschäfts- 
tätigkeit; ebenso  sind  dem  Verwalhingsberichte  der  Postverwaltung  in  jedem 
Jahre  die  besonderen  Berichte  beigegeben,  die  von  den  leitenden  Beamten  der 
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wichtigsten  Dienstzweige,  vor  allem  des  Po&tan Weisungsdienstes,  des  Bahnpost- 
wesens und  des  Auslandsdienstes,  Uber  die  Wirksamkeit  der  betreffenden 
Dienstzweige  erstattet  werden. 

'Der  Verwaltungsbericht  der  amerikanischen  Postverwaltung  für  das  Rech- 
nungsjahr 1901/2  (Zeitraum  vom  i.  Juli  looi  bis  30.  Juni  1902}  bietet  im 
ganzen  ein  recht  ertreuliches  Bild:  die  Finanzlage  der  Postverwaltung  ist 
so  gUnstig  wie  seit  Jahren  nicht;  der  Verkehr  hat  sich  lebhaft  weiter  ent- 
wickelt; eine  ganze  Reihe  wichtiger  Betriebserleichterungen  und  Verfcehrs- 
verbesseningen  hat  verwirklicht  werden  kOnnen.  Wir  entnehmen  dem  Berichte 
die  folgenden  Einzelheiten  von  allgemeinerem  Interesse. 

Finanz  Verhältnisse. 

Die  Kinnahmen  der  Postverwaltung  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
haben  im  Jnhre  looi  2  121  84S047  Dollars  ausgemacht,  d.  h.  rund  10  Millionen 
Dollars  mehr  als  im  Jahre  zuvor.  Die  Ausgaben  sind  von  i^ooyi  aut  I90i;2 
um  rund  9  Millionen  Dollani  angewachsen  und  haben  sich  in  letzterem  Jahre 
auf  124783697  Dollars  belaufen.    Die  Au^ben  verteilen  sich  auf  die  ver- 


schiedenen Etatstttel  wie  folgt: 

Kosten  der  Postbeförderung:  Dollars 
auf  Eisenbahnen  und  Straßenbahnen  (einscblieiUich  der  Be> 

soldtmg  des  Bahnpostpersonals)    50011944 

auf  Landstraßen  (fahrende  Posten  und  Botenposten)  und 

auf  Wasserstrafien   8232  582 

nach  dem  Auslände  ,   a  368  69 1 

Kosten  für  persönliche  Zwecke: 

Gehälter  usw.  der  Postmeister   20  783  920 

-      -    Beamten  im  inneren  Dienste  der  Post- 
anstalten   15913  722 

Kosten  des  Bestellungsdienstes  (einschließlich  der  Besoldung  des 
Bestellpersonals): 

Ortebrief t>estellung   17  123  31t 

Landbriefbesteitung    3  993  707 

Eitbestelldienst    621  646 

Sonstige  Ausgaben: 

Ausstatiungsgegenstande,  AmtsbedQrfhisse  usw   3  3^4^53 

Herstellur^u  der  Postwertzeichen,  gestempelten  Umschlüge 

und  Postkarten   i  052  306 

Verschiedenes   i  438  955 

zusammen  wie  oben ...   1 24  785  697. 


Das  Defizit  der  Postverwaltung  ist  im  Jahre  1001/2  mit  2  037 650  Dollars 
so  niedrig  gewesen  wie  seit  vielen  Jahren  nicht.  Diese  Erscheinung  ist  um 
so  bemerkenswerter,  als  im  letzten  Jahre  nicht  nur  fUr  Aufbesserung  der 
Bcamtengehalter«  sondern  auch  für  Ausgestaltung  des  Postbeförderungsdienstes 

und  der  Landbestelleinrichtungen  hohe  Summen  aufgewendet  worden  sind. 
Das  Sinken  des  Defizits  erklärt  sich  hauptsächlich  dadurch,  dal.>  die  früheren 
Milibräuche  mit  den  Sendungen  der  zweiten  Tarifklassc,  d,  h.  den  Zcitungs- 
sendungon  (vgl.  Jahrg.  1900,  S.  936  u.  f.),  wenigstens  zum  Teil  haben  beseitigt 
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werden  können.  Lnterin  17.  Juli  igoi  sind  nämlich  von  der  Postverwaltung 
interpretatorische  Bestimmungen  darüber,  welche  Sendungen  zur  Beförderung 
gegen  die  besondere  Zeitungstaxe  (1  Cent  fdr  jedes  Pfund,  soweit  es  sich 
nicht  um  Sendungen  innerhalb  dei  '!  n  County  handelt,  die  portofrei  be- 
fördert werden)  als  geeignet  anzusehen  sind,  erlassen  worden,  und  nachdem 
die  betreffende  Verordnung  vom  Gerichte  wiederholt  als  zu  Recht  ergangen 
anerkannt  worden  ist,  fließt  der  Post  jetzt  für  zahlreiche  Sendungen,  die  von 
den  Postanstalten  frOher  als  Sendungen  der  zweiten  Tarif lcla»e  angesehen 
wurden,  das  höhere  Drucicsachenporto  (Porto  fUr  Sendungen  der  dritten  Tarif- 
kl:i";se,  I  Cent  für  je  1  Unzen)  zu.  Insbesondere  gilt  letzteres  für  die  in 
Zeitungsform  gehaltenen  Bücher,  Geschüftsanpreisungen,  Reklamen  und  ühn- 
liclien  Druckschriften,  die  früher  einen  nicht  geringen  Teil  der  gegen  die 
Zeitungstaxe  beförderten  Sendungen  ausmachten.  Indes  besteht  auch  jetzt  noch 
ein  erhebliches  Mißverhältnis  zwischen  der  Menge  der  Sendungen  der  zweiten 
Tarifklasse  (i'ioi  'a  rund  65  v.  H.  des  gesamten  durch  die  Pnst  vernii(telten 
Versendungsverkehrs)  und  der  Höhe  der  für  diese  Sendungen  aufkommenden 
Portobetrfige  (1901/2  nur  rund  4  v.  H.  der  gesamten  Portoeinnahme).  Ein 
angemessener  Ausgleich  zwischen  den  I^istungen  der  Post  bezüglich  dies«' 
Gattung  von  Sendungen  und  der  ihr  dafür  zufließenden  Vergütung  wQrde  nach 
der  Meinung  des  Generalpostmeisters  dadurch  herbeigeführt  werden  können, 
dal.^  die  seltener  als  einmal  wöchentlich  erscheinenden  periodischen  Druck- 
schriften von  der  Beförderung  gegen  die  billige  Zeitungstaxe  ausgeschlossen 
und  einer  ein  Mtttdding  zwisclwn  der  Zeitungstaxe  und  dem  gewöhnlichen 
Drucksaclienporto  bildenden  Sondertaxe  von  4  Cents  für  jedes  Pfund  unter- 
worfen werden.  Dies  würde  für  die  Postverwaltung  eine  Mehreinnahme  von 
rund  3,0  Millionen  Dollars  im  Jahre  im  Gefolge  haben.  Ob  sich  freilich  dieser 
Plan,  dessen  Durchführung  nur  im  Wege  des  Gesetzes  möglich  sein  würde, 
in  absehbarer  Zeit  verwirklichen  lassen  wird,  muß  recht  zweifelhaft  erscheinen, 
wenn  man  bedenkt,  daß  es  den  beteiligten  Interessenkreisen  bisher  noch  immer 
gelungen  ist,  die  von  der  Postverwaltung  seit  vielen  Jahren  gewünschten 
gesetzlichen  Maßnahmen  gegen  die  mißbrfiuchliche  Anwendung  der  Zeitungs- 
taxe hintanzuhalten. 

Ftlr  die  folgenden  Jahre  wird  das  Defizit  von  der  Postverwaltung  wieder 
hober  veranschlagt,  nVmlich  für  1903/4  auf  rund  5,6  und  fbr  1904/5  auf  rund 
8,3  Millionen  Dollars.  Diese  Steigerung  des  Defizits  ist  hauptsüchlich  durch 
die  geplante  Ausgestaltung  des  Landbestelldiensles,  von  der  weiter  unten  die 
Rede  sein  wird,  bedingt.  Mit  Rücksicht  auf  den  derzeitigen  Stand  der 
Finanzen  hält  der  Generalpostmcister  die  in  der  Presse  öfter  als  nahe  bevor- 
stehend bezeichnete  Herabsetzung  des  Inlandbriefportos  von  a  auf  i  Cent  für 
jede  Unze  vorerst  für  unausführbar,  weil  dadurch  ein  EinnahmeeusM  von 
etwa  19'/»  Millionen  Dollars  verursacht  werden  \\  ürdc.  Dagegen  ist  er  geneigt, 
die  Taxe  für  Sendungen  der  vierten  Tarifklasse  (kleine  Warensendungen,  Taxe 
1  Cent  für  jede  Unze)  auf  den  Satz  der  Taxe  der  dritten  Tarifklasse  (Taxe 
ftkr  gewöhnliche  Drucksachen,  1  Cent  für  je  3  Unzen)  zu  ermtffligen,  obwohl 
der  hierdurch  entstehende  Ausfall  nahezu  2  Millionen  Dollars  betragen  wttrde. 
Im  weiteren  empfiehlt  der  Generalpostmeister,  es  möchten  Verhandlungen  mit 
Grobbritannien,  Deutschland  und  Frankreich  wegen  Herabsetzung  des  lür  den 
Briefverkehr  zwischen  diesen  Lündern  und  den  Vereinigten  Staaten  geltenden 
Portos  eingeleitet  werden.  Diese  Anregung  geht  davon  aus,  daß  das  jetzige 
internationale  Briefporto  (23  Centimen  für  jede  halbe  Unze)  zu  hoch  und 
für  die  Entwickelung  des  Geschäftsverkehrs  zwischen  den  Vereinigten  Staaten 
und  den  großen  Handclsnationen  liuropas  hinderlich  sei.  Dal»  sie  in  absehbarer 
Zeit  greifbare  Ergebnisse  zeitigen  sollte,  muß  bezweifelt  werden. 
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Postbefbrderungsdienst. 


Über  den  Umfang  des  Postbeförderungsdienstes  der  Vereinigten  Staaten  im 
Jahre  1901/2  geben  folgende  Zahlen  Aufscliiub: 


L>ange 

Postensattunff 

•  \#0&waaKCi%%%iaa^fc 

der 

der 

tähriich  zurück» 

Posikurse 

Postkurse 

gelegten  Meilen 

Ponten  auf  Landstraßen,  und  zwar 

engt.  Meilen 

t  v        ~7  J  ^ 

fahrende  Posten  von  Ort  za  Ort... 

23  555 

276  089 

365 

in  den  StSdten.... 

233 

1  216 

4437067 

Posten  auf  Wasserstraßen  (mittels  Dampf- 

2IO 

34  339 

5  4>6  39* 

Posten  auf  Schienenwegen,  und  zwar 

2  844 

187  130 

312  521  478 

327 

3  508 

7  534  757 

zusammen . . . 

34  7»« 

507  540 

474  234  687. 

Die  Zahl  und  Lfinge  der  Postkurse  auf  Landstraßen  ist  sonach  trotz  der 
außerordentlichen  Ausdehnung  des  amerikanischen  Eisenbalmnetzes  erheblich 
größer  als  die  der  Postkurse  auf  Schienenwegen.  Dagegen  ist  der  auf  den 
Landstraßen  sich  bewegende  Postverkehr  seinem  Umfange  nach  natürlich 
wesentlich  geringer  als  der  durch  die  Eisenbahn  vermittelte  Verkeiir;  dies 
spricht  sich  schon  darin  aus,  daß  die  Zahl  der  im  Postbeförderungsdienst  auf 
den  Eisenbahnen  zurückgelegten  Meilen  mehr  als  doppelt  so  groß  ist  als  die 
von  den  Posten  auf  Landstraßen  zurückgelegte  Meilenzahl.  Dai>  die  Länge 
der  Postkurse  auf  Wasserstraßen  verhältnismäßig  groß  ist,  hat  seine  Ursache 
darin,  dafl  nicht  nur  auf  den  großen  StrOmen  des  Unionsgebiets,  sondern  auch 
auf  den  Seen  im  Norden  des  Landes  (Huron-See,  Michigan  -  See,  Oberer  See 
und  Erie-See)  viele  zur  Postbeförderung  benutzte  Dampfschiffe  verkehren. 

Die  Zahl  der  fahrenden  Posten  auf  Landstraßen  ist  in  den  Ver- 
einigten Staaten  infolge  der  Ausgestaltung  der  Landbestelleinrichlungen  in 
ständiger  Abnahme  begriffen;  allein  im  Jahre  190 1/2  sind  nicht  weniger  als 
1030  Fahrposten  mit  einer  Kurslflnge  von  rund  8000  Meilien  aufgeholsen  worden. 
Die  Verdingung  des  Postfuhrg«$chIfts  geschieht  im  Bereiche  der  amerikanischen 
Postverwaltung  im  Vertragswege.  Das  gesamte  Postgebiet  ist  zu  dem  Zwecke 
in  vier  Sektionen  eingeteilt,  und  es  besteht  die  Gewohnheit,  daß  die  Postfuhr- 
verträge alljährlich  in  einer  dieser  Sektionen  erneuert  werden.  Im  Berichts- 
iahre  hat  eine  Neuverdingung  des  Posffuhrwesens  in  der  vierten  Sektion  statt- 
gefunden, die  außer  Hawai  den  größten  Teil  des  Gebiets  westlich  vom  Mississippi 
und  Missouri,  also  mehr  als  die  Hälfte  des  Unionsgebiets,  umfaßt.  Die  Höhe 
der  Postfuhrvergülungen  in  diesem  Gebiet  ist  intolge  der  Kündigung  der 
früheren  V^ertrfige  von  2,25  auf  3,20  Millionen  Dollars  gestiegen.  Dieses  außer- 
ordentliche Anwachsen  der  Postbeförderungskosten  erklärt  sich  dadurch,  daß 
die  Postverwaltung  in  neuerer  Zeit,  wie  wir  schon  früher  (Jahrg.  1900,  S.  938/9) 
erwähnt  haben,  im  Interesse  einer  pünktlichen  Ausführung  der  Postfuhrleistungen 
dazu  Überweg angen  ist,  Fuhrverträge  nur  mit  solchen  Unternehmern  abzu- 
schließen, die  un  dem  betreffenden  Kurse  oder  in  dessen  Nähe  ansässig  sind 
und  die  sich  verpflichten,  den  Postfuhrdienst  auf  der  ihnen  tlbertragenen  Route 
persönlich  zu  Uberwachen.  Erklärlicher  Weise  erfordert  dies  Verfahren,  bei 
dem  die  Postverwaltung  mit  einer  großen  Zahl  kleiner  Unternehmer  in  Geschäfts- 
\erbindung  tritt,  höhere  Autwendungen  a!s  die  frühere  t  bung,  den  Postfuhr- 
dienst für  gröbere  Gebiete  an  einen  und  den>elben  Großunternehmer  zu  ver- 
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dingen,  der  sich  der  Post  gegenüber  mit  einer  verhältnismäßig  geringen  Post- 
fuhrvergUtung  begnügte  und  seinerseits  darauf  bedacht  war,  die  einzelnen 
Leistungen  m  möglichst  niedrigen  Sutten  an  kleine  UntemehnMr  weiterzu- 
vergeben,  um  dadurch  auf  seine  Kosten  zu  kommen. 

Fahrende  Postämter  (traveling  Offices)  bestehen  in  den  Vereinigten 
Staaten  außer  auf  den  Eisenbahnen  auch  auf  einer  Reihe  von  Dampfschiffs- 
kursen und  Strai^enbahnrouten ;  die  Gesamtzahl  dieser  fahrenden  Postämter 
belief  skh  im  Jahre  1901/2  auf  1350,  und  es  waren  3800  Eisenbahn-Post- 
wagen und  Postabteilungen  in  Gflter*  oder  Personenwagen  in  Benutzui^.  Der 
Ausbildung  des  Bahnposlpersonals  wird  große  Aufmerksamkeit  zugewendet. 
So  finden  von  Zeit  zu  Zeit  Prüfungen  der  Bahnpostbeamten  darauf  statt,  ob 
diese  mit  den  Leitverhältnissen  genau  vertraut  sind.  Bei  den  im  Berichtsjahr 
abgehaltenen  26777  (Prüfungen  dieser  Art  war  das  Ergebnis  ein  recht  günstiges, 
da  nahezu  98  v.  H.  aller  zur  Probe  sortierten  Sendungen  richtig  verteilt  waren. 

Einen  Rohrpostdienst  gab  es  in  den  Vereinigten  Staaten  im  Jahre  1001/2 
nicht;  Jenn  obwohl  sich  die  Postverwaltuni;  über  die  früher  vorhandenen 
Rohrposiemrichtungen  und  deren  Wirksamkeit  stets  nur  anerkennend  aus- 
gesprochen hatte,  waren  für  das  Berichtsjahr  von  den  gesetzgebenden  Körper- 
schaften keine  Mittel  zur  Unterhaltung  von  Rohrpostanlagen  bewilligt  worden, 
und  die  früheren  Verträge  mit  den  Besitzern  von  Rohrpostlinien  hatten  daher 
aufgelöst  werden  müssen.  Dagegen  sind  der  PostverwaltunL,'  für  das  Jahr  1902/3 
für  Rohrpostzwecke  wieder  500000  Dollars  zur  Verfügung  gestellt  worden,  und 
der  Generalpostmeister  erhielt  gleichzeitig  die  ErmüciiUgung,  Verträge  wegen  der 
Errichtung  und  des  Betriebs  von  Rohrpostanlagen  bis  auf  Hobe  von  800000  Dollars 
jahrlicher  Ausgabe  zu  schliefien.  Inzwischen  sind  Verträge  dieser  Art  für 
Boston  (Länge  der  .\nlage  5,4'i  engl.  Meilen),  für  New  York  (Länge  24,65  Meilen), 
für  Piüladelphia  (Lünge  9,02  Meilen  ,  tür  Chicago  (Länge  8.70  Meilen)  und  für 
St.  Louis  (Länge  3,16  Meilen)  abgeschlossen  worden  und  zum  Teil  bereits  in 
Kraft  getreten. 

Der  Postverkehr  der  Vereinigten  Staaten  mit  dem  Auslande 
wickelt  sich,  abgesehen  von  dem  Postaustausche  mit  Canada  und  Mexiko,  aus- 
schließlich zur  See  ab.  Im  Berichtsiahre  sind  folgende  Mengen  von  Post- 
sendungen aus  den  Vereinigten  Staaten  auf  dem  Seeweg  abgesandt  worden: 

Briefe  und  Postkarten  andere  Sendungen 

nach  Europa                                  440014  kg  2  3H2  f).)i  kg, 

Asien  und  Australien  .  .            43  789   -  öoo  uyo  - 

Mittel-  und  SOdamerika          63  422  -  900  365  - 


zusammen...  548  125  kg  4083426  kg. 


Weitaus  Jie  größte  Menge  von  Postsendungen  ist  nach  Großbritannien  versandt 
worden,  nämlich  145933  kg  Briete  und  Postkarten  und  mehr  als  1000000  kg 
anderer  Sendungen.  Nach  Deutschland  .sind  etwas  mehr  als  halb  so  viel,  nach 
Frankreich  nicht  ganz  ein  viertel  so  viel  Sendungen  gegangen.  Die  Post  nach 
Europa  kommt,  wenn  mehrere  Dampfer  gleichzeitig  oder  kurz  hintereinander 
abgehen,  immer  mit  demjenigen  Dampfer  zur  Absend ung,  der  bei  den  vorher- 
gehenden Fahrten  die  besten  Rekords  aufzuweisen  gehabt  hat  und  danach  die 
sicherste  Gewähr  fUr  möglichst  rasche  Überkunft  der  Sendut)gen  bietet.  Bei 
sonst  gleichen  Verhlfltnissen  erhalten  die  unter  amerikanischer  Flagge  fahrenden 
Dampfer  den  Vorzug.  Im  Jahre  1901/2  stehen  nach  einer  dem  Berichte  bei- 
gegebenen Tabelle  drei  deutsche  Dampfer  bezüglich  der  Zeit,  in  der  Me  Post 
von  New  York  nach  London  befördert  worden  ist,  weitaus  an  erster  Stelle, 
nämlich  Kronprinz  Wilhelm  (durch:»chniilliche  ßeförderung.sdaucr  149,5  Stunden, 
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rascheste  Fahrt  1 4  Stunden  ,  Deutschland  (133,2  und  147,2  Stunden'  und 
Kaiser  Wilheim  der  Große  (153,7  und  148  Stunden).  Es  folgen  drei  englische 
Schiffe,  nflmlich  Lucania  und  Omapania  der  Cunard- Linie  (durchschnittliche 
Beförderungsdauer  New  York-London  169,5  und  170,8  Stunden)  sowie  Oceanic 
der  White  Star-Linie  1 73,1  Stunden),  dann  ein  amerikanisches  Schiff  (Phila- 
delphia der  Anicrican-Linie,  178,7  Stunden)  und  sodann  wieder  drei  deutsche 
Dampfer,  nämlich  Fürst  Bismarck,  Columbia  und  Maria  Theresia,  mit  einer 
durchschnittlkhen  Beförderun^daner  von  179,3,  180,3  und  1^1  Stunden.  Von 
den  zehn  schnellsten  Schiffen  fahren  also  nicht  weniger  als  sedis  unter 
deutscher  Flagge. 

See p Osten  bestanden  iin  Rerichtsiahr  auf  ;icht  Schnelldampfern  des  Nord- 
deutschen Lloyd  und  der  Hamburg- Amerika- Linie  und  auf  drei  Damptcrn  der 
Amencan-Linie.  Von  den  Seeposlen  auf  den  deutschen  Dampfern  >iiKi  in 
der  Richtung  aus  den  Vereinigten  Staaten  auf  54  Fahrten  3  381  600  gewöhn- 
liche Sendungen,  61985  eingeschriebene  Sendungen  und  5984  Sacic  Druck- 
sachen und  in  der  umgekehrten  Richtung  auf  ^'i  Fahrten  0323300  ge- 
wöhnliche Sendungen,  in'>  1 H  eingeschriebene  Sendungen  und  10798  Sack 
Drucksachen  bearbeitet  worden.  Die  Seeposten  auf  den  amerikanischen 
Dampfern  haben  in  der  Richtung  nach  den  Vereinigten  Staaten  auf  46  Fahrten 
4  704  200  gewöhnliche  Sendungen,  54  269  Einschreibsendungen  und  $580  Sack 
Drucksachen,  in  der  anderen  Richtung  dagegen  auf  43  Fahrten  nur  368043  ge- 
wöhnliche Sendungen  behandelt.  Eine  bessere  Ausnutzung  der  Seeposten  auf 
den  amerikanischen  Schilfen  in  der  Richtung  nach  Europa  war  deshalb  nicht 
möglich,  weit  die  britische  Postverwaltung  bisher  die  Teilnahme  an  der  Ein- 
richtung der  Seeposten  abgelehnt  hat.  Der  Verwaltungsbericht,  der  die  Tätig- 
keit der  Seeposten  mit  Worten  lebhafter  Anerkennung  rühmt,  empfiehlt,  es 
möchte  von  neuem  der  Versuch  gemacht  werden,  die  britische  Postverwaltung 
zu  einer  Änderung  der  von  ihr  in  der  Frage  der  Seeposten  bisher  ein- 
genommenen Stellung  zu  veranlassen. 

PersonalTorhfiltiiisse. 

Die  Gehfllter  der  Postamtsvorsteher  (Postmebter)  richten  sich  im  Bereiche 
der  amerikanischen  Postverwaltung  im  allgemeinen  nach  der  Höhe  der  etats- 
maßigen  Einnahmen  der  Postämter;  die  Vorsteher  der  Posliiniler  und  4.  Klasse 
erhallen  neben  dem  eigentlichen  Gehalte  für  Wahrnehmung  des  Postanweisungs- 
dienstes  eine  besondere  Vei^üiung,  die  3  Cents  für  jede  Postanweisung  aus- 
macht.  Die  Gehaltssätze  sind  wie  folgt  abgestuft: 

Postmeister  i.  Klasse  (d.  h.  Vorsteher  der  Postflmter  mit  einer  jährlichen 

Einnahme  von  mehr  als  40  000  Dollars)  3000  bis  6000  Dollars, 
Postmeister  2.  Klasse  (d.  h.  Vorsteher  der  Postämter  mit  einer  jährlichen 
Einnahme  von  mehr  als  6000  bis  40000  Dollars)  2000  bis  2900  Dollars, 
Postmeister  3.  IClasse  (d.  h.  Vorsteher  der  Postämter  mit  einer  jührlicben 
Einnahme  von  melir  als  tgoo  bis  8000  Dollars}  1000  bis  1900  Dollars, 
endlich 

Postmeister  4.  Klasse  (d.  h.  Vorsteher  der  Postamter  mit  einer  jährlichen 
Einniihme  von  weniger  als  1900  Dolhir«^  \ ierleljährlich :  für  die  ersten 
30  Dollars  der  Einnahme  100  v.  H.,  tUr  die  lolgenden  100  Dollars 
60  v.  H.,  für  die  dann  folgenden  200  Dollars  50  v.  H.  und  fdr  die 
tiberschießenden  Beträge  40  v.  H.  der  Einnahme.  Ein  Postmeister, 
dessen  Amt  400  Dollars  im  Vierteljahr  oder  jahrlich  1600  Dollars  ein- 
bringt, würde  also  im  Vierteljahre  so  60  +  100  4-  20  ss=  230  Dollars 
oder  im  Jahre  920  Dollars  beziehen. 
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Der  Vorsteher  des  Postamts  in  New  '^'ork  nimmt  eine  Sonderstellung  ein,  denn 
er  bezieht  mit  Rücksicht  auf  den  außerordentlichen  Umfang  des  von  ihm  ge- 
leiteten Amtes  ein  Gehalt  von  8000  Dollars. 

Die  Hohe  der  bei  der  Klasseneinteilung  der  Posttfmter  und  bei  der  Gehalts- 
festsetzung der  Vorsteber  zugrunde  zu  legenden  Einnahme  wird  allfllhrlich 
neu  festgestellt;  es  kommen  daher  in  jedem  Jahre  zahlreiche  Änderungen  in 
der  Zuteilung  der  Postämter  7:11  den  einzelnen  Klassen  und  noch  mehr 
Änderungen  im  Gehalte  der  Postamisvorsteher  vor.  Beispielsweise  sind  zu 
Beginn  des  Rechnungsjahrs  1902/3  von  den  4783  Postmebtem  der  i.  bis 
3.  Klasse  2070  im  Gehalt  au^erOckt  und  222  haben  eine  Verminderung  des 
Gehalts  erfahren,  so  daß  zu  dem  angegebenen  Zeitpunkte  nur  etwa  die  Hälfte 
aller  Postmeister  das  bisherige  Einkommen  behalten  hat.  Die  Bemessung  der 
Postmeistergehälter  nach  der  wechselnden  Höhe  der  Einnahmen  hat  nicht 
selten  dazu  geführt,  dafi  Postamtsvorsteher  die  Einnahme  ihres  Amtes  künstlich 
in  die  Hohe  zu  schrauben  sich  braiOht  haben.  Wird  ein  solcher  Fall  ent- 
deckt, so  hat  der  Postmeister  die  Entlassung  aus  dem  Dienste  zu  gewärtigen. 

Die  bei  den  Postamtern  1.  und  2.  Klasse  angestellten  Assistant  Post- 
master, d.  h.  die  den  Postamtsvorstehern  zur  Unterstützung  bei  der  Leitung 
des  Amtes  zugeteilten  Aulsichtsbeamten,  beziehen  je  nach  der  Größe  des  Amtes 
Gehälter  zwischen  1000  und  3500  Dollars;  die  Zahl  dieser  Beamten  belief 
sich  1901  2  auf  1 Postunterbeamte  für  den  inneren  Dienst  giebt  es  bei 
den  Postanstalten  der  Vereinigten  Staaten  nicht,  sondern  der  gesamte  Dienst 
bei  de»  Postämtern  wird  durch  Beamte  (Clerks)  wahrgenommen,  deren 
Zahl  sich  im  Berichtsjahr  auf  19887  belief.  Da  zu  den  Clerks  sowohl  die 
lediglich  mit  mechanischen  Arbeiten  beschäftigten  wie  auch  die  als  Stellen* 
Vorsteher  und  in  sonstigen  wichtigen  Stellen  tlltigen  Beamten  gehören,  so  ist 
der  Unterschied  zwischen  dem  Mindestgehalt  eines  ('lerks  .100  Dollars)  und  dem 
Meistgehalte  (3200  Dollars)  sehr  groli^.  Die  weit  Uberwiegende  Zahl  der 
Clerks  ^16720)  gehörte  im  Berichtsjahre  den  Geiialtsstufen  von  300  bis 
I300  Dollars  an;  ein  geringeres  Diensteinkommen  bezogen  aooo  Clerks  und 
ein  höheres  Einkommen  1167  Clerks,  nfimlich  1050  Clerks  ein  solches  bis 
2000  Dollars  und  nur  1  r~  ein  solches  von  mehr  als  2000  Dollars.  Im 
Jahre  iqoi  2  haben  im  ganzen  11  144  Clerks  eine  GehaltsaufbessL-i ur\'j;  um  ie 
100  Dollars  erhalten.  Auch  für  11)03^4  sind  zahlreiche  Gehaltszulagen  lüi  die 
Clerks  vorgesehen;  beispielsweise  soll  die  Zahl  der  Clerks,  die  ein  Gehalt  von 
500  Dollars  beziehen,  von  2120  auf  800  vermindert,  dagegen  die  Zahl  der 
mit  600  Dollars  ausgestatteten  Stellen  von  -^200  auf  4200,  die  Zahl  der  Stellen 
zu  -00  Dollars  sogar  von  looo  ;uil  2300  vermehrt  werden.  Bei  den  Post- 
amtern 3.  und  4.  Klasse  werden  nachgeordnete  Beamte  (Clerks)  nur  ausnahms- 
weise b^hsftigt.  In  Fallen  dringenden  Bedttrfiiisses  werden  indes  bei  diesen 
Postämtern  Clerks  eingestellt,  doch  erhalten  diese  ein  Gehalt  von  höchstens 
300  Dollars  im  Jahre.  Die  Bah  n  p os  tbea  m  t  en  bilden  einen  besonderen 
Stab  von  Beamten.  Zu  Ende  des  Berichtsiahrs  bestand  das  Bahnpostpersonal 
aus  1  t  362  Köpfen,  nümhch  1  i  193  Clerks  (Gehalt  bis  1400  Dollars;,  1  20  Ober- 
sekretaren  (Chief  Clerks,  Gehalt  1600  Dollars)  und  49  höheren  Aufstchts- 
beamten  (Gehalt  1600  bb  3500  Dollars).  Auch  die  Bahnpostbeamten  haben 
im  letzten  Jahre  eine  Reihe  von  Gehaltsaufbesserungen  erfahren.  Mit  Rücksicht 
auf  die  Schwierigkeit  und  Verantwortlichkeit  des  Bahnpostdienstes  eiTiptiehlt 
der  Generalposlmeister,  das  Meistgehalt  der  Bahnpost- Clerks  von  1400  auf 
1300  Dollars  zu  erhöhen. 

Die  Briefträger  und  Landbrieftrager  bilden  ebenfalls  besondere  Beumten- 
kategorien.  Die  Briefträger  beginnen  in  den  Städten  von  mehr  ;ils 
75  000  Einwohnern  mit  einem  Gehalte  von  600  Dollars  und  erhalten  bei  guter 


^    i^uo  Ly  Google 


33%     Aus  dem  Bereich«  der  Postverwalnang  der  Vereunigien  Staaten  v.  Amerika. 


Fuhrung  nach  ciniahriger  Beschäftigung  ein  Gehalt  von  600  und  nach  einem 
weiteren  Jahre  ein  solches  von  1000  Dollars.  In  den  kleineren  Stedten  be« 
tragen  die  Gehtfiter  je  nach  dem  Dienstalter  600  und  850  Dollars,  fiei  den 
Landbrieftrigern  richtet  sich  das  Diensteinkommen  nach  der  ttfglich  im 
Durchschnitte  zurückzulegenden  Entfernung  und  beträgt  jöliHich  zwischen 
100  Dollars  (hei  Entferniin^eo  bis  zu  4  engl.  Meilen)  und  600  Dollars  :bei 
Entfernungen  von  mehr  al>  20  Meilen).  Die  meisten  Landbrieftrüger  beziehen 
das  Meistgebalt.  Die  Besorgung  von  Privatgeschäften  der  Landbewohner  gegen 
Bezahlung  ist  den  Landbriefträgern  gestattet,  soweit  der  Dienst  nicht  darunter 
leidet;  ebenso  dürfen  sie  die  Geschllfte  von  Zettungsagenten  wahmehmen. 

BMt^Uoinrichtiingen. 

Der  Bestellungsdienst  ist  in  den  Vereinigten  Staaten  noch  nicht 

allgemein  eingeführt;  die  Postverwaltung  ist  aber,  wie  sich  auch  aus  dem 
vorliegenden  Verwaltungsbericht  ergibt,  aufs  eifrigste  bemüht,  immer  weiteren 
Teilen  des  Landes  den  Vorteil  einer  Bestellung  der  Briefsendungen  in  die 
Wohnungen  der  Empfänger  zu  Teil  werden  zu  lassen. 

Die  Ortsbriefbestellung,  die  zuerst  im  Jahre  1863/64  mit  685  Brief> 
trtfgern  bei  66  Postanstalten  eingeführt  wurde,  besteht  heute  bei  933  Post- 
anstalten, uiui  lÜc  Zahl  der  bestellenden  Boten  ist  auf  17783  gestiegen.  Die 
Kosten  dei  Orlsbrietbestellung,  die  im  ersten  Jahre  des  Bestehens  dieses 
Dienstzweigs  nicht  viel  mehr  als  300  000  Dollars  ausmachten,  sind  inzwischen 
auf  mehr  als  1 7  Millionen  Dollars  angewachsen.  Im  Vergleiche  zu  der  Gesamt- 
zahl der  Postanstalten  (mehr  als  73000)  ist  die  Zahl  der  Postanstalten,  bei 
denen  der  Ortsbesfelldienst  besteht,  sehr  gering.  Diese  Erscheinung  ist  darin 
begründet,  daß  die  Postverwaltung  nach  der  derzeitigen  Gesetzgebung  nur  in 
solchen  Städten  zur  Einführung  der  Ortsbriefbestellung  berechtigt  ist,  deren 
Einwohnerzahl  mehr  als  10000  betrügt  oder  in  denen  die  Posteinnahmen  die 
Summe  von  10000  Dollars  jähriich  übersteigen.  Nachdem  in  den  letzten 
Jahren  bei  einer  großen  Zahl  von  Postanstalten,  die  keine  Ortsbestellung 
besitzen,  eine  Bestellung  der  Sendungen  nach  den  nahe  gelegenen  Landorten 
eingerichtet  worden  ist,  hat  sich  bei  den  Bewohnern  vieler  jener  Postorte 
erklllriicherweise  je  iMnger  je  mehr  der  Wunsch  geltend  gemacht,  daß  ihnen 
durch  Einführung  eines  Ortsbestelldienstes  dieselben  Vorteile  zugewendet  werden 
möchten,  wie  sie  ihre  auf  dem  Lande  wohnenden  Nachbarn,  denen  die  Post- 
Sachen  durch  die  1  .andbi iefträger  überhraclil  werden,  bereits  genießen.  Vor- 
aussichtlich wird  dieser  Wunsch  bei  einer  nicht  geringen  Zahl  von  Postanstaiten 
in  naher  Zeit  erfüllt  werden  können,  denn  ein  im  vorigen  Jahre  im  Senat 
eingebrachter  Antrag,  wonach  die  Ortsbriefbestellung  in  den  Orten  mit  mehr 
als  5000  (statt  wie  bisher  10000)  Einwohnern  oder  bd  Postanstalten  mit 
mehr  als  5000  Dollars  (statt  10000  DoÜarv)  Einnahme  eingerichtet  werden  soll, 
ist,  nachdem  er  die  Zustimmung  des  Generalpostmeisters  erhalten  hat,  im 
Senat  angenommen  worden  und  hat  Aussicht,  auch  vom  Repräsentantenhause 
genehmigt  zu  werden.  Nach  Annahme  des  Gesetzesvorschlags  würde  in  etwa 
1000  Postorten  die  Ortsbrief bestellung  neu  eingerichtet  werden  können. 

In  iicn  Städten,  in  denen  der  OrtsbesielliinLi'^Jicnst  besteht,  sind  auch  im 
letzten  Jahre  verschiedene  Maßnahmen  zur  Beschleunigung  der  Abtragung  der 
Sendungen  getroffen  worden;  insbesondere  ist  die  Postverwaltung  in  einer 
Reihe  weither  Orte  dazu  Obergegangen,  die  Abends  und  zur  Nachtzeit  an- 
gekommenen Sendungen  während  der  Nacht  durch  erfahrene  Briefträger  vor- 
sortieren zu  lassen.  Dadurch  hat  in  den  betreffenden  Orten  der  Beginn  der 
ersten  Bestellung  bis  zu  20  Minuten  früher  uelcm  werden  können.  Weiter  ist 
anzuführen,  daß  die  Brietlrttger  in  den   wcitluung  gebauten  Außenrevieren 
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grOflerer  Orte  vidfacb  beritten  gemacht  worden  sind,  um  dadurch  die  zur 
Abtragung  der  Sendungen  erforderliche  Zeit  zu  kürzen.   Andererseits  ist  in 

einigen  im  Süden  des  Unionsgebiets  gelegenen  Postorten  die  von  früher  her 
bestehende  Einrichtung,  Jaß  die  Bestellung  der  Sendungen  avich  in  eng  ge- 
bauten und  dicht  bevölkerten  Stadtteilen  durch  reitende  Briciträger  bewirkt 
wurde,  als  nicht  mehr  zeitgemäß  beseitigt  worden,  weil  hier  die  Verwendung 
von  Reittieren  zur  Ausführung  der  Bestellungen  nicht  eine  Beschleunigung  des 
Bestellgeschafts,  sondern  das  Gegenteil  bedeutete.  Die  Gesamtzahl  der  be- 
rittenen Briefträger  belief  sich  7m  Ende  des  Berichtsjahrs  auf  1849,  die  sich 
auf  439  I^ostanstalten  verteilten. 

Ein  eigenartiger  Bestellungsdienst  besteht  neben  dem  eigentlichen  Orts- 
bestelldienst in  dem  im  Staate  Michigan  gelegenen  Orte  Detroit,  der  an  dem 
Flusse  gliachen  Namens,  der  Verbindung  zwischen  dem  Erie-See  und  dem 
großen  Seengebiete  des  Huron-,  Michigan  und  Oberen  Sees,  gelegen  ist.  Der 
Schiffsverkehr  zwischen  dem  Eric  See  iinJ  Jen  gciiauniLn  ;inJeren  Seen  ist 
Qubcrürdentlich  lebhaft;  in  den  acht  Monaten,  in  denen  der  Detroit  -  l  UilS 
schiffbar  ist,  verkehrt  auf  ihm  durchschnittlich  alle  drei  Minuten  ein  Schiff. 
Von  diesen  Schiffen  legen  die  meisten  in  Detroit  nicht  an.  Um  nun  den 
vorbeifahrenden  Schitien  Postsachen  zuführen  zu  können,  besteht  seit  einer 
Reihe  von  Jahren  die  Einrichtung,  daß  Brieftrngcr  in  Ruderbooten,  neuerdings 
mittels  eines  kleinen  Dampfers,  an  die  Schitic,  während  sich  diese  in  voller 
Fahrt  befinden,  heranfahren,  um  die  fttr  die  Schiffe  eingegangenen  Postsachen 
abzugeben  und  gleichzeitig  die  von  den  Schiffsbesatzungen  aufzuliefernden 
Sendungen  in  Enipfang  zu  nehmen.  Dieser  »Bestelldienst  zu  Wasser«,  der 
sich  außer  auf  gewöhnliche  Sendungen  auch  auf  Postunweisungen  und  auf 
Einschreibsendungen  erstreckt,  wird  ebenso  von  den  Schitlsbesatzungen  wie 
von  den  SchifiseigentOmem  geschätzt  und  hat  sich,  wie  der  Bericht  des 
Generalpostmeisters  hervorhebt,  als  ein  für  die  Schiffahrt  auf  den  genannten 
Seen  unentbehrliches  Hi5lfsinittel  erwiesen.  Im  letzten  Jahre  sind  in  Detroit 
an  vorbeitahrende  Schitle  nicht  weniger  als  343  213  Sendungen  abgeliefert  und 
100  730  Sendungen  von  da  in  Empfang  genommen  worden.  Diese  Leistung 
ist  um  so  anerkennenswerter,  als  das  Heranfahren  an  die  Schiffe  namentlich 
bei  stürmischem  Wetter  recht  schwierig  ist  und-  das  beteiligte  Personal  infolge- 
dessen viel  unter  Krankheiten  und  LlnglUcksfallen  zu  leiden  hat.  Um  die 
Briefträger,  denen  die  Bestellung  und  Einsammlung  der  Sendungen  auf  dem 
Detroit  -  Flusse  obliegt,  einigermaßen  für  die  besonderen  Schwierigkeiten  ihres 
Dienstes  zu  entechlfdigen ,  wird  in  dem  Jahresberichte  vorgeschlagen,  dafi  ihr 
Gehalt  von  1000  Dollars,  dem  sonst  für  Brieftntger  in  den  großen  Orten  fest« 
gesetzten  Meistbetrag,  auf  1200  Dollars  erhöht  werden  möchte. 

Die  1897  mit  einem  Kostcnaufwande  von  40  000  Dollars  zunächst  auf 
44  Ruutcn  versuchsweise  ins  Leben  gerufene  Eandbriefbestellung  ist  bis 
Ende  des  Berichtsjahrs  auf  8466  Routen,  und  von  da  bis  zur  Erstattung  des 
Berichts  auf  1 1  650  Routen  ausgedehnt  worden,  und  erforderte  im  letzten 
Jahre  eine  Ausgabe  von  rund  4  Millionen  Dollars,  also  das  hundertfache  der 
1897  aufgewendeten  Kosten.  Die  Tiltigkeit  der  LandbrieftrSger  in  den  Ver- 
einigten Staaten  gleicht  der  unserer  fahrenden  Landbrieltrüger,  denn  aucli  die 
ersteren  fahren  mit  Pferd  und  Wagen  Uber  Land.  Während  aber  unsere 
fahrenden  Landbriefträger  die  Sendungen,  soweit  diese  nicht  durch  PosthQlf« 
stellen  ausgehändigt  werden,  allgemein  den  Empfängern  ins  Haus  bringen,  bildet 
es  in  den  Vereinigten  Staaten  die  Regel,  Jai>  die  Lan Jbrieftrüger  die  Sendungen 
in  die  von  den  Bewohnern  des  Bezirkes  an  der  Uoufe  des  Landbriefträgers 
aufgestellten  Briefkasten  einlegen  und  sich  nur  dann  zu  den  oft  weitab  von 
der  gewöhnlichen  Route  gelegenen  Farmen  usw.  begeben,  wenn  sie  Einschreib- 

AicUv£P(Mt«iT«lmr.  11.  1909.  S3 

Digitized  by  Google 


334  Bereiche  der  Postvcrwaltung  der  Vereinigten  Staaten  v.  Amerika. 


oder  Eilsendungen  abzuliefern  haben.  Sache  der  Empfänger  ist  es  somit,  sich 
regel müßig  zu  den  Briefkasten  zu  begeben,  um  nachzusehen,  ob  Sendungen 

darin  niedergelegt  worden  sind.  In  entsprechender  Weise  werden  aufzuliefernde 
Sendungen  den  Landbriefträgern  in  der  Weise  zugeführt,  daß  sie  von  den 
Absendern  in  die  Briefkasten  eingelegt  und  von  den  Bestellern  aut  dem 
nächsten  Bestellgange  mitgenommen  werden.  Außer  mit  der  Bestellung  und 
der  Annahme  gewöhnlicher  und  eingeschriebener  Sendungen  bz.  der  Entnahme 
aufzuliefernder  gewöhnlicher  Sendungen  aus  den  erwähnten  Briefkasten  befassen 
sich  die  Landbrietträger  auch  mit  dem  Verkaufe  von  Postwertzeichen  und  der 
Ann.ihnie  von  Einzaliiunt^en  aut  Postanweisungen;  ferner  ist  in  Aussicht  ge- 
nommen, sie  auch  zur  Auszahlung  von  Postanweisungsbeträgen,  die  bis  jetzt 
ausschließlich  an  den  Postschaltem  in  Empfang  zu  nehmen  sind,  zu  ermltchtigen. 
Die  durchschnittliche  Tagesleistung  eines  Lntidbriefträgers  beläuft  sich  in  den 
Vereinigten  Staaten  auf  rund  23 '/j  engl.  Meilen  (37,8  km).  Diest*  Kntfernung 
wild  von  den  LanJbricfd.lgern  ic  nach  der  HfschatTenhcit  der  \N  c^e  usw.  in 
5"^^^  bis  8'/^  Stunden  zui  ückgelegl.  ini  DurchsclmiUe  kommt  aul  )odc  Stunde 
täglichen  Dienstes  der  Landbrieftrüger  eine  Wegeleistung  von  3  7j  Meilen  (5,6  km). 

In  allen  Teilen  des  Landes,  in  denen  der  Landbestelldienst  bis  jetzt  ein- 
geführt ist,  erfreut  er  sich  beim  Publikum  der  größten  Beliebtheit.  Auch  die 
volkswirtschaftliche  Bedeutung  dieses  neuen  Dienstzweigs  \Nird  in  dem  vor- 
liegenden Berichte  des  üeneralpostmeisters,  wie  schon  in  den  früheren  Jahres- 
berichten, mit  lebhaften  Worten  hervorgehoben:  die  luntdbriefbestellung  ent- 
reißt die  Landbewohner  ihrer  Abgeschlossenheit  und  bringt  Stadt  und  Land 
mehr  miteinander  in  Verbindung.  Was  dem  Landbewohner  früher  nur  mit 
größter  Mühe  möglich  war,  nämlich  sich  über  die  Vorgänge  im  ötfentlichen 
Leben  fortlaufend  unterrichtet  zu  halten,  ist  für  ihn  jetzt  ein  leichtes  Ding, 
denn  der  Landbrieftrl^er  bringt  ihm  täglich  2Mtungen  und  andere  Mitteilungen. 
Dazu  wird  den  Farmern  durch  die  Erleichterung  des  Nachrichtenaustausches 
die  Erschließung  neuer  Absatzgebiete  für  ihre  Landesprodukte  erleichtert,  auch 
gewinnen  Grund  und  Boden  an  Wert.  Aber  auch  die  Postverwaltung  korumt 
trotz  der  hohen  Kosten,  welche  die  Unterhaltung  de&  Landbestelldienstes  er- 
fordert, auf  ihre  Rechnung,  denn  abgesehen  davon,  daß  diesen  Ausgaben  ge- 
wisse Minderausgaben  insofern  gegenüberstehen,  als  infolge  Einrichtung  der 
Landbestellfahrten  kostspieligere  andere  fahrende  Posten  und  zahlreiche  kleine^ 
Postanstalten  haben  aufgehoben  werden  können,  fällt  auch  der  Umstand  ins 
Gewicht,  daß  Uberall,  wo  Landbestelleinrichtungen  neu  entstehen,  ein  auL^er- 
ordentliches  Anwachsen  der  Posteinnahmen  bemerkbar  ist.  So  ist  durch 
statistische  Ermittelungen  bei  einer  Anzahl  von  Postanstalten  festgestellt  worden, 
daß  bei  den  Postanstalten  mit  Landbestelicinrichtung  die  Einnahmesteigerung 
im  letzten  Jahre  lo  v.  H.  und  mehr  ausgemacht  hat,  wöhiend  die  kleinen  Post- 
anstalten ohne  Landbestelldienst  durchschnittlich  eine  Zunahme  der  Einnahme 
um  noch  nicht  2'/,  v.  H.  aufzuweisen  hatten.  Unter  diesen  Umständen  ist  durch 
ein  im  April  v.  J.  erlassenes  Gesetz  bestimmt  worden,  daß  der  Landbestellungs- 
dienst vom  Beginne  des  Rechnungsjahrs  1902  3  ab  nicht  mehr  als  ein  Versuch 
zu  gelten  habe,  sondern  aN  eine  dauernde  l'^nrit  hfunij  7.u  betrachten  sei.  Die 
Teile  des  Unions^chiet^,  die  bereits  Landheslelleini ichtungL-n  besitzen,  machen 
bis  jetzt  nicht  ganz  den  dritten  leit  des  für  den  Landbe^telidienst  überhaupt 
in  Betracht  kommenden  Gebiets  aus,  und  in  dem  Berichte  wird  berechnet, 
daß  die  Zahl  der  Landpostrouten  auf  40000  werde  vermehrt  werden  müssen, 
wenn  alle  Orte  oIiik  Postanstalt  eine  Brief bestellung  erhalten  sollen.  Die 
Verwirklichung  dieso^  Zieles  hotft  der  Generalpostmeister  in  einigen  Jahren  zu 
erreichen.  Die  gesamten  Kosten  der  Landbrief  bestellung  werden  dann  rund 
24  Millionen  Dollars  im  lahre  ausmachen  und  werden,  wenigstens  in  den 
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ersten  Jahren,  ein  erhebliches  Anwachsen  des  Defizits  der  Verwaltung  zur 
Folge  haben,  das  erst  nach  und  nach  durch  entsprechende  Steigerung  der 

Einnahmen  wieder  ausgeglichen  werden  wird. 

Die  Bestellung  von  Brietsendungen  durch  fc^iibotcn  ist  in  den 
Vereinigten  Staaten  seit  dem  Jahre  1885  eingeführt.  Durch  Eilboten  zu  be- 
stellende Sendungen  sind  nach  allen  Postorten  zugelassen;  die  Eilbestellung 
findet  jedoch  nur  innerhalb  des  Umkreises  einer  engl.  Meile  von  der  Be- 
stimmunc'^  Postanstalt  aus  statt.  Wo  Jcr  l.nndbestellungsdienst  besteht,  können 
Eilsendungen  auch  über  den  einmeiligen  Umkreis  hinaus  zur  Abtrat^ung  <j,c- 
langen,  und  zwar  werden  sie,  wie  schon  erwähnt,  durch  die  Landbricitrager 
in  die  Wohnungen  der  Empfilnger  Qberbracht.  Als  durch  Eilboten  zu  be- 
stellende Sendungen  gelten  im  Bereiche  der  Posts'erwaltung  der  Vereinigten 
Staaten  diejenigen  Briefsendungen  aller  Art.  die  mit  der  besonderen  Eilbrief- 
niarke  zu  10  Cents  (50  Pf.)  beklebt  sind.  Diese  Marke  zeii^te  früher,  wie 
nebenbei  erwähnt  sei,  das  Bild  eines  Läufers,  seit  kurzem  dagegen  das  Bild 
eines  Radfahrers,  wohl  um  zu  bekunden,  dafi  die  Post  für  die  Bestellung  der 
Eilsendungen  die  schnellste  überhaupt  mögliche  Übermittelung  wflhie.  Die 
Zahl  der  EiNendungen  hat  im  letzten  .lahre  7762683  betragen,  wovon  nahezu 
*/,^  auf  Orte  mit  Brief bestelleinrichlung  entfallen.  Eilsendungen  sind  außer 
im  Verkehre  von  Ort  zu  Ort  auch  innerhalb  der  Postorte  zuUtssig,  doch 
kommen  verhffitntsmUßig  wenige  durch  Eilboten  zu  bestellende  Ortssendungen 
vor.  Zur  Ausgestaltung  des  EUbotendieostes  macht  der  Generalpostmeister 
den  Vorschlag,  es  möchten  in  den  grölk'ren  Orten,  zunächst  versuchsweise  in 
Washington,  besondere  Briefkasten  für  Eilsendungen,  die  .stündlich  oder  li.Tlb- 
stündlich  zu  leeren  wären,  aufgestellt  werden;  er  erwartet  davon  eine  Zunahme 
der  Zahl  der  Eilsendungen  und  namentlich  der  im  Orte  zu  bestellenden  Sendun- 
gen dieser  Art.  Die  Bestellung  der  durch  Eilboten  abzutragenden  Sendungen 
erfolgt  im  allgemeinen  durch  besondere  Eilbesteller.  Ein  abweichendes  Verfahren 
besteht  in  32  Orten,  wo  die  Bestellung  der  Eilsendungen  durch  die  «Ohio 
Messenger  and  Telegraph  Company«  oder  die  »American  Direct  Telegraph 
Company«  geschieht.  Diese  Einrioitung  hat  sich  aber  nicht  bewübrt,  und  es 
ist  daher  in  Aussicht  genommen,  die  mit  den  Gesellschaften  abgeschlossenen 
Verträge  zu  kündigen  und  die  Bestellung  der  Eilsendungen  allgemein  durch 
von  der  Postverwaltung  angenommene  Eilboten  bewirken  zu  lassen.  Sendungen 
vom  Auslande  werden  in  den  Vereinigten  Staaten  bis  jetzt  in  keinem  Falle 
durch  Eilboten  abgetragen.  Der  Bericht  empfiehlt  jedoch,  bei  Sendungen  aus 
Canada  die  Eilbestellung  zuzulassen,  und  zugleich  mit  der  Ganadischen  Post- 
verwaltung zu  vereinbaren,  daß  die  aus  dem  Unionsgebiete  herrührenden,  mit 
einer  Eilbriefmarke  versehenen  Sendungen  canadischerseits  durch  Eilboten  ab- 
getragen werden.  Begründet  wird  dieser  Vorschlag  damit,  daß  es  im  Verkehre 
mit  Canada  schon  jetzt  in  beiden  Richtungen  ziemlich  häutig  vorkomme,  daß 
Sendungen  von  den  Absendern  aus  Unkenntnis  der  bestehenden  Versendungs- 
vorschriften als  Eilbotensendungen  zur  Post  gegeben  wOrden. 

Da  die  verschiedenen  Zweige  des  Bcsteliungsdicnstes  —  Orts-,  Land  und 
l'j'Ibriet bestellun«^  —  viclfacli  miteinander  im  Zusammenhange  stehen  und  es 
daher  erwünscht  iit,  daß  sie  nach  möglichst  einheitlichen  Grundsätzen  ein- 
gerichtet und  geleitet  werden,  so  ist  seit  dem  1.  Juli  1902  der  gesamte  Be- 
steliungsdienst  einem  unmittelbar  von  der  obersten  Postbehörde  ressortierenden 
»General  Superintendent  !  unterstellt  worden,  dem  für  den  Orts  und  für  den 
Landbestelldienst  je  ein  »Superintendent«  beigegeben  ist.  Alle  drei  Beamte 
haben  ihren  Silz  in  Washington.  Um  daneben  eine  sorgfältige  Überwachung 
des  Bestellungsdienstes  an  Ort  und  Stelle  zu  ermöglichen,  ist  das  Unionsgebiet 
Dir  den  Ortsbestelldienst  in  vier  und  fbr  den  Landbestelldienst  in  acht  Sektionen 
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eingeteilt,  und  es  ist  für  jede  Seiction  neben  einem  leitenden  Beamten  eine 
An/,a!il  von  höheren  und  niederen  Aufsichtsbeamten  bestellt  worden,  deren 
Auli^ibi.'  c'^  ist,  von  Zeit  zu  Zeit  die  vorhandenen  BeStelleinrichtungen  zu 
konliüUicicn,  Beschwerden  über  ünregeiniiii^Mgkeiten  im  Bestelldienste  zu  unter- 
suchen, der  höheren  Behörde  Vorschltfge  wegen  Ausgestaltung  der  Bestell- 
einrichtungen  zu  unterbreiten,  neue  Beste] leinricbtungen  nach  erfolgter  Ge- 
nehmigung in  einer  den  Interessen  des  Publikums  und  der  Verwaltung  ent- 
sprechenden Weise  ins  Lehen  zu  rufen  und  Uberhaupt  alle  Anordnungen  der 
höheren  Behörden  auszutüliren  und  die  etwa  erlurderten  Berichte  zu  erstatten. 
Da  der  Landbestelldienst  besonders  rasch  anwachst,  wird  zur  Entlastung  der 
bestehenden  Behörden  für  das  Jahr  1903/4  die  Schaffung  von  zwei  weiteren 
Sektionen  befürwortet,  so  daß  dann  zehn  Sektionen  fÜr  die  Beaufsichtigung 
des  Landbestelldienstes  vorhanden  sein  werden. 

Postanweisungsdienst. 

Der  Postanweisungsdienst  besteht  in  den  Vereinigten  Staaten  seit  dein 
I.  November  1864.  Er  ist  wie  folgt  eingerichtet:  die  ausgefertigte  Post- 
anweisung wird  von  der  Postanstalt,  bei  der  die  Einzahlung  erfolgt,  dem 
Absender  Ubergeben  und  ist  von  diesem  an  den  Empfänger  zu  senden.  Bei 
Ausfertigung  der  Postanweisung  stellt  die  Aufgabe -Postanstalt  mittels  Durch- 
drucks eine  Einzahlungsmeldung  her  und  übersendet  diese  an  die  Bestimmungs- 
anstalt. Bei  der  letzteren  erfolgt  die  Auszahlung  des  Betrags  bei  Vorlegung 
der  Postanweisung,  nachdem  geprllft  ist,  oh  die  Angaben  auf  der  Postanweisung 
mit  denen  auf  der  Einzahlungsmeldung  Ubereinstimmen.  Die  Übermittelung 
der  Einzahlungsmeldungen  an  die  Bestimmungsanstalten  geschieht  unter  ver- 
schlossenem Umschlage.  Zum  Offnen  dieser  Umschlage  sind  bei  29  großen 
Postilmtem  besondere  Maschinen  beschafll  worden,  die  gute  Dienste  tun,  indenr 
^ie  die  zu  vielen  Hunderten  eingehenden  Umschläge  rasch  und  ohne  Be- 
schädigung öffnen.  Die  Einzahlung  der  Postanweisungsbetrage  hat  an  den 
Postschaltcrn  zu  erfolgen,  jedoch  nehmen  nicht  alle  Postanstalten  am  Post- 
anweisungsdienste teil,  sondern  es  sind  nur  34127  PosIVmter,  d.  h.  etwa 
40  V.  H.  der  Gesamtzahl  der  Postanstalten,  zur  Annahme  von  Inlandspost- 
anweisungen und  6o4(j  Po^tanstalten ,  d.  h.  7  v.  H.  der  Gesamtzahl  der  Post- 
anstalten, zur  Annahme  von  Postanweisungen  nach  dem  Ausland  ermächtigt. 
Die  seit  1901  versuchsweise  getroffene  Einrichtung,  daii  auch  die  Briefträger 
Postanweisungen  nach  Orten  der  Vereinigten  Staaten  annehmen  dOifen,  hat  in 
den  beteiligten  Kreisen  lebhaften  Anklang  gefunden,  so  daß  im  letzten  Jahre 
bereits  625  946  Anweisungen  bei  den  Briefträgern  eingezahlt  worden  sind. 
Zur  Erleichterung  des  Annahmegeschäfts  haben  die  größeren  Postanstalten  seit 
einigen  Jahren  Numeriermaschinen  erhalten.  Diese  haben  sich  so  gut  bewährt, 
daß  beabsichtigt  ist,  solche  Maschinen  allen  Postämtern  1.  und  a.  und  den 
bedeutenderen  Postämtern  3.  Klasse  zu  liefern.  Die  Auszahlung  der  Post- 
an\\ei^nn^en  kann  bei  dem  in  Amerika  angewendeten  Postanwei<ungssysteme 
nicht  im  Wege  der  Bestellung,  sondern  nur  bei  den  Postanstalten  erfolf^en; 
es  schweben  jedoch,  wie  schon  angeführt,  Erwägungen,  ob  und  unter  welchen 
Bedingungen  die  Auszahlung  von  PostanweisungsbetrUgen  durch  die  Land- 
brieftrüger  zugelassen  werden  kann.  Im  Interesse  der  arbeitenden  Klassen,  die 
tagsüber  vielfach  nicht  in  der  Lage  sind,  sich  zur  Empfangnahme  der  Beträge 
zur  Povtanvtalt  /.u  beigeben,  ist  in  61  industriereichen  groben  Städten  Nachtdienst 
im  Postanweisungsverkehr  eingeführt  worden,  so  daß  in  diesen  Orten  sowohl 
Auszahlungen  wie  auch  Einzahlungen  von  Postanweisungen  bei  Tag  und  bei 
Nacht  bewirkt  werden  können.  Die  Einrichtung  hat  sich  gut  bewshrt  und 
soll  daher  auch  auf  andere  Orte  ausgedehnt  werden. 
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Die  Summe  der  auf  Postanweisungen  eingezahlten  Betrüge  ist  in  den  Ver- 
einigten Staaten  im  Jahre  190 1/2  auf  336  Millionen  Dollars  (1410  Millionen 
Mark)  angewachsen,  d.  i.  auf  etwa  den  siebenten  Teil  lior  Summe,  die  im 
letzten  Jahre  im  Reichspo&lgebiet  im  Wege  der  Postanweisung  versandt  worden 
ist.  Nach  anderen  Liindern  sind  22,9  Millionen  Dollars  zur  Einzahlung  ge- 
kommen, darunter  5898185  Dollars  nach  Großbritannien,  und  nach  Deutsch- 
tand, das  an  zweiter  Stelle  kommt,  2887442  Dollars.  Aus  anderen  Lllndem 
sind  dagegen  in  den  \  ereinigten  Staaten  Postanweisungen  im  Betrage  von  nur 
3,8  Millionen  Dollars  eingegangen. 

Sehr  interessant  sind  die  Angaben  des  Verwaltungsberictits  Uber  die  Rege- 
lung des  Geldverkehrs  der  Postanstalten  des  Unionsgebiets.  Bei 
diesen  Postanstalten  werden  die  Gelder  aus  dem  Poslanweisungsverkehre  grund- 
satzlich von  den  übrigen  Postgeldcrn  getrennt  gehalten;  doch  können  (Über- 
tragungen von  einem  Fonds  auf  den  anderen  stattfinden.  So  sind  im  Jahre 
I90i;2  4092473  Dollars  Postgelder  für  Zwecke  des  Postanweisungsdienstes 
und  958  456  Dollars  Postanweisungsgelder  zu  Zahlungen  von  Gehfiltem  usw., 
also  für  Zwecke  des  Postdienstes  im  eigentlichen  Sinne,  verwendet  worden. 
Der  Ausgleich  zwischen  den  beiden  Fonds  findet  vierteljährlich  statt. 

Überschüsse  von  mehr  als  so  Dollars  au^  dem  Postanw ei^ungsverkeiire 
sind  von  allen  Postanstalten  tiiglich  an  das  l'ostamt  in  New  York  oder  Chicago 
abzuführen.  Dies  geschieht  im  allgemeinen  nicht  durch  Barsendung,  sondern 
in  der  Weise,  daß  die  Postanstalten  die  abzuliefernden  Gelder  an  ein  Bankhaus 
ihres  Ortes  gegen  Wechsel  auf  ein  Bankhaus  in  New  \o\k  oder  Chicago  über- 
weisen und  die  Wechsel  an  das  Postauit  in  New  \  ork  oder  Chicago  über- 
senden. Die  Ablieferung  soll  der  Regel  nach  durch  Vermittelung  einer  der 
National-Bankanstalten  geschehen,  doch  ist  auf  Gefohr  der  PostmeUter  und 
mit  Genehmigung  der  obersten  Postbehürde  auch  die  Inanspruchnahme  anderer 
Bankhäuser  zulässig,  vorausgesetzt,  daß  das  Bankhaus,  an  das  die  Gelder  Uber- 
wiesen werden,  für  die  Wechsel  keine  Kosten  berechnet.  In  Fällen  de^  Be- 
dürfnisses kann  von  den  Postanstalten  mit  Genehmigung  der  obersten  Post- 
behOrde  regelmllffig  ein  bestimmter  Resenrebutand  zurückbehalten  werden; 
dieser  Reservebestand  ist  für  New  York  auf  300  000,  für  Philadelphia  auf 
250000,  für  Chicago  auf  200000  Dollars  und  für  die  übrigen  Postämter-  auf 
Betrüge  bis  zu  50  000  Dollars  festgesetzt.  Die  Gesamtsumme  der  Reserven 
belief  sich  Ende  Juni  1902  auf  2373985  Dollars,  die  sich  auf  rund  13000  Post- 
anstalten  verteilten.  Von  Seiten  der  Postämter  in  New  Y'ork  und  Chicago 
werden  die  entbehrlichen  Gelder  ttfglich  an  die  zuständige  staatliche  Kasse 
Oberwiesen,  und  es  wird  bei  diesci  niis  den  Geldern  der  »(kueral  Disbursing 
Account  of  the  Po^tniaster- General  for  the  Money- Order  Svstem«  gebildet. 
Die  in  Chicago  angesammelten  Summen  werden  weiterhin  dem  in  New  York 
gebildeten  Fonds  überwiesen,  und  aus  letzterem  werden  die  vürkommei»den 
Ausgaben  (Ablieferung  der  Postanweisungsgebühren  an  die  Staatskasse,  Zahlung 
der  an  fremde  Verwaltungen  aus  den  Postanweisungsabrechnungen  geschuldeten 
Summen  usw.)  bezahlt. 

Den  Ämtern,  deren  Geldvorrat  regelmäßig  oder  häutig  für  vlie  im  Post- 
anweisungsverkehre vorkommenden  Zahlungen  nicht  ausreicht,  wird  ein  Kredit 
beim  Postamt  in  New  York  eröffnet.  Zur  Zeit  haben  8500  Postämter  solche 
Kredite,  deren  Höhe  zwischen  150  und  1 00 OOO  Dollars  schwankt;  letzterer 
Betrag  gilt  für  Butfalo,  Washington  und  Indianopolis.  Die  Kredite  werden 
nach  Bedarf  in  der  Weise  abgehoben,  dat.'  die  znschul>bcdürttigen  Postämter 
bis  auf  Höhe  des  ihnen  bewilligten  Kredits  Schecks  auf  das  Postamt  in  New 
York  ausstellen  und  diese  entweder  an  Zahluni;sstatt  weitergeben  oder  sie 
einem  ant  Ort«  befindlichen  Bank-  oder  Geschflt'tshausc  zur  Einlösung  vor- 
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legen.    Die  Schecks  pflegen  von  den  Bank-  und  größeren  GescbUftsbifuscrii 

bercilwillig  und  ohne  Kosten  für  die  Post  Verwaltung  eingelöst  zu  werden.  Ist 
es  einem  Postamt  auNiiiiluiiNW L*i>e  iii^ht  möglich,  einen  Scheck  kostenlos  unter- 
zubringen, so  ist  die  Vcrmiitelung  eines  Nachbarpostamts  in  Anspruch  zu 
nehmen.  Letzteres  hat  dann  dem  Postamte,  weiches  den  Scheck  ausgestellt 
hat,  dessen  Bctr.if,'  miltel>^  eingeschriebenen  Briefes  in  Bankscheinen  zu  Uber- 
senden. Ist  der  Kiv Jit  eines  Postamts  erschöpft  oder  nahezu  ctvchöpfl,  so 
läßt  es  sich  von  der  ubeisten  P( »sllichürde  einen  neuen  Kredit  Liortncii.  Aul 
diese  Weise  hat  beispielsweise  das  Postamt  Bulfaio  ira  letzten  Jalue  zusutimicn 
3600000  Dollars  abgehoben,  d.  h.  es  hat  sich  seinen  Kredit  von  100000  Dollars 
durctisclinittlich  alle  Monat  dreimal  erneuern  lassen  müssen. 

Für  die  auf  Postanweisuni;  eingezahlten  Summen  ist  die  Post  Verwaltung 
der  Vereinigten  Staaten  gesetzlich  nicht  verantwortlich;  doch  werden  die 
Beamten,  wenn  sie  die  Auszahlung  einer  Postunweisung  an  eine  unberechtigte 
Person  verschuldet  haben,  zum  Ersätze  des  entstandenen  Schadens  heran- 
gezogen.  Kommen  ohne  Verschulden  des  Absenders  oder  Empfilngers  und 
zugleich  ohne  Verschulden  eines  Beamten  unrichtige  Auszahlungen  vor.  so 
leistet  die  Post  ausnahmsweise  Ersatz,  und  zwar,  wie  es  in  dem  Verwaltungs- 
berichte heilet,  »damit  der  gute  Ruf  der  Verwaltung  nicht  leidet».  Ein  RUck- 
griflf  auf  Beamte,  die  sich  Unregelmttfiigkeiten  bei  der  Auszahlung  haben  zu 
schulden  kommen  lassen,  findet  ziemlich  hflufig  statt;  im  letzten  Jahre  haben 
die  Beamten  1071  Dollars  zu  ersetzen  gehabt.  Auf  die  Postkasse  sind  dagegen 
in  demselben  Jahre  nur  78  Dollars  für  unrichtig  ausgezahlte  Po>tanweisungen 
übernommen  worden.  Der  Fall,  daß  Postanweisungen  in  Verlust  geraten, 
kommt  in  den  Vereinigten  Staaten  außerordentlich  hSufig  vor;  die  vielen  Ver> 
luste  von  Pc»tanweisungen  sind  vrohl  eine  Folge  davon,  dafi,  me  erwlhnl,  in  den 
Vereinigten  Staaten  die  Übersendung  der  Anwei  unif  an  den  Empfänger  nicht 
postseitig  bewirkt  wird,  sondern  durch  den  .Absender  zu  geschehen  hat.  In 
solchen  Fällen  werden  von  der  Postverwaltung,  um  die  Auszahlung  des  Betrags 
ZU  ermöglichen,  Doppel  der  verlorenen  Anweisungen  ausgestellt,  was  wegen 
der  erforderlichen  Ermittelungen  jedesmal  eine  nicht  geringe  Arbeitslast  fUr 
die  beteiligten  Dienststellen  verursacht.  Im  Jahre  1901/3  hat  auf  je  574  Post- 
an\\eisungen  ein  Doppel  ausgefertigt  werden  müssen  und  sind  deren  im 
ganzen  7053s  (rund  12000  mehr  als  im  Jahre  zuvor)  ausgestellt  worden. 

Die  Taxen  für  Postanweisungen  sind  in  den  Vereinigten  Staaten  er 
heblich  höher  als  bei  uns.  Beispielsweise  betrügt  die  Gebühr  Air  eine  Post- 
anweisung von  24  Dollars  (100  M.)  in  den  Vereinigten  Staaten  12  Cents  = 
60  Pf.,  bei  uns  dagegen  20  Pf.;  für  eine  Postanweisung  von  48  Dollar-^ 
(200  M.)  in  den  Vereinigten  Staaten  iK  Cents  (90  Pf.)  und  bei  uns  nur  -^o  Pf. 
Für  eine  über  73  Dollars  bis  zum  Meistbetrage  von  100  Dollars  (rund  400  M.) 
lautende  Postanweisung  wird  in  den  Vereinigten  Staaten  eine  Gebühr  von  30  Cents 
(1  M.  Pf.)  erhoben.  Der  Generulposimeister  schlägt  vor,  diese  Höchsttaxe 
auf  den  Betrag  von  25  Cents  (i  M.  23  Pf.',  dei  bereits  für  Postanweisungen 
von  mehr  als  öo  bis  y«,  Ddllais  zin  Erhetnini;  kommt,  zu  ermätJigen. 

Ein  weiterer  Vorschlag  zur  Verbesserung  des  Poslanweisungsdiensles  geilt 
dahin,  für  Betrage  bis  zu  2  Dollars  Postschecks  (Postbons)  einzuführen, 
um  so  ein  bet.|uemes  und  sicheres  Mittel  zur  Versendung  kleiner  Beträge  zu 
schatTen.  Der  Generalpostmeister  hotft,  daß  die  Einrichtung  der  Postschecks 
rianiciitl ich  bei  der  ternab  von  den  Postanstalten  und  Banken  wohnenden 
Landbevölkerung  Anklang  finden  und  glciclizeitig  dazu  beitragen  werde,  die  Zahl 
der  Air  den  Postbelrieb  so  unerwünschten  Briefe  mit  Geldinhalt  zu  vermindern. 
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Geschichte  des  deutschen  Zeitungswesens. 

Von  dem  unter  dem  Titel  »Geschichte  des  deutschen  Zeifungswcsens  von 
den  ersten  Anfängen  his  zur  Wiederaufrichtung  des  Deutschen  Reichs«  von 
Ludwig  Salomon  verfaßten,  sehr  interessanten  Werlte,  aus  deNsen  cr.Ntem 
Bande  wir  unseren  Lesern  In  Nr.  ai  des  Archivs  von  1900  eine  gedrängte 
Darstellung  gegeben  haben,  liegt  jetzt  der  zweite  Band  vor.  Er  behandelt  die 
traurige  Stellung  der  deutschen  Presse  während  der  französischen  Herrschaft 
(1792  bis  1814),  den  Niedergang  des  im  18.  Jahrhundert  Geschaffenen  unter 
der  harten  Hand  Napoleotus  I. 

Auf  der  linken  Rheinseite  herrschte  nach  der  tatsüchlichen  Vereinigung 
mit  Frankreich  im  Jahre  1 797  das  Kriegsrecht ;  nach  der  förmlichen  Abtretung 
an  Frankreich  im  Frieden  zu  Luneville  am  9.  Februar  1801  traten  die  fran 
zösischeii  PrcUgcsetze  in  Kraft,  die  von  der  in  der  Verf:isvuni^  des  .laliro  III. 
verkündeten  uneingeschränkten  PrelJfreiheit  nichts  nieiir  cikennen  üclkii. 
Schon  im  folgenden  Jahre  (IV)  war  es  den  Redakteuren  bei  iüdcs>trafc  ver- 
boten worden,  fllr  die  Wiederherstellung  des  Königtums  oder  der  Verfassung 
von  1 793  einzutreten  oder  zum  Sturze  der  bestehenden  Verfassung  oder  des 
Direktoriiiins  aufzufordern;  durch  das  Gesetz  vom  5 •  September  1797  waren 
alle  Zeitungen  unter  Polizeiaufsicht  gestellt  worden.  Die  deutschen  Zeitungen 
der  linken  Rheinseite  kamen  also  direkt  unter  die  WillkUr  der  tranzösischen 
Polizei.  Hierin  linderte  sich  auch  nichts,  als  Bonaparte  durch  den  Staate- 
strdch  vom  9.  November  1799  die  Gewalt  an  sich  riß,  denn  mittels  Dekrets 
vom  17.  Dezember  de.sselben  Jahres  erhielt  der  Polizeiminister  Anweisung,  alle 
Zeitungen  in  strengster  Weise  zu  beaufsichtigen,  genaue  Kontrolle  über  die 
Tendenzen  der  einzelnen  Journale  zu  führen  und  diejenigen  Bl^itter,  welche 
dem  Gouvernement  nicht  gefügig  seien,  zu  unterdrücken.  Auf  Grund  dieser 
Vorschriften  geschah  es,  daß  Redakteure  willkUrh'ch  gefangen  genommen  und 
nach  Paris  gebracht  wurden,  wo  sie  monatelang  im  (jcfangnisso  bleiben 
mutUen,  ehe  sie  sich  Gehör  verschaffen  konnten;  milMicbigc  Zeitungen  wurden 
ohne  weiteres  unterdrückt,  welchem  Schicksale  zeitweise  auch  die  nKOinische 
Zeitung«  wegen  eines  Artikels  Ober  die  Bewegungen  der  französischen  Armee 
verfiel.  Erwähnenswert  sind  aus  dieser  Zelt  zwei  journalistische  Unter- 
nehmungen  in  Cobicnz,  in  denen  der  bekannte  Gelehrte  und  Publizist  Jos.  von 
Görres  zunach^f  für  das  alte  Staatswesen,  darm  aber  rückhaltlos  gegen  die  Miß- 
wirtschatt  der  I  ranzosen  zu  Felde  zog.  Die  erste  Schrift  er6chien  unter  dem 
Titel:  »Das  Rote  Blatt«,  wurde  aber  schon  nach  einem  halben  Jahre  verboten ; 
das  zweite  Blatt  unter  dem  Titel:  »Der  Rübezahl«  mußte  nach  9  Monaten  sein 
Erscheinen  einstellen.  Ähnlich  erging  es  den  weniger  bedeutenden  Bl;(ttem 
in  Aachen,  Cleve,  Cieteld  utid  Bonn,  lu  Mainz  girigen  sänitlichc  Zeitungen 
bis  auf  ein  durtligcs  Intelligenzblatt  zugrunde.  liinei  gruben  .\nzahl  von 
deutlichen  Zeitungen,  z.  B.  der  Frankfurter  » Oberpostamtszeitung »  und  dem 
»Journal  de  Francfort«,  war  der  Einlaß  nach  der  linken  Rheinseite  gesperrt. 
Hierzu  kam,  daß  die  Presse  eine  drückende  Steuerlast  (3  Centimen  fllr  ein 
Zeitungsblatt  von  einem  halben  Bogen)  zu  tragen  \m\\\c. 

Im  übrigen  Dl- u  Ischl  and  braciilcn  die  p(Wilisclien  Ereignisse  tür  die 
Presse  vorübergehend  einen  erheblichen  Aufschwung.  Viele  neue  Zeitungen 
entstanden,  und  die  bereits  vorhandenen  BlStter  suchten  sich  zu  erweitem,  um 
durch  Öfteres  Erscheinen  und  reicheren  Inhalt  Jen  Zeitumständen  Rechnung 
zu  tragen.  Aus  jener  Zeit  stammt  die  1  Rheinisch  -  Westfälische  Zeitung«, 
die   1799  aU  Fortsetzung  der  » lissendischen  Zeitung«   unter  dem  xNamcn 
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»Allgemeine  Politische  Nachrichten«  in  Essen  herausgegeben  wurde,  ferner  die 
>iAufrichtige  deutsche  Volkszeitung«,  jetzt  »Geraer  Zeitung^  1794,  die 
»Fränkische  Staats-  und  gelehrte  Zeitung jetzt  »Neue  Würzburger  Zeitung« 
1803,  die  »Stld preußische  Zeitung«  in  Posen  1794,  seit  1806  »Posener  Zeitung«. 
Unter  den  i'tcren  Zeitungen  traten  namentlich  die  »Elberfelder  Zeitung«  und 
die  »National  Zeitung  der  Deutschen  '  hervor.  Letztere  gewann  durch  die  von 
ihrem  Heray^j^elier  Rudolph  Zacharias  Becker  in  Gotha  vcitrelene  nationale 
Richtung,  die  auf  die  Stürkung  des  Gefühls  der  Zusammengehörigkeit  unter 
allen  deutschen  Stämmen  abzielte,  grofie  Verbreitung. 

Führend  unter  den  deutschen  Zeitungen  wurde  durch  die  Gediegenheit 
ihres  Inhalts  die  von  Cotta  am  i.  Januar  i7()8  gegründete  "  Allt^emeinc  Zeitunj»« . 
Sic  vermied  es  zwar,  für  eine  bestimmte  politische  Richtung  einzutreten,  und 
wollte  nur  Ereignisse  farblos  mitteilen,  sie  zeichnete  sich  aber  dadurch  aus, 
daß  sie  ihren  StoflT  mit  einer  Art  von  Wissenschaftlichkeit,  vom  Standpunkt 
allgemeiner  Bildung  aus  behandelte.  Zimikhst  hatte  Cotta  Schiller  für  die 
Leitung  des  Blattes  zu  «gewinnen  gesucht.  Dem  Dichter  waren  ein  festes  Jahres- 
geluilt  von  -iofK)  (iiiKlen  imd  Tantiemen  zugesichert  worden.  Trotzdem  hatten 
die  Unterhandlungen  sich  zerschlagen.  Demnächst  wendete  Cotta  sich  an  den 
bekannten  geschichtlichen  Schriftsteller  Posselt.  Auch  mit  ihm  ergaben  sich 
anfänglich  Schwierigkeiten,  so  daß  zuerst  nicht  die  geplante  große  Zeitung, 
sondern  eine  Monatsschrift  '  Europäische  Annalen«  zustande  kam,  die  von  1705 
bis  1820  erschien  und  noch  heute  als  Geschichtsquclle  der  damaligen  Zeit 
geschätzt  wird.  Erst  im  Jahre  1797  kam  es  zu  einem  Vertrage  mit  I^ossclt, 
demzufolge  die  erste  Nummer  der  »Neuesten  Weltkunde«,  wie  die  »Allgemeine 
Zeitung«  anfiinglich  hieß,  am  i.  Januar  1798  erscheinen  konnte.  Als  Verlagsort 
war  Tübingen  gewiihlt.  Die  Zeitung  wurde  täglich  auf  einem  halben  Bogen 
in  groliem  Quartformat  herausgegeben.  Da  von  Tübingen  die  Post  nur  dreimal 
wöchentlich  abging,  muüte  der  Verleger  die  Auflage  durch  eigene  E^taflelte 
nach  Stuttgart  und  Cannstatt  befördern  lassen.  Bemerkenswert  ist,  daß  Cott« 
auf  ein  besonderes  Gesuch  hin  zunMchst  auf  ein  Jahr  von  der  Zensur  befreit 
wuTile.  Die  Haltung  des  Blattes  unter  dem  Franzosenfreunde  Possclt  erregte 
bald  das  Milcsfallen  der  Reiclisregierung  in  Wien,  so  der  Zeitung  bereits 

im  August  der  Postdebit  entzogen  werden  sollte.  Diesem  Schlüge  kam  Cotta 
indes  zuvor,  indem  er  Posselt  die  Redaktion  abnahm,  seiner  Zeitung  nunmehr 
den  Titel  »Allgemeine  Zeitung«  gab  und  den  Verlag  nach  Stuttgart  überführte. 
Die  Zensurfreiheit  hörte  aber  auf.  Nachfolger  Possells  in  der  Redaktion  wurde 
der  Schriftsteller  Huher,  der  zwar  ruhigeren  Geistes,  aber  als  geborener  Pariser 
ebenfalls  ein  begeisterter  Frunzosenfreund  war.  Immerhin  war  die  Haltung 
des  Blattes  gemäl^igt;  auch  Gothe  lieferte  Beitrüge.  Die  Ruhe  war  nicht 
von  langer  Dauer.  Infolge  der  Stellungnahme  in  einem  Konflikte  zwischen 
dem  Herzog  Friedrich  und  den  Württembergischen  Landstanden  zog  sich  die 
Zeitung  die  Ungnade  des  Herzogs  zu  und  wurde  deuinilchst  bei  jeder  Gelegenheit 
geschädigt,  am  13.  Oktober  1803  sogar  verboten.  Hierauf  wurde  das  damals 
bayerische  Ulm  als  Verlagsort  ausersehen,  wo  die  erste  Nummer  unter  dem 
erweiterten  Titel  »Kaiserlich  und  Kurbayrisch  privilegirte  Allgemeine  Zettung« 
bereits  am  1  7.  N  ovember  erschien.  .\ls  spfiter  der  gebietende  Einfluß  Napoleons 
sich  geltend  inachte,  kam  die  Zeitung  in  ein  gewisses  Abhängigkeitsverhältnis 
zu  der  französischen  Regierung,  und  zur  Zeit  des  I^heinbundes  wurde  sie,  wie 
die  gesamte  Presse,  jeder  Selbstündigkeit  beraubt. 

Unter  den  zu  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  verbreiteten  Zeitschriften 
sind  die  »Zeitung  für  die  elegante  Welt«  in  Leipzig  und  »Der  FreimUthige« 
IM  Berlin  ZU  nennen.  In  iliesen  beiden  Zeitungen  spielte  sich  der  Streit 
zwischen  der  Schule  der  Romantiker  (den  beiden  Schlegel,  Tieck  und  Bernhardij 
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und  ihren  Gegnern  Kotzebuc  und  Merkel  ab.  Namentlich  »Der  FrciinUthigf« 
unter  Kotzcbues  eigener  Leitung  erlangte  durch  <;cine  >^ch;lrfeI1  Angriffe  gegen 
den  als  Staatsmann  nicht  uligemein  beliebten  Göthe  groi>es  Ansehen.  Wegen 
seines  deutschen  Geistes  pc^itisch  bemeiicenswert  ist  das  Journal  »Elysium  und 
Tartarus«,  das  u.  a.  Wieland  und  J.  H.  Voß  zu  seinen  Mitarbeitern  ziihUe. 

Eine  traurige  Epoche  beginnt  mit  dem  Erscheinen  Napoleons  in  Deutsch- 
land. Es  ist  bekannt,  dal.s  das  gebildete  Publikum,  das  mit  den  Zuständen 
des  alten  deutschen  Reichs  römischer  Nation  unzutiioden  war,  in  seiner  Uber- 
wiegenden Mehrzahl  den  Eroberer  zuerst  als  den  Bringer  einer  besseren  Zukunft 
begrüßte.  Diese  Auffassung  fand  auch  in  der  Presse  ihren  Ausdruck.  Napoleon 
liebte  es  indes  nicht,  dal?  die  Zeitungen  sich  mit  Politik  t>e£iflten.  Er  benutzte 
wohl  die  Presse,  um  für  seine  PiMne  und  Unternehmungen  Stimmung  7.u 
machen,  und  gab  in  solchen  Füllen  genau  an,  wie  die  Zeitungen  sich  zu 
äußern  hätten;  aber  damit  war  auch  die  Grenze  gezogen,  über  die  hinaus 
die  Zeitungen  sich  mit  Regierungssachen  nicht  beschilftigen  durften,  denn  einen 
anderen  Willen  und  eine  andere  Ansicht  neben  den  seinigen  erkannte  er  nicht 
an.  So  lange  Napoleon  auf  seiner  Höhe  stand,  war  die  Presse  nicht  nur  in 
Frankreich,  sondern  auch  in  den  von  ihm  besct/ten  1,. 'indem  tatsächlich  ge- 
knebelt; öffentlich  verkündet  wurde  die  Zensur  allerdings  erst  im  Jahre  1810 
durch  die  Einrichtung  eines  Generaldirektoriums  ftlr  die  Druckereien  und  den 
Buchhandel,  das  alles  verbieten  sollte,  was  sich  mit  den  Pflichten  der  Untertanen 
gegen  den  Herrscher  und  »las  SlaalsinfiTo^vc  in  Widerspruch  befand.  Im 
Jahre  181  i  folgten  noch  besondere  Bestinuiiungcn  für  die  deutschen  Zeitungen, 
die  dahin  lauteten,  daß  jedes  Blatt  unterdrückt  werden  solle,  das  andere 
politische  Nachrichten  brichte  als  solche,  die  dem  Montteur  offictel  entnommen 
wären.  Schon  vorher  (1810}  hatte  Napoleon  die  Zeitungen  in  FVankreich  auf 
ein  Blatt  für  jedes  Departement  bc.schrJinkt ,  und  von  seinen  Verbündeten, 
namentlich  von  den  RheinbundfUrsten,  verlangte  er  ähnliche  Maßnahmen.  DalJ 
eine  solche  unnatürliche  Knebelung  der  Presse  keine  guten  Früchte  zeitigen 
konnte,  ist  selbstredend,  und  auch  Napoleon  hat  in  spateren  Jahren  das  Falsche 
eines  solchen  Vorgehens  eingesehen.  Nach  seiner  Rückkehr  von  Elba,  wtfhrend 
der  Zeit  der  100  Tage,  gewährte  er  vollständige  PrelAfreiheit. 

Daß  in  den  zu  Frankreich  geschlagenen  Teilen  Deutschlands 
fast  alle  Zeitungsunternehmungen  unter  den  polizeilichen  Maßnahmen  zugrunde 
gingen,  haben  wir  bereits  erwühnt.  Die  verbliebenen  Zeitungen  verschwanden 
zum  grOflten  Teile,  als  im  Jahre  1809  angeordnet  wurde,  daß  die  Blatter 
sowohl  in  französischer  als  auch  in  deutscher  Sprache  gedruckt  werden  sollten. 
Die  wenigen  Zeitungen,  die  bestehen  blieben,  enthielten  außer  einigen  Ab- 
drücken aus  dem  franzöMschen  Moniteur  nur  kleine  Er/.ählungen,  Anekdoten, 
Gedichte  usw.,  ferner  eine  Liste  der  Geburten,  Eheschließungen  und  Sterbefälte, 
sowie  einige  Inserate.  Über  die  weltbewegenden  politischen  Ereignisse,  die 
sich  abspielten  oder  vorbereitet  wurden,  war  in  ihnen  nicht-  zu  finden. 

Eine  schwere  Schädigung  erlitten  namentlich  auch  die  Hamburger  Zeitungen. 
Schon  im  .lahrc  iSo-t,,  u\sa  lange  vor  der  Besetzung  der  Stadt  durch  tran- 
zösische  Truppen,  reichte  Napoleons  Einfluß  so  weit,  daß  auf  sein  Geheiß  der 
Hamburger  Senat  dem  »Hamburgischen  Correspondentena  befehlen  mullte, 
einen  englandfeindlichen  Artikel  abzudrucken.  Demnächst  folgte  eine  Gewalt- 
inaßregel  vier  anderen,  so  daß  beim  Einmärsche  der  französischef)  Truppen 
Ende  i8o()  die  ganze  Piesse  hanzösische  Anschauungen  /nni  .\u'-drucke 
brachte.  Nach  der  Einverleibung  Hamburgs  in  das  Kaiserreicli  mittels  Dekrets 
vom  (3.  Dezember  18 to  ging  die  Presse  schnell  ihrem  Ende  entgegen.  Von 
15  Tötungen  und  Zeitschriften  wurden  alsbald  neun  unterdrttckt,  zwei  hielten 
sich  bis  Ende  181 1.  Der  »Hainburgische  Correspondent«  erschien  unter  dem 
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Titel  »Journal  officiel  du  Departement  des  ßouches  de  l'Elbe«,  die  »Hamburger 
Nachrichteno  führten  den  Titel  »Aftiches,  Annonces  et  Avis  divers  de  Ham- 
bourg«.  Beide  Zeitungen  brachten  lediglich  einige  offiziös  gefärbte  Mit- 
teilungen; unter  der  Schreckensherrschaft  des  Marschalls  Davoust  hörten  sie 
zeitweise  auf  zu  existieren. 

Auch  im  Gebiete  des  Rheinbundes  ruli(e  die  Hand  Napoleons  schwer 
auf  der  Presse.  Bekanntlich  umfaßte  der  Rheinbund  zunüchst  Frankfurt, 
Bayern,  Württemberg,  Baden,  das  Herzogtum  Berg,  Hcssen-Darmstadt,  Nassau 
und  verschiedene  kleine  FOrstentQmer.  Spflter  kamen  Westfalen,  Sachsen,  die 
beiden  .Mecklenburg,  Oldenburg  u.  a.  hinzu.  Namentlich  der  frühere  Reichs- 
Er/kanzk-r  v.  Dalberg,  dem  das  Ftiistentum,  spätere  Grol^herzogtum  Frankfurt 
übertragen  worden  war,  zeigte  ^icli  in  der  Unterdrückung  der  Presse  als  eitriger 
Diener  Napoleons.  Ohnehin  hatten  in  Frankturt  die  Zeitungen  keine  groUe 
Freiheit  genossen.  Durch  fortgesetzte  Beschwerden  Frankreichs  und  Österreichs 
eingeschüchtert  hatte  der  Rat  der  Stadt  1804  den  Zeitungen  verboten,  irgend 
etwas  gegen  auswärtige  Regierungen  zu  schreiben,  und  i8o6  übcrtrui^  er  die 
Zensur  dem  französischen  Minister-Residenten,  v.  Dalberg  ging  in  seinem  Eifer 
noch  weiter  und  untersagte  den  Zeitungen,  Meldungen  irgend  welcher  Art 
Uber  seine  Person,  seinen  Staat  und  die  Angelegenheiten  der  Stadt  Frankfürt 
zu  veröffentlichen.  Was  an  politischen  Nachrichten  gedruckt  werden  durfte, 
lief  auf  eine  Vergötterung  Napoleons  hinaus.  Trotzdem  in  dieser  Beziehung 
viel  geleistet  wurde,  hielt  es  der  Fürst-Primas  für  nötig,  mit  Ablauf  des  Jahres 
1810  alle  im  Groüherzogtum  erscheinenden  politischen  Zeitungen  zu  verbieten. 
Daftlr  wurde  in  Frankfurt  eine  offizielle  Zeitung  gegründet,  deren  Redakteur 
vom  Polizeiminkter  ernannt  und  deren  Zensur  vom  Polizeidirektor  ausgeübt 
wurde. 

In  Bayern  war  die  Presse,  abgesehen  von  der  erwähtitcn  »Allgemeinen 
Zeitung«,  ohne  Bedeutung  und  blieb  deshalb,  einige  Zurechtweisungen  un- 
gerechnet, ziemlich  unbelüstigt.  Wir  haben  gesehen,  daii  die  »Allgemeine 
Zeitung«  sich  dem  Einflüsse  Napoleons  nicht  hatte  entziehen  kOnnen.  Dies 
war  ebensowenig  der  Fall,  als  nach  der  Abtretung  von  Ulm  an  Württemberg 
der  Oit  des  Erscheinens  nach  .Augsburg  verlegt  wurde  und  die  Zeitung  den 
Titel  »Augsburger  .\llgenieine«  annahtn.  Sie  verlor  infolge  ihres  Verhältnisse?, 
zur  französischen  Regierung  vollständig  ihre  Bedeutung  und  mußte  dem  Bei- 
spiele der  übrigen  Zeitungen  folgen,  Uber  Politik  nur  dasjenige  zu  berichten, 
was  dem  Kaiser  gefiel. 

Alle  BUiller  in  den  anderen  l.iindern  des  Rheinbundes  standen  unter  dem- 
selben Drucke  und  litten  an  dcrsellien  Inhaltlosigkeit.  In  Raden  verlangte 
Napoleon  die  Unterdrückung  samtliciier  Zeitungen  bis  auf  ein  in  Karlsruhe 
unter  strengster  Aufsicht  erscheinendes  Organ.  In  Mülheim  (Rhein)  erhielt  «in 
Redakteur  mehrere  Wochen  Kerker,  weil  er  im  Jahre  1812  die  Abreise  des 
russischen  !'  itsduiflers  aus  Paris  als  ein  wichtiges  Ereignis  bezeichnet  hatte. 
Im  ganzen  (ii  ( t!>hcrzogtum  Oldenburg  bestand  nur  ein  einziges  Ititelli^enzblatt, 
das  wöchentlich  einmal  auf  einein  Bogen  in  Qiiart  erschien.  Der  Redakteur 
Becker  der  »National-^Zeitung  der  Deutschen«  wurde  wegen  eines  in  deutsch- 
nationalem Sintie  gehaltenen  Artikels  181 1  in  der  Residenz  Gotha  von  fran- 
zösischen Kürassieren  vcihattet  und  unter  ihrer  Bedeckung  in  einem  Wagen 
entlührt.  Monate  hindurch  wußte  nicht  einmal  seine  Familie,  wohin  ei  ge- 
bracht worden  und  ub  er  noch  am  Leben  war.  Er  sal»  auf  der  Zitadelle  in 
Magdeburg  in  einer  engen,  dunklen  Kasematte  und  erlangte  erst  nach 
1 7  Monaten  auf  eine  Bittschrift  seiner  Frau  hin  seine  Freiheit  wieder.  Die 
Zeitung  war  unterdrückt  worden  und  lebte  erst  nach  der  Sprengung  der  fran- 
zösischen Fessln  wieder  auf. 
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Besonders  bezeichnend  für  die  damaligen  Zeitumstifnde  war  das  Schicksal 
der  »Leipziger  Zeitunga,  ille  iiacli  dem  Pachtvertrage  zwischen  der  Regierung 
als  Besitzerin  der  Zeitung  und  dem  Pachier  die  einzige  politische  Zeitung 
Sachsens  war.  Dieses  Privilegium  hat  bis  i8(8  bestunden.  Die  Zensur  war 
bb  1806  milde;  sie  wurde  von  dem  Professor  filr  Geschichte  an  der  Universitüt 
und  hinsichtlich  der  inländischen  Staats-,  Hof-  und  Landesangelegenheiten  von 
einem  Beamten  des  Geheimen  Kabinetts  gehandhabt.  Nach  der  unglQcklichcn 
Schlacht  bei  Jen;i  und  Auerst;(dt  wurde  die  Stadt  von  den  Franzosen  besetzt 
und  einem  Gouverneur  unterstellt,  der  sich  sofort  der  Zeitung  bemächtigte. 
Nach  dem  gegen  Ende  1806  zwischen  Frankreich  und  Sachsen  zustande  ge- 
kommenen Frieden  verminderte  sich  der  französische  Einfluß  auf  die  Zeitung 
nicht  merklich;  das  Blatt  mußte  nach  wie  vor  alle  oftiziellen  französischen 
Sie^esbiillctins  wörtlich  abdiucken;  die  Nachrichten  über  Spanien  und  die 
dortige  Kriegslage  durften  nur  dem  tranzüvischen  Moniteur  cntiiornmen  werden; 
Artikel,  die  in  irgend  einer  Beziehung  für  Frankreich  nachteilig  werden  konnten, 
durften  überhaupt  nicht  gedruckt  werden.  Neue  Schwierigkeiten  erwuchsen 
der  Zeitung,  als  im  Kriege  Frankreichs  und  Sachsens  gegen  Österreich  die 
Stadt  im  Jahre  iXoq  von  den  Österreichern  eingenommen  wurde.  Die  fran- 
zosenfreuiidlichen  Artikel  verscliw  uiiden  oiis  den  S]->.'dteii  dev  Blattes,  aber  iku  Ii 
dem  Frieden  zwischen  üslerreicli  und  Sachsen  machte  sich  der  frühere  fran- 
zösische Einfluß  sofort  wieder  geltend.  Wahrend  des  Feldzugs  Napoleons 
gegen  Rußland  mußte  die  Zeitung  —  wie  die  ganze  Presse  innerhalb  des 
französischen  Machtbereichs  —  Sieg  auf  Sieg  verkünden;  erst  Ende  1812 
durfte  das  Bulletin  abgedruckt  werden,  das  der  Welt  die  ganze  Wahrheit  mit- 
teilte. Als  hierauf  im  Belreiungskrieg  Ende  Mürz  1813  die  Russen  Leipzig  in 
Besitz  nahmen,  Änderte  sich  die  Sache  insofern,  als  die  Befehle  an  die  Zeitung 
nicht  mehr  aus  Paris,  sondern  aus  dem  preußisch-russischen  Lager  einliefen  und 
«»elbstverst^fndlich  die  entgegengesetzte  Färbung  trugen.  Von  einer  selbständigen 
ßerichterstiittung  war  auch  jetzt  keine  Hede.  Nach  dei  Schlacht  bei  Lützen 
trat  dann  wiederum  eine  französische  Epoche  ein,  die  um  so  härter  ausfiel, 
als  der  Zeitung  die  den  verbündeten  Preußen  und  Russen  freundlichen  Artikel 
unvergessen  waren.  Aus  geringfügigem  Anlasse  kam  es  zur  Verhaftung  des 
Hedakteurs  und  zu  seiner  Überführung  in  ein  Gefängnis  zu  Erfurt,  wo  er  eine 
Woche  hindurch  festgehalten  wurde.  Napoleon  nahm  von  der  Zeitung  voll- 
ständig Besitz  und  unterstellte  sie  einem  besonderen  Kabinette.  Die  Niederlagen 
der  Franzosen  an  der  Katzb^b,  bei  Dennewitz,  Groflbeeren,  Nollendorf  usw. 
wurden  zuntfchst  verschwiegen  und  erst  nach  Wochen  als  nebensachlich  kurz 
erwähnt  oder  gar  als  französische  Siege  ausgegeben.  Als  aber  nach  der  Völker- 
schlacht bei  Leipzig  die  erste  Nummer  am  22.  Oktober  erschien,  war  der 
französische  Bann  schon  gebrochen;  die  Mitteilung  lautete,  daU  der  ent- 
scheidende Sieg  für  die  »gute«  Sache  erkämpft  sei. 

In  Preußen  herrschten  zu  Anfang  des  1 9.  Jahrhunderts  in  bezug  auf  die 
Presse  noch  die  Grund^tze  Friedrichs  des  Großen,  das  Zeitungswesen  halte 
sich  deshalb  nur  wenig  entwickelt.  In  Berlin  eischienen  nach  wie  vor  an 
politischen  Blattern  von  einiger  Bedeutung  nur  die  nSpenersche«  und  die 
»Vossisclie  Zeitung«,  aber  auch  diese  beiden  Blätter  waren  inhaltlich  durchaus 
dOrftig.  Über  das  eigene  Vaterland  veröffentlichten  sie  fast  gar  nichts,  denn 
die  Zensur  unterdrückte  jede  offene  Meinungsäußerung.  Selbst  Uber  die  ent- 
V  heidenden  Schlachten  aus  dem  Jahre  1806  erhielten  die  Berliner  durch  ihre 
Zeiltinu'en  «gewöhnlich  erst  nach  4  Tagen  Mitteilung,  und  die  erste  Nachricht 
von  dem  Einmärsche  der  Franzosen  erschien  3  Tage  nach  der  Besetzung  der 
Stadt.  Der  Einzug  Napoleons  in  die  preußische  Hauptstadt  wurde  in  schwung- 
vollen Artikeln  ab  freudiges  Ereignis  gefeiert. 
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Mit  dem  erwachenden  nationalen  Empfinden  des  Volkes  suchten  zwar  die 
>  S[ntierscheo  utul  die  »Vossischc  Zeitung«  gleichtalK  wieder  in  nationale 
Bahnen  einzulenken,  aber  das  herrschende  französische  System  ließ  derartige 
Regungen  zunächst  nicht  zu.  Wenig  Glück  hatten  auch  die  von  Heinrich 
V.  Kleist  herausgcKebenen  »Beritner  Abendblätter«,  die  bestimmt  waren,  die 
nationale  Sache  zu  vertreten,  aber  schon  nach  wenigen  Monaten  von  dem 
Verbot  ereilt  wurden,  politische  Artikel  zu  veröffentlichen.  R.iKl  darauf  «-teilten 
sie  ihr  Ersciieinen  ein.  Auch  nach  der  Niederlage  Napoleons  in  Kußland 
mußten  auf  Anweisung  der  preußischen  Regierung  die  Berliner  Zeitungen  ihre 
franzosenfreundliche  Haltung  so  lange  beibehalten,  bis  das  BQndnis  mit  Ruß- 
land endgültig  abgeschlossen  war  und  die  Vorbereitungen  für  den  Befreiun^- 
kampf  getroffen  waren  AK  dann  am  3.  Februar  1813  der  öffentliche  Aufruf 
zum  freiwillij^cn  Eintritt  in  das  Heer  erschien,  konnten  die  Zeitungen  die 
Maske  abwerfen,  zunächst  allerdings  mit  einer  gewissen  Vorsicht,  weil  die 
Franzosen  Berlin  noch  besetzt  hielten;  z.  B.  muftte  die  neu  eingerichtete  Spalte 
»Vaterlandsliebe«  auf  Anweisung  des  Gouverneurs  Augercau  wieder  aufgehoben 
werden.  Erst  nach  dem  Abzüge  der  Franzosen  aus  Berlin  in  der  Nacht  vom 
3.  7um  4.  M;'irz  Hol  für  die  Berliner  Zeitungen  die  letzte  französische  F'cssel, 
um  alsbald  durch  die  schwedische  Fessel  ersetzt  zu  werden,  die  Bernadoite 
auferlegte.  Ohne  seine  Erlaubnis  durfte  über  den  Krieg  keine  Nachricht  ge- 
druckt werden.  Selbst  Uber  den  Si^  BQlows  bei  Großbeeren  durften  die 
Zeitungen  w^en  der  Eifersucht  der  Schweden  den  Bericht  des  Siegers  nicht 
veröffentlichen;  drei  Tage  später  Heß  Bernadotte  eine  Meldung  drucken,  in  der 
die  für  Berlin  so  bedeutungsvolle  Schlacht  als  ein  eben  nicht  wichtiges  Gefecht 
hingfötellt  wurde.  Auch  über  die  Schlacht  bei  Leipzig  wußten  die  Zeitungen 
nur  Unzullingliches  mitzuteilen. 

Von  der  Provinzpresse  ist  in  er^!cr  Linie  die  »Schlesische  Zeitung«  zu 
nennen.  Vor  der  Besetzung  Breslaus  timch  die  Franzosen  genoß  das  Blati 
zwar  insofern  etwas  mehr  Freiheit,  als  es  die  nationale  Richtung  vertreten 
konnte,  politische  Nachrichten  durfte  es  aber  nicht  verbreiten.  Als  am 
5.  Januar  1807  die  Franzosen  in  die  Stadt  einrückten,  kam  die  Zeitung  unter 
französische  Zensur,  und  danut  wiederholte  sich  das  Bild,  das  wir  von  den 
übrigen  Zcitunj^en  entworfen  haben.  Als  aber  die  V< h  lu-rcitun^en  für  den 
Befreiungskrieg  ini  Ganijc  waren,  stand  die  -  Schlcsische  Zeitung«  an  der  Spit/e 
der  Bewegung.  Sie  vcrötleiUiiclilc  in  ihrer  Nummer  vom  20.  März  1813  zuerst 
die  drei  denkwtlrdigen  Urkunden:  »An  mein  Volk«,  »An  mein  Kriegsheer« 
und  »Stiftung  des  ei.sernen  Kreuzes«.  Aul.^crdem  sei  die  »Königlich  Preußische 
Staats-,  Kriegs-  und  Friedenszeitung"  (ietzt  Königshcrger  Hartimgsche  Zeitung) 
genannt,  welche  die  nationale  Sache  f)ffen  vertrat,  bis  die  Franzosen  nach  der 
Schlucht  bei  Friedland  in  Köiugsberg  einrückten.  Der  Redakteur  wurde  wegen 
früherer  Artikel  aus  der  Feder  des  preußischen  Generals  Reuchel,  in  denen 
Napoleon  Dieb  und  Rüuber  genannt  worden  war,  verhaftet;  er  erlangte  seine 
Freiheit  erst  nach  derii  Tilsjier  hrieden  wieder.  Während  der  Zeit  der  Ab- 
hängigkeit PreuL^ens  von  Fiankreich  war  die  Zeitung  natürlich  ebenso  inhaltsleer 
wie  die  anderen  Zeitungen.  In  der  Zeit  der  Vorbereitung  des  großen  Be- 
freiungskampfes hat  sie  aber  redlich  ftkr  die  nationale  Sache  mitgewirkt.  Zu 
jener  Zeit  war  der  Dichter  Kotzebue  ihr  Redakteur,  er  fand  dadurch  eine 
erwünschte  Gdegenheit,  seinen  ganzen  Hafi  gegen  Napoleon  zu  Papier  zu 
bringen. 

In  Österreich  bestand  zu  Anfang  des  Jahrhunderts  eine  nennenswerte 
Presse  Oberhaupt  nicht.  Das  geistige  Leben  des  Volkes  stand  noch  so  tief, 
daß  ein  Bedürfnis  fUr  politische  Zeitungen  nicht  vorhanden  war.  Die  amtliche 
»Wiener  Zeitung«  genügte  vollständig.  Erst  nach  der  Niederwerfung  Österreichs 
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durch  Napoleon  erkannte  der  Ministerprtfsident  Metternich  die  Notwendigkeit, 
eine  Presse  zu  schaffen,  um  in  nationalem  Sinne  auf  das  Volk  einzuwirken 

und  die  GetnUfer  für  seine  Plane  empr'in^licli  zu  machen.  Er  erblickte  aber 
die  Kxistenzbercchtigunt;  der  Zeitungen  darin,  Organe  der  Regierung  zu  sein, 
also  auch  lediglich  im  binne  der  Regierungspolitik  zu  wirken,  eine  selbständige 
Meinung  gestand  er  ihnen  nicht  zu.  Wegen  seines  Planes  trat  er  mit 
Friedrich  Gentz  in  Verbindung,  der  schon  in  Berlin  literarisch  ttftig  gewesen 
war.  Der  »österreichische  Reobachteru,  der  seit  dem  i.  Marz  1810  erschien, 
wurde  angekauft  und  vollständig  von  der  k.  k.  Hof-,  Haus-  und  Staatskanzici 
geleitet,  obwohl  die  Regierung  sich  nicht  als  Redakteur  bekannte.  Gentz 
sdirkb  die  meisten  bedeutenderen  Artikel  ganz  im  Sinne  Metternichs  und 
unterdrtlckte  als  Zensor  in  Wien  alle  Artikel,  die  der  Regierung  nicht  genehm 
waren.  In  der  Politik  vertrat  das  Blatt  zunächst  die  Erhaltung  Napoleons  auf 
dem  französischen  Throne;  nach  seinem  Sturze  schwenkte  es  aber  zu  den 
Bourbonen  Uber.  Die  Erklärung  für  diesen  Richtungswechsel  findet  sich  in 
dem  Tagebuche  des  Gentz,  in  dem  unter  dem  30.  Dezember  1813  ein  Geschenk 
des  Königs  von  Frankreich  im  Betrage  von  24  000  Gulden  verzeichnet  steht. 

Übrigens  hatten  in  den  Österreichischen  Erbländern  nur  die  Landeshaupt- 
städte Zeitungen,  und  zwar  als  amtliche  Landeszeitungen  der  Regierungen. 
An  anderen  Orten  wurde  die  Erlaubnis  zur  Herausgabe  von  Tagesblattern 
nicht  erteilt.  Die  betreffenden  16  Blätter  durften  ihren  Stofi*  nur  aus  der  amt- 
lichen »Wiener  2^itung«  entnehmen  und  über  Regierungsgeschäfte  und  Staats- 
einrichtungen nichts  berichten,  bevor  sie  von  Landesstellen  Anweisung  erhalten 
hatten  oder  in  der  »Wiener  Zeitung«  etwas  er'^oliiLMien  war.  Hierzu  kam  der 
lästige  Zcitungsstempel  von  '  .,  Kr.  fllr  inhiiuiiM  Iil-  Zeitungen  unter  einem 
ganzen  Bogen,  1  Kr.  tür  die  übrigen  inländiscticii  Zeitungen  und  tUr  alle  uus- 
lindischen  2Seitungen,  die  nicht  einen  ganzen  Bogen  umfaßten,  und  3  Kr.  fbr 
ausländische  Zeitungen  von  einem  Bogen  und  mehr.  Dieser  Stempel  hat  bis 
Ende  1899  bestanden.  Infolgedessen  hatte  Osterreich  zu  Ende  des  \q.  Jahr- 
hundertN  insgesamt  nur  84  TagesbläUer,  während  im  Deutschen  Reiche 
1220  Tage^bliitter  erschienen. 

Ftlr  eine  gedeihliche  Entwickelung  der  Zeitschriften  waren  die  Zeit- 
omstllnde  nicht  angetan:  die  Gedrücktheit  der  Gemüter  und  die  fortschreitende 
Verarmung  des  Volkes  lietk'ii  die  älteren  Zeitschriften  untergehen  und  neue 
Erscheinungen  auf  diesem  Gebiete  schwer  aufkommen.  Besonders  erwähnens- 
wert ist  nur  das  von  Cotta  herausgegebene  »Morgenblatt  fUr  die  gebildeten 
Stande«,  das  eine  antiromantische  Richtung  verfolgte,  später  unter  Hauff's  und 
Schwab's  Leitung  das  Hauptorgan  der  schwabischen  Dichter  wurde  und  auch 
Uhland  zu  seinen  Mitarbeitern  zählte.  Andere  Zeitschriften,  wie  der  »Phöbusu 
in  Dresden,  die  »Zeitschrift  für  Einsiedler«  in  Heidelberg,  die  »Musen«  in 
Berlin  u.  a.,  verdienen  nur  deshalb  Erwähnung,  weil  hervorragende  Schrift- 
stdler  und  Dichter  jener  Zeit,  z.  B.  v.  Kleist,  Tieck,  Wieland,  die  Schlegel, 
Jakob  Grimm,  Christian  Schlosser  und  Fichte,  Beiträge  lieferten.  Trotzdem 
hatten  diese  Unternehmungen  nur  eine  kurze  Lebensdauer.  In  Österreich  war 
die  oWiener  allgemeine  1  heaterzeitung«  das  einzige  literarische  Organ.  Sie 
schuf  sich  einen  grollen  Leserkreis,  indem  sie  es  verstand,  ihre  Artikel  in  den» 
in  Wien  beliebten  leichten  Plaudertone  zu  bringen.  In  vielen  Familien  war^ 
sie  bis  in  die  vierziger  Jahre  des  19.  Jahrhunderts  hinein  der  einzige  periodisch 
erscheinende  Lesestoff.  Noch  unbedeutender  als  die  auf  Verbreitung  aIlii;.moincr 
Bildung  berechneten  Blätter  waren  die  Zeitschriften  mit  pulitisclici  Grund- 
Stimmung,  von  denen  sowohl  solche  mit  vaterlandischem  Geiste  als  auch  solche 
mit  napolconischen  Ideen  erschienen.  Unter  den  ersteren  seien  nur  der  »Neue 
Peuerbrandc  und  die  durch  Kotzebue  von  Rußland  aus  verbreiteten  beiden 
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Journale  »Biene«  und  »Grille«  hervorgehoben;  von  letzteren  verdienen  der 

»Rheinbund«  und  »Jason«  Erwähnung, 

Nach  dem  Befreiungskriege  begann  für  die  deutsche  Pres?;e  eine  lange  Zeit 
harten  Ringens,  bis  .sie  sich  ihre  gegenwärtige  Stellung  crkämptt  hatte.  Auf 
diese  Zeit  wird  ein  dritter  Band  eingehen,  mit  dessm  Inhalte  wir  unsere  Leser 
nach  seinem  Erscheinen  ebenfalls  bekannt  machen  werden. 


Das  neue  italienische  Fernsprechgesetz. 
Von  Ober -Postinspektor  W.  Meyer  in  Beriin. 

Das  Fernsprechwesen  in  Italien  ist  ^war  grundsätzlich  zum  Regal  erklärt, 
aber  der  Staat  hat  sein  Vorrecht  bisher  praktisch  nicht  ausgeübt.  In  den  Er- 
läuterungen zum  Entwürfe  des  Femsprechgesetzes  vom  7.  April  189a  werden 
die  GrUnde  genannt,  die  für  diese  Zurückhaltung  maßgebend  gewesen  sind. 
Sie  waren  vorwiegend  finanzieller  Natur  und  beruhten  daneben  auf  der  Er- 
wägung, dal^  »der  Gebrauch  des  Fernsprechers  noch  nicht  ein  allgemeines 
Bedürfnis  sei,  zu  dessen  Befriedigung  der  Staat  unter  Unuitlnden  vorüber- 
gehend Opfer  zu  bringen  Anlafi  finden  kOnnet. 

So  beschrankte  man  sich  darauf,  die  Bedingungen  festzusetzen,  unter  denen 
der  privaten  Unternehmung,  den  Provinzen,  Gemeinden  usw.  die  Krrichtung 
und  der  Betrieb  von  Ortsfernsprechnetzen  und  Verbindungsleitungen  gestattet 
werden  konnte. 

Wie  sich  diese  Bedingungen  nach  dem  Gesetze  von  1893  im  einzelnen  ge^ 

stalteten  und  welche  GegenstHnde  das  Gesetz  nebst  zugenOrigem  Reglement 
außerdem  behaniitlk- .  haben  wir  in  tler  Nr.  i  des  Jahrganges,  1893  erörtert. 
Es  sei  nur  kurz  wiederholt,  daß  nach  Artikel  8  und  9  des  Gesetzes  Konzessionen 
für  Fernsprechanlagen  auf  25  Jahre  zu  erteilen  sind,  nach  deren  Ablaut  die 
Anlagen  mit  allem  Zubehör  unentgeltlich  in  das  Eigentum  des  Staates  über- 
gehen. Wahrend  der  ersten  12  Jahre  hat  der  Staat  das  Ankaufsrecht.  Der 
Unternehmer  ist  (Artikel  i  il  gehalten,  dem  Staate  eine  jährliche  Abgabe  von 
10  V.  H.  der  .^bonnem<'nt'^-Sollein^^hme  aus  den  (  )rtst)ctzen  und  von  s  v.  H. 
der  Roheinnahme  aus  Jen  \  erbindungsieitungen,  außerdem  für  jede  üticntliche 
Sprechstelle  50  Lire  zu  entrichten. 

Die  Spitze  sind  erheblich  und  lassen  Anlagen  von  geringer  Erti  agsfkhigkeit 
nicht  iiifkommen.  Was  aber  die  Entwickelung  der  Fernsprechanlagen  noch 
mehr  beeinträchtigt  hat,  das  i<t  die  Restimnumg  (im  Artikel  14  des  Gesetzes), 
wonach  der  Unternehmer  einer  Verbindungsleitung  dem  Staate  die  durch- 
schnittliche Einnahme  aus  dem  Telegrammverkehre  zwischen  den  zu  ver- 
bindenden Orten  (nach  den  drei  letzten  Jahren  vor  der  Konzessionserteilung 
berechnet)  zu  gewiihrleisten  hat.  Der  Rückgang  an  Telegrammgebühren  kann 
u.  U.  die  Erträgni<;<>e  der  Verbindungsanlage  übersteigen.  Seine  Höhe  entzieht 
sich  im  übrigen  jeder  Schätzung,  und  in  die  Berechnungen  des  Unternehmers 
ist  damit  eine  Unsicherheit  eingeführt ,  die  es  ihm  unmöglich  macht,  das 
finanzielle  Ergebnis  der  geplanten  Anlage  vorher  zu  Obersehen. 

Infolge  dieser  Verhältnisse  hat  der  Fernsprecher  in  Italien  bei  weitem  nicht 
die  Aiivdehnung  und  Bedeutung  gewinnen  können,  die  ihm  im  modeinen 
Verkehrsleben  zukommt.  Es  bestanden  um  die  Mitte  des  vorigen  Jahres  im 
ganzen  vereinigten  Königreiche  nur  34  der  Privatindustrie  konzessionierte  und 
3  vom  Staate  hergestellte  Verbindungsldtungen.  Bezüglich  der  Ortsfemsprech* 
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netze,  deren  Entwickelung  wesentlich  auch  von  dem  Umfange  des  Sprechbereichs, 
also  von  dem  Stande  der  Verbindung^leitungen  abhtfngt,  nimmt  Italien  unter 
allen  Kuhurlandem  Europas  die  letzte  Stelle  ein.  Ein  Fernsprechteilnehmer 
entfiel  im  Jahre  1899 

in  Dänemark,  Schweden,  Norwegen 

und  der  Schweiz   auf  70  bis  75  Einwohner, 

-  England  und  Deutschland  .  .  -  210   -  220 

-  Frankreich   -  691 

-  Osterreich   -  806 

-  Ungarn   -  1315 

-  Spanien   -  14^3 

-  Itahen   -  2243 

Dieser  Unterschied  füllt  iimsoraehr  ins  Gewicht,  als  Italien  auf  anderen 
Gebieten  des  Verkehrs  und  der  Technik  ein  durchaus  fortgeschrittenes  Land 
ist  und  als  alle  Bedingungen  gegeben  sind,  um  das  Fernsprechwe>en  auch  auf 
der  appeninischen  Halbinsel  zu  der  BIQte  gelangen  zu  lassen,  deren  es  sich  in 
andereil  Staaten  erfreut. 

Von  der  ('nlialtbarkeil  des  /ustandes  sind  denn  auch  seit  einer  Reihe  von 
Jahren  Regierung  unJ  l'arlamenl  ebenso  überzeugt,  wie  die  beteiligten  Kreise 
der  Bevölkerung.  Allgemein  ist  die  Ansicht  durchgedrungen,  daß  —  abgesehen 
von  Maßnahmen  zur  Erleichterung  der  Herstellung  von  Ortsnetzen  durch  die 
Gemeinden  und  Privatunternehmer  —  der  Staat  nicht  lIEnger  zOgern  dürfe, 
den  Bau  und  Betrieb  der  Verbindungsleitungen  unter  voller  Anwendung  des 
Regals  selbst  in  die  Hand  zu  nehmen. 

In  dieser  Richtung  bewegt  sich  das  unter  dem  13.  Februar  1903  vom 
Könige  ▼ollzogene  neue  Femsprechgesetz,  das,  Ähnlich  wie  das  Gesetz  von 
1892,  aaf  eine  mehrjährige  Vorgeschichte  zurOckblickt  und  erst  auf  Grund  des 
dritten  zur  parlamentarischen  Verhandlung  gelangten  Entwürfe  zustande  ge- 
kommen ist.    Sein  Inhalt  ist  kurz  folgender: 

Artikel  i.  Die  Regierung  ist  berechtigt,  Fem^^prechverbindungsaniagen 
zur  allgemeinen  Benutzung  herzustellen  und  zu  betreiben. 

Artikel  a.  Das  zur  Volnndung  da*  verschi^enen  Provinziai- Hauptorte 
bestimmte  Fernsprechnetz  soll  innerhalb  vier  Jahre  von  der  Veröffentlichung 
dieses  Gesetzes  ab  fertiggestellt  werden.  Nach  Vollendung  des  Netzes  ist  die 
Regierung  zur  unmittelbaren  Verbindung  zweier  Orte  verpflichtet,  wenn  an 
jedem  dieser  Orte  mindestens  so  viele  Fernsprechteilnehmer  vorhanden  sind, 
wie  die  Entfernung  zwischen  den  beiden  Orten  in  Ktlom^em  beträgt. 

Artikel  3.  Der  Minister  der  Posten  und  Telegraphen  wird  ermächtigt, 
6160000  Lire  für  die  Herstellung  der  in  einer  beigefügten  Tabelle  an- 
i<cgebencn  Verbind ungsanlagen  und  für  die  Beschaffung  der  zu  ihrem  Betrieb 
erforderlichen  Apparate  zu  verausgaben. 

Artikel  4.  Vom  Beginne  des  Rechnungsjahrs  1902/03  ab  ist  der  Ertrag 
aus  den  Abgaben  der  Privatunternehmer  und  aus  dem  Betriebe  der  Ver- 
bindungsleitungen in  ein  besonderes  Kapitel  des  Einnahme-Etats  aufzunehmen. 
In  einem  Kapitel  der  außerordentliclicn  .'Ausgaben  des  Ntinisteriums  der  Posten 
und  Telegraphen  werden  —  zur  Anrechnung  auf  das  vor  bezeichnete  Einnahuie- 
kapitel  —  die  Herstellungskosten  für  die  durch  Arlikel  3  angeordneten  Ver- 
bindungsleitungen verausgabt,  bis  die  Gesamtsumme  von  6  160000  Lire  er- 
reicht ist. 

Artikel  5.  Die  Provinzen,  Gemeinden,  Handelskammern,  Gesellschaften 
und  Privatleute,  die  ein  Interesse  an  der  schnellen  Herstellung  irgend  einer 
Verbindungsleitung  oder  eines  Ortsnetzes  haben,  können  die  Kosten  vor- 


Digitizec  v^oogle 


348 


Das  neue  italienische  Fernsprecbgesetz. 


schießen.    Die  VorschQsse  werden  unverzinst  nach  Maßgabe  des  Reinertrags 

der  Verbindungsleitung  oder  des  Ortsnetzes  zurückgezahlt;  zu  die<;em  Zwecke 
werden  die  Verwultungskoi,icn  solcher  Verbindungsleitungen  und  Ortsnetze  in 
je  einem  besonderen  Konto  verrechnet. 

Artikel  6.  Die  Gebühren  ftlr  Gesprüche  auf  den  Verbtndungsleitungcn 
sind  im  voriuis  zu  entrichten. 

Die  Tarife  für  den  Verkehr  mit  dem  Auslande  werden  durch  Vereinbarung 
mit  den  fremden  Verwaltungen  festgesetzt. 

Auf  den  inlandischen  Verbindungsleitungen  beträgt  die  Gebühr  fUr  ein 
3  Minuten -Gespräch 

auf  Leitungen  von  nicht  mehr  als  loo  km  Lunge   0,50  Lire, 

-  101  bis  250  km  Uinge   i,u>  - 

2  3 1    -  400  -      -    1 ,50  - 

-  größerer  Lfinge  ,   2,00 

Für  Gespräche  in  den  der  Privatindustrie  konzessionierten  Leitungen  von 
nicht  mehr  als  30  km  LSnge  können  Gebühren  von  weniger  als  0,50  Lire  er- 
hoben werden. 

Wenn  zti  einem  Gespräche  zwei  oder  mehr  Hauptleitungen,  die  zum  Teil 
dem  Staate,  zum  Teil  Gesellschaften  usw.  gehören,  verbunden  werden  müssen, 
so  ist  die  Gebühr  gleich  der  Summe  der  TeilgebUhren. 

FOr  ein  einfiiches  telephonisches  Avis  zur  Vorausbestimmung  eines  Gesprächs 
ist  ein  Viertel  der  gewöhnlichen  Gebühr  an  den  Staat  zu  entrichten. 

Dringende  Gespräche  können  gegen  die  dreifache  Gebühr  zugelassen  werden. 

Für  die  in  den  Nachtsfutivlen  (q  N.  bis  6  V.)  gewechselten  Gespräche  werden 
80  V.  H.  der  gewöhnlichen  Gebühren  erhoben.  Es  sind  auch  Abonnements 
auf  Nachtgespräche  von  6,  12,  und  18  Minuten  Dauer  zullfssig  mit  einer  Er- 
mfflligung  von  40,  50  und  60  v.  H.  der  gewöhnlichen  Gebühren.  Die 
Abonnementsgespräche  mOsaen  zu  einer  festgesetzten  Zeit  und  an  mindestens 
30  Tagen  stattfinden. 

Artikel  7.  Die  Regierung  kann  für  jedes  einzelne  bestehende  oder  neue  Orts- 
fernsprechnetz  t>estimmen,  daü  an  Stelle  der  Abonnementsgebtlhren  (Artikel  1 6 
des  Gesetzes  vom  7.  April  il^  vi)  Tarife  eingeführt  werden,  wonach  alle  Teil- 
nehmer eine  gleiche  feste  JahresgebUhr  und  eine  der  Benutzung  des  Anschlusses 
entsprechende  ZuschlaggebUhr  zu  entrichten  haben.  Die  feste  Gebühr  darf  im 
ersten  Jahre  too  Lire  und  in  den  folgenden  Jahren  60  Lire,  die  Zuschlags- 
gebOhr  5  Centesimi  fQr  jedes  GesprVch  nicht  Übersteigen. 

Artikel  8.  Gespräche  auf  den  Verbindung^eitungen  können  von  den 
öffentlichen  Sprech^^tellen  der  in  die  Leitungen  eingeschalteten  Ämter  und  von 
den  Teilnehmerstellen  aus  geführt  werden.  In  letzterem  Falle  hat  die  das 
Ortsnetz  betreibende  Geselbchafl  usw^.  für  die  Gesprächsgebühr  aufzukommen. 
Dw  Gesellschaft  kann  ihren  Teilnehmern  eine  ZusatzgebOhr  auferlegen,  deren 
Hohe  durch  königliche  Verordnung  bestimmt  wird  und  5  Centesimi  für  jedes 
Gespräch  nicht  Ubersteigen  darf. 

Den  Eigentümern  von  Privatleitungen  kann  der  Anschluß  an  Verbindungs- 
anlagen und  Ortsnetze  gestattet  werden  unter  Bedingungen,  die  durch  ein 
Reglement  festzusetzen  sind. 

Artikel  9.  Für  die  der  Privatindustrie  schon  konzessionierten  Verbtndungs-» 
leitungen  kann  die  Regierung  die  (durch  das  Gesetz  vom  7.  April  1892  vor- 
geschriebene) Gewährleistung  der  durchschnittlichen  Einnahme  aus  dem  Tele- 
grammverkehre fallen  lassen  und  statt  dessen  die  Beteiligung  des  Staates  an  den 
Roheinnahoien  der  Verbindungsleitung  mit  nicht  weniger  als  20  v.  H.  verfügen. 

Artikel  10.  Der  Staat  ist  berechtigt,  ein  Ortsfemsprecbnetz  zu  errichten 
und  zu  betreiben  oder  andere  Konzessionen  in  derselben  Gemeinde  zu  er- 
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teilen,  wenn  er  es  als  im  öflentlichcn  Interesse  liegend  erachtet  oder  wenn  der 
Konze&sionsinhaber  der  Autforderang  der  Regierung ,  den  Dienst  zu  vervoll- 
kommnen oder  zu  erweitem,  nicht  nachkommt  oder  wenn  er  sich  weigert, 
eine  angemessene  Herabsetzung  oder  Änderung  der  Tarife  vorzunehmen. 

Wenn  die  Regierung  in  den  durch  das  Gesetz  vom  7.  April  1892  be- 
stimmten Fristen  das  Recht  ziini  Erwerb  eines  Ortsnetzes  nicht  ausüben  will, 
so  können  die  Gemeinden  von  der  Regierung  ermächtigt  werden,  dieses  Recht 
an  Stelle  der  Regienmg  und  unter  denselben  Bedingungen  aoszofiben,  unbe- 
schadet des  immerwährenden  und  unbeschrinkten  Rechtes  der  Regierung,  in 
derselben  Weise  gegen  die  Gemeinden  vorzugehen,  und  unbeschadet  aller  in 
den  Artikeln  8  und  9  des  Gesetzes  vorbehaltenen  Rechte. 

Die  Regierung  kann  auch,  nachdem  sie  zum  Ankauf  eines  Ortsnetzes  nach 
Artikel  8  a.  a.  O.  geschritten  ist,  der  Gemeinde  das  Ehitreten  in  die  Konzession 
gestatten  unter  Anwendung  aller  in  der  ursprünglichen  Konzessionsurkunde 
enthaltenen  Bedingungen  und  unter  HinzufUgung  solcher  neuen  Vorschriften, 
die  zur  besseren  Sicherung  des  Dienstes  für  nötig  erachtet  werden. 

Artil^el  II  enthält  die  Bedingungen,  unter  denen  Gemeinden  an  das 
altgemeine  Telegraphennetz  angeschlossen  werden. 

Artikel  1»  betrifit  den  Nachrichtendienst  umfengreicber  elektrischer  Stark- 
stromanlagen. 

Artikel  13  ist  formaler  Natur. 

Das  Gesetz  greift  in  die  Entwidcdung  des  italienischen  Femsprechwesens 
nicht  nur  regelnd,  sondern  auch  schaffend  ein.   Artikel  2,  $  und  4  sind  der 

Herstellung  eines  grundlegenden  Netzes  von  Verbindungsleitunj^n  gewidmet, 
das  der  Staat  innerhalb  vier  Jahre  zu  bauen  unternimmt  und  das  alle 
Provinzialhauptstädte  nebst  einer  Anzahl  von  weniger  wichtigen  Orten  um- 
fassen soll.  Es  setzt  sich  nach  der  dem  Gesetze  beigegebenen  Tabelle  aus 
84  Verbindongsanlagen  mit  rund  6900  km  Linie  und  9100  km  Doppelleitung 
aisammen.  Die  Kosten  (6  160000  Lire)  belasten  den  Staatshaushalt  nur  vor- 
Qbergehend,  da  sie  aus  den  Einkünften  der  Verbindungsleitungen  selbst  gedeckt 
werden  sollen.  Man  ist  hierbei  einem  Vorgange  Frankreichs  gefolgt,  das  be- 
kanntlich noch  einen  Schritt  weiter  geht  und  sich  den  Betrag  der  Kosten  neuer 
Verbindungrieitungen  grundsätzlich  von  den  Beteiligten  vorschiefien  llflt,  um  den 
Vorschuß  demnicbst  aus  den  Ertrügen  der  Leitungen  zinslos  zurückzuzahlen. 
Bei  der  Bestimmung  iler  Reihenfolge,  in  der  die  Leitungen  herzustellen  sind, 
hat  unter  diesen  Umständen  der  riskalischc  Gc-Nichtspunkt  entscheiden  müssen, 
d.  h.  man  hat  solchen  Leitungen  den  Vorzug  gegeben,  die  einen  verhöltnis- 
fflüßig  geringen  Kostenaufwand  erfordern  und  hohe  Ertrüge  versprechen. 

Den  französischen  Grundsatz  wendet  Italien  unverändert  nur  da  an,  wo 
auf  die  besonders  beschleunigte  Ausführung  einer  Verbindungsanlage  von  den 
Beteiligten  Wert  gelegt  wird  (Artikel  3). 

Für  die  Fertigstellung  des  geplanten  Verbindungsnetzes  war  ursprünglich 
eine  Frist  von  acht  Jahren  in  Aussicht  genommen.  Sie  ist  auf  vier  Jahre  er- 
mlUiigt  worden  (Artikel  2).  Auch  dieser  Zeitraum  erscheint  noch  lang.  Esistaber 
zu  berUck>iichtigen,  daß  der  italicni'-chcn  Regierung  —  Ju-  bisher  kein  einziges 
Ortsnetz  und  nur  drei  Verbindungslcitungcn  besal.'^  —  Fernspi  echbaupersonal 
entweder  gornicht  oder  nur  in  ganz  geringem  Umfange  zur  Verfügung  steht. 
Dazu  kramen  die  Schwierigkeiten  der  Materialbeschaffiing.  In  Italien  gibt  es 
nur  eine  einzige  Bronzedrehtfabrik.  Die  Hölzer  f&r  den  Linienbau  werden 
aus  dem  Auslande  bezogen  werden  müssen;  schon  jetzt  sind  die  zur  Unter- 
haltung und  Vervollständigunu  des  Telegraphennetzes  jährlich  benötigten 
31  Qoo  Stangen  schwer  zu  erlangen. 
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Es  ist  hiernach  verstündlich,  wenn  das  Gesetz  die  Herstellung  von  aulier- 
halb  des  IManes  liegenden  Verbindungsleitungen  wXhrend  der  zu  dessen  Durch« 
führung  erforderlichen  Zeit  nicht  vorsieht  (Artikel  2).  Nach  Vollendung  des 
Netzes  wird  um  so  liberaler  veifahren  werden.  Ks  tritt  dann  die  Bestimmung 
(Artikel  2)  in  Kraft,  wonach  die  Regierung  zur  Herstellung  von  Verbindungs- 
leitungen verpflichtet  ist,  wenn  an  jedes  Ortsnetz  so  viele  Teilnehmer  an- 
geschlossen sind,  als  die  Entfernung  der  beiden  Orte  in  Kilometern  ausmacht. 
Und  auch  wo  dies  nicht  zutrifft,  können  sich  zwei  Orte  eine  Fernsprech- 
verbindung dadurch  sichern,  daß  sie  dem  Staate  die  Kosten,  gegen  sptttere 
RUckzahliin!^  aus  den  Einnahmen,  vorschießen. 

Bemerkenswert  ist  die  Ermübigung  der  Gebühren  tUr  Ferngespräche 
(Artikel  6).  Bisher  muflte  für  jedes  5  Minuten-Gesprilch  nach  aufierhalb,  ohne 
Rflcksidit  auf  die  Entfernung,  eine  Gebühr  von  3  Lire  entrichtet  werden. 
Die  Verbindungsleitungen  lieferten  zwar  trotz  dieses  hohen  Satzes  Erträge, 
aber  nur  deshalb,  weil  sie  auf  Orte  beschränkt  geblieben  waren,  die  in  den 
regsten  Beziehungen  zueinander  standen.  Sobald  man  von  dem  rein  geschäft- 
lichen zum  volkswirtschaftlichen  Standpunkte  fortschritt  und  ein  allgemeines 
Verbindungsnetz  zu  bauen  sich  entschloß,  ergab  sich  die  Notwendigkeit  einer 
Herabsetzunt;  und  Abstufung  der  Tarife  von  selbst.  Die  Ermäßigungen  sind 
bedeutend;  doch  werden  beispielsweise  die  niedrigen  deutschen  Gebührensatze, 
wenn  man  die  Entfernungsstufen  in  Vergleich  zieht,  bei  weitem  nicht  erreicht. 

Nach  Artikel  7  hat  die  Regierung  die  Befugnis,  die  Anwendung  des  Systems 
der  Grund-  und  Gesprächsgebühren  in  Ortsnetzen  an  Stelle  der  Abonnements 
anzuordnen.  Ein  Nebeneinanderbestehen  der  beiden  Gebtlhrenarten  ist  also 
ausgeschlossen.  Im  übrigen  weicht  die  Einrichtung,  abgesehen  von  den  Ge- 
bührensätzen, auch  insofern  von  dem  deutschen  Vorgang  ab,  als  die  Grund- 
gebühr im  ersten  Jahre  höher  ist  als  in  den  folgenden  Jahren. 

Besondere  Beachtung  verdient  schliefilich  Artikel  10,  der  die  Regierung 
zur  Herstellung  und  zum  Betriebe  von  Ortsnetzen  ermächtigt,  im  übrigen  aber 
die  geeigneten  Bestimmungen  enthält,  um  die  (  hernähme  dieses  Dienst/weigs 
durch  die  Gemeinden  zu  erleichtern  und  anzuregen.  Nach  der  dem  desctz- 
entwurie  beigegebenen  Begründung  wird  die  »Vergemeindungu  (municipalizza- 
zione)  der  Ortsnetze  als  Regelzustand  angestrebt,  wflhrend  Bau  und  Betrieb 
der  Verbindungsleitungen  dem  Staate  vorbehalten  bleiben  sollen. 

So  ist  denn  auch  in  Italien  das  Fernsprechwesen  endlich  auf  eine  Grimd- 
läge  gestellt,  auf  der  es  sich  gedeihlich  entwickeln  kann.  Daß  die  Entwickclung 
eine  starke  sein  wird,  steht  auber  Zweifel.  Gilt  es  docii,  die  Versäumnisse 
eines  Vierteljahrhunderts  nachzuholen  und  einem  Verkehrsmittel  Veri^rdtung  zu 
geben,  das  in  anderen  Lfindern  schon  Gemeingut  der  weitesten  BevOlkerungs- 
kreise  geworden  ist. 


Dalny,  das  ostasiatisehe  San  Francisko. 

In  seinem  unlängst  bei  Georg  Wigand  zu  Leipzig  erschienenen  verdienst- 
vollen Werke  «Durch  die  Mandschurei  und  Sibirien«  bringt  Rudolf  Zabel 

U.  a.  niihere  .Mitteilungen  Uber  den  in)  Süden  der  Liaotunghalbinsel  am  Golfe 
von  Talienwan  im  Entstehen  begriffenen  Handelsplatz  Dalny,  von  dem  neuer- 
dinus  —  fds  dem  l*>nilpnnkte  der  trans>ibirischen  Bahn  —  viel  die  Rede  ist. 
Die  Schilderungen  sind  um  so  dankenswerter,  als  Uber  diesen  zukünftigen 
großen  russischen  Transporthafen  bisher  nur  sptfrliche  Angaben  in  die  Ödent- 
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lichkeit  gedrungen  sind,  und  es  wird  daher  unseren  Lesern  von  Interesse  sein, 
wenn  wir  aus  den  Mitteilungen  des  kundigen  Forschers  nachstehend  einiges 
zu  ihrer  Kenntnn  bringen. 

Man  hat  oft  gelesen,  wie  in  Amerika  Städte,  man  mflchte  fast  sagen,-^  Uber 
Nacht  aus  der  Erde  wuchsen.  Der  Westen  Nordamerikas  besonders  weiß 
hiervon  mancherlei  zu  er/.ählcn.  l'nd  tür  denjenigen,  der  die  lant^same  und 
stetige  Entwickelung  unserer  heimischen  Städte  gewohnt  ist,  haben  die  Berichte 
von  solchen  amerikanischen  SutdlegrUndungen  sicheriich  etwas  Wunderiiches 
und  Unfaßbares.  Verdankt  die  neue  Stadt  dort  dem  Unternehmungsgeist  eines 
oder  mehrerer  Spekulanten  ihren  Ursprung  oder  aber  liegend  weichen  Neu- 
crschliel>ungen  von  Schätzen,  die  der  Boden  bisher  verborgen  gehalten:  so  ist 
es  hier  am  Busen  von  Talienwan  wohl  zum  ersten  Male  in  der  Geschichte 
der  europilischen  Völker  geschehen,  dafl  ein  Staat  ohne  diese  Voraussetzung 
eine  solche  kostspielige  Spekulation  auf  eigene  Kosten  und  auf  eigenes  Risiko 
ausführt.  In  der  Tat  tritt  hier  ein  Staat  ausgesprochenermaßen  als  Stadle- 
spckulant  auf:  er  baut  eine  Stadt  in  ihren  Hauptteilen  auf  und  ladet  dann  die 
Angehörigen  aller  Völker  der  Erde  ein,  dorthin  zu  kommen  und  sich  Hcimstüilen 
m  der  neuen  Stadt  so  erwerben.  In  der  Kolonialgeschichtc  ist  das  Ganze 
jedenfalls  ohne  Präzedenzfall.  Der  einzige  Platz,  der  allenfalls  zum  Vergleiche 
herangezogen  werden  kOnnte,  ist  Tsingtau.  Auch  hier  hat  man  mit  fast  nichts 
ant;efangen.  man  hat  sogar  das  wenige  Vorhandene,  einige  elende  Chinesen- 
hutten, erst  entfernen  müssen,  um  sich  eine  überall  glatte  Bahn  zu  schatten 
für  die  neue  Stadt,  die  auf  diesem  Grunde  sich  erheben  sollte.  Aber  man 
bat  doch  schliefilich,  abgesehen  von  den  wenigen  und  allernotwendigsten 
Gouvernementsgebü'uden,  die  Bebauung  des  GeschXftsteils  der  Stadt  der  Privat- 
unternehmerlust Uberlassen.  In  Dalny  dagegen  bauen  einige  Architekten  mit 
last  unbeschränkten,  jedenfalls  für  die  Aufgabe  reichlich  zugemessenen  Staats- 
mitteln eine  vollständig  neue  Stadt  auf,  der  von  vornherein  durch  die  Eisen- 
bahn die  Aussicht  eröffnet  wird,  sich  gewinnbringend  zu  vergrößern. 

Der  Vater  dieser  klihnen  Spekulation  ist  der  Finanzminister  Witte,  dem 
Ruiiland  zweifellos  einen  erheblichen  Teil  seiner  ostasiatischen  Erfolge  verdankt. 
Der  große  russisch  -  asiatische  Liinderkomple.x  wird  im  Osten  ein  iKilhe'^  .lahr 
lang  vom  Eise  des  Ozeans  umgeben.  Es  ist  intoigedessen  für  Kul-^iand  eine 
•Lebensfrage,  auf  die  eine  oder  andere  Weise  sich  dort  eine  dauernde  Ver- 
bindung mit  der  offenen  See  zu  schaft'en,  wenn  anders  die  transsibirische  Bahn 
nicht  ein  halbes  Jahr  für  den  Transitverkehr  brach  liegen  soll.  Und  darum 
führte  Uuliland  seine  transsibirische  Bahn  nicht  nach  Wladiwostok,  v\  ie  es 
ursprünglich  geplant  worden  war,  sondern  es  suchte  sich  einen  Ort  weiter 
südlich,  an  der  dauernd  o0enen  See.  Zunächst  war  Talienwan  dazu  ausersehen; 
aber  dieses  erwies  sich  den  Winden  und  dem  Seegange  zu  sehr  ausgesetzt. 
.Man  ging  daher  an  das  am  Golfe  gegenüberliegende  Gestade  und  siedelte  eine 
Stadt  auf  freiem  Felde  an,  die  man  Dalny  nannte  (in  wörtlicher  Übersetzung 
■die  Ferneu).  Erst  seit  zwei  Jahren  arbeitet  man  an  ihrer  Erbauung.  Auf 
dem  Platze,  auf  dem  sie  sich  schon  jetzt  teilweise  erhebt,  teilweise  in  Zukunft 
erheben  wird,  befanden  sich  zwei  chinesische  Niederiassungen,  kleine  Fischer- 
und .Ackerdörfer.  Diese  wurden  angekauft,  die  Hauser  wurden  abgetragen, 
und  nur  die  Bäume,  die  fast  jedes  Dorf  in  China  kennzeichnen,  liel.^  man 
stehen;  sie  sollen  den  Grundstock  bilden  für  zwei  Stadtparks,  die  im  Baupläne 
vorgesehen  sind.  Der  Bauplan  ist  recht  interessant.  Er  geht  von  der  Idee  aus, 
daß  Dalny  eine  Seestadt  werden  soll.  Infolgedessen  liegt  das  sogenannte  Zentrum 
der  Stadt  am  Wasser.  Diese  selbst  wird  getrennt  in  vier  scharf  voneinander 
gesonderte  Viertel,  und  zwar  soll  der  dem  Wasser  und  dem  Hafen  am  nächsten 
gelegene  Teil  die  n Handelsstadt u  werden,  in  der  die  Bureaus  der  Firmen  ge- 
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dacht  sind,  die  Lagerhäuser,  kurz  alles,  was  zum  Leben  und  Treiben  einer 
großen  Geschaftsstadt  notwendig  ist.  Hier  soll  auch  die  Encnbahn  etitmOiidea, 
die,  von  Westen  kommend,  eine  Strecke  am  Hafen rand  entlang  laufen  wird. 

Auf  der  dem  Hafen  abgwendcten  Seite  schließt  sich  die  sogenannte  »Wohn- 
stadta  an,  tür  diejenigen  Leute,  welche  in  der  Geschäftsstadt,  im  Hafen  usw. 
tätig  sind,  also  die  Stadt  der  Angestellten  und  kleinen  Leute.  Für  die 
Chefs  der  Firmen  und  fUr  alle,  die  es  sich  leisten  können,  ist  ein  Stadtteil  im 
Westen  voi^esehen  worden,  der  von  der  eigentlichen  Wohnstadt  durch  den 
einen  Zukunftspark  getrennt  sein  wird  und  die  »Villcnstadt  -  ^^etauft  worden 
ist.  Hier  sollen  die  vornehmen  Privathäuser  erbaut  werden.  Am  diametral 
entgegengesetzten  Ende  soll  sich  dann  die  Chinesenstadt,  die  »City«,  erheben, 
von  der  Eurupäerstadt  durch  den  anderen  Zukunftspark  geschieden. 

Auf  halbem  Wege  zwischen  Geschifts-  und  Wohnstadt  etwa  ist  ein  großer 
runder  Platz  vorgesehen .  auf  den  die  Hauptstraßen zUge  beider  Stadtteile  ein- 
münden. Uni  den  Platz  sollen  sich  zehn  Monumentalbauten  gruppieren,  nJfmlich 
die  Russisch-chinesische  Bank,  i-*ost  und  Telegraph,  Theater,  Polizeiverwaltung, 
Kathaus,  Klubhaus,  Gericlitsgebäude  und  noch  drei  Privatbanken.  Man  rechnet 
also  offenbar  auf  einen  gewaltigen  Geschäftsverkehr,  wie  man  denn  auch  vier 
große  Banken  in  Aussicht  nimmt.  Außerdem  sind  an  anderen  Platzen  weitere 
Monumentalbauten  geplant:  eine  orthodoxe  Kathedrale,  eine  katholische,  eine 
englische  und  eine  evangelische  Kirche,  ein  .Vluseum,  ein  Gouvernementshaus,  ein 
Verwaltungsgebäude,  ein  großes  Beamtenhaus,  ein  Zentralhoiel ,  eine  Knaben- 
und  Mädchenschule,  eine  Stadthalle  und  Börse,  eine  Markthalle  u.  dgl.  m. 
Diese  GebVude  sollen  sämtlich  auf  Gouvernementskusten  hingestellt  werden. 
Dazu  kommen  die  Muster  für  Privat-  und  Geschäftshäuser,  die  Hauptstraßen- 
zUge,  kurz  das  ganze  Gerippe  der  Stadl,  an  das  später  die  Privatspekulation 
herantreten  soll.  Außerdem  aber  ist  noch  ein  verhältnismäßig  großes  Gou- 
vemementsvicrtel  im  Bauplane  voi|;esehen,  das  bereits  seiner  Vollendung  ent- 
gegengeht; es  ist  schon  jetzt  für  sich  selbst  eine  kleine  Stadt,  in  der  die  etwa 
2000  Europäer  wohnen,  die  in  Dalny  tätig  sind. 

Zabel  schreibt  über  die  Emplindungen  und  Eindrücke,  welche  eine  -Be- 
sichtigung der  neuen  Stadt  in  ihm  hervorgerufen  hat,  u.  a.  folgendes: 

Nachdem  wir  einen  Standpunkt  erreicht  haben,  der  hoch  genug  ist,  haben 
wir  den  ganzen  Golf  von  Talienwan  vor  uns.  Drüben  sehen  wir  die  Htfuser 
der  Stadt  gleichen  Namens,  dahinter  erheben  sich  Berge,  deren  Spitzen  in  dem 
blauen  Nebel  verschwinden.  Hnniilteibar  zu  unseren  Füßen  dehnt  sich  die 
Fläche  aus,  aut  der  Dainy  entstehen  soll.  Es  liegt  in  der  Tat  etwas  Erhabenes 
in  dem  Gedanken,  daß  in  zehn  Jahren  sich  hier  eine  Grofistadt  im  wahren 
Sinne  des  Wortes  ausbreiten  soll,  von  der  aus  man  Anen  in  14  Ta^n  zu 
durchqueren  vermag,  um  in  Berlin  oder  sonstwo  in  Europa  den  Fuß  wieder 
aut  heimische  Erde  zu  setzen.  Vielleicht  hat  so  auch  einmal  San  Francisko 
ausgesehen,  vielleicht  auch  New  York.  Da  oben  kann  man  seine  Phantasie 
schweifen  lassen  und  die  große  Fliehe  unter  sich  mit  Menadien  aller  Nationen 
bevölkern,  den  Hafen  mit  Schiffen,  die  Kais  mit  Arbeitern  und  die  projek- 
tierten StraiJen  mit  Hitusern  angefüllt  sich  vorstellen,  über  denen  die  Spitzen 
und  Kuppeln  der  Kirchen  und  die  Dächer  und  Zinnen  der  Monumentalbauten 
herausragen  werden.  Jelüt  erblickt  man  in  der  Wirklichkeit  vor  sich  nur  die 
kleine  moderne,  in  Schweizerstil  gebaute  Gouvernementsstadt,  an  deren  Seite 
sich  erst  die  eigentliche  Großstadt  Dalny  erhet>en  soll.  Man  siebt  die  Bagger« 
schiffe  im  Hafen  arbeiten  und  die  großen  Kriine  sich  mit  gewaltigen  Zement- 
.steinblöcken  drehen  und  wenden,  die  ins  .Meer  versenkt  wenien ,  um  die 
Seitenmauern  der  Kais  zu  bilden.  Wir  reiten  wieder  hinunter  und  helrachltrn 
die  Hafenbaulen.    Am  Wasser  liegen  lange  Reihen  jener  gewaltigen  Zcmeiit- 
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klötze  aufgebaut.  An  einer  anderen  Stelle  ist  man  damit  beschäftigt,  einen 
Damm  ins  Meer  hinaus  zu  bauen;  dort  sollen,  wenn  aus  ihm  erst  eine  Mole 
geworden  ist,  die  Phssagier-  und  Freditdampfer  anlegen.  Dort  drauflen  in 
der  See  befinden  sich  mflchtige  BaggerschifTe,  die  den  Meeresgrund  ausbaggern, 
um  den  Hafen  für  die  größten  SchifiEskolosse  der  Welt  fahrbar  zu  machen. 
Weiter  draußen  wird  wieder  Schutt  auf  Schutt  angehäuft,  um  einen  Wellen- 
brecher zu  bauen,  der  den  Eingang  zum  Hafen  vor  dem  Andränge  der  Wogen 
2U  schlltien  bestimmt  ist.  Da,  wo  eine  Halbinsel  sich  in  die  See  hineinstreckt 
und  so  ein  natOrttches  Bassin  bildet,  ist  man  mit  dem  Absteclten  eines  grofien 
Dockes  beschäftigt,  in  dem  die  mächtigsten  Schiffe  der  Welt  gedockt  werden 
können,  auch  wenn  sie  noch  weiter  wachsen.  Auf  der  Landzunge  selbst  finden 
wir  bereits  eine  ganze  Anzahl  von  Werkstfitten,  Gießereien,  Drehereien,  Danipf- 
htfmmern,  kurz  alles,  was  zum  Maschinen-  und  Schiffsbaue  nötig  ist,  fertig 
vor.  Am  Hafenbecken  entlang  aber  liegen  Gleise,  auf  denen  sich  die  ge- 
waltigen Kräne  und  Arbeitsmaschinen  fortbewegen,  dahinter  Schuppen  an 
Schuppen  mit  Baumaterialien,  Werkzeugen  usw. 

Dalny  soll  Freihalen  werden,  und  man  will  die  Frachtsätze  der  Bahn  so 
niedrig  stellen,  daß  sie  jeglicher  Konkurrenz  der  Seeschiffahrt  Trotz  bieten 
kOnnoi.  Man  wird  sowohl  bei  den  Landverkllufen  wie  bei  den  Verpachtungen 
und  den  Verkäufen  der  Baulichkeiten  allen  Interessenten  ohne  Unterschied  der 
Nation  die  weitgehendsten  Erleichterungen  und  UnterNtüt/ungen  gewähren  und 
überhaupt  alles  tun,  um  die  Welt,  speziell  die  östliche,  für  Dalny  zu  ge- 
winnen. Schnelle  DampfschiÖslinien  sollen  im  Anschluß  an  die  Eisenbahnzüge 
den  Verkehr  mit  den  Städten  Chinas  und  Japans  vermitteln.  Darüber  darf 
man  sich  auch  wohl  keinem  Zweifel  hingeben,  daß  es  Rußland  bei  der  Energie, 
mit  der  es  seine  ostasiatischen  Pläne  verfolgt,  gelingen  wird,  Dalnjr  zum 
Mittelpunkte  für  seine  ostasiatischen  Interessen  zu  machen. 

In  seinen  Schlußbetrachtungen  hebt  Zabel  hervor,  daß,  wenn  Rußlands 
mandschurische  Zukunfbpiflne  bezüglich  Dainys  sich  verwirklichen  sollten,  für 
uns  Deutsche  daraus  mancherlei  Vorteile  entstehen  würden,  zumal  die  Erfahrung 
gelehrt  hahe,  daCs  es  dem  Deutschen  von  allen  Nntionen  bisher  am  leichtesten 
geworden  sei,  an  solchen  Plätzen  testen  Fub  zu  lassen  und  Geschäfte  zu 
treiben,  für  welche  Rußland  die  Konkurrenz  von  Angehörigen  verschiedener 
Nationen  gestattet  habe.  Wichtig  sei  fQr  uns  überhaupt  die  weitere  Eröffnung 
des  fruchtbaren  und  jungfräulichen  Sibiriens,  das  durch  die  Fertigstellung  der 
transsibirischen  Bahn  in  gewisser  Hinsicht  das  Hinterland  von  Dalny  werde. 


KLEINE  MITTEILUNGEN. 

Optische  und  elektrische  Eigenschaften  der  Metalle.  Der 
Professor  an  der  Physikalisch-Technischen  Reichsanstalt  Dr.  Rubens  und  der 
Direktor  der  technischen  Abteilung  dieser  Anstalt,  Geheimer  Regierungsrat 
Prof.  Dr.  Hagen  haben  sich  seit  Jahren  mit  ilcni  e\[KT!mentellen  Nachweise 
beschäftigt,  daß  die  Maxwellsche  Theorie,  wonach  das  Liciit  eine  elektrische 
Erscheinung  ist,  mit  den  Tatsachen  übereinstimmt.  Über  den  Verlauf  der 
Untersuchungen  und  deren  interessante  Ergebnisse  entnehmen  wir  einem 
Vortrage  des  Prof.  Dr.  Rubens  nach  dem  » Reichsanzeiger«  folgende  Daten. 

.\ls  Maxwell  1864  mit  seiner  Theorie  hervortrat,  daß  Licht  und  Elektrizität 
verschiedene  Bewegungsformcn  derselben  Materie,  des  Äthers,  seien  und  erhitzte 
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Körper  elektrische  Wellen  aussenden,  die  bei  Erhöhung  der  Temperatur  sicht- 
bar werden,  war  das  Hauptbeweismittel  für  diese  Behauptung  die  iMcbgewjesene 
gleiche  Fortpflan»iiigi|;eschwindigkeit  des  Lichtes  und  der  J^ektriutll  von 

300000  km  in  der  Sekunde.  Es  bestanden  aber  noch  so  große  Verschieden- 
heiten des  optischen  und  elektrischen  V'crhaltens  der  Körper,  daß  es  zunächst 
diese  anscheinenden  Widersprüche  zu  entkräften  galt.  Dem  Physiker  Hertz  in 
Bonn  gelang  es,  elektrische  Entladungen  von  500  Millionen  Wellen  in  der  Sekunde, 
das  sind  elektrische  Wellen  von  60  cm  Länge,  zu  erzeugen  und  von  ihnen 
zu  beweisen,  daß  sie  alle  Eigenschaften  der  Lichtwellen  besitzen,  sich  reflek- 
tieren, brechen  und  j olnrisicren  ln<sen.  Doch  bh'eben  noch  große  Verschieden- 
heiten unerklärt,  namentlich  n»it  bezug  auf  die  Isolationsfähigkeit  der  Körper 
gegen  Licht  und  Elektrizität.  Die  Physiker  hofften  diese  Widersprüche  bei 
VeiKleichung  kürzerer  elektrischer  Wellen  mit  den  Lichtwellen  llteen  zu  können. 
Mit  jenen  60  cm  langen  elektrischen  Wellen  war  man  zwar  der  Lichtwellen- 
ISn^e  etwas  n.'iher  gerückt,  aber  es  blieb  noch  eine  ungeheuere  Verschiedenheit 
bestellen,  denn  die  Welle  des  roten  Lichtes  mißt  nur  o,ä,  die  de&  blauen 
o,»  Mikron  (1  Mikron  —  ein  Tausendstel  Millimeter). 

In  diesem  Stadium  der  Entwickelung  verglich  der  leider  zu  frtlh  gestorbene 
Forscher  Hertz  die  Maxwellsche  Theorie  mit  einer  Brücke,  die  in  kühnem 
Bogen  Optik  und  Elektrizität  verbinde,  ober  zunächst  nur  den  kleinen  Verkehr 
vermittele,  große  Lasten  iedoch  noch  nicht  zu  tragen  vermöge.  Um  letzteres 
Ziel  zu  erreichen,  Mjien  beide  Brückenpfeiler  zu  verstärken:  der  eine  durch  den 
Nachweis,  dalt  elektrische  Schwingungen  von  genügend  hoher  Frequenz  sich 
wie  Lichtstrahlen  verhalten,  der  andere  durch  den  Nachweis,  daß  die  Licht- 
strahlen elektrische  Qualität  besitzen.  Seitdem  ist  rüstig  on  beiden  Pfeilern 
gearbeitet  worden,  am  ersten  namentlich  durch  Prof.  Kighi  (Bologna),  der 
elektrische  Wellen  von  10  cm  darstellte  und  hierin  noch  von  einem  russischen 
Physiker  Oberboten  wurde,  der  ebensolche  von  0,6  cm  zu  liefern  vermochte. 
Prof.  Rubens  und  Prof.  Hagen  arbeiteten  an  dem  zweiten  Pfeiler,  indem  sie 
ihre  Forschungen  den  Strahlen  zuwendeten,  die  zwar  weder  Liclit-  noch 
elektrische  Wellen  sind,  durch  ihre  Beobachtung  aber  Aufklärung  über  die 
Natur  der  Ätherbewegung  verheizen.  Es  sind  dies  die  zum  unsichtbaren 
ultraroten  und  die  zum  entgegengesetzten  unsichtbaren  ultravioletten  Ende  des 
Spektrums  gehörigen  Strahlen.  Die  einen  umfassen  Wellen  von  grOfierer 
Lange  als  die  roten,  die  anderen  solche  von  geringerer  Lange  als  die  violetten 
Lichtwellen.  An  Stelle  eines  Prismas  aus  Glas  wendeten  die  Forscher  brechende 
Medien  aus  Flußspat  oder  Steinsalz  an,  wobei  sich  das  ultrarote  Spektrum 
außerordentlich  erweiterte.  Die  Wellenlänge  dieser  Strahlen  wurde  auf  durch- 
schnittlich 8,K4  Mikron  bestinnnt;  es  wurde  femer  nachgewiesen,  daft  sie  die 
gleiche  Fortpflanzungsgeschwindigkeit  besitzen  wie  die  Lichtwellen;  durch  den 
besten  Isolator  für  Elektrizität,  Paralfm,  gehen  sie  noch  hindurch. 

Um  den  Verschiedenheiten,  welche  den  Metallen  hinsichtlich  ihrer  Isolations- 
fkhigkeit  gegen  Licht  und  Eldttrizitit  innewohnen,  auf  den  Grund  zu  kommen, 
untersuchten  die  beiden  Forscher  das  Reflektionsverhalten  verschiedener  Metalle 
in  bezug  auf  iene  beiden  Strahlen.  Alle  Metalle  sind  mehr  oder  weniger 
diircli-^ichtig,  sobald  man  sie  in  feinsten  Blechen  imd  Häuten  darstellt.  Geld 
erscheint,  wie  nachgewiesen  wurde,  in  solcher  Gestalt  gründurchsichtig,  Silber 
blaudurchsichtig.  Ein  großer  Teil  des  auf  die  Metalle  fallenden  Lichtes  wird 
reflektiert,  ein  geringer  Teil  zurückgehalten.  Aus  der  Reflektionsßlhigkeit  der 
Metalle  bezüglich  der  beiden  unsichtbaren  Wellenarten  ging  für  eine  große 
Reihe  von  Metallen  hervor,  daC^  «ie  im  CJebiete  der  kleinen  Wellen  durcli- 
lässiger,  im  Gebiete  der  grollen  Wellen,  also  im  L  bergange  zu  den  elektrischen 
Wellen,  aber  undurchlässiger  werden.    Während  Silber  im  Gebiete  der  sicht- 
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barer)  Stralilen  durchläs-iiget  ist  als  Wismut,  kehrt  sich  das  Verhältnis  im 
Gebiete  der  langen  Weilen  um. 

Die  durch  zahlreiche  Versuche  erltfuterten  AusfiUhningen.  des  Prof.  Rubens 
ergeben  eine  nahezu  volle  (Ibereinstimmung  der  praktisch  gewonnenen  Zahlen 
mit  den  Zahlen,  die  theoretisch  nach  Maxwells  Anleitung  ermittelt  werden, 
und  damit  den  mittelbaren  Beweis  der  Richtigkeit  der  Maxwellschen  Licht- 
und  Wellentheorie.  Es  wird  daher  fortan  niöglicii  sein,  aus  dem  bekannten 
optischen  Verhalten  eines  Metalls  bz.  aus  den  Messungen  von  Wirmestrahlen 
elektrische  Mafibestimmungen  rechnerisch  abzuleiten  und  umgekehrt. 


Einschläferung  durch  Elektrizität.  S.  Leduc  verößentlicht  in  der  Fach- 
zeilschrift »Arch.  d'Electr.  Medicale«  interessante  Versuche  der  Einschtflferung 
des  Menschen  durch  den  elektrischen  Strom.    Er  benutzt  eine  Spannung  von 

nur  50  Volt.  Der  Strom  wird  dem  Körper  mittels  Baumwolle- Elektroden 
zugeführt,  die  mit  Salzlösung  getränkt  sind  und  von  denen  die  eine  an  der 
Stirn,  die  andere  oberhalb  der  Nieren  angelegt  wird.  Sobald  der  Strom  ge- 
schlossen ist,  beginnt  die  einschlüfemde  Wirkung,  die  allmählich  zunimmt  und 
nach  etwa  5  Minuten  vollendet  ist.  Zuerst  hört  das  Sprechvermögen  auf, 
dann  versagt  der  übrige  Teil  des  Bewegungssystems.  Darauf  tritt  eine  örtlich 
fortschreitende  Empfindungslosigkeit  ein,  beginnend  mit  einer  Betäubung  der 
Glieder.  Es  ist  natürlich  kein  angenehmes  Gefühl,  eine  Körperfunktion  nach 
der  anderen  zu  verlieren;  man  hat  die  Empfindung  des  AlbdrUckens.  Dazü 
kommt,  dafi  das  Atmen  etwas  bedntrSchtigt  wird.  Aber  mit  dem  Bewußtsein 
schwinden  selbstvcrstiindlich  die  unangenehmen  Eindrücke.  GUlzlich  unbeeinflußt 
bleibt  das  Herz.  Die  Unterbrechung  des  elektrischen  Stromes  hat  sofortiges  Er- 
wachen zur  Folge,  wobei  man  ein  bestimmtes  Gefühl  der  Kräftigung  haben  soll. 


Schutz  vor  Malaria  und  Schwarzwasserfieber.  Nach  der  »Köln^hen 

Zeitung«  hat  die  Liverpooler  Schule  für  tropische  Heilkunde  zum  Schutze  gegen 
Mcilariaansteckung  sehr  beEichfL'ii-wx'rte  Vorschriften  herausgegeben.  Sie  lullen 
daraut,  dal»  die  Malaria  nacii  den  neuesten  Forschungen  nur  durch  den  Stich 
von  Moskitos  der  Anophelesgattung  tibertragen  wird  und  die  Moskitos  die 
Fieberkeime  dadurch  in  sich  aufnehmen,  daß  sie  Personen  beißen,  die  fieber- 
krank sind  oder  doch  Malariakeime  in  ihrem  Blute  haben.  Das  Schwarzwasser- 
tieber  ist  ebenfalls  malariaartig,  es  kommt  iedenfalls  nur  bei  solchen  Personen 
vor,  die  periodisch  an  Malaria  leiden.  Ein  gutes  Schutzmittel  gegen  Malaria 
ist  daher  zugleich  ein  Schutzmittel  gegen  das  geßthrliche  Schwarzwasserfieber. 

Bei  der  großen  Anzahl  von  Reichs-Post-  und  Telegraphenbt.nnien,  die  im 
Ausland  und  in  deutschen  Kolonieen  an  Orten  mit  heimischer  Malarin  tJitig 
sind,  erscheint  es  angebracht,  die  Vor-^chriiten  der  Liverpooler  Schule  hier 
wiederzugeben,  wenn  sie  zum  Teil  in  unseren  Kolonien  auch  wohl  schon 
Beachtung  gefunden  haben. 

Vor  allem  ist  es  notwendig,  beim  Schlafen  allgemein  Moskitonetze  an- 
zuwenden, die  nicht  weniger  als  16  Maschen  auf  den  Quadratzentinieter  ent- 
halten und  die  sich  in  tadellosem  Zustande  behnden.  Risse  werden  am  bebten 
ausgebessert,  indem  man  das  Netz  am  Bruchpunkte  zusammenzieht  und  mit 
Bindfaden  schnOrt.  Im  Gebrauche  soll  das  Netz  innerhalb  der  Bettstangen 
hingen  und  unter  der  Matratze  eingeschlagen  sein.  Wird  es  nicht  gebraucht, 
so  müssen  die  freien  Seiten  des  Netze»«  zusammen^;czo^en,  ctwn-;  f;edreht  und 
Uber  die  oberste  Stelle  des  Netzes  hinübergeworfen  werden.  Eine  Ritze  oder. 
Naht  darf  in  den  Seiten  des  Netzes  nicht  vorkommen.    Es  ist  ratsam,  unten, 
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etwa^  höher  als  die  Matrat/e,  ein  Stück  Leinwand  um  das  Netz  rings  herura- 
zuzieiien,  um  die  Glieder  gegen  Bii>se  durch  da&  Netz  während  des  Schlafes 
SU  schützen.  Des  Abends  ist  das  Tragen  von  Moskitostiefeln  sum  Schutze 
der  Knöchel  empfehlenswert.  Femer  ist  es  sehr  zweckmflflig,  wenn  Europier 
wöchentlich  ein  Gramm  Chinin  /u  sich  nehmen. 

Die  Zimmer  oder  Verandateile,  in  weichen  <ich  die  Europüer  Abends 
zwischen  Sonnenuntergang  und  Schlafengehen  gewöimlich  aufhalten,  sind 
möglichst  durch  Drahtgazegitter  moskitosicher  zu  machen.  Die  Spefoe-  und. 
Geschäftsräume  der  Europäer  sind  mit  Punkas  (grofien  an  der  Decke  an- 
gebrachten  Fachern)  oder  elektrischen  Ventilatoren  zu  versehen,  die  während  der 
Geschäftsstnnden  und  Mahlzeiten  in  Tätigkeit  zu  halten  sind.  Es  ist  ferner 
darauf  zu  achten,  daß  in  jedem  Geschäftsräume  wenigstens  ein  Mülleimer  mit 
Deckel  zur  Aufnahme  von  Sdratt,  zerbrochenen  Flaschen,  alten  Blechgeßtflen 
und  anderem  Abfalle  vorhanden  ist,  daß  alle  Zisternen,  Becken,  Bütten  und 
sonstige  zum  beständigen  Wasscraufspeichern  bestimmten  Gefäße  mit  genau* 
passenden  Deckeln  und  mit  Drahtgazekappen  für  die  Röhren  versehen  sind, 
um  die  Moskitos  auszuschließen.  Alle  nutzlosen  Gruben,  Teiche,  Becken, 
Brunnen  und  and«e  unnötige  Wasseransammlui^en  innwhalb  der  Nieder- 
lassungen  sind  anzuAllen  oder  abzuleiten,  wenigstens  ist  das  stehende  Wasser 
einmal  wöchentlich  durch  Petroleum  zu  desinfizieren,  um  die  darin  enthaltenen 
Mo^kitolnrven  zu  töten.  Die  Flächendrainierung  und  Rcgenableitung,  die 
Wassergruben  und  Dachröbrcn  sowie  die  Aborte  müssen  sich  stets  in  tadel- 
losem Zustande  befinden.  Das  Trinkwasser  ist  möglichst  aus  einer  reinen 
Quelle  zu  beziehen  und  reinlich  aufzubewahren.  Es  ist  darauf  hinzuwirken, 
daß  auch  die  eingeborenen  Bediensteten  diese  Voischriften  beachten  sowie  daß 
auch  in  der  Nähe  der  Wohnhäuser  vorhandene  gesundheitsschädliche  Einflüsse, 
wie  schmutzige  Straßen  und  Höfe,  wüstes  Land  oder  üppige  nutzlose  Vege- 
tation, beseitigt  werden,  wozu  unter  Umständen  die  Hülfe  der  Behörden, 
namentlich  der  SanitiftsbehOrden,  angerufen  werden  muß. 

Wenn  vorstehende  Vorschriften  auch  nicht  an  jedem  Orte  und  unter 
allen  Umständen  durchzuführen  sein  werden,  so  können  sie  zur  möglichsten 
Beachtung  doch  dringend  empfohlen  werden.  Sie  erscheinen  geeignet,  die 
gefährlichen  Moskitos  aus  den  Wohnungen  und  deren  Umgebung  möglichst 
fernzuhalten,  dadurch  die  Ansteckungsgefahr  zu  verringern  und  schweren 
Gesundheitsschüdigungen  vorzubeugen. 
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Behandlung  der  durch  Eilboten  zu  bestellenden  Post- 
sendungen in  Berlin. 

Die  Einrichtungen,  die  für  die  Bestellung  der  Eilpostsendungen  in  Berlin 
getroffen  worden  sind,  unterscheiden  sich  von  den  im  allgemeinen  bestehenden 
Einrichtungen  für  die  Eilbestellung  in  einem  wesentlichen  Punkte  dadurch, 

Llal>  sie  für  viele  Fälle  neben  der  besonderen  Bestellung  eine  besondere 
Beförderung  vorsehen.  Die  Ursache  füi  diese  abweichende  Behandlung  ist 
zu  suchen  einerseits  in  der  großen  Ausdehnung  Berlins  und  in  den  äußerst 
r^en  Wechselbeziehungen  zwischen  Berlin  und  seinen  Vororten,  andererseits 
in  dem  Vorbandensein  der  Rohrpost  und  den  vorzüglichen  und  billigen  Be- 
fdrderungsget^enheiten ,  die  durch  die  Stadt-  und  Vorortbahn  sowie  durch 
das  engmaschige  und  ausgedehnte  StralJenbahnnetz  geboten  werden.  Weitere 
besondere  Einrichtungen  werden  bedingt  durch  die  Zentralisation  einzelner  Be- 
triebszweige und  durch  den  Stillstand  des  Betriebs  bei  den  meisten  Besteilpost- 
anstalten  wibrend  der  Nacht. 

Diese  Verhaltnisse  haben  ftlr  Berlin  die  Behandlung  der  durch  Eilboten  zu 
bestellenden  Postsendungen  ziemlich  verwickelt  gestaltet.  Es  dürfte  daher  niciit 
ohne  Interesse  sein,  im  Zusammenhange  darzustellen,  wie  mit  diesen  Eilsen- 
dungen verfahren  wird. 
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I.  In  Berlin  aufgelieferte  Sendungen. 

a)  Gewöhnliche  und  eingeschriebene  Briefsendungen,  Wertbriefe 

und  Postanweisungen. 

In  Berlin  autgelieferte  gewöhnliche  Eilhrief^einiungen  nach  Berlin  werden 
in  der  Zeit,  in  der  die  Rohrpost  für  den  Betrieb  geöifnet  ist,  d.  i.  von  7  Uhr 
Vorm.  im  Sommer  und  von  8  Uhr  Vorm.  im  Winter  bis  10  Uhr  Abends 
mit  der  Rohrpost  befördert,  soweit'  sie  sich  hierzu  eignen.  Frankierte  Sen- 
dungen, die  zur  Beförderung  mit  der  Rohrpost  ungeeignet  sind,  gelangen  mit 
den  Einsammlungs-  und  Bestellungsfiihrtcn  zur  Beförderung,  die  von  5  Uhr 
Vorm.  bis  7  Uhr  Abends  zwisclien  den  ßesteilposianstalten  und  dem  Briefpost- 
amte 12  mal  bz.  10  mal  werktäglich  verkehren  und  die  frankierten  Ortssendungen 
unter  steh  austauschen.  Die  Übrigen  Eilbriefisendungen  sind  in  besonderen 
Bunden  aus  blauem  Packpapier  auf  das  Briefpostamt  »C.  2  Ort«  zu  leiten. 

Eilbriefsendiingen  von  Berlin  nach  Jen  Vororten  werden  wie  solche  nach 
Berlin  behandelt,  wenn  die  Vororte  an  das  Rohrpostnetz  angeschlossen  sind; 
zurzeit  triflt  dieses  auf  Cliarlottenburg  mit  Westend,  Schöneberg  mit  Friedenau, 
Rixdorf  und  Wilmersdorf  mit  Halensee  zu.  Eilbriefeendungen  nach  den  übrigen 
Vororten  erhalten  mit  der  Rohrpost  bis  zu  derjenigen  Postanslalt  Beförderung, 
bei  welcher  der  früheste  Postanschluß  erreicht  wirJ.  HicrtUr  is)  das  gelieferte 
Leitmatcrial  nialAgebend.  Für  ;ille  übrigen  Fälle  erfolgt  die  Leitung  aut  das  ' 
Briefpo.stamt  oder  das  Poslanit  des  Abgangsbahni)oti>.  Bei  der  Leitung  über 
das  Briefpostami  dienen  zur  Aufnahme  der  Sendungen  Bunde  aus  blauem 
Papiere,  die  in  die  Kartenschlüsse  mit  der  Bezeichnung  »C.  2  Vorortes  auf- 
genommen werden.  Fertigt  jedoch  die  Aufgabepostanstalt  einen  unmittelbaren 
KartenschlulJ  mit  geeignetem  Anschluß  auf  die  Postanstalt  des  Restinimungsorts 
der  Eilbriefsendung,  so  tritt  die  Vermitteiung  des  Briefpostamts  bz.  des  Bahn- 
hofsposfamts  nicht  ein;  die  vorliegenden  Eilsendungen  werden  alsdann  in 
diesen  Kartenschluß  verpackt. 

Ebenso  sind  Eilbrietsendungen  nach  außerhalb,  ausschließlich  der  Vororte, 
zu  behandeln.  Bei  der  Leitung  auf  das  Brietpostamt  werden  die  Sendungen 
in  Bunde  aus  blauem  Packpapier  in  den  Kartenschlui»  »C.  2  Durchgang« 
aufgenommen.  An  die  Stelle  des  Briefjpostamts  treten  die  Abfiertigungsstellen 
der  Bahnpostämter,  sofern  hierdurch  ein  günstigerer  Anschluß  erreicht  wird. 
Eine  Ausnahme  hiervon  findet  an  Sonn-  und  Feiertagen  für  diejenigen  Zeiten 
statt,  in  denen  keine  Einsammlungsfahrten  verkehren  und  Kartenschlüsse  der 
Sladtpostanstalten  auf  die  Bahnposten  nicht  bestehen.  Für  die  Einsammlungs- 
fahrten tritt  alsdann  die  Rohrpost  ein,  durch  welche  die  Sendungen  bis  zur 
geeigneten  Bahnhofe-  oder  Überweisungspostanstalt  zu  befördern  aind.  Zur 
Rohrpostbeförderung  ungeeignete  Scndimgen  werden  bei  den  Aufgabepost- 
anNialten  bis  zur  nächsten  geeigneten  Weiterbeförderungsgelegenheit  zurück- 
gehalten. 

Die  günstigen  Bef&rderungsgelcgenheiten,  die  sich  für  gewöhnliche  Eilbrief- 
sendungen durch  die  Beförderung  mittels  der  Ortstaschen  und  der  Rohrpost 
darbieten,  fallen  bei  Jin  durch  Eilboten  zu  bestellenden  Einschretb-  und  Wert- 
briefen wegen  des  fehlenden  Nachweises  und  des  Mangels  einer  vorschrifts- 
mäßigen Verpackung  fort.  Diese  Sendungen  können  daher  nur  durch  die 
ordentlichen  KartenschlUsse  versendet  werden. 

FQr  durch  Eilboten  zu  bestellende  Postanweisungen  gdten  die  filr  gewöhn- 
liche frankierte  Briefsendungen  gegebenen  BestimmungWI.  Bei  der  Beförderung 
mit  der  Rohrpost  sind  sie  jedoch  unter  Umschlag  zu  versenden. 

Die  zu  erhebenden  Gebühren  sind  die  postordnungsmäßigen.  Auch  tUr 
die  Beförderung  mit  der  Rohrpost  werden  besondere  Gebühren  nicht  angesetzt. 
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Nur  bei  Sendungen  nach  außerhalb|  bei  denen  der  Absender  ausdrücklich  die 
Beßtrderung  mit  der- Rohrpost  verlangt  hat  und  die  dann,  soweit  als  angängig, 
mittels  ,  der  Rohrpost  der  Poatabgangsstelle  züzuftlhren  sind,  ist  neben  dem 
Porto  die  Rohrpostgebühr  und,  falls  die  Sendung  am  Bestimmungsorte  durch 
Eilboten  bestellt  werden  soll,  außerdem  das  EiibesteUgeld  zu  entrichten. 

b)  Pakete  mit  und  ohne  Wertangabe. 

Eilpak^e  im  Stadl tvericehre  werden  nicht  angenommen. 

Die  Vororte  erhallen  ihre  Paketpostverbindungen  im  wesentlichen  vom 

Hofpostomte,  zum  geringeren  Teile  von  den  Bahnhofspostanstalten  aus  mittels 
Guterposten  oder  «^og.  Rundfahrten  in  der  Regel  zweimal  werktäglich  und 
einmal  Sonntags.  Da  auch  die  Pakete  von  aulkrhalb  nieist  Uber  das  Hofpost- 
amt mittels  der  bezeichneten  GOterposten  den  Vorortspostanstalten  zugeführt 
werden,  so  konnten  diese  Verbindungen  für  Eilpakete  nicht  als  ausreichend 
angesehen  werden.  Andererseits  lag  nach  dem  Gesamtpaketverkehre  kein  Be> 
dUrfni'i  vor,  die  regelmäßigen  Paketbeförderungsgelegenheiten  zu  vermehren. 
Es  wurde  daher  vor  einigen  Jahren  versuchsweise  eine  Eilbeförderung  fllr 
Eilpakete  nach  den  Vororten  eingeführt,  die  sich  bewflhrt  hat  und  nunmehr 
endgültig  beibehalten  worden  ist. 

Nach  dem  Abgange  der  ersten  StadfgüterpOSteu,  die  durchweg  Anschluß 
nn  die  zweite  und  letzte  Paketheförderungsgelegenlieit  nach  den  Vororten  und 
die  dort  stattfindende  zweite  und  letzte  Pakctbcstcllung  haben,  sind  Eilpakete 
nach  den  Vororten  nicht  mehr  ausschließlich  mit  den  folgenden  StadtgUter- 
posten  dem  Hofpostamt  und  den  von  den  Güterposten  und  Rundfahrten  be> 
rOhrten  Bahnhofspostanstalten  zuzuführen,  sondern  je  nachdem  es  sich  um  Vor- 
orte handelt,  die  an  der  Eisenbahn  gelegen  oder  bequem  mittels  der  Straßen- 
bahn zu  erreichen  oder  für  die  andere  günstige  Unileitungsgelegenheiten  vor- 
handen sind,  auch  auf  andere  hiernach  geeignet  erscheinende  Umleitungsstellen, 
wie  z.  B.  das  Postamt  W.  9  (Potsdamer  Eiabnhof)  abzuweisen.  Von  diesen 
Stellen  aus  erfolgt  die  Weiterbeförderung  nach  den  Vororten  u.  U.  durch 
besondere  Boten  unkT  Benutzung  der  Vorort/.üge  oder  der  Straßenbahnen. 
Die  Be'sfellung  haben  die  Boten  tucht  au^^zuführen ;  diese  findet  vielmehr  durch 
Unierbeamte  der  Bestinunungspostanstalt  statt.  Auch  hat  die  Beförderung  durch 
besondere  Boten  von  Berlin  aus  zu  unterbleiben,  wenn  die  Sendung  nicht  bis 
6  Uhr  Abends  bei  der  Oberweisungsposlanstalt  vorliegt. 

F{5r  Eilpaketsendungen  nach  außerhalb  (von  den  Vororten  abgesehen) 
bestehen  besondere  Vorschriften  hinsichtlich  ihrer  Beförderungsweise  nicht. 
Damit  sie  an  den  Umleitungsstellen  leicht  als  Eilsendungen  erkannt  und  mit 
Vorzug  behandelt  werden  kOnnen,  sind  sie  in  die  Ladezettd  besonders  ein- 
zutragen ,  auch  sind  die  Begleiter  der  StadtgOterposten  und  Bahnhofsversande 
auf  diese  Sendungen  besonders  aufnurksam  zu  machen  und  anzuweisen,  sie 
tunlichst  getrennt  von  den  übrigen  Sendungen  zu  verladen. 

Die  Behandlung  der  Eilpakete  mit  Wertangabe  erfolgt  nach  den  allgemein 
gültigen  Bestimmungen. 

n.  In  Berlin  ankommende  Sendungen. 

a)  Gewöhnliche  und  eingeschriebene  Briefsendungen,  Wertbriefe 

und  Postanweisungen. 

Gewöhnliche  Briefsendungen  von  außerhalb,  die  in  Berlin  durch  Eilboten 
bestellt  werden  sollen,  werden  den  Bestellpostanstalten  unmittelbar  von  den 
Bahnposten  zugetührt,  soweit  die  letzteren  KartenschiUssc  auf  die  Bestellpost- 
anstalten  fertigen  Und  die  Briefsendungen  durch  Sortierer  nach  den  Bestell- 
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postanstalten  sortiert  werden.  TriA  dies  nicht  zu,  so  sind  Eilbrieftendungen, 
die  sich  zur  Beförderung  mit  der  Rc^rpost  dgnen,  soweit  die  letztere  im  Be« 

trieb  isi,  auf  die  Postanstalt  des  Ankunftsbahnhofe  zwecks  Weiterleitung  mit 
der  Rohrpost  abzuweisen.  In  allen  übrigen  Fällen,  besonders  auch  in  der 
Nacht,  gehen  dem  Postamt  am  Ankunftsbahnhofe  nur  die  Eilsendungen  für 
den  Bezirk  dieses  Postamts  und  zweier  Nachbarbezirke  zu;  diese  Sendungen 
sind  auch  durch  das  Postamt  am  Ankunflsbahnhofe  zu  bestellen*  Die  übrigen 
Sendungen  gelangen  zum  Briefpostamt  und  werden  von  diesem  abgetragen 
bz.  weitergelcitct. 

Eilbriefsendungen  aus  den  Vororten  sind  auf  geeignete  Umleitungspost- 
anstalten mit  Rohrpo^.tbetrieb  zu  leiten  und  von  hier  mit  der  sich  darbietenden 
günstigsten  BeÜörderungsgelegenheit,  Rohrpost  oder  Briefpost,  an  dieBestellungb 
postanstalt  weiterzugeben.  ^ 

Durch  Eilboten  zu  bestellende  Einschreibbriefe  werden  entweder  in  die 
Kartenschlüsse  auf  die  Bestellungspostanstalten  oder,  wenn  solche  nicht  gefertigt 
werden,  in  den  Kartenschluü  auf  das  Brietpostamt  aufgenommen. 

Wertbriete,  für  welche  die  Eilbestellung  verlangt  ist,  gelangen  stets  zunächst 
zum  Hofpostamt  und  werden,  von  Ausnahmen  abgesehen,  auch  von  dort  aus 
bestellt,  wie  spttter  des  näheren  ausgeführt  werden  wird. 

Eilpostanweisungen  sind  zu  behandeln  wie  Eilbrie&endungen  mit  der  Mail- 
gäbe,  daC,  wenn  eine  Beförderung  mit  der  Rohrpost  nicht  angängig  ist,  d.  i. 
Nachts  von  lo  Uhr  bis  6,45  bz.  7,45  Uhr  Vormittags,  diese  Sendungen  für 
ganz  Berlin  in  die  Kartenschlttsse  auf  das  Briefpostamt  aufzunehmen  sind,  von 
wo  aus  sie  auch  bestellt  werden.  Bei  denjenigen  in  den  Frtthstunden  ein- 
tretTenden  Zügen,  die  von  Sortierbriefträgern  begleitet  sind,  werden  die  Eil- 
postanweisungen  jedoch  in  die  Kartenschltlsse  auf  die  Bestellpostanstalten  auf- 
genommen. 

b)  Pakete  mit  und  ohne  Wertangabe. 

Die  Bahnposten  haben  die  ihnen  zugegangenen  durch  Eilboten  zu  bestellenden 
jgewOhnlichen  Pakete  ftir  Berlin  auf  das  Postamt  am  Ankunflsbahnhofe  Kbittels 
besonderen  Eingangszettels  abzuweisen.  Diese  Postämter  behalten  die  für 
Empfanger  in  dem  ihnen  /n^ewicsenen  Eilpaketbezirke  bestimmten  Pakete 
zurück,  soweit  diese  hinsichtlich  des  Portos  und  des  Eilbestellgeldes  frankiert, 
nicht  mit  Nachnahme  belastet  und  zur  Beförderung  mittels  Dreirads  geeignet 
sind.    Es  bestehen  folgende  Bestellbezirke: 

beim  Postamte  SW.  i  i  (Anhalter  Bahnhof)  für  die  auf  diesem  und  dem 
Potsdamer  Bahnht)f  eingehenden  Eilpakete  nach  den  Bezirken  W.,  SW., 
S.  und  C,  beim  Postamt  O.  (Schlesischer  Buhnhof}  l\lr  die  auf 
diesem  und  dem  GOrlitzer  Bahnhof  eingehenden  Pakete  nach  den  Be- 
zirken SO.,  O.,  NO.  und  C,  beim  Postamte  NW.  40  f(ir  Pakete  nach 
den  Bezirken  NW.  und  C. 
Im  übrigen  sind  die  gewöhnlichen  l'^ilpakete  für  Berlin  seitens  der  Bahn* 
hüfsposlanstalten  dem  Paketpostamte  zuzuführen. 

Die  Überführung  der  Pakete  vom  Potsdamer  zum  Anhalter,  vom  Görlitzer 
zum  Schlesischen  Bahnhof  und  von  sämtlichen  Bahnhofispostlmtem  zum  Paket - 
postamte  geschieht  teils  durch  die  vorhandenen  Versande,  teils  durch  besondere 
Boten.  Der  Nachweis  wird  durch  Eingangszettel  geführt,  die  monatlich  neu 
beginnend  mit  fortlaufender  Nummer  zu  versehen  sind.  Falls  die  Überweist! nj^ 
der  Eilpakele  an  die  ßestellpostanstalt  nicht  mittels  der  regelmäßigcti  Versande 
erfolgt,  ist  von  der  empfangenden  Stelle  eine  Empfangsbescheinigung  nach 
dem  Muster  E  33  (Anl.  61  zu  V  2  der  A.  D.  A.,  Seite  269)  zu  erteilen. 
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Für  die  Weiterbeförderung  der  gewöhnlichen  Eilpakete  von  aul^erhalb 
nach  den  Vororten  gelten  dieselben  Gnindsütze,  die  fllr  die  Weiterbefdrderung 

der  in  Berlin  aufgelieferten  gleichartigen  Sendungen  nach  den  Vororten  be- 
stehen und  bereits  mitgeteilt  sind. 

Durch  Eilboten  zu  bestellende  Wertpakete  für  Berlin  werden  dem  Hof- 
postamte  zugeführt  und  von  dort  aus  bestellt. 

IIL  BesteUung. 

a)  Gewöhnliche  und  eingeschriebene  Briefe,  Sendungen 
mit  Wertangabe,  Postanweisungen. 

Die  Bestellung  der  gewöhnlichen  Eilbriefe  erfolgt  bei  den  Stadtpostanstalten 

tunlichst  mit  der  Bestellung  der  Telegramme  und  Rohrpostsendungen.  Die 
Briefe  werden  summari'jch  in  das  Telcgrammbesteüungsbuch  eingetragen.  Etwa 
einzuziehendes  Eilbestellgeld  ist  durch  Postwertzeichen,  die  in  der  Lohnliste 
verklebt  und  entwertet  werden,  zu  verrechnen.  Diese  Einrichtung  ist  getroffen 
worden,  um  bei  den  Rohrpoststelten  die  Einrichtung  besonderer  Abrechnungs- 
stellen zu  vermeiden. 

Zur  Eilbestellung  von  Postanweisungen,  Einschreib-  und  Wertbriefen  sind 
tunlichst  angestellte  Unferbeiitnte  oder  .lltere  bewährte  Postboten  zu  verwenJen. 
Für  die  Zuschrift  und  Rückschritt  dient  ein  Bestellungsbuch,  lür  die  Ver- 
rechnung des  Portos,  Bestellgeldes  und  der  Postanweisungsbetrflge  ein  Ab- 
rechnungsbogen. 

Die  Eilbestellungen  werden  durchweg  von  Unterhenmten  wahrend  des 
Dienstes  ausgeführt,  so  dal.'^  besondere  Kosten  nicht  erwaclisen.  Eübestellgeld 
wird  an  die  Unterbearalen  nur  noch  bezahlt  tür  die  Bestellung  telegraphischer 
Postanw^ungen,  und  zwar 

a)  nur  für  je  einen  Bestellgang  (nicht  für  jede  Postanweisung), 

b)  auch  dann  nur  an  solche  Unterbeamte,  die  bisher  Eilbestellgebtthren 
bezogen  haben. 

in  dem  letzteren  Falle  ist  die  Zahlung  einzustellen,  sobald  dem  Betretlenden 
eine  Gehaltserhöhung  zu  teil  wird. 

Wie  bereits  früher  angegeben  worden  ist,  liegt  dem  Hofpostamt  und  dem 
Briefpostamte  nicht  nur  die  I  jibestellung  für  den  eigenen  Bestcübezirk,  sondern 
unter  gewissen  Voraussetzungen  besonders  während  der  Nacht  für  ganz  Berlin 
ob,  und  zwar  werden  bestellt 

vom  Brieijpostamte 
die  gewöhnlichen  und  eingeschriebenen  Eilbriefsendungen   für  ganz 
Berlin  und  die  Eilpostanweisungen,   soweit  die  letzteren  nicht  für  den 
Bestellbezirk  des  Hofpostamts  bestimmt  sind, 
vom  Hofpostamte 

die  Briefe  und  Pakete  mit  Wertangabe  für  ganz  Berlin,  sowie  die  Post- 
anweisungen für  den  eigenen  Bestellbezirk. 

Das  Eilbestellpersonal  stellt,  von  Ausnahmefällen  abgesehen,  für  beide 
Ämter  dos  Briefpostamt;  es  besteht  zur  Zeit  aus  21  Mann.  Die  Eilboten  sind 
mit  einer  besonderen  »Anweisung  zur  Ausführung  der  Eilbestellung  von  Ein- 
schreibsendungen, Wertsendungen  und  Postanweisungen  a  sowie  mit  einer  Aus- 
weiskarte ausgerüstet.  Die  letztere  ist  erforderlich,  damit  den  Bestellern  auch 
Nachts  die  Häuser  geöffiiet  werden.  Für  die  Zuschrift  dienen  besonders  ein- 
gerichtete Bestellungs-  und  Abrechnungsbücher. 

Die  Bestellung  der  Wertsendungen  erstreckt  sich  in  der  Zeit  von  5  Lhr 
Vorm.  bis  1 1  Uhr  Abends  auf  solche  bis  zum  angegebenen  Werte  von 
3000  Mark.  Von  1 1  Uhr  Abends  bis  5  Uhr  Vorm.  werden  nur  Wertsendungen 
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bis  400  Mark  an  Reisende  un4  solche  Empfänger  bestellt,  die  die  Bestellung 
gewünscht  haben.    Ablieferungsscheine  sind  Nachts  nur  zu  Sendungen  im 

Werte  bis  zu  800  Mark  abzutragen. 

tiiige>chriebene  Briefe  sowie  Geldbrietc.  deren  Aushändigung  an  den 
Empfänger  nicht  hat  bewirkt  werden  können,  sollen  in  der  Zeit,  in  welcher 
der  Dienstbetrieb  bei  den  Stadtpostanstalten  eröffnet  ist,  nicht  zum  Brief-  bz. 
Hofpostamte  zurückgebracht,  sondern  bei  der  zuständigen  Bestellpostanstalt 
gegen  Quittung  auf  dem  Ablieleningsschein  ali;^c";eben  werden.  Diese  Quittung 
ist  bei  Geldbriefen  von  zwei,  bei  Einschreibbrielen  von  einem  Beamten  der 
Besteilpostanstait  unter  BeidrUckung  des  Tagesstempels  zu  vollziehen.  Die 
Bestellpostanstalt  wird  seitens  des  Hof-  bz.  Briefjpostanits  von  der  Abweisung 
der  Sendung  unter  der  Mitteilung  der  Karte,  in  welcher  etwaiges  Porto  zu* 
gesetzt  worden  ist,  in  Kenntnis  gesetzt. 

Wertzollpakete  bis  zum  (iewichte  von  ^  ki;,  die  niclit  zweckmäßiger  niit 
dem  nächsten  Zollvcrsande  zur  PostzoUabtertigungästelle  beiordert  werden, 
sind  dem  die  Begleitadresse  bestellenden  Eilboten  behufis  Abgabe  bei  der  Zöll- 
stelle, soweit  angltngig,  mitzugeben.  Auch  hat  der  Eilbote  den  Empfänger  bei 
der  .Aushändigung  der  Begleitadresse  zu  befragen,  ob  er  die  Verzollung  durch 
die  Post  und  nach  der  Verzollung  die  Eilbe^tellung  wUnscht;  für  diesen  Fall 
ist  der  Antrag  schriftlich  entgegenzunehmen. 

Bei  der  großen  Ausdehnung  der  Bestell gängc  Ober  die  ganze  Stadt  und  bei 
der  vielfiich  sich  darbietenden  Gelegenheit  zu  Abschweifungen  wahrend  des 
Bestellganges  muß  besonderer  Wert  auf  zweckmätMgc  Einteilung  der  Eilboten- 
gSnge  und  auf  die  l  berwachung  der  Eilboten  gelegt  werden.  Es  können 
daher  nur  ortskundige  Beamte  in  der  Lilbotenabfertigung  Verwendung  tinden, 
die  Ober  die  zur  Verfügung  stehenden  und  in  dem  einzelnen  Falle  am  zweck- 
mäßigsten zu  benutzenden  OlTcnllichen  Verkehrsmittel,  Stadtbahn,  Straßenbahnen, 
elektrische  Hochbahn  und  Omnibusse,  vollständig  unterrichtet  sind  und  hier- 
nach  die  durch  denselben  Eilboten  abzutragenden  Sendungen  bestimmen.  Zur 
Kontrolle  der  Eilbestellgänge  warend  der  Nachtzeit  wird  ein  besonderes  Merk- 
buch gefuhrt,  in  dem  u.  a.  die  Dauer  der  einzelnen  Bestellglinge  und  die  Zahl 
der  bestellten  und  der  nicht  bestellten  Sendungen  vermerkt  wird.  Um  Ober- 
wachen zu  können,  daß  die  Bestellung  in  denjenigen  Fallen  tatsächlich  ver- 
sucht worden  ist.  in  denen  die  Boten  Sendungen  zurückbringen,  haben  sie 
eine  ihnen  mitgegebene,  mit  der  Aufschrift  des  Briefpostamts  versehene  Kontroll- 
karte zu  unterschreiben  und  in  einen  Briefkasten  in  der  Nähe  der  Wohnung 
des  Empfängers  zu  l^en.  Nach  dem  Eingange  dieser  Karten  beim  Briefpost- 
amte wird  auf  Grund  des  Kontrollbuchs  geprüft,  ob  bezüglich  der  nicht  be- 
stellten Sendungen  der  Besteller  in  der  Tat  den  Bestellgang  ausgeführt  hat. 

b)  Gewöhnliche  Pakete. 

Die  Bestellung  der  gewöhnlichen  Eilpakete  erfolgt  nicht  mehr  ausschließlich 

durch  das  Paketpostamt,  seitvlem  vor  einigen  Jahren,  wie  vorstehend  näher 
erörtert  worden  ist,  frankierte  Eilpakete,  die  den  Vermerk  tragen  »Eilbestel! 
geld  bezahlt«,  nicht  mit  Nnchnahnie  behaftet  sind  und  sich  zur  Beförderung 
mittels  Dreirads  eignen,  in  gewissem  Lmtange  durch  die  Bahnhofspostanstallen 
bestellt  werden.  Da  die  Begleitadressen  zu  diesen  Paketen  zum  Paketpustamte 
gelangen,  hat  die  Bestellung  ohne  sie  zu  geschehen.  Die  Bestellberichte  sind 
im  Bestellungsbuche  niederzuschreiben,  da^  in  losen  Blättern  geführt  wird. 
Diese  sind  taglich  an  das  Paketpostamt  eifuiisLiKieii.  woselbst  die  zu  den  Ein- 
tragungen gehörigen  Begleitadressen  hm/ugetügt  werden.  Beides  —  Besteilungs- 
bogen  und  Adresse  —  werden  nach  Aufklärung  etwaiger  Unstimmigkeiten 
vereinigt  zu  den  erledigten  Paketadressen  gelegt. 
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FOr  die  vom  Paketpostaml  aus  zu  bestellenden  Eilpakete  besteht  eine  be- 
sondere Eilbestcllabferfigungsstelle.  Da  die  Eilpakele  von  den  übrigen  Paketen 
getrennt  gehalten  werden,  kann  beim  Paketpostamte  die  Vereinigung  mit  den 
Begleitadressen  mit  Vorzug  erfolgen. 

Es  ist  nicht  durchführbar,  für  jedes  Eilpaket  sofort  einen  besonderen 
Boten  abzufertigen,  sondern  es  mufi  bis  zu  einem  gewissen  Grade  eine  An- 
sammlung der  Pakete  ('/j  Stunde)  stattfinden.  Andererseits  muß  für  die  An- 
saminlung  eine  t^ewi-sse  Zeitgrenze  bestimmt  sein,  innerhalb  deren  die  Be- 
hündigung  stattzutmden  hat.  Diese  Frist  ist  auf  i  '/s  Stunden  vom  Eingange 
des  Pakets  bb  zur  Aushändigung  festgesetzt.  Wird  diese  Frist  ttberschritten, 
so  liegt  eine  Verzögerung  in  der  Bestellung  vor.  Selbstredend  wird  die  große 
Mehrzahl  der  Pakete  in  wesentlich  kürzerer  Zeit  bestellt.  Die  Besteller  haben 
auch  beim  Paketpostamte  sich  aller  vorhandenen  öffentlichen  Verkehrsmittel  zur 
Beschleunigung  des  Bestellganges  zu  bedienen;  u.U.  werden  besondere  Ge- 
spanne verwendet.  Das  Eiibestelipersonal  besteht  zur  Zeit  aus  12  Unterbeamten. 
Um  die  Besteller  zu  kontrollieren,  wird  die  Zdt  ihres  Abganges  und  ihrer 
ROckkehr  im  Bestellungsbuche  genau  vermerkt,  andererseits  hat  der  Besteller 
den  Zeitpunkt  der  Behandigung  des  Pakets  bz.  der  BcgIeitaJresse  im  Bestell - 
bericlit  anzugeben.  Beschwerden  über  angebliche  /ögerungen  in  der  Be- 
stellung können  durch  diese  Mauregeln  jederzeit  in  bezug  auf  ihre  Berechtigung 
geprüft  werden.  Die  Eilbestellung  wird  durchweg  auf  Rechnung  der  Post- 
kasse ausgeführt. 

Ein  erheblicher  Teil  der  Eilbesfellung  erstreckt  sich  auf  solche  Pakete,  für 
die  der  Empfänger  nachträglich  die  Zustellung  durch  besondere  Boten  be- 
antragt hat.  Ebenso  werden  Pakete,  die  einen  bezüglichen  Vermerk  nicht 
tragen,  durch  Eilboten  bestellt,  wenn  ihr  Inhalt  als  ein  leicht  verderblicher 
erkannt  wird  und  nicht  eine  Bestellfahrt  nahe  bevorsteht,  wie  z.  B.  Werktags 
nach  der  letzten  Bestellung  und  nach  Ablassung  der  Sonntagsbestellung. 
Weigert  sich  der  lunptänucr,  in  solchen  Fallen  das  Kilbcstellgeld  zu  bezahlen, 
SO  bringt  der  Bote  da:>  i^aket  zum  l^uketpu^lauiic  zurück;  die  Zuführung  lindet 
dann  auf  gewöhnlichem  Wege  statt,  kt  jedoch  während  der  Eilbestellung 
eine  Bestellfohrt  abgegangen,  so  wird  das  Paket  dem  Empfänger  gegen  Ent- 
richtung des  gewöhnlichen  Bestellgeldes  belassen. 

In  der  Zeit  von  1  1  Uhr  .\bends  bis  5  Uhr  Morgens  werden  nur  Eilpakete 
an  Heisende  und  solche,  auf  deren  Aushändigung  während  der  Nacht  zu 
reebnen  ist,  wie  Sendungen  mit  lebenden  Blumen  zu  Hochzeiten  usw.  bestellt. 
Zollpflichtige  Eilpakete  sind,  soweit  angängig  und  soweit  dadurch  eine  Be- 
schleunigung erzielt  wird,  durch  den  die  Bestellung  der  Zolladtesse  ausführenden 
Eilboten  gleichzeitig  der  Zollstelle  zuzuführen,  damit  der  Empfünger  in  die 
Lage  kommt,  alsbald  nach  Empfang  der  Begleitadresse  die  Sendungen  von  der 
Zollstelle  abholen  zu  lassen. 

Über  den  Umfang  der  Eilbestellung  geben  die  nachstehenden  Zahlen  Auf- 
schlufs  die  sich  auf  das  Jahr  1902  beziehen: 
Briefsendungen 

a)  aus  dem  eigenen  Orts-  und  Landbestellbezirke,  sowie  aus  dem 
Nachbarortsverkehre   49  b^T^  Stttck, 

b)  von  außerhalb   217672 

Wertbriefe  \   i  «00 

Postanweisungen   (»8  53(> 

Pakete   97  ^5^     -  • 
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Das  schweizerische  Bundesgesetz,  betreffend  die 

elektrischen  Schwach-  und  Starkstrornanlagen. 

Vom  I.  Februar  d.  J.  ab  ist  in  der  Schweiz  ein  neues  Bundesgesetz,  be- 
trertcnd  die  elektrischen  Schwach-  und  Starkstrornanlagen  (vom  24.  Juni  1902), 
in  Kraft  getreten  und  damit  das  Bundesgesetz,  betreffend  die  Erstellung  von 
Telegraphen-  und  Telephonlinien  vom  26.  Juni  1889  (Archiv  1890  S.  49)  auf- 
gehoben w^orden.  Das  neue  Gesetz  verdankt  seine  Entstehung  dem  Umstände, 
d;ii?  die  in  der  Schweiz  zahlreich  vorhandenen  großartigen  Wasserkräfte  die 
Entlaltung  von  elektrotechnischen  Anlagen  außerordentlich  begünstigten  und 
daß  die  aus  dem  Nebeneinanderbestehen  der  Schwach-  und  Starkstrornanlagen 
sidi  cfgebeDden  Meinungsverschiedenheiten  eine  gesetzliche  Regelung  der  Ver- 
hilltnisse  notwendig  machten. 

Aus  dem  Gesetze  geben  wir  die  wichtigsten  der  in  sieben  Abschnitten 
untergebrachten  Bestimmungen  ihrem  Hauptinhalte  nach  wieder. 

I.  Allgemeine  Bestimmungen.  Die  im  Gesetze  bezeichneten  Schwach- 
und  Starkstrornanlagen  sind  der  Überautsicht  des  Bundes  unterstellt. 

Als  Schwacbstromanlagen  werden  solche  angesehen,  bei  welchen  normaler- 
weise keine  Ströme  auftreten  können,  die  für  Personen  oder  Sachen  gefthrlich 
sind;  als  Starkstromanlagen  gelten  Anlagen,  bei  denen  Ströme  auftreten  oder 
benutzt  werden,  die  unter  Umständen  für  Personen  oder  Saclien  gefährlich 
sind.  In  Zweifelsfällen  entscheidet  der  Bundesrat,  zu  welcher  Gattung  eine 
Anlage  zu  rechnen  ist. 

Der  Bundesrat  wird  besondere  Vorschriften  erlassen,  um  zu  vermeiden, 
daß  aus  dem  Bestehen  der  Starkstromanlagen  und  deren  Zusammentreffen  mit 
Schwachstromanlagen  Gefahren  und  Schädigungen  entstehen. 

II.  Schwachsiroman  lagen.  Unter  die  Bestimmungen  des  Gesetzes  fallen 
alle  Schwachstromanlagen,  die  Uber  öffentlichen  Grund  und  Boden  oder 
Eisenbahngebiet  fthren  oider  wegen  der  Nihe  von  Starkslromanlagen  zu 
Betriebsstörungen  oder  Gefährdungen  Anlaß  geben  können.  Die  Schwacb- 
stromanlagen dürfen  die  Erde  als  Leitung  benutzen,  ousgenommen  öffentliche 
Telephonleitungcn,  wenn  wegen  Vorhandenseins  von  Starkstrornanlagen  Störungen 
des  Telephonbetriebs  oder  Gefährdungen  eintreten  können. 

Der  Bund  ist  berechtigt,  Atr  die  Herstellung  von  oberirdischen  und  unter- 
irdischen Telegraphen-  und  Telephonleitungen  öffentliche  Plötze,  Straßen,  Fahr- 
und  Fußwege  sowie  Kanäle,  Flüsse,  Seen  und  deren  Lfer.  soweit  diese  dem 
ötientlichen  Verkehre  dienen,  unentgeltlich  in  Aiispriicli  zu  nehmen,  jedoch 
unter  Wahrung  der  Zwecke,  für  welche  das  in  Anspruch  genommene  öffent- 
liche Gut  bestimmt  ist,  und  gegen  Ersatz  des  durch  den  Bau  und  die  Unter- 
haltung entstehenden  Schadens. 

In  gleicher  Weise  ist  der  Bund  bcreclitigt,  auch  über  Privateigentum  den 
Lullraum  durch  Ziehen  von  Telegraphen     und  Teleplionleitungen  ohne  Knt 
Schädigungsleistung  in  Anspruch  zu  nehmen,  sofern   dadurch   die  zweck- 
entsprechende Benutzung  der  betreffenden  Grundstücke  oder  Gebinde  nicht 
beeinträchtigt  wird. 

Die  Telegraphenverwaltung  muß  sich  vor  dem  Baue  ihrer  Linien  mit  den 
betretTenden  Behörden  oder  Privaten  über  alle  für  sie  in  Betracht  kommenden 
Verhältnisse  ins  Einvernehmen  setzen  und  ihren  Begehren  soweit  entgegen- 
kommen, als  die  zweckentsprechende  Ausführung  der  Linien  es  erlaubt.  Auf 
b&stehende  unterirdische  Kanlle  und  l^tungen  ist  möglichst  Rücksicht  zu 
nehmen. 
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Wenn  der  Eigentümer  über  sein  in  Anspruch  genommenes  Kigentum  eine 
Verhlgung  treffen  will,  die  eine  Änderung  oder  Beseitigung  der  errichteten 
Linie  nötig  macht,  so  hat  er  bierza  die  Telegiapiienvtfwaltung  schriftlich  auf- 
zufordern^ welche  die  Änderung  oder  Beseitigung  der  Linie  vorzunehmen  hat. 

Ist  die  nngekUnJigte  Verfügung  des  Eigentümers  nicht  innerhalb  eines  Jahres, 
von  der  Änderung  oder  Beseitigung  der  Linie  an  gerechnet,  ins  Werk  gesetzt, 
so  bleibt  der  Verwaltung  das  Recht  auf  Ersatz  der  gemachten  Ausgaben  vor- 
behalten. 

Der  Bund  ut  berechtigt,  auf  dem  zu  Bahnzwecicen  verwendeten  Gebiete 

der  Bahngesellschaften  unentgeltlich  Telegraphen-  und  Telephonlinien  her- 
zustellen oder  an  bestehenden  staatlichen  Telegraphenlinien  Telephondrahte 
anzubringen,  soweit  dies  ohne  Beeinträchtigung  des  Bahnbetriebs  und  der 
sonstigen  Benutzung  des  Bahngebiets  geschehen  kann.  Den  Schaden,  der 
einer  Bahngesellschaft  durch  den  Bau  oder  die  Unterhaltung  einer  Öffentlichen 
Telegraphen-  oder  Telephonanlage  erwachst,  tragt  der  Bund.  Sind  öffentliche 
Telegraphen-  oder  Telephonanlat^cn  der  Herstellung  neuer  oder  der  Ver- 
änderung bestehender  bahndienstlicher  Einrichtungen  hinderlich,  so  hat  die 
Teiegraphenverwaltung  ihre  Anlagen  auf  eigene  Kosten  zu  verlegen. 

Streitigkeiten  in  bezug  auf  die  Anlagen  unter  Abschnitt  U  werden  durch 
das  Bundesgericht  erst-  und  letztinstanzlich  entschieden. 

HL  Starkstromanlagen.  Die  Stärke  der  für  die  verschiedenen  Arten 
von  Starkstrombetrieben  ^iil bissigen  Spannungen  wird  durch  ein  vom  Bundes- 
rate zu  erlassendes  Reglement  festgesetzt. 

Die  unter  Abschnitt  I  vorgesehenen  Vorschritten  sollen  die  erforderlichen 
technischen  Sicherungzmaflnahmen  bezeichnen ;  die  Durchführung  der  letzteren 
soll  im  einzelnen  Falle  in  der  für  die  Gesamtheit  der  zusammentreffenden 
Anlagen  zweckmäßigsten  Weise  erfolgen.  Wird  keine  Verständigung  erzielt, 
so  entscheidet  der  Bundesrat  nach  Einhf)lunfT  eines  Gutachtens  der  unter  IV. 
bezeichneten  Kommission.  Die  zur  Ausführung  dieser  Sicherungsmai^nahmen 
aufzuwendenden  Kosten,  mit  Einschluß  derjenigen  fUr  notwendig  werdende 
Verlegung  von  Öffentlichen  oberirdischen  Telephonleitungen,  sind  von  den 
zusammentreffenden  Unternehmungen  gemeinsam  zu  tragen. 

Für  die  Verteilung  der  Kosten  ist  es  unerheblich,  welche  Leitung  zuerst  be- 
standen hat  und  an  welcher  Leitung  die  Schutzvorrichtungen  oder  Änderungen 
anzubringen  sind;  die  Kostenverteilung  geschieht  vielmehr  nach  dem  Grund- 
satze, daß,  wenn  Öffentliche  und  bahndienstliche  Scbwachstromleitungen  einzeln 
oder  zusammen  mit  einer  anderen  elektrischen  Leitung  zusammentreffen,  der 
Kosten  der  letzteren  und  Yg  den  ersteren  zur  Last  fallen. 

Die  Anbringung  von  Doppeldrähten  und  überhaupt  von  Rückleitungen, 
die  von  Erde  isoliert  sind,  an  öffentlichen  Telephonleitungen  fällt  ausschließlich 
zu  Lasten  des  Bundes. 

IV.  Kontrolle.  Der  Bundesrat  wählt  eine  Kommission  für  elektrische 
Anlagen  von  sieben  Mitgliedern,  worin  die  elektrische  Wissenschaft  sowie  die 
Schwach-  und  Starkstromtechnik  angemessen  vertreten  sein  sollen.  Die  Kom- 
mission begutachtet  die  vom  Bundesrate  zu  erlassenden  Vorschriften  für  die 
Herstellung  und  die  Instandhaltung  der  elektrischen  Anlagen  sowie  die  An- 
gelegenheiten, über  welche  der  Bundesrat  zu  entscheiden  hat. 

Die  Kontrolle  über  die  Ausführung  der  vom  Bundesrate  zu  eriassenden 
Vorschriften  (At>schnitt  I)  wird  Obertragen : 

für  die  Schwachstromanlagen  und  für  die  Kreuzung  der  Schwachstromaningen 
mit  Starkstromleitungen,  die  nicht  zu  einer  elektrischen  Eisenbahn  ge- 
hören, der  Telegraphenabteilung  des  Post-  und  Eisenbahndepartements, 
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für  die  elektrischen  Eisenbahnen  mit  Einschluß  der  Bahnkreuzungen  durch 
elektrische  Starkstromleitungen  sowie  für  Kreuzung  elektrischer  Bahnen 
durdi  Schwachstioinleitungen  der  Eisenbahnabteilung  des  Post-  und 

Eisenbahndepartements, 
(Ür  die  übrigen  Starkstromanlagen  einem  Inspektorate  für  Starkstromanlagen. 

V.  Haftpflicht  Falls  durch  den  Betrieb  einer  privaten  oder  öffentlichen 
Schwach-  oder  Starkstromanlage  eine  Person  getötet  oder  körperlich  verletzt 
wird,  so  haftet  der  Betriebsinhaber  für  den  entstandenen  Schaden,  wenn  er 
nicht  beweist,  dafi  der  UnSsill  durch  höhere  Gewalt  oder  durch  Verschulden 
oder  Versehen  Dritter  oder  durch  grobem  \'crschulden  des  Getöteten  oder 
Verletzten  verursacht  wurde.  In  gleicher  Weise  besteht  die  Haftpflicht  für 
Schädigung  an  Sachen,  jedoch  nicht  für  Störungen  im  Geschäftsbetriebe. 

Wenn  elektrische  Anlagen  sich  gegenseitig  schädigen,  so  ist  der  Schaden, 
sofern  nicht  das  Verschulden  der  einen  Anlage  nachgewiesen  werden  kann, 
unter  Würdigung  der  sämtlichen  Verhültnisse  in  angemessener  und  billiger 
Weise  auf  die  Anlagen  zu  verteilen. 

Der  Betriebsinhaber  ist  verpflichtet,  von  jeder  vorgekommenen  erheblichen 
Personen beschädigung  sowie  von  jeder  erheblichen  Sachbeschädigung  gegen- 
über Dritten  sofort  der  zuständigen  LolcalbehOrde  Anzeige  zu  machen. 

Die  Betriebsinhaber  haften  für  alle  Personen,  deren  sie  sich  zum  Betrieb 
ihrer  Anlagen  bedienen.  Das  KUckgriffsrccht  auf  die^^e  Personen  bleibt  im 
Falle  deren  Verschuldens  den  haftptlichligen  Beiriebsinliabern  vorbehalten. 

VI.  Expropriation.  Baumäste,  durch  welche  eine  Schwach-  oder  Stark- 
stromleitung gefährdet  oder  gestört  wird,  sind  vom  Eigentümer  auf  Verlangen 
'des  Besitzers  der  betreffenden  Anlage  gegen  Entschädigung  zu  beseitigen. 
Wenn  der  Eigentümer  die  Berechtigung  des  Verlangens  bestreitet  oder  wenn 
die  beiden  Parteien  sich  Uber  die  Höhe  der  Entschädigung  nicht  einigen 
können,  so  entscheidet  endgültig  eine  durch  die  Kantonsregierung  zu  be- 
zeichnende Lükalbehürde  innerhalb  längstens  8  Tagen. 

VII.  Strafbestimmungen.  Wer  durch  eine  Handlung  oder  Unterlassung 
vorsiltzlich  eine  elektrische  Anlage  beschädigt  oder  gefährdet,  wird  bestraft: 

wenn  dadurch  Personen  oder  Sachen  einer  erheblichen  Gefahr  ausgesetzt 

waren,  mit  Gefängnis, 
wenn  beträchtlicher  Schaden  an  Sachen  entstanden  ist,  mit  Gefängnis  oder 

Zuchthaus  bis  zu  10  Jahren, 
wenn  eine  Person  bedeutend  verletzt  oder  getötet  worden  ist,  mit  GeAlngnts 

oder  Zuchthaus. 

Fahrlässige  Handlungen  oder  IJnterla.ssungen,  die  solche  Schädigungen  oder 
Getahren  herbeiführen,  sind  mit  Geldbulkn  bis  zu  30QO  Eres,  oder  mit  Gefängnis 
bis  zu  3  Jahren  bedroht. 

Wer  durch  vorsätzliche  oder  grob  fahrlässige  Handlungen  die  Benutzung 
der  Telegraphen-  oder  Telephonanlagen  oder  der  Starkstromanlagen  zu  ihren 
Zwecken  hindert  oder  stört,  wird  mit  Geldbuße  bis  zu  1000  Frcs.  oder  mit 
Geffingnis  bis  zu  einem  Jahre  bestraft.  Wenn  infolge  der  Handlung  eine 
Person  bedeutend  verieiit  oder  getötet  oder  sonst  ein  erheblicher  Schaden 
verursacht  worden  ist,  wird  auf  Geldbuße  bis  zu  3000  Frcs.  oder  Geftngnis 
oder  Zuchthaus  erkannt.  Mit  der  Freiheitsstrafe  kann  auch  Geldbuße  ver- 
bunden werden. 
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Das  Post-  und  Telegraphenwesen  in  NiederlMndiseh-Indien 

im  Jahre  1901. 

Dem  kürzlich  erschienenen  Verwahungsberichte  des  Generalpostinspektors 
der  Ponten  und  Telegraphen  in  Batavia  für  1901  entnehmen  wir  die  nach- 
stellenden Angaben  Uber  postalkche  und  telegraphendiensUiche  Einrichtungen 
in  Niederilndisch-Indien. 

Die  Post  bildet  ein  Regal  des  Staates.  An  dem  Telegraphendienste  be- 
teiligen sich  neben  den  «staatlichen  Anstalten  (Postanstalten  und  Stationen  der 
Sfaatseisenbahnen]  auch  Eisenbahngesellschaften  und  private  Unternehmufi^en. 
Der  Fernsprechdienst  ist  vollständig  Privatgesellschaften  Uberlassen,  die  für  die 
Konzession  eine  nach  der  Emnahme  bemessene  Abgabe  an  den  Staat  xu  ent- 
richten haben.  Von  der  Post«  und  Telegraphenverwaltung  «rird  der  Fern- 
q>recher  nur  zur  Beförderung  von  Telegrammen  benutzt. 

An  der  Spitze  des  Post-  und  Telegraphenwesens  steht  ein  Generalin^pektor, 
der  in  der  Leitung  der  Geschäfte  von  2  Inspektoren  i.  Klasse,  3  Inspektoren 
2.  Klasse  und  6  HOlfsinspektonen  unteivtatzt  wird.  Das  Pobtgebiet  umfaßt 
die  Inseln  Java  mit  lladoera,  Sumatra,  Bomeo,  Celebes  sowie  eine  Annhl 
kleinerer  Inseln  und  zerfilllt  in  7  Verwaltun^bearke,  die  je  einem  Bezirks- 
vor-itchcr  unterstellt  sind.  Ende  des  Jahres  1901  waren  folgende  Verkehrs- 
anstalten vorhanden : 

3  Hauptpostamter  (Semarang,  Socrabuja  und  Weltevrcden) ; 
134  Postämter  i.  bis  5.  Klasse; 
92  HQ16po5tanstalten; 
3  Tclcgraphenanstalten  mit  Fernsprechbetrieb  ohne  Postdienst; 
30 1  staatliche  Eisenbahntelegraphenstationen; 
72  pi  ivale   I  elegraphenstationen; 

zusammen  497  Verkehrsanstalten. 

Neben  den  eigentlichen  Post-  und  Telegraphenanstalten  besteht  auf  den 
faiseln  Java  und  Madoera  eine  besondere  Einrichtung,  die  als  »bestellhuizen« 
(Bestellhüuser)  bezeichnet  wird  und  hinsichtlich  der  eingehenden  Sendungen 
ähnlich  wirkt  wie  im  Reichspostgebiete  die  PosthUlfstellen.  Solcher  Bestell- 
häuser gab  es  1052,  außerdem  dienten  199  Stationen  und  Halfestellen  der 
Staatseisenbahn  als  bestellhuizen.  Die  Kosten  dieser  Einrichtung,  die  sich  im 
Berichtsjahr  auf  8  t  800  Gulden  beliefen,  werden  nicht  aus  der  Einnahme  der 
Postverwaltung,  sondern  aus  den  Überschüssen  der  Steuern  bestritten. 

Die  Vorsteher  der  Postämter  führen  die  Amtsbezeichnung  j  kant(^orchefa 
(Amtsvorsteher)  mit  der  zusätzlichen  Bezeichnung  «hoofd  «  (Haupt-)  oder 
I .  bis  3.  Klasse  je  nach  der  Gruppe,  zu  welcher  das  betreffende  Amt  gezählt 
wird.  Alle  etatsmäßigen  nachgeordneten  Beamten  sind  »commiezen«,  sie 
unterscheiden  sich  in  hoofdcomminen  und  in  solche  1.,  3.  und  3.  Klasse 
sowie  in  Hülfscommiezen.  Außerdem  gibt  es  einen  Vorsteher  der  Apparat- 
werkstatt, einen  Mechaniker,  zwei  HUlfsmechaniker  und  fünf  Leitungsaufseher. 
Die  Dienstanfanger  werden  als  »klerken«  (Schreiber)  bezeichnet.  Insgesamt 
stellt  sich  die  Zahl  der  europäischen  Beamten  auf  581,  diejenige  der  ein- 
geborenen Beamten  auf  80.  Die  Unterbeamten,  die  ausschließlich  aus  den 
Eingeborenen  entnommen  werden,  zahlen  1  139  Köpfe.  Unter  dem  europäischen 
Personale  befinden  sich  2  i  weibliche  Beamte,  die  unter  denselben  Bedingungen 
arbeiten  wie  ihre  männlichen  Kollef^en,  namentlich  auch  denselben  Prüfungen 
unterworfen  sind.    Das  erste  Examen  haben  die  Beamten  vor  der  Anstellung 
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als  Kommis  3.  Klasse  abzulegen,  eine  zweite  Prüfung  muß  vor  der  Beförderung 
zum  Kommis  3.  Klasse  bestanden  werden.  FOr  die  höheren  Stellen,  vom 
HOlftinspektor  aufwirts,  wird  noch  ein  weiteres  Examen  verlangt,  das  die 

Beamten  als  Kommis  2.  Klasse  ablegen  können.  In  den  Prüfungen  scheinen 
die  Anforderungen  nicht  niedrig  bemessen  zu  sein,  denn  in  der  Prüfung  zum 
Kommis  3.  Klasse  haben  von  den  zugelassenen  Kandidaten  nur  61  v.  H.  die 
erforderlichen  Kenntnisse  nachgewiesen. 

FOr  die  gröfleren  Postämter  sind  die  flQr  den  Verkehr  mit  dem  Publikum 
festgesetzten  Dienststunden  auf  die  Zeit  von  7  Uhr  früh  bis  6  Uhr  Nachmittags 
gelegt.  Die  mittleren  Ämter  sind  von  0  l  hr  früh  bis  5  Uhr  Nachmittags  ge- 
öffnet, während  bei  den  kleineren  Amtern  von  9  bis  12'  .^  und  von  2'  bis 
5  Uhr  Dienst  abgehalten  wird.  Nur  bei  einzelnen  Ämtern  in  den  sogenannten 
Auflenbesitzungen  (alle  Inseln  bis  auf  Java)  beginnt  der  Dienst  um  8  Uhr  frOh 
und  endet  schon  um  i  oder  2  Uhr  Mittags. 

Zum  Zwecke  der  Beförderung  der  Postsendungen  innerhalb  des  Landes 
besteht  ein  nusgebreitetes  Postennetz,  das  1 1  347  km  umCafit,  von  denen  zurück- 


gelegt werden 

mit  der  Eisenbahn   2  23 1  km, 

-  Straflenbahnen   1  030  - 

zu  Wagen   1  209  - 

-  Pferde   (^ni  - 

-  Fuß   3  933  - 

durch  Postboot   1  Ö41  - 

auf  andere  Weise   620  •  . 


Auf  Java  und  Mudoera  verkehrte  die  Post  Ende  ic^oi  auf  3624  km  täglich 
und  auf  300  km  sechsmal  wöchentlich.  Nur  auf  256  km  bestand  eine  weniger 
häufige  Verbindung  (dreimal  wöchentlich).    Die  Außenbesitzungen  waren  in 

dieser  Beziehung  nicht  so  günstig  gcsfcllf.  Thgliche  und  wöchentlich  drei- 
malige Verbindungen  finden  sich  fa'Nt  nur  in  den  Küstenstrichen  Sumatras;  in 
den  übrigen  Gegenden  verkehren  die  Posten  wöchentlich  zweimal  und  einmal, 
vielfach  auch  nur  einmal  in  14  Tagen  oder  einmal  im  Monate.  Die  gesamte 
tägliche  Durchschnittsleistung  stellt  sich  auf  1 8  983  km. 

Für  die  Beförderung  von  Reisenden  bestehen  Einrichtungen  nur  im  west- 
lichen Teile  und  in  einii;en  Strichen  an  der  Nordküste  der  Insel  Java.  Diese 
Einrichtungen  stehen  aiis'^chliel.Mich  unter  der  Aufsicht  der  Gemeindebehörden, 
die  Kontrolle  über  die  Einnahmen  und  Ausgaben  ist  indes  der  Post-  und 
Telegraphenverwaltung  abertragen.  Es  handelt  sich  hierbei  nicht  um  eigent- 
liche Personen posten ,  sondern  in  erster  Linie  um  die  Gestellung  der  Be- 
förderungsmittel für  Personen,  die  in  Regierungsongelegcnheiten  reisen.  Privat- 
personen werden  zwar  ebcnfaiK  l'lerde  gestellt,  auch  können  [irivate  Reisende 
von  Regierungsreisenden  mitgenommen  werden,  dieser  Verkehr  ist  aber  sehr 
beschrtfnkt.  Die  Einnahme  aus  der  Beförderung  von  Privatpersonen  stellte 
sich  1901  auf  1297  Gulden,  dagegen  hatten  die  Leistungen  der  Pfeniepost  im 
Interesse  von  Regierungsreisenden  einen  W'ert  von  77  593  Gulden. 

Die  Verbindungen  mit  Europa  wurden  durch  die  niederländischen  Dampt- 
schitfsgesellschaften  »Nederland«  und  »Rotterdam'sche  Lloyd«,  ferner  durch 
französische  und  englische  Schiffe  und  durch  deutsche  Reichspostdampfer 
unterhalten.  Im  ganzen  wurden  130  Reisen  in  ieder  Richtung  atisgef&hrt. 
Die  von  den  deutschen  Dampfern  in  Singapore  gelandeten  Briefposten  fÖr 
Batovia,  Scinarang  und  Soerabaja  gelangten  in  fa^t  der  Hiilfte  der  Fälle  an 
demselben  Tage  an  den  Bestimmungsort.  In  den  übrigen  Fällen  gingen  sie 
in  der  Regel  am  folgenden  Tage  und  nur  in  ganz  vereinzelten  Fällen  am 
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zweiten  Tage  bei  der  Bestinimung^postanstait  ein.  In  der  Richtung  aus 
Niederländisch -Indien  wurden  im  Laufe  des  Berichtsjahrs  neue  Briefkarten- 

schlUsse  eingerichtet  von  Batavia  auf  das  ßricfpostamt  in  Berlin  und  auf  das 

Postamt  in  Hamburg  i,  in  umgekehrter  Hichtung  von  Acn  Bahnposten 
München -Kufstein,  Prankfurt -Basel  und  Leipzig -Hof  auf  niederländisch- 
indische  Dienststellen. 

Außer  bei  den  Postanslalten  sind  in  48  Orten  Briefkasten  angebracht. 
Femer  sind  alle  Wagen,  die  2or  Beförderung  von  Briefposten  verwendet 
werden,  mit  Briefkasten  versehen.  In  den  Eisenbahnsügen  befinden  sich  keine 

Briefkasten ;  den  ZUgen  der  Staatsbahn  und  gewisser  Privatbahnen  sowie  den 
Schiffen  der  kgl.  Paketfahrtgesellschaft  werden  aber  lose  Briefkasten  mit- 
gegeben, welche  die  nach  Eintritt  der  SchluG/eit  eingeliet'ertcn  Briefe  enthalten. 

Uber  den  Umfang  des  Verkehrs  gibt  die  nachstehende  Zusammenstellung 
Aufschluß: 


Zahl  der 

gewöhnlichen  Briefsendungen  

Einschreibsendungen  

Postanweisungen  

über  fl. 

Postauftrage  

Aber  a. 

Postpakete  

Zeitungen  

verkauften  Postwertzeichen  fl. 


igoi 

1900 

190t 

mehr 

1 9  265  07 1 

18  279517 

5^v.  H. 

1  249  6 1  I 

1  198  239 

4o  - 

235  H7 

244776 

4i2  - 

8  540  258 

8434  3 '7 

',3  - 

203  145 

180638 

12^  - 

2  133  747 

1  939095 

10^  - 

197  144 

1 8')  422 

5,8 

6  543  370 

5  889  624 

1 1,1  - 

'  447  944 

I  413  240 

2,5   -  . 

Beim  Briefverkehr  entfielen  auf  je  looo  Einwohner  270  Briefe  und  Postkarten. 

Zum  inländischen  Paketdienste  waren  1 26  Postanstalten  und  <Sq  Hultspo>t- 
anstalten  zugelassen.    Außerdem  beteiligten  sich  208  Eisenbahnhaltestellen  an 
diesem  Dienstzvveigc.    Dagegen  ist  der  Paketverkehr  mit  dem  Ausland  aus- 
schliefliich  auf  die  dazu  ermächtigten  Postanstalten  beschrllnkt,  nifmlicb  auf 
1 1 7  Postanstatten  und  69  Htttfiipostanstalten. 

Eine  Postsparkasse  besteht  seit  dem  i.  .luli  1898;  samtliche  Postanstalten 

sind  zum  Postsparkassendienste  zugelassen.  Die  Zahl  der  Sparer  belief  sich 
auf  26  531.  Insgesamt  betrugen  die  Einlagen  2()ii  000,  die  Rückzahlungen 
2  1 03  000  Gulden.  Die  Postsparkasse  genießt  ttlr  ihren  Geschäftsverkehr  Porto- 
freiheit,  xahlt  Aer  für  diese  Vergünstigung  an  die  Postverwaltung  eine  Ent» 
schüdigung,  die  für  jeden  Sparer  mit  jährlich  10  Cents  berechnet  wird. 
Außerdem  erhält  die  Postverwaltung  für  die  Wahrnehmung  der  auf  die  Post- 
sparkasse bezüglichen  Dienstgeschäfte  eine  Vergütung,  die  sich  im  Berichtsjahr 
auf  3879  Gulden  belaufen  hat. 

Die  Telegraphie  zeigt  im  Jahre  1901  eine  erfreuliche  Weiterem  Wickelung. 
Die  Insel  Borneo,  die  bisher  keine  telegraphischen  Einrichtungen  besaß,  ist  in 
das  Welttelegraphennetz  einbezogen  worden,  indem  zwischen  Sitoebondo  auf 
Java  und  Bondjermasin  auf  Bomeo  ein  305  km  langes  Kabel  verlegt  und  auf 
Borneo  eine  189  km  lange  Landlinie  gebaut  wurde.  Ende  1901  betrug  die 
ganze  Lünge 

der  Landiinien   7  y  5°  '''"'1 

-  Landleitungen   12097  ~ 

-  Kabellinien  und  Leitungen  unter  Wasser..     2  156  -  . 

Landkabel  waren  nur  17  km  mit  59  km  LeitungsUinge  vorhanden. 
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Während  des  Berichtsjahrs  und  des  unmittelbar  vorhergehenden  Jahres 
wurden  bearbeitet: 

1901  jgoo 

durchscho.     c«M«b  durchscbn. 

^  Womahl  Womahl 

inländische  gebOhrenpflichtige  Tele- 
gramme                                    382052  11,34  374755  ''168 

Staatstelegramme                                  45  ^4^  32,17        40105  32,53 

ausländische  Telegramme  .........    tu  624  8,07  1 04  304  8,30 

Transit-Tet^ramme                        190000  13,55  188874  13134. 

Entsprechend  dci  geringeren  \\  ui  t/,ahl  der  inländischen  gebQhrcnpiiicliiigcii 
Telegramme  (4  333  959  gegen  4  37  /  017)  ist  auch  die  Gebtthreneinnahme  aus 
die*iem  Verkehre  von  509  589  auf  304  944  Gulden  zurückgegangen.  Diese 
Mindereinnahme  wird  dem  Einflüsse  Jes  intcrknmmnnalen  Fernsprechverkehrs 
zwischen  den  wichtigsten  \  erkehrsorten  Baiavia,  Scinarang  und  Soerahaja  zu- 
geschrieben. Hinsichtlich  der  Gebührenerhebung  wird  das  Gebiet  in  3  Zonen 
eingeteilt.  Durchschnittlich  betrug  die  GebQhr  fllr  ein  Telegramm  1,5a  Gulden, 
fUr  ein  Wort  11, 68  Cents.  Der  Sprache  nach  kamen  auf  100  Telegramme  56,7*9 
auf  europäische,  n.^7i  auf  inländische  Sprachen. 

Mittels  Fern^prechet s  wurden  1  o  8öo  Privattclcgramaic  mit  115  171  Wörtern 
und  2361  Staatstelegramme  mit  80  298  Wörtern  übermittelt.  Der  Oberschuli 
aus  diesem  Verkehre  betrug  4653  Gulden,  wobei  aber  eine  Verzinsung  des 
Anlagekapitals  nicht  in  Berechnung  gezogen  worden  ist. 

Unter  den  privaten  Gesellschaften,  die  den  Stad  l  fernsprechbet  rieb 
wahrnahmen,  behauptet  die  Niedtrländisch  Indische  Fernsprechgesellschaft  den 
ersten  Platz,  da  sie  in  den  drei  wichtigsten  Orten  —  Batavia  mit  Weltevreden, 
Semarang  und  Soerabaja  —  den  Betrieb  in  HSnden  hat.  Das  Femsprechneta 
umfafite  Ende  190  t  in  Batavia  1040,  in  Semarang  401  und  in  Soerabaja  6 15, 
zusammen  2056  Teilnehmer.  An  die  Post-  und  Telegraphenverwaltung  hatte 
die  Gesellschaft  eine  Entschädigung  von  10  v.  H.  der  Roheinnahme  zu  ent- 
richten, die  in  Batavia  134  194,  in  Semarang  51  7Ö3  und  in  Soerabaja  85  370, 
zusammen  271  329  Gulden  betrug.  Die  Einnahme  der  Verwaltung  belief  sich 
also  auf  37  133  Gulden.  Seit  dem  i.  Januar  190t  sind  in  Batavia  Femsprech- 
automaten  aufgestellt. 

Aul>er  in  den  genannten  drei  Orten  bestehen  Stndffcrnsprecheinrichtungen 
in  34  Bezirken  oder  Abteilungen  von  Bezirken,  die  teils  von  Gesellschaften, 
teils  von  einzelnen  Privatpersonen  betrieben  werden.  Diese  Bezirksnetze 
zMhIten  Ende  des  Berichtsjahrs  zusammen  1776  Teilnehmer.  Die  GebQhr, 
welche  die  Verwaltung  aus  diesen  Einrichtungen  bezog,  wurde  in  den  meisten 
Fällen  ebenfalls  mit  lov.  H.,  in  solchen  Fällen  aber,  in  denen  der  Betrieb 
weniger  gewinnbringend  war,  nur  mit  5  v.  H.  der  Koheinnahine  erhoben, 
luitgesamt  stellte  sich  der  Gewinn  der  Verwaltung  auf  21932  Gulden.  Weitere 
1 1  Konzessionen  zur  Einrichtung  von  Fernsprechnetzen  waren  von  der  Re- 
gierung verliehen. 

Neben  dem  Stadtfernsprechdienste  besteht  ein  gesonderter  Betrieb  für  den 
Fernverkehr,  der  auf  den  wichtigsten  Linien,  zwischen  Batavia,  Cheiibon, 
Tegal,  Pekalongan,  Semarang  und  Soerabaja,  von  der  interkommunalen  Fern- 
sprechgesellschaft  ausgeübt  wird.  Die  Verwaltung  bezieht  aus  diesem  Dienst- 
zweige 73  V.  II.  der  Roheinnahme  nach  .^biechnung  von  10  V.  H.  des  auf 
185  000  Gulden  l^cicchncten  Anlagekapitals.  Im  Berichtsjahr  ergab  sich  für 
die  Verwaltung  eine  Einnahme  v(jii  83  530  Gulden.  Gegen  Ende  des 
Jahres  1901  wurde  die  Gcselbchall  ermächtigt,  auber  der  Vermittelung  von 
Gesprochen  auch  Nachrichten  mittels  Femsprechers  aufzunehmen  und  sie  den 
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Adressaten  zuzustellen,  also  durch  Fernsprecher  aufgenommene  Telegramme, 

die  als  Phonogramme  bezeichnet  werden,  zu  bestellen.  Die  Gebühr  für 
Phonogramme  wird  nach  der  Wortzahl  berechnet  und  fließt  ebenfalls  mit 
75  V.  H.  der  Post-  und  Telegraphenverwaltung  zu. 

Die  übrigen  Gesellschaften  für  den  Fernverkehr  arbeiten,  abge.sehen  von 
den  Phonogrammen,  unter  denselben  Bedingungen,  sind  aber  von  geringerer 
Bedeutung.  Die  Buitenzorgsche  interkommunale  Fernsprechgeselischatt  (zwischen 
Bafavia,  Buitenzorg  und  Soekaboemi)  brachte  der  Verwaltung  eine  Jahres- 
einnahme von  i2'/._,  Gulden,  und  die  Preanger  Fernsprechgeselischatt  (zwischen 
Sockabuemi,  Tjandjoer  und  Bandoeng)  ergab  Uberhaupt  keinen  Gewinn,  da 
die  Rohnnnahnie  noch  lücht  lo  v.  H.  des  Anlagekapitals  ausmachte.  Mit  der 
Buitenzorgschen  Gesellschaft  sind  Übrigens  andere,  für  die  Gesellschaft  günstigere 
Bedingungen  vereinbart  worden.  Dafür  hat  sich  die  Regierung  das  Recht 
vorbehalten,  die  IJnien  jederzeit  gegen  Vergütung  des  Zeiivverts  in  eigenen 
Betrieb  zu  Ubernehmen.  Sollte  von  diesem  Rechte  Gebrauch  gemacht  werden, 
so  wflre  der  erste  Schritt  zur  Verstaatlichung  des  Fernsprechveritehrs  geschehen. 

Das  finanzielle  Ergebnis  des  Berichtsjahrs  ist  auf  den  ersten  Blick 
ungOnslig,  denn  es  betrugen: 

die  Einnahmen   2  429  946  fl., 

Ausgaben    2931391  fl., 

mithin  die  Mindereinnahme....     521  443  fl. 

in  dem  Betrage  der  Ausgaben  >ind  indes  -00  000  Gulden  enthalten,  die  für 
die  Verlegung  des  Kabels  zwischen  Java  und  Bornco  aufgewendet  und  nicht 
aus  Aniciheroitteln  bestritten,  sondern  auf  den  ordentlichen  Etat  übcrnonunen 
wurden.  Auflerdem  ist  zu  berflcksichtigen,  dafl  die  unentgeltlichen  Leistungen 
der  Post-  und  Telegraphenverwaltung  (portofreie  Beförderung  von  Sendungen, 
gebührenfreie  Beförderung  von  Telegrammen  und  kostenlose  Gestellung  der 
Beiörderungsmittel  für  Dienstreisen)  auf  735  000  Gulden  bewertet  werden.  In 
den  beiden  vorhergehenden  Jahren  war  ein  Überschuß  von  209  707  und 
262  806  Gulden  erzielt  worden. 


Der  Schnelldampfer  „Kaiser  Wilhelm  II." 

Am  14.  April  d.  J.  hat  der  neue  Schnelldampfer  des  Norddeutschen  Lloyd 

»Kaiser  Wilhelm  Il.a  seine  erste  Reise  über  den  Ozean  angetreten.  Mit  diesem 
Schiffe  hat  die  Zahl  der  erstklassigen  Schnelldampfer  der  deutschen  Handcls- 
riotfe  wiederum  einen  hochbedeutsamen  Zuwachs  erlahren.  Der  neue  Damp^fer 
übertriflt  die  mit  ihm  in  Wettbewerb  stehenden  grolJen  Schnelldampfer  des 
Norddeutschen  Lloyd  und  der  Hamburg -Amerika  Linie  in  seinen  GrOfien- 
verhflltnissen  noch  um  ein  Beträchtliches,  wie  nachstehende,  nach  Angaben  des 
Germanischen  Lloyd  gefertigte  Zusammenstellung  ze^. 

Dampfer  1-ünge         Rauminhalt  Maschinenstlirke 

 '      FuU  engl.)        Tonnen  bruHo)  l'ferdckrafte 
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Der  Schnelldampfer  »Kaiser  VVühelm  II.« 


Das  gewaltige  Schiff  ist,  wie  die  drei  anderen  eben  genannten,  auf  der 
Werft  des  Vulkan  in  Bredow  bei  Stettin  erbaut  worden.  Der  Kiel  wurde  am 
I.April  1901  gelegt;  der  Stapellauf  erfolgte  am  12.  August  1902;  der  Bau  auf 
der  Helling  dauerte  also  nur  16  Monate,  die  gesamte  Herstellungszeit  für  den 
Dampfer  einschließlich  der  inneren  Ausstattung  beiief  sich  auf  nicht  voll  zwei 
Jahre,  eine  erstaunlich  kurze  Zeit  für  ein  solches  Riesenschiff. 

In  der  äußeren  Erscheinung  gleicht  der  neue  Dampfer  mit  seiner  schlanken, 
scharfgeschnittenen  Form  und  seinen  vier  Schornsteinen  ziemlich  genau  dem 
»Kronprinz  Wilhelm«,  nur  trügt  er  nicht  wie  dieser  zwei,  sondern  drei  Masten; 
ebenso  wetteifert  er  mit  seinem  älteren  Bruderschiff  in  der  Eleganz  der  inneren 
Einrichtung.  NatOrlich  ist  auch  die  als  wichtigste  Sicherheitsmaflregel  erkannte 
Teilung  des  Schiffes  durch  Schotten  in  einzelne  wasserdichte  Abteilungen  bei 
dem  neuen  Dami^fer  auf  das  Strengste  durchgeführt.  Durch  die  sogenannte 
Dörrsche  TOrschließvorrichtung  ist  es  möglich,  sämtliche  in  den  Schotten  vor- 
handenen 24  SchuttUren  durch  einen  einzigen  Druck  vom  Steuerhaus  aus  in 
wenigen  Sekunden  zu  schlieflen. 

Die  Maschinenanlage  auf  dem   neuen  Dampfer  bedeutet,  abgesehen  von 
ihrer  riesigen  Stiirke,  insofern  eine  Umänderung  auf  dem  Gebiete  des  Schills 
maschincnbaues ,  als  dieselbe  aus  vier  Maschinen  besteht,  von  denen  je  zwei 
hintereinander  geordnet  sind.     Die  Gesamtleistung  dieser  Maschinen,  von  fa>t 
40  000  indizierten  Pferdestärken,  würde  in  der  Anordnung  von  zwei  Maschinen, 
wie  bisher  bei  Doppelschraubendampfem  allgemein  üblich,  Maschinenräume  in 
einer  Länge  von  27  bis  28  m  erfordern.     Da  derartig  große  Räume  im  Falle 
einer  Kollision  nicht  die  uevv  ünschte  Sicherheit  bieten,  insbesondere  wenn  der 
Stoß  eins  der  beiden  Maschinenschotte  tritit,  so  daß  auch  noch  die  daneben 
liegende  Abteilung  unter  Wasser  treten  kann,  so  hat  sich  der  Norddeutsche 
Lloyd  zwecks  &bOhung  der  Sicherheit  entschlossen,  an  Stelle  der  zwei 
Maschinen    von  je  20000  Pfcrdckriiften ,    vier  Maschinen  von  je  10000  zu 
wühlen  und  die  Maschinenräume  auch  noch  durch  ein  wasserdichtes  (Querschott 
in  vier  wasserdicht  von  einander  getrennte  Maschinenräume  zu  teilen.  Jede 
dieser  Maschinen,  welche  als  vierfadie  Expansionsmaschinen,  die  auf  drei 
Kurbeln  wirken,  ausgebildet  sind,  enthfllt  alle  die  zum  selbständigen  Betrieb 
erforderlichen  Hülfsmaschinen,  wie  Kondensator,  Pumpen  usw.,  so  daß  eine 
jede  auch   für  sich  von  dein  wachthabenden  Maschinisten  gesteuert  werden 
kann.    Es  kann  also  der  eine  vordere  oder  hintere  Maschinenraum  vollaufen 
und  dennoch  die  zweite  hintere  oder  vordere  Maschine  in  Gang  gehalten  und 
bedient  werden.    Die  Züge  der  Umsteuerungsmaschine  für  die  beiden  hinter- 
einander liegenden   Maschinen   sind  so  mit  einander  verbunden,  daß  beide 
Maschinen  von  jedem  Räume  bedient  werden  können.    Im  regiiK'iren  Betriebe, 
wo  alle  vier  Maschinen  im  Gange  sind,  liegt  der  Hauptmaschmistcnstand  in 
den  beiden  vorderen  Maschinenräumen. 

Je  zwei  dieser  nUtchtigen  Maschinen  treiben  mittelst  einer  etwa  42  m  langen 
Wellenleitung  eine  vierflügelige  Bronzeschraube  von  7  m  Durchmesser.  Den 
Dampf  liefern  12  Doppel  und  7  Einfachkessel,  welche  mit  15  Atmosphären 
Überd  ruck  arbeiten,  100004m  Heiztläche,  124  Feuerungen  und  290  qm  Rost- 
fltfche  besitzen.  Die  K^el  sind  in  vier  Gruppen  angeordnet,  deren  jede  mit 
einem  Schornsteine  von  5  m  Durchmesser  und  40  m  Höhe  versehen  ist. 

»Kaiser  Wilhelm  Il.a  hat  Einrichtungen  für  773  Fahrgäste  I.  Klasse, 
343  II.  Klasse  und  770  III.  Klas^>c.  hierzu  kommen  600  Mann  der  Besat/nng 
einschl.  des  Kapitäns  und  der  Uinziere,  so  daß  ins;4e>aml  nahezu  2soo  Personen 
befordert  werden  können.  An  Gesellschaftsräumen  1.  Klasse  sind  zu  erwähnen 
der  große  Speisesaal  von  33  m  Lange  und  21  m  Breite  mit  334  Sitzplätzen, 
das  Rauchzimmer,  ein  Lese-  und  Schreibzimmer,  zwei  Wiener  Cafes  und  ein 
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Kindenalon.  Den  Fahrgflsten  der  II.  Klasse  steht  ein  Speisesaal  mit  190  PUitz«n 
und  ein  Rauchzimmer  zur  Verfügung. 

Die  Einrichtungen  für  die  Seepost  sind  im  allgemeinen  nach  den  bewahrten 
Mustern  auf  den  Dampfern  »Kaiser  Wilhelm  der  GroL^e«  und  »Kronprinz 
Wilhelm«  getrotten  worden  (vergi.  Archiv  v.  1901  S.  741  ff.).  Das  Seepost- 
bureau liegt  wie  auf  dem  letzteren  Dampfer  zwischen  Ober-  und  PromenadMi- 
deck  auf  der  rechten  Seite  in  der  Fahrtrichtung  des  Schiffes,  die  Packltammer 
zwei  Deck  tiefer  auf  dem  Mitteldeck. 


Der  Bureauraum  weist  mehrere  Verbesserungen  gegen  die  älteren  Schitie  auf. 
Namentlich  hat  sich  die  Aufstellung  fester  Gestelle  zum  Authtfngen  der  Brief- 
beutet ermögtichen  lassen,  so  daft  die  fertigen  Briefbunde  sofort  in  die  SVcke 

ftir  die  einzelnen  Bestimmungspostanstalten  geworfen  werden  können.  Auch 
ist  ein  besonderer  Arbeitsschrank  für  den  Kinschreibhcamten  aufgestellt  worden. 
Die  Einrichtung  des  Bure;ius  ist  aus  der  vorstehenden,  im  Maßslabe  von  i  :  30 
ausgeführten  Skizze  zu  ei^ehen.  Beim  Vergleiche  mit  der  Zeichnung  von 
Dampfer  »Kronprinz  Wilhelm«  (Archiv  1901  S.  742)  ist  zu  beachten,  dall 
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Von  der  sibirischen  Eisenbahn. 


letztere  Zeichnung  im  Mafistabe  von  i :  loo  hergestellt  ist.  Die  Einrichtung 
der  Postpackkammer  entspricht  der  auf  »Kronprinz  Wilhelm nur  hat  in  der 

Mitte  des  Raumes  noch  ein  großer  Packtisch  Aufstellung  gefunden. 

Das  Speisezimmer  für  die  Secposfheiunten .  sowie  zwei  ausschließlich  für 
ihren  Gebrauch  bestimmte  Kabinen  behndv.ii  sich  in  der  Nähe  de>s  Postbureau!> 
auf  demselben  Deck. 


Von  der  sibirischen  Eisenbahn. 

In  einer  unter  dem  Vorsitze  des  Zaren  unlängst  abgehaltenen  Sitzung  des 
Komitees  der  sibirischen  Bahn  wurde  ein  Rückbliclt  auf  die  zehnjährige  Tätigkeit 
des  Komitees  gegeben.  Die  »Ztg.  d.  Ver.  deutsch.  Eisenb.-Verw.«  bringt  darüber 
Im  Aoschlufi  an  Veröffentlichungen  des  *Regierung$boten«  (Prawitelstwenny 
Westnik)  einen  längeren,  an  interessanten  Einzelheiten  reichen  Artikel,  dem 
wir  folyendes  i-ntnelimen. 

Die  Tätigkeit  des  Komitees  hat  sich  hauptsächlich  auf  den  Bau  der. 
sibirischen  Hauptbahn  erstreckt,  die  gegenwärtig  in  ihrer  ganzen  Strecken- 
ausdehnung vollendet  ist,  mit  einziger  Ausnahme  der  Baikalringbahn,  auf  der 
54  Werst  Schienengleise  gelegt  sind  und  die  Beendigung  der  Bauarbeiten 
Ende  1904  erunrtet  \\ivd.  Die  Gesaintkosten  des  Baues  der  Hauptbahn  mit 
der  Baikairin^baliri  in  einer  Länge  \ou  s''2S  Werst  (—  6005  km)  stellen  sich, 
mit  Einscliiuß  der  Beträge,  die  zur  Beschattung  des  rollenden  Materials  und 
der  Bildung  eines  Betriebskapitals  für  die  einzelnen  Strecken  angewiesen  worden 
sind,  auf  38460474;  R.  (zu  2,16  =  830746245  M.).  Daneben  sind  vom 
Komifee  94320660  R.  aufgewendet  worden,  um  die  Durchl<il.s-  und  Transport- 
fähigkeit der  Haupthahn  zu  verf^röi>ern,  wozu  das  Bcdürtnis  infolge  der  raschen, 
die  anlänglichen  Voranschläge  bedeutend  übersteigenden  Entwickelung  des 
Reise»  und  Warenverkehrs  bereits  im  Jahre  1898  zutage  getreten  war> 

Ferner  wurden  vom  Komitee  rund  10321  OOO  R.  zu  einigen  die  Hauptbahn 
bcrtlhrenden  Ergänzungsarbeiten  angewiesen;  dazu  gehören:  der  Bau  des 
Handelshafens  in  Wladiwostok,  die  Verbesserung  der  Schiffahrtsbedingunt^en  auf 
den  Flüssen  1  schulyma,  Angara,  Amur,  Schika  und  üssuri,  sowie  die  Eröffnung 
einer  staatlichen  Dampfschiffahrt  auf  einigen  von  diesen  Flüssen,  die  den 
leichteren  Transport  der  für  den  Bau  der  einzelnen  Strecken  der  Hauptbahn 
erforderlichen  Eisenbahnmaterialien  bezweckte 

Von  hervorragender  Bedeutung  ist  die  TätiL;keit  des  Komitees  in  hczng 
auf  die  Organisation  der  mit  dem  Baue  der  sibirischen  Bahn  in  Verbindung 
stehenden  Hol fs unternehmen  gewesen,  zu  denen  mehr  als  30'/.^  Millionen  R. 
verwendet  wurden.  An  erster  Stelle  ist  dabei  die  Ftlrsoi^e  fUr  die  über» 
sieJelung  der  Auswanderer  aus  dem  europäischen  Rußland  nach  Sibirien  zu 
erwähnen.  Die  Maßnahmen  des  Komitees  erleichterten  den  Übersiedlern,  wie 
in  dem  Artikel  auf  S.  881  ß.  des  Archivs  von  1899  näher  dargelegt  ist,  die 
Bedingungen  ihres  Umzugs  und  äußerten  sich  vor  allem  in  der  Errichtung 
von  {frztlichen  Verpfiegungsstationen  zugunsten  der  Übersiedler  sowohl  an  der 
Bahnlinie  als  auch  auf  dem  ferneren  Wege  von  der  Eisenbahnstation  zu  den 
von  ihnen  erwählten  Niederlassungspunkten.  Eine  beträchtlicl)e  Summe  der 
zur  Verfügung  gestellten  Mittel  enthel  terner  auf  die  Vermessung  von  Land- 
stOcken  für  die  Übersiedler:  zur  Vermessung  kamen  Landanteile  in  der  Gesamt- 
fläche von  10157075  ha.   Vm  die  Ländereien ,  die  den  Übersiedlem  zu- 
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gewiesen  werden  können,  zu  vergrölkrn,  beauftragte  das  Komitee  die  bei  dem 
Ministerium  der  LBodwirtscbaft  bestehenden  Wasserbauabteilungen  mit  der 
Trockenlegung  der  Moorgegenden  des  Gouvernements  Tomsk  und  mit  der 
Bewässerung  der  in  den  Steppengebieten  belegenen  Ländereien.    Durch  die 
Entwässerungsarbciten  allein  gelang  es,  486  £,24  ha  Land  ftlr  20  700  i^ersonen 
in  Gegenden  zu  gewinnen,  wo  sich  früher  unpassierbare  SUinple  befanden. 
Die  Gesamtzahl  der  Übersiedler,  die  auf  Staatsitfndereien  in  Sibirien  seit  1893 
untergebracht  woidcii  sind,   beziffert  sich  auf  annähernd  612  ODO  Personen 
beiderlei  Geschlechts.    Wesentlich  gefördert  wird  die  Niederlasvung  durch  die 
Bestimmung,  daß  den  (  bersiedlern  die  zur  Finrichtunt^   notwendige  Unter- 
stützung in  CJestalt  von  Darlehen  gewährt  werden  kann,  die  nacli  Ablaut  von 
5  Jahren  in  den  nächstfolgenden  10  Jahren  in  jtfhriichen  Ratenzahlungen  zu 
tilgen  sind.    Auch  wurde,  um  d^n  Neuansiedlem  die  Möglichkeit  zu  bieten, 
die   notwendigsten   Wirtschaftsgegen«>tande,    landwirtschaftlichen    Geräte  und 
Saaten  zu  ermai-M^leiii  Preise  zu  erstehen,  eine  größere  Zahl  von  Niederlagen 
errichtet,  die  zur  gedeihlichen  Entwickelung  der  Niederlassungen  viel  bei- 
getragen haben.    Als  sehr  gUnstig  erwies  sich  weiter  der  im  Jahre  1901  von 
der  Verwaltung  eingerichtete  Getreideankauf  dieser  Niederlagen  zum  Wieder- 
verkaufe zu  ermaßigten  Preisen  an  die  von  Mißernte  betroffenen  Übcrsiedler, 
indem  dadurch  namentlich  auch  die  Spekulation  ausgeschaltet  wurde.  Ferner 
wurden  in  den  fiskalischen  Forsten  der  Gouvernements  Tobolsk  und  Tomsk 
Holzvorrüte  geschaffen  und  Holzlager  angelegt,  aus  denen  die  bedürftigen 
Obersiedter  mit  dem  nOtigen  Baumateriale  zum  Beschaffungspreise  versorgt 
wurden.     Diese  Lager  sind  von  großer  Bedeutung  für  die  neuen  .Ansiedler, 
weil  dadurch  bei  den  Neubauten  der  Bedarf  an  Bargeld  verringert  wird  und 
die  Leute  davor  bewahrt  werden,  die  erste  Zeit  in  Erdhöhlen  zubringen  zu 
mOssen,  was  hOchst  ungünstig  auf  die  Gesundheit  einwirkt.    Ernste  Auf> 
merksamlceit  wendete  das  Komitee  auch  der  Befriedigung  der  geistigen  und 
ethischen  Bedürfnisse  der  neuen  Ansiedler  zu:  zu  diesem  Zwecke  sind  in  der 
Nähe  der  Bahnstafionen  wie  auch  in  den  entfernter  belegenen  Ansiedlungen 
bis  jetzt  i  90  Kirchen  und  1 84  Schulen  erbaut  worden ;  in  letzteren  genießen 
bereits  gegen  6600  Kinder  Unterricht. 

Andere  dkser  HOlftuntemehmen  zielen  auf  die  Hebung  der  Produktionskraft 
des  Landes  im  Gebiete  der  Bahn  sowie  auf  die  industrielle  Entwickelung,  nament- 
lich die  Gewinnung  von  Steinkohlen  ab,  indem  nacli  Anweisung  des  Komitees 
von  den  beim  Ministerium  der  Landwirtschalt  bestehenden  geologischen  Ab- 
teilungen Untersuchungen  mit  günstigem  Erfolge  veranstaltet  wurden.  Besonders 
wertvolle  Ergebnisse  wurden  bei  den  Schürfungen  in  der  Nahe  der  Station 
Ssunshenka  der  mittelsibirischen  Bahn  und  im  Gouvernement  Irkutsk  erzielt, 
wo  gegenwärtig  die  Kohlen  für  den  Bnhnhcdarf  und  die  Eisenbahnfähre  über 
den  Baikalsee  gewonnen  werden.  Daneben  gelang  es,  auch  andere  nützliche 
Mineralien  zu  entdecken. 

Der  Förderung  des  wirtschaftlichen  Gedeihens  des  Landes  diente  namentlich 
auch  eine  Reihe  von  Maßnahmen,  die  auf  die  Entwickelung  der  Goldindustrie 
Sibiriens  gericlitet  waren.  So  wurde  1897  eine  Expedition  zur  rntersuchung 
der  Küste  des  Ochotskischen  Meeres  und  der  Halbinsel  Kamtschatka  behufs 
Au&chlicßung  von  Goldiagern  entsendet,  deren  Arbeiten  von  vollem  Erfolge 
gekrOnt  waren  und  zur  Auffindung  von  Goldlagerstütten  in  Kamtschatka  und 
auf  der  ganzen  Strecke  von  der  Stadt  Ochotsk  bis  Ajan  sowie  von  goldhaltigen 
Schichten  in  den  Ebenen  einiger  Flüs'^e  der  ochol^kcr  Küstengegend  geführt 
haben.  Abgesehen  von  dieser  Expedition  sind  seit  i8()8  nach  einem  tür  zehn 
Jahre  ausgearbeiteten  Plane  topographische  Aufnahmen  im  Amur-,  Lena-, 
Jenissei*,  minussinsker-  und  bargusinischero  Gebiet  im  Gange. 
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Die  Aipenpässe  der  Schweiz  im  Mittelalter. 


Ein  weiterer  Zweig  der  Tätigkeit  des  Komitees  galt  der  Regelung  der 
Schiffahrt  auf  dem  Baikalsee  nnd  dessen  Erforschung  in  hydrographischer  und 

meteorologischer  Beziehung. 

Zu  erwähnen  ist  endlich  eine  aus  den  Mitteln  des  Komitees  ausgerüstete 
Kommission  zur  Krtorschung  der  Ob-  und  Jenisseimündung,  welche  die 
ZugängUchkeit  des  letzteren  Flusses  flir  Ozeandampfer  auf  eine  Strecke  von 
1500  Werst  (1600  km)  von  der  Mündung  erwiesen  hat. 

Die  vorstehenden  Ausführungen  lassen  klar  erkennen,  vor  welche  Uberaus 
bedeutsame  Aufgaben  das  Komitee  der  sibirischen  Bühu  sich  gestellt  sah, 
und  es  leuchtet  ohne  weiteres  ein,  daß  zu  deren  Lösung,  ganz  abgesehen  von 
dem  Kostmaufwand,  außerordentliche  Anstrengungen  nOtig  gewesen  sind. 
Die  Gewähr  für  die  kraftvolle  Durchführung  des  großen  nationalen  Unter* 
nehmens  war  aber  schon  dadurch  gegeben,  dal>,  nachdem  vor  zehn  Jahren 
der  Großfürst -Thronfolger  den  Grundstein  zum  Baue  der  Bahn  im  fernen 
Osten  gelegt  hatte,  später  der  Zar  in  eigener  Person  die  Leitung  des  Werkes 
in  die  Hand  nahm. 


Die  Alpenpässe  der  Schweiz  im  Mittelalter. 

Die  Alpen  bildeten  im  Altertum  eine  fast  unUbersteigbare  Mauer  zwischen 
Italien  und  den  Ländern  des  Nordens.  Kein  fremder  W^anderer,  kein  reisender 
Kaufmann  wagte  sich  in  die  wilden,  weltentlegenen  Gebirgstäler.  Selbst  zu 
der  Zeit,  als  Hannibal  und  sein  Kriegsheef-  die  Alpen  (wahracheiatkh  am  Kleinen 
St.  Bernhard)  überschritten  (ai8  v.Chr.)  und  noch  100  Jahre  spiter,  ab  die 
Cimbern  und  Teutonen  durch  das  heutige  Tirol  nach  Oberitalien  kamen,  um 
neue  Wohnsitze  zu  suchen  (102  v.  Chr.),  war  von  einem  Alpenverkehre  keine 
Rede.  Erst  später,  als  die  Römer  selbst  nach  Norden  zogen,  um  die  germani- 
schen Länder  zu  unterjochen,  fand  eine  regelmäßige  Benutzung  einiger  Aipenpässe, 
ein  ständiger  Verkehr  zwischen  Rom  und  seinen  im  »Barbarenlandec  weilenden 
Heeren  statt.  Dieser  Verkehr  hörte  wieder  auf,  nachdem  die  Germanen  die 
Überhand  gewonnen  und  das  möchtige  römische  Reich  zertrümmert  hatten. 
Dann  erscheint  endlich  im  Mittelalter  neben  den  Kriegsheeren,  die  von  den 
deutschen  Kaisern  nach  Italien  geführt  wurden,  auch  der  Pilger  und  der 
reisende  Kaufmann  in  den  Alpen.  So  lag  also  zwischen  der  ROmerzeit  und 
dem  Beginn  einer  höheren  deutschen  Kultur  eine  Zeit,  in  welcher  der  fremde 
Reisende  die  Alpenpässe  gemieden  hat,  so  dalJ  die  Handelsbeziehungen  Deutsch- 
lands zu  Italien  im  Beginne  des  Mittelalters  erst  neu  angeknüpft  werden  mußten. 

Der  ganze  mittelalterliche  Handel  über  die  Alpen  im  Vergleiche  mit  dem 
gewaltigen  Warenumsatz  unserer  Tage  war  nur  klein.  Aber  fUr  jene  Zeit 
gewann  er  doch  eine  so  hohe  Bedeutung,  daß  geistliche  und  weltliche  Fürsten, 
Städte  und  andere  Gemeinden  eifersüchtig  daiauf  bedacht  waren,  einen  möglichst 
groiJen  Anteil  des  \'erkehrs  über  ihr  Gebiet  zu  leiten;  denn  die  Zölle  und 
sonstigen  Gebühren  waren  in  jener  geldknappen  Zeit  eine  nicht  zu  unter- 
scblltzende  Einnahmequelle.  Diesem  Umstand  ist  es  zu  verdanken,  dafi  man 
die  Alpenwege  in  gutetii  Zustande  zu  erhalten,  Gewalttätigkeiten,  wie  Raub, 
zu  unterdrücken  und  selbst  geordnete  fieförderungseinricbtungen  zu  schaffen 
suchte. 

Aul  der  Hohe  der  wichtigsten  Übergänge  entstanden  Hospize,  die  von 
der  Mildtätigkeit  der  Talbewohner  unterhalten  und  von  frommen  Mönchen 
in  aufopfernder  Nächstenliebe  bewirtschaftet  wurden.    So  sehen  wir  denn 
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auch,  wie  das  ganze  Mittelalter  hindurch  ein  reger  Meiischenverkehr ,  Pilger, 
Kaufleute,  hohe  und  niedere  Geistliche,  Standesherren,  Fürsten  und  Könige, 
von  Zeit  zu  Zeit  auch  trotzige  Kriegsheere,  die  AtpenstralSen  belebten.  Nur 
einer  fehlte,  der  für  den  Alpenverkehr  unserer  Tage  charakteristisch  ist:  der 
Tourist.  DamaN  roisle  wahrlich  niemand  zu  seinem  Vergnügen  in  die  Alpen. 
Die  Beschwerlichkeiten  der  Reise  und  die  Schrecken  des  Gebirge^  liei>cn  keine 
Freude  an  der  grobariigen  Schönheit  der  Landschaft  aufkomu)en.  Jeder,  der 
das  Gebirge  übentchreiten  mufite,  war  froh,  wenn  er  es  wieder  im  Rocken  hatte. 

Eine  Vorstellung  von  dem  mittelalterlichen  Verkehrsleben  in  den  Alpen 
gewinnen  wir  durch  das  Werk:  n  Geschichte  des  mittelalterlichen 
Handels  und  Verkehrs  zwischen  W  est  d  e  u  t  c  h  I  n  n  d  und  Italien 
mit  AusschlulA  von  Venedig.  Herausgegeben  von  der  badischen  hi^torischen 
Kommission.  Bearbeitet  von  Dr.  Aloys  Schulte,  ord.  Professor  der  Ge- 
xhichte  an  der  Universität  Breslau.  Leipzig,  Verlag  von  Duncker  &  Humblot. 
1 900. II  Es  sei  uns  gc^^fattct.  auf  Grund  des  Buches,  dessen  reicher  Inhalt  zum 
Teil  auf  eigener,  umfangreicher  (Quellenforschung  des  gelehrten  Verfassers  beruht 
und  das  in  einem  besonderen  Bande  zahlreiche,  bisher  ungedrucktc  Urkunden 
veröffentlicht,  in  großen  Umrissen  die  Alpenstraßen  der  heutigen  Schweiz 
in  ihrer  Beschaffenheit  und  ihrem  Verkehre  während  des  Mittelalters  zu 
schildern.  Die  Beschaffenheit  der  Strnr^cn  und  der  Beförderungsverh;1lfnisse 
war  gerade  tür  den  mittelalterlichen  Kaufmann,  der  seine  Waren  oft  selbst 
begleiten  mutete,  von  ganz  anderer  Bedeutung  als  für  den  Handeltreibenden 
der  Neuzeit,  der  sich  um  das  »Wie«  der  Warenbefiörderung  keine  Sorge  zu 
machen  braucht,  sondern  dies  getrost  der  Eisenbahn,  der  Post  und  der  Daropf- 
schiffahrtsgesellschnft  UberlöLNt.  Der  Verfasser  unseres  Buches  sagt  darüber: 
'  Die  größte  Schwierigkeit,  die  der  mittelnlterliche  Handel  /u  ()Hcr\\  inden  hatte, 
uar  der  Transport.  Man  kann  schlechterdings  keine  mittelalteriiche  Handeis- 
geschichte treiben,  wenn  man  nicht  damit  die  Geschichte  der  Handelswege 
verbindet.« 

Das  behandelte  Gebiet  sind  die  Alpen  vom  Großen  St.  Bernhard  bis  zum 
Julier.  Es  kommen  also  die  Passe  in  Betracht,  welche  den  Verkehr  von 
Westdeutschland,  Ostfrankreich,  Belgien,  Holland  und  England  mit  Oberitalien 
vermitteln.  Dieses  Alpengebiet  wird  durch  den  St.  Gotthard  halbiert;  doch 
war  die  Gotthardstrafle  bis  zum  Anfenge  des  13.  Jahrhunderts  noch  nicht 
gangbar. 

In  der  ältesten  Zeit  kamen  im  westlichen  Flügel  der  schweizerischen  Alpen 
für  den  großen  Verkehr  nur  der  Große  St.  Bernhard,  spitter  auch  der 
Simplen  in  Betracht.  Diese  beiden  Pässe  liegen  in  der  Kette  der  Walliser 
Alpen,  dem  SQdvralle  des  oberen  Rhonetals.  Im  gegenüberliegenden  Nordwalle 

dieses  Tales,  dem  Massiv  des  Berner  Oberlandes,  und  den  anschließenden 
Ketten  von  Uri  und  Glarus,  gab  es  vor  der  Eröffnung  der  tiotthardstral.^e 
keinen  Paß,  der  tür  den  Durchgangsverkehr  geeignet  gewesen  wäre.  Die 
kleinen  Saumpfade  des  Sanetsch-,  Gemmi-  und  Lötschen passes  ließen 
wohl  im  Sommer  einen  geringen  Ortlichen  Verkehr  zu,  konnten  aber  fbr  den 
aus  der  Ferne  kommenden  Wanderer  keine  Anziehungskraft  besitzen.  Auch 
der  Grimselpaß,  der  aus  dem  Haslitale  (Aare)  nach  Oberwallis  (Rhune'  führt 
und  seit  1894  eine  schöne  Kunststraße  besitzt,  hat  er-^t  verhältnismiil.Mg  spfit, 
jedenfalls  nicht  vor  Erschließung  des  Gotthardpasses,  in  beschranktem  Umfange 
dem  Durchgangshandel,  namentlich  dem  Vieh-  und  Pferdehandel,  gedient. 
Also  waren  die  nördlichen  Alpen  vom  Genfersee  bis  Chur  auf  mehr  als 
200  km  für  den  fremden  Kaufmann  und  Reisenden  unübersteigbar.  Man 
konnte  vom  Norden  her  den  Übergang  nur  dadurch  gewinnen,  daß  man 
entweder   das  Rhonetai   oder  das  Rheintal   aufwärts  wanderte.     Aus  diesen 
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beiden  Tülcrn  führt  eine  gaiue  Anzahl  Püsse  Uber  die  südlichen  Alpenketten 
von  Wallis  und  GraubOnden  nach  Italien. 

Den  Großen  St.  Bernhard  und  den  Siraplon  haben  wir  hiieitv 
genannt.  Jener  führt  in  das  Tal  der  Dora  Baltea,  dieser  durch  das  lul  der 
Toce  zum  Lago  maggiore  hinab.  Zu  demselben  See  gelangt  man  aus  dem 
oberen  Hhonetale  initteLs  zweier  ziemlich  spUt  e^schlos^cller  Sommerpässe, 
nSmlich  des  Passes  vom  Monte  Moro  (2862  m)  und  des  Antronapasses 
(2841  m),  beide  östlich  vom  Monte  Rosa.  Westlich  von  diesem  Gletscherriesen 
fuhrt  der  nicht  weniger  als  3322  m  hohe  Theodulpaß  (Matterjoch)  zur  Dora 
Bailea  lnn:ib.  Aus  dem  oberstefi  Abschnitte  des  Khonetals  kann  man  noch 
auf  drei  anderen,  ebentalls  nur  im  Sommer  gangbaren  Pässen  nach  Süden  ge- 
langen. Dies  sind  der  Nufenenpaß  (2440  m),  der  zum  oberen  Ticino  und 
nach  Bellinzona  führt,  der  Albrunpati  (241 1  m)  und  der  Griespaß  (2446  ni), 
die  beide  in  Jas  Tal  der  Toce  tühren  und  sich  olu-rh.ilh  von  Domo  d'Ossola 
mit  tler  >)rn [Mon^trabe  vereinigen.  Alle  diese  kleineren  \^li^^t;  haben  in  der 
Verkehrsgesciwchtc  keine  Holle  gespielt  und  werden  daiier  von  un^  nicht  weiter 
berQcksichtigt  werden,  so  daß  von  den  Walliser  oder  Rhonepässen  eben  nur 
der  Grofse  St.  Bernhard  und  der  Simplen  übrig  bleiben. 

Auf  der  (  )sfscile  des  St.  Gotthard  begegnen  wir  zuerst  dem  L  u  k  m  an  ierpaß 
und  dem  Greinapat\  die  beide  aus  dem  oberen  Tale  des  Vorderrheins  zum 
Ticino  führen.  Dann  kommt  der  Bernliardinpab,  der  den  Übergang  vom 
Hinterrheine  (dem  Rheinwaldtal)  ebenfeUs  zum  Ticino  bildet,  wVbrend  der 
benachbarte  SplUgenpaLs  ms  dem  Rheinwaldtale  zum  Comosee  führt. 
Scliliel>lich  sind  noch  der  Septimer  und  der  Doppelpa!:  Julier  und  Maloja 
zu  erwlihnen,  die  einen  Verbindungsweg  von  Chur  am  Rhein  zum  C.ornosee 
herstellen,  in  Chiavenna  vereinigt  sich  diei»er  Weg  mit  der  Splügensiraüe. 
Alle  die  genannten^  aus  den  Rheintalern  über  die  GraubOndner  Alpen  ftkhrenden 
Pässe  (BÜndnerpflsse)  haben  im  Mittelalter  dem  Verkehre  gedient. 

Wir  gehen  ietzt  auf  eine  kurze  Beschreibung  der  wichtigsten  Pässe  ein, 
um  die  späteren  Ausführungen  über  deren  Benutzung  verständlicher  zu  machen. 

Der  ürolÄe  St.  Beruh  ard  (2491  m)  hat  trotz  seiner  Höhe  regelmäßigen,  auch 
im  Winter  nicht  unterbrochenen  Verkehr.  Der  Aufstieg  von  Martigny  an  der 
Rhone  erfordert  ibr  den  Fußgänger  1 1  Sunden  und  führt  in  einem  schmalen  Tale 
(Val  d'Entremont)  ziemlich  gleichmaiMg  aufwärts.  Bis  Bourg  St.  Pierre  (1633  m) 
hatte  man  schon  ziemlich  früh  eine  Fahrstral>e  angelegt.  Von  hier  aus  war 
der  Pfad  —  zum  Teil  abweichend  von  dem  jetzigen  Wege  —  steil  an  den 
Hangen  emporgefuhrt,  meist  hoch  Ober  der  Drance,  die  das  Tal  durchströmt. 
Auf  der  Stldseite  geht  der  steile  Abstieg  in  das  enge,  fast  schluchtartige  Tal 
von  St.  Remv  hinab.  Bei  diesem  Orte  beginnt  wieder  die  Fahrstraße,  die  bei 
Aosta  die  Dora  Baltea  erreicht  und  hier  auf  die  vom  Kleinen  St.  Bernhard, 
also  vom  Westen  her  kommende  Stralk'  trifft,  überhalb  St.  Remy  war  der 
Paüweg  durch  eine  Mauer  abg&>chlo!u»en ;  auch  sonstige  noch  vorhandene 
Befestigungsanlagen  zeugen  von  der  Wichtigkeit,  die  er  in  froheren  Zeiten 
besessen  hat.  Auf  seiner  Höhe  befindet  sich  das  berühmte  Hospiz,  das  lange 
Jahrhunderte  hinduich  das  höchste  ständig  bewohnte  Geb.'jUvle  Furopas  war 
und  durch  seine  jetzt  ausgestorbenen,  durch  Neufundländer  urset/teo  "Rcrn- 
hardinerhunde«  manchem  verirrten  und  im  Schnee  erstarrten  Wanderer  das 
Leben  gerettet  hat.  Die  jetzigen  Klostei^bSude  stammen  aus  der  Mitte  des 
lö.  Jahrhunderts.  Zura  ersten  Male  erscheint  das  Hospiz  urkundlich  im  Jahre  1133, 
doch  hat  CS  sicher  schon  lange  vorher  bestanden.  Seinen  Namen  hat  da'^ 
Hospiz  und  auch  der  Berg  nach  dem  hl.  Bernhard  von  Menlhon  erhalten, 
der  schon  um  y02  ein  Kloster  auf  der  Palihöhe  errichtet  haben  soll.  Bei  den 
Römern  stand  auf  dem  »Jupiterplane«,  westlich  von  dem  jetzigen  Hospiz,  ein 
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Iciiipci.  Der  deutsche  Kaiser  Friedrich  1.  und  andere  weltliche  und  geisUiclie 
Fürsten  wendeten  dem  Hospiz  ihre  Gunst  zu.  Reiche  Geschenke  und  Stiftungen 

nachten  es  wohlhabend. 

Der  SimplonpalJ  (2009  m)  ist  zwar  bedeutend  niedriger  als  der  Grobe 
St.  liernliard,  aber  die  Zugänge,  namenlhch  ain  Südfulie,  sind  um  sq  schwieriger 
und  stellenweise  nicht  ungefährlich,  so  daß  dieser  Pai^  sich  lange  Zeit  keiner 
Beh'ebtheit  erfreut  bat;  doch  ist  er  zu  anderen  Zeiten  auch  wieder  viel  benutzt 
worden.     Zu  einem  Alpenübergang  ersten  Ranges  wurde  der  Siinplon  erst 
durch  die  von  Napoleon  1800  bis  1805  erbaute  grolxirlige  Straße,  die  von 
Brig  a.  d.  Rhone  bis  Domo  d  Ossein  n.  d.  Toce  nicht  weniger  n!s  bi  i,  grölJere  * 
und  kleinere  Brücken,  8  Galerien  und  Tunnels  und  20  Schutzliäuser  aufweist. 
Oer  alte  Saumpfad  mußte  die  Pafihübe  auf  der  Nordseite  ungeheuer  steil  er- 
klettern.    Auf  der  Südseite  lag  die  Hauptschwierigkeit  in  der  Schlucht  von 
Gondo,  einer  der  wildesten  Felsenspalten  der  Alpen.    Die  senkrechten,  zum  { 
Teil  sogar  überhängenden  Felsen,  die  sich  bis  über  öoo  m  hoch  auftürmen,  ^ 
gefährden  den  Wanderer  durch  Steinschlag  und  Lawinen.   Diese  wilde  Schlucht,  1 
nicht  die  PaflhObe,  bildet  die  Grenze  zwischen  der  deutschen  Und  der  italienischen  ! 
Sprache,  zwischen  der  Schweiz  und  Italien.  I 

Der  nur  1917  m   hohe  Luk manierpaß  zeigt  dem  Simplon   verwandte  1 
Eigenschaften;    seine  Schwierigkeiten    liegen    ebenfalls   am   Eingänge.     Von  ^ 
Disentis  am  Vorderrheine  bis  zur  Paßhöhe  sind  nur  870  m  Höhenunterschied 
zu  Überwinden,  aber  durch  die  Schlucht  des  Medelseirtals  fUhrte  ehedem  ein 
bOser  Weg,  der  fedoch  auf  einem  steilen  Saumpfad  umgangen  werden  konnte. 
Nicht  minder  steil  war  der  Abstieg  auf  der  Südseite  nach  Olivone  im  Val 
Sta.  Maria.   Auf  der  Nordseite  hat  der  Zugang  zum  Lukmaniei'  noch  ein  zweites 
Hemmnis  zu  Uberwinden.   Dieses  liegt  im  Vorderrheintale  zwischen  Reichenau  ! 
und  Ilanz,  wo  sich  der  Fluß  durch  die  700  m  mächtige  Geröllma&se  des  von 
den  Geologen  in  die  Eiszeit  verlegten  Flimser  Bergsturzes,  des  gewaltigsten, 
den  die  Alpenwelt  kennt,  hin  durch  gegraben  hat.    Da  in  diesem  Durchbruche  , 
keine  Strai>e  angelegt  werden  konnte,  so  wurde  er  auf  dem  linken  Rheinufer  i 
umgangen.    Die  Straße  steigt  von  Reichenau  (s8tj  m  Seehöhe)  bis  zu  iioom  I 
empor  und  senkt  sich  bei  Ilanz  (691  m)  wieder  zum  Rheine  hinab.  [ 

Der  Übergang  über  den  Grein apafi  (2360  m)  bildet  eine  Parailelstraße 
zum  Lukmanier  und  ist,  da  der  Weg  durch  große  Waiilungen  geht,  die  der  ' 
mittelalterliche  Reisende  nicht  liebte,  wahrscheinlich  niemals  viel  benutzt  worden.  ^ 
Der  Weg  führt  von  Som\ix,  etwas  unterhalb  von  Disentis,  nach  Olivone,  wo 
er  sich  mit  dem  vom  Lukmanier  herabkommenden  Wege  vereinigt,  um  dann  \ 
das  Blegnotal  zum  Ticino  und  weiterhin  Uber  Bellinzona  zum  Logo  maggiore 
hinabzusteigen. 

Der  Bernhard  in  paß  und  der  S]  M'^^enpaß  müssen  zusammen  genannt 
Werden,  weil  sie  beide  im  Norden  nur  n;ich  t  berwindung  der  » herrliehen  j 
und  schrecklichen i<  Via  mala  erreicht  werden  können,  wenn  auch  im  Süden 
ihre  Pfade  auseinander  gehen.  Der  erste  Atuchnitt  der  oberhalb  Thusis  be- 
ginnenden Via  mala,  einer  wilden,  dämmerigen  Schlucht  mit  steil  aufragenden 
Felswänden  zu  beiden  Seiten  und  den  schäumenden  Wogen  des  Hinterrheins 
im  (jninde,  ist  erst  im  1 9.  Jahrhundert  1818  bis  1824)  be/wungcii  worden, 
so  daß  dieser  Teil  vorher  auf  einem  über  Rongella  führenden  ßergpfad  um- 
gangen werden  mußte.  Im  oberen  Teile  der  Schlucht  hat  schon  das  1 5.  Jahr- 
hundert eine  kühne  Wegeanlage  geschaffen,  die  1470  entstand.  Bis  dahin 
mußte  die  ganze  Schlucht,  die  das  gartengleiche  Doniksehg  von  der  schönen 
Landschaft  Scham^  und  dem  Rheinwaldtale  trennt,  auf  einem  höchst  beschwer- 
lichen Wege  umgangen  werden,  der  auf  der  linken  Seite  des  Hinlerrheins 
Uber  das  Ckbirge  führte  und  noch  Überbleibsel  eines  gepflasterten  ROmerwegs 
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aufweist,  im  Winter  kann  dieser  Weg  nicht  gangbar  gewesen  sein.  Vom 
Dorfe  SplUgen  ab  geht  der  Bernhardinweg  rechts  durch  das  Rheinwaldtal 

aufwärts  bis  zu  dem  Dorfe  Hinterrhein  in  der  Nähe  der  Rheinquelle  und  dann 
nach  der  PaiMiöhe  ■iotr\  ni\  um  sicli  «.cMielJlich  in  das  schöne  Misox  hinab- 
zusenken.  Ein  wenig  oberhalb  von  Bellui/oiii  trifft  die  nirgends  besonders 
schwierige,  wenn  auch  nicht  gerade  bequcnic  Bernhardinstraße  mit  dem  vom 
Lukmanier  und  Gretna  herabkommenden  Wege  zusammen.  Die  Fortsetzung 
der  gemeinsamen  StraL^e  führt  teils  zum  Nordende  des,  Lago  niaggiore,  t«ls 
biegt  sie  vor  dem  See  link--  nb,  vim  Uber  den  Pal>  des  Monte  Ccnere  und 
den  See  von  Lui^ano  nacii  Como  zu  führen.  Der  \Ve^  über  den  SpiQgenpati 
(2117  m)  geht  von  dem  Dorfe  Splügen  nach  links;  er  ist  auf  der  Nord-  und 
Südseite  durch  Lawinen  und  Schneesttlrme  gefthrdet  und  mündet  in  Ghtavenna, 
von  wo  man  auf  bequemer  Straße  zum  Comosee  gelangt. 

Auch  der  Septimer  und  der  Julier  haben  von  Norden  her  einen  ge- 
meinsamen Ausgangspunkt,  nämlich  Chur  an  der  Kcke  des  Rheines,  wo  die'^er 
seine  nordöstliche  Richtung  gegen  eine  entschieden  nördliche  vertauscht.  Der 
Weg  von  Chur  bis  Bivio,  wo  sich  die  beiden  Paßwege  trennen,  hat  noch  den 
dazwischen  liegenden  Paß  von  Parpan  (1551  m  hoch,  zwischen  Chur  und 
Tiefenkastel)  zu  Uberwinden.  Von  Bivio  geht  rechts  der  Weg  über  den 
Septimer  (2311  m)  nach  Casaccia  an  der  Mera  im  Bergell,  dann  weiter  nach 
Chiavenna,  links  Uber  den  Julier  (2287  m}  nach  Silva  Plana  (1816  m)  im 
Ober-Engadin.  Um  von  hier  nach  Italien  111  gelangen,  muß  man  an  den 
Seen  des  oberen  Inn  aufwXrIs  und  Ober  die  niedrige  Schwelle  des  Maloja- 
passes  (1S17  m)  ziehen,  worauf  man  ebenfalls  Casaccia  erreicht.  Dieser  über 
den  Julier  und  Maloia  führende  bequeme  Weg  ist  ganz  schneefrei  und  den 
Lawinen  kaum  ausgesetzt.  Er  würde  den  im  Mittelalter  so  beliebt  gewesenen 
Septimer,  auf  dem  es  auch  ein  Hospiz  gab,  ganz  aus  dem  Felde  geschlagen 
haben,  wenn  er  nicht  einen  Umweg  bedeutet  hatte.  Im  Bergell  ist  die  Straße 
von  Casaccia  nach  Chiavenna  an  einer  Stelle  durch  einen  scharfen  Berggrat 
eingeengt.  Hier  hatte  man  im  Mittelalter  das  Tal  durch  eine  Mauer  abj^e- 
schlossen,  durch  die  nur  ein  Torweg  hindurchfUhrte.  Die  Burg  Castehnur 
bewachte  den  Eingang.  Chiavenna  lag  noch  in  historischer  Zeit  nur  7  km  vom 
Comosee  entfernt,  der  damals  bis  Samolaco  (summus  lacus)  reichte.  Nach 
und  nach  aber  füllte  die  Mera  mit  ihrem  GerCMIe  den  Seeboden  des  Nordendes 
aus.  und  die  von  Osten  aus  dem  Veltlin  kommende  Adda  schnürte  mit  ihren 
Gescliiebemassen  den  See  von  Mezzola  ab,  so  dal^  Samolaco  jetzt  16  km, 
Chiavenna  aber  23  km  vom  Comosee  entfernt  liegt. 

Nördliche  und  südliche  Anschlußstraßen.  Im  Norden  konnten 
sich  vor  der  Eröffnung  des  Gotthardwegs  die  StralJen  erst  am  Genfersee  und 
bei  Snrgans  am  Rheine  (unterhalb  Chur)  nach  mehreren  Richtungen  teilen. 
Voti  Lausanne  führte  eine  Straße  nach  Nordwesten  durch  die  »Klniisc«  über 
Jougne  und  Pontarlier  nach  Besanyon.  Die  Klause  (clusc)  ist  der  einzige 
gangbare  Paß  Ober  den  Jura  zwischen  dem  Genfersee  und  dem  Nordende  des 
Bielersees,  also  die  natürliche  Fortsetzung  der  von  den  Walliser  Pässen 
kommenden  Rhonestraße  nach  Burgund.  Auch  zwischen  Biel  und  Basel,  wo 
jetzt  eine  Eisenbahn  über  den  Jura  führt,  gab  es  iin  Mittelalter  keinen  (  bcr- 
gang;  die  heutzutage  von  der  Bahn  benutzte  Linie  enthält  nicht  weniger  als 
fünf  schwierige  Durchbreche.  Erst  etwas  sttdOstlich  von  Basel  gibt  es  wtedar 
einige  bequeme  Übergänge  Uber  das  sich  hier  verflachende  Juragebirge,  nämlich 
den  oberen  und  unteren  Hnunviein  und  den  Bölzberg.  Über  den  oberen  Haun- 
slein  [^olantrl  man  von  Äugst  bei  Basel  nach  Solothurn,  Biel,  Murten  und  Lausanne, 
über  acn  unteren  Haunstein  führt  der  Weg  von  Äugst  hnks  nach  Luzcrn, 
rechts  nach  Bern  und  Freiburg;  der  Bützberg  liegt  auf  dem  Wege  zwischen 
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Aug&t  und  Züricii,  von  wo  man  über  den  Züncher-  und  Walensee  nach 
Sargans  am  Rheine  gelangt.  Im  Osten  gab  es  aufier  diesem  Wege  nach  ZUrich 
nur  noch  die  beiden  Strali^en  am  linken  und  rechten  Rheinufin*  entlang  zum 
ßodensee,  n.lmlich  links  nach  Rorschach  und  Konstanz,  recbf«^  nach  Bregenz. 

Der  Bodensee  war  in  früheren  Zeiten  der  naiürliche  Sammelpunkt  des 
Alpenverkehrs  mit  dem  Norden.  Besonders  in  Betracht  kamen  Lindau,  Buch- 
horn (jetzt  Friedrichsbafen)  und  Konstanz.  Lindau  vermittelte  den  Verkehr 
mit  Bayern,  Franken  und  einem  Teiie  von  Schwaben ;  von  Buchhorn  führten 
direkte  Wege  nach  Ulm  und  zum  unteren  und  mittleren  Neckar.  Konstanz 
endlich,  das  die  Vorzüge  einer  Brücken-  und  Hafenstadt  in  sich  vereinigte, 
war  die  Vermittlerin  für  den  Verkehr  mit  Straßburg  und  dem  ganzen  Rhein- 
tale. Von  Konstanz  führte  nümlich  eine  gerade,  bequeme  Strafie  quer  Ober 
den  Schwarzwald  auf  der  Linie  Villingen-Schramberg-Schiltach-Kinzigtal  nach 
Straßbuff;.  So  wetteiferte  Konstanz  mit  Hasel,  das  durch  die  Jurapasse  von 
der  Schweizer  Hochebene  getrennt  war.  \'on  Konstanz  aus  waren  sowohl 
die  BUndner  Pässe  (Uber  Chur)  als  auch  die  Walliser  Pässe  (Uber  Zürich, 
Aarau,  Bern,  Freiburg)  leicht  erreichbar.  Dafi  aber  auch  Basel  seiner  be- 
vorzugten Lage  am  Eingange  der  oberrheinischen  Tiefebene  und  an  der  Pforte 
nach  Frankreich  schon  im  Mittelalter  eine  wichtige  Stelle  im  Alpenveritehr 
eingenommen  hat,  bedarf  keiner  besonderen  Erwähnung. 

Die  südlichen  Fortsetzungen  der  Alpenstralien  zeigen  das  Bestreben,  sich 
zu  einzelnen  Hauptlinien  zu  vereinigen,  wlhrend  im  Norden  das  Gegenteil, 
das  Auseinandergehen  der  Strafien,  beobachtet  wird. 

Die  wichtigste  Stadt  Oberitaliens  war  Mailand,  wo  die  meisten  Alpen- 
straßen zusammentreffen.  Von  großer  Bedeutung  war  auch  Piacenza  am  Po, 
von  wo  die  Via  Emilia  nach  Parma,  Modena,  Bologna,  Rimini  ausging.  Nicht 
umsonst  war  diese  Stralie  auf  der  trockenen  Abdachung  des  Apennin  von  den 
Römern  angelegt  worden;  denn  weiterhin  nach  Osten  war  das  noch  nicht 
genügend  gefestigte  Land  mit  Sümpfen  und  Wasserlflufen  arg  durchsetzt.  Über 
den  Apennin  führte  u.  a.  die  Bocchetta  nach  Genua;  andere  l  bergänge  nahmen 
in  Piacenza  und  an  verschiedenen  Punkten  der  Via  Emilia  ihren  Ausgang. 

Die  Aipenpässe  zur  Römerzeit.  Im  frühesten  Altertume  wurden  die 
Alpen  vom  Handelsverkehr  in  der  Weise  umgangen,  daft  man  im  Westen  von 
Massalia  (Marseille)  aus  an  der  Rhone,  im  Osten  an  der  Donau  aufwärts  zog: 
Phöniker,  Karthager  und  Griechen  haben  also  die  Alpen  nicht  aufgesucht. 
Auch  die  Römer  gelangten  eher  an  den  Rhein  und  zur  Donau,  als  dal^  sie 
im  mittleren  Alpengebiete  festen  Fuß  faßten. 

Der  Große  St.  Bernhard  ist,  wie  die  Funde  von  Altertümern  bewiesen  haben, 
allerdings  schon  sehr  früh,  selbst  in  der  Bronzezeit,  benutzt  worden,  doch  nur 
im  örtlichen  Verkehre.  Eine  Durchgangsstrai^e  wurde  der  Pal.v  erst  im  ersten 
Jahrhundert  v.  Chr.;  Cäsar  entsendete  57  v.  Chr.  einen  Legaten  nach  Octo- 
durum  (Martigny)  zum  Schutze  der  den  Paß  benutzenden  Kaufleute.  Aosta 
wurde  unter  dem  Namen  Augusta  Praetoria  im  Jahre  25  v.  Chr.  gegründet. 
Als  Rjitien  (15  v.  Chr.)  zur  Verbindung  mit  den  Lagern  am  Rheine  dienen 
sollte,  wurde  die  Heerstraße  Mailand-Vercelli-Ivrea-Aosta-Paßhöhe  Ntnrtigny— 
Vevev-Avenches-Solothurn-oberer  Hauns'ein- Aui^st-Rasel  gebaut.  Diese  Straße 
war  das  Gegenstück  zu  der  Via  Claudia,  die  vom  Po  über  Trient  und  den 
Brenner  nach  Augsburg  führte.  Sie  stellte  die  grofie  Pulsader  dar,  auf  der 
sich  der  römische  Verkehr  durch  die  Schweiz  bewegte.  Auf  der  Paßhöhe 
wurden  in  der  Nähe  des  dem  Jupiter  Poeninus  geweihten  Tempels  ünter- 
kunftsräume  geschaffen.  Von  den  Opfern,  die  aus  der  Römerzeit  von  den 
Reisenden  dem  Gotte  dargebracht  wurden,  sind  30  Weihetäfelchen  und  mehr 
als  1600  römische  Münzen  erhalten;  auch  hat  man  eine  Statuette  des  Gottes 
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gefunden.  Vom  Genfersee  führte  eine  Abzweigung  der  ROmerstralle  Uber  die 
»Klause«  nach  Besan9on. 

Die  übrigen  Rhonepäs^e  sind  in  der  Römerzeit  wahrscheinlich  nicht  be- 
nutzt worden;  doch  scheint  der  Simplon  bekannt  gewesen  zu  sein. 

Von  den  Rheinpassen  hatte  der  Splügen  schon  in  der  Römerzett  einen 
Saumpfiid;  auch  der  Julierpafi  wurde  benutzt,  wie  eine  Menge  rOmisch^  Mttnzen 
beweist,  die  1854  am  Fu\le  einer  auf  der  Höhe  stehenden  Säule  ohne  Inschrift 
gefunden  wurde.  Die  Benutzung  des  Septimer,  des  Bernhardin  und  des 
Lukmanier  zur  Römerzeit  ist  zweitelhatt.  (Schlufi  folgt) 


KLEINE  MITTEELUNGEN. 

D  e  u  t  <.c Ii  a  i  la n t  isch e  Tel e g  r a p he n gesc  1 1  sc  h a ft.  Am  14.  Mai  hat 
die  ücneraivcrsaininlung  der  Gesellschatt  in  Cöln  stattgefunden.  Dem  Ge- 
schäftsberichte für  das  Kalenderjahr  1902  entnehmen  wir  folgende  Angaben. 
Der  Telegrammverkehr  hat  um  mehr  als  eine  halbe  Million  WOrter  gegen 
das  \  (^i  iahr  zugenommen,  obgleich  der  Betrieb  infolge  zweier  Unterbrechungen 
in  den  Monaten  Februar  und  Marz  an  zwölf  Tagen  gestört  war.  Auf  diese 
beträchtliche  Steige!  Ling  war  der  lebhafte  Pret^-Telcgrammverkehr  anlößlich 
des  Besuchs  Seiner  königlichen  Hoheit  des  Prinzen  Heinrich  in  Amerika 
nicht  ohne  Einflufi.  Der  Jahresgewtnn  ist  von  1 087  042  Merk  auf  1  305  687  Mark 
gestiegen.  Die  allgemeinen  Unkosten  haben  464734  Mark,  die  Kosten  fUr 
Instandsetzungen  7H  s^Si  Mark  (1901  dagegen  220509  Mark)  betragen.  Dem 
Fonds  für  die  Kabel- AnKJitisation  und  Erneueruni^  sind  247  930  Mark  über- 
wiesen worden;  er  beträgt  nunmehr  sciion  714328  Mark.  Daneben  ist  noch 
der  gesetzliche  Reservefonds  mit  82831  Mark  aufgeführt.  Auf  das  einge- 
ählte  Aktienkapital  kommt  eine  Dividende  von  5  v.  H.  {4%  v.  H.  im  Jahre 
1901I  zur  Verteilung. 

Die  oben  genannten  Ünterbrechunijeii  fanden  beide  in  dei  Nülic  von  Start 
Point  an  der  englischen  Küste  statt.  Uai  dort  grölierc  Siciierheit  gegen  Anker 
und  Fischergertfte,  namentlich  gegen  die  gefährlichen  Grundschleppnetze  der 
sog.  Trawler  zu  schaffen,  ist  ein  besonders  >tarkes  KabelstUck  von  mehreren 
Seemeilen  Länge  eingesetzt  worden.  Bei  Haaks  Feuerschiff  an  der  holländi- 
schen Küste,  wo  früher  ebenfalls  Störungen  vorgekommen  sind,  blieb  das 
Kabel  im  Berichtsjahre  verschont.  Zur  größeren  Sicherheit  ist  indes  das  Kabel 
auch  dort  auf  eine  Strecke  von  50  Seemeilen  verstärkt  worden,  wobei  es 
gleichzeitig  eine  etwas  nördlichere  Lage  erhalten  hat,  durch  die  es  weniger 
von  Ankern  usw.  gefährdet  i^i.  Die  Arbeiten  hat  das  Kabelschiff  »VOQ 
Podbiel&kio  im  März  d.  J.  schnell  und  glatt  ausgeführt. 


Bau  einer  neuen  Eisenbahn  in  Canada.    Die  Grand  Trunk -Eisen» 

bahngesellschaft  in  Canada  beabsichtigt  den  Bau  einer  transkontinenlalen  Bahn 
durch  das  ganze  Dominium.  Die  Gesellschaft  verkörpert  neben  der  Canadian 
Pacific  Kailway  das  größte  Ei.senbuhnsystem  Canadas,  das  sich  jedoch  bisher 
auf  den  Osten  Canadas  und  dessen  Verbindung  mit  den  Vereinigten  Staaten 
beschränkt  und  auch  seinen  östlichen  Endpunkt  am  Atlantischen  Ozean  auf 
amerikanischem  Gebiete  (Portland}  hat.    Sie  will  nunmehr,  wie  der  Reichs- 
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anzeiger  einem  Berichte  des  Kaiserl.  Konsulats  in  Montreal  entnimmt,  ihr 
System  bis  xaia  Padfischen  Ozean  ausdehnen  und  hat  bereits  den  Antrag  auf 
Verleihung  des  erforderlichen  Charter  gestellt. 

Gegenwärtig  ist  die  Canadian  PaclHc  Railway  die  einzit;e  canadi'^chc  Bahn, 
die  von  Ozean  xu  O^ean  reicht;  bis  vor  kurzem  war  sie  auch  die  einzige 
Bahn,  die  fUr  die  Beförderung  der  Produkte  des  Nordwestens  in  Betracht  kam. 
In  jOngster  Zeit  begann  ihr  die  Canadian  Northern  Railway  Konkurrenz  zu  machen : 
auch  diese  Buhn  soll  die  Ausdehnung  über  Prince  Albert  und  Edmonton  bis 
zum  Stillen  Ozean  planen ;  vorerst  reicht  sie  indes  nur  vom  westlichen  End- 
punkte der  großen  Seen  (Port  Arthur)  bis  in  die  Nordweslccke  von  Manitoba 
(Zentralprovinz  Canadas).  Tatsächlich  hat  zur  Zeit  noch  in  den  Nordwest- 
territorien  die  Canadian  Pacific  Railway  ein  Monopol.  Ihre  Hauptlinie  durch« 
quert  in  der  Richtung  von  Osten  nach  Westen  den  Süden  von  Manitoba, 
.Assiniboia  und  Alberta;  Abzweigungen  nach  Norden  gibt  es  nur  drei:  eine 
kleinere  nach  Yorklon  in  Assiniboia,  und  zwei  gröl>ere,  die  cific  durch  Assini- 
boia  nach  Prince  Albert  in  Saskatchewan,  die  andere  nach  Kdn^onton  in 
Alberta.  Nach  Athabaska  ist  Oberhaupt  noch  keine  Eisenbahn  voi^edrungen, 
ebensowenig  nach  dem  für  den  Weizenbau  sehr  geeigneten  Keewatin.  Der 
Flächeninhalt  (ohne  Seen)  von  Assiniboia  wird  auf  90  000  engl.  Quadratmeilen, 
von  Alberta  auf  100000,  von  Savkati. lie\\an  auf  loSooo,  von  Athabaska  auf 
240000  angegeben.  Der  Umfang  der  Eisenbahnen  ist  also  für  dieses  Gebiet 
von  zusammen  rund  540000  engl.  Quadratmeilen  nur  sehr  gering  Die 
Canadian  Pacific  Railway  hat  fraglos  viel  fUr  die  Erschließung  des  Nordwestens 
getan,  doch  waren  ihr  durch  die  Verhältnisse  Grenzen  gezogen.  Die  Wasser- 
läufe  sind  nicht  schiffbar,  Chau^-cen  gibt  es  nicht,  und  die  Landwege  ver- 
dienen kaum  den  Namen  von  solchen.  Die  Schwierigkeit,  seine  Produkte  auf 
den  Markt  zu  bringen,  verbietet  es  daher  dem  Ansiedler,  sich  zu  weit  von 
der  Bahn  zu  entfernen.  Bei  den  weiten  Maschen  des  Eisenbahnnetze  der 
Canadian  PaciHc  Railwa\  sind  infolgedessen  große  Gebiete  unbesiedelt  und 
werden  es  bleiben,  bis  die  Maschen  enger  gezogen  werden.  Andererseits  wird 
aber  der  Bahn  zum  Vorwurfe  gemacht,  daß  sie  ihr  talsächliclies  Monopol  zum 
Nachteile  des  Farmers  mißbrauche,  der  sich  ihr  gegenüber  in  einer  Zwangs- 
lage befinde;  namentlich  sollen  die  Frachten  zu  hoch  sein,  es  sei  nicht  Air 
genügendes  rollendes  Material  — ■  Maschinen  wie  Güterwagen  —  und  aus- 
reichende Getreidespeicher  gesorgt,  und  die  Bewegung  der  £rnte  werde  des-r 
halb  sehr  verzögert. 

Ob  die  neue  transkontinentale  Bahn  zur  Beseitigung  der  Mißstände  auf 
der  alten  beitragai  wird,  ist  fraglich.  Die  neue  Hauptlinie  wird,  nach  dem, 
was  darüber  verlautet,  wesentlich  nördlicher  als  die  Hauptlinie  der  Canadian 
Pacific  laufen  und  deren  System  möglicherweise  nur  an  ihren  nördlichsten 
Punkten,  Prince  Albert  und  Edmonton,  berühren.  Selbst  wenn  aber  die 
Grand  Trunk  nicht  blos  Zweigbahnen  nach  Norden,  sondern  auch  nach  Süden 
bauen  sollte,  so  brauchte  sie  darum  nicht  mit  der  Canadian  Pacific  Railway  in 
Wettbewerb  tu  treten.  In  einem  etwa  11 00  km  breiten  Gebiete  (dies  ist  die 
Entfernung  von  der  Nordwestecke  Manitobas  bis  zum  Felsen<;ehirge),  das  bisher 
nur  zwei  von  Norden  nach  Süden  führende  Eisenbahnlinien  (Prince  Albert- 
Regina  und  Edmonton-Calgary)  hat,  ist  noch  Raum  für  viele  Eisenbahnen,  die 
einander  das  Geschllft  nicht  zu  beeinträchtigen  brauchen.  Auf  jeden  Fall  wird 
aber  die  neue  Linie  zu  einer  weiteren  £rschliet.uing  und  Besiedclung  beitragen, 
sei  es,  indem  sie  die  Einwanderung^  in  die  nördlich  von  dem  Canadian  Pacific 
Railwaysysteme  belegenen  Gegenden  zieht,  sei  es,  indem  sie  die  weiten  Maschen 
in  dem  Netze  des  letzteren  ausfüllen  hilft.  Die  Trace  der  neuen  Bahn  steht 
noch  nicht  fest;  es  heißt,  daß  ihr  Ostlicher  Anfangspunkt  in  der  Nflhe  von 


Digitizcd  by  Gc.iv^^i»^ 


304 


Kleine  Mitteilungen. 


Toronto  Hegen,  ihr  westlicher  Endpunkt  nOrdlich  von  Vancoaver  entweder 

Bute  Julet  oder  Fort  Simpson  sein  wird.  Die  Grand  Trunk  hofft,  die  pro- 
jektierte Bahn  in  fünf  Jahren  fertig  stellen  zu  können.  Die  durch  den  Bau 
bedingte  Ausgabe  wird  auf  rund  loo  Millionen  Dollars  geschfilzt. 

Entwickelung  des  Schiffsbaues  in  Japan.  Die  Bemühungen  Japans, 
neben  einer  bedeutenden  Kricg.stlotte  auch  eine  große  Handelsflotte  zu  besitzen, 
sind  langst  zutage  getreten,  und  die  Erfolge,  welche  das  Land  auf  diesem 
Gebiet  erreicht  hat,  sind  betrllchtltch.  Die  Handelsflotte  Japans  scheint  einer 
großen  Zukunft  entgegen  zu  gehen  und  eine  einschneidende  Veränderung  im 
Handelsverkehr  auf  dem  pazifischen  Ozean  herbeiführen  zu  sollen.  China 
und  Korea  sind  die  beiden  Länder,  welche  der  Schiffahrt  Japans  die  nächsten 
Ziele  boten,  aber  auch  weiter  sOdlich,  bis  nach  Australien,  und  Ostlich,  bb 
nach  dem  Festlande  von  Nord-  und  Südamerika,  eröffnet  sich  Japan  mit 
Hülfe  seiner  Schiffe  jetzt  Absatzgebiete  für  seine  Waren.  Nach  »Engineering« 
betrug  Ende  1900  die  Zahl  der  registrierten  Dampfschiffe  in  Japan  1321  mit 
543  258  Brutto-Reg.-Tons;  die  Zahl  der  Segelschiffe  belief  sich  auf  3850  mit 
320  572  Reg.-Tons;  außerdem  waren  18  796  Dschunken  mit  2  785  1 14  Reg.> 
Toi  vorhanden.  Die  Zeitungen  Japans  nehmen  ein  sehr  lebhaftes  Interesse 
an  allem,  was  die  Handelsflotte  angeht,  und  eine  von  ihnen  hat  ziffernmiißig 
nachgewiesen,  daß  Japan  während  des  Jahres  1900  auf  seinen  eigenen  Schiffs- 
werften 77  Dampfschiffe  mit  1 2  828  Reg.  -Tons  und  48  Scgclschitie  mit 
3415  Reg.-Tons  gebaut  hat,  insgesamt  also  125  Schifle  mit  16243  Reg.-Tons. 
Andererseits  hat  Japan  im  Auslande  gekauft  227  Dampfer  mit  102  137  Reg.- 
Tons  und  119  Segler  mit  31  50U  Reg.-Tons  oder  zusammen  ^^46  Schiffe  mit 
133^)66  Reg.-Tons.  Hieraus  geht  hervor,  daß  auf  ein  in  Japan  erbautes  Schiff 
drei  im  -'\uslande  gekaultc  entfallen,  und  dub,  vvührend  der  durchschnittliche 
Tonnengehalt  der  auf  den  eigenen  Werften  hergestellten  Dampfschiffe  nur  an- 
nfihernd  130  Reg.-Tons  betrug,  derjenige  der  vom  Ausland  erworbenen  sich 
auf  3 8 f"!  Reg. -Tons  stellte.  Anderen  Ländern  ^et^enlihcr  steht  Japan  in  der 
Leistung  seiner  Werften  natürlich  noch  recht  im  Hintergrunde. 


Silherhergbau  und  Sil b erver hUttunt^  in  der  Mongolei.  Etwa 
43  Meilen  nordöstlich  von  Jehol,  der  Hauptstadt  der  Mongolei,  liegen  die 
sogenannten  Jehol -Silberminen.  Sie  bestehen  aus  zwei,  finf  Meilen  von- 
einander entfernt  liegenden  Ersglfngen  und  wurden  schon  vor  50  Jahren  von 
Eingeborenen  bearbeitet.  Die  Arbeitsweise  der  Eingeborenen  ist  sehr  primitiv 
und  dürfte  in  ungefähr  derselben  Art  in  anderen  Gegenden  des  Landes  bereits 
vor  1000  Jahren  angewendet  worden  sein.  Die  nachstehenden,  vom  »Reichs- 
Anzeiger«  einem  chinesischen  Berichte  darliber  entnommenen  Angaben  sind 
daher  gegenüber  dem  Stande  der  modernen  Technik  nicht  ohne  kultur- 
geschichlh'ehes  Interesse. 

Man  treibt  in  Jas  (jcbirge  einen  (^enei^ten  Stollen  von  etwa  4X5  Fuß 
Querschnitt  und  folgt  dann  mit  diesem  dem  Erzgange,  wo  er  am  reich<;ten 
ist.  Eine  Zimmerung  wird  nur  bei  weichem  Boden  angewendet.  An  einigen 
Stellen  benutzt  man  keine  Leitern  zum  Herabsteigen,  sondern  schUtgt  Stufen 
in  das  Gestein.  Die  gröi>te  Tiefe,  die  von  den  Eingeborenen  bisher  erreicht 
wurde,  beträgt  400  Fuß.  Wasser  wird  nur  wenig  angetroffen;  dieses  wird 
gewöhnlich  durch  Knaben  in  Eimern  an  die  Oberflüche  gebracht.  Wo  da«; 
Wasser  reichlicher  eindringt,  legt  man  längs  des  geneigten  Stollens  Senklöcher 
von  3x2  Füll  an,  und  zwar  in  einer  Entfernung  von  je  vier  oder  fttnf  Fuß 
voneinander.  Das  Wasser  wird  dann  von  den  ttdfer  Hegenden  Lflchem  immer 
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nach  den  nächst  hüiieren  geschüpti  und  so  schliebUch  an  die  Obcrllüche  be- 
fördert. Erst  wenn  50  oder  mehr  MSnner  mit  der  EntwSsserung  der  Minen 
bescbSftigt  werden  müßten,  wQrde  sich  bei  den  niedrigen  Arbeitskosten  die 
Verwendung  einer  Dampfpumpe  wirtschaftlicher  gestatten. 

Zum  Sprengen  verwendete  man  früher  Schwarzpulver;  Dynamit  wurde 
erst  1889  von  europäischen  Ingenieuren  eingeführt.  Wo  das  Erz  reich  ist, 
bedient  man  sich  zur  Gewinnung  des  Hammers  und  Bohrers;  Sprengungen 
werden  nur  bei  firmeren  Erzen  vorgenommen.  Knaben  bringen  das  Erz  dann 
in  runden,  aus  Weidengeflecht  beigestellten  KOrben  an  die  Mündung  des 
Stollens. 

Die  Silberausbeute  war  am  höchsten  im  Jahre  1894,  in  dem  sie  140000  Unzen 
betrug,  im  jährlichen  Durchschnitte  schwankt  sie  zwischen  80000  und 
100000  Ünzen. 

Das  geförderte  Erz  wird  zunächst  in  kleine  Stücke  von  1 '/^  Quailratzoll 
zerschlagen  und  nach  dem  Herauslesen  des  wertlosen  Gesteins  in  einem  lütlel- 
fihnlichen  Gefäi^  in  kleinen  Bassins  gewaschen.  Das  sortierte  und  angereicherte 
Erz  wird  dann  in  einem  primitiven  RUatofen  unter  Zuhttlfenahme  von  Holz« 
kohle,  die  schichtweise  mit  dem  Erze  abwechselt,  gerOatet.  Das  Rösten  er- 
fordert etwa  eine  Woche  Zeit. 

Das  geröstete  Erz  wird  hierauf  in  einem  sich  nach  oben  verjüngenden 
und  oben  offenen  Ofen  verschmolzen,  der  Einwurf  der  Erze  und  des  Zuschlags 
geschidit  von  oben.  Die  nötige  Verbrennungsluft  wird  mit  Blasebfilgen  ein- 
geblasen.  Erze  und  Zuschläge  werden  von  Zeit  zu  Zeit  nachgegeben,  bis 
sich  auf  dem  Boden  des  Ofens  etwa  100  Pfund  Silberblei  angesammelt  haben. 
Die  Schlacke  wird  durch  ein  nahe  über  dem  Boden  betindliches  Loch  ab- 
gezogen. Hat  der  Ofen  die  erforderliche  Zeit  gebrannt,  so  wird  das  Feuer 
durch  Wasser  abgelttscht  Das  Silberblei  wird  dann  durch  ein  am  Boden  des 
Ofens  hergestelltes  Loch  in  Form  eines  runden  Kuchens  herausgeholt. 

In  kuppelfOrmigen  Öfen,  die  in  Gruppen  von  12  oder  mehr  aufgestellt 
sind  und  deren  Böden  aus  feiner  Holzasciie  bestehen,  wird  das  Metall  hierauf 
von  dem  Blei  durch  Schmelzen  mit  Holzkohlenfeuer  befreit,  was  etwa 
10  Stunden  in  Anspruch  nimmt.  Alsdann  wird  Wasser  aufgegossen,  wonlichst 
das  erstarrte  Metall  mit  Zangen  her«Mgeholt,  gewaschen  und  mit  Bürsten  ge- 
reinigt wird.    Der  Feingehalt  beträgt  995. 

Fast  jeder  Einwohner  in  der  Nachbarschaft  der  Silberminen  besitzt  irgend 
eine  besondere  Vorrichtung  zur  Extraktion  des  Silbers  aus  beiseite  geschafften 
Erzen. 


LITERATUR. 

Die  Eisenbahnen  im  ti  opischen  Afrika.  Eine  kolonialwirtschattliche 
Studie  von  Prof.  Dr.  llaiis  Meyer.  Mit  einer  Kisenbahnkarte  von 
Afrika.  Leipzig.  Verlag  von  Duncker  «Sc  Humblot.  iyo2.  Laden- 
preis 4  M.  80  Pf. 

Der  Verfesser  dieses  zeitgemlfien  Buches  ist  selbst  viel  in  den  Tropen, 

und  zwar  nicht  bloß  in  Afrika,  gereist  und  ka  ji«  >'  h  r  eigener  Anschauung 
ein  Urteil  über  den  behandelten  (ie;^'enstand  abgehen,  i'.r  beschränkt  sich  in 
seiner  akolonialwirtschaftlichen  Studie«  nicht  darauf,  die  im  tropischen  Alrika 
vorhandenen  oder  geplanten  Eisenbahnen  nach  ihrem  Verlauf,  ihren  Baukosten, 
Tarifen  usw.  zu  schildern,  sondern  er  legt  einen  besonderen  Wert  auf  die 
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örtlichen  Verhältnisse^  auf  denen  die  Existenzberechtigung  der  Bahnen  beruht. 
Man  erfahrt  daher  manche  interessante,  noch  wenig  bekannte  Tatsache  ttnd 
gewinnt  einen  tieferen  Einblick  in  die  wirtschaftlichen  N'erhdltnisse  und  die 
Verwaltungscigentümlichkciten  verschiedener  Kolonialgebiete  des  schwarzen 
Erdteils.  Das  Buch,  das  durch  seine  anziehende  Schreibweise  einen  be- 
sonderen Vorzug  besitzt,  wird  den  von  seinem  Verfasser  gewoHten  Zweck: 
mehr  Klarheit  in  die  Frage  des  afrikanischen  Bahnbaues  zu  bringen  und  dem 
deuti.chen  Kolonisationswerke  zu  nützen  sowie  vor  einer  fiilscben  Eisenbahn- 
politik zu  warnen,  gewib  erfüllen.  Zur  näheren  Kennzeichnung  des  Inhalts 
wollen  wir  einige  Punkte  herausgi eilen ,  wobei  wir  bemerken,  daß  wir  die 
Ansicht  des  Verlassers  über  die  von  den  Franzosen  geplante  Transsahara- 
bahn und  die  Kameruner  Eisenbahnpline  in  einer  besonderen  Abhandlung 
(»Die  Erschließung  der  Tschadseelander«,  vgl.  S.  317  d.  I.  Jahrg.)  dargelegt  haben. 

Prof.  Mevcr  unterscheidet  in  den  Tropen  Ausbeutungsbahnen  und  Er- 
schliebungshahiien.  Jene  sind  dazu  besiimmt,  die  in  einem  Neulande  vor- 
handenen i^rudukte  dem  Weltverkehre  zuzutUhren,  also  die  natürlichen  Scliätze 
eines  Landes  (z.  B.  kostbare  Mineralien,  Kautschuk  usw.)  auszubeuten;  diese 
haben  den  Zweck,  in  dem  Neulande  Bodenkulturen  ins  Leben  zu  rufen  und 
die  wirtschaftliclie  Eroberung  eines  Landes  einzuleiten.  Dn  die  Ausbeutungs- 
bahnen von  Anfnnt,'  an  aiit  lohnende  Fiacht  zu  rechnen  haben,  so  können  sie 
schwerer  und  mit  größerer  Spurbreite  angelegt  werden  als  die  Erschließungs- 
bahnen, die  bei  dem  zunSchst  zu  erwartenden  geringen  Veritehre  leicht  und 
billig  gebaut  werden  müssen  und  mehr  einem  Schienen  p  fad  als  einem 
Schienenwege  zu  gleichen  haben.  Es  würde  auch  nicht  richtig  sein,  Uber- 
mäbig  lange  und  durch  grolle,  unfruchtbare  Gebiete  führende  Bahnen  an- 
zulegen, um  etwa  eine  sehr  entfernte  wertvollere  Gegend  aufzusuchen;  denn 
solche  Bahnen  können  nur  ungenügenden  Ertrag  abwerfen,  da  sie  keinen 
Örtlichen  Zwischenverkehr  haben  und  die  Massengüter  durch  die  lange  Reise 
zu  sehr  verteuert  werden,  als  daß  diese  Waren  auf  dem  Weltmarkte  mit 
Erzeugnissen  derselben  Art  aus  günstiger  gel^enen  Gebieten  konkurrieren 
könnten. 

Zu  einer  richtigen  ErschlieflungsiMihn  ist  die  164  km  lange  Kflstenbahn  in 

Senegambicn  geworden,  die  ursprünglich  nur  dazu  bestimmt  war,  die  Senegal* 
mündung  (St.  Louis  mit  dem  nilchsten  guten  Hafen  (Dakar)  zu  verbinden. 
Das  von  der  Bahn  durchschnittene  sandige  Gebiet  eignet  sich  njimlich  vorzüglich 
zum  Anbaue  von  LrdnUssen,  der  durch  die  billige  Bahnfracht  bereits  eine  so 
hohe  EntWickelung  erlangt  hat,  dafi  die  Produktion  von  10000 1  im  Jahre  1886 
auf  mehr  als  140000  t  im  Jahre  1900  gestiegen  ist  und  die  Bevölkerung  in 
dem  Landstrich  aut.^erordentlich  zugenommen  hat. 

Zur  Erschlicf.ning  des  französischen  Sudan  dienen  auch  zwei  andere,  noch 
im  Baue  bcgritlcne  Bahnen,  von  denen  die  eine,  die  im  Jahre  1883  be- 
gonnene Bahn  Kayes-Tulimandio  (Kuttkoro)  570  km  lang  werden  und  den 
schiffbaren  Unterlauf  des  Senegal  mit  dem  Niger  verbinden  soll,  wodurch  ein 
2330  km  langer  Weg  von  Dakar  bis  Timbuktu  geschaffen  wird.  Die  Bahn, 
auf  deren  fertig  gestelltem  Teile  bis  Kita  schon  jetzt  viel  Kopal,  Knnfschuk 
und  Vieh  ausgeführt  wird,  hat  als  Ergänzung  des  billigen  Wasserwegs  die 
besten  Aussichten.  Dasselbe  gilt  von  der  Strecke  Konakry-Kardaroania  (Kurussa) 
in  Französisdi- Guinea,  die  550  km  lang  werden  wird  und  in  einem  dicht 
bevölkerten,  in  guter  Entwickelung  begriffenen  Gebiete  verlauft.  An  Stelle 
des  früheren  Kantschukraubbaues  legt  man  in  der  Kolonie  ietzt  den  Haupt- 
wert auf  die  l^tianzungen  der  Eingeborenen.  Dadurch,  daß  man  die  Macht 
der  Häuptlinge  kraftigt,  sie  in  ihrem  Grundbesitze  nicht  stört  und  die  £in> 
geborenen  in  ihren  Sitten  und  Rechten  nicht  verkOrzt,  herrscht  die  Regierung 
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durcli  die  Haupliinge,  so  dafi  mit  LciciiiigKcit  eine  in  Landesei/eu^ni^sen  zu 
entrichtende  Kopftteuer  eingefllhrt  werden  konnte,  die  1 900  schon  1  940  000  Mark 
eingebracht  hat.  Dieses  System  der  wirtschaftlich  mit  interessierten  Hloptlinge 
empfiehlt  der  Verfasser  auch  sehr  für  andere  afrikanische  Kolonien. 

Von  den  fünf  im  Baue  befindlichen  oder  geplanten  Bahnlinien  der  nörd- 
lichen Küste  des  Ciolfes  von  Guinea:  Grand  Bassam-Kong  (französisch,  Elfenbein- 
kOste),  Sekondi-Kumassi  (englisch,  GoldkQste),  Lome<Misah0he  (deutsch,  Togo), 
Kotonu-Tschaum  (französisch,  Dahome)  und  Lagot-Rabba  (englisch,  Kolonie 
Lägest  ist  die  Dahomebahn  deshalb  bemerk en<, wert ,  weil  die  Regierung  den 
Unterbau  herstellt,  während  eine  Konzessionsgcsellschatt  für  den  Überbau  und 
die  Betriebsmittel  sorgt.  Die  Erdarbeiten  würden  ohne  Hülfe  der  von  der 
Regierung  gewonnenen  Häuptlinge  atis  Mangel  an  Arbeitern  gar  nicht  aos- 
ftÜirbar  sein.  Die  Behandlung  der  Arbeiter  durch  die  französischen  Beamten 
und  Ingenieure  ist  so  meister-  und  musterhaft,  dnb  die  Leute  doit  im  Gegen- 
satze zu  manchen  anderen  afrikanischen  Kolonien  arbeitswillig  und  sehr 
leistungsfähig  sind. 

In  Togo  wird  die  Bahn  von  Lome  nach  MisahOhe  einem  fbhlbaren 
Bedürfnis  abhelfen.    Zwar  ist  bereits  zwischen  diesen  beiden  Orten  eine  gute 

Straße  gebaut  worden;  aber  Pferde  und  Rinder,  die  als  Zugtiere  für  den 
Lastwagen  verkehr  in  Betracht  kommen  könnten,  erliegen  im  Küstengebiete 
regelmäßig  der  sogenannten  Surrakrankheit,  so  daß  außer  dem  wenig  leistungs- 
illhigen  Automobil  nur  die  Eisenbahn  Abhülfe  schaffen  kann.  Die  Bevölkerung 
ist  friedfertig  und  arbeitswillig. 

Eine  besondere  Beachtung  verdient  die  Kon^obahn,  die  ursprünglich  als 
ErschlieiJungsbahn  wirken  sollte,  aber  seit  dem  Ubergange  der  Verwaltung  des 
Kongostaats  zu  einer  ausgesprochenen  AusplUnderungswirtschaft  (Plantagen  sind 
im  Kongostaale  kaum  anzutreffen)  ganz  die  EigenschafI  einer  Ausbeutungsbahn 
angenommen  hat.  Die  Bahn  ist  fast  400  km  lang  mit  75  cm  Spurweite. 
Der  Personentarif  und  die  Frachtsätze  sind  sehr  hoch;  z.  B.  kostet  in  der 
ersten  Klasse  das  Personengeld  für  die  ganze  Strecke  300  Erankcn,  in  der  zweiten 
(für  die  Eingeborenen)  75  Franken.  Die  Frachtsätze  betragen  je  nach  dem  Werte 
der  Waren  3,53  bis  0,19  Franken,  für  das  Tonnenkilometer.  Da  die  natürlichen 
Reichtümer  des  Kongostaats  nach  den  Ausführungen  des  Verfassers  in  der 
Weise  ausgebeutet  werden,  dafl  man  nach  Beseitigung  der  arabischen  Hlndler 
die  Eingeborenen  mit  Hülfe  einer  starken  Polizeitruppe  zwingt,  alle  erreich- 
baren wertvolleren  Artikel,  wie  Elfenbein,  Kautschuk  und  dergl. ,  herbeizu- 
schaffen, so  hat  die  Kongoeisenbahn,  wo  alles  wie  in  einem  Trichter  zusammen- 
fliefit,  sehr  gute  Betriebsergebnisse  aufzuweisen. 

Ein  für  Deutsch -Südwcsfafrika  sehr  wichtiges  Unternehmen  verspricht  im 
Falle  der  Ausführung  eine  Bahn  zu  werden,  die  von  Porto  Alexandre  in 
Süd-Angola  in  südöstlicher  Richtucjg  durch  unsere  Kolonie  nach  Transvaal 
geplant  ist.  Porto  Alexandre  ist  der  beste  Hafen  an  der  sUdwestafrikanischen 
Koste.  Die  Bahn  würde  nicht  nur  die  Erzlager  des  Otavigebiets  nOrdlich 
von  Windhoek  erschliel5en,  sondern  auch  den  Weg  von  Europa  nach  Pretoria 
wesentlich  abkürzen.  Wünschenswert  wäre  es,  wenn  die  deutsche  Eisenbahn 
Swakopmund-Windhoek  Anschlui?^  an  die  geplante  Durchgangslinie  erhielte;  in 
der  Tat  ist  der  »D.  Kolonialztg.«  zufolge  auch  Aussicht  vorhanden,  daß  schon 
in  nirchster  Zeit  von  der  Station  Karibib  der  Eisenbahn  Swakopmund-Windhoek 
aus  eine  Zweigbahn  nach  Otavi  gebaut  wird. 

Die  Kap-Kairo-Eisenbuhn  kann  als  aufgegeben  betrachtet  werden. 

Was  die  deutsch  -  ostafrikanischen  Bahnen  betrifft,  so  verwirft  der  Ver- 
fasser, wie  viele  andere  Kenner  der  Verhältnisse,  entschieden  den  Bau 
einer  deutsch-ostafrikanischen  Zentralbahn  (von  Dar-es-Salaam  oder  Bagamoyo 
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nach  dem  Tanganyika-  und  Viktoriasee),  weil  eine  solche,  mindestens  1400  km 
lange  Bahn,  die  meist  durch  menschenleere  Steppen  zu  führen  hitte,  keine 
Aussicht  auf  lohnende  Beschäftigung  haben  würde.  Nach  mannigfachen 
Wandlungen  dieses  in  weiten  Kreisen  sehr  beliebten  Projekts  hat  man  sich 
denn  auch  neuerdings  darauf  beschränkt,  nur  eine  Stichbahn  von  Dar-es-Salaam 
nach  Mrogoro  in  Aussicht  xti  Mfamen,  um  das  iimditbare  Hochland  yoo 
likami  in  der  Nshe  der  KOsle  zu  erschließen,  das  ebenso  wie  Usambara  und 
andere  »küstennahe  Vorzugsgebiete«  auch  in  der  klimatischen  Trockenzeit 
örtliche  Niederschlüge  hat  und  durch  seinen  frischen  Baumwuchs  auf  die 
Möglichkeit  lohnender  Kulturen  hinweist.  Eine  ähnliche  kurze  Erschließungs- 
bahn  ist  die  bereits  vorhandene  Usambarabahn  von  Tanga  nach  Korogwe 
(84  km),  die  bis  Muhesa  von  der  »Eisenbahngesellschaft  für  Ostafrika  (Usam- 
baralinie)«  und  nach  Übernahme  der  Bahn  durch  das  Reich  von  diesem 
weitergebaut  worden  ist.  Wegen  ungenügender  Kenntnis  der  Landes-  und 
Hochwasserverhältnisse  sind  beim  Bahnbuue  bis  Muhesa  manche  Fehler  ge- 
macht worden,  weshalb  die  Strecke  ziemlich  teuer  war.  Die  Betriebseinnahmen 
reichen  zur  Deckung  der  Unkosten  bei  weitem  nicht  aus.  Der  Verfasser 
befürwortet  zunächst  die  Fortsetzung  der  Bahn  bis  sum  MomboflüiJchen ,  wO 
eine  bequeme  Aufstiegstelle  nach  West- Usambara  und  sein  Plantat^enlarui  vor- 
handen ist.  In  den  Etat  für  1903  ist  auch  bereits  eine  cr^te  Kate  für 
diesen  Bau  eingestellt  worden.  Die  Bahn  wird  bis  Mombo  immer  erst 
128  km  lang  sein  und  kann  mit  niedrigen  FrachtsHtzen  die  Erzeugnisse  Ost- 
und  West-Usnmbaras  zur  Küste  bringen.  Da  weiterhin  eine  unfruchtbare, 
menschenleere  Steppenwildnis  folgt,  so  wird  der  Weiterbau  Uber  Mombo 
hinaus,  sofern  nicht  die  Goldfunde  von  Irangi  oder  am  Südufer  des  Viktoriasees 
einen  großen  Minenbetrieb  herbeiführen,  in  absehbarer  Zeit  wohl  nicht 
erwarten  sein. 

Besonders  am  Herzen  liegt  dem  Verfasser  der  Bau  einer  deutsch* ost- 
afrikanischen  Süd  bahn  von  Kilwa  (oder  Lindl)  nach  Wiedhafen  am  Nyassasee, 
die  hei  einer  Länge  von  nur  700  ktn  nicht  nur  mehrere  fruchtbare  Zwischen- 
lanJcr,  namentlich  das  schon  heule  große  Mengen  von  Mais,  Hirse  und  Öl- 
früchten erzeugende  Ungoni,  durchschneiden,  sondern  auch  den  Nyassasee  mit 
seinen  wertvollen  KUstenllndern  auf  dem  kürzesten  Wege  mit  einem  vorzüg- 
lichen Hafen  des  Ozenn*;  verbinden  würde.  Die  Bahn  \^•U^de  der  Sambesi- 
route (Sambesi  Schire-N)  as^avec  mit  der  geplanten  Bahn  zur  IJmgehiinß 
der  Scliire- Stromschnellen)  Uberlegen  sein;  denn  der  Hafen  von  Chinde 
an  der  Mündung  des  Sambesi  kann  von  Hochseedampfern  wegen  der  Barre 
nicht  erreicht  werden,  und  es  ist  daher  ein  Umladen  der  Güter  aus  dem 
Ozeandampfer  ins  Leichterschifl .  aus  diesem  in  den  Flubdanipfer,  dann  auf 
die  Bahn  und  schließlich  in  den  Binnenseedampler  erforderlich.  Die  deutsch- 
ostalrikanische  Südbahn  würde  wahrsclieinlich  den  größten  Teil  des  Verkehrs 
vom  Nyassa-  und  Tanganytkasee  an  sich  ziehen  und  bei  ihrer  verhflltnismüflig 
geringen  LJinge  und  bei  niedrigen  Frachtslftzen  auch  die  Ausfuhr  weniger 
ko&ti>arer  Landeserzeugnisse  ermügUchen. 
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Nr.  13.  BERLIN,  JULI.  1903. 


mHALT:  Die  Ennvickclung  der  Telegraphie  im  Königreiche  Sachsen  bis  zum 
Jahre  1866,  S.  ■  l>er  neue  Kabeldampfcr  »Stephan«,  S.  3Q5.  —  Gesetaes- 
nn\  e!Ie,  betreflcnd  die  Doppelrechnung  der  von  Post-  und  Telcgraphenbeamten 
bei  ihrer  dienstlichen  Verwendung  in  aul^ereuropäischen  Ländern  zugebrachten 
Dienstzeit,  S.  399.  —  Verkehr  auf  den  vom  Reiche  subventionierten  Dampfer- 
linien, S.  400.  —  Die  Alpenpüsse  der  Schweiz  im  Mittelalter  (Schluß),  S.  403.  — 
Die  Frauen  im  österreichischen  Staatsdienste,  S.  409. 

Kleine  Mitteilungen:  Französische  Vorschriften  zum  Schutze  der  Schwachstromleitungen 
9egen  Starfcstromanlagen,  S.  415.  —  Funkentelegraphie  mit  einem  fahrenden 
Eisenbahnzuge,  S.  413.  —  Funkentelegraphie  in  Italien,  S.  416.  —  Eine  neue 
lÜchtkratt,  S.  416.  —  Das  neue  lenkbare  l.uuschitf  in  England,  S.  417.  —  Bau 
neuer  Brücken  in  New  York,  S.  417.  —  Die  panamerikanische  Eisenbahn,  S.  413. 
—  Verkehrswege  aus  dem  Inneren  des  Kongostaats,  S.  419.  —  Die  Tawda-Eisen- 
bahn  im  Ural,  S.  430. 


Die  Entwiekelung  der  Telegraphie  im  Königreiche  Sachsen 

bis  zum  Jahre  1866.*) 

Von  Ober-Telegraphensekretür  a.  D.  Urban  in  Berlin. 

Die  ersten  elektrischen  Telegraphen  in  Sachsen  waren  nicht  öffentliche 
Verkehrsmittel,  sondern  dienten  bahndienstlichen  Zwecken.  Erst  nach  und 
nach,  gelegentlich  kann  man  sagen,  entwickelte  sich  eine  NachrichtenUber- 
iniUelung  tQr  einzeln«  Staatsbehörden  und  in  vereinzelten  Fallen  auch  eine 
solche  för  Privatpersonen. 

über  die  erste  Anregung  zur  Einführung  des  elektrischen  Telegraphen  in 
Sachsen  und  die  Bauausführung  der  ersten  Telegraphenlinie  von  Dresden  nach 
Radeberg  sei  auf  Nr.  24  des  Archivs  von  1902  verwiesen;  den  dortigen  An- 
gaben sind  nur  einige  Ergänzungen  hinzuzufügen. 

Die  zweite  Tetegraphenlinie  von  Leipzig  nach  Aitenburg  war  noch 
schlechter  isoliert  als  die  Linie  Dresden -Radeberg.  Man  umwickelte  den 
blanken  Kupferdraht  an  den  Auflagestellen  mit  geteerter  Leinwand.  Erst  bei 
der   1847  erfolgten  Weilerführung  der  Linie  nach  Hof  (Bayern)  wurden 

*)  QueDen:  Akten  des  KOiu^.  sBchsischen  Haupt-Staatsarchivs:  Bri\,  Zeitschrift 
des  D.-Ö.  T.  V.;  Rother,  Telegraphenbau;  Leipziger  Illustrierte  Zeitung;  Schellen; 

Dresdener  Journal;  Leipziger  Zeitung  und  Selbsterlebtes. 

ArcbiT  f.  Post  u.  Jelegt.   13.   1903.  *ß 
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glockenförmige  Isolatoren  aus  grünem  G\a>c  in  Form  der  Fig.  t  angcwand: ; 
die  dritte  Linie  von  Dres^den  nach  Bodenbach  wurde  1850  unterirdisch  gelegt, 
blieb  aber  in  die&er  Weise  nur  2  Jahre  betriebsfUhig.  Die  darnach  ober* 
irdisch  geführte  Leitung  wurde  aus  Eisendraht  hergestellt  und  durch  Glocken 
aus  braunglasiertem  Ton  (Fig.  2)  isoliert.  Der  Kupferdraht  der  beiden  vor- 
hergebnuten  l.citnnf^en  wurde  i8|,2  durch  Eifendraht  ersetzt;  als  Isolatoren 
wurden  nunmehr  Porzeiianglocken  verwandt.  Die  Leipzig- Dresdener  Eisen- 
bahn baute  erst  1851  einen  elektrischen  Telegraphen  aus  Kupferdrabt  und 
mit  Porzellanisolatoren  (Ftg.  3).    Im  Tunnel  bei  Niederau  wurde  der  mit 


Fig.  I .  Fig.  2. 


Guttapercha  unlprel^te  und  noch  mit  einem  BleiUberzuge  versebene  Draht  in 

die  Tunnelwand  eingelegt  und  mit  Zement  verstrichen. 

Die  Staatstelegraphie  verwnndfe  später  auch  eine  Art  Doppelglocke  (Fig.  4a 
und  4  b}  und  eine  besondere  Form  (Fig.  3)  für  starke  Steigungen  der  Draht- 
Aihrung. 

Aus  der  Benutzung  ihrer  Bahntelegraphenanlage  erkannte  die  sächsische 
Regierung  schon  frühzeitig  die  Brauchbarkeit  des  elektrischen  Telegraphen  für 


Fig.  3.  Fig.  4a.  Fig.  4b.  Pig-  5- 


die  allgemeine  NachrichtenUbermittelung ,  und  bereits  1848  beschloß  sie  den 
Bau  eines  nicht  den  ßahnzwccken  dienenden  bc^unJcren  Telegraphen.  Vom 
I.andiri^e  1848  4«)  wurde  deshalb  die  Summe  \<»ii  7000  Tlin.  für  eine  Linie 
vorj  Dresden  nach  l^eipzig  verlangt.  Am  ly.  April  ii>4y  erleille  die  2.  Kammer 
ihre  Zustimmung.  Wie  wenig  Wert  sie  aber  der  Neuanlagc  beilegte ,  zeigt 
der  Deputationsbericht  der  2.  Kammer.  Berichterstatter  Haberkorn  will 
keinen  besonderen  Telegraphen  für  die  Nnchrichtenübermittelung  bauen  lassen, 
weil  er  nicht  ein  eben  könne,  warum  niclit  aut  einem  und  demselben  Wege 
Nachrichten  von  l^rixaten,  der  Kcgierurig  und  der  Bahn  gehen  könnten;  auch 
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sei  keine  Kollision  zu  betUrchtcn.  denn  in  der  Regel  würden  doch  Regierung, 
Bahn  und  Privatleute  nicht  gleichzeitig  zu  tun  haben,  vielmehr  werde,  wenn 
der  eine  rede,  der  andere  schweigen  kOnneiL  Nach  dem  Vorgange  Preußens, 
dessen  Anlagen  Baurat  Kunz  und  Prof.  Schubert  im  November  1849 
Berlin  studiert  hatten,  entschied  man  sich  fttr  die  unterirdische  Führung  der 
Drähte. 

Den  isolierten  ICupferdraht  lieferte  die  Fabrik  Fonrobert  und  Pruckner  in 
Berlin.  Die  Halle  sollte  dasselbe  Gewicht  haben  wie  der  Kupferdraht.  Die 
Guttapercha  vulkanisierte  man,  um  sie  gegen  die  Angrifie  der  Feldmäuse  und 
Maulwürfe  zu  schützen. 

Veranschlagt  wurde 

für  I  Meile  unterirdischer  Leitung       |       far  1  Male  oberirdischer  Leitung 

479  Ztr.  Kupferdraht   220  Tlr.  i  öS*,  Ztr.  Kupferdraht   318  Tlr. 

4' <2        Guttapercha  ....    720   -    |  300  Stangen   110  - 

Arbeitslohn  u.  s.  w   200    -    I  300  Stutzen   45  - 

j  300  Isolatoren   35 

I  Arbeitslohn    20  - 

zusammen  ...   i  140  Tlr.  |  zusammen  ...  328  Tlr. 

Die  Einlegung  des  Drahtes  beiiann  am  4.  .\pril  r-S^o  in  Rie^a  gleichzeitig 
nach  beiden  Seilen  durch  die  1  elegrapheningenieure  Galle  und  Schaupt. 
Der  Draht  wurde  zwischen  die  beiden  Gleise  der  Bahn  2  bis  Fuß  tief, 
in  weichem  Boden  ohne  Schutzvorrichtung,  in  felsigem  Boden  in  eine  Lage 
von  Lohe  gebettet.  Nur  in  den  Städten  wurde  der  Draht  noch  mit  einer 
Blechhülle  umgeben  und  in  Kapseln  von  gebranntem  Ton  eingelegt. 

Fast  gleichzeitig  mit  der  ersten  Staats-Telegraphenlinie  von  Dresden  nacli 
Leipzig  wurden  drei  weitere  unterirdische  Leitungen:  Diesden-Bodenbach 
{9.  Oktober  1850  in  Betrieb  genommen),  Dresden-Festung  Königstein  (Militlfr- 
leitung)  und  Leipzig— Hof  (5.  November  1850  betriebsfähig)  gebaut.  Hiermit 
war  das  System  der  unterirdischen  DralitfUhrung  für  Sachsen  abgeschlossen. 
Die  Isolationsfjihiykeit  der  Hülle  verminderte  sich  bald;  bereits  im  Frühjahr 
»831  war  die  Linie  Leipzig-Hot  so  schlecht  geworden,  da;«  die  Verdoppelung 
der  Batterien  nicht  mehr  genUgte,  Verständigung  zwischen  den  beiden  End- 
stationen zu  erreichen.  Oft  konnte  ganze  Ta^e  nicht  gearbeitet  werden, 
im  Oktober  1S51  einmal  r4  Tage  lang.  Innerhalb  Monaten  wurden  in 
diese  Leitung  an  60  Stellen  zum  ieil  längere  Drahtstücke  eingesetzt,  ohne 
daß  dadurch  eine  nennenswerte  Besserung  erzielt  werden  konnte.  Etwas 
länger  hielt  sich  die  Linie  Dresden-Bodenbach  und  noch  besser  Dresden- 
Leipzig  (Sandboden).  Dresden-Riesa  blieb  noch  bis  1834  betriebsfähig. 
Schon  Ende  1831  hatte  man  die  unterirdische  Führung  endgültig  aufgegeben, 
baute  die  vorhandenen  Linien  um  und  legte  neue  Linien  oberirdisch  an. 

Als  Leiter  wählte  man  ^y,^  Dresdener  Zoll  (4,5  mm;  starken  Lisendraht, 
den  man  zum  Schutz  gegen  Rost  zuerst  mit  Asphaltlack  Überstrich.  Da  sich 
dieses  Schutzmittel  nicht  bewlthrte,  tauchte  man  den  Draht  in  heii^es  Leinöl, 
ohne  indes  dauernden  Erfolg  zu  erreichen.  Spater  wurde  verzinkter  Eisendraht 
angewandt. 

Am  26.  Juni  1850  wurden  die  beiden  ersten  Staatstelegraphensiationen 
in  Dresden  und  Leipzig  in  Betrieb  genommen  und  am  25.  September  1850 
duich  eine  Bekanntmachung  der  KOnigl.  sächsischen  Telegraphendirektion  für 
den  Verkehr  des  Publikums  freigegeben,  das  aber  das  neue  Verkehrsmittel  fast 
unbeachtet  lieG.  Wie  wenig  Interesse  man  der  'lelegraphic  entgegenbrachte, 
erhellt  z.  ß.  daraus,  daii  das  Tagen  der  wichtigen  ersten  Konlerenz  des  Deutsch- 
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Österreichi-^chen  Tekgiaphcnvcrein.s  in  Dresden  in  der  Tagespresse  kaum 
erwähnt  wurde.  Die  wenigen  Privattelegrarame  der  ersten  Zeit  bestanden  fast 
ausschließlich  aus  Börsennachrichten.  Privattelegramme  von  Leipzig  nach 
Dresden  wurden  fast  nur  von  derselben  Leipziger  Firma  aufgegeben.  Die 
Verwaltung  glaubte  aber  auch  selbst  nicht  an  eine  Zunahme  des  Verkehr":. 
In  einem  Berichte  vom  3.  November  1Ö31  spriclit  sich  die  Direktion  gegen 
die  Taril  herabselzung  aus,  »weil  das  Publikum  die  gute  Absicht  der  Regierung 
doch  durch  Indifferentismus  und  schwache  Beteiligung  tKuschen  würde«.  Wohl 
aus  diesem  Grunde  w;i:  auch  die  Direktion  gegen  die  Anbringung  von  Firmen- 
sclii!i.^ern  an  den  Iclcgraphenaintsgebauden.  In  Leipzig  wurde  die  An- 
bringung eines  solchen  Schildes  nur  durch  die  Drohung  der  preulMschen 
Telegraphenverwaltung  erreicht,  ein  eigenes  Schild  mit  entsprechender  Be- 
zeichnung als  preußische  Station  anbringen  zu  lassen.  Die  sifchsische  Direk- 
tion hielt  die  DrahlzufQhningen  nach  dem  Anne  für  den  besten  Hinweis. 
Auch  in  Dresden  war  an  der  Außenseite  de'-  Dienstgebäudes  mehrere  .lahre 
ein  Schild  nicht  vorhanden.  Dem  Publikum  war  aber  der  Telegraph  zu  teuer. 
Zu  den  hohen  Telegrammgebühren  kamen  noch  die  vielfach  noch  hotieren 
WeiterbefOrderungskosten,  sobald  das  Telegramm  nach  einem  Orte 
ohne  Telegraphenanstalt  bestimmt  war. 

.^uch  die  in  den  ersten  Jahren  schon  auftretenden  Khigcn  Uber  Verzöge- 
rungen in  der  Telegrammbetörderung  scheinen  nicht  ungerechtfertigt  gewesen 
zu  sein  und  haben  wohl  die  Zunahme  des  \  erkehrs  ungünstig  bccinliubt.  So 
meldete  die  Direktion  noch  1853,  daß  Telegramme  von  Berlin  nach  Prag  oft 
mit  4  bis  issttlndiger  Verspätung  in  Leipzig  eingingen.  Telegramme  aus 
Cöln  hatten  Verspätung  bis  24  Stunden.  Auch  von  der  Leipziger  Kaufmann- 
schaft wurden  vielfach  Beschwerden  über  arge  Verspfltung  der  Telegramme 
erhoben,  namentlich  in  den  Jahren  1851  bis  1835. 

Der  Verkehr  war  auf  den  sächsischen  Linien  sehr  schwach.  In  den  ersten 
drei  Monaten  der  sächsischen  Privattelegraphie  Oktober  bis  Dezember  1850 
wurden  in  Dresden  23,  41  und  33,  in  Leipzig  32,  44,  36  Privattelegramme 
aufgegeben.  Das  ganze  Jahr  1851  brachte  es  nur  auf  1898  und  das  Jahi 
1852  auf  2639  autgegebene  Telegramme.  Erst  1853  brachte  eine  Besserung 
mit  der  Aufgabe  von  6039  Telegrammen.  Die  sächsische  Telegraphenverwahung 
erforderte  1850  13318  TIr.  Zuschuß  und  in  den  beiden  folgenden  Jahren  1489 
und  3537  TIr.  Schneller  nl  der  Lokalverkehr  wuchs  der  Transit;  1851 
wurden  schon  12888  und  1852  23165  Telegramme  im  Durchgange  durch 
Sachsen  befördert. 

Ehe  noch  Sachsens  erste  Staatstelegraphenlinie  eröffnet  werden  konnte, 
hatte  die  Regierung  schon  mehrfach  Vertrüge  Ober  Telegraphenanlagen  ab- 
dilossen.  So  war  Sachsen  an  der  Gründung  des  Deutsch-Österreichischen 
Telegraphenvereins  beteiligt.  Noch  trüber,  im  November  1849,  schloß  Sach-^cn 
einen  V'ertrag  mit  PreuL^en  Uber  den  Bau  einer  Telegraphenlinie  von  Berlin 
nach  Leipzig  und  die  Errichtung  einer  preulMschen  Telegraphenstalion  in 
Leipzig.  Diese  erste  Staats-Telegraphenstation  in  Sachsen  wurde  am 
10.  De/.ember  1849  in  dem  kleinen  Billetau^abehXuscben  des  Magdeburger 
Bahnhofs  eröffnet.  Ks  kostete  damals  ein  Telegramm  mit  20  Wörtern  von 
Leipzig  nach  Halle  12  St^r.,  nach  Berlin  1  Tlr,  20  Sgr.  und  nach  Frankfurt 
^Mainj  3  Tlr.  20  Sgr.  Weitere  Vertrage  schloß  Sachsen  in  den  Jahren  1830 
bis  1852  mit  Sachsen- Altenburg  und  mehreren  thüringischen  Staaten  wegen 
Einrichtung  sächsischer  Stationen  in  diesen  Lindem. 

Die  crvten  Apparate  der  Königl.  sächsischen  Telegraphenverwaltung 
waren  Stölirer  sehe  Doppelstittapparate,  die  aber  sehr  schnell  durch  die  für 
die  Durchtelegraphierung  der  Telegramme  nach  Stationen  anderer  Verwaltungen 

i-  y  i.i^L^^  L-y  Google 


Die  Entwickelung  d.  Telegraphie  im  Königreiche  Sachsen  bis  z.  Jahre  1866.  393 


notwendig  gewordenen  Morseapparate  verdröngt  und  auf  die  inländischen 
Linien  verwiesen  wurden,  auf  denen  sie  bis  1854  in  Gebrauch  geblieben  sind. 

Der  erste  Morseapparat  wufde  am  I.  Juli  i8s2  in  Leipzig  zum  Direktarbeiten 
mit  Berlin  in  Benutzung  genommen.  Als  Kuriosuin  sei  hierbei  erwähnt,  daß 
im  Oktober  1852  Leipzig  bereit«?  zeitweise  direkt  mit  München  arbeitete,  aber 
nicht  über  Hof  —  wo  noch  keine  Morseapparate  vorhanden  waren  — ,  sondern 
Ober  Wien.  Die  sächsische  Telegraphenverwaltung  benutzte  bis  zu  ihrem 
Eingehen  Reliefschreiber  mit  Gewichtsaufzug  in  V'erbindung  mit  Schwanen- 
hals- oder  Dosenrclais;  nur  für  die  Verbindung  des  Amtes  Leip^ic;  mit  der 
dortigen  Börse  waren  ouf  Kosten  der  Leipziger  Kaufmannschait  2  Fnrb- 
schreiber  beschali't  worden.  Zum  Schutze  gegen  Bützgefahr  waren  große 
Plattenblitzarbeiter  aufgestellt,  die  Tischleitungen  wurden  mit  isoliertem  Drahte 
oberhalb  der  Tischplatte  gezogen. 

Auch  Versuche  mit  anderen  -\pparaten  sind  vorgenommen  worden. 
Schon  1832  wurde  auf  der  Linie  Leipzig-München  der  chemische  Doppelstift- 
Apparal  von  St  öhrer,  aber  mit  geringem  Erfolge,  probiert.  Dagegen  blieb 
der  Siemens*sche  Gegensprechapparat  mehrere  Jahre  zwischen  Leipzig  und 
Dresden  in  Betrieb,  namentlich  zur  Beförderung  der  Lotterietelegramme. 

Aus  den  Vorschriften  Ober  den  Betriebsdienst  der  ersten  Zeit  sei  er- 
wähnt, daL>  anfänglich  jedes  Telegramm  mit  Tinte  auf  einen  gewöhnlichen 
weißen  Bogen  Papier  abgeschrieben  wurde;  Formulare  wurden  erst  Mitte  1851 
eingeführt.  Jedes  Tel^rarom  mußte  vom  Vorsteher  oder  dessen  Vertreter 
persönlich  unterschrieben  werden;  es  wurde  in  einen  Briefumschlag  gelegt 
und  letzterer  zugesiegelt.  FQr  die  Zastellung  hatte  der  Empfänger  50  Pf.  zu 
zahlen.  Die  Anmeldung  eines  Telegramms  erfolgte  beim  Vorsteher,  der  dem 
.Absender  die  »ungefähre«  Zeit  des  Abganges  anzugeben  hatte.  Der  Absender 
hatte  das  Recht,  48  Stunden  nach  Aufgabe  des  Telegrammes  sich  die  Notiz 
im  Telegraphenbuche  zeigen  zu  lassen,  daß  das  Telegramm  wirklich  ab- 
telegraphiert  war.  Telegramme  Uber  250  Silben  (bald  darauf  Ober  too  Wörter) 
waren  unzullissim.  Die  Beförderung  mehrerer  Tele£,'ramme  von  demselben 
Aufgeber  erfolgte  nur,  wenn  keine  anderen  I'elegramme  vorlagen.  Nacht- 
teleg ramme  mußten  vor  9  Uhr  abends  angemeldet  sein  und  wurden  zur 
Doppeltaxe  des  gültigen  Tarife  berechnet.  Mit  EinfOhrung  des  Nachtdienstes 
in  Dresden  und  Leipzig,  am  i.  Januar  1854,  fiel  die  Doppeltaxe  weg. 

Der  erste  sächsische  Gebühren tar i  f  für  den  Inland^verkefir  stimmte  mit 
dem  Tarif  des  Deutsch-Osterreichi^-chen  Tclci^raphenvereins  übcrein.  Die  Ge- 
bühren wurden  nach  der  Länge  der  benui/^len  Telegraphenleitung  berechnet 
mit  3  Stufen  für  die  Wortzahl:  20,  50  und  100  WOrter.  Vom  1.  Januar  1852 
ab  wurde  den  Berechnungen  die  Luftlinie  zugrunde  gelegt.  Am  1.  Dezember 
1852  trat  ein  besonderer  inländischer  Tarif  (die  erste  Zone  des  Vereinstarifs) 
!ür  ^anz  Sachsen  ohne  Rücksicht  auf  die  Entfernung  in  Kraft.  Am  i.  Fe- 
bruar 1853  wurden  die  Gebühren  für  Staatstelegramme,  welche  bis  dahin 
voll  bezahlt  werden  mufiten,  auf  die  Htflfte  der  tarifmäßigen  Sstze  ermäßigt. 
Am  1.  August  1853  wurde  die  GebOhr  Air  ein  Privattelegramm  von  20  Wörtern 
auf  13  Ngr.,  am  1 .  Nf)veniber  auf  10  Ngr.  und  am  i.  April  1838  auf 

8  Nijr.  herabgesetzt.  In  der  ersten  Zeit  gewahrte  die  Verwaltung  Gebühren- 
ermäßigung bei  stärkerer  Benutzung  des  Telegraphen.  So  erhielt  eine 
Dresdner  Zeitung  25  v.  H.  Nachlaß,  sobald  die  Monatssumme  der  Gebühren 
50Tlr.  überstieg.  Für  eine  tÄgliche  Kursmeldung  von  Leipzig  nach  .Altenburg 
wurde  50  V.  H.  Nachlaß  gewährt.  Die  Kursmeldungen  der  Bör-^en  wollte  die 
sächsische  Verwaltung  1831  und  i8v2  nach  österreichischcni  Vorgange  sogar 
ganz  unentgeltlich  befördern,  die  preußische  Verwaltung  erhob  aber  Wider- 
spruch. 
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Der  Ausbau  des  sliciiM>chen  biaauteiegraphennetzes  erJolgtc  in  den  ersten 
5  Jahren  sehr  langsam.   Nach  den  3  bereits  erwähnten  Linien  wurde  erst  am 

I.  November  1852  die  Linie  Riesa— Chemnitz  und  im  Juli  1854  die  5.  Linie 
Dresden  Zittiiu  in  Betrieb  genommen.  Im  Herbste  1855  folgte  die  Linie 
Dresden-Pillnitz  Schlol\  mit  Einschaltung  eines  dreiaderigen  F!ti1>kabels.  Ende 
1835  bcsaii  Sachsen  204  Meilen  Drahtleitung  und  8  Staats-'i elegruphenstationen. 
Erst  das  Jahr  1836  brachte  größeren  Zuwachs:  es  wurden  10  neue  Stationen 
eröffnet.  Geringere  Bautätigkeit  zeigten  die  folgenden  Jahre.  1837  wurden 
3  und  1838  6  Stationen  eröffnet.  Die  folgenden  Jahre  bis  I8ö^^  brachten 
keine  neuen  Staats-Telegraphcnstationen.  Erst  am  i .  Septetnber  i>^6^  folgten 
zwei  weitere  Stationen  und  1863  wieder  2  Stationen.  Autkrdem  wurde  am 
3.  Juli  1865  ^'^^  Telegraphenstation  im  Leipziger  BOrsengebiiude  erricfatet, 
als  erste  direkte  Verbindung  der  Berliner  Böi-se  mit  einer  sächsischen  Börse. 
Die  einzige  preulMSche  Telegraphenstation  in  Sachsen  (Leipzig)  wurde  (nach 
Verlrag  vom  18.  Oktober  1864'  am  3 1 .  Dezember  1864  aufgelöst. 

Dem  gesetzlichen  Schulze  der  Telegraphenanlagen  hat  die 
sächsische  Verwaltung  frühzeitig  ihre  Aufmerksamkeit  zugewandt.  Schon  am 
14.  November  1830  wurde  eine  Warnung  vor  Beschädigung  der  Telegraphen« 
anlagen  veröffentlicht  und  bei  dem  Justizministerium  um  Erlals  eines  Gesetzes 
ersucht,  »weil  das  gültige  Kriminal-Ge'^etzbuch  nicht  genllgendn  sei.  1852 
wurden  Geldbelohnungen  von  30  bis  100  Tir.  für  Entdeckung  eines  Frevlers 
ausgesetzt.  Am  11.  August  1833  wurde  die  Bestrafung  von  Beschädigungen 
gesetzlich  geregelt  (Sächsisches  Gesetz-  und  Verordnungsblatt  1855  S.  292). 

Um  das  nur  langsam  ausgebaute  Staatstelegraphennetz  zu  ergänzen,  er- 
mäclitigte  die  sächsische  Regierung  schon  frlihzcitig  die  Eisen  bah  n -Tele- 
graphenstationen zur  Annahme  und  Beförderung  von  Privattelegranimen. 
Am  I.Juli  1833  wurden  die  größeren  Stationen  der  Schlesischen  Bahn,  um 
I.August  desselben  Jahres  die  der  Böhmischen  Bahn  und  am  i.  September 
die  der  Bahn  Chemnitz-Riesa  für  den  Privattelegrammverkehr  eröffnet.  Am 
1.  Januar  1834  folgte  die  Linie  Leipzig-Dresden  mit  der  gleichen  Einrichtung' 
Mit  dieser  Erleichterung  der  Telegrammaufgabe  war  Sachsen  den  übrigen 
deutschen  Staaten  voraus.  Die  Annahme  von  Privattelegramraen  bei  dem 
Bahntelegraphen  war  aber  nur  gestattet,  sofern  sich  keine  Staats-Telegraphen- 
station  am  Orte  befand.  Diese  Beschrankung  blieb  bis  1859  in  Kraft.  Auch 
die  übrigen,  nioh!  ;illgemein  für  den  Privatverkelir  geöffneten  Bahn-Tele- 
gtaphenstationen  durften  in  besonders  dringliclien  Fällen  i'Kr.mkheit,  Feuers- 
gefahr u,  5.  w.)  Privattelegramme  annehmen  und  bciördern.  Für  die  teilweise 
auf  Bahn-  und  Staatstelegraphenlinien  zu  beftlrdemden  Tetegramrae  wurde 
bis  Ende  1833  eine  doppelte  Taxe  erhoben:  die  nach  der  Lange  der  durch- 
laufenen Bahnstrecke  berechnete  Gebühr  zuzüglich  der  Gebühr  des  Staats- 
telegraphen. Auf  diese  W  eise  entstanden  sehr  hohe  Gebührensätze ,  wie  die 
folgenden  Beispiele  zeigeti.  Ein  Telegramm  von  Görlitz  (Staatstelegraph)  nach 
LObau  (nur  Bahntelegraph)  wurde  bis  Dresden  auf  Staatstelegraph  und  von 
dort  nach  Löbau  mit  Bahntelegraph  befördert:  das  Telegramm  kostete 
24-4-18  Ngr.  Für  ein  Telcgnimm  von  BoJenbach  nnch  Schandau  wurden 
erhoben  24  Ngr.  \  e: enisgebühr  Bodenbiich -Dresden,  18  Ngr.  Eisenbahn 
telegraph  Dresden-Krippen  und  24  Ngr.  Botenlohn  bis  zu  dem  Krippen 
gegenOberliegenden  Schandau.  Vom  1.  Januar  1834  wurde  für  die  strecken- 
weise Bahnbeförderung  eine  feste  Zuschlag-^gehühr  von  20  Ngr.  für  50  Wörter 
erhoben.  Dieser  Zuschlag  ermai.Mgte  sich  mit  der  Einführung  des  12  bz. 
8  N'gr.-Tarifs  des  Staatstelegraphen  auf  dieselben  Sittze.  Erst  am  i .  Januar 
1863  tiel  der  Zuschlag  für  33  Stationen  der  Staatsbahn  und  18Ö7  auch  fOr 
die  Privatbahnen  weg. 


Der  neue  Kabeldampfer  »Stephan«. 


395 


Eine  weitere  Erleichterung  der  Telegraromaufgabe  biidelen  die  Post- 
telegrapbenstationen,  deren  ersten  am  i.  Oktober  1862  in  Eibenstock, 
Grimma  und  Leisnig  eröffnet  wurden.    Am  i.  Mai  1863  folgte  Auerbach  und 

ödernn  und  nm  r.  September  \Hi^  Penif^,  Rochlitz  und  Waldenburg.  Die 
Stationen  waren  mit  Postweckern  nach  preuiMscheni  Muster  ausgerüstet.  Die 
Postverwaltung  erhielt  für  jede^  Telegramm  2  Ngi.  Vergütung. 

Telegrapbische  Postanweisungen  waren  in  Sachsen  seitdem  i.Sep- 
tember  1865  zugelassen.  Das  Geld  wurde  bei  der  Postanstalt  emgexahltf  der 
Aufgeber  hatte  dann  den  Postschein  der  Telegraphenanstalt  vorzuzeigen  und 
ein  Telegramm  auisetzen  zu  lassen.  Das  Überweisungstelegramm  kostete 
8  Ngr.  Etwaige  Zusätze  mußten  mit  4  Ngr.  lür  je  10  Wörter  bezahlt 
werden.  Der  Empfanger  erhielt  das  Telegramm  und  hatte  es,  mit  Quittung 
versehen,  der  Postanstalt  zur  Auszahlung  zu  tlt>eigeben. 

Wasserstands-Telegramme  wurden  vom  20.  August  i86-^  als  Staats- 
telegramme  befördert,  die  Elbuter^tationen  hielten  bei  Hochwassergefahr  Nacht- 
dienst ab.  Eine  meteorologische  Station  wurde  seit  dorn  i.  Dezember  1863 
in  Riesa  vom  Vorsteher  der  dortigen  Telegraphenstation  verwaltet. 

Als  letzte  der  besonderen  Einrichtungen  ist  noch  die  Feldtelegraph ie 
zu  erwähnen,  welche  am  21.  Mai  1866  mobil  gemacht  wurde  und  die 
säclisische  .\rmee  nacii  Österreicli  begleitete.  Die  Ausrüstung  der  Kolonne 
mit  Leitungsmaterial  war  aber  viel  zu  schu-erfällig  für  die  notwendige  Be- 
weglichkeit des  Felddienstes.  Die  schweren  Stangenwagen  konnten  auf  den 
Gebirgsw^en  der  sächsisch -böhmischen  Grenze  kaum  fortbew^t  werden. 
Die  Stangen  und  der  l^isendiaht  sowie  die  Poi zellanisoiatoren  wurden  schon 
in  Böhmen  durch  leichtes  österreichisches  Material  ersetzt.  Die  sachsische  Feld- 
telegraphen-Abteilung  ist  während  der  Gefechte  nur  zweimal  und  wahrend  der 
Schlacht  von  Königgrätz  gar  nicht  in  Tätigkeit  getreten,  weil  Oberall  genügende 
Österreichische  Feldstationen  vorhanden  waren.  Die  Okkupation  Sachsens 
durch  preuLMsche  Truppen  brachte  bis  3,  Juli  die  Besetzung  der  Telegraphen- 
stationen in  Dresden  hS.  I-cipzig  (25.6.),  Weimar,  Altenburg,  Riesa, 
Grol^enhain,  Meil^^en,  Bautzen,  Löbau,  Zittau  und  Freiberg.  Chemnitz  und 
öderan  sind  nur  wegen  Zerstörung  der  Leitungen  aufier  Betrieb  gesetzt  worden. 
Plauen,  Bad  Elster  und  Reichenbach  haben  den  Betrieb  mit  Bayern  bz.  Öster- 
reich aufrecht  erhalten.  Am  «9.  August  1866  wurde  der  Privattelegramro- 
verkehr  überall  wieder  zugelassen,  die  sächsischen  Beamten  traten  nach 
Unterzeichnung  eines  Reverses  wieder  in  ihre  amtliche  Tätigkeit,  aber  unter 
Kontrolle  der  preußischen  Beamten.  Die  ehemals  sächsischen  Stationen  aufler- 
halb  Preußens  blieben  sofort  unter  preuflischer  Verwaltung.  Infolge  Artikel  1 7 
des  Friedensvertr^  vom  21. '24.  Oktober  1866  ging  die  Telegraphie  Sachsens 
an  PreulJen  über,  so  dal?  die  Geschichte  der  sächsischen  Telegraphie  mit  dem 
I.  .^pril  18Ö7  abgeschlossen  ist.  Sachsen  Übergab  ein  gut  eingerichtetes  Tele- 
graphennetz von  1900  km  mit  34  Stationen. 


Der  neue  Kabeldampfer  „Stephan". 

In  Heft  2  des  Archiv  für  1900  haben  wir  eine  Beschreibung  des  ersten 
deutschen  Kabeldampfcrs  «von  Podbielski«  gebracht.  Seitdem  haben  die 
Norddeutschen  Seekabelwerke  in  Nordenham  auf  der  Werft  des  Vulkan  in 
Bredow  bei  Stettin  einen  zweiten,  erheblich  größeren  Kabeldampfer  bauen 
lassen,  weil  der  erstgenannte  für  die  Legung  langer  Seekabel  nicht  ausreicht. 


Der  neue  Kabeldampfer  «Stephan«. 


Der  neue  Dampfer  hat  zu  Ehren  des  ersten  Generat-Poslmeisten  des  Deutschen 
Reichs  den  Namen  »Stephan«  erhalten.  Den  Taufakt  vollzog  am  29.  De- 
zember V.  J.  Fräulein  Hedwig  Sydow,  Tochter  des  UnterstaatssekretBrs  im 
Reichs-Postamt,  mit  folgenden  Worten: 

An  Pommems  Küste  ein  Mann  erwuchs. 
Ein  Herold  deutschen  Gedankenflugs, 
Er  schlang  um  die  Erde  den  Wdtrerein, 
Er  mehrte  des  Reiches  Glorienschein, 
Und  wo  man  Kränze  den  Besten  flicht, 
Vergil>t  man  Deiner,  o  Stephan,  nicht! 

Du  Schiff,  geboren  am  Ostseestrand, 
Durchmift  die  Woge  von  Land  su  Land, 

Mit  deutschem  Kabel  in  Meeres  Grund 
Lmspanne,  gürte  der  Krde  Rund; 
Wo  Deuliche  draulien  im  Wehkampf  siehn, 
La6  stob  die  Flagge  der  Heimat  wehn. 

Zu  des  Reiches  Ehre 

Durchfurche  die  Meere! 

Mit  ehernem  Bande 

Verknüpfe  die  Lande! 

Der  Dir  bescheert, 

Des  Namens  sei  wert! 

Gott  schütze  Dich! 

•  Stephan«  taufe  ich  Dich! 

Mitte  Mai  hat  der  Dumpfer  » Stephan u  seine  erste  Ausreise  von  Nordenhaoi 
angetreten,  um  im  Auftrage  der  Deutsch-Atlantischen  Telegraphengesellscbaft 
in  COln  die  Teilstrecke  Borkum- Fayal  des  zweiten  deutsch -amerikantschen 

Kabels  zu  legen.  Dieses  Kabel  wird  in  der  Fabrik  der  Norddeutschen  See- 
kabchverke  in  Nordenham  hergestellt  und  i'^t  das  erste  längere  Seekabel,  das  aus 
einem  deutschen  Werke  herv  orgeht  und  von  einem  deutschen  Schiffe  gelegt  wird. 

Unter  Hinweis  auf  die  beigefügten  Zeichnungen  (Obcran&icht  und  Quer- 
schnitt) geben  wir  nachstehend  eine  Beschreibung  des  neuen  Schiffes.  Die 
Länge  beträgt  von  Vorkante  Rudersteven  bis  Hinterkante  Vorsteven  in  der 
6,'jo  m  Wasserlinie  115,82  m,  die  größte  Breite  i4,m  m,  die  schnurrechte 
Tiefe  bis  zum  Spardeck  (s.  unten)  9,99  m.  Das  Schiff  ist  als  Kabeldampter 
I.  Klasse  gebaut  und  besitzt  mit  gefüllten  Kesseln  und  volier  Au&rUstung  eine 
Tragfähigkeit  (Ladung,  Kabelwinden  und  Gerate,  Kohlen,  Besatzung,  Proviant 
und  Frisclnvasser  eingerechnet)  von  6050  t,  davon  4640  t  KOsten-  und  Tief- 
seckabel in  vier  wasserdichieti  Tanks  von  2770  cbm  nutzbarem  Kabelraume. 
Es  sind  fünf  Decks  \orhanden,  welche  in  der  Reihenfolge  von  unten  nach 
oben  die  Namen  Slauungsplan,  Zwischetideck,  Hauptdeck,  Spardeck  und 
Bootsdeck  führen.  Das  Schiff  hat  einen  Flachkiel  und  zwei  Schlingerkiele, 
einen  durchlaufenden  Doppelboden,  zwei  Pfahlmasten  mit  Segeln,  einen 
Schornstein  sowie  die  nötigen  Dainpfwinden  usw.;  es  ist  durch  acht  bis  zum 
Spardecke  reichende  Querschotte  in  neun  wasserdichte  Abteilungen  geteilt. 
Der  Schitiskörpcr  besteht  aus  bestem  Siemens-Martin-StahL  Mit  Ausnahme 
der  vorderen  Kabelmaschine,  die  auf  dem  Hauptdecke  steht,  mit  ihren  Trommeln 
aber  durch  das  Spardeck  reicht,  behndet  sich  die  gesamte  Einrichtung  für  das 
Kabellcgen  und  Aufnehmen  von  Kabeln  (Leitrollen,  I.eitöscn,  Dynamometer, 
Kahehnaschinen  usw.''  auf  dem  Spardecke.  Dieses  trügt  aul^^er  den  Maschinen- 
und  Kesselschüchtcn  das  Schutztiaus  tür  die  vordere  Kabelmaschine,  sowie  die 
Deckshäuser  mit  den  Wohnungen  der  Offiziere  und  Ingenteure,  dem  Arbeits- 
zimmer der  Kabelingenieure  und  zwei  Passagierkammem  für  vier  Personen. 
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D«r  neue  Kabddampler  »Stephan«. 


Auf  dem  Haiipldeckc  belinJeii  sich  die  übrigen  Wohnra'ume .  der  bchai:Iich 
eingerichtete  Salon,  die  Me^se,  die  Küchencimichlung,  die  Vorratskanimeiii 
und  die  Badezimmer.  Im  hinteren  Teile  Hegen  die  Zimmer  des  I.  Offiziers, 
des  Arztes,  des  Kabelingenieurs,  des  ersten  Elektroingenieurs  und  zwei  weitere 
Passagierzimmer. 

Die  aii<  n  Ms  1 1  min  starkem  Stahlbleche  hergestellten  Kabeitanks  hüben 
folgende  Abmessungen : 

vorderster  Tank  ii,oo  m  Durchmesser;  6,;  15  m  Höhe, 
zweiter       -     13,20  -         -  6,015  - 

dritter         -     13,00  -  -  6,315  " 

vierter         -      11,20  -  -  ß.315  -      -  . 

In  der  Mitte  jedes  Tanks  sitzt  ein  gleichfalls  aus  Stahlblech  bestehender 
Konus  von  1,8  m  mittlerem  Durchmesser,  der  zur  Aufnahme  von  Frischwasser 
eingerichtet  ist. 

Die  Kabelleitrollen  und  -ösen  zur  Führung  des  Kabels  zwischen  den 

Kabelmaschinen  einerseits  und  den  Kabelrollen  —  von  i.:  m  Durchmesser  — 
am  Vorsteven  und  am  Heck  andererseits  sind  aus  Staiilguß.  Die  Kabel- 
maschinen sind  nach  dem  neuesten  Stande  der  Technik  gebaut.  In  den 
Kohlenbunkern  können  690  t  Kohlen  untergebracht  werden.  Außer  den 
Konus  der  Kabeltanks  ist  noch  der  Doppelboden  zur  Aufbewahrung  von 
Frischwasser  eingerichtet  und  enthalt  711  diesem  Zwecke  einen  Tank  von 
100  cbm  Inhalt.  Ferner  ist  zur  Gewinnung  von  Trinkwasser  aus  Seewu^ser 
ein  Destillierapparat  mit  einer  Leistung  von  10000  1  in  24  Stunden  an  Bord. 
Als  Steuergeschirr  dient  ein  Dampfsteuerapparat  neuester  und  bester  Bauart. 
Die  Proviantrtfume  reichen  für  200  Personen  aus. 

Alle  bewohnten  Rflume  haben  Dampfheizung.  Ferner  ist  allenthalben 
elcki  i^che  Beleuchtung  vorhanden,  für  welche  der  SchilVskörper  nicht  als 
KücKleilung  beimtzl  wird.  Der  Strom  wird  zwei  direkt  mit  ihren  Motoren 
gekuppelten  Dynamomaschinen  entnommen,  von  denen  jede  einzelne  imstande 
ist,  die  ganze  Beleuchtungsanlage  zu  speisen.  Telegraphen  und  Sprachrohre 
sowie  Fernsprecher  stellen  die  Verbindung  zwischen  den  verschiedenen  Rtfumen 
und  Punkten  des  SchitTes  zum  Zwecke  der  Befehlserteilung  usw.  her.  An 
Keitungsbolen  sind  7  Stück  vorhanden. 

Die  Maschinen  sind  als  dreifache  Expansionsmaschinen  mit  Oberflächen- 
Kondensation  gebaut  and  geben  dem  Schiffe  bei  2400  indizierten  Pferde- 
krflften  eine  stündliche  Geschwindigkeit  von  11,5  Knoten;  sie  wirken  auf  zwei 
Schrauben,  deren  Wellen  aus  Siemens-Martin-Stahl  und  deren  Flügel  aus 
Bronze  bestehen.  Zur  Dampferzeugung  dienen  ein  Doppelkessel  und  zwei 
Einfachkessel  von  zusammen  706  qm  Heiztiäche. 

Auf  die  Meldung  vom  Stapellaufe  hat  Seine  Majestät  der  Kaiser  Allerhöchst 
Sein  Interesse  an  dem  Ereignis  durch  tilgendes,  an  den  Vorsitzenden  des 
.^ufsichisrats  der  Norddeut>chen  Seekabelwerke,  Kommerzienrat  Max  Guilleaume, 
gerichtetes  Telegramm  bekundet: 

Mit  bf -^finderer   Freude  habe  ich  Kenntnis  genommen  von  dem 
Stapeliaufe   des  ersten  auf  einer  deutschen   Werft    erbauten  Kabel- 
dampfers.  Ich  bin  gewiß,  daß  der  Vulkan  seine  bewihrte  Leist ungs 
ffihigkeit  auch  ouf  diesem  neuen  Gebiete  betütiü;en  wird,  und  knüpfe 

an  das  neue  deutsch  atlantische  Kabel  die  Hoffnung,  daü  es  dazu 
beitragen  wird,  die  guten  Beziehungen  zwischen  dem  Deutschen  Reiche 
und  den  Vereinigten  Staaten  immer  mehr  zu  befestigen. 

Wilhelm.    I.  R. 
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GeselzesnoveÜe,  betreffend  die  Doppelrechnut  ig  der  von  Post- 
und  Telegrnphenheamten  bei  ihrer  dienstlichen  Verwendung 
in  außereuropäischen  Ländern  zugebrachten  Dienstzeit 

Da^  für  Europäer  gefiihrlichc.  die  Kriittc  dc^  Körper^  und  Geistes  vor  der 
Zeit  aiifrcibendf  Klima  vieler  tropisclien  und  subtropischen  Länder  macht  es 
jjotvvendig,  die  dort  beschättigten  Beamten  für  die  Opfer,  die  sie  dadurch  dem 
Reiche  bringen,  angemessen  zu  entschädigen.  Diese  ROcksichtnahme  hat  bei 
Erlaß  des  Reichsbeamtengesetzes  vom  31.  Marz  1873  dazu  geführt,  den  Beamten 
die  dort  zugebrachte  Dienstzeit  bei  ihrer  Versetzung  in  den  Ruhezustand 
doppelt  anzurechnen.  Da  aber  damals  die  im  Auslande  beschäftigten  Beamten 
durchweg  dem  Ressort  des  Ausvvürtigcn  Amtes  angehörten,  beschränkte  das 
ReichsbMmtengesctz  diese  VergOnstigung  auf  die  gesandtschaftlicben  und  be- 
soldeten Konsulatsbeamten;  es  bestimmte  im  S  51,  daß,  wenn  diese  Beamten 
in  außereuropifischen  Ländern  eine  längere  als  einiiihrige  Verwendung  gefunden 
haben,  die  daselbst  zugebrachte  Zeit  im  Falle  ihrer  Beschäftigung  in  Ost-  und 
und  Mittelasien,  Mittel-  und  Südamerika  ohne  weiteres,  im  Falle  ihrer  Be- 
schfiftigung  in  anderen,  als  den  vorbezdchneten  außereuropäischen  Ländern 
aber  dann  bei  der  Versetzung  in  den  Ruhezustand  doppelt  zu  rechnen  sei, 
wenn  der  Bundesrat  diese  Doppelrechnung  bewillige. 

Infolge  der  Entwickelung  der  Verhältnisse  ist  das  Reich  dazu  Ubergegangen, 
auch  andere,  als  Kunsulatsbeamte  usw.,  in  außereuropäischen  Landern  zu  ver- 
wenden, littbesondere  sind  dies  Marinebeamte,  Post-  und  Telcgraphcnbeamte 
und  Koloniaibeamte.  Diese  verXnderten  Verhältnisse  machten  eine  Erweiterung  der 
Bestimmungen  im  []  3 1  des  Reichsbeamtengesetzes  notwendig.  Abgesehen  von 
den  Marinebeamicn,  tlir  die  Jsn  .Militürspensionsgesetz  mit  meinen  Ergänzungen 
zum  Teil  weitergehende  Vorschriften  enthält,  wurde  zunächst  für  die  in  den 
Schutzgebieten  beschäftigten  Beamten  die  Frage  wegen  Anrechnung  der  Dienst- 
zeit gesetzlich  geregelt.  Dies  ist  geschehen  durch  das  Gesetz  vom  31.  Mai  1887 
(Reichs -Gesetzbl.  S.  211",  betreffend  die  Rechtsve- lialtnisse  der  Kaiserlichen 
Beamten  in  den  Schutzgebieten,  und  durch  den  daraufhin  ergangenen  l^iuivlesratN- 
beschluß  vom  22.  Dezember  1891  (Deutsche-  Kolonialblatt  1092,  S.  i  .  Da- 
nach wird  den  in  deutschen  Schutzgebieten  langer  als.  ein  Jahr  verwendeten 
Kaiserlichen  Beamten  diese  Dienstzeit  bei  ihrer  Versetzung  in  den  Ruhestand 
doppelt  angerechnet 

Fachmännisch  ausgebildete  Pov!  -  und  Telegraphenbeamte  verwendet  das 
Reich  an  verschiedenen  F^unkten  auiJereuropaischer  Länder.  Es  sind  dies:  die 
a>^iaii>chc  Türkei  (Vorderasien  und  Syrien),  Marokko,  die  deutschen  5ciiutz- 
gebiete  und  folgende  Orte  Chinas:  Peking,  Shanghai,  Tientsin,  Hankau,  Tschifu, 
Schanheikuan ,  Tongku  und  Weihsten.  Die  asiatische  Türkei  und  Marokko 
kommen  zunächst  nicht  in  Frage,  da  auch  den  gesandtschaltlichen  und  den 
besoldeten  Konsulatsbeamten  die  dort  zugebrachte  Dienstzeit  nicht  doppelt 
gerechnet  wird.  Den  in  den  deutschen  Schutzgebieten  beschäftigten  Post-  und 
Telegraphenbeamten  ist  die  Doppelrechnung  durch  das  vorhin  bezeichnete 
Gesetz  vom  31.  Mai  1887  gesichert.  Dagegen  hatten  die  in  Ostasien  außerhalb 
des  Schulzgebiets  Kiaut>c]iou  verwendeten  Post-  und  Telegraphenbeamten, 
die  sich  zur  Zeit  zusammensetzen  aus  i  Postrat,  2  Ober- Postpraktikanten, 
6  Postpraktikanien  und  12  Postassistenten ,  bisher  einen  Anspruch  auf  diesen 
Vorzug  nicht.  Sie  waren  demnach  benachteiligt  sowohl  gegenüber  den  gesandt- 
schaftlichen und  Konsulatsbeamten,  als  gegenüber  allen  den  Reichsbeamten 
und  ihren  eigenen  Amtsgenossen,  die  in  Sclnitzgebieten  Verwendung  finden. 
Besonders  stark  trat  dieser  Unterschied  der  Ansprüche  hervor  bei  der  Gegen- 
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Überstellung  des  deutschen  Schut/i^cbietv  Kiaiitsohou,  wo  9  Fachbeamte  be- 
schäftigt sind,  und  dem  übrigen  chinc^iichcn  Gebiete. 

Die  Gerechtigkeit  und  die  Billigkeit  erforderten  daher  die  Beseitigung  dieser 
Ungleichheiten. 

Die  zu  dem  genanntere  Zu  ecke  auf  Veranlassung  de^  Staatssekretärs  vlc-^  Reiohs- 
Poslamts  dem  Reichstage  vorgelegte  Gesetzesnovclle,  die  folgendermaßen  lautet: 
9$  31  des  Reichsbeamtengesetzes  vom  31.  März  1873  (Heichs-Gesetzbl. 

S.  6t)  erhalt  folgenden  Zusatz: 
Auf  die  Post*  und  Telegraphenbeamten  finden  die  vorstehenden 
Bestimmungen  entsprechende  Anwendung.« 
ist  vom  Reichstag  in  der  Sitzung  vom  2 1 .  April  in  erster  und  zweiter  und 
in  der  Sitzung  vom  23.  April  in  dritter  l.csung  ohne  Debatte  genehmigt  und 
vom  Kaiser  unterm  23.  Mai  vollzogen  worden. 


Verkehr  auf  den  vom  Reiche  subventionierlen 

Danipfcrlinien. 

Die  Nr.  44  der  im  Reichsamt  des  Innern  zusammengestellten  Nachrichten 
für  Handel  und  Industrie  vom  27.  März  enthält  eine  Übersicht  Uber  die  £nt- 
wickelung  des  Verkehrs  auf  den  subventionierten  Reicht*PostdainpfieriiQien  im 
Jahre  1901. 

Der  Verkehr  gestaltete  sich  danach  folgendermaßen. 

1.  Linien  nach  Ostasien  und  Australien. 
Auf  die  ostasiatische  Linie,  Ausreise  und  Heimreise  zusammengenommen, 
entfielen: 

184714  t  im  Werte  von  234  102000  M.  gegen 
161  147  t  -       -       -    192767000  -    im  Jahre  1900 
(ohne  Einrechnung  der  Kontanten  und  Edelmetalle). 

Auf  die  Ausreise  entfielen  100363  t  im  Werte  von  88403000  M., 
darunter  deutscher  Herkunft  66308  t  im  Werte  von  44 525 000  M.,  d.h. 
65,9  v.  H.  des  Gesamtgewichts  und  50,4  v.  H.  des  Gesamtwerts  der  auf  dieser 

Linie  nach  fremden  Hafen  beförderten  Güter.  Von  den  auf  der  Heimreise 
verfrachteten  84  151  t  im  Werte  von  145699000  M.  waren  41  630  t  im  Werte 
von  29  937  000  M.,  d.h.  49,3  v.  H.  des  Gesamtgewichts  und  20,6  v.  H.  des 
Gesamtwerts,  für  Deutschland  bestimmt. 

Der  Anteil  der  australischen  Linie  an  der  Gesamtbeförderung  betrug 
(ohne  Edelmetalle  und  Kontanten) 

120317  t  im  Werte  von  7838ÜÜÜ0M.  gegen 
105496  t  -  -  -  82667000  -  im  Jahre  1900. 
Auf  die  Ausreise  entfielen  63  075 1  im  Werte  von  40322  000  M.,  darunter 
deutscher  Herkunft  47318  t  im  Werte  von  27  306  000  M.,  d.h.  73,0  V.  H. 
des  Gesamtgewicht«;  und  68,2  v,  H.  des  Gesamtwerts  der  auf  dieser  Linie  für 
das  Ausland  verladenen  Güter.  Von  den  auf  der  Heimreise  eingenommenen 
37  242  l  im  Werte  von  38  038  000  M.  waren  37  500  t  im  Werte  von  22679000  M., 
d.  h.  65,5  v.  H.  des  Gesamtgewichts  und  59,6  v.  H.  des  Gesamtwerts,  ftlr 
Deutschland  bestimmt. 

Der  Gesamt -Güterverkehr  der  beiden  Linien  belief  sich  auf 
303031  t  im  Werte  von  312482000  M.  gegen 
266643  t  -       •       -    273434000  -   im  Jahre  1900. 
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Hierzu  kommen  noch  Edelmet.illc  und  Kontanten  im  Betrage  von  20964000M. 
gegen  38  898  ouo  M.  im  Vorjahre. 

Die  durch  die  Reichs -Postdampfer  der  ostasiattschen  und  australischen 
Linien  vermittelte  Aus-  und  Einfuhr  zeigt  im  Jahre  1001  gegen  Ja^  Vorjahr 
eine  Zunahme,  welche  für  die  Au-^tuhr  23(197  t  '^"^'^^  7  892(K)((M..  für  die 
Einfuhr  zwar  nur  12391  t,  aber  29136000X1.  bettüKt.  Dabei  hat  sich  die 
Zahl  der  Reisen  im  Jahre  1901  gegen  190U  nur  unwesentlich  verändert,  denn 
es  haben  41  Ausreisen  und  39  Heimreisen  stattgefunden  gegen  39  Aus>  und 
38  Heimreisen  im  Jahre  1900. 

Von  den  ausgehenden  Gütern  wurden  23,0  v.  H.  vics  Cje>amt\verts  der  in 
den  europäischen  Häfen  aufi;enumnienen  Ladunt:  in  Hamburg,  33,3  v.  H.  in 
Bremerhaven,  1,1  v.  H.  in  Rotterdam,  23,7  v.  H.  in  Antwerpen,  15,4  v.  H.  in 
Genua  und  0,7  v.  H.  in  Neapel  geladen.  Gelöscht  wurden  auf  der  Heimreise 
in  Neapel  2,v  v.  H.,  in  Genua  49,4  v.  H.,  in  Antwerpen  17,1  v.  H.,  in  Amsterdam 
I.  V.  H.,  in  Bremerhaven  12,^  v.  H.  und  in  Hamburg  16,5  v.  H.  vom  Gesamt- 
werte der  einkommenden  Güter. 

Deutscher  Herkunli  waren  von  den  auf  der  Ausreise  beförderten 
Gutem  1 13  6a6  t  im  Werte  von  72  031  000  M.,  d.  h.  69,4  v.  H.  des  Gesamt- 
gewrichts  und  56,0  v.  H.  des  Gesamtwerts  der  ausgehenden  Waren  gegen  8$  567  t 
im  Werte  von  60284000  M.  im  Vorjahre. 

Von  den  auf  der  Heimreise  geladenen  Gütern  waren  791301  im  Werte 
von  32  636  000  M.,  d.h.  36,0  V.  H.  des  Gesamtgewichts  und  280  v.  H.  des 
Gesamtwerts,  für  Deutschland  bestimmt  gegen  65155  ^  i"^  Werte  von 
54  1 23  000  M.  im  Vorjahre. 

Der  Personenverkehr  gestaltete  sich  wie  folgt: 

Ostasiatische  Linie: 


190t 

1900 

/.u- 

Zu- 

Klasse 
I        II  III 

sammen 
laasse 
I— III 

Klasse 
I        II  III 

sammen 
Klasse 
I— III 

4  300I  2  640  2311 

9251 

1  1 

3  799  2  237  3  280 

9316 

Heinireise  

4  192  2  G03  4737 

"  55^\ 

32182  240  2  304 

7832 

zusammen . . . 

8  492.  5  343I  7  068 

20803 

7017  44771567^ 

17  168. 

Austratische  Linie: 

1  775,  i4»9|3  »34 

6328 

14871  >  5«7j3  »50 

6154 

I  030  1  017  2  473 

4320 

1  277  1  309  2  334 

3  -  ' ' 

zusammen . . . 

3  803  2  436  3  G07 

10848 

2  764  29163  704 

I  I  384. 

2.  Deutsch-Ostafrikanische  Linie. 

Der  Betrieb  auf  dieser  Linie  hat  im  Jahre  1901  eine  wesentliche  Änderung 
effahrcn.  indem  der  unter  dem  9.;5.  Mai  r8i)o  ahgeschlo<;sene  Subventions- 
vertrag mit  dem  31.  März  1901  sein  Ende  fand  und  mit  dem  i.  April  1901 


*)  Die  ungewöhnlich  siarke  Zunahme  der  Zahl  der  auf  der  Heimreise  beförderten 
Personen  ist  durch  die  H uckbefbrderung  von  Teilen  der  ostasiatischen  Besauungs- 
brigadc  hervorgerufen  worden. 
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der  unter  dem  21./ 9.  Juli  1900  abgeschlossene  neue  Vertrag  in  Kraft  trat. 
Diesem  zufolge  wurde  eine  Hauptlinie  mit  zweiw(k:hentUchen  Rundfehrten  um 
Afrika  und  eine  Zwischenlinie  mit  vierwöchentlichen  Fahrten  von  Hamburg 

durch  Jen  Suezkanal  nach  Beira  und  Quelimane  und  zurück  eingerichtet.  Die 
Rundtahrten  auf  der  HaupthDie  yelangtcn  aber,  wie  auf  S.  339  des  Archivs 
für  1901  naher  erörtert  ist,  erst  nach  dem  1.  Juli  1901  zur  Ausfuhrung.  Bi> 
dahin  gingen  die  Dampfer  westlich  von  Hamburg  Uber  Kapstadt  bis  Delagoa« 
Bat  und  auf  demselben  Wege  zurück,  wUhrend  Östlich  die  Dampfer  auf  der 
Aus-  und  Hcimr-i  L'  den  Suezkanal  passierten  und  bis  Durban  liefen. 

Der  Gc^amtN (.rkeiir,  Ausreise  und  Heimreise  zusammengenommen, 
belief  sich  auf  ii)2  6<)ot  im  Werte  von  49  874  000  M.  bei  35  Aus-  und 
33  Heimreisen  gegen  73417  t  im  Werte  von  46  770  000  M.  bei  ie  26  Au-s- 
und  Heimreisen  im  Jahre  1900.  Hierbei  sind  nicht  mit  eingerechnet  Edel- 
metalle und  Kontanten  im  Betrage  von  1251 000  M.  im  Jahre  1901,  18  704000  M. 
im  Jahre  kioo. 

Es  entrieien  auf  die  Ausreise: 

38  0Ö6  t  im  Werte  von  22901)000  M.  gegen 

44185  t  -      -      -    21  148000  -  im  Jahre  1900,  * 

auf  die  Heimreise: 

44624  t  im  Werte  von  26  x'.;  000  M.  gegen 

31  232  t   -        -        -    2-;i>22üOO    -    im  Jahre  1900. 

Es  hat  also  auf  beiden  Fahrtrichtungen  eine  nicht  unwesentliche  Steigerung 
des  Güterverkehrs  gegen  das  Vorjahr  stattgefunden,  die  in  erster  Linie  auf  die 
Vermehrung  der  Zaiil  der  Reisen  zurückzuführen  ist. 

Weit  über  die  Hüllte  der  ausgehenden  Güter,  nämlich  60,8  v.  H.  vom 
Ge^ainfwerte  der  Einladungen  in  den  europäischen  Häfen,  wurde  in  Haniburtj. 
nur  0,2  V,  H.  wurden  in  Bremerhaven,  i,s  v.  H.  in  Amsterdam,  9,1  v.  H.  jn 
Rotterdam,  8,5  v.  H.  in  Antwerpen,  i4,s  v.  H.  in  Lissabon  und  4,8  v.  H.  in 
Neapel  aufgenommen. 

Gelöscht  wurden  auf  der  Heimreise  in  Neapel  3,0  V.  H.,  in  Marseille  14,3  v.  H., 
in  Liss;:h()n  3,7  V.  H.,  in  Vlissingen  o.;  v.  H..  in  Rotterdam  9,0  v.  H.,  in  Bremen 
0,4  V.  H.  und  in  Hamburg  67,1  v.  H.  vom  Gesamtwerte  der  heimwärts  be- 
förderten GOter. 

Von  den  ausgehenden  Gütern  waren  deutscher  Herkunft  3493t  t 

im  Werte  von  10  30S  000  M.,  d.  h.  6o,a  v.  H.  des  Gesamtgewichts  und  45,9  v.  H. 
des  Gesamtwerts  der  auf  der  Ausreise  verladenen  Waren. 

Von  den  einkommenden  Gütern  waren  für  Deutschland  bestimmt 
20424  t  im  Werte  von  1373Ö000M.,  d.h.  45,8  v.  H.  des  Gesamtgewichts 
und  50,9  v.  H.  des  Gesamtwerts  der  auf  der  Heimreise  verfrachteten  Güter. 

Der  Personenverkehr  gestaltete  sich  wie  folgt: 


1901 

1900 

K '.  a  s  s  c 
1         II  III 

Zu- 
sammen 
Klasse 
l—IÜ 

Klasse 
I        II  III 

Zu- 
sammen 
Klasse 

i~in 

I  804  169  1   2  oSo 

3  575 

1  746  I  609  2  42b 

3  7-^3 

2  0-0  1878   2  6ü- 

'1  6 1  3 

I  886  I  624  2 -O  l 

()  303 

zusammen . . . 

^^74  3  3'^y  474; 

12  190 

3032^3233  3221 

1 2  080. 
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Die  Alpenpässe  der  Schweiz  im  Mittelalter. 

(Schloß.) 

Dic'AIpenpüssc  im  Mittelalter  bis  zurErö  1 1  n  u  n  g  der  Gotthard- 
strii!>c.  Nach  dem  Zusammenbruche  des  römischen  Reiclis  und  dem  \'er- 
schwinden  der  römischen  Kultur  verödeten  die  Alpenstraben.  Die  bedürtnis- 
losen  Germanen,  die  an  die  Stelle  der  R(}iner  traten,  waren  zunltchst  nicht  im- 
stande, den  Handelsvericehr  zu  beleben.  Die  Deutschen  Übernahmen  aber, 
sagt  unser  Buch,  die  Wege  und  das  Gefühl,  dab  Itahen  der  Mittelpunkt  der 
Welt  sei.  So  wurden  allmählich  auch  neue  HandeUbe/iehungen  angeknUpIt. 
Freilich  waren  die  Voraussetzungen  ganz  andere  als  frUher:  das  Mittelalter 
hatte  weder  die  Einheit  des  Rechtes,  der  Münzen,  Mafia  und  Gewichte  der 
Romer  noch  ihren  geordneten  Post-  und  Nachrichtendienst;  der  Stratienbau 
und  das  Beförderungswesen  ruhten  nicht  bei  einer  starken  Zentralgewalt,  überall 
herrschte  die  gröl'le  Zersplitterung  und  Unsicherheit.  In  einer  beneidenswerten 
Lage  befand  sich  also  der  mittelalterliche  Kautmann  in  den  Alpen  nicht. 

Zur  Zeit  der  Karolinger  stand  wie  zur  Römerzeit  der  Große  St.  Bernhard 
in  besonderer  Gunst.  Karl  d.  Gr.  benutzte  ihn  z.  B.  776  und  801  auf  der 
Rückkehr  von  Italien.  Auch  verschiedene  Papste  Uberschritten  den  PalJ. 
Daneben  waren  zwar  die  BUndner  Pa>se  nicht  unbenutzt;  sie  erhielten  jedoch 
erst  zur  Zeil  der  Ottonen,  die  verschiedene  Züge  über  die  Alpen  machten, 
erhöhte  Bedeutung,  weil  die  westlichen  Piisse  zu  Burgund  gekommen  waren, 
das  erst  1033  wieder  mit  dem  deutschen  Reiche  vereinigt  wurde.  Etwa 
80  Jahre  lang  waren  auch  die  Alpenpässe  in  den  Htfnden  der  Sarazenen,  die 
um  das  Jahr  889  in  Südfrankreich  gelandet  waren  und  von  da  aus  bis  nach 
Gruiibünden  vordrangen,  so  dat.>  selbst  gröbere  Piigerkarawanen  von  ihnen  an- 
gehalten wurden.  Die  Sarazenen  haben  sicher  den  \  erkehr  zeilweise  sehr  ge- 
hemmt und  wahrscheinlich  auch  die  Unterfcunftshfluser  auf  den  Alpen  zerstört; 
doch  hören  wir  auch  von  verschiedenen  Reisen  von  Bischöfen  und  Äbten 
über  den  Groi.^en  St.  Rernliard  zu  jener  Zeil.  hn  11.  Jahrhundert  zog  ein 
grol'^es  Heer  Normannen  mit  Weibern  und  Kindern  über  den  »Jupitersberg«, 
um  auf  den  Ruf  des  Papstes  Benedikt  \11I.  den  Kampf  gegen  die  Griechen 
in  Unteritalien  aufieunehmen.  Die  Begründung  des  normännisch-siztlischen 
Reichs  beruht  auf  ihrem  Auftreten. 

Der  Grobe  St.  Bernhard  war  der  gewohnte  Weg  von  Nordfranki eich, 
England  und  Flandern  nach  Italien.  Die  Strafe  führte  von  der  nord- 
französischen Küste  über  .Arras,  Laon,  Rheims,  Chalons  sur  Marne,  Brienne, 
Bar  sur  Aube,  Besanvon,  Pontarlier,  Lausanne,  Vevey,  St.  Maurice,  Orsieres, 
BourgSt.  Pierre,  Gr.  St.  Bernhard,  St.  Remy,  Aosta,  Ivrea,  Vercelli,  Pavia  usw. 
An  dieser  Strafe,  wie  Uberhaupt  an  den  Hauptverkehrswegen  des  Mittelalters, 
ent>.tand  eine  ganze  Kette  von  Klöstern  und  fronmicn  Orden,  die  eine  weit- 
gehende Gastfreundschaft  übten  und  daher  den  Verkehr  sehr  erleichterten. 

Die  Alpenpässe  wurden  bei  den  ROmerzOgen  der  deutschen  Kaiser  je  nach 
den  politischen  und  Besitzverhilltnissen  abwechselnd  bevorzugt.  Heinrich  IV. 
wählte  im  Winter  1076/77  für  seine  Reise  nach  Canossa  den  Moni  Ceni>,  da 
alle  anderen  Alpenphsse  gesperrt  waren.  Heinrich  V.  ging  11 00  Uber  den 
üroLsen  St.  Bernhard,  während  ein  Teil  des  Heeres  über  den  Brennei  zog. 
Diesen  Paß  bevorzugte  besonders  Friedrich  I.;  nur  1158  schickte  er  einen 
Teil  des  Heeres  Ober  den  Septimer.  Denselben  Paa  hat  Heinrich  VI.  zweimal 
benutzt  u.  s.  w. 

Mit  der  zunehmenden  Bedeutung,  die  der  GewerbcM.iiÄ  in  Deutschland, 
namentlich  m  Schwaben,  gewann,  und  mit  dem  zunehuienden  Handel  kamen 
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die  mittleren  Aipenpüsse,  der  Septimer  und  der  Lukmanier,  immer  mehr  in 
Aufnahme.  Die  frOher  vöHig  weltentlegenen  Tiler  am  Tidno  wurden  be« 
tebter,  bis  sie  durch  die  Erschließung  des  Gotthard|>asses  mit  einem  Schlage 
mitten  in  den  Weltverkehr  hineingezogen  wurden. 

Der  St.  Gotthard  paü.  Dieses  Ereignis  im  Anfange  des  1-3.  Jahrhunderts 
brachte  im  Alpenverkehr  eine  große  Umwälzung  hervor.  Von  dem  Tage  an, 
wo  man  vom  Vierwaldstättersee  auf  kürzestem  Wege  ttber  die  Zentralalpen 
nach  Bellinzona  gelangen  konnte,  verloren  die  Rhone-  und  Rheinpflsse  einen 
großen  Teil  ihrer  Bedeutung,  da  der  St.  Gotthard  nunmehr  dem  Weltverkehre 
neue  Wege  wies. 

Von  Luzern  konnte  man  früher  nach  Flüelen  am  SUdostzipfel  des  Vier- 
waldstifttersees  nur  su  Schiff  gelangen,  da  die  steilen  Felsengestade  keinen 
Raum  für  eine  Straße  Obrig  ließen.    In  FlUelen  beginnt  ein  bequemer  Weg 

im  herrlichen  Tale  der  ReuU  hinauf.  Hinter  Ernstfeld  in  der  »Klus«  treten 
die  Felsen  nahe  zusammen,  Lawinenzüge  machten  den  alten  Wei;  sdllenweise 
nicht  ungefährlich,  namentlich  am  Bristenstock.  Oberhalb  Güschencn  (1109m) 
geht  es  in  der  schauerlichen  SchöHenenschlucht,  wo  die  Felsenwünde  bis  zu 
300  m  emporragen  und  die  Reuß  in  der  Hefe  tobt,  steil  aufwärts.  An  drei 
Stellen  mußten  BrUcken  über  den  Abgrund  geschlagen  werden,  um  den  Weg 
fortsetzen  zu  können.  lenseit  der  Teufclshrücke  kommt  die  Stelle,  wo  der 
Weg  früher  zu  Ende  war  und  die  Schlucht  Mch  vollständig  zu  schlielien  scheint. 

Wer  diese  wilde  Schlucht  gangbar  gemacht  und  dadurch  den  Gotthardweg 
erschlossen  hat,  ist  nicht  bekannt.  Wahrscheinlich  waren  es  einfache  Alpler, 
welche  dies  in  der  Zeit  zwischen  1218  und  1225,  und  zwar  mittels  der 
^stiebenden  Brücket,  einer  ('o  m  langen,  in  der  Sclilucht  an  der  Felsenwand 
entlang  führenden,  an  Ketten  hüiigenden  Galerie,  deren  Balkenköpfe  und  Ketten- 
ankcr  in  den  Felsen  eingelassen  waren,  zu  Wege  brachten.  Zwar  ist  die 
»stiebende  BrOcke«,  die  ihren  Namen  davon  trVgt,  daß  sie  sich  im  Sprühregen 
der  ReulJkatarakte  befindet,  keine  technische  Wunderleistung  im  heutigen  Sinne; 
aber  für  iene  Zeit  mit  ihren  beschränkten  Hülfsmitteln  w;ir  sie  es  sicher.  Sic 
kann  aU  der  erste  Triumpii  der  Eisentechnik  gelten,  in  einer  Zeit,  wo  man 
sonst  nur  Holz  und  Stein  als  Baumaterial  benutzte.  Der  Bau  der  »stiebenden 
Brücke«  ist  vielleicht  dem  Umstände  zu  danken,  dafs  deutsche  Ansiedler,  die 
von  anderen  Seiten  her  in  das  Urserental  oberhalb  der  Schlucht  vorgedrungen 
waren,  eine  Verbindung  mit  I  rl  anstrebten,  die  sie  eben  nur  durch  Gang- 
barmachung  der  Schöl!cnenschlucht  erreichen  konnten.  Das  freundliche,  grüne 
Urserental  bildet  eine  willkommene  Raststätte  vor  dem  eigentlichen  Aufstiege 
zur  Paßhohe  und  ist  als  ein  besonderer  Vorzug  der  Gotthardstraße  zu  be- 
trachten. Der  steile  Aufstieg  beginnt  bei  Hospenthal  (1484m);  der  PalJ  ist 
2114m  hoch.  Auf  der  Südseite  geht  es  ebenfalls  auf  steilen  Wegen  in  das 
Tal  des  Ticino  hinab.  An-  und  Abstieg  sind  Lawinen  und  Schneestürme»! 
ausgesetzt,  i'bcv  Airolo  und  Stalvedro  kommt  man  nach  Dazio  grande  (949m;, 
wo  am  Ausgang  einer  durch  einen  Turm  gesperrten  Brücke  der  ermüdete 
Kaufmann  des  .Mittelalters  von  dem  Zöllner  erwartet  wurde,  der  seinen  Tribut 
forderte.  In  ßiasca  mündet  die  GottharJstrabe  in  den  Weg  ein,  der  vom 
Lukmanier-  dihI  Greinapassc  links  herahkomml. 

Die  Gotthardsiralie  stellt  eine  fast  gerade  Verbindung  zwischen  Basel  und 
Mailand  her;  sie  mußte  daher  diesen  beiden  wichtigen  Handelsstldten  am 
meisten  zugute  kommen. 

Die  AI]  n;^:isse  im  spateren  Mittelalter.  Die  Bevorzugung  der 
Gottliard-^trai  e  din\!i  den  Verkehr  machte  sich  auf  den  Bündener  Pässen  sehr 
bald  fühlbar,  obgleich  sie  keineswegs  verödeten.  Es  entstand  ein  Wettbewerb 
unter  den  Zollherren  und  Anwohnern  der  verschiedenen  StraflenzQge,  w  as 
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dem  Verkehre  zugute  kam.  Man  machte  Jen  fremden  Kautieuten  wertvolle 
Zugeständnisse,  gab  sicheres  Geleit,  gewährte  Er.sutz  bei  Raub  oder  Diebstahl 
und  sorgte  f&r  Instandhaltung  der  Strafien.  Dafllr  hatten  die  Reisenden,  was 
durchaus  gereebtfertigt  war,  Wege-  und  GeleitsgebQhren,  Zölle  u.  dergl.  zu 
zahlen. 

Neben  solchen  berechtigten  Zollstelleii  i^ab  c>  nber  im  Mittel.ihvr.  wie  hier 
eingeschaltet  werden  möge,  eine  grobe  Anzahl  Zolle,  die  ohne  üegenieibtung 
erhoben  wurden  und  die  dem  Verkehr  auflerordentlich  hinderlich  waren.  So 
lÄh'te  man  auf  dem  Rheine  im  1 3.  Jahrhundert  nicht  weniger  als  40  Zoll- 
stellen. Um  die  Einschränkung  dieses  Zollunwesens  haben  sich  die  deutschen 
Kaiser  lange  vergeblich  bemüht.  Besonders  die  Habsburger  hatten  ah  Besitzer 
einträglicher  Zollstätten  im  Gebirge  ein  Interesse  daran,  daU  der  Verkehr  andcr- 
wsrts  nicht  ttber  die  GebObr  durch  Zolle  beeinträchtigt  würde.  Kaiser  Albrecht  I. 
von  Österreich  hob  die  Zolle  der  rheinischen  Kurt'Ursten  auf.  Er  griff  sogar 
des  Zollunfugs  wegen  zum  Schwerte,  was  den  Erfolg  hatte,  JiT  man  trium- 
phierend schreiben  konnte,  der  Rhein  sei  für  den  Schitfsverkclu  lixigcgeben 
worden.  Dieser  erfreuliche  Zustand  hielt  aber  nicht  lange  an;  denn  Heuirich  VII. 
mufile  sich  seinen  Wählern,  den  rheinischen  Kurfürsten  gegenüber,  erkenntlich 
zeigen,  und  bald  hieil  es  daher  wieder,  dafi  der  Rhein  durch  die  Landes- 
truppen gc'^perr;  sei,  SO  dafi  kein  Kaufmann  wage,  auf  dem  Rheine  fernerhin 
Handel  zu  treiben. 

Lnter  den  BUndner  Pässen  hielt  sich  in  erster  Linie  der  Septimer;  er  war 
der  einzige  von  ihnen,  der  ein,  wenn  auch  armes  Hospiz  auf  seiner  Hohe 
trug.  Da  die  Mailänder  Kaufmannschaft  über  die  schlechte  Beschaffenheit  des 
Septimerwcgs  klagte  und  den  Splügen  vorzuziehen  drohte,  so  baute  Jakob 
von  Castelmur  im  Auftrage  des  Bischofs  von  Chur  laut  Verptlichtung  vom 
5.  März  1387  diesen  Weg  in  eine  fahrbare  Straße  um,  wofür  er  ein  »Weglösli« 
erheben  durfte.  Dies  war  die  erste  Fahrstraße,  die  über  die  Alpen  führte.  Der 
Septimer  wurde  von  nun  an  der  von  den  Österreichern  bevorzugte  Paß.  Zur 
Beförderung  der  Reisenden  und  der  Waren  bildeten  sich  in  den  Alpentfllem, 
durch  welche  die  Stral>e  zog,  Genossenschaften,  die,  unter  der  Leitung  eines 
oTeilersu  stehend,  den  italienischen  Namen  »Porten«  oder  den  deutschen 
Namen  »Roden«  (eigentlich  Rotten)  führten.  Den  Mitgliedern  der  Genossen- 
schaften wurden  vom  »Teilerc  der  Reihe  nach  Arbeit  und  Verdienst  zugeteilt. 
Für  die  Handelsleute  waren  diese  Einrichtungen  äulkrst  wertvoll,  zumal  es 
nicht  vom  guten  Willen  der  einzelnen  Genossenschafter  abhing,  ob  sie  die 
ßetörderung  ausführen  wollten  oder  nicht,  vielmehr  die  Porten  verptlichtet 
waren,  auch  bei  ungünstigen  Witterungs-  und  Wegeverhältnissen  ihre  Ochsen- 
wagen einzuspannen  und  den  Transport  zu  fibemehmen.  Nur  bd  »echter 
Not«  oder  »Gottes  Gewalt  <  durften  sie  den  Dienst  versagen.  Es  gab  auf  dem 
Septimerweg  im  15.  Jahrhundert  vier  solcher  Porten:  in  Vicosoprano,  Bivio 
Sialla),  Tinzen  und  Lenz;  ihr  Relörderuiigsbereich  ging  von  Plurs  bis  Chur. 
Von  Chiavenna  bis  Chur  dauerte  die  Betürderung  6  Tage;  doch  konnte  gegen 
Überlohn  eine  beschleunigte  Tag-  und  NachtbefiOrderung  verlangt  werden.  Bei 
großer  Dunkelheit,  Unwetter  und  an  kirchlichen  Feiertagen  ruhte  aber  jeder 
Verkehr. 

Zeitweise  wurde  der  Versucii  gemacht,  über  den  Lukmanier  den  großen 
Handeisverkehr  zu  leiten;  doch  ist  der  Erfolg  wohl  nicht  von  langer  Dauer 
gewesen.    Es  gab  auf  dieser  Straße  11  Susten,  d.  h.  Lagerhäuser,  wo  am 

Ende  einer  Tagereise  die  Waren  gegen  eine  bestimmte  Abgabe  (Susfgeld 
niedergelegt  und  aufbewahrt  wurden.    Diese  Siisten.  denen  ebenso  viele  Zoll- 
stellen entsprachen,  verteilten  sich  auf  die  Strecke  von  Chur  bis  Bellinzona; 
die  Beförderungsdauer  betrug  12  Tage. 
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Die  Piis.se  über  den  Splügen  und  den  St.  Bernhardin  wurden  ers-t  riciitig 
gangbar,  nachdem  sich  die  Leute  von  Thusis,  Katzis  und  Mazein  zusamnien- 
getan  hatten,  um  mit  Hülfe  von  Arbeitskräften  aus  Schams.  dein  Rheinwaldtal. 
dem  Clevner  Tal  und  dem  Misoxer  Tal  j>den  iveg  entwischend  Thusis  und 
Schams,  so  man  ncmpt  Fya  mala»  au^zubruien,  d.h.  den  oben  erwähnten 
Weg  durch  die  Schlucht  der  Via  mala  iicrzustellen.  Nachdem  so  der  »böse 
Weg«  selbst  für  Ochsenkarren  gangbar  gemacht  worden  war,  was  als  eine 
hervorragende  Leistung  der  bäuerlichen  Wcgebaiiktlnstler  bezeichnet  werden 
mui>,  bildeten  sich  Beförderungsuemeinschaflen  (1473).  die  den  Porten  an  der 
Scptimcrslraße,  an  deren  Spitze  hohe  adelige  Herren  standen,  sehr  zu  deren 
Verdruß  ernstlich  Konkurrenz  machten.  Im  ganzen  wurde  sowohl  an  der 
SplUgen-  als  auch  an  der  Bemhardinstralie  der  BefOrderungsdianst  von  5  Porten 
waht^enommen.  Die  Beschwerden  und  Prozesse  der  Septimerleute,  die  sich 
in  ihren  Rechten  beeinträchtigt  glaubten,  hatten  wenig  Erfolg. 

Die  Bündncrpiissc  haben  im  .^ll!;f^an^e  des  Mittelalters  einer  nach  dem 
andern  ihre  Blütezeit  gehabt.  Je  nachdem  der  Zustand  dc>  einen  oder  des 
anderen  Weges,  die  Beförderungs-  und  Zollverhfiltnisse  die  besseren  waren, 
lockten  sie  die  Kaufleute  an.  Der  Verkehr  rouli,  wie  das  Numera-  und  Brief- 
hüchlein  einer  Nürnberg-Mailänder  Firma  beweist,  im  Anfange  des  16.  Jahr- 
hunderts über  diese  P:is<e  recht  erheblich  gewesen  sein.  Die  meisten  Briefe 
lielen  zwischen  Nürnberg  und  Mailand  14  oder  13  Tage;  doch  sind  auch 
zwei  Falle  vermerkt,  wo  die  Beförderungsdauer  nur  10  und  11  Tage  betrug. 

Die  erwähnten  BlUteperioden  der  BUndner  Püsse  hatten  diese  dem  Um- 
stände mit  zu  verdanken,  daiJ  an  der  Gotthardstraß«  nicht  immer  Friede  und 
Sicherhei!  herrschte,  datJ  vielmehr  durch  die  langen  Kampfe  der  Eidgenossen 
um  ihre  I-reiheit  der  Fremdenverkehr  ott  von  dieser  son^t  so  bevorzugten 
-Alpenslrabe  abgeschreckt  wurde.  Im  allgemeinen  aber  waren  die  Befürdcrung>- 
verhültnisse  an  der  Gotthardstrafie  schon  frühzeitig  geordnet.  Auf  dem  Vier- 
waldstfittersee  regelte  ein  Luzerner  Schiffsmeister  den  Wasserverkehr ;  in  Flüelen, 
Selenen  unJ  \\';iseii  (Tri  qab  es  Transportgenossenschaften,  die  ähnlich  den 
Porten  eingerichtet  waren.  Die  schon  1309  erwähnte  Sust  in  Flüelen  ^\^h: 
heute  noch.  Vom  Jahre  i3i>3  ist  eine  »Eilgutordnung«  erhalten,  nach  welcher 
vom  See  bis  Bellinzona  durchgesvurot  wurde.  Wer  seine  Waren  nicht  zu 
»Teil«  gehen,  d.h.  durch  die  Genossenschaft  befördern  IteÜ,  hatte  die 
»Fürlcitc"  zu  bezahlen.  Die  Stral>en  waren  von  den  Talgenossenschaften  Uri, 
ürseren  und  Livinen  (Tessin)  in  stand  zu  halten.  Auf  der  Strecke  von  der 
»stiebenden  Brücke«  bis  Zürich  sorgten  nach  einer  Abmachung  von  1370 
Zürich,  Luxem,  Zug,  Uri,  Schwyz  und  Unterwaiden  ftlr  die  Sicberiieit  auf 
den  StralJen;  dafüi  waren  diese  mit  einer  Kette  von  Zollstellen  besetzt. 

Von  den  Walliser  Päpsen  behielt  auch  nach  I'>öffnun^  der  Gotthardstraße 
der  Grobe  St.  Bernhard  zum  i^roi-'^en  Teil  -«eine  Irühere  Anziehungskraft,  da  er 
für  den  westlichen  Verkeiir  die  bequemste  Verbindung  darstellte. 

Zu  Anfang  des  1 3.  Jahrhunderts  wurden  der  Antrona-  und  der  Simplonpaß 
zugänglich  gemacht;  doch  dürfte  auf  ihnen  der  Verkehr  zuntfchst  noch  ein 
recht  bes^lieidLiier  gewesen  sein.  Auf  dem  Simplon  erscheint  seit  li-^s  ein 
Johaiinitei  liospiz,  dem  auv  h  einige  Solienkungeu  in  Ol^crwallis  zuflössen.  Durjf^ 
vertragsmJiiMge  Abmachungen  zwischen  den  Bischöten  von  Sitten  und  Novara. 
deren  Sprengel  im  Passe  zusammenstießen,  sowie  zwischen  der  Kaufmannschaft 
von  Mailand  wurde  die  Herstellung  und  Instandhaltung  von  Straßen  und 
Brücken,  die  Freiheit  des  Handels  und  die  zu  erhebenden  Abgaben  wiederholt 
geregelt.  Die  Mailander  Kaufleute  linhin  sich  überhaupt  die  Sorge  für  gute 
Suaiien,  Susten,  Beförderungseinrichtungen  und  Transporlordnungen  in  den 
Alpen  sehr  angelegen  sein  lassen.    Aus  den  Abmachungen  über  die  Susten 


Digitizcd  by  Google 


Die  Alpenpässe  der  Schweiz  im  Mittelalter. 


407 


können  wir  auch  die  Entfernungen  ersehen,  welche  aut  dem  Simplonweg  an 
einem  Tage  zurückgelegt  zu  werden  pflegten.  Solche  Tagesstrecken  sind 
Sitten-Leok  (25  km),  Leuk-Brig  (28  km),  Brig-Simpeln  (33.4  km  auf  der 
heutigen  Stral^e,  die  aber  länger  ist  als  der  alte  Saumpfad).  Die  Durchschnitts- 
tagereise wird  30  km  nicht  überschritten  haben.  Das  Johanniferhaus  auf  dem 
Simplon  kam  im  Laufe  der  Zeit  sehr  herunter  und  die  Kitter  verschwanden; 
doch  bheb  das  Verpflegungswesen  für  die  Reisenden  erlmlten. 

Handel.  Obgleich  es  nicht  der  Zweck  dieses  Au&atzes  ist,  die  Geschichte 
des  mittelalterlichen  Handels  über  die  Alpen  eingehender  darzustellen,  so  künnen 
wir  diesen  doch  nicht  i^anz  vernachlJtssioen,  weil  erst  durch  seine  Befrachtung 
der  Betrieb  auf  den  Alpenstrat^en  richtig  erkannt  wird.  Die  ergiebigsten 
Quellen  für  die  handelsgeschichtliche  Forschung  sind  die  Zolltarife,  die  von 
den  zahlreichen  2k>tl$tellen  der  Alpen  noch  vielfach  erhalten  sind.  Der  ifiteste 
dieser  Tarife  stammt  aus  dem  Jahre  960;  er  wurde  auf  GeheiL>  des  Bischofs 
Gi<o  von  Aosta  angefertigt  und  enthüllt  nur  wenige  Nummern.  Der  Zoll  wurde 
teils  in  Waren  (von  jedem  Dut/.end  Schüsseln,  L:Hi/.en,  Hirlenhürtiern  und 
hölzernen  Näpfen  je  i  btück),  teils  in  bar  erhoben,  l.  Ii.  von  Biei,  Zmn,  Lisen, 
Erz,  Pferden,  Zügeln,  Sporen,  Stftteln,  Panzern,  Schilden;  es  fehlen  selbst 
Falken  und  —  Atfen  nicht,  die  wohl  schon  damals  auf  den  Märkten  zur  Be- 
lustigung des  Volkes  dienten.  Jeder  Reiter  jx\  PterJ.e  oder  auf  einem  Ksel 
mubte  eine  Wegeabgabe  von  i  Pfennig  entrichten.  Durch  die  Zollerhebung 
in  natura  deckte  der  Zoliherr  seinen  eigenen  Warenbedarf.  Auffallend  ist, 
dafi  die  in  spaterer  Zeit  so  wichtigen  Textilwaren  in  diesem  alten  Zotltarite 
gänzlich  fehlen.  Doch  mul>  man  sich  daran  erinnern,  datJ  in  jener  Zeit  im 
Norden  der  Alpen  ein  rauhes  Krieu'crvolk  wohnte,  das  die  verteinerle  Lebens- 
weise späterer  Zeitalter  noch  nicht  kannte.  Die  Germanen  strebten  nur  nach 
Landbesitz;  Geld  war  ihnen  fast  fremd,  und  ihr  i^andel  war  meist  Tausch- 
handel. Ihre  Kleidmig  bestand  zumeist  aus  Leinwand,  welche  die  Weiber  selbst 
herstellten,  und  aus  Pelzwerk,  das  die  Münner  auf  ihren  JagdzOgen  erbeuteten. 
Also  war  die  Nachfrage  nach  den  kostbaren  Gewändern,  die  der  Orient  her- 
stellte, sehr  gering.  Von  Karl  dem  GroC^en  ist  l-'ek:tnnt,  dal>  er  sehr  einfach 
gekleidet  ging  und  ausländische  Tracht  habte.  Ähnlich  verhielt  es  sich  mit 
Luxusgegenständen  anderer  Art  Daher  gingen  im  frühen  Mittelalter,  wie  der 
oben  erwähnte  Zolltarif  nachweist,  zumeist  Metalle  und  die  wichtigsten  Ge- 
brauchsgegenstände eines  einfiKhen,  kriegerischen  Volkes  Uber  die  Alpen.  Von 
den  Gaben  des  Orients  waren  nur  scharfe  Gewürze  beliebt,  die  oft  als  G^henke 
hochgestellter  Personen  Erwöhnung  rinden. 

Der  Handel  in  Deutschland  war  damals  zumeist  Hausierhandel,  der  durch 
fremde  Kaufleute  betrieben  wurde.  Wann  die  ersten  deutschen  Kaufleule 
über  die  Alpen  gezogen  sind,  Uil?t  sich  nicht  feststdien.  In  einem  schon  vor 
dem  Jahre  \  100  entstandenen  Gedicht  ist  jedoch  von  einem  Konstanzer  Kauf- 
manne die  Uede,  der  des  Handel^  halber  zweimal  nach  dem  Orient  gereist  sei. 
Wahrend  der  Zeit  der  Kreuzzüge  (im  12.  und  1 3.  Jahrhundert)  lag  der  GroU- 
handel  im  Orient  in  den  Hflnden  der  Italiener;  doch  mögen  auch  vereinzelt 
deutsche  Kaufleute  dorthin  gelangt  sein.  In  Italien  werden  1128  und  1193 
homines  de  ultramontanis  partibtts  und  negntiatores  ultranvmtani  erwähnt, 
unter  denen  wahrscheinlich  deutsche  Kaufleute  zu  verstehen  sind;  direkt  ge- 
nannt werden  diese  in  Italien  aber  erst  1228,  wo  es  in  Venedig  schon  den 
Fondaco,  das  Quartier-  und  Handelshaus  der  deutschen  Hflndler,  gab. 

Um  diese  Zeit  entstand  in  Deutschland  der  handwerksmiibige  Betrieb  der 
Leinen-  und  Wollenweberei,  was  einen  lebhaften  Handel  mit  Rohstotfen  und 
fertigen  Erzeugnissen  zur  Fnlge  hatte,  der  auch  seinen  Weg  über  die  Aipen 
fand.    1289  war  z.  ß.  der  wiciitigstc  Handel  von  Kon>tanz  der  mit  dem  Leinen 
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des  Bodenseegebieb.  Auch  St.  Gallen,  Basel,  Zürich,  Augsburg  u.  a.  Städte 
lieferten  viel  Leinwand.  Wichtiger  noch  für  den  Welthandel  waren  die 
Wollenstotfe.  die  mit  dem  zunehmenden  Wohlstand  immer  allgemeiner  wurden. 
Die  Tuchmacherei  und  überhaupt  die  ganze  Wollenindustrie  wurde  ein  städti- 
■^chcr  Gewerb^zwcig .  während  die  Leinenweberei  im  "  allgemeinen  noch  ein 
bäuerliches  Hausgewerbe  geblieben  war.  Für  Deutschland  waren  Holland  und 
Flandern  die  Lehrmeister  in  der  Tuchmacherei.  Die  friesischen  Tuche  be- 
haupteten lange  Zeit  einen  guten  Ruf,  den  sie  nicht  zum  mindesten  dem  vor- 
trefflichen, von  Kngland  gelieferten  Rohmaterial  verdankten.  Diese  Tuche 
gingen  zum  greifen  Teil  nach  Itnlion  und  dem  Orient,  und  der  Landweg  tUhrie 
in  den  meisten  Fällen  über  die  Schweizer  Alpenpässe.  Nicht  minder  wunderte 
vom  1 3.  Jahrhundert  ab  viel  englische  Rohwolle  durch  die  Niederlande,  Deutsch- 
land und  die  Schweiz  nach  Italien;  denn  dort  wurde  nur  eine  schlechte  Wolle 
erzeugt.  Mailand  war  anfangs  der  Hauptsitz  der  italienischen  Wollen  Weberei; 
später  wurde  es  von  Florenz  abgelöst. 

Als  Austausch  für  die  nach  dem  Süden  Uber  die  Alpen  gehenden  zahl- 
reichen Wollenballen  lieferten  die  südlichen  Lllnder  kostbare  Seide  und  Seiden- 
Stoffe  sowie  ausländische  Farbstotle  für  die  Textilindustrie  nach  Norden.  Auch 
Baumwüllenstoffe  fanden  schon  im  i  3.  Jahrhundert  ihren  Weg  Uber  die  Alpen 
nach  Deutschland :  von  einer  eigenen  deutschen  BaumwoUenweberei  kann  iedoch 
erst  von  1 320  an  geredet  werden. 

Eine  Eigentümlichkeit  des  Handels  zu  jener  Zeit  war  die,  daß  der  Kauf- 
mann in  eigener  Person  einkaufien,  verkaufen,  sein  eigener  Frachtführer  und 
Briefbote  sein  mußte.  Zur  Verminderung  der  Zahl  der  Geschäftsreisen  kamen 
die  Messen  auf.  wo  man  persönlich  mit  den  Geschäftsfreunden  aus  allen  Ric}i- 
tungen  der  Windrose  in  Berührung  treten  und  seine  Geschäfte  abwickeln 
konnte.  Von  der  Mitte  des  12.  bis  zum  Anfisnge  des  14.  Jahrhunderts  hatten 
die  Messen  in  der  Champagne,  nSmIich  in  Troyes,  Bar  sur  Aube,  Provins  (in 
der  Landschaft  Brie  nördlich  der  Seine)  und  Lagny  an  der  Marne,  die  gröbte 
Bedeutung;  sie  waren  die  Mittelpunkte  des  Waren-  und  Geldverkehrs.  »In 
diesen  jetzt  wenig  bedeutenden  vier  Städten  fand  sich  die  damalige  Handels- 
welt aller  umliegenden  Länder  zusammen;  auch  die  Kaufleute  Italiens  zogen  mit 
ihren  Waren  in  großer  Zahl  dorthin  ttber  die  Alpen.  Die  Blttte  der  Champagner 
Memsen  beruhte  vor  allem  auf  dem  Schutze  und  der  Verkehrsfireiheit,  welche 
die  Grafen  von  der  Champagne  den  Fremden  aus  kluger  Berechnung  gewahrten. 
Das  Ansehen  der  Grafen  ging  so  weit,  daL^  sie  oder  ihre  Vertreter  (custodes 
nunäinarum,  gardcx  des  faires)  bis  nach  Italien  hinein  die  Verletzer  des  Meli- 
friedens  verfolgen  konnten.  Es  bestand  auch  ein  wohlgeordneter  Botendienst 
zwischen  den  Meßstfldten  und  Italien;  die  Strecke  von  Lagny  bis  Florenz  legte 
der  Bote  in  20  Tagen  zurück.  .Ausführlicheres  über  die  Messen  in  der  Cham- 
pagne und  den  crwühnlen  Botendienst  findet  der  Leser  im  Archiv  \{)n  i8q6 
S.  342  ti  und  371  ti.  Gegen  Ende  des  14.  Jahrhunderts  verloren  die  Champagner 
Messen  durch  den  sich  immer  mehr  entwickelnden  unmittelbaren  Verkehr 
Italien-  mit  Deutschland,  Flandern  und  England  sowie  durch  den  entstehenden 
Schiffsverkehr  /.wischen  dem  Mittelmeer  und  dem  Atlantischen  Ozean  ihre 
Welt'-tellung.  Die  deutNche  Knutmannschnff  hatte  jetzt  in  den  groben  Handeis- 
plätzen Italiens,  besonders  in  Venedig  und  Genua,  ihre  ständigen  Vertretungen, 
mit  denen  sie  durch  einen  eigenen  Botendienst  in  Verbindung  stand. 

Der  I'JinHufi  Italiens  auf  die  Entwickelung  des  deutschen  Handels  ist  in 
vielen  Beziehungen  bedeutend  gewesen  und  in  der  kaufmännischen  Buch- 
führung u.  s.  w.  durch  z;ihlreiche  italienische  Kunstausdrücke  noch  heut  nach- 
weisbar. Namentlich  als  Geldgeber  traten  die  Italiener  in  Deutschland  auf. 
Trotz  des  mittelalterlichen  Kirchenverbots,  Geld  gegen  Zinsen  ausmleihen,  ver> 
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standen  es  die  meist  aus  Asti  stammenden  »Kawerschen«  doch,  in  Form  von 
»Verzugsstrafen«  hohe  Wucherzinsen  einzuheimsen  und  gleich  ihren  Kon- 
kurrenten, den  Juden,  grolle  Reichtümer  zu  sammeln.  Die  »Kawerschen« 
galten  üet  Überall  als  ehrlos  und  suchten  Ihr  christliches  Gewissen  nicht  selten 
durch  reidie  fromme  Stiftun^n  zu  beschwichtigen,  wäli  Li  J  die  Juden  bitteren 
Verfolgungen  ausgesetzt  waren.  ItaHcner  kamen  auch  als  Anf^estellte  l^roL^er 
Kaufhäuser,  als  Zoilpüchter  und  Münzer  über  die  Alpen  nach  Deutschland. 

Alles  in  allem  wird  aber  trotz  der  vielfachen  Beziehungen,  die  wir  zwi!>chen 
Italien  und  dem  Norden  kennen  gelernt  haben,  der  Umfang  des  Verkehrs  auf 
den  Alpenstrafien  im  Mittelalter  nach  unseren  Begriffen  nicht  eben  groß 
gewesen  sein.  Zwar  ist  es  schwer,  die  Grölte  dieses  Verkehrs  festzustellen: 
doch  kann  man  nach  den  vorhaiulcneü  Zollrechnungen  z.  B.  für  die  Gotlhnrd- 
straße  eine  jährliche  Warenmenge  im  Gewichte  von  25  000  Zentnern  annehmen. 
Eine  solche  Last  konnte  heut  mit  zwei  GOterzQgen  durch  den  Golthardtunnel 
befördert  werden,  wobei  allerdings  zu  berücksichtigen  ist,  daß  im  Mittelalter 
nur  wertvollere  Güter  auf  größere  Entfernungen  verschickt  zu  werden  pflegten, 
während  heutigen  Tags  die  billigen  Mas-^engüter  die  HaupttVacht  ausmachen. 
Der  Personenverkehr  des  MitteiaUers  kann  mit  dem  unserer  heuligen  reise- 
lustigen Zeit  Oberhaupt  kaum  verglichen  werden. 


Die  Frauen  im  österreichischen  Staatsdiensie. 

In  einem  bei  Franz  Deudickc  iWien  und  Leipzig)  unter  obiL,'eni  Titel 
kürzlich  erschienenen  Werke  lietert  der  Verfasser,  Hans  Nawin^ky,  auf 
Grund  reichen  amthchen  Materials  ein  anschauliches  Bild  der  Frauenarbeit  in 
den  verschiedenen  staatlichen  Verwaltungszweigen  Österreichs.  Bei  dem  großen 
Interesse,  das  vor  allem  in  Bearotenkreisen  der  Verwendung  von  Frauen  in 
staatlichen  Betrieben  entgegengebracht  wird,  erscheint  es  angebracht,  näher  auf 
den  Inhalt  des  Buches  einzugehen,  zumal  es  besonders  die  großen  Verkehrs- 
verwaitungen  sind,  die  sich  in  Österreich  ebenso  wie  in  Deutschland  bereits 
in  ausgedehntem  Mafle  die  Frauenarbeit  nutzbar  gemacht  haben.  Die  Er- 
fahrungen, welche  in  fremden  Staaten  unter  iüinlichen  Arbeitsverhlfltnissen  wie 
bei  uns  bei  der  Verwendung  von  Frauen  im  Staatsdienste  gesammelt  werden, 
tragen  zur  Klürung  der  noch  nicht  endgültig  gelösten  Frage  bei,  wie  weit  ein 
staatliches  und  allgemeines  Interesse  vorhanden  ist,  von  der  Frauenarbeit  an 
Stelle  von  Münnerkrüften  im  Staatsdienste  Gebrauch  zu  machen. 

Der  Verfosser  geht  zunKchst  auf  die  Ursachen  und  Ziele  der  im  19.  Jahr* 
hundert  entstandenen  Frauenbewegung  ein,  v^ie  bekanntlich  darauf  hinausläuft, 
das  Arbeitsgebiet  der  Frauen  im  Erwerbsleben  sowohl  als  im  öftentlichen 
Leben  zu  erweitern  und  tunlichste  Gleichstellung  der  beiden  Geschlechter  in 
sozialer  und  wirtschaftlicher  Beziehung  anzustreben.  Wie  in  die  bürgerlichen 
Berufi»  hat  die  Frau  bald  auch  in  den  ihr  früher  verschlossenen  Staatsdienst 
Eingang  zu  finden  gesuclit.  und  es  ist  ihr  dies  mehr  oder  weniger  gelungen, 
sei  es,  daß  sich  ihre  Arbeitskraft  für  gewisse  staatliche  Arbeitsgebiete  als  be- 
sonders wertvoll  erwies,  sei  es,  dali  der  Staat  aus  ökonomischen  Gründen  aut 
die  im  allgemeinen  billigere  Arbeitskraft  der  Frauen  zurUckgriÖ'. 

Bevor  der  Verfasser  des  Buches  die  Gebiete  der  Frauentfltigkeit  im  öster- 
reichischen Staatsdienst  im  einzelnen  behandelt,  erörtert  er  zum  besseren  Ver- 
ständnisse der  einschh'ft^ii^en  Verhältnisse  das  Staatsdienstrecht  im  allgemeinen 
und  dessen  besondere  Regelung  in  Osterreich. 
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Dort  imtersclu'iJf !  mnn  zwei  Gruppen  von  Staat^bcvlicnslctcn  in  örteiiilicti 
rechtlicher  bteilung,  die  iogcnaniiicn  Staatsbeamten  und  die  in  die  Kategorie 
der  Dienerschaft  gehörigen  Staatsdiener.  Soweit  die  Staatsbeamten  Berufs- 
beamte sind,  werden  sie  nach  dem  Gesetze  vom  13.  April  1873  in  i  1  Rang« 
kln>sen  eingeteilt.  Die  Einreibung  in  eine  dieser  Rongklassen  }^ibt  den  Beamten 
ihre  öficntlich  rechtliche  Stellung;  für  die  Diener  gilt  in  dieser  Reziehimg  die 
Bezeichnung  als  wirkiiclier  in  die  Kategorie  der  Dienerschaft  gehöriger  Staats- 
diener. Wenn  diese  formellen  Momente  fehlen,  besteht  nur  ein  privatrecht- 
liches Verhältnis  zum  Staate.  Die  Pflichten  und  Rechte  der  österreichischen 
Stnatsbeamten  sind  nicht  für  die  im  Keichvrn'.e  vertretenen  L^fnder  durch 
gemeinschaftliches  Gesetz  geregelt  und  zusnmmengefaf^t,  sondern  die  ein- 
schlägigen Bestimmungen  sind  in  zahlreichen  Hotdekreten,  Gesetzen  und  Ver- 
ordnungen verteilt.  Nach  dem  Staatsgrundgesetze  vom  31.  Dezember  1867  ist 
der  Besitz  des  österreichischen  StaatsbUrgerrechts  für  den  Eintritt  in  ein  Öffent- 
liches Amt  erforderlich.  Das  Eintrittsalter  ist  nach  älteren  Bestimmungen  auf 
18  bis  40  Jahre  festgesetzt.  Strafrechtliche  Bescholtenhcit  schlielJt  die  An- 
stellung aus.  Die  Bestimmungen  Uber  Vorbildung  und  DienstprUfungen  sind 
ftlr  die  einzelnen  Verwaltungszwetge  durch  besondere  Verordnungen  getroffen. 
Der  endgültigen  Anstellung  hat  eine  mindestens  einjShrige  Probedienstzeit 
vorauszugehen.    Vor  dem  Eintritt  ist  ein  Diensteid  zu  leisten. 

Die  Staritspostheaniten  sind  in  viie  bestehenden  i  i  Rangklassen  eingereiht. 
Dagegen  nehmen  z.  B.  die  Postmeister  1.  und  II.  Klasi>e  eine  privatrechtiiche 
Stellung  ein.  Man  betrachtet  hierbei  die  Post-  und  Telegraphenanstalt  als 
selbständige  Rechtsperson  und  behandelt  die  Angestellten  als  in  einem  Dienst- 
ver :  i  '  iisve  zu  dieser  Rechtsperson  stehend. 

Die  weiblichen  Stnatsbediensfeten  Österreichs  sind  weder  in  eine  der 
I  I  Rangklassen  eingereiht  noch  gehören  sie  zu  den  Staatsdienern  der  Kategorie 
der  Dienerschaft.  Sie  stehen  insgesamt  in  privatrechtlichem  Verhältnisse  zum 
Staate.  Im  allgemeinen  haben  fbr  sie  daher  die  Rechtsprivil^en  des  Offent- 
lic'uMi  Dienstes,  mit  einigen  .Xusnahmen  zu  ihren  Gunsten,  keine  Gültigkeit. 
Jedes  \'er\vnllungsgebiet  zeigt  in  hezug  auf  ihre  Rechtsstellung  ein  anderes  Bild. 

Der  Verfasser  behandelt  demgemäß  nacheinander  die  Entwickelung  des 
Frauendienstes  bei  den  nichtärarischcn  und  ärarischen'*)  Postanstallen,  bei  den 
Staatsbahnen,  bei  dem  Postsparkassenamt  und  den  Übrigen  Staatsbehörden. 
Zum  Schlüsse  geht  er  auch  noch  auf  den  österreichischen  Privatdienst  und 
den  nu>>liindischcn  Staatsdienst  ein.  .\us  der  nebenstehenden  übersieht  ist  r.u 
er'-^ehen,  wie  die  Zahl  der  Frauen  in  den  verschiedenen  österreichi:>chen  Ver- 
waltungsgebieten  im  Laufe  der  Zeit  zugenommen  hat. 

Wir  entnehmen  daraus,  dafi  bei  weitem  die  meisten  Frauen  im  Post-  und 
Telegraphendienst  und  nur  rund  10  v.  H.  in  anderen  Verwaltungsgebieten  be- 
schäftigt werden.  Da  die  im  Post-  und  Telegraphendienste  hinsichtlich  der  Frauen- 
tiifigkeit  bestehenden  Verhältnisse  tür  un»  besonderes  Interesse  bieten,  so  soll 
aut  die  bezüglichen  Darlegungen  des  Verfassers  ausführlicher  eingegangen  werden. 

Nach  der  vorerwähnten  Obersicht  reicht  die  Verwendung  von  Frauen  im 
österreichischen  Staatsdienst  auf  etwas  mehr  als  3  Jahrzehnte  zurück,  und 
zwar  wurden  sie  zuerst  durcli  N'erordfiung  vom  7.  April  i86q  zur  Ausübung 
des  Püstdienstes  bei  den  nichtürarischen  Postämtern  zugelassen.  Die  Verordnung 
lautet  im  Auszuge: 

»Bei  nichtflrarischen  Postämtern  von  geringerem  GeschVflsumfang,  ins- 
besondere auf  dem  Lande,  kOnnen  auch  weibliche,  zum  Hausstande  des  Post- 

*  W  egen  der  Einteilving  der  üsterreichischen  Post-  und  Telegraphenanatalten 

vgl.  Archiv  von  itiy^  S.  24^  u.  329  tf. 
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Jahr 
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9» 

40 
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8226 
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meisters  gehörige  Personen  unter  dessen  Leitung,  Haftung  und  Verantwortung 

ohne  voran suegant;(.'ne  PrüfLing  aushülfsweise  im  P( ivtJien'^te  verwendet  werden, 
wenn  sie  hierzu  tzeeignet  sind.  Die  betreffeniicn  Postmeister  haben  hiervon 
unter  Nomhaftmachung  dieser  Frauen  und  Bestätigung  ihrer  ßelilhigung  jedes- 
mal Anzeige  an  die  vorgesetzte  Postdirektion  zu  erstalten.  Solche  Frauen 
können  aber  auch  unter  den  Bedingungen,  welche  für  Posteipeditoren 
vor'^e«clirieben  sind,  zur  selbst.lndigen  Ausübung  des  Postdienstes  unter 
Haltung  und  Verantwortung  des  Postmeisters  zugelassen  werden.  Sie  mü^'-en 
das  18.  Lebensjahr  zurückgelegt  haben,  über  ihr  VVohlverhaitcn  und  die  ge- 
nossene Schulbildung,  dann  Ober  den  in  der  Postmanipulation  erhaltenen 
praktischen  Unterricht  sich  glaubwürdig  ausweisen«  die  PostexpeditorenprOfung 
ablegen  und  «;odann  den  Diensteid  leisten. 

l'nfer  den  gleichen  Bedingungen  kann  Frauen  und  besonders  den  Post- 
meisterswitwen, welchen  bisher  Poststellen  unter  der  Bedingung  verliehen 
wurden,  den  Postdienst  durch  einen  geprttfkcn  und  beeideten  Postexpeditor 
versehen  zu  lassen,  diese  Verpflichtung  abgenommen  und  ihnen  sofort  die 
selbständige  Besorgung  des  Postdienstes  gestattet  werden.« 

Hierdurch  war  den  Frauen  mit  einem  Male  die  Möglichkeit  geboten,  als 
Postmeister  oder  Expeditor  oder  als  unselbst^indigc  Gehülhn  des  Postmeisters 
im  Postdiensle  Beschäftigung  zu  finden.  Ein  Jahr  spater  wurden  die  Frauen 
mit  Expeditorbefllhigung  auch  bei  den  mit  nichtärarischen  Postämtern  ver- 
bundenen Telegraphen -Nebenstationen  zum  Dienste  zugelassen.  Anfang  1872 
tiel  ferner  die  Beschränkung  weg,  daß  nur  zum  Hausstande  des  Postmeivters 
gehörige  Frauen  zugelassen  werden  durften.  Die  Gleichberechtigung  von 
Mann  und  Frau  im  nichtflrarischen  Dienste  war  erreicht.  Bei  der  nachfolgen- 
den Betrachtung  der  Verhiiltnisse,  wie  sie  bei  den  nichttfrarischen  Postanstalten 
anfangs  der  siebziger  Jahre  bestanden,  wird  daher  von  einer  Unterscheidung 
der  beiden  Geschlechter  .Abstand  genommen. 

Die  Anstellung  der  Postinhaber  oder  Postmeister  (N'orsteher  von  nicht- 
ärarischen Postanstalten)  erfolgte  —  abgesehen  von  einigen  erblich  verliehenen 
Ämtern  —  durch  Dienstvertrag.  Voraussetzungen  der  Anstellung  waren  an- 
gemessene  Schulbildung,  ein  staatsürztliches  Gesundheitszeugnis,  ein  Alter  von 
mindestens  34  Jahren  oder  Groi»ifihrigkeitserklllrung.  Dem  Dienstantritte  mußte 
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in  der  Regel  eine  Praxis  bei  einem  ärarischen  Amte  und  eine  DienstprUtung 
vorausgehen.  Das  Dienstverhältnis  schlofi  eine  Nebenbeschäftigung  nicht  aus, 
war  aber  unbeschadet  des  Kttndigungsrechts  als  ein  dauerndes  anzusehen. 

Der  Pustmeister  haftete  ftir  das  anvertraute  fiskalische  Gut  mit  einer  be- 
sonderen Kaution  und  seinem  qanzen  Vermögen,  und  zwar  nicht  nur  für  sein 
eigenes,  sondern  auch  für  das  \erscliulden  seiner  HUlfsorganc.  Die  Ver- 
gütungen der  Postmeister  waren  nicht  auf  Gewährung  eines  standesgemäßen 
Einkommens  bemessen,  sondern  bildeten  nur  Äquivalente  ftlr  einzelne  Leistungen, 
wie  z.  B.  für  Ausübung  des  Manipulationsdienstes,  für  die  Beförderung  der 
Posten,  für  Mer;^n!ie  und  Einrichtung  des  Dienstraums,  für  Bezahlung  der 
Hüllsorgane  usw.  Die  Bestallungs  -  (Manipulations-)  Gebühren  hielten  sich 
anfangs  in  bescheidenen  Grenzen.  Noch  bis  1873  gab  es  zahlreiche  Ämter 
mit  80  bis  100  fl.  Bestallung.  Die  Entlassung  der  Postmeister  erfolgte  gegen 
sechsmonatige  Kündigung  oder  sofort  strafweise  wegen  Vergehen  usw. 

Die  Postexpeditoren  standen  in  rein  privatrechtlichem  Dienstverhältnisse  zum 
Postmeister.  Die  Staatsverwaltung  setzte  nur  die  Annahmebedingungen  fest  und 
sicherte  sich  durcli  die  Vereidigung  die  Disziplinargewalt.  Sie  wurden  u.  U. 
bei  der  Besetzung  von  Postämtern  oder  beim  Obertritt  in  den  Staatsdienst 
begünstigt.  Die  Aniiahmebedingungcn  für  die  Expeditoren  waren  im  all- 
gemeinen denen  für  die  Postinhaber  gleich,  u.  a.  war  aber  das  Minde  t  iiter 
auf  nur  18  .lahre  festgesetzt  und  eine  drei-  bis  >«echsmon.itiL;e  Probepra.xis 
bei  einem  nichtärarischen  Postamte  vorgeschrieben.  Die  Bezüge  der  Post- 
expeditoren wurden  aus  den  den  Postmeistern  vom  Staate  gewXhrten  Mani- 
pulationsbeihülfen  bestritten.  Wflhrend  die  Poslmeisterstellen  zunächst  nur 
Stellen  im  Nebenberufe  darstellten,  waren  die  Postexpeditoren  durchweg  als 
Beruisbeamte  anzusehen,  obwohl  es  sich  meist  um  bequeme  landliche  Ver- 
hältnisse mit  wenig  anstrengendem  Dienste,  familiärer  Stellung  und  billigem 
Lebensunterhalte  handelte. 

Unter  den  männlichen  Postmeistern  findet  man  fast  alle  Berufsarten  ver- 
treten: .^rzte,  Apotheker,  pensionierte  Offiziere  und  Beamte,  Kaufletite,  Gast- 
wirte. Handwerker  usw.  Sie  gehören  meist  zum  besitzenden  Mittelstande. 
Die  weiblichen  Inhaber  stammen  zum  größten  Teil  aus  Familien  von  Be- 
diensteten der  nichtlfrarischen  Postanstalten.  Obgleich  die  Inhaber  ihre 
Existenzmitt«.-!  iiauptsüchlich  aus  ihrer  privatwirtschaftlichen  TUtigkeit  zogen, 
entwickelte  sich  bei  ihnen  bald  ein  starkes  Gefühl  der  Zusammengehörigkeit 
und  ein  ausgeprägtes  Standesbewul^tsein.  Da  die  \on  den  Postmeistern  be- 
schäftigten Frauen  vielfach  Familienangehörige  waren,  so  charakterisierte  sich 
die  Dienstleistung  dieser  Frauen  in  der  Hauptsache  als  Erleichterung  der 
Arbeitslast  der  Inhaber  und  Miterwerb.  Sie  wurde  daher  weniger  als  l^n> 
dringen  der  Frau  in  das  Erwerbs^ebiet  des  Mannes  empfunden.  Erst  die 
stärkere  Zunahme  der  weiblichen  Konkurrenz  und  die  geringeren  Lohn- 
ansprüche der  Frauen  schulen  hier  Gegensätze. 

1873  wurden  für  die  Bestallung  und  die  Amtspauschalien  der  Postmeister 
feste  Normen  eingeführt,  wobei  der  Erlös  aus  dem  Wertzeichen  verkauf  und 
die  Höhe  der  Einzahlungen  auf  Postanweisungen  zur  Grundlage  gewahh 
wurden.  Bei  einer  Einnahme  bis  zu  2000  fl.  schwankte  die  Bestallung 
zwischen  150  und  500  tl.,  das  Amtspauschale  zwischen  40  und  i2otl.  Für 
die  größeren  Ämter  wurden  besondere  Expeditorenbeihttlfen  gewährt.  Du  eine 
Neuregulierung  der  BezQge  von  drei  zu  drei  Jahren  vorgesehen  wurde,  war 
eine  steigende  Erhöhung  der  Entschädigungen  entsprechend  der  Amtseinnahme 
gewährleistet.  Auch  die  Titeltrage  und  die  Übernahme  in  den  Staatsdienst 
wurde  anderweit  geregelt.  Die  männlichen  Expeditoren  konnten  nunmehr 
nach  einjähriger  Dienstzeit  auf  Grund  einer  Prüfung  zu  Praktikanten,  nach 
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dreijähriger  und  Ablegung  der  V'erkehrsprüfung  zu  Assistenten  ( 1  1 .  Rangkla^se) 
ernannt  werden,  Postmeister,  deren  Ämter  ärarisiert  wurden,  unter  Ent- 
bindung vom  Nachweise  höherer  Bildung,  in  den  Staatsdienst  Ubertreten. 
Auch  eine  neue,  derjenigen  der  wirklichen  Staatsbeamten  nachgebildete  Uniform 
verliehen.  Von  Jer  Übernahme  in  den  Staatsdienst  und  der  Verleihung 
einer  Uniform  waren  die  weiblichen  Bediensteten  indes  ausgeschlossen. 

Wie  sich  die  Zahl  der  Frauen  zur  Zahl  der  Männer  im  nichtärarischen 
Postdienste  verhalt,  geht  aus  nachfolgender  Zusammenstellung  hervor. 
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Hieraus  ergibt  sich  sowohl  eine  stetige  starke  Vermehrung  der  weiblichen 
Kräfte  Uberhaupt,  wie  auch  ein  Wachsen  des  Prozentsatzes  der  Frauen  vom 
Gesamtpersonal  (bis  zu  rund  50  v.  H.  bei  den  Expeditoren).  Der  Grund  liegt 
nach  den  Mitteilungen  des  Verfassers  des  Buches  nicht  darin,  daß  die  An- 
nahme von  Frauen  vom  Staate  bevorzugt  wurde,  sondern  darin,  daß  die 
geringe  Vergütung  weniger  Bewerbungen  \on  männlicher  Seite  zur  Folge 
hatte.  Andererseits  trug  zur  Vermehrung  der  Frauen  im  nichtärarischen  Dienste 
der  Umstand  hei,  dab  die  l^ostv erwaltung  danach  strebte,  die  tüchtigen  männ- 
lichen Expeditoren  in  den  ärarischen  Dienst  zu  ziehen.  Dadurch  blieben  zum 
Teil  nur  weniger  gute  Elemente  fllr  den  nichtSrarischen  Dienst  verfügbar,  denen 
gegenüber  man  die  Expeditorinnen  vielfach  vorzog.  Der  gröl>te  Zuwachs  dieser 
weiblichen  Kraite  tie!  in  den  Zeitraum  von  1890  —  93.  Wie  übrigens  aus 
der  Zu^ammcnstelhinj^  ersichtlich,  ist  der  Anteil  der  Frauen  an  den  Post- 
incislerstellen  verhältnismäßig  viel  geringer  als  ihr  Anteil  an  den  £.\peditorstellen. 
Es  sind  auch  hauptsächlich  nur  kleinere  nichtiirarische  Amter,  die  von  ihnen 
geleitet  werden.  Nawiasky  nimmt  an,  dat^  sie  aus  eigener  Initiative  sich  nur 
um  kleine  Ämter  bewerben,  weil  der  Dienst  bei  i;r(')i^crcri  Ämtern  die  Ver- 
antwortlichkeit steigere  und  die  Leitung  von  mehreren  Hültspersonen,  Expedi- 
toren und  Dienern,  erfordere,  zu  welcher  Aufgabe  eine  Frau  sich  nur  selten 
berufen  fühle.  Die  Zahl  der  Ämter  mit  weiblichen  Leitern,  bei  denen  männ- 
liches HUl&personal  beschäftigt  wird,  ist  tatsachlich  auch  nur  sehr  gering. 
Da  die  Vergütung  für  die  .\mter  von  ihrem  Geschaftsumfang  abhüngt,  t!icn 
wir  auch  hier,  dai3  die  Frauen  sich  meistens  mit  den  am  wenigsten  lohnenden 
Stellen  begnUgen. 

Die  Reform  vom  Jahre  1899  teilte  die  nichtärarischen  Ämter  in  drei 
Klassen  ein.  In  die  III.  Klase  fallen  Ämter,  deren  Geschüftsumfang  eine  volle 
Arbeitskraft  nicht  erfordert.  Für  die  Vorsteher  dieser  Ämter  >  Postinhaber, 
Postexpedienten)  wurde  das  alte  Vertragssystem  beibehalten,  während  die  Vor- 
steher der  Ämter  I.  und  II.  Klasse  (Postmeister)  durch  Ernennung  mittels 
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Dekrets  in  ein  festes  Dienstverhältnis  zur  Post-  und  Teiegraphenanstalt  traten 
und  dadurch  Beamte  dieser  Anstalt  mit  besonderen  Rechten  wurden.  Die 
Grundlage  der  Anstellung  blieb  aber  privatrechtlich.    Die  PostroeUter  gelten 

seitdem  als  vollbeschäftigte  Beamte  und  bedürfen  zur  Übernahme  einer  Neben- 
beschäftigung der  Erlaubnis  der  vorgesetzten  Behörde. 

Die  Vergütung  erfuhr  eine  beträchtliche  Erhöliung  und  der  Loim  lür  die 
persönlichen  Dienstleislungen  trat  in  den  Vordergrund.  Für  die  Postmeister- 
stellen I.  und  II.  Klasse  wurden  verschiedene  Gehaltsstufen  geschatfen,  in 
welche  siit«  Po<;tmcister  nach  dem  Dienstalter  einrtlcken.  Urlaub  und  Ver- 
tretung wurden  geregelt,  die  Anforderungen  an  die  Ausbildung  erhöht.  Vor- 
bedingung für  die  Ernennung  zum  Postmeister  II.  Klasse  wurde  die  Ab- 
legung der  ExpedItorenprOfung,  zum  Postmeister  I.  Klasse  die  deir  Post- 
meisterprüfung.   Die  Haftpflicht  der  Postmeister  blieb  unverändert 

Weibliche  Postmeister  sollten  bei  der  Verheiratung  entlassen  werden.  Die 
Direktionen  wurden  jedoch  ermächtigt,  von  der  Entlassung  abzusehen,  wenn 
der  Ehemann  gerichtlich  oder  notariell  sein  Einverständnis  mit  dem  Verbleiben 
der  Frau  im  Dienste  erklärte.  Zu  bertkckstchtigen  ist  hierbei,  daß  es  sich  nur 
um  nichttfrarische  Postansttalten  handelt,  wo  der  rMumliche  Zusammenhang 
zwischen  Diensträumen  und  Privatwohnung  in  AusnahmeflKllen  ein  Nebeneinander 
von  dienstlicher  und  häuslicher  lätigkeit  erlaubt.  Zur  Zeit  ist  die  Zahl  der 
verheirateten  Postmeisterinnen  ziemlich  grol^,  die  Mehrzahl  war  aber  bereits 
bei  der  Ernennung  verheiratet.  Der  Verfasser  des  Buches  meint,  daft  die  Be- 
schrinlcung  der  Ehefrau  durch  die  Reform  wohl  den  ersten  Schritt  zu  ihrer 
gflnzUchen  Ausschließung  bedeute. 

In  bezug  auf  Vorbildung  werden  seit  der  Reform  weniger  scharfe  An- 
forderungen an  die  weiblichen  Kräfte  gestellt  als  an  die  männlichen.  Den 
Postmeisterinnen  wurde  durch  die  Refbrni  auch  die  Berechtigung  zum  Tragen 
einer  Uniformbluse  im  inneren  Amtsdienste  verliehen.  Die  dienstliche 
Stellung  der  Expeditorinnen  erfuhr  keine  Änderung,  nur  behandelte  man 
die  Verehelichungsfrage  wie  bei  den  Postmeisterinnen.  Eine  einschneidende 
Bestimmung  traf  die  Reform  dadurch,  daU  die  Frauen  von  den  Postmeister- 
stellen I.Klasse,  soweit  sie  sich  nicht  schon  darin  befanden,  au&geschlos.sen 
wurden.  Ihre  Laufbahn  gestaltet  sich  jetat  demnach  so,  dafi  sie  zuerst  als 
HUlfsorgane  (E.xpeditorinnen)  eintreten,  dann  die  Leitung  eines  Postamts 
III.  Klasse  (Postexpedientinnen^  übernehmen  und  endlich  zu  Postmeisterinnen 
II.  Klasse  ernannt  \\  erden,  während  die  Männer  in  der  Regel  sofort  vom 
E.xpeditor  zum  Postmeister  II.  Klasse  übergehen. 

Zum  Ausschlüsse  der  Frauen  von  den  Postmeisterstellen  I.  Klasse  hat  die 
Erwägung  gefuhrt,  dalJ  bei  den  betreffenden  Ämtern  2  bis  5  Expeditoren, 
niü^licherweise  alle  männlichen  Geschlechts,  und  ebensoviel  odei  mehr  Diener 
verwendet  werden  und  daß  die  Autorität  der  Frauen  nach  den  gemachten 
Erfahrungen  zur  Leitung  eines  so  grollen  Personals  nicht  ausreicht. 

Die  Urlaubsverhllltnisse  sind  verschieden.  Den  Postmeisterinnen  kann  zur 
Herstellung  der  angegriffenen  Gesundheit  oder  zur  Besorgung  dringlicher 
F"aniilienant^e!e^enheiten  Urlaub  bis  4  Wochen  unter  Fortbezug  des  Dienst- 
einkommens gewährt  werden,  woi^egen  die  PostexpeJienlinnen  die  X'ertretungs- 
kosten  selbst  tragen  müssen.  Bei  den  Expeditorinnen  richtet  sicii  alles  nach 
den  getroffenen  Vereinbarungen.  Sie  leben  auch  meistens  in  Hau^emeinschaft 
mit  der  Postmeisterin  oder  haben  starken  persönlichen  Rückhalt  an  der  Frau 
des  Pos(mei>vters.  Seihet  hc\  den  gröL^eren  Postämtern  haben  sich  keine  MiiJ- 
stände  aus  Jet  gemeinschaftlichen  Beschäftigung  weiblichen  und  männlichen 
Pe.Nonals  ergeben.  jSchiuß  foijtj 
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Französische  Vorschriften  zum  Schutze  der  Sch  wacl, Strom- 
leitungen gegen  Sta  rk  ^tromanlagen.  Die  französischen  technischen  Vor- 
schriften über  die  Herstellung  von  Starkstromanlagen  enthaUen  nach  dem  vor 
kurzem  neu  festgestellten  Wortlaute  folgende  Bestimmungen  zum  Schutze  der 
Sch  wacbstromleitungea : 

Der  Abstand  zwischen  Starkstromleitungen  und  stuaUichen  Telegraphen- 
oder Fernsprechlcitungen  muß  mindestens  t  m  betragen. 

Falls  Hochspannungsleitungen  mit  einer  Telegraphen  oder  Fernsprech- 
leitung parallel  verlaufen,  mUssen  die  beiderseitigen  Linien  einen  i>oichen  Ab- 
stand voneinander  hinten,  dafi  eine  BerOhning  unter  keinen  Umstanden  ein- 
treten kann.  Sind  die  Starkstrom! cit er  in  ihrer  ganzen  Länge  festgelegt,  so 
darf  der  Abstand  bis  auf  i  m  herabgehen;  in  allen  anderen  Fallen  hat  er 
mindesten-j  2  m  zu  bet tagen. 

Durch  diese  Bestimmungen  wird  die  gesetzliche  Vorschrift  nicht  berUhrt, 
wonach  jede  Starkstromanlage  so  anzulegen,  zu  unterhalten  und  zu  betreiben  ist, 
dais  weder  durch  Induktion  noch  durch  Ableitung  bz.  auf  sonstige  Weise  der 
Betrieb  in  den  bestehenden  Telegraphen-  und  Fernsprechleitungen  gestört  wird. 

An  den  Kreuzungsstellen  und  wenn  es  sich  um  hochgespannte  Ströme 
handelt,  müssen  Berührungen  zwischen  der  Starkstromanlage  und  bestehenden 
Schwachstromleitungen  durch  Anbringung  mechanischer  Schutzvorrichtungen 
oder  Veränderung  der  Telegraphen-  usw.  Leitungen  verhütet  werden. 

Die  Verwaltung  kann,  wenn  sie  es  für  nötig  erachtet,  in  ihre  gefährdeten 
Leitungen  auf  Kosten  des  Inhabers  der  Starkstromanlage  Stromunterbrecher 
einschalten. 

Wenn  die  Verwaltung  Telegraphen-  oder  Femspfechleitungen  in  der  Nahe 
von  Starkstromanlagen  herstellt,  so  gehen  die  durch  die  vorbezeichneten 

Schutzmaßnahmen  entstehenden  Kosten  zu  Lasten  der  Verwaltung,  und  der 
Inhaber  der  Starkstromanlage  ist  verpflichtet,  die  ihm  ang^beaen  Arbeiten 
auszufuhren. 


Funkentelegraphie  mit  einem  fahrenden  Eisenbahnzuge.  Wie 
»The  Electridanc  berichtet,  sind  kürzlich  in  Canada  Versuche  mit  drahtloser 
Telegraphie  zwischen  einer  Station  und  einem  fahrenden  Schnellzug  angestellt 

worden  Der  Zug  bestand  aus  9  Wagen,  von  denen  drei  mit  funkentele- 
graphischcn  Apparaten  ausgerüstet  waren.  Zur  Aulnahaie  diente  ein  Cohärer 
mit  Nickel-  und  Silberpulver.  Ein  senkrechter  Draht,  wie  er  bei  den  Funken- 
tclegruphenstationen  angewendet  wird,  um  die  elektrischen  Wellen  zu  ent- 
senden und  aufzunehmen,  konnte  natürlich  nicht  angebracht  werden;  statt 
dessen  wurde  ein  horizontaler  Draht  ausgespannt,  der  —  in  den  Stützen  für 
die  Zugsignalleine  untergebracht  -  sich  Uber  Wagenlängen  hinzog.  In 
jeden  der  drei  Stromkreise  waren  ein  Relais  und  ein  elektrischer  Wecker 
eingeschaltet.  Mit  diesen  einfechen  Vorrichtungen  gelang  c^,  bis  auf  10  engl. 
Meilen  von  der  Station  eine  gute  Verständigung  aufrecht  zu  erhalten.  Das 
Ergebnis  muß  als  ein  durchaus  zufriedenstellendes  bezeichnet  werden,  wenn 
man  die  geringe  Wirksamkeit  horizontaler  Sende-  und  Auffangdrahtc  berück- 
sichtigt und  wenn  man  weiter  in  Betracht  zieht,  dab  die  Regulierung  der 
Relais  durch  die  von  dem  Zuge  ausgehenden  Erschütterungen  aulSerordentlich 
erschwert  wird.  Der  letzteren  Schwierigkeit  .dürfte  sich  durch  entsprechend 
konstruierte  Relais  begegnen  lassen. 
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Funkentelegraphie  in  Italien.  Aus  Rom  wird  berichtet,  daß  Leutnant 
Solan  im  Auftrage  der  italienischen  Regierung  Marconi  einen  Vertrag  vor- 
gelegt hat,  wonach  an  der  itah'enischen  Küste  in  durchschnittlichen  Abstflnden 

von  300  km  12  Marconi-Slationen  für  militärische  und  Handciszwecke  angelej^t 
werden  sollen.  Es  wird  beabsichtigt,  einige  Stationen  noch  in  Jie^em  Jahre,  die 
anderen  in  der  ersten  Hälfte  1904  fertigzustellen.  Zwei  der  neuen  Stationen 
sollen  wie  die  in  Punta  di  Vele  und  Montemario  schon  bestehenden  ein- 
gerichtet werden.  Letztere  sind  zu  verstärken  und  bleiben  der  ausschließlichen 
militärischen  Benutzung  vorbehalten,  ü.  a.  werden  Stationen  in  Capo  di  Leuca 
bei  Gaeta,  auf  Elba  und  in  A^inara  eingerichtet  werden.  Nach  dem  Verlrog 
Uberlaßt  Marconi  der  Regierung  die  Verwendung  seines  Systems  abgabenfrei 
und  gestattet  die  Nachbildung  seiner  Apparate  durch  die  Heeresverwaltung, 
unbeschadet  seiner  Patentrechte.  Die  von  den  Marconi-Stationen  an  der  KQste 
eingenommenen  TelegrammgebUhren  fließen  in  die  italienische  Stnntskn<se, 
während  die  Gebühren  für  Telegramme,  die  von  den  mit  Marconi-Appai atcn 
ausgerüsteten  Schiffen  ausgehen,  der  Marconi-Gesellschaft  zukommen.  Der 
Staat  wird  f&r  jedes  Tetegramm  einen  Zuschlag  von  i  Lire  zu  den  gewöhn- 
lichen Gefoahren  erheben. 


Eine  neue  Richtkraft.  In  der  Fachzeitschrift  »Der  Mechaniker«  be- 
richtet K.  Gruhn  Ober  das  Ergebnis  zahlreicher  Versuche,  die  ihn  zu  der 

Überzeugung  geführt  haben,  daß  es  au£er  dem  Erdmagnetismus  noch  eine 
andere  Richtkraft  geben  müsse,  die  sich  überall  und  auf  alle  Körper  äußere. 
Der  Kleinheit  ihrer  Wirkungen  schreibt  er  es  zu,  daß  sie  bisher  unbemerkt 
geblieben  ist. 

Gruhn  hitngte  ein  Stäbchen  aus  unmagnetischem  Stoffe  an  einem  feinen 
Faden  in  einem  gegen  die  Luft  abgeschlossenen  Glasgef^ß  auf,  derart,  daß 
^ich  das  Stäbchen  nach  Art  der  Magnetnadel  frei  bewegen  konnte.  Durch  ein 
doppeltes  Gehäuse  aus  Karton  oder  Metall  war  das  Glasgefäß  gegen  die  Ein- 
wirkung der  Licht-  und  Wärmestrahlen  geschützt.  Wire  der  aufgehängte 
Gegenstand  lediglich  der  Schwerkraft  unterworfen,  so  hatte  er  eine  derartige 
Lage  einnehmen  müssen,  daß  in  dem  Faden  keine  Drehungsspannung  übrig 
blieb.  Gruhn  hat  aber  festgestellt,  daß  das  Stäbchen  eine  bestimmte  Lage 
einzunehmen  pflegte  und  dati  es  bei  einer  Drehung  des  Fadens  diesem  zwar 
folgte,  aber  nicht  vollständig.  Bei  einer  Drehung  des  Fadens  um  90^  führte 
das  Stäbchen  beispielsweise  eine  Drehung  von  nur  60^  aus.  Drehte  er  den 
Faden  in  derselben  Richtung  abermals  um  90°,  so  folgte  das  Stäbchen  Jcr 
Bewegung,  schritt  aber  merkwürdigerweise  dieses  mal  um  denselben  Winkel 
vor,  um  den  es  vorher  zurückgeblieben  war.  Dieses  Zurückbleiben  und 
Voranschreiten  des  aufgehängten  Gegenstandes  wiederholte  sich  mit  unbedingter 
Regelmäßigkeit,  sobald  man  den  Faden  Drehungen  um  90°  ausführen  liefi. 

Wenn  man  statt  des  symmetrischen  Stäbchens  einen  unsymmetrischen 
Gegenstand  aufhängt,  scheint  die  Richtkraft  auf  den  Gegenstand  wie  der  Wind 
auf  eine  Wcticrtahne  zu  wirken:  der  Gegenstand  stellt  sich  mit  seinem 
längeren  Flügel  in  eine  bestimmte  Richtung  ein. 

Hieraus  geht  hervor,  daß  frei  aufgehängte  Gegenstände  einer  Kraft  ge- 
horchen, die  bestrebt  i.^t,  ihnen  eine  bestimmte  Richtung  zu  geben.  Diese 
Richtung  ist  nicht  überall  dieselbe:  an  ein  und  demselben  Orte  erleidet  sie 
tägliche  Änderungen  wie  der  Erdmagnetismus;  aulSerdem  hat  Gruhn  be- 
trächtliche unregelmäßige  Änderungen  festgestellt.  Die  unbekannte  Kraft  wirkt 
übrigens  auf  die  verschiedenen  ICörper  verschieden. 

Vielleicht  sind,  wie  bei  .^o  manchen  früher  unerklärlichen  Vorgängen,  auch 
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hier  die  Radium-  usw.  Strahlen  im  Spiele.  Jedenfalls  scheinen  wir  einer  Ent- 
deckung gcyenüherzustehen,  deren  wissenschaftliche  und  praktische  Folgen 
sich  noch  nicht  ermessen  lassen. 


Das  neue  lenkbare  Luftschiff  in  England.  Das  englische  Kriegs- 
ministerium beschilhigt  sich  seit  lüncerer  Zeit  eingehend  mit  der  Erprobung 
des  von  Dr.  Barton  erfundenen  lenkbaren  Luttschitfs.  Die  Versuche  scheinen 
SO  einem  gOnsligen  Ergebnis  geführt  sa  haben,  denn  die  Regierung  hat  die 
Errichtung' eines  besonderen  GebKudes  angeordnet,  in  dem  ein  weiteres  Fahr- 
zeug dieser  Art  errichtet  werden  soll.  Der  Bau  wird  so  beschleunigt,  daC* 
bereits  im  Juli  und  August  die  ersten  größeren  Probefahrten  &tatttinden 
können. 

Das  Luftschiff  besteht  aus  einem  zylinderförmigen  Ballon  von  i8o  engl. 
Fuß  Lflnge  und  50  FutS  Durchmesser.    Mit  angehängter  Gondel,  die  1 20  Fuß 

lang  ist,  erreicht  das  Fahrzeug  eine  GesamthOhe  von  60  Fuß.  Zur  Fort- 
bewegung dienen  sechs  »Propeller«,  die  zu  je  zweien  durch  einen  30 pferdigen 
Petroleumraotor  getrieben  werden  und  die  dem  Luftschiffe  bei  nicht  un- 
günstigem Winde  eine  Eigenbewegung  von  35  bis  30  engl.  Meilen  in  der 
Stunde  verleihen  sollen.  In  höheren  Luftschichten  vermag  sich  das  Fahrzeug 
48  Stunden  zu  halten.  FQr  diesen  Zeitraum  sind  zur  Sp>eisung  der  Motoren 
800  kg  Petroleum  erforderlich.  l")ie  mitzunehmende  Feucrungsmenge  ver- 
ringert sich  natürlich,  wenn  Reisen  von  kürzerer  Dauer  beabsichtigt  .sind. 
Bei  Fahrten  von  ao  bis  30  Meilen  ist  die  Gewichtsersparnis  so  grol^,  dai^ 
außer  der  Bemannung  des  Luftschiffs  sechs  bb  sieben  weitere  Personen  mit- 
genommen werden  können.  Die  Bemannung  besteht  aus  dem  Luflschiffer, 
dem  Steuermann  und  dem  Maschinisten. 

Man  verspricht  sich  von  dem  neuen  Fahrzeuge,  wenn  -es  sich  bewahrt, 
gute  Dienste  als  Beförderungsmittel  für  gröl^ere,  seiner  Tragfähigkeit  ent- 
sprechende Lasten  von  Lebensmitteln  und  Verbandzeug,  als  Aufklärer  zur 
Sichtung  entfernter  Schiffe,  Erspühung  von  Unterseebooten  usw. 


Bau  neuer  Brücken  in  New  York.  Der  berühmten  Brooklyner  Brücke, 
die  bisher  allein  eine  unmittelbare  Verbindung  zwischen  Alt -New  York  und 

der  Schwesterstadt  Brooklyn  herstellte,  wird  sich  in  nicht  zu  ferner  Zeit,  zur 
Befriedigung  eines  dringenden  VerkehrsbedUrfnisses,  eine  Reihe  weiterer  der- 
artiger Bauwerke  hinzugesellen.  Nach  der  Ne\\-  L  euker  Handelszeitung  haben 
drei  dieser  BrQckenprojekte  soweit  Gestalt  angenuinnien,  dal^  entweder  der 
Bau  bereits  im  Gange  ist  oder  die  PlSne  fertig  vorliegen.  Letzteres  trifft  auf 
die  »Manhattanbrücke*  zu,  deren  Pläne  von  dem  Brückenkommissar,  dem 
deutschen  Ingenieur  Lindentlial,  der  städtischen  Kunstkommission  zur  Begut- 
achtung Ubermittelt  worden  sind.  Die  Brücke  wird  den  Last  River  von  Pike 
Slip  in  Manhattan  (Alt -New  \'ork)  nach  Washington  Street  in  Brooklyn  in 
einem  weiten  Bogen  von  1 470  Fuß  Linge  tiberspannen,  dessen  Hohe  inmitten 
des  Flusses  135  Fuß  betragen  wird.  An  diese  FlußbrQcke  schließt  sich  auf 
jeder  Seite  eine  LandbrUcke  mit  einer  Spannung  von  725  Fuß  Länge  an,  so 
daß  die  Länge  der  Hauptstruktur  sich  auf  2920  h'uü  beläuft.  Mit  EinschluL^ 
der  Aufgänge  wird  die  Manhattanbrücke  insgesamt  jedoch  9900  Fub  auf- 
weisen und  damit  alle  ühnlichen  vorhandenen  Bauwerke  bei  weitem  Ober- 
trelBfen.  Der  Oberbau  besteht  aus  vier  gewaltigen  Ketten,  an  denen  die 
eigentliche  Brücke  hängt,  deren  Breite  122  Fui.-  betragt.  Die  Ketten  sind  in 
Steinwerk  verankert  und  werden  von  zwei  StahltUrmen  getragen,  die  400  Fuß 
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Uber  das  Wasser  emporragen.  Auf  dem  33%  breiten  Fahrwege  do 
Brücke  werden  vier  mit  je  drei  Pferden  bespannte  Wegen  bequem  neben- 
einander fahren  können.    Vier  Bahngleise  der  elektrischen  Straßenbahn,  2wei 

an  jeder  Seite,  sind  von  dem  Fahrwege  gänzlich  getrennt,  und  für  Fußgänger 
hat  die  Brücke  zwei,  je  ii'/^Fuß  breite  Promenaden.  Außerdem  sind  vier 
Gleise  für  die  Hochb;ihn  paarweise  angeordnet.  An  verschiedenen  Punkten 
sollen  Treppen  angelegt  werden,  um  den  Passagieren  der  HochbahntQge  zu 
ermöglichen,  im  Falle  einer  Verkehrsstörung  den  Promenadenweg  leicht  zu 
erreichen.  Die  Uber  die  Brücke  lühiemlen  acht  Bahngieise  werden  nach  fach- 
männischer Schätzung  unter  gewöhnliciien  Verkehrsverhiltnissen  die  Beförderung 
von  200  Millionen  Heisenden  im  Jahre  zulassen. 

Wahrend  die  Fertigstellung  dieses  Brückenbaues  noch  einige  Jahre  in 
Anspruch  nehmen  dürfte,  erwartet  man,  daß  die  zur  Zeit  im  Baue  begrißene, 
von  Delancev  Street  in  New  York  nach  Kcnt  Avenue  in  Brooklyn  führende, 
sogenannte  East  Riverbrücke  noch  in  diesem  Herbst  eröflhet  und  wenigNiens 
teilweise  dem  Verkehr  Ubergeben  werden  wird.  Mit  dem  Baue  der  Brücke, 
die  nach  ihrer  Vollendung  der  den  Anforderungen  der  Neuzeit  nicht  mehr 
genügenden  Brooklyner  Brücke  viel  Verkehr  entziehen  dürfte,  wurde  im  August 
1896  begonnen,  und  trotz  mancherlei  Schwierigkeiten  sind  damit  anerkennens- 
wert schnelle  Fortschritte  gemacht  worden.  Die  Größenverhaltnissc  dieses 
Baues  bleiben  hinter  denen  der  oben  beschriebenen  Brücke  etwas  zurück, 
indem  die  Gesamtllfnge  7200  Fuß,  die  Breite  118  Fuß  und  die  Höhe  der 
Türme  335  Fuß  betrugt.  Dafür  wird  der  dgentliche  Brückenbogen  länger 
sein  als  der  der  projektierten  Manhattanbrücke:  er  soll  den  F!u!>  in  gleicher 
Höhe  wie  letztere,  aber  in  einer  Liinge  von  i(>()0  Fuß  überspannen.  Die 
East  Hiverbrücke  wird  )e  zwei  Straßenbahn-  und  Hochbahngleise  haben,  ferner 
eine  Promenade,  zwei  Fahrwege  und  einai  Radlerpfiid  aufweisen.  Die  Kobel, 
welche  die  Brück«  tragen,  haben  einen  Durchmesser  von  18^  ,  Zoll;  in  jedem 
Knt^cl  bcHnJen  *ich  -^  '1(1  Driihte.  die  ic  c\\vn  1^00  Fuß  lang  sind.  Die  Kosten 
der  K.il-t'l  vt<:rl!cf(  sich  auf  i  ^dS  ooc.)  Dollar^,  Jie  der  Türme  auf  1  221  000  Dollars, 
des  Haiigegerüsies  aul  1  123000  Dollars,  des  New  Yorker  Aufganges  auf 
I  464000  Dollars,  des  Brooklyner  Aufganges  auf  947000  Dollars,  der  Ver- 
ankerungen auf  I  550000  Dollars,  und  das  Fundament  kostet  850000  Dollars. 
Im  November  v.  J.  brach  im  New  "^'orker  Turme  Feuer  aus,  das  jedoch  die 
btahlteile  und  liesonders  die  Kabel  nur  unbedeutend  beschädigte. 

Auch  iür  eine  dritte  neue  Brücke,  die  vom  Fuße  der  39.  Straße  in  New 
York  Ober  Blackwells  Island  nach  Queens,  Long  bland,  führen  soll,  liegen 
Pläne  bereits  vor,  doch  herrschen  Ober  die  Zweckmäßigkeit  dieser  Plftie 
zwischen  Jen  Bewnhnern  von  Queens  und  den  städtischen  Behörden  Meinungs- 
verschiedenheiten, welche  die  Ausführung  des  Baues  voraussichtlich  noch 
längere  Zeit  verzögern  dürften. 


Die  panamerikanische  Eisen  bahn.  In  einer  kürzlich  in  Washington 
von  Vertretern  aller  amerikanischen  Republiken  besuchten  Sitzung  wurde  das 
schon  früher  aufgetauchte  Projekt  einer  internationalen  Eisenbahn  dargelegt, 
die  durch  Nord-,  Mittel-  und  Süd-Amerika  gdien  soll.  Aus  den  Mitteilungen 
ging  nach  der  »Ztg.  d.  Verw.  deutsch.  Eisenb.-Verw.t  u.  8.  hcfvor,  daG  die 
Gesamtenttcrnung  von  New  York  nach  Buenos  Avres  10220  engl,  Meilen 
^16469  km)  beträgt,  und  daü  die  schon  bestehenden  oder  im  Baue  be- 
lindlichen  Eisenbahnen  auf  dieser  Linie  eine  Ltfnge  von  6500  engl.  Meilen 
.10465  km)  haben.  Der  von  der  Kommission,  die  das  Projekt  schon  vor 
einigen  Jahren  studiert  hat,  vorgeschlagene  Plan  umfaßt  eine  Lhiie,  die,  am 
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südlichen  Endpunkte  der  mexikanischen  Bahnen  beginnend.  Mittel  -  Amerika 
durchzieht,  längs  der  Anden  bis  zu  einem  in  Bolivia  gelegenen  Punkte  läuft 
und  nach  Argentien,  Paraguay  und  Uruguay  sowie  nach  Brasilien  und  Chile 
Zweiglioien  entsendet;  ein  anderer  Zweig  geht  von  Kolumbien  aus,  um  in 
Caracas  zu  münden.  Dem  argentinisclun  Netze  fehlen  nur  noch  einige  Meilen 
Eisenbahn,  um  mit  den  Eisenbahnen  von  Bolivia  verbunden  zu  werden.  Der 
neue  Eifer  in  den  \  cremigten  Staaten  zu  gunsten  dieser  Bahn  entstammt  dem 
Wunsche,  so  schnell  als  niOglich  die  Ebenbahnen  bis  zum  Panamakanale  zu 
verlängern.  Die  Vertreter  der  verschiedenen  Republiken  sind  aufgefordert 
worden,  sich  darüber  zti  üußern,  wieviel  ihre  Regierungen  ZU  diesem  inter- 
nationalen  Unternehmen  beisteuern  wUrden. 


Verkehrswege  aus  dem  Inneren  des  Kongostaats.  Einer  V'er- 
be^serimi,'  der  Verkehr<iwt.ge  aus  dem  Inneren  des  Kongostaot<  wendet  man  in 
Belgien  natürlich  lebhaftes  Intere'^ve  zu.  Ein  Bericht  de>  be1;z>cliLn  Gesandten 
in  Egypten  beschäftigt  >ich  neuerdings  mit  dieser  i  ragc  und  führt  etwa 
folgendes  aus.  Von  grofler  Wichtigkeit  fbr  den  Kongostaat  ist  es  zuntfchst, 
dafi  er  sich  das  Pachtrecht  flSr  einen  Landstreifen  von  ca.  2^  km  Breite  von 
seiner  Grenze  durch  das  von  Grnf.'britannien  beherrschte  Gebiet  bis  nach 
.Mahagi  am  Nordwestende  des  Albert -Sees  sichert.  Die  im  Baue  be^ritiene 
Bahn  von  Stanley  Falls  nach  Mahagi  und  dem  Gebiete  der  grollen  Seen 
(Archiv  1902  S.  62)  würde  dann  vOllig  in  solchem  Lande  verlaufen,  das  unter 
dem  Einflüsse -des  Kongostaats  stände.  Auf  dieser  Bahn  würden  zahlreiche 
Güter  aus  dem  reichen  Inneren  des  Kongostaats  vorerst  in  das  Seengebiet  ge- 
bracht werden  können.  Für  die  Weiterbeförderung  der  nach  Europa  be- 
stimmten Erzeugnisse  des  Kongogebiets  von  Mahagi  aus  ^ind  zwei  Wege  in 
Betracht  zu  ziehen.  Die  kOrzeste  Verbindung  nach  dem  Meere  wtirde  die 
Uganda-Eisenbahn  ermöglichen.  Diese  verbindet  im  britischen  Ostafrika  Mom- 
bassa  am  Indischen  Ozeane  mit  Port-Florence  am  Nordoststrande  des  Victoria- 
Sees;  es  ist  dies  eine  Strecke  von  936  km,  die  in  2 '/a  Tagen  zurückgelegt 
wird ,  wahrend  man  früher  ungefähr  70  Tage  gebrauchte.  Um  dle^e  Bahn 
von  Mahagi  aus  zu  erreichen,  bedQrfte  es  der  Herstellung  einer  Verbindung 
zwischen  dem  Albert-See  und  dem  Victoria-See.  Der  Somerset-Nil  fließt  aus 
dem  Victoria-  nach  dem  Albert-See,  kann  jedoch  für  eine  Frachlschiffahrt 
nicht  in  Betracht  kommen,  weil  die  Katarakte  von  Ripon  und  Miirchison  un- 
Qberwindliche  Hindernisse  für  eine  solche  bilden.  Für  den  Bau  einer  Eisenbahn 
zwischen  beiden  Seen  wflre  der  Weg  vom  Westufer  des  Victoria-  nach  dem 
Südende  des  .Mbert-Sees  in  bezug  auf  die  Terra  in  Verhältnisse  am  vorteilhaftesten. 
Durch  Dampfer  mülJte  die  Verbindung  der  Endlinien  einer  solchen  Bahn  mit 
Mahagi  und  Port-Florence  aufrecht  erhalten  werden.  Mit  Hülfe  dieser  Verkehrs- 
mittel könnte  die  Beförderung  von  Mahagi  nach  Mombassa  in  fünf  bis  sechs 
Tagen  bewerkstelligt  werden. 

Die  geradeste  Verbindung  von  Mahagi  nach  Europa  würde  sich  bei  Be- 
nutzung des  Nils  erreichen  lassen.  Der  obere  Nil  oder  Rahr-el-Djebel  ist  vom 
Aibert-See  aus  auf  einer  Strecke  von  173  km  bis  nach  Dutile  schiflbar.  \on 
dort  aus  bis  Gondokoro,  auf  eine  Entfernung  von  ca.  120  km,  hindern  Strom- 
schnellen und  ein  Gefillle  des  Flusses  von  60  m  die  Schiffahrt  fQr  Segel-  und 
DaropfschifTe.  Zur  Umgehung  der  Schnellen  mUßte  eine  Bahn  angelegt  werden, 
die  am  besten  gleich  von  Mahagi  aus  zu  bauen  wifre,  weil  gleichgroße  Dampfer 
nicht  auf  dem  Albert-See  und  im  Bahr-el-Djebel  benutzbar  wären.  Von 
Gondokoro  aus  ist  der  Nil  wenigstens  für  Schiffe  mit  geringem  Tiefgange 
befahrbar,  und  man  kann  annehmen,  da£  Stromregulierungen  im  Nil  seine 
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Benutzbarkeit  bedeutend  vergröbert  haben  werden,  ehe  Waren  aus  dem  Kongo- 
staate Gondokoro  aui  der  Bahn  erreichen  können. 

Gegenwirtig  sind  sowohl  die  Uganda  >  Bahn  als  die  Nilschilfohrt  flir  die 

Beförderung  der  Erzeugnisse  des  Kongostaats  ohne  Wert  wegen  der  hohen 
Transportkosten  bis  Port  Florence  und  Gondokoro,  in  nicht  ferner  Zeit  dürfte 
jedoch  einer  dieser  beiden  Beförderungswege  durch  Herstellung  der  Bahn- 
verbindungen Uber  Mabagi  fUr  den  angegebenen  Zweck  mit  Vorteil  benutzbar 
werden. 

(Nach  »La  Belgique  Colonialec,  mitgeteilt  durch  Bericht  der  deutschen 
Gesandtschaft  zu  BrQssel.) 


Die  Tawda -Eisenbahn  im  Ural.  Nach  Mitteilungen  russischer  Zeit- 
schriften hat  die  Regierung  den  Bau  der  sogenannten  Tawda -Eisenbahn  be- 
stätigt, die  in  crvti.i  Linie  dazu  bestiinnil  ist,  die  Eisenhütten  des  Ural,  die 
über  keine  Steinkoiiicnlager  verfügen,  mit  Holzkohlen  aus  den  bisher  unberührten 
Wäldern  des  Flufigebiets  der  Tawda  zu  versorgen.  Die  Tawda -Eisenbahn 
wird  von  der  Perni-Jekaterinenburger  Bahn  (Uralbahn)  bei  der  Station  Newjan>k 
nach  Osten  abzweigen,  Uber  Irbit  in  nordöstlicher  Richtung  bis  nach  Taba- 
rinskaja  an  der  Tawda,  einem  Nebenflusse  des  Tobol,  geführt  werden  und  in 
dieser  Richtung  etwa  303  km  Länge  umfassen.  Die  Tawda  ergießt  sich  an- 
ntfhernd  von  Nordwesten  nach  Sttdosten  in  den  Tobolflufi,  ist  grOfitenteils 
schiffbar  und  einpfilngt  aus  dem  l'ral  zahlreiche,  teils  schiffbare,  teils  flößbare 
NebentiUssc.  Das  ganze  FluL^becken  ist  mit  ausgedehnten  Wäldern  bedeckt, 
die  auf  unabsehbare  Zeiten  die  üruier  Hüttenwerke  mit  Holzkohlen  versorgen 
können.  Dieser  Umstand  ist  für  die  gesamte  Industrie  des  Ural  von  grofier 
Bedeutung,  zumal  in  unmittelbarer  Nflhe  der  Hochöfen  die  Wlllder  im  Ural 
stark  gelichtet  sind  und  die  Holzkohle  für  die  VerhOttung  oft  meilenweit  durch 
Pferde  herbeigeschatft  werden  muß. 

Von  dem  Regierungsausschusse,  der  sich  im  vorigen  Jahre  mit  der  Frage 
Uber  die  Verbindung  der  sibirischen  Eisenbahn  mit  der  russischen  Nordbahn 
beschäftigte,  ist  zur  Entlastung  des  Knotenpunktes  bei  Tscheljabinsk  und  zur 
vollstllndigen  Umgehung  der  Jekaterinenburg-Tjumener  Eisenbahn  die  Richtung 
Tschepzy-Krassnoufimsk  -  Jekaterinenburg  -Schadrinsk  -  Kurgan  vorgeschlagen 
worden.  Nach  Fertigstellung  dieser  Linie  und  der  Tawda-Eisenbahn  wUrden 
dann  für  die  sibirischen  Erzeugnisse,  die  entweder  mit  der  Bahn  in  Kurgan 
oder  Tscheljabinsk  bz.  auf  dem  Wasserweg  in  Tabarinskafa  (an  der  Tawda), 
Tjumen  'an  der  Tura,  NebenBui?  des  Tobol)  und  Kurgan  am  ToboF  an- 
langen, drei  verschiedene  Wege  über  den  Ural  zur  Verfügung  stehen,  die  den 
Durchgangsverkehr  auf  der  Hauptlinie  entlasten  könnten.  Die  geplanten  Linien 
werden  vielleicht  die  Grundlage  für  ein  zukünftiges  Eisenbahnnetz  im  Ural 
bilden.  (Zentralbl.  der  Bauverwaltung.) 
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Beschädigung  der  Reiehs*Telegraphen-  und  Fernsprech- 
anlagen durch  Sehneesturm  im  April  1908. 

Nachdem  die  den  oberirdischen  Reichs-Telegrnphcnanlagen  meist  gefähr- 
liche Winterszeit  ohne  größere  Störungen  im  Telegraphen-  und  Fernsprech- 
belriebe  verlaufen  war,  ist  diesen  Anlagen  durch  einen  im  Frtthjabr  mit  großer 
Heftigkeit  aufgetretenen  Schneesturm  doch  noch  ein  erheblicher  Schaden  zu- 
gefügt worden.  Der  Sturm  hatte  am  19-  April  seine  größte  Starke  erreicht 
und  sich  in  einzelnen  Gegenden  bis  zum  Orkan  gesteigert.  Nach  der  an  diesem 
Tage  von  der  deutschen  Seewarte  in  Hamburg  herausgegebenen  Wetterkarte 
war  ein  Ober  Ungarn  vo'breitetes  tiefes  barometrisches  Minimum  Uber  die 
pcrfnischen  Landesteile  Österreichs  nach  Preußen  vorgedrungen.  Der  Sturm 
trat  bereits  in  der  Nacht  vom  17.  zum  18.  April  im  Ober-PostJircklionsbezirk 
Oppeln  auf,  verbreitete  sich,  weiter  nach  Norden  gehend,  hauptsachlich  über 
den  ganzen  Osten  Deutschlands  bis  zur  Meeresküste  und  hielt  bis  zum 
31.  April  an.  Bei  der  ungewöhnlichen  Heftigkeit  des  Unwetters  und  der 
großen  Ausdehnung,  die  es  angenommen  hatte,  waren  die  Beschädigungen  der 
oberirdischen  Reichsleitungen,  wie  schon  oben  angedeutet,  außerordentlich 
zahlreich.  Infolgedessen  war  der  Nachrichtenaustausch  sowohl  innerhalb 
Deutschlands  als  aucii  mit  dem  Ausland  einpiindlich  beeinträchtigt. 

Über  den  Umfang  der  Beschädigungen  geben  die  beim  Reichs-Postamt  etn- 
g^angenen  Berichte  der  betroffenen  Ober-Postdirektionen  ein  anschauliches  Bild. 

Im  Bezirk  Oppeln  waren  die  Verheerungen  im  östlichen  Teile  nin  größten, 
und  zwar  in  solchen  Linien,  die  auf  längeren  Strecken  durch  Wälder  ver- 
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laufen.   Dort  waren  unzählige  Blume  infolge  der  Schneebetastung  und  des 

Winddrucks  umgebrochen  und  auf  die  Leitungen  gefallen.  An  Gestängen  mit 
wenigen  und  schwachen  Leitungen  waren  diese  in  zahheichen  Feldern  durch- 
schlagen, in  starker  beiasteten  Linien  waren  die  Gestänge,  mitunter  auf  mehrere 
Kilometer,  umgebrochen.  Vielfach  haben  die  Linien  auch  unmittelbar  durch 
die  Schneebelastung  und  den  Winddruck  gelitten.  In  der  Hauptsache  sind 
hierdurch  Drahtbrüche  und  Verschlingungen  herbeigeftlhrt  worden.  Die  an 
Eisenbuhnen  verlaufenden  Telegraphcnlinien  wurden  weniger  betroffen  als,  die 
Linien  an  Landwegen;  sie  haben  nur  da  stark  gelitten,  wo  sie  streckenweise 
ungeschützt  dem  Winde  ausgesetzt  waren.  So  waren  auf  der  Strecke  Cosel- 
Twardawa  viele  Stangen  mit  Msernen  AufisatzstUcken  umgebrochen  und  30 
Stangen  gegen  das  ßahngleise  gebogen,  so  daß  der  Zugverkehr  behindert  war. 
Von  den  umgebrochenen  Stangen  waren  die  meisten  in  der  Mitte  abgebrochen. 
In  der  Telegrapbenlinie  Bauerwitz- LeobschUtz  waren  zwischen  Wernersdort 
und  Bauerwitz  14  Stangen  umgebrochen  und  die  Streben  und  Anker  aus  dem 
Erdboden  herausgerissen.  Zwischen  Lublinitz  und  Pr.  Herby  waren  18  Stangen 
durch  Baumsturz  umgebogen  und  die  Drahte  vielmals  zerrissen.  Eine  Anzahl 
von  Verkehrsonstalten  war  vom  Telegraphen-  und  Fernsprechverkehr  vollstän- 
dig abgeschnitten.  Erheblich  betrogen  waren  die  Ortsfernsprechnetze.  Unter 
der  Last  der  an  den  Leitungen  haftenden  Schneemassen  waren  die  eisernen 
RohrstXnder  auf  den  Geblluden  in  großer  Zahl  umgebrochen  und  die  Lei- 
tungen entweder  zerrissen  oder  so  verschlungen,  daß  sie  durch  neue  ersetzt 
werden  mußten.  In  den  besonders  stark  beschädigten  Ortsfernsprechnetzen  in 
Beuthen  (Oberschi.),  Gleiwilz,  Kattowitz,  Königshi:ilte,  Ratibor,  Zabrze,  Tarno- 
witz,  Neiße,  Rybnik,  Sohrau,  Nicolai  und  Ptefl  waren  zusammen  1309  Haupt- 
anschlüsse gestört,  22  DoppelgestSnge,  a  einfache  Gestänge  und  19  einfache 
RohrstanJcr  umgebmchcn  oder  umgebogen.  Im  Ortsfernsprechnetze  Gleiwitz, 
wo  30  km  Linie  auf  Hausern  und  48  km  an  Landwegen  gestört  waren,  kamen 
die  gerissenen  Drähte  der  Fernsprech-Verbindungsleitung  Gleiwitz-Ratibor  mit 
dem  Fahrdrähte  der  elektrischen  Straßenbahn  in  BerOhrung.  Der  hierdurch  in 
die  Vermittelungsanstalt  geleitete  Starkstrom  hat  die  isolierten  Drähte  der  Fern- 
schranke zum  Teil  versengt.  Ein  größerer  Schaden  ist  durch  schnelles  Ein- 
greifen des  Personals  vcrliUtet  worden.  Die  Wiederherstellung  der  Anlagen 
wurde  mit  18  Bauabtciiungen  in  Angriff  genommen.  Bei  den  Linien  an 
Landwegen  verzögerte  sich  die  Instandsetzung  besonders  dadurch,  dafi  die  ge- 
stürzten Baume  und  die  in  den  WSldem  lagernden  Schneemassen  die  Stangen 
und  Leitungsdrähte  streckenweise  ganz  unter  sich  begraben  hatten,  so  daß  die 
beschädigten  Anlagen  zum  Teil  ganz  unzugänglich  waren.  Manchmal  war  es 
auch  notwendig,  dem  Umstürze  nahe  Baume  zu  fällen,  weil  sonst  die  wieder- 
hergestellte Linie  in  Gefiihr  war,  abermals  zerstCrt  zu  werden. 

Die  Telegraphenleitungen  waren  mit  Ausnahme  von  drei  vOllig  zerstörten 
Leitungen,  die  erst  am  24.  April  instandgesetzt  waren,  im  Laufe  des  22.  April 
wieder  betriebsfähig.  Dagegen  konnte  die  Wiederherstellung  aller  Verbin- 
dungsleitungen erst  in  der  Woche  vom  27.  April  bis  zum  2.  Mai  ermöglicht 
werden.  Die  Anschlußleitungen  der  Orts-  und  Bezirksfemsprecbnetze  waren 
am  Fnde  der  folgenden  Woche  sämtlich  betriebsfähig. 

Im  Ober- Postdirektionsbezirke  Breslau  wütete  der  Sturm  in  der 
Zeit  vom  18.  bis  20.  April.  Er  hat  namentlich  im  nördlichen  und  mittleren 
Teile  des  Bezirkes,  also  in  den  ebenen  Landstrichen,  erheblichen  Schaden  an 
den  Telegraphen-  und  Femsprechleitungen  verursacht,  wlihrend  in  den  gebir- 
gigen südlichen  und  südwestlichen  Teilen  nur  vereinzelte  Störungen  vorge- 
kommen sind.  Von  den  Tetegraphenlinien  des  Bezirkes  sind  13  Haupt-  und 
16  Nebenlinien  durch  das  Unwetter  in  Mitleidenschaft  gezogen  worden,  und 
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es  wurden  an  38  verscliiedenen  Punkten  im  ganzen  163  Leituns^s^türungen 
liervorgerufen.  Ein  Teil  der  Leitungen  wurde  schon  am  18.,  19.  und  20.,  die 
Mebnalil  aber  am  ai.  und  22.  April  wiederhergestellt.  Iq  3  Nebenlinien  konnte 
die  endgültige  Instandsetzung  erst  am  24.  April  bewirkt  werden,  und  an  der 
Strecke  Trebnitz- Militsch,  wo  mehr  als  20  Holzstangen  schief  gezogen  oder 
umgebrochen  waren,  verzögerte  sie  sich  bis  zum  23.  April.  Ähnlich  umfang- 
reich waren  die  Beschädigungen  in  den  Femsprech -Verbindungsanlagen.  In 
17  LinienzQgen  waren  an  verschiedenen  Stellen  insgesamt  87  EinzelstOrungen. 
Die  Instandsetzung  wurde  derart  beschleunigt,  daß  die  Mehrzahl  der  Leitungen 
bereits  am  Abend  des  20.  April,  der  Rest,  mit  Ausnahme  einer  an  dem  be- 
reits erwähnten  Gestänge  Trebnitz- Militsch  angebrachten  Leitung,  mit  Ablauf 
des  21.  April  im  Bezirke  betriebsfähig  war.  Die  größten  Verheerungen  sind 
in  der  Staidt  Breslau  ma§iMbm,  Die  gewaltige  Schneelast,  die  auf  den  Lei- 
tungsdrähten lagerte,  hatte  im  Ortsfiemsprechnetze  zahlreiche  Drahtbrtlche  zur 
Folge.  18  eiserne  Gestänge  waren  umgeknickt  und  weitere  26  Gestänge  schief 
gezogen.  Die  Zahl  der  in  Breslau  gestörten  Anschlußleitungen  belief  sich  auf 
etwa  2000.  Die  V^iederherstellung  der  Gestänge  und  Leitungen  hat  Ober 
6  Tage  Arbeitsxeit  erfordert,  so  dall  die  letzten  Leitungen  erst  am  26.  April 
betriebsfähig  gemacht  werden  konnten,  obwohl  1 2  Leitungsrevisoren  und  Tele- 
graphenbauführer mit  über  200  Arbeitern  bei  der  Beseitigung  der  Störungen 
tatig  waren.  Mehrfach  waren  auch  Berührungen  zwischen  den  gerissenen 
Drttbten  des  Ortsfernsprechnetses  und  den  Starkstromleitungen  eingetreten,  da 
die  unterhalb  der  Anschluflieitungen  angdsrachten  Schutznetze  ebenfiills  ge- 
rissen  waren.  Glücklicherweise  sind  aber  dank  der  eingeschalteten  Siche- 
rungen erhebliche  Beschädigungen  an  Apparaten  oder  Geblludeteileu  nicht 
eingetreten. 

Weniger  umfangreich  waren  die  Beschädigungen  im  Bezirke  Dresden. 
Von  den-  bei  den  Ämtern  in  Dresden  enigeflihrten  Leitungen  waren  am 

19.  April  20  Telegraphenleitungen,  24  Femsprech -Verbindungsleitungen  und 
83  Anschluflieitungen  außer  Betneb.  Die  im  Bezirke  liegenden  Störungen 
wurden  noch  im  Laufe  des  Tages  beseitigt.  Am  20.  April  waren  wiederum 
16  Telegraphenlelungen,  18  Fermpiech -Verbindungsleitungen  und  139  An- 
schluflieitungen gestOrt.  Auch  diese  Leitungen  sind,  soweit  sie  im  Bezirke 
verlaufen,  in  kürzester  Frist  wiederhergestellt  worden. 

Erheblicher  waren  die  Störungen  wieder  im  Bezirke  Potsdam,  wo  der 
Öturo)  am  1 9.  April  einsetzte.  Am  schlimmsten  heimgesucht  waren  die  Strecken 
Strasburg  (Uckermark)<-Pasewalk,  Pasewalk-Nechlin,  Prenadau-^Hafileben,  Ebers* 
walde-AngennUnde  und  AngermOnde-^^assow.  Auf  der  Strecke  Strasburg- 
Pasewalk  waren  etwa  50  Stangen,  zwischen  Pasewalk  und  Nechlin  gegen  60 
Stangen  umgeworfen  und  zum  Teil  zerbrochen.  Zwischen  Prenzlau  und  Haß- 
leben waren  auf  einer  Strecke  von  etwa  2  km  sämtliche  Leitungen  durch 
Auf&llen  von  Bttimen  gerissen.  Auf  der  Strecke  Eberswalde -AngermQnde 
zwischen  Herzspruog  und  Chorinchen  waren  24  Doppelgestinge  schief  gewebt, 
I  I  Doppelge'^tänge  umgebrochen,  60  Querträger  stark  verbogen,  einer  zerbrochen, 
mehrere  Gestänge  ausgerissen  und  über  die  Doppelgleise  der  Eisenbahn 
auf  die  andere  Seite  des  Bahnkörpers  geschleudert  worden.  Am  stärksten 
beschtfdigt  war  die  Linie  Angermttnde-Ptsnow,  woselbst  in  der  Gegend  von 
Schönermark  50  Doppelgestänge  umgebrochen  und  etwa  20  Doppelgestflnge 
schief  gedrückt  waren.  In  Schwedt  waren  am  19.  April  früh  alle  Morse- 
und  Fernsprechleitungen  gestört.  Die  Mehrzahl  dieser  Beschädigungen  war 
am  22.,  der  Rest  am  23.  April  vorläufig  wieder  beseitigt.  Die  übrigen  im 
Bezirke  zahlreidi  aufgetretenen  Störungen  waren  mit  wenigen  Ausnahmen 
bereits  am  20.  und  21.  April  gehoben. 
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Im  Instandhaltiingsbczirke  Berlin  waren  in  8  Telegraphen-  und  52  Fern- 
sprech-Verbiadun£^leitungen  sowie  in  1107  Anscblufl-  und  Vorortslcitungen 
Störungen  eingetreten.    Da  sofort  alle  Teiegra|^nlinien  und  Verbindungs- 

anlagen  durch  Leitungsaufsehcr  oder  Arbeiter  am  20.  April  begangen  wurden, 
wurde  die  Mehrzahl  der  Störungen  am  20.,  der  Rest  am  21,  April  beseitigt. 

Im  Bezirke  Frankturt  ^Üdcr)  waren  fast  sämtliche  Telegraphen-  und 
Verbindungsleitungen  gestört.  Von  den  Telegraphenanlagen  hatte  die  Ostbahn- 
linie am  meisten  gelitten.  Auf  den  Strecken  CUstriti-Tamsel-Vietz,  Zantocfa- 
FrieJeberg  und  Vordamm-Kreuz  war  der  größte  Teil  der  Doppelgestänge  um- 
gebrochen. Gröl^ere  Beschädigungen  der  l  ernsprecli  - Verbindungsieitungen 
haben  in  Crossen  (Oder),  Landsberg  (Warthe)  und  auf  der  Strecke  CUstrin- 
Soonenbui)$-Kriescht  stattgefunden.  In  Crossen  sowohl  wie  in  Landsberg 
waren  alle  zur  Ftthmng  von  Femleitungen  bestehenden  und  mitbenutzten  Dach- 
gestjfnge  umgebrochen.  Von  den  Ort>ternsprechnetzen  sind  diejenigen  in 
Crossen  (Oder),  Cüstrin,  Landsberg  (W.)  und  Lippehne  am  meisten  betrotlcn 
worden.  In  Crossen  ist  ein  einziger  Rohrständer  stehen  geblieben ;  in  CUstrin 
hatte  das  Unwetter  den  Linienzug  vom  Vermitteiungsamte  nach  CQstrin  3,  in 
Landsberg  den  Linienzug  in  der  Richtung  nach  Vietz  und  in  Lippehne  das 
Ahspanngestange  umgehrochen  und  die  Leitungen  zerns'^en.  Die  gestörten 
Leitungen  wurden  in  der  Zeit  vom  23.  bis  zum  25.  April  vorlfiutig  wieder- 
hergestellt. . . 

Im  Bezirke  Posen  waren  am  19.  April  bei  Dtenstbeginn  fost  alle  Tele- 
graphen- und  Fernsprech -Verbindungsieitungen  sowie  zahlreiche  AnschluA- 
leitungen  gestört.  Die  Hauptschäden  sind  durch  BaumstUrze  an  Landwegen 
eingetreten.  Die  meisten  Telegraphen-  und  Fernsprech -Verbindungsleitungen 
waren  schon  am  20.  April  mittags  betriebsfähig.  Am  21.  April  waren  alle 
StOrw^n  des  Betriebs  gehoben. 

Im  Bezirke  Bromberg  erstreckten  sich  die  Beschädigungen  nicht  auf 
den  ganzen  Bezirk,  obgleich  der  Sturm  über  die  ganze  Ostmark  ging.  Be- 
trotfen  wurden  einige  Linien,  die  von  Nordost  nach  Südwest  verlaufen  und 
die  Ortsfernsprechnetze  in  Brombergf  Inownudaw,  Nakei  (Netze)  und  Schneide- 
mühl.  Größere  Beschädigungen  waren  in  den  Telegraphenlinien  an  den  Bahn- 
strecken Kreuz -Schneidemühl,  Nakel  (Netze)- Bromberg,  Bromberg— Schulitz« 
Inowraziaw- Amsee  und  Könitz  (Westpr.)- Tuche!  sowie  in  den  Fernsprech- 
Verbindungslinien  an  den  Landstraßen  Nakel-Bromberg  und  inowraziaw- Amsee 
eingetreten.  Auf  der  Strecke'  Kreuis-ScbneidemQhl  waren  2  mit  Diagonal- 
verslrebungen  versehene  Doppelgestänge  mit  18  Leitungen  umgebrochen  und 
33  Doppelgestänge  aus  der  senkrechten  Stellung  gedrückt  und  nach  der  der 
Bahn  abgekehrten  Seite  umgelegt.  Zwischen  Nakel  und  Bromberg 
hatte  der  Sturm  10  mit  Diagonalverstrebungcn  versehene,  mit  15  Leitungen 
belastete  Doppelgestänge  und  auf  der  Strecke  Bronberg-Schulitz  18  einfache 
Gesttnge  mit  1 1  Leitungen  umgelegt.  Auf  der  Strecke  Inowraziaw -Amsee 
waren  4  mit  i  1  Leitimgcn  belastete  einfache  Stangen  umgebrochen  und 
18  Stangen  mehr  oder  weniger  schief  gedrückt.  Zwischen  Tuchel  und  Sehlen 
(Richtung  Könitz),  wo  auf  der  Nordseite  der  Bahn  ein  einfaches  GestSnge  mit 

3  Reichs-Telegraphenleitungen ,  i  Fernsprech -Verbindungs- Doppelleitung  und 

4  Bahnleitungen  steht,  sind  10  Stangen  zum  Teil  dicht  Ober  dem  Erd- 
boden, zum  Teil  an  den  Stellen,  wo  die  Streben  und  Anker  befestigt  waren, 
gebrochen  und  17  weitere  Stangen  aut  das  Bahnplanum  umgelegt  worden. 
An  den  Fernsprech -Verbindungslinien  Nakel-Bromberg  und  Inowrazlaw-Amsee 
hatte  der  Stuim  die  Stangen  zum  grofien  Teil  schief  gedruckt.  Von  dm 
Ortsfernsprechnetzen  ist  am  meisten  dasjenige  in  Brombei^  In  Mitleidenschaft 
gezogen  worden.    14  einüsche  Robrstflnder,  1  eisernes  Doppelgestinge  und 
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2  AufsalzstUcke  auf  Holz^tangcn  sind  umgebogen  und  2  Hulz^tangen  umge- 
brochen. Am  19.  April  bei  Dienstbeginn  waren  die  meisten  von.  Bromberg 
ausgehenden  Veiisindungslatungen  und  zwei  Drittel  tXkr  AnsdUnflleitungen 
gestOrt,  175  Leitungen  gerissen.  Mit  der  Instandsetzung  waren  am  19.  April 
5  Beamte,  10  Leitungsauistlier  und  75  Arbeiter  und  am  20.  April  10  Beamte, 
15  Lettungsau fseher  und  130  Arbeiter  beschäftigt  Am  22.  April  waren  alle 
Tel^raphen-  und  Femsprech-Verbindungsleitungen  wieder  betriebsflihig.  Die 
Wiederherstellung  der  Anschlufileitungen  in  Bromber^  hat  dagegen  bis  zum 
27.  April  gedauert.  Dort  waren  zunächst  die  Drahte  von  den  Starkstrom- 
leitungen zu  entfernen.  Am  19.  April  morgens  konnte  die  Straßenbahn  ihren 
Betrieb  in  vollem  Umfange  wieder  aufnehmen.  Die  hölzernen  Schutzleisten 
haben  eine  BerOhrung  zwischen  Staritstrom-  und  Schwachstromleitungen  und 
somit  den  Übergang  von  Starkströmen  in  die  Anschlufileitungen  verhindert. 
Nur  in  einigen  Fällen  vor  Einstellung  des  Betriebs  der  Sfralienbahn  am  Abend 
des  18.  April  wurden  in  der  Dunkelheit  auf  der  Arbeitsleitung  liegende  Fern- 
sprechleitungen von  den  Gleitrollen  erfaßt,  auf  ungeschützte  Strecken  der  Arbeits- 
leitung  geschleppt  und  hierdurch  StromabergMnge  in  die  Femsprechleitungen 
verunacht.  Die  beim  TelegrapIteiMnit  und  bei  den  Sprechstellen  eingeschalteten 
Sicherungen  haben  im  allgemeinen  gut  gewirkt;  nurin4Ftfllen  sind  Kiappen- 
elektromagnete  verbrannt. 

Im  Bezirke  Cöslin  waren  zwischen  Glietzig  und  Schivelbein  auf  4  bis 
5  km  und  zwischen  Carwitz  und  Schlawe  (Pom.)  auf  9  km  simtlidie  GestSnge 
umgebrochen.  An  der  Bahnlinie  Schlawe- Rügen walde  waren  etwa  30,  auf 
der  Strecke  Jeseritz-Pottangow  etwa  150  Stangen  niedergelegt.  Von  den 
Ortsfernsprechnetzen  sind  diejenigen  in  Belgard  (Pers.)  und  Cörlin  (Pers.) 
durch  Umbruch  oder  Verbiegen  vieler  Dachgestänge  am  stärksten  beschädigt 
worden.  Die  Femleitungen  im  nordwestlidien  Bezhrkstetle  waren  bis  auf 
wenige  Ausnahmen  unterbrochen.  Stellenweise  befanden  sich  an  den  Leitungen 
armdicke  Rauhfrost-  und  Schneemassen.  Die  Störungen  in  den  Telegraphen- 
und  Fernsprech-Vcr bind ungsan lagen  waren  bis  zum  23.  April  abends  be- 
seitigt. In  den  Ortsfemsprechnetzen  waren  die  Leitungen  mit  wenigen  Aus- 
nahmen innerhalb  s  Tagen  betriebsfähig. 

Die  größten  Verheerungen  hat  der  Sturm  im  Stettiner  Bezirk  ange 
richtet,  wo  fast  das  gesamte  Telegraphen-  und  Fernsprechnetz  zerstört  worden 
war.  Nur  in  wenigen  Teilen  des  Bezirkes  sind  die  Linien  teilweise  erhalten 
geblieben.  Besonders  hart  mitgenommen  waren  die  Linien  auf  der  Insel 
RUgen,  ferner  die  Linien  auf  den  Strecken  Ducherow-Swinemfiode,  Gollnow- 
Wollin  und  Stargard- Labes  sowie  die  Ortsfernsprechnetze  in  Stettin,  Greifen- 
hflgen,  Greifenberg  (Pom.)  und  Labes.  Es  waren  im  ganzen  1073  einfache 
Stangen,  299  hölzerne  Doppelgestänge,  115  einfache  Rohrständer,  104  eiserne 
DoppeU  und  aa  dseme  Dreigestinge  sowie  144  RohraoftUse  auf  Holzgestangen 
umgebrochen  oder  lieschSdigt. 

Die  Instandsetzungsarbeiten  konnten  erst  am  20.  und  21.  April  aufgenommen 
werden,  weil  der  Sturm  bis  zum  20.  abends  fortdauerte  und  die  Arbeiten 
auf  freier  Strecke  verhinderte,  in  den  Ortsfemsprechnetzen  sie  aber  in  hohem 
Mafia  lebensgefilhriich  gestaltete.  Am  19.  und  20.  April  mußten  sich  die 
Arbeitericolonnen  auf  die  notwendigsten  Aufriumungsarbeiten  beschränken.  Da 
die  Zahl  der  vorhandenen  Teiegraphenarbeiter  unter  Hinzunahme  einer  grofl 
bemessenen  Zahl  gewöhnlicher  Arbeiter  zur  Ausführung  der  Instandsetzungs- 
arbeiten nicht  genügte,  wurden  von  der  Ober- Postdirektion  Berlin  5  Bau- 
beamte mit  8a  Arbdtom,  Mi^debuiig  6  Baobeamte  mit  36  Arbeitern,  Leipzig 
4  Baubeamte  mit  40  Arbeitern,  Dresden  i  Baubeamter  mit  1  o  Arbeitern,  Ham- 
bnrg  2  Baubeamte  mit  30  Arbeitern  und  Schwerin  (Meckl.)  a  Baubeamte  mit 
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ao  Arbeitern,  zusamioen  ao  Baukolonnen  mit  308  VorarbeHcfn  und  Arbeitern 
aar  HOIfe  erbeten.  Innerhalb  des  Ortsfernsprechnetzes  von  Stettin  leisteten  außer- 
dem vom  19.  Apül  mittags  bis  zum  24.  April  abends  100  Pioniere  täglich  Hülfe. 
Die  meisten  der  auswärtigen  Hülfskolonnen  trafen  erst  am  21.  und  22.  April 
im  Bezirk  ein,  da  die  Eisenbahnstrecken  infolge  der  Schneeverwehungen  und 
durch  den  Sturz  von  Telegraphengestängen  luf  die  Gleise  vidfach  unfehrbar 
geworden  waren.  Unmittelbar  nach  dem  Eintritte  der  Zerstörungen  wurden 
durch  Heranziehung  aller  im  Telegraphenbau  ausgebildeten  Beamten  und  aller 
im  Leitungsaufseherdienste  beschäftigten  Unterbeamten,  ferner  durch  Einstellung 
aller  hinreichend  geeigneten  Arbeitswilligen  100  Bautrupps  mit  100  als  Vor- 
arbeiter dienenden  Personen  und  852  anderen  Arbeitern  gdMIdet.  Am  24.  April 
war  bereits  die  größere  Anzahl  von  Fernsprech -Verbindungs-  und  Telegraphen- 
leitungen gebrauchsfähig  wiederhergestellt,  und  am  27.  April  waren  alle  Tele- 
graphenlinien und  Leitungen  bis  auf  3  Fernleitungen,  die  aber  kurz  nachher 
in  Betrieb  genommen  werden  konnten,  instandgesetzt. 

bn  Ortsfernsprechnetze  Stettin  hatte  der  Sturm  so  arge  Verwüstungen  an- 
gerichtet, daß  von  2742  Haupt-  und  822  Nebenanschlüssen  nur  43,  von 
24  Fernleitungen  keine  bctriebsf.'ihig  geblieben  war.  44  einfache,  loi  Doppcl- 
und  17  eiserne  Dreigestänge  sowie  40  Rohraufsätze  an  Holzstangen  sind  teils 
durch  Umbrechen,  teils  durch  Umbiegen  zerstört  worden.  Femer  sind  20 
einfeche  Holzstangen  und  21  hOlzeme  Doppelgestinge  umgebrochen  und 
755  Querträger  beschädigt  worJen.  Zur  Beschleunigung  der  wegen  der  elek- 
trischen Starkstromanlagen  dringlichen  Aufräumungsarbeiten  wurden  aus  den 
vorhandenen  Telegraphenarbeitem  und  den  Pionieren  bereits  am  19.  April 
16  Bautrupps  gebildet.  Am  3o.  April  früh  konnte  der  Straßenbahnbetrieb 
wieder  freigegeben  werden.  Am  ai.  April  gelai^  es,  die  fienkolonnen  auf  20 
und  am  22.  April  auf  23  mit  zusammen  357  Vorarbeitern  und  Arbeitern  zu 
erhöhen.  Allmithlich  wurden  bei  der  vorläufigen  Wiederherstellung  des  Bezirks- 
Liniennetzes  Bauabteilungen  entbehrlich,  welche  zu  den  Instandsetzungen  inner- 
halb cter  Stadt  herangezogen  wurden,  so  dafi  zuletzt  im  Ortsfernsprechnetze 
Stettin  36  Baukolonnen  mit  352  Köpfen  tätig  waren.  Am  21.  April  abends 
waren  bereits  534,  am  23.  980,  am  26.  1182,  am  28.  1537,  am  30.  2023  An- 
schlußleitiingen  hetriebsföhig,  und  am  6.  Mai  abends  waren  die  Arbeiten  zur 
vorläuhgen  Wiederherstellung  des  Ortsfernsprechnetzes  in  Stettin  beendet,  nach- 
dem bereits  am  28.  April  alle  Fernleitungen  hatten  in  Benutzung  genommen 
werden  können.  Die  Leitungen  nach  den  Öffentlichen  Fernsprechstellen  wurden 
mit  besonderer  Beschleunigung  instandge<;etzt  und  die  öffentlichen  Fernsprech- 
stellen für  den  Stadtverkehr  den  Teilnehmern  bis  zur  Betriebsfähigkeit  ihrer 
Anschiußleitungen  unentgeltlich  zur  Vertügung  gestellt.  Diese  Maßnahme  hat 
die  Teilnehmer  durchaus  befriedigt,  und  es  ist  etwa  700  Mal  von  den  Öffent- 
lichen Fernsprcchstellen  Gebrauch  gemacht  worden.  Bei  Anschlüssen,  die  von 
außerhalb  verlangt  wurden,  wurden  die  Teilnehmer  ebenfalls  unentgeltlich  nach 
der  nächsten  öffentlichen  Spreclistelle  gerufen.   Dieser  Fall  trat  etwa  500  Mal  ein. 

Im  Bezirke  Schwerin  waren  von  der  Telegraphenlinic  Neubrandenburg- 
Sponholz-Neetzka ,  an  der  Eisenbahnlinie  Neubrandenburg-Stettin,  33  Stangen 
aus  dem  Erdboden  gerissen  und  23  Stangen  abgebrochen.  An  der  Telegraphen- 
linie Blankenburg  (Meckl.) -Warnow  (Meckl.),  Eisenbahnstrecke  Llibeck -Neu- 
brandenburg, waren  23  Stangen  umgebrochen,  von  denen  16  unterhalb  der 
Quertrüger  abgebrochen  und  7  aus  dem  Erdboden  herausgerissen  waren.  An 
der  Telegraphenlinie  Schwerin  (Meckl.)-Holthusen,  Eisenbahnstrecke  Schwerin» 
Hagenow,  wo  das  Gestänge  aus  alten  Eisenbahnschienen  von  6  m  Llfnge  be- 
steht, waren  2  Schienen  abgebrochen,  4  Schienen  vollständig  verbogen  und 
1 2  Schienen  umgeweht.   Im  Orte  Mirow  waren  3  eiserne  einfache  Dachgestttnge 
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umgebrochen  und  ein  vierter  einlacher  Rohrstfinder  war  stark  verbogen.  Mit 
der  Instendsetzung  waren  it  Baukolonnen  und  die  in  fiut  allen  Orlen  mit 

Ortsfernsprechnetzen  beschäftigten  Leitungsau&eher  sowie  zahlreiche  Aushalft«, 
krifte  beschüftigt.   Der  größte  Teil  der  gestörten  Leitungen  wurde  bereits  am 

20,  April  vorläufig  wiederhergestellt. 

Im  weiteren  haben  noch  die  Ober- Postdirektionen  in  Braunschweig,  Cassel, 
Chemnitz,  Danzig,  DQsseldorf,  Erfurt  und  Ltegnitz  von  Störungen  durch  den 
Schneesturm  Meldung  erstattet.   Die  Beschädigungen  waren  indes  unbedeutend. 

Die  Gesamtko<iten  für  die  Wiederherstellung  der  bescbifdigten  Linien  und 
Leitungen  belauten  sich  auf  rund  ^^33  0oo  Mark. 

Die  Beseitigung  der  durch  den  Schneesturm  verursachten  Schäden  hat  an 
die  Leistungsfilhigkeit  und  Arbeitsfreudigkeit  der  beteiligten  Beamten,  Unter- 
beamten und  Arbeiter  außergewöhnlich  hohe  Anforderungen  gestellt.  Der  an- 
haltende Sturm  und  Schneefall  beeinträchtigte  die  Instandsetziingsarbcitcn  in 
hohem  Maße;  vielfach  waren  die  Eisenbahnstrecken  gesperrt.  Infolge  der 
Schneeverwehungen  an  Landwegen  war  die  Streckenbegehung  und  die  Be- 
dienung von  Untersuchungsstationen  auflerordentlich  erschwert.  Wenn  trotz- 
dem die  Beseitigung  der  entstandenen  umfangreichen  Schäden  in  verhältnis- 
mäßig kur2er  Zeit  erfolgt  ist,  so  ist  dies  hauptsächh'ch  dem  Umstände  zu 
danken,  daß  eine  ausreichende  Anzahl  von  im  Baudienst  ausgebildeten  Beamten 
und  ünterbeamten  zur  Verfügung  stand,  infolgedessen  die  Instandsetzungs- 
arbeiten von  vielen  Stellen  aus  gleichzeitig  in  Angriff  genommen  werden 
konnten,  und  daß  alle  Beteih'gten  trotz  des  fortdauernden  Schneesturmes  und 
der  naßkalten  Witterung  die  Arbeiten  mit  Umsicht,  anerkennenswertem  Eifer 
und  UnermUdlicbkeit  gefördert  haben. 


Die  Frauen  im  österreichischen  Staatsdienste. 

(5clila&) 

Das  Einkommen  der  Frauen  bei  den  nichtllnirischen  Postanstalten  stellt 
sich,  wie  folgt: 

1.  als  Expeditoriniien  : 

in  der  Regel  240  bis  360  K.  Jahreslohn  nebst  freier  Verpflegung  und 
Wohnung,  ausnahmsweise  auch  600  bis  800  K.  mit  freier  Wohnung; 

2.  als  Inhaberinnen  von  Postämtern  III.  Klasse  (Postexpedientinneo): 

6.  Stufe  350  K.  jährlich  nebst  u.  U.  Telegraphenzulage  von  100  K., 
5.     -     430  K.      -         -        -  -  -    100  K., 

4.     -     350  K.      •         -        •  -  -    100  K., 

3.    -    700  K.     -        -     .  -  -  -    1 50  K , 

3.    -    900  K,      -        -       -  -  -    1 50  K., 

1 .  -  1 100  K.  -  -  -  -  -  1 50  K.; 
(6.  bis  4.  Stufe  nebenamtliche  Stellungen,  3.  bis  i.  Stufe  voll  beschäftigte 
Berufssteliung); 

3.  als  Postmeisterinnen  II.  Klasse: 

2.  Gehaltsstufe  1400  K.,  1.  Gehaltsstufe  1600  K.  Das  Vorrücken 
von  der  zweiten  in  die  erste  Gehaltsstufe  erfolgt  nach  dem  Dienst- 
alter und  richtet  sich  nach  der  Erledigung  der  Stellen. 

Nach  Erreichung  der  Gehaltsstufe  von  1600  K.  haben  die  Postmeisterinnen 
Anspruch  auf  drei  Gebaltszulagen  von  je  100  K.  in  ZwischenrKumen  von 
5  Jahren,  so  daß  das  Höchstgehalt  1900  K.  betragt. 
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Das  Antangsgehalt  der  Postexpedieatinnen  ist  also  recht  bescheiden;  ein 
regelmafiiges  VorrOcken  kommt  nicht  in  Frage,  das  Tempo  des  VorrOckens 

ist  vielmehr  von  der  Überitkhrung  des  Arotes  in  eine  höhere  Stufe  abhängig 
und  daher  je  nach  Zunahme  des  Geschaftsumfanges  der  Ämter  sehr  ver- 
schieden; die  Aufnahme  eines  Amtes  in  eine  höhere  Stufe  dauert  3  bis  9  Jahre. 
Ein  geregeltes  Aufrücken  beginnt  demnach  erst  mit  der  Ernennung  zur 
Postmetsterin  II.  Klasse,  auch  hier  lllflt  sich  aber  der  Zeitpunkt  des  AufrUckens 
von  der  2.  Gehaltsstufe  von  1400  K.  in  die  i .  Gehaltsstufe  von  1600  K.,  da  er 
von  der  Stellenerledigung  abhängig  ist,  nicht  annähernd  vorausbestimmen.  Von 
den  1899  vorhandenen  1330  Inhaberinnen  waren 
266  Posimeisterinnen, 

93a  Ezpedientinnen  im  Nebenberuf  (Ämter  m  Stufen  6  bis  4), 

332  Expedientinnen  im  Hauptberuf  (Ämter  III  Stufen  3  bis  i). 

Von  den  neben  dem  Haupteinkommen  bestehenden  NebengebUhren  scheiden 
die  Fahrtbegleitungspauschalien  für  das  weibliche  Personal  aus.  Die  Nacht- 
dienstgebühien  betragen  je  nach  der  Länge  des  Dienstes  jedesmal  35  h.  bis  1  K., 
die  Postsparkassenremuneretion  10  h.  für  jedes  am  Jahresende  l>estehende 
Einlagebuch  und  a'/j  h.  für  jede  im  Spar-,  Scheck-  und  Clearingverkehr  be- 
werkstelligte Einlage.  Die  Gesamteinnahme  aus  diesen  Nebengebühren  wird 
im  günstigsten  Falle  aut  etwa  100  K.  jährlich  geschätzt. 

Die  Besoldung  der  mflnnlicben  Expeditoren  betragt  in  der  Regel  600  bis 
1 200  K.,  vielfach  neben  freier  Schlafstelle  im  Dienstraume.  Beim  VoirOcken 
in  höhere  Stellungen  steht  dem  Einkommen  der  Frauen  als  Inhaberinnen  von 
Amtern  III.  Klasse  der  drei  obersten  Stufen  von  700  bis  iiooK.  das  Ein- 
kommen der  Männer  als  Postmeister  II.  Klasse  in  Höhe  von  1400  bis  1600  K. 
—  von  den  Dienstzulagen  abgesehen  —  gegenüber. 

Für  Krankheitsftite  sind  die  Httlfisorgane  von  ihren  Dienstherren  bei  den 
Bezirkskrankenkassen  usw.  zu  versichern.  Die  Postexpedientinnen  haben  die 
Kosten  ihrer  Stellvertretung  selbst  zu  tragen,  die  Postmeisterinnen  II.  Klase 
beziehen  ihre  Besoldung  noch  1  Jahr  lang  fort  und  werden  darauf  in  den 
zeitlichen  Ruhestand  versetzt.  Ihre  BezUge  richten  sich  dann  —  wie  bei  der 
endgültigen  Versetzung  in  den  Ruhestand  —  nach  ihren  Ansprüchen  an  den 
für  Bedienstete  der  nichtärarischen  Po><t.in<l;iIten  bestehenden  Pensionsverein, 
zu  welchem  ein  Zuschuß  aus  Staatsinitteln  i^c/ahlt  wird.  Der  Beitritt  ist  für 
die  Inhaberinnen  der  gröberen  Ämter  iü.  Klasse  und  für  die  Postmei&terinnen 
obligatorisch,  sonst  fakultativ.  Als  Pensionsquote  ist  im  allgemeinen  ein  Betrag 
bis  zu  1000  K.  oder  die  Besoldung,  wenn  diese  höher  ist,  anzumelden.  Die 
Beiträge  bestehen  in  einer  Eintritlsgebühr  von  10  v.  H.  und  Mitgliedsbeiträgen 
von  (3  V.  H.  der  Quote  iJfhrlich.  Bei  Erhöhung  der  Besoldung  können  nach- 
träglich auch  erhöhte  Quoten  angemeldet  werden,  dann  sind  jedoch,  wenn 
die  erhöhte  Pension  sofort  gesichert  werden  soll,  die  entsprechenden  Teile  der 
höheren  EintrittsgebUhr  und  die  höheren  Jahresbeiträge  für  die  ganze  Zeit  der 
Mitgliedschaft  nachzuzahlen,  andcrentnlls  tritt  der  An-^pruch  auf  die  erhöhte  Pension 
erst  nach  einer  zehnjährigen  Karenzzeit  cifi.  Der  Pensionsanspruch  betragt 
nach  10  jähriger  Dienstzeit  43  v.  H.  der  Quote, 

-  15     -  -        50     -       -  - 

-  20     .  -        55     -       .  . 
25-  -  60-- 

-  30     -  -        70    •       -  - 

-  35-  -  80--- 

-  40     -  -       100     -       -       -  . 

Die  vater-  und  mutterlosen  Waisen  der  weiblichen  Mitglieder  des  Pensions- 
vereins erhalten  bis  zum  t8.  Lebensjahr  eine  Pension,  die  377«  v.  H.  der  Ver- 
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sorgung  des  weiblichen  Mitglieds  beträgt  und  bei  mehreren  Waisen  unter 
diese  zu  gleiciien  Teilen  geteilt  wird. 

Tritt  die  Versetzung  in  den  Ruhestand  vor  erreichter  Pensionsfähigkeit  ein,  so  ist 
die  Hälfte  der  geleisteten  Jahresbeiträge  zurückzuzahlen.  Auch  kann  ein  Teil  der 
Beiträge  bis  zur  Hälfte  zurückgezahlt  werden,  wenn  die  Entla^sunt^  we^cn  eines 
Verbrechens  usw.  eintritt.  Die  Oberaufsicht  über  den  Verein  füliri  der  Staat,  die 
Leitung  mht  in  den  Hlfnden  der  Generalversammfung  und  des  Zentralausschusses. 

Nach  V'  r  tehenden  Ausftthrungen  bietet  der  nichtärarische  Postdienst  in 
Österreich  den  Frauen  ein  ausgedehntes  Arbeitsfeld  mit  befriedigenden  Be- 
dingungen und  —  abge«;ehen  vom  Anfangsstadium  —  genügendein  Ein- 
kommen. Ihre  Rechtsstellung  nähert  sich  dem  berufsmäßigen  Beamten- 
verlillltnisse.  Das  Höchstmafi  der  Ausdehnungsfähigkeit  im  nichtflrarischen 
Postdienste  hat  die  Frauenverwendung  allerdings  wohl  schon  erreicht.  Um 
einer  allzugroßen  Au<;Jehniing  vorzubeugen,  hut  Jer  Staat  den  Anteil  der 
Flauen  an  den  Expedite irsteiien  auf  40  v.  H.  für  den  Fall  heschriinkt,  dn1>  sich 
genügend  männliche  Bewerber  rinden.  Nach  den  österreichischen  Erfahrungen 
fehlt  den  Frauen  oft  die  nötige  Autorität  Ober  das  Personal  sowie  die  Ruhe 
und  Energie  zur  Bewältigung  umfangreicherer  oder  schwieriger  AmtsgeschäPle 
oder  in  Fällen,  die  rasche  Entscheidung  fordern.  Im  Nacht-  und  Bahndienst 
ist  ihre  VerwenLkini^  ausgeschlossen  oder  doch  sehr  beschränkt. 

Hinsichtlich  ihrer  Leistungen  werden  der  Fleiß,  der  Diensteifer,  die  Ordnungs- 
liebe, Verilfllichkeit  und  Ehrlichkeit  hervorgehoben.  Auch  ihre  Vertrilglichkeit 
und  Geduld  wird  lobend  anerkannt.  Ihre  physische  Ausdauer  genügt  aber 
nicht  stärkeren  Anforderungen,  ihre  größere  Beweglichkeit  kommt  im  nicht- 
ärarischen  PüstdienMe  wenig  zur  Geltung.  Im  allgemeinen  haben  sich  die 
Frauen  in  ihren  Stellungen  jedenfalls  brauchbar  erwiesen,  und  man  steht 
daher  der  Fniuenbeschliftigung  in  Osterreichischen  Verwaltungskreisen  wohl« 
wollend  gegenüber.  Für  den  Staat  ist  ihre  Beschäftigung  auch  vom  finanziellen 
Standpunkt  als  lohnend  zu  bezeichnen,  weil  sie  zumeist  die  geringer  besoldeten 
Expeditorenstellungen  ;iuf  dem  Lande  einnehmen,  für  welche  häuhg  gar  keine 
männlichen  Kräfte  oder  doch  nur  minderwertige  zu  haben  sind. 

Wir  wenden  uns  nun  zur  Beschifh'gung  der  Frauen  bei  den  Brarischen 
Postanstalten. 

Hier  erfolgte  die  Heranziehung  der  Frauen  zum  Staats -Telegraphendienste 
seit  1871  mit  Rücksicht  auf  den  Versuchscharakter  der  Verwendung  in  der 
Form  des  Diurnistenverhaltnisses  ohne  Versorgungsberechtigung  aus  Staats- 
mitteln. Als  Telegraphistinnen  wurden  nur  solche  unverheiratete  Frauen 
(Mädchen  oder  Witwen)  aufgenommen,  die  über  17  Jahre  alt,  gesund,  mit 
gutem  Gehör  und  Gesicht  ausgestattet  und  von  tadelloser  mornüschcr  Führung 
waren,  die  außerdem  in  einer  Prüfung  genügende  Kenntnisse  im  Schön-,  Schncll- 
und  Rechtschreiben  sowie  Fachkenntnisse  im  Apparatdienst  und  in  den  Dienst» 
Vorschriften  nachgewiesen  hatten.  Sie  bezogen  aufler  den  NebengebOhren  der 
Telegraphenbearaten  (Tantieme,  NachtdienstgebQhren  usw.)  einen  Monatslohn 
von  20  fl.  Die  Dienstzeit  fiel  in  die  Stunden  von  8  Uhr  Vormittags  bis  9  Uhr 
Nachmittags  bei  höchstens  achtstündiger  Dienstdauer.  Die  Telegraphistinnen 
hatten  das  Gelöbnis  der  Amtsverschwiegenheit  zu  leisten;  Verletzung  des 
Dienstgeheimnisses  zog  Entlassung  nach  sich.  Sie  hatten  die  Apparate  zu 
bedienen  und  die  Expedition  der  Telegramme  nach  den  Dienstvorschriften 
wahrzunehmen  und  durch  Dienstversehen  erwachsenden  Schaden  der  Verwaltung 
zu  ersetzen.  Das  Dienstverhältnis  konnte  mit  i4tägiger  Kündigung  gelöst 
werden,  ohne  Kündigung  war  es  bei  Verehelichung  oder  unentschuldigtem 
Fembleiben  vom  Dienst  als  gelost  zu  betrachten.  Die  Verwendung  der  Frauen 
erfolgte  zunichst  nur  in  der  Wiener  Telegraphenzentrale,  spWer  auch  in 
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anderen  gröfleren  StHdten.   Bald  nach  der  ersten  Zulassung  von  Frauen  zum 

Telcgraphendienste  wurde  der  Lohn  nach  zweimonatiger  Dienstleistung  auf 

25  fl.  erhöht,  die  I4tägige  Klindinung  wurde  in  eine  sechswöchige  umgewandelt. 

Im  Jahre  »874  wurden  die  Frauen  zum  Post-Manipulationsdiensle  bei  den 
Stadtpostämtern  in  Wien  und  Prag  zugelassen.    Die  Vorschriften  hierfür  ent> 
sprachen  im  allgemeinen  denen  für  Telegraphistinnen.   Es  wurde  jedoch  ein 
HOchstalter  von  40  Jahren  und  der  Ausschluß  von  Witwen  mit  Kiodera  l>e- 
stimmt.     Die  Anstclhing  erfolgte   nach    sechswöchiger   Probezeit   und  nach 
Bestehen  einer  Prütung,  welche  die  einfachen  Postvorschnften  umfaßte.  Hiervon 
befreite  die  Ablegung  der  ExpeditorenprUfung.  Das  Aufhahmedekret  wies  auf 
den  vorObergehenden  Charakter  der  Verwendung  und  das  Fehlen  jedes  Ver- 
sorgungsanspruchs hin.   Es  war  eine  Kaution  von  306.  zu  stellen.  Das  Arbeits- 
maß betrug  höchstens  8  Stunden  täglich  zwischen  8  Uhr  Vormittags  und  o  Uhr 
Nachmittags^  der  Lohn  1  tl.  täglich.  Mit  Rtlcksicht  auf  die  günstigen  Erfahrungen 
bei  den  Ämtern  in  Wien  und  Prag  und  auf  die  Beschrllnkung  der  Betriebs- 
ausgaben durch  Heranziehung  billigerer  Arbeitskrlfte  wurden  spater  auch  bei 
den  ararischen  Postamtern  in  Linz,  Brünn,  Lemberg  und  Graz  Postmanipu- 
lantinnen  für  die  leichteren  und  weniger  verantwortlichen  Dienstverrichtungen 
zugelassen.  Im  Jahre  1883  waren  170  Postmanipulantinnen ,  d.  i.  5  v.  H.,  und 
386  Telegraphistinnen,  d.  i.  38  v.  H.  des  entsprechenden  Manipulationspersonals, 
vorhanden.    Die  amtlichen  Berichte  sprachen   sich   befriedigend  Ober  die 
Leistungen  dieser  Reanitiiinen  aus.    Mit  der  Zeit  waren  Forderungen  auf  feste 
Anstellung,  bessere  Besoldung,  Beförderung  und  Altersversorgung  laut  geworden. 
Da  es  seitens  der  Verwaltung  auf  Kostenersparnis  abgesehen  war,  fanden  diese 
Wünsche  zunSchst  Widerstand.    Nur  die  Bestrebungen  auf  Erhöhung  des 
Einkommens  halten  insoweit  Erfolg,  als  den  Postraanipulantinnen  im  Jahre  1881 
an  Stelle  des  Tagegeldes  von  i  i\.  ein  Monatslohn  von  36  fl.  gewahrt  und  die 
Monatsbesoldung  der  Telegraphistinnen  gleichzeitig  auf  30  fl.  erhöht  wurde. 
Im  Jahre  1887  begann  die  Verwaltung  auf  vielfache  Anregung  ein  geregeltes 
System  in  die  Vergütungen  zu  t>ringen,  indem  sie  4  Lohnstufen  mit  30,  33, 
40  und  45  fl.  monatlich  schuf.    Der  Anfangsbezug  von  36  ü.  fUr  die  Post- 
manipulantinnen  verschwand  wieder.    Im  Jahre  1893  entfielen  8  v.  H.  der  vor- 
handenen Manipuiantinnen  auf  die  höchste,  49  v.  H.  auf  die  niedrigste  Lohn- 
stufe und  43  v.  H.  auf  die  beiden  mittleren  Lohnstufen.    1893  wurde  eine 
weitere  Stufe  von  50  fl.  geschaffen.   Das  Vorrttckoi  erfolgte  im  allgemeinen 
—  ohne  Bestehen  eines  Anspruchs  —  von  5  zu  5  Jahren.    Die  weiblichen  Be- 
diensteten hatten  also  Aussicht,  mit  20  Dicnsfiahrcn  50  fl.  monatlich  zu  beziehen. 

In  den  aciitziger  Jahren  ennüglicliie  ihnen  der  Staat  durch  eine  Statuten- 
änderung auch  den  Beitritt  zum  Pcnsionsvereine  tür  Bedienstete  der  nicht- 
flrarischen  Ämter,  und  zwar,  weil  die  Witwen-  und  Waisenversicherung  Atr 
die  Manipuiantinnen  nicht  in  Betracht  kam,  gegen  Zahlung  von  ermäßigten 
Jahresbeiträgen  von  4  v.  H.  1893  wurde  der  Beitritt  obligatorisch.  Der 
Staat  übernahm  20  v.  H.  der  Eintritlsgebühr  und  50  v.  H.  des  Mitglieds- 
beitrags. Die  anzumeldende  Pensionsquote  beträgt  500  ti.  Die  Manipuiantinnen 
haben  demnach  40  fl.  als  Eintrittsgebahr  und  10  fl.  Jahresbeitrag  zu  zahlen. 
Zur  Erleichterung  der  Zahlung  der  EintrittsgebUhr  wurde  im  ersten  Jahre  der 
An  Innung  der  Lohn  um  10  kr.  täglich  erhöht,  so  daß  die  wirklich  gezahlte 
Einliiitsgebühr  nur  3  fl.  50  kr.  (40  fl.  —  36  fl.  50  kr.)  beträgt.  Außerdem 
wurden  dem  Vereine  noch  die  Ordnungsslrafgelder  der  weiblichen  Bediensteten 
aberwiesen.  Die  PensionsansprUche  sind  dieselben  wie  die  der  Bediensteten 
der  nichtararischen  Postämter,  machen  daher  45  bis  100  v.  H.  der  Quote, 
also  225  bis  500  fl.  jahrlich  aus.  An  der  Leitung  des  Vereins  nehmen  2  in 
den  Ausschuß  entsandle  Mitglieder  teil.    Der  Pensionistenstand  der  Mani- 
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palantiimen  betrug  Ende  1900  46  KOpfe  mit  einer  Durchschnittspension  von 

254  fl.,  was  einer  durchschnittlichen  Dienstzeit  von  15  bis  20  Jahren  ent- 
spricht. Die  wirkhche  Dienstzeit  ist  jedoch  eine  längere,  weil  nicht  alle 
sich  durch  Nachzahlungen  die  Anrechnung  der  vor  ihrem  Eintritt  in  den 
Pen«onsverein  liegenden  Dienstzeit  gesichert  haben.  Der  Fortbezug  von 
DtenstbezUgen  in  Krankheitsfillien  wurde  nach  und  nach  auf  einen  Zeitraum 
bis  zu  2  Monaten  ausgedehnt.  Das  ganze  DienstverhJfltnis  nahm  durch 
diese  Umstände  mehr  und  mehr  den  Charakter  des  dauernden  an.  Von 
den  Post-  und  Telegraphen  Direktionen  wurden  auch  besondere  für  die  Post- 
munipulantinnen  und  Telegraphistinnen  gemeinschaftliche  Dienstvorschriften  er> 
lassen,  welche  Gehorsam,  Benehmen,  Tätigkeit  und  Fleifl>  Amtsverschwiegenheit, 
Verantwortlichkeit,  Ersatzpflicht,  Strafbestimmungen  usw.  betrafen. 

Die  Frauen  erreichten  ferner  durch  Verordnung  vom  Jahre  1898  die 
endgültige  Anstellung.  Zugleich  wurden  die  beiden  Gruppen  der  weib- 
lichen Bediensteten  in  eine  einzige  unter  dem  Namen  »Post  und  Telegraphen- 
Manipulantinnena  vereinigt.  Dies  war  dadurch  ermöglicht,  daß  schon  seit 
längerer  Zeit  die  Postmanipulantinnen  zur  Erlernung  des  Telegraphcndienstes, 
die  Telegraphistinnen  zur  Erlernung  des  Postdienstes  angehalten  worden  waren. 
Die  endgültig  angestellten  Post-  und  Telegraphen -Manipulantinnen  treten  in 
ein  dauerndes  Verhflitnis  zur  Post-  und  Telegraphenanstalt,  erlangen  jedoch 
nicht  den  Charakter  wirklicher  Staatsbeamten.  Sie  werden  also  nicht  in  die 
1 1  Rangklassen  eingereiht,  ihre  Anstellung  bleibt  eine  privafrcchtÜche.  Die 
Bezeichnung  als  Beamte  wird  in  der  Verordnung  auch  ausdrücklich  vermieden. 
Eine  Neuregelung  der  Bezüge  trat  nur  insofern  ein,  als  ein  Anspruch  auf 
VorrOcken  im  Gehalt  von  5  zu  5  Jahren  gewahrt  wurde. 

Unter  den  Bewerberinnen  ftir  die  Manipulantinnenstellen  wird  den  TOchtern 
und  Witwen  von  Bediensteten  der  Post-  und  Telegraphenanstalten,  von 
sonstigen  Staatsbediensteten  und  von  Offizieren  ein  Vorrang  eingerffumt. 

Im  Jahre  1900  wurden  die  Manipulantinnen  im  Gehalt  weiter  aufgebessert. 
Der  Höchstsatz  der  Monatslöhnung  wurde  von  50  fl.  nach  ao  Dienstjahren, 
auf  75  fl.  nach  37  Dienstjahren  erhöht,  an  Stelle  des  AufrUckens  von  5  zu 
5  Jahren  trat  von  der  ersten  nach  5  Jahren  erfolgenden  Zulage  ab  eine  solche 
von  4  zu  4  Jahren.  Zugleich  wurden  die  Manipulantinnen  nach  Maßgabe 
ihrer  Dienstjahre  in  die  neuen  Stufen  verteilt,  so  daU  die  Regelung  gewisser- 
maflen  eine  rückwirkende  war.  Bei  dem  Pensionsvereine  fllr  Bedienstete  der 
nicfatflrarischen  Postämter  erreichten  die  Manipulantinnen  im  Jahre  1901,  daß 
sie  sich  mit  dem  jeweiligen  Gehalt  als  Quote  an  Stelle  der  obligatorischen  festen 
Quote  von  500  ü.  anmelden  können.  Nachstehende  Tabelle  veranschaulicht 
das  Anwachsen  der  Frauen  im  Manipulalionsdienste  bei  den  ürarischen  Ämtern. 


Jahr 

Zahl  der 

Zusammen 

Telegraphistinnea 

Postmanipulantinnen 

1873 

163 

163 

1874 

293 

127 

420 

1875 

303 

146 

45« 

1880 

370 

148 

5.8 

1885 

372 

165 

537 

1890 

559 

22a 

781 

1895 

I  266 

37' 

1  637 

1897 

2  063 

419 

3  482 

1900 

3  060. 

»9* 
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Wie  ersichtlich,  wuchs  die  Zahl  hauptsächlich  in  den  90er  Jahren  an,  und 
zwar  wurde  dies  durch  die  Verstaatlichung  des  Fernsprechdienstes  veranlaßt. 
Die  Ausdehnung  der  Fi inicnbeschöftigung  ist  jedoch  nicht  ausschließlich  auf 
Rechnung  des  Fernsprechverkehrs  zu  setzen,  denn  auch  die  Postraani- 
pulantinnen  haben  sich  in  den  Jahren  von  1891  bis  1897  bedeutend  stBri^er 
vermehrt  als  in  den  vorangegangenen  15  Jahren. 

Wie  hei  den  ararischen  Ämtern  sich  das  Verhältnis  der  Zahl  der  weiblichen 
Bediensteten  zu  der  Zahl  der  männlichen  stellt,  ergibt  folgende  Zusammenstellung: 


Jahr 

Zahl  der 
weiblichen  männlichen 
Bediensteten 

Gesamtzahl 

Prozentsatz  der 
weiblichen 

Bedicn<;teten  von 
der  üesamt/ahl 

1873 

163 

3158 

3321 

5 

1874 

430 

3  74i 

4  161 

10 

.875 

45' 

3  89? 

4  344 

10 

it>8o 

5t8 

3  901 

4419 

12 

1885 

337 

4  537 

5  074 

1 1 

1890 

781 

j  5456 

6  237 

>3 

1895 

I  637 

6968 

8  605 

»9 

1899 

2851 

1  7703 

10554 

27. 

Hierbei  sind  die  Manipultntinnen  mit  dem  mftinlichen  Manipulationspersonel 
—  Praktikanten,  Beamten  der  X.  und  XL  Rangklasse  und  ManipulationS" 

dtumisten  —  in  Vergleich  gestellt. 

Das  Verhältnis  der  Zahl  der  Frauen  zum  Gesamtpersonal  ist  demnach  von 
5  V.  H.  auf  27  V.  H.  angewachsen.  Die  Rechtsstellung  der  Post-  und  Tele- 
graphen-Manipulantinnen  hat  steh  stark  dem  Öffentlich  rechtlichen  Staatsdienste 
genähert.  Es  liegen  ihnen  dieselben  Pflichten  wie  den  Staatsbeamten  ob,  nllm* 
lieh  Treue,  Gehorsam,  Dienstverschwiegenheit,  ehrenhaftes  und  standesgemäßes 
Benehmen  im  Privatleben,  Verbot  der  Nebenbeschatiigung,  die  zeillich  und 
örtlich  unbeschränkte  DienstpAicht,  Verbot  der  Abwesenheit  vom  Amtsort 
ohne  Urlaub,  Verbot  der  Geschenkannahme  in  Aratssachen  usw.  Ebenso  unter- 
liegen sie  bei  Verletzung  dieser  Pflichteti  der  Disziplinargewalt.  Die  Strafen 
bestehen  in  »Ordnung-^strafen«  oder  in  »Di-^ziplinarstrafen«.  Erstere  wervlen 
von  den  Amtsvorstehern ,  den  lnspektion«^organen  und  Direktionen  verhängt 
und  bestehen  in  mUndlichen  oder  schriltiichcn  Rügen  oder  in  Geldbul»en  bis 
zu  40  K.  Disziplinarstrafen  sind  der  Verweis,  Disziplinargeidstrafe,  Entziehung 
des  Anspruchs  auf  VorrUcken  in  einen  höheren  Monatslohn,  Dienstversetzung 
und  Dienstentlassung.  Die  Iiöch^te  Disziplinargeidstrafe  i^^t  gleich  dem  drei- 
monatigen Gehalt.  Die  bei  den  einzelnen  Direktionen  bestehenden  Disziplinar- 
kommissionen  bestehen  aus  Mitgliedern  der  Direktion  und  anderen  höheren 
Beamten. 

Von  den  neueren  Vorschriften  sind  noch  folgende  hervorzuheben.  Als 

Schulbildung  wird  der  erfolgrciclie  Besuch  von  mindestens  drei  Jahrgängen 
einer  höheren  weiblichen  Bildungsanstalt  oder  einer  vollständigen  Bürgerschule 
betrachtet,  oder  es  wird  eine  sogenannte  »Intelligcnzprilfung«  vorgenommen. 
Die  Fachausbildung  wird  durch  Ablegung  der  Manipulantinnenprttfung  er- 
wiesen. Dieser  Prüfung  geht  ein  3  bis  4monatiger  Lehrkursus  Ober  einfache 
Gegenstande  des  Post-.  Telegraphen-  und  Fernsprechdienste«  voraus.  Die 
Prüfung  besteht  aus  einem  mündlichen,  schriftlichen  und  praktischen  Teile. 
Die  Anforderungen  sind  viel  weniger  sucng  als  bei  den  männlichen  Beamten. 
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Nach  Ablegung  der  Manipulantinnenprüfung  werden  die  Bewerberinnen 
vorgemerkt  und  nach  Bedarf  als  Kandidatinnen  provisorisch  gegen  Tagegeld 
zum  Dienste  herangezogen.  Sie  mU&sen  eine  Kaution  von  luo  K.  stellen.  Die 
Kandidatinnen  werden,  sobald  sie  entbehrlich  geworden  sind  oder  sich  als 
ungeeignet  erweisen,  sofort  entlassen,  es  sei  denn,  daß  sie  zur  Verwaltung 
einer  Manipulantinnenstelle  eingezogen  waren;  in  diesem  Falle  muß  der  Ent- 
lassung eine  6  wöchige  Kündigungsfrist  vorangehen.  Die  in  vorhandene  Stellen 
eulberufenen  Kandidatinnen  werden  erst  nach  mindestens  3  jähriger  be- 
friedigender Dienstzeit  angestellt.  Bis  dahin  beziehen  sie  ebenfiilts  Tagegelder. 

Was  die  Art  der  Beschäftigung  der  Manipulantinnen  anlangt,  so  werden 
sie  im  Postdienste  bei  der  Briefannahme  und  Abfertigung,  beim  Wcrtzeichen- 
und  Formularverkaufe,  bei  der  Briefenfkartung  und  Briefausgabe  verwendet. 
Zur  Bearbeitung  der  Fahrpost  und  zum  Püstbparkai.sendienste  werden  sie  nicht 
herangezogen.  Im  Telegraphendienste  besorgen  sie  die  Annahme  und  den 
Apparatdienst,  im  Rohrpostdienste  (^'ien  und  Prag)  das  Ordnen  der  ein-  und 
abgehenden  Sendungen.  Im  Fernsprec!idienste  werden  sie  im  Orts-  und  Fern- 
vermittlungsverkehre  beschäftigt.  Hier  werden  auch  als  Aufsichtsorgane 
über  8  bis  10  Manipulantinnen  verwendet.  Sie  haben  als  solche  aber  keine 
eigentliche  Befehlsgewalt,  sondern  mehr  die  Stellung  von  Abteilungstfltesten. 
Die  ganze  Titigkeit  der  Manipulantinnen  ist  nicht  sehr  verantwortlich  und 
meist  mechanisch.  Es  sind  ihnen  auch  nie  Diener  unterstellt.  Der  Dienst  ist 
körperlich  nicht  sehr  anstrengend,  beim  Fernsprechdienste  kommen  allerdings 
ziemlich  viel  Nervenerkrankungen  sowie  infolge  des  vielen  Sprechens  Haisleiden 
vor.  Die  Dauer  des  Dienstes  bleibt  im  Durschschnitt  unter  dem  acht« 
ständigen  Normalarbeitstage.  Nachtdienst  gibt  es  nur  im  Femsprechdienst,  und 
zwar  monatlich  2  bis  3  mal,  bei  der  Post  nur  ausnahmsweise  zu  Weihnachten 
und  Neujahr.  Sonntags  besteht  4stündiger  Dienst,  jeder  2.  bis  6.  Sonntag  ist 
dienstfrei.  Die  Direktionen  können  bis  zu  3  Monaten  Urlaub  (Anspruch  besteht 
nicht)  unter  For^ewihrung  des  Lohnes  bewilligen.  In  der  Praxis  werden  14  Tage 
ohne  ärztliches  Zeugnis,  Iflngere  Urlaube  nur  bei  Erkrankungen  bewilligt. 

Eine  Trennung  der  Geschlechter  in  den  Diensträumen  besteht  meist  nur 
im  Fernsprechdienst  und  bei  solchen  Postämtern,  bei  denen  die  Frauen  die 
Briefipost,  die  Männer  die  Fahrpost  und  den  Verwaltungsdienst  besorgen,  da- 
gegen weniger  im  Telegraphendienste. 

Die  BezUge  der  Manipulantinnen  sind  im  ganzen  erheblich  geringer  als  die 
der  gleichgestellten  münnlichen  Bediensteten.  Gegenüber  denjenigen  der  Mani- 
pulationsdiurnisten  betragen  die  Vergütungen  der  Manipulantinnen  nur  Y3 
bis  ^/(.  Wie  sich  das  Verhältnis  zu  den  wirklichen  Staatsbeamten  (Verkehrs- 
beamten) in  diesem  Punkte  stellt,  zeigt  umstehende  Obersicht  434). 

Die  Beamten  sind  danach  in  den  ersten  3  Jahren  teilweise  ungünstiger 
gestellt,  später  beträgt  das  Einkommen  der  Manipulantinnen  aber  nur  35  bis 
47  v.  H.  des  Einkommens  der  Beamten.  Hierbei  ist  allerdings  in  Betracht  zu 
ziehen,  dafi  das  Gehalt  der  Mflnner  auf  die  Erhaltung  einer  Familie  berechnet 
Ist.  Bei  Erkrankungen  Ueiben  die  Kandidatinnen  und  nicht  angestellten  pro- 
visorischen Manipulantinnen  3  Monate  im  Genuß  ihres  Tagegeldes,  die  an- 
gestellten Manipulantinnen  beziehen  ihr  Monatsgehalt  ein  Jahr  lang  bis  zur 
Versetzung  in  den  Ruhestand  fort. 

Ihr  Ruhegehalt  richtet  sich,  wie  schon  erwihnt,  nach  den  Bestimmungen 
des  Pensionsvereins  flir  Bedienstete  der  nichtlnuischen  Postämter.  Sie  haben 
kein  Recht  auf  Staatspension  wie  die  Beamten,  ihre  Pensionsverhilltnisse  ent- 
sprechen aber  im  allgemeinen  denjenigen  der  Staatsbeamten. 

Wenn  nach  den  vorstehenden  Ausfuhrungen  die  weiblichen  Bediensteten 
euch  hinter  den  mmnllchen  bei  den  flnrischen  Post-  und  Telegraphenanstalten 
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Dienstjahr 

Einkorn 

Manipulantinnen 
Kronen 

men  der 

Verkehrsbeamten 
Kronen 

Prozentsau  des  Ein- 
kommen«; der  Mani- 
pulantinnen von  dem 
der  Verkehrsbeamten 

»—  3 

4—  5 
6-  7 

8-  9 
10—13 
14—17 
18—21 
22 — 25 
26 — 29 
30—33 

34—37 
38—40 

730 
816 
840 
840 
960 
1  080 
I  200 
I  320 
1440 

I  560 

I  680 
1  800 

400 — 800 

T  q6o 

1  960 

2  160 

2680 

2  880 

3  4"o 
3  600 

«3  800 

3800 

3  800 
3  800 

42 

43 

39 
36 

38 

37 
38 
4« 
44 
47- 

in  bezug  auf  Gehalt  und  Beförderung  usw.  sehr  zurückstehen,  so  bietet  sich 
ihnen  doch  in  den  Manipulantinnenstellen  eine  gesicherte  Lebensstellung  in 
einem  geachteten  Berufe.  Sie  stellen  ein  ansehnliches  Kontingent  zu  dem 
Manipulationspersonal,  ihre  Verwendung  ist  dabei  in  vielen  Direktionsbezirken 

noch  ausdehnungsfahig.  Ihre  Leistungen  sollen  allerdings  im  Durchschnitte 
hinter  denen  der  Beamten  zurückstehen,  und  die  vorgesetzte  Zentralbehörde 
nimmt  an,  daß  3  Frauen  ungefähr  dasselbe  leisten  wie  2  Männer,  zumal  ihre 
Arl>eitszeit  kttrser  ist  und  sie  zum  Nachtdienste  wenig  verwendbar  sind. 

Zum  Teil  wird  darüber  geklagt,  daß  sie  mehr  zu  Krankheiten  neigen  als 
die  Männer.  Bei  der  Wiener  Telegraphenzentrale  soll  z.  B.  die  Zahl  der  Er- 
krankungen bei  den  Manipulantinnen  zwei  bis  dreimal  so  hoch  sein  als  bei 
den  Beamten;  auch  wird  betont,  duü  die  Altersperiode  früher  eintrete  als  bei 
den  Münnem.  Eine  Ijesondere  Befifhigung  zum  Femsprechdienste  findet  man 
in  ihrem  höheren  Sprachorgan,  wobei  ihre  physische  Ausdauer  der  der  Männer 
gleich  sein  soll.  Am  günstigsten  sind  die  Urteile  über  die  Verwenduni;  der 
Frauen  bei  den  Postämtern,  bei  denen  sie  Beamte  u.  U.  völlig  ersetzen  können. 
Im  allgemeinen  wird  gesagt,  daü  die  Frauen  zwar  zu  schwererer  körperlicher 
Arbeit  nicht  tauglich  seien,  sich  aber  zu  Leistungen  mit  geringeren  Anforde- 
rungen  an  physische  Stärke  und  größeren  an  Beweglichkeit  und  Ausdauer 
durchaus  befähigt  zeigen.  Mangel  an  Energie  wird  ihnen  häufig  vorgeworfen. 
Diesen  Fehlern  stehen  Geduld,  Fügsamkeit  und  Vertraglichkeit  als  Vorzüge 
gegenüber.  Itirc  Geduld  wird  im  Fernsprecbvermittelungsdienste,  der  fast  ihre 
«usschlieflliche  Arbeitsdomitne  fet,  besonders  gelobt.  Unbestritten  ist  ihre 
Ordnungsliebe,  die  Ehrlichkeit,  der  Fleiß  und  die  Pflichttreue. 

Infolge  Verheiratung  scheiden  die  Manipulantinnen  oft  in  der  Vollkraft  der 
Jahre  aus.  Der  Dien"^t  erscheint  ihnen  daher  vielfach  weniger  als  dauernder 
Beruf  denn  als  ein  Durchgangsstadium  zur  Ehe,  erst  im  Verlaute  der  ersten 
4  bis  5  Dienstjahre  soll  sich  die  Auffossung  des  Dienstes  als  Lebensberuf 
mehr  durchringen.  Unter  20  Rückzahlungen  von  Beitragen  des  Pensions- 
verein'^  sollen  13  an  Manipulantinnen,  davon  13  wegen  Heirat  erfolgen. 
Häutig  sind  die  Frauen  beim  Eintritte  schon  verlobt  und  scheiden  wetzen  Ver- 
heiratung wieder  aus,  sobald  der  Bräutigam  sich  eine  genügende  Stellung 
erworben  hat.  Der  Abgang  der  Manipulantinnen  in  den  ersten  6  bis  12  Dienst- 
jähren  ist  daher  auflerordentlich  stark.   Solange  das  Ideal  der  Hoffnungen 
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ein  außerhalb  des  Amic^  gelegenes  Ziel  ist,  leidet  natürlich  das  Interesse 
am  Dienste. 

Bei  der  ersten  Einstellung  von  Frauen  waren  für  den  Staat  finanzielle 
Gründe  maßgebend.  Die  Absicht  des  Staates,  Ersparnisse  zu  erzielen,  ist  nach 
den  interessanten  Ausführungen  von  Nawiaskys  auch  erreicht  worden,  da  er 
für  jede  Manipulantin  eine  Durchschnittsersparnis  von  '/s  Vi  Beamtengehalt 
heraosrechnet,  bei  rand  3000  Manipulantinnen  imi  Jahre  1900  also  eine 
Gesamtenqparnis  von  600  bis  700  Beamtengehfiltem  oder  nach  muffiger  Veran- 
schlagung einer  Summe  von  i  500000  bis  1  875000  K. 

Hinsichtlich  der  Verwendung  der  Frauen  bei  den  übrigen  Behörden  des 
fisterreiebiscben  Staatsdienstes  wollen  wir  den  erschöpfenden  Aosfllhningen  des 

Verfassers  nicht  bis  ins  einzelne  folgen. 

Auch  bei  der  Verwaltung  der  österreichischen  Staatsbahnen  fallen  die  weib- 
lichen Bediensteten  nicht  unter  die  Staatsbeamten,  sondern  sie  rechnen  zu  den 
HUlfsbeamten.  Sie  beziehen  einen  Monatslohn,  der  in  Eiiirankungsfallen 
3  Monate  voU,  vom  4.  bis  6.  Monat  zur  Hfllfte  fortgezahlt  wird.  Der  Beitritt 
zu  einer  Krankenkasse  ist  obligatorisch.  Ein  i4tflgiger  Urlaub  wird  gewithrt, 
wenn  der  Dienst  es  erlaubt  und  keine  Vertretungskosten  entstehen.  Der 
Monatslohn  steigt  bei  zufriedenstellender  Diensttührung 

Ton  70  K.  Anfangslohn  auf  80  K.  nach  einem  Jahre, 

-  80  •  «ttf  90  K.  nach  2  Jahren, 

-  90  -  -  100  -  -  3  -  , 
-100-     -110  -     -    4  -. 

Im  allgemeinen  bildet  der  Lohn  40  bis  50  v.  i-I.  vom  Einkommen  der 
Beamten.  Die  Kflndigung  ist  an  eine  4w0cfaige  Frist  gebunden.  Zur  Alters- 
versoi^ng  können  sie  am  »Provisionsinstitute  für  die  Diener  und  Arbeiter«  teil- 
nehmen. Die  Leistungen  dieses  Instituts  sind  bei  Beiträgen  von  4  v.  H.  des 
Monatslohns  ähnliche  wie  die  des  Pensionsvereins  für  die  Bediensteten  der 
nichtärariscben  Postämter.  Die  Versorgungsberechtigung  tritt  nach  10 jähriger 
Dienstzeit  ein  und  nach  35  Dienstjahren  wira  der  volle  Ldin  als  Pension  genhlt. 

Die  Ausdehnung  der  Verwendung  von  Frauen  im  Staalseisenbahndienste 
zeigt  folgende  Übersicht: 


Zahl  der 

davon  entfallen 

Jahr 

weiblichen 

Be- 
diensteten 

auf  die  Einnahnie-    auf  den  übrigen 

konvolle  und  den  Bureaudienst  und 

auf  die  Stationen 

Redmungsdienst      die  Diiektion 

1883 

»3 

1 1 

2 

1885 

43 

23         ;  14 

6 

i8go 

52 

33          !  »4 

5 

1895 

114 

45          *  56 

»3 

1900 

481 

82          1  168 

1 

231. 

Die  beträchtliche  VerstMritung  in  den  letzten  5  Jahien  ist  auf  die  Schaffung 
des  Eisenbahnministeriums  und  die  Eröffnung  der  Wiener  Stadtbahn  zurück- 
zuführen. Voraussetzungen  der  Besch.'iftigung  sind  u.  a.  Volksschulbiidung, 
Nie  hl  vorliegen  naber  Verwandtschah  zu  einem  unmittelbaren  Vorgesetzten, 
Lebensalter  von  18  bis  35  Jahren.  In  erster  Linie  werden  bei  der  An- 
nahme bedUrf^  Witwen  und  Waisen  Bediensteter  der  Staatscisenbahnen 
berttcksichtigt.  Der  Diensttitel  ist  auch  hier  Manipulantin.  Die  Frauen  werden 
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an  den  Scfaalterkassen  der  kleineren  Stationen,  mit  Schreib-  und  Rechen - 

arbeiten  und  mit  der  Bedienung  des  Telegraphen  und  Fernsprechers  beschäftigt, 

auch  im  Zugmeldungsdienste  verwendet.  Die  Arbeitszeit  dauert  6  bis  7  Stunden 
täglich.  Die  Anzahl  der  Manipulantinnen  beträgt  etwa  i  i  v.  H.  von  der 
Summe  der  Manipulantinnen  und  der  Beamten  der  beiden  unter&ten  Dienst- 
klassen. Die  Tätigkeit  der  Manipulantinnen  bat  im  allgemeinen  befriedigt, 
nur  sollen  sie  bei  starkem  Andrang  an  den  Schaltern  leicht  die  nOtige  Ruhe 
und  Besonnenheit  verlieren. 

Außer  bei  den  Staatsbühnen  werdet)  Krauen  im  österreichischen  Staats- 
dienst in  größerer  Anzahl  nur  noch  beim  Postsparkassenamt  als  Kalkulantinnen 
beschflftigt.  Ihre  Zahl  ist  von  17  im  Jahre  1883  auf  230  im  Jahre  1900  on- 
gewachsen.  Außerdem  sind  26  Frauen  als  Arbeiterinnen  bei  dem  Amte 
tatig.  Sie  alle  sind  lediglich  al^  Aushülfen  gegen  Tagegeld  für  die  Dauer  des 
Bedarfs  eini^estellt ,  ihre  Stellung  ist  aber  doch  meistens  eine  dauernde.  Sie 
werden  zum  Eintragen  der  Ein-  und  Auszahlungen,  zum  Aufrechnen,  zur 
Bedienung  von  Schreibmaschinen  usw.  verwendet.  Die  Arbeitszeit  betrBgt 
Stunden  täglich.  Das  Tagegeld  der  Kalkulantinnen  steigt  in  5  Stufen 
von  2  bis  4  K.  und  betragt  4 bis  81  v.  H.  der  Bezüge  der  Hülf^beamten. 
Die  Tagcgeldsfitze  der  Arbeiterinnen  steigen  von  i  K.  lSo  h.  auf  2  K.  20  h. 
Die  Arbeiterinnen  sind  meist  Töchter  von  Amisdienern,  wäiirend  die  Kal- 
kulantinnen als  Töchter  von  Offizieren  und  Beamten  gewöhnlich  eine  höhere 
Vorbildung  besitzen.  Das  Tagegeld  wird  in  KrankheitsfiKlIen  3  Monate  fort- 
bezahlf,  dann  treten  die  Leistungen  der  Krankenkossen  ein.  Ein  Anspruch 
auf  Altersversorgung  besteht  nicht,  gegebenenfalls  werden  Unterstützungen  aus 
besonderen  Fonds  gewährt. 

Von  einer  Betrachtung  der  FrauenbeschffftigunK  im  statistischen  Dienste  des 
Handelsministeriums,  bei  der  statistischen  Zentralkommission,  bei  der  nieder- 
österreichischen  Statthalterei  und  bei  der  Polizeidirektion  in  Wien  können  wir 
wegen  der  geringen  Zahl  der  dort  tätigen  weiblichen  Krätte  absehen.  Es 
handelt  sich  bei  diesen  Behörden  durchweg  um  Beschäftigung  lui  Bcdarlstall 
und  im  Diumistenverhilitnisse. 

In  der  Schlufibetrachtung  kommt  der  Verfasser  auf  Grund  seiner  eingehenden 
Untersuchungen  zu  der  Anglicht,  daß  die  Frauen,  welche  die  wirtschaftliche 
Entwickelung  ins  Erwerbsleben  treibt,  nur  in  verhältnismäßig  beschränktem 
Maße  auf  Arbeitsgelegenheit  im  Bereiche  der  staatlichen  Verwaltung  rechnen 
könnten  und  dafi  der  Staat  durch  ihre  Verwendung,  im  ganzen  genommen, 
nicht  viel  für  die  Verwirklich uni^  seiner  Zwecke  gewinne.  Die  Frauen- 
bewegung dränge  allerdings  darauf  hin,  durch  T'nterricht  und  Erziehung  die 
Frauen  besser  für  die  Aufgaben  des  Erwerbslebens  vorzubereiten,  und  sicherlich 
könnten  die  Frauen  bei  besserer  Berufsvorbildung  auch  zu  den  verant- 
wortlicheren Stellen  im  Staatsdienste  herangezogen  werden;  immerhin  lieflen 
sich  diese  Forderungen  nach  Berufsbildung  nicht  in  vollem  Umfang  in  die 
Wirklichkeit  umsetzen,  weil  die  Hauptbestimmung  der  Frau  als  Gattin  und 
Mutter  bei  der  Gestaltung  der  Erziehung  nicht  auiier  Acht  gelassen  werden 
dürfe.  FOr  den  Staatsdienst  werde  daher  der  Mann  infolge  seiner  einheit- 
licheren und  intensiveren  Beru&vorbtldung  stets  eine  bevorzugte  Stellung  be« 
hallen. 
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Die  Photographie  in  natürlichen  Farben. 
Von  Ober-Po»tinspektor  W.  Meyer  in  Berlin. 

Das  photographische  Verfahren  beruht  bekannilicti  auf  der  Eigenschaft 
gewiaser  CheaiikaUen,  z.  B.  des  Broinsilbers  und  des  Jodsilbers,  durch  auf- 
tre0endes  Licht  in  um  so  höherem  Grade  zersetzt  zu  werden,  je  stärker  die 
Belichtung  ist.  Hiernach  könnte  man  .'innehmen,  daß  fUr  das  Zustande- 
kommen eines  photographischen  Bildes  lediglich  der  verschiedene  Helligkeits- 
grad der  die  Uchtemphndliche  Platte  treffenden  Strahlen  bestimmend  sei. 
Dies  ist  aber  nicht  der  Fall.  Der  chemische  Prozeß  in  der  »Emolsion«  (wie 
der  Uchtempfindliche  Uberzug  der  Aufnahmeplatte  genannt  wird)  hangt  viel- 
mehr wesentlich  auch  von  der  Farbe  des  auftreflenden  Lichtes  ab.  Hier- 
durch wird  aber  die  Erzielung  eines  richtigen  Bildes  nicht  gefördert,  sondern 
erschwert;  denn  die  chemische  Wirkung  der  verschiedenfarbigen  Strahlen 
deckt  sich  nicht  mit  ihrer  optischen  Wirkung.  FOr  Rot,  Gelb  und  GrOn  ist 
dw  Bromsilberplatte  w  eniger  empfindlich,  als  ftlr  Blau  und  Violett.  Beispiels- 
weise erscheinen  helle  Farben,  wie  Chromgelb,  Zinnober,  Mennige,  rote  Haare, 
gelbe  Hautflecken  in  der  Photographie  schwarz,  dunkelblaue  und  dunkel- 
violette Farben  dagegen  hell.  Um  dem  Übelstand  einigermaßen  zu  begegnen, 
bediente  man  sich  aofiings  eines  gelben  Strahlenfilters,  d.  h.  man  l>elicbtete 
die  Platte  durch  eine  gelbe  Scheibe  hindurch,  welche  die  zu  starke  Wirkung 
der  blauen  und  violetten  Strahlen  zugunsten  der  roten  und  grünen  ab- 
schwächte. Später  gelang  es,  durch  Beimengung  sog.  optischer  Sensibiiisatoren 
(Eosin,  Chlorophyll  usw.)  zu  dem  Bromsilber  der  Emulsion  Platten  herzu- 
stellen, die  rar  Rot,  Gelb,  GrOn  und  Blau  nach  Mafigabe  der  Helligkeit 
dieser  Farben  nahezu  gleich  empfindlich  waren.  Die  theoretische  Anregung 
hierzu  ging  (1873)  von  dem  Deutschen  H.  W.  Vogel  aus,  der  sich,  von  der 
Berliner  Akademie  der  Wissenschaften  tatkräftig  unterstützt,  auch  an  der 
praktischen  Ausbildung  des  Verfahrens  beteiligte.  Mit  Erfolg  waren  auf 
diesem  Gebiete  femer  die  Franzosen  Ducos  du  Hauron  und  Attout  Tailfer 
tÄtig. 

Die  photographische  Platte  gab  nun  zwar  die  Farben  im  richtigen  Hellig- 
keitsverhältnis wieder,  aber  die  Platte  selbst,  wie  die  von  ihr  erhaltenen 
poaltilwn  Bilder  blieben  einferb^. 

Zur  Erzwlnng  von  Bildern  in  den  natürlichen  Farben  setzte  nach  den 
Oberraschenden  Erfolgen  von  Vogel,  Ducos  und  Tailfer  eine  lebhafte  Be- 
wegung ein.  Sie  führte  zur  Ausbildung  von  drei  Verfahren,  die  auf  durchaus 
verschiedenen  Grundlagen  beruhen. 

Als  das  geistvollste  mufi  das  von  dem  Pariser  Professor  Lipp  mann  er- 
dachte Verfehren  bezekhnet  werden,  Lippmann  wendet  Trockenplatten  aus 
Glas  mit  verhältnismäßig  starker  Bronisüherkollodium  -  Emulsion  an.  Die 
Platten  werden  mit  der  lichtempfindlichen  Schicht  auf  Quecksilber  gelegt  und 
durch  das  Glas  hindurch  belichtet.  Dabei  bilden  sich  infolge  der  Spiegel- 
wirkung des  Quecksilbers  stehende  Lichtweilen,  die  in  den  Abstlnden  der 
halben  Wellenlflnge  Zersetzungsschichten  in  der  Emulsion  erzeugen.  Das 
schichtweise  ausgeschiedene  Silber  bleibt  bei  der  Fixierung  erhalten,  während 
das  unzersetzte  Bromsilber  sich  auflöst.  Läßt  man  auf  eine  solche  Platte 
weißes  Licht  fallen,  so  vollzieht  sich  gewissermaiien  eine  Sortierung  der  ver- 
schiedenfarbigen Strahlen,  aus  denen  das  weille  Licht  zusammengesetzt  ist. 
Zwar  werden  alle  Strahlen  von  den  einzelnen  übereinander  gelagerten  Silber- 
schichten reflektiert.   Nach  dem  Gesetze  der  Interferenz  erführt  jedoch  die 
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Wellenbewegung  eines  Strahles  eine  Verettrkung,  wenn  benachbarte  (im  ge- 
dachten Falle  die  von  einer  höher-  oder  tieferliegenden  Schicht  zurück- 
geworfenen) Strahlen  in  gleicher  Weise  schwingen.  Dies  trifft  bei  der  Be- 
lichtung einer  Lippmann'schen  Platte  auf  dieienigen  Strahlen  zu,  deren 
Wellenlange  gleich  dem  doppelten  Abstände  der  von  ihnen  getroffenen  Silber- 
scbichten  ist;  denn  in  diesem  Falle  müssen  die  Knotenpunkte,  Wellenberge 
und  Wellentäler  der  von  den  Ubereinanderliegeoden  Silberschichten  zurück- 
geworfenen Strahlen  sich  decken.  Soweit  dagegen  die  Wellenlänge  der  auf- 
fallenden Strahlen  mit  dem  doppelten  Abstände  der  Silberschichten  nicht 
übereinstimmt,  hndet  bei  der  Reüexioa  eine  Phasenverschiebung  statt  und  die 
Strahlen  stOren  einander  in  ihrer  Wellenbewegung,  also  In  ihrer  Farbwirkung. 
Mit  anderen  Worten:  die  Schichten  erscheinen  an  den  einzelnen  Stellen  der 
Emulsion  }t  in  der  Farbe  desjenigen  Lichtes,  das  die  Schichten  gebildet 
hatte. 

Aber  die  Belichtungsdauer  ist  bei  diesem  Verfahren  eine  aui^erord entlich 
lange;  sie  beträgt  mehrere  Stunden.  Dabei  Uflt  sich  das  Bild  nur  in  schng 
auffallendem  Lichte  erkennen  und  von  einer  genauen  Wiedergabe  der  natür- 
lichen Farben  ist  keine  Rede.  Diese  Mängel  und  die  Unmöglichkeit  einer 
Vervielfältigung  der  Aufnahme  haben  das  Verfahren  zu  einer  praktischen  Be- 
deutung nicht  kommen  lassen. 

Wesentlich  bessere  Erfolge  hat  Dr.  Neuhau fi  in  Groil-Lichterlelde  mit 
seiner  »direkten  Farbenphotographie  durch  Körperfarben«  erzielt.  Den  Anstoß 
zu  dem  Verfahren  gab  die  zufällige  Beobachtung,  daß  eine  mit  Cyanin  gefffrbte 
Emulsion  sofort  ausbleichte,  wenn  man  sie  dem  unmittelbaren  Sonnenlicht 
aussetzte.  Weitere  Versuche  führten  zu  dem  Ergebnis,  daß  es  zahlreiche, 
2ur  Gruppe  der  Anilinfarben  gehörige  Farbstofie  gibt,  die  sich  ebenso  ver- 
halten wie  das  Cyanin.  Dabei  wurde  die  wichtige  Entdeckung  gemacht,  dafi 
das  Ausbleichen  nicht  nur  im  weißen  Sonnenlichte,  sondern  auch  in  farbigem 
Lichte  stattrtndet,  sofern  die  Farbe  des  Lichtes  von  derjenigen  des  Farbstoffs 
abweicht.  Auf  diese  Erscheinung  gründet  sich  die  Neuhauß'sche  Methode. 
Eine  Anzahl  wenig  Uchtbestindiger  Farben,  deren  jede  einer  Spektralfarbe 
entspricht  (z.  B.  Chlorophyll,  Erythrosin,  Uronin,  Methylenblau,  Rose  bengale, 
Thiazolgelb  und  Eosin}  werden  in  gleichmäßiger  Vermischung  und  kon- 
zentrierter Lösung  mit  Gelatine  zu  einer  Emulsion  verarbeitet.  Zur  Ver- 
mehrung der  Lichtempfindlichkeit  dient  ein  Zusatz  von  Wasserstofifsuperoxyd 
und  Ammoniumpersulfot  oder  tftheriscben  ölen,  die  infolge  ihrer  oxydierenden 
Wirkung  die  schnelle  Zerstöruni;  der  Farben,  also  das  Ausbleichen,  unter 
dem  Einflüsse  des  Lichte.s  befördern.  Kine  ^^olche  —  schwarz  aussehende  — 
Platte  wird  durch  weißes  Sonnenlicht  vollständig  gebleicht,  weil  das  Sonnen- 
licht aus  Strahlen  aller  Farben  zusammengesetzt  ist.  Belichtet  man  dagegen 
durch  ein  buntes  Transparentbild  hindurch,  so  entsteht  auf  der  Platte  ein 
getreues  Abbild  des  Transparents  in  seinen  Farben.  Die  Erklärung  ist 
nach  dem  obengesagten  einfach.  Wo  das  Transparentbild  beispielsweise  rot 
erscheint,  wird  die  Platte  naturgemäß  von  roten  Strahlen  getroffen.  Diese 
bleichen  aus  der  Emulsion  alle  andersgefilrbten  lichtempfindlichen  Stoffe  aus, 
so  daß  nur  die  rote  Farbe  übrig  bleibt.  Auf  diese  Weise  werden  alle  Farben, 
einschließlich  der  Mischfarben,  zur  Darstellung  gebracht.  Ein  guter  Erfolg 
hünm  im  übrigen  noch  davon  ab,  daß  die  Farbmasse  der  zerstörenden  Wir- 
kung der  oxydierenden  Zusätze  und  derjenigen  des  Lichtes  ganz  gleichmäßig 
unterliegt.  Es  ist  Dr.  Neohauß  gelungen,  eine  dieser  Anforderung  ent- 
sprechende Emulsionsmischung  herzustellen.  Die  Fixierung  der  farbigen 
Bilder  erfolgt  durch  Badeit  in  einer  zehnprosentigen  TanninlOsung  mit  ZuMtz 
von  essigsaurem  Natron. 
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Neuhaujß  hat  vor  kurzem  der  »Freien  photographischen  Vereinigung^  in 
Berlin  einige  seiner  farbigen  Photographien  vorgeführt,  wobei  die  Treue  der 
Wiedergnbe  allsntig  aneri^iuint  wurde. 

Ein  wesentlicher  Nachteil  versperrt  aber  dem  Verfahren  einstweilen  den 
Weg  in  die  Praxis:  die  lange  Belichtungsdauer.  Sie  beträgt  trotz  jahrelanger 
auf  ihre  Verkürzung  gerichteter  Bemühungen  immer  noch  lo  bis  13  Minuten. 
Aufiiabmen  nach  der  Natur  sind  dabei  ausgeschlossen.  Bedenkt  man  aber, 
dafi  die  von  Neuhauß  anfänglich  hergestellten  Aufnahmen  eine  Belichtung  von 
mehreren  Stunden  im  direkten  Sonnenlicht  erforderten,  wogegen  die  jetzigen 
Aufnahmen  in  aulSerordentlich  viel  kürzerer  Zeit  bei  dunkel  bewölktem  Himmel 
gemacht  werden,  so  darf  man  auch  noch  auf  weitere  Vervollkommnungen 
hofien. 

Am  weitesten  fortgeschritten  ist  das  Verfahren   der  sog.  additiven 

Farbensynthese. 

Nach  der  Young-Helmholtz  sehen  Lehre  stehen  dem  menschlichen  Auge 
nicht  für  jeden  Farbenton  gesonderte  Nerven  zur  Verfügung,  es  besitzt  viel- 
mehr nur  3  Gruppen  von  farbenempfindlichen  Nerven,  von  denen  die  eine 
Rot,  die  andere  Grün  und  die  dritte  Blau  wahrnimmt.  Die  Nerven  sind  in 
außerordentlich  großer  Zahl  und  feinster  N'erteihing  im  Hintergrunde  des 
Auges  angeordnet.  Mischfarben  kommen  zur  l'ImpHndung,  wenn  die  Nerven 
derjenigen  Grundtarben  gleichzeitig  ansprechen,  aus  denen  sich  die  Misch- 
fitfben  zusammensetzen.  Die  AbtOnung  hängt  von  dem  Grade  der  Reizung  ab, 
welche  die  Nerven  der  Grundfarben  erfahren. 

Es  lag  nahe,  mit  der  photographischen  Kamera  die  Funktionen  des  Auf^cs 
nachzuahmen.  Photographiert  man  einen  rot,  gelb,  grün  oder  blau  gefärbten 
Gegenstand  durch  eine  blaue  Glasscheibe  hindurch,  so  werden  die  grünen, 
gelben  und  roten  Strahlen  absorbiert  und  nur  die  blauen  Strahlen  vermögen 
auf  die  Elmulsion  der  AuHnahmeplattc  zu  wirken.  Wo  der  Gegenstand  blau- 
gefärbt  ist,  erscheinen  also  auf  dem  Bilde  helle  Stellen.  Durch  Verwendung 
einer  grünen  Scheibe  anstatt  der  blauen  erzielt  man  eine  Photographie,  in 
der  nur  die  grUngefärbten  Stellen  de;»  Gegenstandes  sich  hell  abheben.  Über- 
deckt man  die  beiden  Aufnahmen,  wilhrend  man  jede  mit  den  Strahlen  der 
ihr  entsprechenden  Farbe  durchleuchtet,  so  muß  sich  der  Eindruck  eines 
Bildes  ergeben,  in  dem  Blau  und  Grün  in  der  gleichen  Verteilung  erscheinen, 
wie  sie  der  abgebildete  Gegenstand  zeigt.  Durch  HinzufUgung  einer  Rot- 
aufhahme  gelangt  man  zur  Wiedergabe  aller  Farben,  da  die  Mischfarben 
sich  aus  den  Grundfarben  Rot,  Griln  und  Blau  zusammensetzen. 

Seile  erzielte  mich  dieser  Methode,  obwohl  er  statt  der  Rotaufnahme  eine 
Gelbaufnahme  anwandte,  ziemlich  gute  Erfolge.  Er  übertrug  die  drei  Negative 
auf  entsprechend  gefärbte  Gelatinehtfutchen  und  legte  diese  genau  überein- 
ander. 

Ives  machte  ebenfalls  drei  Aufhahmen,  und  zwar  mit  rotem,  grünem  und 

blauem  Lichte.  Zur  Wiedergabe  benutzte  er  aber  nach  den  Negativen  an- 
gefertigte Positivbilder.  Betrachtete  man  mit  Hülfe  eines  Spiegelapparats 
(Chromoskop)  die  drei  rot  bz.  grün  und  blau  abgeblendeten  Bilder  gleich- 
zeitig, so  erhielt  man  den  Eindruck  eines  einzigen  farbigen  Bildes.  Vcn 
flberraschender  Wirkung  soll  die  Anwendung  des  Verfahrens  auf  Stereoskop- 
bilder sein. 

Spater  ist  die  Methode  verbessert  worden.  Man  ersetzte  den  Spiegel- 
app:irat  durch  ein  Linsensystem,  das  die  drei  Aufnahmen  im  Wege  der  Pro- 
jektion zur  Überdeckung  brachte.  Ein  wesentlicher  Mangel  aber  haftete  dem 
Verfahren  noch  lange  an:  die  Schwierigkeit  der  Herstellung  photographischer 
Aufhahmen  in  grflnem,  namentlich  aber  in  rotem  Lichte.    Eine  Rotaufnahme 
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dauerte  stunden-«  ja  tagelang.  Portrait-  und  Landschah^autnahnien  waren 
somit  nicht  möglich  und  das  Verfohren  Uieb  der  praktischen  Ausnutiung 

verschlossen,  bis  eine  Erfindung  des  Berliner  Professors  Miethe  einen  be* 

deutungsvollen  l'inschwung  herbeiführte. 

Es  gelang  Miefhe.  eine  Emulsion  herzustellen,  die  in  nahezu  gleicher  Weise 
fUr  rotes f  grünes  und  blaues  Licht  empfindlich  ist,  derart,  daß  die  Rotauf- 
nahme ebenso  schnell  ausgeftthrt  werden  kann,  wie  die  beiden  anderen  Auf- 
nahmen. Den  geringen  Unterschied  in  der  Lichtempfindlichkeit,  der  noch 
zwischen  Rot  und  Blnn  he^^tehen  blieb  und  der  in  der  schnelleren  Schwingung 
der  durch  die  blauen  Strahlen  erregten  Brom^ilberteilchen  seinen  Grund  halte, 
beseitigte  er  in  genialer  Weise:  er  verlangsamte  die  Blauschwingung,  indem 
er  die  Brorosflberteilchen  mit  Jod  beschwerte.  Der  Zusatz,  der  zu  diesen 
Zwecke  der  Emulsion  beigemischt  wurde,  gehört  einer  Gruppe  von  Anilin- 
farben an,  die  man  nl'i  Chinolin-Chinaldin-Jod- Alkylate  bezeichnet.  Die 
drei  Aufnahmen  konnten  nunmehr,  was  nicht  hoch  genug  zu  veranschlagen 
ist,  nebeneinander  auf  einundderselben  Platte  gemacht  werden  und  sie  er- 
forderten eine  Belichtungszeit  von  zusammen  nur  7  Sekunden.  Die  untere 
Grenze  der  Belichtungsdauer  dürfte  damit  aber  noch  nicht  erreicht  sein.  In 
dem  wissenschaftlichen  Institut  der  Urania  in  Berlin,  wo  Miethe  seine  Ver- 
suche angestellt  hat,  ist  man  Uberzeugt,  daß  es  in  absehbarer  Zeit  gelingen 
wird,  das  Verfahren  auch  auf  die  Momentphotographie  auszudehnen. 

War  somit  die  Frage  der  Farbenanalyse  in  glllcklichster  Weise  gdOsI, 
so  galt  es,  die  Synthese,  d.  h.  die  Darstellung  des  farbigen  Bildes  aus  den 
Ein7.elaufnahmen,  auf  die  gleiche  HObe  der  Vervollkommnung  zu  bringen. 
Auch  dies  ist  gelungen. 

Die  »Urania«  hat  nach  den  Angaben  des  Leiters  ihrer  physikalischen  Ab- 
teilung, Dr.  Donath,  und  des  Professors  Miethe  einen  Projektionsapparat  her- 
stellen lassen,  der  Bilder  von  mehr  als  30  qm  Flächenausdehnung  liefert. 
Jedes  der  drei  Einzelsysteme,  aus  denen  der  Apparat  zusammengesetzt  ist, 
besteht  aus  einer  Objektivlinse,  einer  elektrischen  Bogenlampe  und  einer 
forbigen  Glasscheibe  (rot  bi.  grlln  und  Mau).  IXe  Linsen  beben  adbstver- 
stflndlich  genau  den  gleichen  Durchmesser  und  gleiche  Brennwette.  Ein  leicht 
zu  handhabender  Bewegungsmechanismus  dient  zur  Ausrichtung  der  drei 
Systeme.  Das  Ganze  arbeitet  so  vorzüglich,  daß  die  von  den  Einzelsystemen 
erzeugten  Projektionsbilder  sich  auch  in  ihren  kleinsten  Teilen  vollkommen 
Oberdecken.  Dies  gentigt  aber  nicht  zur  naturgetreuen  Wiedergabe;  die 
Lichtquellen  der  Projekt ions&ysteme  müssen  der  VergröClerung  der  Bilder  ent- 
sprechend stark  und  sie  müssen  durchaus  gleichniäf ige  sein.  Ein  ungleich- 
mäl.>iges  Leuchten  der  drei  Bogenlampen  iindert  in  unzulässiger  Weise  das 
Verhältnis  der  Grundfarben  zueinander  und  kann  leicht  einen  unbeabsichtigten 
Stimmungswechsel  der  Bilder,  z.  B.  den  Übergang  von  einer  Morgen-  in  eine 
Abendbeleuchtung  oder  von  einer  Frühjahrs-  in  eine  Herbststimmung  zur 
Folge  haben.  Um  I.ichtschwankungen  fernzuhalten,  ist  deshalb  an  dem 
Apparat  eine  Vorrichtung  zum  Abgleichen  der  Stromstärken  angebracht.  Daß 
sie  ihren  Zweck  zuverlässig  erfüllt,  haben  die  Versuche  erwiesen.  Die  Strom- 
stärke ist  außerordentlich  hoch;  sie  betragt  15  bis  ao  Ampere.  Unter  der 
Einwirkung  der  dadurch  erzeugten  Hitze  würden  die  Objektivlinsen  zer- 
springen, wenn  sie  nicht  durch  eine  (\V:i-^ser-)  Kühlvorrichtung  geschützt 
wiiren.  If)sgesamt  verbraucht  der  Projektionsapparat  einen  elektrischen  Strom, 
der  emer  mechanischen  Leistung  von  45  Pferdekräften  gleichkommt. 

Was  die  erzielten  farbigen  Bilder  befrifit,  so  sind  sie  nach  der  An- 
sicht aller,  die  den  Vorftlhrungen  beigewohnt  haben,  von  einer  unbeschreib- 
lichen Farbenpracht  und  von  höchster  Naturtreue.   Die  Illusion  ist  eine  volU 
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kommene«  Auch  die  Stimmung,  z.  B.  einer  Wasserlandschaft,  eines  Dorfes 
im  FrUhllni^,  eines  frostdurdüitterten *  verscbndten  Waldes,  wird  auf  das 
zarteste  wiedergegeben. 

Fragt  man  sich,  worin  der  Wert  einer  naturfarbigen  Photographic  zu  er- 
blicken sein  soll,  wenn  das  Büd,  statt  dauernd  festgelegt  zu  sein,  nur  fttr 
fluchtige  Momente  dem  Auge  vorgecaubert  wird,  so  hat  man  neben  dem 
fl'^fhetivchen  Genüsse  des  Beschauers  an  die  Bedeutung  zu  denken,  die  das 
Vertahren  zweifellos  tUr  die  Wissenschaft  und  die  darstellende  Kunst  erlangen 
wird.  Bereits  hat  sich  die  Medizin  des  Miethe'schen  Apparate  lür  Vortrags- 
und Lehrzwecke  (Darstttlung  von  Kninkheitsbildem  usw.)  mit  Erfolg  bedient. 
Die  Einführung  des  Verfahrens  in  den  Hochschulunterricht  wird  nur  eine 
Frage  der  Zeit  sein.  Ganz  besonders  dürfte  sich  der  Eintluß  der  Farben- 
photographie  auf  dem  Gebiete  der  Malerei  geltend  machen,  der  sie  einen  un- 
trüglichen Maßstab  zur  Vergleichung  der  Gemälde  mit  der  Natur  an  die 
Hand  gibt 


Serbien.   I^and  und  Leute. 
Von  Dr.  Albert  Serbin  in  Friedenau. 

Serbien  ist  im  großen  ganzen  ein  unbekanntes  Land.  Wir  wissen,  daß 
Belgrad  seine  wichtigste  Stadt  ist,  dafi  es  schöne  Eichwälder  besitzt  und  dort 

die  Schweinezucht  blüht ;  von  seinen  staatlichen  Einrichtungen  aber,  vom  Auf- 
keimen der  Künste  und  Wissenschaften  daselbst  vernehmen  wir  wenig.  Es 
mag  daher  an  der  Zeit  sein,  hier  einiges  über  das  Land  zu  sagen,  wobei  wir 
für  den  beschreibenden  Teil  das  große  Werk  von  F.  Kanitz  «Serbien, 
statistisch-ethnographische  Retsestudien«  zugrunde  legen,  da  ein  besserer  Führer 
in  keiner  Sprache  vorhanden  ist  und  seine  Angaben  auch  heute  noch  nicht 
für  veraltet  gelten  können. 

Serbien  war  in  der  Mitte  des  14.  Jahrhunderts  ein  großes  Reich.  Seine 
Grauen  erstreckten  sich  von  der  Donau  bis  zum  Agtfischen  Meere,  von  der 
Adria  bis  zum  Pontus  Euzinus,  und  ganz  Bulgarien,  Mazedonien,  Albanien, 
Thessalien  und  ein  grofler  Teil  von  Griechenland  unterstanden  der  Oberhoheit 
des  serbischen  Zaren  Stephan  Duschan.  .Als  aber  nach  dem  Tode  des  Letz- 
teren 1356  trotz  der  gelobten  Treue  gegen  dessen  Sohn  und  Nachfolger 
Hroidi  nnitr  den  Anführern  ein  erbitterter  Kampf  um  die  Herrschaft  ausbrach 
und  viele  Gebiete  vom  Lande  sich  ablösten,  da  mufite  der  geschwicfate  Staat 
dem  andringenden  Türkenstamm  erliegen.  Die  Schlacht  auf  dem  Amselfelde 
(kossowo  polje)  im  Jahre  1389  entschied  das  Schicksal  des  Serbischen  Reichs. 
Es  wurde  den  Türken  tributptiichtig,  bis  es  in  der  Mitte  des  folgenden  Jahr- 
hunderts auch  die  loiere  Form  der  Sdbstilndigkeit  verlor  und  zu  einer  tflrici- 
scben  Provinz  herabsank.  Fast  400  Jahre  lastete  dauernd  mit  kurzen  Unter- 
brechungen der  Druck  der  türkischen  Mißherrschaft  auf  dem  un:,'ln 
Volke,  das  jeder  Erpressung  schütz-  und  rechtlos  gegenüberstand.  Groi.e 
Massen  wanderten  nach  dem  benachbarten  Ungarn  und  Slavonien  aus,  viele 
traten  zum  Islam  Uber,  imd  nur  ein  kleiner  Teil  der  Bevölkerung  ertrug  das 
grausame  Joch,  um  Vateriand  und  Glauben  treu  zu  bleiben.  Unerhörte  Schand- 
taten wurden  von  den  türkischen  Gewalthabern  verübt.  Die  Beschwerden  bei 
der  Hohen  Pforte  in  Konstantinopel  waren  fruchtlos,  denn  machtlos  ge^en 
die  ungezügelten  Janitscharen  konnte  der  Sultan  keine  Hülfe  schatten :  die 
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einzige  Rettung  des  Volkes  war  die  Erhebung,  die  AbschUttelung  der  Fremd- 
herrschaft. Im  Jahre  1804  brach  der  allgemeine  Aufstand  an«;.  Nach  acht- 
jähri^'em  wechselvollcm  Kampfe  gelang  es  den  Serben,  im  Frieden  zu  Bukarest 
ihrem  Lande  eine  gewisse  Selbstöndigkeit  zu  erringen.  Milosch  Obrenowitsch 
wurde  1817  zum  erblichen  Forsten  erwffhlt,  das  Land  blieb  aber  unter 
türkischer  Oberhoheit.  Nach  dem  letzten  türkisch -serbischen  Kriege  wurde 
das  Fürstentum  für  unabhfingig  erklart  und  am  n.  M;irz  1882  als  Königreich 
proklamiert.  Dem  Könige  Milan  I.,  der  1889  abdanken  mußte,  folgte  sein 
jüngst  ennordeter  Sohn  Alexander  auf  den  serbischen  Thron. 

Serbien  ist  etwa  so  grofl  wie  die  Rheinprovins«  Blicken  wir  auf  die  Karte, 
so  erkennen  wir,  daß  es  die  Gestalt  eines  Vierecks  hat,  das  im  Norden  durch 
die  Donau  und  Save,  im  Westen  durch  die  Drina,  im  Osten  durch  den  Timok 
und  im  Süden  durch  eine  Anzahl  Gebirgszüge  begrenzt  wird.  Mit  Ausnahme 
weniger  Strecken  im  Norden  ist  das  Land  gebirgig  und  von  zahlreichen,  hier 
Planina  genannten  Bergketten  durchzogen,  die  auch  seine  West-  und  Ost- 
grenze umwallen  und  im  Nordosten  sich  als  Fortsetzung  der  siebenbttrgischen 
Alpen  zu  erkennen  geben.  Hier  bei  Orsowa  hat  die  Donau  sich  durch  das 
Gebirge  mit  Macht  ihren  \yeg  gebahnt  und  bildete  das  Eiserne  Tor,  ein 
natürliches  Hemmnis  für  die  Schifiahrt,  das  aber  vor  einigen  Jahren  beseitigt 
worden  ist.  Der  höchste  Berg  des  Landes  Hegt  im  Süden  an  der  türkischen 
Grenze.  Es  ist  der  Kapavnik  (1900  m).  Die  Taler  der  fast  durchweg  von 
Süden  nach  Norden  strömenden  Flüsse  sind  die  Kulturzentren  und  Schlacht- 
felder des  Landes,  zum  Teil  aber,  wie  die  Berge  selbst,  noch  mit  dichten 
Waldungen  bedeckt  und  nur  durch  einige  Talpfiarten  oder  beschweiikbe  Ge- 
birgspässe miteinander  verbunden.  Außer  den  Grenzströmen  ist  noch  die 
Morawa  zu  nennen,  der  Zentralfluß  Serbiens,  der  durch  N'ereinigung  der 
serbischen  und  bulgarischen  Morawa  gebildet  wird.  Von  dem  kleinen  Karst- 
gebiete der  Golubinje  und  Planina  abgesehen,  ist  fast  ganz  Serbien  bei  der 
geringen  Höhe  und  Ausdehnung,  welche  die  Gebirge  erreichen,  anbauftthig 
und  das  Land  besitzt  hat  Oberall  guten,  zum  Teil  sehr  fruchtbaren  Boden. 
Auch  das  Klima  ist  ein  der  geringen  Meereshöhe  entsprechendes,  an  Nieder- 
schlägen im  Sommer  mangelt  es  nicht.  An  inneren  Schützen  sind  die  Berge 
Serbiens  reich,  doch  liegt  der  Bergbau,  so  blühend  er  im  Mittelalter  gewesen 
ist,  danieder,  da  die  Serben  auch  heute  noch  sich  nicht  darauf  verstehen,  es 
auch  an  Geld  fehlt  und  sie  die  Ausbeutung  durch  Fremde,  teilweise  allerdings 
infolge  übler  Eifahrungen,  nicht  gern  sehen. 

Serbien  ist  heute  ein  Ackerland,  90  v.  H.  der  Bevölkerung  sind  Bauern. 
Der  Ackerbau  steht  freilich  aut  einer  sehr  tiefen  Stute  und  ist  kaum  mehr  als 
Raubbau.  Nur  etwa  ein  Siebentel  des  Landes  ist  angebaut.  Jedem  Fort- 
achritt abhold,  gegen  alle  Fremden  mißtrauisch,  dabei  sehr  bedürfnislos,  ver- 
harrt der  serhi'Ache  Bauer  beim  Hergebrachten.  Nach  wie  vor  fertigt  ihm  der 
Zigeuner  den  urtümlichen  PHiiy,  der  eine  ungeheuere  Verschwendung  von  Kraft 
und  Zeit  bei  Zugtier  und  Mensch  erfordert  und  doch  nur  den  Boden  ober- 
flüchlich  ritzt.  Nach  virie  vor  wird  das  Getreide  durch  Pferde  austreten 
oder  mit  dem  Dreschschlitten  von  den  Ähren,  durch  den  Wind  von  der  Spreu 
gesondert. 

Bis  tief  in  das  vorige  Jahrhundert  hinein  war  Serbien  ein  großes  Waid- 
gebiet.  Die  ungeheueren  Wülder,  welche  uns  die  Kreuzfahrer  schildern,  sind 
erst  im  L^ufie  der  letzten  60  Jahre  gelichtet  worden.    Die  Scfaumadia,  das 

Herzland  Serbiens,  in  dessen  Mitte  Kragujewatz  liegt,  war  während  der  Be- 

freiiin^^krieue  ein  mJfchtiger  Wald,  eine  Zuflucht  für  die  Bedrängten.  Als 
Serbien  in  den  europaischen  Verkehr  hineingezogen  wurde  und  sich  Absatz- 
gebiete für  Holz  fanden ,  begann  eine  grauenvolle  Verwüstung.    Die  Ziegen 
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und  Schweine  sorgen  dafür,  daß  kein  Wald  wieder  wSchst.  Nur  Abgclegenheit 

und  Ünwegsamkcit  schützt  den  Wald.  Immerhin  gibt  es  noch  grdliere,  zu- 
sammenhängende Waldgebiete.  Die  Eiche  herrsch!  als  Waldbaum  vor,  daneben 
finden  sich  Buchen,  Eschen,  Ulmen  und  Birken.  An  die  Eicheti-  und  Buchen- 
wälder knüpft  sich  Serbiens  Viehzucht.  Hier  nühren  sich  vor  allem  die  großen 
Schweineherden.  Die  Schweinezucht  liefert  in  vielen  G^enden  allein  den 
Bauern  Einnahmen.  Ausfuhr  von  Vieh,  besonders  von  Schweinen,  gibt 
Serbien  die  Mittel  zum  Einkaufe  der  Erzeugnisse  europäischen  Gewerbefleißes. 
Die  gewerbliche  Tätigkeit  Serbiens  ist  an  und  fUr  sich  sehr  gering  und  steht 
auf  niedriger  Stufe. 

In  dem  Lande,  das  wir  so  flüchtig  skizziert  haben,  wohnt  das  sQd> 
slavtsche  Volk  der  Serben,  die  eines  Stammes,  einer  Sprache  mit  den  Sla- 
voniern,  Kroaten  und  Dalmatinern  Österreichs  sowie  mit  den  Bosniern  und 
Herzegowinern  sind.  Wollen  wir  das  Serben volk  in  der  vollsten  Eigentüm- 
lichkeit seines  Charakters  und  unberührt  von  fremden  Einflüssen  kennen  lernen, 
so  erreichen  wir  dies  am  besten  in  dem  von  der  Morawa,  der  Drina  und 
dem  Ibar  umflossenen  Gebiet,  in  seinen  engen  Bergregionen  und  düsteren 
Forsten,  die  dem  serbischen  Freiheitskampfe  seine  besten  Führer  und  Streiter 
gaben,  dort,  wo  sich  das  serbische  Element  ebenso  rein  erhielt,  wie  es  an  der 
Donau  im  steten  Verkehre  mit  Magyaren,  Deutschen  und  Rumänen  in  seiner 
Ursprünglichkeit  gelitten  hat.  Der  Serbe  zeichnet  sich  durch  ein  scharfes  Ge- 
sichtsprofil und  kräftige  KOrperformen  aus.  Er  ist  an  Wuchs  eher  klein  als 
groß,  breitschultrig,  selten  korpulent.  Der  Kopf  ist  gut  proportioniert,  die 
Backenknochen  sind  hervorstehend  und  die  Nase  oft  von  schönem  Adler- 
schnitte. Das  Haar  ist  meist  blond  oder  braun,  seltener  schwarz.  Der  Bauer 
tilgt  nur  Schnurrbart,  wibrend  der  Geistliche  stets  durch  Vollbart  sich  aus- 
zeichnet.  Schwarzes  Haar  gilt  den  Frauen  in  den  Städten  als  eine  unent- 
behrliche Zierde,  weshalb  die  blonden  Frauen  ihr  Haar  färben.  Schön  ist  die 
serbische  Frau  nicht,  aber  die  Gesichtszüge  sind  regelmäßig.  Der  Serbe  ist 
von  Charakter  im  allgemeinen  duldsam  und  gastfrei.  Seine  kriegerischen 
Ti^enden,  schon  von  den  BTzantinem  gerühmt,  werden  von  keiner  Seite  an- 
gezweifelt. Voll  stolzen  Selbstgefühls,  ist  er  klug,  ja  schlau  und  läßt  sich 
niemals  einen  Vorteil  entgehen.  Er  betrügt  dabei  selten,  doch  wird  es  anderen 
schwer,  ihn  zu  Uberlisten.  Dabei  weicht  er  vor  keinem  in  seinem  Rechte 
zurttck.  Eher  llflt  CT-es  auf  einen  Prozefl  ankommen,  und  in  diesem  Falle 
ist  er  sich  selbst  der  beste  Advokat,  wobei  ihn  senw  grofie  Redefertigkeit 
unterstützt.  Der  Serbe  erhitzt  sich  gern  im  Streite,  geht  aber  nur  selten  zu 
Tätlichkeiten  über.  Duelle  und  Blutrache  sind  ihm  unbekannt.  Trotz  seines 
scharfen  Verstandes  bildet  das  religiöse  Moment,  die  Neigung  zum  Mystischen, 
einen  Gnindzng  seines  Oiarakters.  Sehr  oft  artet  diese  in  Vorurteile  und 
Abefg;iaoben  aus:  es  gibt  für  ihn  unzlhlige  ungünstige  und  bOse  Vorbe- 
deutungen, die  Glück  und  Unglück  verkünden. 

Der  persönliche  Verkehr  zwischen  allen  Klassen,  zwischen  Reich  und  Arm 
in  Serbien  ist  ein  äußerst  ungezwungener.  £s  gibt  dort  keine  durch  Titel 
oder  Rang  hervortretende  künstliche  Standesunterschiede,  fodem  die  Türken 
den  Adel  gleich  HOr^en  zum  Rafah  erniedrigten,  haben  sie  die  Grenzen 
zwischen  beiden  völlig  verwischt.  Der  englische  Reisende  Eduard  Brown  fiind 
noch  im  17.  Jahrhundert  serbische  Mädchen,  die  von  königlichem  Blute  ab- 
stammten, vor  den  Pflug  gespannt.  Bei  großer  Neigung  für  Poesie  und  Musik 
zeigt  der  Serbe  gegenwärtig  noch  wenig  Sinn  fbr  die  bildenden  Künste  und 
noch  weniger  für  das  Handwerk.  Er  besitzt  rasche  Auffassungskraft  und  auch 
sonst  manche  Talente,  die  er  daheim  beim  Anfertigen  seines  bescheidenen 
Hausgeräts  bekundet.   Das  Handwerk  als  Lebensberuf  erscheint  aber  in  seinen 
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Augen  als  eine  verächtliche,  des  Mannes  unwürdige  Beschäftigung.  Da  vide 
der  einwandernden  Deutschen  Handwerke  treiben  und  für  den  Serben  arbeiten, 
blickt  dieser  verHchflich  auf  sie  herab.  Versuche,  welche  die  Regierung  an- 
stellte, die  Gewerbe  im  Lande  einzubürgern,  mißglückten.  So  bleibt  der 
Serbe  Hirt  und  Bauer,  und  tritt  er  aus  den  gewohnten  VerhvUnissen  des  Eltern- 
hauses heraus,  so  wird  er  am  liebsten  Beamter  oder  Soldat. 

Betrachten  wir  nun  die  Ku'turzusfände  des  Landes,  das  den  Anspruch  darauf 
macht,  der  Kernpunkt  des  zukUnttigen  Südslawenreichs  zu  werden.  Die  erste  und 
schwerste  Steuer,  welche  das  Land  und  die  Arbeit  zu  zahlen  haben,  sind  die 
Transportkosten.  Bis  Ende  1896  waren  nur  570  km  Eisenbahnen  dem  Verkehr 
Übergeben.  Die  Verkehrswege  im  Inneren  sind  zum  Teil  ganx  mangelhaft,  und 
so  ist  auch  im  Gegensalze  zu  Bulgarien  der  inntnliandcl  nur  unbedeutend  und 
nicht  sehr  nutzbringend  entwickelt.  Die  Lcvante-Üonauiinie  ;in  der  Nordgren7e 
sowie  das  Morawatal  mit  seinen  zwei  Ausgängen  nach  Uesküb- Saloniki  und 
nach  Bulgarien-Constantinopel  beherrschen  den  ganzen  Verkehr  Serbiens.  Was 
außerhalb  dieser  Straßen  liegt,  kann  durchaus  als  verkehrsfern  bezeichnet 
werden.  .Außer  der  kurzen  Timoktalbahn  iJfngs  der  bulgarischen  Grenze  haben 
wir  die  Bahn;>trecke  der  Orientlinie  Belgrad  -  Nisch -Zaribrod  mit  der  Abzwei- 
gung Nisch-Vranja  und  mit  ihrer  Fortsetzung  über  die  Grenze  nach  Saloniki 
sowie  zwei  kürzere  Seitenlinien  nach  Semendria  und  Kragujewatz. 

Schon  aus  allen  hier  gemachten  Andeutungen  geht  hervor,  daß  ein  eigent« 
lieber  Bürgerstand  in  Serbien  fehlt.  Nur  schwache  Ansätze  zu  einem  solchen 
sind  vorhanden,  ebenso  wie  das  Land  nur  eine  einzige  Stadt  von  nennens- 
werter Bedeutung  hat.  Es  mögen  ihrer  etwa  54000  sein,  welche  zusammen 
die  Bevölkerung  der  serbischen  Hauptstadt  Belgrad,  und  zwar  eine  recht  bunt 
zusammengewürfelte  Bevölkerung,  ausmachen.  Belgrad  ist  die  Festung,  welche 
einst  der  edle  Prinz  liugen  dem  Kaiser  wiederbrachte.  Seine  hohe  Bedeutnns? 
in  alter  und  neuer  Zeit  verdankt  Belgrad  vor  allem  seiner  glücklichen  geo- 
graplüschen  Lage.  Auf  und  an  der  Terrasse  eines  Ausläufers  der  Audniker 
Bergkette  und  am  Zusammenflüsse  der  Donau  und  Save  gelten,  bildete  es 
von  jeher  den  schon  von  der  Natur  bestimmten  Stapdfriatz  fQr  die  unteren 
Donaulander.  Schon  im  Beginne  dieses  Jahrtausends  war  Belgrad  als  »Alba 
graca«  eine  der  wichtigsten  Tauschstätten  zwischen  dem  Morgen-  und  Abend- 
lande. Seine  bevorzugte  Lage  gab  ihm  aber  zugleich  eine  hohe  strategische 
Wichtigkeit  WKhrend  der  Volkerwanderung  bis  zur  Gründung  des  Serben- 
reichs war  Belgrad  eine  steter  Zankapfel  «wischen  Avaren,  Bulgaren,  Magfareo 
und  Bvznnfinern.  um  nach  Jcr  Eroberung  durch  die  Türken  für  immer  mit 
de*ii  Scliicksale  Serbiens  verknüpft  zu  werden.  »Der  Fremde«,  sagt  Alfred 
Holzbock,  der  die  Stadt  im  Jahre  1899  besucht  hat,  »der  nach  Belgrad  kommt 
in  der  Erwartung,  hier  eine  Vereinigung  von  abeodlMndischen  und  orientali- 
schen Einrichtungen  zu  finden,  wird  arg  enttfUBCbt  An  alten  Ecken  und 
Enden  merkt  inan  das  Bemühen,  Belgrad  modern  zu  entwickeln.  Es  verfögt 
über  eine  gut  angelegte  Wasserleitung,  besitzt  eine  Pferdebahn,  hat  in  einigen 
Straßen  gute  Trottoirs,  es  kann  sich  sogar  der  Anlage  von  Boulevards  rühmen. 
Dagegen  ist  von  Bauten  und  Straßen  orientalischen  Charakters  nichts  zu  be- 
merken, und  nur  in  den  Vorstädten  ziehen  sich  enge,  dumpfe  und  schmutzige 
Gassen  hin,  die  mit  ihrer  Unsauberkeit,  ihren  verfallenen,  kleinen  Häusern, 
sowie  mit  ihren  primitiven  Verkaufsläden  an  die  unangenehmen  Eigenschaften 
des  Orients  erinnern.« 

Es  fehlt  Serbien  an  Bargeld  und  Unternehmungsgeist,  noch  mehr  aber  an 
Neigung,  Fremde  und  fremdes  Geld  sich  im  Lande  an  der  Erschließung  der 
reichen,  aber  völlig  unentwickelten  Hülfscjuellen  betätigen  zu  lassen.  Es  fehlt 
auch  an  Vertrauen  aut  Serbien  im  Auslande.    Die  Leitung  des  vielfach  von 
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Pfertdong^n  lerrisscnen,  ttberall  Spuren  starker  Korruption  aufweisenden  Staates 
ist  wdt  hinter  den  Ansprttchen  zurUdigebUeben,  die  derselbe  mecht,  des  Pie- 
mont  der  Sfldosthalbinsel  zu  werden.  Die  Fortschritte,  welche  der  Staat  seit 
Erringung  der  Freiheit  gemacht  hat,  sind  ja  unverkennbar,  aber  doch  sehr 
langsame.  Sie  erscheinen  als  noch  langsamer,  wenn  man  sie  mit  denen  Bul- 
gariens in  der  so  kurzen,  keineswegs  einer  ruhigen  Entwickelung  günstigen 
Zeit  seit  Abschüttclong  des  türkischen  Joches  vergleicht.  Schon  heute  scheint 
Bulgarien  Serbien  zu  UberflOgeln,  während  die  Besetzung  Bosniens  und  der 
Herzegowina  durch  Österreich  vorläufig  allen  hochfliegenden  Plänen  der 
Serben  ein  unüberwindliches  Hmdernis  entgegensetzt.  Dies  ist  um  so  be- 
deutungsvoller, als  Serbien  mit  seinem  gmuen  wirtschaftlichen  Dasein  auf 
Österreich -Ungern  angewiesen  und  von  diesem  abhängig  ist,  femer  ein 
wichtiger  Teil  der  serbischen  Nation  auf  ungarischem  Boden  wohnt  und  dort 
unter  deutschem  Einfluß  eine  etwas  höhere  Kultur  angenommen  hat.  Auf 
dieser  Abhängigkeit,  wie  auf  der  früher  vielfach  erfahrenen  Undankbarkeit 
Österreichs,  das  Serbien  so  oft  zum  Kampfe  gegen  die  TQrken  aufgerufen, 
dann  aber  stets  beim  Friedensschlüsse  deren  furchtbarer  Rache  preisgegeben 
hat,  beruht  der  Haß  der  Serben  gegen  Österreich,  der  sie  immer  wieder  Rufi- 
land  in  die  Arme  treibt. 


KLEINE  MITTEILUNGEN. 

Englische    Auffassung    einer    S  prechstellenverlegung.  Am 

20.  Februar  fand  in  London  die  gerichtliche  Verhandlung  einer  Klage  statt, 
die  von  der  National  Telephone  Co.  gegen  den  Fernsprechteilnehmer  Bruges 
auf  Zahlung  einer  Vergütung  von  50  Mark  für  Verlegung  seines  Fernsprech- 
apparats nebst  ZubdhOr  erhoben  worden  war.  Der  Bddagte  bestrto  sdne 
Zahlungspflicht  und  verlangte  seinerseits  von  der  National  Telephone  Co.  eine 
Buße  von  500  Mark  wegen  Vertragsverletzung. 

Der  Vertreter  der  Klägerin  führte  an,  daß  der  Beklagte  im  Jahre  1898 
ein  VertragsverhüUnis  wegen  Übernahme  eines  Fernsprechanschlusses  mit  ihr 
eingegangen  sei.  Dabei  hVtten  die  allgemein  tiblichen  Bedingungen  An« 
Wendung  gefunden.  Später  habe  der  Beklagte  eine  neue  Wohnung  bezogen 
und  die  Gesellschaft  brieflich  ersucht,  seinen  Fernsprecher  dorthin  /n  verlegen. 
Dem  Verlangen  sei  entsprochen  worden,  indem  ein  neuer  Fernsprechapparat 
in  der  neuen  Wohnung  angebracht  und  der  alte  Apparat  entfernt  worden  sei. 
Fflr  diese  Verlegung  werde  die  eingeklagte  Gebohr  beansprucht. 

Von  Seiten  des  Bekli^en  wurde  geltend  gemacht,  daß,  obwohl  ein  be- 
stimmter Auftrag  erteilt  war,  die  Gesellschaft  nicht  demgemJfß  gehandelt  habe. 
Sie  habe,  statt  der  Verlegung  des  alten  .Apparats  nach  der  neuen  Wohnung, 
dort  einen  anderen,  ähnlichen  Apparat  aufgestellt.  Im  übrigen  würde  der 
Bekl^e  sur  Zahlung  der  Vergütung  auch  dann  nicht  verpflichtet  gewesen 
sein,  wenn  die  Gesellschaft  den  Auftrag  ausgeführt  hätte. 

Dem  wurde  von  der  Klägerin  entpcgent;ehalten ,  daß  sie  nach  dem  Ver- 
trage zur  Verlegung  von  Fernspreclistellen  nicht  verbunden  sei.  Was  die 
Drahtleitung  betreffe,  so  wäre  eine  Verlegung  Uberhaupt  nicht  möglich  ge- 
wesen; es  hvtte  vielmehr  ein  neuer  Draht  angebracht  werden  roOssen. 

Der  Angestellte  der  Gesellschaft,  der  den  neuen  Apparat  in  der  neuen 
Wohnung  angebracht  hat,  bekundete,  dafi  dessen  Konstruktion  dem  System 
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der  Vemiittelungsanstalt,  an  die  er  angeschlossen  werden  solHe,  besonders 
angepafit  gewesen  sei.  Zwischen  den  Amtseinrichtungen  dieser  Vermittdunga» 
anstatt  und  derjenigen,  zu  deren  AnschUifibereich  der  alte  Apparat  gehOrte« 

habe  ein  leichter  l'ntcrschied  bestanden. 

Der  Einwurf  dei>  RiLhiers,  die  Gesellschaft  hätte  den  Teilnehmer  von  der 
UnausftlhrlMriceit  seines  Verlangens  in  Kenntnb  setzen  mOssen,  blieb  un- 
erwidert. Doch  berief  sich  die  Klägerin  darauf,  daft  der  Beklagte  der  Ände- 
rung stillschweigend  zugestimmt  habe,  indem  er  den  neuen  Apparat  benutzte. 
Der  Teilnehmer  habe  in  Wirldichkeit  keinen  Grund  gehabt,  sich  beschwert 
zu  lUhlen. 

Das  Urteil  lautete  auf  Abweisung  der  Klage  der  National  Telephone  Co. 
mit  der  Begründung,  dafi  sie  den  ihr  von  dem  Beklagten  erteilten  Aufkrag 

nicht  ausgeführt  habe. 

Dem  Beklagten  wurde  empfohlen,  seine  Gegenforderung  an  die  Klägerin 
zurückzuziehen  oder  in  einem  besonderen  Verfahren  geltend  zu  machen. 


1840 

1860 

1880 

1890 

i  90 1 

68,8 

70»* 

83,8 

84,3 

83.» 

79»5 

7V 

73i9 

84«5 

84,« 

80,5 

69,1. 

Zur  Entwickelung  der  Schiffahrt  in  Großbritannien.  Einem 

vom  britischen  Handelsamt  in  Gestalt  eine«  Blaubuchs  herausgegebenen  Bericht 
über  Großbritanniens  Schiffahrt  entnehmen  die  im  Reichsamte  des  Innern  zu- 
sammengestellten Nachr.  f.  Hand.  u.  Industr.,  anknüpfend  an  einen  Artikel  von 
»The  Iron  and  Goal  Trades  Review«,  nachstehende  Angaben. 

Die  prozentuale  Beteiligung  der  britischen  Flagge  am  überseeischen  Handeis- 
verkehre der  Hä'fen  Großbritnnriiens  gestaltete  sich  nach  dem  Raumgehalte  der 
ein-  und  ausgelaufenen  Schiffe  wie  folgt: 

britische  Flagge 

Schiffe  Uberhaupt  . . . 
Dampfer     •  ... 

darunter 
Schiffe  mit  Ladung. . 
Dampfer  -      -  .. 

Hiemach  ist  seit  1890  der  Anteil  der  britischen  Flagge  zugunsten  der  fremden 

Flaggen  beträchtlich  zurückgegangen.  Besonder«;  erlitt  in  den  drei  letzten 
Jaliien  der  Raumgehalt  der  britischen  Handelsschiffe  eine  verhältnismäßig  starke 
Abnahme,  die  zum  Teil  auf  die  Inanspruchnahme  vieler  Dampfer  durch  die 
sOdafrikanische  Kri^f&hrung  zurOckzuftihren  ist. 

Von  dem  gesamten  Schi&verkehre  Großbritanniens  zeigt  derjenige  mit 
fremden  Ländern  im  letzten  Jahrzehnt  ein  viel  stärkeres  Wachstum  als  der- 
jenige mit  den  britischen  Besitzungen.  Der  Raumgehalt  der  in  britischen' 
Häfen  ein-  und  ausgelaufenen  überseeischen  Handelsschiffe  betrug: 

i8q2  l8oe,  IQOO  J901 

eingelaufen  aus:  Reg. -Tons  Reg. -Tons  Reg.'-Tons  Reg. -Tons 

fremden  Ländern...  32967041  35 '57225  44009053  42973032 

britischen  Kolonien . .  4  705  863  4  844  466  521375«  5Ö27  984 ; 
ausgelaufen  nach: 

fremden  Ländern  .. .  32218520  34349448  43062457  42317697 

britischen  Kolonien. .  5  975  73 1  6  1 88  035  6  238 430  6  432  300. 

Der  Schiffsverkehr  mit  den  britischen  Besitzungen  machte  im  Jahre  1901  nur 
12,4  v.  H.  des  gesamten  überseeischen  Handels  der  britischen  H;ifcii  au^;  er 
wuchs  von  189a  bis  1900  um  9,1  v.  H.,  während  der  Schiffsverkehr  mit  dem 
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Ausland  in  derselben  Zeit  um  33,6  v.  H.  stieg.  Von  dem  schroffen  Umschlage 
der  Handelskonjunktur,  welcher  gegen  Ende  1 900  eintrat,  wurde  der  Kolonial- 
verkehr allerdings  weniger  als  der  Au'^Inndsverkehr  getroffen.  Wahrend  dieser 
von  1900  auf  1901  einen  Rückgang  von  2,1  v.  H.  erfuhr,  hatte  jener  eine 
Zunahme  von  5,3  v.  H.  zu  verzeichnen.  Indes  weist  die  Handelsschiffahrt  nach 
Indien  von  1893  bis  1901  eine  absolute  Einbufie  von  251 000  Reg. -Tons 
Raumgehalt  der  ausgelaufenen  Schiffe  auf. 

Bedeutende  Veränderungen  erfuhr  der  Seeverkehr  der  britischen  Häfen  mit 
den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika;  nach  dem  Raumgehalte  der  ein-  und 
ausgelaufenen  Handelsschiffe  waren  daran  beteiligt  mit  Registertons  die 

1860  1870  itS8o  1901 

Reg. -Tons  Reg. -Tons  Reg. -Tons  Reg. -Tons 

britbche  Fliege             1023922  3675396  7613795  12626874 

amerikanische  Flagge. .    2  339 101  832628  6^3858  479464 

Obrigen  Flaggen  .             '78134  ^99585  1816075  '319770 

insgesamt. . .    3  543  1 57     3  807  609    10083  728    14426  108. 

Bei  diesem  Seeverkehre  hat  sich  der  gesamte  Schilferaum  in  den  42  Jahren 

um  307,2  v.  H.  vermehrt,  der  amerikanische  ist  um  79,5  v.  H.  zurückgegangen, 
der  britische  ist  um  1130,7  v.  H.  und  der  der  übrigen  Flaggen  um  640,*  v.  H. 
gewachsen. 

Die  Wasserverhältnisse  des  Nih.  Nach  einer  langen  Periode  des 
wirtschaftlichen  Niederganges  und  Verlalls  hat  sich  Egypten  in  der  Neuzeit 
wiederum  zu  reicher  Produktivitüt  und  wirtschaftlicher  Bltlte  erhoben.  Eine 
der' ersten  und  wichtigsten  Aufgaben  war  und  bleibt  für  die  Machthaber  in 
Egypten  die  Regulierung  der  Bewässerung,  der  regelinMßigen  Befeuchtung  des 
Kulturbodens.  Nach  einem  austühriichen  Bericht  Uber  den  Nil  von  dem 
deutschen  landwirtschaftlichen  Sachverständigen  bei  dein  K.aiserl.  General- 
konsulate zu  Kairo,  verOfientlicht  in  den  »Mitteil.  d.  deutsch.  Landwirtschafts- 
gesellschaft wird  das  lK)stbare  Wasser  des  Nils  gegenwartig  durch  ein  ver- 
wickeltes System  von  Kanälen  und  Reservoirs  auf  eine  weite  Fljfche  verteilt, 
und  bald  wird  die  KulturHäche  des  modernen  Egyptens  diejenige  der  Pharaonen- 
zeit an  Ausdehnung  Ubertreffen.  An  immer  größere  Aufgaben  wagen  sich  die 
Ingenieure,  ja,  die  jetzt  vorgeschlagenen  Maßnahmen  erstrecken  sich  weit  Ober 
die  Grenzen  Egyptens  und  des  Sudans  hinaus,  bis  zu  den  noch  vor  wenigen 
Jahrzehnten  unbekannten  Quellen  des  Nüs. 

Bei  Kairo  hat  der  Nil  eine  mittlere  1  iete  von  7  m,  mit  einem  Maxiinuni 
von  9,60  und  einem  Minimum  von  5,30  m.  Die  Wa&sermenge  in  der  i^lul 
(Höhepunkt  Anfang  Oktober)  bewegt  sich  zwischen  1 2  000  und  4800  cbm, 
im  Mittel  7600  cbm  in  der  Sekunde,  die  der  niedrigsten  Zeit  (Juni)  zwischen 
1300  und  170  cbm,  im  Mittel  380  cbm  in  der  Sekunde.  Der  mittlere  Tief* 
stand  des  Wasserspiegels  ist  12,25  ni  über  dem  Meere. 

Das  Wasser  braucht  vom  Viktoria-  zum  Albert -See  8  Tage,  von  diesem 
bis  Lado  5  Tage.  Es  erreicht  in  weiteren  36  Tagen  in  der  niedrigsten  Zdt 
oder  in  20  Tagen  in  der  Flut  Khartum.  Von  Khartum  bis  Assuan  fließt  das 
Wasser  in  26  Tagen  zur  niedrigsten  oder  10  Tagen  zur  Flutperiode,  von 
Assuan  bis  Kairo  in  12  bz.  5  Tagen  und  von  dort  bis  ins  Meer  in  3  bz. 
2  Tagen.  Zur  Zeit  des  Niel -Tiefstandes  braucht  das  Wasser  vom  Viktoria- 
Nyanza  bis  zum  Mittehneere  90  Tage,  zur  Flutzeit  50  Tage* 

Heute  noch  wie  ehedem  werden  die  Berichte  Uber  das  Steigen  des  Nils 
in  ganz  Egypten  mit  Spannung  verfolgt.   Hlingt  doch  von  der  Hohe  und 
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dem  frühzeitigen  oder  späteren  Steigen  der  Nilflut  der  Ertrag  von  Millionen 

Feddan  (i  F.  -59,39  a)  Land  ab.  Gegenwärtig  ist  Egypten  allerdings  nicht 
mehr  ganz  so  abhängig  wie  in  frtlheren  Jahren  von  anormalen,  unerwarteten 
Erscheinungen  in  den  wechselnden  Phasen  des  Nils,  denn  schon  haben  die 
englischen  BewMsserungsingenieure  durch  ein  metsterbaft  au^fübrtes  System 
von  Reservoirs,  Schleusen  und  K«nlflen  in  ganz  Egypten  die  MOgiichlceit  einer 
weitgehenden  künstlichen  Regulierung,  eines  Ausgleichs  hoher  Fluten  sowohl 
wie  einer  Erhöhung  der  sommerlichen  Wasserversorgung  des  Kulturlandes 
erreicht.  Aber  noch  gibt  es  weite  Strecken  trockenen,  vegetationslosen  Landes 
und  ebenso  ausgedehnte  Fliehen  armen,  wenig  ertragreichen  Ackerbodens« 
der  nur  der  regelmäßigen  Bewässerung  harrt,  um  bald  reiche  Ernten  henror- 
ÄUbringen.  Noch  viel  mehr  kann  das  Wasser  des  gewaltigen  Stromes  aus- 
genutzt werden;  der  kürzlich  vollendetL  Bau  des  Stauwehrs  von  Assuan  ist 
nur  ein  Schritt  vorwärts  in  dieser  Richtung. 


Versorgung  verschiedener  Länder  ohne  genügende  Kohlen- 
produktion mit  Betriebskraft.  Da  im  allgemeinen  die  Lntwickelung 
bedeutender  Industrien  von  dem  Vorhandensein  und  der  Gewinnung  der 
Steinkohle  abhängig  ist,  so  bietet  es  ein  großes  Interesse,  zu  sehen,  auf  welche 
Weise  Gebiete  ohne  genügenden  eigenen  Kohlenbergbau  sich  mit  Betriebskraft 
und  Feuerung  für  industrielle  Zwecke  versorgen.  So  ist  z.  B.  die  Schweiz 
im  Verhältnisse  zu  ihrer  Bevölkerung  eine  der  industriellsten  Nationen,  obwohl 
Kohlenbergwerke  in  diesem  Lande  nicht  vorbanden  sind.  Ein  gOnstiger  Um- 
stand für  die  Schweiz  ist  es,  daß  sie  sehr  vid  Wasserkräfte  zur  Verfügung 
hat  und  daß  zahlreiche  Fabriken  daselbst  unter  Anwendung  dieser  Kräfte  be- 
trieben werden  können.  Die  Entterniing,  bis  zu  welcher  es  möglich  ist,  die 
in  Elektrizität  umgesetzte  Wasserkraft  Uberzuleiten,  nimmt  von  Jahr  zu  Jahr 
zu,  und  dieser  Fortschritt  ist  von  grofler  Wichtigkeit  flir  die  Schweiz.  Es  ist 
nicht  mehr  erfordeiiidi,  die  Fabrikanlagen  möglichst  nahe  an  den  Gewässern 
zu  bauen,  da  ihnen  die  Kraft  zum  Treiben  ihrer  Maschinen  mittels  Draht- 
leitung auf  weite  Entfernungen  zugeführt  werden  kann.  Nach  der  Schweiz 
werden  indessen  Kohlen  in  erheblichen  Mengen  importiert.  Zumeist  werden 
sie  aus  den  Koblengebieten  der  Saar  und  der  Ruhr  den  Rhein  herauf  ge- 
bracht. Dadurch,  dafl  ein  Nachbarland  imstande  ist,  sie  mit  Kohlen  in  der 
erforderlichen  Menge  zu  versorgen,  ist  die  Schweiz  günstiger  gestellt  als  die 
meisten  anderen  Länder,  welche  unter  Kohlenmangel  zu  leiden  haben. 

Die  Argentinische  Republik  ist  eui  Beispiel  für  ein  solches  Land,  das 
keine  eigene  Kohlenproduktion  hat  und  genötigt  ist,  die  Kohlen  aus  Entfernungen 
von  tausend^  von  Meilen  zu  beziehen;  trotz  dieses  grofien  Nachteils  hat 
man  aber  in  der  Argentinischen  Republik  mehr  Fabriken  und  Werkstätten 
angelegt,  eine  größere  industrielle  Tätigkeit  entwickelt  als  in  den  anderen 
mittel-  und  südamerikanischen  Staaten,  mit  Ausnahme  von  Chile.  Die  Argen- 
tinische Republik  besieht  fast  ihren  ganzen  Bedarf  an  Kohlen  von  England. 
Die  Frachtsätze  dafür  sind  verhältnismäßig  niedrig;  denn  sehr  viele  Schiffe, 
die  nach  der  Ar iitinischen  Republik  fahren,  um  Weizen  zu  laden,  würden 
bis  Buenos  Aires  oder  Rosario  nur  mit  Ballast  fahren  müssen,  wenn  sie  nicht 
die  günstige  Gelegenheit  benutzten,  aus  Cardiff  oder  irgend  einem  anderen 
englischen  Hafen  Kohlen  nach  Argentinien  mitsunehmen.  In  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  ist  die  Kohle  ab  Grube  zwar  billiger  als  in  England, 
man  konnte  aber  dort  nicht  Mittel  und  Wege  tinden,  die  Kohle  noch  der 
Argentinischen  Republik  zu  einem  ebenso  niedrigen  Frachtsatze  zu  versenden, 
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wie  England  dies  vermiß.  Auf  diese  Weise  monopolisiert  England  den 
argentifiisclMn  Kohlenhandel. 

Italien  hat  gleichfalls  fast  gar  keine  eigene  Kohlen produktion.  Das  Auf- 
blühen der  Industrie,  wodurch  in  den  letzten  Jahren  in  Genua  und  an  anderen 
PItitzen  der  italienischen  KUste  neue  Fabrikanlagen  entstanden  i>ind,  war  lediglich 
ermöglicht  durch  einen  umfangreichen  Bezug  von  Kohle  aus-  England  zu 
Schiff  und  mit  der  Eisenbahn  aus  Österreich.  Natürlich  ist  es  ein  grofier 
Nachteil  Tür  die  Italienische  Industrie,  daß  die  Kohlen  so  weit  her  geschaht 
werden  mO!fien,  und  durch  Wasserkraft  konnte  hier  nicht  geholfen  werden, 
da  die  Fiußläutc  während  eines  Teiles  des  Jahres  austrocknen. 

Die  Auffindung  von  Kohlen  im  südlichen  Teile  der  Niederlande  eröffnete 
die  Aassicht,  dafi  dieses  Land  in  nächster  Zeit  einen  betrüchtlichen  Teil  seines 
Kohlenbedarfs  aus  seinem  eigenen  Gebiete  zu  decken  vermag.  Bis  jetzt  hat 
Holland  seine  Kohlen  aus  England  und  Deutschland  importiert.  Die>.e  Not- 
wendigkeit verursacht  erhebliche  Kosten  schon  deshalb,  weil  Holland  bedeutende 
Mengen  Kohle  braucht,  um  die  Schiffe  sdiner  Flotte  mit  Heltmaterial  zu  ver- 
sehen. Untef  diesen  Umständen  sind  die  Niederlande  auch  nicht  auf  dem 
Gebiete  der  Industrie  mit  den  übrigen  Nationen  in  Wettbewerb  getreten,  be- 
schranken sich  vielmehr  auf  die  Umwandlung  ihrer  Rohprodukte  aus  der 
Landwirtschaft,  z.  B.  durch  Herstellung  von  Käse,  Zucker,  Bier. 

Das  sOdliche  Rufliand  ist  sehr  reich  an  Kohlen,  «rlhrend  der  Norden  des 
Reiches  solche  nicht  aufzuweisen  hat.  Dieser  Umstand  hatte  eine  verschiedene 
Gestaltung  der  Zollvorschritten  für  die  Kohleneinfuhr  beider  Gebiete  zur  Folge. 
Beim  Import  ausländischer  Kohlen  in  einen  Hafen  des  südlichen  Rußland  ist 
ein  hoher  Zoll  zu  zahlen,  welcher  die  Interessen  des  Kohlenbergbaues  in  jenem 
T«9e  des  Reiches  sdiützen  soll;  wenn  Kohlen  Uber  dnen  Hafen  des  nörd- 
lichen Rußland,  z.B.  St.  Petersburg  oder  Riga,  eingeführt  werden,  wird  ein 
um  66'/3  V.  H.  niedrigerer  Zoll  erhoben.  Es  stellt  sich  billiger,  die  Kohlen 
nach  den  baltischen  Hafen  aus  Enf^land  als  aus  dem  südlichen  Rußland  zu 
beziehen ;  daher  iä&i  die  Regierung  für  die  Bevölkerung  des  nördlichen  Ruliland 
die  ausMndisdien  Kohlen  mit  niedrigerem  Zolle  ins  Land. 

Auch  Schweden  hat  nur  eine  geringe  Kohlenproduktion  aufeuweisen:  es 
gebraucht  daher  Holzkohlen  zum  Schmelzen  seiner  Eisenerze.  Ein  Land, 
welches  Holzkohle  bei  der  Roheisenfabrikation  verwendet,  kann  aber  mit  den 
Nationen,  die  Koks  zu  diesem  Zwecke  verwenden,  nicht  in  Konkurrenz  treten; 
CS  ist  daher  nicht  ttberrascbeikl,  dafi  Schweden  die  meisten  seiner  guten  Eisenerze 
nach  England  und  Deutschland  sendet. 

Einige  Länder  mit  geringer  Entwickelung  der  Industrie  nutzen  ihre  reichen 
Kohlenlager  nicht  aus.  In  dieser  Lage  behndet  sich  China  sowie  Spanien. 
Nach  Spanien  werden  sogar  englische  Kohlen  eingeführt,  um  zum  Betriebe 
der  Lokomotiven  von  Bahnen  zu  dienen,  welche  die  aufierordentlich  reichen 
Kohlengebiete  dieses  Landes  durch&hren.  (Aus  den  Nachr.  f.  Hand.  u.  Industr. 
nach  »Bradstreet'sc.) 


Der  Ob*Jenis8ei-Kanal.  Um  die  Mitte  der  achtziger  Jahre  des  vorigen 
Jahrhunderts  wurden  die  Arbeiten  zur  Herstellung  einer  Kanalverbindung 
zwischen  den  beiden  großen  Strombecken  des  Ob  und  Jcni'^^ei  in  Angriff 
genommen.  Vom  Ket,  einem  Nebenflüsse  des  Ob,  ist,  UTittr  Benutzung  von 
teilweise  verbesserten  Zuflüssen,  ein  etwa  8  km  langer  Kanal  zum  Kleinen 
und  Groflen  Kas  (Nebenfluß  des  schiffbaren  Jenissei)  geführt  worden.  Man 
wollte  dadurch  eine  schiffbare  Verbindung  schaffen,  die  von  Tjumen  tiber 
Iriiutsk  hinaus  bis  nach  Kjachta  sich  erstrecken  sollte.    Die  Bausummen 
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wurden  aber  von  der  Regierung  so  unschlüssig  und  süuinig  in  kleinen  Teil- 
sablungen  angewiesen,  daft  nur  der  mittlere  Teil  des  die  PlOsse  Ket  und  Kas 

verbindenden  Kanals  vollendet  werden  konnte.  Bei  Normalwasser  ist  der 
Kanal  Schiffen  von  höchstens  80  t  Tragfähigkeit,  bei  Niedrigwasser  von  nur 
20  bis  25  t  zugänglich.  Die  Fllisse  Ket  und  Kas  sind  bisher  so  unvoll- 
kommen verbessert  worden,  dafi  von  einer  Durchlaflffihigkeit  des  Kanals  noch 
nicht  gesprochen  werden  luinn.  Obwohl  in  einem  Zeiträume  von  etwa  30  Jahren 
für  dieses  Kanalunternehmen  rund  4  Millionen  Rubel  (etwa  8,0  Millionen 
Mark)  verausgabt  sind,  ist  sein  eigentlicher  Zweck  auch  nicht  annähernd  er- 
reicht  worden. 

Wie  das  »ZeotFalbl.  d.  Bauverwalt.« ,  der  wir  die  vorliegenden  Angaben 
entnehmen,  gestützt  auf  Mitteilungen  der  russischen  Zeitschrift  »ösli.  Rund- 
schau«, berichtet,  wird  jetzt  im ' russischen  Ministerium  der  Verkehrswege  ein 
neuer  Entwurf  begutachtet,  der  den  Ausbau  des  Kanals  für  Schiffe  von  i  50  bis 
170  t  Tragtahigkeit  befürwortet.  Die  Bauarbeiten  sollen  auf  10  Millionen 
Rubel  (etwa  21,3  Millionen  Mark)  veranschlagt  sein.  Die  wirtsehaftlidie  B«- 
deutung  des  Kanals  wird  in  folgender  Weise  begründet. 

Die  sibirische  Eisenbahn  wird  nach  ihrem  vollständigen  Ausbaue,  selbst 
wenn  sie  ein  zweites  Gleis  erhalten  sollte,  nicht  imstande  sein,  alle  Ausfuhr- 
und  Durchgangsguter  zu  bewältigen.  Minderwertige  sibirische  Rohstoffe  wer- 
den wegen  der  hohen  Beförderungskosten  die  Eisenbahn  tlberhaupt  nicht 
benutzen.  Für  die  wirtschaftliche  Erschließung  der  nördlichen  Gebietsteile 
des  Ob  und  Jenissei  erscheint  der  Kanal  ganz  besonders  wichtig.  Die  Be- 
zirke Turuchansk  und  Jenisseisk  vertüt^en  über  Eisen-  und  Kupfererze,  über 
Steinsalz,  Graphit-  und  Kohlenlager;  stellenweise  tritt  Onyx,  Jaspis,  Bernstein 
und  Achat  auf.  Der  Graphit  von  Ttmichansk  konnte  w^en  seiner  vorzüg- 
lichen Eigenschaften  den  russischen  Markt  beherrschen.  An  der  unteren 
Tunguska  sind  Malachit-  und  Asbestlager  entdeckt  worden;  der  Reichtum  der 
Gewässer  im  Norden  ist  so  f^roß,  daß  die  Fische  wegen  Ahsatzmangels  häutig 
weggeworfen  werden  und  verfaulen.  Die  Ausbeutung  der  BodenreichtUmer 
nördlich  der  sibirischen  Eisenbahn  wird  erst  bewirkt  werden  kOnnen,  wenn 
das  Kanalunternehmen  im  geplanten  Umfange  durchgeführt  ist. 

Seitdem  der  N'ersuch:  die  NordkUste  Sibiriens  auf  dem  Wege  des  nörd- 
lichen Eismeers  der  Handelsschiffahrf  zu  erschließen,  durch  die  ungünstigen 
Eisverhältnis.se  des  Karischen  Meeres  als  gescheitert  zu  betrachten  ist,  wird 
die  Verbindung  Nordsibiriens  mit  Europa  auf  einem  anderen  Wege  erstrebt 
werden  müssen.  Die  geplante  Obdorsk-Eisenbahn  wird  in  absehbarer  Zeit 
die  Bezirke  Tomsk  und  Tobolsk  mit  dem  Weißen  Meere  verbinden  und  im 
Anschluß  an  den  Ob-Jenissei-Kanal  für  das  Gebiet  des  Jenissei  und  für  Ost- 
sibirien einen  wichtigen  Verkehrsweg  bilden,  auf  dem  auch  ostsibirisches  Ge- 
treide, das  bisher  vom  europVischen  Markte  aus^schlossen  war,  cur  Ausfuhr 
gelangen  könnte.  Bei  aller  RCIckstandigkeit  des  landwirtschaftlichen  Betriebe 
und  trotz  der  im  allgemeinen  noch  spärlich  besiedelten  Gebiete  verfügt  Ost- 
sibirien Uber  Getreideüberschüsse,  deren  Ausfuhr  über  Archangel  auf  dem 
Wege  der  Perm-Kotlas>£isenbahn  wegen  der  hohen  Kosten  sich  als  unvurteil- 
hafl  herausgestdlt  hat.  Nach  dem  Au^au  des  Ob-Jeniasd-Kanab  in  dem  be- 
absichtigten Umfange  würde  der  Getreidebau  in  Ostsibirien  auch  filr  Ausfuhr- 
zwecke  lohnend  erscheinen  und  sibirisches  Getreide  auf  dem  eoroplischen 
Markte  in  Wettbewerb  treten  können. 
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Jahrbuch  der  Naturwissenschaften  1902  bis  1903.  Achtzehnter 

Jahrgang.  Unter  Mitwirkung  von  Fachmännern  herausgegeben  von 
Dr.  Max  Wildermann.  Mit  46  in  den  Text  gedruckten  Abbil- 
dungen und  zwei  Kartchen.  Freiburg  im  Breisgau.  Herder'sche 
Verlagshandlung  1903.    Preis  6  Mark,  geb.  7  Mark. 

Das  Jahrbuch  der  Naturwissenschaften  nimmt  unter  den  für  das  gebildete 
Laienpublikum  bestimmten  periodisch  erscheinenden  Druckwerken  durch  die 
Fülle  und  Gediegenheit  seines  Inhalts  eine  der  ersten  Stellen  ein.   Es  enthtit 

Mitteilungen  Uber  die  hervorragendsten  Fortschritte  auf  den  Gebieten:  Physik, 
Chemie  und  chemische  Technologie.  Astronomie  und  mathematische  Geographie, 
Meteorologie  und  physikalische  Geographie,  Zoologie ,  Botanik,  Mineralogie 
und  Geologie,  Forst-  und  Landwirtschaft,  Anthropologie,  Ethnologie  und 
Urgeschichte,  Gesundheitspflege,  Medizin  und  Physiologie,  Lflnder-  und 
Völkerkunde,  angewandte  Mechanik,  Industrie  und  industrielle  Technik.  Einer 
besonderen  Empfehlung  des  Jahrbuchs  können  wir  uns  füglich  enthalten ,  da 
das  Werk  in  den  weitesten  Kreisen  vorteilhaft  bekannt  ist  und  wir  schon  oft 
Gelegenheit  hatten,  es  in  diesen  Blltttem  ab  ein  wertvolles  und  dabei  billiges 
HOlfsmittel  fttr  alle  diejenigen  zu  bexeichnen,  die,  ohne  Fachzeitschriften  zu 
lesen,  sich  auf  bequeme  Weise  ttber  die  reichen  Errungenschaften  unserer 
Zeit  unterrichten  wollen. 

Wir  beschranken  uns  darauf,  aus  dem  Gebiete  der  Physik  und  verwandten 
Wissenschaften  einige  Mitteilungen  herauszugreifen,  für  die  wir  bei  unseren 
Lesern  ein  größeres  Interesse  voraussetzen  dürfen. 

I.  Die  akustischen  Untersuchungen  mit  HUlfc  des  Telephons.  Die  Membran- 
schwingungen eines  Telephons  können  photographisch  durch  eine  Kurve 
wiedergegeben,  das  gesprochene  Wort  kann  also  dem  Auge  sichtbar  gemacht 
werden;  aus  der  Gestalt  der  Kurve  lassen  sich  Schlüsse  ziehen  Ober  die 
Wirkung  der  erregenden  Kräfte.  Schon  der  erete  Stromimpuls  bringt  eine 
starke  Durchbiegung  der  Membran  hervor,  die  auch  später  nicht  merklich 
größer  wird;  die  Membran  spricht  fast  augenblicklich,  etwa  Vsooo  Sekunde 
nach  der  Stromwirkung  an. 

3.  Die  Untersuchungen  Ober  den  Durchgang  des  Schalles  durch  feste 
Wände.  Es  ergibt  sich  daraus,  daß  die  Übertragung  des  Schalles,  z.  B.  bei 
Fernsprechzellen,  stattfindet  durch  ein  Hin-  und  Herscliwingen  der  Wand 
selbst;  )e  starrer  die  Wände  der  Zelle  sind  und  je  weniger  sie  sich  in  der 
Mitte  durchbiegen,  um  so  geringer  ist  die  Durchlässigkeit  der  Zelle  ftlr  den 
Schall.  Durch  Luflrüume  getrennte  Wllnde  besitzen  nicht  ein  so  hohes 
Isolationsvermögen,  wie  gewöhnlich  angenommen  wird. 

3.  Fortschritte  in  der  drahtlosen  (Flammen  )  Telephonie  (Archiv  1902 
S.  708)  und  neue  Verwendung  von  Riihmers  Selenzelle.  Ruhmer  hat  mit 
seiner  neuen  Selenzelle  das  selbsttätige  Entzünden  von  Gas-  und  elektrischen 
Lampen  bei  eintretender  Dunkelheit  und  selbsttätiges  Erloschen  bei  Tages- 
anbruch ermöglicht.  Besonders  wichtig  erscheinen  derartige  ZOndeinrichtungen 
zur  selbständigen  Zündung  und  Löschung  der  Cjasbojen  an  der  Meeresküste, 
schwimmender  Behälter,  die  mit  verdichtetem  Fettgas  gefüllt  sind,  dessen 
Flan^ne,  da  ein  Anzünden  am  Abend  und  ein  Auslöschen  am  Morgen  nicht 
angängig  ist,  sonst  Nacht  und  Tag  bis  zur  Leerung  des  BehBlters  brennt. 

4.  Versuche  einer  elektrischen  Fernphotographie  durch  A.  Korn  mit  Hülfe 
des  Selens,  das  in  einen  galvanischen  Stromkreis  eint^eschaltet,  den  Strom  um 
so  besser  leitet,  je  helleres  Licht  auf  das  Metall  fällt.   Während  am  Aufgabe- 
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orte  durch  das  VorQberfÜbren  verschieden  heller  Fllichentene  des  zu  Uber* 
tragenden  Bildes  einer  Negativplatte  vor  der  Selenzelle  diese  nach  und  nach 
in  wechselnder  Starke  heMchtet  wird,  kommt  gleichzeitig  am  Empfangsorte 
nach  und  nach  das  Bild  zustande,  das  sich  auf  der  Negativplalte  des  Aufgabe- 
ortes befindet. 

Die  photograpbiscbe  Aufnahme  von  Blitzschlägen  hat,  namentlich  durch 
Professor  Walter  in  Hamburg,  neuerdings  eine  bedeutende  Vervollkommnung 

erfahren. 

5.  Die  Wechselwirkungen  zwischen  Licht  und  ElektrizitKt  und  neue 
Untersuchungen  Uber  Kathodenstrahlen,  Anodenstrahlen,  ROntgen-  und 
Becquerelstrahlen. 

6.  Fortschritte  in  der  Tclcgraphie  (die  Typendruckapparate  von  Rowland 
und  Murray,  der  Schnellschreiber  von  Poliak  und  V'init;  und  der  Schnelldruck- 
telegraph von  Buckingham).  Wissenschaftliche  Mitteilungen  Uber  die  Funken* 
telegraphie  und  neue  Anwendungsformen  derselben.  Zu  der  von  der  Marconi* 
Gesellschaft  geplanten  Herstellung  funkentelegraphischer  Verbindungen  Uber 
den  Ozean  hinweg  äußern  sich  angcchenc  Fachmänner  in  absprechendem 
Sinne.  Wenn  auch  die  von  Marconi  behauptete  Möglichkeit  der  Über- 
mittelung lesbarer  Zeichen  zwischen  den  3885  km  voneinander  entfernten 
Funken-Telegraphenstationen  Kap  Breton  (Kanada)  und  Poldhu  (England) 
nicht  in  Abrede  gestellt  wird,  so  erscheint  doch  die  Zweckmttfligkeit  einer 
Ozean-Funkcntelegraphic  von  vornherein  ausgeschlossen.  Denn  gegen  so 
gewaltige  Naturkrätte,  wie  sie  bei  Gewittern,  Stürmen  und  ähnlichen  Er- 
scheinungen sich  geltend  machen,  ist  jedes  Funkentelegraphensystem  ohn- 
mächtig. Es  fehlt  also  der  Ozean- Funkente legrapbie  das  erste  an  eine 
Telegraphenanlage  zu  stellende  Erfordernis:  die  unbedingt  zuverlässige,  getreue 
und  jederzeit  mögliche  telegraphische  Übermittelung,  die  jeden  Wettbewerb 
mit  dem  Kabelbetrieb  ausschließt.  Weiter:  um  die  vorhandenen  15  Kabel- 
verbindungen zwischen  Europa  und  Amerika  durch  Marconiverbindungen  zu 
ersetzen,  würden  entsprechend  der  angeblichem  Leistung  der  Mareonianlagen 
30  solcher  Marconiverbindungen  eingerichtet  und  ununterbrochen  betrieben 
werden  müssen.  Das  würde  aber  eine  dauernde  elektrische  Wellenbewegung 
von  solcher  Kraft  im  Äther  bedeuten,  daß  dadurch  eine  funkentelegraphische 
Verständigung  der  auf  dem  Ozean  schwimmenden  Schiffe,  deren  elektrische 
Wellensender  naturgemSfi  viel  schwicher  sind,  unmöglich  gemacht  wlirde. 
Auch  würde  die  Abstimmung  so  vieler  Funkentelegraphenanlagen  derselben 
Strecke  auf  je  eine  besondere  Wellenlänge  praktisch  unausführbar  sein.  Es 
kann  daher  angenommen  werden,  daß  die  Ozean  -  Kabeltelegraphic  einen 
ernstlichen  Wettbewerb  der  Funkentelegraphie  nicht  zu  fürchten  haben  wird. 

Aus  den  anderen  in  dem  Jahrbuche  bdianddten  Gebieten  sind  besonders 
bemerkenswert  die  Mitteilungen  Uber  die  Entstehung  der  Kaolinlager  (Porzellan- 
erde), das  Vorkommen  von  Platin  und  Platinmetallen,  die  Kohlcnfelder  im 
nordöstlichen  China,  den  Sit/,  der  vulkanischen  Krfifte  und  die  Bildung  der 
Erdkruste,  die  Erklärung  der  vulkanischen  Explosionen  auf  den  Antillen,  die 
Verschiebung  des  Äquators,  die  Ergebnisse  der  namenflich  in  den  leisten 
Jahren  eifrig  betriebenen  Ballonfahrten  und  Drachenaufstiege  behufis  Er> 
forschung  der  höheren  Schichten  unserer  .Atmosphäre,  sowie  die  Mitteilungen 
Uber  die  von  dem  österreichischen  Ackerbauministerium  einberufene  inter- 
nationale Experten-Konferenz  zur  Klarstellung  der  Wirksamkeit  des  Wetter- 
schiefiens. 
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BEIHEFT  ZUM  AMTSBLATTE 
DES  REICHS-POSTAMTS. 

BSRAUtCKCBBBN  IM  AUFTRAGS  OBS  REICHS- POSTAMTS. 


Nr.  I&  BERLIN,  AUGUST.  1903. 


nfBALT:  Allgemeine  Poststatistik  Rlr  1901,  S.  453.  —  Neuregelung  des  deutsdi- 

niedcrländischen  Femsprechtarifr,  S.  464.  —  Oberblick  Uber  die  bestehenden  Post- 
sparkassen, S.  4f>7.  —  Das  ehemalige  Fuhramt  zu  Rostock,  S.  472. 

Kleine  Mitteilungen:  Blitzschlag  in  einen  für  aeronautische  Zwecke  aufgelassenen 
Brachen,  S.  479.  —  Unterseetunnel  xwisehen  Spanien  und  Marokko,  S.  481.  — 
Der  Hafen  von  Swakopmund,  S.  481.  —  Drahtlose  Telegraphie  hei  dem  Unfall 
der  >Deutschland%  S.  4.^3.  —  Entscheidung  des  Reichsgerichts  Qber  die  Erstattung 
doppelt  gezahlter  Wohnungsmiete,  S.  483. 

Lftesalnr:  GrundsQge  der  Tel^raphie  und  Tdq)honie  flDr  den  Gebraudi  an  technischen 
Ldiranstahen.  Beaibeitet  von  0r.  Johannes  Russner,  S.  484. 


AUgomeine  Poststatistik  für  1901 

Die  vom  Internationalen  Bureau  des  Weltpostvereins  herausgegebene  »AlU 
gemeine  Poststatistik«  flir  1901  enthtfit  statistische  Angaben  Ober  die  Post- 
einrichtungen und  Uber  den  Umfang  des  internen  und  internationalen  Postverkehrs 

von  60  Gebieten,  darunter  25  Kolonialgcbieten,  mit  einem  Flächeninhalte  von 
im  ganzen  rund  60  Millionen  Quadratkilometern.  Da  der  Weltpostverein  zur 
Zeit  nach  der  dem  neue!»ten  Geschäftsberichte  des  Internationalen  Bureaus  bei- 
gegebenen Nachwenung  aus  127  Postgebieten,  darunter  73  Kolonialgebielen, 
besieht,  die  einen  Flächeninhalt  von  106,6  Millionen  Quadratkilometern  haben, 
so  fehlen  in  der  Statistik  die  Angaben  für  67  Postgebiete  mit  mehr  als 
46  Millionen  Quadratkilometern,  also  für  mehr  als  die  Hälfte  der  in  Betracht 
koiiunenden  Gebiete  und  für  mehr  als  zwei  Fünftel  des  gesamten  Vereins- 
gebiets. Nicht  au^j^efllhrt  sind  u.  a.  Serbien,  Montenegro,  Kanada,  verschiedene 
Staaten  Sud  -  und  Mittelamerikas,  die  deutschen  Kolonien  und  viele  britische 
Kolonien.  Wenngleich  die  Statistik  somit  die  Bezeichnung  als  »allgemeine« 
Poststatistik  nicht  ganz  verdient,  so  geben  die  in  ihr  enthaltenen  Zahlen,  weil 
keins  der  fehlenden  Gebiete  zu  den  Hauptverkehrslandem  gehört  und  weil  der 
Postverkehr  dieser  Gebiete  nur  einen  verhältnismäßig  geringen  Bruchteil  des 
gesamten  Postverkehrs  ausmacht,  in  ihrer  Gesamtheit  doch  ein  ziemlich 
zutreffendes  Bild  von  dem  heutigen  Stande  der  Posfeinrichtungen  und  dem 
Umfange  des  Postverkehrs  der  ganzen  Welt.  Da  aiifJerdem  die  für  die 
einzelnen  Lander  angeführten  Zalüen  in  vielfacher  Beziehimg  von  Interesse 
sind  und  m  manchen  Vergleichen  anregen,  so  lohnt  es  wohl,  .auf  den  Inhalt 
der  »Allgemeinen  Poststatistik«  etwas  niher  einzugehen. 
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Die  Zahl  Jer  Poslanslalten,  welche  dieStalisiik  aufführt,  betrügt  243472; 
darunter  betindeii  sich  170009  Postonstalten ,  die  sich  mit  der  Annahme  und 
Aushändigung  aller  Gattungen  von  PostMndungen  befassen.  Die  größte  Zahl 
von  Postanstalten,  nämlich  78  262,  haben  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
aufzuweisen.  Es  folgen  Deutschland  mit  45  623,  Großbritannien  mit  22  400, 
Britisch-Indien  mit  13615  und  Frankreich  mit  1 1  044  Postanstalten.  In  allen 
diesen  Zahlen  sind  die  Bahnposten  mit  einbegriffen.  Im  Verhillnisse  zum 
Fischeninhalte  des  Landes  besitzt  die  Schweiz  mit  einer  Postanstalt  auf  je 
1 1,6  Qjuadratkilometer  die  größte  Zahl  von  Postanstalten.  In  Großbritannien 
kommt  eine  Postanstalt  auf  je  14,1,  in  Deutschland  auf  je  14,4,  in  den  Nieder- 
landen auf  je  24,8,  in  Belgien  auf  je  26,3,  in  Luxemburg  und  Portugal  auf 
je  30,9  Quadratkilometer.  Gegenüber  diesen  Lindem  ^Stehen  Frankreich  (eine 
Postanstalt  auf  je  51,«  Quadratkilometer),  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
(eine  Postanstalt  auf  je  124,3  Quadratkilometer)  und  Britisch-Indien  (eine  Post- 
anstalt auf  je  309,6  Quadratkilometer)  weit  zurück.  In  nicht  weniger  als  1 3 
der  in  der  Statistik  aufgeführten  Gebiete  enttätit  eine  Postanstalt  erst  auf  mehr, 
zum  Teil  erheblich  mehr  als  1000  Quadratkilometer;  dazu  gehOren  auch 
zwei  Llfndcr  Europas,  nüml ich  Rußland  (eine  Postanstalt  auf  je  1 946,8  Quadrat- 
kilometer) und  die  Türkei  (eine  Postanstalt  auf  je  2  28<j,5  Quadratkilometer); 
hierbei  sind  bei  beiden  iJindern  deren  in  Asien  gelegene  Gebietsteile  ein- 
gerechnet. Am  ungünstigsten  sind  die  Bewohner  der  niederländischen  Kolonie 
Surinam  und  des  Kongostaats  gestellt,  denn  in  Surinam  kommt  eine  Post- 
anstalt erst  auf  je  39000  und  im  Kongostaate  gar  erst  auf  je  135000  Qiiadrat- 
kiiometer. 

Unentbehrliche  Heiter  der  Post  sind  in  allen  Löndern  die  Briefkasten, 
deren  die  Statistik  626400  nachweist.  Deutschland  steht  mit  123008,  d.  h. 
nahezu  dem  fünften  Teile  der  Gesamtzahl,  an  erster  Stelle;  nXchstdem  besitzen 
die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  (i  18  196),  Frankreich  (67  330)  und  Groß- 
britannien (57082)  die  meisten  Briefkasten;  bemerkenswert  ist  auch,  daß  in 
Japan  4H  539  und  in  Britisch-Indien  47  ()'30  Briefkasten  aiilgestellt  sind.  Auf- 
fallend wenige  Briefkasten  (nur  424)  sind  im  Bereiche  der  ttirkischen  Post- 
verwaltung vorhanden;  hier  sind  nicht  einmal  alle  Poslorte  mit  Briefkasten 
versehen,  und  in  Landorten  ohne  Postanstalt  oder  an  Eisenbahnwagen  gibt  es 
in  der  Türkei  überhaupt  keine  Briefkasten. 

Das  Personal  der  in  der  Stati-^tik  berücksichtij^ten  60  Postgebiete  besteht 
aus  1  104205  Köpfen,  nüralich  537  293  Beamten,  474  191  Unteibeaniten  und 
92  721  Postfuhruntemehmern  und  Postillonen.  Rechnet  man  die  Angehörigen 
dieses  Personals  hinzu,  so  kommt  man  zu  dem  Ergebnisse,  daß  im  ganzen 
mindestens  4  Millionen  Menschen  nnmiüelbar  von  der  Post  nlihäni^ii;  sind  und 
von  ihr  ernührl  werden.  Die  Stärke  des  Postpcrsonals  in  den  einzehien  Ländern 
ist  ganz  verschieden.  Die  meisten  Postangcstellten  besitzen  Deutschland  (2331 76), 
die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  (226825)  Grollbritannien  (179202); 
in  diesen  drei  Ländern  allein  sind  also  erheblich  mehr  Personen  im  Dienste 
der  Post  tätig  als  in  allen  anderen  L.Indern  zusammengenommen.  Rechnet 
man  /.u  dem  Postpersonal  der  genannten  drei  Lünder  noch  das  Frankreichs 
mit  77581  Köüfen,  Rußlands  mit  57534,  Britisch -Indiens  mit  57  189,  Japans 
mit  56017,  Österreichs  mit  46176,  Italiens  mit  38331  und  Ungarns  mit 
22336  Köpfen  hinzu,  so  findet  man,  daß  auf  diese  10  Länder  rund  neun 
Zehntel  und  auf  die  übrigen  50  in  der  Statistik  aufgeführten  Gebiete  nur  ein 
Zehntel  der  Gesamtzahl  des  Postpersonals  entfallen. 

Besonderes  Interesse  dürfen  die  Angaben  der  Statistik  Uber  den  Umfang 
des  PostbefOrderungsdtenstes  beanspruchen.  Nach  der  Statistik  betrug 
im  Jahre  1901: 
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die  LSnee  der        ^lieZahl  der  zurückgelegten  Kilometer 
..osd.JL  img»z.„J.hr. 

auf  Eisenbahnen  .. .     680925  km,     i  3  59,6  MiUtoneo,      3,7  Millionen, 

-  Landwegen  ....    1537997   -  ^^7,5      -  2,4  - 

-  Wasserstraßen  .  .      669  512    -  78,3       -  0,1 

zusammen. . .   2  888 434  km,     2  305,3  Millionen,      6,3  Millionen. 

Au«  den  Zahlen  unter  a)  eigibt  sich  die  auf  den  ersten  Blick  Uberraschende 
Tatsache,  daß  trotz  der  stetigen  und  unaufhaltsamen  Ausbreitung  der  Eisen- 
bahnen die  Länge  der  Postkurse  auf  Landstralic-ii  mehr  als  doppelt  so 
groß  ist  als  die  der  Postkurse  auf  Schienenwegen.  Dies  liegt  zunächst 
daran,  daß  verschiedene  Lflnder,  B.  Korea  (40  km  Postkurse  auf  ]^enbafanen 
und  7382  km  auf  Landwegen),  Honduras  (80  km  Postknne  auf  Eisenbahnen 
und  10928  km  auf  Landwegen),  Siam  (306  km  Postkurse  auf  Eisenbahnen  und 
7800  km  auf  Landwegenl  nur  Eisenbahnen  vot)  sehr  geringer  Ausdehnung, 
viele  Koloniaigebiete  sogar  Uberhaupt  kerne  Eisenbahnen  besitzen;  ferner  daran, 
dafi  die  Lflnder,  deren  Euenbahnneti  zwar  an  sich  nicht  unbedeutend,  aber 
im  Verhaltnisse  zur  Größe  des  Landes  wenig  dicht  ist,  in  vielfacher  Beziehung 
auf  die  Benutzung  der  Landstraßen  zur  Postbeförderung  angewiesen  sind; 
solche  Länder  sind  z.  ß.  Japan,  wo  Eisenbahnpostkursen  von  6484  km  Länge 
Landpostkurse  von  49381  km  gegenüberstehen,  Britisch- Indien  mit  3Ö  542  km 
Postkursen  auf  Eisenbahnen  und  146  197  km  auf  Landwegen,  femer  Rufliand, 
das  bei  61204  km  Eisenbahn  Landpostkurse  in  einer  Länge  von  188213  km 
aufzuweisen  hat.  Aber  auch  in  den  Ländern,  die  ein  im  Verhältnisse  zur 
Größe  des  Landes  hochentwickeltes  Eisenbahnwesen  besitzen,  spielt  die  Post- 
befördcrung  auf  den  Landstraßen  eine  große  Rolle.  Denn  wenngleich  in 
diesen  Lindem,  zu  denen  u,  a.  Frankreich  (46  334  km  Eisenbahnen  und 
65 193  km  Postkurse  auf  Landstraßen),  Deutschland  (53192  km  Eisenbahnen 
und  97  131  km  Postkurse  auf  Landwegen)  und  die  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  (299846  km  Eisenbahnen  und  460  14^  km  Postkurse  auf  Landwegen) 
gehören,  alle  Hauptpostrouten  solche  auf  Schienenwegen  sind,  so  sind  doch 
neben  diesen  die  Posten  auf  Landstraßen^  seien  es  fahrende  Posten  oder 
Botenposten  zu  Fufi,  ganz  unentbehrlich,  um  die  abseits  der  Bahn  gelegenen 
kleinen  Orte  mit  dem  Bahnnetz  in  Verbindung  zu  bringen.  So  kommt  es, 
daß  nur  ein  einziges  Land,  nämlich  Belgien,  dessen  Eisenbahnnetz  besonders 
dicht  ist,  ausgedehntere  Postkurse  auf  Eisenbahnen  (6616  km)  als  auf  Land- 
we^n  (952  km)  besitzt.  Posten  auf  Wasserstraflen,  d.  h.  zur  See,  auf 
Flüssen  oder  auf  Binnenseen,  gibt  i  s  in  Deutschland  nur  in  einer  Länge  von 
2068  km.  Ungleich  höhere  Zahlen  führt  die  Statistik  namentlich  bei  Frankreich 
(77415  km),  Rußland  (72325  km)  und  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
(54671  km)  an.  Bei  Frankreich  erklärt  sich  die  außerordentliche  Länge  der 
Postkurse  zu  Wasser  teils  durch  das  Vorhandensein  der  zahlreichen  Kanlle, 
teils,  und  wohl  in  der  Hauptsache,  dadurch,  daß  zwischen  dem  französischen 
Festland  und  Korsika  ein  lebhafter  Postverkehr  zur  See  besteht.  Bei  RuThind 
und  den  Vereinigten  Staaten  sind  die  vielen  schiffbaren  Flüsse  und  die  großen 
Binnenseen  die  Ursache,  daß  sich  die  Postbeförderung  auf  sehr  weite  Strecken 
bin  auf  dem  Wasserweg  abwickelt.  Im  ganzen  genommen  kommt  die  Lttnge 
der  Postkurse  zu  Wasser  der  der  Postkurse  auf  den  Eisenbahnen  nahezu  gleich. 
Dabei  sitiJ  über  nur  die  im  inneren  Verkehre  der  verschiedenen  Länder  be- 
stehenden Postrouten  zu  Wasser  berücksichtigt;  die  großen  transozeanischen 
Postlinien  sind  also  nicht  in  Betracht  gezogen.  WUrden  auch  diese  mit- 
gerechnet, so  wtlrde  man  vielleicht  zu  dem  ErgebntsM  kommen,  daß  die  Post- 
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routen  zu  Was&er  ausgedehnter  sind  als  alle  zu  Lande  (auf  Eisenbahnen  und 
auf  Landstraßen}  bestehenden  Pottverbniidungen. 

Zu  einem  ganz  anderen  Ergelmnse  fllliren  die  oben  unter  b)  an^ftkhrlen 

Zahlen.  Die  Tatsache,  daß  die  Zahl  der  von  den  Posten  auf  Eisen- 
bahnen zu  rUckgelej^ten  Kilometer  trotz  der  geringeren  Länge  der 
Etsenbahnpostrouten  mehr  als  i '  ^  mal  so  groß  ist  als  die  Wegestrecke,  die 
von  den  Posten  auf  Landwegen  nirOckgelegt  wird,  beweist,  daß  auf  den 
Eisenbahnen  viel  häufigere  Postverbindungen  bestehen  als  auf  den  Landstraflen. 
Da  ferner  die  Eisenbahnen  ungleich  größere  Mengen  von  Postsend un;4en  fort- 
zuschaffen imstande  sind  als  die  auf  den  Landstraßen  verkehrenden  fahrenden 
Posten  und  Fußboten,  so  ist  es  klar,  daß  der  Umtang  des  sich  auf  den  Land- 
straflen  bewegenden  Postverkehrs  nicht  entfernt  an  den  Umfing  des  durch  die 
Eisenbahnen  vermittelten  Postverkehrs  heranreicht.  Ganz  besonders  trifft  dies 
für  die  Hauptverkclirslander  zu,  da  die  von  den  Posten  auf  Eisenbahnen  durch- 
laufene Kilometerzalil  in  Deutschland  mit  241,3  Millionen  km  nahezu  3  mal 
und  in  Frankreich  und  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  mit  124,8  und 
497,6  Millionen  km  etwa  doppelt  so  grofi  ist  als  die  Zahl  der  von  den  Posten 
auf  Landwegen  zurückgelegten  Kilometer.  In  diesen  Ländern  vermitteln  also 
die  Po<;ten  auf  Landstraßen  einen  nach  Umfang  und  Bedeutung  verhältnismäßig 
geringen  Verkehr,  wöhrend  in  den  Ländern  mit  minder  entwickeltem  Eisenbahn- 
wesen, z.  B.  in  Britisch  -  Indien  und  Japan,  u.  U.  auch  wichtigere  Posten  auf 
die  Benutzung  der  Landstraßen  angewiesen  sind.  Der  Umfang  des  Postverkehrs 
auf  den  Wasserstraßen  bleibt  gegen  den  auf  den  Eisenbahnen  und  auf  den 
Landstraßen  sich  bewegenden  Postverkehr  sehr  erheblich  zurück,  denn  die  Zahl 
der  von  den  Posten  zu  Wasser  zurückgelegten  Kilometer  macht  nur  den  zwölften 
Teil  der  auf  die  Posten  auf  Landstraßen  und  noch  nicht  den  achtzehnten 
Teil  der  auf  die  Posten  auf  Schienenwegen  entfallenden  Knometerzaht  aus. 

Über  den  Umfang  des  internen  und  internationalen  Postverkehrs 
der  Gesamtheit  der  in  der  Statistik  aufgeführten  Lllnder  lieben 
folgende  21ahien  Aufschluß: 

Gegenstand  Stückzahl  Werlbetrag 

a)  Interner  Verkehr: 

Briefsendunsen   2%bty^  — 

abonnierte  Zeitungsnummem   ttyi^  — 

Pakcrc  ohne  Wertangabc   39*17  — 

Rricte  und  Kästchen  mit  Wertangabe   46^  43536,1 

Pakete  mit  Wertangabe   ai,]  1499M 

Postanweisungen  . .  .   441,:  22996,7 

Nachnahmesendungen    ö^,*.         1  148,- 

PosteuArflge   41,.  i  tiz^,^ 

ausanunen. ..   16055,«  &l^9^iS* 

b)  Internationaler  Verkehr  (nach  anderen  Utndem  abgesandte 

Sendungen): 

Briefsendunpen                                                    ■  sSSi«  — 

abonnierte  Zeitungsnummem                                   43^  — 

Pakete  ohne  Wertangabe                                        99^  — 

Briefe  und  Kastchen  mit  Wertangabe                       5,»  ^745>^ 

Pakete  mit  Wertangabc                                          a,ii  837,0 

PostanuLisungen                                                        1^  I  149,; 

Nachnahmesendungen                                           3,1  61,6 

Postauftrlge   Ojj  48,7 

ausammen...     13^3,}  484^,) 
hierxu  interner  Verkehr   ^ohSi*  84296,$ 

mitbin  Gesamtvericehr   >7439^«  ^i39k** 
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Somit  belauf)  sich  der  gesamte  Postverkehr  der  in  der  »Allgemeinen 

Postslatistik«  aufgeführten  Länder  im  Jahre  iQor  auf  nicht  \veni<4er  nl<; 
27 Milh'cirden  Sendungen,  und  der  durch  die  Postverwaltungen  vermittelte 
Wertversendungs-  und  bare  Geldverkehr  stellt  die  gewaltige  Summe  von 
89  Miiiiatden  Francs  der.  An  jedem  Tege  werden  danach  im  Durchschnitte 
rund  75  Millionen  Sendungen  zur  Po6t  gegeben,  und  der  Betrag  der  der  Post 
anvertrauten  Wert-  und  Geldsendungen  macht  täglich  rund  244  Millionen  Francs 
aw^.  Die  Bedeutung  des  .leut sehen  Postverkehrs  ersieht  man  daraus,  daß 
aut  Deutschland  allein  rund  3'/^  Milliarden  (oder  täglich  15  Millionen)  Post- 
sendungen, also  der  fünfte  Teil  der  Gesamtsahl,  entfallen,  und  dafi  der  Betrag 
der  in  Deutschland  zur  Post  gegebenen  Wert-  und  Geldsendungen  rund 
34  Milliarden  (oder  täglich  93  Millionen)  Francs,  also  mehr  als  den  dritten  Teil 
des  Gesamtwerfbetrags,  ausgLinacht  hnt. 

Den  weitaus  größten  Icil  der  Briet  Sendungen  ^etwa  die  HälÜe  der 
Gesamtzahl)  machen  die  Briefe  im  eigentlichen  Sinne  am,  nimlich  im  internen 
Verkehre  der  verschiedenen  Länder  1 1 V4  Milliarden  und  im  internationalen 
Verkehre  643  Millionen  Stück.  An  zweiter  Stelle  folgen  die  Drucksachen  mit 
7'/^  Milliarden  und  387  Millionen  Stück,  sodann  die  Postkarten  mit  ^'/i  Milliarden 
und  162  Millionen  Stück,  und  endlich  die  Warenproben  und  Geschäftspapiere, 
deren  StOcksahl  im  internen  Verkehre  der  in  Betracht  kommenden  Länder 
300  Millionen  und  im  Verkehre  von  Land  zu  Land  nicht  ganz  90  Millionen 
betragen  hat.  Die  Gesamtzahl  der  Bi  iefsendungen  des  internen  Verkehrs 
beträgt  bei  vier  Ländern  mehr  als  eine  Milliarde,  nämlich  bei  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  7,4,  bei  Großbritannien  3,8,  bei  Deutschland  3,5  und  bei 
Frankreich  nicht  ganz  »  Milliarden.  Wird  bei  Deutschland  die  Zahl  der  im 
Wege  des  Postabonnements  bezogenen  Zeitun^nemplare  hinzugerechnet,  so 
rückt  Deutschland  mit  4,9  Millionen  Briefsendungen  an  die  zweite  Stelle.  Bei 
den  Briefsendungen  des  internationalen  Verkehrs  steht  Deutschland 
mit  263  Millionen  Sttlck  (einschließlich  der  im  Abonnementswege  abgesetzten 
Zettungen)  weit  voran.  Es  folgen  Österreich  mit  334,  die  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  mit  169  und  Frankreich  mit  153  Millionen  nach  anderen  Ländern 
abgesandten  Brietsendungen.  Daß  Österreich  hier  mit  einer  so  hohen  Zahl 
erscheint,  wülirend  sein  interner  Briefverkehr  nur  rund  7«  Milliarden  Sendungen 
ausmacht,  liegt  daran,  daß  der  erklärlicher  V^eise  sehr  lebhafte  Postverkehr 
Osterreicbs  mit  Ungarn  als  internationaler  Verkehr  gerechnet  ist.  Aus  dem- 
selben Grunde  erscheint  Österreich  in  der  Statistik  über  den  internationalen 
Postverkehr  auch  sonst  mit  verhältnismäßig  hohen  Zahlen.  Für  Großbritannien 
liegen  Zahlen  Uber  den  Umfang  des  Briefverkehrs  mit  anderen  Ländern  leider 
nicht  vor. 

Die  Zahl  der  Briefe  des  internen  Verkehrs  hat  in  den  Vereinigten 

Staaten  von  Amerika  3604,3,  in  Großbritannien  3451,5  und  in  Deutschland 
1591,7  Millionen  Stück  betragen;  dann  folgen  in  weitem  Abstände  Frankreich 
mit  863,3,  Osterreich  mit  464,0  und  Rußland  mit  370,3  Millionen  Briefen; 
weittf  sind  in  sieben  Postgebieten,  nflmlich  in  Britisch-Indien,  Japan,  der  Argen- 
tinischen Republik,  Ungarn,  Spanien,  Belgien  und  der  Schweiz,  zwischen  %$o 
und  100  Millionen  Briefe  befördert  worden.  Bei  den  Postkarten  des 
internen  Verkehrs  nimmt  Deutschland  mit  rund  einer  Milliarde  Karten 
weitaus  die  erste  Steile  ein.  In  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  hat  der 
Püstkartenvcrkehr  die  Zriil  von  659,6  und  in  Grofibritannien  die  Zahl  von 
444,9  Millionen  erreicht.  Einen  besonders  starken  Postkartenverkehr,  nämlich 
436  Millionen  Stück  oder  mehr  als  das  Doppelte  der  Zahl  der  Briefe  des 
internen  Verkehrs,  hat  Japan  aufzuweisen.  Dann  folgen  Österreich  mit 
24b  Millionen  und  Britisch-Indien  mit  210  Millionen  Postkarten.  In  jedem  der 
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anderen  Länder  hat  sich  der  Postkarlenverkehr  auf  weniger  als  90  Millionen 
Stück  belaufen.  Wenn  der  interne  Postkartenverkehr  Frankreichs  mit  rund 
^o'/j.  Millionen  StUck  oder  etwa  dem  14.  Teile  der  Zahl  der  Briefe  als  außer- 
ordentlich gering  erscheint,  so  beruht  dies  ohne  Zweifel  darauf,  dafi  Franftreich 
für  Postkarten  des  internen  Verkehrs  dieselbe  Taxe  wie  flSr  Postkarten  nach 
anderen  Ländern  erhebt,  nSmlich  10  Cts.  Im  internationalen  Verkehre 
hat  Deutschland  —  abgesehen  von  Österreich,  bei  dem,  wie  schon  erwähnt, 
die  Sendungen  nach  Ungarn  als  Auslands»endungen  zühien  —  bei  weitem  den 
stärksten  Brief*  und  Postkartenverkehr  aufzuweisen,  nfimlich  rund  1 3 1  Vt  Millionen 
Briefe  und  32'/«  Millionen  Postkarten,  oder  ziemlich  genau  den  f&nflen  Teil 
der  überhaupt  im  Verkehre  von  Land  zu  Land  zur  Versendung  gekommenen 
Briefe  und  Postkarten.  Wird  die  Zahl  der  in  den  verschiedenen  Ländern  im 
internen  und  im  internationalen  Verkehre  zur  Post  gegebenen  Briefe  und  Post- 
karten mit  der  Bevölkerungsziffer  verglichen,  so  steht  Grofibritannien,  wo 
69,6  Briefe  und  Postkarten  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  entfallen,  an  erster 
Stelle.  schließen  sich  an  die  australische  Kolonie  Victoria  mit  63,5,  die  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  mit  s7t  Neu-Seeland  mit  56  und  die  Scin\ei7. 
mit  52,8  Brieten  und  Postkarten  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung,  während 
Deutschland  mit  47,5  solcher  Sendungen  erst  an  sechster  Stelle  erscheint.  Ver- 
hältnismäßig gering  im  Vergleiche  mit  der  BevOlkerungszifer  ist  die  Zahl  der 
Briefe  und  Postkarten  in  Frankreich,  wo  23,8,  in  Ungarn,  wo  12,6  und  in 
Britisch-Indien,  wo  nur  1,6  Briefe  und  f^ostkarfen  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung 
entfallen.  Den  geringsten  Verkehr,  nämlich  nur  0,007  Briefe  und  Postkarten 
auf  jeden  Einwohner,  hat  der  Kongostaat  aufiniweisen. 

Der  Drucksachenverkehr  (interner  und  internationaler  Verkehr  zu- 
sammengerechnet) ist  am  stärksten  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  wo 
3170,5  Millionen  Drucksachen  zur  Versendung  gekommen  sind,  also  nicht 
viel  weniger  (rund  300  Millionen  StUck)  Drucksachen  als  Briefe.  In  dem 
mit  1 107,7  Millionen  Drucksachen  an  zweiter  Stelle  erscheinenden  Frankreich 
ist  die  Zahl  dieser  Sendungen  erheblich,  nämlich  um  nahezu  soo  Millionen 
StUck,  größer  als  die  Zahl  der  Briefe.  Wenn  in  Großbritannien  nahezu  eine 
Milliarde  Sendungen  als  Drucksachen  zur  Versendung  gelangt  ist,  so  ist  dies  umso 
bemerkenswerter,  als  in  Großbritannien,  abgesehen  von  der  Taxe  fUr  Zeitungs- 
sendungen, eine  besondere  Dnicksachentaxe  nur  Ittr  Sendungen  bis  zum  Gewichte 
von  2  Unzen  (56  g)  besteht,  während  schwerere  Sendungen  als  Briefe  taxiert  und 
daher  auch  bei  den  Briefen  gezahlt  werden.  Deutschlands  Drucksachenverkehr 
steht  mit  930^»  Millionen  Sendungen  erst  an  vierter  Stelle;  dabei  sind  aber  die 
1410,4  Millionen  im  Wege  des  Postabonnemenfs  abgesetzten  Zeitungsexemplare 
nicht  mitgerechnet.  Eine  im  Verhältnisse  zur  Zahl  der  Briefe  hohe.  Zahl  von 
Drucksachen  ist  noch  in  Italien,  Belgien,  Spanien  und  den  Niederlanden  ver- 
sandt worden;,  in  diesen  Ländern  übersteigt  die  Zahl  der  Drucksachen  die  der 
Briefe  um  das  1'/,  bis  2^/^  fache.  Andererseits  macht  der  Drucksachenverkehr 
z.  B.  in  Rußland  und  Britisch*Indien  nicht  ganz  den  vierten  Teil,  in  Österreich 
nur  den  sechsten  Teil,  in  anderen  Ldndem  einen  noch  geringeren  Bruchteil 
des  Briefverkelirs  im  eigentlichen  Sinne  aus. 

Geschäftspapiere  sind  in  Frankreich  insgesamt  in  Zahl  von  42,0  und 
in  Italien  in  Zahl  von. 15,1  Millionen  StUck  zur  Versendung  gekommen,  während 
Deutschland  nur  8,0  Millionen  Geschlfftspäpiere,  darunter  800000  nach  dem 
Ausland,  aufzuweisen  hat.  In  verschiedenen  Ländern,  z.  B.  in  Österreich, 
Dänemark,  Ungarn,  Großbrihmnien  und  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
gibt  es  im  internen  Verkehr  überhaupt  keine  GeschJittspapiere. 

Der  Warenprobenverkehr  (Inlands-  und  Auslandsverkchr  zusammen) 
ist  am  lebhaftesten  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  (79,1  Millionen), 
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Frenkreieb (5 3,3 Millionen),  Deutschland  (30,1  Millionen^,  Österreich  (2 1,0 Millionen) 
und  Italien  ( i  3,0  Millionen  Sendungen).  Die  bei  den  Vereinigten  Staaten  er- 
scheinende besonders  hohe  Zahl  von  Warenproben  erklärt  sich  dadurch,  daß 
in  den  Vereinigten  Staaten,  wo  es,  wie  bekannt,  einen  internen  Paketverkehr 
nicht  gibt,  nicht  nur  Proben,  sondern  Oberhaupt  kleine  Men{^  von  Waren 
gegen  ein  etwa  unserer  Warenprobentaxe  entsprechendes  ermViUgtes  Porto 
befördert  werden. 

Von  den  Briefsendungen  des  internen  und  internationalen  Verkehrs  sind 
im  ganzen  272,9  Millionen  Stück,  oder  1,1  v.  H.  der  Gesamtzahl,  unter  Ein- 
Schreibung  befördert  worden;  39,7  Millionen  Einschreibsendungen  waren 

solche  nach  anderen  Lindem.  In  den  einzelnen  Postgebieten  ist  das  Vcrh.l Unis 
der  Einschreibsendungen  zur  Gesamtzahl  der  Briefsendungen  ganz  verschieden. 
Eine  besonders  geringe  Zahl  von  eingeschriebenen  Briefsendungen  haben  die 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika  aufzuweisen,  nümlich  20,9  Millionen  StOck 
oder  0,5  V.  H.  der  Gesamtzahl  der  Brießiendungen.  Auch  Deutschland  bleibt 
mit  33,9  Millionen  Stück  (=  0,9  v.  H.  der  Gesamtzahl)  unter  dem  Durch- 
schnitte; in  Frankreich  macht  die  Znhl  der  unter  Einschreibung  beförderten 
Briefsendungen  37,9  Millionen  Stück  oder  1,»  v.  H.  der  Gesamtzahl  aus,  geht 
also  Uber  den  Durschschnitt  hinaus.  Besonders  hohe  Zahlen  haben  aoficuweisen: 
Italien  mit  27,5  Millionen  Einschreibsendungen  =  3,$  v.  H.,  Österreich  mit 
44,8  Millionen  Sendungen  =  4,4  v.  H.  und  Rußland  mit  36,5  Millionen 
Sendungen  —  6,2  v.  H.  der  Gesamtzahl  der  Briefsendungen.  Diese  Verschieden- 
heiten sind  wohl  hauptsächlich  durch  die  in  den  einzelnen  Ländern  vonein- 
ander abwekhenden  geschäftlichen  Gewohnheiten  bedingt ;  doch  kommen  auch 
sonstige  Umstlnde  in  Betracht;  beispielsweise  ist  in  ItaUen  die  verhältnismüßig 
hohe  Zahl  der  eingeschriebenen  Briefsendungen  mit  darauf  zurückzuführen,  daß 
dort  alle  in  den  Briefkasten  vorgefundenen  Briefe,  in  denen  Geldinhalt  ver- 
mutet wird,  von  den  Postanstalten  von  amtsvvegen  als  Einschreibsendungen  zu 
behanddn  sind. 

Der  durch  die  Post  vermittelte  GQterverkehr  hat  im  Laufe  der  Zeit 

eine  recht  beträchtliche  Höhe  erreicht:  1901  sind  im  ganzen,  die  Pakete  mit 
und  ohne  Wertangabe  und  mit  und  ohne  Nachnahme  des  internen  und  des 
internationalen  Verkehrs  zusammengerechnet,  rund  480  Millionen  Paketsendungen 
durch  die  Post  befördert  worden.  Weitaus  den  stärksten  Paketverkehr  — 
204,5  Millionen  aufgegebene  Pakete  oder  42,6  v.  H.  der  Gesamtzahl  der  über- 
haupt durch  die  Post  beförderten  Pakete  —  hat  die  deutsche  Post  zu  be- 
wöltigen  gehabt.  Dann  kommt  Grolibrilannien ,  dessen  Poslverwallung  sich 
er.<^t  seit  zwei  Jahrzehnten  mit  dem  Postpaketdiensie  befaßt,  1901  aber  bereits 
86  Millionen  Pakete  zu  befördern  hatte.  Weiter  folgen  Frankreich  mit  rund 
53  Millionen,  Osterreich  mit  48  Millionen,  die  Schweiz  mit  rund  22  Millionen 
und  Ungarn  mit  rund  16  Millionen  Paketen;  ferner  Miid  Itaiitri  und  Japan 
zu  nennen,  deren  Paketverkehr  11  und  10  Millionen  Stück  ausgemacht  hat. 
Im  Gegensatze  hierzu  gibt  es  in  verschiedenen  Ländern,  namentlich  in  den 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika  und  in  Spanien,  keinen  durch  die  Post  ver- 
mittelten Paketdienst.  Der  von  der  Postverwaltung  der  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  mit  einigen  wenigen  fremden  Ländern,  darunter  von  den  Ländern 
Europas  nur  Deutschland,  unterhaltene  Paketaustausch  ist  im  Vcituiltnisse  zu 
dem  Umfange  des  internationalen  Paketverkehrs  der  großen  europäischen 
Postverwaltungen  von  geringem  Belang. 

Die  der  Post  durch  die  Behandlung  der  Sendungen  mit  Wertanf,'abe 
zufallende  Verantwortlichkeit  ist  aulJerordentlich  groß,  da  die  verschiedenen 
Postverwallungen  im  Jahre  1901  Wertsendungen  mit  einer  Wertangabe  von 
mehr   als   61   Milliarden    Francs   zu    befördern   gehabt    haben.    An  dieser 
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Summe  ist  Deutschland  mit  22  Milliarden,  also  mehr  als  einem  Drittel 
der  Gesamtsumme,  beteiligt.  Auch  Rußlands  Wertversend ungsverkehr,  der 
sich   auf  Milliarden  Francs   belauten   hat,  ist  sehr  bedeutend.  Von 

den  anderen  Postgebielen  haben  Österreich  (7,1  Milliarden),  Frankreich 
(5,3  Milliarden),  Ungarn  (4,3  Milliarden],  die  Schweiz  (a  Milliarden)  und 
Schweden  (1,8  Milliarden  Francs)  ziemlich  hohe  Zahlen  aufzuweisen,  die 
von  den  übrigen  Postverwaltungen  nicht  entfernt  erreicht  werden.  Der 
Wertbetrag  der  Pakete  mit  Wertangabe  ist  in  einigen  Ländern,  z.  B.  in 
Schweden,  etwas  größer  als  der  bei  Briefen  angegebene  Wert.  Im  all- 
gemdnen  werden  aber  in  Wertpaketen  erheblich  geringere  Wertbetrage  ver- 
sandt als  in  den  Briefen  mit  Wertangabc.  Beispielsweise  entfüllt  in  Deutsch- 
land auf  die  Wertbriefe  ein  angegebener  Wert  von  rund  14  Milliarden  und 
auf  die  Wertpakete  ein  solcher  von  8  Milliarden  Francs,  in  Rußland  auf  die 
Wertbriefe  der  Betrag  von  137«  und  auf  die  Wertpakete  nur  der  Betrag 
von  1V3  Milliarden  Francs. 

So  hohe  Summen  wie  der  Wertvcrsendiin,^<;verkchr  vermag  der  Post- 
anweisung s  d  i  e  n  s  t ,  bei  dem  es  sich  im  einzelnen  um  kleine  Betriige 
handelt,  natürlich  nicht  aufzuweisen;  immerhin  hat  aber  die  Gesamtsumme 
der  durch  Postanweisung  versandten  Geldbeträge  1901  rund  24  Milliarden  Francs 
ausgemacht.  Weitaus  den  lebhaftesten  Postanweisungsverkehr  unterblllt 
Deutschland,  wo  iQot  mehr  als  i  i '/.^  Milliarden  Francs  auf  Postanweisung 
eingezahlt  worden  vind;  der  deutsche  Postanweisungsdienst  hat  sonach  ftlr 
sich  allein  nahezu  denselben  Umfang  wie  der  aller  anderen  Länder  zusammen- 
genommen. Aber  auch  in  anderen  Lündem  ist  der  durch  die  Püst  ver- 
mittelte bare  Geldverkehr  nicht  gering.  Voran  steht,  wenn  von  I>etitschland 
abgesehen  wird,  Grol>britannien  mit  1,7  Milliarden  Francs.  Dann  folgen 
Hul>land  mit  nicht  ganz  1,7,  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  und  Frank- 
reich mit  je  1,5  und  Österreich  mit  1,3  Milliarden  Francs;  im  weiteren  sind 
in  Ungarn  und  Italien  je  nahe  an  i  Milliarde  Francs  und  in  der  Schweiz 
gegen  Milliarde  Francs  auf  Postanweisung  eingezahlt  worden;  ftlr  Britisch- 
indien weist  die  Postanwcisungsstatistik  nahe  an  500  und  fUr  Japan  rund 
218  Millionen  Francs  nach.  Die  bei  Rußland  erscheinende  hohe  Summe 
verdient  umsomehr  Beachtung,  als  dort  ein  interner  Postanweisungsdienst  erst 
seit  wenigen  Jahren  besteht.  Nach  anderen  LMndern  ist  in  Rußland  nur  rund 
1  Million  Francs  auf  Postanweisung  eingezahlt  worden,  eine  Zahl,  die  gegen- 
Uber  den  in  anderen  Ländern  nach  dem  Ausland  eingezahlten  Summen  (z.  B. 
in  Deutschland  140,5,  in  den  Vereinigten  Staaten  104,0,  in  der  Schweiz  38,,, 
in  Britisch-Indien  7,5  Millionen  Francs)  als  sehr  gering  erscheint  Die  niedrige 
Zahl  bei  Ruftland  erklSrt  sich  dadurch,  dafl  Rufiland  bis  jetzt  nur  mit  einigen 
wenigen  Gebieten,  zu  denen  Deutschland  noch  nicht  gehOrt,  einen  Austausch 
von  Postanweisungen  unterhalt.  Sollten  die  Verhandlungen,  die  zwischen  der 
deutschen  Reichs-Postverwallung  und  der  russischen  Postverwaltung  seit  lüngerer 
Zeit  wegen  Einftihrung  des  Postanweisungsdienstes  schweben,  zu  einem 
günstigen  Ergebnisse  führen,  so  wird  in  Rufiland  die  Summe  der  Einzahlungen 
nach  dem  Ausland  ohne  Zweifel  erheblich  in  die  Höhe  gehen.  Zu  den 
Landern,  die  noch  keinen  Postanweisungsverkehr,  weder  im  internen  noch  im 
internationalen  Verkehr,  unterhalten,  gehört  namentlich  Spanien.  Einen  sehr 
geringen  Umfang  hat  der  Postanweisungsdienst  in  Slam,  wo  1901  im  inneren 
Verkehre  nicht  viel  mehr  als  100000  Mark  und  im  Kongostaate,  wo  ein  noch 
geringerer  Betrat^  auf  Postanweisung  eingezahlt  worden  ist. 

Der  Po  st  na  c  h  n  a  h  m  e-  und  der  Postauftragsverkehr  haben  nicht 
dieselbe  Bedeutung  wie  die  bisher  genannten  Zweige  des  Postdienstes  erlangt; 
nach  der  allgemeinen  Poststatistik  besteht  ein  interner  Pöstnachnabmedlenst  nur 
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in  24,  ein  Postauftragsdienst  sogar  nur  in  21  Postgebieten,  und  für  den 
internationalen  Verkehr  sind  die  Zahlen  noch  etwas  niedriger.  Beide  Dienst- 
zweige sind  unbekannt  u.  a.  in  England ,  Spanien,  Griechenland  und  den 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika;  in  I>lneroark  und  Rofiland  ist  zwar  ein  Post« 
nachnahmeverkehr,  nicht  aber  der  Postauftragsverkehr  eingeführt.  Der  Nach- 
nahmedienst ist  am  meisten  entwickelt  in  Deutschland,  wo  durch  die  Post  im 
Jahre  1901  rund  20  Millionen  Nachnahmebriefe  und  rund  15  Millionen  Nach- 
nahmepakete mit  einem  Gesamt  -  Nachnahmebetrage  von  mehr  als  ^j^  Milliarde 
Francs  befördert  worden  sind.  In  Frankreich  erreicht  die  Summe  der  Nach- 
nahmebeträge die  Höhe  von  100  Millionen  Francs.  Auch  Rußland  mit  66,7, 
die  Schweiz  mit  61,3.  Britisch-Indien  mit  54,7  und  Ungarn  mit  etwas  mehr  als 
50  Millionen  Francs  haben  einen  nennenswerten  Postnachnahmeverkehr.  Der 
Postaut  trugsdienst  ist  am  lebhaftesten  in  Belgien;  die  Summe  der  dort 
im  Wege  des  Postauftrags  eingezogenen  Gelder  hat  1901  rund  eine  Milliarde 
Francs  betragen.  Gegenüber  dieser  Zahl  bleibt  der  Postouftragsverkehr 
Deutschlands  nicht  unerheblich  zurück;  doch  sind  auch  in  Deutschland  rund 
650  Millionen  Francs  im  Wege  des  Postauftr.igs  zur  Einziehung  gekommen. 
In  Frankreich  sind  auf  demselben  Wege  rund  250  Millionen,  in  Italien  gegen 
4S4  Millionen  und  in  der  Schweiz  rund  60  Millionen  Francs  eingezo{^n 
worden. 

Zeitungsabonnements  werden  nach  der  Statistik  des  Internationalen 
Bureaus  des  Weltpostvereins  in  16  Postgebieten  durch  die  Postan5.talten 
vermittelt.  Auch  hier  nimmt  Deutschland  mit  1,4  Milliarden  abgesetzten 
Zeitungsexemplaren  bei  weitem  den  ersten  Platz  ein.  Nflchstdem  hat  Rußland 
mit  276  Millionen  Exemplaren  den  größten  Zeitungsabsatz  gehabt;  dann 
folt^en  Schweden  mit  140,  die  Schweiz  mit  124  und  Österreich  mit  1 16  Millionen 
Zeitungsexemplarcn. 

Ein  recht  unerfreuliches  Kapitel  der  Poststatistik  ist  dasjenige,  das  von  den 
unbestellbaren  Briefsendungen  handelt:  1901  sind  gegen  50  Millionen 
Briefsendungen  nicht  bestellbar  gewesen,  und  mehr  als  die  Hülfte  hiervon, 
nämlich  rund  26  Millionen  Briefsendungen,  waren  endgültig  unanbrin^lich, 
d.  h.  sind  weder  in  die  Hände  des  Empfängers  gelangt  noch  an  den  Ab- 
sender zurückgegeben  worden.  Von  den  endgültig  unanbringlichen  Sendungen 
entfällt  die  überwiegende  Mehrzahl  auf  Großbritannien,  wo  1  Million  Briefe, 
I Millionen  Postkarten  und  g^en  10  Millionen  Drucksachen  als  nicht  angebracht 
der  Vernichtung  anheimgefallen  sind.  In  den  Vereinigten  Staaten  sind  etwas  mehr 
als  Millionen  Sendungen,  in  Deutschland  nahezu  1 7t  Millionen,  in  Britisch- 
indien, Österreich,  Frankreich  und  Italien  ungefähr  eine  Million  Sendungen 
nicht  anbringKch  gewesen.  Die  besonders  große  Zahl  der  im  Bereiche  der 
britischen  Postverwaltung  nicht  angebrachten  Drucksachen  erklärt  sich  dadurch, 
dal5  in  Großbritannien  die  nicht  bestellbaren  Drucksachen  nur  dann  an  den 
Aufgeber  zurückgesandt  werden,  wenn  dieser  es  besonders  gewünscht  und  die 
Sendung  mit  einem  entsprechenden  Vermerke  versehen  hat;  sehr  häufig  wird 
von  Seiten  der  Absender  von  dieser  Befugnis  nicht  Gebrauch  gemacht,  weil 
die  britische  Post  fUr  die  zurückzusendenden  Drucksachen  ein  neues  Porto 
l)erechnet. 

Die  Ursache,  weshalb  in  allen  Ländern  so  viele  Briefsendungen  unanbringlich 
sind,  liegt  zum  größten  Teil  darin,  daß  die  Auftcbriften  nicht  sorgtaltig  genug 
ausgefertigt  oder,  was  gar  nicht  selten  vorkommt,  ganz  vergessen  werden.  Hat 
der  Absender  in  solchen  Fallen  seine  Adresse  auf  oder  in  der  Sendung  ver- 
merkt, so  kann  ihm  diese,  u.  U.  nach  Eröffnung  bei  der  mit  der  Behandlung 
der  unbestellbaren  Sendungen  betrauten  Stelle,  in  der  Regel  wieder  ausge- 
händigt werden.    Die  24  Millionen  Sendungen,  die  1901  am  Bestimmungsorte 
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nicht  bestellhai  waren,  aber  doch  wieder  in  die  Hände  des  Absenders  ge- 
langten, >ind  der  beste  Beweis  dafür,  wie  viele  Mühe  die  Postverwaltungen 
aufwenden,  um  die  nicht  bestellbaren  Sendungen  nicht  der  Vernichtung  anheioo» 
fallen  zu  lassen.  Leider  gelingt  aber  die  Rückgabe  an  den  Absender  nur  zu 
häufig  nicht,  und  dann  ist  in  den  meisten  Lündern  die  Vernichtung  durch 
Feuer  das  Schicksal,  das  die  unanbringlichen  Sendungen  nach  einigem  Lagern 
Uber  sich  ergehen  lassen  müssen.  Wenn  sich  in  Deutschland  unter  den 
vernichteten  unanbringlichen  Sendung«!  g^en  eine  Million  Postkarten,  also 
doppelt  soviel  Postkarten  als  Briefe  und  Drucksachen,  in  Großbritannien  sogar 
I  '  .,  Millionen  Postknrfen,  hetituten,  so  liegt  dies  wohl  daran,  dalA  die  Post- 
karten häutiger  als  andere  Sendungen  in  Hast,  in  fröhlicher  Laune  oder  über- 
haupt in  solcher  Stimmung  geschrieben  werden,  in  der  die  Absender  geneigt 
sind,  es  mit  der  Adressierung  nicht  so  genau  tu  nehmen,  wie  sie  es  sonst 
zu  tun  gewohnt  sind. 

Von  Ix'sondcrem  Interesse  ^ind  ^^chliel.^lich  diejenigen  .\ngaben  der  Post- 
staljstik,  die  sich  mit  den  finanziellen  Verhältnissen  der  verschie- 
denen Postverwaltungen  befass(»i.  Wir  erfahren,  daß  in  den  60  Ländern, 
über  welche  die  Statistik  Zahlen  bringt,  1901  Posteinnahroen  in  Höhe  von 
2588  Millionen  Francs  aufgekommen  sind  und  dat»  diesen  Einnahmen  Aus- 
gaben von  rund  2282  Millionen  Francs  gegenüberstehen,  so  dal5  sich  der 
gesamte  Übenschuli  der  Einnahmen  Uber  die  Ausgaben  auf  30Ö  Millionen 
Francs  belaufen  hat.  Im  einzelnen  erscheint  bei  etwa  dem  dritten  Teile  der 
Postverwaltungen  ein  Defizit.  Zu  den  Lündern,  deren  Postverwaltungen 
mit  einer  ünterbilanz  arbeiten,  gehören  namentlich  die  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  Detizit  17,7  Millionen  Francs],  die  Argentinische  Republik 
(Dehzit  4,3  Millionen  Francs),  Mexiko  (Defizit  2,.s  Millionen  Francs)  und 
von  den  Lündern  Europas  Griechenland  mit  268  669  und  Luxemburg  mit 
61  81 C  Francs  Detizit.  Die  anderen  Länder  haben  mehr  oder  minder  hohe 
fj  bersch  üsse  aufzuwei-^en.  N'oran  steht  in  dieser  Beziehung  Großbritannien 
mit  einem  L  berschusse  von  ioo,>>  Millionen  Francs;  es  schlieL^en  sich  an 
Rul^land  mit  67,3,  F  rankreich  mit  04,1  und  das  an  vierter  Stelle  stehende 
Deutschland  mit  30,8  Millionen  Francs  Überschuß. 

Dasjenige  Land,  bei  dem  die  Statistik  die  höchsten  Einnahmen  nach- 
weist, ist  Ücut>chlanJ ;  ihm  kommen  die  \*ereinigtcn  Staaten  von  Amerika 
nahezu  gkicli,  wahrend  die  Posteinnahmen  der  anderen  Länder,  auch  Groß- 
britannien eingeschlossen,  hinter  denen  Deut.schlands  weit  zurückbleiben.  Bei 
den  Ausgaben  steht  die  Postverwaltung  der  Vereinigten  Staaten  an  erster 
Stelle.  Die  nebenstehende  Zusammenstellung  gibt  einen  Überblick  Uber  die 
Gestaltung  der  finanziellen  Verhältnisse  der  Post  in  den  zehn  Lflndcrn,  in 
denen  da--  Postwesen  die  höchsten  Brulto-Ertriignisse  aulbringt. 

h)  üicäcr  Zusammenstellung  sind  bei  den  mit  einem  Sterne  bezeichneten 
Lündern  in  den  angeführten  Zahlen  die  Einnahmen  und  Ausgaben  der  Tele- 
giapltit  mit  einbegriffen;  bei  Italien  ist  zum  Teil  dasselbe  der  Fall,  so  daß  in 
der  l  bersicht  nur  bei  Acn  Vereinigten  Staaten  von  Amerika.  Großbritannien 
und  der  Schweiz  /anien  erscheinen,  die  sich  ausschließlich  auf  den  Postverkehr 
beziehen.  Wenngleich  die  Zusammenstellung  sonach  Zahlen  enthält,  die  nicht 
ohne  weiteres  miteinander  verglichen  werden  dOrfen,  so  sind  diese  Zahlen 
doch  in  vielfacher  Beziehung  von  Interesse. 

Wenn  in  Deutschland,  obwohl  dieses  seinem  Flächeninhalte  nnch  u.a. 
hinter  Rußland  und  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  weit  zurücksteht,  so 
hohe  Posteinnahmen  aufkommen,  >o  liegt  dies  zum  Teil  an  der  Intensität  des 
deutschen  Post  Verkehrs,  zum  Teil  aber  auch  daran,  daß  sich  die  deutsche 
Post,  mit  alleiniger  Ausnahme  des  Postsparkassendienstes,  mit  allen  Dienst- 
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zweigen  befalJt,  die  in  Jen  aiuicrcn  Liindcrn  von  der  Post  ausgeübt  werden, 
wührend  sich  2.  B.  die  Tätigkeit  der  britischen  Postverwaltung  auf  den  Brief-, 
Postanweisungs-,  Postsparkassen-  und  Paketdienst,  die  der  Postvcrwaltung  der 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika  sogar  fast  ausschließlich  auf  den  Brief-  und 
Postanweisungsdienst  beschrUnkt.  Andererseits  ist  freilich  die  Vielseitigkeit  des 
deutschen  Postdienstes  der  Hauptgrund  dafllr,  daß  sich  in  Deutschlaiu]  der 
Überschuß  aus  dem  Postwesen  im  Vergleiche  mit  der  Höhe  der  Posteinnahnien 
in  bescheidenen  Grenzen  halt,  denn  gerade  die  Dienstzweige,  die,  wie  der  Post- 
auftrags-, der  Postnachnahme-,  der  Post frachtstUck verkehr  und  die  Vermittelung 
von  ^itungsabonnements,  in  anderen  Landern  nicht  oder  nicht  in  demselben 
Umfange  wie  in  Deutschland  bestehen,  erfordern  besonders  kostspielige  Ein- 
richtungen und  liefern  daher  nur  geringe  ErtrJignisse.  Auch  der  l'n^>^fand, 
daß  sich  die  BeStelleinrichtungen  der  deutschen  Post  vor  denen  aller  anderen 
Länder  auszeichnen,  trügt  im  Zusammenhange  mit  den  billigen  deutschen 
Portosätzen,  insbesondere  dem  billigen  Orts-  und  Nachbarortsporto,  dazu  bei, 
den  Überschuß  der  deutschen  Post  als  verbilltnismlißig  gering  erscheinen  zu 
lassen. 

Das  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  vorhandene  Defizit 
der  Postverwaltung  wirkt  auf  den  ersten  Blick  umsomehr  Uberraschend,  als 
der  Briefverkehr,  neben  dem  in  den  Verdntgten  Staaten  nur  der  Post- 
anweisungsdienst eingeführt  ist,  als  der  rentabelste  Zweig  des  Postdienstes 
gelten  darf;  dazu  kommt  noch,  daß  die  Postverwaltung  der  Vereinigten  Staaten 
einen  im  Vergleiche  mit  den  Ländern  Europas  sehr  wenig  ausgebildeten 
Bestellungsdienst  unterhalt.  Die  Ursache  der  ungünstigen  finanziellen  Lage 
der  Post  in  den  Vereinigten  Staaten  li^t,  wie  wir  wiederholt  zu  erwShnen 
Geiqienheit  gehabt  haben,  zum  Teil  in  einer  wenig  glücklichen  Tarifpolitik 
—  es  sei  nur  an  die  seit  vielen  Jahren  bestehenden,  noch  heute  nur  zum 
geringen  Teile  beseitigten  Mibbräuche  mit  den  Sendungen  der  zweiten  Tarif  klasse, 
den  Zeitungssendungen,  erinnert  — ,  zum  Teil  darin,  daß  die  amerikanische 
Postverwaltang  bei  der  ungeheuren  GrOfie  des  Landes  sehr  hohe  Summen 
für  Zwecke  des  PostbefOrderungsdienstes  aufzuwenden  hat. 

Der  außerordentlich  hohe  Überschuß  der  britischen  Post  (rund 
ioo  Millionen  Francs  oder  27  v.  H.  der  gesamten  Einnahme  gegen  5  v.  H. 
der  gesamten  Einnahme  in  Deutschland]  eiMVrt  nch  teilweise  daidurefa,  daß  in 
Großbritannien,  wie  schon  erwähnt,  verschiedene  in  Deutschland  bestehende 
Zweige  des  P<»tdienstes  nicht  bekannt  sind.   Daneben  kommt  namentlich  in 
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Betracht,  daß  in  Großbritannien  fUr  Sendungen,  die  im  Orte  der  Postanstalt 
verblaben,  dieselben  Portositte  wie  für  Sendungen  nach  aufleriialb,  ohne 

jede  ErmäCsigung,  gelten;  ferner,  dafi  im  Bereiche  der  britischen  Post  die 
Kosten  für  den  Bau  von  Posthausern  nur  zum  geringen  Teil  aus  den  Mitteln 
des  Postetats  be'^t^itten  werden,  und  endlich,  daß  Witwen-  und  Waisengeider, 
die  den  deutschen  Postetat  nicht  unerheblich  belasten,  in  Großbritannien  nicht 
gewahrt  werden.  Der  hohe  Überschuß  der  russischen  Postverwaltung 
(3 1  V.  H.  der  Gesamteinnahmen)  rührt  zum  Teil  von  dem  hohen  Inlands- 
briefporto (7  Kopeken  —  rund  20  Pf.  für  den  einfachen  Briefgewichtssatz  von 
la'/^  g),  zum  Teil  auch  daher,  daß  sich  die  Einrichtungen  der  russischen 
Post  in  der  Hauptsache  auf  die  größeren  Orte  beschränken,  während  ein 
Landpostdienst  in  unserem  Sinne  ganx  unbekannt  bt.  Die  HOhe  des  Über- 
schusses der  Post  in  Frankreich  (24  v.  H.  der  Gcsamteionahme)  htfngt 
einerseits  mit  der  Höhe  dc*^  internen  Briefportos  15  Ct.  für  je  15  g;  keine 
Ermäßigung  für  Ortssendungen),  andererseits  damit  zusammen,  daß  die 
französische  Post  mit  dem  in  anderen  Ltfndem  recht  betrachtliche  Auf- 
wendungen erfordernden  Paketdienste  so  gut  wie  nichts  zu  tun  hat,  da  dieser 
Dienstzweig  in  Frankreich  durch  die  Eisenbahngesellschaften  wahrgenommen 
wird.  In  Osterreich,  dessen  Posteinrichtungen  denen  Deutschlands  ziemlich 
Ähnlich  sind,  macht  der  Überschuß  der  Post  wie  in  Deutschland  3  v.  H.  der 
Einnahmen  aus.  In  der  Schweiz  ist  der  Postüberschuß  mit  8  v.  H.  der 
Annahmen  etwas  gröfler  und  In  Italien  mit  3,4  v.  H.  etwas  kleiner  als  in 
Deutschland.  Verhältnismltfiig  hoch  (29  v.  H.  der  Einnahmen)  ist  1901  noch 
der  (Uberschuß  der  ungarischen  Postverwoltung  gewesen;  dies  hängt 
ohne  Zweifel  damit  zusammen,  daß  die  ungarische  Postverwaltung  erst  in  der 
zweiten  Hfllfte  des  genannten  Jahres  mit  der  Einrichtung  eines  Landpostdienstes 
nach  deutschem  und  Österreichischem  Muster  vorgegangen  ist.  Dafl  in  Japan, 
dessen  Verkehrsverhältnisse  hinter  denen  der  Länder  Europas  in  der  Entwicke- 
lung  zurückstellen,  die  Einnahmen  der  Post  noch  hinter  den  Ausgaben  zurück- 
bleiben, kann  nicht  Wunder  nehmen;  im  Gegenteile  darf  die  geringe  Höhe 
des  Defizib  der  japanisch«!  Postverwaltung  als  ein  Beweis  fOr  die  attflat>rdent- 
liehe  ROhrigkeit  dieser  Verwaltung  gelten,  die  es  verstanden  hat,  ihre  Ein* 
richtungen  in  den  wenig  mehr  als  25  Jahren  ihres  Bestehens  so  auszubauen, 
daß  Japans  Posteinnahme  die  des  ungefähr  ebenso  großen  Ungarn  bereits 
nahezu  erreicht. 


Neuregelung  des  deutsch-niederlftndisehen  Femsprechtarifs. 

Die  Bedingungen  fttr  die  Herstellung  der  ersten  Fernsprechverbindung 
zwischen  Deutschland  und  den  Niederlanden  sind  in  einem  besonderen  Ab-> 
kommen  vom  20.  Juli  1896  vereinhart  worden.  Hinsichtlich  der  Gebühren 
erstrecken  '^ich  die  Festsetzungen  de«;  Ahkomniens  nur  auf  den  Verkehr  der 
Niederlande  mit  Bremen,  Hamburg  und  Berim.  Danach  sollte  die  Gesamt- 
gebtlhr  fbr  das  gewöhnliche  Gespräch  bis  zur  Dauer  von  9  Minuten  im  Ver^ 
kehre  von  Bremen  mit  den  Niederlanden  3  Pres.,  von  Hamburg  3  Pres.  50  Ct». 
und  von  Berlin  4  Pres,  betragen.  Der  niederländische  Taxanteil  wurde  durchweg 
auf  I  Frc.  50  Cts.  und  dementsprechend  der  deutsche  für  das  Gespriicli  mit 
Bremen  auf  i  Prc.  50  Cts.,  mit  Hamburg  auf  2  Pres,  und  mit  Berlin  auf 
a  Frcs.  50  Cts.  festgesetzt.  In  dem  Abkommen  war  der  Vorbehalt  gemacht, 
daß  eine  Änderung  in  den  vereinbarten  Gebührensätzen,  insbesondere  aus 
Anlaß  einer  Ermäßigung  der  inländischen  Gebühren  oder  der  Herstellung  einer 
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kOneren  und  bUligercfi  Verbindung  oder  für  einen  etwa  spster  einzurichtenden 
Grenzverkehr,  sowie  eine  Änderung  in  der  vereinbarten  Teilung  im  beider- 
seitigen Einverständnisse  bewirkt  werden  könne.  Auf  Grund  dieses  Ab- 
kommens ist  im  Jahre  1898  eine  Grenzzone  gebildet  worden,  zu  welcher 
solche  deutsche  und  niederlflndiscbe  Orte  gehören,  welche  nicht  mehr  als 
50  km  in  der  Luftlinie  von  einander  entfernt  li^en.  Die  halbscheidltch  zu 
teilende  GebOhr  wurde  auf  1  Frc.  25  Cts.  festgesetzt.  Über  den  sonstigen 
spfiter  einzurichtenden  Sprechvcrkehr  sind  in  dem  .Abkommen  keine  Vor- 
schriften gegeben;  die  Gebührensätze  sind  daher  bis  ujui  stets  von  Fall  zu 
Fall  vereinbart  worden.  In  dem  genannten  Jahre  wurde  zur  Vereinfachung 
der  Tarifregelung  verabredet,  dafi  die  Gesprflchstaxe  von  9  Frcs.  =  a  Mark  $0 
zwischen  allen  zum  Verkehre  mit  den  NicderkinJcn  zuzulassenden,  in  den 
Ober-Postdirektionsbezirken  Bremen,  Oldenburg,  Münster,  Minden,  Dortmund, 
Düsseldorf,  Aachen  und  Cöln  gelegenen  Orten  und  sämtlichen  niederländischen 
Anetten  erhoben  werden  solle,  soweit  nicht  der  Grenztarif  gilt.  Hinsichtlich 
des  Verkehrs  der  in  den  übrigen  deutschen  Gebietsteil«!  gel^men  Orte  mit 
den  Niederlanden  wurde  die  GebOhr  nach  wie  vor  in  jedem  einzelnen  Falle 
besonders  vereinbart. 

Abgesehen  vom  Grenztarifc,  dessen  Geltung.sbereich  nur  beschränkt  ist, 
waren  die  GebOhren,  namentlich  die  Taxe  von  3  Frcs.  =  3  Mark  50  Pf.  ftlr 
zahlreiche  deutsch-niederitndische  Sprechbeztehiii^en  im  Verimltnisse  zu  den 
Entfernungen  und  im  Vergleiche  mit  den  für  den  Verkehr  Deutschlands  mit 
andern  Ländern  geltenden  Gebühren  ziemlich  hoch.  Aus  den  Kreisen  des 
Pubhkums,  insbesondere  aus  Handelskreisen  Westdeutschlands,  die  rege  ge- 
schifkliche  Beziehungen  mit  hoUlndiscfaen  Plltzen  unterhalten,  sind  daher 
«riederholt  WOnsche  auf  Verbilligung  des  deulsch-niederlllndischen  Femsprech- 
tarifs  laut  geworden;  auch  im  Reichstag  ist  die  Angelegenheit  Gegenstand  ein» 
gehender  Erörterung  gewesen.  Den  Bemühungen  der  deutschen  Reichs- 
Telegraphenverwaltung  ist  es  nunmehr  gelungen,  im  Einvernehmen  mit  der 
niederllindischen  Telegraphenverwaltung  eine  ErmSßigung  der  Fernsprech- 
gebühren herbeizuführen  und  bei  der  Neuregelung  zugleich  diejenigen  G^chts-  • 
punkte  in  Anwendung  zu  bringen,  die  bei  der  Festsetzung  der  GebOhren  im 
Verkehre  zwischen  Deutschland  und  anderen  Ländern  maßgebend  gewesen  sind. 

Nach  dem  neuen  Tarife  erhalten  die  Niederlande  künftig  1  Frc.  25  Cts. 
(bisher  1  Frc.  50  Cts.)  für  jedes  einfache  gewöhnliche  GesprBch. 

Deutschland  wird  für  die  Taxberechnung  in  vier  Zonen  geteilt: 

Die  erste  Zone  umfaßt  die  Ober- Postdirektionsbezirke  Oldenburg,  Bremen, 
Münster,  Minden,  Düsseldorf,  Dortmund,  Aachen,  Cöln,  Coblenz,  Frankfurt 
(Main)  und  Trier.  Die  deutsche  Verwaltung  erhält  einen  GebUhrenanteil  von 
I  Frc.  35  Cts.,  so  daß  die  GesamtgebOhr  ftlr  ein  Gesprüch  zwischen  Orten 
der  ersten  deutschen  2U>ne  und  den  Niederlanden  a  Frcs.  50  Cts.  =  2  Mark  betrügt. 

Die  zweite  Zone  umfaßt  die  außerhalb  der  ersten  gelegenen  deutschen 
Gebietsteile  bis  zu  der  Eisenbahnlinie  Wismar-Schwerin  (Mecklb.)-Ludwigs- 
lust  -  Wittenberge  -  Stendal  -  Magdeburg  -  Sangerhausen  -  Erfurt -Neudietendorf- 
Grimmenthal-Schweinftirt-WOrzburg-Heilbronn-Stutlgart-Eutingen-Hausach, 
von  da  bis  zu  einer  Ober  Schweighausen,  Kenzingen,  Bosbach  bis  Colmar  (Eis.) 
gehenden  Linie,  von  da  bis  zur  Eisenbahnlinie  Colmar  (Els.)-MUnster  (Eis.)- 
Metzerai  und  von  da  bis  zu  der  nach  der  französischen  Grenze  in  der  Richtung 
nach  La  Bresse  gehenden  Linie.  Die  an  den  genannten  Eisenbahnen  gelegenen 
Stationen,  sowie  die  Orte  Scbweighausen ,  Kenzingen  und  Sasbach  gehören 
mit  zur  zweiten  Zone.  Der  deutsche  Gebührenanteil  für  die  zweite  Zone 
betragt  I  Frc.  75  Cts.,  die  GesamtgebOhr  fOr  ein  GesprSch  mit  den  Nieder- 
landen also  3  Frcs.  =  2  Mark  50  Pf. 
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Die  dritte  Zone  umfaflt  die  auflerhalb  der  ersten  und  zweiten  Zone 

gelegenen  deutschen  Gebietsteile  bis  zu  den  Eisenbahnlinien  Cammin-Stettin- 
CUstrin- Frankfurt  (Oder)-Cottbus-Senftenberg-Kamenz-Pirna-(Tetschen)  und 
( Pilsen ;  -  Eisenstein  -  Plattling-Landshut-München-Immenstadt-Lindau.  Die  an 
den  genannten  Eisenbahnen  gelegenen  Stationen  gehören  mit  zur  dritten  Zone. 
Die  deutsche  Verwaltung  erhült  als  GebOhrenanteil  2  Pres.  25  Cts.  und  die 
Gesamtgebohr  für  ein  Gesprflch  aus  dieser  Zone  mit  den  Niederlanden  betrflgt 
3  Frcs.  so  Cts.  =  3  Mark. 

Alle  übrigen  deutschen  Gebietsteile  gehören  zur  vierten  Zone,  für 
welche  der  deutsche  GebOhrenanteil  sich  auf  2  Frcs.  7$  Cts.  erhöht;  die 
GesamtgebUhr  bleibt  4  Frcs.  =  3  Mark. 

Wenn  Orte,  die  miteinander  im  Nachbar-  oder  Vorortsverkehre  stehen,  in 
ver-schiedenen  Zonen  liegen,  so  werden  sie  der  Zone  des  Hauptortes  zu- 
gerechnet. Als  Haupturt  gilt  derjenige  Ort,  dessen  Vermittelungsanstalt  die 
größte  Zahl  von  Anschlössen  besitzt. 

Die  angeführten  Gebuhrenanteile  sollen  auch  für  den  Fall  in  Ansatz 
kommen,  dalJ  der  Fernsprechverkehr  zwischen  Deutschland  und  anderen 
Liinvlern  auf  dem  \Vei;e  Uber  die  Niederlande  zu  stände  kommt,  in  diesem 
Falle  treten  den  deutschen  und  niederländischen  Tarifanteilen  die  Anteile  des 
dritten  Landes  hinzu,  deren  Höhe  im  Einvernehmen  sümtlicher  am  Verkehre 
beteiligter  Verwaltungen  festzusetzen  ist.  Die  gleichen  Grundsätze  finden  ent- 
sprechende Anwendung,  wenn  ein  Fernsprechverkehr  zwischen  den  Nieder- 
landen und  andern  Ländern  auf  dem  Wei^e  Uber  Deutsehland  zu  stände 
kommt,  mit  der  Maßgabe  jedoch,  daß  die  deutsche  TransitgebUhr  nicht 
niedriger  sein  darf  als  die  TerminalgebOhr,  welche  Deutschland  im  unmittel- 
baren Verkehre  zw  ischen  Cöln  und  dem  dritten  Lande  erhult. 

Der  neue  GebUhrentarif,  der  am  13.  Mai  in  Kraft  getreten  ist,  beJcutet 
für  die  meisten  deul^ch-niederl.'indi^L licn  Sprechbe/iehungen  eine  Krniabigung 
um  50  Pf.,  für  viele  sogar  um  i  Mark  gegen  den  bisherigen  Turit.  So  kostet 
ein  Gesprifch  von  Aachen  oder  Cöln,  Düsseldorf,  Dortmund,  Bremen  usw. 
mit  Amsterdam,  Rotterdam  oder  Utrecht  künftig  2  Mark  (bisher  2  Mark  5,0  Pf.); 
ftU  ein  Gespräch  von  Hamburg,  Hannover,  Lübeck,  Kiel,  Magdeburg,  Mannheim, 
Mainz  mit  einem  niederländischen  Orte  sind  künftig  nur  2  Mark  50  Pf.  'bisher 
3  Mark)  zu  zahlen  und  von  Coblenz  oder  Frankfurt  (Main)  mit  den  Nieder- 
landen ist  die  GesprBchstaxe  2  Mark  (früher  3  Mark). 

Der  besondere  T.n  if  fUr  den  deutsch  -  niederländischen  Grenzverkehr  hat 
durch  die  Neuregelung  keine  .Änderung  erfahren.  Bis  auf  weiteres  bleibt  daher 
für  Gespriiche  zwischen  solchen  deutschen  und  holländischen  Orten,  die  nicht 
weiter  als  30km  in  der  Luftlinie  von  einander  entfernt  sind,  der  bisherige 
Satz  von  1  Mark  gOltig.  Es  ist  aber  Aussicht  vorhanden,  dafi  es  in  abseh- 
barer Zeit  gelingen  wird,  auch  im  Grenzverkehr  eine  Ermäßigung  des  Tarife 
und  gleichzeitig  eine  Ausdehnung  seines  Geltungsbereichs  zu  erlangen. 

Man  darf  hoffen,  daß  die  besonders  für  den  Verkehr  zwischen  den  Nieder- 
landen und  der  ersten  deutschen  Zone  ins  Gewicht  fallenden  Gebührcn- 
ermfifiigungen  den  Fernsprechverkehr  beleben  und  infolgedessen,  da  die  vor- 
handenen Verbindungsleitungen  noch  einen  beträchtlichen  Verkehrszuwachs 
aufnehmen  können,  auch  tinanziell  fUr  beide  Länder  sich  als  vorteilhaft  er- 
weisen werden. 
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Überblick  über  die  bestehenden  Postsparkassen. 
Von  Geh.  Rechnungsrat  Zetzsch  in  Berlin. 

Die  seit  der  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  bei  den  meisten  Kultur- 
völkern entstandenen  öffentlichen  Sparko'-sen  *)  haben  auf  die  Dauer  nicht 
überall  dem  ihrer  Errichtung  zugrunde  liegenden  Gedanken,  den  I  nbemittelten 
durch  Ani>ummlung  und  V'er^insung  kleiner  Beträge  in  leichter  und  sicherer 
Weise  zur  Kapitalsbildung  und  damit  zur  wirtschaftlichen  Selbständigkeit 
behUiflich  zu  sein,  zu  genUgen  vermocht.  Ls  stellte  sich  namentlich  in  den 
wirtschaftlich  vorgeschrittenen  Ländern  vielfach  heraus,  daß  die  ötfentlichen 
Sparkassen,  obwohl  sie  im  allgemeinen  recht  segensreich  wirkten,  in  iliren 
Einrichtungen  und  in  der  Art  der  Geschäftsabwickelung  bedeutsame  Übeistände 
und  Locken  hatten.  Insbesondere  vermochten  sie  nicht  ausreichend  den  S|>ar- 
sinn  bei  den  ärmeren  Schichten  der  Bevölkerung  zu  erwecken  und  weiter  zu 
entwickeln,  da  sie,  an  sich  in  ihrer  Wirksamkeit  örtlich  eng  begrenzt  und 
ohne  Verbindung  untereinander,  zeitlich  nicht  genug  zugänglich  waren  und 
auch  nicht  immer  den  Sparern  die  notwendige  Sicherheit  für  die  eingelegten 
Kapitalien  boten.'**) 

Diese  verschiedenartigen  Urostflnde  legten  namentlich  in  den  Ländern,  in 
denen  das  Sparkassenwesen  sich  weniger  stark  und  gesund  entwickelt  hatte, 
den  Gedanken  nahe,  die  über  das  ganze  Land  verbreiteten  staatlichen  Post- 
anstalten als  Stätten  für  die  Niederlage  der  Ersparnisse  der  kleinen  Leute 
nutzbar  zu  machen  und  in  dieser  Hinsicht  die  in  nicht  hinreichender  Zahl 
vorhanJcDcn  S[\irk:<  en  zu  ergc'inzen  und  deren  hier  und  da  sogar  recht  stark 

angezweilcilc  Sicherheit  zu  Uberbieten. 

Der  Gedanke  der  Errichtung  von  Postsparkassen  wurde  zuerst  in  England 
durch  Karl  Wilhelm  Sikes  seit  dem  Jahre  1852  verfochten. 

].  Zeitfolge  der  Begründung  und  räumliche  Ausdetmung  der 

Postsparkassen. 

Die  Anstreni^unyen  von  Sikes  führten  unter  dem  Ministeriiini  Gl.iJstone 
zur  Erötlnung  der  Postsparknssen  in  l'!nghind  seit  dem  16.  Septeinbar  i8f»i. 
Da  diese  Postsparkassen  sehr  bald  drei  große,  wesentliche  Vorzüge  vor  den 
sonstigen  Sparkassen,  nifmiich:  die  erleichterte  Zuganglichkeit  der  Zeit  und 
dem  Orte  nach,  die  wechselseitige  Verbindung  aller  Sparslellen  untereinander 
und  die  erhöhte  Sicherheit  für  die  eingelegten  Sparbeträge,  erkennen  lieik-n, 
so  kann  es  nicht  Wunder  nehmen.  dat>  seit  dem  Jahre  iS'm  die  Postspar- 
kassen ihren  Einzug  in  fast  allen  den  Ländern  gehalten  haben,  in  denen  das 
Sparkassenwesen  tlberhaupt  nicht  genügend  oder  doch  ftir  die  weiter  an- 
wochsenden  Bedürfnisse  der  sparenden  Bevölkerung  noch  nicht  ausreichend 
entwickelt  war.  Noch  dem  Zeitalter  ihrer  ErötTnung  folgten  der  englischen 
Postsparkasse  die  Postsparkassen  in  Belgien  (1.  Januar  1870],  Japan  (Mai  1873}, 

*)  Die  ersten  öffentlichen  Sparkassen  entstanden  in  nciitschland ,  und  zwar  die  zu 
Braunschweig  (176«;  und  Hamhuri;  177^^  ,  dann  fr»lt;ie  die  Schv.  ei/  mit  den  Sparkassen 
in  Bern  (1787;,  Basel  ^179:*)  und  dent  117^4)  ,  England  mit  der  Kasse  zu  Toitenham 
(179^,  spBter  im  Anfiinge  des  19.  Jahrhunderts  Frankreich  mit  den  Kassen  zu  Paris 
(1818},  Bordeaux  1,1819',  Roucn  1820  und  ^!;l^sl.'illc  i'<2i-  und  Italien  mit  den  Kassen 
zu  Venedig  (182a)  und  Mailand  (1823^  im  damaligen  lombardisch- vcnctianischen 
Königreiche. 

*•)  Insbesondere  waren  die  mehrfach  bei  den  Sparkassen  Englands  und  Frankreichs 

vorgekommenen  grolkn  l'nterschleife  geeignet,  das  Vertrauen  des  Publikums  in  die 
Sicherheit  der  von  ihnen  hingegebenen  Sparbeträge  zu  erschüttern. 
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Italien  (i.  Januar  1876),  Runiä'nieii  Januar  1880),  den  Niederlanden  (i.  April 
1881),  Frankreich  (1.  Januar  1882:,  ßritiscli  Indien  (i.  April  1882),  Österreich 
(12.  Januar  1883},  Schweden  {i.  Januar  1S84),  Kapland  (1.  Januar  1884), 
Hawaii  (i.  Januar  1885),  Ceylon  (1883),  Ungarn  (1.  Februar  1886),  Kanada 
(i.  April  1888),  Rußland  (1889),  Transvaal  (1.  Januar  1893),  Bulgarien  (i.  Januar 
i89(j),  Niedcriändisch-lndien  'i  Juli  rSgS)  und  Egypten  (i.  März  i()oO.  Zu 
bemerken  ist  hierbei,  daß  in  Belgien  und  Rumänien  die  Postsparkassen  nur 
als  besondere  Zweige  der  bestehenden  allgemeinen  Staatssparkassen  anzusehen 
sind.  Auch  in  den  australischen  und  sonstigen  Kolonien  Englands  sind  fast 
Überall  Postsparkassen  errichtet  worden,  so  in  Victoria  seit  i  1.  September  1865, 
Neuseeland  seit  i.  Februar  1867,  Neusüdwales  seit  i.  September  1871,  Gibraltar 
und  Sierra  Leone  seit  i .  Januar  1882,  Bahama  seit  1.  Januar  1886,  Jamaika 
seit  30.  September  1888  und  Britisch-Guyana  seit  2.  Dezember  1889.  In 
Queensland  war  zuer^  seit  i.  Januar  1865  eine  Regierungssparkasse  mit 
43  Distriktssparkassen  tmig  und  in  Sudaustralien  wirkten  seit  i.  Januar  1867 
die  Landes -Tele^raphenanstalten  als  Agenturen  einer  Privatsparkasse.  Auch 
in  diesen  Kolonien  wie  des  weiteren  in  Westaustralien  und  Tasmanien  bestehen 
nunmehr  schon  seit  längerer  Zeit  Postsparkassen. 

Was  die  riluniliche  Ausdehnung  der  Postsparkassen  anlangt,  so  gehen  deren 
einige  Ober  die  Grenzen  des  Staates  hinaus,  fUr  welchen  sie  errichtet  sind. 
In  solchen  Füllen  wirken  die  außerhalb  der  Grenzen  des  Staates  eröffneten 
Anstalten  als  Zweigstellen  der  Postsparkasse  des  Mutterlandes.  In  dieser  Weise 
erstrecken  sich  die  Postsparkassen-Einrichtungen  Frankreichs  außer  auf  Algerien 
und  Tunesien,  die  wie  Inland  angesehen  werden,  auf  Alexandrien  {1.  7.  86) 
und  Port  SaYd  (i.  5.  94)  in  Egypten,  Tanger  {i.  6.  87)  in  Marokko,  Con- 
stantinopel  (i.  9.  89),  Salonichi  (i.  3.  92),  Smvrna  (i.  9,  92)  und  Beirut 
(i.  3.  94)  in  der  Türkei  und  die  Italiens  aut  Tunis*}  sowie  auf  die  Post- 
anstalten in  Assab,  Massaua,  Asmara  und  Keren  in  der  Kolonie  Erythrea. 
Die  Zweigstellen  der  französischen  Postsparkasse  in  Alexandrien,  Port  SaTd 
und  Tanger  können  von  Angehörigen  aller  Nationen,  die  vier  in  der  Türkei 
dagegen  nur  von  Franzosen  und  französischen  Schutzbefohlenen  benutzt 
werden. 

Für  den  rflumlichen  Geltungsbereich  der  Postsparkassen  kommt  ferner  in 
Betracht,  daß  auch  vielfach  an  Bord  der  staatlichen  Schiflfsfahrzeuge  Zweig- 
stellen der  Postsparkasse  eingerichtet  sind.  Solche  SchifTssparkassen  wurden 
zuerst  im  Jahic  1 8G6  in  England  begründet  und  bestehen  außerdem  in  Frank- 
reich (seit  1.  JuU  1885},  den  Niederlanden,  Italien  und  Österreich,  und  zwar 
beispielsweise  in  Italien  und  Osterreich  an  Bord  von  je  neun  Kriegsschiffen. 
Die  SchifTssparkassen  haben  im  allgemeinen  dieselben  Verrichtungen  wahrsu« 
nehmen  wie  die  Postsparstellen  zu  Lande,  also  hauptsachlich  Entgej4;ennahme 
von  Einlagen  und  Leistung  der  Rückzahlungen.  Ihr  Geschüttsunitang  ist 
schon  nicht  mehr  ganz  unbedeutend.  Besonders  groß  ist  der  Aufschwung 
der  Schißsparkassen  in  Frankreich,  seitdem  daselbst  die  ursprQngliche  Form 
dieser  Kassen  durch  ein  Dekret  vom  22.  November  1886  dahin  vervoll- 
kommnet worden  ist,  Jal?  jeJer  Seemann  regelmüßig  vierteljährlich  eine  gewisse 
Summe  aus  seinem  Sparguthaben  an  seine  in  der  Heimat  befindliche  Familie 
zahlen  lassen  kann.  Ira  Jahre  1901  hatten  die  Marine-Postsparbücher  Frank- 
reichs 31  068  Einlagen  mit  s  151  477  Francs  und  12488  RQckzahlungen  mit 
I  905  831  Francs  aufzuweisen. 


*  Die  früher  auch  zu  Alexandrien  in  Egypten  errichtete  Zweigstelle  der  italieni- 
schen Fosisparkasse  ist  mittlerweile  seit  Errichtung  einer  eigenen  Landes-Postsparkass« 
in  Egypten  aufgehoben  worden. 
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Bei  der  italienischeD  Postsparkasse  ist  endlich  eine  eigenartige  Ausdehnung 

des  Wirkungsbereichs  über  die  Landesgrenzen  hinaus  durch  ein  unterm'. 
I.  Februar  1901  ergangenes  Gesetz  noch  in  der  Weise  herbeigeführt  worden, 
dafi  Einrichtungen  getroffen  worden  sind,  durch  die  es  den  im  Auslande  sich 
aufhaltenden  Italienern  ermöglicht  wird,  ihre  Ersparnisse  durch  Vennittelung 
der  von  der  Bank  von  Neapel  im  Atisland  errichteten  Agenturen  an  die 
heimatliche  Postsparkasse  abzuführen.  Es  ist  dies  bei  den  in  Itah'cn  herrschen- 
den Auswanderungsverhültnissen  von  besonderer  Bedeutung,  da  es  viele 
Hunderttausende  sind,  die  alljährlich  Italien  verlassen  und  später  in  die  Heimat 
zurückkehren.*} 

Abgesehen  von  dieser  besonderen  Einrichtung  in  Italien  ist  der  Wirkungs- 
kreis jeder  Postsparkasse  im  allgemeinen  auf  die  Gebiete  beschränkt,  fttr  die 

sie  errichtet  ist.  Ein  internationaler  Zusammenschluß  der  Postsparkassen, 
ähnlich  wie  im  Weltpostvereine,  hat  bisher  nicht  stattgefunden.  Doch  sind 
wenigstens  die  Anfänge  hierzu  bereits  vor^ianden,  indem  Übertragungen  und 
Auszahlungen  von  Guthaben  zwischen  Frankreich  und  Belgien,  zwischen 
Belgien  und  den  Niederlanden  sowie  zwischen  Österreich  und  Ungarn  statt- 
haben. Bei  dem  engen  staatlichen  Zusammenhange  der  Länder  Osterreich 
und  Ungarn,  welche  nach  außen  hin  vielfach  al.s  ein  Gesamtstaat  erscheinen, 
ist  es  erklärlich,  daß  der  Wechsel  verkehr  zwischen  der  österreichischen  und 
der  ungarischen  Postsparkasse,  zumal  er  durch  die  diesen  Postsparkassen 
eigentümlichen  besonderen  Einrichtungen  Scheckkonten)  wesentlich  erleichtert 
wird,  ein  sehr  bedeutender  sein  muß.  Es  fanden  denn  ;uich  im  Jahre  1900 
53232  Überweisungen  im  Betrage  von  83321  220  Kronen  von  der  ungari- 
schen auf  die  österreichische  Postsparkasse  und  9  237  Überweisungen  im 
Betrage  von  35  514251  Kronen  von  der  Osterreichischen  auf  die  ungarische 
Postsparkasse  statt.  Das  Jahr  1901  ergab  ein  Anwachsen  der  Überweisungen 
von  der  ungarischen  auf  die  österreichische  Postsparkasse  (38  778  mit 
94  177  606  Kronen),  dagegen  einen  Rückgang  hinsichtlich  der  Überweisungen 
von  der  österreichischen  auf  die  ungarit>che  Postsparkasse  (8  602  mit 
36851  168  Kronen).  Was  den  sonstigen  bestehenden  internationalen  Post- 
sparkassenverkchr  anlangt,  so  nimmt  der  laut  Übereinkommen  vom  31.  Mai 
1883  zwischen  Frankreich  und  Belgien  ins  Leben  getretene  Verkehr  die  erste 
Stelle  ein. 

Es  wurden  im  Jahre  1900  bewerkstelligt: 

I.  Übertragungen  (l^nli^en  der  Sparer) 
von  der  belgischen     auf  die  französische  Kasse...  41  mit  13722  Francs, 
-  französischen  -    -    belgische        «...  55    -    28137     "  * 

3.  Rttckzahlungen  (an  Kapital  und  Zinsen) 

in  Frankreich  auf  belgische  Sparbttcher  ....  i  014  mit  436442  Francs, 
-  Belgien       -  französische        -       ....     531    •  156673 

Der  Vollständigkeit  halber  sei  noch  erwähnt,  dafl  auch  ein  allerdings  auf 
die  optischen  Postanstalten  in  Alexandrien  beschränkter  Vermitteliuigsdienst 
für  die  italienische  Postsparkasse  statthat,  nachdem  die  italienische  Post  in 
dieser  Stadt  seit  i.  März  1901  aufgehoben  worden  ist. 


*)  Vor  dem  staatlichen  Abkommen  mit  der  Bank  von  Neapel  war  den  im  Aus- 
lande sich  aufhaltenden  Italienern  durch  Dekret  vom  7.  November  1889  nachgegeben, 
daß  sie  der  heimatlichen  Postsparkasse  durdi  Vermittlung  der  italieoiscfaen  Konsuln 
weiter  angehören  oder  beitreten  konnten. 
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2.  Htllfsanstalten  der  Postsparkassen. 

Bei  Jer  inneren  Au^gestallung  der  Postsparkassen  ist  Uberall,  wo  bereits 
andere  Sparkassen  bestanden,  die  Absicht  maßgebend  gewesen,  den  Postspar- 
kassen ein  besonderes  Geprüge  zu  geben  und,  soweit  tunlich,  eine  Schidigung 
der  anderen  Sparkassen  zu  vermeiden.  Diesem  ausgesprochenen  Zwecite 
nach  nehmen  die  Postsparkassen  Einlagen  von  den  einzelnen  Sparern  nur  bis 
zu  einer  geringen  Höhe  des  Guthabens  und  zu  einem  verhältnismäiiig  niedrigen 
Zinsfuß  entgegen.  Ihre  hiermit  deutlich  hervortretende  Rolle,  erst  kleine 
Kapitalien  zu  bilden,  die  demnächst  in  anderer  Weise  nutzbringend  verwertet 
Werden  können,  läßt  sie  hauptsdchlich  die  ärmeren  und  wirtschaftlich 
»•clnviichercn  Schichten  der  Bevölkerung  aufsuchen.  Sie  wirken  hierbei  zu- 
gleich erzieherisch,  indem  sie  die  Freude  an  dem  selbst  errungenen  Besitze 
bei  den  Unbemittelten  wecken  und  bei  den  Geringbemittelten  starken. 

Als  HQtfsmittel  bei  dieser  werbenden  Tätigkeit  dienen  den  Postsparkassen 
vielfach  Einrichtungen,  d\c  Jen  Zweck  haben,  den  Sparern  die  Bildung  der 
gering-^ten  Einlnge  und  die  Bewerkstelligung  der  Einlagen  besonders  zu  er- 
leichtern.   Hierhin  gehören  namenthch  folgende: 

a)  das  Sparkartensysteni. 

Durch  diese  Einrichtung  wird  die  allniilhliche  Bildung  der  bei  den  Post- 
sparkassen zuliissigen  Mindestcinlagc  den  Sparern  in  der  Weise  möglich 
gemacht,  daß  sie  je  nach  dem  Stande  ihres  Geldbeutels  nach  und  nnch  ent- 
weder Postlreimarken  oder  besondere  Sparmarken  erwerben,  diese  Marken 
auf  einer  in  eine  bestimmte  Anzahl  von  Feldern  eingeteilte  Sparkarte  auf- 
kleben und  demnächst  die  auf  solche  Weise  ausgefüllte  Sparkarte  als  Mindest- 
einlage bei  einer  Pnstsp:ir<telle  abgeben  können.  Das  System  ist  namentlich 
bei  den  Postsparkassen  von  Großbritannien,  l-'ronkreich,  Belgien,  den  Nieder- 
landen, Italien  und  Sciuveden  in  ausgedeiintcr  Weiic  in  Übung.  Der  Regel 
nach  dienen  die  Postfreimarken  zugleich  als  Sparmarken.  Von  Sparkarten 
werden  in  jedem  dieser  Staaten  eine  oder  zwei  Gattungen  zur  Bildung  der 
Minde&teinloge  ausgegeben,  nSmlich  eine  Gattung: 

der  Schillingform  in  Großbritannien  mit  12  Feldern  fbr  Marken  von 

I  Penny, 

der  Liraform  in  Italien  mit  20  Feldern  fUr  iMarken  von  5  Centesimi, 
der  Kroneform  in  Schweden  mit  10  Feldern  f&r  Marken  von  10  öre, 

zwei  Gattungen: 

der  Frankfoim  in  Belgien  mit  20  Und  loo  Feldern  fUr  Marken  von 

3  oder  1  Centimes, 
der  Frankforro  in  Frankreich  mit  10  und  20  Feldern  für  Marken  von 

10  oder  5  Centimes, 
der  Guldenform  in  den  Niederlanden  mit  20  und  100  Feldern  ftlr 

Marken  von  5  oder  1  Cents. 

Grol^brilannien  hat  aul^erdem  eine  Sparkarte  der  V'icr- Schillingform  mit 
48  Feldern  für  je  i  Penny,  um  die  Sparer  instand  zu  setzen,  \on  vornherein 
einen  größeren  Betrag  als  den  der  Mindesteinlage  anzusammeln. 

Am  erfolgreichsten  hat  sich  das  Sparkartensystem  in  Belgien  erwiesen,  wo 
7  V.  H.  aller  Einlagen  auf  diesem  Wege  bewirkt  wurden;  das  Ergebnis  in 
einigen  anderen  Utndern  war  folgendes: 

Italien        im  Jahre  1898....  506592  Postsparkarten, 

Schweden  -  -  1900....  87463 
Frankreich    -       •     1901....  73431 
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b)  Schul-  und  Fabriksparkassen. 

In  mehreren  Staaten,  besonders  in  England,  Belgien  und  Italien,  bestehen 

Einrichtungen  in  den  Schulen,  durch  die  es  den  Schulkindern  ermögh'cbt  ist, 

durch  Hingabe  kleiner  und  kleinster  BetrJige  (Sparpfennig)  allmiihlich  die 
.Mindesteinlage  für  den  Erwerb  eines  Postsparbuchs  a^zll'^a[nmeIn  und  alsdann 
für  spätere  Einlagen  in  derselben  Weise  weiterzusparen.  Die  Idee  der  Schul- 
sparkassen rührt  von  Professor  Laurent  in  Gent  her  und  ist  auch  von  diesem 
zuerst  ins  Werk  gesetzt.  In  England  wurde  im  Jahre  1895  in  8  668  von 
20  000  überhaupt  bestehenden  Schulen  in  dieser  W'eise  gespart,  in  Italien  gab 
es  im  Jahre  625,4  sammelnde  Lehrer  und  71  907  sparende  Kinder;  in 

Belgien  wurden  im  Jahre  1901  an  Schulkinder  8781  Bücher  neu  ausgegeben 
und  es  waren  damit  Oberhaupt  63  053  Postsparbücher  in  den  Hflnden  von 
Schulkindern  vorhanden.  Die  Zahl  der  Schulsammelstellen  belief  sich  in 
diesem  Lande  Ende  1899  auf  7942  und  die  Zahl  der  bei  diesen  Sammel- 
stellen beteiligten  Kinder  war  366671.  \'on  ähnlicher  Art  wie  die  Schul- 
sparkassen sind  die  Fabriksparkassen,  die  namentlich  in  den  staatlichen  Werk- 
stätten Italiens  in  Wirksamkeit  sind. 

Es  darf  indes  hierbei  nicht  verschwiegen  werden,  dafi  in  Italien  das  Sparen 
in  den  Schulen  seit  1889  erheblich  zurilckgegangen  ist,  weil  allmählich  der 
Eifer  der  Lehrer  für  die  mit  ziemlicher  .Mühewaltung  verbundene  Einrichtung 
erlahmte. 

c)  Allgemeines  Postsparbuch. 

In  dem  Bestreben,  die  Jugend  rechtzeitig  an  das  Sparen  zu  gewöhnen, 
ist  man  neuerdings  in  Belgien  sogar  noch  einen  Schritt  weitergegangen.  In 
diesem  Lande  wird  schon  vielfach  aus  Gemeindemitteln  für  iedes  neugeborene 
Kind  ein  Postsparbuch  erworben  und  damit  für  die  Zukunft  auf  das  System 
des  all;^cineinen  Postsparbuchs  (livret  gcncral)  hingearbeitet.  Das  Buch  enthält 
den  buiJenden  Vermerk,  daß  das  Guthaben  bei  Lebzeiten  des  Inhabers  nicht 
völlig  ausgezahlt  werden  darf,  sondern  wenigstens  in  Hohe  von  r  Franken 
vorhanden  bleiben  mul>. 

Verwandt  mit  dieser  Einriclitung  ist  eine  seit  1889  in  England  eingeführte 
Verteilung  von  Schulpreisen  in  Form  von  Sparbüchern  zu  5  Schilling. 

d)  Sparen  auf  automatischem  Wege. 

Um  die  Neigung  zum  Sparen  noch  weiter  anzuregen,  ist  neuerdings  in 

Italien  der  Vorschlag  gemocht  worden,  ein  bereits  bei  der  Sparbank  in  Padua 
eingeführtes  Verfahren  zu  verallgemeinern.  Der  Vorschlag  geht  dahin,  nament- 
lich an  Orten  ohne  Postanstalt  Automaten  aufzustellen,  die  gegen  Einwurf 
eines  lo-Centesimi-GeldstÜcks  eine  Sparmarke  herausgeben,  die  in  jedem 
halbmonatigen  Zeitraum  eine  andere  Farbe  hat.  Durch  die  Herausgabe  von 
Sparmarken  in  24  verschiedenen  Farben  auf  das  Jahr  ließe  sich  alsdann  für  die 
BerechnuriL,'  der  Zifisen  der  halbmonatige  Zeitraum  deutlich  erkennen,  in  welchem 
die  Spareinlage  bewirkt  worden  ist.  Die  durch  Sparmarken  aufgebrachte 
Summe  würde  vom  Ende  des  halbmonatigen  Zeitraums  ab  verzinst  werden,  in 
welchem  die  zehnte  Sparmarke  erworben  worden  ist,  da  ja  Summen  unter  1  Lire 
überhaupt  nicht  verzinst  werden.  Ob  ein  solches,  doch  recht  umständliches 
Verfahren  wirklich  Erfolg  haben  würde,  mufi  immerhin  fraglich  erscheinen. 

e)  Einsammlung  der  Sparbetrflge  durch  Boten. 

In  Frankreich  ist  seit  dem  1.  Juli  1899  die  Anordnung  getroffen,  daß  die 
Landbrieftn^r  auf  ihren  Bestellgöngen  auch  Einlagen  für  die  Postsparkasse 
entgegennehmen  sowie  die  Betrüge  der  verlangten  Rückzahlungen  Uberbringen 
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Das  ehemalige  Fuhramt  zu  Rostock. 


—  1900:  60005  Einlagen  mit  8i6i779  Frcs.  und  20 1 29  ROckzablungen  mit 
5035  lOsFrcs.  und  1901 :  76474Eintagien mit  12091  921  Frcs.  und  26  r  5-  Rück- 
zahlungen mit  6662910  Frcs.  — ,  und  in  England  bestehen  besondere  Maß- 
nahmen zur  Einsammlung  der  Sparbeträge  von  Fabrikarbeitern  und  lündiichen 
Arbeitern,  wie  z.  B.  von  Hoptcnpfladcem,  indem  von  der  Sparkasse  Beamte 
an  den  Zahllagen  nach  den  ArbeitsstVtten  entsendet  werden.  In  Österreich 
besteht  die  Einsammlui^(  der  Sparbetrffge  durch  die  Landbriefträger  schon 
längere  Zeit;  im  Jahre  1900  wurden  in  19242  Fallen  248983  Kronen  an 
Sparbelrägen  auf  diese  Weise  entgegengenommen. 

f)  Mitwirkung  der  Briefsamraelstellen. 

Als  ein  Bindeglied  zwischen  den  eigentlichen  Postanstolten  und  dem  Publikum 
sind  im  Königreich  Italien  die  Rriefsammelstellen  I.  Klasse  (colletorie  di  1*  classe) 
tätig.  Diese  sind  ermächtigt,  bis  zu  100  Lire  täglich  auf  ein  einzelnes  Spar- 
kassenbuch anzunehmen  oder  auszusahlen.  (Schloß  foigu 


Das  ehemalige  Fuhramt  zu  Rostock.  **) 

Das  ehemalige  Fuhramt  zu  Rostock,  eine  zunftartige  Vereinigung  der  ein- 
heimischen Fuhrgewerbetreibenden  in  Älterer  Zeit,  ist  zur  Kütezeit  des  Hunse^ 

bundcs,  in  dem  Rostock  vermöge  seines  ausgedehnten  Handels  und  der  Tat- 
kraft seiner  Bürgerschaft  eine  hervorragende  Rolle  spielte,  gegründet  worden* 
Seine  Geschichte  entrollt  wechselvolle  Bilder  aus  dem  Verkehrsleben  unserer 
Voreltern.  Es  gewahrt  Interesse,  ihr  nachzuforschen,  da  sie  uns  zeigt,  wie 
der  StVdtebund  jahrhundertelang  vor  der  Errichtung  staatlicher  Posteinrichtungen 
zur  Beförderung  von  Reisenden  und  Sachen  und  zur  Vennittelung  von  Nach- 
richten bereits  eigene  postenähnliche  Verkehrsanlagen  unterhielt,  wie  diese 
noch  lange  nach  dem  IJnlcruani^e  der  Hansa  in  beschränktem  Umfang  unJ  in 
veränderter  Form  fortbestanden  und  wie  sie  Lebenskraft  genug  besaßen ,  in 
Wettbewerb  mit  der  Staatspost  zu  treten  und  sie  in  gewisser  Beziehung  sich 
sogar  dienstbar  zu  machen. 

Das  Rostocker  Fuhramt  verdankt  seine  Entstehung  der  eigenartigen  Ent- 
wickelung  der  städtischen  Gewcrbcverfassiinf^  am  Ausgange  des  Mittelalter-s. 
Wie  die  übrigen  Erwerbskreise  ZUnfte  und  Ämter  bildeten,  um  einen  Beruf, 
ein  Handwerk  gemeinsam  zu  betreiben,  so  schlössen  sich  auch  die  Rostocker 
Fuhrleute  zu  einer  Genossenschaft,  dem  Fuhramte,  zusammen.  Die  GrQndung 
des  Amtes  fällt  in  das  14.  Jahrhundert,  die  Organisafion  war  der  Zunftver- 
fiissung  nachgebildet.  Das  Fuhramt  sollte  zunächst  nicht  den  Genossen  ciie 
Ausübung  des  Fuhrgewerbes  als  Monopol  sichern;  es  war  vielmehr  eine  wirt- 
schaftliche Genossenschaft,  der  alle  Einheimischen  angehören  mußten,  die  das 
Fuhr  u  c  cn  gewerbsmifßig  betreiben  wollten.  Der  Eintritt  in  das  Fuhramt 
stand  jedem  Fuhrmann  frei,  sobald  er  gut  beleumdet  war  und  das  Rostocker 
Bürgerrecht  erworben  hatte.  Beschränkungen  Uber  die  Ausübung  des  Fuhr- 
gewerbes  waren  in  ttlterer  Zeit  nicht  gegeben;  der  Unternehmungslust  des 
Einzelnen  und  der  Zahl  der  Genossen  waren  keine  Schranken  gezogen.  Wie 
jede  Handwerkerzunft  besaß  auch  das  Fuhramt  geschriebene  Satzungen,  die 
vom  Rate  der  Stadt  dem  Amte  verliehene  »Ordnung«,  enthaltend  Vorschriften 
des  Rates,  und  die  »Rolle  oder  Beurt«,  eine  im  Fubramte  verabredete  be* 

*)  Nach  Akten  und  Urkunden  des  Großher/oglichen  Geheimen  und  Hauptlrchivs 
in  Schwerin  (Meckl.)  und  der  Ratsarchive  in  Rostock  und  Wismar. 


Digltized  by  Google 


Dm  ehemaUgo  Ftahramt  zu  Rostock. 


473 


sondere  Satsung,  die  der  Be&tätigung  des  Rates  unterlag  und  neben  einem 
VeneicbnisM  der  Amtsgenossco  —  der  enrolierten  Fohrleute  —  Bestimmungen 
Ober  das  Leben  im  Amte,  das  Verhiltnis  der  Genossen  »i  einander  u.  o.  ent- 
hielt. Ordnung  und  Rolle  mußten,  um  beweiskräftig  zu  sein,  dem  Rollen- 
buche des  Gewetts,  der  städtischen  Polizeibehörde,  einverleibt  werden. 

Die  älteste  Rolle  und  Ordnung  des  Fuhramts  sind  nicht  erhalten  geblieben. 
Dagegen  findet  sich  im  Rostocker  Rollenbucfa  eine  Ordnung  aus  dem  Jahre  1611« 
die  in  plattdeutscher  Mundart  abgefiifit  ist  und  auf  eine  lltere  Ordnung 
mit  den  Eingongsworten  Bezug  nimmt,  »dat  mit  ErlofTnis  der  Herren  der 
Gewette  de  Olderlüde  vnd  Amtbroder  der  Fohrltlde  tho  Rostogk  datjenige 
wat  darsulvest  von  oldershero  in  ehrem  Ambte  gebrUklik  gewesen  vnd  se  in 
ebrer  olden  Rulle,  de  ehre  Vorfiibren  verfettet  gehat,  wedderumb  vp  Papier 
bringen  tho  taten  erlangt  vnd  wolgemelten  Herren  auergewen«. 

Wie  bei  den  Zünften  standen  zwei  vom  Rate  erwählte  Älterleute  an  der 
Spitze  des  Fuhranit';.  Sie  führten  jährlich  abwechselnd  bei  den  Amtsversaram- 
lungen  das  Wort  und  mußten  am  Schlüsse  des  Jahres  Uber  ihre  Amtsführung 
berichten  und  Ober  die  Einnahmen  und  Ausgaben  des  Fuhramts  Redinung 
ablegen.  Die  Schriften  des  Amtes  wurden  in  einer  mit  zwei  SchlOssem  ver- 
sehenen Lade  verwahrt,  die  der  wortfUhrende  Ältermann  im  Hause  hatte; 
den  einen  Schlüssel  führte  der  andere  Ältermann,  den  zweiten  Schlüssel  ein 
Amtsbruder.  Das  jüngste  Mitglied  war  der  Bote  des  Amtes.  Jeder  Genosse, 
der  zu  Hause  war  und  sonst  keine  erhebliche  Entschuldigung  hatte,  maflte 
auf  die  Ladung  des  Boten  zu  den  Versammlungen  des  Amtes  erscheinen  bei 
4  ß  lüb.  Strafe.  Die  Genossen  mußten  den  Weisungen  der  Ällerleute  in  Amts- 
sachen Gehorsam  leisten  bei  10  ü  Strafe.  Alles  Fluchen,  Schwören  und 
Schelten  war  den  AmtsbrUdern  untersagt.  Bei  Streit  hatten  die  Älterleutc  zu 
vermitteln  oder  die  Streitenden  an  das  Gewett  zu  verweisen. 

In  alterer  Zeit  beschränkte  sich  der  Betrieb  des  Fuhramts  auf  den  Verkehr 
innerhalb  der  Stadt  und  nach  dem  Hafen,  höchstens  umfaßte  er  noch  die 
nächste  Lmgebung  der  Stadt  im  Landgebiete.  Später  aber,  als  der  Hansjhund 
fest  gefügt  war  und  das  Bundesgebiet  ein  einheitliches  Handelsfeld  darstellte, 
innerhalb  dessen  der  Einfluß  der  Stfldte  für  die  Sicherheit  und  Verbesserung 
der  Landstraßen  soigte  und  die  Rechtlosigkeit  fremden  Gutes  in  der  Ferne 
beseitigte,  entfaltete  sich  allmählich  auch  der  gewerbsmäßige  Betrieb  des  Fuhr- 
wesens auf  den  Landstraßen  landeinwärts  und  längs  der  Ostseeküste.  Besonders 
belebt  war  die  aus  Osten  nach  Westen  Uber  Danzig,  Lübeck  und  Hamburg 
nach  Brügge  veriaufende  Handelsstraße,  in  der  Rostock  und  Wismar  hervor» 
ragende  Platze  bildeten.  Die  Reise  des  Rostocker  Fuhrmanns  richtete  sich 
hauptsachlich  nach  Westen  auf  Lübeck,  Hamburg  und  Lüneburg,  auch  nach 
Mittel-  und  Süddeutschland,  besonders  nach  Frankfurt  (Main).  Die  damaligen 
Leistungen  des  Fuhrgewerbes  sind  nicht  zu  unterschätzen,  denn  die  Akten 
sprechen  sogar  von  festen  Lieferungsfristen,  innerhalb  deren  der  Fuhrmann 
seine  Ladung  abzuliefern  hatte;  und  der  Kaufmann  konnte  hSufig  bis  auf 
wenige  Tage  genau  berechnen,  wann  er  sein  Gut  verfrachten  mußte,  um  es 
rechtzeitig  zur  Messe  in  Frankfurt  (Main)  zur  Stelle  zu  haben. 

Der  Rostocker  Fuhrmann  beförderte  aut  der  Ausreise  hauptsüctilich  Kuh- 
produkte, die  zu  Schiff  nach  Rostock  gekommen  waren,  heimwärts  Industrie- 
erzeugnisse, Wein  und  Bier  zur  Ausfuhr  Uber  See.  Nebenbei  besorgte  er 
Briefe.  Gelder,  mündliche  Auftrage  und  trieb  auch  für  eigene  Rechnung  ein- 
träglichen Hausierhandfl.  Er  begleitete  seinen  Wagen  zu  Fuß,  an  der  Seite 
trug  er  ein  Schwert,  um  den  Hab  eine  Tasche  mit  den  Briefen  und  Ladungs- 
papieren. Die  Wagen  waren  plump  und  roh  gearbeitet,  in  ihrer  Bauart  aber 
den  schlechten  Straßen  angepaßt;  aur  Bespannung  gehörten  4  und  mehr  Pfeide. 
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Frühmorgens,  wenn  die  Stadttore  geöffnet  waren,  begann  die  Fahrt;  bei  Ein- 
brach der  DMminening,  wenn  es  gelang,  den  niriislen  Ort  vor  Torschluß  zu 

erreichen,  wurde  die  Reise  unterbrodien.  In  der  Hachl  ruhte  die  Fahrt. 
Der  Weg,  den  der  Fuhrmann  zu  nehmen  hatte,  war  von  altersher  fest  be- 
stimmt; das  Abweichen  von  der  uralten  Landstralie  oder  die  Benutzung  von 
Nebenwegen  war  streng  verboten,  denn  der  Strafienxweng  bildete  eine  ergiebige 
Einnahmequelle  für  die  Landesherren,  Stldte  und  Anwohner,  die  sHaitlich 
Straßenrechte  besaßen  und  keine  ScbmUlerung  ihres  Besitzes  zuh'eßen.  Das 
Gespann  ie^te  im  Sommer  in  einem  Ta£»e  etwa  6  Meilen  in  einer  Tagesfahrt 
von  12  bis  14  Stunden  zurück,  un  Winter  erforderte  die  Leistung  dagegen 
i'/s  Tage  oder  18  bb  31  Stunden.  Die  Zugkraft  eines  Pferdes  wurde  auf 
9  bis  13  Zentner  geschlitzt;  eine  Wagenladung  hatte  durchschnittlich  bei  einer 
Be^panniinj;  von  4  PferJen  ein  Gewicht  von  40  Zentnern.  Die  Fracht  betrug 
für  die  Ml-üc  durchschnittlich  i  Taler.  Zu  den  Frachtkosten  traten  noch 
Wegeabgaben,  sowie  lor-  und  Zollgebühren  an  den  zahlreichen  Zoll- 
stetlen  im  Lande.  Die  LandbefOrderung  war  daher  uemlich  kostspielig, 
und  nur  bei  wertvoller  Ladung  lohnte  sich  die  Versendung  auf  weite 
Strecken.  Der  Wochenverdienst  von  einem  Pterde  betrut;  einer  Aktcnnacho 
rieht  zufolge  3  Taler;  wenn  diese  Schiit/.ung  auch  sehr  hoch  erscheint ,  so 
kann  der  Rcinverdienst  von  einem  Gespatm  zu  4  Pterden  doch  ziemlich  richtig 
auf  400  Taler  flthrlich  angenommen  werden,  vorausgesetzt,  dafi  kein  Verlust 
an  Pferden  oder  Haftleistung  für  beschädigtes  oder  verlorenes  Gut  den  Gewinn 
schmälerte.  Das  Fiihrgcwerbc  war  mithin  recht  einträglich,  gleichzeitig  aber 
aufreibend  und  gctahrvoll,  da  auf  den  langen  Reisen  mancherlei  Ansprüche  an 
den  Fuhrmumi  herantraten. 

Vom  15.  Jahrhundert  ab  wurde  der  Fracht  wagen  des  Fuhrmanns  auch 
allgemein  als  Reisegelegenheit  benutzt,  eine  Folge  der  regen  Handelsbe- 
ziehungen der  Ostseestädte.  Es  war  zwischen  den  einzelnen  Städten  auch 
schon  eine  »Ordonnnnztt  verabredet  worden,  wonach  die  Fuhrleute  der  ein» 
zelnen  ::>tadle  »der  eine  um  den  anderen  mit  ihren  VV'agen  täglich  hin-  und 
herfahren  sollten«.  Rostocker  Fuhrleute  muilten  die  Fahrt  nach  Wismar  unter- 
halten, Wismarsche  die  Fahrt  nach  Lübeck,  Lübecker  die  nach  Hamburg, 
Siralsunder  die  Fahrt  nach  Rostock.  Am  Fndpunkte  der  Fahrt  mußten  die 
Wat;eii  entleert  werden,  und  die  einheimischen  Fuhrleute  besorgten  die  VV'eiter- 
betürdcrung  der  Reisenden  und  Güter  bis  zum  nächsten  Orte.  Dieser  Um- 
ladezwang, ein  Merkmal  der  mittelalterlichen  Stadtwirtschaft,  war  fUr  den 
Verkehr  zwar  lästig,  galt  aber  als  ein  wichtiges  städtisches  Vorrecht,  das  im 
Interesse  des  einheimischen  Gewerbes  eifersüchtig  gehütet  wurde. 

Der  Niedergang  der  Hansa,  der  am  Anfange  des  16.  Jahrhunderls  infolge 
der  grollen  Entdeckungen  und  der  Lrstarkung  der  FUrsten-  und  Staatsgewalt 
eintrat,  hatte  eine  fühlbare  Verschlechterung  der  allgemeinen  V^irtschaftslage 
im  Leben  der  Ostseestädte  zur  Folge.  Der  Handel  suchte  sich  andere  Abflufi- 
wege  und  Markte,  so  daß  der  Ostseehandel  an  Bedeutung  verlor.  Alle  Er- 
werbskreise, die  wie  das  Fuhrwesen  aus  Handel  und  Verkehr  ihre  Nahrung 
zogen,  hatten  unter  den  nachteiligen  Folgen  des  Umschwunges  schwer  zu 
leiden.  Das  Fuhramt  suchte  daher  zu  retten,  was  noch  zu  retten  war,  niit 
den  gleichen  Mitteln,  deren  sich  die  Handwerkerzünfte  schon  lange  bedienten  : 
mit  Gesetzen  und  verschärftem  Zwange.  Das  Fuhrgewerbe  sollte  nicht  länger 
als  blotics  Amt  gelten,  sondern  als  ein  Privileg,  dessen  N  utzn  ie  i>  n  n  .^^ 
allein  den  Genossen  des  Fuhramts  vorbehalten  bleiben  mUsse! 
Solche  Bestrebungen  entsprachen  durchaus  den  Anschauungen  der  Zeit,  die 
in  dem  Zunftzwang  ein  Heilmittel  für  allerlei  wirtschaftliche  Schäden  erblickte, 
in  der  Fuhrordnung,  die  das  Fuhramt  erwirkte,  kam  der  Gedanke  scharf 
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zum  Ausdruck.  Innerhalb  der  Stadt  und  nach  dem  Strande  sollte  das  Fuhr- 
gewerbe allein  den  Amtsgenossen  vorbehalten  sein.  Der  Frachtverkehr  nach 
auswIrts  fiel  gleichfioilb  unter  das  Monopol,  da  jeder  Wettbewerb  fehlte  oder 
rücksichtslos  niedergehalten  wurde.  Während  aber  früher  die  Genossen  bei 
Ausübung  ihres  Gewerbes  völlig  freie  Hand  hatten,  machte  sich  der  Zwang 
auch  innerhalb  der  Zunft  geltend.  Ein  Genosse  durfte,  damit  jeder  Verdienst 
hatte,  nur  einen  Wagen  an  den  Strand  schicken,  um  Guter  zu  laden.  Erst 
wenn  hier  die  Arbeit  drflngte,  durften  zwei  Wagen  geschickt  werden,  damit 
die  BOrgerschaA  nicht  gezwungen  wOrde,  fremde  —  d.  h.  in  anderen  Hansa- 
orten ansässige  Fuhrleute  —  zu  dingen.  Die  Älterleute  hatten  flir  ange- 
messene Verteilung  der  Arbeit  zu  sorgen,  so  daß  der  Emsige  nicht  mehr 
Fuhren  O'hielt  als  der  Lässige.  Ein  Genosse,  der  für  das  BOttcheramt  Holz 
fahren  sollte,  durfte  nur  mit  zwei  Wagen  erscheinen;  bei  Mehrbedarf  an 
Wagen  mufilen  von  den  Älterleuten  andere  .\mtsgenossen  zugezogen  werden. 
Die  Aufnahme  neuer  Genossen  wurde  möglichst  erscfiwert,  zunächst  durch 
hohe  Aufnahmegebuhren  (8  Ii  an  jeden  Altermann  »tho  verdrinken«,  33  Taler 
an  das  Amt).  Eine  Witwe  durfte  das  Amt  Jahr  und  Tag  nach  dem  Tode 
ihres  Mannes  behalten  und  mufite  es  nach  Ablauf  der  Frist  aufgeben;  wenn 
sie  einen  Sohn  hatte,  so  mußte  sie  für  ihn  das  Amt  neu  gewinnen  und  konnte 
es  dann  so  lange  ausüben,  bis  er  selbst  das  Amt  nutzen  wollte.  Die  filtere 
Vorschrift,  daß  der  Neueintretende  das  Rostocker  Bürgerrecht  besitzen  und 
Ober  sein  Verhalten  gute  Zeugnisse  vorzeigen  muiite,  wurde  auch  jetzt  streng 
befolgt.  Die  Amtsgenossen  hatten  also  Mittel  genug,  um  die  Mitgliederzahl 
nach  Belieben  zu  beschränken.  Tatsächlich  gehörten  jahrzehntelang  dem  Amte 
nur  8  Fuhrleute  an,  eine  gerini,'e  Zahl;  es  ist  aber  zu  beriicksichtigen ,  daß 
jeder  Fuhrherr  in  seinem  Betriebe  zahlreiclie  Knechte  iiielt,  welche  die  aus- 
wärtigen Fuhren  besorgten.  Übrigens  hatten  die  Amtsgenossen  auch  einzelne 
Pflichten  für  das  Wohl  der  Stadt  zu  Obernehmen.  Sie  mufiten  bei  Feuersnot 
Wasser  und  Leitern  heranschaffen,  bei  feindlichem  Angriffe  die  städtischen 
Geschütze  nach  dem  Walle  ■^ofiarTen  und  zur  .Ausbesserung  des  Strandes  und 
der  schlechten  Wege  vor  der  Stadt  unentgeltlich  Sand-  und  Schuttfuhren 
leisten. 

Die  Erwartungen,  die  das  Fuhramt  bei  Erlangung  seiner  Gerechtsame  ge- 
hegt hatte,  blieben  unerfüllt;  der  Gewinn  aus  dem  Fuhrgewerbe  steigerte  sich 
nicht,  sondern  nahm  stetig  ab,  teilweise  infolge  des  Zwanges,  der  die  Unter- 
nehmungslust des  Einzelnen  hemmte  und  das  Gewerbe  vom  gesunden  Fort- 
schritt abhielt,  teilweise  infolge  äußerer  Einflüsse,  die  dem  Betriebe  des  Fuhr> 
amts  auf  den  Landstraflen  und  in  anderen  Sttidten  Hindernisse  bereiteten. 
Bisher  war  der  Handel  ausschließlich  Sache  der  Stfldte  gewesen,  deren  Ein- 
fluß groß  genug  war,  städtische  Sonderrechte  auf  Kosten  des  flachen  Landes 
zu  fördern;  aber  mit  dem  Ansehen  der  Städte  ging  es  jetzt  allmählich  berg- 
ab, das  Gefllht  der  Zusammengehörigkeit  trat  mehr  und  mehr  zurück,  jede 
Stadt  suchte  die  dgenen  Interessen  und  den  eigenen  Vorteil  in  den  Vorder- 
grund zu  stellen.  Bei  diesem  Wettbewerbe,  der  alle  Zweige  des  Erwerbs- 
lebens, auch  den  Verkehr  auf  den  Landstraßen,  umfaßte,  unterlagen  natürlich 
die  kleineren  Städte.  Diese  Richtung  der  Stadtpolitik  ahmten  auch  die  Fuhr- 
gewerbe in  den  Stüdten  nach.  Das  Rostocker  Fuhramt  suchte  den  Fuhrleuten 
in  Wismar  den  Verdienst  auf  der  Landstrefie  zu  entziehen,  dasselbe  Ziel  ver- 
folgte das  Lübecker  Fuhramt  von  der  anderen  Seite.  Schon  im  Jahre  J534 
wurden  die  regelmäßigen  Fuhren  mittels  Frachtwagen  7wi^chen  Ro-^tock  und 
Ltibeck  nicht  mehr  in  alter  Weise  ausgeführt;  die  Rostocker  Fulirleute  luhren 
Uber  Wismar  hinaus  nach  Ltlbeck,  nahmen  Frachten  und  Reisende  auf,  wo 
sie  solche  üinden,  auch  in  Wismar,  hinderten  aber  die  Wismarseben  Fuhrleute 
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an  der  Fahrt  nach  Rostock,  und  ebenso  erging  es  den  Wismarschen  Fuhr- 
leuten in  Labeck.  Namentlich  drehte  sich  der  Streit  um  den  Reiseverkehr, 
der  um  die  Mitte  des  i6.  Jahrhunderts  kräftig  aufblühte  und  dem  Fuhr- 

gewerbe  eine  neue  erwünschte  Einnahme^jtielle  bot.  Er  fiel  naturgemäß  in 
Rostock  unter  das  Monopol  des  Fuhraiiits,  das  den  Reiseverkehr  von  und 
nach  Rostock  uneingeschränkt  in  seine  Hand  zu  bringen  trachtete.  Für  den 
reinen  Frachtverkehr,  der  nicht  mehr  so  eintrVglich  wie  firOher  war,  machte 
sich  das  Interesse  der  Fuhramtsgenossen  weniger  geltend;  dagegen  hielten  sie 
ihre  Wagen  ftir  Jic  Beförderuni,'  von  Reisenden  SChon  im  Jahre  1624  Tag 
und  Nacht  auf  dein  Markte  in  Bereitschaft. 

Wahrend  des  dreißigjährigen  Krieges  erlitt  der  Reise-  und  Frachtverkehr 
empfindliche  Einbuße.  Um  so  grOfier  waren  die  Bemfihungen  der  stüdtischen 
Fuhrgewerbe,  jeden  Wettbewerb  selbst  mit  Gewalt  zu  unterdrücken.  Das 
Rostocker  Fuhramt  tat  sich  bei  Unterdrückung  der  Wismarschen  Fuhrleute 
besonders  hervor,  die  sich  vergeblich  an  den  Rat  zu  Wismar,  Rostock  und 
Lübeck,  mehrfach  auch  an  die  Landesregierung  um  Schutz  wandten ,  ohne 
daft  sie  auf  die  Dauer  Hälfe  gefunden  bitten.  Erst  im  lahre  1648  wurde 
durch  einen  Machtspruch  der  Regierung  der  Streit  geregelt.  Künftig  durften 
Wismarsche  Fuhrleute  mit  Personen  und  Gütern  nicht  bloß  nach  Rostock, 
sondern  auch  durch  Rostock  nach  Stralsund .  Greifswald  ifnd  Stettin  und 
weiter  iahren,  auch  von  diesen  Orten  Reisende  und  Güter  zurückbringen  und 
durch  Rostock  nach  Wismar  und  Lübeck  beftirdem.  Das  gleiche  Recht  stand 
dem  Rostocker  Fuhramte  im  Verkehr  nach  Wismar  und  Lübeck  su.  Wis- 
marsche und  umgekehrt  Rostocker  Fuhrleute  durften  aber  nur  1  '/.^^  Tage  nach 
der  Ankunft  in  Rostock  und  Wismar  verweilen  und  Reisende  und  Güter 
sammeln.  In  einer  Tabelle  war  genau  verzeichnet,  wann  die  Fuhrleute  nach 
ihrem  Eintr^n  wieder  weiterfahren  mußten.  Es  war  auch  verboten,  dafl 
Wismarsche  oder  Rostocker  Fuhr] t^  ute  leer  nach  Rostock  oder  Wismiir  fuhren, 
um  hier  Ladung  zu  suchen  und  zurückzubefördern. 

Von  langer  Dauer  war  die  Ruhe  aber  nicht.  Da  Wismar  inzwischen  in 
schwedischen  Besitz  übergegangen  war,  fand  das  Rostocker  Fuhramt  nun 
auch  bei  der  Regierung  stets  Schulz  gegen  Ansprüche  der  Wismarschen  Fuhr- 
leute, die  sich  erst  nach  Verlauf  geraumer  Zeit  in  das  Unvermeidliche  fbgten. 

Nach  Beendigung  des  Krieges  bemühte  sich  das  Rostocker  Fuhramt  um 
Erlangung  neuer  Rechte.  Im  Jahre  1652  erwirkte  es  vom  Rate  der  Stadt 
Rostock  für  die  Fahrt  nach  Wismar,  Lübeck  und  Hamburg  eine  neue  Ord- 
nung, welche  die  Bestimmungen  ttt)er  das  Fuhrmonopol  noch  schirfer  als  die 
ältere  Ordnung  zum  Ausdruck  brachte.  Sie  berücksichtigte  nur  die  Beförderung 
von  Reisenden  und  deren  Gepäck,  wfihrend  das  GUterfrachtgeschült  nach  alten 
Grundsätzen  betrieben  wurde.  Künftig  sollte  jeder  auf  die  neue  Ordnung 
angenommene  Fuhrmann  einen  Überdeckten  Wagen  und  einen  kleinen  Neben- 
wagen, beide  mit  Stühlen  und  Bänken  bequem  dngerichtet,  sowie  die  er- 
forderlichen Pferde  halten.  Fuhrleute,  die  nicht  zum  Amte  gehörten,  sollten 
auch  an  der  Personenbeförderung  keinen  Anteil  haben,  es  sei  denn,  daß  der 
Reisende  einen  eigenen  Wagen  benutzte,  oder  daß  die  »ordentlichen«  Fuhr- 
leute, denen  es  aber  vorher  angeboten  sein  mußte,  ablehnen  würden,  zu 
fahren.  Hanseatische  ordentliche  Fuhrleute  «us  Lübeck  und  Hamburg  durften 
jedoch  an  den  Vorteilen  des  Amtsmonopols  teilnehmen,  da  die  Rostocker  in 
jenen  beiden  Stedten  in  gleicher  Weise  behandelt  wurden.  Kein  Fuhrmann 
durtte  Personen  und  Güter  zusammen  auf  einem  Wagen  befördern;  dagegen 
halte  )eder  Reisende  5  Schifispfund  Reisegepäck  frei.  Auf  einem  GOterfracht- 
wagen  durfte  nur  der  Eigentümer  der  Ladung  mitfahren,  oder  erme  Leute, 
die  das  Reisegeld  nicht  erschwingen  konnten.  Damit  dem  Monopol  kein  Ein- 
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trag  von  Fremden  und  Amt^enossen  geschihe,  wurde  ein  besonderer  Wagen- 
meister bestellt,  der  von  jedem  Reisenden  3  ß  Schreibgeld  zu  fordern  hatte. 
Die  Reise,  die  im  Sommer  um  6  Uhr  früh,  im  Winter  um  10  Uhr  früh  be- 
gann, mußte  nach  Lübeck  im  Sommer  in  2,  im  Winter  in  3  Tagen,  nach 
Hamburg  in  3  bz.  4  Tagen  zurUckgelegt  werden.  Ein  Wagen  nach  Lübeck 
zu  I  bis  3  Personen  kostete  7,  zu  3  bis  4  Personen  9,  zu  5  bis  6  Personen 
12  Taler,  noch  Wismar  die  Hälfte  dieser  Sätze,  nach  Hamburg  g,  14  bi. 
20  Taler.  Der  Einheitsprei«:  für  die  Meile  und  Person  schwankte  zwischen 
'/j  und  I  Taler.  Mehr  als  8  Personen  durften  auf  einem  Wagen  nicht  be- 
fördert werden.  Die  Namen  aller  Fuhrleute ,  die  dem  Fuhramt  angehörten, 
wurden  auf  ein  Verzeichnis  gesetzt,  nach  dem  die  Fahrten  der  Fuhrleute 
streng  in  der  vorgeschriebenen  Reihenfolge  eingehalten  werden  mußten.  Der 
Fuhrmann,  der  an  der  ileihe  war,  mi!!>te  Wagen  und  Pferde  stets  bereit 
halten,  wenn  er  nicht  der  Fahrt  verlustig  gehen  wollte. 

Damit  war  die  Reihefahrt,  die  vorübergehend  im  Frachtverkehre  der 
Hansastldte  schon  im  1 5.  Jahrhundert  bestanden  hatte  und  in  der  Flußschiff- 
fahrt noch  früher  in  Aufnahme  gekommen  war,  endgUltig  im  Landverkehr 
eingeführt,  allerdings  nur  für  die  Personenbeförderung.  Das  Rostocker  Fuhr- 
amt hieß  fortan  das  Reihefuhramt,  seine  Angehörigen  Reihefuhrleute. 

Das  Publikum  hatte  bei  der  neuen  Einrichtung  den  Vorteil  einer  täglichen 
Reisegelqtenheit  zu  billigen  Sitzen  und  hatte  nicht  mehr  nötig,  bei  Reisen 
nach  einem  Fuhrmänne  zu  suchen  und  mit  ihm  Ober  Reise-  und  Zehrgeld, 
Wagen  und  Bespannung  zu  feilschen.  Die  Amtsgenossen  hatten  gleichen  Teil 
an  der  Personenfahrt  und  fanden  ohne  eigene  Bemühungen  Arbeit  und  Ver- 
dienst, wenn  dieser  vielleicht  auch  gering  war.  Aber  Tatkraft  und  Unter- 
nehmungslust, die  nur  bei  freiem  Wettbewerbe  zu  Erfolg  und  Wohlstand 
fuhren,  konnten  jetzt  noch  weniger  zur  Geltung  kommen  als  früher.  Der 
emsige  und  umsichtige  Fuhnnann  hatte  vor  dem  lässigen  keinen  Vorteil  mehr 
voraus,  und  der  Reisende,  der  den  zufällig  an  der  Reihe  liegenden  Fuhrmann 
nehmen  muflte,  auch  wenn  er  als  unmverltfssig  bekannt  war,  hatte  ofl  den 
Schaden  zu  tragen.  Dem  Amte  gehörten  an  8  Rostocker  und  4  LObecker 
Fuhrleute,  außerdem  4  besondere  Auflader,  die  geschworenen  LitzenbrUder, 
die  das  Heranschaffen  und  .\ufbinden  des  Reisegepäckes  zu  besorgen  hatten. 

Nicht  viele  Jahre  konnte  sich  das  Rostocker  Fuhramt  seines  Privilegs  er- 
freuen; denn  am  Ende  des  17.  Jahrhunderls  erstand  dem  Fuhrgewerbe  in  der 
Staatspost  ein  gefilbriicher  Gegner  sowohl  im  Frachtgeschifte  wie  im  Personen- 
verkehre. In  den  ersten  Jahrzehnten  ihres  Bestehens  waren  die  Posten  Frachl- 
anstalten  im  wahrsten  Sinne  des  Wortes,  die  neben  Reisenden,  Briefen  und 
Geldern  auch  Güter  jeden  ümfanges  beförderten.  Die  Errichtung  eines  herzog- 
lichen Postamts  in  Rostock,  das  kraft  herzoglicher  Verordnung  die  Brief- 
und  Personenbeförderung  allein  fUr  sich  beanspruchte,  bedeutete  einen  Ein- 
griff in  hundertjährige,  wohlerworbene  Rechte  des  Fuhramts,  den  dieses  mit 
aller  Entschiedenheit  zurückwies.  Der  Rat  der  Stadt  nahu)  sich  des  Fuhr- 
amts mit  allem  Nachdruck  an  und  verfocht  der  Uegierung  gegenüber  den 
Standpunkt,  daß  *das  eigentliche  Postregale  mit  dem  Fuhrwerk  des  reisenden 
Mannes  keine  Gemeinschaft  habe,  sondern  bloßer  Dinge  auf  die  Briefe  ge- 
richtet sei«.  Der  Einfluß  der  mächtigsten  Stadt  des  Landes  war  auch  groß 
genug,  daß  das  Fuhramt  es  wagen  konnte,  trotz  des  Bestehens  staatlicher 
Posten  bis  in  das  18.  Jahrhundert  hinem  den  Wettbewerb  mit  den  Posten  in 
der  Personen-,  Brief-  und  SachenbefOrderung  aufrecht  zu  erhalten.  Es  ließ 
sich  ac^ar  noch  im  Jahre  1691  von  dem  Rate  der  Stadt  eine  neue  Fuhr- 
Ordnung  für  die  Beförderung  von  Reisenden  in  der  Richtung  nach  Hamburg 
verleihen,  die  im  wesentlichen  mit  der  älteren  Fuhrordnung  gleichlautend 
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war  und  augenscheinlich  nur  da7.u  dienen  sollte,  dem  Fuhramte  für  seinen 
Verkehr  auf  Jcr  Stroße  nach  I.nbcck  und  Hamburg,  wo  auch  die  wichtigsten 
Staatsposten  verkehrten,  iestcren  Rückhalt  zu  geben.  Die  Höclistzahl  der  aut 
einem  Wagen  zu  befördernden  Personen  wurde  jetzt  auf  6  beschränkt  (früher  8) ; 
Fuhrleute  mit  schlechten  Wagen  und  Pferden  sollten  in  der  Rolle  gestrieben 
werden. 

Mit  der  wachsenden  Verbesserung  der  Staatspost  wurde  aber  die  Lage  des 
Fuhranits  itniner  scfnvieriper.  hn  ganzen  Lande  war  die  Fortschaflung  von 
Reisenden,  Briefen  und  kleinen  Sachen  Vorrecht  der  Postanstalten,  wahrend 
dem  Fuhrgewrerbe  nur  die  Beförderung  von  Personen  mittels  Beiwagen  und 
Extraposten  sowie  der  Kurier-  und  Estaffettendienst  unter  der  Aufsicht  der 
Postanstalten  freigegeben  wnr.  Auch  das  Rostocker  Fuhramt  mußte  sich 
endlich,  wenn  auch  wiJeruilhg.  in  die  neuen  VerhJiltnisse  fUgen.  Von  seinen 
Sonderrechten  blieb  ihm  nur  das  Lohntulirwesen  in  der  Stadt ,  das  Fracht- 
geschäft und  die  Leistung  von  Personenfuhren  in  beschranktem  Umfang  und 
unter  der  Kontrolle  der  Postanstalten  übrii,'. 

Als  vom  Jahre  1715  ah  im  Lande  auf  lange  Jahre  hinaus  wieder  Krieg 
und  Unordnung  herrschten,  hielt  es  das  F'uhranit  an  der  Zeit,  seine  alten 
Vorrechte  wiederzugewinnen.  Es  ließ  sich  zu  dem  Zwecke  im  Jahre  1717 
vom  Rate  der  Stadt  eine  neue  Ordnung  verleihen,  die  seine  alten  Privilegien 
bestätigte  und  neue  hinzufügte.  Den  Bestrebungen  von  Reich  und  Staat,  die 
Zunftgercchtsame  zu  beseifigen,  welche  sich  längst  als  ein  Hemmschuh  der 
wirtschaftlichen  Entwicklung  erwiesen  hatten,  wurde  die  Ordnung  insofern 
gerecht,  als  sie  bcstinunte,  daß  das  Amt  fortan  nicht  mehr  ein  geschlossenes 
Amt  sein»  vielmehr  jeder  Fuhrmann  nach  Prüfung  durch  Gewett  und  Älter- 
leute  gegen  Zahlung  der  üblichen  Gebühren  als  Amtsgenosse  aufgenommen 
werden  sollte.  Die  Beförderung  von  Personen  wurde  als  Monopol  der  Fuhr- 
amtsgenossen  auls  neue  anerkannt;  die  Faliri  iiatte  in  genau  vorgeschriebener 
Reihenfolge  stattzufinden.  Zwei  Fuhrleute  mit  je  einem  Wagen  und  vier 
Pferden  mußten  sich  in  steter  Bereitschaft  halten.  Zur  Reihefehrt  gehörte  auch 
die  Leistung  der  Postnebenfuhren.  Fremde  Fuhrleute  durften  dem  Fuhramte 
nicht  mehr  angehören,  da  den  Rostocker  Fuhrleuten  verboten  war,  Reisende 
Uber  Stralsund  und  Lübeck  hinaus  zu  befördern.  Gleichzeitig  wurde  bestimmt, 
dafi  Bürger  oder  Einwohner  tu  Ausfahrten,  es  sei  wohin  es  wolle,  Vorspann 
nur  v<Ni  den  ordentlichen  Fuhrieuten  nehmen  sollten,  denen  aufierdem  das 
gesamte  Frachtfuhrwesen  mit  Gütern,  Kaufmannswaren  usw.  als  alleiniges  Vor- 
recht übertragen  wurde.  Außer  ihnen  durften  keine  Bürger,  auch  nicht  die 
Bauern  aus  den  umliegenden  Dörtern,  Frachtsachen  gewerbsmöliig  befördern. 

Damit  war  der  Zunflswang  in  Wirklichkeit  straffer  durchgeführt  als  je 
zuvor,  und  rücksichtslos  machte  das  Fuhramt  von  seinen  Vorrechten  Gebrauch. 
Es  durfte  dies  uin  so  leichter  wagen,  als  es  stets  auf  den  Schutz  der  Stadt 
rechnen  konnte,  die  vermöge  ihres  Wohlstandes  und  ihrer  zahlreichen  Privi- 
legien grollen  Einfluß  im  Lande  hatte  und  selbst  der  Landesherrschaft  gegen- 
über dauernd  ein  gewisses  Mafi  von  Selbständigkeit  behauptete.  Länger  als 
30  Jahre  hindurch  blieb  das  Monopol  des  Fuhramts  unangetastet.  Dann  be- 
gannen aber  die  KJtmpfe  mit  der  Staatspost  von  neuem;  mochte  das  Fuhramt 
auch  wieder  seine  alten  verbrieften  Rechte  allen  herzoglichen  Verordnungen 
entgegenhalten,  so  gingen  sie  doch  verloren,  als  um  die  Milte  des  i8.  Jahr- 
hunderts geordnete  Verhältnisse  im  Postwesen  surOckkehrten.  Der  Betrieb 
des  Fuhramts  beschränkte  sich  jetzt  wieder  auf  die  Leistung  der  Postneben- 
fuhren und  auf  das  reine  Frachtgeschäft;  seine  sonstigen  Vorrechte  hörten  auf. 
Es  unterstand  aber  auch  jetzt  nicht  dem  herzoglichen  Postamte,  sondern  war 
als  rein  städtische  Anstalt  selbständig  neben  dem  Postamte  tätig,  ein  Zwitter- 
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verhirltms,  das  den  Dienst  des  Püstamts  erschwerte  und  für  das  Publiliuni 
manche  Unbequemlichkeiten  im  Gefolge  hatte.    Das  Postamt  hatte  keine  Ge« 

walt  über  die  einzelnen  Fuhramtsgenossen,  und  bei  Klni^en  vies  Pc^tamts  war 
der  Rat  der  Stadt  immer  geneigt,  sich  des  Fuhramts  an/uncbfnen.  nicht  selten 
kräftigeri  als  es  sich  mit  den  ötientiichen  Interessen  vertragen  mochte.  Da 
das  Fuhnimt  auch  keine  Anstrengungen  machte,  Ordnung  und  PQnktlichkeit 
in  seinem  Betriebe  zu  erhalten  und  sich  den  Forderungen  der  neuen  Zeit 
durch  Verbesserung  seiner  Leistungen  und  Relriebsniittel  anzupassen,  so  griff 
bei  ihm  all.nählich  eine  grenzenlose  Mii." Wirtschaft  Platz,  die  im  reisenden 
Publikum  den  schlechtesten  Eindruck  machte.  Nach  dem  Urteil  Aller  war 
das  Extrapost wesen  in  der  lebhaften  See-  und  Handelsstadt  nach  Beendigung 
der  Freiheitskriege  schlechter  eingerichtet  als  in  der  kleinsten  Stadt  irgend  eines 
Landes.  Ankommende  Reisende  hntten  stundenlang  auf  Vorspann  zu  warten, 
da  in  Rostock  ein  Pfcrdewechsel  voi genommen  werden  mulJte;  wenn  ein 
Fuhrmann  nach  langem  Suchen  getunden  war,  so  musterte  er  zunächst  Wagen 
und  Reisende,  und  nun  entstand  erst  Verhandlung  und  Streit  darüber,  wieviel 
Pferde  vorzulegen  wären.  Wenn  der  Reisende  gar  versuchte,  von  einem 
nicht  zum  Amte  gehörigen  Fuhrmanne  Pferde  zu  erlangen,  wurde  sofort  mit 
Pfändung  und  gerichtlichen  Strafen  vorgegangen,  so  daß  der  Reisende,  um 
Weiterungen  in  der  fremden  Stadt  zu  vermeiden,  schließlich  in  die  ungebühr- 
lichsten Forderungen  willigte. 

Viele  Versuche  der  Regierung,  die  Mißstände  zu  beseitigen,  waren  an  dem 
Widerstande  des  Fuhramts  und  der  Stadt  gescheitert,  die  in  die  Aufgabe  eines 
vermeintlichen  stadtischen  Rechtes  nicht  willigen  wollte.  Erst  im  Jahre  1841 
trat  bei  Bürgermeister  und  Rat,  die  einsehen  mochten,  daß  der  beklagens- 
werte Zustand  des  Fuhramts  dem  Ansehen  der  Stadt  bei  Einheimischen  und 
Fremden  schadete,  die  Geneigtheit  hervor,  mit  der  Regierung  in  Verhand- 
lungen einzutreten.  Man  einigte  sich  'schließlich  dahin,  daß  die  Regierung 
allen  Mitgliedern  des  Fuhramts  eine  Geldabhndung  zahlen  sollte,  die  im  ganzen 
auf  2315  Taler  bemessen  wurde.  Nach  Erfüllung  der  verabredeten  Bedingungen 
stellte  das  Fuhramt  «m  i.  Januar  184a  seinen  Betrieb  ein,  seine  Befugnisse 
gingen  auf  das  Großherzogliche  Postamt  über. 

Damit  hatte  eine  Anstalt  auft^'ehört,  zu  bestehen,  die  iün^er  als  fünf  Jahr- 
hunderte hindurch  im  Verkehrsleben  der  Stadt  Rostock  eine  bedeutsame  Rolle 
gespielt  hatte.  Es  fand  sich  aber  niemand,  der  ihr  Ende  bedauerte,  selb.st 
nicht  die  Angehörigen  des  Amtes,  denen  endlich  eine  Fessel  abgenommen 
war,  unter  der  ihre  Vorgänger  im  Amte  schon  vor  hundert  Jahren  und  mehr 
geseufzt  hatten;  dafür  war  aber  dem  freien  Wettbewerbe  im  Fuhrwesen  der 
kräftig  aufblühenden  Handelsstadt  der  Weg  wieder  geöffnet. 


KLEINE  MITTEILUNGEN. 

Blitzschlag  in  einen  für  aeronautische  Zwecke  aufgelassenen 
Drachen.  Blitzschlage  in  Drachen  waren  bisher  nur  drei,  nämlich  je  einer 
in  Washington,  St.  Petersburg  und  Hamburg,  beobachtet  worden.  Bei  dem 
aeronautischen  Observatorium  zu  Berlin  hatte  man,  obwohl  mehrfach  Ent- 
ladungen atmosphSrischer  Elektrizität  durch  den  Haltedraht  gegangen  sind, 
doch  noch  keine  von  solcher  Stärke  wie  an  den  genannten  Orten  beobachtet. 
Am  17.  Mai  d.  J.  trat  dieser  schon  lange  erwartete  Fall  ein,  worüber  der 
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Assistent  am  Berliner  König!.  Meteorologischen  Institute,  Herrn.  Elias,  im 
Reichsanzei^er  folgenJe  Mitteilungen  veröffentlicht. 

Ais  Hauptdrachen,  der  bei  dem  gewöhnlichen  täglichen  Voitnittagsaufstiegc 
den  Registrierapparat  trug,  wurde  ein  7  qm  großer  Hargravedrachen  verwendet, 
der  mit  etwa  3000  m  Draht  eine  Hohe  von  2050  m  erreichte.  Wahrend  zu 
Beginn  des  Aufstiegs  nur  sehr  hohe  Wolken  vorhanden  waren,  zogen,  als  der 
Drachen  etwa  die  Maximalhöhe  erreicht  hatte,  tiefere  Haufenwolken  auf,  die 
kräftige  Regenschauer  brachten.  Ihr  Aussehen  war  aber  durchaus  nicht 
gewitterhaft.  Von  der  Drahtlünge  von  3000  m  war  sdion  mehr  als  die  Hiflfle 
eingeholt,  als  ein  greller,  von  einem  kunen,  scharfen,  aber  betiubenden 
Knall  begleiteter  Blitz,  dem  ein  langrollender  Donner  folgte,  den  Turm 
des  Aeronautischen  Observatoriums  erhellte.  Es  war  sofort  klar,  daU  dieser 
Blitz  den  Drachen  getroffen  haben  mufite.  Beim  Heraustreten  sah  man  denn 
auch  an  Stelle  des  Drahtes  eine  lange,  rostgelbe  Rattchslule,  die  langsam  vom 
Winde  w^getrieben  wurde,  darttlier  den  fettenden  Drachen.  Der  letztere 
wurde  bald  darauf  in  Wilhelmsruh,  einer  Kolonie  zwischen  Rosenthal  und 
Dalldorf,  ziemlich  Stark  beschädigt  aufgefunden;  der  Registrierapparat  war  fast 
unverletzt. 

Das  erste,  was  der  Berichterstatter,  der  bei  dem  Aufirtiege  die  Leitung  und 
Verantwortung  hatte,  feststettte,  war,  daß  sämtliche  im  Turme  befindliche  Personen 

unverletzt  geblieben  waren.  Einen  elektrischen  Schlag  hatte  niemand,  auch 
nicht  der  das  Einholen  besorgende  und  deswegen  unmittelbar  an  der  W^inde 
stehende  Beamte  gespürt.  Dieser  glückliche  Verlauf  ist  in  erster  Linie  der 
sehr  guten  Erdung  des  Haltedrahts  2uzuschreil>en.  Ehe  er  ntbnlich  in  den 
Turm  eintritt,  passiert  er  eine  Rolle,  die  in  etwa  100  m  Entfernung  aufgestellt 
und  mit  einem  bis  in  das  Grundwasser  reichenden  verzinkten  Eisenrohre 
verbunden  ist.  Der  Blitz  war,  wie  man  an  einigen  Schmelzslellen  sehen 
konnte,  vom  Haltedraht  auf  die  Rolle  und  von  dort  durch  den  Blitzabieiter 
zur  Erde  gegangen.  Die  Wlirmeentwickelung  bei  der  Entladung  war  so  stark, 
dafl  der  Draht  mindestens  auf  diejenige  Temperatur  erhitzt  wurde,  bei  der  er 
verbrennt,  oder  vielleicht  sogar  verdampft,  wobei  er  dann  gleichfalls  verbrennt. 
Deiniiiich  be&tand  die  Rauchsäule  aus  itußerst  feinem  Eisenhydroxyd,  also 
aus  Rost. 

Mit  der  Zerstörung  des  Drahtes  hatte  sich  aber  der  Blits  nicht  begnügt. 
Durch  Influenz  und  wohl  auch  durch  Induktion  wurden  in  simttichen  elek- 
trischen Leitungen  des  Observatoriums  so  starke  Ströme  erzeugt,  daß  alle 
Drähte  utid  Sicherungen,  die  weniger  ah  5  Ampere  leiten  konnten,  durch- 
brannten. Im  Windenzimmer  des  Turmes  sprang  ein  etwa  5  mm  langer 
Funke  von  der  Leitung  des  Haustdephons  auf  die  Erdleitung  Ober  und  zer- 
störte das  Weckerrelais,  ebenso  wurden  die  Wecker  an  den  tlbrigen  Telephon- 
stationen außer  Betrieb  gesetzt.  Nicht  ohne  Gefahr  geschah  dies  in  cler 
Ballonhalle,  da  hier  durch  Funkenbildung  leicht  das  Gas  eines  in  der  Nahe 
stehenden  Drachenballons  hätte  entzündet  werden  können.  Am  Ötadltelephon 
sind  keine  ernsteren  Beschädigungen  vorgekommen,  weil  die  Sicherungen  ftir 
Starkstrom  und  Blitz  gut  arbeiteten;  die  Haustelephone  werden  desw^en  in 
Zukunft  ebenfalls  mit  diesen  Sicherungen  verschen  werden. 

Was  die  Frage  anlangt,  ob  man  bei  den  Arbeiten  mit  gefesselten  Flug- 
körpern Blitziichldge  mit  derartig  zerstörenden  Wirkungen  für  die  Zukunft 
verhindern  kann,  so  ist  sie  in  günstigem  Sinne  zu  beantworten.  Ein  sehr 
einfeches  und  in  den  meisten  Fallen  sicher  wirkendes  Mittel  ist  die  Ein- 
schaltung eines  Materials  zwischen  Drachen  und  Haltcdraht,  das  ■^chon  bei 
geringerer  Stromstärke  zerstört  wird  als  der  Draht,  also  entweder  eines  Stückes 
schwächeren  Drahtes  oder  einer  Schnur.    Es  wird  dann,  wie  im  August 
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vorigen  Jahres  tatsächlich  beobachtet  wurde,  die  Schnur  durch  fortgesetzte 
Funkenentladungcn  so  geschwächt,  daß  sie  zerreißt,  ehe  der  Haltedraht  glUhend 
wird;  ein  eingeschalteter  schwtlcherer  Dreht  wOrde  dieselbe  Wirkung  haben 
wie  die  Sicherungen  in  unseren  elektrischen  Leitungen.  Eine  andere  Frage 
jedoch  ist  es,  ob  man  die  Schmelzung  des  Drahtes  verhindern  will.  Ersten«; 
nämlich  schafft  man  absichtlich  eine  schwache  Stelle  im  System  und  erhöht 
damit  die  Gefahr  des  Reißens;  zweitens  aber,  und  das  ist  das  Wichtigste, 
wttrden  bei  dem  Abbrennen  des  Drachens  gelegentlich  Tausende  von  Metern 
Draht  herunterfallen  und  sich  über  Häuser,  Straften,  elektrische  Bahnen  usw. 
legen;  ohiv  7n  eitel  könnten  die  dadurch  hervorgerufenen  Beschädigungen  den 
Wert  des  Drahles  bei  weitem  übersteigen.  Solange  sich  alsD  das  Observatorium 
in  der  Nähe  der  Großstadt  beHndet,  wird  man  die  Gefahr  einer  Beschädigung 
des  Personals  und  Materids  des  Ofa«ervatoriuois  vorziehen,  um  so  mehr,  als 
diese  Gefahr  durch  gute  Erdleitungen  und  BHtz|idierungen  in  den  meisten 
Füllen  erheblich  vermindert  werden  kann. 


Ein  Unterseetunnel  zwischen  Spanien  und  Marokko  durch  die 

Meerenge  von  Gibraltar  wird  der  »Deutsch.  Bauztg.«  zufolge  von  einem 
französischen  Konsortium  nach  den  Vorschlägen  des  französischen  Ingenieurs 
Jean  Berlier  «geplant.  Die  spanische  Regiciuni^  soll  ihre  Genehmigung  bereits 
erteilt  und  auch  Marokko  ^euie  Zustimmung  gegeben  haben.  Der  Tunnel 
würde  etwas  westlich  von  Tarifa  in  gerader  Linie  auf  Tanger  zu  fttbren  und 
im  Zusammenhange  mit  einer  zu  erbauenden  Eisenbahn  Uber  Fez  und  dann 
östlich  gerichtet  durch  das  Land  Mamkko  die  Verbindung  zwischen  dem 
spanischen  Eisenbahnnetz  und  der  algerischen  Zentralbahn  herstellen.  Die 
Kosten  des  mit  den  beiderseitigen  Rampen  etwa  41  km  langen  Tunnels  sind 
auf  123,  die  der  591  km  langen  afrikanischen  Eisenbahn  auf  119  Millionen  Fr. 
veranschlagt.  Die  Meerestiefe  erreicht  im  Zuge  der  gewählten  Troce  nur  396  m 
größte  Tiefe,  so  daß  dieser  tjber£»ang  trotz  der  größeren  Länge  vorteilhafter 
erscheint,  als  die  nur  14  km  breite  Stelle  zwischen  Gibraltar  und  Kap  Cires, 
abgesehen  von  politischen  Erwägungen,  die  hier  mitsprechen.  Die  größc  i  leie 
der  Tunnelsohle  ist  in  440  m  unter  dem  Meeresspiegel  gedacht.  Die  beider- 
seitigen Rampen  erhalten  dann  Neigungen  von  25  v.  H.  Der  Meeresboden  soll 
durchweg  aus  festem  Fels  bestehen,  der  keine  Klüftung  zeigt,  so  daß  ein 
Wassereinbruch  während  der  Ausführung  nicht  zu  befürchten  wäre  Berlier 
legt  seiner  Kostenschätzung  die  Kosten  des  Simplontunnels  zugrunde,  die  bei 
20  km  Lange  auf  3  Millionen  Fr.  fbr  i  km  bemessen  sind.  Ab  Bauzeit 
werden  7  Jahre  angenommen.  Der  Plan  ist  jedenfalls  interessant  und,  falls 
die  Voraussetzungen  Uber  die  Bcjdcnverhältnisse  zutreffen,  technisch  wohl  nicht 
unmöglich.  Aber  auch  abgesehen  von  den  derzeitigen  politischen  Zustanden 
in  Marokko,  wird  doch  noch  mancher  Tropfen  ins  Meer  fließen,  ehe  der  erste 
Eisenbahnzt^  die  Straße  von  Gibraltar  kreuzt 


Der  Hafen  von  Swakopmund.  Mit  der  am  13.  Februar  d.  J.  voll 
zogenen  feierlichen  Eröffnung  der  Mole  in  Swakopmund,  dem  Haupthafen- 
platz unseres  sQdwestafrikanischen  Schutzgebiets,  ist  nach  schwieriger  Arbeit 
ein  Werk  zum  Abschlüsse  gelangt,  das  neben  der  Eisenbahn  Swakopmund- 
Windhoek  (vgl.  Archiv  von  1902  S.  416)  für  die  weitere  Entwickelung  des 
Schutzgebiets  von  hervorragender  Wichtigkeit  ist.  Die  dortigen  Landungs- 
verhältnisse lagen  bis  dahin  sehr  im  argen,  da  die  durch  ein  vorspringendes 
kleines  Riff  gebildete  Laodestelle  infolge  der  starken  Brandung  die  Landung 
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von  Personen  und  Gütern  nur  bei  steter  Gefahr  für  Menschenleben  und  La- 
dung und  bei  unverhältni£>aiaßig  hohen  Geldaufwendungen  gestaltete.  Diese 
ungünstigen  Verhilttnisse  mufiten  der  Kolonialverwaltung  nahe  legen,  auf  Ab- 
hülfe zu  sinnen,  und  es  reifte  schließlich  der  Plan,  durch  einen  Molenbau 
einen  gesicherten  Leichterhafen  herzustellen,  der  -—  vorheh^iltlich  spaterer  Er- 
weiterung —  ermöglichen  würde,  bei  jedem  Seetange  mittels  seetüchtiger 
Leichterfahrzeuge  von  30  bis  luo  t  Ladelühiglieit  die  Güter  von  den  auf  der 
Reede  liegenden  Schiffen  an  Land  zu  bringen  oder  letztere  zu  beladen,  und 
der  außerdem  kleineren  Seeschiffen  bis  zu  500  t  Ladefähigkeit  das  Löschen 
und  Laden  unmittelbar  an  einem  Kai  gestatten  würde.  Die  Pläne  wurden  in 
ihrer  definitiven  Fassung  vom  Marine-Hafenbaumeisler  Mönch  festgestellt;  die 
Mole  sollte  eine  Ausdehnung  von  375  m  haben.  Die  anfänglich  auf 
I  200000  Mark  veranschlagten  Kosten  wuriden  nach  genauerer  PrO^ng  und 
Umarbeitung  der  Pline  durch  Jas  Preul^ische  Ministerium  der  öffentlichen 
Arbeiten  auf  2000000  Mark  erhöht  ;  die  erste  Rate  von  S50000  Mark  wurde 
in  den  Etat  des  Schutzgebiets  für  1898/99  eingestellt. 

Gegen  Ende  November  desselben  Jahres  traf  unter  Führung  des  Regierungs* 
Baumeisters  Ortloff  die  für  den  Hafenbau  zusammengestdlte  Expedition  in 
der  Starke  von  drei  Beamten  und  51  deutschen  Arbeitern  in  Swakopmund 
ein,  die  durch  17  Farbige  ergänzt  wurde.  In  der  Folgezeit  ist  das  Personal, 
den  wachsenden  Bedürfnissen  entsprechend,  vermehrt  worden;  von  den  Ein- 
geborenen haben  skh  besonders  die  Herero  und  die  Ovambo  als  ausdauernd 
und  willig  gezeigt. 

Vor  Beginn  des  eigentlichen  Molenbaues  galt  es,  eine  Reihe  vorbereitender 

Arbeiten  auszuführen;  in  erster  Linie  kam  es  darauf  an,  zur  Versorgung  der 
Arbeiter  mit  Trinkwasser  und  für  Bauzwecke  eine  Wasserleitung  anzulegen, 
zur  Unterbringung  des  Personals,  Proviants  und  Inventars  Baulichkeiten  zu 
errichten,  sowie  einen  Steinbruch  zur  Erlangung  der  GranitblOcke  für  den 
Molenbau  zu  eröffnen ;  auch  bedurfte  es  einer  Transportbahn  und  einer  Fem- 
sprechanlage zur  Verbindung  mit  der  Baustelle.  Die  Arbeiten  wurden  rüstig 
gefördert,  obwohl  ihr  Fortgang  durch  erschlagende  Ostwinde  und  starke 
Sandwehen  und  die  dadurch  verursachte  gesundheidiche  Schädigung 
weißen  Arbeiter  zeitweilig  ungOnstig  beeintluCst  wurde. 

Am  2.  September  1899  konnte  der  G^und^tein  zur  Mole  gelegt  werden, 
und  im  Juni  1901  waren  bereits  243  m  fertiggestellt,  ein  umso  anerkennens- 
werteres Ergebnis,  als  in  der  Zwischenzeit  die  unter  den  Eingeborenen 
grassierende  Influenza  und  der  Typhus  vorQbergehend  eine  starke  Vermin- 
derung des  Arbeiterstamms  herbeigeführt  hatten.  Die  Vollendung  des  Baues 
in  seiner  ganzen  Ausdehnung  und  Ausrüstung  hat  die  ursprünglich  ai^enommene 
Bauzeit  nur  um  ein  Geringes  überschritten. 

Nach  der  illustrierten  Wochenschrift  für  Armee  und  Marine  BÜberail«, 
der  wir  bei  unserer  Darstellung  geiblgt  sind,  erhebt  sich  die  Mole  auf  einem 
Fundamente  von  Schuttsteinen  und  ist  auf  der  Seeseite  mit  einer  Brüstung 
zum  Scinit/.e  gegen  den  Wellenschlag  versehen.  Die  SchUttung  ist  bis  zur 
Niedrigwasserhülie  hncliL^L-tUhrt.  See^eitig  erhebt  sich  darauf  eine  senkrechte 
Mauer  bis  2,5  m  üoer  Hochwasser;  ihre  untere  Hälfte  ist  aus  Beton,  ihre 
obere  aus  Bruchsteinmauerwerk  in  Zementmörtel  errichtet  Durch  die  An- 
ordnung einer  senkrechten  Mauer  soll  die  Kraft  der  Wellen  plOtzlich  ge- 
brochen und  ein  heftiges  Überschlagen  derselben  verhindert  werilen.  Die  er- 
wähnte Brustwehr  in  Höhe  von  1,5  m  dient  zum  weiteren  Schutze.  Die 
Krone  des  Dammes  besteht  ebenso  wie  die  hufenseitige  einfache  Böschung 
aus  rund  m  großen  Bruchsteinen,  in  Zementmörtel  verlegt  Sowohl  der 
Molenkopf  wie  auch  der  dem  Wellenangriff  am  metslen  ausgesetzte,  seeseitig 
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gelegene  vordere  Teil  des  Hafendamms  sind  noch  besonders  durch  eine 
Überdeckung  von  BelonblOcken  geschützt^  von  denen  jeder  10  cbra  Inhalt 
bat  und  600  Zentner  wiegt.  Sie  wurden  vom  Damme  ous  in  See  gestürzt, 
so  daß  sie  ungleichmäßig  den  Fuß  der  BOachung  sowie  diese  selbst  bis  zum 
a,o  m  breiten  Banket  decken. 

Die  bisherigen  Landungen  an  der  Mole  sind  auch  bei  ungünstiger  See 
gut  vonstatten  gegangen,  so  daß  die  Annahme  gerechtfertigt  erscheint,  das 
Bauwerk  werde  seinen  Zwecken  durchaus  genOgen.  Die  angestellten  Beob- 
achtungen der  StrOmungsverhaltnisse  haben  ergeben,  daß  die  Befürchtung 
eines  Yersandens  des  inneren  Molenbassins  unbegründet  ist. 


Drahtlose  Telegraphie  bei  dem  Unfall  der  »Deutschland «.  Der 
Un&U  des  Hamburg- Amerika- Dampfers  »Deutschland«,  der  auf  hoher  See  fest- 
geraten war,  wurde  zuerst  dem  französischen  Passagierdnmpfer  »La  Savoie« 
bekannt,  und  zwar  eiiipting  dieser  in  einer  Entfernuni^  von  100  engl.  Meilen 
auf  dem  Meere  den  drahtlosen  Anruf  des  deutschen  Sehldes.  »La  Savoie«  gab 
die  Nachricht  ebenfolls  auf  dem  Wege  der  Funkentelegraphic  nach  Long  bland 
weiter,  von  wo  aus  die  New  Yorker  Vertreter  der  Hamburg -Amerika  Linie 
benachrichtigt  wurden. 


Entscheidung  des  Reichsgerichts  Uber  die  Erstattung  doppelt 

gezahlter  Wohnungsmiete.  An  manchen  Orten  besteht  der  Brauch,  daß 
Mieter,  die  in  der  Zeit  zwischen  zwei  Umzugsterminen  eine  Wohnung  beziehen, 
fUr  die  Zeit  bis  zum  nächsten  Umzugstermin  keine  Miete  zu  zahlen  haben. 
In  der  R^dl  wird  in  solchen  FMlIen  die  Miete  von  dem  früheren  Wohnungs- 
inhaber, falb  dieser  vor  Ablauf  des  Mietvertrags  die  Wohnung  aufgegeben  hat, 
bereits  gezahlt  sein.  War  der  frühere  Wohnungsinhaber  ein  Reichs-  oder 
Staatsbeamter  und  hat  er  die  Wohnung  aus  Anlai>  einer  Versetzung  verlassen 
müssen,  so  entsteht  die  Frage,  ob  er  die  Erstattung  der  doppelt  gezahlten 
Miete  zum  vollen  Betrag  aus  der  Reichs«  bezw.  Staatskasse  veriangen  kann. 
Der  Reichsfiskus  wie  auch  der  preußische  Fiskus  verneinen  dies;  sie  erstatten 
die  Miete  —  innerhalb  der  bestimmungsmäßigen  Grenzen  —  nur  insoweit,  als 
die  Wohnung  unbenutzt  gewesen  ist.  Auf  denselben  Standpunkt  hat  sich, 
der  Köln.  Ztg.  zufolge,  in  einer  kürzlich  ergangenen  Entscheidung  das  Rcichs- 
geridit  gestellt.  Ein  Richter  war  im  Oktober  versetzt  worden ,  konnte  indes 
seine  Wohnung  erst  frühestens  zum  1.  April  des  nllchsten  Jahres  kündigen. 
Für  das  Vierteljaiir  Januar-Marz  hatte  er  die  Miete  im  voraus  entrichtet.  Der 
Hausbesitzer  hatte  die  Wohnung  zum  i.  April  neu  vermietet,  aber  ohne  Kenntnis 
des  versetzten  Richters  von  dem  neuen  Mieter  schon  am  i.  März  ohne  Ent- 
schVdigung  beziehen  lassen.  Der  Anspruch  des  Richters  auf  Erstattung  der 
Miete  wurde  vom  Reichsgericht  nur  für  die  Zeit  bis  zum  1 .  Murz  als  berechtigt 
anerkannt.  Das  Urteil  führt  aus,  daß  der  Beamte  nur  die  Erstattung  der- 
jenigen Miete  zu  beanspruchen  habe,  die  er  notwendig  habe  aufwenden 
niUssen;  von  einer  notwendigen  Autwendung  könne  aber  keine  Rede  sein, 
wenn  eine  rechtliche  Verpflichtung  zur  Zahlung  (Ür  ihn  nicht  bestanden  habe. 
Der  Mietanspruch  des  Vermieters  setze  voraus,  daß  dieser  während  der  Ver- 
tragszeit die  Wohnung  dem  Mieter  bereit  gehalten  habe;  daher  sei  für  den 
Monat  März,  in  dem  dies  festgestelltermaßen  nicht  geschehen  sei,  ein  Miet- 
anspruch für  den  Vermieter  gar  nicht  entstanden,  der  Mieter  also,  wenn  er 
postnumerando  zu  zahlen  gehabt  hlltte,  Miete  fflr  den  Monat  Marz  gar  nicht 
zu  zahlen  verpflichtet  gewesen.  Dies  kOnne  aber  dadurch  nicht  geändert  sein, 
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dat^  im  vorliegenden  Falle  der  Miet/in^  im  voraus  zu  zahlen  war  und  gezahlt 
seif  da  dies  nur  unter  der  Voraussetzung  der  Gegenleistung  geschehen  sei  und 
mit  dem  Wegfalle  der  letzteren  ohne  weiteres  der  entsprediende  Betrag  vom 
Vermieter  zurückgefordert  werden  konnte.  Um  solche  Schwierigkeiten  zu  ver- 
meiden ,  werden  die  versetzten  Beamten  vor  dem  Umzüge  dem  Vermieter 
ausdrUcklicfi  untersagen  müssen,  die  Wohnung  vor  dem  Ablaufe  des  Miet- 
vertrags ohne  Entschädigung  beziehen  zu  lassen. 


LITERATUR. 

Grund  Züge  derTelegraphie  undTelephonie  für  den  Gebrauch 
an  technischen  Lehranstalten.  Bearbeitet  von  Dr.  Johannes 
Russner,  Professor  an  der  Königl.  Gewerbe- Akademie  zu  Chemnitz. 
Preis  geb.  5  Mark  25  Pf. 

Das  im  Verlage  der  Gebrüder  Jflnecke  in  Hannover  erschienene  Werk  ver- 
folgt nicht  den  Zweck,  eine  erschöpfende  Darstellung  der  weiten  Wissens- 
gebiete der  Telegraphie  und  Telephonie  zu  geben.  Da  es  vornehmlich  aus 
dem  Bedürfnisse  heraus  entstanden  ist,  lür  den  Unterricht  an  technischen 
Lehranstalten  ein  geeignetes  HUlfsmittel  zu  schaffen,  iiat  sich  der  Verfasser  im 
allgemeinen  darauf  beschranken  mOssen,  eine  gedrängte  Überaicht  über  den 
vorhandenen  reichhaltigen  Stoff  /u  liefern.  Es  ist  ihm  durchweg  gelungen, 
das  Wesentliche  herauszugreifen;  Kmzclheiten  werden  nur  da  angeführt,  wo 
es  zum  Verständnis  unbedingt  ertorderlich  ist.  Die  Darstellung  ist  kurz  und 
knapp,  entbehrt  dabei  aber  der  Deutlichkeit  niefat.  Sie  wird  unterstutzt  durch 
zahlreiche,  wenn  auch  einfach  gehaltene  Abbildungen.  Das  Studium  des 
Buches  setzt  ein  gewisses  Maß  von  Kenntnissen  aus  der  allgemeinen  Elek- 
trizitätslehre voraus,  ohne  jedoch  größere  Anforderungen  an  die  Vorbildung 
des  Lesers  zu  stellen. 

Von  den  einzelnen  AIjschnitten  seien  diejenigen  über  Haustelegraphie, 
Feuerwehrtelegraphen  und  elektrische  Uhren  hervorgehoben,  die  wohl  mit 
Rücksicht  auf  die  besonderen  Bedürfnisse  des  Leserkreises,  für  den  das  Buch 
in  erster  Linie  bestimmt  ist,  eingehender  behandelt  sind,  als  es  die  ganze  An- 
lage des  Werkes  erfordert  hätte.  Auch  auf  das  Kapitel  Uber  Funkentelegraphie 
sei  hingewiesen.  FUr  den  Telegraphenbeamten  besonders  interessant  ist  die 
am  Schlüsse  des  Buches  gegebene  ausführliche  Beschreibung  des  Börsen-  und 
F'erndriickers  von  Siemens  &  Halske  sowie  der  neueren  Schnelltelegraphen 
von  Baudot,  Rowland  und  Polläk-Viräg. 

Bei  der  Besprechung  der  Telegraphenapparate  hätte  der  Wheatstune- 
apparat  als  Repräsentant  der  automatischen  Telegraphen  Erwähnung  verdient, 
da  er  nicht  nur  historischen  Wert  besitzt,  sondern  auch  in  verschiedenen 
Ländern,  besonders  in  F^ngland,  wo  gegenwffrtig  liegen  rioo  derartige  Apparate 
in  Gebrauch  sind,  noch  vielfach  zum  Betriebe  Ix-nutzt  wird.  Auch  möclite  es 
sich  bei  einer  neuen  Auflage  empfehlen,  auf  das  Verfahren  bei  der  Messung 
der  Leitungen  und  auf  die  dazu  benutzten  Instrumente  etwas  niher  etazugebeo. 

Das  Werk  wird  besonders  bei  denjenigen  Beifall  finden,  denen  daran  ge- 
legen ist,  sich  ohne  eigentliches  Studium  in  möglichst  kurzer  Zeit  mit  den 
bemerkenswertesten  Erscheinungen  auf  dem  Gebiete  der  Schwachstromtechnik 
vertraut  zu  machen. 
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Die  Postbefbrderung  auf  den  Wasserstraßen 

Österreich  -  Ungarns. 

In  Osterreich  hatte  die  Postverwaltung  früher  auf  Grund  des  Postgesetzes 
vom  5.  November  1837  d^s  au>;schließliche  Recht  der  regelmäßigen  Pcrsonen- 
betörderung.  Durch  da^  Gesetz  vom  31.  März  1865  wurde  die  Beförderung 
von  Reisenden  mit  bestimmten  Abfahrts-  und  Ankunftszeiten  auf  Land-  und 
Wasserstrafien  dem  privaten  Wettbewerbe  freigegeben.  Da  die  Po.Mverwa1tung 
auf  den  Binnengewfissern  nur  eine  beschränkte  Anzahl,  auf  dem  Meere  über  - 
haupt keine  eigenen  Po^tschiffe  besitzt,  seitdem  im  Jahre  1883  '^^^  ^ialiin 
nach  der  Levante  verkehrenden  k.  k.  Paketsegeischitfe  aus  fiskalischen  Gründen 
eingezogen  worden  sind,  so  ist  sie  für  den  Verkehr  auf  dem  Wasser  auch 
hinsichtlich  der  «genen  BedOrfnisse  größtenteils  auf  private  Schifisunter- 
nehmungen  angewiesen,  deren  Fahrzeuge  auf  dem  Meere,  auf  Flüssen  und 
Kanälen  und  auf  Binnenseen  regelmäßige  Verbindungen  unterhalten.  Diesen 
_  Privatunternehmungen  liegen  gesetzliche  Verpflichtungen  zu  gunsten  der  Post 
^"^icht  ob,  ihr  Verhältnis  zur  Postverwaltung  beruht  also  lediglich  auf  freier 
Vereinbarung.  Über  den  auf  den  Wasserstraßen  sich  abwickelnden  PostbeflOr- 
derungsdienst  entnehmen  wir  hauptsVchlich  dem  im  Jahre  1901  im  Verlage  der 
k.  und  k.  Hofbuchhandlung  Guvf^iv  Neugebauer  in  Prag  erschienenen  IV.  Hefte 
des  vom  Ober-Postrat  Josef  Wanka  daselbst  herausgegebenen,  sehr  empfehlens- 
werten Werke  »Das  Postwesen  in  Österreich«  die  nachstehenden  Einzelheiten. 

Unter  den  für  die  Pöstbefbrderong  auf  den  Flüssen  Österreichs  dienenden 
Einrichtungen  nimmt  die  »Erste  k.  k.  privilegierte  Donau-Dampfschiff- 
fahrts-Gesellschoft a  in  Wien  die  erste  Stelle  ein.  Sie  vermittelt  den  Brief- 
verkehr der  an  dem  ganzen  österreichischen  Laufe  der  Donau  von  Passau  bis 
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Theben  (oberhalb  PrelJburg)  gelegenen  kleineren  Orte,  die  Uberhaupt  oder 
wenigstens  in  den  betreffenden  Tiipesstunden  keine  schnellere  Verbindung  mittels 
Eisenbahn  haben,  sowohl  unter  einander  als  auch  mit  den  größeren  Orten.  Der 
Austausch  der  BriefkartenschlQsse  geschieht  unentgeltlich,  dagegen  erhlflt  die 
Gesellschaft  als  Entschädigung  für  ihre  Leistungen  eine  staatliche  Subvention. 
Hinsichtlich  der  Einschreibsendungen  haftet  sie  der  Postverwaltung  nach  Maßgabe 
der  für  die  Post  bindenden  Gesetze,  Verordnungen  und  Verträge.  Die  Fost- 
anstalten  übergeben  die  Kartenschlüsse  auf  Grund  doppelt  ausgeleriigter  Ver- 
zeichnisse an  die  an  einzelnen  Orten  bestehenden  Schiffsagenturen  oder,  wo 
solche  nicht  vorhanden  sind,  an  den  Kontrolleur  an  Bord  des  Schiffes;  auf 
dem  einen  Exemplare  des  V^erzeichnisses  gibt  der  übernehmende  Teil  Empfangs- 
anerkennfnis.  Rei  der  Weitergabe  .!cr  KartenschlUsse  quittiert  die  empfangende 
Poslanslait  in  einem  Cbergabebuclie. 

Auf  den  Binnenseen  werden  die  Postsendungen  teils  mit  privaten  Schiffen, 
teils  durch  staatliche  Dampfschiffe  befördert.  Postdampfechif fahrten  durch 
private  Unternehmer  bestehen  z.  B.  auf  verschiedenen  Seen  des  Salzkammer- 
guls  'Altcrsce,  MornKee.  Ihitersee,  Wolfgangsee,  Würthersee  usw.),  während 
auf  dem  ßodensee  lüiit  österreichische  staatliche  Postdampfcr  verkehren.  Die 
Privatschiffe,  welche  Post  an  Bord  haben,  führen  die  Postflagge  im  Top  und 
am  Bug. 

Die  Bedingungen,  denen  die  Schiffahrt  auf  dem  Bodensec,  d.  Ii.  auf 
dem  Obersee  und  dem  (Jberlingersee,  unterliegt,  sind  durch  die  zwischen  Jen 
Regierungen  der  üferstaatcn  vereinbarte  Boden&ee-Schiffahrts-  und  Hafen- 
ordnung vom  32.  September  1867  geregelt,  welche  1892  und  1895  in  einzelnen 
Punkten  ergänzt  und  abgeändert  worden  ist.  Hiernach  sind  alle  Staaten  be- 
züglich der  Schiffahrt  gleichberechtigt;  die  Schiffe  eines  Staates  müssen  in 
jedem  anderen  Staate  wie  die  eigenen  Schiffe  behandelt  werden.  Stapel-  und  Um- 
schlagrechte bestehen  nicht.  Hafengebühren  (Beleuchtungs-,  Wageabgaben  usw.) 
dOrfen  nicht  erhoben  werden.  Um  zur  Fahrt  auf  dem  Bodensee  zugelassen 
zu  werden,  muß  jedes  Schiff  mit  einer  Prtiltingsurkunde  über  seine  Tauglichkeit 
sowie  über  die  i^enü^ende  Ausrüstung  und  Bemannung  versehen  sein.  Angaben 
tlber  Name  oder  Nun)iner  und  Tragfähigkeit  sichtbar  an  der  AuL^enseite  tragen 
und  durch  eine  am  Schiffskörper  angebrachte  eiserne  Klammer  von  hervor- 
tretender Farbe  oder  —  bei  eisernen  Schiffen  im  Eigentume  des  Staates  oder 
einer  vom  Staate  konzessionierten  Schiffahrtsunternehmung  —  durch  einen 
farbigen  Strich  die  Belastungsgrenze  erkennen  lassen.  In  Österreich  stellen  die 
Bezirkshauptmannschaften  die  Prüfungsurkunden  aus.  Jedem  Uferstaat  ist  es 
tiberlassen,  die  nflheren  Bedingungen  ftir  die  Verleihung  der  Schifferpatente 
festzustellen.  Um  Unfiflle  xu  verhüten,  sind  die  von  den  SchiftiÜhrem  wahrend 
der  Fahrt  zu  beobachtenden  Verhaltungsmaßregeln  in  Bezug  auf  das  Aus- 
weichen, das  Führen  von  Signallaternen,  das  Verhalten  bei  Nebel,  die  besonderen 
Vorkehrungen  bei  drohender  Gefahr  usw.  genau  festgelegt  worden.  So  lange 
fahrplanmäßig  Dampfschiffe  verkehren,  massen  in  den  betreffenden  Hafenorten 
die  Telegraphenanstalten  geöffnet  sein.  Zu  der  Schiffahrts-  und  Hafenordnung 
sind  für  die  Dampfer  österreichischer  Nationalitflt  im  Jahre  1892  Ausfllhrangs- 
bestimmungen  erlassen  worden. 

Die  österreichischen  Postdampfer  auf  dem  Bodensee,  welche  sowohl  Brief- 
post als  auch  Fahrpost  befördern,  wenden  von  Postkondukteuren  begleitet. 
Erhalten  mit  einem  Schiffe  nur  ßriefsendungen  Beförderung,  so  verrichtet  in 
der  Regel  der  Schifr'>kassierer  die  Postdienstge^chaTte.  Auf  den  von  Konduk- 
teuren begleiteten  Schiffen  sind  besondere  Posträume  vorhanden,  an  denen 
Briefeinwürfe  so  angebracht  sind,  daß  die  hineingelegten  Sendungen  unmittelbar 
in  die  Postrttume  gelangen. 
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Hinsichtlich  der  Frankierung  der  on  Bord  der  Bodenseedampfer  mittels  der 

BriefeinwOrfc  eingelieferten  Briefsen Jungen  besteht  unter  den  Postverwaltungen 
der  Uferstaaten  eine  besondere  Vereinbarung.  Bei  dem  eigentümlichen  Ver- 
hältnisse, daß  fünf  Postgebiete  mit  vier  verschiedenen  Postwerlzeichen  (Öster- 
reich, Bayern,  Reichspostgebiet  und  Württemberg,  sowie  die  Schweiz)  den 
Bodensee  begrenzen,  kann  der  Reisende,  welcher  wührend  der  Fahrt  eine 
Brie6eodung  aufgeben  will,  nicht  wohl  feststellen,  innerhalb  welches  Post- 
uehiets  er  sich  befindet  und  welches  Wertzeichen  er  hiernach  zu  verwenden 
liat.  Ebensowenig  würde  eine  Kontrolle  darüber  ausführbar  sein,  ob  die 
riciitigen  Wertzeichen  benutzt  worden  sind,  d.  h.  ob  eine  im  Schitisbrietlcasten 
vorgefundene,  mit  einem  Osterreichischen  Wertzeichen  frankierte  Sendung  auch 
wirklich  zu  einer  Zeit  eingchcfcrt  worden  ist,  zu  welcher  der  Dampfer  sich 
im  österreichischen  Teile  des  Bodensees  befand.  Die  fünf  Postverwaltungen 
haben  sich  deshalb  dahin  verslündigt.  daß  zur  Frankierung  der  während  der 
Fahrt  durch  die  Schitfsbriefkasten  aufgegebenen  Sendungen  Postwertzeichen 
jedes  der  fünf  Uferstaaten  benutzt  werden  können,  mit  der  Einschränkung 
jedoch,  daß  eine  und  dieselbe  Sendung  niclit  mit  Wertzeichen  verschiedener 
Staaten  verschen  sein  darf.  Bei  Berechnung  der  Gebühren  kommt  in  der 
Regel  die  I'axe  Je-^icnigen  Drtev  zur  .-Xiiwendung,  den  das  Schiff  vor  der  Ein- 
licierung  der  Sendung  zuiei/,i  berüiirt  iiat.  Ein  auf  einem  Dampfer  zwischen 
Bregenz  und  Konstanz  nach  der  Abfahrt  aus  Bregenz  eingelieferter  Brief  nach 
Bern  ist  also  nicht  nach  der  internen  schweizerischen,  sondern  nach  der  Taxe 
des  Weltpostvereins,  also  mit  20  Pf  .  2^  Hcllcrn  oder  23  Centimen  zu  fran- 
kieren. Wenn  indes  die  Sendung  nach  einem  entgegen  der  Fahrtrichtung  des 
Scliirie>  rückliegenden  Orte  gericlitet  ist,  so  kommt  die  laxe  desjenigen  Ortes 
in  Anwendung,  welcher  nach  der  Einlieferung  zunächst  angelaufen  wird.  Eine 
auf  der  erwähnten  Linie  kurz  vor  der  Erreichung  des  c[  (lh  schweizerischen 
Hafens  aufgegebene  Postkarte  nach  Wien  würde  also  nicht  dem  «"»vterreichischen 
Tarife,  sondern  der  Weltpostta.xe  unter! u  gen  und  mit  10  Pf.,  10  Hellern  oder 
10  Centimen  zu  frankieren  sein.  Die  Entwertung  der  Freimarken  geschiebt 
mittels  eines  Kursstempels.  Um  die  Richtigkeit  des  verwendeten  Frankos 
prüfen  zu  können,  wird  neben  dem  Stempelabdrucke  der  Name  des  für  die 
Frankierung  njal'gebenden  Ortes  vermerkt.  Geschieht  die  Einlieferung  einer 
Scndimg  nicht  walirend  der  Fahrt,  sondern  wüfirend  des  Autenthalts  in  einem 
Halen  oder  an  einer  Anlegestelle,  so  sind  zur  Frankierung  die  Wertzeichen 
desjenigen  Postgebiets  zu  benutzen,  zu  welchem  der  Hafenort  oder  Anlegeplatz 
gehört. 

Die  Postbeförderung  auf  dem  Meere  liegt  in  erster  Linie  dem  Oster- 
reichischen  Lloyd  ob,  mit  dem  der  Lloyd  -  Schiffahrts- Postvertrag  vom 
12.  August  1891  und  ein  Übereinkommen  vom  31.  Dezember  1891  bestehen. 
Der  Name  »Lloyd«  rOhrt,  wie  wir  beilflulig  erwähnen  wollen,  von  einem 
Engländer,  Edward  Lloyd  in  London,  her,  der  gegen  Ende  des  [-.  hUr- 
hundert-^  ein  vorwiegend  von  Seeleuten  besuchtes  Kaffeehaus  unterhielt  und 
im  lahre  1696  eine  Wochenzeitung  »Lloyd's  Newsa,  später  »Lloyd's  List«,  . 
herausgab.  Dieses  Organ  diente  hauptsächlich  den  Schiffahrtsinteressen  und 
dem  Seeversicherungswesen,  und  nach  ihm  nahmen  allmtfhlich  verschiedene, 
für  den  Seehandel  und  die  Transportversicherung  bestimmte  Anstalten  den 
Namen  i^LIovdt«  an. 

Der  Österreichische  Lloyd,  der  seinen  Sitz  in  Triest  hat,  ist  eine  Aktien- 
gesellschaft und  unterhält  Verbindungen  namentlich  nach  der  Levante  und 
dem  illyrischen  Kttotenland,  aber  auch  nach  weiterhin  gelegenen  Uberseeischen 
Ländern.  Er  ist  im  Jahre  1833  tis  Auskunftstelle  über  den  Handel  und  die  Schiff- 
fahrt  der  HauptpUtze  Europas,  der  Levante  und  anderer  Lünder  gegründet 
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worden,  hat  sich  aber  erst  1836  zu  einer  Dampfschiffe-Gesellschaft  entwickelt. 
Seit  1842  fuhren  die  Schiffe  des  Lloyd  die  PostHagge,  und  nm  ^  Mai  1845 
wurde  die  Ge^^cllschatt  zu  einem  Püstinstitut  erhoben.  Zunüchst  belebte  der 
Lloyd  alle  Briete  nach  und  aus  den  Hafen  Istriens  und  Dahuatiens  lür  eigene 
Rechnung  mit  einem  Seeporto;  nach  dem  Abschlüsse  des  ersten  Vertrags  mit 
der  Postverwaltung  im  Jahst  1  mußte  er  die  l-  Gebühr  auf  Briefsendungen 
nach  und  aii<?  der  Levante  beschriinken ,  innerhalb  der  inländischen  Gewässer 
dagegen  die  l^riclpo^t  unent^clllich  bcUirdern.  Im  zweiten  Postvertrag —  1838 
— -  hei  auch  für  ßriele  nach  und  aus  der  Levante  das  Seeporto  weg,  so  dali 
für  die  Beförderung  der  Briefsendungen  eine  stückweise  Bezahlung  nicht  mehr 
erfolgte.  Für  seine  Leistungen  erhielt  der  Lloyd  lediglich  eine  Staatssubvention 
von  4  fl.  20  kr.  für  die  Meile  mittels  Schnelldampfers  und  3  fl.  20  kr.  für  die 
Meile  i^ew  ühnliche  Fahrt.  Der  Transport  der  Fahrpostsendungen  wurde  bis 
luiu  leizicn  Poslvertrage  nach  den  tarifmäßigen  Seebeförderungsgebühren  stück- 
weise bezahlt,  demnächst  wurde  eine  juhrliche  Bauschsumroe  von  66000  Gulden 
vereinbart. 

Nach  dem  jetzt  bestehenden  Vertrage  hat  der  Llox  J  die  Verpflichtung, 
gegen  eine  vom  Staate  gewährte  Subvention  ein  Netz  von  Linien  regelmäßig 
mit  Schiffen  von  einer  bestimmten,  besondere  Autvvendungen  erfordernden 
Geschwindigkeit  zu  befahren,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  das  Kursnetz  den 
Interessen  der  Unternehmung  dienlich  oder  nicht.  Die  Gesellschaft  gilt  als 
ein  zum  Betriehe  der  österreichischen  Postvcrwaltung  gehöriges  Institut  und 
unterliegt  als  solches  den  Bestimmungen  der  Post^esctzc  und  Postvorschriften. 
Die  Püstverwaltung  hat  da>  Recht,  alle  Damplschitie  des  Lloyd  auf  ihren 
simt liehen,  also  auch  auf  den  nicht  vertragsmäßigen  Fahrten  zur  Beförderung 
von  Brief-  und  Fahrpostsendungen  jeder  Art  zu  benutzen.  In  den  Schi^- 
urkunden  werden  des!,:ilb  die  Schiffe  als  Postpaketboote  bezeichnet,  welche  die 
Po--tflag£?e  t'lihren  dürfen.  Der  N'ertrag  gilt  auf  15  .lahrc.  Aut  dieselbe  Dauer 
ist  das  Übereinkommen  abgeschlossen,  das  die  Einzelheiten  über  die  Ab- 
wickelung des  Lloyd-Postdienstes  enthalt  und  u.  a.  dem  Lloyd  die  Verpflichtung 
aufeilef^t,  in  seiner  Verwaltungsbehörde  eine  besondere  Poslfachabteilung  für 
die  Bearbeitung  der  postdienstlichen  Angelegenheiten  einzurichten. 

Die  Fahrten  der  Lloydschitfe  gehen  von  Triest  aus  und  umfassen  folgende 

Linien : 

1.  nach  Dalmatien  bis  Metkovicb,  Cattaro  und  Albanien; 

2.  nach  Venedig; 

3.  nach  der  Levante,  und   zwar  direkt  nach  Constantinopel  mit  Ver«- 

lan^erung  bi>  Burgos,  \':inia.  C^onstantza  und  Odessa,  ferner  nach 
1  lit^-salien  und  Con-tanlitn ipel  mi\  N'erliingerung  bis  Ineboli.  Sam<>un, 
Kerasunde,  Trapezunt  und  Batum,  endlich  nach  Smyrna  und  Con- 
stantinopel mit  Verlängerung  nach  den  Donauhttfen; 

4.  nach  Egypten; 

3.  nach  Ostindien,  China  und  Japan,  und  zwar  nach  Caicutta  und  Kobe, 
mit  An>chlüssen  nach  OstafHka  und  Australien; 

6.  nach  Brasilien. 

Die  Schiffe  haben  je  nach  dem  Kurse,  auf  dem  sie  verkehren,  eine  Ge- 
schwindigkeit von  mindestens  1 1 'y^  bz.  lo,  9  und  8  Seemeilen  in  der  Stunde 
einzuhalten.  Nach  der  Fahi^eschvdndigkeit  richtet  sich  die  Höhe  der  Staat- 
liehen  Subvention ,  die  im  Adriatischen  und  im  Mittelmeerdienste  zwischen 

2  K.  90  h.  und  7  K.  10  h.,  im  überseeischen  Dienste  zwischen  3  K.  32  h. 
und  3  K.  60  h.  für  die  Seemeile  schwankt  und  in  ihrem  Meistbetrag  auf 

3  820  000  Kronen  jährlich  begrenzt  ist. 
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0er  Llo\  <J  genieGt  Portofreihett  für  die  mit  seinen  Agenten,  sowie  für  die 
von  «einen  Agenten  unter  einander  ausgetauschten  dien-^füchen  Korrespondenzen, 
soweit  sie  mit  den  Lloydschiffen  befördert  v\erden.  Die  Sdiitle  sind  von  der 
Zahlung  der  KonsulargebUhren  befreit.  Bei  Seeunfällen  ist  der  Lloyd  be- 
rechtigt, für  die  Bentung  der  nicht  gegen  Seegefahr  versicherten  Fahrpost- 
sendungen von  der  Po«tver\vaUung  die  Havariegebühren  zu  beanspruchen. 

Ah  (jcgenleistung  tür  die  gewahrten  Einnahmen  und  Vergünstigungen  hat 
der  Lloyd  die  Briefsendungen  und  die  amtl  ichen  Fahrpostsendungen  uneni 
geltlich  zu  befördern;  lür  die  übrigen  Fahrpostsendungen  erhält  er  die  ver- 
einbarte VergOtung.  Unter  denselben  Bedingungen  bat  er  die  ihm  in  Fiume 
xugeführten  Brief-  und  Fahrpostsendungen  der  ungarischen  Postverwaltung  zu 
vermitteln. 

Eine  Versicherung  von  Postsendungen  gegen  Seegctahr  und  höhere  Gewalt 
übernimmt  der  Lloyd  nicht  für  eigene  Rechnung,  er  besorgt  aber  eine  solche 
Versicherung  auf  Verlangen  der  Absender  bei  einer  Versicherungsgesellschaft 
in  Triest.  Für  amtliche  Sendungen  ist  die  Versicherung  gegen  Seegefahr  und 
höhere  Gewalt  teilweise  vorgeschrieben,  für  Privatsendungen  ist  sie  nur  in 
Ungarn  obligatorisch.  Gewöhnliche  Pakete,  d.  h.  solche  ohne  Wertangabe 
und  mit  Wertangabe  bis  zu  100  Kronen,  werden  zwischen  den  Postanstaiten 
und  dem  Lloyd  summarisch  Übergeben. 

Auf  Verlangen  der  Postverwaltung  müssen  an  Bord  der  Lloydschiffe  Brief- 
sammeikasten (Bordbriefkasten]  aufgestellt  werden.  Zur  Frankierung  der  in 
solche  Briefkasten  niedergelegten  Sendungen  sind  nach  den  Bestimmungen  des 
Weltpostvertrags  österreichische  Postwertzeichen  zu  verwenden,  da  die  Lloyd - 
schiffe  die  Osterreichische  NationalitVt  besitzen.  Die  in  den  Briefkasten  vor- 
gefundenen Briefisendungen  werden  in  den  Landungshflfen  den  österreichischen 
oder  ungarischen  Postanstaiten  zugeführt  oder,  wo  solche  nicht  vorhanden 
sind,  nach  Entwertung  der  Freimarken  durch  einen  Datumstempel  an  die  aus- 
ländischen Postanstalten  weitergegeben.  Um  den  Reisenden  zur  Frankierung 
ihrer  Sendungen  Gelegenheit  zu  geben,  hat  ein  Schiffsoflizier  einen  Vorrat  der 
in  der  Levante  geltenden  Osterreichischen  Postwertzeichen  bereitzuhalten,  fÖr 
deren  Vertrieb  er  eine  Provision  von  5  v.  H.  bezieht. 

Ferner  gehört  es  zu  den  Obliegenheiten  des  Lloyd,  auf  Wunsch  der  Post- 
verwaltung an  bestimmten  Orten  unter  Beobachtung  der  fUr  die  Osterreichischen 
Postanstalten  in  der  Levante  eriassenen  Vorschriften  ftkr  Rechnung  des  Staates, 
über  unter  eigener  Verantwortlichkeit  die  Postdienstgeschäfte  gegen  eine  maßige 
Vergütung  von  ihren  Agenten  hciorgcn  zu  lassen.  Diese  Agenten  haben  nicht 
nur  Pakete,  Wertbriefe  und  Wertküstchen ,  sondern  auch  Brietsendungen  und 
Postanwdsungen  zu  behandeln  und,  wenn  es  verlangt  wird,  sich  auch  mit  dem 
Posfauftragsdienst  und  den  im  Postverkehre  sonst  eingeführten  Dienstzweigen 
zu  befassen.  Die  Agenten  haben  auch  den  österreichischen  Postanstaiten  in 
Bedarfsfüllen  aus  den  Mitteln  des  Lloyd  bare  Vorschüsse  zu  verabfolgen. 
Beamte  oder  ünierbeanite  der  Postverwaltung,  welche  die  i^ostladung  begleiten, 
hat>en  Anspruch  auf  einen  Platz  auf  dem  Schiffe,  und  zwar  der  Beamte  in 
der  ersten,  der  Unterbeanite  in  der  zweiten  KaiUte.  Bei  Beamtenbegleitung 
bat  der  Lloyd  außerdem  einen  zur  Verrichtung  des  Postdienstes  geeigneten 
Raum  zur  Verfügung  zu  stellen.  Die  von  der  Verwaltung  zur  Beaufsichtigung 
des  Dienstbetriebs  entsendeten  Beamten  werden  in  der  ersten  Kajüte  befördert. 
FOr  die  Verpflegung  an  Bord  der  Lloydschiffe  zahlt  das  Personal  durchweg 
je  3  Kronen  für  den  Tag. 

Die  Ladung  muß  in  einem  besonderen,  gehörig  gesicherten  Schiffsraum 
untergebracht  werden,  der  während  der  Fahrt  dauernd  unter  der  Aufsicht  des 
verantwortlichen  Schiflsoftiziers  steht.    Der  Lloyd  haftet  der  Postverwaltung 
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für  Verluste,  Abgänge  und  Beschädigungen  an  den  Postsendungen,  die  durch 
Verv^hiilJcn  seiner  Angestellten  oder  durch  Zufall  herbeigeführt  werden.  Bei 
Bcmc5.i.ung  der  Ersatzbelräge  werden  die  Gesetze,  Verordnungen  und  Verträge 
Zügrunde  gelegt,  nach  welchen  die  Haftpflicht  der  Postverwaltung  sich  bemißt 
Als  Sicherheit  fllr  die  dem  Lloyd  zufallende  Ersatzverbindlichkeit  dienen  alle 
seine  SchilTe  und  sein  ganzes  Vermögen.  Für  den  durch  Seegefahr  und  höhere 
Gewalt  herbeigeführten  Schaden  haftet  der  Lloyd  nur  dann,  wenn  die  Sendungen 
gegen  solche  Unfälle  besonders  versichert  sind.  Um  die  Er.satzverbindlichkeit 
der  Postverwaltung  von  derjenigen  des  Lloyd  abzugrenzen,  gilt  als  Grundsatz, 
da6  mit  der  unbeanstandeten  Übernahme  der  Sendungen  die  Haftpflicht  auf 
den  übernehmenden  Teil  übergeht.  Handelt  es  sich  indes  um  einen  Abgang 
oder  um  eine  Re^^chiidigung,  die  ohne  eine  leicht  wahrnehmbare  Verletzung 
der  Umhüllung  oder  des  Verschlusses  und  ohne  Herbeiführung  eines  Gewichts- 
unterschieds entstanden  ist  und  deren  Entstehung  nicht  hat  ermittelt  werden 
können,  so  tragen  die  Postverwaltung  und  der  Lloyd  den  Schaden  zu  gleichen 
Teilen. 

Die  Motte  des  Lloyd  bestand  im  Jahre  1901  aus  72  Schraubendampfern 
und  2  Raddampfern. 

Neben  dem  Lloyd  benutzt  die  österreichische  Postverwaltung  zur  Be- 
förderung der  Sendungen  auf  dem  Adriatischen  Meere  12  kleinere  Dampf- 

>c!iitK  Untoniehmungen,  die  auf  29  Nebenlinien  die  N'erbindung  zwischen  den 
Küstenorten  unterhalten.  Aul?erdem  verkehien  im  illyrischen  Küstenlande  2  und 
in  Dalmatien  23  Barkenfahrten,  die  für  die  Beförderung  von  Postsendungen 
nutzbar  gemacht  werden. 

In  Uni^'arn  bestehen  für  die  Vermittelung  des  Postverkehrs  zur  See  die 
Kgl.  Ungarische  See>chiffahrts-Aktien-üeselIschaft  n.Xdriai  und  die  L'ni^arisch- 
Kroatische  See- Dampfschiffahrts- Aktien- Gesellschaft,  beide  mit  dem  Sitze  in 
Fiume. 

Die  »Adrian  (Archiv  v.  1902  S.  137)  wurde  im  Jahre  1882  gegründet 
und  verfügte  im  Jahre  1901  Ober  27  Schitfe,  die  ebenso  wie  die  Dampfer  des 

Lloyd  von  der  Zahlung  von  Konsular-SchiffsgebUhren  befreit  sind.  Vertings- 
mäl>ig  mußte  die  Zahl  bis  1903  auf  erhöht  werden.  Die  (ie>~ellschaft 
unterhalt  regelmäßige  wöchentliche  Fahrten  von  Fiume  über  Italien  nach 
Marseille  auf  zwei  verschiedenen  Linien  und  tägliche  Fahrten  zwischen  Syracus 
und  Malta.  Femer  führt  sie  alliährlich  eine  bestimmte  Zahl  von  Fahrten  aus 
zwischen  Fiume  einerseits,  London,  Liverpool,  Leith,  HulI,  NewcaMle  o.  T.. 
Glasgow,  Bordeaux,  Ronen,  Hamburg  und  Brasilien  sowie  den  /.wischen- 
hegenden Halen  andererseits.  Im  Umschitiungsdienste  werden  auch  Güter  nach 
den  La  Plata •  Staaten  verladen,  sie  gehen  in  Genua  auf  andere  Linien  Ober. 
Seit  dem  1.  Januar  1902  ist  ein  dreiwöchentlicher  Dienst  zwischen  Fiume  und 
den  wichtigsten  Hsfen  in  Tunis,  Algier  und  Marokko  hinzugetreten. 

Der  mit  der  ungarischen  Regierung  bestehende  Vertrag,  der  auch  die 
Leistungen  der  Gesellschaft  im  Interesse  des  Postdienstes  regelt,  trat  am 
I.Januar  1901  in  Kraft.  Hiernach  gilt  die  >Adria«,  soweit  ihre  Schiffe  zur 
PostbefOrderung  benutzt  werden,  als  ein  Organ  der  ungarischen  Postverwaltung; 
als  solches  i<;t  sie  den  Posige<et;ren  und  Postvorschriften  unter\vorfen.  Die 
Gcieilschalt  crhillt  vom  Staate  eine  jcihrliche  Subvention  \on  1  140 000  Kronen. 
Dafür  kann  die  Poslverwaltung  alle  Dampfer  der  Ge.sclibclialt  zur  Beförderung 
von  Postsendungen  jeder  Art  benutzen;  die  zur  PostbefOrderung  verwendeten 
Dampfer  werden  in  den  Schiffspapieren  als  PostschiiTe  bezeichnet.  Die  Be- 
förderung der  Briefsendungen  und  der  amtlichen  Fahrpostsendungen  erfolgt 
unentgeltlich,  nur  für  die  Seeversicherung  der  Pakete  und  Geldbricfe  i^t  die 
Seeversicherungsgebuhr  zu  zahlen.    Private  Pakete  und  Geldbriefe  werden  so- 
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wohl  hinsichllich  der  Beförderungsgebühr  als  auch  hinsichtlich  der  V'ersicherungs- 
taxe  teils  nach  dem  tür  d;i^  I^iblikum  aligemein  gültigen,  teils  nach  einem 
besonderen  ermäßigten  Tarile  behandelt.  In  Orten,  an  denen  ein  Postamt 
nicht  vorhanden  ist,  hat  die  »Adria«  Pakete  von  Privaten  anzunehmen  und 
an  die  ungarische  Post  weiterzugeben.  Die  Gesellschaft  haftet  mit  ihren 
sämtlichen  Schiffen  und  ihrem  ganzen  Vermögen  für  die  ihr  übergebene  Post- 
ladung nach  Maßgabe  der  gesetzlichen  und  Verwaltungsvorschriften  sowie  nach 
den  für  die  Postverwaltung  bindenden  internationalen  Verträgen.  Hinsichtlich 
der  Unterbringung  der  Pmt  und  des  etwaigen  Begleitpersonals  sowie  der 
Aufeichtsbeamten  auf  den  Schifien  gelten  dieselbon  Bestimmungen  wie  beim 
Lloyd,  mit  der  Einschränkung,  daß  das  Personal  sich  mit  geringeren  Platzen 
zu  bef^nügen  hat,  wenn  die  vorgeschriebenen  Plätze  auf  dem  Schifl'e  nicht  zur 
VerlUgung  stehen.  Die  portofreie  Beförderung  der  dienstlichen  Korrespondenz 
findet  in  demselben  Umfange  wie  beim  Lloyd  statt.  - 

Die  Ungarisch-Kroatische  See*Dampfschiffahrts-Aktien-Gesell- 
Schaft  ist  im  Jahre  1891  durch  Fusion  zweier  kleinerer  Unternehmungen 
entstanden.  Sie  ver^iieht  auf  Grund  eines  in  demselben  Jahre  mit  der  ungarischen 
Regierung  abgeschlossenen  Übereinkommens  den  Postbeförderungsdienst  nach 
den  HSfen  des  ungarisch -kroatischen  KOstentandes,  Dalmatiens  und  btriens, 
namentlich  nach  Abbazia,  Cattaro,  Metkovich,  Pola,  Ragusa,  Spalato  und  Zara. 
Für  den  Dienst  werden  2 1  Dampfer  unterhalten. 

Außerdem  bestehen  im  Anschluß  an  die  auf  der  Strecke  Budapest -Fiume 
verkehrenden  Schnellzüge  Dampfschifisiinien  der  Kgl.  Ungarischen  Staats- 
bahnverwaltuog  zwischen  Fiume  einerseits,  Ancona  und  Venedig  anderer- 
seits. FOr  die  Beförderung  der  Postsendungen  auf  diesen  beiden  Linien  erhllt 
die  genannte  Verwaltung  dne  juhrtiche  Vergütung  von  58000  Kronen. 


Überblick  über  die  bestehenden  Postsparkassen. 
Von  Geh.  Rechnungsrat  Zetzsch  in  Berlin. 

3.  Gnindzüge  der  Postsparkassen -Einrichtungen. 
A.   Einlagen  nebst  Verzinsung  und  sonstiger  Verwertung. 

Bei  der  Gestaltung  der  inneren  Einrichtungen  der  i^()^t^parkassen  sind  die 
Urheber  dieser  Kassen  fast  durchweg  von  den  schon  angegebenen  Erwägungen 
ausgingen,  daß  ein  die  Titigkeit  der  anderen  Sparkassen  herabse^nder 
Wettbewerb  nach  Tunlichkeil  zu  vermeiden  ist  und  daß  deshalb  die  Post- 
sparkassen in  der  Hauptsache  die  ürmeren  Schichten  der  Bevölkerung,  die  bis 
üahin  gar  nicht  oder  nur  wenig  die  Spartätigkeit  ausgeübt  hatten,  an  sich 
beran»ehen  .sollen,  wobei  der  Mindestbetrag  der  Einlage  möglichst  niedrig  zu 
bemessen  und  der  Meistbetrag  des  zulässigen  Guthabens  in  mfifiigen  Grenzen 
festzulegen  ist. 

Als  Mindesteinlagen  sind  denn  auch  fast  überall  Betrage  angenommen, 
die  entweder  hinter  dem  Betrag  einer  deutschen  Reichsmuik  zurückbleiben 
oder  diesen  Betrag  doch  nur  unwesentlich  Übersteigen ;  so  beti  agt  die  Mindest- 
einlage in  England  i  Schilling  =  i  deutsche  Mark,  in  Frankreich  und  Belgien 
I  Franc  =  80  Pfennig,  in  Italien  i  Lire  —  80  Pfennig,  in  Österreich  und  in 
Ungarn  1  Krone  ==r  Pfennig,  in  Schweden  i  Krone  =  i  Mark  12'/«  Pfennig 
und  in  den  Niederlanden  1  Gulden  =  i  Mark  70  Pfennig. 
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Was  die  Mei^tbetra^e  des  zulässigen  vcrzinslichcri  Guthabens  anlangt,  so 
sind  die  Abweichungen  zwischen  den  einzelnen  Steinten  erheblicher,  weil  dabei 
die  in  jedem  Staute  sorii»t  obwaltenden  wirtschaftlichen  VerhöltnU&e  bezüglich 
der  nutzenbringenden  Verwertung  der  Kapitalien  mit  in  Betracht  zu  ziehen 
waren.  Bei  der  Festsetzung  der  Meistbetrllge  ist  in  vielen  Staaten  ein  Unter- 
schied zwischen  I',inlogcn  von  Privatleuten  und  solchen  von  Wohitatigkeits-, 
Unterstützungs -  und  sonatigen  Anstalten,  die  von  öffentlichem  Nutzen  sind, 
gemacht  worden.  Diese  Anstalten  können  beispielsweise  in  den  Niederlanden 
das  Doppelle,  in  Frankreich  das  Zehnfache  des  für  die  Privatleute  festgesetzten 
Meistbetrags  an  Sparguthaben  besitzen,  und  in  England  ist  tür  die  Spareinlagen 
solcher  Anstalten  überhaupt  keine  Grenze  gezogen.  In  Belgien  sind  den 
Provinzen,  Gemeinden  und  Anstalten  von  ötTentlichem  Nutzen,  insbesondere 
den  landwirtschaftlichen  Genossenscliaiten  und  Baugesellschaften  Kontokurrente 
eröffnet,  um  die  jeweilig  entbehrlichen  Gelder  niederzulegen  und  bei  Bedarf 
sofort  zurückzuziehen.  Hierbei  werden  die  kommunalen  Fonds  zu  i'/..  v.  H., 
die  der  An«.talten  usw.  init  3  v.  H.  verzinst.  Es  waren  Ende  i()Ot  vorhanden 
4276  Kontokurrente  von  Gemeinden  (Zinsen  1  ' v.  H.)  und  lOö  Kontokurrente 
von  landwirtschaftlichen  Kreditgenossensciialien  und  14Ü  Kontokurrente  von 
Gesellschaften  lür  ArbeiterhVuser  (Zinsen  3  v.  H.). 

Der  HOchstbetrag  der  verzinslichen  Einla^n  fUr  Privatleute  ist  in  England 
auf  200  Pfd.  Sferl.  —  4000  Mark  ohne  Zinsen  und  auf  300  Pfd.  Sterl.  == 
6000  Mark  mit  Einschluß  der  Zinsen,  in  Belgien  auf  5000  Frcs.  =  4000  Mark, 
in  Italien  auf  3000  Lire  —  2400  Mark,  in  den  Niederlanden  auf  1200  Gulden  = 
2040  Mark,  In  Frankreich  auf  1500  Frcs.  =  laoo  Mark,  in  Österreichs  und  in 
Ungarn  auf  1000  Gulden  =:  1700  Mark  und  in  Schweden  auf  1000  Kronen  = 
1125  Mark  festgesetzt.  Zu  bemerken  ist  dabei,  dalJ  in  Frankreich  der  niedriee 
Satz  von  1300  Frcs.  an  Stelle  des  Satzes  von  2500  Frcs.  erst  durch  Gesetz 
vom  20.  Juli  1895  eingeführt  wurde,  um  den  allzugroßcn  Andrang  des 
Publikums  zur  französischen  Postsparkasse  etwas  einzudämmen,  daß  dagegen 
in  den  Niederlanden  auf  Grund  eines  zufälligerweise  unter  demselben  Datum 
ergangenen  Gesetzes  das  zuUtssige  Meistguthaben  der  Sparer  von  800  auf 
1200  Gulden  erhöht  worden  ist. 

Infolge  der  Festlegung  eines  im  allgemeinen  an  sich  nicht  hohen  Mei&t- 
betrags,  Ober  den  hinaus  Sparbetrtfge  nicht  weiter  angenommen  werden  und 
eine  Verzinsung  der  bereits  bewirkten  Einlagen  nicht  weiter  eintritt,  kommt 
recht  deutlich  der  Zweck  der  Postsparkassen  dahin  zum  Ausdrucke,  daß  diese 
Kassen  nur  die  Bildung  von  demnächst  anderweit  zu  verwertenden  Kapitalien 
begünstigen,  selbst  aber  nicht  die  Eigenschaft  von  Depositenbanken  haben  sollen. 

Ein  Mittel,  diesen  Zweck  um  so  sicherer  zu  erreichen  und  damit  zugldch 
zu  verhindern,  daß  den  gewöhnlichen  Sparkassen  durch  die  Postsparkassen  ein 
gefahrdrohender  Wettbewerb  bereitet  werde,  hat  man  des  weiteren  in  der 
niedrigen  Bemessung  des  Zinsfußes  an  sich,  sowie  in  einem  Falle  —  in  Belgien, 
wo  der  zugelassene  Meistbetrag  (  sooo  Frcs.)  siemlidi  hoch  ist  —  darin  ge- 
funden, daß  bei  Guthaben  der  Privatpersonen  Ober  einen  gewissen  Betrag 
hinaus  der  an  sich  sclv  n  niedrige  Zinsfuß  noch  weiter  ermäßigt  wird.  Es 
tritt  in  Belgien  eine  KrmaiMgung  des  Zinsfußes  um  i  v.  H.  (von  3  auf  2  v.  H.) 
bei  Guthaben  der  Privatleute  über  3000  Frcs.  ein  (die  den  Betrag  von  3000  Frcs. 
übersteigenden  Guthaben  der  Anstalten  von  öffentlichem  Nutzen  werden  an 
sich  nicht  zugelassen,  sondern  ohne  weiteres  fdr  den  Ankauf  von  belgischen 
öffentlichen  Fonds  verwendet). 

Im  allgemeinen  ist  der  Zmsiub  bei  den  Postsparkassen  so  bemessen,  daß 
die  anderen  Sparkassen  einen  höiieren  /msfuß  zu  gewähren  in  der  Lage  sind. 
In  Frankreich,  wo  das  ganze  Sparkassenwesen  vom  Staate  in  die  Hand  ge- 
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nommen  ist  und  dgentlicb  auch  die  gewöhnlichen  Sparkassen  die  Eigenschaft 
von  StaatssjMrkassen  besitzen,  indem  ihre  Gelder  in  der  Hauptsache  vom  Staate 
verwaltet  werden,  i-^t  sotjar  im  Artikel  2  i  des  Sparkas^engesetzes  vom  20.  Juli  1895 
eine  Bestimmung  enthalten,  nach  wckiier  die  Postsparkasse  von  dem  ihr  seitens 
der  Cabse  des  d^pöts  zuHidknden  Ertrage  für  die  von  ihr  zu  bestreitenden 
Verwaltungskosten  usw.  stets  einen  grOfieren  Betrag  zurückzustellen  hat  als  die 
gewöhnlichen  Sparkassen.  Durch  diese  Maßrege!  wird  erreicht,  daiJ  die  Sparer 
der  Postsparkasse,  je  nachdem  die  einzelnen  gewöhnlichen  Sparkassen  zum 
Vergleiche  kommen,  mindestens  0,35  bis  0,30  v.  H.  weniger  Zinsen  erhalten  als 
dw  Sparer  der  gewöhnlichen  Sparkassen.  Im  Durchschnitte  bildet  es  bei  den 
Postsparkassen  die  Regel,  da6  die  Verzinsung  unter  Hinzurechnung  der  Ver- 
waltungskosten und  der  Rücklagen  für  die  Bildung  eines  Reservefonds  ungefähr 
dem  Ertrage  gleichkommt,  welcher  sich  bei  der  Anlegung  der  Gelder  in  Staats- 
papieren ergibt.  En  ist  erklärlich,  dali  auch  bei  den  Postsparkassen  der  Zu- 
spruch nch  nach  der  Höbe  des  gewahrten  Snsfufies  richtet.*)  In  Italien,  wo 
der  ursprüngliche  Zinsfuß  von  3  zuerst  auf  3,50  v.  H.  erhöht,  aber  alsdann 
nach  und  nach  auf  3,15,  3,00,  2,S8  und  2.70  v.  H.  ermäßigt  wurde,  ist  dies 
besonders  in  die  Erscheinung  getreten;  auch  der  in  Frankreich  im  Jahre  1895 
vorgenommenen  ErmäUigung  des  Zinsfußes  bei  der  Postsparkasse  auf  2,30  v.  H. 
lag  die  Absicht  zugrunde,  einem  zu  starken  Andränge  von  SparbetrHgen  ent- 
gegenzutreten. 

Der  Zinsfuß  ist  in  einigen  Staaten,  wie  in  Großbritannien,  Kanada,  den 
Niederlanden  und  Ungarn,  durch  Gesetz  bestimmt;  in  anderen  Staaten  wird 
er,  wa^ jedentails  zweckmäßiger  erscheint,  entweder  jährlich  oder  in  längeren 
Zeiträumen  lediglich  im  Verwaltungswege  festgesetzt.  Er  beträgt  zur  Zeit  tat- 
sachlich: in  England  und  Frankreich  3,50,  in  den  Niederlanden  2,64,  in 
Italien  2,7';,  in  Österreich  und  Belgien  3,  in  Schweden  3,00,  in  Ungarn 
3,6ü  V.  H. ,  hei  den  Postsparkassen  der  anderen  Länder  meist  mehr,  so  in 
Indien  und  Kapstadt  3,75  v.  H.  usw.  Nebenbei  werden  in  einigen  Staaten  — 
in  Belgien  und  Italien  —  zwecks  besonderer  Anregung  des  Sparsinns  für 
die  schon  längere  Zeit  bestehenden  BUcher  in  Zeiträumen  von  5  zu  5  Jahren 
Anteile  am  Heingewinne  verteilt,  und  auch  das  französische  (Jesetz  von  1893 
ermächtigt  die  Sparkassen,  die  kleinen  Konten,  hei  denen  der  Umschlag  — 
Einlagen,  Auszahlungen  und  altes  Guthaben  zusammengerechnet  —  im  Laufe 
eines  Jahres  den  Betrag  von  500  Frcs.  nicht  überstiegen  hat,  durch  ein 
Prämiensystem  oder  durch  Abstufung  der  Zinsen  zu  begünstigen. 

Die  Verzinsung  der  Sparbeträge 

a)  beginnt  mit  dem  auf  die  Einzahlung  folgenden  i.  Monatstag  und  endigt 
mit  Ablauf  des  der  Kündigung  vorhergehenden  Monats  in  England 

und  Schweden; 

b}  beginnt  mit  dem  auf  die  iMn/ahUini;  folgenden  1.  oder  16.  Monatstag 
und  endigt  an  dem  der  Rückzalilung  vorhergehenden  1.  oder  i6.  Monats- 
tag in  Belgien,  Italien,  den  Niederlanden,  Frankreich,  Osterreich  und 
Ungarn. 

Um  den  Sparern  die  Möglichkeit  zu  bieten,  trotz  fortgesetzten  Sparens  ihr 

Guthaben  immer  unter  dem  vorgeschriebenen  Meistbetrage  zu  halten,  ist  bei 
den  meisten  Postsparkassen  die  Einrichtung  getrofl'en,  daß  auf  Antrag  der 


*)  Der  Fall,  daß  die  Sparer  von  vornherein  auf  den  Bezug  von  Zinsen  verzichten, 
tritt  nur  in  Indien  und  Egypten  on.  Im  letzteren  Lande  hatten  nach  dem  Verwaltungs» 
berichte  vom  Jahre  1901  362  muselmiinnische  Einleger  gemifl  den  von  ihnen  beachteten 
religiösen  Grundsätzen  den  Zinsertrag  abgelehnt. 


Aichiv  L  Pott  u.  Tttegr.  16.  1903. 
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Sparer  für  deren  Rechnung  der  Ankauf  von  Staatspapieren  oder  Staatsrente 
entweder  gegen  eine  geringfügige  Gebühr,  durch  welche  die  Unkosten  des 
Ankaufs  gedeckt  werden,  oder  ganz  gebührenfrei  (Frankreich  und  Ungarn)  l>e- 
wirkt  vinl  und  die  angekauften  Papiere  entwfldar  den  Sparern  «iisgdidiert 
oder  von  der  Postsparkasse  in  Aufbewahrung  genommen  werden,  wobei  im 
letzteren  Falle  die  aufkommenden  Zinsen  immer  dem  Sparguthaben  des  Eigen- 
tümers der  SttKitspnpiere  zufließen.  Mit  dieser  Einrichtung  im  Zusammenhange 
steht  es  auch,  dab  in  den  Fällen,  in  denen  der  Meislbetrag  des  Guthabens 
ttberschritten  und  das  Guthaben  von  den  Sparern  nicht  auf  die  vorgeschriebene 
Grenze  zurQckgeftthrt  wird,  ein  Ankauf  von  Staetspapieren  in  Höhe  des  den 
Meistbetrag  des  Guthabens  übersteigenden  Betrags  von  Amts  wegen  eintritt, 
sowie  daß  die  Sparer  in  den  Fällen,  in  welchen  für  sie  angekaufte  Staats- 
papiere oder  Staatsrenten  (Rentenbücher)  bei  der  Postsparkasse  niedergelegt 
sind  und  verwaltet  werden,  auch  den  Wiederverkauf  dieser  Werte  unter 
Tragung  der  Kosten  des  Veduuft  herbeiftohren  können. 

In  England  findet  zumeist  die  Übertragung  der  angekauften  Werte  auf  die 
Bank  von  England  unter  Au'^'^tcllung  eines  Guthabenscheins  (stock-certificate) 
mit  anliegendem  Dividendenschcinbugen  statt,  wobei  nach  den  Regulativen  von 
1888  schon  Betrage  von  1  Schilling  an  umgesetat  werden  kOnnen.  Es  betrug 
daselbst  die  Gesamtzahl  der  mit  der  Postsparkasse  auf  diese  Weise  in  Verbin- 
dung stehenden  Besitzer  von  Staatspapieren  (stockholders}  Ende  1901:  109^00, 
die  über  ein  bei  der  Postsparka<.^e  angelegtes  Vermögen  von  12786  190  Pfd.  Steri. 
in  Konsols  verfügten;*)  in  Belgien  waren  Ende  1901  43311  Rentenbücher  mit 
einem  angelegten  Kapitale  von  200529400  Frcs.  durch  Vermittelung  det  Staats- 
Sparkasse  erworben;  in  Frankreich  sind  seit  Bestehen  der  Postsparkasse  im 
Jahre  1882  bis  Ende  iqoi  im  ganzen  81  532  Ankäufe  von  Staatspapieren  im 
Betrage  von  99254766  Frcs.  auf  Antrag  der  Sparer  bewirkt  worden  und 
daneben  sind  allein  im  Jahre  1901  23012  Ankäufe  von  Staatspapieren  im 
Betrage  von  9  305  061  Frcs.  von  Amts  wegen**)  erfolgt;  in  Österreich  waren 
bis  Ende  1901  aus  den  Guthaben  der  Sparer  Staatspapiere  zum  Betrage  von 
136  763  732  Kronen  ani^ekautt  und  es  wurden  durch  Gutschrift  des  Erlöses 
der  Zinsscheine  von  den  bei  der  Posispiirka<;<.e  niedergelegten  Eöekten  der 
Rentenbuchbesitzer  im  Jahre  1901  allein  42631  Einlagen  im  Betrage  von 
3306919  Kronen  bewirkt;  in  den  Niederlanden  besteht  eine  derartige  Ein- 
richtung erst  infolge  des  Gesetzes  vom  20.  Juli  1895  seit  dem  Jahre  1896, 
immerhin  waren  schon  in  vlen  ersten  fünf  Jahren  für  913  Sparer  Staatspapiere 
im  Betrage  von  754400  (lulJeii  angekauft,  auch  wurden  im  Jahre  1900  bereits 
lür  257  Sparer  die  Zinsen  von  den  angekaultcn  und  in  Verwahrung  ge- 
nommenen Staatspupieren  im  Betrage  von  4855  Gulden  jährlich  auf  die  Spar- 
bücher gutgeschrieben.  Eine  WiederverJful.^erung  der  durch  Vermittelung  der 
Sparkns^e  angekauften  Staatsrenfenlitcl  lür  RechniinL;  der  Sparer  findet  besonders 
in  Belgien  auf  die  hci  vUt  Sparka-^c  hinterlei^len  HLriteiibücher  statt ;  diese  Ver- 
küufc  bezitferten  sich  lui  Jahre  1900  auf  7129  zum  Betrage  von  23  538500  Eres., 
im  Jahre  1901  auf  8226  im  Betrage  von  24699200  Frcs.  gegenüber  von 
17  228  Ankäufen  in  Höhe  von  37  052  200  Frcs.  und  17  810  AnkHufen  in 
Höhe  von  40  1 36  600  Frcs. 

*)  Das  Jahr  1901  allein  hat  einen  Zuwachs  von  15344  stockholders  und  von 
einem  Betrage  von  2317900  Pfd.  Sterl.  ergeben. 

**)  Zu  der  sehr  bedeutenden  Zahl  der  Ankaufe  von  Amts  wegen  bt  allerdings  zu 

bemerken,  daß  dicst"  eine  aubctnrd entliehe  war,  weil  mit  dem  Jahre  1900  die  fünf- 
jährige Frist  abgelaufen  war,  innerhalb  welcher  nach  dem  neuen  Spnrka'^'iengeseta» 
vom  20.  Juli  1895  noch  höhere  Gudnben  als  zu  1500  Frcs.  vorkommen  durlten. 
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Die  Gebtlhr  Ar  den  An-  und  Verkauf  der  Staatspapiere  ist  meist  recht 

geringfügig  und,  wie  schon  bemerkt,  der  Regel  nach  nur  darauf  berechnet,  die 
entstehenden  Unkosten  zu  decken.  Sie  stellt  sich  nm  höchsten  in  England 
mit  9  Pence  für  Beträge  bis  23  Pfd.  Sferl..  weitere  6  Pencc  für  Betrüge  von 
über  25  bis  100  Pfd.  Sterl.  und  je  6  Pence  tür  jedes  Hunderl  mehr.  Ein  An- 
kauf für  den  einzelnen  Sparer  findet  bis  zum  Betrage  von  200  Pfd.  Sterl.  jährlich 
und  im  ganzen  nur  bis  zum  Betrage  von  500  Pfd.  Sterl.  statt. 

Zur  Ausübung  der  Spnrtitfigkrit  sind  hei  den  meisten  Postsparkassen  alle 
natUrhchen  Personen  ohne  Rücksicht  aiit  Alter,  Geschlecht  und  Familienstand 
zugelassen.  Vielfach  ist  dieses  Recht  gesetzlich  gewährleistet;  so  sind  in 
Frankreich  schon  nach  dem  Gesetze  vom  9.  April  1881  verheiratete  Frauen 
und  Minderjährige  in  dieser  Hinsicht  vGllig  selbstfindig  gestellt  und  in  Belgien 
durch  Gesetz  vom  10.  Februar  igoo  die  verheirateten  Frauen  und  die  Minder- 
jährigen Uber  16  Jahre  ausdrücklich  für  befugt  erklärt,  ohne  die  Dazwischen- 
kunft  des  Ehemannes  oder  des  gesetzlichen  Vertreters  Einlagen  zu  bewerk- 
stelligen. In  England  werden  die  Spareinlagen  für  Kinder  unter  7  Jahren  in 
deren  Namen  von  den  Elfern  und  gesetzlichen  Vertretern  bewiriit,  aber  nicht 
vor  ZurUcklegung  des  7.  Lebensiohres  an  das  Kind  selbst  ausgezahlt;  Kinder 
über  7  Jahre  werden  hinsichtlich  der  Einlagen  und  Rückzahlungen  wie  Erwachsene 
behandelt.  Jede  wenigstens  16  Jahre  alte  Person  kann  sogar  vermöge  der  an 
die  Stelle  des  Provident  Nominations  and  small  Intestacies  Act  vom  Jahre  1883 
getretenen  Regulative  vom  Jahre  1888  eine  dritte  Person  im  voraus  bezeichnen, 
die  für  den  Fall  des  Todes  über  das  Sparguthaben  verfügen  kann.  Auch 
können  auf  Grund  dieser  Regulative  Sparguthaben  von  einem  Buche  auf  das 
andere  Ubertragen  werden. 

B.  Rückzahlungsverfahren  und  seine  besonderen  Formen. 

Ein  wesentlicher  Vorzug  der  Postsparkassen  besteht  in  dem  zuerst  in 
England  ausgebildeten  cross  entry  system,  d.  i.  in  der  den  Sparern  gegebenen 
Möglichkeit)  auf  das  von  einer  Postsparstelle  ausgegebene  Buch  bei  beliebigen 
anderen  Stellen  dieser  Art  Einzahlungen  zu  lebten  und  Rückzahlungen  zu  be- 
antragen. Es  kommt  hierbei  besonders  die  erleichterte  Beantragung  der  Rück- 
zahlung dem  Sparer  insofern  zugute,  als  die  Rückzahlung  selbst  dadurch  be- 
schleunigt wird. 

Bei  einigen  filteren  Postsparkassen,  wie  bei  der  von  England,  geht  die 
Anweisung  zur  Rückzahlung  allerdings  immer  von  der  Zentralstelle  aus;  bei 

anderen  Postsparkassen,  wie  bei  denen  in  Italien,  Österreich  und  l^ngarn,  sind 
die  Postsparstellen,  bei  denen  ein  Postsparbuch  zum  Zwecke  der  Rückzahlung 
vorgezeigt  wird,  ermächtigt,  die  Rückzahlung  ganz  oder  zum  Teil  sofort  selb- 
stfindig zu  bewirken.  Das  in  letzterer  Beziehung  bestehende  System  der 
»Zurückziehung  von  Betragen  in  kurzem  Wege«  wird,  wie  sehr  erklVrlich, 
von  den  Einlegern  wegen  der  Schnelligkeit  und  Bequemlichkeit  in  der  Durch- 
führung mit  Vorliebe  benutzt,  und  es  hat  sich  nach  den  gemachten  Firfahrungen 
die  Einrichtung  auch  hinsichtlich  der  Sicherheit  des  Verkehrs  vollkommen 
bewfhrt.  Am  ausgebildetsten  Ist  das  System  in  Italien,  wo  schon  seit  Be- 
gründung der  Postsparkassen  alle  Auszahlungen  bei  den  Postanstalten  durch- 
weg auf  Sicht  —  vorbehaltlich  einer  Einschränkung  in  kritischer  Zeit  — 
bewerkstelligt  werden.  Bei  den  Postsparkassen  in  Österreich  und  in  Ungarn 
können  Sparbetrfige  bis  zu  20  Gulden  oder  40  Kronen  bz.  bis  zu  25  Gulden 
bei  den  Postanstalten  sofort  auf  Sicht  abgehoben  werden.  In  welchem  Um- 
fange von  dieser  Einrichtung  Gebrauch  gemacht  wird,  geht  daraus  hervor, 
daß  in  Österreich  von  den  für  das  Jahr  1901  vorgekommenen  1062494  Rück- 
zahlungen 678  462,  das  sind  64  v.  H.,  in  kurzem  Wege  geleistet  wurden. 

33*  Digitized  by  Google 


Oberbltck  über  die  bestehenden  Postsparkassen. 


In  Frankreich  hat  man  bald  nach  Schaffung  der  Postsparkasse  eine  Ent- 
lastung der  Zentralstelle  von  der  Erteilung  der  Anweisungen  auf  Rückzahlung 
in  der  WeiNC  herbeigeführt,  dal*  man  7Aierst  —  seit  1886  —  die  Befugnis 
zur  Erteilung  der  Anweisungen  für  die  entferntesten  Bezirke  (Algier,  Gon- 
stantine,  Oran,  Tunis)  auf  den  Hauptort  übertrug  und  alsdann,  bei  den  mit 
dieser  Einrichtung  gemachten  günstigen  Erfiahrungen ,  durch  ein  Dekret  toid 
Dezember  i88q  auch  in  anderen  Departements  Zweigstellen  mit  den  Befug- 
ni<;?ien  der  Zentralstelle  oder,  wie  der  technische  Ausdruck  lautet,  »Zweig- 
stellen mit  vollem  Dienst«,  im  ganzen  in  der  Anzahl  von  44,  einrichtete. 
Infolge  dieser  Maßnahme  können  die  Sparer  sich  jetzt,  anstatt  nach  Paris,  an 
die  Postanstalt  des  Hauptorts  ihres  eigenen  oder  eines  benachbarten  Departe- 
ments mit  ihren  Rückzahlnniz^nntrcigen  wenden  und  werden  von  da  aus  sofort 
befriedigt;  nur  die  q  Departements  in  der  Umgebung  von  Paris  haben  keine 
Zweigstellen  dieser  Art  und  sind  auf  die  Zentralstelle  in  Paris  angewiesen, 
anderwitrts  sind  meist  3,  zuweilen  auch  3  oder  4  Departements  zum  Bereich 
einer  Zweigstelle  zusammengezogen.  Durch  eine  Reihe  weiterer  Einrichtungen 
wird  die  Rückforderung  und  Rückzahlung  von  Sparbetriigen  noch  besonder^ 
erleichtert.  An  Erleichterungen  dieser  Art  bestanden  im  Jahre  1901  folgende 
mit  dem  daneben  verzeichneten  Ergebnisse: 

I .  Rückzahlungen  auf  Sicht  bei  der  Zentralstelle  1 36  807  mit  2 1  733  1 87  Pres.; 
3.  Rückforderungen  in  Paris  mittels  Rohrpost  48  555; 

3.  Rückzahlungen  durch  Postanweisung  936; 

4.  Rückforderung  auf  tclei;raphischen>  Wege  bis  zum  Einzelbetrage  von 
300  FfjN    mit  Ruckzahlungsermächtigung  auf  telegraphischem  Wege 

in  3  2  .S  1  1   Fallen  ; 

5.  Rückforderung  auf  dem  Postweg  und  Ruckzahlungsermächtigung  auf 
telegraphischem  Wege  in  165  Füllen. 

Wenn  auch  die  Auszahlung  zurückverlangter  SparbelrUge  bei  allen  be- 
stehenden Postsparkassen  der  Regel  nach  sofort  eingeleitet  wird,  so  sind  diese 

Kasten  entweder  Uberhaupt  nicht  gehalten,  Beträge  sofort  auszuzahlen,  oder 
doch  nur  verptliclitet ,  kleinere  Beträge  ohne  Verzug  zur  Zahlung  zu  bringen, 
im  übrigen  bestehen  namentlich  im  Interesse  größerer  Sicherstellung  der 
Kassen  in  kritischen  Zeiten  angemessene  Kündigungsfristen  entweder  allgemdo 
oder  doch  abgestuft  für  höhere  Betrifge.  Eine  Verpflichtung  zu  sofort^er 
Zahlung  von  Beti  f^cn  besteht  überhaupt  nicht  in  Italien,  Frankreich  und 
Schweden;  in  England  können  seit  i.  Dezember  189^  Sparbeträge  bis  zu 
10  Pfd.  Sterl.  an  demselben  läge  und  bis  zu  20  Pfd.  Sterl.  am  folgenden 
Tage  auf  telegraphischem  Wege  zurückgezogen  werden  —  die  Zahl  der  auf 
diesem  Wege  bewirkten  Rückzahlungen  bezifferte  sich  schon  im  Jahre  1894 
auf  .\.[  1^)3  zum  Betrage  von  187889  Pfd.  Sterl.,  und  daneben  liefen  4843  Rück- 
zahlungen zum  Betrage  von  ;7  638  Pfd.  Sterl.,  die  zwar  auf  telegraphischem 
Wege  beantragt,  aber  mit  wendender  Post  ausgezahlt  wurden  — ;  in  Belgien 
sind  fietrSge  bis  zu  100  Pres,  wöchentlich  einmal  zahlbar,  ebenso  in  den 
Niederlanden  bis  zu  25  Gulden;  in  Österreich  müssen  Betrifge  bis  zu  20  Gulden 
oder  40  Kronen  und  in  Ungarn  solche  bis  zu  25  Gulden  auf  Erfordern  so- 
fort zurückgezahlt  werden. 

Die  im  übrigen  vorgesehenen  Kündigungsfristen  sind  bei  den  i*osij.par- 
kassen  in  England,  Frankreich  und  in  den  Niederlanden  ohne  Rücksicht  auf 
die  Höhe  der  Rückzahlung  einheiüiche,  nämlich  10,  14  und  14  Tage,  wo- 
gegen sie  bei  den  Postsparkassen  von  IVlgien.  Italien,  Österreich,  Ungarn  und 
Schweden  nach  der  Höhe  der  zu  leistenden  Rückzahlung,  wie  folgt,  abgestuft 
sind  : 
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Belgien : 

100  bis  500  Frcs.  14  Tage,  über  300  bis  kmjo  Frcs.  i  Monat,  über 
1000  bis  3000  Frcs.  2  Monaic,  über  3000  Frcs.  6  Monate; 

Italien: 

bis  100  Lire  10  Tage,  Uber  100  bis  200  Lire  20  Tage,  Uber  200 
bis  1000  Lire  30  Tage,  Qber  1000  Lire  60  Tage; 

Österreich : 

21  bis  100  Gulden    13  läge,  über  100  bis  300  Gulden    1  Monat, 
Ober  500  Gulden  2  Monate; 

Ungarn: 

36  bis  100  Gulden  8  Tage,  Ober  100  bis  500  Gulden  1 3  Tage,  Uber 
500  Gulden  30  Tage; 

Schweden: 

bis  50  Kronen  10  Tage,  Ober  50  bis  500  Kronen  30  Tage,  über 
500  Kronen  60  Tage. 

Daneben  bc^telll  in  Frankreich  noch  die  bevondcrc  Sicherheitsvorschrift, 
daß  l^cim  Vürlie<;eii  höherer  Gewalt  auf  Vorschlag  des  Finanzministers  und 
des  I  landelsministers  nach  Anhörung  des  Staatsrats  ein  Dekret  erlassen  werden 
kann,  das  die  Rückzahlungen  aut  30  irres,  für  jeden  vierzehn tdgigen  Zeitraum 
bescbrünkt 

C.  Eigenartige  Iv  i  n  r  i  c  h  t  u  n  g  e  n  einzelner  Postsparkassen. 

In  Osterreich  und  in  Lngarii  ist  der  Scheck-  und  Clearingverkehr  an  die 
Postsparkasse  angegliedert.  Diese  Einrichtung,  welche  in  Österreich  bald  nach 
der  Errichtung  der  Postsparkasse  im  Jahre  1883  getroffen  und  spater  durch 
Gesetz  vom  ig.  November  1887  festgelegt  wurde,  gewahrt  den  Einlegern  bei 
der  P('<l'=^parkasse  die  Möglichkeit,  Uber  ihr  Guthaben  in  einlacher  F"orm  zu- 
gunsten Dritter  zu  verfügen.  Die  Vcrwendungsfähif^keit  des  Schecks  ist 
namentlich  dadurch  sehr  gesteigert,  dal?'  man  ihn  seit  dem  Jahre  1884  auch 
für  den  Clearingverkehr,  d.  i.  für  die  Ausgleichung  von  Zahlungsverbindlich- 
keiten durch  gleichzeitige  Last-  und  Gutschrift  in  den  Kontos  zweier  Einleger 
der  Postsparkasse,  verwertet.  Die  Beteiligung  an  der  Einrichtung  ist  von  der 
Einzahlung  einer  Stanimeinl.if^e  von  100  Gulden  abhftngi^.  Dal>  die  Ein- 
richtung des  Sclieck-  und  Clearingverkehrs  in  Osterreich  einem  wirklichen 
.  Bedürfnisse  des  Publikums  entgegengekommen  ist,  ergibt  sich  aus  dem  außer- 
ordentlich großen  Umfonge,  den  dieser  Verkehr  angenommen  hat.  Es  betrug 
der  Umsatz  im  Jahre  looi  bei  23924883  Amtshandlungen  Finlnj^cn,  Rück- 
zahlungen, Gutschriften  und  Lastschriften)  11  370091  7<(i  Kronen,  davon 
Einlagen  und  Gutschriften  5.693  975  332  Kronen  und  Rückzahlungen  und 
Lastschriften  5  676ii()239  Kronen.  Am  Ende  des  Jahres  1901  waren 
46  345  Scheckbuchbesitzer  mit  einem  Einlagenbeslande  von  336  998  587  Kronen 
vorhanden. 

In  der  Erwägung,  dat^  es  dem  kleinen  Manne  durch  den  Besitz  eines 
Sparguthabens  leichter  gemacht  ist,  in]  Wege  der  Allers-  und  Lebensver- 
sidierung  sich  und  die  Seinigen  gegen  die  Wechselflllle  des  Lebens  sicher  zu 
stellen,  sind  in  England  und  Belgien  den  Postsparkassen  Abteilungen  für  Ver- 
sicherungen dieser  Art  angegliedert. 

In  England  ist  das  schon  von  alterer  Zeit  her  —  ^eit  dem  17.  April  1863  — 
bestehende  staatliche  Versicherungswesen,  das  die  Leibrenten-  und  Lebensver- 
sicherung umfiafit,  im  Jahre  1884  mit  der  Postsparkasse  in  Verbindung  ge- 
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bracht.  En  können  die  Prämien  für  die  Renten-  und  Lebensversicherung 
durch  Einlagen  in  die  Poslsparka!>se  enlriclilet  oder  von  bereits  vorhandenen 
Sparguthaben  abgeschrieben  werden.  Nach  einem  auf  Grund  eines  Gesetzes 
vom  Jahre  1887  im  Jahre  1888  ergangenen  Regulativ  können  Leibrenten  im 
Betrage  von  i  Pfd.  tM<  zu  100  Pfd.  Sterl.  durch  einmah'ge  oder  iiihrüch  fort- 
gesetzte Zalilung  von  und  für  Personen  im  Alter  von  Uber  3  Jahren  und 
Lebensversicherungen  im  Betrage  von  3  Pfd.  bis  zu  100  Pfd.  SterL  ebenfalls 
durch  einmalige  oder  jährlich  fortgesetzte  Zahlung  von  und  filr  Personen  im 
Aller  von  Uber  8  Jaliren  erworben  werden.  Die  Lebensversicherung  von 
Personen,  die  mehr  als  Jahre  alt  sind,  ist  ausgeschlossen,  auch  ist  das  zu 
versichernde  Lebensversicherungskapital  bei  den  jugendlichen  Personen  im 
Alter  von  8  bis  zu  14  Jahren  auf  den  Betrag  von  5  Pfd.  Sterl.  beschränkt. 
In  bezug  auf  die  Entrichtung  der  Prämien  ist  zugelassen,  dafl  dritte  Per- 
sonen, ohne  Rechte  hinsichtlich  der  Versicherung  selbst  zu  erwerben,  die 
Prilmicn  aus  ihrem  bei  der  Post'-parkasse  vorliandenen  Guthaben,  also  beispiels- 
weise ein  Vater  für  die  Versicherung  seines  Sohnes,  bestreiten.  Das  für  die 
Zwecke  der  Leibrenten  •  und  Lebensversicherung  eingelegte  Sparkapitel  bleibt 
bei  Feststellung  des  Guthabens  hinsichtlich  des  zulitesigen  Meistbetrags  aufier 
Betracht. 

Ende  1901  waren  in  Kraft: 

a)  2261^1  sofort  zahlbaic  Renten  zum  Betrage  von  555604  Pfd.  Sterl.; 

b)  looi  aufgeschobene  Renten  ohne  PrämienrUckzahlung  zum  Betrage 
von  17246  Pfd.  Sterl.; 

c)  1268  aufgeschobene  Rente  mit  Primienrückgewilhr  im  Betrage  von 
-7  995  P^^"  Sterl. ; 

d)  12  546  Lebensversicherungen    auf    den   Todesfall    im   Betrage  von 

74H  972  Pfd.  Sterl. 

In  Rclt^ien  hat  die  durch  Gesetz  vom  16.  Mürz  1863  zugleich  und  in 
Verbiiuiuiig  mit  der  Staatssparkasse  begründete  Rentenversicherungsanstalt 
(Caisse  de  retraite)  die  Versicherung  von  entweder  sofort  zahlbaren  oder  von 
aufgeschobenen  Leibrenten  zum  Gegen.stande.  Beitrittsberechtigt  für  sich  selbst 
oder  für  einen  Dritten  ist  jede  Person  im  Alter  von  wenigstens  18  Jahren. 
Der  etwa  zu  versichernde  Dritte  darf  indes  nicht  unter  6  Jahre  all  sein. 
Renten  können  erworben  werden  im  Betrage  von  1 2  bis  zu  1 200  Franken 
jährlich,  und  zwar  sofort  zahlbare  Renten  nur  durch  volle  einmalige  Kapital- 
zahlung, aul'geschobene,  vom  50.  bis  zum  65.  Lebensjahre  des  Versicherten 
beginnende  Renten  (init  oder  ohne  Rücki^ewahr  der  Kapitalznhlung  bei  Ein- 
tritt des  Todes  des  Versicherten)  durch  volle  einmalige  Kapitalzahlung  oder 
durch  Teilzahlungen.  Durch  ein  im  Jahre  1897  ergangenes  Gesetz  ist  auch 
den  Schulkindern  der  Beitritt  zur  Rentenversicherung  ermöglicht  worden. 
Die  Inanspruchnahme  der  Rentenversicherung  ist  aber  namentlich  dadurch  zu 
groik-r  l'-nttallung  gebracht  worden,  dal.'  staötlicherseits  sowohl  den  Bei- 
tretenden selbst  als  auch  den  Gesellschaften,  welche  den  Beitritt  zur  Renten- 
versicherung unter  ihren  Mitgliedern  fördern,  sog.  Ermunterung>prämien 
(primes  d'encouragement)  gewahrt  werden.  Diese  Prämien  stellen  sich  nach 
dem  Gesetze  vom  10.  Mai  1900 

a)  fUr  den  Beitretenden  je  nach  dessen  Lebensalter  auf  9  bis  zu  14,40  Frcs. 
jölirlich  (je  Oo  Centimes  auf  die  ersten  1  ^  bis  24  Frcs.), 

b}  für  die  werbenden  Gesellsctiaften  aut  2  Frcs.  für  jedes  Buch  der  Mit- 
glieder jährlich. 

Infolge  dieser  Einrichtungen  ist  der  Zuflufl  zur  Versicherung  seit  dem 
Jahre  i8g8  besonders  stark  gewesen.   Die  Zahl  der  Beitretenden  betrug  von 
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1898  bis  J901  380000.  Mit  der  Versicherung  wird  auch  eine  soziale  Für- 
sorge für  die  arbeitenden  Klassen  bezweckt,  wobei  eine  große  Anzahl  von 
Gemeindeverwftltuf^^  und  von  WoUtltHgkeitsanst«Uen  die  Versicherung  durch 
Beteiligung  an  der  Prämienzahlung  noch  weiter  b^tlnstigt.   Am  Ende  des 

Jahres  1901  waren  4462  Rentenempfänger  vorhanden,  welche  im  ganzen 
I  606  ooü  Frcs.  an  Rente  jährlich  /.u  beziehen  hatten.  Versichert  aber  waren 
zu  dieser  Zeit  433000  bei  einem  Rententonds  von  rund  39  Millionen  Frcs. 

Eigenartige  Einrichtungen  bestehen  auch  noch  bei  der  Postsparkasse  von 
Italien.  So  findet  eine  Übertragung  der  in  der  Staatslotterie  geroachten  Ge> 
Winne  auf  die  Postsparbücher  statt  (1895  sind  der  Kasse  auf  diese  Weise  in 
1050  Fallen  228  364  Lire  zugcflosseni,  und  andererseits  wirken  die  Postspar- 
kassen-Annahmestellen auch  als  Niederlegestellen  für  Gelder,  die  bei  den 
Gerichten  zu  hinterlegen  sind.  Für  Rechnung  der  den  Gerichtsbehörden  in 
dieser  Weise  eröffneten  Konten  sind  im  Jahre  1895  68839  Einzahlungen 
Qbernind  37\/2  Millionen  Lire  und  74693  Abhebungen  Ober  rund  36  Millionen 
Lire  erfolf^t.  Der  Bestand  des  Guthabens  der  Gerichte  an  bar  hinterlegten 
Geldern  betrug  Ende  1893  rund  1874  Millionen  Lire;  da  die  meist  nur  auf 
kurze  2^it  hinterlegten  Gelder  von  der  Postsparkasse  nicht  verzinst  werden, 
so  erwlchst  dieser  Kasse  aus  dem  gerichtlichen  Depositenverkehr  eine  nicht 
unbetrichtliche  Einnahme  —  1895:  529644  Lire  — . 

4.  Anlegung  der  Spargelder. 

In  der  Art  und  Weise,  in  wt-lcher  die  Pos!sparkas>en  die  Sparkapitnlien 
nutzbringend  anlegen,  ist  den  Einlegern  eine  besondere  Gewähr  für  die 
Sicherheit  der  Ersparnisse  gegeben. 

Am  einCicbsten  ist  die  Anlegung  in  England  gestattet.  Hier  treten  die 
von  der  Kasse  als  entbehrlich  anzusehenden  Gelder  tatsächlich  an  die  Stelle 
der  Staatsschuldverschreibungen,  indem  sie  den  zur  Verminderung  der  Staats- 
schuld niedergesetzten  Kommissaren  übergeben  werden.  Der  Staat  haftet  hier 
unmittelbar  für  die  Spargelder  und  zieht  den  Gewinn  oder  trägt  den  Verlust, 
der  sich  aus  deren  Anlegung  ergibt. 

Die  Erkenntnis,  daß  diese  Art  der  Anlegung  eine  große  Verantwortlichkeit 
des  Staates  in  sich  schließt  und  fUr  den  Fall  kritischer  Zeltumstände  besonders 
bedenklich  erscheinen  muß,  hat  dazu  geführt,  dail  man  sich  in  den  anderen 
Staaten  bemüht  hat,  eine  Lösung  hinsichtlich  der  Frage  der  Anlegung  und 
VV'iederäUssigmachung  der  Sparkupitalien  zu  Anden,  durch  welche  die  Ver- 
antwortlichkeit des  Staates  wesentlich  abgeschwUcbt  wird.  Bei  den  Er> 
wfigungen  hierüber  war  zu  berUcksichtli;en .  daß  die  Anlegung  nicht  nur 
sicher  und  nutzbringend,  sondern  auch  elastisch  sein  muß,  d.  h.  müssen 
sich  die  angelegten  Kapitalien  zur  Bewerkstelligung  von  Rückzahlungcti  jeder 
Zeit  ohne  erheblichen  Verlust  in  Bargeld  umsetzen  lassen  und  die  angelegten 
Kapitalien  auch  einen  großen  Markt  fUr  sich  haben,  damit  sie  weder  sdbst 
bei  ihrer  Wiederfltlssigmachung,  Schaden  erleiden  noch  die  anderen  Werte 
dieses  Marktes  erschüttern  und  zum  Sinken  bringen. 

Im  System  der  Anlegung  steht  der  englischen  Postsparkasse  am  nächsten 
die  Postsparkasse  Frankreichs,  obwohl  auch  bei  dieser  durch  das  Gesetz  vom 
Jahre  1895  bereits  Maßnahmen  getroffen  sind,  die  zinsbare  Anlegung  und 
Nutzbarmachung  der  Sparkapitalien  auf  eine  breitere  Grundlage  zu  stellen,  als 
dies  bis  dahin  der  Fall  war.  Nacfi  .Artikel  i  des  Gesetzes  ist  zwar  die  Post- 
sparkasse mit  allen  anderen  Sparkassen  nach  wie  vor  gehalten,  alle  Summen, 
die  bei  ihr  eingelegt  werden,  der  staatlichen  Caisse  des  deputs  et  consignations 
zu  Überantworten,  aber  diese  ist  nunmehr  zugleich  verpflichtet,  die  von  den 
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Sparkassen  empfangenen  Summen  —  nach  RUckhaltung  der  fUr  den  Aus- 
zahlungsdienst  als  notwendig  zu  erachtenden  Betrüge  — ,  wie  folgt,  anzulegen: 

a)  in  Wertpapieren,  die  vom  Staate  selbst  ausgegeben  oder  von  ihm 

garantiert  sind; 

b)  in  börsengängigen  und  voll  eingezahlten  Schuldverschreibungen  der 
Departements,  Gemeinden  und  Handelskammern,  in  Grund-  und 
Gemeinde-Schuldverschreibungen  des  Credit  fbncier. 

Die  nicht  angelegten  Summen  werden  teils  auf  Kontükurrent  beim  Staats- 
schatz unter  denselben  Bedingungen  wie  die  anderen  zinstragenden  Retrlii^e 
der  schwebenden  Srluild,  teils  bei  der  Bank  von  Frankreich  untergebracht. 
Dabei  i>t  der  von  der  Cai&se  des  depots  et  consignations  für  die  hingegebenen 
Sparkapitalien  zu  gewährende  Zinsfuß  nicht  mehr  wie  früher  unverrOckbar 
fcM,  sondern  richtet  sich  nach  dem  Ertrage,  welchen  die  Werte  des  Porte- 
feuilles und  des  Kontokurrents  beim  Staatsschätze,  soweit  sie  von  den  Spar- 
kassen herstammen,  ergeben. 

Auch  in  Italien,  wo  die  Postsparkasse  nach  dem  grundlegenden  Gesetze 
vom  37.  Mai  1875  mit  der-  staatlichen  Depositen-  und  Darlehnskasse  (Cassa 
dei  depositi  e  pro^titii  vereinigt  ist,  dienen  die  Kapitalien  der  Postsparkasse 
in  erster  Linie  den  Zwecken  der  Depo'siten-  und  Darlehnskasse.  Die  Spar- 
kapitalien, welche  Uber  diese  Zwecke  hinaus  verfügbar  sind,  werden  zum 
Ankaufe  von  Staatsschuldverscbreibungen  und  Schatzanweisungen  sowie  zur 
Begebung  von  Anleihen  und  Hypotheken  an  Provinz-  und  Gemeindeverbfinde 
verwendet. 

Bei  den  anderen  wichtigeren  Postsparkassen  oder  Staatssparkassen  findet 
eine  nutzbringende  V^erwertung  der  Sparkapitalien  durch  die  Verwaltungen  der 
Kassen  unmittelbar  statt. 

In  Österreich  hat  man  sich,  was  die  Anlegung  der  Kapitalien  aus  dem 
eigentlichen  Sparverkehr  anlangt,  auf  den  Ankauf  von  Verschreibungen  der 
allgemeinen  Staatsschuld  und  der  Staatsschuld  der  im  Reichsrate  vertretenen 
Königreiche  und  Lllnder,  sowie  auf  den  Ankauf  von  Eisenbahn-Staatsschuld- 
verschreibungen und  der  vom  Staate  zur  Zahlung  übernommenen  Eisenbahn- 
Prioritaisobligationen  beschränkt;  dagegen  werden  die  Kapitalien  an«;  dem 
Scheckverkehr  hierüber  hinaus  auch  in  anderen  ÖfTentlichen  Anlehcn  'wie 
z.  B.  für  die  Donauregulierung,  für  Wiener  Verkehrsanlagcnj,  in  Pfandbriclcn, 
Kommunal-,  Eisenbahnkredit-  und  Bankobligationen  sowie  in  Eisenbahn- 
Prioritätsobligationen  angelegt.  In  Ungarn  erstreckt  sich  die  Anlegung  auf 
ungarische  Staatspapiere.  Staatslose  und  Pfandbriefe,  die  letzteren  jedoch  nur 
insoweit,  als  sie  vom  Staatsministerium  als  geeignet  bezeichnet  werden.  In 
Schweden  werden  die  entbehrlichen  Sparkapitalien  zum  Ankaufe  schwedischer 
Staatsschuldverschreibungen  und  von  Obligationen  der  schwedischen  allge- 
meinen Hypothekenbank  und  ferner  7itm  Ankaufe  von  Schuldverschreibungen 
der  Gemeinden  verwertet,  auch  werden  Sparkapitatien  unmittelbar  an  Ge- 
meinden ausgeliehen. 

Noch  vielseitiger  ist  die  Nutzbarmachung  der  Sparkapitalien  in  den  Nieder- 
landen und  am  vielseitigsten  bei  der  Staatssparkasse  in  Belgien.  In  den 
Niederlanden  findet  neben  dem  Ankaufe  von  niederländischen  S{aat<;papieren, 
Provinzial-,  Gemeinde-  und  Deichverband-Obligationen,  von  Ptandbriefen  der 
staatlich  genehmigten  Hvpothekenanstalten  und  von  Eisenbahn -Schuldver- 
schreibungen der  Gesellschaften  in  den  Niederlanden  und  den  niederlandiscben 
Kolonien  auch  die  Lombardierung  aller  bei  der  Niederllndischcn  Bank  zu- 
gelassenen Fonds  statt. 

Eine  noch  mehr  bankmtiiiige  Anlegung  der  Sparkapitalien  ist  in  Belgien 
durchgeführt.   Es  wird  hier  zwischen  einstweiliger  (provisorischer)  und  end- 
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gültiuer  (detinitiverl  Anlegung  unterschieden.  Bei  der  einstweiligen  Anlegung 
spielen  die  Eskomptierung  von  Wechseln  und  die  Lombardierung  von 
Effekten  die  Haupttx>ne.  Im  Jahre  1901  wurden  Effekten  im  Betrage  von 
33  V4  Millionen  Frcs.  lombardiert  und  Wechsel  im  Betrage  vun  1 92  MillionLri  Frcs., 
und  zwnr  Wechsel  auf  Belgien  in  Höhe  von  74V4  Millioiun  Frcs.  und  Wechsel 
auf  das  Ausland  in  Höhe  von  117'  ,  Millionen  Frcs.  eskomptiert.  Bei  der 
endgültigen  Anlegung  kommen  in  Betracht,  neben  dem  Ankaufe  von  Staats- 
schuldverschreibungen,  von  Obligationen  staatlich  garantierter  Gesellschaften, 
von  Verschreibungcn  der  Provinzen,  Gemeinden  und  sonstiger  Gesellschaften 
«owie  neben  Hypotliekendarlehen,  namentlich  Darlehen  und  V'orschUsse  zur 
Hebung  des  iandwirtschattlichen  Kreditwesens  und  zum  Bau  und  Erwerbe 
von  Arbdterwohnhiusem. 

Durch  Gesetz  vom  15.  April  1884  ist  die  Staatssparkassc  ermächtigt 
worden,  einen  Teil  ihrer  verfügbaren  Fonds  an  Landwirte  durch  Vermittelung 
von  verantwortlichen  landwirtschaftlichen  Stellen  'comptoirs  agricoles)  auszu- 
leihen. Der  ursprungliche  Zinsfuß  tUr  solche  Darlehen  betrug  4  v.  H.,  er  ist 
fedoch  seit  dem  Jahre  1895  auf  3,75  v.  H.  fQr  Darlehen  Ober  10000  Frcs. 
und  auf  3,50  v.  Fl.  für  Darlehen  unter  10000  Frcs.  ermlifiigt  worden. 
Divon  bezieht  die  Staatssparkassc  selbst  3  und  2,s«o  v.  H. ,  während  die 
Verniittelungsstelle  o.-s  und  0.70  v.  H.  erhält.  Im  ganzen  sind  von  1S84 
bis  Ende  1901  Darlehen  zum   Betrage  von  11  239040  Frcs.  begeben 

worden.  Die  Zahl  der  Vermittelun^tellen  betrug  Ende  1901 :  9,  und 
es  waren  zu  dieser  Zeit  im  Bestände  1 1 74  Darlehen  im  Betrage  von 
6116672  Frcs.  Die  aus  allgemeinen  staatlichen  Rücksichten  für  die  Land- 
wirtschaft entfaltete  Fürsorge  ist  durch  ein  unterm  21.  Juni  1894  ergangenes 
Gesetz  noch  dahin  erweitert  worden,  daß  der  Staatssparkasse  gestattet  worden 
ist,  auch  Darlehen  an  schon  bestehende  oder  noch  zu  schaffende  iMndliche 
Kreditgenossenschaften  gegen  einen  Zinsfuß  von  3'/,  v.  H.  zu  gewähren. 
Durch  das  neue  Gesetz  wurde  namentlich  die  Bildung  zahlreicher  Genossen- 
schaften bezweckt,  die  —  eine  jede  an  ihrem  Teile  —  dem  lokalen  Kredit- 
bedürfhisse  GenOge  tun.  Jeder  Genossenschaft  wird  nach  gewissen  Regeln 
ein  bestimmter  Kredit  von  der  Staatssparkasse  eröffnet.  Da  bei  diesen 
Genossenschaffen  seihst  indes  mehr  die  Eigenschaft  von  Sparkassen  als  die 
von  Darif liii^kassen  vorherrscht,  so  ist  der  ihnen  eröffnete  Kredit  nur  in 
geringem  Maße  in  Anspruch  genommen,  und  es  ist  viel  stärker  die  Betätigung 
des  ^rsinns  in  die  Erscheinung  getreten.  Ende  1901  bestanden  390  lflnd> 
liehe  Kreditgenoasenschaften.  Davon  haben  207  Einlagen  bei  der  Staatsspar- 
kasse in  Höhe  von  4435  104  Frcs.,  nämlich  3  721  436  Frcs.  auf  Kontokurrent 
und  713758  Frcs.  auf  Sparbücher,  bewerkstelligt  und  nur  95,  denen  ein 
Kredit  von  378  482  Frcs.  eröffnet  war,  von  der  Staatssparkasse  Darlehen  bis 
zum  Betrage  von  18904a  Frcs.  entnommen. 

Noch  wichtiger  ist  die  Mitwirkung  der  Staatssparkasse  zur  Befriedigung 
der  KreditbedUrfnisse  der  Arbeiterwelt.  Sciion  durch  ein  Gesetz  vom  9.  August 
1889  war  die  Kasse  ermächtigt  worden,  einen  Teil  ihrer  verfügbaren  P'onds 
als  Darlehen  zugunsten  der  Erbauung  und  des  Ankaufs  von  Arbeiterwohn- 
hlusem  so  begeben.  Zu  besonderer  Entwicklung  ist  dieser  Zweig  des  An- 
Icgungsgeschäfts  seit  dem  Jahre  i8()2  gelangt,  nachdem  vom  1 .  September  1891 
mit  der  Staatssparkassc  eine  Lehensvcr^ichcriingskasse  (Versicherung  auf  den 
Todesfall  und  abgekürzte  Versiclierung)  vereinigt  worden  war,  die,  wenn  uucli 
später  —  seit  1 894  —  allen  Sparern  zugängig,  zuerst  hauptsllchlich  den  Zweck 
liatte,  die  Erwerber  von  Arbeiterhiusern  in  den  Stand  zu  setzen,  durch  das 
Abschließen  von  Lebensversicherungen  Sicherheit  fUr  die  gewährten  Darlehen 
zu  bieten.    Ende  1901  zählte  diese  Einrichtung  16  180  Versicherte  bei  einem 
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Yersicherungsluods  von  rund  8  Millionen  Frcs.  Bei  der  Beleihung  der 
Arbeiterhlluser  ist  zur  Bedingung  gemaclit,  dafl  die  Beteihung  des  einzelnen 
Hauses,  dessen  Gesarotkosten,  Grund  und  Boden  eingeschlossen,  höchstens 

5500  Frcs.  betragen  sollen,  die  Summe  von  ^000  Frcs.  nicht  übersteigen 
darf  und  daß  dabei  nicht  ein  unmittelbarer  Verkeilt  mit  dem  Erbauer  oder 
Käufer  des  Hauses  statttindet,  sondern  besondere  Gesellschaften  (socicte^  de 
credit  und  societes  ininiobilieres*)  die  Vennittelung  ubemebmen. 

Die  Beleihung  der  Arbeilerhäuser  erfolgt  mit  Rücksicht  auf  die  dabei 
verfolgten  sozialpolitischen  Zwecke  zu  niedrigem  Zinsfuße.  Die  Summe,  die 
zu  dem  herabgesetzten  Zinsfuße  von  2'/,  v.  H.  ausgeUehen  werden  darf,  ist 
neuerdings  durch  König!.  Beschluß  vom  25.  Juli  1901  auf  77«  v.  H.  der 
Gesamtsumme  der  Anlegewerte  festgesetzt.  Zu  Ende  des  Jahres  1901  waren 
ausgeliehen:  42  486  024  Frcs.  an  1  14  Kreditgesellschaften  und  2043928  Frc«;. 
an  34  Iinmobiliar-Gesellschaften.  Von  der  angelegten  Summe  wurden 
a8  1 1  3  424  Frcs.  zu  2'/s  v.  H.,  1 5  466  528  Frcs.  zu  3  v.  H.  und  948  000  Frcs. 
zu  3'/«  V.  H.  verzinst.  FCkr  die  Gesellschaften,  welche  Gelder  zu  2*/«  v.  H. 
aufnehmen,  ist  zur  Bedingung  gemacht,  daß  sie  wenigstens  die  Hälfte  durch 
Lebensversicherungen  der  Personen  decken,  welche  HSuser  sich  erbauen  lassen 
oder  erwerben.  Es  soll  mit  dieser  Maßregel  müglichst  erreicht  werden ,  der 
Familie  des  Arbeiters  auch  nach  dessen  Ableben  den  Besitz  des  Hauses  zu 
erhalten. 

Die  große  sozialpolitische  und  volkswirtschaftliche  Bedeutung,  die  den 
hinsichtlich  der  Anlegung  der  Spargelder  in  Belgien  getroffenen  Maßnahmen 
innewohnt,  hat  auch  in  anderen  Ländern  bereits  zu  dem  Versuche  geführt 
oder  wenigstens  den  Gedanken  angeregt,  diese  Einrichtungen  nach  Tunlichkeit 
nachzuahmen.  In  Frankreich  ist  durch  Gesetz  vom  Jahre  1895  den  Sparkassen 
gestattet  worden,  den  Gesamtertrag  ihres  persönlichen  Wnnögens  (also  ihres 
Heser\ et'ond»^)  und  ein  Fünftel  des  Kapitals  dieses  Vern)ögcn>  in  den  hierunter 
namliaii  geaiucliten  Werten  von  lokaler  Bedeutung  anzulegen,  vorausgesetzt, 
dafi  die  Werte  von  Anstalten  in  dem  Departement  ausgegeben  sind,  in 
welchem  die  Kassen  ihren  Wirkungskreis  haben,  nXmlich: 

a)  in  Schuldverschreibungen  von  WohltStigkeitsanstalten  und  anderen  An- 
stalten von  ötTentlichem  Nutzen; 

b)  in  Darlehen  an  Krcditgenossen.schaften  oder  unter  Gewährleistung  solcher 
Genossenschaften ; 

c)  für  die  Erwerbung  und  die  Herstellung  von  billigen  Wohnungen; 

d)  in  Hypothekendarlehen  an  Volks-Baugesellschaften  oder  solche  Kredit- 
gesellschaften, welche  nicht  den  Bau  der  billigen  Wohnhauser  selbst 
ausführen,  sondern  nur  den  Ankauf  oder  die  Erbauung  erleichtern 
wollen; 

e)  in  Schuldverschreibungen  solcher  Gesellschaften. 

Auch  in  den  Niederlanden  wird  zur  Zeit  die  Frage  lebhaft  erörtert,  in  welcher 
"Weise  die  Anlegung  und  Verwertung  der  Sparkapitalien  im  Interesse  der 
Volkswohlfahrt  zu  erweitern  sein  möchte. 

Wirft  man  einen  R(&ckblick  auf  das  eben  geschilderte  Verfahren  der  An- 
legung der  Sparkassenkapitalien,  so  darf  man  behaupten,  daß  die  Sparkassen 
für  Krisenftflle  sich  einen  um  so  widerstandsftlhigeren  Rückhalt  gesichert  haben, 

•)  Die  societes  iinmobilieres  übernehmen  die  Vermittelung,  wenn  der  Erwerber 
eines  Arbeiterhauses  nicht  imstande  ist,  Vio  ^  Kaufpreises  auftubringen.  Das  Haus 
wird  alsdann  run^ichsl  nur  vermietet  und  der  Arbeiter  muß  eine  LobcnsversichcTuni: 
eingehen.  Hat  die  Police  dernnächsc  einen  Rückkaufswert  von  einem  Zehntel  des 
Hauswem,  so  kann  ein  Darlehen  erlangt  werden. 
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je  mehr  sie  «.len  Kreis  der  verschiedenartigen  Belegung  ausdehnten.  Hierbei 
ist  zu  gleicher  Zeil  der  wohl  fUr  richtig  und  gerecht  anzusehende  Grundsatz 
immer  mehr  zur  Geltung  gelangt,  dafi  das  angesammelte  Sparkapital  dem 
Landest  eile  befruchtend  zugute  kommen  soll,  in  welchem  es  in  Wirklichkeit 
aiitgeb:;uht  worden  ist.  Insbesondere  wird  der  Vorzug  des  belgischen  Helegungs- 
svstems  darin  gefunden,  daß  im  Falle  politischer  Krisen  die  durch  diese  weniger 
berObrten  Handels-  und  Industriepapiere  und  im  Falte  wirtschaftlicher  Stockungen 
die  alsdann  mehr  gesuchten  Staats-  und  Gemeindeschuldverschreibungen  leichter 
zu  verwerten  sind  und  dafi  damit  nach  beiden  Seiten  hin  Sicherheit  vor- 
handen ist. 

5.  Zusammenfassung  der  Ergebnisse  der  wichtigeren  Postsparkassen. 

Die  Übersicht  auf  S.  303  veranschaulicht  zum  Schlüsse  den  Aufschwung, 
den  die  Postsparkassen  in  den  meii>ten  europäischen  Staaten  nach  kürzerem 
oder  längerem  Bestehen  genommen  haben.  Um  die  Vergieichung  zu  er- 
leichtern, ^ind  alle  in  Betracht  kommenden  Werte  in  deutsche  Reichsmark 

umgerechnet. 

Die  Übersicht  zeigt  deutlich,  daß  die  Postsparkassen  trotz  der  großartigen 
Ergebnisse,  die  sie  zeitigten,  nicht  aufgehflrt  haben,  eine  people  purse,  wie  sie 
in  England  bei  der  Begründung  beabsicht  war,  also  eine  Volksbank  im  wahren 
Sinne  des  W  orten  zu  sein. 

Wenn  auch  die  im  Deutschen  Rfiche  nicht  eingetUhrten  Postsparkassen  in 
ausländi.schcn  Siaaieu  eine  so  großartige  Lntwickeluiig  aufzuweisen  haben,  so 
mufi  andererseits  hervorgehoben  werden,  dafi  das  Deutsche  Reich  schon  jetzt 
hinsichtlich  der  Betitigung  des  Sparsinns,  soweit  dies  aus  dem  vorhandenen 
Bestand  an  Srnrcrn  und  an  Sparguthaben  geschlossen  werden  kann,  den 
anderen  Nationen  keineswegs  nachsteht.  Der  Bestand  an  Sparern  und  an  Spar- 
guthaben ist  im  Deutschen  Reiche  sogar  größer  als  ihn  sowohl  England  wie 
Frankreich  in  allen  ihren  Sparkassen  zusammengenommen  aufweisen  können. 
Er  war  schon  Ende  1901  auf  Grund  der  vorhandenen  Unterlagen  wenigstens  auf 
1  2  Millionen  Sparer  und  8  Milliarden  Mark  Sparguthaben  zu  schätzen,  wovon  allein 
auf  das  Königreich  Preußen  Uber  9  Millionen  Sparer  und  Uber  6'/^  Milliarden 
Mark  Guthaben  entfielen. 

Auch  darf  hervorgehoben  werden,  daß  die  Aufgabe,  die  sich  die  Staats- 
sparka^se  in  Belgien  mit  gutem  Erfolge  zur  P)efriedigung  der  Kredithediirfni,Nse 
der  Arbeiterwelt  gestellt  hat,  nämlich  die  Hergabe  von  niedrig  zu  verzinsenden 
Darlehen  zugunsten  der  Erbauung  und  des  Ankaufs  von  Arbeiterwohnhäusern, 
im  Deutschen  Reiche  in  weit  vollkommeneren  Mafie  auf  anderem  Wege  gelöst 
ist,  indem  I  i  i  .  abgesehen  von  der  Tätigkeit  der  allgemeinen  Sparkassen  auf 
diesem  Gebiete,  die  auf  Grund  des  Invnlidenversicherungsgesetzes  angesammelten 
Kapitalien  zu  gemeinnützigen  Zwecken,  und  zwar  in  erster  Linie  für  die  ver- 
sicherungspflichtige Bevölkerung  durch  Unterstützung  der  Tätigkeit  zum  Baue 
von  Arbeiterwohnhäusern,  nutzbar  gemacht  worden  sind.  Bis  Ende  1^3 
waren  fllr  diesen  Zweck  bereits  100  Millionen  Mark  aufgewendet. 
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Die  Silberentwertung.*) 

In  den  letzten  Jahrzehnten  i^l  der  Marktpreis  des  Silbers  stündig  gefallen. 
Da  dieses  Edelmetall  bei  allen  zivilisierten  Völkern  der  Erde  als  MUnzmetail 
Verwendung  findet,  hat  seine  steigende  Entwertung  nicht  nur  in  Produzenten- 
kreisen, sondern  fast  allgemein  starke  Beunruhigung  hervorgerufen.   Wie  dem 

\^■eife^c^  Fnllcn  Silb.rprL'iscs  enf^cgcni^ewirkt  werden  konn,  ist  daher  eine 
internationale  Frage  gewotJcn,  deren  Lösung  bisher  sowohl  von  einzelnen 
Gelehrten  und  Staatsmännern  als  auch  von  Kongressen  und  Parlamenten 
erfolglos  versucht  worden  ist.  In  den  folgenden  Zeilen  wollen  wir  auf  die 
Einzelheiten  der  zur  Lösung  der  wichtigen  Frage  von  den  verschiedenen 
Seiten  gemachten  Vorschläge  als  zu  weit  führend  nicht  näher  eingehen,  sondern 
unseren  Lesern  nur  ein  allgemeines  Bild  von  der  zugrunde  liegenden  Sachlage 
zu  geben  versuchen. 

Schon  seit  dem  Altertume  ist  sowohl  das  Gold  als  auch  das  Silber  zu 
Mttnzzwecken  verwertet  worden.  Nach  Soetbeer  war  dos  VerhMltnts  des  Gold- 
werts zum  Siiberwerte  dabei  folgendes: 

im  Altertum   i ;  12 — 13, 

-  Mittelalter   i  :  10 — 11, 

-  30  jährigen  Kriege  und  in  den  folgenden  1 00  Jahren  1:15  und 
von  1791  — 1870   I  :  is'/a- 

Das  letzthezeichnete  Wertverhsltnis  bestand  also  trotz  der  in  diesen  Zch- 
raum  fallenden  Neuentdeckung  reicher  I'^rzhi^cr  fast  ein  Jahrhundert  hindurch 
mit  äußerst  geringfügigen  Schwankungen  unverändert.  Es  entsprach  sowohl 
dem  Marktpreise  des  Silbers  als  dem  WertverhHitnisse  zwischen  den  in  den 

vei  schiedcnen  Ländern  kursierenden  Gold-  und  Silbermünzen.  Vom  Jahre  1870 
ab  begann  der  Pici".  des  Silbers  auf  dem  W  eltmärkte  beständig  zu  fallen. 
Nach  dem  maßgebenden  Londoner  Silbermarkte  betrug  der  Preis  einer  Unze 
Standardsilber  (etwa  31  g  von  "/^q  Feingehalt;  in  Pence  (i  Penny  =  etwa 

8,5  Pf.). 


1870   61     ,  1889  4»"/ 


161 


1871   6o»A  1890   47'V.« 

»«76   53  '891   43V16 

'878   527.6  '892   39  "Ae 

«879   31V4  «893   35V« 

1880   52 1894   28'7,e 

'881   '893   29V« 

1882   31^  „  1806   30% 

1883   507.«  1897   27V 

1884   50V,  1898   26 

1885   48V,  1899   27 

1886   45»  ,  1900   28 V4 


1»/ 

Iß 

Iii 


«887   447,  1901 

1888   42"/; 

und  betrogt  g^nwtrtig  etwa  22  Pence. 


1888   42 7s  1902   24' 


*)  Anm.  Quellen  u.  a.:  Helfferich,  Studien  über  Geld-  und  Bankwesen;  SchAfFl^ 
für  toientaüonale  DoppeivAhning;  Revue  des  deux  mondesy  Bd.  14. 
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Der  Preis  eines  Kilogramms  Feinsilber  stellte  sich  hiemach 

1870  auf  rund  180  Mark, 

1880  -  -  154  - 
1890  -  -  140  - 
1900    -     -      83  - 

und  beträgt  gegenwärtig  nur  rund  65  Mark.  Das  Metali  hat  demnach  in  etwa 
30  Jahren  fast  Vs  s^nes  Wertes  verloren. 

Die  Silberproduktion  ist  dagegen  bestindig  gestiegen*  Die  durchschnittliche 
Jahresproduktion  umfafite: 

in  den  Jahren  1801 — 1850   654  500  kg, 

185 1  — 1855   886  115  - 

-  -      -     1856 — 1860   904990  " 

i8(ji  — 1865   I  loi  130  - 

-  -        -      1866 — 1870   I  339085  - 

1871  — 1875   196942$  - 

-  -        -      1876—1880   2450252  - 

-  -        -       1881  — 1883   2778072  - 

-  -        -       1886 — 1890   3472  1Ö3  - 

hn  Jahre  1891   4  479  649  - 

-  -     »892   4730647  - 

1896   5  232  02 1  - 

1000   5377008  -  und 

1  yo2  etwa   5  500  ooo  -  . 

Wir  ersehen  daraus,  daß  die  jährliche  Silberproduktion  in  30  Jahren  (1870 

gegen  i<)Oo^  etwa  auf  das  vierfache  gewachsen  ist.  Eine  derartige  Massen- 
produktion mußte  natürlich  den  Marktpreis  des  Silbers  sehr  herabdrücken, 
wenn  nicht  die  Nachfrage  nach  dem  Edelmetall  in  tthnlichem  MaCe  wuchs. 
Diese  Nachfrage  steht  im  Verhältnis  einerseits  zum  Silberbedarfe  der  Industrie, 
andererseits  zum  Silberbedarfe  der  staatlichen  Verwaltungen  für  die  Ausprägung 
von  Silhcrmünzen.  Der  jährliche  Verbrauch  der  Industrie  an  Silbermetall  wurde 
von  dem  MUnzdirektor  in  Washington  im  Jahre  1900  auf  etwa  i  277  147  kg 
geschützt,  d.  i.  also  rund  '/^  der  Gesamtsilberproduktion  des  Jahres  in  HOhe 
von  5  377  008  kg.  Demnach  blieben  '/4  Jahresproduktion  für  Münzzwecke 
zur  Verfügung.  Es  ist  wohl  anzunehmen,  daß  in  früheren  Jahren  ein  ähn- 
liches N'crhaltnis  zwischen  dem  Bedarfe  der  Industrie  und  Jer  produzierten 
jährlichen  Silbermenge  bestanden  hat.  Also  ist  die  Menge  des  für  xMünz- 
zwecke  zur  Verfolgung  stehenden  Silbermetalls  jihrltch  etwa  in  demselben 
Maße  gewachsen  wie  die  Gesarotsilberproduktion. 

Wie  steht  es  nun  mit  dem  Bedarf  an  Silbermetall  für  NTUnzzwecke?  Ist 
dieser  Bedarf  in  demselben  Maf^e  gestiegen  wie  die  Produktion?  Diese  Frage 
ist  von  Anfang  der  siebziger  Jahre  vorigen  Jahrhunderts  ab  entschieden  zu 
verneinen,  denn  von  da  ab  tritt  das  Gold  als  Mttnzmetall  in  den  Vordergrund. 
Die  Goldwfihruni;  wurde  nach  uiiJ  nach  in  den  wichtigsten  Ländern  gesetzlich 
ein'^efUhrt  und  das  Silbcrmetall  als  vollgültiges  Zahlungsmittel  beschränkt. 
Dem  Miiidci  l^eJart  an  Silber  steht  daher  em  bedeutender  Mehrbedarf  an  Gold 
für  Münzzwecke  gegenüber,  dem  die  Produktion  bisher  ohne  trhöliung  des 
Marktpreises  für  Gold  entsprochen  hat,  denn  auch  die  jihriich  produzierte 
Goldmenge  ist  infolge  Verbesserung  des  Verkehrs  und  der  Technik  in  den 
letzten  .lahrzehnten  stark  gewachsen.  Nach  Soctbeer  und  anderen  Quellen 
betrug  die  Goldproduktion  durchschnittlich  jährlich: 
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in  den  Jahren  1871  — 1875  . . 

-  *      -     1876— 188Ö.. 

-  -  -  1881  — 1885  . . 
im  Jahre  1886  

-  1887   

iSSX  

-  1889   

-  .    -  1890  

-  1891   

-  189a   

-  -  '893   

-  -  '894  

-  -  1895   

-  1896   

-  -  i8q7  

-  1898   

-  -  '899   

1900  

1901  

Für  Industriezwecke  wird  nach  Schätzungen  etwa  die  Hüllte  des  Goldej. 
verbraucht.    Die  andere  Hllfte  steht  also  zur  ErgUnzung  des  Bestandes  an 

Goldmünzen  für  die  Goldwährungsländer  usw.  zur  Verftlgung.  Wenngleich 
die  Menge  der  Goldproduktion  in  Jen  einzelnen  Jahren  geschwankt  und 
namentU'ch  in  den  letzten  Jahren  infolge  des  südafrikanischen  Kriege*;  (Gold- 
bergwerke Transvaals)  wieder  abgenomaien  hat,  ist  woltl  anzunehmen,  dab 
sie  auch  kOnftig  genOgen  wird,  um  dem  Bedürfnisse  nach  Geldmetall  zu 
entsprechen. 

Den  ersten  Anlaß  zum  Sinken  des  Silberpreises  soll  die  deutsche  MUnz- 
reforra  nach  Beendigung  des  deutsch- französischen  Krieges  gegeben  habLn. 
Deutschland  bot  bis  zu  diesem  Zeitpunkt  ein  Bild  der  größten  Mannigtaitigkeit 
und  Zersplitterung  im  Münzwesen.  Nabe  an  100  verschiedene  MOnzsorten 
kursierten  in  den  einzelnen  deutschen  Staaten.  Nach  Errichtung  eines  einigen 
Deutschen  Reichs  war  es  unbedingt  erforderlich,  in  diesem  Wirrwarr  Ordnung 
zu  schaffen  und  für  alle  Bundesstaaten  gemeinschaftliche  Münzen  einzuführen. 
Die  Mittel  bot  die  französische  Kri^entschädigung.  Bei  den  Beratungen, 
welcher  Wvhrungsart  der  Vorzug  zu  geben  ist  —  bis  dahin  bestand  Silber- 
wiJhrung  — ,  entschied  man  ^icli  für  die  Goldwährung.  Diese  war  auch  schon 
durch  die  internationale  Münzkonferenz,  die  im  Jahre  1867  in  Frankreich  ge- 
tagt hatte j  fast  einstimmig  als  die  für  den  internationalen  Verkehr  geeignetste 
bezeichnet  worden.  Wenn  andere  Llfnder,  insbesondere  Frankreich  selbst, 
mit  der  Einführung  der  Goldwährung  trotzdem  gezögert  hatten,  so  war  dies 
—  zum  Teil  wenigstens  —  in  den  Bestrebungen  begründet,  zunfich'-t  möglichst 
viele  Länder  zur  Einführung  einer  gemeinschaftlichen  Wührung  zu  bestimmen. 
Derartige  Bestrebungen  hatten  schon  1865  zum  Abschlüsse  der  lateinischen 
MUnzkonvention  zwischen  Fninkreich,  Belgien,  Schweiz  und  Italien  auf  Grund 
der  Doppelwährung  geflthrt. 

Durch  das  Reichsgesetz  vom  9.  Juli  1873  nahm  das  Deutsche  Keich  die 
reine  Goldw.thrung  an  und  demzufolge  verkaufte  es  in  den  Jahren  bis  1879 
einen  grolkn  Teil  seines  Uberflüssigen  MUnzsilbers.  Die  Goldwährung  Deutsch- 
lands ist  allerdings  noch  immer  nicht  voilstirndig  durchgeführt,  da  sich  noch 
ein  Teil  der  früheren  Landessilbermünzen,  die  Taler,  obgleich  sie  seit  langem 
nicht  mehr  geprtfgt  werden,  als  gleichberechtigt  mit  den  ReichsgoldmUnzen  im 
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Zjhlungsverkehr  in  Umlauf  befindet.  Es  besteht  also  zur  Zeit  in  Deutschland 
noch  eine  sogenannte  hini<ende  Goldwülirung,  wa^  aber  auch  in  anderen 
GoldwflhningsUrndern  der  Fall  ist.  Indessen  hat  die  Stunde  der  letzten  Taler 
auch  schon  ^schlagen,  denn  die  Regierung  ist  durch  Gesetz  vom  i.Juli  1900 
crmHchtigf  worden,  die  in^ch  m  rfiindcnen  Taler  nach  und  nach  einzuziehen 
und  in  Keiclusscheidomllnzen  umzuprägen.  Erst  nach  dem  Verschwinden  der 
letzten  Taler  wird  das  Deutsche  Reich  reine  Goldwährung  besitzen.  Bei  dem 
Verkaufe  des  aus  eingeschmcrfzenen  SilbermOnzen  gewonnenen  Silbers  hat 
Deutschland  infolge  der  Preisverminderung  des  Silbers  einen  Verlust  von  an- 
nähernd 100  Millionen  Mark  L'eh.ibt.  Dieser  Verlust  wurde  allerdings  teilweise 
durch  die  aus  der  Goldbeschariung  und  aus  der  Prägung  von  Reichsscheide- 
inllnzen  entstandenen  Einnahmen  aufgewogen,  so  daß  die  Münzreform  in 
Wirklichkeit  bis  zum  Jahre  1898  nur  rund  27  Millior^en  Mark  Kosten  ver- 
ursacht hat.  (Vgl.  Helfferich,  Studien  über  Geld  und  Bankwesen,  1900.''  Der 
Verkauf  bedeutender  Silbermengen  seitens  des  Deutschen  Reichs  mußte  natür- 
lich auf  den  Silbermarktpreis  drücken,  zuujal  glciciizeitig,  wie  aus  der  ge- 
gebenen Obersicht  zu  entnehmen  ist,  eine  steigende  Mehrproduktion  des 
NK  Ullis  eintrat.  Immerhin  kommt  die  l^nwirkung  der  deutschen  Silberverköufe 
in  dem  Marktpreise  des  Silbers  nicht  besonders  zum  Ausdrucke,  denn  die 
Silberverkäufe  hörten  1879  auf;  gleichwohl  tiel  der  Siibermarktpreis  in  späteren 
Jahren  stlrker  als  in  den  siebziger  Jahren. 

Mit  Einführung  der  Goldwährung  wurde  das  Silber  zur  Scheidemttnze 
degradiert;  es  hörte  auf,  ein  gesetzliches  Zahlungsmittel  zu  sein.  Bei  dem 
früher  last  allgemein  herrschenden  Bimetallismus,  dem  das  Wertverhöltnis  von 
I  :  13'/«  zwischen  Gold  und  Silber  zugrunde  lag,  konnte  jeder,  der  Gold- 
oder  Silberbarren  besait,  diese  bei  den  amtlichen  Münzstätten  nach  Belieben 
in  Gold  umprägen  lassen.  Dieses  Recht  der  Privatleute  hörte  in  Deutschland 
mit  Einfuhrung  der  Goldwährung  bezüglich  des  Silbers  auf.  Das  Silber  wurde 
demnach  als  MUnzmetall  bei  uns  entwertet. 

Reine  Goldwahrung  hatte  bis  zum  Vorgehen  Deutschlands  in  der  be- 
schriebenen Weise  nur  England  besessen,  das  bereits  im  Jahre  18 16  gesetzlich 
zu  dieser  Währung  Ubergegangen  war,  nachdem  sie  schon  längere  Zeit  hin- 
durch tatsächlich  dort  bestanden  hatte.  Ungefähr  gleichzeitig  mit  Deutschland 
führten  die  skandinavischen  Reiche  —  Dänemark,  Schweden  und  Norwegen 
{1Ö73  bis  1875)  — ,  Holland  (1873)  und  Finoland  (1877)  die  Goldwährung 
ein.  Diesen  folgten  die  Staaten  der  lateinischen  Münzkonvention ,  denen  sieb 
inzwischen  auch  Griechenland  angeschienen  hatte,  durch  Aufhebung  der  freien 
Silberprügung  im  Jahre  1878.  Nach  und  nach  traten  noch  viele  andere 
Lander,  wie  Brasilien,  Portugal,  Chile,  Egypten,  Österreich- Ungarn,  Rußland 
und  Japan,  zur  Goldwährung  tlber.  Auch  in  den  Vereinigten  Staaten  von 
Nordamerika  besteht  Goldwährung.  Das  Land  besaß  diese  Währung  bereits 
1873,  führte  aber  vorübergehend  wieder  Doppelwährung  ein.  Die  mächtige 
Silberpartei  —  Nordamerika  ist  das  reichste  Silberproduktionsland  der  Krde  — 
setzte  nämlich  mehrere  Gesetze  durch  (die  Blandbill  1878  und  die  Sherman- 
bill  1890),  die  den  fflhrlichen  Ankauf  und  die  Ausprügung  bedeutender  Silber- 
mengen  mit  der  Absicht  anordneten,  dadurch  die  rückgängige  Bewegung  der 
Silbermarktprei^e  zu  hemmen.  Diese  Maßnahmen  konnten  aber  das  Fallen  des 
Silbermarktpreises  nicht  nennenswert  authalten,  und  die  SilberprKgungen  wurden 
im  Jahre  1893  ganz  wieder  eingestellt. 

In  Britisch  -  Indien  bestand  bis  zu  diesem  Jahre  noch  reine  Silberwirhrung. 
Das  vfdkreiche  Land  war  daher  ein  vorzügliches  Absatzgebiet  für  die  Silber- 
prtjduktion.  .Mier  auch  hier  hob  die  englische  Regieiüng  im  Einvernehmen 
mit  der  Landcsvcrwaltung,  um  weiterer  Entwertung  des  Silbergeides  vor- 
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zubeugen.  die  freie  SilberprJigung  im  Jahre  1893  auf  und  setzte  den  Wert  der 
Silberrupie  gleichzeitig  auf  lO  Pence  oder  Pfd.  Stcrl.  ft-^t.  Da-*  Silhergeld 
behielt  also  in  Indien  zwar  gesetzliche  Zahlungskratt,  aber  die  Menge  des 
Geldes  konnte  darch  Prügungeii  fttr  Private  nicht  weiter  vennehrt  werden. 
So  bestand  fortan  in  Indien  mit  dem  Rupiegeld  ein  tfhnliches  Verhttltnis  wie 
bei  uns  in  Deutschland  mit  dem  Talergeide.  Im  Jahre  1000  ging  man  in  der 
W  ahrung.sreform  einen  Schritt  weiter.  Nachdem  die  indische  Regierung  einen 
genügenden  Goldvorrat  angesammelt  hatte,  erktürte  sie  sich  bereit,  auf  V^langen 
jedem  fllr  1 5  Silberrupien  t  Pfd.  Sterl.  in  Gold  zu  zahlen.  Damit  war  auch 
für  das  bisher  größte  Silberwahrungsland  mit  seinen  rund  300  Millionen  Ein- 
wohnern die  Go!J\\  ^ihrung  z.ur  Tatsache  geworden.  Andere  englische  Kolonien, 
wie  Kanada,  Südairika  und  Australien,  haben  nie  eine  andere  Wahrung  als  die 
Goldwährung  gekannt.  Wo  solche  in  englischen  Kolonien  bisher  nicht  gilt, 
wie  z.  B.  in  Malakka,  wird  sie  sicher  auch  bald  eingeführt  werden. 

Der  Grund  für  den  Übergang  der  meisten  Länder  zur  Goldwährung  liegt 
darin,  daß  das  dold  bei  dein  waclisenden  Verkehre  zwischen  den  Völkern 
wegen  seiner  natürhclien  Vorzüge  allniahilcli  das  gesuciitere  Münznieiaii  wurde. 
Es  erleichterte  den  Handel  bedeutend,  denn  man  konnte  durch  Gold  mit 
kJeineren  Mengen  größere  Zahlungen  leisten.  Außerdem  ist  aber  sein  Wert, 
was  am  meisten  in  Betracht  kommt,  trotz  Schv\'onkungen  der  jahrlichen 
Produktionsmenge  ein  beständiger  geblieben.  Selbst  vorübergehende  bedeutende 
Steigerungen  der  Produktion  infolge  Ausbeutung  neuentdeckter  Alluviallager, 
wie  z.  B.  in  den  vierziger  Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts  in  Kalifornien, 
hoben  auf  den  Marktpreis  des  Goldes  wenig  Einfluß  gehabt.  Es  ist  als  MUnz- 
metall  unentbehrlich  geworden.  Ein  Ersatz  für  das  Goid  als  MUnzmetall  würde 
sehr  schwer  zu  beschaffen  sein. 

Daß  die  Ausbreitung  der  Goldwährung  auf  der  Erde  durch  die  Ent- 
wertung des  Silbers  als  MUnzmetall  auf  den  Marktpreis  des  Silbers  stark 
drückend  wirken  mußte,  ist  einleuchtend.  Wenn  auch  ein  Minderbedarf  an 
Silber  für  MUnzzwecke  gegen  früher  wohl  kaum  testgestellt  werden  kann,  da 
noch  immer  einzelne  Länder,  wie  Mexiko  und  China,  an  der  Silberwährung 
festhalten,  so  ist  doch  infolge  der  sich  verbreitenden  Goldwährung  jedenfalls 
auch  keine  nur  annähernd  im  Verhältnisse  zum  Wachsen  der  Silberproduktion 
stehende  Steigerung  des  Silberbedarfs  zu  Münzen  eingetreten.  Produktions- 
steigerung und  Einschränkung  der  Zahlungskraft  des  Silbers  als  Münze  haben 
das  fortdauernde  Sinken  des  Marktpreises  herbeigeführt.  Vorübergehende 
Finanzoperationen  eines  reichen  kapitalkrtfftigen  Silberproduktionslandes,  wie 
die  der  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  in  den  J  iliren  18.78  bis  1893, 
kofinfen  am  Fallen  des  Silberpreises  wenig  mehr  ändern.  Die  gesamte  Münz- 
politik  der  großen  Kulturstaaten  ist  dem  Silber  eben  nicht  mehr  gUnstig. 

Die  Nachteile  der  Silberentwertung  treten  hauptsächlich  im  Verkehre  der 
Goldwährungsländer  mit  Silberwährungsländem  hervor.  Die  Spekulation  wird 
durch  die  Schwankungen  der  Wechselkurse  gefördert.  Kapitalsanlagen  in 
Silber  Währungsländern  werden  erschwert.  Alle  früheren  Kapitalsaniagen  in 
solchen  Ländern  sind  durch  die  sinkenden  Silberpreise,  so  weit  die  Rück- 
zahlung in  Silber  zu  erfolgen  hat,  mehr  und  mehr  entwertet  worden.  Der 
.Ausfuhrhandel  nach  Silberländem  erweist  sich  als  wenig  lohnend.  Andererseits 
sind  Länder  mit  Silberwährung  oft  gefährliche  Konkurrenten  auf  dem  Welt- 
märkte, da  der  Kaufmann  solcher  Länder  das  Silber,  das  im  inneren  Verkehre 
•  seines  Landes  vielfach  noch  fast  den  alten  Kaufwert  behalten  hat,  auswärts 
billig  einkaufen  kann.  Er  kann  also  u.  U.  sowohl  seine  Arbeitskräfte  billiger 
haben  als  auch  Produkte  seines  Landes  für  die  Ausfuhr  billiger  einkaufen  als 
seine  Konkurrenten  in  Ländern  mit  Goldwährung. 
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Bei  uns  in  Deutschland  machen  sich  die  Folgen  der  Silberentwertung  bisher 
wenig  bemerkbar,  weil  die  minderwertigen  bilbermUnzcn  —  Taler  und  Reichs- 
silbermUnzen  —  zum  Nennwert  umlanfen.  Wir  haben  bei  unserer  im  Ver- 
gleiche mit  anderen  Landern  immerhin  geringen  umlaufenden  SilbermUnzen- 
menge  auch  wenig  für  die  Zukunft  zu  befürchten.  Lander  mit  gröiJerem 
Silberbestand  an  Münzen,  wie  die  der  lateinischen  MUnzkonvenlion  angehörigen 
Staaten,  ferner  Spanien,  Britisch  -  Indien,  die  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
amerika usw.,  sind  in  schlimmerer  Lage,  wenn  einmal  eine  ErscbQttening  des 
Staatskredits  eintreten  sollte.  Das  Gold  wOrde  in  solchen  FsUep  mit  be- 
deutendem Aufgcide  bezahlt  werden  müssen. 

Wie  gewaltig  der  Mindererlös  für  das  produzierte  Silber  sich  in  den 
Produktionslandern  geltend  macht,  wird  ersichtlich,  wenn  man  den  früheren 
Normalpreis  von  t8o  Mark  für  i  kg  Feinsilber  zum  Vergleiche  heranzieht. 
Danach  berechnet  sich  z.  B.  der  MinderertOs  der  deutschen  Silberproduktion  im 
Jahre  \Sq2  bei  einer  Produktionsmenge  von  480  350  kg  und  bei  einem  Silber- 
preise von  112  Mark  für  i  l'einsüber  auf  ruiul  V3  Millionen  Mark.  In  den 
reichsten  Silberproduklionslündcrn  ist  der  V  erlust  natürlich  noch  bedeutend  größer  ; 
*  so  haben  im  Jahre  1892  die  Produzenten  der  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
amerika bei  einer  Produktionsmenge  von  1,8  Millionen  kg  einen  Mindererlös 
von  rund  i 2  Millionen  Mark,  die  in  Mexiko  in  demselben  Jahre  bei  einer 
Produktionsmenge  von  1,4  Millionen  kg  einen  solchen  von  rund  95  Millionen 
Mark  zu  tragen  gehabt.  Viele  Silberbergwerke  haben  deshalb  ihren  Betrieb 
auch  schon  einstellen  müssen,  andere  fbhren  den  Betrieb  nur  noch  fort,  weil 
sie  auf  bessere  Zeiten  hofifen  und  bei  zeitweiliger  Betrieb'^einstcllung  die  Berg- 
werke ganz  aufgeben  müßten.  Finanziell  ergiebig  gestaltet  sich  die  Silber- 
produktion wohl  nur  noch  bei  Bearbeitung  besonders  reicher  Silbererze,  wo 
die  Produktionskosten  sich  gering  stellen,  oder  wenn  das  Silber  als  billiges 
Nebenprodukt  in  Gold-,  Kupfer-  usw.  Bergwerken  gewonnen  wird. 

Bei  der  großen  Bedeutung  der  Silberfrage  fllr  alle  Lflnder  haben  sich  die 
Bestrebungen  der  Münzpolitiker  usw.  nalürlicli  seit  langem  schon  darauf  ge- 
richtet, den  Marktpreis  des  Edelmetalls  wieder  zu  heben  oder  zu  befestigen. 
Die  gemachten  Vorschlage  haben  sich  aber  teils  als  unausführbar  erwiesen, 
teils  worden  sie  bei  der  zunehmenden  Oberproduktion  unwirksam  sein.  Es 
sind  z.  B.  eine  allgemeine  Verstaatlichung  der  Silbergewinnung,  Errichtung  inter- 
nationaler Münzstalten,  internationale  Festlegung  der  Zahlungskraft  des  Silber- 
geldes usw.  vorgeschlagen  worden.  Insbesondere  ist  die  Umgestaltung  der 
Wahrung  —  allgemeine  Einführung  der  Doppelwahrung  •—  in  Frage  ge- 
kommen. Internationale  Kongresse  —  1878  und  1881  in  Paris,  1892  in 
Brüssel  —  haben  sich  mit  der  Angelegenheit  auf  das  eingehendste  befafXt. 
Einzelne  Staaten  haben  tür  die  Beratung  von  Ma1>rcgeln  zur  Hebung  und 
Befestigung  des  Silberwerts  besondere  Kommissionen  eingesetzt,  wie  z.  B. 
Deutschland  im  Jahre  1894  die  sogenannte  Silberkommission.*)  Erfolge  sind 
aber  nicht  zu  verzeichnen  gewesen.  Die  Interessen  der  einzelnen  Lander  sind 
zu  verschieden  und  l;i  sen  sich  schwer  vereinigen.  Bei  den  sich  fortwährend 
enger  gestaltenden  Beziehungen  der  Völker  ist  es  wohl  nicht  ausgeschlossen, 
daß  beschranktere  internationale  Vereinbarungen  zur  Besserung  der  Silber- 
preislage noch  getroffen  werden,  vorläufig  laßt  sich  aber  nicht  Obersehen,  wann 


*)  Anm.   Kürzlich  sind  aus  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  und  * 
Mexiko  Wahrungskomtnissionen  in  Berlin  eingeirofTen,  um  mit  Bevollmächtigten  des 

Deutschen  Reiclis  i'.lier  die  Begründung  eines  festen  Vcrbnlmi-^se«:  /^\'ischen  den  MOnz- 
Systemen  der  Länder  mit  Gold-  und  Silberwahrung  zu  unterhandeln. 
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die  rückläufige  Bewegung  der  Silbermarktpreise  aufhören  wird.  D;1^  Gold 
erwirbt  sich  als  Geld  eine  immer  wachsende  Beliebtheit  im  internationalen 
Verkciir  und  die  Goldwährung  wird  deshalb  wohl  ihren  Eroberungszug  tort- 
setzen,  bis  sie  alle  Lflnder  der  Erde  unter  ihr  Szepter  gezwungen  hat;  dem 
Silber  aber  wird  als  Geldmetal!  für  die  Zukunft  beschieden  sein,  sich  mit  der 
bescheideneren  Rolle  als  Scheidemünze  zu  begUngen. 


KLEINE  MITTEILUNGEN. 

Verkeh  rsverhül  t  n  issc  auf  Madagaskar.  In  einer  von  Rud.  Wagner 
durch  die  »Deutsche  Kolonialztg.«  vcrötfentlichten  Abhan^llüni;  über  Mada- 
gaskars wirtschaftliche  Entwickclurm.  wie  sie  sich  unter  der  rührigen  Koloni- 
sationslütigkeit  der  Franzosen  vollzogen  hat,  begegnen  wir  u.  a.  interessanten 
Mitteilungen  Uber  das  dortige  Verkehrswesen,  die  frühere  Angaben  des  Archivs 
(vgl.  Jahrg.  1885  ^^5  sowie  1900  S.  602)  in  erwQnschter  Weise  zu  ergänzen 
geeis;net  sind. 

Der  Verfasser  bemerkt,  dals  die  Handelsbewegung  auf  der  Insel  im  Ver- 
gleiche zu  deren  Grölk  und  den  gut  entwickelten  natürlichen  HUlfsquellen 
zwar  noch  eine  bescheidene  sei;  man  mttsse  aber  berOckstchtigen,  dafl  es  im 
Jahre  1896,  als  die  eigentliche  französische  Kolonisation  begann,  Verkehrswege 
und  demgemäß  einen  Handelsverkehr  auf  Madagaskar  so  gut  wie  gar  nicht 
gegeben  habe.  Nur  der  Volksstamm  der  Howas  hatte  einige  Fußpfade  für 
Träger  zwischen  Tamatave  und  Tananarivo,  wahrend  die  Übrigen  Stamme 
völlig  isoliert  lebten.  Die  franzflsische  Tätigkeit  mußte  daher  zuerst  an  diesem 
Punkte  ihre  Hebel  ansetzen;  denn  ohne  Verkehrswege  war  kein  politi^^cher 
Eintluli,  noch  weniger  eine  wirtschaftliche  Entwickelung  denkbar.  Hierin 
haben  nun  die  Franzosen  unter  General  Gallieni  zweifellos  Bedeutendes  ge- 
lebtet. Heute  hat  Madasgaskar  ein  ganz  ansehnliches  Wegenetz  aufouwetsen. 
Freilich  handelt  es  sich  meist  um  keine  Kunststraßen  in  unserem  Sinne;  auf 
diese  Bezeichnung  kann  nur  die  neue  Strcil^^e  1  ananarivo-Tamatave ,  route  de 
TEst,  Anspruch  eriiebcn;  die  sonstii^en  dnrtiuen  Verkehrswege  kann  man  etwa 
folgendermaßen  klassitizicren:  Fahrstraßen  ^routes  carossables),  technisch  ungefähr 
auf  der  HOhe  unserer  »gefestigten  Wege«  stehend,  Saumpfade  (sentiers  rouletiers), 
etwa  unseren  Feld-  und  Waldwegen  entsprechend,  und  Fußwege  (sentiers 
ordinal  res). 

Alle  Plätze,  die  einige  Bedeutung  besitzen,  sind  unter  sich  oder  mit  dem 
nächsten  Kttstenpunkte  durch  Veiicehrsw  ege ,  die  mindestens  einen  Maultier- 
transpoft  gestatten,  verbunden.  Wenn  man  heute  die  Verkehrskarte  Madagaskars 

betrachtet,  so  ist  man  über  dessen  enges  Verkehrsnetz  erstaunt.  Die  zentrale 
Lage  des  politischen  Mittelpunktes,  der  alten  Howaresidenz  Tananarivo,  bedingte 
eine  strahlenförmige  Straßenanlage.  Die  Hauptlinien  sind  die  nach  Tamatave 
und  Majunga.  Die  erstere,  wie  schon  erwähnt,  eine  moderne  Kunststrafle, 
fuhrt  In  ziemlich  gerader  Richtung  nach  dem  an  der  Ostkhstc  belegenen 
Andevorante,  von  dort  der  Küste  entlang  nach  Tamatave.  Doch  tritt  der 
letztere  Abschnitt  tür  den  Handelsverkehr  in  den  Hintergrund,  weil  die  in 
eiruger  Enltcrnung  der  Küste  parallel  sich  hinziehenden  Lagunen  den  Lieuaiiken 
einer  Binnenwasserstraße  nahe  legten.  Ohne  erhebliche  Kosten  konnten  diese 
zum  Teil  vertieft  und  miteinander  verbunden  werden,  so  daß  ein  Teil  heute 
schon  benutzbar  ist.  Diese  Fahrstraße  war  den  Franzosen  umso  willkommener, 
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aU  der  KUstenschiftahrt  im  Osten  der  Insel  wegen  des  Mangels  an  guten 
Landungsplätzen  erhebliche  Schwierigkeiten  entgegenstanden.  Eine  Kunslstralie, 
wie  die  von  Tananarivo  nach  der  OstkUste,  ist  auch  nach  der  Westküste,  nach 
Majunga,  geplant,  da  von  dem  Bau  einer  Bahn  auf  dieser  Stredce  in  ab- 
sehbarer Zeit  noch  keine  Rede  sein  kann.  .Auch  hier  soll  teilweise  der 
Wasserweg  benutzt  werden,  und  zwar  für  die  letzten  200  bz.  150  km  von 
Suberbieville  bz.  Marlolo  nach  Majunga  der  schiffbare  Unterlauf  des  ßetsiboka. 

Im  Qbrigen  sucht  man  einstweilen,  wie  gesagt,  mit  gefestigten  Fahrwegen 
(routes  carossables),  die  nach  Bedarf  mit  schnilileren  oder  breiteren  Maultier- 
wegen verbunden  werden,  auszukonimen.  Hauptlinien  dieser  Art  sind  die 
Strecken  Tjukuku  ivo-Ambatondrazaka  (nördlich)  mit  verschiedenen  Abzweigungen 
nach  der  Kü^u-  in  nordöstliciicr  und  nordwestlicher  Richtung,  nach  Ankavandre 
(westlich  halbwegs  zwischen  Hauptstadt  und  KQste),  nach  Soarano  an  der 
Westküste,  nach  Ilujsy  Uber  Fianarantsoa,  von  letzterem  eine  Abzweigung  nach 
Mananjary  an  der  Ostküsle,  von  Ihosy  eine  ebensolche  nach  Tulear  an  der 
Westküste  einerseits  und  Fort  Dauphin  an  der  Südostspitze  der  Insel  andererseits. 

Das  ist  in  grofien  Zügen  das  Verkehrsnetz,  wie  es  von  den  geographischen 
Verhältnissen  und  der  mutmaßlichen  wirtschaftlichen  Entwickclung  der  Insel 
gegeben  erscheint.  Auf  diesen  Straßen  und  gefestigten  Wegen  leistet  eine 
Anzahl  von  Automobilen  vorzügliche  Dienste,  was  dem  Verfasser  zu  der 
Bemerkung  Anlaß  gibt,  es  wäre  sehr  zu  wünschen,  daß  dieses  »Vehikel  der 
Zukunft«  auch  in  unseren  deutschen  Kolonien  Verwendung  filnde. 

Der  Glanzpunkt  der  französischen  Tätigkeit  hegt  aber  gegenwärtig  in  dem 
Bau  einer  Eisenbahn  zwischen  Tananarivo  und  der  OstkO'<te.  Sic  geht  vor- 
läufig von  Aniverano  am  Vohitra  aus  und  wird  bis  zum  Mangoratlusse  i^etührt; 
die  Fortsetzung  nach  Tananarivo  wird  erst  später  hergestellt,  ebenso  wie  die 
Endstrecke  von  Aniverano  nach  der  Hafenstadt  Andevoranle.  Die  in  der 
Herstellung  begrilfene  Strecke  ist  in  drei  Bauabschnitte  zerlegt;  die  Erdarbeiten 
■^ind  vclion  ziemlich  weit  gediehen.  Ein  Teil  des  ersten  Abschnitts  (von 
Aniverano  bis  an  den  Kalaloa),  etwa  30  km,  ist  bereits  im  Betriebe.  Der 
Bahnbeu  verursacht  erh^liche  technische  Schwierigkeiten;  et  handelte  sich  aber 
nicht  allein  darum,  die  Hindemisse  eines  sehr  bergigen  Terrains  zu  überwinden: 
J:'-  Haupthemmnis  bildete  vielmehr  die  Arbeiterfrage  und  das  ungesunde 
Kiiiiia  der  Gegend.  Daß  General  (inllieni  die  schwierigste  und  wichtigste 
Frage  der  K.olünialpolitik,  die  Arbeilcrirage,  tür  seinen  Teil  zu  lösen  verstand, 
ist  ein  vollgültiger  Beweis  für  seine  hervorragende  kolonisatorische  Begabung; 
nichts  hat  die  Zweckmäßigkeit  seiner  Kingeborenenpolitik  besser  dargetan,  als 
die  Tatsache,  daß  es  der  Leitung  des  Bahril>:uies  an  madagassischen  -\rbeitem 
nicht  nur  nicht  mangelte,  sondern  daß  solche  mehr  als  notwendig  zur  \'er- 
fUgung  standen,  obwohl  die  madagassischen  Stämme  von  Hause  aus  nicht 
weniger  arbeitsscheu  sind  als  die  Festlandsneger.  Wir  haben,  bemerkt  der  Ver- 
fasser in  seinen  Schlußbetrachtungen,  keine  Veranlassung,  über  die  »französische 
militärische  Kolonisation«  die  Nase  zu  rümpfen,  müssen  vielmehr  wünschen, 
daß  die  deutsche  Koloni.Nationslätigkeit  sich  an  Madagaskar  ein  Beispiel  nehmen 
möge. 

Der  Hoangho.  NOr  einiger  Zeit  wußten  die  Zeitungen  zu  berichten,  daß 
die  chinesische  /entralregierung  zu  Peking  dem  Gouverneur  von  Schantung 
wiederum  eine  Summe  von  50000  Taels  lür  die  durch  den  Hoangho  schwer 
heimgesuchte  Bevölkerung  von  Wu-ting-fu  überwiesen  habe.  Entsetzlich  viel 
Unglück  und  Elend  hat  der  Strom,  dieser  »Kummer  Chinas«,  wie  er  genannt 
wird,  mit  seinen  gelben  Fluten  schon  über  das  arme  Nordchina  gebracht: 
zahllose  Menschenleben  helen  im  Laufe  der  Jahrtausende  seiner  Zei^tOrungs- 
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wut  zum  Opfer;  Berge  von  Silberbarren  sind  in  seinen  Deichen  verschwunden; 
eine  unabsehbare  Reihe  von  großen  und  kleinen  Mandarinen  sind  durch  ihn 
um  ihre  Rangknöpfe  und  sonstigen  Ehrenzeichen,  wenn  nicht  um  ihr  Amt 
oder  gar  ums  Leben  gekommen;  blühende  Dörfer  wurden  spurlc»  vom  £rd> 
boden  vertilgt.  Einer  anschaulichen,  lebhaft  empfundenen  Skizze  des  »Ostas. 
Lloyd  '  Uber  diesen  Strom  entnehmen  wir  die  folgenden  Betrachtungen. 

Wie  ein  ruheloser^  unbändiger  Ric^e  walzt  sich  der  Hoangho  in  seinem 
Bette,  und  wenn  es  ihm  nicht  mehr  darin  gefällt,  so  geht  er  auf  die  Wande- 
rung, indem  er  eine  andere  Richtung  einschlagt.  Die  Ursache  ist  darin  zu 
suchen,  daß  dieser  Fluß  durch  Anscliwemmnngen  fortwährend  das  Niveau  von 
Nordchina  hebt;  ob  auL'ierdeni  noch  die  iiordchincsische  Küste  sich  von  innen 
heraus  allmählich  hebt,  wie  das  bei  einigen  anderen  SeekUsten  beobachtet 
wird,  ist  eine  Frage,  die  schon  öfter  erörtert,  aber  noch  nicht  gektfirt  worden  ist. 

Vom  hohen,  in  ewigen  Schnee  gehüllten  Gipfel  des  Kun-lum  (Kuen-Iun), 
von  dem  aus  die  größten  Ströme  des  asiatischen  Kontinents  herabsteigen, 
nimmt  der  Hoangho  den  Anfang  seines  mehr  als  4700  km  langen  Laufes. 
Durch  die  Mongolei  in  mächtigem  Bugen  nach  SUden  umbiegend,  wirft  er  sich 
dann  mit  der  ganzen  Wucht  seiner  reißenden  Strömung  in  die  Löfigebirge  der 
Provinzen  Schansi,  Schensi  und  Honan.  Bei  der  Bergfeste  Tung-kuan,  dem 
Ecksteine  dieser  drei  Provinzen,  biegt  er  plötzlich  im  Knie  um  imd  setzt  nun 
seine  Wanderung  durch  die  zerklüfteten  LöUberge  fort,  bis  er  bei  Kai-feng-fu 
in  Honan  die  Ebene  erreicht.  Wer  einmal  diese  Löfilandschaft  gesehen  hat, 
wundert  sich  nicht  mehr  Ober  das  gelbe  Aussehen  des  Hoangho.  Der  feine 
Staub  (Löß  genannt),  welchen  die  Stürme  als  Erosionsprodukt  der  zentral - 
asiatischen  Gebirge  seit  Jahrtausenden  herangeweht  haben,  hat  sich  hier  zu 
mächtigen  Bergen  gesammelt,  welche  das  Steingerippe  der  ursprunglichen 
Formationen  vollstVndfg  einhüllen.  Wasser  und  Verkehr  haben  dann  diese 
Decke  wieder  zerrissen,  hin  und  her  durchschnitten,  un.l  so  ist  jenes  ei-  n  irtig 
zerklüftete  Landscliaftsbild  entstanden,  wie  man  es  wohl  kaum  anderswo  in  der 
Welt  in  solch  typischer  Ausbilduni;  wieLk-rtiriJet.  Tief  durch  die  gewaltigen 
Lchmwiinde,  die  an  beiden  Seiten,  kaum  z  ui  voneinander  entfernt,  wie  senk- 
rechte Mauern  50  m  und  höher  emporragen,  führt  der  Weg  oft  auf  ausge- 
dehnte Strecken.  An  den  weichen  lirdmassen  nagt  und  spUlt  der  Hoangho, 
bis  er  seine  Fluten  damit  gesättigt  hat:  daher  die  Masse  Lehm,  welche  der 
»gelbecc  Fluß  mit  sich  führt.  Unterwegs  \iM  er  einen  I'eil  dieser  Erd-  und 
Sandmassen  auf  den  Grund  seines  Bettes  niedersinken;  mit  dem  Reste  gibt  er 
dem  Gelben  Meere  Flrbung  und  Namen  zugleich.  Auf  diese  Weise  steigt 
natürlich  das  Bett  des  Flusses  von  Jahr  zu  Jahr;  die  Dämme,  die  es  einengen, 
müssen  proportionell  mit  in  die  Höhe  wachsen,  bis  endlich  in  einem  unbe- 
wachten Augenblicke  der  Fluü  den  Damm  durchbricht  und  mit  furchtbar 
verheerender  Wirkung  seine  Wassermassen  in  das  tiefer  gelegene  Land  ergiefit. 
Die  Erdmassen,  welche  der  Kluß  absetzt,  sind  so  groß,  dafi  nicht  selten  im 
Verlaufe  weniger  Stunden  die  Bodenhöhe  sich  merklich  umgestaltet.  Die  aus- 
geschwemmten Krdmassen  '^ind  nicht  gleichwertig,  bisweilen  brint^'t  der  Strom 
fruchtbaren  Löh  und  läüt  gutes  Ackerland  zurück,  ein  anderes  Mal  bringt  er 
nur  Sand  und  damit  Unfruchtbarkeit  und  Verwüstung. 

In  alten  Zeiten  flofi  der  Hoangho  weit  nach  Norden  und  mündete  nördlich 
von  Tientsin,  wo  er  sich  wahrscheinlich  in  neun  Arme  teilte.  Eine  sehr  weite 
Wanderung  begann  er  im  Jahre  1071,  die  damit  endete,  daß  er  sich  einen 
südlichen  Lauf  auswählte,  seine  Wasser  mit  denen  des  kleineren  Huai-ho  ver- 
dn^te,  und,  nachdem  dessen  Bett  ihm  zu  eng  geworden  war,  das  grolle  Bassin 
des  Hung-che-hu  mit  seinem  Überflusse  speiste;  von  dort  aus  wendete  er 
sich  ifi  der  Nflhe  von  Tsing-lüang  direkt  östlich  dem  Meere  zu.   Damit  war 
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der  gelbe  Riese  in  das  Wasserlabyrinth  von  Kiang-nan  oder  Yang-chou  ein- 
getreten. Der  grolk  Mongolenkaiser  Kublai  Khan  benutzte  diese  Änderung  der 
Dinge,  um  seinen  Kanal,  der  ihm  als  KoRimunikalionsstrafle  von  der  größten 
Wichtigkeit  war,  in  dieses  Wassemetz  einiugUedem.  Vom  Hoangho  aus  wurde 
der  Kni^erkanal  unter  Aosnutsung  der  natürlichen  VerhliUnisse  bis  nach  Peking 

weitergetUhrt. 

1830  nahm  der  Strom  plötzlich  seinen  Laut  wieder  nach  Norden  zu,  in- 
dem er  ungeflihr  die  Richtung  einschlug,  die  er  noch  jetzt  inne  hat.  Seitdem 
hat  er  nur  selten  für  ein  Jahr  Ruhe  gehalten.  Bald  brach  er  hier,  bald  dort  * 
durc!i  die  DiimiTie,  die  man  auch  hier  wieder  in  gewaltiger  Breite  und  Höhe 
an  seinen  beiden  Seilen  in  doppelter  Reihe  aufgeschüttet  hat.  Eine  seiner  ver- 
hängnisvollsten L  bet  schwemmungen  war  die  von  1889,  als  der  Hoangho  sUd- 
flstlich  von  Cheng-chou  (Honan)  durchbrach  und,  indem  er  den  Lauf  des 
Sha-ho  benut7,tc,  durch  die  Provinz  An-hui  hindurch  wiederum  seinen  alten 
Freund,  dc^n  Huai-ho,  aufsuchte.  Zahllose  Menschen  sollen  bei  dieser  Gelegen- 
heit ertrunken  sein. 

Fragt  man  sich,  wie  es  mOglich  sei,  dafi  der  Ftufi,  wenn  seine  Damme  in 
Ordnung  gehalten  werden,  immer  wieder  durchbricht,  so  bt  freilich  zu  be- 
rücksichtigen, dnß  selbst  unsere  europäische  Wasj>erbaukunst  am  Hoangho  ihre 
schwere  Last  haben  würde,  aber  die  Hauptschuld  liegt  daran,  daß  die  Chinesen 
von  vornherein  ihre  Dammarbeiten  sehr  nachlassig  au&fUhren.  Kaum  ist  der 
Damm  fertig,  so  mufi  natürlich  der  Verkehr  Ober  ihn  hinwe^eftlhrt  werden. 
Die  Lastwagen  schneiden  immer  tiefer  ein  und  bahnen  dem  Strom  »eine  Aus- 
gangspforten. 

Plöne  zur  Regulierung  des  Hoangho  sind  seit  Urzeiten  entworfen  worden; 
als  wirklich  Erfolg  versprechend  hat  skh  indes  noch  keiner  erwiesen.  Man 
hat  schon  davon  geredet,  es  möchten  am  Oberläufe  des  Stromes  Seen  ange- 
legt werden,  oder  nbcr  man  ^olle  ihm  ein  doppeltes  Bett  schaffen,  ein  nörd- 
liches und  ein  südliche^,  und  abwechselnd  das  Wasser  bald  in  dem  einen,  bald 
in  dem  anderen  lauten  lassen,  während  in  der  Zwischenzeit  das  wasserfreie 
Bett  zu  reinigen  wflre.  Jetzt,  wo  die  ausländische  Kultur  durch  die  Tore 
Chinas  einzieht,  bringt  sie  vielleicht  auch  das  langersehnte  Mittel,  den  Hoangho, 
diesen  wilden  Natursohn,  endgültig  zu  bündigen  und  zu  zflhmen. 


Elektrische  Bahn  von  Neapel  nach  dem  Vesuv.    Die  Firma 

Thon).  Cook  &  Son  in  London  läßt  eine  elektrische  Bahn  von  Neapel  nach 
ihrer  zum  Vesuvkrater  führenden  Seilbahn  bauen.  Mit  der  in  kürze  zu  er- 
wartenden Fertigstellung  wird  eine  der  Unzulänglichkeiten  im  italienischen 
Reiseverkehre  verschwinden;  denn  es  wird,  um  den  Fuß  der  Seilbahn  zu  er- 
reichen, nicht  mehr  nötig  sein,  eine  Strecke  von  18  km  und  einen  Höhen- 
unterschied von  700  m  zu  Wagen  zurückzulegen .  w  ie  das  bisher  der  Fall 
war.  (  ber  d:i<^  interessante  IJnternchnien  verütlentiicht  die  »Ztg.  d.  Ver, 
Deutsch.  Eisenb.-Verwalt.u  an  der  Hand  eines  Aufsatzes  des  bauleitenden 
Ingenieurs  Strub  in  der  Schweiz.  Bauztg.  nachstehende  Einzelheiten. 

Die  neue  Bahn  schließt  in  Resina  an  die  elektrische  Bahn  Neapel  -  Resina 
an  und  feilt  sich  in  drei  Abschnitte.  Der  erste  Abschnitt  erstreckt  sich  als 
Adhäsionsbahn  von  der  Anfangsslation  in  Pugliano,  dem  oberen  Teile  von 
Resina,  3,15  km  weit  bis  zum  Kraftwerke.  Der  zweite  Abschnitt  hat  Zahn- 
stange und  endigt  an  der  Station  Ereroo-Osservatorio  in  594  m  Höhe  bei 
Kilometer  4,8;  seine  L.'Jnge  bctrilgt  it'i^o  m.  Daran  sdll^t  sich  der  dritte 
Abschnitt,  der  2700  m  lang  i»t  und  mit  Adhlteion  bis  zur  unteren  Station 
der  Seilbalm  führt. 
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Von  Pugliano  aus  durchschneidet  die  Vesuvbahn  bi<  zur  Zahnstangen«;trecke 
nacheinander  die  Lager  der  Lavaströine  von  1737,  1838,  1868  und  1872. 
Die  ßahn  geht  sodann  durch  bebautes  Land,  durch  Wälder  von  Edelkastanien 
nach  dem  Ende  der  Zehnslangenstrecke,  der  bereits  erwähnten  Station  Eremo« 
Osservatorio.  Hier  errichtet  das  Haus  Cook  ein  großes  Hotel.  Oberhalb  des 
Observatoriums  kreuzt  die  Linie  die  zur  Seilbahn  führende  Straße  mit  zwei 
SchienenUbergängen  und  zieht  sich  gegen  die  Seilbahnstation  bis  zu  Kilo- 
meter 6^.  Bei  Kilometer  6,8  war  eine  Spitzkehre  nötig,  und  nach  einer 
staricen  Krfimmung  ist  die  untere  Station  der  Seilbahn  erreicht. 

Der  Unterbau  ist  nach  den  Grundsätzen  neuerer  schweizerischer  Berg- 
bahnen, jedoch  unter  Berücksichtigung  der  im  Herbst  und  Winter  vorkom- 
menden tropischen  Regen,  die  sorgtüitig  ausgeführte  Wasserabläufe  verlangen, 
hergestellt.  Kunstbauten  konnten  gans  vermieden  werden;  einige  Stütz-  und 
Einfriedigungsmauem,  Durchlässe  bis  zu  3,0  m  Öffnung  sind  die  einzigen 
Mörtelmauerwfrkbauten  der  Balm.  Die  Herstellung  des  Unterbaues  mit  Be- 
schotterung ohne  die  Länder  Werbung  wird  ungefähr  auf  300000  Frcs.  ZU 
stehen  kommen,  was  auf  das  Kilometer  40  000  Frcs.  ergibt. 

Der  Oberbau  besteht  aus  Flußstahlschienen  von  20  kg/m  Gewicht,  die 
Normallänge  der  Schiene  ist  10,5  m.  Auf  den  Adhäsionsstrecken  verkehren 
einzelne  Automobil  Personenwagen  für  Reisende.  Die  Wagen  werden  auf 
der  Zahnstangenstrecke  durch  eine  eigene  Zahnradlokomotive  bewegt.  In  den 
ersten  Betriebsjahren  werden  für  die  Zeit  vom  i.  Juni  bis  i.  September  und 
vom  t.  Dezember  bis  1.  Mars  täglich  drei  Züge  in  jeder  Richtung  genügen; 
vorläufig  sind  drei  Automobil  wagen  und  zwei  Lokomotiven  geliefert  worden. 
Erstere  sind  zweiachsig  und  haben  drei  Abteile  zu  je  acht  Sitzplätzen.  Die 
Wagen  erhielten  zwei  BremsausrUstungen :  eine  kräftige  Spindelbremse,  die 
von  l>etden  Plattformen  aus  bedient  werden  kann,  und  eine  elektrische  Kurz- 
schlußbremse in  Verbindung  mit  einer  elektromagnetischen  Schienenbremse. 
Die  Wagenbeleuchtung  ist  elektrisch.  Das  mit  Gas  betriebene  Kraftwerk  hat 
elektrische  Kraft  zu  erzeugen  für  die  geschilderte  Hauptlinie  und  für  den 
Betrieb  der  neu  zu  errichtenden  Seilbahn;  die  jetzige  Seilbahn  wird  sofort 
nach  Erstellung  der  Zufinhrtslinie  abgetragen,  in  neuem,  verbessertem  Bau 
ausgeführt  und  —  statt  wie  bisher  mit  Dampf  —  mit  Elektrizität  betrieben. 
Die  Gcsamtanlagekosien  der  Bahn  von  Resina  bis  zur  Seilbahn  betragen 
I  154000  Frcs.  oder  134000  P^rcs.  für  ein  Bahnki!f)meter ;  somit  kann  diese 
Bahn  unter  den  Bergbahnen  weitaus  zu  den  billigsten  gerechnet  werden. 


Auf  findung  von  Papyrus  Urkunden  in  egyptischen  Gräbern.  Seit 
einigen  Jahren  sind  in  Egypten,  wie  wir  der  Vossischen  Ztg.  entnehmen, 
Mumien  mit  Umhüllungen  aus  Papyrusblattern  aufgefunden  worden,  die  zu 
den  kostbarsten  Quellen  antiker  Schriftreste  zahlen.  Denn  vielfach  haben  die 
alten  Egypter  zu  MumienhUllen  wertlos  gewordene  beschriebene  Bliftter  ver- 
wendet, die  meist  vorzüglich  erhalten  sind.  .\us  einzelnen  Mumien  wurden 
meterlange  Urkunden  dieser  Art  gewonnen.  Kürzlich  ist  bei  El  Hibeh  von 
den  Engländern  Grenfell  und  Hunt  wieder  eine  solche  Begräbnisstätte  entdeckt 
worden.  Sie  stammt  aus  dem  zweiten  und  ersten  Jahrhundert  vor  Christi 
Geburt  und  enthalt  eine  Fülle  von  Ptolemaer-Urkunden  sowie  von  literarischen 
Papyri,  die  nun  in  mühsamer  Arbeit  losgelöst  werden,  um  Liaiicn.i  Zeugnis 
abzulegen  von  vergangenen  Zeiten,  ihrer  Kultur,  ihren  Sitten  und  Anschauungen. 
Eine  Veröffentlichung  über  den  Inhalt  der  Funde  steht  bevor. 
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LITERATUR 

I.  Atlas  der  Postgeographie  in  33  Haopt-  und  22  Nebenkarten. 

Herausgegeben  von  W.  Ruhnstruck,  Ober-Postassistent.  Ausgeführt 
in  der  Geographischen  Anstalt  von  Dietrich  Reimer  (Ernst  Vohsen) 
in  liLTÜn  Lübeck  1903.  Verlag  de>  Herausgebers.  Preis  ungebunden 
3  Mark  40  Pf.,  gebunden  3  Mark  90  Pf. 

Der  »Atlas  der  Postgcographie«  wurde  im  Jahre  1899  zum  ersten  Male 
aufgd^t.   Er  erscheint  jetzt  in  zweiter  Ausgabe.   Die  Anzahl  der  Karten- 

blätter  ist  von  29  auf  erhöht  worden.  Hinzugekommen  sind:  eine  Fluß- 
und  Gebirgskarte  von  Mitteleuropa  und  eine  solche  von  Asien,  eine  Karte 
von  der  Schweiz  und  Tirol  und  eine  Karte  von  den  Niederlanden,  Belgien 
und  Luxemburg.  Durch  die  Einfügung  von  rein  physischen  Karten  wird  die 
Angabe  der  Bodcngestaltung  usw.  bei  den  eigentlichen  Verkehrskarten  ent- 
bchrhch.  Diese  Karten  gewinnen  infolgedessen  an  Klarheit  und  Übersichtlich- 
keit. Zu  dem  gleichen  Zwecke  ist  bei  manchen  Karten  statt  des  F'Uichen- 
kolorits  der  ersten  Auflage  Randkolorit  angewendet.  Die  Faltung  der  Karlen 
ist  nach  Möglichkeit  vermieden  und  dadurch  ihr  Gebrauch  erleichtert  worden; 
wo  ein  Zusammenfalten  nicht  unii;angen  werden  konnte,  sind  die  Falten  zur 
Erhöhung  der  Haltbarkeit  auf  der  Rückseite  mit  Leinwandstreifen  überklebt. 

Die  vorliegende  zweite  Auflage  weist  gegenüber  der  ersten  im  allgemeinen 
manche  Verbesserungen  und  Ei^änzungen  auf.  Leider  erstreckten  sich  die 
Ergänzungen  nicht  auf  die  Karte  des  Welttelegraphennetzes,  obschon  gerade 
hier  in  den  letzten  Jahren  das  Bild  sich  wesentlich  verhindert  hat.  So  fehlen 
auf  dieser  Karte  u.  a.  folgende  Kabellinien:  das  britische  Pacifickabcl  von 
Vancouver  (Britisch-Nordamerika)  nach  Soulhport  (Australien),  die  Teilstrecke 
des  neuen  amerikanischen  Pacifickabels  von  San  Francisco  nach  Honolulu, 
die  Kabel  Durban-Mauritius  und  Mauritius-Rodriguez  Insel-Cocos  Inseln— Perth 
(Australien),  das  Kabel  Watcrville  Irland' -  .Azoren,  das  Kabel  Perth  Adelaide 
und  das  Kabel  Doubtless  Bay  .^Neuseeland! -Norfolk  Insel.  Dieser  Fehler  wird 
bei  einer  weiteren  Auflage  gut  zu  machen  sein. 

n.  Atlas  der  deutschen  Post  leitkarten.  Herausgegeben  von 
W.  Ruhn Struck,  Ober- Postassistcnt.  11  Haupt-  und  4  Neben- 
karten. Lübeck  1903.  Verlag  des  Herausgebers.  Preis  in  festem 
Papierumschlag  i  Mark  50  Pf. 

In  diesem  Atlas  hat  der  Herausgeber  die  in  dem  groiSen  »Atlas  der  Post- 
geographie«  enthaltenen  1 1  deutschen  Kurskarten  zu  einem  besonderen  Hefte 

vereinigt.  Ks  entspricht  dies  dem  Wun>-che  mnnchcr  Beamtet!,  die  den  voll- 
ständigen Atlas  nicht  brauchen,  aber  die  Kurskarten  in  handlicher  Form 
besitzen  möchten.  Diese  Kurskarten  sind  nicht  nur  ein  Hulfsmittcl  beim 
geographischen  Unterricht,  sondern  eignen  sich  auch  zur  graphischen  Dar- 
stellung der  Leilbereiche  und  sind  in  dieser  Form  Alf  den  Abfertigungs- 
beamten von  wesentlichem  Nutzen.  Einzelne  Karten  werden  vom  Heraus- 
geber zum  Preise  von  1 5  Pf.  abgegeben. 

Für  die  Erklfirung  der  je  nach  der  Bedeutung  der  Postanstalten  ver- 
schiedenen Schrift  der  Ortsnamen  dürften  bei  einer  Neuauflage  der  Kurakarten 
für  ieJe  Karte  nur  solche  Namen  als  Beispiele  zu  wählen  sein,  die  in  dem 
dargestellten  Gebiete  wirklich  vorkommen;  es  wirkt  störend,  auf  der  Karte 
von  Schleswig- Holstein  bei  der  Zeichenerklärung  den  Namen  Konstanz,  Telt- 
nang,  Kempten  zu  begegnen. 
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POST  UND  TELEGRAPHIE. 


BEIHEFT  ZUM  AMTSBLATTE 

DES  REICHS- POSTAMTS. 

HERAUSGLGLBEN   IM  AUFTRAGE  DES   REICHS  -  POSTAMTS. 


Nr.  17.  BERLIN,  SEPTEMBER.  1903. 


IHHALT:  Das  aUbrirische  Telegrapheidcabe!  durch  den  Stillen  Ozean,  S.  317  — 
Consta ntinopel,  S.  520.  —  Das  Telegraphen-  und  Femsprechwesen  in  der  Schweis 
von  1S52  bis  1902,  S.  531.  —  Stitumq  .Töchterhorl«  für  verwaiste  TOchter  von 
Reichs-Post-  und  Telegraphenbeaniten ,  S.  538. 

KMae  Mittailniifaa:  EinAihrung  des  elektrisdien  Betriebs  auf  der  Vorortbahn  Berlin- 
Gr.  Lichterfelde  Ost.  ?  :4i,  —  ("hinesische  Währungsreform,  S.  342.  —  Schiffs- 
verkehr der  deutschen  Kolonien,  S.  544.  —  Der  aeronautische  Wettkampf,  S.  ;44. 

Literatur:  Das  W'eltkabelnetz.  Von  Dr.  Thomas  Lenschau,  S.  346.  —  Allerhand 
Spracbdummheiten.  Von  Gustav  Wustmann,  S.  547. 


Das  allbritische  Telegraphenkabel  durch  den  Stillen  Ozean. 

Von  Ober-Postiiispektor  W.  Meyer  in  Berlin. 

(  bcr  die  Vorgeschichte  des  britischen  i'Pncilic- Kabels«,  wie  das  zwisclien 
Briu>ch  -  Nordamerika  und  Au^l^ülien  durch  den  Stillen  Ozean  verlegte  Kabel 
schlechthin  genannt  wird,  hat  das  Archiv  in  Nr.  33  des  Jahrganges  1900  ein- 
gehende Mitteilungen  gebracht.  Damals  befand  sich  die  Angelegenheit  im  Stande 
der  Vorbereitung,  Die  Regierung  hatte  Ant^ebote  auf  Lieferung  des  Kabels 
eingcfordert|  die  durch  eine  eigens  ernannte  Kommission  geprüft  werden 
seilten.  Aus  deiD  Wettbewerb  ist  die  Telegraph  Construction  and  Maintcnance 
Company  in  London  mit  einer  Forderung  von  1,8  Millionen  Pfund  Sterling 
als  Siegerin  hervorgegangen.  Sie  hatte  für  diese  Summe  nicht  nur  das  Kabel 
herzustellen  und  auszulegen,  sondern  auch  dessen  Instandhaltung  während  der 
ersten  6  Monate  zu  Ubernehmen  und  zwei  Kabcischitie  zu  liefern.  An  den 
Kosten  beteiligen  sich  Großbritannien  und  Canada  mit  je  ^/j^,  Neu-Sod-Wales, 
Victoria,  Queensland  und  Neuseeland  mit  je  7»*  "ach  dem  Verhaltnisse 

dieser  Anfeile  aii^  Vertretern  der  genannten  Staaten  zusammengesetzte  Kommission 
übt  die  Rechte  und  PtliclUen  des  Besitzers  aus. 

Die  Füiirungslinie  des  Kabels,  das  lediglich  britisches  Gebiet  berührt,  i>l  aus 
Fig.  I  ersichtlich.  Die  Gesamtlänge  betragt,  mit  Einschluß  der  Abzweigung  nach 
Neu-Seeland,  rund  14340  km.  Davon  entfallen  6415  km  auf  die  Teilstrecke 
Vancouver-Fanning  Ins.,  die  somit  das  lani,'->fc  Acr  bisher  im  Betriebe  betin  iü  hen 
Kabel  (zw  ischen  Brest  und  Cap  Cod  —  3600  kmj  noch  um  815  km  Ubertrjtlt 

Das  in  den  Fig.  2  bis  7  in  natürlicher  Größe  dargestellte  Kabel  enthält 
eine  Ader.  Diese  besteht  aus  7  Einzeldmbten,  die  zu  einer  Litze  vereinigt 
sind  und  von  4  flachgepreßten  Drähten  zusammengehalten  werden. 

Afchtr  t  Pott  0.  Tdtgr.  17.  1903.  34 
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Das  all  britische  Telegraphenkabel  durch  den  Süllen  Ozean. 


Die  SprechgcscInvinJigkcit  einer  unterirdischen  oder  unterseeischen  Leitung 
nimiiii  bekanntlich  im  Quadrate  der  Kabellänge  ab.  Sie  wüch^^t  dagei^en  mit 
der  Vergrölierung  des  Querschnitts  des  Kupferleiters.  Für  die  Strecke 
Vancouver-Fanning  Ins.,  deren  Verkürzung  bz.  Teilung  ausgeschlossen  war, 
weil  es  an  im  britischen  Besitze  befindlichen  Zwischenstationen  mangelte, 
erübrigte  daher  nur  eine  erhebliche  Verstärkung  des  Kupferleiters.  Dessen 
Gewicht  beläuft  sich  auf  147  kg  fUr  das  Kilometer,  gegenüber  54  kg  Kupfer- 
gewicht auf  der  Strecke  Funning  Ins.-Fidschi  Ins.  (3790  km}  und  32  kg  auf 
den  übrigen  Strecken  (1820,  1550  und  960  km).  Das  Gewicht  der  Gutta- 
perchnhUlle  betrflgl  auf  den  vorbezeichneten  Abschnitten  83,5,  44  und  32  kg  fi}r 
das  Kilometer. 


Fig.  1. 


Nach  der  wechselnden  Beschatfenheit  des  Meeresbodens  und  nach  der 

Tiefe,  in  der  das  Kabel  zu  ruhen  hat,  richtet  sich  die  Bewehrung.  Das  Tief- 
seekabel (Fi^.  2  und  3)  erfordert  den  schwiichsten,  ^\a^  Fclsenkahel  {Fig.  7^ 
den  stärksten  Schutz.  Ersteres  ist  mit  nur  einem  Kranz  aus  18  verzinkten 
Eisendrahten  von  je  3,1  mm  Durchmesser  bewehrt,  das  Felsenkabel  dagegen 
hat  einen  zweiCschen  Fisenschutz  —  aus  to  Drihten  von  je  7,5  mm  Durch« 
messet  und  :ius  6  Fa^Nondrähten  von  je  10,3  zu  27  mm  Stärke  —  erhalten. 
Die  Bauart  der  Zwischenkabel  (X'erbindungsstücke  z witschen  dem  leichten  Tief- 
seekabel einerseits  und  dem  schweren  Felsen-  und  Küstenkabel  andererseits! 
sowie  des  Kdstenkabels  geht  aus  den  Fig.  4  bis  6  hervor.  Mit  Ausnahme  des 
Tiefseekabels  tragen  alle  Kabel  Uber  der  GuttaperchahOlle  einen  aus  Messing- 
band lückenlos  gewickelten  Mantel,  der  die  Guttapercha  vor  dem  Eindringen 
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Das  ailbritische  Telegraphenkabel  durch  den  Stillen  Ozean.  519 
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520  Constanünopel. 

von  Teredos  (Bohrmuscheln}  schützen  soll.  Bei  dem  Tie(seekabd  kann  dieser 
Schutz  entbehrt  werden,  weil  Teredos  in  größerer  Tiefe  als  etwa  looo  Faden 

nicht  vorkommen. 

Das  Tiefseekabel  besitzt  eine  Bruchfestigkeit  von  8  t,  bei  deren  voller 

Inanspruchnahme  es  sich  um  3  bis  4  v.  H.  verlängert.  Sein  Gewicht  beträgt, 

auf  das  Kilometer  berechnet,  in  der  Luft  i««}  t,  im  Seewasser  o^»  t.  Das 

g 

Kabel  vermag  also    =  rund  13  km  seiner  eigenen  Lünge  zu  tragen. 

Genau  zehnmal  so  schwer  ist  das  Felsenkabel,  wKhrend  das  KUstenkabel 
8,5  t  wiegt. 

Mit  der  Auslegung  des  Kabels  ist  am  13.  März  1902  begonnen  worden; 

am  I.Oktober  desselben  Jahres  war  sie  beendet.  Täglich  wurden  im  Durch- 
schnitt 367  km  Kabel  verlegt.  Vom  10.  April  bis  18.  September  1902  waren 
die  Arbeiten  unterbrochen. 

Die  alsbald  nach  der  Fertigstellung  vorgenommenen  Telegraphierversuche 
haben  ein  befriedigendes  Ergebnis  gehabt.  Auf  der  längsten,  also  für  die 
TelegraphiergcschwinJipikLit  uni^ünstisTsten  Strecke  Vancouver- Fanning  Ins. 
können  in  der  Minute  bei  gewöhnlichem  Arbeilen  mit  der  Hand  83  Buch- 
staben, durch  den  automatischen  Sender  100  und  bei  Duplexbetrieb  unter 
gleichzeitiger  Verwendung  automatischer  Sender  etwa  168  Buchstaben  (84  in 
jeder  Richtung)  Obermittelt  werden.  Die  von  der  britischen  Regierung  ein- 
gesetzte Kommission  hatte  ihren  Berechnungen  eine  Telegraphiergeschwindigkeit 
von  nur  60  Buchstaben  zugrunde  gelegt.  Technisch  sind  also  die  Bedingungen 
für  eine  Ertragsflthigkeit  des  Unternehmens  au6s  beste  erftillt.  Daß  dem  Kabel 
auch  der  erforderliche  Verkehr  zufließen  wird,  steht  wohl  außer  Zweifel,  vor- 
ausgesetzt, daß  ^ich  der  Tirif  in  entsprechenden  Grenzen  hält.  Gegenwärtig 
beträgt  die  Wortgebühr  für  I  clei^ramme  von  England  nach  Australien,  Neu- 
seeland, den  Norfolk  ins.  und  den  Fidschi  Ins.  3  Shillings. 

Am  8.  Dezember  1902  ist  das  Kabel  dem  öffentlichen  Verkehr  Qbergeben 
worden. 


Constanlinopel.*) 
Vom  Ober- Postpraktikanten  Ledät  in  Berlin. 

Geschichtliches. 

Nach  der  1  berlieferung  sollen  um  die  Mitte  des  "iicbcntcn  Jahrhunderts 
V.  Chr.  eine  Anzahl  liewohner  von  Nk'gara  in  Griechenland  ausgewandert 
sein,  um  sich  eine  neue  Heimat  in  der  Fremde  zu  suchen.  Sie  gelangten  durch 
den  Hellespont  und  die  Propontis  zum  Eingange  des  thrazischen  Bosporus  und 
gründeten  am  europäischen  Gestade  eine  Stadt,  der  sie,  wie  erzählt  wird,  ihrem 
Anführer  Byzas  zu  Ehren  den  Namen  nByzanz't  i^aben.  Infolge  der  gUnstii;en 
Lage  am  Meere  auf  einer  sanft  ansteigenden  Halbinsel  und  infolge  des  natUr- 


•)  Benutzte  Quellen:  Gonstantinopel,  der  Bosporus  und  die  Dardanellen  (Leipzig 
1854  ;  Grundriß  der  Geschichte  des  Osmanischen  Reichs  von  C.  Junck  (Marburg  1853); 
■  Manuel  des  Societes  Anonvme*;  fonctionnant  en  Turquie«  par  K.  Pech  ;!*aris  1902}; 
Deutsches  Handels-Archiv  1900,  1902,  1903;  Zeitung  des  Vereins  Deutscher  Ltsenbahn- 
Verwaltungen  189S,  1900;  H.-A,  Die  fremden  Postanstahen  in  der  Ttlricei  (Merseburg 
1901};  Otto  Habners  Geographisch-Statistische  Tabellen  (Frankfurt  [Main]  1901}. 
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liehen  sicheren  Hafen?;,  nicht  zum  wenii^'sten  auch  durch  die  Regsamkeit  der 
Bewohner  wuchs  die  Stadt  schnell  empor.  Ein  wech:>eivolles  Schicksal  war 
ihr  beschieden. 

Zunächst  waren  es  die  Perser  unter  Darius  und  spllter  unter  seinem  Sohne 

Xerxes,  die  auf  ihren  Zttgen  gegen  Griechenland  Bxzjnz  hekiicgtcn  und  unter- 
warfen ;  doch  wurden  sie  bald  nach  ihrer  Niederlage  bei  Platüä  im  Jahre  479 
V.  Chr.  durch  eine  griechische  Flotte  unter  Pausanias  wieder  aus  der  Stadt 
vertrieben.  Sptfter  versuchte  König  Phih'pp  von  Mazedonien  vergeblich,  sich 
der  Stadt  zu  bemVchtigen.  Aus  dieser  Zeit  wird  eine  Episode  berichtet,  die 
ein  gewisses  Interesse  finden  dürfte  und  deshalb  hier  \viedergei,'ehen  werden 
soll.  In  einer  dunklen  Nacht  sollen  die  Mazedomut  die  Überrumpelung  der 
Stadt  geplant  haben,  als  durch  das  unvermutete  Hervortreten  des  Mondes  aus  den 
Wolken  die  Posten  auf  der  Stadtmauer  aufmerksam  wurden  und  den  Anschlag 
vereitelten.  Die  Bjfzantiner,  die  ihre  Rettung  der  Hülfe  der  Diana  zuschrieben, 
erklarten  die  Diana  zu  ihrer  Scluitzgöttin  und  stellten  sie  mit  dem  aufgehenden 
Monde  dar.  Man  hat  alte  byzantinische  Münzen  gefunden,  welche  die  Um- 
schrift »Erhalterin  von  Byzanz«  tragen  und  einen  Halbmond  mit  einem  Stern 
darüber,  die  Attribute  der  Diana  Sotera,  der  Erretterin,  erkennen  lassen.  Die 
Entstehung  des  heutigen  Wahrzeichens  der  Türkei,  des  Hallmionds  mit  dem 
Sterne  (türkisch  Yildiz  aj),  wird  von  mancher  Seite  auf  den  erwtfhnten  Vor- 
gang aus  alter  Zeit  zurückgeführt. 

Es  folgten  Jahrhunderte  fnedlicher  Entwickelung ;  Handel  und  Gewerbe 
blühten  auf  und  große  Schatze  wurden  in  der  Stadt  aufgehliuft.  Wegen  ihres 
Reichtums  und  ihrer  Macht,  besonders  auch  wegen  ihrer  I-age  als  wichtiger 
strategischer  Stützpunkt  gegen  Asien  war  sie  ein  beliebter  Bundesgenosse  der 
Römer  für  deren  kriegerische  Operationen  im  Orient.  Als  Byzanz  jedoch 
Partei  gegen  den  rOmischen  Kaiser  Septimius  Severus  ergriff,  belagerte  dieser 
die  Stadt,  zwang  sie  nach  nahezu  dreijähriger  Gegenwehr  durch  Hunger  zur 
(  bergabe  und  zerstörte  sie  von  Grund  aus.  Lange  konnte  sie  sich  von  diesem 
Schlage  nicht  erholen.  Kine  neue  Epoche  ihrer  Entwickelung  begann  erst, 
als  Constantin  der  üroüe  sie  zur  Hauptstadt  des  christlichen  Römerreichs 
machte.  Er  baute  die  Stadt  aus,  die  nach  ihm  den  Namen  Constantinopel 
erhielt,  erweiterte  sie  bedeutend,  umgab  ae  mit  einer  festen  zweiten  Mauer 
und  häufte  in  ihr  Kunstschatze  aus  dem  ganzen  Reiche  an.  Auf  seinen  Befehl 
sollen  in  verhältnismäliig  kurzer  Zeit  zwei  Theater,  ein  Zirkus,  8  öffentliche 
und  155  Privatbäder,  8  Wasserleitungen  und  Reservoirs,  4  Hallen  für  die 
Versammlungen  des  Senats  und  der  Gerichtshöfe,  14  Tempel,  14  Palaste  sowie 
4388  palastahnliche  Gebäude  für  die  Vornehmen  entstanden  sein.  Bei  der 
Teilung  des  römischen  Reichs  nach  dem  Tode  des  Kaisers  Theodosius  I.  wurde 
Constantinopel  unter  dem  Kaiser  Arcadius  Hauptstadt  des  oströmischen  Reichs. 
Die  gelegentlich  der  Unterdrückung  des  Nikaauistandes  im  Jahre  532  abermals 
zerstörte  Stadt  ließ  Kaiser  Justinian  von  neuem  aufbauen  und  verschönte  sie 
durch  eine  Anzahl  stattlicher  Paläste  und  Kirchen;  unter  letzteren  ist  die  noch 
heute,  allerdings  als  Moschee  erhaltene  Agia  Sofin  besonders  bekannt. 

Vom  Jahre  üi6  an  begannen  die  Versuche  fremder  Völker,  sich  der  reichen 
Stadt,  des  Stapelplatzes  ^r  die  Erzeugnisse  des  Orients  und  Ocddents,  zu 
bemflchtigen.  Den  ersten  Versuch  machten  die  Peisei.  9  Jahre  später  er- 
schienen von  europaischer  Seite  her  die  Avaren  in  Jl-i selben  Absicht;  in  der 
Folgezeil  wurde  die  Stadt  siebenmal  von  den  Arabern  angegriffen  und  be- 
lagert, im  Jahre  764  belagerten  die  Bulgaren  die  Stadt,  im  Jahre  811  die 
Sbven.  Mehrfiichen  Angrifibn,  ohne  dafi  es  zur  Belagerung  kam,  war  Con- 
stantinopel vom  Jahre  863  an  durch  die  Bewohner  des  heutigen  Rußland 
ausgesetzt.  Selbstverständlich  litt  die  Stadt  unter  den  häufigen  Beunruhigungen 
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sehr;  noch  mehr  ^cschwadit  aber  und  in  ihrer  Entwickelung  aufgehalten 
wurde  sie  durch  inneren  Parteihader,  durch  häunge  Empörungen  und  blutige 
Thronstreitigkeiten,  die  sich  in  ihren  Mauern  abspielten.  Ein  solcher  Thron- 
streit war  es,  der  im  Jahre  1203  den  Kreuzfahrern  im  Bunde  mit  den  Vene- 
zianern willkommenen  Anlaß  bot,  sich  in  die  verworrenen  Verhfillnisse  des 
KaiNerrciclis  einzumischen.  Ais  die  ihnen  \un  Alexius,  dem  Sohne  des  Kaisers 
Isauc  IL,  gemachten  Vei^prechungen  nicht  gehalten  wurden,  griffen  die  Kreuz- 
fahrer unter  Konrad  von  Montferrat  die  Stadt  an  und  erstarmten  sie  ain 
12.  April  1204,  nachdem  Constantinopel  seit  Constantin  dem  Großen  14  mal 
vergeblich  belagert  worden  war.  In  der  eroberten  Stadt  hausten  die  Kreuz- 
fahrer wie  Barbaren  und  vernichteten  und  zerstörten  in  wenigen  Tagen,  was 
an  Monumenten  und  Kunstgegenstllnd«i  viele  Jahrhunderte  hindurch  angesammelt 
worden  war.  Mit  der  Stadt  nahmen  sie  auch  das  Reich  in  Besitz  und  wählten 
den  Grafen  Balduin  von  Flandern  am  9.  Mai  desselben  Jahres  zum  Kaiser. 
Doch  nur  ^,7  Jahre  behaiiptefe  sich  das  neue  lateinische  Kaisertum.  Die  Un- 
fähigkeit, Schwüciic  und  Zuchtlosigkeit  der  Lateiner  oder  Franken  war  nicht 
dazu  angetan,  die  Bevölkerung  den  Fremden  geneigt  zu  machen.  Schon  im 
Jahre  1261  wurde  Constantinopel  von  griechischen  Truppen,  wohl  mit  Hülfe 
der  Stadtbevölkerung,  Uberrumpelt  und  ohne  Blutvergießen  genommen.  Michael 
Paläologos  wurde  von  der  Bevölkerung  zum  Kaiser  ausgerufen  Aber  weder 
er  noch  seine  Nachfolger  verstanden  es,  das  Reich  zu  kräftigen  und  die  ge- 
schwundene Macht  des  alten  Byzanz  wieder  erstehen  zu  lassen.  Es  nimmt 
daher  auch  nicht  Wunder,  daß  die  Stadt  einer  neuen  sie  bedrohenden  Gefahr 
auf  die  Dauer  erfolgreichen  Widerstand  nicht  entgegenzusetzen  vermochte. 

Zu  Anfang  des  14.  Jahrhunderts  breiteten  sich  die  Osmanen  weiter  und 
weiter  Ober  Kleinasien  aus.  Kriegs-  und  RaubzQge  nach  Europa  hinOber 
waren  bald  nichts  Seltenes  mehr.  Unter  Murad  I.  fiel  1361  Adrianopel,  1363 
Philippopcl  in  die  Hönde  der  Türken.  Sein  Sohn  Bajasid  versuchte  i  ^qi 
Constantinopel  durch  Aushungern  in  seine  Gewalt  zu  bringen.  Der  damaiige 
Kaiser  Emanuel  erbat  im  Abendlande  Hülfe.  Ein  Kreuzzug,  der  zur  Ent- 
setzung Constantinopels  vom  KOnige  Sigismund  von  Ungarn  mit  Hülfe  Deutsch' 
lands  und  Frankreichs  unternommen  wurde,  fand  in  der  Schlacht  bei  Niko- 
polis,  in  dei  die  Türken  siegten,  sein  trauriges  Ende.  Bajasid  blockierte  die 
Stadt  nach  wie  vor,  und  jedenfalls  wäre  sie  schon  damals  in  die  Hände  der 
Türken  gefallen,  wenn  er  nicht  durch  den  Einfall  Timurs,  des  Mongolen,  in 
Kleinasien  abgezogen  worden  wäre.  In  der  Schlacht  von  Angora  im  Jahre 
1402  verlor  er  die  Freiheit  und  starb  8  Monate  "ip;fter  in  der  Gefangenschaft. 
Unter  seinen  Söhnen  brach  der  Bruderkrieg  aus.  Für  Constantinopel  war 
dies  eine  Zeil  der  Ruhe,  die  freilich  nicht  lange  andauerte.  Sultan  Murad  II. 
erneuerte  die  Fdndseligkeiten  und  belagerte  Constantinopel  im  Jahre  1422, 
wurJc  jedoch  zurückgeschlagen.  Auf  Murad  folgte  Mohanied  II.,  den  der 
Gedanke  an  die  Besitzergreilung  Constantinopels,  wie  es  heißt,  weder  bei 
Nacht  noch  bei  Tage  ruhen  ließ.  Nach  großen  Vorbereitu  ngen  rückte  er  im 
Jahre  1433  gegen  die  Stadt  an  und  eroberte  sie  nach  zweimonatiger  Belagerung 
trotz  des  heldenmütigen  Widerstandes  der  kaum  8000  Mann  zahlenden  Be> 
sat/ung.  Seit  dem  29.  Mai  1453,  ^^^^  Tage  der  Einnahme,  ist  Constantinopel 
bis  auf  den  heutigen  Tag  im  Besitze  der  Türken  geblieben  und  ist  als  Haupt- 
und  Residenzstadt  ihrer  Sultane  zum  Mittelpunkt  des  großen  osmanischen 
Reichs  geworden.  Äußere  Feinde  sind  nur  noch  selten  vor  seinen  Mauern 
erschienen;  genannt  seien  aus  neuerer  Zeit  die  Engländer,  die  im  Jahre  1807 
mit  einer  Flotte  von  17  Kriegsschiffen  vor  Constantinopel  erschienen,  die 
Stadt  mit  einem  Bombardement  bedrohten,  aber  zum  Abzüge  genötigt  wurden; 
terner  die  Russen,  die  im  Jahre  1878  bis  zum  Dorfe  St.  Stephane,  unweit 
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von  Constantinopel,  vorrücklcn,  Jurch  Jen  FriedensschlulJ  vom  3.  Mürz  icJu>.li 
von  weiteren  F'eindseligkciten  zurückgehalten  wurden.  Die  inneren  Zustünde 
dagegen  boten  ein  um  so  wechselvolleres  Schauspiel  dar.  Selten  ging  ein 
Thronwechsel  ohne  ernste  Streitigkeiten  vor  sich,  und  die  mit  der  Unter- 
drückung von  Aufständen  verbundenen  Blutbäder  haben  die  Bewohner  der 
Stadt  noch  bis  in  die  Neuzeit  hinein  oft  mit  Angst  und  Schrecken  erfüllt. 

Lage,  Bevölkerung,  Klima,  Vegetation. 

Constantinopel  liegt  unter  41°  nördlicher  Breite  und  28°  58' östlicher  Lange 
von  Greenwich,  Zum  größten  Teil  auf  europäi-^chem  l'fer  erbaut,  greift  es 
mit  seinen  Vorstädten  auch  nach  Kleinasien  hinüber  unA  belierr^cht  den  Bos- 
porus, die  Wasserstraße  zwischen  dem  Schwarzen  Meere  und  dem  Marmara- 
meer.  Ein  wundertuirer  natürlicher  Hafen,  das  Goldene  Horn,  zieht  sich  — 
oUmlibUch  enger  werdend  —  fast  eine  deutsche  Meile  weit  ins  Land  hinein  und 
vermag,  durch  hochliegende  Ufer  vor  wiJ'ii^on  Winden  geschützt,  Schiffe 
jeden  Tiefganges  autzunehmen  und  ihnen  sicheres  Unterkommen  zu  gewiihrcn. 
In  landschaftlicher  Hinsicht  darf  die  Stadt  mit  ihrer  näheren  Umgegend  als 
dner  der  reizendsten  Punkte  der  Erde  bezeichnet  werden.  Auf  der  europaischen 
Küste  ziehen  sich  die  Ausläufer  des  Balkan,  steil  zum  Meere  abstürzend,  ent- 
lang; nur  durch  den  schmalen  glänzenden  Wasserlauf  des  Rosporiis  von  ihnen 
getrennt,  scheinen  ihnen  die  sanft  geschwungenen  Höhen  Kieina^ens  entgegen- 
zukommen. Fem  im  Süden  erheben  sich  die  schneebedeckten  Gipfel  des 
mysischen  Olymp  über  dem  tiefblauen  Marmarameer,  dessen  glänzender  Spiegel 
nur  hin  und  wieder  durch  eine  von  dunklen  Zypressen  und  Pinien  beschattete 
Insel  oder  rot  leuchtende  Felseneilande  unteibiochen  wird.  - 

Als  Stadt  bietet  Constantinopel  sciion  äußerlich  das  Bild  einer  Verschmelzung 
orientalischer  und  abendländischer  Kultur.  Auf  einer  Halbinsel  zwischen  dem 
Marmarameer  und  dem  Goldenen  Horn  erhebt  sich  Stambul,  die  eigentliche 
Türkenstadt,  ein  Häusergewirr  mit  vielen,  durch  schlanke  Minarefs  geschniUckieti 
Moscheen.  Die  wichtigsten  oltomanischen  Behörden,  wie  die  viel  genannte  «Hohe 
Pforte«,  das  Kriegsministerium,  die  Generaldirektion  der  Posten  und  Telegraphen, 
die  Verwaltung  der  öffentlichen  Staatsschuld,  die  Medizinschule  u.  a.,  ferner  die 
Direktion  und  der  Bahnhof  der  orientalischen  Bahn  li^en  in  diesem  Stadt- 
teile, dem  noch  heute  auf  der  Landseite  von  gewaltigen,  trcilich  mehr  und 
mehr  zerfallenden  Mauern  beschützten  alten  Byzanz.  Für  den  Fremden  ist 
Stambul  sicherlich  der  interessanteste  Teil  Constantinopels.  Denn  hier  spielt 
sich  unverfälschtes  orientalisches  Leben  und  Treiben  vor  seinen  Augen  ab, 
hier  findet  er  in  dem  berühmten  Bazar  die  Herrlichkeifen  des  Morgenlandes 
aufgestapelt,  hier  spricht  ihm  beinahe  jeder  Stein  von  der  Geschichte  und  dem 
wechselvollen  Schicksal  dieser  uralten  Stadt. 

Stambul  gegenüber,  am  nördlichen  Ufer  des  Goldenen  Horns  entlang  zieht 
sich  der  Stadtteil  Galata;  man  wird  ihn  die  Hafenstadt  Constantinopels  nennen 
können:  der  Hafen  hauptsächlich  nämlich  verleiht  ihm  sein  GeprJigc.  Viele 
europäischen  Handelsfirmen,  alle  wichtigeren  Schiftsagenturen  haben  hier  ihre 
Geschäftslokale.  Eine  Unzahl  von  Kaufladen  aller  Art  folgt  sich  in  den 
Strafien,  die  fremden  Postamter,  die  Ottomanbank  und  andere  Geldinstitute 
tragen  dem  regen  Verkehre  der  Hafengegend  Rechnung.  Am  Quai  reiht  sich 
Schänke  an  Schänke:  Schaubuden  und  Sehenswürdigkeiten  minderwertigster 
Art,  ganze  Straßen  mit  öffentlichen  Häusern  sorgen  dafür,  den  fremden  See- 
mann in  die  zweifelhaften  Geheimnisse  des  Orients  einzuführen  und  ihm  die 
Taschen  zu  leeren. 

Steil  steigt  Galata  bLTt;nii  und  geht  da,  wo  es  die  Höhe  erreicht,  in  den 
Stadtteil  Pera  Uber.   Um  Pera  zu  charakterisieren,  wird  man  es  die  Europäer- 
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Stadt  Coiistantinopels  nennen  dürfen,  «icnn  in  Pcra  wohnen  die  Franken,  d.  Ii. 
die  Angeiiörigen  der  abendländischen  Kolonien.  Hier  liegen  die  Botschatter- 
pa]ais,  die  Gesandtschaften  und  Konsulate,  die  frlfnkischen  HospitlleTf  unter 
denen  namentlich  das  deutsche  einen  hervorragei^den  Ruf  genießt,  die  groflen 
europaischen  HoteN  und  Privathäuser.  In  der  Hauptstraße,  der  grande  rue 
de  Pera,  tragen  europäisch  eingerichtete,  zum  Teil  recht  elegante  Lüden  und 
Warenhäuser  auch  den  verfeinerten  abendländischen  Bedürfnissen  Rechnung. 
Zwei  sehr  müßige  französich-italienische  Theater,  mehrere  schmutzige  Chantants, 
iwei  öffentliche  Gärten  und  drei  bis  vier  nach  europäischem  Geschmack  ein- 
gerichtete Restaurants  sind  als  .schwache  Versuche  ZU  betrachten,  dem  £uropifer 
groCsstädtische  Unterhaltung  zu  gewähren. 

Die  drei  Stadtteile  Stambul,  Galata  und  Pera  sind  die  bedeutendsten  Con- 
stantinopels,  doch  nicht  die  einzigen.  Eine  L,'an7.e  Anzahl  V'orstädte  und  Vor- 
orte, hesondcrs  auf  der  nördlichen  Seite  de^  Goldenen  Horns  haben  sich  an 
die  Slovlt  angegliedert  und  sind  im  Laufe  der  Zeit  last  unmerklich  so  in  sie 
übergegangen,  daü  man  von  ihnen  jetzt  mit  einem  gewissen  Rechte  als  von 
Stadtteilen  sprechen  kann.  Es  sind  dies  auf  europäischer  Seite  die  Quartiere 
Kassim  Pascha,  Tersh.ine  und  Haskeui  am  Goldenen  Horn,  ferner  nördlich 
von  Pera  Tatavola,  Pankaldi,  Kerikeui  und  Nischantasch.  und  schüeL'^lich  an 
Galata  anschließend  den  Bosporus  hinauf  Tophane,  Salibazar,  Fyndykly,  Dol- 
mabagtsche,  Beschiktasch  und  Ortakeui.  Auf  asiatischer  Seite  liegt  Constan- 
tinopel  gegenüber  die  Totenstadt  der  TOrken  Skutari  mit  seinem  von  einem 
Zypressenwalde  beschatteten  Friedhofe,  ferner  Haidar  Pascha,  der  Ausgangs- 
punkt der  Anatoli^ehen  Bahn,  und  Kadikeui  und  Fenerbagtschc,  bei  Englän- 
dern und  Deutschen  besonders  beliebte  -Aufenthaltsorte  für  den  Sommer. 

Man  nimmt  an,  daß  die  Einwohnerzahl  Constantinopels  in  den  letzten 
Jahren  die  erste  Million  bereits  überschritten  hat;  rechnet  man  die  Vorstädte 
mit,  so  dürfte  sie  die  zweite  Million  beinahe  erreicht  haben.  Sichere  Grund- 
lagen für  diese  Sch;it7ung  sind  leider  nicht  vorhanden.  Es  gibt  kaum  eine 
Sladt,  in  der  eine  so  enorme  Anzahl  verschiedener  Völkerschaften  und  Rassen 
nebeneinander  wohnen,  und  infolgedessen  kaum  wieder  eine  Stadt  mit  so 
viel  pi  ichiger  Einwohnerschaft  wie  Constantinopel.  Am  zahlreichsten  vertreten 
sind  die  Türken,  Griechen,  Armenier  und  die  Spaniolen  (spanischen  Juden). 
Daneben  machen  die  Perser,  Albanesen,  Tartaren,  Bulgaren,  Kroaten  und 
Zigeuner  einen  nicht  unbedeutenden  Teil  der  Bevölkerung  aus.  Starke  Kolo- 
nien von  Deutschen,  Engländern,  Franzosen.  Österreichern  und  Italienern  — 
man  schätzt  ihre  Gesamtzahl  auf  ()o  ooo  bis  65  000  —  stellen  das  abend- 
ländische Element  dar.  Die  Muhaniedaner  halten  sich  getrennt  von  den 
Christen  und  Juden  und  bewohnen  hauptsächlich  Stambul,  einen  Teil  von 
Galata  und  eine  Anzahl  Vororte  ausschließlich;  ebenso  abgesondert  wohnen 
ouch  die  spanischen  Juden  in  Galata  und  Haskeui.  Die  Christen  hausen 
unter  sich  mehr  oder  wenig  einträchtig  zusammen.  Von  den  vier  Haupt- 
bevölkcrungsarten,  den  Türken,  Griechen,  Armeniern  und  spanischen  .luden, 
berühren  in  ihren  Charaktereigenschaften  am  sympathischsten  die  Türken. 
Sie  sind  gutherzig  und  milduitig,  würdevoll  und  ruhig  in  ihrem  Benehmen, 
dazu  ehrlich  und  zuvorkommend;  ihre  weniger  guten  Eigenschaften  sind  Stolz 
gegenüber  .\ndersgljubigen  und  Teilnahmlosigkeit  im  Erwerbsleben,  die  oft 
als  iragheit  ausgelegt  wird.  Seine  Mii^achtung  zeigt  der  Türke  besonders 
der  einheimischen  griechischen  Bevölkerung,  allerdings  nicht  ganz  mit  Unrecht, 
denn  der  Grieche  Constantinopels  —  \\  ohl  zu  unterscheiden  von  dem  National- 
giiechen  — ,  besonders  der  der  niederen  Klassen  gilt  als  feig,  hinterlistig,  un* 
elirlich  und  roh.  Ebensowenig  beliebt  ist  der  Armenier,  iler  als  Kaufmann 
zwar  rührig  und  unternehmend,  dabei  aber  habgierig  und  rücksichtslos  ist 
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und  die  wirtf^chafttich  Schwächeren  ausnutzt  und  aussaugt.  Die  spanischen 
Juden  sind  Ende  des  i  5.  Jahrhunderts  aus  Spanien  eingewandert  und  sprechen 
noch  heute  ein  verdorh(fties  Spanisch.  Sie  i;clten  als  fromm  und  leben  nicht 
wie  ihre  Glaubensgenossen  im  Abendlande  hauptsächlich  vom  Handel,  dci  in 
Constantinopel  zum  großen  Teil  in  den  Hunden  der  Griechen  und  Armenier 
liegt,  sondern  sind  vielfach  kleine  Handwerker,  Bootsleute,  Lastträger  und 
Arbeiter.  Die  veränderten  Lebensbedingungen  mögen  es  /.uwege  gebracht  haben, 
daß  man  nicht  selten  von  Gewalttüligkeiten  der  Juden,  besonders  in  Haskeui, 
hört,  bei  denen  das  Messer  eine  gewisse  Rolle  spielt. 

Das  Klima  ist  mild  und  dem  Europfler  nicht  unzuträglich.  Wenn  trotzdem 
httufig  verheerende  Seuchen  ausbrechen,  so  liegt  das  hauptsächlich  an  der 
großen  l'nsaubcrkeit  der  Stadt.  HLSotuieri»  die  Straßenreinigung  I.'ibt  viel  zu 
wUn-schen  übri^.  Scharen  von  wilden  IhinJcn  >orgen  zwar  dafür,  daß  alle 
irgend  verwesbaren  Stoffe  schnell  verschwinden,  doch  wird  man  ilir  Dasein 
und  ihre  TXti^eil  als  flir  die  Hygiene  besonders  förderlich  kaum  betrachten 
dQrfm.  Außerdem  ist  das  Trinkwasser  schlecht  und  birgt  vielfach  Tyi^I  u^ 
keime  in  sich.  Darm-  und  Magenerkrankungen  sind  deshalb  weit  verbreitet, 
und  die  eng  bewohnten,  besonders  schmutzigen  Etngeborencnviertel  gelten  als 
ständige  Herde  aller  möglichen  Epidemien,  von  denen  die  Pocken  nie  ganz 
erloschen. 

Die  Lufttemperatur  fifllt  im  Winter  höchst  selten  bis  zum  Gefrierpunkt 
und  ist  im  heißen  Sommer  selten  uncrtrJiglich,  weil  mc\-^i  ein  kühlci-  Nord- 
wind vom  Schwarzen  Meere  Ii  r  weht  und  die  Hitze  herabmindert.  Gefürchtet 
sind  dagegen  im  Sommer  Südwuniperioden,  die  hin  und  wieder  eintreten  und 
8  bis  14  Tage  andauern.  Zu  solchen  Zeiten  sind  die  Nahrungsmittel  schnellem 
Verderben  ausgesetzt,  die  Straßen  atmen  die  widerwärtigsten  Dün  'l-  ms  und 
die  Hitze  wird  geradezu  glühend.  Die  Einwohner  und  besonders  die  l'.uropüer 
haben  dabei  schwer  zu  leiden;  müde  und  matt,  oft  von  Kopfschmerzen  ge- 
plagt, schleppen  sie  sich  den  Tag  Uber  umher,  finden  auch  im  nächtlichen 
Schlummer  keine  Erquickung  und  erwachen  morgens  abgespannt  und  energielos 
zum  neuen  Tagewerke. 

Die  Vegetation  entspricht  der  der  Mittehnecriündcr.  Platanen,  Zypressen 
und  Pinien  sieht  man  vielfach;  echte  Kastanien,  Oliven  und  Feigen  gedeihen; 
der  Rebstock  trägt  schwere  süIäc  Trauben;  Erdbeeren  mit  schöner  Frucht, 
Melonen  und  WasserkQrbisse  werden  gezQchtet.  Sämtliche  GemOsearten,  vor- 
nehmlich Artischocken,  Tomaten,  Bohnen,  Brüsseler  Kohl,  Blumenkohl  usw. 
finden  t^eeii^'netcn  Boden.  Der  Blumenflor  ist  reich,  icdoch  von  vleni  West- 
europas wenig  verschieden.  Der  Türke,  auch  der  einfache  Mann  au^  dem 
Volke,  zeigt  sich  als  groi^er  Blumenliebhaber,  und  seinen  Gurten  schmücken 
schöne,  auch  uns  bekannte  Zierpflanzen.  An  den  Süden  erinnern  duftende 
Magnolien,  Zitronen  und  Orji)L;en  und  die  reizend  und  üppig  blühenden 
Glycinen,  die  namentlich  in  den  Vorstifdten  viele  Heuser  der  Eingeborenen 
dicht  umranken. 

Maß-,  Gewichts«  und  Mflnzwesen. 

Seit  dem  Jahre  1892  sind  in  der  Türkei  metrische  Mafie  und  Gewichte 
eingeführt.  Dem  Meter  entspricht  die  .Arschin,  der  tausendste  Teil  eine^  Mil; 
10  Mil  werden  ein  Farsang  genannt.  Als  Fhfchenmal>  dient  das  Djeril,  das 
in  100  Evlek  (=  100  ar)  zerfüllt.  Als  Hohlmali  ist  das  ( Mt>chek  { i  I)  im 
Gebrauche,  10  Öltschek  werden  Schinik,  100  Öltschek  Kile  genannt.  Das  Ein* 
heitsgewicht  ist  die  Oka;  sie  teilt  sich  in  1000  Dirhem  und  entspricht  unserm 
Kilogramm;  10  Oka  heißen  Batman,  100  Oka  Kantar  (Zentner)  und  1000  Oka 
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Tschcki.  l'-ingebUrgert  haben  sich  diese  neuen  Maße  und  Gewichte  noc!' 
nicht;  in  Constantinopel  sind  besonders  im  Kleinverkehre  vielfach  noch  die 
alten  im  Gebrauche,  die  zwar  zum  Teil  dieselben  Bezeichnungen  tühren,  aber 
hinsichtlich  der  dadurch  ausgedrückten  Ausdehnungen  oder  Mengen  erheblich 
von  den  neueren  abweichen. 

Das  türkische  Münzsystem  beruht  auf  der  im  Jahre  1844  angenommenen 

Doppciwiihrung  mit  einem  festen  Verhältnis  von  r  zu  15,0109,  das  dem  da- 
raalit^en   Silberpreise  von  Pence  für  die  Unze  feinen  Silbers  entspricht. 

Die  Münzeinheit  ist  der  Piaster,  der  sich  in  40  Para  teilt.    Für  Gold  ist  das 
Dezimalsystem  ai^enommen;  ein  türkisches  Pfund  (£T.)  (etwa  18  Mark  45  H.) 
gilt  100  Piaster.    An  Vielfachen  des  türkischen  Pfundes  sind  Stücke  zu 
und  3  £T.  ausgebracht,  an  Teilstücken  solche  zu  '/j  ""'^  'A  Neben  dem 

Golde  gilt  der  Silbermedjidieh  (  ~  20  Piaster}  als  ZahUnittel  mit  TeiUtUcken 
zu  5,  2,  I  und  7a  Piaster. 

In  die  MOnzreform  von  1844  nicht  mit  einbegriffen  sind  folgende  aus  der 
Regierungszeit  Mahmuds  II.  noch  im  Umlauf  be6ndlichen  Geldsorten : 

der  Beschlik  mit  Stücken  ZU  2^/.,  und  1'/.,  Piaster, 

der  Altilik  mit  Stücken  zu  5,  272  ' '/*  Piaster  und 

der  Metallik  mit  Stücken  zu  '/o,  "4  und  7s  t'ia^'ter. 

Im  Jahre  1900  schlieiiiich  sind  neue  Scheidemünzen  im  Werte  von  7« 

und  '/y  Piaster  ausgegeben  worden. 

Infolge  der  Wertverminderung  des  Silber.«;  hat  die  Neuprägung  von  Siider- 
mOnzen  mit  dem  Jahre  1880  im  allgemeinen  aufgehört;  nur  Teilstttcke  des 
Medjidieh  sind  ^.cit  dieser  Zeit  durch  Einsclnuelzen  von  ZwanzigpiasterstUcken 
ausgebracht  worden.  Aus  dem  gleichen  Grunde  ist  der  Wert  de'^  Silber- 
medjidielis,  der  ursprünglich  20  Piaster  galt,  für  Zahlungsausgleicbungea  luit 
der  Regierung  und  6skat»chen  Verwaltungen  vom  13.  Mtfrz  1880  ab  auf 
19  Piaster  gesunken,  d.h.  es  gehen  10574  Piaster  Silber  auf  ein  Goldpfund. 
Außerdem  hat  der  Siibermedjidich  in  Constantinopel  noch  zwei  weitere  Kurse, 
nünilich  einen  testen  Kuts  von  108  Piaster  Silber  auf  das  Pfund  lür  den 
Detailhandel  und  schlieblich  einen  schwankenden  Kurs  am  Platze,  der  sich 
nach  Angebot  und  Nachfrage  regelt.  Die  folgende  Tabelle  gibt  einen  Über- 
blick Ober  diese  Schwankungen  in  einzelnen  Jahren: 


Jahr 


Höchster  Kurs 

 rpijsler 


Niedrigster  Kurs 


1870 
1880 
1885 
1890 

I  Xq  ^ 
lyuo 


1 02 


10 


10: 


i40 


auf  das 
Goldpfund 


'O4'7io 
108«  ,0 

«08"/40 

I  (iq 


108 


iI5 


/40 


auf  das 
Goldpfund. 


Durch  die  andauernde  Silberentwertung  auf  dem  Weltmarkt  ist  der  wirk- 
liche Wert  des  Medjidieh  in  Goldpiastern  ganz  erheblich  gesunken  und  liegt 
seit  dem  Jahre  1898  mit  8,48  Goldpiastern  unter  der  Hälfte  seines  Nennwertes. 
Seit  1898  ist  eine  erhebliche  .Änderung  im  Silberkurse  nicht  «mehr  eingetreten. 
Der  wirkliche  W  ert  der  einzelnen  Münzen  stellt  sich  seit  dieser  Zeit  ungefähr 
lolgendermalSen : 
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Nenn%vert 

Wirklicher  Wert 

d.  h.  es  sind  erforderlidi  itlr  i  £T. 

in  Piastern  Gold 

in  Pia«len  Gold 

in 

Piuter 

Medjidieh  . . 

Alfilik  

Beschlik  . . . 
Metallik  . . . 

ao 

S 

2,50 
0,30 

2,3*65 

0,3083 

Medfidiehs  u.  TeilstUdcen 

Altiliks 
Beschliks 
Metalliks  - 

235 
31$ 

194 
240. 

Trotzdem  mangelt  es  an  Scheidemünze,  die  durch  Iiitere^senlcn  absichtlich 
aorOcfcgehallen  und  dadurch  selten  gemacht  wird,  so  dafl  man  nach  dem 
Platzkurse  nur  96  bis  98  Piaster  in  Scheidemünze  för  ein  türkisches  Pfund 
zahlt.  Daraus  ergibt  sich  die  eigenartige  Erscheinung,  daß  eine  Münze  mit 
einem  wirklichen  Minderwcrle  von  60  Prozent  ihres  Nennwertes  infolge  der 
Nachfrage  einen  kOnstlichen  Wertaufechlag  von  2  bis  4  Prozent  erzielt. 

Aus  den  verschiedenen  Kursen  ergeben  sich  im  Geldverkehre  Constantt- 
nope!<  gewisse  Schwierigkeifen,  die  noch  dadurch  erhöht  werden,  daß  auch 
ausländisches  Goldgeld  in  großen  Mengen  sicfi  im  (Zulaufe  befindet  und  auch 
seinerseits  zu  verschiedenen  Kursen  auf  türkisches  Gold  oder  Silber  zurück- 
geführt wird;  so  kursiert  im  Detailhandel  z.  B.  das  englische  Pfund  Sterling 
zu  110  Piaster  Gold  oder  120  Piaster  Silber  und  das  Zwanzigfranken&tQck  zu 
87  Vs  Pisster  Gold  oder  95  Piaster  Silber. 

Handel  und  Industrie. 

Der  Handel  Constanlinopels  war  schon  in  alter  Zeit  bedeutend.  Bei  der 
günstigen  Lage  an  der  Grenze  des  Orients  und  Occidenls  wurde  die  Stadt 
bald  zum  Hauptmarkt  und  Durchgangspunkte  für  die  morgen-  und  abend- 
ländischen Waren.  Auch  die  Industrie  entwickelte  sich,  fand  hinreichende 
Förderui^  durch  den  Luxus  am  ostrOmtschen  Hofe  und  erfuhr  einen  beson- 
deren Aufschwung,  als  unter  der  Regierung  Justinians  bis  363  v.  Chr.) 
Missionare  die  Seidenraupe  aus  China  nach  Constantinopel  brachten  und  damit 
zur  Pflege  der  Seidenzucht  anregten.  Gegenstände  des  morgenländi&chen 
Handels,  die  aus  Sjrrien,  Egypten  und  der  Tartarei  und  mittelbar  durch  diese 
Länder  aus  Indien  und  China  in  Constantinopel  eingeführt  wurden,  waren 
hauptsü'clih'cli  Seide,  halb<;eidene  Stoffe  und  Leinwand,  Zucker,  Daftehi,  Medi- 
kamente, Gewürze,  Edelsteine,  Perlen,  Silber  und  Scharlach.  Umgekehrt  wurden 
von  Constantinopel  aus  an  europäischen  Waren  ins  Morgenland  ausgeführt: 
griechische  Purpurstoffe  und  Seidenzeuge,  NtSsse,  Safran,  Ol,  Eisen,  Bauholz, 
Pech,  Honig,  edle  Metalle,  wollene  Tücher,  W' äffen,  Sklaven  und  Sklavinnen. 

Den  abend  Kindischen  Handel  <"nn.,tantin()pels,  also  den  Handel  mit  den 
nordwestliclien  Ländern  Europas,  vermitteilen  vom  6.  bis  12.  Jahrhundert 
nacheinander  die  Avaren,  Bulgaren  und  Ungarn.  An  ihre  Stelle  traten  später 
von  Wien,  R^ensburg,  Ulm,  Augsburg  und  NQmberg  aus  die  Deutschen, 
die  durch  die  Kreuzzfigc  in  nShere  Beziehungen  zum  fernen  Osten  gebracht 
worden  waren.  Der  morgenländische  Handel  dagegen  lag  in  den  Händen 
italienischer  Kaufteute  aus  Venedig,  Genua,  Pisa  und  Amalfi.  Spuren  von 
Handelsbeziehungen  zwischen  Venedig,  Constantinopel  und  dem  Morgenlande 
lassen  sich  bis  zum  Anfange  des  9.  Jahrhunderts  verfolgen.  Zur  Hebung 
dieser  Bezieliungen  erhielten  die  N'eneziancr  gegen  Ende  des  10.  Jahrhunderts 
in  Constantinopel  bedeutende  Freiheiten  und  Hechle  und  auch  wertvolle  Be- 
sitzungen in  der  Stadt  selbst.  Hartnäckige  Konkurrenz  machten  ihnen  beson- 
ders die  Genuesen  Um  die  Reibereien  und  Feindseligkeiten,  die  sich  daraus 
«r^ben,  wenigstens  am  Platze  selbst  einzuschriinken,  wurden  beiden  Nationen, 
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ebenso  wie  den  Pisanern  schon  um  die  Mitte  des  t2.  Jahrhundt r!^  in  Con- 
staniinopel  abt;esonderte  Gebiete  für  ihre  Warenlager  und  Niederlassungen 
zugewiesen,  irotzdeni  ivam  es  zeitweilig  zu  blutigen  Kämpfen.  Allmählich 
gelang  es  den  Genuesern,  in  Constantinopel  die  Oberhand  über  ihre  Kon- 
kurrenten aus-  den  bereits  erwähnten  HandeUrepubiiken  Italiens  zu  bekommen. 
Nicht  zufrieden  damit,  den  Handel  zu  beherrschen,  bemühten  sich  die  rührigen 
italienischen  Kaufleutc,  auch  die  Industrie  an  sich  zu  ziehen,  und  gründeten 
und  betrieben  Fabriken  zur  Verarbeitung  in-  und  ausländischer  Produkte. 

Auch  der  Handel  Constantinopels  mit  den  Völkern  an  der  Nordktlste  des 
Schwarzen  Meeres  war  frühzeitig  entwickelt.  Aus  den  [griechischen  Kolonien 
an  der  laiirjschen  Kihte  wurde  schon  seit  dem  6.  .lahrhundcrte  viel  Schlacht- 
vieh eingeführt,  die  ürzeugnissc  der  Viehzucht  großer  Hirtenvölker,  mit  denen 
die  Siadt  bis  zum  Ende  des  li.  Jatirhunderts  in  reger  Handelsverbindung 
stand.  Besonders  lebhaft  war  der  Verkehr  mit  den  Russen,  deren  Handeis« 
leute  oft  nach  Constantinopel  reisten,  um  ihre  Waren  —  wie  Bauholz,  Pech, 
Honig,  Wachs,  Häute,  getrocknete  und  gesalzene  Fische,  Getreide,  Pelzwerk 
und  Sklaven  —  gegen  morgen-  und  abendlitndische  Naturprodukte  und 
Fabrikate  einzutauschen. 

Constantinopel  galt  im  Mittchilter  allgemein  als  eine  der  reichsten  und  durch 
Handel.  Industrie  und  Pflege  der  Wissenschaften  wichtigsten  Stjjdte  Kuropas. 

hin  jiiher  Umschwung  vollzog  sich,  als  die  Türken  im  Jahre  1453  ^'*^h 
zu  Herren  der  Stadt  gemacht  hatten.  Nicht  nur  der  Handel  mit  dem  Aus- 
lande, sondern  auch  das  einheimische  Gewerbe  und  die  Industrie  wurde  mit 
einem  Schlage  vernichtet.  Lange  blieb  der  geschäftliche  Verkehr  mit  dem 
Abendlande  fast  gänzlich  unteibunden.  Erst  als  die  französischen  Könige  im 
r6.  Jahrhunderte  mit  der  Pforte  in  politische  Verbindung  traten,  ergaben  sich 
daraus,  wenn  auch  anfänglich  recht  schwache,  so  doch  allmflhlich  erstarkende 
Handelsbeziehungen  mit  den  Franzosen.  Auch  die  Genueser  und  Venezianer 
faßten  wieder  Fuß.  Bald  trat  auch  das  größte  Handelsvolk  der  neueren  Zeit, 
ilie  Engländer,  im  Orient  mehr  hervor;  sie  zogen  nach  der  französischen 
Revolution  im  Anfange  des  19.  Jahrhunderts  den  französischen  Handel  in  der 
Levante  an  sich  und  erreichten  damit  eine  herrschende  Stellung  im  Handels- 
verkehre mit  Constantinopel  und  der  Türkei.  Die  Russen,  die  sich  lange 
Jahre  von  Constantinopel  ftütgchMlten  hotten,  begannen  erst,  nncliden»  sie  den 
Türken  im  Jahre  1774  die  Krimm  entrissen  hatten,  mit  der  Stadt  wieder 
geschäftlich  in  Verbindung  zu  treten.  Nach  dem  Frieden  von  181^  schickten 
sich  auch  die  Franzosen  wieder  an,  den  Handel  mit  Constantinopel  aufzu- 
nehmen, ohne  jedoch  die  Engländer  aus  ihier  beherrschenden  Stellung  ver- 
drängen zu  können.  Dagegen  machte  der  Handel  ()sterrcichs  von  Triest  aus 
erhebliche  Fortschritte.  Auch  Deutschland  begann  allmählich  erfolgreich  zu 
konkurrieren  und  nimmt  in  neuerer  Zeit  einen  achtun^ebietenden  Platz  im 
Handelsverkehre  mit  Constantinopel  ein. 

Wir  wenden  uns  nunmehr  einer  Betrachtung  der  jetzigen  Industrie-  und 
Handelsvcrhiiltnisse  der  Stadt  zu.  Vf)n  einer  Industrie  im  europctischen  Sinne 
kann,  streng  genommen,  in  Constantinopel  kaum  gesprochen  werden.  Die 
produktive  gewerbliche  Tätigkeit  hitit  sich  mit  verschwindenden  Ausnahmen  in 
den  Grenzen  des  eigenen  Bedarfs  und  geht  im  allgemeinen  Uber  einen  band» 
werksmäßigen  Betrieb  nicht  hinaus.  Ein  Hemmnis  für  die  Entwickelung  einer 
einheimischen  Industrie  liegt  namentlich  in  der  Einrichtung  der  Binnenzölle. 
Durch  das  türkische  Gesetz  ist  närolich  ein  Ausfuhrzoll  von  8  v.  H.  für 
solche  Waren  vorgesehen,  die  in  einer  türkischen  Provinz  hergestellt  sind  und 
in  eine  andere  Provinz  des  Reichs  weitergehen  sollen.  Auslöndische  Waren 
jedoch,  fUr  die  der  Einfuhrzoll  von  gleichfalls  8  v.  H.  entrichtet  ist,  sind 


^  j  i.Lo  l  v  Google 


Constannnopei. 


bei  der  Weitersendung  in  die  Provinzen  frei  von  sonstigen  Zollabgaben. 
Demnach  niurste  eine  einheimische  Fabrik,  Jie  ihre  Erzeug^i•^^e  in  der  Türkei 
selbst  absetzen  will,  u.U.  billiger  arbeiten  als  alte  große  Fabriken  des  Aus- 
landes, trotzdem  sie  noch  mit  schweren  Hindernissen,  wie  dem  Mangel  an 
einheinabcher  Kohle,  an  Kapital  und  vorlsafig  auch  noch  an  geeigneten 
Arbeitskrfiflen,  zu  rechnen  httte. 

Von  den  wenigen  größeren  industriellen  Anlat^^en  der  Hauptstadt  sind  zu 
nennen:  eine  Fezfabrik,  eine  WaÖen-  und  Munitionsfabrik  und  eine  Schifts- 
werft,  Anlagen,  die  sich  in  den  Händen  der  Regierung  befinden  und  fast  aus* 
schlieftlich  fttr  die  Armee  und  Marine  arbeiten,  femer  eine  von  der  Regie  des 
tabacs  betriebene  Zigarettenfabrik,  eine  Brauerei  und  Eisfabrik,  einige  Danipf- 
mühlen,  Druckereien,  Ölfabriken,  Brennereien  und  Sagemühlen.  Sogenannte 
Maschinenfabriken  und  Eisengieliereien  befassen  sich  hauptsächlich  mit  Repa- 
raturen. Mit  Ausnahme  der  R^gie  des  tabacs,  deren  Ausfuhr  in  Zigaretten 
nicht  unbedeutend  ist,  sind  fast  alle  diese  Anlagen  von  rein  Ortlicher  Bedeutung. 
Weder  Quantität  noch  Qualität  der  Fabrikate  la'-sen  die  Ausfuhr  zu.  Besser 
entwickelt  ist  das  Kleinhandwerk  und  die  Hi^u^lndustrie.  Von  besonderer 
Geschicklichkeit  sind  üold-,  Kupferschmiede  und  Drechsler,  deren  Erzeugnisse 
von  Fremden  gern  gekSufl  werden.  Auch  die  Handstickereien  türkischer  und 
armenischer  Frauen  finden  guten  Absatz  und  werden  besonders  in  letzter  Zeit 
von  einigen  Firmen  mit  Erfolg  exportiert.  Der  wichtigste  Ausfuhrartikel 
Constantinopels,  die  orientalischen  Teppiche,  wird  in  der  Stadt  nicht  her- 
gestellt, sondern  rührt  aus  Kleinasien  und  weiter  aus  Persien,  Afghanistan, 
Belutschistan  und  Buchara  her.  Als  Ausfuhrhafen  und  Stapelplatz  eines  be- 
deutenden  Hinterlandes  kommt  Constantinopel  noch  für  andm  Produkte  und  * 
Rohstoffe  in  Betracht.  Hier  ist  zunachvt  dav  Rosenöl  zu  nennen,  das  in 
Bulgarien,  neuerdings  auch  in  Anatolien  gewonnen  und  durch  eine  namhafte 
deutsche  Firma  exportiert  wird,  ferner  morphinhaltiges  Opium  aus  Anatolien, 
Oliven  und  Olivenöl  aus  dem  Vilajet  Salonik  und  von  den  griechischen  Inseln, 
Baumwolle  aus  Syrien  und  dem  südlichen  Teile  An;>tolien';,  Mohairwollc,  da^ 
lange  seidenartige  Haar  der  Ziegen  aus  der  Gegend  \on  Ani^^ora,  ferner 
türkischer  Hanf  und  Flachs,  für  den  besonders  Deutschland  Abnehmer  ge- 
worden ist.  Die  Seidenknitur  wird  hauptsMchlich  in  Bnissa  und  Ismid  in 
Kleinasien  betrieben;  die  Ausfuhr  an  Kokons  ist  bedeutend,  ebenso  die  an 
Seidensamen;  auch  Rohseide  wird  an  das  Ausland  abgesetzt.  Weniger  be- 
deutend ist  Constantinopel  als  Markt  für  Wolle,  obgleich  Schafe  und  Hammel 
den  weitaus  größten  Teil  des  Schlachtviehs  bilden.  Die  Ursache  dieser  auf- 
fälligen Erseheiming  ist  die,  dafl  es  keine  rationeile  Schafeucht  in  der  TOriiei 
gibt,  ein  Umstand,  der  das  Fehlen  einer  rationellen  Wollzucht  hinlllnglich 
erklärt.  Weitere  Ausfuhrartikel  sind  schließlich  noch  Galläpfel,  die  größtenteils 
in  Deutschland  zur  Tannmfabrikation  Verwendung  hnden.  Haselnußkerne  aus 
den  elenden  südlich  vom  Sdiwarxen  Meere  und  Seitlinge,  gesalzene  Schaf- 
dÄrme  aus  Anatolien,  die  zur  Wurstfebrikation  in  Amerika,  Österreich-Ungarn 
und  Deutschland  gebraucht  werden. 

Bei  weitem  umfangreicher  als  die  Ausfuhr  ist  die  Einfuhr  Constantinopels. 
Für  das  Importgeschält  spielt  der  Agent  oder  Kommissionär  eine  große  Rolle. 
Es  ist  bezeichnend  für  die  Kredit-  und  Rechtsverfaldtnisse  der  Stadt,  dafi  def 
auslandische  Produzent  geradezu  auf  ihn  angewiesen  ist,  wenn  er  nicht  Verluste 
erleiden  will.  Die  Tätigkeit  dieser  KommissionJtre,  unter  denen  sich  eine  ganze 
Anzahl  deutsclier  Kaufleute  betindet,  erstreckt  sich  hauptsächlich  darauf,  daß 
sie  unter  den  einheimischen  Händlern  reelle,  zahlungsfähige  Abnehmer  für  die 
Fabrikate  der  von  ihnen  vertretenen  Hluser  suchen,  die  Bestellungen  entgegen- 
nehmen und  WMtei^ben,  die  Lieferungen  Überwachen  und  für  die  Einziehung 
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und  Abfuhrung  des  Geldes  Sorge  tragen.   Für  ihre  Bemühungen  erhalten  sie 

eine  Provision. 

Ruhstode  werden  in  Constantinopel  in  verhuitni&uiüßig  geringen  Mengen 
eingeführt;  dies  erklVrt  sich  aus  dem  Mangel  einer  eigentlidien  Industrie.  Um 
sp  bedeutender  ist  der  Absatz  an  fertigen  Fabrikaten. 

Um  diesen  Markt  kanipfen  fillc  hidustricvölker  Europas  und  neuerdings 
auch  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika.  An  erster  Stelle  steht  England, 
das .  allein  so  viel  einführt  als  Österreich,  Frankreich,  Rußland  und  Italien 
zusammengenommen.  Seine  Haupteinfuhrartikel  sind  Baumwolienwaren,  Baum- 
wollengame, moderne  Tuch-  und  Kammgarngewebe,  Eisen,  Kupter,  Jutewaren 
und  Zwirne.  Österreich  nimmt  die  zweite  Stelle  im  Kinfuhrgeschiitt  ein 
und  liefet  t  Zucker,  Woll-  und  Baumwollenwaren,  besonders  glatte  Tuche  und 
Feze,  ferner  Papier,  fertige  Kleider,  Möbel-  und  Holswaren,  Eisen  und  Eisen» 
waren,  Glas  und  Glaswaren.  Es  folgt  dann  Frankreich,  das  glatte  Tuche 
lind  moderne  Stoffe,  Baumwollen-  und  Seidenwaren,  Eisenbahnmaterial  und 
Kleineiscnwaren ,  chemische  Produkte,  Parfümerien,  Leder  und  Felle,  Mehl, 
Materialwaren,  Öle  und  Zucker,  endlich  Schmuck-  und  Galanterie-,  Glas-  und 
Porzellanwaren,  Musikinstrumente  und  Papeterien  einführt  Die  vierte  Stelle 
im  Einfuhrgeschäfte  nimmt  Rußland  ein;  es  Iii fcM  hau[^tsächtich  landwirtschaft- 
liche Bodenprodukte,  Mehl,  Schlachtvieh,  Zucker  und  Petroleum,  und  on 
Industriefabrikaten  Gummi-  und  Lederwaren.  Um  die  fUnfte  Stelle  streiten 
Italien  und  Deutschland.  Die  Haupteinfuhrartikel  Italiens  sind  BaumwoHen- 
waren  und  Baumwollengarne,  Seidenwaren,  Backwaren  und  Obst,  WoUen- 
gewebe,  Glas-  und  Kristallwaren  und  chemische  Produkte. 

Die  deutsche  Einfuhr  hat  in  den  letzten  zehn  Jahren  bedeutende  Fort- 
schritte gemacht.  Deutschland  importiert  Woll-  und  Baumwollenwaren,  Baum- 
wollengarne, Eisenwaren,  Werkzeuge,  Ton>  und  Porzellanwaren,  Leder,  Stab- 
eisen und  Eisenhalbfabrikate,  Munition,  Drahtstifte,  grobe  Eisenwaren,  halb- 
seidene Zeuge,  fertige  Kleider  u.  a.  Genaue  Daten  über  den  Ein-  und  Ausfuhr- 
handel Constantinopels  stehen  leider  nicht  zu  Gebote.  Die  von  der  türkischen 
Generaldirektion  der  indirekten  Steuern  veröffentlichte  Statistik  gibt  für  den 
gesamten  türkischen  Auflenhandel  folgende  Angaboi,  die  immerhin  euch  auf 
den  Handel  der  Hauptstadt  SchlQsse  zulassen  und  deshalb  hier  ihren  Platz 
finden  mögen. 


Finanzjahr 

F.  1  n  f  u  h  r 

Ausfuhr 

Zusammen 

Wert  111  l'instern 

Wert  in  Piastern 

Wert  in  ^ut«ii 

1884  8  s 

2  06  3  7Ö4  46  I 

I  279  816  63  1 

3  343  581  092  . 

1888/89 

I  045  663  3^)4 

'  354633 

3  300  3>9  353 

■  t&93/94 

2410  86Ü  078 

I  326  241  367 

3  737  »07645 

1898/99 

2.662  125  255 

I  34*  545  955 

Nach  den  olhziellen  Statistiken  der  für  den  Handelsverkehr  mit  der  Türkei 
wichtigsten  Ulnder  (Deutsches  Handels- Archiv  1903  S.  460)  bezifferte  sich: 

die  Einfuhr  in  die  TQrkei  im  Jahre  1900  aus 
Grotibritannien  auf  etwa   i(j2,9j   Österreich  -  Ungarn   33,4,   Frankreich  39t*» 
Ruliland  38,2,  Deutbchland  3  }.».  Italien  29,7  .Millionen  Mark; 
die  Ausfuhr  aus  der  lüikei  im  Jahre  1900  nach 
Grußbritannien  auf  etwa  118,8,  Frankreich  86,3,  Österreich  -  Ungarn  32,3, 
Deutschland  30,5»  Italien  22,5,  Rußland  .17,7  Millionen  Mark. 

Schiaß  folcM 
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Das  Telegraphen-  und  Fernsprechwesen  in  der  Schweiz 

von  1852  bis  1902. 

Auf  dem  Gebiete  dc^  Tciegraphcn-  und  Fcrnsprechwc-^cns  zälilt  die  Scliw  cm'/ 
zu  den  am  weitesten  lürlgeschrittenen  Ländern.  Das  weitverzweigte  und  dabei 
engmaschige,  allen  Anforderungen  der  Neuzeit  entsprechende  Telegraphen-  und 
Telephonnetz  hält  mit  dön  gleichartigen  Einrichtungen  jedes  andc  c  i  i  uropfiischen 
Staates  den  Vergleich  aus;  die  Renulzung  dos  Telegraphen  und  i- om-^prechers 
war  von  jeher  so  billig,  wie  in  kaum  einem  anderen  Lande.  Dabei  ist  zu 
berücksichtigen,  dafi  oft  bedeutende  Schwierigkeiten,  welche  die  gebirgige 
Beschaffenheit  der  meisten  Landestefle  dem  Ltnienbau  entgegenstellen,  zu  Ober- 
winden  waren  und  daß  dennoch  die  Drahlleitungen  sich  jetzt  bis  in  die 
kleinsten  Ortschatten  erstrecken  und  zu  den  höchsten  Alpenhotcls  reichen. 

Am  5.  Dezember  1902  waren  50  Jalirc  vergangen,  seit  die  cr>ten  Tele- 
graphenleitungen in  der  Schweiz  dem  öffentlichen  Verkehr  Obergeben  worden 
sind.  Aus  diesem  Anlasse  hat  die  schweizerische  Telegraphen  -  Direktion  in 
Bein  eine  «Festschrilt  auf  das  fünl/igjiihr i^c  Jubiläuni  der  schweizerischen 
1  elef^i aplienverwnltung«  herausgegeben,  in  welcher  der  Lnlwickelungsgang, 
den  das  Telegraphen-  und  Fernsprechwei>en  der  Schweiz  in  dieser  Zeit  ge- 
nommen hat,  eingehend  geschildert  wird.  Wir  bringen  aus  der  Festschritt 
folgende  Mitteilungen. 

Einführung  des  Telegraphen.  Die  erste  Anregung  zur  EinRlhrung  des 
elektrischen  Telegraphen  in  der  Schweiz  ging  von  der  Regierung  des  Kantons 
Bern  aus,  die  unterm  17.  Januar  1850  den  Bundesrat  auf  die  neue  Erfindung 
aufmerksam  machte  und  unter  Hinweis  auf  andere  Staaten,  in  denen  der 

Telegraph  bereits  Eingang  gefunden  hatte,  um  Einleitung  dei  erforderlichen 
Schritte  ersuchte,  damit  die  Schwei/,  in  »möglichst  naher  Zukunft  der  Verteile 
jenes  wichtigen  Verkehrsmittels  teilhaftig  werde«,  l'ntcrm  2^.  Dezember  18^1 
erließ  der  Bundesrat  ein  in  den  ürundzügen  bis  jetzt  gültig  gebliebenes  »Gesetz 
Ober  die  Erstellung  der  elektrischen  Telegraphen«.  Das  Telegraphcnwesen 
wurde  zunächst  unter  die  Oberaufsicht  des  Post-  und  Baudepartements  gestellt, 
das  unter  dem  sachver<il;mdigen  Beirate  des  österreichischen  Ministerialrats 
Prof.  Steinheil  sogleich  mit  der  Anlage  eines  umfangreichen  Liniennetzes  vorging. 

Die  ersten  Telegraphenlinien  waren  in  den  Monaten  Juni  und  Juli  1852 
betriebsbereit;  ^m  5*  Dezember  1852  wurde  ein  Netz  von  1920  km  Leitung 
mit  27  Bureaus  dem  öffentlichen  Verkehr  Ubergeben.  Mit  welchem  Eifer  an 
der  Vervollständigung  des  Netzes  gearbeitet  wurde,  ergibt  sich  daraus,  dafi 
Ende  1833  schon  2^00  km  Leitung  mit  70  Bureaus  besfiinden. 

Das  Telegraphenregal.  Kaum  hatte  man  in  der  Schweiz  sich  mit  der 
Telegraphen  frage  zu  beschäftigen  begonnen,  als  auch  schon  Unternehmer  sich 

erboten,  den  Bau  und  Betrieb  eines  Telegraphennetzes  auf  eigene  Kosten  in 
die  Hand  zu  iielinien.  Der  Bundesrat  ent-^chied  sich  jedoch  in  seiner  Botschaft 
zum  Gcset/eutWLirt  über  die  Erstelkini;  \on  1  eiegraphen  vom  10.  Dezember  1851 
dafür,  daß  das  neue  Verkehrsmittel  gleich  dem  Postwesen  als  Staatsregal  zu 
erklaren  und  vom  Bunde  zu  Obemehmen  sei,  weil  die  Ausfllhrung  des  Tele- 
graphennetzes mit  dem  Postregal  in  enger  V'erbindung  stehe  und  letzteres 
otfenbar  die  Befugnis  in  sich  schließe,  auch  den  Bau  und  Betrieb  der  Tele- 
graphen unter  eidgenössische  Leitung  zu  nehmen.  Es  sei  nicht  zu  bestreiten, 
dafi  die  Mitteilungen  mittels  des  Telegraphen  in  der  Wesenheit  nichts  anderes 
seien,  als  die  Brief korrespondenzen ,  deren  Beförderung  nach  dem  Posfregal- 
gesetze  dem  Bunde  ausschliefilich  vorbehalten  sei. 
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Eine  zur  Prüfung  der  Frnge  eingesetzte  nationalrätliche  Kommission  ent- 
schied sich  ebenfalls  für  die  rU'g;ilität  dos  Telegraphen,  leitete  aber  die  Berech- 
tigung des  Regals  nicht  aus  der  Analogie  mit  dem  Postbetriebe  her,  sondern 
stellte  den  vom  Bundesrat  etwas  einseitig  betonten  fiskalischen  Interessen  die 
höheren  Rücksichten  auf  das  Gesamtwohl  des  Vaterlandes,  auf  den  engerer» 
nationalen  Zusnmmenschluli  der  verschiedenen  Bevölkcrungselemente  und  die 
Rücksichten  auf  das  allgemeine  volkswirtschaftliche  Interesse  gegenüber.  Die 
Bundesversammlung  entschied  sich  für  das  Regal,  ohne  in  eine  Erörterung 
Uber  die  auseinandergehenden  Aufßissiinf^n  Ober  dessen  Herieitung  einzutreten. 
Der  Artikel  1  des  Gesetzes  vom  23.  Dezember  1851  erhielt  folgende  Fassung: 
»Dem  Bunde  steht  das  ausschließliche  Recht  zu,  elektrische  Tele- 
graphen in  der  Schweiz  zu  errichten  oder  die  Bewilligung  zur  Erstellung 
derselben  zu  erteilen.« 
Hierdurch  war  das  Telegraphenregal  zwar  fest  begründet,  es  fehlte  ihm 
jedoch  noch  die  konstitutionelle  Sanktion,  die  es  erst  durch  die  im  Jahre  1874 
erlassene   neue  Bundesverfassung  erhielt.     Der  betreffende  Artikel  der  Ver- 
fassung (36)  hat  folgenden  Wortlaut: 

»Das  Post-  und  Telegraphenwesen  im  ganzen  Umfange  der  Eid- 
genossenschaft ist  Bundessaclic    Der  Ertrag  der  Post-  und  Telegraphen- 
verwaltunt^  fällt  in  die  eidgenössische  Kasse.    Die  Tarife  werden  im 
ganzen  Gebiete  der  Eidgenossenschaft  nach  den  gleichen,  möglichst 
billigen  Grundsätzen  bestimmt.    Die  Unverletzlichkeit  des  P(»t-  und 
Telegraphengeheimnisses  ist  gewährleistet.«  — 
Kin  ähnlicher  Streit,  wie  bei  der  (Jbernahme  des  Telegraphen,  entwickelte 
Nicli  Ende  der  70er  Jahre  für  und  t^e^en  die  Regalitat  des  Telephons.  Der 
Bundesrat  war  sich  darüber  klar,  daii  in  dem  Kullektivbegriff  »elektrische 
Telegraphen«  alle  diejenigen  Einrichtungen  verstanden  seien,  die  dazu  dienen, 
mittels  der  Elektrizitift  zwischen  zwei  mehr  oder  weniger  voneinander  ent- 
fernten Punkten  Gedanken  auszutauschen.    Er  erließ  unterm  18.  Februar  1878 
eine  Verordnung,  welche  die  Telephoneinrichtungen   als   in   das  Regal  des 
Bundes  fallend  erklärte  und  die  Bedingungen  ßlr  die  Erteilung  von  Kon- 
zessionen festsetzte.  Hiergegen  erhob  die  private  Spekulation  lebhaften  Wider- 
spruch durch  einen  Rekurs  an  die  Bundesversammlung.    Die  Monopolg^pier 
behaupteten  darin,  daß  der  Telegraph  und  das  Telephon  technisch  zwei  ganz 
verschiedene  Dinge  seien  und  die  Schöpfer  des  Telegraphenmonopuls  an  das 
Telephon  unmöglich  gedacht  hlttten.   Die  Verordnung  enthalte  eine  BegritTs- 
Verwechselung,  indem  sie  das  gesetzlich  bestehende  Verbot,  anders  in  einer 
gewissen  Form  zu  schreiben  und  zu  lesen  als  durch  Benutzunt:  der  hierfür 
eingerichteten  Staatsanstall,  auf  eine  neue  Art  des  Sprechens  und  Hörens  über- 
tragen habe,  die  sich  allerdings  zur  Fortleitung  des  Gesprochenen  in  der 
Hauptsache  derselben  Elementarkraft  bediene,  die  dem  Telegraphen  zur  Fort- 
bewegung des   Geschriebenen  zu  Gebote  stehe.    Auch  habe  der  Bundesrat 
nicht  das  Recht,  von  sich  aus  das  Monopol  der  elektrischen  Telegraphie  ohne 
weiteres  und  ohne  eine  Ermüchtigung  des  gesetzgebenden  Körpers  auf  das 
Gebiet  der  elektrischen  Teleplumie  zu  übertragen. 

Diese  Beliauptungcn  widerlegte  der  Bundesrat  in  einem  austtthriichen  Bericht, 
in  welchem  er  nachwies,  dali  es  bei  beiden  Gattungen  der  Nachrichtenbeför- 
derung nicht  daraul  ankomme,  ob  in  dem  einen  Falle  der  Gesichts-  und  in 
dem  anderen  Falle  der  Gcijürssinn  zu  Hülfe  genommen  werde,  daß  ferner 
die  Vorgänge,  wie  die  Zeichen  oder  Laute  unter  Verwendung  elektrischer 
Ströme  Ubemiittelt  werden,  analog  seien  und  dafl  die  Entwickelung  des  neuen 
Verkehrsmittels  nur  unter  Staatsverwaltung,  nicht  aber  in  der  Hand  der  Privat- 
spekulation gesichert  sei,  der  es  nicht  um  das  Allgemeinwohl,  sondern  nur 
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um  die  finanzielle  Ausbeutung  fremder  Erfindungen  zu  tun  wMre.  Auch  der 
Nationalrat  stellte  sich  auf  den  Standpunkt  des  Bundesrats  und  entschied  sich 
mit  ihm  grundsätzlich  für  die  Kinbeziehung  des  Fernsprechers  in  das  Tele- 
graphenregal; nachgegeben  wurde  nur,  »daß  Privatleitungcn,  wenn  i>ie  das 
StutoiDonopol  nicht  g«Alhrdenf  su  konzessionieren  seien«.  UnschlOsdg  blieb 
aber  noch,  ob  nun  der  Staat  die  Verpflichtung  habe,  die  Fernsprecbeinrich* 
fangen  selbst  herzustellen  und  zu  betreihen  oder  auf  dem  Konzessionswege 
der  Privatindustrie  zu  Uberlassen.  Diese  Frage  war  um  so  schwieriger  /u 
entscheiden,  als  in  den  übrigen  europäischen  Staatoi  keinerlei  Erfahrungen 
vorlagen  und  das  Betspiel  Amerikas,  wo  diese  Einrichtungen  zuerst  ins  Leben 
traten,  nicht  maßgebend  sein  konnte,  weil  daselbst  ein  staatliches  Telegraphen - 
monopo!  überhaupt  nicht  besteht.  Immerliin  ergab  sich  ;uis  den  damals  bei 
den  übrigen  europäischen  Verwaltungen  eingezogenen  Erkundigungen,  daü  mit 
alleiniger  Ausnahme  von  Deutschland  die  Neigung  vorherrschte,  die  Femsprech» 
einrichtungen  dem  Privatunternehmen  freizugeben. 

In  dieser  Periode  der  Unklarheit  (Anfang  1880)  reichte  eine  Züricher 
Gesellschaft  ein  Gesuch  ein  um  die  Konzession  zur  Errichtung  eines  Fern- 
sprechnetzes in  der  Stadt  Züricii.  Die  Konzession  wurde  zunüciist  auf  20  Jahre 
erteilt,  vor  Ablauf  des  Jahres  1880  beim  Obergange  der  Kontession  auf  eine 
andere  Gesellschnfi  aber  auf  $  Jahre  beschrünkt.  Die  Erfahrungen  mit  der 
Gesellschaft  und  der  Umschwung,  der  sich  im  Ausland  im  Sinne  einer  Los- 
sagung von  dem  System  des  Privatbetriebs  vollzog,  veranlagten  den  Bundesrat, 
zum  Staatsbetrieb  tkberzugehen,  das  ZOricher  Telephonnetz  1884  zurückzukaufen 
und  Konzessionen  fllr  StMdte  und  Ortschaften  nicht  mehr  zu  erteilen,  wenn 
vorauszusehen  sei ,  daL'  man  früher  oder  spflter  zur  Anlage  eines  staatlichen 
Fernsprechnetzes  schreiten  werde. 

Die  noch  fehlende  gesetzliche  Bestätigung  erhielt  das  Telephonregal 
durch  Artikel  i  des  Bundesgesetzes  Ober  das  Telephonwesen  vom  37.  Juni  1889, 
welcher  lautet: 

»Die  Errichtung  und  der  Betrieb  von  Tclephonanlagen  bilden  einen 
Teil  des  Telegraphenvvesens  ;Art.  36  der  Bundesverfassung   und  werden 
dem  Geschäftskreise  der  Telegraphenverwaltung  zugewiesen.     Die  auf 
das  Telegraphenwesen  bezüglichen  Bestimmungen  des  Bundesstrafrechts 
finden  auch  auf  das  Telephonwesen  Anwendung.« 
Organisation.  Die  dem  schweizerischen  Telegraphen  wesen  durch  das  Bundes- 
gesetz vom  23.  Dezember  185 1  gegebene  vorläufige  Organisation  wurde  bei 
der  endgültigen  Gestallung  der  Verhältnisse  durch  das  Gesetz  vom  ao.  De- 
zember 1854  in  den  HauptzOgen  beibehalten.   Das  Telegraphenwesen  wurde 
dem  Bundesrat  unterstellt,  die  unmittelbare  Oberaufsicht  dem  Post-  und  Bau- 
departement und  die  Leitung  der  Verwaltungsgeschüftc  einer  Zentraldirektion, 
mit  einem  Zentraldirektor  als  Vorsteher,  Ubertragen. 

Das  Telegraphennetz  bdiielt  die  bereits  bestehende  Einteilung  in  vier 
Kreise,  an  deren  Spitze  Kreisinspektoren  gestellt  wu;  '  f;  mit  der  Aufgabe, 
den  Betrieb  der  Linien  und  Anstalten  innerhnlb  ihrer  Kreise  in  Beziehung  auf 
Verwaltung  und  Technik  zu  leiten  und  /u  überwachen.  Die  Telegraphen- 
anstaltcn  ^I.,  II.  und  III.  Kbsse;  suUien  je  nach  ihrer  Bedeutung  von  be- 
sonderen Telegraphisten  oder  von  Postbeamten  oder  von  anderen  eidgenössischen 
Amtsstellen,  mit  welchen  sich  der  Telegraphendienst  vereinigen  ließ,  bedient 
werden.  Für  die  t  bcrwachung  des  technischen  Teiles  des  1  elegraphenwesens, 
die  Beschaffung  der  Apparate  und  die  Besorgung  der  Instandsetzungen  wurde 
eine  der  Zentriüdirektion  untergeordnete  Telegraphenwerkstiftte  eingerichtet. 
Eine  Instruktion  für  die  Telegraphendirektion  und  die  Inspektoren  vom 
21.  Januar  1857  grenzte  die  Aufgaben  und  Befugnisse  der  höheren  Verwaltungs- 
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Organe  genau  ab.    Die  Direktion  erhielt  die  Bestimmung,  dem  Departement 

zweckmäßig  erscheinende  Verfügungen  vor^ii-schlagen  und  dieienigen  Gegen- 
stiinde  zu  begutachten,  deren  Erledigung  dem  Bundesrat  oder  dem  Departement 
vorbehalten  war;  sie  hatte  ferner  die  anzustellenden  Beamten  in  Vorschlag  zu 
bringen,  sich  Ober  herzustellende  neue  Linien  und  Anstalten  gutachtlich  zu 
äußern,  den  Etat  aufzustellen,  die  Verordnungen  der  Oberbehörde  auszuführen 
sowie  den  Schriftwechsel  und  die  Abrechnung  mit  dem  Auslande  zu  erledigen. 
Im  Jahre  1866  wurde  die  Zahl  der  Kreisinspektionen  von  vier  auf  sechs  erhöbt 
und  den  Inspektoren  Adjunkten  als  Vertreter  beigegeben. 

Diese  Organisation  erhielt  sich  nahezu  ein  halbes  Jahrhundert;  nur  in  einem 
Punkte,  nämlich  in  bcvug  auf  das  Verhältnis  zur  Postverwaltung,  erfuhr  sie 
eine  gründliclie  Änderung.  Die  Vereinigung  der  beiden  Dienstzweige,  die  sich 
als  eine  Folge  der  Ansicht  des  Bundesrats  ergeben  hatte,  dab  das  Telegraphen - 
Wesen  einen  Bestandteil  des  Postwesens  bilden  mOsse,  war  eine  zu  unvoll- 
ständige, um  für  heiJ  TcUc  ersprieCMich  zu  sein.  Denn  i'ede  Verwaltung  hatte 
ihr  eigenes  Budget,  ihre  besonderen  Verordnunyen  und  Reglements  und  teil- 
weise auch  ihr  besonderem  Personal.  Die  hieraus  entstehenden  Obelstdnde 
führten  1867  zur  grundsätzlichen  Trennung  der  Telegraphie  von  der  Post, 
wobei  immerhin  die  Vereinigung  für  diejenigen  Fälle  vorbehalten  blieb,  in 
denen  dienstliche  ovier  fiskalische  RUck'^ichten  sie  erforderten. 

Durch  die  Kinbczieluing  des  Fernsprecliwesens  in  den  Cicschüftskrcis  der 
Telegraphenverwaltung  wurde  dieser  eine  neue  grol>e  Aufgabe  zugewiesen. 
Bei  dem  engen  Zusammenhange  der  beiden  Betnebe  und  der  Gleichartigkeit 
der  zur  Betätigung  in  ihnen  erforderlichen  technischen  Krlfte  lig  es  nahe,  die 
Telegraphenbeamten  auch  für  die  TelephongeschiJfte  zu  verwenden.  Ks  wurden 
drei  Klassen  von  Fcrnsprecli -Zentralstationen  eingerichtet,  von  denen 
die  Zentralstationen  der  2.  und  3.  Klasse  mit  Telegraphenbureaus  vereinigt,  die 
der  t.  Klasse  aber  einem  besonderen  Vorsteher  (Telephonchef)  unterstellt  wurden. 
Jedem  Telephonchef  ist  ein  an  das  eigene  Sprechnetz  sich  anschließender 
gröiJerer  Bezirk  zugewiesen,  in  welchem  er  den  Leitungsbau  und  den  Betrieb 
zu  beaufsichtigen  hat,  während  die  Herstellung  und  Unterhaltung  der  Tele- 
graphenlinien nach  wie  vor  zum  Geschäftskreise  der  Kreisinspektoren  gehOrt. 

Bei  der  Reorganisation  der  Telegraphenverwaltung,  die  der  Bundesrat 
bereits  seit  i8()q  geplant,  aber  r.i)ch  nicht  zur  Ausführung  gebraclif  hat,  wird 
beabsichtigt,  diesen  DualiNuni^  im  Baue  der  Telegraphen-  und  der  Fcrnsprcch- 
linicn  zu  beseitigen.  Zu  dem  Zwecke  soll  die  Zahl  der  Kreiüinspektoren,  fUr 
welche  die  Bezeichnung  »Kreistelegraphendirektor«  in  Aussteht  genommen  ist, 
auf  I  I  erhöht  werden;  in  ihren  entsprechend  kleineren  Bezirken  sollen  sie 
auch  den  Hau  und  die  Beaufsichtigung  der  Fernsprechnetze  übernehmen.  Die 
bisher  selbständigen  Teiephonchefs  werden  der  Aufsicht  der  Kreistelegraphen - 
direktoren  unterstellt;  sie  behalten  indes  die  Verantwortlichkeit  für  deti 
technischen  und  Verwaltungsdienst  sowie  die  Unterhaltung  der  in  den  Bereich 
ihre  s  TcK  phonnetzcs  fallenden  Telegraphen-  und  Fernsprechlinien. 

Linienbau-  und  Unterhaltung.  Beim  Baue  der  ersten  Telegraphenlinien 
im  Jahre  1832  wurden  nur  Holzstangen  von  5  bis  7  m  Lunge  verwendet, 
die  vor  dem  Einsetzen  zum  Schutze  gegen  Fäulnis  am  unteren  Ende  ange 
brennt  wurden.  Die  Leitung  bestand  aus  3  mm  dickem  Fiscndralit ,  den 
man  /nr  Verhinderuni;  dt^  Rosien^  mit  öl  angestrichen  hatte,  /ur  Befestigung 
des  Drahtes,  den  man  aul  das  obere  Ende  der  Stangen  autbraciite,  dienten 
17  cm  hohe  Isolatoren  ous  grünem  Glase.  Schon  von  Anlang  an  machte 
man  in  einzelnen  Gebenden  Versuche,  die  Stangen  mit  Losungen  aus  Kupfer- 
vitriol. Kiscnvitriol  und  Zinkchlorid  zuzubereiten.  Vom  Jahre  1853  an  wurden 
als  Isolatoren  kleine,  einfache  Glasglocken  verwendet,  die  man  seitlich  an  den 
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Stangen  auf  eisernen  Trligern  befestigte;  dt»  obere  Ende  der  Stangen  wurde, 

um  das  Eindringen  des  Wassers  zu  verhindern,  mit  einer  trichterförmigen 
Blechhaube  versehen,  für  alle  neuen  Linien  benutzte  man  verzinkten  Eisendraht. 

Die  mit  den  Holz&tangen  gemachten  ungünstigen  Erfahrungen  —  die 
meislen  Standen  muflten  nach  swei-  bis  dreiitfhrigem  Bestehen  in  der  Linie 
wegen  Filulnis  ausgewechseil  werden  —  führten  1857  zu  Versuchen  mit 
Stangen  aus  Winkelei'^en ,  mit  zusommcngeschraubten  Mutfem öhren  und  1861 
mit  konischefj,  aus  einem  Stücke  botehenden  eisernen  Kührenstangen. 

Die  Ausfuhrung  größerer  Linienbauarbetten  wurde  gewöhnhch  auf  dem 
Akkofxlwege  veiigeben,  wobei  die  Unternehmer  verpflichtet  waren,  sich  in 
betreff  der  Attfstelluag  der  Stangen,  der  Anbringung  der  Isolatoren,  Drähte,  • 
Anker  usw.  i^enau  an  vertr:ii;lich  festgesetzte  Bedingungen  zu  halten.  Da  aber 
allgemein  gültige  Vorschriften  Uber  den  Bau  und  die  Unterhaltung  der  Linien 
nicht  vorhanden  waren,  «o  wurden  die  Arbeiten  sowohl  durch  die  Organe 
der  Kreisinspektionen  als  auch  durch  die  Unternehmer  in  ganz  verschiedener 
Weise  ausgeführt,  so  daß  die  meisten  Linien  schon  in  ihrer  Anlage  große 
Mäni^el  zeigten.  Diesem  Obelstande  wurde  i^^73  durch  Herausgabc  einer 
Bauordnung  abgeholfen,  die  hauptsächlich  folgende  Grundsätze  enthält. 

Als  Stangen  sind  an  Landwegen  ira  allgemeinen  zubereitete  Nadelhölzer 
von  8  bis  10  m  Länge,  am  SUdabhan^e  der  Alpen  jedoch  unzubereitete 
Kastanien  und  Lürchen,  längs  der  Bahnen  konische  Eisenstangen  zu  verwenden; 
als.  Isolatoren  sind  zu  benutzen  Glasisolatoren,  große  und  kleine  Porzeü.in- 
isolatorcn  mit  Doppelglocken,  kleine  Porzeilanisolaloren  mit  einfachen  Glocken 
fttr  Zuführungen  und  Ebonitisolatoren  mit  Eisenmänteln  fttr  exponierte  Punkte. 
Der  Leitungsdraht  besteht  für  gewöhnliche  Linien  aus  verzinktem  3  mm 
Eisendrahte,  bei  mehr  als  100  km  langen  Leitungen  aus  4  mm,  bei  inter- 
nationalen Leitungen  aus  5  mm  verzinktem  Eisendraht. 

Die  Stengenabstünde  sollen  45  bis  55  m  betragen,  in  Kurven  sind  Streben 
oder  Anker  anzubringen.  Die  Stangen  sind  am  oberen  Ende  mit  Spitztrtigem 
zu  versehen.  Die  Glasisolatoren  werden  aufgegipst,  die  Porzellanisolatoren 
mittels  Wergs  aufgeschraubt.  Die  Isolatorenträgcr  sind  an  den  Stangen  in 
einer  Entfernung  von  40  cm  wechselseitig  anzubringen. 

Bemerkenswert  ist  die  Geschicklichkeit  und  Kühnheit,  mit  der  im  Hoch- 
gebirge die  Linien  auf  steile  Berge  und  Uber  hohe  Pässe  hinweggeführt  werden. 
Unter  Verwendung  der  gewöhnlichen  Pjauninleti^dien ,  aber  bei  ausgiebiger 
Benutzung  von  Streben  und  Ankern  sowie  eisernen  Schellen  und  Dornen  werden 
für  die  Leitungen  überall,  auch  in  den  eiigsien  Feiseii.vtiaßen,  Befestigungs- 
punkte hergestellt.  Wo  die  Strafie  in  Windungen  einen  Berg  erklimmt,  sind 
die  Leitungen  gewöhnlich  in  möglichst  gerader  Richtung  hinauf  geführt. 
Steile  Felswände  werden  dabei,  auch  wenn  ihi\'  Höhe  400m  und  darüber 
betragen  sollte,  in  einer  einzigen  Spannung  genommen. 

Die  Unterhaltung  der  Linien  bietet  in  der  Schweiz  der  klimatischen 
Verbflllnisse  wegen  im  allgemeinen  große  Schwierigkeiten.  In  den  Gebirgen 
richten  Schneefälle,  Schneelawinen  oder  Stürme  an  den  Linien  außerordentliche 
Verheerungen  an;  die  Gebirgslinien,  an  denen  die  Schweiz  überreich  ist,  sind  oft 
während  Wochen  oder  sogar  den  ganzen  Winter  hindurch  unzugänglich,  wo- 
durch die  Zahl  und  Dauer  der  Störungen  mitunter  sehr  unliebsam  gesteigert  wird. 

Für  die  Überwachung  und  Instandsetzung  der  Linien  sind,  nachdem  man 
anfänglich  mit  den  kantonalen  Straßenaufsehern  und  Wegearbeilern  und  später 
mit  akkordweise  bezahlten  Linienaufsehern  sciilechte  Erfahrungen  gemacht 
hatte,  seit  eigene,  im  Tagelohne  bezahlte,  geübte  Arbeiter  eingestellt. 

Für  den  guten  Zustand  der  Linien  Uings  der  Bahnen  haben  die  Organe  der 
Bahnverwaltung  zu.  sorgen.    Auf  Grund  des  Bundesgesetzes  Uber  den  Bau 
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und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen  vom  23.  Dezember  187a  sind  mit  allen 

Bahnvcrualtungen  Vertrage  abgeschlossen  worden,  nach  welchen  die  Bahn- 
verwaltungcn  kleinere  Instandsetzungen  unentgeltlich  auszuführen  haben;  bei 
größeren  Reparaturen  werden  die  Kosten  nach  Verliiltnis  der  DrKhtesahl  «uf  die 
beiderseitigen  Verwaltungen  verteilt,  sobald  die  Bahnverwattimg  mehr  ab  einen 

Draht  an  die  eidgenössischen  Stangen  angebrncht  h.il.  Das  Anbringen  neuer  und 
das  Auswechseln  alter  Drahte  geschieht  aut  Kosten  der  beteiligten  VerwuUung. 

Der  Bau  der  Fernsprecheinrichtungen,  mit  dem  anfangs  der  achtziger 
Jahre  begonnen  wurde,  führte  eine  teilweise  Umgestaltung  des  bisherigen 
Linienbausystems  herbei.  Ftlr  die  Fcrnsprechleitungen  hielt  man  eine  weniger 
vollkomtiiene  Isolation  füt  ;uI•^^oiche!^v^  Es  wurde  deshalb  zunffchst  ein  kleiner, 
massiver  Isolator  ohne  Doppelglocke  eingeführt,  der  aber  bald  durch  einen 
etwas  größeren  Isolator  mit  Doppelglockc  ersetzt  werden  muUte.  Als  Leitungs- 
material benutzte  man  nacheinander  Stahldrnht  von  2  mm,  Phosphorbronze- 
drahi  von  1,35  mm  und  Siliciumbronzcdraht  von  2  mm  Starke.  Jetzt  wird 
für  die  oberirdischen  AnschlutJIeitungen  der  Fernsprechteilnehmer  i,«;  mm  starker 
Bronzedraht,  für  die  Verbindungsleitungen  Bronzedraht  von  3  mni  Stärke  ver* 
wendet;  letztere  sind  bis  auf  wenige  kürzere  Leitungen  doppeldrihtig.  Zu 
den  eisernen  DrahttrSgem  wird  nicht  Gasrohr,  sondern  starkes  U-Eisen  benutzt. 
Die  eisernen  Gestänge  wurden  früher  ausschließlich  als  Reiter  sattelartig  auf 
die  Dächer  ntiti^esctzt  und  gut  verankert,  man  ist  jedoch  dazu  übergegangen, 
die  Eisenstander  nach  deutschem  Muster  im  Dachgebälk  oder  am  Gicbel- 
mauerwerke  zu  befestigen. 

Die  schwierigen  Terrainverhältnisse  in  der  Schweiz  (unzugtfnglichc  Gegenden, 
Tunnels.  Bahnhöfe  usw.)  gaben  schon  frühzeitig  Veranlassung  zur  A  u  s  I  e g  un g 
von  Kabeln.  Im  Oktober  1835  wurden  Verbindungen  mittels  Kabel  her- 
gestellt zwischen  Winkel  und  Stanstaad  und  zwischen  Bauen  und  Flüelen. 
Beide  aus  der  eidgenössischen  Telegraphenwerkstatte  henroiigegangenen  Kabel 
hatten  eine  Ader  aus  einem  2,6  mm  dicken  Eisen draht;  als  Umhüllung 
dienten  eine  2,5  mm  dicke  Guttaperchaschicht  und  ein  impriigniertes  Band. 
Das  Ganze  wurde  durch  24  Eisendriihte  von  1,5  mm  Starke  spiraüörmig  um- 
wunden. Die  Kabel  waren  nur  einige  Jahre  im  Betriebe.  Besser  bewahrte 
sich  das  iS-,*')  zwischen  Romanshorn  und  Friedrichshafen  ausgelegte,  13  km 
longe  Kabel,  das  sich  bis  1891  hciriobsfahig  erhielt.  Von  iSt]^  ab  verging 
kein  Jahr,  in  dem  nicht  größere  oder  kleinere  Kabellegungen  ausgeführt 
wurden.  Zur  Verwendung  kamen  drei-,  fünf-  und  siebenaderige  Rattier-, 
Lardy>  und  Felten^Guilleaume-Gutlaperchakabel,  die  man  anflIngUch  ohne 
weiteren  Schutz  in  den  Boden  verlegte,  spater  aber  in  Holzkanfile  oder  in 
Sand  bettete  und  mit  Backsteinen  abdeckte.     Seit  verwendet  man  als 

Schutz  das  sog.  Zorescisen.  1 882  unternahm  man  die  Legung  des  1 5  km 
langen  siebenadengen  Guttaperchakabels  durch  den  Gotthard -Tunnel  (vergl. 
Archiv  1882  S.  591 ). 

In  velir  bedeutendem  Umfange  sind  in  der  Schweiz  Fe  rnsprech  kabel 
ausgelegt  worden.  Die  mannit^tachen  Schwierigkeiten,  denen  die  Führung 
großer  Drahtgestange  in  den  Schweizerstädten  begegnete,  und  die  Unmöglichkeit, 
die  zahlreich  verlangten  Anschlüsse  oberirdisch  herzustellen,  nötigten  zur  Ver- 
wendung von  Telephonkabelh.  Den  An&ng  machte  man  1886  in  Genf  mit 
Fernsprechkabeln  vf>n  Feiten  &  Guilleaumo.  Die  27  Kupferadern  sind  einzeln 
mit  imprägnierter  Baumwolle  doppelt  umsponnen  und  mit  Stanniol  umwickelt, 
alle  Adern  zu-sammen  mit  4  Erddrühten  verseilt,  durch  imprägniertes  Band 
zusammengehalten  und  von  2  Bleimibiteln  umpreflt;  das  Ganze  ist  mit  Asphalt- 
band  bewickelt.  Eine  andere  Firma,  Berthoud,  Borel  &  Cie.,  lieferte  Kabel, 
bei  denen  jeder  Leiter  von  einem  BieirOhrcben  umgeben  war.    Von  1892  an 
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verwendete  man  die  von  Feiten  &  Gutlleaume  hergestellten  Papierluftraumkabel 

mit  27  Doppeladern.  Infolge  der  vielfachen  Betriebsstörungen,  welche  die  an 
Zahl  und  Ausdehnung  mehr  und  mehr  zunehmenden  Starkstromanlagen  und 
elektrischen  Straßenbahnen  in  den  die  Erde  als  RUckleitung  benutzenden 
Femsprechnetiett  hervorriefen,  sah  man  sich  gezwungen,  den  doppeldrähtigen 
Betrieb  einzufllhren.  Gegenwärtig  sind  fUr  Verbindungsanlagen  allgemein  Kabel 
mit  14  und  28  Doppeladern  und  einem  Aderndurchmesser  von  i,s  mra'  in 
Gebrniich.  Die  Anschlußpapierkahcl  h.iben  die  Zvvanzigcrtcilun^; ;  die  kleinste 
Adei/^aiil  iit  10x2  Adern  zu  ü,anim,  dann  lolgt  20X2,  40x2  usw.  bis  200x2. 

Apparate.  Die  Entwickelung  der  Telegraphen«  und  Fernspicvliapparale 
hat  in  der  Schweiz  im  allgL-meincn  denselben  V  erlauf  genommen  wie  bei  uns. 
Die  schweizerische  Verwaltung  hat  ilie  Forlscliiitlc  der  Tcciinik  stets  aufmerksam 
verfolgt,  viele  neu  aufgekommene  S\  >tcme  erprobt  und  wieder  bei  Seite  u'cstellt 
oder,  wenn  sie  Verbesserungen  gegenüber  den  allen  boten,  in  den  lieiiieb 
eingeführt.  Dabei  hatte  sie  aber  das  Bestreben,  noch  brauchbare  altere  Apparate 
aus  Sparsamkeit  mögliclist  bis  zur  Abnutzung  zu  verwenden. 

Die  technische  Ausrüstung  der  Telegraphenanstaiten  zeigt  gegen  die  deutschen 
Einrichtungen  nur  einige,  nachstehend  angegebene  unwesentliche  Abweichungen. 

Die  Morseapparate  (Farbschreiber  mit  Farbwalze]  sind  mit  aufrecht- 
stehender Paplerftthrung  versehen ;  die  etwa  1 '/«  cm  breiten  Papierstreifen 
werden  dreimal  zur  Zeichenaufnahme  benutzt,  und  zwar  auf  der  einen  Seite 
an  beiden  Rändern,  auf  der  anderen  Seite  in  der  Mitte.  Das  Ablesen  der 
Schritt  würde  leicht  zu  Fehlern  Anlaß  geben,  wenn  nicht  die  Telegraphisten 
in  der  Aufnahme  nach  dem  Gehör  eine  große  Fertigkeit  besaßen.  An  be- 
sonderen Relais  werden  für  den  Baudotbetrieb  zwischen  Bern  und  Paris 
polarisierte  Dijsenrelais ,  für  den  Hui^lios-Duplexbetrieb  zwisclicn  Basel-Luzern 
und  Basel -Bern  polarisierte  Standardrehiis  und  für  die  Hughesüberfra^nuig 
Paris-Wien  das  Relais  d'Arlincourt  verwendet.  Als  Blitzableiter  dienen 
Lamellenblitzplatten,  bei  denen  die  mit  o,t  mni  Abstand  einander  gegenüber- 
stehenden Flachen  der  gemeinsamen  Krd platte  und  der  Leitungslamellen  ge- 
reifelt  sind.  Für  Kal^elleitim^rn  und  im  Fernsprechbetriebe  sind  die  empfind- 
licheren Papierblitzableiter  in  Gebrauch;  bei  diesen  werden  die  glatten  FK'ichen 
der  Erdplatte  und  der  Lamellen  lediglich  durch  zwischengelegte  paraftiniertc 
Papierstreifen  voneinander  gelrennt  gehalten.  Als  Stromquelle  werden  f&r 
Arbeitsstromleitungen  Zink  -  Kohlenelemente,  für  Ruhestromleitungen  Zink- 
Kupfer-  (Meidinger-}  Elemente  verwendet. 

Die  Teiinchmerstellen  in  den  Fernsprechnetzen  sind,  nachdem  versuchs- 
weise die  verschiedensten  Mikrophon  Systeme  angewendet  worden  sind, 
g^enwArtig  mit  Mikrophonen  Bell-Blake  ausgerüstet;  daneben  werden  Körner- 
mikrophone (Hunning,  Berliner,  Hasler.  Solidback'  L,'ebraucht.  Zum  Anruf 
dienen  ausschließlich  M  a  g  n  et  1  lui  u  k  t  *> re n  wnd  W  e c h  ^  e  1  1  r  o  m  Wecker. 
Bei  den  Vermittelungsonstalten  werden  im  aligemeinen  \  le  1  lacli Umschalter 
nach  dem  Zweischnursysteme  benutzt.  cschhia  foinM 
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Stiftung  „Töchterhort"  für  verwaiste  Töchter  von  Reiehs- 

Post-  und  Telegrophenbeamten. 

Nach  dem  Vcrwaltungsberichte  des  Töchterfior!'^  fUr  1902  ist  die  Weiter- 
enlwickeliiiig  der  Stiftung  im  Berichtsjahre  reclit  erfreulich  gewesen.  Waren 
schon  die  Ergebnisse  tUr  1901  besonders  günstig,  so  sind  sie  durch  die  fUr 
1902  noch  Obertroffen  worden.    Die  Jahressiimine  der  fortlaufenden  Bettrltge 

hat  die  Höhe  von  133  874  M.  erreicht,  d.  s.  12  45,3  M.  mehr  als  im  Vorjahre. 

Unter  Hinzurechnung  von  6040  M.  einmaligen  Gaben,  «t^jc)  M.  Zuwendungen 
aus  Konzert  usw.  -Überschüssen  und  30202  M.  Zinsen  ergibt  sich  eine  Gesamt- 
einnahme von  182  855  M.  gegen  163002  M.  im  Vorjahre. 

Die  Beteiligung  an  den  fortlaufenden  Spenden  ist  eine  stetig  wachsende. 
Um  7798  Angehörige  der  Reichs-Post-  und  TelegraphenverwaUung  (3326  Be- 
amte und  4472  Unterbeanite)  hat  sich  im  Jahre  1002  die  Zahl  der  Beitragenden 
vermehrt.  Clezahlt  sind  von  33  153  Beamten  -7410  M.,  von  51428  Unter- 
beamlen  38458  M.  in  durchschnittlichen  Monatsbeträgen  von  i8'/g  Pf.  und 
Pf.  Von  den  Oberhaupt  vorhandenen  Reichs -Post-  und  Telegraphen- 
beamten {mit  Ausschluß  der  PosthOlfstellen-Inhaber)  macht  die  Zahl  der  regel- 
müßig Spendenden  v.  H.  aus,  von  den  Unterbeaniten  55,-1  v.  H.,  d.  s.  3,;  v.  H. 
und  3,4  V.  II.  mehr  als  im  Jahre  igoi.  Von  den  Reichs-Post-,  Telegraphen- 
und  Fernsprcchanstalten  (ohne  HUIfstellen}  sind  als  beteiligt  nachgewiesen 
69,0  V.  H.  gegen  63,0  v.  H.  im  Voriahre. 

Die  einmaligen  Spenden  in  Höhe  von  6940  M.  lassen  eiitennen,  daß 

auch  im  verflossenen  Jahre  des  Töchterhorts  bei  den  verschiedensten  Anlässen 
wohlwoIK-nJ  i^cdacht  \voi\icu  i^t.  Vielfach  bilden  einmalige  Gaben  auch  den 
Übergang  zu  torllautender  Bciciimung;  um  so  weniger  fällt  daher  der  geringe 
Minderertrag  im  Berichtsjahre  (53  M  )  gegenüber  der  außerordentlichen  Steigerung 
der  forllaufenden  Bcitnige  ins  Gewicht.  Nicht  nunder  förderliches  Wohlwollen 
zeigt  sich  in  den  »besonderen  Zuwendungen«  (98^9X1.;  1901:  6313  M.).  Hier- 
unter befinden  sich  die  Einnahmen  aus  Veranstaltungen  von  Angehörit;tMi 
der  Post-  und  Telegraphenverwaltung.  In  den  einzelnen  Jahren  sind  an  Bei- 
trügen usw.  aufgekommen: 

Einmalige      Fortlaufende  Bewodere 
R.:r.<<»         R^:»..K..  Zusammen 

Bis    Ende    .SM,    ein-      B«»«8«  Beitrage  Wendungen 

'-.hli.:.^lichvles  Kapital-         M.irk      ]'{  Mark      l'f.  Maik      Pf.  M.uk  Pf. 

Grundstocks,   124  7110  77  45812  f>8  —  —  170603  75 

189»   '3 '37  3»  74*54  4»  —  —  873Q1  yi 

>-"^'.»3   4'3'^>  35  '^5455  «  5836  27  M5421  Ö3 

>St>4   5  4"J<^  —  87.(19  53  7107  töo4Q3  6 

«895   4268  0»  92307  32  3  9»3  8  100 49()  52 

1890   4075  63  ^)U4l^  30  7664  28  109  W)8  27 

t8')~   33''  '80  Ö4  3^*38  «H  109  136  24 

i^>''8   5  331  64  loi  710  38  4  «36  ao  111178  u 

»899   Ö731  49  io<3  i8i  89  rfio  2  116332  40 

1900   5  tS-  II  113^77  66  4.JS7  41  124232  18 

K/Ji   •i'.i'>3  53  123420  34  6-^14  81  11O728  88 

1902   6040  29  »15874  ■^i  9  838  83  152653  4  i 

In  12'/,  Jahren:    105080   71      1  Kii  923    22         36766   37     1413779  30. 

Von  diesen  i  413  779  M.  30  Pt.  sind  von  ünterbeamten  oder  für  Unter- 
bcumte  gespendet  512687  M.  55  Pf.,  d.  s.  36,38  v.  H. 
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Werden  den  erwähnten   I4'3  779  M«  30  Pf. 

hinzugerechnet  die  Zinsen  mit  ,   208885   -  i  ^  - 

und  die  Kursgewinne  mit   8  242   -  10  -  , 

so  ergibt  sich  bis  Ende  1902  eine  Gesamt -Brutto- 

Einnahme  von   i  630  906  M.  53  Pf. 

Die  vermehrten  SliftungscinkUitltc  hüben  eine  abermalige  Erweiterung 
der  UnterstOtzttngstlltigkelt  ermOgltcht  Es  sind  im  Jahre  1903  nahezu 
100000  M.  UnlerstOlzungcn  gc/.ihlt  (genau  99967  M.  88  Pf.,  wovon  an  Unter- 
beamfentf^ohter  4nsif''N'.  73  ^'o"  dieser  Gesamtsumme  waren  28383  M. 

fortlautende  Ünterstülzungen  (gegen  das  Vorjahr  -{-  2604  M.)  und  71  383  M. 
einmalige  Unterstützungen  (-f  7329  M.}. 

Die  einmaligen  UnterstOtsungen  setzen  sich  zusammen  aus  16537  M. 
einmaligen  Gewiihrungcn  des  Hauptausschussts  und  34  836  M.  selbständigen 
Bewilligungen  der  Bezirksausschüsse.  Von  den  einmaligen  Unterstützungen  qun 
der  Hauptkas^e  kamen  an  Waisen  im  Alter  Uber  18  Jahren  2446  M.,  an  solche 
unter  1 8  Jahren  14081  M.,  davon  auf  Beihalfen  zu  den  Kosten  der  Einsegnung  usw. 
385  M.  und  für  Gewährung  \  <»n  Sonmier pflege  an  krfinkliche  Kinder  6517  M. 
Mit  HOlfe  dieser  Mittel  haben  im  Jahre  1902  entsendet  werden  kOnnen 

Waisen  von       ^^'  !'^^"  Im 
_  von  Lnter- 

Beamten        beamten  ganzen 

in  Ferienkolonien   II  62  73 

in  SoIbüJer   6  7  13 

an  die  See   3  22  27 

in  sonstige  Sommerptlcge  . . . . .  3  9  12 

zusammen...       2$  100  135. 

Die  Gewflhrung  von  10  M.  fbr  jede  Waise  als  Zuschufi  zur  Ausrüstung  ist 
auch  im  Jahre  1902  erfolgt.  Seit  1894  sind  vom  TOchterhort  136  Beamten- 
waisen und  5  l 'nterbeamtcnwai'^cn,  zusammen  603  Kinder,  in  Sommerpflege 
gegeben  worden,  unter  Aufwendung  eines  Gesamtbetrags  von  33  337  M-, 
nämlich  7496  M.  tür  Beamlenwaisen  und  2784»  M.  oder  78,8  v.  H.  tür  Waisen 
von  Unterbeamten. 

Seitens  der  Bezirksausschüsse  sind  zu  selbständigen  einmaligen  Bewill^ungen, 
die  satzungsgcmaii  an  Waisen  im  Alter  über  18  Jahren  aus  bestimmten  ein- 
maligen Spenden  und  der  Hüllte  der  im  Bezirk  auti^ckonimeiicn  fortlaufenden 
Beitrage  geschehen  dürfen,  wie  bereits  erwühnt,  34  856  M.  aufgewendet,  d.s. 
6639  M.  mehr  als  im  Vorjahre.  Davon  haben  empfangen  591  BeamtentOchter 
34306  M.,  1014  Unterbeamten  töcht  er  30  330  M.,  d.s.  55,7  v.  H.  der  durch 
die  Bezirksausschüsse  insgesamt  gewahrten  Betrage. 

Fortlaufende  Unterstützungen  sind  im  Jahre  1902  an  23  verwaiste 
Töchter  neu  bewilligt  worden.  Mehr  hat  in  dieser  Beziehung  nicht  geschehen 
können,  da  an  dem  Grundsalze  festgehalten  wird,  dafi  die  Gesamt -Jahres- 
zahlungen an  fortlaufenden  Unterstützungen  durch  die  beim  Hauptausschuß 
eingehenden  Zinsen  Deckung  finden  müssen.  So  entsprechen  die  im  Jahre  1902 
an  Unterbeamtentöchter  fortlautend  gezahlten  8790  M.  (für  1903  zu  Uber- 
nehmender Jahrejibetrag  9420  M.)  dem  auf  den  besonderen  Kapitalfonds  ftlr 
Unterbeamte  entfallenden  Zinsenanteil  in  Höhe  von  8079  M.  Die  Regclbeträge 
(310  M.  j^ihrlich  tür  Beamten  Waisen ,  140  M.  fUr  Onterbeamtenwaisen)  sind 
unverändert  geblieben. 

Von  den  173  Ende  1902  forilaulend  aus  dem  Töchterhort  Unterstützten 
stand  die  llteste  im  87.  Lebensjahre.  Die  jOngste  zählte  19  Jahre;  sie  ist  infolge 
Rippenverkrttmmung  und  Haftverrenkung  völlig  erwerbsunfifhig. 
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Von  den  im  Jahre  1902  insgesamt  gezahlten  99967 M.  88  Pf.  Unter- 
statzungen entAelen, 

und  zwar  auf  Beamtenwaisen       auf  Unterbeamtenwaisen 

von  den  1  06s  eiinualigen 

l  nterstützungen    709  mit  30656  M.  1$  Pf.    1  ify  mit  40726  M.  70  Pf. 

180  fortlaufenden 

Unterstützungen     i<X)   -    19795  -  —  -        71    ■»     8700  -  03  - 

von  zus.  ii4S  Unterstüuungen     8i8  mit  50431  M.  15  Pf.    i  330  mit  49516  M.  73  Pf., 

d.  s.  5(V7  V.  H.  d.  s.  49»u  v.  H. 

A[Xs>  diesen  Gesamtzahlen  ergibt  sich,  wie  schon  aus  den  Mitteilungen  Über 
die  Ferienkolonien,  die  abermalige  außergewöhnliche  BerQcknchtigung  der 
Unterbeamtenwaisen.  Das  im  ;;.  5  der  Satzungen  Gewährleistete  hütte  nur 
44338  NT  ;it!snemach( ;  c<.  sind  mithin  im  J;ihre  1902  ans  den  für  Unfer- 
beamteiiwaiscn  nicht  reservierten  Miltein  tatsächhch  3 1 78  M.  2Ugeschoss.en.  Die 
auf  solche  Weise  bis  Ende  1902  gewährten  Zuschüsse  für  Töchter  von  Unter- 
beamten  Oberschreiten  schon  die  Gesamthöhe  von  50  000  M.  Und  dabei 
äußert  sich  in  der  betreffenden  Vorschrift  der  Satzungen  (Zulassung  von  Be- 
willigungen ans  BeamtcnbeitrSgen  an  Unterbeamtenwaisen,  nicht  aber  umgekehrt) 
an  sich  schon  eine  bemerkenswerte  Fürsorge  zum  Wohle  der  ünterbeamten. 

Die  betonte  Fürsorge  stammt  nicht  etwa  erst  aus  neuester  Zeit.  Schon 
der  vorbereitende  Ausschuß  unter  Leitung  des  jetzigen  Ersten  Vorsitzenden, 
Direktors  im  Reichs-Postamie  Wittko,  hat  sich  der  Unterbeamtenwaisen  be- 
sonders angenommen.  DaC*  dies  bei  den  Unterbeamten  mehr  und  mehr 
Würdigung  tindet,  wird  durch  die  stetig  wachsende  Beteiligung  an  den  torl- 
laufenden  Beitrügen  und  durch  die  erfolgreichen  Veranstaltungen  von  Unter- 
beamtenvereinen zugunsten  des  Töchterhorts  bestHtigt.  Ende  1892  betrug 
die  Zahl  der  forti  lufcnd  spendenden  Unterbeamten  noch  nicht  23000,  Ende 

1002  hingegen  über  51000. 

Das  einträchtige  Zusammenwirken  von  Beamten  und  Unterbeauilen  der 
Reichs-Post-  und  Telegruphenverwaltung  iiat  ermöglicht,  daß  der  TOchterhort 
bis  Ende  1902  schon  im  ganzen  719  780  M.  Unterstützungen  an  Walsen  von 

Beamten  und  Unterbeamten  zahlen  und  trotzdem  ein  Kapitalvermögen  von 
i>^S  834  M.  (wf)bei  258412  M.  IJnterbeamtenanteil)  ansainmeiii  konnte. 

Die  Zahlen  Uber  die  Unterstützungen  setzen  sich,  wie  folgt,  zusammen. 

In  den  einzelnen  Jahren  sind  gezahlt,  und  zwar: 


im  Jahre 


50 


auf  Anweisung 
des  Hauptausschusses 
einmalige  fortlaufende 

l'nierstQtzungcn 
Milk      VL        .Mark  Pf. 

1891  (vorbereit.  Ausschufs)  3  30«  40       —  — 

18921      -        bisa./ii.)  3928  75        —  — 

3./11. — 3i.;l2....  9<)>;> 

iSf?   4<j>> 

  4  433 

1895   6450 

iSuö   ^*9Ö5 

»Öy7   ^375 

1898   loo('>o   60  19920 

»899   14^^74 

1900   i.^^H 

iqoi   I  ^  S^ö 

1901   '^5-7  

Im  ganzen....     114490  30     175521  19 


35 


(j  023 
9080 
10145 


—  14 


lö  170 


84 

20259  17 

T>  824  20 

2;,  080  Sil 

ih  3S3  "3 


von 

den  Bezirks-  zusammen 

ausschdsscn 


.\tark  Pf. 


—  I  1;  ^21   


—  M 


3(;  711 
•0  (  »8  s 
40Ö08 

42  761 

45  ..78 

48  22t. 
54855 


79 


«>o 

80 

50 


Mark 
3  3<» 

3 

16  S  20 

3?  ho 
48  251 
s3  3CX' 
02418 

<>7  354 

73094 

77  894 
84057 

<)ü  0^4 
999t>7 


l't. 
40 

75 
29 

75 
»7 
33 
*4 

47 

88 


429709    4   719  7S0  53. 
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Vom  Gesamtbetrage  iialicii  empfangen  die  Beamtentöchter  363  437  M.. 
d.  s,  50,49  V.  H.,  die  Unterbeamlentöchter  35,6  343  M.,  d.  s.  49,51  v.  H.  \"om 
Gesamtbeträge  der  Spenden  bis  Ende  1902  (1  413  779  M.)  rühren  von  Ünter- 
beamten  her  oder  sind  ftlr  diese  geleistet:  512888  M.,  d.  s.  36,38  t.H. 

Abermals  erhebh'ch  zugenommen  (um  74973  M.)  hat  das  Kapital- 
vermögen. Das  Anwachsen  in  den  einzelnen  Jahren  wird  aus  den  nach- 
stehenden Zahlen  ersichtlich. 

Mark  Pf. 

Kapitalgrundstock  (gesammelt  bis  20.  Oktober  1890)   109089  38 

bis  Ende  M^rk  Pt 

189J  Zugang  117  702    17,  mithin  Kapital  Ende  189a:      »6881  45 

1893   -  Ö2  207     Ol  -  -  -       1^93:         2Sq  140  30 

1894   -       592**9    »ö       -         -         -     tJiy4:      34i*4iS  52 

189^   -       04065   69       -         -         -     1895:      4124^4  21 

1891»   -       59806   39       -         -         -     '896:      47^380  00 

1897   -  55  3^^  58  -  -  -  1897:  5-7770  18 

1898   -  53  1:7  'M  -  -  -  iH'qS:  580927  711 

1899   -  53446  78  -  -  -  1899:  036374  ,7 

1900   -  02  5 2«  32  -  •  -  1900:  6t|Sqo2  8-) 

1901   -  ^^4958  S't  -  -  -  1901:  76;fitii  4S 

>9<»   -  74973  43  -  -  -  '902:  838834  91. 

Wird  dem  in  Verwaltung  des  Hauptausschusses  befindlichen  Kapital  ein 
bei  den  Bezirksausschüssen  vorhandener  Bestand  von  26 gi  1  M.  hinzugerechnet, 
so  ergibt  ach  fttr  Ende  1902  ein  Gesarat -Sttftungsvermögen  von  867  746  M. 

Die  Verwaltungskosten  haben  im  Jahre  1902  bei  den  Bezirksausschüssen 
und  Vertrauensmannern  zusammen  2000  M.  betragen,  beim  HauptaussclnitJ 
1:^31  M.,  mithin  im  ganzen  3')3i  M.,  darunter  an  persönlichen  Kosten  ^lUr 
HUltsleistungen  und  Botendienst)  250  .M.  Alle  Mitglieder  des  Hauptuusschusses 
und  der  Bezirksausschüsse  sowie  die  Vertrauensmänner  nehmen  die  Geschäfte 
unentgeltlich  wahr. 

Der  im  Verwaltungsberichte  für  1901  erwähnte  und  mit  SegenvwU^^che^ 
begrüßte  Eisenbahn-Töchterhort  ist  inzwischen,  unter  bedeutsamer  Förde- 
rung seitens  des  preußischen  Ministers  der  öffentlichen  Arbeiten,  in  Wirksamkeit 
getreten;  das  Stiftangskapital  betrügt  100063  ^  ^  erfreulich,  dafi  die 
bei  Begründung  und  Verwaltung  des  Töchterhorts  der  Reichspost  gesammelten 
Erfahrungen  in  den  Dienst  der  Schwesterstiftung  gestellt  werden  konnten.  Der 
Hauptausschuß  bezeichnet  es  als  seine  und  der  Bezirksausschüsse  Aufgabe,  das 
gemeinnOtzige  Unternehmen  der  Reichs -Post-  und  Telegraphenbeamten  auf 
seiner  Höhe  ab  Vorbild  zu  halten.  Fehlt  dabei  nicht  die  kräftige  Mithülfe 
der  Amtsgeni^sscn,  findet  vielmehr  der  so  oft  gerühmte  Geincin^iim  der  grossen 
Postfamilic  von  Beamten  und  L'iiterbeamten  fort  und  turt  Betätigung,  so  wird, 
dieser  Hoä^nung  gibt  der  Verwaltungsbericht  am  Schlüsse  Ausdruck,  Gottes 
Segen  auch  weiter  mit  dem  gerechten  Werke  sein. 


KLEINE  MITTEILUNGEN. 

E  i  n  f  U  h  r  u  n  g  des  elektrischen  Betriebs  auf  der  Vorortbahn 
Berlin-Gr.  Lichterfelde  Ost.  Seit  dem  13.  Juli  d.  J.  ist  auf  der  rund 
9  km  langen  Vororlstrecke  der  Anhalter  Bahn  von  Berlin  nach  Gr.  Lichter- 
felde Ost  der  elektrische  Betrieb  in  vollem  Umfang  aufgenommen  worden. 
Es  laufen  auf  dieser  Strecke  nunmehr  ausschließlich  elektrisch  betriebene  ZOge, 
die  mit  Ausnahme  der  Stunden  von  9  bis  12  V.  und  von  9  bis  12  N.,  in 
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denen  der  Zugabstand  20  Minuten  beträgt,  alle  10  Minuten  einander  in  beiden 
Richtungen  folgen.  Damit  ii-t  zum  ersten  Male  auf  einer  Strecke  der  preußischen 
Staatsbahnen  fbr  eine  Vollbahn  der  elektrische  Betrieb  durchgeführt,  denn  bei 
den  «icit  Juli  v.  J.  wieder  aufgegebenen  Versuchen  auf  der  Strecke  Berlin- 
Zehlendorf  der  Wannseebahn  handelte  es  sich,  wie  unseren  Lesern  bekannt, 
nur  um  die  Einfügung  eines  elektrisch  angetriebenen  Zuges  in  den  regel- 
mUßigen  Dampfbetrieb.   Von  einem  geregelten  elektrischen  Betriebe  konnte 
man  dort  also  nicht  sprechen,  und  die  ganze  Einrichtung  war  nicht  geeignet, 
die  Vorzüge  des  elektrischen  Betriebs,  die  vor  allem  in  der  leichten  Anpassung 
an  die  Schwankungen  des  Verkehrs,  in  der  dichteren  Zugfolge  und  in  ge- 
steigerter Reisegeschwindigkeit  mit  Rücksiciit  aut  den  geringeren  Zeitverlust 
beim  Anfahren  und  Halten  bestehen,  zur  Geltung  kommen  zu  hissen.  Die 
Strecke  ist  die  durch  den  Umbau  der  Anhalicr  Bahn  und  Verlegung  ihres 
Vorortverkehrs   nach   dem  Potsdamer  Bahnhof  entstandene  Linie  Potsdamer 
Bahnhof  -  Yorkstraße  -  Papestraüe  -  SUdende  -  Lankwitz  -  Gr.  Lichterfeldc  O^t. 
Nach  der  »Deutsch.  Bauztg.«  haben  die  kleinsten  Krümmungen  der  norinal- 
spurigen  und  zweigleisigen  Strecke  300  m  Halbmesser,  die  größte  Steigung 
betragt  1  :  130,  zumeist  jedoch  nur  i  :  200.    Der  größte  zu  überwindende 
Höhenunterschied  ist  etwa  9  m.   Der  mittlere  Abstand  der  Haltestellen  betrügt 
ungefähr  1,8  km.    Den  elektrischen  Strom  liefert  dos  in  der  Nähe  der  Halte- 
stelle Popestrafle  vor  einigen  Jahren  errichtete  Elektrizititswerk  »Südwest«  der 
Union,  die  dasselbe  zur  Versorgung  der  südlichen  Vororte  mit  Licht  und  zum 
Betriebe  der  Straßenbahnen  nach  den  südlichen  Vororten  crb;nit  hat.  Auch 
die  elektrische  Eitirichtung  der  Strecke  und  der  Wagen  ist  von  der  genannten 
üesellschalt  aul  ürund  eines  zwischen  ihr  und  der  preußischen  Staats-Eisenbahn- 
Verwaltung  abgeschlossenen  Vertrags  bewirkt  worden.   Wahrend  die  auf  der 
Wannseebahn  eingelegten  elektrischen  Züge  dieselbe  Wagennhl  wie  die  mit 
Dampflokomotiven  betriebenen  besaßen,  also  10  Wagen,  davon  ie  einen  Trieb- 
wagen an  beiden  Enden  führten  und  in  größeren  Zwischenräumen  fuhren, 
sind  hier  die  nach  obigem  in  dichterer  Folge  laufenden  Züge  nur  aus  je 
drei  Triebwagen  zusammengesetzt,  davon  zwei  III.  Klasse  an  den  Enden,  ein 
Wagen  Ii.  Klasse  in  der  Mitte,  und  sind  imstande,  206  Personen  zu  befördern 
bei  einem  Zuggewichte  von   123  t.    Es  ist  für  sp.'fter  und  bei  wachsendem 
Verkehre  vorgesehen,  die  Zugfolge  bis  auf  5  Minuten  herabzusetzen  und  die 
Züge  durch  je  zwei  Anhiingewagen  —  einfiiche  Eisenbahnwagen  —  zu  ver- 
stärken.   Die  Fahrgeschwindigkeit  ist  eine  verhaUnismUflig  geringe  infolge  von 
Beschrankungen,  die  nicht  im  elektrischen  Betriebe  liegen;  sie  betrögt  im  Mittel 
etwa  32  km  in  1  Stunde,  entspricht  also  ungefähr  derjenigen  der  elektrischen 
Hoch-  und  Untergrundhahn  von  Siemens  &  Halske.    Die  Fahrzeit  stellt  sich 
auf  17  Minuten,  einschließlich  des  Aufenthalts  von  je  30  Sekunden  für  jede 
Haltestelle. 


Chinesische  Währungsreform.  Aus  froheren  Mitteilungen  des  Archivs, 

zuletzt  auf  S-  382  AT.  des  Jahrg.  1900,  ist  unseren  Lesern  bekannt,  daß  die  in 
China  bestehenden  Wilhrungsvcrhiiltnisse  recht  verwickelt  sind.  Wie  hier 
kurz  wiedeihoh  sei,  bildet  im  allgemeinen,  besonders  bei  größeren  Zahlungen, 
der  Tael  die  Rechnungseinheit,  d.  h.  ein  hinsicluiich  seines  Gewichts  und 
Feingehalts  mit  dem  Stempel  einer  Münzanstalt  versehenes,  nicht  in  MOnzform 
ausgeprägtes  Stück  Silber,  das  indes  nicht  Uberall  gleichwertig  hergestellt  wird. 
Nebenher  läuft  als  gangbare  Verkehrsmünze  der  Dollar,  teils  der  infolge  t^e- 
.schichllicher  Entwickelung  Uberali  gültige  alte  mexikanische  Silberdollar,  teils 
die  in  den  Alnf  oder  sechs  chinesischen  Münzanstalten  ausgeprägten  chinesischen 
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Silberdüllars,  deren  praktische  Verkehrsfähigkeil  aber  meist  aut  den  Bezirk  der 
Prägeanstalt,  aus  der  sie  hervorgegangen  sind,  beschränkt  bleibt  und  die 
untereinander  im  Kurse  obweichen.  Hierzu  treten  in  den  VertragshXfen, 
naroenllich  den  sUdh'chen,  noch  die  britischcti  Dollars  von  Hongkong  und 
Singapore,  sowie  stellenweise  auch  die  französischen  Dollars  (Piastres  de  com- 
merce) von  Cochinchina  und  Tonkin,  wiihrcnd  im  inneren  China  die  Kupfer- 
inUnzen  (copper-cash],  von  denen  nominell  looo  auf  einen  Dollar  gehen,  die 
im  Kurse  jedoch  je  nach  den  Kupferpreisen,  nach  Angebot  und  Nachfrage, 
von  800  bis  1300  für  vitii  1)  >'lar  schwanken,  das  unentbehrliche  Kleingeld 
und  die  Grundlage  aller  Wertbemessungen  für  das  Volk  darstellen. 

L  her  die  angesichts  der  Silberentwerlurig  immer  brennendere  Frage  einer 
chinesischen  Währungsreform  gibt  das  Organ  der  Deutsch- Asiatischen  Gesell- 
schaft und  der  Mttnchener  Orientalischen  Gesellschaft  »Asien«,  nach  einigen 
Mitteilungen  Uber  den  gegcnw^frtiueii  Zustand,  folgende  bemerkenswerte  Äuße- 
rungen des  deutschen  Konsuls  in  Hongkong  wieder. 

Die  Einfuhrung  der  Goldwährung  in  China  dUrfte  bei  der  bestehenden 
Sachlage  aus  dem  Bereiche  von  ReformmOgtichkeiten  wohl  von  vornherein 
auszuschließen  sein:  einmal  würde  eine  derartige  Maßregel  bei  dem  jetzigen 
Silberpreise  für  China  tinanziell  unausführbar  sein,  dann  aber  kann  auch  die 
SchatTung  eines  Gold  -  Standard  d  Ii  einer  Münze  mit  gesetzlich  geregeltein 
Feingehalte)  kaum  als  internes  Bedürmis  bezeichnet  werden  für  ein  Land,  in 
dem  Hunderte  von  Millionen  von  Einwohnern  den  größten  Teil  ihrer  Lebens- 
ausgaben in  Kupfermünzen  bestreiten. 

Bei  der  Frage,  wie  die  Silberwiihrung  umzugestalten  sei,  kommen  natürlich 
zuerst  in  Betracht  die  Abschatlung  des  Taels  und  Einführung  eines  überall 
gültigen  einheitlichen  cliinesischen  Silberdollars  mit  gesetzlich  festgelegtem 
Gewicht  und  Feingehalte.  Indes  selbst  die  Ausführbarkeil  dieser  verhtfltnis- 
mVßig  einfach  erscheinenden  Maßregel  wird  bezweifelt,  da  die  Prägung  der 
neuen  Dollars  nicht  von  einer  Zentralstelle  aus  zu  überwachen  und  daher  die 
gelegentliche  Ausprägung  minderwertiger  Dollars  in  einer  der  Provinzial-Münz- 
anstalten  verhältnismäßig  leicht  zu  bewerkstelligen  sein  würde;  sollte  aber  ein 
derartig«'  Fall  eintreten,  so  mOfite  dadurch  notwendigerweise  der  neue  Ein- 
heitsdollar Ober  das  ganze  Land  hin  diskreditiert  werden,  während  unter  dem 
gegenwärtigen  Systeme  nur  die  aus  der  betreffenden  Münze  hervorgegangenen 
Stöcke  leiden.  Doch  selbst  angenommen,  daß  sich  der  gedachten  Möglichkeit 
durch  geeignete  Sicherheitsvorkehrungen  begegnen  ließe,  so  bleibt  immer  die 
Hauptfrage  offen,  welchen  Nutzen  der  fremde  Handel  aus  der  Schaffung  eines 
chinesischen  Einheitsdollars  ziehen  würde. 

Allgemein  wird  anerkannt,  dal>  dadurch  viel  UberrtUssIges  Sclireib-  und 
Kechnungswerk  beseitigt,  mancher  auf  Kursschw  ankungen  der  Taels  und  Dollars 
untereinander  beruhende  Nachteil  vermieden  und  wohl  auch  hier  und  da  eint* 
Bureaukraft  erspart  werden  würde.  Darüber  hinaus  wäre  aber  von  einer 
Reform  der  bezeichneten  Art  ein  besonderer  Vorteil  für  den  fremden  Handel 
nicht  zu  erwarten,  und  zwar  weder  vom  Importeur  noch  vom  Exporteur. 
Vom  Importeur  um  deswillen  nicht,  weil  die  ümprägung  der  jetzt  umlaufen» 
den  verschiedenen  Dollars  zu  einem  einheitlichen  Typ  den  Weltsilberpreis> 
kaum  beeinflussen  und  daher  auch  den  Dollarkurs  schwerlich  nennenswert 
heben  würde.  Während  der  Dollar  in  den  80er  Jahren  noch  ungefähr 
3'/j  Mark  wert  war,  stand  er  vor  Jahresfrist  auf  2  Mark  und  jetzt  schwankt 
er  zwischen  1,60  und  i,foMark.  Der  Importeur  muß  daher  heutzutage  für 
die  Waren,  die  er  aus  Goldlandern  einführt,  reichlich  doppelt  so  viel  in 
Dollars  bezahlen  wie  vor  1 3  bis  20  Jahren,  kann  aber  angesichts  der  ge- 
schwächten Kaufkraft  in  China  ohne  GefUhrdung  seines  Absatzes,  wenigstens 
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soweit  CS  sich  um  irt^endwie  entbehrliche  Gebrauchsartikel  handelt,  mit  seinen 
Verkaufspreisen  Uber  die  erreichte  Höhe  kaum  mehr  hinausgehen  und  muh  sich 
infolgedessen  mit  vermindertem  Nutzen  begnügen.  —  Der  Exporteur  hat  von 
einer  Wöhrungsreform  in  China  noch  weniger  zu  erhoffen  als  der  hiiporteur, 
da  er  für  die  Waren,  die  er  in  Dollars  einkault,  draußen  mehr  in  Gold  ver- 
dient, wenn  der  Dollarkurs  nicdrii;.  als  wenn  er  hoch  ist.  Unter  den  gegen- 
wärtigen Verhallnissen  leidet  der  Exporteur  schon,  und  zwar  deswegen,  weil 
der  chinesische  Verküufer  die  Konsequenzen  des  niedrigen  Dollarkurses  für 
den  Export  begriffen  und  seine  Preise  entsprechend  in  die  Höhe  gesetzt  hat. 
Am  meisten  macht  sich  dies  bei  Exportseide  fühlbar,  deren  Dollarpreis  gegen- 
wärtig höher  steht  als  je  zuvor,  und  der  fallende  Dollarkurs  ist,  wenn  auch 
naturgemafi  nicht  der  einzige  Grund,  so  doch  jedenfalls  ein  nicht  zu  unter- 
schützender  Faktor  dieser  Preissteigerung. 

Was  Hongkong  speziell  betrifft,  so  fehlt  es  nicht  an  Stimmen  dafür,  daß 
die  Kolonie,  ohne  Rücksicht  auf  die  Gestaltung  der  chinesischen  Währung, 
auf  eine  Avi  Güldbasis  gestellt  werden  sollte,  etwa  analog  dem  Verfahren  der 
indischen  Regierung,  die  seinerzeit  nach  Sistierung  der  Silber-FreiprSgung  die 
dauernde  Einlösung  der  Rupees  zu  einem  festen  Kurse  (15  Rps.  —  1  Sov.) 
gewahrlei^-fetc.  Dem  stehen  aber  in  Hongkong  gewichtige  Redenkcn  ent- 
gegen. Die  Zahl  der  im  Umlaufe  befindlichen  britischen  Hongkong- Dollars 
wird  von  sachverständiger  Seite  auf  etwa  10  Millionen  geschätzt;  wollte  die 
Regierung  diese  Dollars  auch  nur  zum  heutigen  Tageskurse  (1  sb.  6*^1,  d. 
oder  1,61  Mark)  garantieren,  so  würde  sie  bei  einem  weiteren  Fallen  des 
Silberprei-^es  V^erhisfen  ausgesetzt  sein,  deren  Deckung  ihr  empfindliche  Schwierig- 
keiten bereiten  dUrfte.  Und  schließlich  wUrde  damit  sachlich  für  den  fremden 
Handel  kaum  etwas  gewonnen  sein.  Denn  eine  derartige  Stabilisierung  des 
britischen  Dollars  würde  einen  weiteren  Kursfall  der  Obrigen  in  Ostasien  um- 
laufenden Silberdollars  verursachen  und  dadurch,  anstatt  der  beabsichtigten 
erhöhten  Sicherheit,  nur  noch  größere  Unsicherheit  herbeiführen.  Es  wird 
daher  eine  Änderung  der  Wahrung  in  i^ongkong  sich  nur  Hand  in  Hand 
,  mit  einer  Wührungsreform  in  China  bewerkstelligen  lassen,  mit  dem  2Sele  der 
Herstellung  einer  einheitlichen  Verkehrssilbermttnze  von  feststehendem,  wenn 
auch  verhältnismäßig  geringem  Werte. 

Schiffsverkehr  der  deutschen  Kolonien  1902.  Die  neun  deutschen 
Schulzgebiete  in  Afrika,  Australien  und  Ostasien,  zusammen  einen  Flachen- 
raum von  a,<6  Millionen  Quadratkilometern  bedeckend,  Offnen  sich  nach  dem 
Reichs-Anzeiger  dem  Überseehandel  in  24  Hafen  und  Rheden;  hier  verkehrten 
w;(hrend  des  verflossenen  Jahres  2335  Schiffe  mit  insgesamt  2  Nlillioncn  Tons 
Rauragehalt.  Die  deutsche  Flagge  führten  1561  Schiffe,  wovon  1033  allein 
auf  die  13  Hitfen  Deutsch -Ostafrikas  entfielen.  Außerdem  verkehrten  in 
Deutsch -Ostafrika  nur  noch  3»  fremde  Schiffe.  Dagegen  überwog  die  aus- 
ländische Flagge,  speziell  die  britische,  in  Samoa.  In  der  Reihenfolge  ihres 
Schiflsverkchrs,  gcme^^cn  nn  der  Tonnage,  rangieren  hintereinander:  Deutsch - 
Ostafrika,  Togo,  Kiautscliou,  Neu-Gutnea,  Kamerun,  Samoa,  Karolinen  und 
Marianen,  Marschallinseln.  FOr  Deutsch -SOdwestafrika,  das  der  Schiffszahl 
nach  an  vorletzter  Stelle  steht,  ist  die  Tonnage  nicht  ermittelt  worden. 


Der  aeronautische  Wettkampf,   der  auf  der  Wdlauasteilung  in 

St.  Louis  1904  stattfinden  soll,  scheint  nach  Mitteilungen  des  Reichs-Anz. 
einen  größeren  Unitanu  nn/unchmen,  :\U  selbst  die  Ausstellungsleitung  vermutet 
hat.    Seitdem  bekaniii  gesvorden  ist,  daü  Sanios  Dumont  in  Paris  mit  seinem 
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neuerbauten  Luftschiffe  grolie  Erfolge  gehabt  hat,  gibt  man  sich  in  Nord- 
amerika alle  mögliche  Mühe,  um  zu  verhindern,  daß  Santos  Duniont  den 
Preis  von  looooo  Dollars  an  sich  bringt,  der  ftir  das  beste  lenkbare  Luflschitl' 
ausgesetzt  ist.    Man  setzt  große  Hoffnungen  aut  ein  Lult.scliitf,  das  Professor 
Dare  aus  Manhattan  erfunden  und  im  Modell  einer  grOfieren  Zahl  von 
Interessenten  vorgeführt  hat.    Dieses  Luftschiff  hat  die  Form  eines  Vogel», 
d.  h.  der  Gasbehälter  des  Ballons  besteht  aus  einem  langgestreckten  Körper, 
der  unten  flach  und  oben  gewölbt  ist.    Der  Gasbehälter  hat  eine  Fassungs- 
kraft von  1500  Kubikfuß  und  wird  mit  reinstem  Wasserstoffgas  gefUlh  werden, 
das  der  Erlinder  selbst  herstellt.  Zur  Rechten  und  Linken  des  langgestreckten 
Gasbehälters  befinden  sich  Segelflächen,  die  wagerecht,  ahnlich  wie  die  Flügel 
eines  Vogels,  angebracht  sind.     Auch  seitwärts  und  unterwärts  des  Ballons 
sind  verstellbare  Segelflächen  vorgesehen.  Es  fehlen  natürlich  auch  Steuerräder 
und  Schrauben  nicht,  die  sich  mit  einer  Geschwindigkeit  von  200  Umdrehungen 
in  der  Minute  bewegen  sollen.   Der  Erfinder  behauptet,  daß  er  sich  mit  HOlfe 
der  Schrauben  und  Scgclfliiclien  in  die  Luft  erheben  und  dort  halten  könne, 
ohne  daß  er  der  Tragkraft  des  Gases  bedürfe;  der  Gasbehälter  diene  also  nur 
dazu,  eine  doppelte  Sicherheit  für  das  Luftschiff  zu  bieten.   Der  Apparat  wird 
mit  vier  Rfidem  ausgestattet,  welche  es  ermöglichen,  das  Luftschiff  auf  der 
Erde  rasch  fortzubewegen.    Es  soll  sich  auch  durch  eigene  Kraft  von  der 
Erde  in  die  Luft  erheben  können,  nachdem  man  die  natürlich  mit  Gummi- 
reifen versehenen  Räder  auf  der  Erde  in  rasche  Fahrt  gebracht  hat.   —  Ein 
gewisser  Morris  aus  Monte  Vista  in  Colorado,  ein  Grubeningenieur,  behauptet 
ebenfells,  das  Problem  des  lenkbaren  Luftschiffs  gelöst  zu  haben.   Auch  er 
will  ohne  Gas  sich  in  die  Luft  erheben.    Seine  Maschine  soll  1 50  Fuß  lang 
sein  und  30  Fuß  im  Durchmesser  haben,  ist  aus  Aluminium  konstruiert  und 
wird  (nach  der  Behauptung  des  Lrhnders)  100  englische  Meilen  in  der  Stunde, 
ohne  zu  rollen,  zu  stampfen  oder  zu  zittern,  zurücklegen.   Die  Einzelheiten 
Ober  diese  Wundermaschine  hXlt  der  Erfinder  vorläufig  geheim.  —  Auch 
zwei  Deutsche   werden   mit   neuen  Modellen   um  den  Preis  sich  bemühen. 
Kindler    aus   Denver   in   Golorado    behauptet,    seine   .Maschine   würde  eine 
Geschwindigkeit  von  8u  englischen  Meilen  in  der  Stunde  erreichen.  Er 
benutzt  einen  Ballon  als  TrKger  und  als  'Motor  eine  Sammierbatterie.  Originell 
sind   die  Segel,  die  rings  um  den  Ballon  wagerecht  so  angebracht  sind,  daß 
sie  als  Luftruder  verwendet  werden  können.    Sollte  die  Tragkraft  des  Gases 
im  Ballon  versagen,  so  können  diese  senkrecht  stehenden  Lutfsegel  mit  einem 
Ruck  wagerecht  gestellt  werden  und  würden  dann  als  Fallsciiirme  wirken. 
Das  Rahmenwerk  des  Luftfahrzeugs  ist  aus  Aluminium  und  leichten  Stahlröhren 
zusammengesetzt    Es  wiegt  300  Pfund.    Versuche,  die  mit  einem  Modelle 
gemacht  worden  sind,  sollen  sehr  günstig  ausj^efallen  sein.   —  Heifferscheidt 
aus  Illinois  will  mit  einem  Ballon  auf  dem  Plane  erscheinen,  der  zigarrenförmig 
aussieht  und  an  dem  mit  Hülfe  von  Aluminiumstreifen,  die  Uber  den  Ballon- 
rttcken  gehen  und  große  Tragkraft  haben  sollen,  ein  Rahmenwerk  befestigt  ist. 
An  Jeder  Schmalseite  des  Rohmens  befinden  sich  sechs  Schrauben,  die  zum 
Heben  und  Senken  des  Schiffes  und  zur  Fortbewegung  dienen  sollen.  Eine 
Benzinmaschine  von  sechs  Pferdestärken  soll  den  mit  Hydrogengas  gefüllten 
Ballon  fortbewegen.    Auch  dieser  Erfinder  bringt  an  dem  Rahmenwerke 
fächerartige,  sich  Öffnende  und  schließende  Segelflächen  wagerecht  an,  welche 
im  Falle  eines  Versagens  der  Tragkraft  des  Ballons  ebenfalls  als  Fallschirme 
dienen  sollen. 
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LITERATUR 

Das  Wcltkabclnctz.  Von  Dr.  Thomas  Lenschau.  Mit  einer  zwei- 
farbigen Karte  und  4  Abbildungen  im  Text.  Verlag  von  Gebauer- 
Schwetschke  in  Halle  (Saale).    Preis  1,50  Mark. 

Seit  kurzem  erscheint  im  oben  genannten  Verlage  unter  dem  Titel  »Ange- 
wandte Geof^raphie«  in  loser  Folge  eine  Sammlung  von  Aiifs;üzen,  in 
denen  die  geographische  \\  isscnschaft  in  ihrer  Beziehung  zum  allgemeinen 
Kultur-  und  Wirtschaftsleben  behandelt  wird.  Die  Kenntnis  praktisch -wirt- 
schaftlicher Geographie  soll  durch  das  neue  Unternehmen  weiten  Kreisen  zu- 
geführt werden.  Die  Abhandlung  von  Dr.  Lenschau  tlber  das  Weltkabel  netz 
bildet  das  erste  Heft  vier  von  Prof.  Dr.  Dove  in  .Icna  herausgegebenen  Sammlung. 

Der  geschichtlichen  Kniwickelung  der  Untcrseetelcgraphie  ist  der  erste  Teil 
der  Abhandlung  gewidmet.  Beginnend  mit  den  Versuchen,  welche  im 
Jahre  181  1  Sömmering  und  Schilling  anstellten,  um  durch  das  Bett  der  Isar 
zu  telegraphieren,  wird  der  allmähliche  Ausbau  der  Untersee-Telegraphenünicn 
zu  dem  jetzigen  weltumspannenden  Netze  geschildert.  Von  besonderem 
Interesse  ist  die  Darlegung,  inwieweit  hierbei  die  allgemeinen  Handelsver- 
hUltnisse  oder  politische  und  strat^ische  Gesichtspunkte  mafigebend  waren; 
in  Verbindung  mit  dieser  Frage  ist  auch  die  Stellung  der  Staatsregierungen  zu 
den  Kabelgesellschnflt'n  bfhandelt.  Mit  einer  Übersicht  über  die  Verteilung 
der  Kabel  auf  die  eui/elnen  Staaten  und  einem  Verzeichnis  der  Kabelgestell- 
-  Schäften  schließt  das  i .  Kapitel. 

Das  2.  Kapitel  beschäftigt  sich  mit  der  Herstellung  der  Kabel.    Eine  Be- 
sprechung der  hauptsächlich  hierbei  in  BttraL-lit  kommenden  Rohmaterialien 

—  Kupfer  und  Guttapercha  —  j^eht  der  iksclireibung  der  eigentlichen  Kabel - 
fabrikation  voraus.  Die  Herstellung  der  Seekabel  in  ihren  verschiedenen  Arten 

—  Tiefsee-,  Flachsee-  und  Kttstenkabel  —  ist,  ohne  dafi  dabei  allzusehr  ins 
einzelne  gegangen  ist,  anschaulich  dargestellt.  Auch  der  Preise  der  Kabel 
und  der   lUr  die  Preisbildung  maßgebenden  Umstffnde  ist  Erwähnung  getan. 

Ini  3.  Kapitel  wird  die  Verlegung  und  Instandhaltung  der  Kabel  geschildert. 
Eingeleitet  wird  diese  Schilderung  durch  eine  Betrachtung  Uber  die  Auswahl 
der  Landungspunkte  und  über  die  'Erfordernisse,  welche  an  einen  guten 
Landungspunkt  zu  stellen  sind;  daran  reihen  ^idi  NTitteilungen  über  die 
Lotunt;cn  /ur  Atiskundung  des  Kabelwegs  und  über  die  Bauart  der  Kabel - 
damplcr,  mittels  deren  die  eigentliche  Verlegung  ausgetülirt  wird.  Das  Thema  der 
Kabelstörungen  ist  sowohl  in  Hinsicht  auf  die  Anlasse  der  Störungen  als  auch 
auf  die  Maßnahmen  zu  ihrer  Fernhaltung  und  Beseitigung  eingehend  behandelt. 

Übei  den  gegenwärtigen  Stand  des  Kabelverkehrs  und  seine  Hauptlinien 
gibt  das  4.  Kapitel  Aufschluß.  Erwähnenswert  sind  hier  die  Ausführungen 
über  die  Verteilung  des  Verkehrs  auf  die  einzelnen  Linien,  über  die  Tarife 
und  Uber  die  Verwendung  von  Codes  und  Chiffem. 

Im  letzten  Kapitel  werden  die  zur  Zeit  schwebenden  Kabelprojekte  be- 
sprochen. Die  Frage,  ob  die  drahtlnse  Telegraphie  in  absehbarer  Zeit  imstande 
sein  werde,  mit  den  großen  unterirdischen  Telegraphenlinien  erfolgreich  zu 
konkurrieren,  wird  vom  Verfasser  —  und  zwar,  wie  auch  wir  annehmen,  mit 
Recht  —  verneint. 

Die  Abhandhint;  bildet,  soweit  uns  bekannt  ist,  die  erste  umfassende,  auf 
ncue-^te  D-itcn  nnJ,  zuverlä^isige»-  Material  fußende  Darstellung  des  Weltkabel - 
nelzes.  Sie  dürlie  nicht  nur  tür  die  deutsche  Handelswelt,  deren  Interessen 
sie  in  erster  Linie  gewidmet  ist,  sondern  auch  für  den  Verkehrsbearoten  ein 
willkommenes  Htllfsmittel  zur  Belehrung  und  Fortbildung  sein. 
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Allerhand  Sprachdummheiten.  Kleine  deutsche  Grammatik  des 
Zweifelhaften,  des  Falschen  und  des  Häßlichen.  Ein  Hüifsbuch  ftlr  alle, 
die  sich  Öffentlich  der  deutschen  Sprache  bedienen,  von  Gustav 
Wustmann.  Dritte,  verbesserte  und  vermehrte  Auflage.  Leipzig. 
Verlag  von  Fr.  Willi.  Grunow.   1903.  In  Leinwand  gebunden  2  M.  50  Pf. 

Seit  .Anfang  d.  J.  haben  wir  eine  einheitliche  deut-^che  Recht'schreibung; 
durch  sie  sind  viele  seit  Jahrzehnten  bestellende  Ln&icherheilen  und  Ungleich- 
heiten zur  Freude  aller,  die  für  unsere  deutsche  Sprache  Interesse  haben,  endlich 
beseitigt  worden.  Aber  freilich,  mit  der  Rechtschreibung  allein  ist  es  nicht 
getan.  So  notwendig  es  war,  daß  über  die  Schreibweise  der  Wörter  feste 
Regehl  erlassen  wurden,  so  handelte  es  sich  dabei  doch  nur  um  eine  Auiier- 
lichkeit.  Zum  »richtig  schreiben«  gehOrt  nicht  nur  die  Beachtung  der  Recht- 
scbreibungsregeln;  vid  wichtiger  ist  es,  daß  man  seine  Gedanken  klar  und 
verstandig  ausdrtlckt,  ein  gewisses  Sprachgefühl  besitzt,  zu  beurteilen  vermag, 
WüS  schön  und  was  hSblich  ist.  Hier  zu  hellen  und  zu  raten,  ist  die  Absicht 
der  W^ustmannschen  sSprachdummheitena,  eines  eigenartigen,  sehr  beachtens- 
werten Werkes,  das  in  vier  Kapiteln  («Zur  Formenlehre«,  »Zur  Wortbildungs 
lehre  t,  "Zur  Satzlehre«  und  »Zum  Wortschatz  und  zur  Wortbedeutung«)  1  Jt 
manche  Fehler  und  Unsicherheiten  des  Sprachgebrauchs  hinweist  und  sich 
bemüht,  wie  es  in  dem  Vorworte  Iieißt,  r>der  immer  a'rt^er  werdenden  Steilheit, 
Schwerfälligkeit  und  Schwülstigkeit  uiüerer  Sprache  entgegenzuarbeiten  und  ihr 
wieder  zu  einer  gewissen  Einfachheit  und  Natürlichkeit  zu  verhelfen,  die,  gleich- 
weit entfernt  von  Gassensprache  wie  von  Papierdeutsch,  die  Freiheit  ein^  feinen 
Umgang^prache  mit  der  Gesetzmäßigkeit  einer  guten  Schriftsprache  vereinigt«. 

Die  vorliegende  dritte  Auflage  der  »Sprachdummheiten«  ist  nach  ver- 
schiedenen Richtungen  hin  erweitert  und  verbessert  worden.  Zu  erwähnen  ist 
namentlich  die  Hinzufügung  eines  ausftihrltchen  alphabetischen  Inhaltsverzeich- 
nisses, das  das  Nachschlagen  erleichtert.  Auf  den  reichen  Inhalt  des  Werkes  im 
einzelnen  einzugehen,  ist  bei  der  Fülle  des  Gebotenen  nicht  gut  möglich;  docli  ^ci 
einiges  kurz  angeführt,  um  die  Art  und  den  Geist  des  Buches  zu  kennzeichnen. 

Unter  der  Überschrift  »Die  Ausstattung  war  eine  glänzende«  (S.  90)  wird 
die  häßliche  Gewohnheit  gegeißeh,  »das  Prädikat,  wenn  es  durch  ein  Adjektiv 
gebildet  wird,  nicht,  wie  es  doch  im  Deutschen  das  richtige  und  nattirliche 
ist,  in  der  unflektierten,  prädikativen  Form  hinzuschreiben,  z.  B.:  das  Verfahren 
ist  sehr  einfach,  sondern  in  der  flektierten,  attributiven  Form,  als  ob  sich 
der  Leser  das  Subjekt  noch  einmal  dazu  ergänzen  sollte,  z.  B.  das  Verfahren 
ist  ein  sehr  einfaches  (nKrolich  Verfahren}«.  In  den  weiteren  Ausführungen 
hierzu  heißt  es:  »In  der  Unterhaltung  sagt  denn  auch  kein  Mensch:  die  Suppe 
ist  eine  zu  heiße,  aber  eine  sehr  gute  —  die  Not  ist  eine  große  — 
der  Kerl  ist  ein  dummer.  Der  lebendigen  Sprache  ist  diese  unnötige  und 
häßliche  Verbreiterung  des  Ausdrucks  ganz  fremd,  sie  gehört  ausschließlich  der 
Papiersprache  an,  stellt  sich  immer  nur  bei  dem  ein,  der  die  Feder  in  die 
Hand  nimmt,  oder  bei  dem  Gewohnheitsredner,  der  bereits  Papierdeutsch 
spricht,  oder  dein  i;ehi!Jclen  Philister,  der  sich  am  Biertisch  in  der  Sprache 
seiner  Leibzeitung  unterhält.«  Lind  weiter:  »Es  ist  kein  Zweifel,  Ai>b  dio»e 
breitspurig  einherstelzenden  Prädikate  letzt  allgemein  für  eine  besondere  Schön- 
heit gehalten  werden.  Wer  aber  einmal  auf  sie  aufmerksam  gemacht  worden 
oder  von  selbst  aufmerksam  geworden  ist,  der  mülJte  doch  jeden  Rest  von 
Sprachgefühl  verloren  haben,  wenn  er  sie  nicht  so  schnell  wie  möglich  wieder 
abschüttelte.«  —  Der  Abschnitt  »Die  teilweise  Erneuerung«  (S.  203)  beschäftigt 
sich  mit  einem  »Fehler  in  der  Attributbildung,  gegen  den  die  große  Masse 
schon  abgestumpft  ist:  dem  Fehler,  die  mit  weise  zusammengesetzten  Adverbia 
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als  Adjektiva  zu  behandeln.  Man  schreibt  jetzt  frischweg,  als  ob  es  so  ganz 
in  der  Ordnung  \v;(re:  die  teilweise  Erneuerung,  die  probeweise  An- 
stellung, die  reihenwcii.c  Aufstellung,  ja  nach  einer  Dorfversanunlung 
llfflt  man  sogar  die  Leute  in  ihre  beziehungsweisen  Behausungen  zurOck- 
kehren.  Es  wird  einem  ganz  griechisch  zu  Mute,  wenn  man  das  liest.  Die 
griechische  Sprache  ist  imstande,  das  zwischen  Artikel  und  Hauptwort  tretende 
Attribut  durch  ein  Adverb  oder  einen  adverbiellen  Ausdruck  zu  bilden.  Im 
Griechischen  kann  man  sagen:  das  jetzt  Geschlecht  [rc  vvv  yiioc,)  für:  das 
jetzige  Geschlecht,  der  heute  Tag  statt  der  heutige  Tag  ....  Im 
Deutschen  sind  derartige  Verbindungen  aber  unmöglich«.  —  Unter  »Schwulst« 
hcil>t  es  auf  S.  386  selir  bezeichnend:  »Daß  die  SprachlttOdc  wie  die  Kleider- 
mode auch  den  Schwulst  liebt,  ist  kein  Wunder  ....  Auch  die  Sprache 
hat  ihre  ReifrQcke,  ihre  Schinkenürmel,  ihre  Schleppen;  die  Sucht,  sich 
möglichst  breit  auszudrücken,  geht  durch  unsere  ganze  Schriftsprache.  Wo 
für  einen  Begriff  zwei  Wörter  zur  \'erfügung  stehen,  ein  kurzes  und  ein 
langes,  wird  gewiß  das  lange  vorgezogen.«  Aus  den  zahlreichen  Beispielen 
dieses  Abschnitts  seien  angeführt:  sich  befinden  [z.  B.  in  grotier  Verlegenheit) 
statt  sein:  Verzicht  leisten  statt  verzichten;  in  hohem  Grade,  in 
höherem  Grade  statt  sehr,  mehr  usf.  Sehr  lesenswert  ist  die  Abhandlung 
»Indikativ  unJ  Konjunktivo  'S.  139),  wo  beklagt  wird,  daß  der  Deutsehe 
einen  richtigen  Konjunktiv  in  abhängigen  Siitzcn  zu  bilden  ganz  verlernt  habe; 
auch  die  Abschnitte  »Zur  Interpunktion  «  (S.  3 1 1),  »Modewörter«  (S.  335), 
»Das  Partizipium.  Die  stattgefundene  Versammlung«  (S.  163)  und  so 
viele  andere  mehr  enthalten  beherzigenswerte  Winke.  Wenn  es  auf  S.  214  heißt: 
»Trotzdem  ist  neuerdings  der  Unvinn  aufgekommen,  namentlich  bei  Badeorten,  die 
Apposition  durch  einen  Strich  mit  dem  Ortsnamen  zu  verbinden,  als  ob  beides 
zusammen  ein  Wort  bildete  .  .  .  Bad-Kissingen,  Bad-Nauheim  —  so  wird 
selbst  amtlich  von  der  Po^t  und  von  der  Eisenbahn  geschrieben  und  gedruckt«., 
^o  ist  diese  Angabe  dahin  richtig  zu  stellen,  daß  die  von  der  Reichs  Post- 
Verwaltung  herausgegebenen  Bücher  [Portotaxe,  Verzeichnis  der  Tckgraphen- 
ai)>tulten  usw.)  die  mit  »Bad«  zusammengesetzten  Ortsnamen  durchweg  ohne 
Bindestrich  schreiben. 

Ho0enttich  werden  die  Proben,  die  wir  hier  aus  den  »Sprachduromheiten« 
gesehen  haben,  in  vielen  unserer  Leser  den  Wunsch  erwecken,  das  Buch 
näher  keiincn  zu  lernen.  Freilich  ist  es  kein  Buch,  in  das  man  nur  zur 
Unterhaltung  oder  zum  Zeitvertreibe  hineinsieht.  Es  ist  auch  kein  Nachschlagc- 
buch,  das  auf  jede  grammatische  oder  stilistische  Frage  ohne  weiteres  Auskunft 
erteilen  könnte  oder  wollte.  Die  »Sprachdummheiten a  wollen  vielmehr  durch- 
dacht und  gehörig  verarbeitet  werden;  sie  setzen  von  dem  Leser  voraus,  daß  er 
geneigt  ist,  sich  in  den  Inhalt  des  Buches  zu  vertiefen  und  sich  in  seinen  Geist 
hineinzuversetzen.  Nimmt  sich  der  Leser  die  MQhe,  das  Werk  in  dieser  Weise 
zu  studieren,  so  wird  er  manchmal  stutzen,  manchmal  sich  getrolTen  fühlen, 
hier  und  da  vielleicht  zum  W' iderspruche  gefieigt  sein  —  immer  aber  wird  er  das 
Buch  anregend  linden  und  wird  an  der  frischen  und  lebhaften,  oft  drastischen 
Sprache,  durch  die  das  Interesse  dauernd  wachgehalten  wird,  seine  Freude 
haben.  Sicher  wird  er  die  b Sprachdummheiten «  nicht  ohne  Nutzen  aus  der 
Hand  legen. 

Wir  wünschen,  daß  das  Wustmannsche  Buch  auch  unter  den  Post-  und 
Telegraphenbeamten  viele  eifrige  Leser  hnde,  und  dai»  es  dazu  beitrage,  in 
den  weitesten  Kreisen  die  Liebe  zu  unserer  Muttersprache  und  das  Gefühl  fUr 
ihre  Schönheit  neu  zu  wecken  und  zu  beleben. 
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Das  Berliner  Postkursnetz. 
Von  Ober- Postinspektor  Köhler  in  Berlin. 

Wer  die  Straßen  der  Reichshauptstadt  durchwandert  und  dem  Wagenverkehre 

sein  Augenmerk  zinvenJef,  wird  aus  dem  gewaitit^en  Strome  vielgestaltiger 
Fuhrwerke,  der  die  Striilk-nzüge  durchflutet,  recht  ott  das  weithin  leuchtende 
Gelb  eines  Postwagens  auftauchen  sehen.  Bald  eilt  in  liinkem  Trabe  ein  leicht- 
gebauter  EinspKnner  vorbei,  bald  erscheint  in  gemSchlicherem  Tempo  ein  mit 
Paketen  hochbeladener  zweispänniger  Güterpi  ^tw  i>^cn ;  an  anderer  Stelle  wieder 
zeigt  sich  ein  im  Schritte  dahinziehendes  Postgct^hrf,  das  seine  Leistung  erst 
beginnen  will  oder  nach  getaner  Arbeit  der  Posthalterei  zustrebt. 

In  der  Tat  haben  die  Postgespan nc  einen  nicht  geringen  Anteil  an  dem 
Lastwagenverkehre  Berlins,  dessen  Regelung  namentlich  an  besonders  belebten 
PlVtzen  und  Straßenkreuzungen  eine  stSndige  Aufgabe  der  Strafienpolizei  bildet. 

Den  Postbeförderungsdienst  in  Berlin  versehen  aber  nicht  die  durch  Pferde- 
kraft fortbewegten  Postfuhrwerke  allein;  es  sind  vielmehr  neben  der  lebendigen 
Kraft  diensttüchtiger  Pferde  dem  Postverkehrc  terner  nutzbar  gemacht: 
die  Dampf  kraft  ^Stadt-  und  Ringbahn}, 

die  Elektrizität  (elektrische  Straftenbahnen,  Hoch-  und  Untergrund- 

bahn), 

die  Luft  (Rohrpost)  und 

die  Menschenkraft  (Botenposten  zu  Fuß  und  niiitels  Fahrrads). 

Die  aus  der  Benutzung  aller  dieser  Kräfte  sich  ergebenden  Postverbindungen, 
die  zur  Bewältigung  des  Verkehrs  unterhalten  werden  mtlssen,  sind  so  zahl- 

Aidriv  r.Fott  a.Tri>|r.  iS.  1903.  36 

Digitized  by  Google 


550 


Das  Berliner  Postkursnetz. 


reich  und  mannigfaltig,  daß  ein  schier  unentwirrbares  Durdieinander  von 

Linien  entstehen  würde,  wollte  man  den  Versuch  machen,  die  sflmtlichen 

Berliner  Postkursc  nuf  einem  Blatte  graphisch  darzustellen. 

Der  Hauptanteil  an  der  im  Po^thctöriierLingsciien>.le  zu  leistenden  Arbeit  fällt 
den  durch  Pterdckraü  fortbewegten  Po.slcn  zu;  es  werden  dabei  unterschieden: 

Balinhofsfahrtcn, 

Briefbestellungs-  und  Briefeinsammlungsfahrten, 
Geldbestellungs-  und  Geldeinsammlungsfohrten, 
Geldversande, 

StadtgUterposten, 

Zeitungs-,  Zoll-,  Beutel-  usw.  -Versande. 

Güterposten  und  Kariolposten  (Rundfahrten^  noch  den  Vororten. 

t.  Bahnhofs  fahrten. 

Angesichts  der  engen  Beziehungen,  die  /.wischen  den  Bafinhofsfahrten  und 
den  Eisenbahnzüi;en  bestehen,  dürfte  zunächst  eine  t'bersicht  über  die  \'e-- 
teilung  der  gegenwartig  zur  Postbeförderung  benutzten  liibcnbahnzüge  auf  die 
einzelnen  Bahnhofe  von  Interesse  sein. 


Zahl 

der  postseitig  benutzten 

Züge 

abgehend  ij 

a  n  k  0  m  in  c  11  d 

■ 

darunter  nur  {1 

'  darunter  nur 

ImteMiDt 

rar  Bridbeottl-jl 

iuafMumt 

i  lur  Briefbeut«!- 

beArdcratif  j| 

,  befftrderuog 

33 

II 

23 

57 

24 

80 

63 

75 

55 

36 

Q 

33 

<) 

T  1 

68 

*  2, 

•  .8 

1 

,       1 2 

9  < 

»7 

mm 

/ 

MilitSrbahnhof  SchOneberg  . 

1 

1 

3 

I 

zusammen . . . 

292 

!   »43  |i 

281 

1 

.  »33- 

1 

In  dieser  Zusammenstellung  sind  die  nach  Osten  und  Werten  Uber  die 
Stadtbahn  verkehrenden  Fern-  und  Vorortzüge,  welche  die  Bahnhöfe  Alexander- 
platz, Friedrichstraße,  Zoologtscher  Garten  und  Gfaarlottenburg  berühren,  beim 

Schlesischen  Bahnhofe  mit  aufgezählt,  weil  daselbst  im  großen  ganzen  ihre 

postseitigc  Benutzung  beginnt  und  endigt. 

Die  Verbindunt;  zu  i-chen  dem  MilitJirbahnhof  und  dem  Postamt  in  Schöne- 
berg wird  lediglich  durch  Handwagen  aulrecht  erhalten.  Was  die  übrigen 
Bahnhofe  betrifft,  $0  laßt  schon  ein  Blick  auf  obige  Zusammenstellung  einen 
Schluß  darauf  zu,  dniJ  die  Zahl  der  Bahnhofsfahrten,  mittels  deren  die  Post- 
sendungen aus  der  Stadt  nach  den  Bahnhöfen,  von  den  Bahnhöfen  nach  der 
Stadt  und  von  Bahnhof  zu  Bahnhof  zu  befördern  sind,  recht  erheblich  sein 
muß.  Zur  näheren  Erläuterung  lassen  wir  unter  dem  Gesichtspunkte  dieser 
Dreiteilung  einen  Überblick  über  die  gegenwärtig  verkehrenden  Bahnhofefihrten 
folgen. 
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a)  Bahnhofsfahrten  aus  der  Stadt  nach  den  Bahnhöfen. 


Zahl  der  feststehenden  täglichen  Bahnhofsfahrten: 


u 
w 

e 

1 

3 

nach  dem 

von 

Stettin. 

IMtf 

1  sp.  2  Sp. 

!<lif 
1  sp  2 »p 

Anhalt, 
lihf. 

I  sp.  2Sp 

Schle».  Görlitz. 

bhf.  Hilf. 

I  sp  3  sp.  I  sp.  3ip. 

Lehrter 

Hilf. 

1  sp.  &p. 

Hilf. 

pl.i'Z 
1  sp.     2  sp. 

UM. 
Iricdncli- 

1  Sp.|2  Sp. 

Bhf. 
Zoolog 

Garten 
1  sp.^  3Sp. 

i. 

^» 

3; 

dem  Hof- 

u.  Briet- 
postamte 

postan- 
stnhcn  .  . 

dem  Post- 
zeitungs  - 

•  aiole^  • . . 

9 
5 

1 0 

4 

9   1  Ü 

1 

29  — 

1 

1'' 

40 

i  2 

2 1 

i 
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9 
'7 
4 

1 

^9    7  3 



■ 

1' 

13  12 

14 

i  6 
1 

« 

1 

2 

i 
1 

2 

9 
I 

l 

I 

_____ 

zusammen 

30 

•4 

j40ji5 

59 

|30j42|j  8^  7 

1 

1" 

26 

1^ 

1 

""1 

12 

1 

1 
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Die  nm  Kopte  der  t'ber'^icht  bezeiclinelen  Bahnhofe  geben  den  Endpunkt 
und  im  allgemeinen  auch  das  einzige  Ziel  der  einzelnen  Fahrten  an;  bei  einer 
Reihe  von  Fahrten  wird  indes  außer  der  Endstation  noch  ein  zweiter,  dem 
Kurse  gOnstig  gelegener  Bahnhof  zur  Abgabe  von  Ladung  bertthrt.  Eine  der- 
artige Vereinigung  von  Fahrten  ist  z.  B.  vielfach  durchgeführt  in  der  Richtung 
nach  dem  Potsdamer  und  Anhalter  <;o\vie  nach  dem  Stettiner  und  Lehrter 
Bahnhof,  und  zwar,  wie  vorweg  bemerkt  sei,  nicht  nur  in  der  Richtung  nach 
den  Bahnhöfen,  sondern  auch  bei  den  von  den  Bahnhofen  ausgehenden  Ver- 
sanden, soweit  es  der  Gang  der  zu  erreichenden  ZOge,  der  Umfang  der 
Ladung  usw.  ii^end  gestattet. 

Die  unter  a'  i.  :iufi,'eführten  Fahrten  dienen  zur  Ref^rderung  der  beim 
Hofpostamt  aufgelieferten  und  ihm  zur  Umarbeitung  zugegangenen  Wert-  und 
Paketsendungen,  sowie  der  beim  Briefpostamt  aufgelieferten  und  umgearbeiteten 
Briefsendungen  nach  den  Bahnhofen;  es  sind  teik  reine  Briefrersande,  teils 
reine  Paketversande,  vorwiegend  aber  von  beiden  Zentral-Postfimtem  gemeinsam 
benutzte  gemischte  Versande.  Die  Abfertigung  der  gemischten  Versande  geht 
in  der  Weise  vor  sich,  dai^  zunflch&t  beim  Hofpostamte  die  gewöhnlichen 
Pnkete,  die  Geldbrief  beute!  und  Wertwagenstücke  und  darauf  beim  Brief- 
postamte die  Briefbeutel  verladen  werden.  Vfelfoch  geht  einem  Versande 
Ladung  für  mehrere  Zt^ge  zu,  auch  wenn  die  Fahrt  nach  nur  einem  Bahnhofe 
gerichtet  ist,  dergestalt,  dni>  init  dem  SchluL^versande  tUr  den  einen  Zug  zugleich 
Voryersande  für  spüter  liegende  Züge  abgesandt  werden. 

Was  die  unter  a}  2.  aulgezählten  Fahrten  von  den  Stadtpostanstalten  nach 
den  Bahnhofen  betrifft,  so  wird  vielleicht  auffollen,  dafi  nur  einspVnnige  Fahrten 
in  einer  nicht  großen  Zahl  erscheinen.  Dies  hat  seinen  Grund  darin,  daß  zu 
den  Bahnhofsfahrten  im  engeren  Sinne  nach  der  histori-schen  Entwickelung 
nur  diejenigen  Fahrten  von  den  Stadtpostanstalten  nach  den  Bahnhöfen  ge- 
rechnet werden,  mit  denen  Briefbeutel  atr  Beförderung  kommen,  wtthrend  die 
zur  Fortschaffung  der  Packereien  und  Wertsendungen  dienenden  Posten  unter 
der  Bezeichnung  nStadfgütcrpostena  und  »Geld versande«  geführt  werden,  deren 
Besprechung  weiter  unten  folgen  wird. 

36- 
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Die  bei  den  Stadtpostanstalten  zur  l'^inlieferung  kommenden  gewöhnlichen 
und  eingeschriebenen  Briefsendungen  nach  außerhalb  werden  im  Laufe  des  Tages 
im  allgenaeinen  zusammen  mit  den  Orts-  und  Vorortssendungen  mittek  der 
Briefeinsammiungsfahrten  auf  das  Briefpostamt  abgesandt.  Unmittelbare  Brief- 
kartenschlüssc  auf  die  abgehenden  Bahnposten  werden  in  c:erinpcni  Umfange 
zwar  auch  tagsüber,  in  der  Hauptsache  aber  des  Abends  zum  Anschluß  an  die 
wichtigen  NachtschnellzUge  nach  den  Bahnhöfen  gesandt,  und  der  Beförderung 
dieser  KartenschlOsse,  u.  ü.  auch  der  Fortschaffung  der  fUr  den  Kurs  vor- 
liegenden dringenden  Pakete,  dienen  die  oben  unter  2.  aufgeführten  Fahrten, 
schlechthin  «Rriefversande«  genannt.  Die  Mehrzahl  derselben  ist  nach  dem 
Potsdamer  und  Anhalter  Bahnhofe  gerichtet  zur  Herstellung  tunlichst  knapper 
Anschlüsse  an  die  wichtigen  AbendschnellzOge  nach  Frankfurt  (Main)  (Uber 
Cassel],  Hannover  (Uber  Magdeburg],  Holzminden,  Stuttgart,  Frankfurt  (Main) 
(über  l'3isenach],  Hof,  München  und  Dresden.  Es  folgen:  der  Schlesische 
Bahnhof  mit  den  Briefversanden  zu  den  Abendschnellzügen  nach  Dirschau, 
Thorn  und  Breslau  und  zu  den  Uber  die  Stadtbahn  verkehrenden  Schnellzügen 
nach  Hannover  (Uber  Stendal),  denen  Brief beutel  auch  auf  den  flbrigen  Stadt- 
bahnliöfcn  zugehen,  und  schließh'ch  der  Stettiner  und  Lehrter  Bahnhof  mit 
den  Ikiefversanden  zu  den  Zügen  nach  Stralsund,  WarnemOnde,  Stolp  und 
Hamburg. 

Die  Briefveri»ande  berühren  im  Durchschnitte  je  5  Stadtpostanstalten  und 
sind  zur  Erzielung  tunlichst  günstiger  Schluflzeiten  strahlenförmig  gestaltet, 
derartig,  daß  Umwege  vermieden  werden,  vielmehr  mit  jeder  Weiterbewegung 
des  Versands  eine  entsprechende  Annäherung  an  das  Endziel  verbunden  ist. 

Die  Abfertigungsfrist  ist  für  die  einzelne  Kurspostanstalt  auf  das  knappste 
mit  I  Minute  bemessen,  was  voraussetzt,  daß  das  Personal  die  Versande  mit 
der  fertigen  Ladung  am  Verladeplatz  erwartet.  Die  Venande  verlassen  im 
allgemeinen  ungefähr  1  Stunde  vor  Abgang  der  Züge  die  zumeist  an  der 
Peripherie  gelegene  Anfangspostanstalt  des  Kurses  und  erreichen  den  Bahnhof 
etwa  1^  bis  20  Minuten  vor  Abfahrt  der  ZUljc.  L-in  Zeitraum,  der  reichlich 
beiuesseii  ei^clieint,  der  aber  bei  der  großen  Zaiil  der  zu  verladenden  Brief- 
beutel und  dringenden  Pakete  und  angesichts  der  zur  Verfügung  stehenden 
Aufzugs  Vorrichtungen,  der  bis  zum  Standplatz  der  Bahnpostwagen  zurllck- 
zulegcnden  Wege  usw.  erforderlich  ist. 

Für  Postamter  mit  umfangreichem  Briefabfertigungsgeschiifte  sind  dem 
Bedürfnis  entsprechend  Vorversande  eingerichtet,  durch  welche  die  Bahnposten 
in  die  Lage  versetzt  werden,  rechtzeitig  mit  dem  Sortiergeschttfte  zu  beginnen. 

Außer  den  unmittelbaren  KartenschlOssen  auf  die  Bahnposten  befördern  die 
Briefversande,  ebenso  wie  die  der  Zeit  nach  dazu  geebneten  Stadtgüterposten 
und  Geldversande,  auch  Briefbeutel  und  Briefpakete,  sogenannte  Sammclbunde, 
für  die  allabendlich  am  Anhalter,  Stettiner,  Lehrter  und  Schlesischen  Bahnhof  in 
Wirksamkeit  tretenden  Briefabfertigungsstellen  der  Bahnpostjfmter  2,  3,  4  und  18, 
denen  es  obliegt,  die  gewöhnlichen  Brieüiendungen  für  die  Bahnposten  zu 
deren  Entlastung  vorzuarbeiten. 

Die  Zahl  der  imier  a)  3.  aufgeführten  Versande  vom  Postzeitungsamte 
nach  den  Halinhötcn  (taglich  16  einsp.innige  und  41  zweispünnige  Fahrten) 
läßt  den  Umfang  des  von  diesem  Amte  zu  bewältigenden  Zeitungs-  und  Zeit- 
schriften Verkehrs  erkennen.  Außerdem  bedarf  das  Postzeitungsamt  namentlich 
an  den  letzten  Tagen  der  Woche  des  stärkeren  Umfanges  der  politischen 
Zeitungen  halber  sowie  zur  Absendung  der  in  längeren  Fristen  erscheinenden 
Zeilschriften  usw.  außergewöhnlicher  Beiwagen  zu  den  Fahrten  nach  den 
Bahnhofen. 
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b)  Bahnhoti^iuhrten  von  den  Bahnhölen  nach  der  Stadt. 

Zahl  der  feststehenden  t;i''!ichen  Fahrten: 


vom 


nach 

dem  Hot-  u  den  Stadt-  dem  Paket- 
Briefpostami  postanstaltcn  postamt 

1  sp.     2  sp.  j  I  sp.  I  atp.  1  lap.  j  »$p. 


Slettiner  Bahnhof  

Potsdamer  -   

Anhalter  -   

Schlesischen  -   

Görlitzer  -   

Lehrter  -   

Stadtbahnhof  Alexanderptatz  

Fried  riehst  raße  

Zoologischer  Garten  . . . 

zusammen . . 

Die  Fahrten  von  den  Buhnhöfen  nach  dein  Hof-  und  Rriefpostamte  sind 
wiederum  IciK  gemischte,  teils  reine  Brief-  oder  Paketversativle.  Besondere 
Versande  lür  ßriefkarlenschlUsse  verkcliieu  nach  dem  Bricipusiaml  insoweit, 
als  es  darauf  ankommt,  durch  beschleunigte  ZufUhrung  der  Briefe  noch  den 
Anschluß  an  die  nächste  Bestellungs fahrt  zu  erreichen.  Von  diesen  Versanden 
abgesehen  werden  im  allgemeinen  Brief-  und  Wertladung  mittels  gemeinsamer 
Fahrten  befördert. 

Das  Briefpostamt  empfängt  mit  den  Bahnhofsfahrten  die  Briefsendungen  fUr 
Berlin  und  die  Vororte,  daneben  auch  Briefsendungen  für  weitergebende  Bahn- 
posten teils  zur  Einzelumarbeitung,  teils  in  geschlossen  weiterzusendenden 
Briefbeuteln,  und  zwar  in  solchen  Füllen,  in  denen  die  Fertigung  unmittelbarer 
Übergänge  oder  die  Unterhaltung  direkter  Fahrten  von  Bahnhof  zu  Bahniiof 
nicht  im  BedOrfhis  liegt. 

Dem  Hofpostamte  gehen  mit  den  Bahnhofefahrten  außer  den  Wertsendungen 
für  Berlin  und  den  Wert-  und  Paketsendungen  für  die  Vororte  fast  durchweg 
auch  die  mit  den  Bahnposten  ankommenden  Wcrtscndunj^en  zu,  die  über 
Berlin  hinaus  weiterzusenden  sind;  daneben  ferner  gewöhnliche  l^akctc  lür  den 
GOrlitzer  Kurs,  deren  geringe  Zahl  die  ausschliefliiche  unmittelbare  Überweisung 
nach  dem  Görlitzer  Bahnhofe  nicht  rechtfertigen  würde.  Eine  Beförderung 
unmittelbarer  WertQbergänge  von  Bahnhof  zu  Bahnhof  findet  nur  in  müßigem 
Umfange  statt.  • 

Ohne  Berührung  des  Briefpostamts  werden  den  Berliner  Besteliposlanstaiten 
die  Briefeendungen  von  den  einlaufenden  Bahnposten  durch  besondere  Bahn- 
hols&hrten  in  direkten  Kartenschlttsseo  zugeführt: 

von  den  Züijen  32  aus  Posen,  an  5—,  und  4  aus  Dirschau,  an  3—, 
vom  Zuge  6067  aus  Hamburg,  an  5—,  vom  Zuge  D  21  aus  Leipzig, 
an  6'°,  zur  i.  Brief bestellung, 
vom  Zuge  D  i  aus  Frankfurt  (Main),  an  7%  zur  2.  Brief  bestellung, 
außerdem  einer  geringen  Zahl  von  Postämtern  vom  Zuge  D31  aus 
Hildesheim,  an  6—,  zur  8.  Bricf'bestc!!iinf^. 

Die  am  Bahnhof  Friedrichstraiie  entspringenden  beiden  Fahrten  überbringen 
den  Bestellpostanstalten  mit  erheblichem  Einschreibbriefverkehr  Kartenschlüsse 
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mit  Einschreibbricteii  vuui  Zuge  5  aus  Hannover,  an  7  ' ;  sie  wurden  in  dieser 
Gestalt  behufs  rechtzeitiger  Bereitstellung  der  zahlreichen  Einschreibbriefe  für 
die  2.  Bestellung  eingerichtet,  als  dazu  Qberg- ^:  n^en  werden  mußte,  die  Stadt- 
bricfsorliercr  ;ius  dem  7.ü'j,c  =,  7.u  entfernen  und  das  Verteilen  der  Hriefsendungen 
von  diesem  Zuge  nach  liestelliimtem  dem  Briefpostamte  zu  übertragen. 

Die  Ladung  der  Fahrten  von  den  ßahnhöten  nach  dem  Paketpostuiut  — 
insgesonit  1 50  Fahrten  tsgiichf  d.  s.  fast  soviel,  als  nach  dem  Hof-  und  Brief- 
postamt und  den  Stadtpostanstaltcn  zusammen  verkehren  —  besteht  aus  den 
gewöhnlichen  Paketen  für  Berlin  Ort.  den  z()llpilichliL;en  Packereien  ohne 
Wertangabe  für  solche  Vororte,  die  hinsichtlich  der  zollamlhchen  Schluß- 
obfertigung  auf  Berliner  Post-Verzollttngsstellen  angewiesen  sind,  und  endlich 
aus  den  Kartenschlüssen  mit  Paketadressen. 

Die  dringenden  und  durch  Eilboten  zu  bestellenden  Pakete  für  Berlin 
werden,  soweit  sie  nicht  von  einer  Bahnhofspostanstalt  aus  den  Empfängern 
zuzustellen  sind,  ebenso  wie  die  Adressenbeutel  in  der  Regel  je  mit  dem  ersten, 
den  Bahnhof  voiassenden  Plickereiversande  dem  Paketpostamte  zugeführt.  Wo 
aber  diese  BefOrderungsweise  nicht  ausreicht,  sind  dafür  besondere  eiiisptfnnige 
Fahrten  eingerichtet.  In  einer  Reihe  von  Füllen  werden  die  Adressenbeutcl 
durch  Unterbeamte  des  Paketpostamts  mittels  Zweirads  von  den  Zügen  ab- 
geholt. 

Zu  den  regelmäßigen  Packereiversanden,  deren  Zahl  bereits  recht  stattlich 
ist,  tritt  —  von  den  Zeiten  außergewöhnlichen  Verkehrs  ganz  abgesehen  — 
an  gewiv^rn  Tagen  der  Woclie  noch  eine  Anzahl  aubergewöhnlicher  Beiwagen 
hinzu;  hieraus  erhält  der  Leser  unter  Berücksichtigung  des  ümstandes,  Ja!?^ 
die  Ladung  eines  zwcispännigen  Güterpostwagens  sich  auf  200  bis  250  Pakete 
beziffert,  ein  annäherndes  Bild  davon,  welche  Paketmassen  tflglich  beim  Paket- 
postamte zusammenströmen. 


c)  Bahnhofsfahrten  von  Bahnhof  zu  Bahnhof. 

Zahl  der  feststehenden  tityüchen  Bahnholsfahrten : 


nach 

dem 

vom 

Stctriocr  ! 
Blif. 

1  sp.  i-p. 

Potidtmer 

Bhf. 

1  <p.  isp. 

Anhalter 

i  Bhf. 

1  Sp.     2  5p. 

ISchteriKh.)  GMitt» 

Bhf.    1  mit 

1  sp.  .  i  sp.  .  1  sp.    3  »p. . 

Lehrter 

I  sp.  ;  3  »p. 

Fned 
%xn 

isp. 

«ich- 
a«p. 

Stettiner  Bhl.  . . 
Potsdamer  Bhf. . 
Anhalter  Bhf.  . . 
Schlesischen  Rhf. 
Görlitzer  Bhf.  .  . 
Lehrter  Bhf.  .  . . 
Bhf.  Friedrichstr. 

_ 

6 

7 
3 

1 

5 

5 

'5 

7 
2 

.Zi 

-!-! 

1  — : 

ij 

5 
1 

i  9 

i  I 

'9 
1 

3 

5 

i  ' 
7 

"2 
6 

7«- 

i  1 

3 
_ 
/ 
8 

1 

I 

10 
»5 

1 
I 

zusammen . . . 

22 

36;;  11  1  .6 

25 

38 

27 

88|  9 

46 1 

1  » 

Dieser  Tabelle  sei  zunächst  die  Bemerkung  angeschlossen,  daß  die  mit  den 
Zügen  in  Berlin  einhiufenden  und  von  anderen  Bahnhöfen  aus  weiterzusendenden 

Bricf'^chaften  und  Pifckereicn  im  großen  ganzen  in  unmittelbaren  Cbergangen 
von  Bahnhof  zu  Bahnhof  belördert  werden.  Von  obigen  Fahrten  >ind  im 
allgemeinen  die  einspännigen  für  die  Brief beutel-,  die  zweispännigen  für  die 
Paketbeförderung  bestimmt.  Soweit  nach  früheren  AusfÜhrangen  unmittelbare 
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Wertiibergänge  bestehen,  werden  sie,  soviel  o!s  angängig,  pemein^om  mit  den 
Briefbeuteln  fortgeschafft.  Unter  Berücksichtigung  dieser  ßeladungsweise  ist 
aus  der  Tabelle  zu  ersehen,  daß  namentlich  zwischen  dem  Schlesischen  Bahnhof 
einerseits  und  dem  Potsdamer,  Anhalter  und  Lehrter  Bahnhof  andererseits  ein 
erheblicher  Durchgangs- Paketverkehr  zu  vermitteln  ist,  der  übrigens  viel&ch 
noch  die  Einstellung  außergewöhnlicher  Beiwagen  erforderlich  macht. 

Die  mäßige  Zahl  der  beim  Pot.sdamer  Bahnhof  endigenden  Fahrten  gründet 
sich  darauf,  daß  die  nach  dem  Anhalter  Bahnhofe  gerichteten  Versande  viel- 
fach über  den  Potsdamer  Bahnhof  geleitet  und  für  diesen  mitbenutzt  werden; 
in  gleicher  Wci^^e  werden  vom  Anhalter  Bahnhot  aus  zur  Fortschaffung  der 
Ladung  für  die  vom  Potsdamer  Bahnhof  abgehenden  Züge  au^schliel>licl1  \'er- 
sande  benutzt,  die  bei  anderen  Bahnhöfen,  dem  Hot-  oder  Pakctpo^tamt  endigen 
und  an  die  das  Postamt  9  J^otsd.  Bhf.)  als  Zwischenamt  angeschlossen  ist. 

Bei  den  Briefversanden  von  Bahnhof  zu  Bahnhof  gilt  es  in  einer  Reihe 
von  Füllen,  äußerst  knappe  Anschlüsse  zwischen  wichtigen  Schnellzügen  her- 
zustellen, z.B.  vom  Schnellzuge  D21  aus  Leipzig,  an  Anhalter  Bahnhof  <)'', 
zum  Schnellzuge  2  nach  Hamburg,  ab  Lehrter  Bahnhof  ö  lerner  vom  Schnell- 
zuge 3  aus  Hamburg,  an  Lehrter  Bahnhof  12",  zum  Schnellzuge  64  nach 
Dresden,  ab  Anhalter  Bahnhof  1".  Zur  Übetfnlirung  dieser  Übergänge,  im 
ersteren  Falle  einer  zweispännigen  BricfbeutellaJu  ii: ,  stehen  somit  bei  einer 
Entfernung  zwischen  beiden  Bahnhöfen  von  rund  3  km  nur  27  und  24  Minuten 
zur  Verfügung. 

Bevor  wir  die  Bahnhofsfahrten,  zu  denen  nach  den  Aufstellungen  unter  a), 

K  und  c)  insgesamt  426  einspü'nnige  und  3f)0  zweispännige.  d.  s.  zusammen 
gbb  Fahrten  gehören,  verlassen,  sei  bemerkt,  dal?  —  von  verschwindenden 
Ausnahmen  abgesehen  —  alle  Versande  dieser  Art,  mit  denen  Wertsen^iungen 
zur  Beförderung  gelangen,  durch  Postschaffner  begleitet  werden. 

2.  B  r i e f  b e N  t cl  1  u ng -  u lui  B r i e  fe i n  s am m I  u  n  g  ^  fa  h  r  t e  n. 
Die  Brietsendungen  für  Berlin  Ort,  die  wir  mit  den  BahnhotNiahrten  nach 
dem  Brielpostamte  haben  gelangen  seilen,  werden  daselbst  auf  die  57  Berliner 
Bestellpostanstalten  verteilt  und  diesen  zusammen  mit  den  aus  Berlin  selbst 
herrührenden  Sendungen  mittels  der  Briefbestellungsfahrten  zugeführt, 
über  die  der  Autsatz  auf  S.  220  ff.  des  laufenden  Jahrganges  bereits  Näheres 
enthält.  Ergänzend  ist  nachzutragen,  da&  sich  inzwischen  die  Notwendigkeit 
ergeben  hat,  die  Nordostlinie  zu  teilen,  so  dafi  im  ganzen  nunmehr  1 5  Linien 
vorhanden  sind,  nimlicb 

2  Nordlinien,  i  Südlinie, 

2  Nordostlinien,  3  Südwestünien  mit  1  Anschlußlinie, 

I  Ostlinie,  3  Wesllinien  und 

[  Sadostlinie,  2  Nordwestlinien. 

An  eine  der  Westlinien  ist  als  Endamt  das  Postamt  in  Schöheberg  bei  Berlin 
angesclilos^en ;  ebenso  an  die  SUdlinie  das  Postamt  in  Rixdorf. 

Die  Fahrten  gehen  strahlenförmig  vom  Rriefpostamt  aus  und  verkehren  an 
den  Werktagen  12  mal,  an  den  Sonn-  und  i  ciertagen  4  mal.  Von  den  12  werk- 
täglichen Fahrten  entfallen  je  2  auf  die  t.  und  2.  Brief bestellung,  je  i  auf  die 
3.  bis  9.  Brief  bestellung;  bei  der  12.  Fahrt  werden  nur  leere  Brief  beutel 
befördert. 

Mit  den  Brief  bestellungsfahrten  sendet  das  Briefpostamt  außer  den  Brief- 
beuteln fUr  die  Kurspostanstalten  vielfach  auch  Brief kartenschlOsse  für  Vororts- 
postanstalten  und  Bahnposten  ab,  die  unterwegs  oder  am  Endpunkt  auf  andere 
Kurse  (EisenbahnzOge,  Botenposten  zu  Fufi  und  mittels  Straßenbahn  usw.) 
Obergehen. 
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Einen  weiteren  Gegenstand  der  Ladung  bilden  die  von  Berliner  Einwohnern 
im  Postwege  bezogenen  Berliner  Zeitungen,  die,  soweit  sich  nicht  vom  Post- 
zeitungsamt  aus  andere  Versendungtgelegenheiten  bieten,  in  Gestelt  geschlossener 
Pakete  dem  Briefpostamte  zur  Umleitung  zugeführt  werden.  Mit  Rücksicht 
darauf,  daß  einzelne  Linien  der  Hcstcüüngsfahrten  bei  der  i.  Fahrt  ^tark 
belastet  sind  und  schon  zur  Kortschatiung  der  Briet  beutel  durch  außergcwühn- 
iichc  Beiwagen  verstärkt  werden  müssen,  ist  dazu  übergegangen  worden,  einen 
Teil  der  Zeitungspakete  mit  den  Moi^enseitungen  auf  die  i.  Geldbestellungs- 
fahrt  zu  verweisen. 

Wie  die  BestcUungsfahrten  dem  eingehenden,  so  dienen  die  Btict- 
einsammlungsiahrten  dem  abgehenden  Orts-  und  nach  aui^erhalb  ge- 
richteten Briefverkehre  der  Stadtpostaostalten.  Zu  diesem  Zwecke  sind  an  die 
Einsamrolungsfahrten,  die  auf  den  15  Linien  werktags  12  mal  (für  einige  Ämter 
1 3  mal)  und  Sonntags  usw.  7  mal  verkehren,  außer  den  auf  der  Hinfahrt  he 
rührten  Be^fcllpostanstalten  auch  die  Postämter  ohne  Bestell-,  aber  mit  Briel- 
abfertigungsdicnst  angeschlossen.  Die  Ladung  der  Einsammlungstahrten  besteht 
aus  den  auf  die  Beslellämter  lautenden  Taschen  mit  Ortssendungen  und  den 
nach  den  Vororten  und  nach  Orten  außerhalb  Berlins  gerichteten  Brief 
Sendungen,  sogenannten  Durchgangssendungen.  Vororts-  und  Durchgangsbriefe 
werden  gesondert  gehalten;  letztere  gehen  dem  Briefpostamt  entweder  in  Briet- 
kartenschlUssen  zu,  die  bei  diesem  Amte  zu  entkarten  sind,  oder  in  verantwortlich 
gefertigten,  unerOffnet  weitergehenden  Kursbunden  usw.  oder  endlich  in  Gestalt 
förmlicher  Kartcnschlüssc  auf  Bahnposten.  Auf  den  Linien,  die  ein  Bahnhofs - 
postamt  berühren,  werden  die  Briefbeutel  usw.  der  Kurspostanstalten  für  die 
von  dem  betretenden  Bahnhof  abgehenden  EisenbahnzUge  selbstverständlich 
unmittelbar  auf  die  Bahnhofepostanstait  abgewiesen;  vielfach  6ndet  auch  nur 
eine  streckenweise  Beförderung  von  Briefbeuteln  von  Amt  zu  Amt  statt  und 
daiauf  der  Übergang  Jer^eIbcn  auf  einen  Brief-  oder  Siraßenbahnversand. 

hl  ausgedehntem  MaL>e  tauschen  ferner  die  Kurspostanstalten  bei  den  Briet- 
bestellungs-  wie  auch  bei  den  Einsammlungsfahrten  Taschen  mit  Ortssendungen 
unmittelbar  aus.  Treffen  mehrere  benachbarte  Linien  bei  einer  Unterwegs- 
postanstall  zusammen,  so  vermittell  diese  den  Übergang  der  Ortstaschen  von 
den  Fahrten  der  einen  auf  die  Führten  der  anderen  Linie.  Knotenpunkte 
dieser  Art  sind  z.  B.  das  Postamt  9  (Potsd.  Bhf.)  für  die  3  W.- Linien,  da> 
Postamt  la  (Zimmerstr.)  für  »  S.W.- Linien,  das  Postamt  40  ^Lehrter  Bhf.)  für 
die  beiden  N.W.- Linien. 

Bis  zum  Abgange  der  letzten  Briefeinsammlungsfahrt  i^t  es  Sache  aller 
Sladtpo^ta'istalteii ,  die  Brief>endungen  selbst  zu  bearbeiten;  eine  abweichende 
Beliandluiig  erlahreii  die  aus  den  spiiler  (zwisciien  10—  und  12—}  erfolgenden 
Briefkastenleerungen  herrOhrenden  Sendungen,  die  unsortiert  den  zehn  zu 
Sammelümtern  bestimmten  Postanstallen  überwiesen  und,  nachdem  sie  daselbst 
bearbeitet  sind,  mittels  der  beiden  Spät-Ein-^ammlung^fahrten  nach  dem  Brief- 
postamte weitergesandt  werden.  Diese  Fahrten  verkehren  in  je  6  Linien.  Die 
Beförderung  der  Briefe  nach  den  Sammelämter  n  erfolgt  durcii  Boten  untei 
Benutzung  der  Strafienbahn,  mittels  Dreirads  usw. 

Die  Brief bestcllungs-  und  Einsammlungsfahrten  sind  durchw^  einspännig; 
die  Abfertigungsfrist  betrügt  bei  den  Kurspostanstalten  im  allgemeinen  i  Minute 
und  ist  nur  da  höher  festgesetzt,  wo  mehrere  Linien  kreuzen  oder  wo  andere 
Gijlnde  dafür  sprechen.  Begleitung  durch  Postschafiher  findet  nicht  statt; 
ebensowenig  haben  aber  auch  die  Postillonc  mit  der  Brief  beutellad  ung  Be- 
fassung.  Im  Interesse  der  BeNchlcunigung  des  Ein-  und  Ausladegeschäfts  ist 
vielmehr  die  .Anordnung  getroffen,  dalJ  dieses  Cie<chJift  lediglich  Sache  des 
Personals  der  Kurspostanstalten  ist.  Zur  Aufrechtcrhaltung  der  Sicherheit  besteht 
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die  Vorschrift,  daß  bei  den  Unterwegs»  und  Endstationen  stets  zwei  Post- 
unterbeamte die  Abfertigung  Jer  Fahrten  zu  besorgen  haben.  Beim  Brief- 
postamt ist  das  Verlade-  und  AlMiüliiiie^escIiüM  unter  die  Aufsicht  eines  Reimten 
gestellt.  Die  Ladezettel  werden  in  einer  Ledertai>che  verwahrt,  die  an  der 
Innenseite  der  WagentUr  angeordnet  bt. 

An  dieser  Stelle  mOgcn  noch  die  Kariolposten  Erwähnung  finden,  Jie 
ungefähr  in  dem  Rahmen  der  Besteliungs-  und  Einsammlunt,'sf;ihrten  zwischen 
dem  Brietposlamt  und  dem  Püstamte  2  in  Chnrlottenburg  uiiterhnhcn  werden. 
Letzteres  ist  Sortieramt  für  die  4  Charlottenburger  Bcstclipostanstultcn  (1,  2, 
4  und  5)  und  sendet  den  Postämtern  1,  4  und  5  die  zur  Bestellung  ein- 
gehenden BrieJsendungen  teils  durch  Kariol-,  teils  durch  Botenposten  zu.  In 
der  Richtunti  von  Charlottenburg  nach  Berlin  vermitteln  Kariol-  und  Boten- 
posten den  abgehenden  Briefverkehr. 

3.  Geldbestellungs-  und  Geldcinsammlungsfahrten. 

Dieselbe  Bedeutung,  die  den  Brief  besteliungs-  imd  P'insammlungsfahrten 
hinsichtlich  des  Brief beförderuni;sdienstes  innewohnt,  haben  die  vom  Hof- 
postamt  ausgehenden  und  daselbst  endigenden  Geldbestellungs-  und  Geld- 
etnsammlungsfahrten  für  die  Wertsendungen. 

Die  Geldbeslellungsfahrteii  befördern  GeldkartenschlUsse  mit  Wertbriefen 
vom  Hofpostamte  nach  Jen  ßevtellunuNpostanstaltcn  und  verkehren,  der  Zahl 
der  Geldbcstellun^cn  entsprechend,  werktags  3  mal  [ab  3—,  10"  und  r  \  Sonn- 
tags usw.  1  mal  ^ab  5—).  An  die  Bcstcllungsfahrtcn  schließen  sich  unmittelbar 
die  Geldeinsammlungsfahrten  an,  die  im  großen  ganzen  auf  demselben  Wege, 
auf  dem  die  Ausfahrt  erfolgt  ist,  nach  dem  Hofpostamte  zurückkehren,  und 
mit  denen  die  Stadtpostanstalten  die  nachzusendenden  Wertbriefe  und  die  auf- 
gelieferten Wertsendungen  und  Ein^chreibpakete  auf  das  Hofpostamt  abweisen. 
Die  Zahl  der  Linien  belauft  sieb  in  jeder  Richtung  bei  der  ersten  Fahrt  auf  i  o, 
bei  den  Übrigen  Fahrten  auf  je  9.  Zwei  Linien  der  1.  Fahrt  erstrecken  sich 
bis  zu  den  Postämtern  Reinickendorf  (Ost)  und  Reinickendorf  (West)  und  Uber- 
bringen diesen  außer  Wertsendungen  und  Briefbeuteln  auch  gewöhnliche  Pakete. 

Mit  der  2.  und  3.  Geldeinsammlungsfahrt,  die  zwischen  1 1  '/s  V-  und  is'/iN. 
bz.  zwischen  z'/s  und  3'/.jN.  kursieren,  senden  die  Stadtpostanstalten  aufler 
Wert.scndungen  und  Einschreibpaketen  auch  gewöhnliche  Pakete  für  Berlin 
und  Vororte  sowie  vonstii,'e,  behufs  der  Umleitung  auf  das  Hofpostamt  ab- 
zuweisende Packereien  ab.  Zur  iMreichung  des  Anschlusses  an  die  um  4"  N. 
beginnende  zweite  Paketbestellutig  sind  samtliche  Linien  der  3.  Geldeinsamm- 
lungsfahrt  Ober  das  Paketpostamt  gefOhrl,  woselbst  die  Ortspakete  abgeliefert 
•werden.  Die  mit  der  2.  Einsammlungsfahrt  beim  Hofpostamt  eintreffenden 
Pakete  für  Berlin  Ort  werden  von  diesem  Amt  aus  ohne  Verzögerung  nach 
dem  Paketpostamte  befördert. 

Die  Geldbestellungs-  und  Geldcinsammlungsfahrten  sind  einspännig  und 
haben  durchweg  Schaffherbegleitung. 

Daß  die  erste  Bestellungsfahrt  auf  einigen  Linien  auch  zur  Zeitungs- 
beförderung dient,  ist  bereitv  erwähnt  worden:  nebenbei  werden  mit  den  Geld- 
bestellungs- und  Einsammlungsfahrten,  soweit  dadurch  eine  Beschleunigung  in 
der  Brief beförderung  zu  erzielen  ist,  seitens  der  Kurspostanstalten  auch  Taschen 
mit  Ortsbriefen  ausgetauscht. 

4.   G  e  1  d  V  e  r  "la  n  J  e. 
Die  3.  Geideinsaramlungslahrt  geht,  wie  wu  gesehen  haben,  auf  allen  Linien 
schon  in  den  ersten  Nacbmitta^tunden  von  den  Stadtpostanstalten  ab;  zur 
Absendung  der  spflter  zur  Einlieferung  kommenden  Werlsendungen  und  Ein- 
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schreibpakete  bedürfen  die  Stadtpostanstalten  daher  besonderer  Gelegenheiten. 
Diese  sind  —  außer  in  einigen,  weiter  unten  zu  besprechenden  StadtgUter- 
posten  —  hauptsKcblich  in  Gestalt  von  Geldversanden  gegeben,  die  etwa 
zwischen  7  und  9  Uhr  abends  von  den  Stadtposttlnitern  nach  den  Bahnhöfen 
kursieren.  Für  die  Wertsachenbeförderung  nach  dem  Potsdamer  und  Anhalter 
Bahnhof  und  nnch  dem  Stettiner  und  Lehrter  Bahnhofe  besteben  fast  durch- 
weg je  gemeinsame  Geldversande. 

Die  Zah\  der  an  die  einzelnen  Versande  angeschlossenen  Siadipostanstaiteii 
ist  verschieden  und  richtet  sich  nach  dem  Umfange  des  Wertpaketverkehrs  der 
Kurspostan^t  Eliten. 

Bs  verkehren : 

14  Geldversande  nach  dem  Stettincr  und  Lehrter  Bahnhofe, 
16        -  •      '    Potsdamer  und  Anhalter    •>  , 

II         -  -      -    Schlesischen  Bahnhofe. 

Mit  den  Gcldversanden  nach  dem  letzteren  Bahnhofe  senden  sämtliche 
Ämter  nach  Bedarf  unmittelbare  GeldkartenschlUssc  auf  die  Bahnpost  i  Berlin 
Hannover  im  Zuge  6  ab;  des  weiteren  fertigen  einige  Ämter  mit  erheblichem 
Wertpaketverkehre  direkte  Wertpaket«  KartenschlOsse  auf  die  Abend  •Personen- 
zuge nach  Leipzig,  Eisenach,  Hannover  und  Hamburg,  Von  diesen  Ausnahmen 
abgesehen,  liegt  die  Umarbeitung  der  mit  den  ( jeldversanden  eintreffenden 
Wertsendungen  und  Kinschreibpakete  den  Bahnhotspostamtern  ob. 

Wertsendungen  lür  Berlin,  lür  die  Vororte  und  den  Görlitzer  Kurs  sowie 
die  nach  Abgang  der  Bahnhofs-Geldversande  noch  vorliegenden  Wertsendungen 
fttr  die  übrigen  Kurse  gelangen  mit  weiteren,  zwischen  S  und  9'  Uhr  abends 
in  8  Linien  kursierenden  Geidversanden  nach  dem  Hofpostamtef  bei  dem  die 
Umarbeitung  bewirkt  wird. 

Die  Geldversande  nach  den  Bahnhöfen  und  dem  Hofpostamte  v^kehren 
nur  werktags;  an  den  Sonn>  und  Festtagen  werden  alle  bei  den  Stadtpost- 
anstalten zur  Kinlieferuni;  kommenden  Wertsendungen  mittels  der  sonntäglichen 
StadtgiUerpost  auf  das  Holpostamt  abgewiesen. 

Von  je  2  nach  dem  Änhaltcr  und  Lclirtcr  Bahnhote  gerichteten  Fahrten 
abgesehen,  sind  die  Geldversande  einspännig;  sie  werden  durchweg  von 
Postschaffnern  begleitet,  deren  Gestellung  Sache  der  Postanstait  am  Anfange 
des  Kurses  ist.  (Schluß  foist.» 


Das  englisch-belgische  FernsprechkabeL 
Von  Ober-Posttnspektor  W.  Meyer  in  Berlin. 

Der  Gedanke  einer  Fernsprechverbindung  zwischen  England  und  Belgien 
ist  nicht  neu.    Schon  vom  Jahre  1877  ah  h  it  man  wiederholt  versucht,  das 

vorharulene  englisch  belgische  Telegraphenkabel  diesem  Zwecke  dienstbar  zu 
machen.  Aber  der  Erfolg  blieb  aus;  nur  musikalische  Töne  ließen  sich  klar 
übermitteln.  Man  war  eben  damals  noch  auf  das  als  Geber  wenig  wirksame 
Bell'sche  Telephon  angewiesen  und  das  benutzte  Telegraphenkabel  mag  auch 

nicht  die  e!cktri>chen  Kigenschatten  gehabt  haben,  die  zur  Erzielung  einer 
aii>reichenden  Sprecinerslündigung,  zumal  bei  den  unvoUkomroenen  Apparaten, 
erlordcilich  waren. 

Neuerdings  ist  der  Gedanke,  im  Vertrauen  auf  die  seither  gemachten  Fortschritte 
und  Erfahrungen,  wieder  aufgenommen  und  durchgeführt  worden.  Ein  unmittel- 
bares Fernsprechseekabel,  dessen  Inbetriebnahme  kürzlich  stattgefunden  hat,  ver> 


Digitized  by  Google 


Das  englisch-belgische  Fernsprechkabel. 


559 


bindet  nunmehr  die  beiden  Lander,  Es  verläuft  zwischen  St.  Margareth's  Bay  nahe 
Dover  und  La  Panne  an  der  belgischen  Küste.  Besonderes  Interesse  beansprucht 
das  neue  Kabel  u.  A.  deshalb,  weil  es  die  längste  der  bisher  im  Betriebe  be- 
tindlichen  unterseeischen  Fernsprechverbindungen  —  zwischen  Dover  und 
Calais  —  noch  um  ungefähr  13  km  übertrifft.  Es  ist  88  km  lang.  Bei  einem 
Telegraphenkabel  würde  der  Langenunterschied  nicht  für  nennenswert  erachtet 
werden;  bei  einem  Fernsprechkabel  dagegen  fällt  er  ins  Gewicht,  weil  mit  der 
Länge  des  Kabels  die  der  LautUbermittclung  ungünstigen  Ladungserscheinungen 
erheblich  wachsen.  Im  gegenwärtigen  Falle  war  noch  in  Betracht  zu  ziehen, 
daß  296  km  Landlinien  (140  km  auf  englischer  Seite,  136  km  in  Belgien)  sich 
an  das  Kabel  anschließen  sollten.  Die  Telegraphenverwaltungen  der  beiden 
Länder  haben  es  deshalb  für  ratsam  erachtet,  vor  der  Inangriffnahme  des  kost- 
spieligen Unternehmens  praktische  Versuche  darüber  anzustellen,  ob  auf  eine 
ausreichende  Sprechverständigung  durch  das  Kabel  würde  gerechnet  werden 
können.  Die  Versuche  fanden  mittels  des  englisch  -  französischen  Fernsprech- 
kabels statt  und  Helen  günstig  aus.  Es  erwies  sich,  daß  selbst  bei  Hinter- 
einanderschaltung von  3  Doppeladern  dieses  Kabels  (zusammen  120  km  Linien- 
lange) noch  eine  genügende  Lautstärke  zu  erzielen  war,  vorausgesetzt,  daß  die 
anschließenden  Landverbindungen  ein  entsprechendes  Leitungsvermögen  besaßen. 

Hiernach  richteten  sich  die  weiteren  Maßnahmen.  Die  Landleitungen 
wurden  aus  Kupferdraht  von  5,7  mm  Stärke  hergestellt.    Das  Kabel  (vgl.  die 

nebenstehende  Skizze)  enthalt  2  Adern- 
paare, die  zur  Bildung  von  2  Doppel- 
leitungen bestimmt  sind.  Jede  Ader  setzt 
sich  aus  einer  siebenteiligen  Kupferlitze  und 
3  Hullen  Guttapercha  zusammen;  letztere 
sind  voneinander  und  von  dem  Kupfer- 
leitcr  durch  dünne  Schichten  Chatterton 
Compound  getrennt,  die  eine  gute  Adhäsion 
sichern  sollen.  Auf  das  Kilometer  be- 
rechnet, wiegt  die  Isoliermasse  73,35  kg, 
der  Kupferleiter  39,12  kg;  dieser  entspricht 
damit  einem  zylindrischen  Kupferdrahte 
von  2,38  mm  Durchmesser.  Die  vier  .Adern 
sind  mit  einem  cm  starken  geteerten 
Hanfstrange  derart  verseilt,  daß  bei  senk- 
rechtem Querschnitt  die  Kupferleiter  die 
Ecken  eines  Quadrats  bilden.  Nach  Auf- 
füllung der  äußeren  Adcrzwischenräume  durch  Stränge  aus  gegerbtem  Garn 
legt  sich  um  das  Ganze  ein  mit  Ozokerit  behandeltes  Baumwollenband  und 
ein  Mantel  aus  1  mm  starkem  und  38  mm  breitem  Metallstreifen  zum  Schutze 
gegen  Eindringen  der  Teredos.  Die  Bewehrung  besteht  aus  16  verzinkten 
Eisendrähten  von  je  7,1  mm  Stärke.  Sie  ist  von  dem  inneren  Metallmantel 
durch  eine  Lage  Baumwollenband  und  eine  Lage  gegerbten  russischen  Hanfes 
getrennt.  Zwei  entgegengesetzt  gewickelte  Umhüllungen  aus  Garn,  das  in  einer 
Mischung  von  83  Teilen  Pech,  1 2 '/j  Teilen  Asphalt  und  2 '\,  Teilen  harzigem 
öl  getränkt  ist,  schützen  die  Bewehrung  gegen  den  unmittelbaren  Einfluß  des 
Meerwassers. 

Der  Durchmesser  des  Kabels  beträgt  5 '/j  cm,  sein  Gewicht  7,275  kg  auf 
das  Meter.  Der  Isolationswiderstand  jeder  Ader  ist  in  den  Lieferungsbedingungen 
auf  mindestens  300  Megohm  für  die  Seemeile  festgesetzt,  während  der  Leitungs- 
widerstand (bei  75"  Fahrenheit)  nicht  über  7,45a  Ohm  und  die  Ladungsfähigkeit 
nicht  über  0,275  Mikrofarad  für  die  Seemeile  hinausgehen  dürfen. 

m 
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Die  Herstellung  des  Kabels  war  der  engtischen  Firma  W.  T.  Henley's 
Telegraph  Works  Co.  zum  Preise  von  rund  558000  Mark  übertragen. 

Mit  bcsoinierer  Sorj^falt  wurde  die  Auslegung  vorbereifet.  Schwierige  Flut- 
und  Landungsverhällnisse  an  der  bclt^ischen  Küste  und  die  Notwendigkeit,  das 
englisch  -  belgische  Telegraphenkabel  La  Panne -St.  Margareth's  Bay  in  tiefem 
Wasser  zu  kreuzen,  bedingten  eine  vorherige  genaue  Lotung  des  Kabelwegs 
und  dessen  Bezeichnung  durch  verankerte  Bojen.  Im  September  ioot  begannen 
die  Auslegung^arbeiten,  die  unter  der  Leitung  der  englischen  Postverwaltung 
durch  deren  SchiÜe  Alert  und  Monarch  ausgeführt  wurden.  Aber  ein  Unstern 
schwebte  zunVchst  Ober  dem  Unternehmen.  Nachdem  2  Seemeilen  des  Kabels 
dem  Meeresboden  anvertraut  waren,  traten  Zerreißungen  der  Kupferleiter  ein. 
Die  Schutzdr.'fhte  hatten,  wie  sich  ergab,  einen  7.u  kurzen  Drall;  sie  erfuhren 
deshalb  unter  der  Spannung  des  Kabels  bei  der  Auslegung  eine  größere 
Streckung,  als  die  Adern  auszuhalten  vermochten.  Es  erübrigte  nur,  das  in 
einer  Teilltfnge  von  40  km  angctertigte  Kabel  aufzugeben  und  ein  neues  an- 
zufertigen. Ein  halbes  Jahr  lang  mufiten  infolgedessen  die  Arbeiten  ruhen. 
Das  neue  Kabel  kam  am  19.  Mffrz  1902  an  Bord  des  Dampfers  Alert,  der 
sofort  nach  der  belgischen  Küste  abging.  Er  hatte  jedoch  zu  großen  Tiefgang, 
um  die  Auslegung  des  Küstenendes  selbst  ausflthren  zu  können.  Man  sah  sich 
daher  genötigt,  mit  Hülfe  zweier  Boote  und  einer  darObergelegten  Plattform 
einen  Prahm  herzustellen,  auf  den  das  Küstenende  verladen  wurde.  Kaum 
hatte  sich  der  Prahm  zur  Auslegung  in  Bewegung  gesetzt,  so  versank  er  und 
abermals  war  eine  wertvolle  Kabellänge  verloren.  Diesmal  erfolgte  der  Ersatz 
außerordentlich  schnell  und  die  Auslegung  wurde  trotz  mehrfacher  sonstiger 
Schwierigkeiten,  die  sich  der  Fortsetzung  des  Werkes  entgegenstellten  (wie 
heftige  Stürme,  Ortsvcr.lndorung  der  Bojen)  am  20.  April  1902  beendet. 

Im  ganzen  hat  die  Herstellung  der  Kabelverbindung  einen  Geldaufwand 
von  rund  594000  M.  erfordert.  Davon  gehen  104000  M.  zu  Lasten  der 
belgischen  Regierung.  In  die  Kosten  der  Unterhaltung  teilen  sich  die  beiden 
Lllnder  halbscheidlich.  Für  Errichtung  und  Unterhaltung  der  Landlinien  hat 
jede  Verwaltung  selbst  zu  sorgen. 

Das  Kabel  dient,  in  Verbindung  mit  den  anschlielknden  Landleitungen, 
zur  Herstellung  zweier  di )ppeldriihtiger  Stromkreise  zwischen  den  Fernsprech- 
netzen in  London  und  Brüssel.  Sprechversuche,  die  unmittelbar  nach  \  oll- 
endung  der  Ausführungsarbeiten  vorgenommen  wurden,  ergaben  eine  vorzügliche 
Verstc'indigung  zwischen  den  Vermittelungsämtern,  dagegen  helen  die  Versuche 
von  Teihiehmer  zu  Teilnehmer  nicht  befriedigend  aus,  Die  Ursache  des  Miß- 
erfolges lag  auf  Seite  der  belgischen  Sprechstellen,  die  fast  durchweg  nur  durch 
eindrähtige  Leitungen  an  das  Vermittel ungsamt  angeschlossen  waren  und  deren 
Mikrophone  den  besonderen  Anforderungen  der  Seekabelverbindungen  nicht 
genügten.  Die  beli^i'^che  Tclcgraphenverwaltung  hat  es  sich  angelegen  sein 
lassen,  mit  Bescii'.eunigung  und  in  ausgedehntem  Umfange  für  Abhülfe  zu 
sorgen.  Es  ist  danach  gelungen,  zwischen  folgenden  Orten  ausreichende 
SprechverstSndigung  von  Teilnehmer  zu  Teilnehmer  zu  erzielen: 

Brüssel  und  London,  Brighton,  Bristol,  Cardiff,  Southamptun; 
Gent  und  London,  Brighton,  Bristol,  Southampton; 

Antwerpen  und  London,  Bristol,  Cardiff; 

Brügge,  Charleroi,  Kermonde,  Lokeren,  LUttich,  Mecheln,  Osteode, 
Verviers  und  London. 

Ober  die  Herstellung,  Unterhaltung  und  den  Betrieb  der  neuen  Verbindung 
haben  die  Regierungen  von  England  und  Belgien  unter  dem  21.  November  1902 
ein  Übereinkommen  abgeschlossen. 
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Danach  ist  die  Gesprächseinheif  auf  3  Minuten  festgesetzt.  Mehr  als  7,wei 
aufeinander  Iblgende  Gespräche  dürfen  denselbeti  beiden  Korrespondenten  nur 
dann  bewilligt  werden,  wenn  andere  Gespräch^unmeldungen  bei  Ablauf  der 
zweiteD  Gesprechseinheit  nicht  vorliegen. 

Staatsgesprttche  besitzen  den  durch  den  internationalen  Telegraphenvertrag 
den  Staatstelegrammen  eingerttuoiten  Vorrang;  sie  sind  bezüglich  der  Dauer 
nicht  beschränkt. 

Die  Gesprächsgebühr  ist  von  demjenigen  zu  entrichten,  der  die  Verbindung 
verlangt.  Sie  setzt  sich  fttr  das  GesprUch  von  3  Minuten  Dauer  aus  der  Summe 
der  Gebührenanteile  der  beiden  Verwaltungen  zusammen,  d.  i. 

Air  Belgien:  4  Frcs.  50  Cts.  für  jedes  von  Belgien  ausgehende  oder 

ilnhin  gerichtete  Gesprach; 
für  England:      l'rcs.  50  Cts.  für  jedes  von  England  oder  Wales  aus- 
gehende uder  dahin  gerichtete  Gespräch. 

Beide  Verwaltungen  bestinmien  im  gegenseitigen  Einvernehmen  die  zum 
Sprechverkehre  zuzulassenden  Orte  und  die  Dienststunden. 

Die  Einnahmen  aus  dem  Fernsprech verkehre  bilden  den  Gegenstand  einer 
besonderen,  von  der  Abrechnung  Uber  TelegrammgebUhren  unabhängigen 

Abrechnung. 

Im  gegenseitigen  Einvernehmen  kann  auf  den  Fernsprechlinien  der  beiden 
Verwaltungen  ein  Durchgangsverkehr  mit  anderen  Lflndern  eröffnet  werden. 

Nachtgespräche  sind  gegen  EinzelgebUhren  und  im  Abonnement  zulassig. 
Die  Mindestdauer  eines  Abonnements- Nachtgesprachs  betrügt  6  Minuten.  Im 
Abonnement  i^t  für  jedes  Gespräch  die  Hälfte  der  Gebühr  für  gleich  lange 
Tagesgespräche  zu  entrichten. 

Gemäß  Artikel  8  des  internationalen  Telcgraphenvertrags  behalt  sich  jede 
der  beiden  Verwaltungen  das  Recht  vor,  den  Fernsprechdienst  ganz  oder  teil- 
weise einzustellen,  ohne  zu  irgend  einer  Entschädigung  verpflichtet  zu  sein. 

Die  Verwaltungen  übernehmen  in  bezug  auf  den  internationalen  Fernsprech- 
dienst keinerlei  Verantwortlichkeit.  In  Ergänzung  des  Übereinkommens  wird 
eine  gemeinschaftlich  fevfge>tellte  Dienstordnung  herausgegeben  werden.  Das 
Übereinkommen  bt  nach  Ablauf  eines  Jahres  jederzeit  kündbar. 


Dienstverhältnisse  der  Fosi-  und  Telegraphen beamten  in 

Württemberg. 

Bei  Besprechung  der  zu  dem  5ojtfhrigen  Jubililum  der  wOrttembei^ischen 

Staatspost  erschienenen  Denkschrift  » Post  und  Telegraphie  im  Königreiche 
Württembergn  (Jahrgang  1002.  Nr.  17,  S.  527  u.  f.)  hatten  w  ir  uns  vorbehalten, 
gelegentlich  auf  einzelne  Ab.schnitle  der  Schrift  zurückzukommen.  Von  be- 
sonderem Interesse  sind  die  Ausführungen  der  Denkschrift  Ober  die  Dienst- 
verhtfltnisse  der  wUrttembergischen  Post-  und  Tclegraphenbeamten.  Den 
Anlaß,  hierauf  näher  einzugehen,  bietet  uns  eine  in  Württemberg  im 
November  v,  J.  ergangene  Königliclie  Verordnung,  hctretlcnd  die  Prüfungen 
fUr  den  Verkehrsanstaltendienst,  durcli  die  auch  tür  den  Bereich  der  Post- 
und  Telegraphenverwaltung  neue  Vorschriften  tiber  die  Annahme-  und  Be- 
förderungsbedingungen der  Beamten  getroffen  sind.  Bei  den  nachfolgenden 
Ausftihrungen  ist  außer  dem  Inhalte  der  Denkschrift  und  der  erwähnten 
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Verordnung  auch  der  N'erwnlttingsbericht  der  Königlich  Württembergt'^chen 
Verkehrsan«.talten  tür  da^  Rechnungsjahr  1901  berücksichtit^t ;  einzelne  crgim/ende 
Angaben  sind  ferner  dem  Abschnitte  IX  (PersonalverliüUnissc^  der  würdcni- 
ber^ischen  Post-  und  Telegraphen-Dienstanweisung  sowie  neueren  Verfügungen 
im  wUrttembergischen  Postanitsblatt  entnommen. 

Im  Bereiche  der  württembergischen  Postverwaltung  wird  unterschied l-h 
zwischen  Beiimtcn  des  niederen,  des  mittleren  und  des  höheren  Diensten; 
dazu  kommen  noch  einzelne  technische  sowie  die  weiblichen  Beamten 
und  die  nicht  berufsmäßigen  Beamten.  Fttr  die  verschiedenen  Kategorien 
von  Beamten  gelten  im  einzelnen  die  folgenden  Bestimmungen. 

Zu  den  Beamten  des  niederen  Dienstes  gehören  namentlich  die  Post- 
expeditoren  (Vorsteher  der  Postämter  3.  Klasse,  Gehalt  1400  bis  2200  M.},  sowie 
die  Obertelegraph  isten,  die  Telegraphisten  und  die  Kanzleiassistenten  (Gehalt 
1500  bis  2800  M.,  für  die  Telegraphisten  nur  bis  2200  M,).  Die  niederen 
Te  1  egra  ph  en  d  i  en  s  t  st  eil  e  n  sind  zu  einem  Drittel  Militäranwärtern  vor- 
behaheii.  Die  Anwärter  für  solche  Stellen  traten  bisher  als  Tclcgruphen- 
an  Wärter  in  den  Dienst  ein,  hatten  sich  nacli  einer  sechsmonatigen  Probe - 
dienstzeit  der  praktischen  PrQfung  im  Telegiaphendienste  zu  unterziehen 
und  konnten  nach  mindestens  dreijähriger  (bei  MIHtaranwärtern  einjähriger) 
Dienstzeit  die  (jehUUenprlltung  ablegen,  worauf  sie  zuniichst  Telegraphen- 
gcliülfen  wurden,  um  später  in  etatsmäßige  Stellen  für  Telegraphisten,  Ober- 
tclcgraphisten  und  Kanzleiassistenten  einzurücken.  Die  niederen  Post- 
dienststellen, also  die  Poslexpeditorstetlen,  werden  zu  zwei  Dritteln  mit 
MilitJiranwartern  besetzt.  Die  Ablegung  einer  Prüfung  wurde  von  den  An- 
wärtern für  solche  Stellen  bisher  nicht  verlangt;  es  genügte,  wenn  sie  sich 
als  sogenannte  Postkandidaten  oder  als  PostgchUifen  bei  kleinen  Amtern  die 
nötigen  Fachkenntnisse  erwarben,  und  sie  konnten  dann  ohne  weiteres  in 
eine  etatsmllfiige  Stelle  als  Vorsteher  eines  Postamts  3.  Klasse  einrücken. 
Nach  den  neuen  Pr  ü  f  u  n  gs  vo  rsc  h  r  i  f  t  e  n  gelten  für  alle  Anwärter  auf 
niedere  Dienststellen  im  Post-  und  Teiegrupiiendienste  dieselben  Annahme- 
utid  Aulrückungsbedingungen:  sie  treten  als  Posta n warler  in  den  Dienst 
ein,  haben  sSmtlich  die  praktische  PrQfung  im  Telegraphieren  abzulegen  und 
können  nach  mindestens  dreijähriger  (bei  den  Militäranwärtern  einjähriger) 
Tätigkeit  im  Po' t  und  Telegraphendiensfe  die  niedere  D  ien  st  p  r  ü  fu  n  g 
ablegen.  Prüiungägegenslände  bei  dieser  Prüfung  sind:  Organisation  der 
württembergischen  Verkehrsanstalten;  Post-  und  Telegraphenbetriebsdiensi ; 
Post-  und  Telegraphenordnung;  Kenntnis  der  telegraphen>  und  lelephon- 
technischcn  Einrichtungen ;  Postk,is^cn  und  Rechnungswesen ;  Verkehrs- 
geographie von  Huropa;  Kenntnis  der  wiclitigsten  Land-  und  Secleiegraphen- 
linien;  endlich  Lesen  und  Übersetzen  eines  leichten  französischen  Stückes. 
Mit  dem  Bestehen  der  PrOfung  treten  die  Postanwtfrter  zuntchst  in  das  Ver- 
hältnis von  Pos tge hülfen  ein  und  verbleiben  darin  bis  ZU  ihrer  etats- 
m.'i1>igen  Anstellung.  Anwärter  für  niedere  Stellen  dürfen,  außer  wenn  sie 
Militaranwärter  sind,  beim  Eintritt  in  den  Post-  und  Telegraphendienst  nicht 
weniger  als  16  und  nicht  mehr  als  25  Jahre  alt  sein;  besondere  Schulkenntnisse 
werden  nicht  verlangt,  doch  genießen  Bewerber,  die  eine  Ljitein-,  Real-  oder 
Bürgerschule  besucht  haben,  bei  der  Annahme  vor  Anwlrtem  mit  geringerer 
Schulbildung  den  Vorzug.  Die  Dienstprüfung  kann  von  den  Postanwärtern 
in  jedem  Falle  erst  nach  Vollendung  des  21.  Lebensjahrs  abgelegt  werden. 
Besonders  befähigte  Beamte  des  niederen  Dienstes  kOnnen  nach  den  neuen 
Prüfungsvorschriftcn  zur  ersten  mittleren  Prüfung  zugelassen  werden  und 
treten  durch  deren  Bestehen  in  die  mittlere  Laufbahn  der  Post-  und  Tele- 
graphen beamten  über. 
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Als  Beamte  des  mittleren  Dienstes  werden  angesehen:  die  Post- 
assistenten (Geholt  1800  bis  aooo  M.),  die  Post-  und  Telegryphensekretäre  (Gehalf 
2200  bis  3600  M.)»  die  Postmeister  (Vorsteher  der  Postämter  2.  Klasse,  Gehalt  2800 
bis  3600  M.;  und  die  Expeditoren  bei  den  groikn  Ämtern  (Postkassiere)  und 
bei  der  Generaldirektion  (Postrevisorenj  (Gehalt  2800  bis  4200  M.).  Von  den 
Anwärtern  für  diese  Stellen  wird  verlangt,  daü  sie  das  Zc-ugnis  für  den  ein- 
iahrig-freiwilligen  Militärdienst  besitzen.  Die  Anw.'irter  für  mittlere  Stellen 
hatten  bisher  eine  wenigstens  dreijährige  Dienstzeit  als  Postpraklikanten 
2.  Klasse  zurOckzulegen  und  konnten  sich  dann,  frühestens  jedoch  nach  Voll- 
endung des  21.  Lebensjahrs,  der  niederen  DienstprQfung  (nicht  zu  verwech<^cln 
mit  der  niederen  Dienstprüfung  nach  den  neuen  Vorschriften)  unterziehen, 
nach  deren  Bestehen  sie  in  das  Verhältnis  von  Postpraktikanten  i .  Klasse 
eintraten  und  später  in  die  etatsmäl^igen  mittleren  Stellen  einrückten.  Aus- 
nahmsweise konnten  sotche  Postpraktikanten,  die  bei  der  PrOfung  ein  Zeugnis 
erster  Klasse  (d.  h.  ein  Zeugnis  mit  dem  Gesamtprädikat  asehr  gut«  oder 
ausgezeichnet")  erlangt  hatten,  zu  l\)strcferendaren  2.  Klasse  ernannt  werden, 
womit  sie  in  die  höhere  Laufbahn  Ubertraten  und  das  Recht  zur  Ablegung 
der  höheren  DienstprQfung  erhielten.  Nach  4en  neuen  Annahme-  und 
PrUfungsvorschriften  wird  zwar  im  allgemeinen  an  den  früheren  An- 
nahme- und  Beschäftigungsbedingungen  (Besitz  de^  Einjährigen  -  Zeugnisses, 
Alter  bei  der  Annahme  mindestens  iTi  und  höchstens  25  Jahre,  mindestens 
dreijährige  Beschäl tigung  als  Postpraktikant  2.  Klasse)  festgehalten;  an 
die  Stelle  der  bisherigen  niederen  DienstprQfung  sind  aber  zwei  mittlere 
Prüfungen  getreten,  von  denen  die  erste  nur  zu  den  Stellen  bis  zum 
Sekretär  aufwärts  berechtigt,  während  für  das  Aufrücken  in  die  Po'^tmcister-, 
Postkassier-  und  Posirevisorstellen  die  Ablegung  der  zweiten  mittleren  Prüfung 
gefordert  wird.  Gegenstände  der  ersten  Prüfung  sind :  die  reichs-  und  landes- 
gesetzlichen Bestimmungen  Ober  das  Post-  und  Telegraphen wesen;  Organisation 
des  Post-  und  Telegraphendienstes;  Post-  und  Teiegraphenbetriebsdienst;  Posl- 
und  Telegraphenordnung;  Post-  und  Telegruphenverträge ;  Tarife;  Kenntnis 
der  telegraphen-  und  telephontechnischen  Einrichtungen;  Kassen-  und  Rech- 
nungswesen; Inventar-  und  Material  wesen;  Verkehrsgeographie;  schliefilich 
französische  und  auf  Wunsch  des  Kandidaten  auch  englische  und  italienische 
Sprache;  im  weiteren  ist  ein  Aufsatz  über  einen  Gegenstand  aus  dem  Gebiete 
des  Verkehrswesens  auszuarbeiten.  Mit  dem  Bestehen  der  Prüfung  rücken 
die  Kandidaten  in  Stellen  von  Postpraktikanten  i.  Klasse  ein.  Haben 
sie  bei  der  PrQfung  ein  Zeugnis  zweiter  oder  erster  Klasse  (GesamtprMdikat 
»gut«  oder  besser)  erlangt,  so  können  sie  frühestens  vier  Jahre  nach  dem 
Bestehen  der  ersten  Prüfung,  vorausgesetzt.  vlalJ  sie  hi^  dahin  das  30.  Lebens- 
jahr nicht  überschritten  haben,  zur  zweiten  mittleren  Prüfung  zugelassen 
werden.  Bei  dieser  werden  die  Gegenstände  dei  ersten  l^iüluiig,  imr  in 
erweitertem  Umfiinge,  geprQft,  doch  kommen  Geographie  und  Sprachen  in 
Wegfall.  Dafür  treten  als  weitere  PrUfungsgegenstände  hinzu:  die  wesent- 
lichsten Bestimmungen  des  Reichsstaatsrechts  sowie  des  wUrttembergischen 
Staats-  und  Verwaltungsrechts;  die  Dienst-  und  Rechtsverhältnisse  der  Beamten 
und  Arbeiter;  endlich  die  Kenntnis  von  den  hauptsächlichsten  Lehren  des 
bQrgerlichen  Rechts,  insbesondere  vom  Eigentum  und  von  den  Vertrügen. 
Besonders  tüchtigen  Beamten  des  mittleren  Dienstes,  welche  die  zweite 
mittlere  Prüfung  bestanden  haben,  ist  die  Aussicht  eröffnet,  in  eine  Ober- 
postsekreturstelle,  also  in  eine  Dienststelle  der  höheren  Laufbahn,  einzurücken. 

Zu  den  höheren  Beamten  zählen:  die  Oberpostsekretlfre  (Gehalt  2800 
bis  4200  M.),  die  Postinspektoren  (Gehalt  3600  bis  4200  M.),  die  Oberpostmeister 
(Vorsteher  der  Postämter  1.  Klasse,  Gehalt  3600  bis  5700  M.),  die  Ober- 

Digitized  by  Go  ^v,.^ 


SC4     Dienstveriilltnisse  der  Post-  und  Telegr^)b«ibeamttn  in  Wantembeig. 


beamtcn   der  GeneraUireklion ,   u.  a.   die  Vorsteher   ^ier   (~)hcrpostkasse ,  de^ 
Postanweisung.samtes,  de^  Fo^lbauamtes,  des  Rechnungsburcaus  und  die  Tele- 
grapheninspektoren (Gehalt  4200  bis  6000  M.)  und  endlich  die  Kollegiat- 
mi^lieder  der  Generaldirektion,  nimlich  die  Postassessoren  (Gebalt  3400  bis 
4400  M.),  die  Posträle  (Gehalt  5000  bis  6000  M.' .  die  Oberpostrüte  (Gehalt 
ö^oo  bis  6700  M.),  der  Direktor  der  \'er\v•altu^^•^;lbtcillI^^  fGchalt   7^00  bis 
7yoo  M.)  und  endlich  der  Präsident  der  Generaldirektion  ^ücliali  8300  bi^ 
9000  M.).   Die  Beamten  der  höheren  Laufbahn  gingen  bisher  entweder 
aus  solchen  Anwärtern  hervor,  die  nach  Erlangung  der  Reife  ftlr  die  UniversitÄt 
als   Postpraktikanten    2.  Klasse    in    den    Dienst    eintraten,    nach  mindesten'i 
I  '  ,  jähriger  Dienstzeit  die  bisherige  niedere  Prüfung  ablegten  und  nach  deren 
Bestehen  zu  Postreierendarcn  2.  Klasse  ernannt  wurden,  oder  aus  solchen 
Anwärtern,  die  eine  höhere  DienstprOfung  im  Bereiche  der  Justiz,  des  Innern 
oder  der  Finanzen  oder  die  höhere  l'^isenbahn-DienstprUfung  bestanden  hatten 
und   als  Postrefcrend:M c  2.  Klasse   in  den  Postdienst   übernommen  wurden. 
Ausnahmsweise  konnten  auch,  wie  schon  erwähnt  wurde,  Anwärter  des 
mittleren  Dienstes  nach  sehr  gutem  oder  ausgezeichnetem  Bestehen  der  (bis- 
herigen) niederen  PrQfung  zu  Po.streferendaren  2.  Klasse  (statt  zu  Postpraktikanten 
I.  Klasse'   ernannt   werden   und    damit    in   die   höhere  Laufbahn  eintreten. 
Andererseits  hatten  die  mit  deiTi  ZcUL^iiU^e  der  Reife  für  die  Universität  ein- 
getretenen Anwiirter,  wenn  sie  bei  der  ^bisherigen;   niederen  Prüiung  nicht 
wenigstens  das  Gesemtprtfdikat  »gut«  aufzuweisen  hatten,  in  die  mittlere  Laufbahn 
überzutreten,  d.  h.  sie  wurden  nicht  zu  Postreferendaren  2.  Klasse,  sondern 
zu  Postpraktikanten  i.  Klasse  ernannt  und  blieben  von  der  höheren  Prüfunjt; 
ausgeschlossen.   Die  Postreferendarc  2.  Klasse  hatten  bisher  wenigstens  ein  Jahr 
bei  der  Generaldirektion  der  Posten  und  Telegraphen  in  Stuttgart  Dienst  zu 
tun  und  sich  einem  wenigstens  einjährigen  Fachstudium  zu  unterziehen;  alsdann 
konnten  sie  zur  Ablegung  der  höheren  DienstprOfung  zugelassen  werden,  mit 
deren  Bestehen  sie  zunächst  in  das  Verhältnis  von  Postreferendaren  1.  Klasse 
einrückten. 

Durch  die  neuen  Annahme-  und  PrOfungsvorschriften  ist  im 

Bereiche  der  wUrllembergischen  Post-  und  Telegraphenverwaltung  die  Möglich- 
keit, auf  den  erwähnten  verNchiedenen  Wegen  in  die  höhere  Laufbahn  zu 
gelant^cn.  beseitigt  worden.  Jetzt  wird,  abgesehen  davon,  daß  einzelne  Beamte 
des  mittleren  Dienstes  u.  ü.  in  die  zu  den  höheren  Dienststellen  zählenden 
Oberpostsekretflrstellen  gelangen  können,  von  allen  Anwärtern  der  höheren 
Laufbahn  des  Post-  und  Telegraphendienstes  ein  Universitätsstudtum  ver- 
langt, denn  zu  Po s t  r e  t erend a ren  2.  Klasse  werden  nach  den  neuen  Be- 
stimmungen nur  noch  solche  Bewerber  angenommen,  die  eine  höhere  Dienst- 
prOfung im  Bereiche  der  Justiz,  des  Innern  oder  der  Finanzen 
oder  die  erste  Staatsprüfung  im  Bau  fache  bestanden  haben.  Die  so 
vorgebildeten  Postreferendare  2.  Klasse  haben  eine  nlinJc'^tcn^  zweiiahrige 
Ausbildung  im  Post-  und  Telegraphendienste  durch/umachen  und  währciivi 
dieser  Zeit  die  praktische  IVüfung  im  Telegraphieren  abzulegen.  Alsdann 
werden  sie  zur  höheren  DienstprOfung  fOr  Post-  und  Telegraphie 
zugelassen,  die  sich  auf  folgende  Gegenstände  erstreckt:  Etats-,  Kassen-  und 
Rechnungswesen  mit  besonderer  Berücksichtigung  der  Verhältnisse  der  Verkehr» - 
anstalten;  Vcrkchrsgcschichte  und  Verkehrsgeographie;  Post-  und  Telegraphen- 
ge>etzgebung;  Post-  und  Telegraphen -Verwaltung  und -Betrieb;  Verkehrsdienst 
(Post-  und  Telegraphenordnung  und  Verträge)  etnschliefllich  des  Tarifwesens; 
Kenntnis  der  telegraphen  und  telephontechnischen  Einrichtungen;  Postbetriebs- 
mittel; Heicli^-t  latM  echt  so\\  ie  u  Qrttembergisches  Staats-  und  \'erwaltungsrecht  ; 
Volk>\virtscluittslclire  und  Ai beucrgesetzgebung.    Dazu  kommt  noch  die  Be- 
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arbeituntj;  einer  Fachrelation,  d.  Ii.  einer  größeren  praktisciien  Probearbeit. 
Durch  das  Bestehen  dieser  Prüfung  erlangen  die  Beamten  den  rilel  »Post- 
reterendar  i.  Klasse^  und  rticken  weiterhin  in  die  etatsmüßigen  höheren 
Stellen  der  Verwaltung  ein.  Aufler  den  Beamten,  welche  die  höhere  Post« 
und  Telegraphendienstprtifung  bestanden  haben,  können  auch  Beamte,  welche 
sich  der  h  ö  h  er  e  n  Eise  n  ba  h  n  d  i  en  s  t  p  r  ü  f  u  n  y  o.ier  der  zweitcrj  höheren 
Prüfung  in  einem  anderen  Fache  (Justiz,  hiiui es,  Finanzen,  Baufach)  mit 
Erfolg  unterzogen  haben,  ohne  weitere  PrQfung,  jedoch  nach  gehöriger  prak- 
tischer Erprobung,  in  etatsmäflige  höhere  Stellen  des  Post-  und  Telegraphen- 
dienstes Obernoininen  werden.  Anderer-^eits  ist  den  Beamten,  welche  die 
höhere  Post-  und  'relci^raphetidienstprUfuii^  bestanden  liabcn,  der  Übertritt 
zum  höheren  Eisenbahnfach  ohne  weitere  Prüfung  gestattet.  Die  neuen 
PrOfungsvorschrifiten  finden  Übrigens  auf  die  unter  den  bisherigen  Bedingungen 
fUr  den  höheren  Dienst  angenommenen  Anwärter  keine  Anwendung.  Im 
weiteren  ^ind  allen  (höheren,  mittleren  und  niederen)  Beamten,  welche  eine 
DienstprüfuNg  im  Bereiche  der  l*ost-  und  Telegraphenverwaltung  nach  den 
früheren  Vorschriften  bestanden  haben,  die  bisherigen  AufrUckungsaussichten 
gewahrt  worden.  Es  wird  also  eine  Reihe  von  Jahren  dauern,  bis  die 
jetzt  in  die  Wege  geleitete  Personalreform  in  vollem  Umfange  durchgefllhrt 
sein  wird. 

Zu  den  technischen  Beamten  gehören  die  Telegraphen-Obermechaniker 
Gehalt  1800  bis  2200  M.),  ein  Teil  der  Post-  und  Telegraphensekretäre 
Gehalt  aaoo  bis  3600  M.)  und  die  bei  der  Generaldirektion  beschüftigten 
Rcgierungsbaumeistor  (Gehalt  3100  bis  4300  M.).  Für  diese  Beamten,  deren 
2^hl  gering  ist,  sind  besondere  Annahme-  und  Prüfungsvorschriftcn  nicht 
erlassen.  Für  die  Erlangung  der  wichtigeren  technischen  Stellen  im  Bereiche 
der  Post-  und  Telegraphenverwaltung  bildet  das  Bestehen  von  Staats- 
dienstprttfungen  in  verwandten  technischen  Fllchern  und  eine 
längere  praktische  Erprobung  die  Voraussetzung. 

Weibliche  Beamte  werden  in  Württemberg  im  Pelegraphend  ienste 
seit  1606  beschäftigt,  doch  wurde  die  Verwendung  weiblichen  Personals  als 
benifemKßige  Telegraphenbeamte  von  1880  ab  wieder  eingeschränkt.  Dingen 
hat  sich  die  im  Jahre  1888  b^onnene  Verwendung  weiblichen  Personals  im 
Fernsprechdienste  rasch  ausgedehnt  und  aufs  beste  bewahrt.  Die  .\n- 
wärlerinnen  für  Stellen  des  hcrnsprechdienstes  müssen  eine  gute  Schulbildung 
besitzen  und  dürfen  beim  Eintritt  in  den  Dienst  nicht  weniger  als  16  und 
nicht  mehr  als  2$  Jahre  alt  sein.  Sie  werden  nach  einer  zweiiiionatigen  Aus- 
bildungszeit gegen  Tagegeld  beschäftigt  und  später,  wenn  Gelegenheit  dazu  vor- 
handen ist,  mit  einem  Gehalte  von  looo  M.,  das  im  Laufe  der  Jahre  bis 
1 500  M.  ansteigt,  etabmäLMg  angestellt. 

Von  nicht  berufsmMfligen  Beamten  kommen  hauptsXchlich  die  Post- 
agenten und  die  Inhaber  von  Posthttlfetellen  und  von  TelegraphenhOlfstellen 
in  Betracht,  die  im  V'ertragsweg  aus  der  ortsansässigen  Bevölkerung  bestellt 
werden.  Früher  wurden  auch  die  Vorsteherslellcn  von  Postamtern  ^  Klasse 
regclmäl^ig  an  Privatpersonen  als  Nebenbeschäftigung  Ubertragen,  doch  werden 
diese  Stellen  jetzt,  wie  schon  erwähnt,  mit  Beamten  der  niederen  Laufbahn 
besetzt.  Zur  Zeit  wird  nur  noch  etwa  der  dritte  Teil  der  Postexpeditorstellen 
nicht  durch  Fachbeanite  verwallet.  Im  weiteren  sind  als  nicht  berufsmäßige 
Beamte  die  bei  kleineren  Amtern  beschäftigten  Privatgehülfen  und  Privat- 
gctiülhnnen  zu  nennen,  die  lediglich  zu  den  Vorstehern  in  einem  Dienst- 
verhältnisse stehen  und  auch  von  diesen  angenommen  werden.  Schließlich  ist 
anzuführen,  daß  eine  nicht  geringe  Zahl  kleiner  Postanslalten  nebenamtlich 
durch  Eisenbahnangestellte  verwaltet  wird. 
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Die  Gesamtzahl  der  \vU rttembergischen  Post-  und  Telegraphen - 
heumtcn  bellet'  sich  Ende  März  1902  auf  4766  Köpfe,  die  sich  auf  die  ver- 


schiedenen Kategorien  von  fieamten  wie  folgt  verteilten: 

Zahl 

1.  etatsmüfiig  angestellte  Berufsbeamic:  ^Kiom  tsanxcn 

des  höheren  Dienstes   109 

-  mittleren        -    922 

-  niederen       -    213 

-  technischen   -    15 

weibliche  Personen   45      i  304, 

2.  nicht  etatsmtfSig  angestellte  Berufsbeamte: 

Postreferendare  und  Postpraktikanten   609 

Gehülfcn  und  Anwärter   107 

weiblicht'  Personen   ,   340       i  036, 

3.  nicht  b e r  u  I ni  ü bi g e  Beamte: 

im  Post-  und  Telegraphendienste  tütige  Lisenbahn- 

beamte   593 

Postagenten   38a 

InhahiT  von  Posthttlfetellen  und  von  Tdegraphen- 

hülKtellen  ,  .*   ^"jg 

Privatgehüiteii  und  l^'rivatgcliültinncn   85,2       2  406. 


Au'-  der  Zusammenstellung  ergibt  sich,  daC^  in  Württemberg  im  Post-  und 
Telegraphendienst  ungefähr  ebenso  viele  Berufsbeainte  wie  nicht  berufsmäßige 
Beamte  beschtfftigt  sind.  Von  den  Berufsbeamten  (zusammen  2360)  sind 
55,3  V.  H.  etatsmäßig  angestellt. 

Die  Gehälter,  die  den  etatsmai^ig  angestellten  Beamten  zustehen, 
vind  bei  Aufzählung  der  verschiedenen  Beamtengriippen  bereits  erw.'ihnt.  Hinzu - 
zutUgen  ist  noch,  daß  für  die  Beamten  das  System  der  Dienstal  terszulagen 
eingeführt  ist,  und  daß  jeder  etatsmäflig  angestellte  Beamte  bis  zur  Erreichang 
des  Meistgehalls  von  drei  zu  drei  Jahren  im  Gehalt  aufrückt.  Zu  dem  Gehalte 
tritt  für  die  etat».mäl7ig  angestellten  Beamten  noch  freie  Dienstwohnung  hinz.u 
oder  ein  Wohnungsgeld,  das  je  nach  der  Größe  und  den  reuerungsverhält- 
nissen  der  Orte  nacli  drei  Sätzen  abgestuft  ist.  Das  Wohnungsgeld  betrügt:  fUi- 
die  Tet^raphengehQlfinnen  100,  130  und  150  M.,  für  die  niederen  Beimten, 
diL-  /u  den  mittleren  Beamten  zählenden  Posta&sistenten  und  die  zu  den 
technischen  Beamten  gehörenden  Telegraphen  -  Obermechaniker  100,  150  und 
200  M.,  für  die  übrigen  mittleren  und  technischen  Beamten  und  für  die  zu 
den  höheren  Beamten  zählenden  Oberpostsekretttre  150,  200  und  250  M.  und 
endlich  für  die  übrigen  höhereti  Beamten  300,  400  und  .550  M.  Werden 
angestellte  ßeninte  außerhalb  ihres  Amtsortes  verwendet,  so  erhalten  sie  neben 

dem  Gehaitc   I  ai;egelder. 

Die  nicht  angestellten  Beamten  erhalten  als  Entgelt  für  ihre  Leistungen 
Tagegelder,  zu  denen  bei  vorttbei^hender  Verwendung  an  einem  anderen 
Orte  Tagegeldzuschüsse  hinzutreten.  Den  Beamten,  die  noch  keine  Prüfung 
bestanden  haben,  lUo  den  AnwJIrtern  und  den  Postpraktikanten  2.  Klasse, 
werden  Tagegelder  nur  dann  bewilligt,  wenn  sie  als  volle  Arbeitskräfte  in  den 
Dienst  eingestellt  sind.  Die  Tagegelder  belaufien  sich  für  die  Anwärter  auf 
höchstens  3  M.  und  für  die  Postpraktikanten  2.  Klasse  u.  U.  auf  etwas  höhere 
Bctr;f^e.  Die  Po>tgehülten.  also  die  Beamten,  welche  die  niedere  Dienst- 
prUtunj»  he'-lnndcn  haben,  bezielien  Ta^ei;elder  bis  zu  3  M.  30  Pf.,  während 
die  Posi^Mukiiisanten   i.  Kluvse,  also  die  Beamten,  die  die  erste  mittlere 
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Prüfung  mit  Erfoli;  abgelegt  haben,  den  Tagegeldsatz  von  4  M.  so  Pf.  erreichen 
können.  FUr  die  Anwärter  der  höheren  Laufbahn,  die  nach  den  neuen 
Annahmebedingungen  vor  dein  Eintritt  in  den  Postdienst  die  Universität  zu 
besuchen  und  eine  höhere  Staats|:»ilfunf;  abzulegen  haben,  betragen  die 
Tagegelder  bis  zum  Bestehen  der  höheren  DienstprUfung  für  Post  und  Tele- 
graphie  zwischen  4  M.  und  4  M.  50  Pf.  und  nach  dem  Bestehen  die^e^  Prütung 
zwischen  5  M.  80  Pf.  und  6  M.  30  Pf.  Für  die  nicht  angestellten  Telegraphen- 
gehOlfinnen  endlich  sind  die  Tagegelder  auf  Betrage  zwischen  a  M.  50  Pf. 
und  3  M.  50  Pf.  festgesetzt.  Die  Höchstsätze  werden  von  allen  Kategorien 
nicht  angestellter  Bcairten  erst  nach  Ablauf  bestimmter  Fristen  erreicht. 

Die  Rechte  und  l'i  lichten  der  württembergischen  Post-  und  Telc- 
grapenbeamten  sind  in  dem  Beamtengesetze  vom  2h.  Juni  1876  fest- 
gelegt. Dieses  Gesetz  unterscheidet  zwischen  lebenslünglich  angestellten,  mit 
Pensionsberechtigung  ausgestatteten  Beamten,  und  Beamten,  die  auf  viertel- 
jährliche Kündigung  oder  Widerruf  beschäftigt  werden.  Der  Kreis  der  lebens- 
länglich angestellten  Beamten  ist  ziemlich  eng  gezogen,  denn  es  ge- 
hören dazu  nur  die  etatsmäl^ig  angestellten  Beamten  vom  Sekretär  ab  au^Srts« 
Die  Obrigen  etatsrotffiigen  Beamten  stehen  auf  vierteljährliche  Ktlndigung 
und  die  nicht  etatsmSßig  angestellten  P)Lamten  auf  Widerruf  in  Verwendung. 
Bezüglich  der  Rangverhältnisse  der  Beamten  ist  anzuführen,  dalJ  in  Württem- 
berg 10  Rangklasscn  bestehen,  und  dab  z.  B.  der  Präsident  der  General- 
dirätion  der  Posten  und  Telegraphen  zur  3.,  der  Direktor  der  Verwaltungs- 
abteilung der  Generaldirektion  zur  4.,  die  Oberpostrflte  zur  5.,  die  PostrUte 
zur  G.,  die  Postinspektoren,  Telegrapheninspektoren,  Oberpostmeister  und 
Postassessoren  zur  7.,  die  Oberpostsekretäre  und  Postmeister  zur  8.  und  die 
Sekretäre  zur  9.  Rangklasse  zählen,  während  die  Beamten  vom  Assistenten 
einschließlich  abwärts  keiner  Rangklasse  angehören. 

Die  sonstigen  Rechte  und  Pflichten  der  württembergischen  Post- 
und  Telegraphenbeamten  stimmen,  bei  manchen  Abweichungen  im  einzelnen, 
in  der  Hauptsache  mit  den  R^cliten  und  Pflichten  der  Reichs- Post-  und 
Telegraphenbeamten  überein.  Erhebliche  Abweichungen  bestehen  jedoch  be- 
züglich der  dem  Personale  zustehenden  Versorgungsansprttche.  Es  ist 
bereits  erwähnt,  daü  die  lebenslänglich  angestellten  Beamten  im  Falle  der 
Dienstunfahigkeit  Anspruch  auf  Gewährung  von  Ruhegehalt  haben.  Die 
Höhe  der  Pension  dieser  Beamten  beträgt  vom  10.  Dienstjahr  ab  40  v.  H.  des 
Gehalts  (ohne  Wohnungsgeld)  und  steigt  bis  zum  vollendeten  40.  Dienstjahre  für 
die  Gehaltsbetrige  bis  2400  M.  auf  93,5  v.  H.  und  für  die  den  genannten  Betrag 
Obersteigenden  Gehaltsteile  bis  auf  85  v.  H.  des  Gehalts  (ohne  Wohnungsgeld): 
daneben  ist  dem  Lande'^herrn  vorbehalten,  bei  Beme^-^nn^  des  Ruhegehalts  eines 
Beamten  auf  ausgezeichnete  Verdienste  besondere  Rücksicht  zu  nehmen.  Wenn 
ein  lebensllnglich  angestellter  Beamter  stirbt,  so  erhalten  seine  Hinter- 
bliebenen, abgesehen  von  dem  Gehalt  usw.  für  den  Sterbemonat,  ein  »Sterbe- 
nachgehalto in  Höhe  des  1  'y  jmo'i'Tt'n'^n  Betrags  des  Gehalfs,  WartcgcKles  oder 
Ruhegehalts  des  Verstorbenen.  Ferner  erhalten  die  Hinterbliebenen  eines  solchen 
Beamten  zwar  Witwen-  und  Waisengelder;  aber  die  Beamten  müssen 
das  Recht  auf  Versorgung  ihrer  Hinterbliebenen  mit  nicht  unbeträcht- 
lichen Geldopfern  erkaufen,  denn  sie  sind  verpflichtet,  zu  der  1  Witwen- 
und  Waisenknsse  tür  die  Zivilstaatsdiener <»,  aus  der  die  Zahlung  der  Witwen- 
und  Waisengelder  erfolgt,  ein  Eintrittsgeld  in  Höhe  des  vierten  Teils  des 
bei  Erlangung  der  lebenslänglichen  Anstellung  bezogenen  Gehalts  und  des  vierten 
Teils  aller  späteren  Gehaltszulagen  und  außerdem  einen  laufenden  Beitrag  von 
2  V.  H.  des  Gehalts,  Wartegeldes  oder  Ruhegehalts  zu  entrichten,  auch  müssen 
sie  die  Jahresbeiträge  zur  Witwen-  und  Waisenkasse  fUr  diejenige  Dienstzeit 
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nachträglich  zahlen,  die  sie  vor  dem  Einrücken  in  eine  mit  Pensionsberechtigung 
verbundene  Stelle  in  einer  vierteljührh'ch  kündbaren  Stelle  oder  in  sonstiger,  bei 
der  Pensionierung  anrechnungs fähiger  Verwendung  zugebracht  haben.  Das 
Witwengeld,  das  der  Witwe  eines  lebenslänglich  angCNtellt  gewesenen  Beamten 
gezahlt  uirJ,  macht  im  allgemeinen  den  dritten  Teil  der  Pension  aus,  die  der 
Vcrstorhcfic  bczosen  hat  oder  vm  di-r  •  r  bei  >einem  Tode  berechtigt  gewesen 
Ware;  eine  Kürzung  des  Witwcugcidc-s  iindet  jedoch  statt,  wenn  die  Witwe  mehr 
als  i8  Jahre  jünger  ist  a)s  der  verstorbene  Ehemann.  Die  Waisengelder 
belaufen  sich  für  jedes  Kind  bis  zu  18  Jahren,  wenn  die  Mutter  lebt,  auf  ein 
Fünftel,  im  anderen  Falle  auf  ein  Viertel  der  Witwenpension.  Ende  Mar/  1902 
belief  sich  die  Zahl  der  württembergischen  Post-  und  Telegraphenbeamtcn, 
die  nach  Maßgabe  der  angeführten  Bestimmungen  ein  Ruhegehalt  bezogen, 
auf  46,  und  die  Summe  der  von  ihnen  bezogenen  Pensionen  betrug  rund 
119  712  M.  im  Jahre.  Aus  der  Witwen-  und  Waisenkasse  der  Zivilstaatsdiener 
bezogen  zu  derselben  Zeit  107  W'itwen  und  39  Waisen  von  Post-  und  Tele- 
graphenbeamten Pensionen  im  Jahresbctrage  von  77  863  M. 

Die  nicht  lebenslänglich  angestellten  Beamten,  also  die  Mehruht  der 
etatsniai.Mg  angestellten  Beamten,  haben  im  Falle  der  Dienstunfilhigkett  oder  des 
Todes  für  sich  oder  ihre  Hinterbliebenen  keine  Versorgungsansprüche 
an  die  Staatskasse;  das  Gesetz  sieht  nur  die  Möglichkeit  vor,  daß  dienst - 
unlaiiige  Beamte  dieser  Art  oder  deren  Hinterbliebene  im  Falle  der  Bedürftigkeit 
fortlaufende  oder  einmalige  Unterstützungen  (Gratialien)  bewilligt  erhalten. 
Die  Höhe  dieser  Unterstützungen  hat  im  Rechnun^jahr  1901  \m  Bereiche 
der  Post-  und  Telegraphenverwaltung  zusammen  13928  M.,  darunter  rund 
10  000  M.  fortlaufende  Unterstützungen  an  Witwen  und  Waisen,  betragen. 
So  denkenswert  diese  Unterstotzungen  sind,  so  stellen  sie  doch  bo  weitem 
keine  ai»reicheride  Versorgung  der  nicht  pensionsberechtiglen  Beamten  und  ihrer 
Hinterbliebenen  dar.  Die  vorhandene  Lücke  füllt  der  1847  für  die  Eisenbahn- 
angestellten gegründete,  1858  auf  das  Personal  der  Post  und  Telegraphen- 
Verwaltung  ausgedehnte  »ünterstützungsverein  für  Angestellte  «der 
Verkehrsanstalten«  aus,  dem  alle  etatsmißig  angestellten,  nicht  pensions* 
berechtigten  Beamten  des  Verkehrsdienstes  (einschließlich  der  etatsmBßig  ange- 
stellten Unterbeamten ,  die  sämtlich  keinen  Anspruch  auf  Alters-  und  Hinter- 
bliebenenversorgung haben)  anzugehören  verpflichtet  sind.  Der  Verein  gewühi  t 
seinen  Mitgliedern  und  deren  Hinterbliebenen  z.  F.  Unterstützungen,  die 
nach  denselben  Gnindsiltzen  berechnet  werden,  wie  die  den  lebensUloglich 
angestellten  Beamten  und  deren  Hinterbliebenen  zustehenden  Pensionen,  Witwen- 
und  Waisengelder.  An  Beiträgen  haben  die  Mitglieder  des  I  Interstützungsvereins 
außer  dem  Eintrittsgelde,  das  10  v.  H.  des  zuerst  bezogenen  Gehalts  und  10  v.  H. 
aller  späteren  Gehaltszulagen  ausmacht,  fortlaufend  3  v.  H.  ihres  Gehalts  oder 
a  v.  H.  des  etwa  aus  der  Kasse  des  Vereins  bezogenen  Ruhegehalts  zu  entrichten. 
AuL^er  diesen  Reit  rügen  fließen  dem  Unterslützungsvereine  neben  den  Zinsen 
de»  voi  lianLlenen  Kapitalvermögens  noch  die  im  Rereiche  der  Vcrkehrsanstalten 
verhängtea  Cieldstralen  und  die  Erlöse  au^  herrenlosen  Gegenständen  zu;  weiter 
leistet  die  Staatskasse  einen  namhaften  Zuschuß,  1 90 1  980  000  M.,  von  denen 
244600  M.  auf  die  Postkasse  entfielen.  Die  Bedeutung  des  Vereins  erhellt  daraus, 
daß  dieser  Ende  M.frz  1902  7381  Mitglieder,  darunter  1652  Angestellte  der  Post- 
und  Telegraphenverwaitung,  zählte,  und  daß  er  im  Rechnungsjahr  1901  bei 
einer  Gesamteinnahme  von  1  640  038  M.  Ruhegehtlter  im  Gesamtbeträge  von 
I  003  361  M.  (darunter  an  frühere  Post-  und  Telegraphenangestellte  338  880  M.) 
und  Stcrbenachgehalte,  Witwen-  und  W^ii'-engclder  in  Höhe  von  384271  M. 
{darunter  an  Hintcrbliebine  von  Pnst-  und  relegraphenangestellten  89361  M.! 
gezahlt  hat.  Die  Leitung  des  Vercin>  liegt,  da  die  Mehrzahl  der  Mitglieder 
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dem  Bereiche  der  Eisenbahnvervvaltung  angehört,  in  den  Händen  der  General- 
direktion der  Eisenbahnen,  die  dabei  durch  einen  von  den  VereinsmitgUedem 
gewählten,  aus  12  Personen  bestehenden  Ausschule  unter <iiUzt  wird. 

FUr  die  durch  Betriebsunfälle  dienstuntahig  gewordenen  wUrttem« 
beimischen  Beamten  aller  Art  ist  darch  Gesetz  besonders  Fürsorge  getroffen. 
Die  Versorgungsansprüche  solcher  Beamten  und  ihrer  Hinterbliebenen  stimmen 
im  allgemeinen  mit  den  Ansprüchen  übercin,  die  in  gleichen  Fällen  den  Reiehs- 
Po^t  und  Telegraphenbeamten  zustellen.  Die  Höhe  der  in  Württemberg  an 
irüherc  Angestellte  der  Post-  und  Telegraphenverwaltung  auf  Grund  des  Unfall- 
fbrsorg^^tzes  gezahlten  Penstonen  t>elief  sich  im  Rechnungsjahr  1901  bei 
49  b^^sberechtigten  Personen,  darunter  22  Witwen  und  Waisen,  auf  zu- 
sammen 23  38S  M. 

Um  dem  Personal  der  Post-  und  Telegrapbenverwaltung  die  Teilnahme  an 
einer  Lebensversicherung  zu  erleichtern,  sind  in  Württemberg  mit  ver- 
schiedenen Stuttgarter  Verstdberungsgesellschaften,  nflmlich  mit  der  Lebens- 
versicherungs-  und  Ersparnisbank,  der  Allgemeinen  Renlenanstalt  und  dem 
Allgemeinen  Deutschen  Versicherungsvereine,  Vertrüge  abge>chlossen  worden, 
wonach  die  Gesellschaften  den  Angestellten  der  Verkehrsanstalten  besondere 
Vergünstigungen  zu  Teil  werden  lassen  und  die  Verkehrsverwaltungen  die 
Erhebung  der  Versicherungsprämien  durch  Abzug  vom  Gehalte  der  Versicherten 
bewirken.  Anfang  iqoa  waren  bei  den  beiden  zuerst  genannten  Versicherungs- 
gesellschaften im  ganzen  1  307  Angehörige  der  Posi-  und  Tele^raphcnverwaltung 
versichert.  Auch  den  sonstigen  auf  Verbesserung  der  muierielien  Luge  des  Personals 
gerichteten  Beshrebungen  wird  von  amtlicher  Seite  soviel  als  mOglich  Förderung 
und  ünterstUtrung  zu  Teil,  so  der  seit  1S85  bestehenden  aSterbekassc  für 
Angestellte  der  Verkeli  rsanstaltcn  «  und  dem  Anfang  1900  gegründeten 
»Spar-  und  Darlehens  verein  von  Angehörigen  der  Verkehrs- 
anstalten <i.  Diese  vom  Personal  ins  Leben  gerufenen  Privatvereine,  die  nach 
Zweck  und  Einrichtung  den  gleichartigen  im  Reichspostgebiete  bestehenden 
Vereinen  entsprechen,  werden  amtlich  dadurch  unterstützt,  daß  ihr  Schrift- 
wechsel auf  dem  Dienstwege  beförder  t  wird  und  die  Erhebung  der  Beiträge  u^w. 
durch  die  Kassenstellcn  der  Verkehrsämter  erfolgt.  Der  Sterbekasse  gehörten 
Anfong  1902  1034  Mitglieder,  darunter  393  Angestellte  der  Post-  und  Tele- 
graphenverwaltung, mit  einer  Versicherungssumme  von  insgesamt  580600  M. 
an.  Die  Mifglicderzahl  des  Spar-  und  Darlehensvereins  belief  sich  zu  derselben 
Zeit  trotz  des  kurzen  Bestehens  des  Vereins  bereits  auf  852,  darunter  201  An- 
gestellte der  Post-  und  Teltgraphenverwaltung. 

Zum  Schlüsse  ist  noch  die  von  der  Generaldirektion  der  Posten  und 
Telegraphen  in  Stuttgart  verwaltete,  seit  1874  bestehende  König  Karl- 
Stiftung  zu  nennen,  die  gleich  der  Kaiser  Wilhelm-Stiftung  für  die  Reichs- 
Post-  und  Tele^raphenheamten,  und  mit  den  gleichen  Aufgaben  wie  diese,  aus  dem 
Einnahmcübcischusse  begründet  ist,  welchen  die  durch  deutsche  (auch  wUrttem- 
bei|<ische)  Beamte  erfolgte  Wahrnehmung  des  Zivilpostdienstes  in  den  wtfhrend 
des  Krieges  1870/71  von  den  deutschen  Truppen  besetzten  Gebieten  Frank- 
reichs abwarf,  und  von  dem  auf  Württemberg  rund  13000  Gulden  entfielen. 
Das  Kapital  der  König  Karl-Stiftung  betrug  Ende  März  1902  rund  31  500  M. 
Unterstutzungen  aus  der  Stiftung  sind  im  Rechnungsjahr  1901  in  Höhe  von 
niod  1000  M.  gezahlt  worden. 
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Das  Telegraphen-  und  Fernspreehwesen  in  der  Sehweiz 

von  18S2  bis  1902. 

(SchluL^  ^ 

Entwickelung  des  Telegraphen-  und  Fernsprechnetzes.     Die  Ent- 
wickelung  des  Telegraphennetzes  hat  durch  die  VcrpHichtungen,  welche  den 
Kantonen  auf  Grund  des  Telegraphengesetzes  vom  33.  Desember  1851  auferlegt 
wurden,  eine  wesentliche  Förderung  gefunden.   Die  Kantone  waren  gehalten: 
auf  jede  Entschädigiing  für  die  Anlage  der  Linien  auf  kantonalem 
oder  Genieindegrunde  zu  verzichten; 

ihre  Bauinspektoren  zur  MithUlte  bei  der  Herstellung  der  Linien  ^owie 
bei  der  Ausführung  größerer  Instandsetiungen  anzuweisen; 

die  Linien  zu  ttberwaehen  und  kleinere  Reparaturen  durch  die  Polizei« 
behörden  und  das  Strafienpersonal  ausfuhren  zu  lassen; 

die  nötigen  Räume  (Vir  Telegrnphcnanstalten  unentgeltlich  herzugeben 
und  zur  Deckung  der  Betriebskosten  tür  jede  Anstalt  einen  jährlichen 
Beitrag  von  3  Frcs.  für  je  1 00  Seelen  der  Bevölkerung,  mindestens  aber 
200  Frcs.  zu  zahlen.  Diese  Verpflichtungen  galten  auf  die  Dauer  von 
10  Jahren. 

Weiter  wurde  die  .\usbreitung  der  Telegraphie  günstig  beeinflußt  durch 
eine  im  Jahre  1867  eintretende  crliebiiche  TaxerniHlJigung,  auf  die  wir  später 
zurückkommen,  sowie  durch  einen  ßeschluii  des  Bundesrats  vom  1.  März  1867, 
die  Gemetndebettrffge  von  200  Frcs.  auf  100  herabzusetzen.  Diese  Maßnahmen 
hatten  zur  Folge,  daß  in  den  nächsten  zwei  Jahren  die  Linien  um  1009  km 
und  die  Leitungen  um  3278  km  zunahmen.  Als  nun  im  Jahre  1869  noch  die 
Bestimmung  getroffen  wurde,  daii  die  Errichtung  von  Postkuricn  künftig  mir 
noch  zwischen  Ortschaften  mit  Telegraphenanstalten  zugestanden  werden  sollte, 
vermehrten  sich  die  Anträge  auf  Einrichtung  von  Telegraphenanstalten  mit  der 
Nebenabsicht,  gleich/^  iiig  auch  Postkurse  zu  erhalten,  in  so  bedenklicher  Weise, 
daß  der  Bundes :it  <w\\  un  Finanzinteresse  genötigt  sah,  eine  neue,  unbegründete 
Anträge  einschränkende  Verordnung  zu  erlas.sen.  Diese  bestand  darin,  daü  die 
Gemeinden  verpflichtet  wurden,  jährliche  nach  dem  Umfange  des  Telegramm- 
Verkehrs  zu  bemessende  Kostenbeitrtfge  zu  zahlen  und  diese  auch  Ober  die 
Periode  von  10  Jahren  hinaus  zu  entrichten.  Übrigen'^  konnte  das  Telegraphen- 
netz als  im  ganzen  ausgebaut  betrachtet  werden.  Es  umfaßte  Ende  »877  bereits 
6326  km  Linie  und  13^91  km  Leitung  mit  1  1 50  Telegraphenanstalten. 

So  standen  die  Dinge,  als  gegen  Ende  der  70er  Jahre  der  Fernsprecher 
auftauchte.  Der  um  den  Besitz  des  neuen  Verkehrsmittels  entstehende  Streit 
der  Staatsbehörden  mit  der  Privatspekulation  ist  an  anderer  Stelle  bereits  er- 
örtert; er  endete  mit  der  Einbeziehung  des  l  elephons  in  das  Telegraphenregal. 

Einer  der  ersten  Schritte,  welche  die  Bundesgewalt  zur  Verallgemeinerung 
des  Fernsprechers  unternahm,  war  der  Erlaß  einer  »Verordnung  über  die 
Errichtung  öffentlicher  Telephonstationen «  (29.  November  1880).  Sie  bestimmte 
im  wesentlichen  folgendes. 

öffentliche  Telephonstationen  (Gemeindestationen)  haben  die  Auf- 
gabe, Telegramme  anzunehmen,  zu  befördern  und  zu  bestellen.  Sie  werden 
eingerichtet,  wenn  die  üemeinden  die  Hälfte  der  Kosten  für  den  AnschlutJ 
an  das  allgemeine  Telegraphennetz  zahlen,  das  Lokal  unentgeltlich  zur  Ver- 
folgung stellen  und  die  Station  kostenlos  durch  einen  Gemeindebeamten  bedienen 
lassen.  Die  Gemeinden  können  für  jedes  au%egebene  Telegramm  einen  Zuschlag 
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von  mindestens  23  Cts.  fdr  sich  erheben.   Bestehende  Teiegraphenanstalten 

können  nach  Ablauf  der  ersten  10  Jahre  unter  diesen  Bedingungen  in  Gemeinde- 
Stationen  umgewandelt  werden. 

Gleichzeitig  mit  der  Einrichtung  von  GemeinJestationeii  wurde  die  Her- 
stellung staatlicher  Stadtfernsprechnetze  b^onnen.  Die  beiden  Netze  in 
Basel  und  Bern  wurden  am  i.  Oktober  1881  eröffnet,  1882  traten  diejenigen 
in  Genf,  Lausanne  und  Winterthur  hinzu.  Der  AnschlulJ  der  Gemeindestationen 
an  benachbarte  Stadtfernsprechnetze  erfolgte  unter  den  ftlr  das  Publikum 
geltenden  Bedingungen. 

Eine  gewisse  ZurQckhaltung  beobachtete  die  Regierung  zunlichst  in  der 
Herstellung  von  Verbindungen  zwischen  den  Sprechnetzen  verschiedener  Orte, 
weil  sie  befürchtete,  daß  diese  interurbanen  Sprcohverhindiingen  den  Krtin«^ 
des  Telegraphen  zum  Schaden  der  Staatskasse  beeinträchtigen  würden.  Sie 
forderte  deshalb,  um  die  sich  mehrenden  Anträge  auf  solche  Verbindungen 
einzudämmen,  die  Gewlhrl^tung  einer  nach  den  wirklich  entstehenden  Kosten 
berechneten  Mindesteinnahme  aus  der  Benutzung  dieser  Anlagen. 

Die  Bedingungen  für  den  Anschluß  von  Gemeindeslationcn  an  Teiegraphen- 
anstalten  oder  Fernsprechnetze  benachbarter  Orte  sind  durch  das  »Gesetz  Uber 
das  Telephonwesenc  vom  27.  Juni  1889  dahin  abgeändert,  daß  die  Gemeinden 
eine  Jahresgebühr  von  120  Frcs.  nebst  einem  gewissen  Enfernungszuschlag  zu 
entrichten  haben.  Als  Enti^elt  für  diese  Leistung  ist  Jen  Gemeinden  ein 
vom  Bundesrate  festzusetzender  Anteil  an  den  Sprechgebühren  zugc>ichert  und 
ihnen  die  Befugnis  eingeräumt,  für  jedes  Telegramm  einem  Zuschlag  von  1  3  Cts. 
für  eigene  Rechnung  zu  erheben.  Näheres  hterOber  haben  wir  im  Archiv 
von  i8go,  S.  49,  berichtet;  an  dieser  Stelle  ist  auch  des  Bunde s^cM  tzes  vom 
2(j.  Juni  1889  Uber  die  Herstellung  elektrischer  Leitungen  auf  freiii dem  Eigentume 
gedacht,  durch  welches  die  Schwierigkeiten  gehoben  wurden,  die  sich  mit  der 
Ausbreitung  der  Fernsprechleitungen  aus  dem  Bedürfnis  ergaben,  für  die 
Anlagen  immer  wieder  neue  Wege  zu  benutzen  und  Privateigentum  in  Anspruch 
zu  nehmen.  Letzteres  Gesetz  war  durch  die  üblen  Erfahrungen  veranlal^t, 
welche  die  Telcgraphenverwaltung  mit  Hausbesitzern  gemacht  hatte,  die  für 
die  Duldung  von  Stutzpunkten  auf  ihren  Grundstücken  maßlose  Entschadigungs- 
forderungen  stellten.  Es  regelte  außerdem  das  Verhältnis  der  Telegraphen* 
Verwaltung  zu  den  Starkstromanlagen,  erwies  sich  aber  in  bezug  auf  die 
rechtliche  Stellung  der  Telcgraphenverwaltung  in  der  Folge  als  unzureichend. 
Einen  wirksamen  Schutz  der  staatlichen  Fernsprechanlagen,  der  Beamten  und 
Arbeiter  sowie  auch  der  F'ernsprechteilnehmer  vor  dem  störenden  Einfluß  und 
den  Gebhren  der  StarkstrOme  und  auch  eine  grundsatzliche  und  unzweideutige 
Losung  der  Verantwortlichkeitsfrage  bei  Unfällen  gewahrt  das  unterm  24.  Juni  1902 
erlassene  » Bundesgesetz  über  die  elektrischen  Schwach-  und  Starkstromanlagen« 
(Archiv  10(13,  S.  ^O^). 

Personalverhältnisse.  Um  tOchtige  und  geschuitc  Beamte  heranzubilden, 
richtete  die  Telcgraphenverwaltung  auf  den  Hauptbureaus  praktische  Lehrfcurse 
von  sechsn)onatiger  Dauer  ein,  an  die  sich  theoretische  Schlußkurse  mit  nach- 
folgender Prüfung  anschlössen.  Die  Lehrkurse  wurden  durch  Verordnung  des 
Bundesrats  vom  4.  November  1867  über  die  Heranbildung,  Prüfung  und 
Verwendung  der  Telegraphenaspiranten  auf  ein  Jahr  ausgedehnt. 
Bedingungen  flir  die  Annahme  als  Aspirant  waren:  ein  Alter  von  16  bis 
25  Jahren,  ein  guter  Leumund,  ein  gewisser  Grad  von  n1Ii::cmeiner  Bildung, 
Kenntnis  zweier  Landessprachen  und  eine  gute,  leserliche  Handschrift.  Wer 
die  Prüfung  bestand,  erhielt  ein  Patent  I.,  II.  oder  III.  Klasse  (sehr  gut,  gut 
oder  genügend)  und  bei  der  vorläufigen  Beschäftigung  als  GehQlfe  ein  Tage» 
geld  von  2,so  Frcs.  nebst  »Depeschenprovision«. 
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Seit  1869  wurden,  entsprechend  dem  von  einer  Konferenz  in  ihrem 
Reformprogramm  aufgestellten  Grundsätze,  »daß  die  Stellen  der  Telegraphen - 
Verwaltung  jedem  unbescholtenen  SchweizerbUrger,  inbegriffen  das  weibliche 
Geschlecht,  offen  stehen  sollen«,  auch  Telegraphistinncn  im  Telegraphendienste 
beschäftigt,  nachdem  schon  im  Sommer  1868,  wo  der  tetegraphische  Verkehr 
eine  außerordentliche  Ausdehnung  annahm  und  die  vorhandenen  Kräfte  zu 
seiner  Bewältigung  nicht  ausreichten,  das  Bedürfnis  erkannt  worden  war, 
AushUlfskrätie  für  unvorhergesehene  Fälle  zur  Verfügung  zu  haben.  1870 
wurde  dem  weiblichen  Geschlecht  auch  der  Zutritt  zu  den  Lehrkursen  ge- 
stattet. Die  Bewerberinnen  mußten  eine  tadellose  Vergangenheit  und  gute 
Zeugnisse  nachweisen,  die  Muttersprache  voUstöndig  hefierrschen  sowie  geläufig 
und  leserlich  schreiben.  Die  angenommenen  Gehüliinnen  bezogen  ein  Tages^eld 
von  2,30  Frcs.  und  hatten  Anspruch  auf  eine  jährliche  Beschäftigung  von 
mindestens  zwei  Monaten.  Die  bei  der  Verwendung  weiblicher  ArbeitskrMfte 
gemachten  Erfahrungen  waren,  soweit  sie  sich  auf  den  eigentlichen  Apparat- 
dienst, den  Kontroll-  und  Schalterdienst  beschränkten,  durchaus  günstige. 
Dagegen  war  die  Heranziehung  des  weibUcben  Personals  zum  Nacht-  und 
Hughesdienste,  zur  Auftuchung  und  Hebung  von  Störungen  usw.  so  gut  wie 
ausgeschlossen. 

Vom  Jahre  187^  ab  wurden  Kandidaten  auch  bei  den  kleineren  Tclegraphen- 
anstaltcn  ausgebildet.  Die  Dauer  der  Lehrkurse  ist  durch  Verordnung  des 
Bundesrats  vom  29.  Dezember  1894  auf  18  Monate  erweitert  worden;  die 
Kandidaten  erhalten  für  diese  Lehrzeit  ein  von  1,50  bis  3  Frcs.  steigendes 
Tagegeld,  die  patentierten  Kandidaten  ein  solches  von  4  Frcs 

Nach  dem  Bundcvgesetze  vom  23.  Dezember  1851  und  dem  Organisations- 
gesetze vom  20.  Dezember  1834  hat  der  Bundesrat  das  Recht,  sämtliche  l  ele- 
graphenbeamte  und  Bedienstete  zu  wählen  bz.  zu  ernennen.  Die  Wahl  der 
Beamten  erfolgt  auf  drei  Jahre,  die  der  Bediensteten  auf  unbestimmte  Zeit. 

Beamte,  die  absichtlich  oder  fahrlässig  die  ihnen  obliegenden  Pflichten  nicht 
gehörig  erfüllen,  können  von  den  vorgesetzten  Behörden  mit  Ordnungsbiißen 
bis  zu  20  Frcs.  bestraft  werden.  Beamte,  welche  sich  der  Verletzung  des 
Depeschengeheimnisses  schuldig  machen,  werden  mit  Amtsentsetzung,  in 
schweren  Fällen  überdies  mit  Geldbuße  und  Gefflngnis  bestraft.  Diese  Be- 
stimmungen sind  durch  Artikel  1  des  Telephongesetzes  vom  27.  Juni  188^ 
auch  auf  das  Telephonwcsen  bz.  die  Wahrung  des  Gesprächsgeheimnisses  aus- 
gedehnt worden. 

Die  Besoldungsverhflltnisse  der  angestellten  Telegraphenbeamten  wurden 
zuerst  durch  das  Organisalionsnesetz  von  1834  geregelt.  Hiernach  bezogen  ein 
Jahres<;ehalt:  der  Direktor  (Zentraldirektor)  von  3600  Frcs.,  die  Kreisinspektoren 
von  2009  bis  2799,  die  Chefs  der  Hauptburcaus  von  1500  bis  2100  und  die 
Telegraphisten  von  900  bis  1 500  Frcs.  Die  Postbeamten,  die  in  den  kleinen 
Bureaus  den  Telegraphendienst  wahrzunehmen  hatten,  erhidten  eine  Ent- 
schädigung von  180  Frcs.  jährlich  nebst  einer  Provision  von  10  Cts.  für  jedes 
beförderte  oder  aufgenommene  Telegramm,  wogegen  den  Beamten  der  Haupt- 
bureaus eine  Provision  von  nur  5  Cts.  für  jedes  Telegramm  zustand.  Die 
Provision  fttr  letztere  Beamte  wurde  1858  wieder  abgeschafft. 

Eine  Bc.«iserstellung  der  Beamten  erfolgte  im  Jahre  1863;  die  Gehälter 
wurden  erhöht:  für  den  Zentraldirektor  auf  4soo  Frcs..  die  Krei>inspektoren 
auf  2700  bis  3600,  die  Chefs  der  Hauptbureaus  auf  1800  bis  3000  und  für 
die  Telegraphisten  bis  auf  2400  Frcs. 

Zu  einem  ungewöhnlichen  Mittel  griff  die  Tel^aphenverwaltung,  um  den 
Eifer  und  die  Leistungsfahii;;keit  der  Beamten  auf  eine  mOgUcbst  hohe  Stufe 
zu  heben.  Als  die  1867  eingeführte,  weitgehende  Taxermäfiigung  eine  erheb- 
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Hche  Verkehrssteigerung  voraussehen  ließ,  welche  ernstliche  fietriebsschwierig- 
keiten  zur  Folge  haben  mußte,  wenn  nicht  besondere  Anforderungen  an  das 
Personal  ge&tellt  wUrden,  stellte  sie  den  Grundsatz  auf,  »daß  sich  die  Besoldung 
der  Beamten  zonflchst  nach  ihren  persönlichen  Leistungen  und  erst  in  zweiter 
Linie  nach  dem  Dienstalter  zu  richten  habe«.  Zugleich  führte  sie  die  Depeschen- 
provision wieder  ein,  die  auf  1  Ct.  fUr  jedes  bearbeitete  Telegramm  festgesetzt 
wurde. 

Wie  in  Deutsciiland,  so  hatte  auch  in  der  Schweiz  der  anfangs  der  70  er 
Jahre  einsetzende  wirtschaftliche  Aufschwung  eine  allgemeine  Verteuerung  der 
Lebenshaltung  im  Gefolge.  Das  Einkommen  der  Beamten,  namentlich  in  den 
i»rö(?eren  Städten,  «^tand  nicht  mehr  im  richtigen  Verhältni^-^c  /n  den  \\nrh<enden 
Auslagen.  Eine  Erhöhung  der  Gehiilter  erwies  sich  um  so  notwendiger,  als 
es  an  jeder  staatlichen  Fürsorge  fUr  die  alt  und  arbeitsunfähig  gewordenen 
Staatsdiener  mangelte.  Die  Besoldung  wurde  (1873)  festgesetzt:  fUr  den 
Zentraldircktor  auf  6000  Frcs.,  fttr  die  Kreisinspektoren  auf  .;5oo  bis  5300, 
für  die  Chefs  der  Hauptbureaus  auf  2000  bis  4000  und  für  die  Felegraphisten 
auf  bis  3200  Frcs.  Im  Jahre  1882  wurde  der  Grundsatz,  daß  die  Besoldung 
der  Beamten  sich  nach  deren  Leistungen  richten  mOsse,  wieder  aufgehoben, 
da  dessen  Durchführung  große  Übel  stünde  nach  sich  gezogen  hatte;  an  seine 
Stelle  trat  die  Bestimmung,  dali  die  Beamten,  wenn  deren  Betahigvmg,  Leistungen 
und  Verhalten  befriedigten,  nach  15  Dienstiahren  in  den  Genuß  des  Höchst- 
gehalts kommen  sollten.  Nach  dem  aligemeinen  Beamten  -  Besoldungsgesetze 
vom  2.  Juli  1 897  ist  fdr  alle  eidgenössischen  Beamten,  die  in  sieben  Klassen 
eingeteilt  sind,  ein  Aufrücken  uro  300  Frcs.  nach  je  drei  Dienstjahren  bis  zur 
Erreichung  des  Höchstgehalts  vorgesehen. 

Die  schweizerischen  Beamten  sind  zur  Kau  t  i  ons i  e  i st  u  n  g  verpflichtet;  an 
Kaution  haben  z.  B.  zu  stellen  die  Kreisinspekloren  6000  Frcs.,  die  Tele- 
graphisten  2000  Frcs.  Die  Haftung  für  die  Kaution  gegenüber  der  Verwaltung 
ubernimmt  auf  VS^unsch  der  Amtsbürgschaftsverein  gegen  Zahlung  einer 
Jahrespramie  von  '/,_,  v.  T. 

Ende  1 8y  i  beschäftigte  die  schweizerische  Telegraphenverwaltung  3802  Beamte 
und  Bedienstete,  wovon  84  auf  die  Zentralvcrwaltung  entfielen. 

Interne  Telegraphen-  und  Femspredigebühreii.  Die  Gebühren  für 
die  Benutzung  des  eidgenössischen  Telegraphen  sind  von  Anfang  an  so  niedrig 
bemessen  gewesen,  wie  in  kaum  einem  anderen  Lande.  W'ihrend  z.B.  im 
internen  Verkehre  des  Deutsch-Österreichischen  1  elegraphenvereins  die  Gebühr 
für  ein  Tel^ramm  in  der  ersten  Zone  (bis  10  Meilen)  bis  zu  20  Wflrtem 
2  Frcs.  55  Cts.,  von  21  bis  50  VSTürtern  3  Pres.  10  Cts.  und  von  51  bis 
100  Wörtern  7  Frcs.  65  Cts.  betrug,  und  diese  Gebühr  sich  für  die  zweite, 
dritte  und  vierte  Zone  (10  bis  23,  25  bis  43,  4c,  bi-;  -f)  Nteilen)  nnf  das 
Doppelle,  Dreifache  bz.  Vierfache  stellte,  bestimmte  der  Bundesrat  durcii  V  er- 
ordnung vom  2$.  November  1852  die  Gebühr  für  ein  einfaches  Telegramm 
bis  zu  20  Wörtern  von  vornherein  auf  den  niedrigen  Satz  von  i  Fr.,  für 
21  bis  50  Wörter  auf  2  Frcs.  und  für  31  bis  100  Wörter  auf  3  P'rcs.  (Tele- 
gramme von  mehr  als  100  Wörtern  waren  nicht  zulilssig),  und  zwar  ohne 
Rücksicht  auf  die  Entfernung.  Dabei  war  der  Bundesrat  geneigt,  die  Tele- 
grammtaxe noch  billiger  fiestzosetzen,  wurde  aber  von  diesem  Schritte  durch 
die  Befürchtung  zurückgehalten,  daß  die  durch  die  Post  beförderte  Kor- 
respondenz auf  den  Telegraphen  abgeleitet  und  die  Schmalerung  der  Pcvst- 
einnahme  durch  den  Telegraphen  nicht  wieder  eingebracht  werden  würde. 
Eine  Verordnung  vom  29.  Marz  1834  erweiterte  die  obere  Wortgrenze  des 
ein^Khen  Telegramms  von  20  auf  25  Wörter.  Unterm  29.  Januar  1859 
wurden  im  Hinblick  auf  die  Grundsätze  der  internationalen  Telegraphen- 
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verti\1tje  die  Gebühren  fest^e^ittzt  für  ein  Telegramm  bis  zu  20  Wörtern  auf 
I  Kl  .,  von  21  bis  30  Wörtern  auf  \  Fr.  25  Cts.,  von  31  bis  40  Wörtern  auf 
I  Fr.  50  Ct!>.  usw. 

Bis  zum  Jahre  1863  hatte  die  Schweiz  in  bezug  auf  die  Billigkeit  der 

Gebühren  an  der  Spitze  der  europüischen  Lander  gestanden,  sie  wurde  in  dem 
genannten  Jahre  aber  durch  Belgien  überholt,  das  die  Gebühr  für  ein  einfaches 
1  ciegramni  auf  50  Cts.  herabsetzte.  Die  Schweiz  folgte  dem  Vorgehen,  indem 
sie  die  Taxe  für  ein  einfaches  TelegFamm  ebenfalls  auf  50  Cts.  mit  dtfier 
Steigerung  von  25  Cts.  für  je  weitere  i  o  Wörter  ermäßigte.  Diese  sprungweise 
Ermiißigung  der  Gebühr  auf  die  Hälfte  erwies  sich  bald  als  ein  Abirren  vom 
richtigen  Wege:  der  Verkehr  crfulir  L'inc  "o  plötzuche  Hebung,  daß  die 
Betriebsmittel  zu  seiner  Bewältigung  nicht  ausreichten.  Aber  auch  vom  wirt- 
schaftlichen Standpunkt  aus  war  man  mit  der  Herabsetzung  der  Gebühr  auf 
5,0  Ct>.  zu  weit  gegangen,  da  die  Einnahmen  aus  den  internen  Telegrammen 
die  Betriebskosten,  die  in  den  Jahren  1874  und  durclischnittlicli  -o,-  Cts. 

für  das  l  elcgramm  betragen  hatten,  nicht  mehr  deckten.  Um  die  i  inanzlage 
der  Verwaltung  wieder  ins  Gleichgewicht  zu  bringen,  durfte  man  unter  eine 
Durchschnitt!igebtthr  von  70  Cts.  kaum  hinabgehen.  In  Deutschland  war  am 
I.  Mörz  1876  der  Worttarif  in  Verbindung  mit  einer  Grundtaxe  eingeführt 
worden.  Dieses  System  schien  sich  zu  bewähren  und  die  Interessen  der  Ver- 
waltung mit  denen  des  Publikums  zu  vereinigen.  Dem  Publikum  war  die 
Möglichkeit  geboten,  durch  kürzere  Fassung  der  Telegramme  der  Verteuerung 
auszuweichen,  der  Verwaltung  mufite  aus  der  knapperen  Fassung  eine  nicht 
uerinpe  Arbcifsvcrniinderung  erwachsen.  Da  nun  nach  den  in  Deutschland 
gemachten  Lrtahrungen  ein  Telei,'raiiun  durchschnittlich  14  Wörter  ziihlte,  so 
bestimmte  man  durch  Gesetz  vom  22.  Juni  1S77  eine  Grundtaxe  von  30  und 
eine  Worttaxe  von  2 '  Cts.,  so  dafl  für  jedes  Telegramm  durchschnittlich  auf 
eine  Gebühr  von  14  x  2'/..  =  35  -f  30  =  63  Cts.  zu  rechnen  war.  Das  Gesetz 
trat  mit  dem  1.  Oktober  1877  in  Kraft  und  ist  noch  heute  in  Wirksattikeit. 
Die  Tatsache,  daß  schon  während  der  ersten  drei  Monate  nach  dem  Inkraft- 
treten die  Telegramme  mit  10  oder  weniger  Wörtern  um  mehr  als  das  Zelm- 
fache  zunahmen,  beweist,  daß  das  Publikum  die  Vorteile  des  neuen  Sjrstems 
rasch  erkannt  und  auszunutzen  gelernt  hat. 

Bei  der  Finstellung  des  Fernsprechers  in  den  öHentlichen  Nachrichtendienst 
sollte  die  Gebührentrage  in  dem  Sinne  gelüsi  werden,  »dau  die  Fernsprech- 
einrichtungen dem  gesamten  Publikum  zugänglich  und  nicht  als  ein  Vorrecht 
der  begüterten  Klasse  zu  betrachten  seien«.  Die  Gebühr  für  einen  .\nschluß 
wurde  anfiinglich  auf  1 5,0  Pres,  iahrlich  festgesetzt.  War  die  AnscliluiJleitun«j; 
über  2  km  lang,  so  halte  der  Abonnent  einen  Zuschlag  zu  bc/.ahlen.  Von 
den  ütientlichen  Sprechstelicn  aus  konnte  jedermann  gegen  eine  Gebühr  von 
10  Cts.  für  5  Minuten  mit  den  Abonnenten  verkehren.  Sowohl  durch  die 
Zentralstationen  und  Telegraphenanstalten ,  als  durch  die  öfi'entlichen  Sprech- 
stellen wurden  StaJ taufträge  Phonogramme)  an  nicht  abonnierte  Personen 
gegen  eine  fe>ie  Gebühr  von  10  Cts.  und  eine  Worttaxe  von  1  Ct.  vermittelt. 

In  bezug  auf  die  Inanspruchnahme  des  Femsprechers  durch  die  Teilnehmer 
zeigten  sich  erhebliche  Unterschiede;  es  gab  Teilnehmer,  welche  jahrlich  30000, 
daneben  andere,  die  nur  200  Verbindungen  verlangten.  Bei  der  für  alle  gleich 
hohen  Jahres^ebühr  hatte  mithin  der  eine  Abonnent  das  einzelne  Gespr^ich 
mit  75  Cts.,  der  andere  dagegen  mit  nur  'y  gCt.  zu  bezahlen.  Dieser  Unbilligkeit, 
die  mit  den  überall  in  Vordergrund  gestellten  demokratischen  Grundsfitzeri 
nicht  Ubereinstimmte,  wurde  dadurch  ein  Knde  gemacht,  dafi  man  die  Jahres-* 
gebühr  ermäßigte  —  für  Jas  erste  Jahr  auf  120,  das  zweite  auf  100,  das 
dritte  und  die  iblgendcn  Jahre  auf  bo  Frcs.  — ,  daneben  300  Freigesprflche 
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zuließ  und  Ober  diese  hinaus  für  je  100  Gesprtfche  eine  Gebühr  von  5  Frcs. 
erhob.    Gleichzeitig  wurde  die  Gesprächsdauer  auf  3  Minuten  vermindert. 

Nachdem  1889  die  Zahl  der  Fieigcspräche  auf  800  festgesetzt  war,  brachte 
das  aus  zweijährigen  Beratungen  hervorgegangene  Gesetz  vom  7. Dezember  1894 
über  die  Ermäßigung  der  i'elephontaxen  eine  weitere  Herabsetzung 
der  Gebühren  für  TennehmeranschlOsse«  indem  es  die  GebOhr  fQr  das  erste 
Jahr  auf  100,  das  zweite  auf  70,  das  dritte  und  die  folgenden  Jahre  auf  nur 
40  Frcs  unter  Aufhebung  der  Freigesprtfche,  und  die  Gebühr  für  jedes  Gespräch 

auf  3  Cts.  leNtsetzte. 

Die  Gesprachstaxe  lur  Verbindungsaniagen  zwischen  Stadtlernspreciinetzen 
(interurbane  Verbindungen)  betrug  zuerst  einheitlich  20  Cts.  flir  ein  Gespräch 
von  5  Minuten  (später  3  Minuten)  Dauer.  Vom  i.  März  1887  an  wurde  f(lr 
Ge'=priiche  auf  Entfernungen  von  mehr  als  100  km  (unter  Zugrundelegung  der 
wirklichen  Leitungsliinge)  50  Cts.  erhoben.  Das  Tclcphongesetz  vom  2 7.  Juni  1889 
führte  die  noch  jetzt  gültige  erhöhte  Taxe  ein:  auf  Entfernungen  bis  50  km 
30  Cts.,  bis  100  km  50  Cts.  und  Uber  100  km  75  Cts.  fttrein  Dreiminutengespräch. 

Verhältnis  zu  den  Eisenbahnen.  Durch  das  Bundesgesetz  vom  28.  Juli 
1832  wurden  die  Eisenbahngesell^chaften  verpflichtet,  die  Anlage  von  Tele- 
graphenlinien längs  der  Eisenbahnen  ohne  Entschädigung  zu  gestatten,  die 
Herstellungs-  und  grOflere  Instandsetzungsarheiten  durch  ihre  Ingenieure  beauf- 
^iciiiigen  und  kleinere  Reparaturen  sowie  die  Überwachung  der  Linien  durch 
Jaiv  Bjhnpersonal  besorgen  zu  lassen.  Dafür  -iprach  das  Gesetz  den  Bahn- 
verwaltungen das  Recht  zu,  an  den  Bahnlinien  einen  tür  den  iii^cübahndiensl 
bestimmten  Draht  anzubringen.  Vom  1.  April  18(33  an  wurden  die  wichtigeren 
Bahnstationen  fUr  den  telegraphischen  Verkehr  des  Publikums  bereitgestellt, 
entweder  als  bloße  Aufgabestation  in  Orten  mit  einer  eidgenossischen  Tele- 
graphenanstalt, welche  die  Beförderung  iler  bei  der  Bahn  angenommenen 
Telegramme  übernahm,  oder  als  vollständige  Eisenbahntelegraphenslatlon.  Fiir 
jedes  bei  einer  Buhnstation  angenommene  oder  beförderte  Telegrutuin  bezog 
die  Bahnverwaltung  eine  ZuschlagsgebOhr  von  50  Cts. 

Das  Bundesgesetz  vom  23.  Dezember  1872  über  den  Bau  und  Betrieb  der 
Eisenbahnen  gab  den  Balingeselischaften  das  Recht,  lüngs  der  Bahn  •-tatt  eines 
Drahtes  deren  zwei  für  den  Bahnbetrieb  anzulegen,  wifhrend  andererseits  der 
Telcgraphenverwaltung  das  Recht  zuerkannt  wurde,  in  jeder  Bahnstation 
Räumlichkeiten  zur  Einrichtung  einer  Telegraphenanstalt  unentgeltlich  zu  be- 
anspruchen. 

Das  V'erhaltiiis  tler  Telegraphenverwaltun^  zu  den  Bahngesellschaften  in 
bezug  auf  die  Benutzung  der  Bahnanlagen  zur  iierstellung  von  Fernsprech- 
leitungen ist  durch  das  Gesetz  tlber  Erstellung  elektrischer  Linien 
vom  26.  Juni  1889  geregelt  worden.  Der  Bund  ist  hiernach  berechtigt,  auf 
dem  Gebiete  der  Bahnge'iellscluiften  unentgeltlich  TelefMioniinien  oder  an  den 
daselbst  bclindlichen  >taallichen  Telegraphenlitnen  lelephondrälife  anzulegen, 
soweit  dies  ohne  Beeinträchtigung  de^  Bahnbetriebs  und  der  Benutzung  von 
sonstigem  Bahneigentume,  sowie  der  zur  Sicherung  der  Bahn  vorhandenen 
Einrichtungen  geschehen  kann.  Den  Schaden,  welcher  einer  Bahngesellschaft 
durch  den  Bau  oder  JIl'  I  nterhaltung  einer  Telephonanlage  erwächst,  tr;igt 
der  Bund.  Sind  Telephonanlagen  der  Herstellung  neuer  oder  der  Veränderung 
bestehender  bahndiensllicher  Einrichtungen  hinderlich,  so  hat  die  eidgenössische 
Verwaltung  die  nOtige  Verlegung  ihrer  Anlagen  auf  eigene  Kosten  vorzunehmen. 

Beziehungen  zum  Auslande.  Bei  der  Einführung  des  elektrischen  Tele- 
graphen in  der  Schweiz  wurden  in  Berücksichtigung  der  rctien  Handels-  und 
Verkehrsbeziehungen,  die  sich  aus  der  zentralen  Lage  dieses  Landes  inmitten 
von  Staaten  mit  bedeutenderen  Städten  und  größerer  Einwohnerzahl  ergeben, 
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die  ersten  Linien  von  vornherein  so  angelegt,  dafi  sie  die  Hauptpunkte  des 

industriellen  Lebens  und  des  Handels  berührten  und  gleichzeitig  auch  eine 
leichte  und  möglichst  vielseitige  Verbindung  mit  den  Linien  des  Auslandes 
ermöglichten.  Noch  bevor  die  ersten  internen  Telegraphenlinien  für  den 
allgemeinen  Verkehr  freigegeben  waren  (April  1852;,  schloß  die  Schweiz  mit 
dem  Deutsch -österreichischen  Telegraphenverein  einen  Vertri^f  in  welchem 
sie  die  Grundsätze  und  Bestimmungen  dieses  Vereins  annahm.  Wesentlich 
auf  derselben  Grundlage  beruhten  die  Verträge,  welclie  die  Schweiz  mit 
Frankreich  und  Sardinien  abschloß.  Durch  Sonderabkommen  mit  den  Nachbar- 
staaten Baden  (1853),  Württemberg  (1854)  und  Bayern  (erst  1863)  wurde  eine 
Erm  i'3i^Ling  der  Taxen  im  Grenzverkehre  herbeigeführt. 

Im  Jahre  1854  ging  von  dem  schweizerischen  Bundesrate  die  Anregung 
zu  einer  curopifischcn  l  elegraphenkontcrenz  aus,  die  im  Dezember  1855  zu 
einer  Konlcreiu  in  Paris  führte,  an  der  außer  der  Schweiz  Frankreich,  Belgien, 
Spanien  und  Sardinien  teilnahmen.  Wie  der  Deutsch -österreichische  Tele- 
graphenverein die  Liinder  deutscher  Zunge  vereinigte,  so  bildete  sich  durch 
den  Abschluß  des  Pariser  Vertrags  eine  Gruppe  vorwiegend  romanischer  Länder 
unter  Führung  Frankreichs,  wobei  die  Sprachenverwandtschaft  sowie  das 
gleiche  MQnzsystem  den  ZuMmmenschlufl  hatten  fttrdem  helfen. 

Zwischen  den  Staatengruppen  der  beiden  Vereine  wurde  im  Juni  1858 
in  Brüssel  ein  Verfrag  geschlossen,  womit  die  Einheit  im  Telegraphenbetriebe 
zwischen  den  mei-^leu  Staaten  Europas  im  wesentlichen  heri^estellt  war.  Eine 
vollständige  Verbindung  fast  aller  europäischen  Staaten  zum  Zwecke  der  einheit- 
lichen Gestaltung  des  internationalen  Telegraphenverkehrs  kam  indes  erst  1865 
durch  den  ersten  internationalen  Telegraphenverlrag  zu  Paris  zustande. 

Für  die  Schweiz  von  besonderer  Bedeutung  war  die  auf  der  zweiten  inter- 
nationalen Konferenz  (W'ien  1868)  beschlossene  Errichtung  des  Int ernationa  I  o  n 
Bureaus  der  Telegraphenverwaltungen  mit  dem  Sitze  in  Bern,  das  als 
Vennittelungsstelle  ftlr  alle  die  internationale  Verkehrstelegrapbie  berOhrenden 
Angelegenheiten  dient,  die  Aufstellung  der  Tarife  besorgt,  eine  allgemeine 
Telegraphenstatistik  ausarbeitet,  wichtige  Fachfragen  studiert  und  das  Journal 
telcgraphique  herausgibt.  Der  schweizerischen  Telegraphenverwaltung  gereicht 
es  zur  Ehre,  daß  die  Leitung  dieses  wichtigen  Bureaus  bisher  nur  Männern 
anvertraut  worden  ist,  die  vorher  an  der  Spitze  des  eidgenossischen  Tele> 
grap!ie;nvfvrns  gestanden  haben. 

Der  i'crnspiecher  ist  als  internationales  V^erkehrsmitlel  seit  der  intcrnatiotialcn 
Telegraphenkonfercnz  in  Berlin  (1885J  anerkannt.  Die  Schweiz  besitzt  aut 
Grund  von  Vertrügen  zur  Zeit  telephonische  Verbindungen  mit  sttmtlicben 
Nachbarstaaten. 

Verkehrsverhältnisse.  Die  Gesamtzahl  der  Telegramme  betrug  für  das 
erste  Geschüfts)ahr  (1853)  84832;  im  Jahre  iHbo  wurden  3 1 2  256  Telegramme 
gezählt,  1870:  1664  119,  1880:2842340,  1 89a:  3 824040  und  1900:4110409. 
Die  nur  geringe  Zunahme  in  den  90  er  Jahren  erklifrt  sich  aus  dem  ROckgange 
des  internen  Verkehrs  infolge  der  wachsenden  Konkurrenz  durch  die  Fernsprech- 
einrichtungen. Dct)  höchsten  Stand  des  internen  Verkehrs  mit  2  118  373  Tele- 
grammen weist  das  Jahr  1876  auf;  seither  ist  die  Zahl  auf  1  513066(1901^ 
zurückgegangen.  Dagegen  zeigt  der  internationale  Verkehr  eine  fost  stetige 
Zunahme;  er  betrug  1900  43  v.  H.  des  Gesamtverkehrs;  auch  der  internationale 
Transitverkehr  ist  in  st.indigem  Wachsen  begriffen:  er  zählte  1900  17  v.  H, 
der  gesamten  Telegrammzahl. 

Ein  noch  rascherer  Auftchwung  tritt  im  Femsprech verkehre  hervor.  Die 
Zahl  der  Abonnenten  stieg  von  867  im  Jahre  1 882  auf  39  988  im  Jahr«  1901, 
die  Zahl  der  Lokalgespräche  von  690137  auf  21935222,  diejenige  der  inter- 
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Urbanen  Gcsprifchc  von  ig  000  (i88'0  auf  47-^=,  i3f|.  Die  Zahl  der  inter- 
nationalen Gespräche  ist  von  2504  -'i.S()2;  aul  <j5i)0>  ini  .lalire  1901  gewachsen. 

Finaazielles.  Die  Finanzverhiiltnissc  der  ^chweizc^ische^  Telegraplien- 
verwaltung  sind  dadurch,  daß  bei  der  Festsetzung  der  Gebühren  das  fiskalische 
Interesse  mehrfach  zu  wenig  berückNichtigt  wurde,  ungünstig  hccinfluiJt  worden. 
Die  Schweiz  war  der  erste  Staat,  der  den  Versuch  machte,  durch  Einführung 
einer  tür  sein  ganzc>  Gebiet  gleichtörmigen  und  vergHchen  mit  anderen  Staaten 
sehr  niedrigen  Taxe  den  Telegraphen  der  Benutzung  uiOglichst  zugänglich  zu 
machen.  Zwar  hatten  die  billigen  internen  Taxen  eine  Verkehrszunahme  zur 
Folge,  von  einer  Deckung  der  laufenden  Ausgaben  konnte  aber  keine  Rede 
sein.  Erst  die  Einnahmen  aus  dem  internationalen  und  dem  Transitverkehre 
stellten  das  Gleichgewicht  und  später  eine  Überbilanz  her. 

Von  einschneidender  Wirkung  auf  die  Finanzverhiltnisse  war  besonders 
die  i8('>7  erfolgte  Herabsetzung  der  internen  Gebühr  von  1  Fr.  auf  die 
Häthe.  Der  Verkehr  stieg  »^clion  im  nächsten  Jahre  auf  das  Doppelle  und 
auch  die  Einnahme  zeigte  eine  kleine  Erhöhung;  die  Betriebsausgaben  infoige 
Vermehrung  der  Betriebsmittel  (Linien,  Apparate,  Personal)  und  der  gleichzeitig 
vorgenommenen  Verbesserung  der  Besoldung  nahmen  jedoch  in  viel  höherem 
MaÜe  zu.  Die  Verwaltung  versuchte  durch  Sparsamkeit,  Ausnutzung  der 
Betriebsmittel,  weitgehende  Dienstvereinfachungen  und  Hebung  der  Leistungs- 
fähigkeit des  Personals  dem  Anwachsen  der  Ausgabeii  entgegenzuwirken.  Die 
tinanziellen  Sciiwiengkcilen  konnten  indes  nur  durch  Erhöhung  der  Gebülir 
gehoben  werden,  die  1877  durch  Einführung  des  Worttarifsysteros  erfolgte. 

Auf  die  Gestaltung  des  finanziellen  Ergdbniises  wirkte  ferner  in  hohem 
Maße  ungünstig  die  Verwendung  des  Fernsprechers  als  Verkehrsmittel.  In 
seiner  anfängliclien  Benutzung  hatte  der  Fernsprecher  vorwiegend  die  Bedeutung 
einer  den  Telegraphen  ergänzenden  Einrichtung;  mit  der  nach  der  Ver- 
vollkommnung des  Femsprechsyslems  und  der  Leitungen  ermöglichten  Ver- 
ständigung auf  weite  Entfernungen  trat  jedoch  der  Fernsprecher  mehr  und 
mehr  als  Konkurrent  zum  Telegraphen  auf,  indem  das  weitverzweigte  Netz 
der  Fernsprechdrähte  eine  Menge  Korrespondenz  an  sich  zog,  deren  Über- 
mittelung sonst  dem  Telegraphen  zugefallen  wflre.  Die  SchmVlerung  der 
Einnahme  des  Telegraphen  wurde  aber,  bei  den  fUr  die  Gespräche  be- 
stehenden niedrigen  GebOhrensJftzen.  durch  die  Einnahme  an  Sprechgebühren 
nicht  ausgeglichen,  vielmehr  blieben  auch  im  Fernsprechwesen  die  l'iinnahinen 
hinter  den  lictriebsausgaben  zurück.  Die  schweizerische  1  elegraphenverwaltung 
befindet  sich  daher  gegenwärtig  in  einer  so  mißlichen  Finanzlage,  wie  noch 
nie  seit  ihrem  Bestehen.  Ein  Mittel  zur  Besserung  der  Einnahmen  erblickt 
sie  nur  in  einer  Erhöhung  der  Fernsprechgebühren;  die  Verminderung  der 
Ausgaben  und  damit  die  Bilanz  zwischen  Soll  und  Haben  ist  in  einigen  Jahren 
zu  erwarten,  da  das  Fernsprechnetz  im  ganzen  als  ausgebaut  betrachtet  werden 
kann  und  auch  die  kostspielige  Ersetzui^  des  grOfiten  Teiles  der  oberirdischen 
Stadtfernsprechnetzc  durch  Kabelanlagen  vollendet  ist.  Gleichwohl  stellt  sich 
die  Festschrift  in  ihrem  Schlußworte  die  Frage:  «Wird  damit  die  schwierige 
Übergangszeit  abgeschlossen  sein?«  »Wir  wagen  nicht«,  so  lautet  die  Antwort, 
»sie  zu  bejahen,  da  auf  dem  geheimnisvollen  Gebiete  der  Elektrizität  ganz 
unerwartete  Überraschungen  eintreten  können,  die  alle  Voraussicht  zu  nichle 
machen.  Bereits  rüstet  sich  die  Elektrizität,  um  als  Konkurrentin  des  Dampics 
beim  Betriebe  der  Eisenbahnen  aufzutreten,  und  in  diescni  Falle  wären  die 
nnanzielien  Folgen  für  die  schweizerische  i  elegraphenverw  altung  unabsehbare, 
weil  sämtliche  Telephonlinien  von  den  Eisenbahnen  weg  verlegt  werden  mtlAten.« 
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Die  EinfOhrung  des  elektrischen  Betriebs  auf  der  Berliner 

Stadt-  und  Ringbolin  sowie  den  Vorortstrecken  wird  im  wesentlichen  von 
dem  Ausfalle  des  Versuciisbetriehs  auf  der  Vorortstrecke  Bcrlin-Groirs- Lichter- 
leide Ost  (vgl.  S.  344  d.  lld.  Jahrg.)  abhängen,  da  eine  so  einschneidende 
Neuerung  setbstverstlindlich  nur  nach  gewonnenen  Erfahrungen  durchgeführt 
werden  kann.  Wie  die  elektrische  Zugförderung  auf  der  Stadt-  und  Ringbahn 
durchgeführt  werden  könnte,  geht  aus  einem  Vortrage  des  Dezernenten  bei 
der  Königlichen  Eisenbahndireklion  Berlin,  Geheimen  Baurats  Bork,  hervor, 
dem  die  >  Ztg.  d.  Ver.  deutsch.  Eisenb.-Verw.«  folgende  Angaben  entnimmt. 

Die  gesamten  Vorortlinien  von  Berlin  erstrecken  sich  fast  gleichmKßig  ttber 
eine  Kreisrtüclie,  deren  Halbmesser  etwa  30  km  beträgt  und  deren  Mittelpunkt 
annifhernd  nm  Balinhof  Friedrichslraüe  liegt.  Für  den  elektrischen  Betrieb 
eines  derartigen  Bahnnetzes,  das  einschliefilich  der  Stadt-  und  Ringbahn  385  km 
umfaßt,  wQrde  es  genügen,  ein  grofies  Kraftwerk  im  Mittelpunkte  der  Stadt 
anzulegen.  Hiervon  mOfite  jedoch  aus  örtlichen  Rtlcksichten  Abstand  genotnmen 
werden,  und  es  seien  dafür  zweckmäßig  im  Osten  und  Westen  der  Stadt,  etwa 
an  den  Schnittpunkten  der  Ringbahn  mit  der  Spree,  zwei  Kraftwerke  zu  er- 
richten. In  diesen  würe  Gleichstrom  für  die  zunächst  liegenden  Strecken- 
abschnitte und  hochgespannter  Wechselstrom  (Drehstrom)  für  die  entfernteren 
Teile  des  Bahnnetzes  zu  erzeugen.  Der  Drehstrom  rottßte  d«na  in  Uinformer- 
Stationen,  die  in  angemessenen  Entfernungen  anzulegen  wären,  in  Gleichstrom 
umgewandelt  und  den  Arbeitsleitungen  zugeführt  werden.  Die  Gestellung  der 
Züge  würde  nach  den  bisherigen  Erfahrungen  im  allgemeinon  derart  zur 
Durchführung  kommen  können,  daß  sie  entweder  aus  einer  oder  aus  zwei 
Zugeinheiten  gebildet  werden.  Als  Betriebsmittel  könnten  dabei  entweder  die 
bisherigen  dreiachsigen  oder  neu  zu  erbauende  vierachsige  Vorortwagen  Vor- 
wendung finden.  Jede  Zugeinheit  würde  je  nach  den  einzelnen  Strccken- 
verhaltnissen  im  ersteren  Falle  aus  drei  bis  sechs,  im  letzteren  Falle  aus  zwei 
bis  vier  Wagen  zusammenzusetzen  sein.  Die  Zahl  der  Motoren  wäre,  der 
Sl.'irke  der  Zugeinheiten  entsprechend,  so  zu  bemes^^en.  daß  die  durchschnittliche 
Anfahrbeschleunigung  bis  zur  Erreichung  einer  Geschwindigkeit  von  45  km 
in  der  Stunde  etwa  o,a  bis  0,35  m  in  der  Sekunde  betrügt.  Eine  weiter« 
gehende  Anfahrbeschleunigung  einzuführen  (obwohl  dies  vom  betriebstechnischen 
Standpunkt  aus  ohne  weiteres  zulässig  ist)  würde  sich  aus  wirtschaftlichen 
Gründen  (wegen  des  hohen  Stromverbrauchs  usw.)  nicht  empfehlen.  Ks 
würde  sich  aber  auch  bei  Einführung  der  erwähnten  Anfahrbeschleunigung 
und  einer  durchschnittlichen  Stationsentfernung,  wie  sie  bei  den  Vorortbahnen 
vorhanden  ist,  schon  eine  Heisegeschwindigkeit  von  mehr  als  30  km  in  der 
Stunde  ergeben,  wobei  nocli  die  einschränkende  Bedingung  innegehalten  werden 
kann,  dali  dit'  Höchi-tgesclnvindigkeil  von  50  kcu  in  der  Stunde  nicht  über- 
schritten werden  uarf.  Jede  Zugeinheit  müßte  sowohl  an  der  Spitze  als  auch 
am  Schlüsse  mit  einem  Ftthrerabteil  versehen  werden,  von  dem  aus  sowohl 
die  Steuerung  einer  Zugeinheit,  als  aUCh  mehrerer  zu  einem  Zuge  zusaiDlUen- 
g  »^etj^tcr  Zugeinheiten  erfolgen  kann.  Nach  den  bisherigen  Erfahrungen  und 
Kostend  miitelungen  darf  unter  diesen  Üimtanden  mit  Sicherheit  darauf  ge- 
rechnet werden,  daß  der  elektrische  Betrieb  für  den  gesamten  Vororlverkelir 
sich  in  betriebstechnischer  Hinsicht  wesentlich  günstiger  und  in  wirtschaftlicher 
Beziehung  wahrscheinlich  nicht  ungünstiger  stellen  wird,  als  der  bisherige 
Lokomotivbetrieb. 
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Der  Hafen  von  Haidar- Pascha.  Am  Eingange  des  Bo>porus  gegen- 
über von  Konstantinopel  breitet  sich  sQJIicii  von  Skutari  die  groik'  EbeiK^ 
von  Haidar  -  Pascha  aus.  Als  Sammelpunkt  der  osmnnischcn  Truppen  bei 
kriegerischen  ünlernehmungcn  in  Asien  liattc  diese  Ebene  und  die  angrenzende 
Bucht  gleichen  Namens  schon  frOher  eine  gewisse  Bedeutung.  Seit  einigen 
Jahrzehnten  wird  inde-^  Haidar-Pascha  auch  in  Verbindung  mit  einem  bedeut- 
samen friedlichen,  der  Förderung  wirtschaftlicher  Interessen  gewidmeten  Unter- 
nehmen viel  genannt.  Ais  Anfangspunkt  der  anatolisciien  Eisenbahn  'Archiv  i()02 
5.  411)  und  der  im  Anschluß  un  diese  Bahn  geplanten  Bagdadbahn  ist  es  in 
die  Reihe  der  wichtigeren  Verkehrsplütze  KJeinasiens  getreten.  Es  bildet  die 
Pforte  zu  dem  neuen  groiJen  Absatzgebiete,  das  dem  Welthandel  durch  den 
Ausbau  des  anatolischen  Eisenbahnnetzes  erschlossen  worden  ist.  Zu  den  Ein- 
richtungen, welche  dort  getroden  wurden,  um  den  Anforderungen  des  Massen- 
verk^rs  zu  genügen,  sind  neuerdings  bedeutende  Hafenanlagen  getreten.  . 

Der  Ausbau  des  alten,  für  die  neuen  Verhaltnisse  gttnzlich  unzulänglichen 
Hafens  wurde  im  Jahre  iSqq  von  der  Anatoh'schen  Bahnverwaltung  beschlossen. 
Wie  die  anatolischen  Bahnen  ganz  und  gar  unter  deutscher  Leitung,  mit 
deutschem  Kapital  und  mit  deutschem  Material  gebaut  worden  sind,  so  wurde 
auch  der  Hafenbau  lediglich  deutschen  Unternehmern  Übertragen.  Innerhalb 
drei  Jahren  ist  das  Werk  vollendet  worden.  Weitausgreifende  Molen  um- 
sei liieren  ein  geriiumiges,  8  m  tiefes,  gegen  Wind  und  Wetter  gut  geschütztes 
Hafenbecken.  Auf  den  gewaltigen  Kaimauern,  an  denen  die  grollten  Schiffe 
unmittelbar  anlegen  können,  erheben  sich  elektrische  Krane  tür  das  Lade- 
geschttli.  Einer  dieser  Krane  hat  eine  Tragfähigkeit  von  35000  kg.  Besonders 
in  die  Augen  fallend  sind  die  Einrichtimgen  für  die  Verfrachtung  und  Auf- 
speicherung des  Getreides.  Sowohl  die  Zufuhr  des  Getreides  nach  den 
Speichern  als  auch  die  Abgabe  von  dort  an  die  Schitie  erfolgt  ausschließlich 
auf  mechanischem  Wege.  Für  das  Getreide -Verladegeschtfft  sind  zwei  24  m 
hohe  Türme  errichtet,  die  durch  Brücken  unter  sich  und  mit  den  Speichern 
verbunden  sind.  Durch  sinnreiche  Vorrichtungen  gelangt  das  Getreide  Ober 
die  Brücken  in  die  Türme,  um  hier  so  weit  gehoben  zu  werden,  daß  es  mit 
natürlichem  Gefälle  in  die  am  Kai  liegenden  Schiife  abfließen  kann.  Die  Fest- 
stellung des  Gewichts  des  Getreides  erfolgt  auf  automatischem  Wege.  Aus- 
gedehnte Gleisanlagen  durchziehen  das  Hafengebiet  und  setzen  es  mit  dem 
Bahnhof  in  unmittelbare  Verbindung.  Oberall,  wo  es  angängig  war,  hat  die 
elektrische  Kraft  Anwendung  gefunden.  Der  mit  allen  Hültsmilteln  der  modernen 
Technik  gebaute  Hafen,  welcher  vor  kurzem  auch  von  dem  deutschen  Kron- 
prinzen und  dem  Prinzen  Eitel  Friedrich  bei  Gel^enheit  ihres  Besuchs  von 
Koivstantinopel  besichtigt  wurde,  ist  ein  rühmendes  Zeugnis  deutscher  Tatkraft 
und  deutschen  Fleißes. 

Für  den  Güterverkehr  im  Hafen  von  Haidar-Pascha  kommt  in  erster  Reiiie 
das  auf  den  ausgedehnten  Flächen  der  anatolischen  Hochebene  erzeugte 
Getreide  in  Betracht.  Daneben  bilden  Bauholz,  Wein,  Wolle,  rohe  Hxute, 
Tabak  und  Meerschaum  die  Hauptausfuhrartikel.  Vom  Hafen  von  Haidar- Pasclui 
aus  erfolgt  auch  zum  größten  Teile  die  Versorgung  von  Konstantinopel  und 
seinen  Vorstädten  mit  Lebensmitteln;  hauptsächlich  Obst  und  Gemüse  werden 
durch  die  Eisenbahn  aus  den  reicii  gesegneten  anatolischen  Gefilden  in  großen 
Mengen  dem  Hafen  zugeführt  und  von  hier  durch  Dampfei  und  Boote  nach 
der  etwa  4  km  entfernten  Hauptstadt  befördert.  Ihiter  den  Einfuhrartikeln 
nehmen  im  Hafen  von  Haidar-Pascha  Manufakturwaren  und  Petroleum  die 
erste  Stelle  ein. 
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Die  Post  ,  B  ilm-  und  Telegraphengesetzgebung  des  Deutschen 
Reichs.  Erlifutert  von  Dr.  -M.  S (engl ein,  Heichsgerichfsrnt  a.  D. 
Zweite,  vermehrte  und  verbei^serte  Auflage.  Berlin  1902.  Verlag  von 
Otto  Liebmann.    Preis  a  M.  50  Pf. 

Von  dem  im  Jahre  18^3  ijerausj^egebenen  Werke  ist  soeben  kurz  nach 
dem  Tode  des  in  weiten  Kreisen  bekonnten  Verfassers  eine  sweite  Auflage 
erschienen.  Bei  Jem  Namen,  den  sich  Reichsgerichlsral  Stenglein  als  Schrift- 
steller auf  dem  Gebiete  der  juristischen  f.itorntur  erworben  hat,  verdient  eine 
solche  Abhandlung  besondere  Beachtung  und  dies  für  unsere  Leser  umsomehr, 
als  die  bisherige  literarische  Bearbeitung  des  Post<>  und  Telegraphenrechts, 
abgesehen  von  den  verdienstvollen  Arbeiten  Dambachs  und  Fischers,  im 
allgemeinen  wenig  ergiebig  gewesen  ist. 

Die  Neuauflage  umfaßt  das  Gesetz  vom  28.  Oktober  iS-i  über  das  Post- 
wesen des  Deutschen  Reichs,  das  Gesetz  vom  21.  November  1887  zur  Aus- 
führung des  internationalen  Vertrags  zum  Schutze  der  unterseeischen  Tele- 
graphenkabel vom  14.  März  1884,  das  Gesetz  vom  6.  April  1892  Uber  das 
Telegraphenwescn  des  Deutschen  Reichs,  die  Betrieb -Ordnung  für  die  Haupt- 
eisenbahnen Deutschlands  vom  5.  Juli  1892,  die  Hahnordnung  für  die  Neben- 
eisenbahnen Deutschlands  vom  3.  Juli  1892,  das  Telegraphenwege-Gesetz  vona 
18.  Dezember  1899  und  die  Verordnung  Ober  das  Telegraphenwesen  im 
Kiautschougebiete  vom  16.  Oktober  1901. 

Ein  Vergleich  mit  dem  Inhalte  der  ersten  Schrift  ergibt,  daß  in  der  neuen 
Auflage  das  inzwischen  ergangene  Telegraphenwege  -  Gesetz  und  die  Ver- 
ordnung Ober  das  Telegraphenwesen  im  Kiautschougebiet  Aufinahme  gefunden 
haben,  sowie  daß  die  Bahnordnung  ftlr  die  Nebendsenbahnen  Deutschlands 
hinzu^c'ret'jn  ist.  Daneben  sind  die  Abänderungen,  welche  das  Postgesetz 
und  die  Betriebsordnung  für  die  Haupteisenbahnen  Deutschlands  erfahren 
haben,  berücksichtigt  worden.  Insbesondere  gab  die  Erweiterung  des  Post- 
r^als,  die  das  Gesetz  vom  20,  Dezember  1 899,  betreffend  einige  Änderungen 
von  Bestimmungen  über  das  Postwesen,  herbeigeführt  hat,  dem  Verfasser 
Veranlassung,  seine  Erl'niterungen  zu  diesem  wichtigsten  Abschnitte  des  Post- 
gesetzes einer  gründlichen  Umarbeitung  zu  unterziehen.  Hierbei  sind  zugleich 
die  reichen  Forschungen  der  neueren  Literatur  und  die  vielfachen  Ent- 
scheidungen des  Reichsgerichts  Ober  grandsStzliche  Fragen  des  Postrechts  ein* 
gehend  verwertet  worden. 

Nachdem  die  große  Nachfrage  gezeigt  hat,  daß  ein  Bedürfnis  bestand,  die 
Gesetze  über  Post-,  Eisenbahn-  und  Telegraphenwesen  dem  Publikum  in 
dieser  gerodnsamen,  fUr  die  Praxis  des  Juristen  und  des  Verkehrsbeamten 
bestimmten  Ausgobe  zugänglich  zu  machen,  darf  erwartet  werden,  daß  der 
erweiterten  Auflage  das  gleiche,  wohlverdiente  Interesse  entgegengebracht 
werden  wird. 
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Die  deutsche  Feldpost  und  Telegraphie 
während  der  Ostasiatischen  Expedition  19CK)/01. 
Von  Ober •  Postinspektor  Benkner  in  Berlin. 

Als  im  Sommer  1900  durch  den  Boxeraufstand  in  der  nordchinesischen 
Provinz  Tschili  Leben  und  Eigentum  sowie  die  Tütigkeit  der  Angehörigen 

fremder  Nationen  aufs  äußerste  gefährdet  wurden,  traf  mit  anderen  groilen 
Machten  auch  Deutschland  die  militärischen  Maßnahmen,  die  zur  Wieder- 
herstellung geregelter  Zustände  im  nördlichen  China  geboten  waren.  Zuerst 
erfolgte  am  19.  Juni  die  Mobilinachung  des  1.  und  II.  Seebataillons  (Standorte 
Kiel  und  Wilhelmshaven),  die  beide  auf  Dampfern  des  Norddeutschen  Lloyd  am 
3.  Juli  von  Wilhelmshaven  aus  die  Ausreise  nach  Ostasien  anfiaten.  Nachdem 
ferner  zur  Verstärkung  der  Seestreitkräfte  der  Ostasiatischen  Stution  weitere  Kriegs- 
schiffe dorthin  entsandt  worden  waren,  wurde  unterm  9.  Juli  Allerhöchsten  Orts 
der  Befehl  erteilt,  ein  aus  Freiwilligen  des  Heeres  zu  bildendes  Expeditionskorps 
—  Ostasiatisches  Expeditionskorps —  in  der  Stärke  von  8  Bataillonen 
Infanterie,  3  Eskadrons  Kavallerie,  4  Batterien  Feldartillerie  nebst  den  erforJcr- 
h'chen  Spezialwaffen,  Munitionskoloiuierj  und  Trains  aufzustellen.  Bereits  am 
16.  Juli  traten  das  Kommando  des  Expeditionskorps  nebst  den  Feldverwaltungs- 
bebOrden,  zu  denen  eine  Feldpostexpedition  gehörte,  sowie  alle  Stabe  zusammen, 
und  in  den  Tagen  vom  27.  Juli  bis  4.  August  \s  urde  das  Expeditionskorps  in 
Bremerhaven  auf  Dampfern  des  Norddeutschen  Lloyd  und  der  Hamburg- 
Amerika  Linie  zur  Überfahrt  nach  Ostasien  eingeschifft.  Dieses  Truppen- 
aufgebot erfuhr  eine  wesentliche  Verstärkung  durch  die  unterm  la.  August 
Allerhöchst  befohlene  Aufstellung  weiterer  ostasiatischer  Truppenteile,  welche 
die  Ausreise  in  der  Zeit  vom  31.  August  bis  7.  September  nnlrnten.  Das 
infolge  Ernennung  des  General-Feldmarschalls  Grafen  Waldersee  zum  Ober- 
befehlshaber der  Streitkräfte  in  China  gebildete  Armee- Oberkommando  war 
bereits  vorher  nach  Ostasien  abgereist. 
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Mit  der  Entsendung  grOfierer  Tnippenmassen  nach  dem  fernen  Osten  ~ 

die  StSrke  des  Kxpeditionskorps,  mit  Einschluß  des  Armee -Oberkommandos, 

betrug  863  Ofriziere  und  obere  Beamte,  187^0  Mannschaften  und  untere 
Beamte  —  trat  an  die  Reichs- Post  Verwaltung  zum  ersten  Male  die 
Aufgabe  heran,  Einrichtungen  für  den  Fcldpostverkehr  einer  militärischen 
Untemdimung  Ober  See  zu  treffen.  Deutschland  besaß  in  Ostasien  mit 
seinen  standigen  Postanstalten  in  China  und  im  Schutzgebiete  Kiautschou 
bei  Beginn  der  Feindseligkeifen  bereits  eine  feste  Postorganisation;  diese 
konnte  als  Basis  für  den  ostasiatischen  Feldpostdienst  benutzt  und  auch  dem 
Verkehr  der  deutschen  Truppen  dienstbar  gemacht  werden.  Auch  die 
Reichs-Telegraphenvcrwaltung  war  berufen,  zur  Aufrechterhaltung  der 
Beziehungen  zwischen  den  Chinakriegern  und  der  Heimat  hervortretend  mit- 
zuwirken, da  bei  der  langen  Heförderungszeit  für  Postsendungen  weit  hautiger 
als  bei  einem  europäischen  Feldzuge  sich  die  Notwendigkeit  ergeben  mußte, 
dringende  Nachrichten  auf  telegraphischem  Wege  zu  Obensitteln.  Der  Be- 
nutzung des  Telegraphen  stand  aber  die  Höhe  der  Telegrammgebühr  (s  M.  75  Pf. 
für  jedes  Wort)  hindernd  entgegen.  Es  galt  daher,  ein  Mittel  ZU  finden,  das 
dieses  Hindernis  aus  dem  Wege  riiuinte. 

Schon  hier  ^oU  hervorgehoben  werden,  daß  alle  in  betreff  des  Post-  und 
Telegraphenverkehrs  mit  den  ostasiatischen  Truppen  für  das  Reichs*Postgcbiet 
getroffenen  Bestimmungen  gleichmäßig  von  der  Königlich  Bayerischen  und  der 
Königlich  Württembergischen  Post-  und  Telegraphenverwaltung  in  Anwendung 

gebracht  wurden. 

Vor  Beginn  der  Schilderung  des  eigentlichen  Feldpostdienstes,  der  in  Ost- 
asien mit  dem  Eintrefl'en  des  zum  Expeditionskorps  gehörigen  Feldpostpersonals 
seinen  Anfang  nahm,  sei  der  Tätigkeit  der  deutschen  Postanstalten  in  Tongku 
und  Tientsin  für  den  Postverkehr  der  bei  den  ersten  militärischen  Operationen 
in  China  beteiligt  gewesenen  deutschen  Marinetruppen  Erwähnung  getan  und 
ferner  der  schweren  Zeit  gedacht,  die  das  Postamt  in  Tientsin  während  der 
Beschießung  des  von  chinesischen  Aufständischen  und  Truppen  eingeschlossenen 
Fremdenviertels  im  Juni  und  Juli  1900  durchgemacht  hat.  Fünfmal  wurde 
das  deut'^che  Posthaus  in  Tientsin  von  Granaten  getroffen,  die  große  Ver- 
wüstungen darin  anrichteten.  Das  Mauerwerk  erlitt  erhebliche  Beschüdigungen, 
Fenster  und  Diensiuiöbel  wurden  zertrümmert,  und  selbst  die  Geldschränke 
blieben  nicht  unversehrt.  Von  Postsendungen  wurden  in  allen  Fvllen  nur 
gewOhnlidie  Briefisendungen  beschädigt  ;  die  Einschreibsendungen  und  Pakete 
waren  an  einer  weniger  gefalirdeten  Stelle  untergebracht  worden.  Erfreulicher- 
weise kam  der  Postamtsvorsteher,  der  sich  das  eine  Mal  im  Amtszimmer 
befand,  als  das  Geschoß  einschlug,  nicht  zu  Schaden.  Der  Vorsteher  des 
französischen  Postamts  wurde  bei  dem  Bombardement  getötet.  Wegen  Unter- 
brechung der  Verbindung  mit  Taku  mußte  am  17.  Juni  der  Betrieb  beim 
Postamt  in  Tientsin  eingestellt  werden;  die  Wiederaufnahme  erfolgte  mit 
Eröffnung  des  Wasserwegs  nach  Taku  am  25.  Juni,  doch  fand  vorerst  nur 
die  Annahme  gewöhnlicher  Briefisendungen  und  die  Ausübe  der  ankommenden 
Post  statt.  Erst  am  30.  Juli  war  es  tunlich,  den  regelmäßigen  Betrieb  wieder 
aufzunehmen. 

I.  Allgemeine  Einrichtungen  für  den  Postverkehr  der  Truppen, 
I.   Im  heimatlichen  Ein-  und  A  u  ssc  h  i  f  t  u  n  gs  h  afen. 

In  Bremerhaven,  wo  die  Einschiliung  der  nach  Ostasien  entsandten  und 
die  Landung  der  von  dort  heimkehrenden  Truppen  stattfand,  wurde  die  Post- 
und  Telegraphendienststelle,  die  sonst  nur  fllr  die  Dauer  der  Abfbrtigang 
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der  Schnelldanipfer  in  der  Lloydhaile  am  Kaiserbaien .  in  Tätigkeit  tritt,  Hu- 
den Verkehr  dieser  Truppen  ununterbrochen  offengehalten.  Der  Umtang  des 
Verkehrs  bedingte,  dnß  h;(Lifig  drei  Schalter  geöffnet  und  in  den  Räumen  der 
Lloydhalle  sechs  Briet  kästen  aufgestellt  wurden.  Der  Betrieb  der  Post-  und 
Telegraphendienststelle  wurde  jedesmal  erst  geschlossen,  nachdem  die  Transport* 
schiffe  in  See  gegangen  oder  die  Militärzüge  abgelassen  worden  waren. 

2.   Zentralstellen  flir  den  Postaustausch. 

Nach  den  allgemeinen  Vorschriften  über  den  Feldpostdienst  bedurfte  es  der 
Bestimmung  von  Zentralstellen  in  der  Heimat  ^Sammelstellen],  denen  die  Post- 
sendungen an  die  mobilen  Truppen  nach  dem  Antritt  der  Ausreise  von  den 
deutschen  Postanstalten  zum  Zwecke  der  Weitersendung  zuzuführen  waren. 
Als  Samnielsfellc  tUr  die  FeldpoNt  -  Brief-  und  Geldsendungen  sowie  für  die 
Feldpostanweihungen  wurde  da.>>  beim  Hofpostamt  in  Berlin  bestehende  .Marine- 
Postbureau,  dem  die  Vermittelung  des  Postverkehrs  zwischen  der  Heimat  und 
den  deutschen  Kriegsschiffen  in  Ostasien  ohnehin  oblag,  als  Sammelstelle  f&r  die 
Feldpostplfckereien  das  Postamt  5  in  Bremen  [Zentralbahnbof)  bestimmt 
Auf  das  Marine  -  Postbureau  sollten  nach  den  getroffenen  Bestimmungen  auch 
die  von  den  Truppen  herrührenden  Brief-  und  Geldsendungen  nach  der  Heimat 
geleitet  werden.  I>och  war  angeordnet  worden,  daß,  wenn  es  draußen  möglich 
sein  würde,  Feldpostbriefsendungen  postniüi^ig  vorzusortieren,  d.  h.  nach  den 
in  Btttaclit  kommenden  deutschen  Eisenbahnkursen  zu  trennen,  solche  Sendungen 
zur  Vermeidung  der  bei  der  Leitung  auf  das  Marine-Postbureau  entstehenden, 
wenn  auch  verhältnismäßig  unerheblichen  Verzögerungen  an  die  mit  den 
deutschen  Postanstalten  in  Ostasien  in  Postenaustausch  stehenden  deutschen 
Bahnposten,  z.  B.  Hof- Leipzig  und  Kufstein -München,  abgeschickt  werden 
sollten.  Die  in  Ostasien  aufgelieferten  Feldpostpakete  nach  der  Heimal  wurden 
mit  den  PaketkartenschlUssen  der  Postämter  in  Shanghai  und  Tsingtau  auf  die 
Postämter  in  Hamburg  2  und  Bremen  i  abgesandt. 

Als  Zentralstelle  in  Ostasien,  die  den  Austausch  der  Posten  mit  den  heimat- 
lichen Posisaromelstellen  zu  vermitteln  hatte,  war  das  deutsche  Postamt 
in  Shanghai  bestimmt  worden. 

3.   Einrichtung  des  Feldpost dienstes  auf  dem  Operationsgebiete. 

An  Feldposlanstalten  waren  vorgesehen:  eine  Feldpostexpedition  unter 
der  Leitung  eines  Fetd-Oberpostsekretflrs,  femer  Feldpoststationen,  die 
beim  Vordringen  der  Truppen  nach  Bedarf  eingerichtet  und  von  Feldpost- 
sekretaren verwaltet  werden  solHen.  Die  erforderlichen  Beamten,  Ünterbeamten 
und  Postillone  zum  Betriebe  dieser  Feldposlanstalten  sowie  zur  Verwendung 
im  Postbeförderungsdienste  wurden  dem  Poslpersonal  in  der  Heimat  entnommen 
und  nach  dem  Operationsgebiet  entsandt. 

Die  Oberleitung  des  Feldpostdienstes  war  dem  mit  der  Leitung  des  deutschen 
Postwesens  in  Ostasien  betrauten  Vorsteher  des  deutschen  Postamts  in  Slianghai 
übertragen,  der  anfangs  die  Amtsbc/.eichnung  Feldpostnicistcr  führte  unJ  sp;iter 
zum  Armee-Postdirektor  ernannt  wurde.  Die  aujierordeniiichc  Zunaliinc 
des  Postverkehrs  der  mobilen  Truppen  und  die  große  Ausdehnung  des 
Operationsgebiets  machten  es  erforderlich,  dem  Armee  -  Postdirektor  einen 
Beamten  in  der  Dicnslstellung  eines  Armee  -  Postinspeklors  beizugeben, 
dessen  Aufgabe  darin  bestand,  den  oberen  Leiter  der  Feldpost  bei  Krledigung 
der  Geschäfte  wirksam  zu  unterstützen  und  zu  vertreten. 

Die  leitenden  Beamten  sowie  die  FeldpcMtanstalten  standen  in  den  An> 
gdegenheiten  des  technischen  Postdienstes  unter  dem  Reichs-Postamt;  in  den 
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flicht  posttechnischen  Beziehungen  waren  sie  dem  Komtnando  des  ExpedttionS' 
korps  unterstellt. 

4.  Postaustauscli  mit  den  ausreißenden  sowie  mit  den  heim- 
kehrenden Truppen. 

Um  den  Verkehr  der  mobilen  Truppen  mit  der  Heimat  auch  während 
ihrer  Ausreise  und  Heimreise  aufrecht  zu  erhaltenf  waren  auf  allen  Transport- 
dampfern Schiffsposten  eingerichtet,  bei  denen  der  Retneb  nach  den  Vor- 
schriften der  «Dienstordnung  für  die  Kaiserlichen  Marine-Scliillsposten  (an  Bord 
S.  M.  Krieg-sschitfe  in  fremden  Gewässern)«  wahrgenommen  wurde.  Diese 
Vorschriften  fanden  femer  Anwendung  auf  die  Seeposten  der  zur  Truppen- 
beförderung benutzten  Reichspostdampfer  hinsichtlich  des  Postverkehrs  der  an 
Bord  befindlichen  Angehörigen  des  Kxpeditionskorps.  Die  Schiffsposten  und 
Seeposten  hatten  in  den  .Anlegeplätzen  die  vom  Marine-Postbureau  in  Berlin 
etwa  eingegangenen  Briefposten  in  Empfang  zu  nehmen  und  ihrerseits  Brief- 
posten auf  das  Marine-Postbureau,  erforderiichenfoUs  auch  auf  das  Postamt  in 
Shanghai  sowie  auf  nachfolgende  Transportschiffe,  abzusenden.  Die  Schiffis- 
posten auf  den  Transportdampfern  wurden  von  Militärpersonen  verwaltet, 
wahrend  die  Wahrnehmung  des  Seepostdienstes  auf  den  Reichspostdampfem 
bestimmungsmüßig  den  Schiflszahlmeistem  obli^.  Bei  der  Rückführung  der 
Truppen  aus  Anlafl  der  Auflösung  des  Expeditionskorps  wurde  das  heim- 
kehrende Feldpostpersonai  auf  die  Dampfer  verteilt  und  mit  Verrichtung  der 
Postdienstgeschfifte  betraut. 

n.  Personal  für  den  Feldpostdienst. 

Zum  Feldpobtdicnst  in  Ostasien  waren  solche  unverheiratete  Postbeamte, 
Postunterbeamte  und  Postillone  bestimmt  worden,  die  sich  hierzu  frdwitlig 
gemeldet  hatten  und  nach  ihren  persönlichen  Verhältnissen  für  die  beabsichtigte 
Verwendung  geeignet  befunden  wurden.   Hauptbedingung  war  Tropendienst- 

fahigkcit. 

Am  16.  Juli  1900,  dem  Bcreitstcllungstagc  fUr  das  Kommando  des  Expe- 
ditionskorps und  die  dazu  gehörenden  FeldverwaltungsbehOrden ,  muflteo  in 

Berlin  zur  Verfügung  der  Militärbehörde  stehen:  i  Feld  -  OberpostsekretÜr, 
7  Feldposlsekretüre ,  3  Fcldpostschaffner  und  2  Feldpostillone.  Von  diesem 
Tage  ab  befand  sich  das  Korps,  mit  Einschluß  der  Behörden,  im  Kriegszustand, 
und  es  hatten  darauf  in  betreff  der  Gebührnisse  die  Vorschriften  für  das 
mobile  Meer  Anwendung  zu  finden.  Demgemäß  zahlten  alle  zum  Dienste  bei 
der  Feldpost  einberufenen  Beamten  usw.  zu  den  Milifftrhcamten .  die  von 
ihrem  Mobilmachungstag  ab  unter  Wegfall  ihres  Friedensdiensteinkominens  in 
den  Genuß  des  aus  der  Militarkasse  zahlbaren  Feldgehalts  traten.  Daneben 
wurde  freie  Unterkunft  und  Verpflegung  gewlihrt. 

D:  I'  imten  und  FeldposlschafTner  reisten,  mit  Ausnahme  eines  mit  anderer 
GelegcntKit  vorausge-^chickten  Feldpostsekiefars,  am  22.  Juü  von  München  aus 
mit  dem  Truppenkommando,  das  zur  Vurbereitung  der  .^usschitTung  sowie 
der  ersten  Unterbringung  und  Verpflegung  des  Expeditionskorps  von  Genua 
am  24.  Juli  mit  dem  Reichspostdainpfer  »Preußen«  nach  China  vorausfuhr, 
während  die  Feldpostillone  sich,  als  Begleiter  der  Feldpostfahrzeuge  und  der 
sonstigen  Ausrüstung  dem  in  Bremerhaven  am  2.  August  auf  dem  Dampfer 
■  Rhein«  eingeschitlten  Kommando  des  Expeditionskorps  anschlössen. 

Der  Umfang,  den  der  Feldpostdienst  namentlich  infolge  Entsendung  des 
Armee -Oberkommandos  sowie  weiterer  Streitkräfte  annahna,  machte  die  wieder- 
holte Verstärkung  des  Feldpostpersonals  erforderlich.    Am  2.  Oktober  1900 
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traten  8  FelJpostsekretffre  und  4  Feldpostschaffner,  am  27.  November  1900, 
zugleich  mit  dem  Armee- Postinspektor,  8  Feldpostsekretäre,  8  Ftddpostschafifner 
und  6  FcIdpostiUone  in  Genua  auf  Reicbspostdampfern  die  Ausreise  nach  Ost- 
asten an. 

Die  Stärke  des  auf  dem  Operationsgebiete  tätig  gewesenen  Feldpostpersonais 
stellt  sich  hiernach  wie  folgt: 
I  Armee -Postdirektor, 

I  Armee- Postinspektor, 

1  Feld  -  OberpostsekretÄr, 
23  Feldposlsekretäre, 
15  Feldpostschaffher  und- 

8  Feldpostillone,  darunter  3  berittene, 
26  Trainsoldaten,  nämlich  23  Pterdewarter  der  Beamten  und  i  Wagenführer, 
gehörten  gleichfalls  zum  Personal  der  Feldpostanstalten. 

Während  beim  ersten  Bedarf  an  Beamten  usw.  für  den  Feldpostdienst  die 
Auswahl  wegen  der  gebotenen  Eile  auf  Angehörige  des  Ober-Postdirektions- 
fiezirks  Berlin  beschrankt  bleiben  mußte,  worden  bei  der  zweimaligen  Ver- 
stärkung des  Personals  fast  ausschließlich  die  Meldungen  aus  anderen  Bezirken 
berücksichtiL'*  Unter  den  zuletzt  hinausgesandten  Feldpostsekretitren  befanden 
sich  zwei  königlich  bayerische  Postbeamte  (Postadjunkten).  Die  Verwendung 
königlich  wQrttembergischer  Postbeamten  war  gleicbfolls  in  Aussicht  genomtnen, 
doch  bot  sich  hierzu  keine  Gelegenheit  mehr. 

Von  dem  nach  Ostasien  entsandten  Feldpostpersonal  erkrankten  während 
des  Aufenthalts  in  China  3  Sekretäre,  4  Schaffner  und  2  Postillone.  In  zwei 
Fällen  handelte  es  sich  um  Ruhr,  in  anderen  um  Unterleibstyphus.  Gelenk- 
und  Muskelrheumutismus,  Magenkaiarrii,  Grippe  und  Fieber.  Alle  Erkrankten 
wurden  in  Lazarettbehandlung  genommen  und  vOllig  wiederherstellt. 

B«i  Erkrankungen  von  Beamten  und  Unterbeamten  sowie  bei  sonstigem 
Mangel  an  Arbeitskrfiften  wurden  von  den  Truppenteilen  Unteroffiziere  und 
Mannschaften  zum  Dienste  bei  den  Feldpostanstalten  abkommandiert,  die  diesen 
vielfach  dauernd  zugeteilt  blieben.  Dabei  fanden  in  erster  Linie  Beamte  usw. 
der  Postverwaltung,  die  ihrer  Militärpflicht  genügten,  Verwendung.  An  ein- 
zelnen Orten,  so  namentlich  in  Peking  und  Tientsin,  waren  für  den  Unter- 
beamtendienst, hauptstfchlicb  für  den  Bestellungsdienst,  auch  Chinesen  (Kulis) 
eingestellt. 

III.  Feldpostanstalten. 

Die  Feldpostexpedition  trat  am  i.  September  1900,  am  Tage  nach  der 
Ausschiffung  des  mit  dem  Vorbereitung^kunimando  eint;ctr(jfrencn  Feldpost- 
personals, in  Tientsin  in  Tätigkeit.  An  diesem  Orte,  wo  das  Kommando  des 
Expeditionskorps  seinen  Sitz  nahm,  verblieb  sie  bis  zur  Rückftthrung  des 
Kommandos.  Die  [gleichzeitig  in  Tientsin  eingerichtete  Feldposfstation  Nr.  5 
ging  am  7.  November  1900,  gelegentlich  der  f 'hersiedelung  der  Feldpost- 
expedition in  ein  anderes  Quartier,  in  dieser  Feldp^sianstalt  auf. 

Feldpoststationen  —  unter  der  Leitung  von  Feldpostsekretärcn  — 
wurden  femer  an  folgenden  mit  deutschen  Truppen  besetzten  Orten  eingerichtet: 

in  Tongku  ,  Feldpoststation  Nr.  4,  und 

-  Yangtsun  ,  -  -  3,  am  3.  September  1900, 

-  Peking  ,  -  -2,-1!.         -  1900, 

•  Paotingfu  ,  -  -   7,  am  2.  November  1900, 

-  Kaurai 

(Provinz  Schantung).,  -  -1,-24.       '  1900, 
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in  Schanhaikwan  ,  Feldpuststation  Nr.  8,  am  29.  November  1900, 

-  Foupbing  ,  -  -6,-16.  Mai  1901, 

-  Kaiping  ,  -  -10,-21.    -     1901,  und 

-  Peitaiho  ,  -  -   9,    -   22.    -  1901. 

Die  Feldpoststation  Nr.  6  war,  vor  ihrer  Einrichtung  in  Fouphing,  der 
Expedition  gegen  die  Große  Mauer  beigegeben  und  aus  diesem  Anlaß  vom 
18.  April  bis  4.  Mai  1901  in  Tingtschou  (im  Aufmarschgebiet  der  Truppen) 
stationiert.  Mit  ihrer  Verwaltung  war  einer  der  dem  königlich  bayerischen 
Postpersonal  entnommenen  Feldpostsekretäre  betraut. 

Die  Station  in  Yangtsun,  die  mit  der  Etappenstation  in  einem  Buddha- 
tempel (Tempel  der  Glückseligkeit)  untergebracht  war,  wurde  bereits  Ende 
April  1901   infolge  Verlegung   von  Formationen   wieder  aufgehoben.  Die 


übrigen  Feldpoststationen  befanden  sich  bis  zum  Abgange  der  aus  Anlaß  der 
Auflösung  des  Expeditionskorps  nach  der  Heimat  zurückgeführten  Truppen- 
teile usw.  im  Betriebe. 

Eine  in  Taku  (Südfort)  am  18.  September  1900  eingerichtete  Feldpostdienst- 
stelle wurde  während  ihres  zweimonatigen  Bestehens  von  einem  Marine-Zahl - 
meisterapplikanten  verwaltet.  Als  Feldposlanstalt  galt  anfangs  auch  die  am 
26.  September  1900  in  der  Stadt  Kiautschou  (außerhalb  des  Schutzgebiets 
gleichen  Namens)  in  Wirksamkeit  getretene  deutsche  Postanstalt;  mit  ihrer 
Verwaltung  war  eijie  Zeillang  ein  Seesoldat  (Postassistent)  betraut. 

Die  vorstehende  Abbildung,  welche  eine  Weihnachten  1900  gefertigte 
•Aufnahme  wiedergibt,  stellt  das  eine  der  fünf  Gebäude  (Chinesenwohnungen 
gewöhnlicher  Bauart),  in  denen  die  Feldpoststation  Nr.  2  in  Peking  damals  unter- 
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gebracht  war,  sowie  das  Personal  der  Feldposlanstalt  dar.  In  der  abgebildeten 
Hütte  befanden  sich  die  Annahmeraume.  Die  Fenster  bestanden  in  mit  Papier 
verklebtem  Holzgitterwerk.  Zum  Schutze  gegen  Staub  und  Kälte  waren  im 
Inneren  noch  Zeltdecken  angebracht.    Das  Personal  setzte  sich  zusammen  aus 

3  Beamten,  2  Huifsbeamten  (Infanterist  und  Seesoldat),  2  Schaffnern,  3  Pferde- 
wörtern  (2  Trainsoldatcn,  i  Chinese  (Mafuj),  2  cliinesischen  Postboten,  i  Ordon- 
nanz (Seesoldat).  Die  Postfahne  diente  zur  Kennzeichnung  der  zu  den  Post- 
beförderungen benutzten  Karren  als  deutsches  Eigentum  gegenüber  den  fremden 
Natidieii. 

Für  die  an  Orten  ohne  Feldpostdienststelle  stationierten  Truppen  wurde 

der  Po'^tdienst  von  der  nächsten  deutschen  Orts-  oder  Fcidposfanstalt  wahr- 
genommen. Als  solche  Ortspostanslait  ist,  außer  dem  zur  Feldpost-Zentralstelle 
bestimmt  gewesenen  Postamt  in  Shanghai  und  dem  späteren  Postamt  in 
Kiautschou  (Stadt),  das  Postamt  in  Tsingtau  zu  nennen.  Allen  drei  Postämtern 
wurden  zur  Wahrnehmung  der  Feldpostdienstgeschäfte,  soweit  erforderKch, 
Beamte  und  Unterbeamte  aus  dem  Personal  der  Feldpost  zugewiesen. 

Wie  das  F'eldposlpersonal  (Obersekretär,  Sekretäre,  Schaffner  und  Postillone) 
am  1.  Juni  1901  auf  die  deutschen  Orts-  und  Feldpostanstalten  in  Ostasien 
verteilt  war,  ergibt  die  nachstehende  Aufstellung. 


Bezeichnung 

Zahl  der 

Ort 

der  Orts-  oder 

Beamten 

Schaffner 

Feiii^ioilanstalt 

und  Postillone 

Postamt 

5 

3 

Feldpostexpedition 

7 

7 

Feldpoststation  i 

I 

1 

2 

3 

4 

4 

2 

4 

6 

1 

7 

3 

8 

1 

9 

I 

1 

10 

I 

Postamt 

I 

1 

1   - 

zusammen . . . 

24 

23. 

In  Tientsin,  Peking  und  Tongku  waren  die  im  Bahnpost- Begieitungsdienste 
bescblUigten  Unteit»eamten  stationiert. 

Die  Kartenskizze  auf  Seite  588  veranschaulicht  die  Lage  der  deutschen  Feld- 
postanstalten in  der  Provinz  Tschili. 


IV.  Bekleidung  und  Ausrüstung  des  Feldpostpenonals  und  Auarttstnng 

der  Feldpostanstalten. 

Für  die  Beschaffung  der  Bekleidungs-  und  Aiisrüstungsgegenstande  hatten 
die  zur  Verwendung  im  Feldpostdicnst  ausgewählten  Beamten,  Unterbeamten 
und  Postillone  nach  den  hierOber  getroffenen  Bestimmungen  selbst  zu  sorgen; 
zur  Bestreitung  der  Kosten  wurde  ihnen  ein  einmaliges  Mobilmachungsgeld 
aus  der  Militarkasse  gezahlt.    Die  Ausstattung  des  Personals  umfaßte  die  für 
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die  Feldpostbeamlen  usw.  allgefnein  vorgeschriebenen  Bekleidungs-  und  Aus- 
rüstungsstücke <:o\vie  diejenigen  Gegenstände,  die  wegen  der  klimatischen  und 
sonstigen  Veriiäitnisse  auf  dem  Rcisewcg  und  dem  Operationsgebiet  nach  den 
von  der  Militärbehörde  ftlr  die  Angehörigen  des  Expeditionskorps  getroffenen 
Bestironiungen  zu  beschaffen  waren.  Es  gehörten  dazu  u.  a.  Strohhut  (dafttr 
später  graue  ßordmützc).  Lagerdecke  und  Moskitonetz.  Als  Bek!eidiinp;s  und 
AusrUstungsgegenstiindc  tUr  die  Beamten  seien  ferner  genannt:  Tropenanzüf^f 
aus  hellbraunem  Drillich,  weiße  Anzüge  aus  baumwollenem  Köper  für  den 
Hausgebrauch,  Helm,  hohe  Stiefel,  Stiefelhosen,  Säbel,  Umhang,  Kofferbett, 
Feldmenage,  zusammenlegbare  Laterne,  Feldapotheke.  Das  gesamte  Personal 
wurde  mit  Schußwaffen  ausgestattet. 

Die  Ausrüstung  der  Feldpostanstalten  erstreckte  Mch  auf  die  Lieferung  des 
Keldgeräts,  der  Bureau-  und  BetriebsgerJftschaftcn  sowie  der  Druckformulare, 
ferner  auf  die  Gestellung  der  Dienstpferde. 

FeldgeilCtstOcke,  wosu  die  Fahrzeuge  sowie  die  Geschirr-  und  Stallsachen 
gehören,  Bureau-  und  Betriebsgerfite,  wie  Feldtische,  Feldstuhle,  Postschilder, 

Bricfknsicn ,  Stempel,  Dienstsiegel,  Wagen  und  Briefbeutel,  ferner  Druck- 
formulare wurden  in  der  dem  Rcdai  fe  tür  die  Feldpostexpedition  einer  Infanterie- 
Division  und  für  zehn  Feldpoststationen  entsprechenden  Stückzahl  den  für  die 
Feldpost  eines  europäischen  Krieges  postseitig  bereit  gehaltenen  Bestanden  ent- 
nommen und  nach  Ostasien  Uberwiesen.  Die  Fahrzeuge  konnten  in  China 
wegen  der  schlfchtcn  Re>^chalTcnheit  der  Landstraßen  und  der  geringen  ^pur- 
weite  der  einheimischen  Straßenfahrzeuge  iedoch  nur  in  geringem  Maße  ver- 
wendet werden.  Zur  Postbeförderung  über  Land  wurden  fast  ausschließlich 
die  landesüblichen,  mit  gewölbtem  Oberbau  versehenen  zweirSderigen  Karren 
(sog.  Pekingkarren)  benutzt,  die  das  Korpskommando  beschaffte  und  zur  Ver- 
fljgung  stellte. 

Von  der  Hinaussendung  von  Pferden  für  das  Kxpeditionskorps  war  all- 
gemein Abstand  genommen  worden.  Die  Reitplerde  für  die  Feldpostbeamten 
und  die  berittenen  Postillone  sowie  Maultiere  (als  Zugtiere)  wurden  der  Feld- 
post militürischerseits  in  Ostasien  Oberwiesen. 

V.  Feldpostsendungen. 

In  der  Richtung  an  »die  mobilen  Truppen  war  die  Beförderung  von 
Postsendungen  anfangs  auf  gewöhnliche  Briefe  und  Postkarten  sowie  Zeitungen 
unter  Umschlag  beschrlfnkt.  Die  Zulassung  von  Geldbriefen  und  Plickereien 
erfolgte,  sobald  Gewißheit  darüber  erlangt  worden  war,  daß  die  in  Betracht 
kommenden  besonderen  Verhältnisse  einer  solchen  l*>weiterung  des  Betriebs 
nicht  entgegenstanden.  Die  Annahme  von  Feldpostpaketen,  die  nicht  allein 
an  die  Landtruppen,  sondern  auch  an  die  Besatzungen  der  Kriegs-  und 
Lazarettschiffe  in  Ostasien  und  die  deutschen  Militarpersonen  im  Marinelazarett 
zu  Yokohama  befördert  wurden,  war  mit  Rücksicht  auf  den  zu  erwartenden 
erheblichen  l'mfang  des  Verkehrs  insbesondere  an  die  N'oraussetzuni;  ucknfipft, 
daß  die  Mililiii bciiörde  sich  in  der  Lage  befand,  in  dem  ostasialjsclicn  Aus- 
schiffungshafen  die  erforderiichen  Räume  und  Beförderungsmittel  zur  Ver- 
fügung zu  stellen.  Zur  Erleichterung  der  GeldObermittelung  an  die  ost- 
asiatischen Landtruppen  wurden  ferner  Feldpostanwci^uni,'en  au'^  der  Heimat, 
die  bis  dahin  von  der  Beförderung  durch  die  Feldpost  grundsätzlich  aus- 
geschlossen waren,  zugelassen. 

In  der  Richtung  nach  der  Heimat  erstreckte  sich  der  Postverkehr  der 
mobilen  Truppen  auf  die  in  der  umgekehrten  Richtung  zugelassenen  Arien 
von  Gegenstanden. 
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Den  Vorschriften  der  Feldpost-Dienstordnung  cntsprechand  und  nach  den  lllr 
die  besonderen  Verhaltnisse  der  ostasiatischen  Feldpost  getroffenen  Bestimmungen 

wurden  befördert 

I.  in  Militär-  und  Marincangclegenheiten: 

gewöhnliche  und  eingeschriebene  Briefe  und  Postkarten, 
Geld-  und  Wcrt«>endungen, 
gewöhnliche  und  eingeschriebene  Pakete, 
Postanweisungen  bis  zum  Betrage  von  800  Mark; 

1.  in  Privatangel^enheiten  der  den  mobilen  Truppenteilen  angehörenden 

Personen : 
i^ewöIinlivThe  Briete  und  Postkarten, 
Zeitungen  unter  Briefumschlag. 
Geldbriefe  bis  zum  Betrage  von  1 500  Mark, 

Posl^inweisungen 

an  die   Triippcn  bi^  zum  Betrage  von  100  Mark, 

n.ich  der  Heimat  bis  zum  Betrage  von  800  Mark, 
Pakete 

an  die  Truppen  bb  zum  Gewichte  von  2  V2  kg, 
nach  der  Heimat  bis  zum  Gewichte  von  10  kg. 

In  betreff  der  Portofreiheit  und  der  Portoermäßigungen  für  die 
Feldpostsendungen  ist  entsprechend  der  Feldpost  -  Dienstordnung  verfahren 
worden.  Dem^emüß  wurden  alle  Sendungen  in  Militär-  und  Marineangelegen- 
heiten, femer  in  Privatangelegenhdtan: 

KewOhnliche  Briefe  bis  zum  Gewichte  von  50  g, 

Postkarten, 

Geldbriefc  bis  zum  Gewichte  von  50  g  und  bis  zum  Betrage  von  150  M., 

Postanweisungen  vom  Heere 
portofrei  bef(Drdert  und  für  die  der  Portozahlung  unterliegenden  Sendungen 
folgende  Taxen  in  Anwendung  gebracht: 

für  gewöhnliche  Briefe  im  Gewichte  von  mehr  als  50  g  ... .    ao  Pf., 

für  Gcidbriefe: 

mit  Wertangabe  bis  zu  1 50  M.  und  im  Gewichte  von  mehr 
als  50  g  ,   20  • 

mit  höherer  Wertangabe  —  ohne  Unterschied  des  Gewichts  — 

tlber  150  bis    300  M   ao  •> 

300   -    1 500  -    40  -  . 

Das  Porto  für  die  Privatpäckereien  an  die  Truppen  war  auf  i  M.,  die 
Gebuhr  für  die  neu  eingeführten  privaten  Postanweisungen  aus  der  Heimat  auf 
10  Pf.  festgesetzt  worden.  FOr  die  von  den  Truppen  aufgelieferten  Paket- 
sendungen wurden  die  fQr  sonstige  Pakete  aus  Ostasien  nach  Deutschland 

gellenden  Taxen  erhoben. 

Drucksachen  wnren  als  Gegen'^trtnde  der  Feldpost  nicht  zugelassen;  b>e- 
stimmungsm;il.Mg  sollten  jedoch  Zeitungen  unter  Band,  die  von  den  Zeitungs- 
redaktionen etwa  an  die  Angehörigen  der  mobilen  Truppenteile  aufgeliefert 
worden,  von  der  Beförderung  nicht  ausgeschlossen  werden.  Gleichwohl  sind 
auch  Drucksochensendunqcn  'mit  Zeitungen),  die  von  anderen  Absendern  nach 
den  Setzen  des  inneren  deutschen  Verkehrs  frankiert  in  der  Heimat  vielfach 
autgelictcrt  wurden,  niclii  bi,-;insf,indct.  voiKlern  zur  Absendung  gebracht  wopJen 

Die  Portolreiiieii  tür  die  gew  üluiliclien  Feldpostbriefe  bis  zun)  Gewichte 
von  50  g  und  für  Fcldpostkarten  trat  mit  dem  Tage  der  Einschiffung  der 
Truppen  des  Expeditionskorps  im  heimatlichen  Hafen  in  Kraft  und  galt,  ebenso 
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wie  die  Portotieiheit  flir  Postanweisungen  vom  Heere  und  die  Erhebung  der 

ermäßigten  Gebühr  von  10  Pf.  für  Postanweisungen  aus  der  Heimat,  sowohl 
für  den  Verkclii  mit  kien  nach  Ostosicn  entsandten  Truppen  des  Landheers 
und  der  Marine  wie  für  den  Verlvchr  mit  den  Besatzungen  der  in  Ostasien 
stationierten  und  der  dahin  unterwegs  oder  auf  der  Heimreise  von  dort  befind- 
lichen Kriegsschiffe,  mit  der  Besatzung  Jos  deutschen  Schutzgebiets  Kiautschou 
(III.  Seebataillon)  und  mit  Jen  deutschen  Militärpersonen  im  Marinelozarett  7.u 
Yokohama.  Die  Pot tolreihcit  lür  GeUlhriete  bis  zum  Gewichte  von  g  und 
bis  zum  Betrage  von  150  M.  galt  im  Vei  keine  mit  allen  an  Land  behndlichcn 
Truppen.  (Geldbriefe  nach  und  von  den  im  Auslande  befindlichen  Kriegsschiffen 
sind  von  der  Postbcförderung  grunj'-jizlich  ausgeschlossen.) 

Formulare  zu  Feldpostkartcn  und  Feldpostanweisungen  von  den  mobilen 
Truppen,  die  im  Frieden  vorrätig  gehalten  werden  und  sowohl  den  Feldpost- 
anstalten wie  den  Schiffsposten  auf  den  Truppen-Transportschiffen  und  den  in 
Betracht  kommenden  Kriegsschiffen  geliefert  wurden,  gelangten  unentgeltlich 
zur  Abgabe  an  die  Absender. 

Die  Formuhire  zu  Feldpostkarten  an  die  Truppen  erhielten  nachstehenden 
V'ordruck  und  wurden,  ebenso  wie  die  Formulare  zu  den  neu  eingeführten 
Feldpostanweisungen  an  die  Truppen,  bei  allen  Postanstalten  und  amilichen 
Verkaufsstellen  von  Postwertzeichen  zur  Abgabe  an  das  Publikum  bereitgestellt. 

Znr  Versendung  von  Paketen  im  Gewichte  von  mehr  ak  2' A,  kg,  die  in 
der  Richtung  aus  der  Heimat  von  der  Bcför.it  i  iini,'  durch  die  Feldpost  all- 
gemein ausgeschlossen  sind,  war  den  Angehörigen  der  Cliinakrieger  mehrfach 
dadurch  Gelegenheit  geboten,  daß  derartige  Sendungen  zur  Beförderung  nach 
Ostasien  mit  Dampfern,  welche  die  Reichs-Marineverwaltung  oder  die  Heeres» 
Verwaltung  für  Material-  und  Truppentransporte  gechartert  halte,  zugelassen 
wurden.    Die  Porto-  oder  Frachtkosten  für  die  Strecke  bis  zum  Abgangsorte 
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der  Dampfer  (Hamburg,  Wilhelmshaven  oder  Bremerhaven)  hatten  die  Absender 

zu  tragen;  die  Beförderung  auf  der  weiteren  Strecke  erfolgte  kostenlos. 

Bei  den  deutschen  !\!dpost,instal(cn  wurden  Postsendungen  in  großer  Zahl 
auch  von  den  Truppen  der  anderen  Nationen,  namentlich  von  Russen  und 
Italienern,  aufgeliefert.    Diese  Sendungen  unterlagen  dem  vollen  Porto. 

(SeU«S  folgt) 


Die  Eniwickelung  des  Klopferbetriebs  in  der  Reichs- 
Teiagraphenverwaltung  von  1893  bis  1903. 

Innerhalb  des  letzten  Jahrzehnts  ist  der  Betrieb  der  meisten  grOtteren 

Telegraplienanstalten  dadurch  wesentlich  umgestaltet  worden,  daß  in  den 
Morse  -  Arbeitsstromicitunijcn  der  Klopfer  an  die  Stelle  des  Farbschreibers 
getreten  ist.  Die  Verbuche  mit  Klopfern,  und  zwar  mit  englischen,  fUr  den 
Wechselstrombetrieb  eingerichteten  Apparaten,  begannen  im  Sommer'  des 
Jahres  1893.-  Nachdem  zunXcbst  eine  hinlängliche  Zahl  von  Beamten  im 
Aufneliinen  nach  dem  Gehör  ausgebildet  worden  war,  wurde  im  September 
des  genannten  Jahres  der  Rilriob  aufgenommen.  Ks  geschah  dies  zuerst  — 
am  1  1.  September  —  zwischen  Frankfurt  (Main)  und  Freiburg  (Breisgau),  dann 
—  am  14.  September  —  zwischen  Breslau  und  Dresden  und  —  am  15.  Sep- 
tember —  zwischen  Berlin  und  Spandau  und  zwisclien  Flamburg  und  Braun- 
schweig. Einige  Monate  später  wurde  der  Kiopferbctricb  auch  im  Verkcht 
zwischen  Berlin  und  Duisburg  und  /.wischen  Berlin  und  Crefeld  eingeführt. 
Die  Erfahrungen  mit  dem  neuen  Betriebe  waren  im  allgemeinen  sehr  gUnstig. 
Das  bei  einigen  Dienststellen  auftauchende  Bedenken,  das  Arbeiten  mit  dem 
Klopfer  werde  sich  weniger  schnell  und  sicher  vollziehen  als  mit  dem  Morse- 
.schreiber,  konnte  auf  die  nicht  genügende  .Ausbildung  der  hetrctVenden  Beamten 
oder  darauf  zurückgetUhrt  werden,  daß  bei  den  in  Frage  kommenden  Stellen 
an  und  f&r  sich  zum  Klopferdienst  ungeeignete  Beamte  verwandt  wurden. 
Nach  gehöriger  Durchbildung  der  Beamten  und  nach  ihrer  Gewöhnung  an 
die  neue  Bt-tricbswei^c  traten  deren  Vorteile  aKbald  hervor.  Nicht  nur  in 
Minsicht  auf  Schnelligkeit,  sondern  auch  auf  Sichcihcit  der  Übermittelung 
ei  w  ics  sich  der  Klopfer  dem  Schreibapparatc  weit  überlegen. 

Nachdem  auch  mit  Apparaten  amerikanischen  Systems  (Archiv  1 899  S.  437) 
Versuche  angestellt  waren  und  auf  Grund  der  mit  dem  englischen  und  dem 
amerikaniNclicn  SyMenie  geniaciiten  Erfahrunt^en  das  noch  jetzt  gebrauchliche 
Klopfersystem  tür  Arbeitsstromschaltung  konstruiert  worden  war,  wurde  auf 
die  Ausbreitung  des  Klopferbetriebs  nach  KrBften  hingewirkt.  Anfänglich 
stellten  sich  diesem  Bestreben  vielerorts  Hindernisse  entgegen,  teils  in  den 
Pci  ^onalv  e^^läl1ni^^en ,  teils  in  den  liiunilichen  Verhältnissen,  zum  Teil  aber 
auch  in  einer  gewissen  AiMieii^uiiLi  det  Br-.tnittMi  ^-  Ljcn  den  neuen  Betrieb,  der 
Wesentlich  liöiierc  Anlurdcrungen  an  liire  Leistungen  als  der  frühere  Betrieb 
stellte.  Um  stets  eine  genügende  Zahl  von  Klopferbeamten  zur  Verfügung  zu 
haben,  wurvle  allen  DienstanffiD^ern ,  die  Postanwarter  ausgenommen,  die 
Krlernunc;  des  Kiopierdienstes  als  Bedingung  für  die  .Aufnahme  in  den  Post- 
und  Telegraphendicnst  gestellt.  Außerdem  wurde  auch  auf  die  gründliche 
Ausbildung  einer  grölWren  Zahl  bereits  im  Dienste  tätiger  Beamten  im  Klopfer- 
dicnsto  nachdrt)ckllcli*«t  hingewirkt.  W'o  räumliche  VerhXltnisse  (Vereinigung 
des  Pc^thetricbs  und  des  Tclegraphenbetriebs  in  einem  Zimmer  usw.)  der 
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LiiUUliiung  des  Klopfeibetriebs  entgegenstanden,  wurde  nach  Möglichkeit  durch 
andere  Einteilung  der  Dienstraume  und  durch  Trennung  der  Betriebe  den 
Bedürfnissen  des  Klopferdienstes  entsprochen.  Dank  diesen  Maßnahmen  konnte 
die  Ausbreitung  des  Klopferdicnstcs  so  gefördert  werden,  dal?  Ende  i8()6 
bereits  in  1 50  Arbeitsstromleitungen,  wenn  auch  nicht  bei  allen,  so  doch  bei 
den  meisten  Ämtern,  der  Farbschreiber  durch  den  Klopfer  ersetzt  war. 
Wahrend  der  folgenden  Jahre  wurde  der  Klopferbetrieb  beträchtlich  weiter 
ausgedehnt.    Es  waren  in  Betrieb 


Ende  1897   21 1  Klopferleitungen» 

1898   305 

-  J»99   35» 

1900   409 

-  »901   437 

1902   480 


Im  Verkehr  mit  den  ni  !it  /um  Reichs-Telegraphengebiet  gehörigen  Staaten 
gelangte  der  Klopferbctricb  auf  Grund  bc5;onderer  Vereinbarungen  mit  den 
betreffenden  Verwaltungen  zuerst  im  Jahre  1693  auf  einer  Leitung  nach  Bayern, 
im  Jahre  1896  auf  einer  Leitung  nach  WOrttemberg  und  auf  drei  weiteren 
Leitungen  nach  Bayern  und  während  der  letzten  zwei  Jahre  auf  mehreren 
Leitungen  nach  Belgien,  Holland  und  Österreich  zur  Einfülnung.  Gemäß  den 
Beschlüssen  der  Internationalen  Telegraphenkonfercnz  in  London  ist  das  Auf- 
nehmen nach  dem  Gehör  unter  die  allgemein  im  internationalen  Telegraphen- 
verkehr anzuwendenden  Betriebsweisen  eingereiht  worden.  Eine  weitere  Aus- 
breitung des  Klopfers  im  Verkehr  mit  dem  Ausland  ist  daher  zu  erwarten. 

Zur  Zeit  sind  im  in-  und  ausländischen  Verkehr  zusammen  512  Klopfer- 
leitungen in  Betrieb,  und  zwar  4^<S  Leitungen  II.  Klasse  (Leitungen  für  den 
großen  und  mittleren  inläJidischen  Verkehr  und  iür  den  mittleicn  Grenzverkehr 
mit  dem  Auslande),  18  Leitungen  L  Klasse  (Leitungen  für  den  großen  aus- 
ländischen Verkehr)  und  3Ü  Stadtleitungen.  Allerdings  hat  sich  ein  reiner 
Klopfcrbetrieli  in  allen  Leitungen  noch  nicht  durchführen  lassen;  bei 
einigen  Anstalten  hat,  meist  der  räumlichen  Verhiiltnisse  \\cgen,  der  Schreib- 
apparat noch  beibehalten  werden  müssen,  so  daß  sich  ein  gemischter  Betrieb 
—  auf  der  einen  Seite  Klopfer,  auf  der  anderen  Schreibapparat  — •  ergibt. 
Wenn  hieraus  Schwierigkeilen  auch  nicht  erwachsen  sind,  so  wird  doch  nach 
Möglichkeit  auf  eine  einheitliche  Betriebsweise,  den  reinen  Klopferbetrieb,  hin- 
gewirkt werden. 

Die  vorherrsciiende  stelle,  die  der  Klopter  in  den  Leitungen  für  den 
großen  und  mittleren  inlandischen  Verkehr  gegenüber  den  sonstigen  Apparaten 
(Hughes  und  Morseschreiber;  einnimmt,  erhellt  daraus,  daß  von  den  6 1 8  Leitungen 
dieser  Art,  welche  am  i.  (Oktober  i'jo-:^  vorhanden  waren,  nur  8  —  i  v.  H. 
mit  Morseschreibern,  -  2~  v.  H.  n)it  Hughesapparaten,  dagegen  445  = 
72  V.  H.  mit  Klopfern  betrieben  w  urden.  Der  Klopferbetrieb  kann  somit  als 
der  Nonnalbetrieb  für  den  großen  und  mittleren  inländischen  Telegraphen- 
verkehr bezeichnet  werden.  Die  Zahl  der  Klopferapparate  belief  Mch  am 
31.  März  1903  auf  3532;  davon  wurden  2714  im  Bcti  iefie  verwendet,  24Ö  waren 
zur  Aushülfe  und  372  zu  Lehr-  und  Übungszwecken  vorhanden. 

Erwähnt  sei  noch,  daß  ncuerding>  auch  in  den  Fernsprech- Doppelleitungen, 
falls  sie  zum  Telegraphieren  mitbenutzt  werden,  der  Klopfer  verwendet  wird. 
Bis  jetzt  sind  sechs  Doppelleitungen  fQr  den  gemeinsamen  Fernsprech-  und 
Klopferbetrieb  eingerichtet. 

Die  Ergebnisse  des  ersten  Jahrzehnts  des  Kloplcrbetriebs  haben  die  Er- 
wartungen, die  an  seine  Einführung  geknüpft  wurden,  vollauf  erfüllt.  Für 
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die  Allgemeinheit  kommen  die  Vorteile  dieses  Betriebs  vor  allein  in  der 
weit  schnelleren  Übermittelong  der  Telegramme,  als  sie  der  Morseschreiber 

gestattet,  zur  Geltung.  Dazu  kommt,  dnß  auch  die  Sicherheit  der  t^bcr- 
mittelunf^  durch  den  Klopfcrbetrieb  wesentlich  gewonnen  hat.  \\'iedcrholt 
hat  sich  Gelegenheit  geboten,  an  der  Hand  eines  umfungreichen  Materials  den 
Nachweis  zu  ftthren,  dafi  die  Zah\  der  Fehler  und  Irrungen  im  Klopferbetriebe 
geringer  ist,  ols  in  allen  übrigen  Betrieben.  Voraussetzung  hierfür  ist  allerdings 
ein  gut  geschulte^  und  in  steter  Übung  erhaltenes  Personal.  Für  die  Tele- 
graphcnvcrwaltung  liegt  der  Vorteil  des  Klopterbetriebs  nicht  nur  in  den 
geringeren  Kosten,  die  sowohl  seine  Einrichtung  als  —  besonders  dem  Hughes- 
apparale  gegenüber  —  auch  seine  Bedienung  und  Unterhaltung  erfordern,  son- 
dern vf)t  allem  auch  dorin,  daß  infolge  der  Einführung  dieses  Betriebs  die 
Ausbildung  der  Beainten  eine  umfassendere  und  nachhaltigere  und  demgemMlA 
auch  ihre  Leistungsfähigkeit,  niclit  nur  >oweit  der  Klopferbetrieb  in  Frage 
kommt,  sondern  auch  im  übrigen  Betrieb  eine  grOflere  geworden  ist. 

Daß  übrigens  der  Klopferbetrieb  noch  erheblich  leistungsf^fhiger  als  jetzt 
gestaltet  werden  kann,  ergibt  sich  bei  einem  Blick  in  die  großen  Ämter  der 
Western  Union  Telegraph  Co.  und  der  Postal  rcicgraph  Co.  in  Amerika. 
Um  die  Leistungen  im  Aufnehmen  zu  erhöhen,  werden  dort  zum  Nieder- 
schreiben des  Gehörten  ausschlielJlich  Schreibmaschinen  verwendet.  Bei  dieser 
Art  des  Betriebs  ist  der  nehmende  Beamfo  !ioi;enüber  dem  mit  der  gewöhn- 
lichen Klopfertaste  arbeitenden  gebenden  Beamten  im  Vorteil;  man  i&t 
daher  neuerdings  dazu  übergegangen,  auch  zum  Geben  Apparate  zu  ver- 
wenden, die  wie  Schreibmaschinen  bedient  werden.  Ein  solcher  Apparat 
enth:11t  für  jedt^  Mor>;ezeichen  eine  Taste.  Kr  sendet  beim  Niederdrücken 
einer  Taste  selbständig  das  betreifende  Zeichen  in  die  Leitung.  Soll  der 
Apparat  zum  Nehmen  verwendet  werden,  so  wird  der  Mechanismus  für  die 
Stromsendung  durch  einen  Handgriff  ausgerückt;  er  arbeitet  alsdann  wie  eine 
gewöhnliclie  Schreibmaschine.  Die  Leistung  im  Abtelegraphieren  wird  durch 
Verwendung  dieses  Apparats,  dem  .Arbeiten  mit  der  Klopfertaste  gegenüber, 
um  25  bis  30  V.  H.  erhöht.  Die  praktische  Bedeutung  des  Apparats  liegt 
nicht  allein  in  der  Erhöhung  der  Telegraphiergeschwindigkeit,  sondern  auch 
darin,  dal?>  Beamte,  die  in  der  Handhabung  der  Taste  weniger  gewandt  sind, 
zu  guten  Leistungen  befähigt  werden.  Die  Bedienung  des  Apparats  soll  leicht 
zu  erlernen  und  nicht  besonders  anstrengend  sein. 


Das  Berliner  Postkursnetz. 
Von  Ober- Poslinspektor  Köhler  in  Berlin. 

5-  StadtgUterposten. 

Niclidem  wir  die  liet'ördcrungseinrichtungen  für  den  Brief-  und  \\^crt- 
s  iv henvcrkehr  kennen  gelernt  haben,  gehen  wir  zu  den  Paketbeförderungs- 
gelegenheiten der  Stadtpostanstalten,  den  Stadtgüterposlen ,  Uber,  die  zur 
unmittelbaren  Überweisung  der  L;e\vöhnlichen  Pjickereien  nach  den  Bahnhöfen, 

anssrlili^  1-lich  des  Görlitzer  Bahnhofs,  und  —  in  den  .Xbendstunden  —  nach 
dem  Holpusiauite  dienen.  Es  sind  dabei  Hauptwagen  (eigentliche  StadtgUter- 
posten), ständige  Beiwagen  und  Vorversande  zu  unterscheiden. 
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Die  Schwierigkeiten  der  Paketbefttrderang  liegen  darin,  daß  flür  die  Ab- 
send iing  der  bei  59  Stadtpostanstalten  angenommenen  Packereien  chs  ver- 
schiedene, voneinander  und  von  den  Stadtposf.mstalten  entternt  gelegene 
Bahnhöfe  in  Betracht  kommen.  Es  ergibt  &ich  daraus,  dal»  an  die  Gestaltung 
der  Schlufiseiten  für  die  einzelnen  ZOge  mit  PaketbefOrderung  in  Bertin  nicht 
die  gleichen  Anforderungen  gestellt  werden  können^  wie  in  einem  Orte  in  der 
Provinz,  wo  es  sich  —  von  den  grollen  Orten  abgesehen  —  im  allgemeinen 
nur  um  die  Beförderung  von  einer  Annalimcsteile  nach  einem  meist  nahe- 
gelegenen Bahnhofe  handelt. 

In  den  Vormittags-  sowie  in  den  ersten  Nachmittagsstunden  bfltt  sich  die 
Bediner  Paketauflieferung  in  mäßigen  Grenzen,  so  daß  es  in  diesen  Zeiten 
tunlich  ist,  ein  und  dieselbe  StadigQterpost  zur  Absendung  von  Paketen  für 
zwei  Bahnhöfe  nutzbar  zu  machen.  Im  weiteren  ist  seit  einiger  Zeit  dazu  über- 
gegangen worden,  in  den  Vormittagsstunden  der  Werktage  sowie  Sonntags  die 
gesamte  Pakelauf  lieferung  der  Postämter  mit  geringem  Packereiverkehre  mittels 
sogenannter  Sammelwagen  unsortiert  der  nächstgelegenen  Bahnhotspostansialt 
zuzuführen,  von  wo  aus,  unter  ZurUckbehaltung  der  Pakete  für  die  eigenen 
Kurse,  die  Wdtersendung  nach  den  Übrigen  Bahnhöfen  usw.  bewirkt  wird, 
sei  es  mit  geeignet  liegenden  Bahnhofeversanden  oder  mit  StadtgOterposten. 
An  die  Sammelwagen  sind  im  wesentlichen  die  Stadtpostanstalten  angeschlossen, 
die  aulierhalb  des  von  den  Fernbahnhöten  gebildeten  Ringes  liegen. 

■  Neben  der  Paketbetörderung  iindet  bei  den  Sammelwagen  und  einigen 
Stadtgülerposten  auch  Beförderung  von  Wertsendungen  nach  den  Bahnhofs- 
postanstalien  statt,  und  z\\;ir  insoweit,  als  die  Geldeinsammlungsfahrten  nach 
dem  Hotpostamt  und  die  abendh'chen  Geldversande  in  beziig  auf  die  Erreichung 
gewisser  Anschlüsse  dem  Bedürfnisse  nicht  genügen,  oder  als  es  erforderlich 
ist,  einen  Teil  der  Wertsendungen  den  Bahnhofispostanstalten  zum  rechtzeitigen 
Beginne  des  Umarbeitungsgeschäfts  auf  Abschlag  zuzuführen. 

Die  Zahl  der  Linien  nimmt  im  Laufe  de^  Nachmittags  entsprechend  der 
allmählich  sich  steigernden  Paketauf  iieferung  zu  und  erreicht  ihren  Höhepunkt 
nach  dem  um  7-^  Uhr  abends  erfolgenden  Schlüsse  der  Paketannahme;  es 
bedarf  alsdann  vielfoch  für  ein  Postatnt  der  Unterhaltung  einer  oder  mehrerer 
direkten  Verbindungen  nach  einem  und  demselben  Bahnhofe. 

Die  nachstehende  Tabelle  gewlihrt  einen  überblick  Uber  die  zu  Zeilen 
gewöhnlichen  Verkehrs  kursierenden  Stadtgüterposten  und  Sammelwagen: 


Nahcrc 

Zeit, 

Zahl 

Zahl 
der  an  die 

Beieichnung  der 

zu  der  die  Posten 

der 

einzelnen 
Linien  ange- 
■chlosseaen 

PoitlmMr 

Bemerkungen 

Posten 

verkehren 

Linien 

Sammelwagen*) . . . . 

I.  Stt  G'  P**) 

II.   

Vorversand  z. 

III.  St.  G.  P  

III.  St.'  ^y.  P.  ....... 


Werk  tags  verkehr. 
Nach  dem  P.  A.  4  (Stettiner  Bhf.). 


10— 11V2  V. 
. — 12' 

■3-5  N. 


I  I  '/.,V.— i2'/a  N. 


7V4-8N. 
7-9VsN. 


2 

ie  4 

I 

8 

1 

7 

8 

•—3 

10 

3—9 

.Cher  P  A,  lO  (l^hrter  bhf); 
i>.  .-iiich  1.  u.  IL  StG.P.  nacli 
S      P.A.  40K 


*)  Beförderung  von  Wertsendungen  für  die  P.  Ä.  4  u.  40. 
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Nähere 
Bezeichnung  der 
Posten 

Zeit, 
lu  der  die  Posten 
verkehren 

Zahl 
der 
Linien 

Zahl 
der  an  die 

einzelnen 
Unten  «ngc- 
■ChlosseiiL'ti 

PosKrotcr 

Bemerkungen 

Nach  dem  P.  A.  9  (Potsdamer  Bhf.). 


Sammelwagen^) . . . 
V.  V.  z.  I.  St.  G.  P. . 

I»    St«    G>  •••»••» 

V.  V.  2.  II.  St.  G,  P. 

Da  ^t«  G>  P*  ••<*•<« 


Sammelwagen*) .  .  . 
V.  V.  z.  1.  St.  G.  P. . 


II.      -  (Kurs 
Eisenach)  

II.  St.  G.  P.  (Kurs 
Dsdn.,Lzg.  u.  Au<l.) 

lU.  St.  G.  P.  (Kurs 
Eisenach)  

III.  St.  G.  P.  (Kur.s 
Dsdn.,  Lzg.  u.  An  !  ; 

IV.  St.  G.  P.  (Ausl.)  . 


9'/,-.o»/,V. 

2V,-5  N. 
7-8  N. 
7 — loN. 

2 

1 

4 
1 

16 

)c  4 
7 

9 — 12 
I 

i~8 

Nach  dem  P.  A. 

1 1  (Anhalter  Bh 

1 0 —  I  1  V. 
lo'/,— M'/aV. 

2 
4 

2  bz.  3 

4—7 

1  7,-3  N 

9 

4-8 

3~47iN. 

4 

2—8 

4-6  7,  N. 

1 1 

1-8 

47s-67sN. 

9 

1—9 

77,-8»/,  N. 

27 

1—6 

7V4-9N. 
-9  N. 

25 

9 

1—6 
t^4 

über  P.  A.  1 1  (Aob.  aiif.); 
(a.auch  V.  V.  s.  L  St  G.  P. 
nacti  P.A.  II). 


f.). 


Ober  P.  A.  y;     auch  V.  \'.  zur 
I.Sl.  G."P.  nacd  r*.  A  .)». 

Mit  SchaffDcrb^eituaK;^  Bc15p> 


Im  Sommer  nur  4  Ljnicn. 


Nach  dem  P.  A.  17   Schlesischer  Bhf.). 


Sammelwagen*) . . . . 
I  Cf.  n  P 

n.   

V.  V.  z.  III.  St.  G.  P. 

(Ostb.-Kurs)  

V.  V.  z.  III.  St.  G.  P. 

(Schles.-Kurs)  . .  . . 

in.st.G.p.  (o.tb.) . 

Jü.  •  (Sc  hl  es.) 
IV.      -      (Osib.)  . 

IV.  -  (Schles.) 

Sammelwagen*). . . . 

I.  St.  G.  P'*)  ••».••• 

II.  .   

Beiw.  z.  II.  St.  G.  P.  . 

V.  V.  z.  lU.      -  . 

III.  St.  G.  P.  (Kurs 
Lehrte  u.  Aus).)  .  .  . 

m.  St.  G.  P.  (Kur;. 

Hmb.)  

Beiw.z.III.St.G.P.. 


10 — 1 1  V. 

2 

je  3 

ii'/aV.— 172N. 

5 

5—9 

27,-47,  N. 

7 

3— '  « 

67,-7  7,  N. 

5 

2—6 

674-77,  N. 

6 

2—4 

.  -  1 ;  V 

D       /  ^2 

"T 
/ 

6 — 12 

3-7'  2  N. 

6 

7—10 

8—97,  N. 

16 

'—7 

872— 10  N. 

•3 

1—7 

Nach  dem  P.  A.  40  (Lehrter  Bhf 

10— iiVo  V. 

1 

3 

1 0 —  12  V. 

4 

5-8 

2';,  — ^  N. 

-1 

ö— 9 

4'',=-5N. 

3 

3—4 

6V,-7V4  N. 

1 2 

1—4 

7-9  N. 

14 

1— S 

77,-974  1;. 

1 1 

1—8 

77,-8V«N. 

»9 

1—5 

MitScIuffiBcrbci 
d«niof  T. 


Ober  P.A.  4lbMa.Bhf.ls 
•.  auctaI.v.n.St.G.P. 
P.A.  4. 


')  Beförderung  von  Wertsendungen  fdr  die  P.  A.  4  und  4a 
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Naher« 

Zeit, 

Zahl 

Zthi 

der  an  die 

fiesdchnung  der 

SU  der  die  Posten 

der 

einen 
Linien  ange- 

BemerJiungen 

Posten 

verkehren 

Linien 

schlossenen 

Poitimter 

St»  0>  P«>  •  •  • 


Sammelwagen 


Nach  dem  Hofpostamt. 

•1    7V«-9'/..N.    I     6     I    7-9  I 

Son n tags verk eil  r 

Nach  dem  P.  A.  4  (Stettiner  Bhf.). 

Q— loV.      I     -1     I  4bz.  5  |j 
•'/-2'.N.    I     .     I      4  |t 

Nach  dem  P.  A.  9  (Potsdamer  Bhf.). 


S.«iidiaStGwR 

nacb  P.A.  40  (UbiMr  WbÜ, 


Sammelwagen  

ü —  1 0  V. 

I 

6 

2  N. 

1 

3 

Nach  dem  P.  i 

1  (Anha 

ter  Bhf.). 

Sainnielwagen  

() —  1 0  V. 

1 

6 

I.  St*  0«  P« 

■3 

4-6 

u.  -   

1—3  N. 

3 

5—7 

Die  I'.ikeic  von  den  an  die 
Sa;ii:iicl ',va(;cn  nicht  ange- 
schlossenen l'usticnteni  für 
P.  A.  9  werden  dlxr  te 
HoQ^tamt  gclcHct 


Nach  dem  P.A.  17  (Schlesischer Bhf.). 


Sammelwagen  

9— loV. 

3 

4  bz.  b 

!•  Sl^*  «••••••• 

10 — 11  V. 

3 

2—6 

Sammelwagen  

t— 2  N. 

1 

4 

\L»    St*    Cja  I^» 

4 

2—7 

Nach  dem  P.  A.  40  (Lehrter  Bhf.). 

Sammelwagen  .... 

9 — IG  V. 

I 

4 

1.  St.  G.  P  

10—11  V. 

3 

2  —  6 

1—2  N. 

3 

1  —  3  N. 

3 

Nach  dem  Hofposiamt. 

•  V4-3V«  N. 

5 

9-15 

Ob«rP.A.4(SMn.Bli£|. 


Mit  Seluflierbeglcitung.  B«- 
fBrdcninf;  der  Sonntags  t>e| 
den  Madipo»tanstallen  2ur 
Aun;efcrung  kommeiidco 
Wertsendungen 
HofposUint. 


6.   ZcitLings-,  Zoll-,  Beutel-  usw.  Versande. 

Von  sonst  noch  in  Ikrlin  verkehrenden,  durcb^Pferdekraft  beförderten 

Versanden  sind  zu  nennen: 

5  Zeit ungs versande  vom  Postzeitungsamte  nach  dem  Brietpostamt  und 
nach  einigen  Stadtpostanstalten  mit  starkem  Zeitungsverkehr,  denen  die  Morgen- 
Und  Abendausgaben  der  Berliner  Zeitungen  nicht,  wie  den  übrigen  Ämtern, 
mittels  der  Brief-  oder  Geldbestellungsfahrlen  zugesandt  werden  können; 

30  Zollversan  de,  die  zwischen  dem  Hofpostamte,  dem  Paketpostami 
und  den  4  Postverzoilungssteilen  bz.  der  Fleischbeschaustellc  verkehren  und 

.  j  ^  od  by  Google 
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zur  Beförderung  der  zoll-  und  beschaupflichtigen  Packereien  mit  und  ohne 

Wertangabe  nach  Jen  Verzollungsstellen  und  zurück,  sowie  daneben  zum 
Austauscli  anderer  Pakete  zwischen  Hof-  und  Paketpostamt  dienen;  dazu  ge- 
hören die  für  die  sogenannten  Außenreviere  eingehenden  Wert-  und  Einschreib- 
pakete, deren  Bestellung  dem  Paketpostamt  Übertragen  ist,  wahrend  in  der 
Hauptsache  die  Bestellung  der  Wertpakete  in  Berlin  su  den  Geschiften  des 
Hofpostamts  gehört; 

5  Beutelversande  zum  Austau^cfje  leerer  Brief-  usw.  Beutel  zwischen 
Bricfpo^tamt,  Po^tzeitunii;'- mit  und  den  Bahnpo^tacntern, 

sowie  endlich  einige  i^aiinen  zur  Überführung  von  den  bei  Zwcigpostümtcrn 
angenommenen  Postsendungen  nach  den  Hauptpostämtern. 

7.  Landposten. 

Den  bisher  besprochenen  Stadtpostfahrten  reihen  sich  noch  die  soge- 
nannten L.andpoNten  an.  das  sind  die  Güter-  und  Kariolposten  vom  Brief- 
b/..  HülposUunte  nach  Orten  der  Umgebung  Berlins,  die  da  in  den  Post- 
beförderung.sdiensl  eingreifen,  wo  es  entweder  an  Eisenbahnverbindungen  fehlt, 
oder  aber,  wo  die  Benutzung  der  EisenbahnzUge  zur  Paketbeförderung  sich 
wegen  der  Bahnhofsverhältnisse  usw.  verbietet.  Die  Zahl  der  Landpostkurse 
belauft  --icfi  auf  17;  die  Posten  verkehren  vorwiegend  1  mal,  auf  einigen  Kursen 
3  mal  täglich  in  jeder  Richtung.  Aul  den  bedeutenderen  Linien  laufen  neben 
den  Hauptwagen  regelmäßige  Pflckereibeiwagen.  Zumeist  sind  die  Posten  nuch 
Uber  eine,  in  der  Richtung  des  Kurses  gelegene  Bahnhofspostanstalt  geleitet 
zur  Aufnahme  vn-i  ! .aJnngsgegenständen ,  die  mit  Bahnposten  daselbst  ein- 
gegangen oder  mit  Hahnhoi'sversanden  von  den  übrigen  Bahnhöfen  aus  dahin 
gesandt  worden  sind.  Bei  allen  diesen  Posten  handelt  es  sich  lediglich  um 
Hin«  und  Rttckfohrt  auf  demselben  Wege. 

In  einigen  Vororten  werden  die  Gespanne,  denen  die  Beförderung  der 
Haupt-  oder  Beiwagen  obgelegen  hat,  wifhrend  des  Überlagers  ftlr  die  Paket- 

be&tellung  nutzbar  gemacht. 

Die  näheren  Angaben  über  die  Landposten  lindet  der  Leser  im  Leitheft 
unter  10$  a. 

8.  Allgemeines  Ober  die  mittels  Pferdekraft  beförderten 

Posten. 

Für  die  innerhalb  Berlins  verkehrenden  Posten  ist  die  BefOrderung:> - 
fr  ist  bei  Verwendung  von  Kariolpostwagen  und  einspännigen  GQterpostwagen 
leichter  Bauart  auf  190  m,  bei  Verwendung  der  einspännigen  GUterpostwagen 
normaler  Bauart  und  bei  allen  zweibpünnigen  Fahrten  auf  160  m  für  die 
Minute  festgesetzt  mit  der  Mafigabe,  dafl  fllr  das  Befohren  besonders  lebhafter 
SfraiJen  und  Pltftzc  eine  angemes.sene  Erhöhung  eintritt.  Die  Festsetzung 
der  BelörJ  riingsfirtsten  bei  den  Landposten  erfolgt  nach  den  allgemeinen 
Besiimnmn^eii. 

Die  Besorgung  des  gesamten  Postfuhrwesens  in  Berlin  und  den  Vororten 
einschliefilich  der  Bestellungsfahrten  ftlr  Pakete  mit  und  ohne  Wertangabe 
liegt  fast  ou'-sohlielilich  der  unter  der  Leitung  des  Postfuhramts  Stehenden 
reichseit;enen  Posthaherei  ob,  bei  der  zLir  Zeit  'i'>^  Po^tillone  und  1276  Pferde 
unterhalten  werden.  Sün>lige  Posthaltereien  bestehen  innerhalb  des  Ober- Post - 
direktion.sbezirks  Berlin  nur  in  Grofi-Lichterfelde  für  die  Paketbeslellfahrten  und 
in  Steglitz  für  die  PaketbestelU  und  einige  Bahnhofefahrten. 
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Zu  den  Geschäften  des  Poslfuhramts  gehören  auLWr  dem  Fuhrwes^en  alle 
die  Postkurswagen  betreffenden  Angelegenheiten. 

Oer  Wagenpark  setzt  sich  zusammen  aus: 

37  Kariolpostwagen, 

221  einspännigen  Gütoi  pü>twagen, 
413  zwei^'pännigen  Güterpostwagen, 
254  einspannigen  Bestellwagen, 
83  zweispünnigen  Bestellwagea  und 

40  Fcklpnstu  agcn,  die  in  Zeiten  starken  Verkehrs  als  Kurs-  und  Be- 
stell wagen  mit  verwendet  werden, 

zus.  1049  Wagen. 

Die  Wa)jen  entsprechen  hinsichtlich  ihrer  Bauart  und  der  Verschiußmittel 
zum  Ql^rwiegenden  Teil  den  allgemein  vorgeschriebenen  Normen.  Als  Post- 
kurswagen von  abweichender  Bauart  sind  zu  nennen: 

53  Gcl-Wagen  ;  i  sp.  Güterpostwagen  leichter  Bauart  ohne  Vorderladeraum) 
zur  Verwendung  bei  den  Briefbestellungs-  und  Einsammlungsfahrten  sowie  bei 

den  ßriefversanden; 

21  Gal -Wagen  (2  ^p.  Güterpostwagen  leichter  Bauart  ohne  ' 
Vorderladeraum), 

44  Gaz -Wagen  (2sp.  Giiterpn'itwagen  ohne  Yorderladeraum 
mit  ziisamnK'nlegbarein  Obcr^c^tcil),  und 

iö  Ga -Wagen  besonderer  Bauart  (ohne  VorJcrladcruum  mit 
tief  herabgehendem  Wagenkasten) 

ferner  7  B -Wagen  (isp.  Pakctbestcll wagen  mit  Vorderladeraum)  zur  Ver- 
wendung als  Postkurswagen  bei  Posten  nach  solchen  Orten,  wo  das  Gespani 
während  des  Slilhigers  die  Paketbestellung  zu  verrichten  hat. 

Die  Gesamtzahl  der  vom  Poslfuhramte  täglich  im  legehnaiiigen  Postbe- 
fÖrderungsdienste  zu  verrichtenden  Fahrten  aller  Art  belttuft  sich  auf 
1910  Fahrten; 

im  Nebcnfuhrdienst  sind  im  Durchschnitt  täglich  zu  leisten: 
80  Bc'iwagentahrten  zu  den  Bahnhotsversanden  und 
55  Beiwagenfahrten  zu  den  StadtgUterpostcn,  Brief bestellungsfahrten, 

Zoll  versanden  usw.,  dazu  i.  D. 
300  Paketbestellungsfahrten,  so  daß  'die  tägliche  Gesamtleistung  sich 

auf  etwa 

2345  P'ahrten  bezitfert. 

Von  Interesse  dürfte  hierzu  die  Mitteilung  »-ein,  ilaß  die  PostfuhrvcrgUtung, 
die  den  wesentUchsten  Einnahmeposten  in  der  besonderen  Rechnung  der  reichs- 
eigenen Posthalterei  darstdlt,  für  das  Rechnungsjahr  1903  mit  1  858  2Ö5  Mark 
erscheint,  wtfhrend  die  Nebenfuhrkosten  136848  Mark  betragen  haben. 

Außergewöhnliche  Anforderungen  treten  in  den  Zeiten  vor  Ostern,  Pfingsten 
und  Weihnachten  mit  Jer  rogelmälJig  wiederkehrenden  Steigerung  dos  Orts- 
und  Durchgangspackereiverkehrs  an  das  Postfuhramt  heran.  Die  Zahl  der 
Bahnbofsfahrten  und  Stadtgüterposten  erfahrt  in  diesen  Zeiten  eine  derartige 
Zunahme,  daß  zur  Einstellung  von  Aushulfspferden  und,  vor  Weihnachten, 
auch  von  .\ushUlfswagen  geschritten  werden  muß.  Die  Gestellung  von  Aus- 
hUlfspterden  und  Wagen  ist  durch  Verträge,  die  mit  Privat- Fuhrunternehmern 
abgeschlossen  sind,  sichergestellt.  Zur  Gewinnung  eines  annähernden  Bildes 
von  dem  Umfitnge  des  Fuhrdienstes  in  der  Weihnachtszeit  möge  die  Angabc 
dienen,  daß  am  23.  Dezember  1902  (einschl.  der  Leistungen  im  Paketbesteltungs- 
dienst)  insgesamt  4273  Fahrten  zu  leisten  waren. 
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9.  Stadt-  und  Ringbahn. 

Hinsichtlich  der  Postbeförderung  auf  der  Stadt-  und  Ringbahn  im 

Orls-  und  V'orortsverkehr  gilt  in  der  Hauptsadw  heilte  noch,  was  der  aus- 
führliche Aufsatz  nuf  S.  1 6 1  ff.  dc'N  Archivs  vom  Jahre  1883  darüber  besagt; 
es  tindet  fast  durchweg  nui  Brief bcutelbcförderung  unter  Begleitung  von  Post- 
unterbeamten  statt.  Postverbindungen  dieser  Art  werden  im  wesentlichen 
unterhalten : 

twischen  dem  Briefpostamte  sowie   den  Postämtern  9   (Potsd.  Bhf.) 

und  17  (Schles.  Bhf.^  einerseits  und  einer  Anzahl  von  Vororlen 

andererseits,  ferner 
zwischen  den  zur  Stadtbahn  günstig  gelegenen  Postflintem  in  Berlin 

und  ChnrI Ottenburg  einerseits  und  dem  Postamt  17  (Schles.  Bhf.) 

andererseits. 

Die  Zalil  der  in  dieser  Weise  postscilig  benutzten  Stadt-  und  Kingbahnzüge 
beIVuft  sich  gegenwärtig  auf  54. 

Bei  den  Fernzügen  nach  dem  Osten  und  nach  Schlesien,  die  am  Bahn- 
hofe Cliarloftenburi;  entspringen,  aber  er^t  vom  Schlesischen  Bahnhof  ab  Bahn- 
posthegleitung  erhalten,  sind  nach  wie  vf>r  Anhifngehrief kaufen  im  riehriujch, 
in  welche  auf  den  Stadtbahnhöfen  die  aus  den  Eahnliotsbi  ief kästen  herrührenden 
Briefi&endungen  für  den  Kurs,  mehrfach  auch  Briefpakete  geringeren  Umfanges, 
eingelegt  werden.  Die  Entleerung  der  Anhängekasten  findet  auf  dem  Schlesi- 
schen Bahnhof  innerhalb  der  Bahnpostwagen  statt. 

10.  Elektrische  Bahnen. 

Die  in  Berlin  selbst  sowie  zwischen  Berlin  und  den  Vororten  verkehrenden 
elektrischen  Straßenbahnen  gehören  acht  verschiedenen  Unternehmungen  an; 

es  sind  dies: 

ii]  Große  Berliner  StraL^enbahn. 

b)  Berlin  -  Charlottenburger  Stral^cnbahn, 

c)  Westliche  Berliner  Vorortbahn, 

d)  Südliche 

e)  Berliner  elekfri>.che  Straßenbahnen, 

f)  Berhner  Ostbalinen, 

g)  Straßenbahn  Berlin  «Hohenschönhausen, 

h)  -        Warschauerbrücke- Zentralviehhof. 

Dazu  kommt  die  elektrische  Hoch-  und  Untergrundbah  n,  die  ebenso 
wie  die  unter  h)  aufgeführte  Niveaubalin  von  der  Gesellschaft  für  elektrische 
Hoch-  und  Ünlergrundbahncn  betrieben  wird. 

Im  Anschluß  an  die  Festsetzung  im  $.  42*  des  Kleinbahngesetzes  vom 
28.  Juli  1893  sind  mit  samtlichen  8  Unternehmungen  wegen  postseitiger  Be- 
nutzung ihrer  Bahnen  Vereinbarungen  getrotfen,  aufGiiind  deren  die  elektrischen 
Bahnen  in  ausgedehntem  Maße  zur  Brief beutelbetOrderung  nutzbar  gemacht 
werden.  Diese  erstreckt  sich  sovrohl  auf  die  Absendung  von  Briefkarten- 
sciilihsci^  mit  aufgelieferten  Briefen  von  Stadt-  und  Vorortspostanstalten  nach 
den  Bahnhöfen,  dem  Briefpostamt  und  anderen  Stadtpostnnstalten  (vielfach  zum 
Anschluß  an  Brietversande)  als  auch  zur  Überweisung  von  Briefbeuteln  mit 
zur  Bestellung  eingegangenen  Briefen  von  den  Bahnhöfen  und  dem  Briefpost- 
amte nach  Stadt-  und  Vororlspostanstalten. 

D'e  l'.riefbeutelbeförderung  erfolgt  auf  den  Bahnen  der  genannten  Unter» 
nehmunf^en  durch  Püstunterbeiimte.  Kine  hietvcui  ninveichende  Bcfürderungs- 
wei>e  tiudet  sich,  wie  liier  eingeschaltet  werden  möge,  auf  den  zwischen  Steglitz 
einerseits  und  Groß  -  Lichterfelde  sowie  Sttdende  andererseits  verkehrenden 


Das  Berliner  Postkorsneu. 


601 


Strafienbahnitnien   der  Aktiengeselischaft  Siemens  &  Halske.    Dort  werden 

zwischen  den  PostHnitern  on  den  3  Vororten  tc  vor  dem  Beginne  der  Brief- 
bestellungen Hrielscndungen  unter  Verwendung  verschlossener  Taschen  aus- 
getauscht, die  dem  Wagenführer  übergeben  und  von  diesem  mittels  eines  an 
der  Tasche  befestigten  eisernen  Hakens  am  Fllhrerstand  angehängt  werden. 
Die  Zuführung  und  Abholung  am  Anfangs-  und  Endpunkte  geschieht  durch 
Postun  terheamte 

Bei  der  Slrubenbalin  -  Postbeiörderung  in  Berlin  u&w.  sind  im  allgemeinen 
ai  unterscheiden 

a)  die  Straßenbahnversandc  im  enteren  Sinne,  bei  denen  ein  Unterbeamter 
auf  der  Fahrt  nach  einem  Bahnhof  (jder  nach  dem  Briefpostamte  die 
Bricfbeutc!  der  am  Kurs  ^ele^enen  Ämter  einsammelt,  und 

b)  sonstige  Beförderungen,  die  sich  nur  auf  den  Fransport  einzelner 
Beutel  von  Amt  ta  Amt  erstrecken. 

Versande  der  zu  a)  bezeichneten  Art  verkehren  nach  dem  Potsdamer,  An- 
halter und  Schlesischen  Bahnhof  und  nach  dem  Brietposfamte. 

Aus  der  durch  das  Kleinbahngesetz  gezogenen  Grenze  ergibt  sich  in  Ver- 
bindung mit  dem  starken  Personenverkehr,  dafi  die  Straßenbahnen  als  Mittel 
zur  Fortschaffung  von  Briefbeuteln  nur  soweit  in  Frage  kommen  können,  als 
Gewicht  und  Umfang  der  Beutel  eewisse  Grenzen  nicht  überschreiten. 

Die  Vergütungen  für  Benutzung  der  Straßenbahnen  zur  Postbeförderung 
werden  an  die  einzelnen  Unternehmungen  nach  verschiedenen  Grundsätzen  und 
in  verschiedener  Form  entrichtet, 

teils  durch   l.ösung  unpersönlicher  Zeitkarten  zum  gewöhnlichen 

Abonnementspreise, 
teils  gegen  feststehenue  Bauschvergütung, 

teils  im  Wege  monatlicher  Abrechnung  auf  Grund  von  Monatskarten, 

auf  denen   jede  mit  der  H;ilfle  des  gewöhnlichen  Fahrpreises  zu 
vergütende  Fahrt  niitteN  Durclilochun;^  t^ckennzeichnet  wird, 
teils  endlich  gegen  im  voraus»  zum  halben  Preise  erfolgende  Lösung 
von  Fahrkarten,  die  den  Postbegleitern  von  der  vorgesetzten  Post- 
anstalt nach  Bedarf  verabfolgt  werden. 
Auf  alle  Straßenbahn  -  Po'^tkursc  im  einzelnen  naher  einzugehen,  verbiete 
der  zur  Verfügung  stehende  Raum.   Besondere  Erwilhnung  gebührt  indes  der 
Hoch-  und  Untergrundbahn  als  dem  schnellsten  Verkehrsmittel  Berlins.  Hin- 
sichtlich ihrer  Linienführung  usw.  kann  auf  S.  282  ff.  des  Archivs  von  1 902  ver- 
wiesen werden.  Auf  beiden  Strecken  (Oststrecke:  Potsdamer  Platz-Warschauer- 
brücke; Weststrecke:   Potsdamer  Platz- Zoologischer  Garten)  werden  in  jeder 
Fahrtrichtung  je  9  Züge  zur  Bctörderung  von  Briefbeuteln  für  vom  Potsdamer 
und  Anhalter  Bahnhof  abgehende  EtsenbahnzQge  sowie  von  Taschen  mit  Orts- 
sendungen für  die  am  Austausche  beteiligten  und  die  an  den  Westlinien  der 
Briefbestellungsfahrten  t^elegenen  Postämter  benutzt.    Als  Endstation  der  West 
strecke  ist  nicht  der  jetzige  Endpunkt  »Knie  (Charlottenburg)a,  sondern  die 
vorliegende  Station  »Zoologischer  Garten«  genannt,  weil  auf  dieser  die  post- 
seitige  Benutzung  beginnt  und  endigt.   An  dem  Austausche  nehmen  teil:  auf 
der  Oststrecke  13,  auf  der  Weststrecke  12  Postämter. 

Soweit  die  HauptkartenschltHse  diesi  r  l^ovianstalten  sich  wei;en  ihres  Um- 
ganges zur  Absendung  mit  der  Hoclibalm  nicht  eignen,  werden  mit  derselben 
In  geeigneten  Fallen  wenigstens  Spall ingskartenschlQsse  abgesandt,  wodurch 
mehrfach  eine  wesentliche  Verbesserung  der  Schlullzeiten  für  wichtige  ZOge 
erzielt  worden  ist. 

Eine  nennenswerte  Förderung  hat  vermöge  der  Hoch-  und  Untergrund- 
bahn femer  die  Verbindung  zwischen  den  westlichen  Postämtern  Berlins  einer- 
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seils  und  den  PostansUi'tt-n  in  Charlottcnburg  sowie  Wilmersdorf  andererseits 
erfahren.  Die  Povlbclördcriingen  auf  der  W'evl^-trecke  der  Hochbahn  sind 
nämlich  den  Briet  bestellung:»-  und  Einsammlungsfahrten  der  beim  Postamte  9 
(Potsd.  Bhf.)  zusammentre^nden  3  W>  Linien  engepafit^  und  es  hat  sich  auf 
diese  Weise  in  der  Briefbeförderung  zwischen  dem  ganzen  westlichen  Berlin 
und  Charlottenburg  eine  Beschleunigung  um  eine  Briefbe&tellung  erreichen 
lassen. 

Einschreibbriefe  sind  allerdings  von  der  Bctordcrung  mit  der  Hochbahn 
wegen  der  Eigenart  des  Betriebs  (starker  Personenverkehr,  äufierst  kurze  Halte- 
zeiten, Beschwerlichkeit  und  Unsicherheit  des  Ohei^bqteschttfts  und  der  Unter- 
bringung der  Ladung  im  Wagen)  ausgeschlossen  worden.  Immerhin  sind  die 
Vorteile,  weiche  die  Hochbahn  durch  ihre  Fahrge.schwindigkeit  der  Brief be- 
fOrderung  gebracht  hat,  nicht  gering  anzuschlagen.  Die  6,7  und  4,3  km  langen 
Strecken  werden  in  13  und  10  Minuten  zurückgelegt,  wobei  zu  berücksichtigen 
ist,  vla(.>  Jic  Züge  auf  der  einen  Strecke  an  7,  auf  der  anderen  an  3  Zwischen- 
stationen haltrii. 

Wegen  Lmrichlung  elektri.sch  betriebener  l^äckcreiversande  zwischen  den 
Bahnhöfen  und  dem  Paketpostamt  unter  Mitbenutzung  der  Strafienbahngleise 
haben  wiederholt  Erörterungen  geschwebt.  Dk  0  haben  indes  bisher  zu  einem 
befriedigenden  Erpehnisv.e  nicht  geführt.  Hindernd  hat  sich  namentlich  der 
Haummangel  auf  den  Bahnhöfen  entgegengestellt,  der  es  unmöglich  macht, 
die  erforderlichen  Anschlußgleise  anzulegen  bz.  die  elektrisch  zu  betreibenden 
Straßenbahn-Postwagen  an  die  Verladeplllt^e  heranzubringen. 

II.  Rohrpost. 

Die  R  o  hr p o  1 a  n  1 .1  LI  0 ,  an  die  aiil>cr  Ik-rh'ner  Post-  und  Telegraphen- 
anstaiten  auch  die  I\j>iauucr  in  Ciiarloltenburg,  Rixdorf,  Schöneberg  und 
Wilmersdorf  angeschlossen  sind,  ist  zwar  in  erster  Linie  fttr  den  eigentlichen 
Rohrpost-  und  den  TcK  i;i,i-iiinverkehr  bestimmt;  es  hat  sich  aber  im  L^ufe  der 
Zeit  die  Notwendigkeit  ergeben,  sie  daneben  auch  der  Beförderung  anderer 
Versendungsgegenstände  dienstbar  zu  machen.  Wegen  ihrer  ausgedehnten 
Benutzung  zur  beschleunigten  Überweisung  der  Eilbriefe  von  Stelle  zu  Stelle 
kann  auf  den  Aufsatz  in  Nr.  12  des  Archivs  MDm  laufenden  Jahre  (s.S.  357  ff.) 
verwiegen  werden.  Außerdem  dient  sie  zum  Austausche  fehlgeleiteter  gewöhn- 
licher Briefsendungen  zwischen  den  Bestellpostanstalten  und  innerhalb  gewisser 
Grenzen  zur  Beförderung  der  Begleitadressen  zu  zollpflichtigen  Paketen,  deren 
postseitige  Verzollung  von  den  Empfängern  beantragt  worden  ist,  von  den 
Stadtpostanstalten  nach  den  Post -Verzollungsstellen. 

12.  Botenposten. 

Flir  den  Austausch  fehlgeleiteter  Briefe  werden  zahlreiche,  zwischen  benach- 
barten Amtern  verkehrende  Botenposten  unterhalten,  mit  denen  die  beteiligten 

Postanstalten  zugleich  die  bei  ihnen  aufgelieferten,  VOm  Nachbaramt  aus  zu 
bestellenden  Briete  usw.  absenden.  Botenposten  dieser  Art  verkehren  zumeist 
zwischen  Post^üiutern,  die  nicht  an  die  gleiche  Linie  der  Bestellungs-  und 
Einsammlungsfahrten  angeschlossen  sind,  ferner  auch  zwischen  Berliner  Ämtern 
und  benachbarten  Vorurts-Postanstalten.  Die  Unterhaltung  solcher  besonderen 
Ausgleichsverhindungen  i^f  uni  deswillen  von  großer  Bedeutung,  weil  an  der 
Peripherie  Betlins  und  in  den  angrenzenden  Nachbarorten  die  politische 
Zugchoiigkeil  der  StiaLk'iuUge  sich  vielfach  nicht  mit  dem  Namen  der  zu- 
ständigen Bestellpostanslalt  deckt  und  dieser  Unterschied  bei  der  Adressierung 
der  Briefsendungen  häufig  unbeachtet  gelassen  wird. 
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Botenposten  zu  Fuß  verkehren  femer  de,  wo  es  sich  um  die  Absendung  von 
ßrielkarten Schlüssen  für  Bahnpo^tcn  nach  einem  nahe  gtlcs^i  nm  Bahnhof  oder 
—  zum  Anschhiß  an  einen  Briet-  oder  Stra0enbahnver:>anii  —  nach  einem 
benachbarten  Postamte  handelt. 

Hierher  gehOren  auch  die  zahlreichen  Botenposten,  die  zwischen  den  Zweig- 
postämtern ohne  AbfertigungsJtenst  und  den  HauptpostJfmtern  unterhalten 
werden  und  zur  Überweisung  der  bei  den  Zweigämtern  angenommenen  Sen- 
dungen dienen.  Die  Brietsendungtn  werden  zumeist  durch  die  Kastenleerer 
gelegentlich  der  Leerungsgänge  abgeholt,  wobei  Einschreibbriefe  und  Post- 
anweisungen in  verschließbaren  Ledertaschen  verwahrt  werden.  Wertsendungen 
werden  unter  Beobachtung  der  gebotenen  Sicherheitsvorkehrungen  in  verschließ- 
baren Kästen  nach  den  Hauptpostämtern  geschafft.  Nur  in  wenigen  Aus- 
nahmefällen, in  denen  Menschenkraft  nicht  ausreicht,  ist  die  Beförderung  von 
den  Zweig-  noch  den  Hauptämtern  mittels  Fuhrwerks  vofgesehen. 

Von  den  Botenposten,  die  mittels  Fahrrads  befördert  werden,  haben 
bereits  diejenigen  Erwähnung  gefunden,  welche  zur  Beförderung  von  Karten- 
schlUssen  mit  Paketadressen  von  den  Bahnhöfen  nach  dem  Paketpostamt  unter- 
hallen werden;  zur  Verwahrung  der  Beutel  dient  dem  Boten  ein  Rucksack. 

In  gleicher  Weise  ist  eine  zwischen  Charlottenburg  2  und  Friedenau  täglich 
6  mal  verkehrende  Botenpost  eingerichtet,  welche  die  Postämter  Berlin  \V.  15 
und  Wilmersdorf  berührt  und  einerseits  dem  Brietverkehr  dieser  4  Postämter 
untereinander  sowie  dem  Auslausche  fehlgeleiteter  Briefe  dient,  andererseits 
auch  die  Verbindung  mit  den  von  Schöneberg  über  Friedenau  nach  Steglitz 
verkehrenden  SfmlJenbahn  -  Botenposten  vermittelt  Letztere  haben  weiterhin 
Anschluß  an  die  oben  erwähnte  Bricfbeförderung  mittels  Straßenbahn  nach 
Groii-Ljchlerklde  und  SUdende.  Aut  diese  Weise  ist  eine  enge  unmittelbare 
Verbindung  zwischen  den  bedeutenderen  Vororten  des  Westens  und  Südwestens 
von  Berlin  geschaffen. 

Während  die  bisher  besprochenen  Postbctörderungen  durch  Menschenkraft 
im  allgemeinen  lediglich  dem  Briefverkehre  dienen,  t)ndet  in  der  Richtung  von 
Berlin  nach  gewissen  Vororten  auch  eine  Beförderung  von  Paketen  durch 
Postunterbeamte  statt.  Der  Umstand  nSmlich,  daß  die  GUterposten  nach  den 
Vororten  au  Werktagen  7.umeist  nur  2  mal  (früh  und  mittags^  an  Sonn-  und 
allgemeinen  l  eiertagen  nur  1  mal  (Irüh)  kursieren,  hat  zu  der  Einrichtung  ge- 
führt, daß  die  je  nach  Abgang  der  letzten  GUterpost  in  Berlin  zur  Auflieferung 
kommenden  oder  von  außerhalb  eingehenden  dringenden  und  Eilpakete  an 
Einwohner  in  jenen  Vororten  durch  besondere  Boten  weiterbefördert  werden; 
diese  Einrichtung  ist  auf  solche  Vororte  beschränkt,  welche  durch  Straßen- 
bahnen oder  Vorortzüge  schnell  zu  erreichen  sind.  Die  Gestellung  des  Boten 
ist  je  nach  der  Lage  des  Vororts  Sache  des  Hof-  bz.  Briefjpostamts  oder  einer 
der  Bahnhofspostanstalten.  — 

Im  Vorstehenden  glauben  wir  im  wesentlichen  alle  Einrichtungen,  welche 
für  den  Postbeförderungsdienst  in  Berlin  und  in  den  Vororten  gelrollen  worden 
sind,  vor  Augen  geführt  zu  haben.  Die  Leser  werden  daraus  entnehmen 
können,  welch  umfangreiche  und  vielgestaltige  Materie  das  Bertiner  Postkurs- 
wesen darstellt. 
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ConstantinopeL 
Von  Ober- Postpraktikant  Ledftt  in  Berlin. 
(Sdilnfl). 

Verkehrswesen, 
a)  Eisenbahnen. 

-  Die  Anregung  zu  einem  Anschlüsse  des  otlomanischen  Reichs  an  das 

europäische  Eisenbahnnetz  soll  dem  Sultan  Abdul  Aziz  der  Besuch  der  Pariser 
'  Ausstellung  im  Jahre  1867  gegeben  haben.  Von  den  Bewerbern  um  die  Aus- 
führung dieses  Planes  erhielt  im  Jahre  1869  der  internationale  Unternehmer 
Baron  Hirsch  von  der  tUrlcischen  Ri^iening  die  Konzession  zum  Baue  «ner 
Eisenbahn  von  Constantinopel  bis  Serajewo  und  von  vier  Zweiglinien.  Hirsch 
gründete  zwei  Gesellschaften,  nämlich  die  Socicte  imperiale  des  Chemins  de 
fer  de  la  Turquie  d'Europe,  der  er  die  Konzession  abtrat,  und  die  Compagnie 
generale  pour  TExpIoitation  des  Chemins  de  fer  de  ta  Turquie  d'Europe, 
welche  die  Mieterin  der  Sod^e  imperiale  werden  sollte.  Dieses  Übereinkommen 
wurJe  jedoch  --püter  wieder  riicki;:fnf^i^  gemacht,  die  Societc  imperiale  wurde 
zur  BaunnternciimL-riu  tür  Rechnung  der  Regierung  und  löste  sich  nach  Fertig- 
stellung des  Baues  (1264  km)  auf.  Die  Compagnie  d 'Exploitation  des  Chemins 
de  fer  orientaux,  die  das  Netz  gegenwärtig  in  Betrieb  hat,  ist  im  Jahre  1878 
gegründet.  Das  Kapital  der  Gesellschaft  beträgt  50  Millionen  Franken.  Ihr 
Netz  umfaßt  die  Linien  Constantinopel  -Adrianopel.  Bcllowa-Tirnowa— Varaboli, 
Dedcagatsch-Adriaiiopel,  Siilonik-C>kUb  und  Mitiuwitza,  Nova  Zagora-Tschirgan. 
Das  Betriebsergebnis  erhellt  aus  folgenden  Zahlen: 


Betriebs)ahr 

im 
Betriebe 

Brutto -Einnahme 
f&r  das  Kilometer 

1  :  . ; 

Anzahl 

der  beförderten 

P,,;.:,,,,,  r,.- 

Gaterfe^)niir 

.11  ■]  iinnf  11 

1890 
1893 
1900 
1901 

1  264 
I  264 
1  287 

»343 

10  273 

9  272 
7840 
845a 

■J.  449  942 

3  M 
4274316 

4335818 

1 

492  090  y 
570  581  , 

455O5Ä; 
6170^  ^ 

Die  Bedeutung  der  orientalischen  Bahn  für  Constantinopel  li^  auf  der  Hand. 

Abgesehen  davon,  daU  eine  schnelle  und  bequeme  Verbindung  mit  Westeuropa 
geschaffen  ist,  durch  die  jährlich  eine  gro(>e  .'\nzahl  von  Reifenden  und  Touristen 
nach  der  Hauptstadt  des  oltomanischen  Reichs  gezogen  wird,  hat  auch  der 
Güterverkehr  durch  sie  eine  wesentliche  Förderung  und  Erleichterung  erfahren, 
besonders  in  Fällen,  wo  das  Verlangen  schneller  Lieferung  den  langsameren, 
wenn  auch  bedeutend  billigeren  SchitTstransport  ausschließt. 

Von  nicht  geringerer  Wichtigkeil  für  Constantinopel  ist  die  Anatolische 
Bahn,  die  in  Haidar  l^ascha  auf  der  asiatischen  Seite  gegenüber  von  Stambui 
ihren  Ausgang  nimmt.  Sie  ftlhrt  durch  reiche  und  fruchtbare  Gebiete  Klein« 
riMcn-^  und  verbindet  die  entfernteren  wirtschaftlich  bedeutenden  Vilajets  mit 
der  Landeshauptstadt.  Der  er'«t  in  Jen  letzten  Jahren  ausgebaute  Hafen  in 
Haidar-Pascha  ist  für  die  Weitersendung  der  mit  der  Bahn  aus  dem  Inneren 
bezogenen  Gfiter  von  besonderem  Vorteil.  Eine  Bedeutung  für  den  Welt* 
verkehr  wird  die  Bahn  erlangen,  wenn  das  Projekt  der  Bagdadbahn,  die 
xukünftige  Verbindung  Constantinopels  und  damit  Europas  mit  dem  Indischen 
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Ozeane,  verwirklicht  sein  wird,  deren  Bau  zwar  von  der  türkischen  Regierung 
genehmigt,  aber  aus  mancherlei  GrOnden  noch  nicht  zur  Ausführung  ge> 

diehen  ist. 

Die  Anatolische  Bahn  ist  in  den  Händen  der  Societe  du  Chemin  de  fer 
ottonian  d'Anatolie.  Diese  Gesellschaft  wurde  im  Jahre  1889  zur  Weiter- 
ftkhrung  der  Strecke  Haider- Pascha-femid,  die  einem  belgisch« französischen 
Syndikat  gehOrte,  bis  nach  Angora  gegründet.  Die  Aufnahme  des  Betriebs 
erfolgte  auf  dieser  Linie  nach  Maßgabe  Jc^  Fortschritts  der  Arbeiten,  die  im 
Jahre  1S93  beendigt  waren.  In  dem  gleichen  Jahre  erhielt  die  Gesellschaft 
die  Konzession  zum  Baue  zweier  Zweiglinien,  ndmlich  von  Angora  nach 
Cflsarea  und  von  Eskischehir  nach  Kenia,  von  denen  jedoch  nur  die  letztere 
gebaut  und  im  Jahre  i8()6  dem  Verkehr  Obergeben  worden  ist.  Im  Jahre  i8g8 
erteilte  die  Hegierunt;;  die  Krlaubnis  zum  Baue  der  Zweigstrecke  Hamidic  Ada 
Bazar,  welche  die  Stadt  Ada  Bazar  mit  der  Hauptbahn  verbindet.  Das  Kapital 
der  Gesellschaft  betrügt  60  Millionen  Franken.  Das  Netz  umfafit  die  Strecken 

Haidar-Pascha-lsmid  in  einer  Linge  von     9a  km, 

Ismid- Angora   ■      -        -       -      486  - 

Eskischehir- Kenia  -     -        -       -      445  - 

Hamidie-Ada  Bazar  -     -       -   9  - 

zusammen. . .   i  032  km. 

Das  Betriebsergebnis  ist  folgendes  gewesen: 


Linie  Haidar- Pascha -Angera. 


Im 

Brutto  «Einnahme 

Zahl 

GQterverkehr 

Betrieb^ahr 

Betriebe 

fdr  das  Kilomeier 

der 

km 

Frnkai 

Reisenden 

ia  ToBDio 

1889 

92 

8  444 

650  189 

14912 

189z 

334 

7  880 

775  679 

75  628 

189:; 

57« 

6  177 

91  956 

1898 

57« 

I  I  539 

238  497 

1901 

578 

12  qbl. 

1  1  79  852 

337  'oo. 

Linie  Eskischehir- Konia. 

1895 

130 

2  743 

43  100 

26  063 

1898 

445 

3  902 

86453 

79  995 

1901 

445 

5  434 

79642 

123  151. 

Linie  Hamidie-Ada  Bazar. 

1900 

9 

1 1  978 

54  374 

24384 

1901 

9 

11174 

1  5»oi5 

25  002. 

b)  Schiffahrt. 

Wie  schon  an  anderer  Stelle  erwähnt,  verdankt  Constantinopel  seinen 
reichen  Handel  der  bevorzugten  Lage  zwischen  zwei  Meeren  an  der  Scheide 
zweier  Erdteile.   Das  Hauptbindeglied  fllr  den  Geschäftsverkehr  mit  benach» 

harten  und  fernen  Ländern  lag  von  alfers  her  in  einer  regen  Schiffahrt,  die 
in  dem  wunderbaren  Naturhafen  der  Stadt  schon  früh  einen  erwünschten  und 
wirksamen  Stützpunkt  fand. 
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Der  Hafen  Constantinopels,  das  Goldene  Horn,  zerfällt  örtlich  in  drei  Teile, 
die  durch  zwei   hölzerne,  auf  eisernen  Pontons  ruhende  Brtlcken  gebildet 
werden.    Im  innersten  Teile,  der  von  der  Mündung  des  Kiaghtane-Szu  bis 
zur  alten  Brücke  reicht,  dem  sogenannten  Kri^shafen,  liegt  ein  Teil  der 
heutigen  türkischen  Kriegsflotte  und  eine  Anzahl  alter  ausrangierter,  als  Kasematt- 
schiffe verwendeter  Falirzeupe;  am  nördlichen  Ufer  befindet  sich  die  Kaiser- 
liche Werft  und  das  Marinearsenai.    Der  mittlere  Teil  ist  zwischen  der  alten 
und  neuen  Brücke  gelegen,  gewöhrt  hauptsächlich  Segelschiffen  Unterkunft  und 
dient  als  LOsdningsptatz  für  Obst,  Wein,  Getreide  und  Hobt.   Der  wichtigste 
Teil,  der  eigentliche  Handelshafen  oder  die  Reede  von  Constantinopel  liegt 
vor  der  neuen  BrUcke,  da,  wo  das  Goldene  Horn  in  den  Bosporus  übergeht, 
zwischen  Galata  und  Stambul.    Moderne  Anlagen,  wie  der  Quai,  der  von 
einer  französischen  Gesellschaft  zuerst  am  Galataufar  und  spMer  auch  auf  der 
Stambulseile  erbaut  worden  ist,  mflchtige  DampfkrHne,  eine  große  Anzahl  von 
Schwimmbojen  haben  die  Ausnutzungstähigkeit  erhöht.    Für  die  sichere  Ein- 
fahrt in  den  Hafen,  die  infolge  einer  starken  Meeresströmung  für  schwer  be- 
wegliche große  Schiffe  gewisse  Schwierigkeiten  bietet,  soigt  eine  Flotille  von 
Dampfschleppern;  gut  geschulte  Lotsen  sind  zur  Leitung  fremder  Schiffe  im 
Dienste.    Die  Einfahrt  ist  nur  bei  Tage  gestattet.    Vor  Sonnenaufgong  oder 
nach  Sonnenuntergang  eintredcnde  Fahrzeuge  müssen  auf  See  Tagesanbruch 
abwarten.    Der  Sanitatsdienst  im  Hafen  steht  unter  der  Aufsicht  des  Inter- 
nationalen Gesundheitsrats,  eines  Kollegiums,  das  sich  bauptsflchlicb  aus  Krzt> 
lichen  Abgeordneten  der  fremden  Machte  zusammensetzt.    Der  Schiffs%*crkehr 
Constantinopels  ist  bedeutend.    Eine  große  Anzahl  von  Dampierlinien  nimmt 
von  Constantinopel  ihren  Ausgang  oder  berührt  den  Hafen  in  regelmäßiger 
Fahrt.   Von  deutschen  Gesellschaften  ist  hier  die  Deutsche  Levantdinie  in 
Hambui^  zu  nennen;  sie  unterhitt  folgende  7  Linien: 

I.  Constantinopel- Odessa, 


a.  -  -Samsun.  Trapezunt,  Batum, 

3.  -  -Burgas,  Varna, 

4.  •         «-Odessa,  Novorossijsk,  Batum, 

5.  -         — kmid,  Panderma,  Derindie,  GallipoU,  Rodosto,  Dede- 

agatsch,  Salonik,  Smyrna,  Volo,  Kimasi,  Linini,  Piräus, 
Petras,  Malta,  Algier,  Valencia,  Rotterdam,  Antwerpen, 
Hamburg, 

6.  -         -Ineboli,  Kerassunt,  Mudania,  Rizeh,  Rodosto,  Sewastopol, 

7.  -  -Syrien  und  Alexandrien  (unregelmäßig). 


In  unregelmäßiger  Fahrt  liißt  auch  eine  Anzahl  anderer  deutscher  Schtfis- 
gesellschaften  Constantinopel  berühren,  so  z.  B.  die  Hamburg- Amerika  Linie, 
deren  prächtige  Salondampfer  mit  Vergnügungsreisenden  ein-  bis  zweimal  jähr- 
lich den  Hafen  anlaufen. 

Die  wichtigsten  fremden  Dampferii;cse]l^chaften,  die  einen  regelmitßigen 
Verkehr  unterhalten,  sind  der  österreichische  Lloyd,  die  Compa^nie  des 
Messageries  Marilimes  und  die  Compagnie  Marseillaise  de  Navigation  ä  vapeur 
Frai»tnet  &  Co.  (französbch) ,  die  Navigazione  Generale  Italiana  (Fiorio 
&  Rubattino),  die  Compagnie  Russe  de  Navigation  A  Vapeur  et  de  Commerce, 
die  Navigation  ä  vapeur  Panhellenique  (griechisirh),  die  Khedivial  Mail  Line 
&  GraviniT  Dnck  Co.  Ä  Ld.  (englisch),  die  Mahsusseh  (türkisch)  und  der 
Service  iMariliuie  Kuumain. 

Nach  den  Angaben  nti  Deutschen  Handels-Archiv  {1902  S.  1353)  war  der 
GesamtschifTsverkehr  im  Hafen  von  Constantinopel  in  den  Jahren  1899,  1900 
und  1901  folgender: 
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1899 

1900 

1901 

Anzahl 

/\nzani 

Anitcinl 

der 

der 

der 

Schiffe 

Schift 

Schiffe 

3  3°5 

■ 

445  **55 

3  '"9 

3  09» 

Jjaiiipt^cn  ilic : 

in  rt^gclmäßigcr 

a  327  605 

Fahrt 

I  892 

2  227  330 

I  969 

2  309  444 

i  884 

in  um  cffciiuaut 

ger  Fahrt  .  .  . 

37'7 

7464817 

5649 

7  557  539 

7030 

9  838  278 

Küstenschiffahrt: 

Segelschitfe  . . . 

2318 

34521 

2  '57 

32987 

2  637 

14447« 

Dtttepfschiffe  . . 

'  595 

«73  326 

1  436 

163  076 

533 

45  89» 

Ortsverkehr  .... 

24 

2  400 

24 

2  400 

24 

3400 

Zusammen. . . 

1493» 

10348269 

»4  394 1 10475  735 

15  190 

13  73491 1. 

c)  Verkehrsmittel  innerhalb  der  Stadt. 

Von   den  Verkehrsmitteln,   die  den  Einwohnern  Constantinopels  in  der" 
Stadt  zu  Gebote  stehen^  ist  zunächst  die  Untergrund-Drahtseilbahn,  der  söge- 
genaonte  Tunnel,  zu  nennen,  welche  die  Personenbeförderung  zwischen 
Galata  und  Pera  besorgt.    Alle  5  Minuten  geht  ein  Zug  nach  Galata  hinunter 
und  7.U  gleicher  Zeit  ein  anderer  auf  dem  zweiten  Gleite  nach  Per;i  hinauf. 

Die  Konzession  zum  Baue  dieser  Bahn  erhielt  im  Jcihte  1869  der  tranzö- 
sische  Ingenieur  E.  Gavanel.  Infolge  des  Krieges  1870/71  gelang  es  ihm 
nicht,  in  Frankreich  das  nOtige  Kapital  aufzubringen;  er  gründete  deshalb  im 
Jahre  1872  in  London  eine  englische  Gesellschaft,  welche  Jen  Bau  im 
Jahre  1873  fertigstellte  und  die  Bahn  unter  der  Firma  »The  Metropolitain 
Railway  of  Constantinople  from  Galata  to  Pera  Limited«  mit  einem  Kapital 
von  250000  Pfund  Sterling  in  Betrieb  halt. 

Als  weiteres  Personenverkchrsmitld  ist  die  Tramway,  eine  Pferdeeisenbahn, 
zu  erwähnen.  Sie  ist  auf  Grund  eines  kaiserlichen  Firmans  vom  Jahre  i86g 
angelegt,  im  Jahre  i88i  erweitert  und  wird  in  einer  Gesamtlänge  von  21,300  km 
durch  die  Sociale  des  Tramwa3rs  de  Constantinople,  deren  Präsident  ein 
Deutsdier  ist,  betrieben.  Auf  der  Nordseite  des  Goldenen  Hornes  sind  zwei 
Linien  angelegt,  von  denen  die  eine,  5,2  km  lang,  vom  Karakeui  -  Platz  in 
Galata  ausgehend  sich  den  Berg  hinauf  nach  Pera  windet,  diesen  Stadtteil 
durchläuft  und  in  der  Vorstadt  Chichli  endigt;  die  andere,  6,040  km  lang,  geht 
von  der  alten  Brücke  am  Goldenen  Home  aus,  durchlluft,  immer  dem  Meere 
entlang,  Galata  und  endigt  in  der  V^orstadt  Ortakeui  am  Bosporus.  Auf  der 
Sudseite  des  Goldenen  Hornes  in  Stambul  fuhrt  eine  Linie  von  der  neuen 
BrUcke  aus  bis  in  den  Stadtteil  Akserai  (3,730  km);  von  dort  aus  geht  eine 
Zweiglinie  in  westlicher  Richtung  bis  nach  Topkapu  (Kanonentor)  (2,630  km)  an 
der  alten  Mauer,  eine  andere  südlich  nach  Jedicule  am  Marmarameere  (3,(00  km). 

Eine  Tmmwayfahrt  in  Galata  und  Pera  ist  für  einen  Europäer  wenig 
angenehm;  die  Wagen,  besonders  diejenigen  iL  Klasse,  sind  alt,  sehr  eng  und 
unsauber;  die  Wagen  I.  Klasse  und  die  Sommerwagen  sind  besser.  FUr 
türkische  Frauen  führen  einzelne  Wagen  besondere  durch  einen  Vorhang  ab- 
getrennte Abteile.  Die  Bahn  wird  von  Franken  verhfiltnismäßig  wenig  benutzt. 
Die  Fahrpreise  sind  je  nach  Wagenklassc  und  Entfernung  verschieden  und 
bewegen  sich  zwischen  1  und  2  '^^  Piastern. 
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Den  Personen-  und  Frachtverkehr  zwischen  Stadtteilen  und  VorstMdten,  die 
am  Wasser  liegen^  vermitteln  Dampf-  und  Ruderboote.    Drei  türkische  Gesell- 

schnften  teilen  sich  in  die  Lokaldanipfschiffahrt.  Im  inneren  Hafen,  jenseits 
der  neuen  Brücke,  läßt  die  Compagnie  de  la  Corne  d'or  ihre  primitiven  alten 
Daropfer  fahren.  IKe  etwas  besser  eingerichteten  Schiffe  der  sMahsusseh«  und 
»Chirket  i  Hoirie«-Gesellschaft  stellen  die  Verbindung  mit  den  Ortschaften  am 
Bosponis  mit  Skutari,  Haidar- Pascha,  Kadikeui  und  den  Prin/.eninseln  im 
Marmaranicere  her.  Außerdem  gehen  Dampffähren,  die  Gespanne  aufnehmen 
können,  von  Sirkedji,  nahe  dem  Bahnhofe  der  Orientbahn,  in  Stambul,  sowie 
von  fCabatasch,  einem  Stadlviertel  Galatas,  nach  Skutari  hinüber  und  ersetzen 
für  größere  Lasten  die  fehlende  Brücke  zwischen  Europa  und  Kleinasien. 
Außer  den  Dampfschiffen  werden  Barken,  breite  Ruderboote,  die  eine  größere 
Anzahl  von  Personen  fassen,  und  sogenannte  Kaiks  zur  Personenbeförderung 
benutzt.    Die  Kaiks  sind  ihrer  groflen  Schnelligkeit  wegen  besonders  beliebt; 

sind  lange,  schmale,  an  beiden  Enden  spitz  zulaufende  verdeckte  Kahne., 
die  in  der  Mitte  einen  viereckigen  Ausschnitt  für  einen,  bisweilen  auch  zwei 
Ruderer  und  für  die  Fahrgaste  haben.  In  den  größeren  Fahrzeugen  finden 
kaum  mehr  als  drei  bis  vier  Personen  Platz.  Die  Fahrt  ist  insofern  nicht  ganz 
ungefährlich,  als  diese  Boote  sehr  leicht  umschlagen  und  ein  sehr  ruhiges 
Sifzeti  erforvlern,  doch  sind  ande^er•^eits  die  Ruderer  äußerst  geschickt  und  ver- 
stehen durch  richtige  Verteilung  ihrer  Passagiere  und  des  eigenen  Körper- 
gewichts stets  das  Gleichgewicht  zu  erhalten  und  ein  Umschlagen  zu  vermeiden. 
Unftllle  geboren  deshalb  zu  den  größten  Seltenheiten;  eine  Fahrt  im  Kaik  aber 
ist  so  angenehm  und  geht  so  pfeilgeschwind  vonstatten,  daß  diese  Beförderungs- 
art hei  Einheimischen  und  Fremden  sich  gleicher  Beliebtheit  erfreut 

Die  Straßen  Constantinopels  sind  nichts  weniger  als  gut  gebaut  und  er- 
innern nur  in  geringem  Maile  an  die  Verkehrswege  westeoropSischer  Haupt- 
stVdie.  Asphalt  ist  auf  den  Fahrstraßen  nirgends  verwendet,  die  Pflasterung^ 
meist  sehr  schlecht  oder  überhaupt  nicht  vorhanden.  Große  Löcher  niitten 
auf  dem  Fahrweg,  in  die  sich  wilde  Hunde  eingenistet  haben,  gehören  keines- 
\vcgs  zu  den  Seltenheiten.  Außerdem  sind  die  ZufUhningsstrafien  von  den 
unteren  Stadtteilen  zu  den  höher  gelegenen  meist  sehr  steil,  mehrfach  sogar  in 
Treppenart  angelegt,  so  r.  B.  die  Haiiptverbindungsstraße  zwi^^chen  Galata  und 
Pera,  die  YUksek  Kaldirim,  das  »Hohe  PHaster«,  wie  sie  bezeichnender  Wei-^e 
benannt  ist.  Natürlich  ist  durch  die  Beschaffenheit  der  Straßen  die  Wahl  der 
Verkehrsmittel  stark  beeinflußt. 

Wagen  werden  fast  nur  zur  Personenbeförderung  benutzt.  Im  Gebrauche 
sind  leichte  moderne  offene  Wagen  tür  zwei  Personen  in  Form  der  sogenannten 
Phaetons,  mit  zwei  Pferden  bespannt.  Die  Arabadschis  (Kutscher)  fahren  gut, 
in  wildem  Tempo,  meist  in  sausendem  Galopp,  unbekümmert  darum,  wie  ihr 
Fahrgast  ankommt,  wenn  er  nur  überhaupt  niik<  inint;  es  mag  sie  dabei  die 
nicht  ganz  unberechtigte  Erwägung  leiten,  dali  bei  langsamerem  Fahren  infolge 
der  vielen  Löcher  die  üctahr  des  Umwerfens  und  Steckenbieibens  sich  nicht 
unbedeutend  erhobt.  Lastwogen  sind  Suflerst  selten;  soweit  sie  vorkommen, 
sind  es  von  Büffeln  gezogene,  sehr  schwere,  mit  breiten  starken  Rsdem  ver- 
sehene Fahrzeuge,  die  haiipt>iichlich  beim  Wohnungswechsel  zu  Umzügen  nach 
den  Vororten  und  aufs  Land  Verwendung  tinden.  Der  eigentliche  Lastverkehrs- 
dienst in  der  Stadt  wird  durch  Träger  (Hamale)  versehen.  Es  grenzt  beinahe 
ans  Fabelhafte,  welche  ungeheuere  Lasten  diese  starken  Leute  zu  bewilligen 
vermögen.  lun  einzelner  Hamal  kann  z.  B.  ein  Klavier  oder  einen  schweren 
Schrank  auf  seinem  mit  einem  gepolsterten  Ranzen  versehenen  Rücken  auch 
auf  weitere  Entfernungen  sicher  fortschaffen.  Ist  die  Last  gar  zu  schwer  oder 
findet  sie  auf  dem  Rücken  eines  Mannes  nicht  genügend  Platz  oder  Halt,  wie 
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große  WarentMillen  oder  Fifsser,  so  vereinigt  sich  eine  Anzahl  von  Hamalen 

mit  langen  Stungen,  befestigen  daran  die  Last  mit  Seilen,  legen  die  Stangen 
auf  die  Schultern  und  bewegen  so  die  Last  freischw  ebcnd  vorwärts.  Die 
Hamale  waren  frUher  hauptsächlich  Armenier,  seit  dem  Massacre  im  Jahre  189Ö 
sind  sie  aus  diesem  Berufe  fast  verdriingt  und  zum  größten  Teil  durch  Türken, 
besonders  Kurden,  und  auch  durch  Griechen  ersetzt.  Sie  bilden  in  den  einzelnen 
Stadtvierteln  unter  sich  Vereinigungen  mit  je  einem  Hamalbaschi  (Oberträger) 
an  der  Spitze  und  haben  in  ihren  Revieren  das  den  Wettbewerb  anderer  aus- 
schließende Vorrecht,  Trflgerdienste  zu  leisten,  ein  Recht,  dem  sie  nicht  selten 
durch  Gewalt  Geltung  verschalen. 

Als  Personen-  und  Lastbefördcrungsmittel  bleiben  ^schließlich  noch  die 
Reit-  und  Lasttiere  zu  erwühntn.  hauptsächlich  Pferde,  aber  auch  Maultiere 
und  Esel.  An  bestimmten  verkehrsreichen  Stellen  der  Stadt  stehen  Verleiher 
(Begirdschls)  mit  ihren  gesattelten  Reittieren  und  bieten  den  Vorttbeiigehendeo 
ihre  Dienste  an.  Zu  jedem  Tiere  gehört  ein  Knecht,  oft  ein  Knabe,  der  die 
nicht  gerade  leichte  Verpflichtung  hat,  dem  Reiter  zu  Fuß  zu  folgen  und  ihm 
am  Ziele  das  Tier  nach  Empfang  des  Mietpreises  wieder  abzunehmen.  Ge- 
ritten wird  mit  den  Pferden  selbst  in  den  verkehrsreichsten  Gegenden  in  rück- 
sichtslosester Weise  im  Galopp,  oft  im  Karriere;  dafür,  daß  das  Pferd  in 
schnellem  Tempo  bleibt,  sorgt  auch  ohne  besonderen  Wunsch  des  Reiters 
durch  Zuruf  oder  mit  der  Gerte  der  naclieilcnde  Pferdejunge. 

Der  Galopp  unterscheidet  sich  von  dem  unserer  Pferde  dadurch,  daß  er 
kein  natürlicher,  sondern  ein  den  Tieren  durch  Fesselung  der  beiden  linken 
und  beiden  rechten  Füße  künstlich  anerzogener  Paßgalopp,  sogenannter 
Rachwan,  ist.    Ruhiger  und  behaglicher  ist  jedenfalls  ein  Ritt  auf  einem  Esel. 

Nur  in  beschränktem  Maße  Hnden  Pferd  und  £.sel  zur  Lastbeförderung 
Verwendung.  Zu  diesem  Zwecke  sind  die  Tiere  mit  hohen  hölzernen  Bock- 
sütteln  versehen,  an  denen  Körbe,  Kisten  und  sonstige  V'orrichtungen  ange 
bracht  werden  können.  Auf  diese  Weise  wird  hauptsächlich  Erde,  Holz  und 
Baumaterial  befördert.  In  langer  Reihe,  mit  dem  Halfter  immer  an  den  Sattel 
des  voraufgehenden  befestigt,  tolgen  die  Tiere  einem  mit  einer  Glocke  ver- 
sehenen Leittier  und  werden  von  Pferdeknechten,  gewöhnlich  Persem,  durch 
Zuruf  oder  mit  dem  Stocke  gelenkt. 

d)  Post  und  Telegraphie. 

Über  die  türkischen  Post-  und  TelegraphenverhVitnisse  ist  bei  früheren 

Gelegenheiten  öfter  und  eingehend  berichtet  worden  (vgl.  Archiv  v.  1 877  S.  1 77  flf., 
1883  S.  •273ti.,  1892  S.  319,  354ff.,  1893  S.  3Ö4Ö'.).  Es  sollen  deshalb  nur 
einige  kurze  Ergänzungen  hier  Platz  finden. 

Das  moderne  türkische  Postwesen  besteht  seit  dem  Jahre  1840.  Es  darf 
als  eins  der  Erf^el  niv>e  des  Haltlscherifs  von  GUlhane  vom  3.  November  1839 
bezeichnet  werden,  eines  Verfassungsedikts,  mit  dem  Sultan  .\bdul  Me.^^vliii] 
»einem  Volke  die  Segnungen  abendländischer  Kultur  zukommen  lassen  wollte. 

Bis  zum  Jahre  1870  waren  Post  und  Telegraphie  noch  getrennte  Verwal- 
tungen; von  da  ab  sind  »e  unter  einer  Generaldireklion  mit  dem  Sitze  in 
Stambul  vereinigt.  In  neuerer  Zeit  hat  diese  Verwaltung  die  größten  Anstren 
Rungen  gemacht,  auf  dem  Gebiete  des  Postwesens  den  Anforderungen  der 
modernen  Zeit  entsprechende  Neuerurjgen  und  Reformen  vorzunehmen.  Die 
Einrichtung  des  Postanweisungsdienstes,  des  Postpaket-  und  VSTertbriefdienstes 
im  Verkehre  mit  dem  Auslande  sind  hier  hervorzuheben.  Auch  die  Einführung 
des  Stadtpostdienstes  in  Constantinopel  im  Jahre  1901  ist  ein  Zeichen  für  das 
Bestreben  der  türkisciien  Postverwaltung,  den  Bedürfnissen  des  hauptstädtischen 
Publikuins  Rechnung  zu  tragen.   Allerdings  erstreckt  sich  dieser  Dienst  bisher 
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nur  auf  Postkarten.    Verschlossene  Ortsbriefe  sind  noch  nicht  zugelassen^ 

vielleicht  weil  die  Regierung  Jic  Kontrolle  über  die  Stadtkorrespondeiw  ge- 
wisser nicht  recht  zuverlas>>im.r  Bevölkerungselemente  noch  nicht  entbehren  zu 
können  glaubt.  Die  Beförderung  der  Sendungen  zwischen  den  einzelnen 
Bestellämtern  erfolgt  durch  reitende  Boten,  die  Austragung  durch  Briefträger 
zu  Fuft.  Der  türkische  Briefbestellungsdienst  in  Constanttnopel  ist  in  den 
verschiedenen  Stadtteilen  noch  der  Dichtigkeit  der  Bevölkerung  geregelt  und 
umfaßt  5  bis  -,  4  bis  6  und  3  bis  5  inali^e  taf^liche  Bestellgünge. 

Außer  der  türkischen  Post  beteiligt  sich  bekanntlich  an  dem  Postverkehr 
in  Constanttnopel  auch  eine  Anzahl  fremder  Postanstalten;  es  sind  dies  des 
deutsche,  englische,  franzOsische,  österreichische  und  russische  Postamt.  Das 
deutsche  Postamt  ist  am  1.  Marz  1870  errichtet.  Seine  Entwickelung  ist  im 
Archiv  von  1895  S.  97^.  eingehend  besprochen.  Das  österreichische  Postamt 
ist  das  Älteste  der  freniden  Verkehrsanstalten.  Es  ist  um  die  Mitte  des  18.  Jahr- 
hunderts errichtet  worden  uiul  darf  als  das  verkehrsreichste  Postamt  Constan- 
tinopels  bezeichnet  werden.  Ihm  untersteht  die  groOe  Anzahl  der  österreichi'-chen 
Postämter  des  Orients.  Dem  Alter  nach  an  zweiter  Stelle  steht  das  russische 
Postamt,  welches  gegen  Ende  des  18.  Jahrhunderts  eingerichtet  worden  ist. 
Der  Verkehr  dieser  Anstalt  mit  dem  Mutteriande  vollzieht  sich  fast  ausschließ- 
lich auf  dem  Seewege;  die  Postbeförderung  besorgt  die  Compagnic  de  la  Mer 
noire  de  Navigation  a  vaptur  et  de  Commerce,  deren  Angestellte  das  Postamt 
verwalten.  Das  französische  Postamt  wurde  im  Jahre  1812  eingerichtet,  aller- 
dings einige  Jahre  spMter  geschlossen,  ioi  Jahre  1835  aber  von  neuem  eröffnet. 
Das  englische  Postamt  besteht  seit  1832. 


LITERATUR 

Continental-Handbuch  ffir  Automobilisten.   Herausgegeben  von 

der  Continental-Kautschuk-  und  Guttapercha-Compagnie  in  Hannover. 

Das  044  Seiten  in  Kleinoktav  unifn^sende  Buch  wird  als  Fortsetzung  und 
Ersatz  der  vor  zwei  Jahren  herausgegebenen,  inzwischen  vergriffenen  Broschüre 
»Die  Behandlung  des  Continental-Motor-Pneumatics«  bezeichnet  und  jedem 
Motorfahrer  auf  V^unsch  unentgeltlich  geliefert.  Als  Herstellerin  der  elastischen 
Radreifen  steht  die  herausgebende  Firma  mit  der  Fahrrad-  und  Selbstfahrer- 
industrie in  enger  Verbindung.  Wenn  deshalb  die  Veröffentlichung  zwar  in 
erster  Linie  im  Interesse  des  Absatzes  der  Radreifen  erfolgt  ist,  so  enthält  das 
Handbuch  doch  mancherlei,  das  nicht  nur  den  Automobilisten,  sondern  auch 
weitere  Kreise  interessieren  dürfte.  Hierzu  gehört  vor  nllem  eine  Zusammen- 
stellung der  von  den  Behörden  für  den  Verkehr  mit  Kraftfahr« 
zeugen  erlassenen  Verordnungen. 

In  Prenfien  bestehen  keine  einheitlichen  Bestimmungen  fbr  das  ganze 
Königreich;  die  Regelung  des  Selbstfahrerwesens  i.st  den  Behörden  der  ein- 
zelnen Provinzen  überlassen.  Für  den  Landespolizeibezirk  Berlin  insbesondere 
gilt  eine  Verordnung  des  Polizei-Prüsidenten  vom  1$.  April  1901,  die  in  ihren 
wesentlichen  Punkten  auch  in  fast  allen  Provinzen  eingeführt  worden  ist. 

Dagegen  bestehen  in  Bayern  —  mit  Ausiuihme  der  Stadt  Mtlnchen,  für 
die  von  der  dortigen  Polizeidirektion  unterm  2H.  Mai  1902  besondere  Vor- 
schriften erlassen  sind  — ,  im  Königreich  Sachsen  mit  Ausschhil.s  des  Stadt- 
bezirkes Dresden,  in  Württemberg,  in  den  Grouhcrzogtümern  Baden  und 
Sachsen,  in  den  HerzogtOmern  Sachsen  «Coburg- Gotha  und  Anhalt  sowie 
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in  dem  Fürstentum  Schaumburg  -  Lippe  einheitliche,  von  den  Zentral -Landes- 
behOrden  erlassene  Bestimmungen.    In  Elsaß- Lothringen  sind  durch  die  Be- 

zirkspräsiMentcn  für  Oherelsoß,  Unterelsaß  und  Lothringen  drei  gleichlautende 
Bezirks-Polizeiverordnuiigen  ergangen,  die  mit  der  für  das  GroLUi  erzog  tum 
Baden  gUitigen  Verordnung  tast  Ubereinstimmen.  In  den  übrigen  Bundes- 
staaten, namentlich  auch  in  den  freien  Hansestädten  Hamburg,  Bremen  und 
Lübeck,  gelten  bi»  jetzt  nur  die  fllr  den  Fuhrwerksverkehr  überhaupt  maß- 
gebenden PohV.eiverordnungen. 

Für  das  Publikum  kommt  besonders  die  zugelassene  Höchstge- 
schwindigkeit der  Selbstfahrer  in  Betracht.  Ist  es  doch  in  erster  Linie  die 
schnelle  Bewegung,  durch  die  den  anderen,  auf  der  gleiciii  n  SfraL^e  ver- 
kehrenden Fahrzeugen  und  den  FulJgJingern  Gefahr  droht.  Für  den  Landes- 
polizeibezirk  Berlin  gilt  die  Bestimmung,  daß  die  Geschwindigkeit  der  Fahrt 
bei  Dunkelheit  oder  auf  stüdtisch  angebauten  Straßen  diejenige  eines  in  ge- 
strecktem Trabe  befindlichen  Pferdes,  etwa  1 5  km  in  der  Stunde,  nicht  über- 
schreiten darf.  Außerhalb  der  Bcbaiiungsgrenze  darf  sie  auf  geraden  und 
übersichtlichen  Wegen  nangemesscn«  erhöht  werden.  Dagegen  soll  an  Stellen, 
an  denen  ein  lebhafter  Verkehr  von  Wagen,  Reitern,  Radfahrern  oder  Fuß- 
gangem  stattfindet,  und  auf  schlüpfrigen  Strecken,  welche  die  Wirksamkeit  der 
Bremse  in  Frage  stellen,  höchstens  mit  der  Geschwindigkeit  eines  kurz  trabenden 
Pferdes  gefahren  werden.  Beim  Passieren  von  engen  Brücken,  Toren  und 
Straßen,  beim  Einbiegen  aus  einer  Straße  in  die  andere,  auf  abschüssigen 
Wegen,  bei  scharfen  StraflenkrOmmungen,  bei  der  Aus&hrt  aus  Grundstücken, 
die  an  Öffentlichen  Straßen  liegen,  und  bei  der  Einfiihrt  in  solche  Grundstücke 
sowie  an  allen  unübersichtliciien  Stellen  mu(?  so  langsam  gefahren  werden,  daß 
der  Wagen  erforderlichen  Frille^  sofort  zum  Halten  gebracht  werden  kann. 

Diese  Bestimmungen  gelten  auch  für  die  Provinzen  Brandenburg,  Ost- 
preußen, Posen,  Schlesien,  Hannover,  Westfalen,  Hessen-Nassau  sowie  fürdici 
Rheinprovinz.  Die  Polizeibehörden  der  letzteren  werden  indes  ausdrücklich 
ermächtigt,  das  Befahren  bestimmter  Straikn,  Wege  und  Pkil/.e  ganz  oder 
zeitweilig  zu  untersagen.  In  der  Provinz  Westpreußen  ist  innerhalb  der  Ort- 
schaften und  bei  Dunkelheit  nur  dne  HOchs^eschwindigkeit  von  to  km  zu- 
gelassen; die  Verordnung  für  die  Provinz  Sachsen  enthalt  die  Bestimmung, 
daß  die  Fahrgeschwindigkeit  an  besonders  belebten  Stellen  bis  auf  o  km  her- 
abzusetzen ist.  Die  Polizeiverordnungen  für  die  Kreise  Rendsburg  und  Eckern- 
förde  verlangen,  daß  beim  Passieren  von  Brücken  und  Ortschaften,  desgleichen 
an  Wegekreuzungen  und  beim  Beg^en  von  Fuhrwerken  die  Fahrgeschwindig- 
keit bis  auf  ein  Drittel  der  zulässigen  einzuschränken  ^ct,  ohne  jedoch  für 
diese  ein  bestimmtes  Maß  anzugeben.  Außerdem  erteilen  sie  den  Ortspolizei- 
behörden die  Befugnis,  den  Betrieb  von  Motorwagen  für  bestimmte  lages- 
zeiten,  in  denen  er  wegen  des  starken  Straßenverkehrs  mit  besonderer  Gefahr 
verknöpft  sein  würde,  gänzlich  zu  untersagen. 

Bayern  gestattet  innerhalb  der  Ortschaften  eine  Höchstgeschwindigkeit  von 
12  km,  das  Königreich  Sachsen  eine  solche  von  15  km;  in  Württemberg, 
Baden  und  Elsaß -Lothringen  darf  die  Fabrschwind^eit  innerhalb  der  Ort- 
schaften und  auf  belebten  Straßen  12  km  (=  200  m  in  der  Minute),  außer- 
halb der  Ortschaften  bei  freier  Bahn  30  km  (as  500  m  in  der  Minute) 
keinesfalls  überschreiten. 

Wettfahrten  mit  Kraftfahrzeugen  auf  ödentlichen  Wegen,  Straßen  und 
Plätzen  sind  in  den  Königreichen  Bayern  und  Sachsen  verboten.  In  Bayern 
kann  jedoch  von  der  Regierungs-Zenlralbehörde,  der  Kammer  des  Innern, 
unter  besonders  festzusetzenden  Bedinuungen  die  Erlaubnis  ausnahmsweise 
erteilt  werden.    Die  übrigen  \  erordnungenr  enthalten  —  soweit  sie  die  Frage 
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der  Wettfahrten  Überhaupt  berOhren  —  die  Bestimmung,  dafi  diese  der  Ge- 
nehmigung der  Orts-Poüzcihchörde  und,  wenn  sie  sich  über  die  Grenzen  von 
deren  Bezirken  hinau«>  erstrecken,  derjenigen  der  Landes-Polizeibehörde  bedürfen. 

Nach  einer  üeschwindigkeiutabelle,  die  bis  zu  einer  Stundendurchschnitts- 
geschwindigkett  von  171  km  (1)  reicht,  d.  h.  i  km  in  21  Sekunden,  ferner 
nach  Zusammenstellungen  der  in  den  verschiedenen  Staaten  amtlich  erforderten 
Kennzeichnung  der  Motorwagen,  des  einheitlichen  internationalen  Signal- 
systems, der  Sätze  für  Beförderung  der  Kraftwagen  mittels  der  Eisenbahnen 
in  Deutschland  als  Eil-  und  Frachtgut  sowie  der  ZoUvorschriften  an  den 
Grenzen  folgt  eine  eingehende,  durch  sahtreiche  Abbildungen  erläuterte  An- 
weisung Uber  die  Behandlung  etwaiger  unterwegs  auftretender  Radreifen- 
schäden, die  durch  die  verschiedensten  Zufälle  verursacht  werden  können. 
Dieser  Abschnitt  des  Handbuclis  zeugt  von  besonderer  Sachkunde  und  lang- 
jXhriger  Erfiihrung. 

Räumlich  am  ausgedehntesten  stellt  sich  das  mehr  als  600  Seiten  um- 
fassende, a![  luibeti'sch  geordnete  Verzeichnis  der  Uber  2000  Einwohner  zahlenden 
Städte  Deutsciilands  dar.  Bei  jeder  von  ihnen  hnden  sich  u.  a.  Angaben  Uber 
die  EntfSernungen  von  den  Nachbarorten,  über  die  Bezugsquellen  von  Benzin 
und  Öl,  Uber  elektrische  Ladestationen  und  über  Einstellhallen  (für  die  in 
deut-^chcn  Sportkreisen  sich  leider  d;iv  vöüit,'  entbehrliche  Fremdwort  Garage, 
ursprünglich  =  Nebengleis,  einzubürgern  scheint). 

Es  schließen  sich  92  erprobte  und  empfehlenswerte  AutomobHtouren  an 
mit  Angabe  der  Zwischenorte,  der  Einzel-  und  Gesamtentfernungen  sowie  der 
Wegebeschaffenheit;  durch  eine  lose  beigefügte  Hauptstraßenkarte  für  Auto- 
mobiüvtcn  im  Maßstäbe  von  i  :  1  750000  sind  sie  näher  erläutert.  Von  den 
zwüii,  die  Berlin  zum  Ausgangspunkte  nehmen,  seien  diejenigen  über  Han- 
nover-COln-Aachen  nach  LOttich  (727  km),  Ober  Leipsig-Weimar-Frankfurt 
(Main)  nach  Metz  (790  km),  über  Dresden-Prag  nach  Wien  (653  km),  über 
Königsberg  nach  Memel  (798  km},  Uber  Posen  nach  Warschau  (557  km)  und 
über  Hamburg  nach  Kopenhagen  (767  km)  angeführt. 

Ein  Verzeichnis  der  Benzinstationen,  Reparaturwerkstltten  und  Einstell- 
hallen in  Belgien,  den  Niederlanden .  Österreich -Ungarn  und  der  Schweiz, 
eine  Zusammenstellung  der  Automobilvereinigungen   in  Deutschland  und  im 
Ausland,  endlich  eine  Tabelle  des  Auf-  und  Unterganges  von  Sonne  und 
Mond  in  den  Jahren  1903  und  1904,  die  gleichzeitig  Raum  zu  Aufzeich- 
nungen für  die  an  den  einzelnen  Tagen  zurückgelegten  Wegestrecken  bietet, 
beschließen  das  Werk,    Wir  ersehen,  daß  in  Deutschland  zur  Zeit  29  Auto- 
mobilvereine bestehen,  und  zwar  fünf  in  Berlin,  je  drei  in  Dresden  und  in 
München,  zwei  in  Frankfurt  (Main)  und  je  einer  in  Aachen,  Bielefeld,  Breslau, 
Cdln  (Rhein),  Düsseldorf,  Eisenach,  Freiburg  (Breisgau),  Halle  (Saale),  Hambui^, 
Hannover,   Leipzig,   Mannheim,   Nürnberg,   Stettin,   Straßburg   (Elsaß)  und 
Stuttgart.    Sie   unterhalten    13  Fachzeitschrttten.     Von   auslandischen  Vereini- 
gungen werden  14  autgeführt,  von  im  Ausland  crschemenden  Automobilzeit- 
schriften 19,  darunter  13  französische.   Deutsche  Automobilfabriken  kennt  das 
Handbuch  30,  von  denen  auch  die  zahlreichen  an  anderen  Orten  ansKssigen 
Vertreter  und  die  Zweigniederlassungen  mit  genauer  Angabe  der  Adressen  an- 
geführt sind.    Die  Fabriken  behnden  sich  übrigens  fast  durchweg  in  Orten, 
die  von  Berlin  westlich  oder  sOdlich  gelegen  sind.    Ausnahmen  machen  nur 
Breslau  und  Stettin  mit  je  ei  n     I  (brik. 

Alles  in  allem  ein  Buch,  das  dem  Automobilisten  sicher  gute  Dienste 
leibten  wird,  das  aber  auch  dem  Fernstehenden  mancherlei  wertvolle  Auf- 
schlüsse und  Angaben  bietet. 
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Die  deutsche  Feldpost  xmd  Telegraphie 
wahrend  der  Ostasiatischen  Expedition  1900/01. 
Von  Ober -Postinspektor  Benkner  in  Berlin. 

(Schluß.» 

VI.  Feldpoatbetriebsdienst 

a)  Verkehr  in  der  Richtung  aus  der  Heimat  nach  den 

Truppen. 

Der  stärkere  Verkehr  setzte  bciui  Marine-Postbureau  in  Berlin  bereits 
Anfang  Juli  1900  ein,  als  die  beiden  mobilgemachten  Seebatailiune  die  Aus- 
reise angetreten  hatten  und  sodann  kurz  hintereinander  der  grofie  Kreuzer 

»Fürst  Bismarcku  und  das  aus  den  Kriegsschiffen  »Kurfürst  Friedrich  Wilhelm«, 
»Brandenburg«,  nWörth«,  »Weißenburg«  und  nHela«  bestehende  Ostasiatische 

Panzergeschwader  nach  China  in  See  gegangen  waren. 

Brietsendu(igei)  für  die  mobilen  i  ruppeii  des  Heeres  wurden  dem  Marine- 
Postbureau  von  Mitte  Juli  1900  ab  zugeführt.  Bei  dieser  Sammelstelle  erfolgte, 
so  lange  die  Empfänger  in  Bremerhaven,  dem  Abgangsorte  der  Transport- 
dampfer, zu  erreichen  waren,  die  Weilersendung  nach  Bremerhaven.  Nach 
dem  Antritt  der  Ausreise  wurden  die  Feldpo&tsendungen  den  Truppen  mit 
spSteren  Schiffsgclegcnheiten  nachgeschickt,  und  zwar  soweit  letztere  die 
Transportdampfer  auf  der  Strecke  bis  Port  Said  einholten,  nach  diesem  Hafen; 
andernfalls  wurden  die  Sendungen,  da  die  Truppen  an  keinem  der  übrigen 
Anlaufplätze  zu  erreichen  waren,  auf  das  Postamt  in  Shanghai  geleitet. 
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Beim  Marinc-Pü>ibureau  wurden  die  Bridscndungen  für  alle  Landtru^^pcn 
zunächst  nach  folgenden  beiden  Klassen  getrennt: 

A)  gewöhnliche   und   eingeschriebene  Briefe   und  Postkarten   in  Militiir- 
angek'tiLMihciten .  gewöhnliche  Briefe  an  Offiziere.  Sanitätsoffiziere  und 
obere  Militärbeainte  sowie  Zeitungen  unter  Umschlag  ohne  f'nlcr>chied 
der  Dienststellung  des  Empfängers  (eilige  Briefsendungen); 
B"  i;(.uöhnliche  Briefe  und  Pij-tknrten  an  Soldaten  vom  Feldwebel  oder 
Wachtmeister  abwiirts  und  an  die  unteren  Militürbeamien  (Mannschafts- 
briefscn  düngen). 
Die  Sendungen  der  Klasse  B  wurden  außerdem  noch  Truppenabteilungen 
und    Unterabteilungen,   z.  B.   nach  R^imentsstttben,  Bataillonen,  Ivskadrons, 
Batterien,  Munitionskoloiinen,  Lazaretten  ri-u-  ,  vortior!  un  l  J.inach  in  die  mit 
der  entsprechenden  Bezeichnung  versehenen  Briet bunde  autgenommen.  Die 
Zahl  der  Truppenabteilungen  usw.  bclief  sich  auf  88.    Auch  bei  den  eiligen 
Brtefsendungen,  für  die  noch  den  Bestimmungen  Uber  den  Feldpostbetrieb 
eine  ähnliche  Trennuni^  bei  der  .Abfertigung  nicht  vorgesehen  ist,  erwies  sich 
das  Sortieren  und  Abbinden  nach  Beliörden,  IVuppenabteiiungen  usw.,  deren 
Zahl  39  betrug,  zur  Erleichterung  des  Betriebs  bei  der  ostasiatischen  Feldpost 
als  zweckmäßig. 

Die  Bunde  mit  eiligen  und  diejenigen  mit  MannschaftsbrieCsendungen  wurden 
getrennt  in  entsprechend  bezeichnete  Beutel  und  diese  zusammen  in  t^röl-'ere, 
mit  der  Aufschrift  des  deutschen  Postamts  in  Shanghai  versehene  Brief bcutel 
verpackt.  Die  BriefkartenschlOsse  gelangten  jeden  Freitag  Abend  und  jeden 
zweiten  Montag  Abend  (Vorversande  jedesmal  am  Tage  vorher)  zur  Absendung; 
der  erste  Brief kartenschlui^  de^  Marine- Postbureaus  mit  Feldpostsendungen 
wurde  am  lO.  August  1900  abgefertigt. 

Das  SortiergeschSft  bereitete  in  der  ersten  Zelt  des  Feldpostverkehrs  sehr 
erhebliche  Schwierigketten.  Briefaufschriften,  die  jeder  Genauigkeit  entbehrten, 
gehörten  zu  den  regelmäßig  wiederkehrenden  Erscheinungen.  Aber  auch  von 
den  sonst  vollständig  adressierten  Sendungen  war  nur  ein  kleiner  Teil  mit  d  -v 
Bezeichnung  des  neuen  (ostasiatischen}  I  ruppenleils  oder  des  Transportdauipfei s 
versehen.  Die  Mehrzahl  enthielt  in  der  Aufschrift  lediglich  die  Angabe  des 
früheren  Truppenteils  der  Empfänger  mit  dem  Zusätze  »jetzt  auf  der  Ausreise 
nach  ('hinrt't  oder  n jetzt  in  ('.hina>i-  Für  jede  der  mangelhatt  adressierten 
Sendungen  hatte  das  .Marine  -  Postbureau  nach  dem  von  der  Militärbehörde 
gelieferten  Plane  fQr  die  Einschiffung  des  Expeditionskorps  oder  durch  Schrift- 
wechsel mit  den  Postanstallen  der  Aufgabeorte  oder  der  früheren  Garnisonorte 
den  Transportdampfer  oder  den  ostasi.itischen  Truppenteil  zu  ermitteln.  .\uch 
nacli  der  Landung  des  Expeditionskorps  in  China  gingen  Sendungen  für  die 
Truppen  mit  ungenügender  Aufschrift  bei  der  Sammelstelle  noch  lange  Zeit 
in  grof'cr  Zahl  ein.  Noch  der  Feldpost-Dienstordnung  soll  den  Mannschaften 
von  ihren  Vnrc;o';e(7lcn  aulgegeben  werden,  deti  Angehörigen  in  der  Heimat 
ihre  genaue  Adresse  bekannt  zu  geben;  otfenbar  ist  ein  Teil  der  China- 
krieger dieser  Anweisung  nicht  rechtzeitig  nachgekommen. 

Sendungen  mit  mangelhafter  Aufechrift  wurden  dem  Absender,  sofern  er 
bekannt  oder  zu  crselien  war,  auf  Anordnung  der  PostbehOrde  anir  Vervoll. 

s t.'i n d i gu n t;  7 tirü c k t; e ge be n . 

Die  Geld  briete  tUr  die  Angehörigen  des  Expeditionskorps  nahm  das  Marinc- 
Postbureau  in  direkte  GeldkartenschlUsse  auf  die  bestimmimgsmafiig  hierfür  in 
Betracht  kommenden  Truppenleik  im  übrigen  in  die  GeldkartenschlUsse 

auf  die  Feldposiexpedilion  iiuL  Die  Absendung  der  KartenschlUsse  erfolgte 
alle  14  Tage  mittels  der  Lieidbriefbeutel  auf  das  deutsche  Postamt  in  Slianghai - 
die  ersten  GcldkartenschlOsse  gingen  am  26.  November  1900  ab.   Der  Geld* 
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briefVcrkcht  in  der  Kichtuns;  nach  den  Truppen  erfuhr  von  Anfanf;  Januar  1901 
ab,  dem  Zeitpunkte  der  Eintührung  der  Feldpostanwcisungen  aus  der  Heimat, 
wie  zu  erwarten  war,  eine  stetige  Abnahme.    Wahrend  anfangs  fUr  die  ab* 
zusendenden  Geldposten  bis  zu  320  Stttck  vorlagen,  wurden  in  der  letzten 
Zeit  Geldbriefc  nur  noch  vereinzelt  abgeschickt. 

Das  Verfahren  bezüglich  der  GeldUbermittelung  an  die  mobilen  Land- 
truppen mittels  Feldpostanweisung  war  durch  die  nach  Benehmen  des 
Retchs-Postamts  mit  der  preußischen  Militlir-  und  der  Rcichs-Marineverwaltung 
erlassene  Anweisung  vom  Dezember  1900  geregelt.  Da  die  mobilen  Feldpost- 
anstalten nach  ihrer  ganzen  Hinrichtung  nicht  in  der  Lni^c  '^ind,  größere 
Summen  Geldes  mitzufUhren  und  sich  mit  der  Auszahlung  und  Verrechnung 
von  Postanweisungen  zu  befassen,  so  erObrigte  nur,  die  Kassen  der  Trappen- 
iL'ile  mit  der  Auszahlung  der  Feldpostanweisungsbetrfige  an  die  Empfanger  für 
Rechnung  der  Postverwaltung  zu  beauftragen.  Dinnch  mußte  sich  bereits  die 
Behandlung  der  Feldpostanweisungen  in  der  Heunat  richten. 

Zu  den  Postanweisungen  an  die  l'ruppen  wurde,  ebenso  wie  zu  den  von 
den  Truppen  herrührenden  Feldpostanweisungen,  ein  Formular  in  blauer  Farbe 
verwandt.  Die  Kinlrai^ung  erfolgte  bei  den^  Postämtern  in  der  Heimat  in  die 
AnnahmebUcher  A  (für  Postanweisungen  nach  außerdeutschen  Gebieten),  wobei 
in  der  Spalte  »Be.«tiromüngsorta  der  Truppenteil  usw.  und  in  der  Spalte 
»Bemerkungen  der  Postanstalt«  das  Wort  »Feldpost«  angegeben  wurde. 

Das  Marine- Postbureau  sortierte  die  Feldpostanweisungen  nach  131  ver- 
schiedenen Truppenabteilungen  iisw.  und  fertiijte  für  jede  Abteilung  eine 
Überweisungsliste,  in  der  außer  dem  Betrage  der  Absender  und  der  Empfänger 
genau  anzugeben  waren.  Postanweisungen  an  Offiziere  und  obere  Mtlitttr- 
beamte,  aus  deren  Aufechriften  nicht  zu  ersehen  war,  zu  welchem  Truppen- 
teil usw.  der  Empfffn^cr  gehörte,  wurden  in  eine  (^berweisimg^li^te  auf  die 
Feldpostexpedition  aufgenommen.  Aus  den  in  Bi  lefumschlägc  verpackten  Post- 
anweisungen und  dazu  gehörenden  Oberweisungslisten  ftlr  diejenigen  Truppen- 
teile, für  welche  eine  gemeinsame  Kasse  bestand,  fertigte  das  Marine-Postbureau 
ein  Bund  für  den  betreffenden  Truppenfeil;  beispielsweise  wurden  die  Brief- 
umschläge mit  Postanweisungen  und  Listen  für  den  Stab  und  die  Kompagnien 
eines  Infanterie-Bataillons  zu  einem  gemeinsamen  Bunde  für  das  Bataillon  ver- 
einigt. Die  Absendung  der  Poslanweisungsbunde  erfirfgte  alle  14  Tage,  und 
zwar  in  den  Beuteln  mit  Feldpostbriefeendungen  der  Klasse  A  (eilige  Brief» 
Sendungen). 

Bei  der  Paket-Postsuramelstelle  in  Bremen  wurden  die  für  die 
ostastatischen  Truppen  eingehenden  FeKlj  osipäckereien,  in  ähnlicher  Weise  wie 
beim  Marine- Postbureau  die  MannschaÄsbriefsendungen,  nach  123  Truppen- 
abteilungen und  Unterabteilungen  ge-^ondcrt  und  sodann  in  wasserdiclife  Säcke 
verpackt,  welche  Plombenverschluß  erhielten  und  auf  den  Holz -Titelschildern 
mit  der  Bezeichnung  der  Truppenabteilung  verseben  wurden.  Die  Absendung 
der  PaketsHcke  nach  Shanghai  geschah  mit  den  alle  14  Tage  abwechselnd  von 
Bremerhaven  und  Hamburg  abgehenden  Reichsposldampfern,  zum  ersten  Male 
am  I ().  September  iqoo.  Der  Verkehr  erreichte  seinen  Höhepnnkt  bereits  im 
folgenden  Monat,  in  welchem  die  Weihnachtssendungen  aulgelielert  werden 
miifiten.  Der  ^Mrkste  Eingang  war  der  am  28.  Oktober  mit  agSa  Paketen. 
Mit  den  Reichspostdampfern,  Abfahrt  am  23.  und  30.  Oktober,  die  ftir  die 
Beförderung  der  W'eihnachtspäckereien  in  Betracht  kamen,  wurden  5489  und 
8090  Stück  abgesandt. 

Auch  bei  der  Paket-Postsammelstelle  Ist  der  Betrieb  hSutig  in  empfindlicher 
Weise  dadurch  erschwert  worden,  dafi  die  Pfickereien  in  bezug  auf  Verpackung, 
Adressierung,  Frankierung,  Inhalt  usw.  nicht  den  Bestimmungen  entsprachen, 

40* 


ölt}      Deutsche  Feldpost  u.  Telegraphie  -wSlirend  d.  Ostasiatischen  Expedition. 


so  daß  die  Rücksendung  nacli  deui  Autgabeort  erfolgen  mußte  oder  zur 
Beseitigung  der  Mangel  RQckfiragen  bei  den  Aufgabcpo^üanstalten  zu  halten 

waren. 

In  Shn[ii,'Iiai  fand  die  erste  rmarbeilung  der  Feldposten  statt.  Hier 
wurden  die  Sendungen  aussortiert,  welche  fUr  die  in  Taku  SUdfort  und  an 
Orten  der  Strecke  Tongku-Schanhaikwan  stationierten  Truppen  bestiinmt  waren. 
Die  tlbrigen  Sendungen  wurden  der  Feldpostexpedition  in  Tientsin  zugeführt; 

doch  war  die  Anordnung  getroffen,  daß  sie  bereits  in  Tongku  bearbeitet 
werden  sollten,  falls  der  Posfdanipfer  am  späten  Abend  in  diesem  Hafen  einlief 
und  die  Post  den  Anschlub  an  den  letiten  Zug  nach  Tientsin  nicht  mehr 
erreichte.  Über  Eintreffen  der  Post  in  Tongku  und  deren  Weitersendung 
wurden  die  Feldpostanstalten  in  Tientsin  und  Peking  telegraphisch  benachrichtigt. 
Zur  Unterbringung  der  eingegangenen  Feldpostp'lckercien  bis  zu  deren  Weiter- 
sendung war  in  Shanghai  postseitig  ein  der  Agentur  des  Norddeutschen  Lloyd 
gehörender  großer  Lagerraum  angemietet  worden. 

In  Tientsin  mußte  die  Verteilung  der  Feldpostpakete  eine  Zeitlang  wegen 
des  besonders  starken  Verkehrs,  dessen  Abwickelung  in  den  Räumen  der  Feld- 
postexpedition  untunlich  war,  beim  deutschen  ürtspostamt  erfolgen.  F(ir 
diesen  Zweck  war  auf  dem  Hofe  des  PostamtsgrundstOcks  eine  sogenannte 
Decker'schc  Baracke  errichtet  worden. 

Durch  Vermittelung  der  Feldpost  wurden  auch  diejenigen  schwereren 
Privatpakete  und  Liebesgabensendungen  für  Angeliörige  des  Expeditionskorps, 
die  zur  frachtfreien  Beförderung  nach  Ostasien  auf  Material-  und  Truppen- 
Transportschiffen  zugelassen  worden  waren,  den  Empflingem  zugeführt.  Die 
Felili-ioststaiion  in  Tongku  hatte  die  Sendungen  an  Bord  der  ankommenden 
Sciiille  zu  übelnehmen,  nach  den  verschiedenen  Truppenteilen  usw.  zu  sortieren 
und  den  durch  i  elegranini  zur  Abholung  aufgeforderten  Empfangsstellen  aus- 
zuhSndigen. 

Die  Behandlung  der  eingegangenen  Feldpostsendungen  bei  den  Feldpost* 
anstalten  richtete  sich,  sofern  nicht  besondere  Verhältnisse  eine  Abweichung 
bedingten,  nach  den  Bestimmungen  der  Feldpost -Dienstordnung.  Danach 
wurden  bestellt:  gewöhnliche  und  eingeschriebene  Briefsendungen,  Zeitungen, 
Postpaketadressen  und  Ablieferungsscheine  ftlr  das  Armee- Oberkommando  und 
das  Korps-Komraando  sowie  fUr  die  zu  diesen  Behörden  gehörenden  Offiziere, 
Ärzte  und  oberen  Beamten.  In  Peking,  dem  Sitze  des  Armee-Oberkommandos, 
wurde  die  Bestellung  durch  berittene  Ordonnanzen  ausgeführt.  Soweit  die 
Sendungen  nicht  abzutragen  waren,  hatte  die  Abholung  durch  Kommandierte 
der  Truppenteile  usw.  bei  den  Feldpostansfalten  zu  crfoIt;cn. 

Bei  einem  im  Hauptquartiere  des  5.  Oslasiatischen  Infanterie  -  ilcmniciits  in 
Tientsin  am  8.  Dezember  lyoo  uusgebrochenen  Brande  wurde  die  Posi  iür  den 
Stab  und  das  erste  Bataillon  dieses  Regiments  durch  Feuer  vernichtet. 
hnndelte  sich  um  die  etwa  in  der  Zeit  vom  13.  bis  SO.  Oktobtf  aus  Deutsch- 
iand  abgegangenen  Sctui untren . 

Unbestellbare  gewoimiiche  Briefsendungen  an  Angehörige  des  Expeditions- 
korps wurden  durch  Vermittelung  der  Feldpostexpedition  dem  Korps*Konnnandu 
vorgelegt,  welches  die  Aufschriften  durch  Tagesbefehl  veröffentlichen  ließ.  Beim 
Vorliegen  von  unbestellbaren  Geldbriefen  und  Paketen  hatte  die  Feldposi- 
expedition  dem  Korps-Kommando  zum  gleichen  Zwecke  ein  Verzeichnis  dieser 
Sendungen  zuzustellen.  Zehn  Tage  nach  der  Veröffentlichung  wurden  die 
nicht  untergebrachten  Gegenst;fndc,  mit  einem  farbigen  Zettel  mit  der  Aufschrift: 
"Emplänger  auch  mit  Hülfe  des  Kommandos  des  Expeditionskorps  nicht  zu 
ermiueln.  Feldpostexpedition.«  beklebt,  an  die  heimatliche  PostsammelsteUe 
zurückgesandt 


Digiiizeo  by  Google 


Deutsche  Feldpost  u.  Tel^raphie  wihrend  d.  Ostastatischen  Expedition.  617 


Mit  den  Postanweisungen  an  die  Truppen  hatten  die  Fddpustanstalten  nur 
irooweit  B«f«s5ung,  als  sie  die  Postanweisungsbunde  den  Kassen  der  Truppen- 
teile Uberwiesen.  Der  Feldpostexpedition  lag  außerdem  ob,  die  mitteU 
Über\%'ci>-Lini;sl!stc  de>  Nlarinc  -  Postbureaus  eingegangenen  Postanweisungen  an 
Ofrtzicic  und  obere  Militarbcamte  nach  erfolgter  Feststellung,  zu  welchem 
Truppenteile  die  Empfänger  gehörten,  in  die  etwa  zur  Weitergabe  vorliegenden 
Überweisungslisten  aufzunehmen  oder  mittels  neuer  Listen  weiterzusenden. 

Für  die  ersten  Transporte  mit  heimkehrenden  Chinatruppen  trot 
in  der  rei^elmiifM^cn  ZiilUluuug  der  PosUendungen  eine  IJnterbrechuni;  ein.  da 
es  nicht  angüngig  war,  die  tür  diese  Truppen  aus  der  Heimat  abgeschickten,  in 
China  aber  bis  zum  Zeitpunkte  der  Einschiffung  nicht  eingetroffenen  Posten 
den  Transportschiffen  an  Unterwegsorten  zu  Uberweisen.  Die  in  Betracht 
kommenden  Sendungen  mufften  nacli  Deutschland  zurückgeschickt  werden, 
wo  sie  die  Empfänger  im  Ausschitlungshaten  (Bremerhaven)  oder  ara  Auf- 
lOsungsorte  des  Truppenteiis  erreichten.  Im  übrigen  wurden  den  heimkehrenden 
Truppen  während  der  Seereise  Briefposten  mindestens  in  Aden  und  Port  Said, 
den  auf  Reichspostdampfern  einge<chiff(en  nticli  in  Neapel  und  Antwerpen, 
zugeführt.  Konnte  der  Fahrplan  der  Dampfer  und  insbesondere  die  Verteilung 
der  Truppen  auf  die  SchifJe  rechtzeitig  bekannt  gegeben  werden,  so  gelangten 
Briefposten  auch  nach  Hongkong,  Singapore  und  Colombo  zur  Absendung,  falls 
diese  Plätze  angelaufen  wurden.  Die  Schiffsposten  und  Seeposten  auf  den 
Transportdamptcrn  usw.  hatten  die  Briefsendungen,  die  ihnen  unrichtig  zu- 
gingen, den  nach  ihnen  abgegangenen  Transportsc hift'en,  auf  denen  die  Empfänger 
heimkehrten,  oder  —  sofern  diese  sich  noch  in  Ostasien  befanden  —  dem 
Postamt  in  Shanghai  zuzuftihren. 

Als  Hülfsmittel  für  die  Leitung  der  Postsendungen  an  die  Truppen 

wurden  geliefert 

1.  allen  Postsammelsteiien  (in  der  I-Ieimat  und  aut  dem  Operations- 
gebiete'^ von  der  Militärbehörde: 

die  Pl.'ine  für  die  Ein-  und  Ausschiffung  der  Truppen  sowie  die 
F'alirpläiie  mit  den  Angaben  Uber  die  Zuteilung  der  Truppenteile, 
RedörJen  unw.  an  die  Schiffe: 

2.  ücni  Mai  iue-Postbureau  in  Berlin  und  dem  Postamt  in 
Shanghai  von  den  Führern  der  Truppentransporte: 

namentliche  Listen  der  an  Bord  jedes  Schiffes  mit  heimkehrenden 
Truppen  befindlichen  Offiziere,  Beamten  und  Mannschaften  mit 
Angabe  der  Adresse  jedes  einzelnen  in  der  Heimat; 

3.  den  Schiffsposten  und  Seeposten  der  mit  Truppen  keimkehrenden 
Transportschiffe  und  Reichspostdampfer  vom  Kommando  des  Expeditions- 
korps : 

a)  vür  Plane  zu  i.  und  tunlichst 

b)  namentliche  Verzeichnisse  derjenigen  Offiziere,  Beamten  und  Mann- 
schaften der  an  Bord  des  Schiffes  befindlichen  Truppenteile,  die 
mit  anderen  Transportschifl'en  heimkehrten  (unter  Angabe  der 
Schiffe)  oder  vorläufig  noch  auf  dem  Operationsgebiete  verblieben. 

b)  Verkehr  in  der  Richtung  von  den  Truppen  nach  der  Heimat. 

Recht  umfangreiche  Briefposten,  hauptsächlich  aus  Ansichtspostkarten  be- 
stehend, wurden  auf  das  Marine  >  Postbureau  bereits  von  den  Schiffsposten  der 

zur  Ausreise  des  E.xpcditionskorps  benutzten  Transportdampfer  gefertigt.  In 
der  ersten  Zeit  der  Seereise,  aU  die  Schreiblust  noch  am  größten  war,  gingen 
der  Sammelstelle  mit  den  aus  Port  Said,  Aden  und  Colombo  abgesandten 
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Briefposten  an  einem  Tage  zuweilen  30  bis  40  000,  einmal  in  40  Briefbeuteln 
gegen  100000  Briefe  und  Postkarten  zu. 

Die  in  üslasien  aufgelieferten  FeldpostbriefNcmUinj^en  nach  der  Heimat 
wurden,  wie  bereits  erwülint,  den  deutschen  iSahnposien  Hol-Leipzig,  Kufstein- 
Mttnchen  usw.  zugeführt,  wenn  vor  der  Absendung  ein  Vorsortieren  mOglich 
war;  andernfalls  erfolgte  die  Leitung  auf  das  Marine-Postburcau.  B«  diesem 
ging  die  erste  Briefpost  mit  Feldposlscndungcn  am  29.  Oktober  1900  ein;  sie 
bestand  in  zwei  Brielsücken  im  Gewichte  von  fast  Bo  kg,  die  mehr  aU 
20  000  Briefe  und  Postkarten  enthielten.  Am  häufigsten  war  der  Eingang  in 
den  Monaten  Februar,  Marz  und  April  1901  mit  it,       und  27  Posten. 

Zahlreiche  Feldpostbrit  k'  ;iiis  Ostasien  hatten  während  der  langen  Beförderung 
mehr  oder  weniger  erliebliche  Beschädigungen  erlitten.  Dies  lag  zum  Teil  an 
den  uUzu  umfangreichen  Briefeinlagen,  zum  Teil  daran,  daß  Offiziere  wie 
Mannschaften  zu  ihren  Briefen  Umschlüge  aus  ganz  dOnnem  chinesischen 
Papier  benutzten,  die  den  weiten  Transport  nicht  aushiellen.  Jede  gröC^ere 
Post  w  ies  Dutzende,  einige  Male  sogar  bis  zu  200  Sendungen  auf,  die  aaiilich 
ver>clilo.ssen  werden  mubten,  nachdem  zuvor  aus  den  im  ßriel beule!  umher- 
liegenden Aufschriften,  Briefbogen  und  den  verschiedenen,  den  Briefen  ent> 
fallenen  Gegenstanden  (wie  Fachern,  Geldbörsen,  Taschentüchern,  Photo- 
graphien, gestickten  Mappen,  Zöpfen,  Spitzen,  chinesischen  Zeitungen,  Münzen, 
silbernen  Kettchen,  Opiumpieifen  und  Nippsachen  aller  Art)  durch  Vergleichen 
der  Handschrift  und  auf  andere  Weise  mühsam  der  Sollinhalt  festgestellt 
worden  war.  Eine  Instandsetzung  der  beschädigten  Briefe  durch  Zukleben 
der  Ränder  mittels  Siegelniarken  war  nur  in  wenigen  Fällen  möglich;  meistens 
blieb  IHM  Übrig,  die  Sendungen  mit  Inhalt  in  neuen  Umschlägen,  die  mit 
entsprechendem  Vermerke  versehen  wurden,  weiter  zu  schicken.  In  dieser 
Weise  sind  allein  beim  Marine -Postbureau  gegen  3500  Briefe  verschlossen 
worden. 

Leider  sind  auch  Postscnilun^en  von  den  Truppen  verloren  gegangen.  Das 
zur  Reitpost  von  Peking  riacii  Vangtsun,  aus  Peking  26.  September  1900, 
benutzte  Maultier  wurde  unterwegs  scheu  und  ging  nach  Abwerfung  des  Reiters 
mit  den  die  Ladung  bildenden  zwei  Postsäcken  für  Tientsin  und  Tongku 
durch.  Die  behördlichen  BemUtmngen,  die  Posts-icke  wiederzuerlangen^ 
sowie  die  Aussetzung  einer  Belohnung  für  deren  Herbeischatiung  waren  ver- 
geblich. Eine  grotie  Zahl  von  Briefsendungen  nach  der  Heimat  ist  ferner  in 
der  Nacht  vom  28.  Februar  zum  i.  März  1901  bei  einem  im  deutschen  Post- 
amt in  Shanghai  entstandenen  Brande  vernichtet  worden.  Dav  Brandunglück, 
das  durch  Explosion  einer  beiitinmiungswidrig  mit  Feuerwerkskörpern  ange- 
füllten Postsendung  herbeigeführt  worden  war,  wurde  den  als  Aufgabestellen 
in  Betracht  kommenden  Feldpostanstalten  sogleich  telegraphisch  mitgeteilt,  um 
den  At'sendern  die  unverzOgerte  Ersetzung  verloren  gegangener  Nachrichten  zu 
ermöglichen. 

Die  Übermittelung  von  Geldbelrilgen  durch  Feldpostanweisung  seitens  der 
mobilen  Truppen  an  EmpflKnger  in  der  Heimat  war  in  der  Feldpost -Dienst> 

Ordnung  und  den  dazu  erl.iN^ciien  Aust'ühiungN  Bestimmungen  von  früher  her 
vorgesehen.  Das  Verfall  reu  richtet  sich  nach  den  allgemeinen  Bestimmungen 
über  die  Behandlung  von  l'oN'ainveisiingen. 

VII.  Postverbindungen. 
Die  Secheforderung   der   l-\ldposlen    nach  und   von  0>tasien  erfoIj*te 
unter  Benutzung  der  zum   Postaustausche   zwischen   Deutschland   und  cien 
deutschen  Postanstalten  in  China  dienenden  Dampfschiffverbindungen.  Fur 
die  Briefposten  wurden  auf  der  Strecke  bis  und  von  Shanghai  die  im  vier- 
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zehntägigen  Zeitraam  eine  dreimalige  BefÖrderungsgck^cnheit  darbietenden 
Dampfer  (Rcichspostdampfer,  englische  und  französisclie  Schifte  für  die  Geld- 
und  die  PaketkartenschlUsse  fast  ausschließlich  die  alle  14  Tage  verkehrenden 
Reichspostdain[M"er  bL-nutzt. 

Auf  der  Strecke  Shanghai-Tsingtau-Tscliifu-Tongku  fand  die  Post- 
beförderung  durch  die  Dampfer  der  Reederei  M.  Jebsen  in  Apenrade  statt, 
von  der  Etide  Marz  1901  die  Hamburg -Amerika  Linie  den  Schiff-^beirieb 
Ubernahm.  Da  die  drei  Schiffe,  die  nach  dem  zwischen  der  Heiclis  Post- 
verwaltung und  der  Firma  M.  Jebsen  abgeschlossenen  Vertrage  die  Fahrten 
auszufahren  hatten,  nach  Eintritt  der  kriegerischen  Ereignisse  zur  Herstellung 
ausreichender  Verbindungen  nicht  genügten,  so  wurde  von  September  iqoo 
ab  ein  seitens  dcv  Postbehörde  gecharterter  vierter  Dampfer  in  die  Linie  ein- 
gestellt. Zur  Betörderung  der  Briefpost  zwischen  Shanghai  und  dem  Norden 
dienten  außer  den  erwähnten  deutschen  Schiffen  die  fast  täglich  verkehrenden 
chinesischen  Dampfer,  welche  Tsingtau  nicht  anliefen  und  deshalb  eine  um 
mehrere  Tage  geringere  Fahrzeit  hatten.  Die  Benutzung  dieser  Dampfer 
ermöglichte  unter  geordneten  V'erhüitniNsen  eine  tJfgliche  Postverbindung  zwischen 
Shangliui  und  Tientsin  bei  einer  l'ahrtdauer  von  3  bis  4  Tagen. 

Die  Schiffahrt  nach  Tongku  mußte  in  der  2^it  vom  10.  Dezember  1900 
bis  Ende  Februar  1901,  wie  alljährlich  während  der  Wintermonate,  wegen 
VeiLi'snng  der  Peihomündung  eingestellt  bleiben.  Für  die  Dauer  dieser  Ver- 
kehrbunterbrechung  wurde  eine  Postverbindung  zwischen  Shanghai  und 
Schanhaikwan,  dessen  Reede  meist  auch  im  Winter  Air  Schiffe  zugänglich  ist, 
über  Tschifu  unterhalten,  wührend  die  Fahrten  der  Jebsen-Linie  nur  auf  der 
Strecke  Shanghai  Tsingtau-Tschifu  stattfanden.  Für  die  Verbindung  zwischen 
Shanghai  und  Scliuniiaikwan  wurden  der  sonst  auf  der  Linie  Shanghai-Tongku 
verwendete  vierte  Dampier  der  Reederei  Jebsen  und  —  in  Ermangelung  eines 
weiteren  deutschen  Dampfers  —  ein  postseitig  ermieteter  russischer  Dampfer 
benutzt,  welche  Schiffe,  wenn  die  Landung  in  Schanhaikwan  auch  unmöglich 
war,  in  dem  nahen  Tschinwangtau  anzulegen  versuchten.  Außerdem  wurden 
die  zwischen  Tschifu  und  Tschinwangtau  verkehrenden  chinesischen  Post- 
dampfer £ur  Beförderung  der  deutschen  Post  benutzt. 

Für  die  Herstellung  von  Postverbindungen  innerhalb  Ostasiens 
kamen,  der  Stationierung  der  FcUpostanstalten  entsprechend,  hnuptvifchlich  die 
Etappenlinien  Tongku-Peking,  Peking  (Tientsin)-Paotingfu  und  Schanhaikwan- 
Tongku  in  Betracht. 

Zwischen  Tongku  und  Yangtsun  (Teilstrecke  der  Etappenlinie  Tongku- 
Peking  erfolgte  die  r\istbeförderung  von  Anfang  an  mit  der  Eisenhahn  unter 
Begleitung  deutscher  Scliaffnerbahnposten.  K-^  wurden  auf  der  ganzen  Bahn- 
linie in  der  ersten  Zeit  zwei  Züge,  später  ein  Zug,  zwischen  Tongku  und 
Tientsin  außerdem  ein  weiterer  Zug  ttfgllch  in  jeder  Richtung  benutzt.  Die 
erste  Bahnpostfahrt  fand  am  $.  September  1900  statt.  F"Ur  das  eine  der 
zwischen  Tongku  und  Yangtsun  verkehrenden  Zugpaare  hatte  die  russische 
Militärverwalluug,  in  deren  Hünden  damals  der  Eisenbahnbetrieb  lag,  von 
vornherein  einen  Bahnpostwagen  zur  Verfügung  gestellt;  bei  den  Übrigen 
Zügen  mußte  der  Postdienst  in  gewöhnlichen  Wagenabteilen  wahrgenommen 
werden. 

Die  Postbeförderung  zwischen  \  angtsun  und  Peking  führten  bis  zur 
Wiederherstellung  der  durch  die  Boxer  zerstörten  Eisenbahnlinie  miiitlrischer- 
seits  gestellte  Meldereiter  aus,  die  anfangs  wöchentlich  dreimal,  später  täglich 
in  jeder  Richtung  abgefertigt  wurden  und  die  Landetappenstraiie  benutzten. 
Die  zur  Fortschaffung  durch  die  Meldereiter  nicht  geeignete  Postladnng  erhielt 
durch  Karrenposten  (s.  IV.),   die   von  Trainsoldaten  begleitet  wurden,  oder 
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mUlels  der  auf  dem  Peiho  verkehrenden  Militärtransportboote  Beförderung. 

Nach  Wiedereröffnung  des  Eisenbahnverkehrs   Milte  Dezember  1900  konnte 
der  Bahnpo'-tbetrieb  auf  die  Strecke  Yangtsun  -  Peking  ausgedehnt  werden. 

Die  ZulUlirung  der  Post  für  die  in  Schunhaikvvan  und  Tschinwangtau 
Stationierten  Truppen  erfolgte  zuerst  durch  die  zwischen  Takureede  und  den 
beiden  Garnisonorten  verkehrenden  Kriegsschiffe  aller  Nationen.  An  die  Stelle 
dieser  Verbindungen  trat  Antang  Dezember  1000,  nachdem  die  Eisenbahn 
Schanhaikwan-Tongku  zunäciist  bis  Lutai  wiederhergestellt  worden  war,  die 
Bahnpostbeförderung  auf  dieser  Eisenbahnstrecke  und  zwischen  Lutai  und 
Tongku  eine  Postsachenbeförderung  mittels  der  Militär- Provianlwagen.  Anfang 
Januar  1901  konnte  mit  Wiedereröffnung  des  Eisenbahnverkehrs  /.wischen  Lutai 
und  Tongku  der  Bahnpostverkebr  auch  aul  diese  Strecke  ausgedehnt  werden. 

Die  Verbindung  mit  Paotingfu  war  in  der  ersten  Zeit  von  Tientsin  aus 
auf  dem  Wasserwege  durch  die  zu  MiliUirtransporten  verwandten  Dschunken 
hergestellt.  Die  langsamen  Dschunkenposten  —  die  Fahrzeuge  mußten  fa-st 
auf  dem  ganzen  Wege  gezogen  (getreidelt)  werden  —  wurden  Ende  November 
1900,  namentlich  mit  Rücksicht  auf  das  bevorstehende  Zufrieren  der  Wa&ser- 
strafie,  durch  eine  tlfgliche  Karrenverbindung  auf  der  Etappenstrafie  ersetzt, 
an  deren  Stelle  mit  Eröffnung  des  Ei^-eiibahnbetriebs  auf  der  Strecke  Peking 
Paotingtu  am  4.  I'cbruar  iqoi  die  Bahnpostbeförderung  trat.  Die  Land- 
Verbindung  zwischen  Tientsui  und  Paolingfu  mutete  jedoch  zur  Vermittelung 
des  Postverkehrs  der  unterwegs  belegenen  Etappenstationen  beibehalten  werden. 

Von  Anfang  Februar  1901  ab  waren  hiernach  alle  bis  dahin  in  der  Provinz 
Tschili  eingerichteten  Feldpostanstalten  -  -  Schanliaikwan ,  Tongku.  Tientsin, 
Yangtsun,  Peking,  Paotingfu  —  durch  Eisenbahn  untereinander  verbunden. 
Eisenbahnverbindung  hatte  femer  die  im  April  1901  fQr  kurze  Zeit  ein- 
gerichtete Feldpoststation  in  Tingtschou,  bis  wohin  nach  Weiterführung  der 
Bahn  Peking- Paotingfu  die  Züge  durchgeiüliri  wurden.  Es  verkehrten  und 
wurden  von  deutschen  Schaffnerbahnposlen  begleitet: 

zwischen  Tongku  und  Tientsin  (44  km)  zwei  Züge  tüglich, 

zwischen  Tientsin  und  Peking  (132  km)  sowie 

aut  der  Strecke  Schanhaikwan  -Tongku  ;23s  km)  mit  den  Stationen  Peitaiho 
und  Kail  ing,  wo  im  Mai  1901  Feldpoststationen  eingerichtet  wurden, 

ein  Zug  laglich, 

zwischen  Peking  und  Paotingfu  (127  km)  in  den  ersten  Monaten  nach  der 
BetriebscrOfihung  jeden  zweiten  Tag  ein  Zug,  von  Juni  1901  ab  tXgUch 

ein  Zug 

in  jeder  Kichlung.  Zur  Wahrnehmung  des  Postbcgleilungsdiensles  wurden  viel- 
foch  von  den  Militärbehörden  zur  Verfügung  gestellte  Ordonnanzen  verwendet. 

Die  Feldposistation  in  Fouphing  war  während  der  kurzen  Dauer  ihres 
Bestehens  mit  Paolingfu  durch  eine  auf  der  1  e,8  km  langen  Etappcnstral>c  in 
beiden  Hichlungcn  jeden  zweiten  Tag  verkehrende  Karrenpost  in  Verbindung 
gebracht. 

Die  Postbcförderung  zvN-ischen  Tsingtau  und  der  Feldpostanstalt  Kiautschou 
erfolgte  anfangs  icden  zweiten  Tag  durch  die  zwischen  Tsingtau  und  Taputou 
in  Dienst  gestellten  Gouvernementsboote  und  auf  der  kurzen  Landstrecke 
Taputou -Kiautschou  durch  Militärpatrouillen.  Nach  Fertigstellung  der  von 
Tsingtau  ausgehenden  Schantungeisenbahn  bis  Kiautschou  wurde  tllglich  ein 
Zug  in  ieder  Richtung  gefahren  und  zur  Postbeförderung  benutzt.  Zwischen 
Ki  iu*  chou  und  der  1^  Ui postStation  in  Kaumi  bestand  eine  tägliche  Verbindung 
dui ch  Militürpatrouiiien. 

Die  Postverbindungen  der  deutschen  Feldpostanstalten  in  China  wurden 
vielfach  auch  von  den  Feldpostanslalten  der  anderen  Nationen  (Englander 
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Franzosen,  Italiener,  Russen,  Amerikaner)  zur  Belörderung  geschlossener  Posten 
benutzt. 

Die  re^lmäßii^c  Post  Verbindung  mit  Europa  i  t  v  egen  Kesselschadens  «n 
den  fran/ö'^i'^rhen  l^ostdampfern  zweimal,  im  Dezember  r<ioo  und  Januar  iqoi, 
gestört  gevve>»t;n.  Aus  Anlaii  des  ersten  Falles  erhielt  Shanghai  zehn  Tage 
lang  keine  Europa post.  Infolge  der  Schwierigkeiten,  die  sich  der  Weiter- 
beförderung der  dann  eingelroftenen  Post  auf  der  vom  Eise  blockierten  Reede  von 
Scliiinhaikwan  iimi  ;iiif  vier  icilu  cise  zerstörten  Eisenbahnstrecke  Schanhaikwan— 
Tongku  entgegenstellten,  blieben  unsere  Truppen  im  Dezember  1900  fast  drei 
Wochen  ohne  Nachricht  aus  der  Heimat,  was  recht  schmerzlich  emplunden 
wurde.  Sodann  erlitt  die  Verbindung  zwischen  Shai^jhai  und  dem  Norden 
Ende  Januar  1901  infolge  Ziifricrens  der  Reeden  von  Schanhaikwan  und 
Tscliin'A  .Higtnu  eine  vier/xhntügige  Unterbrechung,  durch  die  der  Postverkehr 
weiter  cmplindiicn  gestört  wurde. 

Von  solchen  Ftfllen  abgesehen,  nahm  die  Beförderung  der  Briefpost  von 
Berlin  nach  Peking,  dem  Sitze  des  Armee-Oberkommandos,  durchschnittlich 
40  Tage  in  Anspruch.  Feldpost pakctc  trafen  in  Peking  meist  8  bis  9  Wochen 
nach  der  Absendung  von  Bremen  ein. 

Vin.  Einrichtungen  für  den  Tclegraphenverkehr  der  Truppen. 

Bei  der  Einrichtung  der  eigentlichen  Feldlelegraplue,  J.  h.  der  Herstellung 
und  dem  Betriebe  von  Telegraphenleitungen  für  den  Verkehr  der  Kommandos, 
Stabe  usw.  untereinander,  war  die  Reichs -Post-  und  Telegraphenverwaltung 
nicht  beteiligt.  FUr  diesen  Zweck  wurde  mit  dem  E.vpcJition^korps  eine 
Korps-Telegraphenabteilung  nach  dem  Operationsgebiet  entsandt,  die  sich  in 
der  Starke  von  9  Offizieren  usw.  und  130  Mannschaften  aus  einem  Tele- 
graphendetachement  und  einer  Trainkolonne  zusammensetzte  und  ausschließlich 
unter  militärischer  Leitung  stand.  Die  Mitwirkung  dos  Reichs  -  Postamts  be- 
schränkte sich  darauf,  daß  für  die  bei  der  Korps -Telegraphenabteilung  vor- 
gesehenen Stellen  eines  Feld -Telegraphen Inspektors  und  eines  Feld-Telegraphen- 
sekretJIrs  zwei  Berliner  Beamte  aus  dem  Personal  der  Reichs-Post-  und  Tele- 
graphenverwaltung uberwiesen  wurden.  Beide  Beamten  hatten  sich  freiwillig 
für  den  Feldtelegraphendienst  gemeldet. 

Dagegen  war  es  der  Reichs -  l'elegraphenverwaltung  mugiich,  Einrichtungen 
ZU  treffen,  welche  die  telegraphische  NachrichtenQbermittetung  im  Verkehr  der 
mobilen  Truppen  mit  der  Hdmat  erleichterten. 

Zur  Förderung  des  Verkehrs  nach  der  Heimat  ließ  das  Reichs- Postamt 
in  einem  nSohlüssel  fÖr  Feldtelegramme«,  der  durch  Druck  vervielfältigt  und 
an  die  Truppen  verteilt  wurde,  unter  fortlaufender  Nummer  gegen  100  den 
VerhXltnissen  des  Krieges  angepaßte  Nachrichten  —  Mitteilungen  tlber  Ver- 
wundungen, Erkrankungen,  Allgemeinbefinden  usw.,  auch  solche  geschäft- 
lichen Inhalts  —  zusammenstellen  unJ  hr.iclitc  ein  Verfahren  in  Anwenduni;, 
t>ei  dem  jede  dieser  Nachrichten  vurkommendenfalis  in  einem  einzigen  Worte 
abermtttdt  wurde.  Das  Telegrammwort  enthielt  zugleich  die  Bezeichnung 
des  Absenders  sowie  den  Hinweis  auf  eine  von  diesem  im  voraus  angegebene, 
bei  dem  Haupt  Telegraphenamt  in  Berlin  vermerkte  Adresse,  an  die  alle 
von  demselben  Absender  abgeschickten  Feldtelegramme  bestellt  wurden.  Da 
etwa  37  üoo  Absender  in  Frage  kamen,  so  hätten  hiernach  2  700  000  Wörter 
verabredet  werden  mUssen.  Das  »Amtliche  Wörterbuch  für  die  Abfassung 
der  Telegramme  in  verabredeter  Sprache«,  dessen  Mltere  Ausgabe  (Bern,  1894) 
für  diesen  Zweck  zu  benutzen  war,  enthalt  aber  nur  wenig  mehr  als  210000 
mit  laufenden  Nummern  bezeichnete  Wörter.    Es  war  also  ertbrderlich,  die 
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Truppenangehörigen  in  Serien  zu  2100  einzoteiten  und  jedem  eine  Nachricht 
darstellenden  Worte  noch  die  Bezeichnung  der  Serie  hinzuzufttgen,  zu  welcher 
der  Absender  gehörte. 

Jedem  Triippenangchöri^cn  wurde  von  vornherein  die  Serie,  welcher  er 
zugeteilt  war,   und  außerdem  eine  vierstellige  »Telegraphennummer«  (0001 
bis  2100},  unter  der  er  an  der  Einrichtung  teilnehmen  durfte,  mitgeteilt. 
Wünschte  er  eine  der  in  dem  Schlüssel  vor^^csehenen  Nachrichten  nach  Hause 

zu  telesrnphieren.  "^o  tmlle  er  auf  einem  Fcldtcletiramm-Formular  außer  meinem 
Serienbuchslaben  und  seiner  Telegraphennummer  die  Nummer,  unter  der  die 
Nachricht  in  dem  Schlüssel  aufgeführt  war,  anzugeben.  Nachrichten  dieser 
Art  konnten  bei  den  Feld-  und  Ortspostanstolicn  sowie  den  Schitfsposten  auf- 
qt'h'cferl  v-erden;  die^o  überwiesen  sie  milder  schnelUtcn  Refördenings£re!ej^cnheit 
den  Posiämtern  in  Shanghai  oder  Tientsin,  welche  sie  mindestens  einmal  täglich 
zu  einem  einzigen  Telegramm  in  verabredeter  Sprache  zusammenstellten  und 
die  Sammeltelcgramme  nach  Deutschland  zur  Auflieferung  brachten.  Zum 
Zwecke  der  ZuNammenstellun^  wurden  die  Nachrichten  /.un>fchsf  nach  Serien 
geordnet;  jeder  Serie  wurde  ein  ^ie  bezeichnendes  Stieliwort  vorangestellt.  Oic 
"1  eicgraphen-  und  Nachrichteiuiummern  muiJten  alsdann  zu  sechsstelligen  Zahlen 
zusammengezogen  und  durch  die  aus  dem  Wörterbuch  an  entsprechender  Stelle 
aufgeführten  Wörter  ersetzt  werden.  Als  Aufschrift  des  Sammeltelegramins 
wurde  das  erste  Serienstichwort  mit  dem  Zuvatze  :  Betün  •  herausgerückt. 

Lagen  z.  B.  bei  einer  Feldpostanstalt  folgende  Nachrichten  vor: 


Serie 

Telcgraphen- 
nuromer 

Nummer  der  Nachricht 
im'  SchlQssel 

C 

1  217 

04 

1583 

18 

H 

0087 

33 

0935 

55 

1  761 

63 

usw.,  so  wurden  diese  /uniichst  wie  lulgi  zusammengezogen: 

»C  121  704,  138318,  H  008  753.  093535,  176163  usw.« 
Alsdann  wurde  für  jeden  Buchslaben  das  ein  für  allemal  festgesetzte  Serien- 
stichwort, für  jede  Zahl  das  betreffende  Wort  des  WOrterbuchs  eingesetzt, 
so  daß  das  Sammeltelc^ramm  folgende  Gestalt  erhielt: 

»Curlridge  ficrlin 
Manie-ana  Puz/h'nt^  Highly  Agniturae  Hermocre<jn  Scipolla  usw.  < 
(Die  Wüt  tcr  Cai  I'  i'lt;e  und  Hiyhly  bezeichnen  in  dein  I>ei-|Mc]  die  Serien  C  und  H.  j 

Nacli  dem  hingange  beim  Haupt -Telegraphenamt  in  Bcrim  wurde  das 
Sammeltelegramro  wieder  in  .«seine  Bestandteile  zeriegt  und  entziffert.  £)ie 
letzten  beiden  Ziffern  jeder  Zah!  g  d^n  den  In!ia!i  der  Ubermittelten  Nachricht 
wieder,  die  ersten  vier  Ziffern  dienton  in  Verbindung  mit  dem  Serienbuchstaben 
zur  Krmitieiung  des  Kmptängers  und  des  Absenders  auf  Grund  der  bei  dem 
Amte  aufgelegten  Liste.  Die  einzelnen  Nachrichten  wurden  in  gewöhnlicher 
Sprache  unter  der  Ko)  t  hezeichnung  »Feldtelegramm«  den  Empfängern  zugefertigt. 

Die  Kosten    für  die  ( 'bermilteluni^  eifier  Nuehriclit   betrugen   bei  diesem 
einlachen  Veilaliren   mir  e1\\a  ü  NI  i;k,     Dnnk  dein       hinderen  Intere5;se  das 
die  Verwaltungen  des  Heeies  und  der  Marine  der  Linnchtung  entgcgcnbraclnen 
konnte  die  Gebühr  für  die  von  den  Mannschaften  herrQhrenden  Feldtelcg ramme 
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auf  die  Hälfte  dieses  Betrags  festgesetzt  werden;  die  andere  Hälfte  wurde  aus 
militärischen  Mitteln  bestritten.  Femer  fand  bei  43  in  dem  Schlüssel  besonders 

bezeichneten  Nachrichten,  welche  Verwundungen,  Erkrankungen,  chirurgische 
Operationen  und  deigl.  betrafen,  gcbtihrcnfreie  Beförderung  auf  Kosten  der 
Kriegskasse  statt,  sofern  das  Bedürfnis  zur  Absendung  der  Naclirichten  von 
dem  zuständigen  roilitänschen  Vorgesetzten  anerkannt  war.  Die  Telegramm- 
gebOhr  war  entweder  bar  oder  in  Freiniarken  zu  entrichten. 

Den  auf  der  An^rL'i'^e  bcftndh'chcn  sowie  den  heimkehrenden  Truppen  war 
gestattet,  in  C  'I  iiiho  und  Singapore  unter  Benutzung  des  SchlUs•^eis  tele- 
graphischc  Nachrichten  nach  der  Heimat  aufzuliefern.  Die  Gebühr  betrug  in 
diesen  Flllen  für  Offiziere  4  oder  5  Mark,  für  Mannschaften  die  Hälfte. 

Zur  Aufklämng  von  Chiffrier-  und  Telegraphierfehlern  war  ein  besonderes 
Ruckfrageverfahren,  ebenfalls  in  verabredeter  abgekürzter  Form,  eingerichtet. 
Bezweifelte  jemand  die  Richtigkeit  eines  ihm  zugegangenen  Feldtelegramms, 
so  konnte  er  gegen  Hinteriegung  einer  Gebühr  von  30  Mark  eine  amtlfebe 
Prüfung  beantragen.  Die  Gd>fihr  wurde  erstattet,  wenn  sich  herausstellte,  dail 
die  Rückfrage  durch  ein  Dienstversehen  gerechtfertigt  gewesen  war. 

Nachstehend  folgen  einige  der  im  nSchlü^scl  tür  Feldtelegratnme«  zusammen- 
gestellten Nachrichten.  —  1.  Vollkommen  gesund,  üruli.  —  2.  Gefecht  niit- 
gemacht.  Vollkommen  gesund.  Grufl.  —  3.  Gefahrlos  erkrankt.  Im  Lazarett 
in  guter  Pflege.  Gruß.  —  11.  Wieder  gesund.  Bleibe  noch  einige  Zeit  zur 
Schonung  hier.  Gruß.  —  31.  Brief  erhalten.  Grul'v  —  40.  Nicht  einverstanden. 
Erwartet  Brief.  Gruß.  —  53.  Leicht  verwundet.  In  guter  Pflege.  Seid  ohne 
Sorge.  Gruß.  —  64.  Linke  Hand  verwundet.  Im  Lazarett  in  guter  Pflege. 
Gruli.  —  70.  Operation  nicht  nötig.  Befinden  gut.  Gruß.  —  79.  Operation 
gut  Ubcrsianden.  Fuß  verloren.  Arzt  zufrieden.  Herzlichen  Grüt.>.  —  88. 
Komme  ins  Lazarett  Tsingtau.  Gruß.  —  Die  Nachrichten  unter  Nr.  1  bis  53 
wurden  auf  Kosten  des  Absenders  telegraphiert,  die  mit  den  folgenden  Nuro- 
raem  wurden,  wenn  der  Vorgesetzte  die  Notwendigkeit  der  Absendung 
bescheinigte,  auf  Reichskosfen  befördert. 

Zur  wciti.icn  Frleichteruiig  des  privaten  Te!c^r;immvcrkehrs  zwischen  der 
l^leimat  und  den  i  ruppen  sowie  den  Besatzungen  der  Kriegsschiffe  in  Ustasien 
halte  das  Reichs-Postamt  mit  den  beteiligten  Kabelgesellschaften  Vereinbarungen 
getroffen ,  nach  denen  Sammeltelegramme  mit  Pri vatn a c h  1  i c h t e n  in 
offener  Sprache,  die  täglich  einmal  zwischen  zwei  dazu  bestimmten  amt- 
lichen Stellen  in  Deutschland  und  üstaMen  ausgetauscht  wurden,  in  beiden 
Richtungen  ftlr  die  HVifte  der  tarifmäßigen  GebOhr  beft5rdert  wurden.  Die 
Benutzung  dieser  Einrichtung  gestaltete  sich  wie  folgt. 

Die  von  den  Heeres-  und  M  n  r  i  n  e  an  geh  ö  r  igen  herrülirenden  Fcld- 
telegranime  in  ollener  Sprache  wurden  durch  Vermittelung  der  Truppenteile 
und  Krieg.sschiffe  aufgeliefert.  Sollte  ein  solches  Telegramm  an  den  in  die 
Listen  des  Haupt «Telegraphenarote  in  Berlin  eingetragenen  Empfänger  bestellt 
werden,  so  wurde  in  der  Aufschrift,  die  in  diesem  Falle  als  ein  Wort  zahlte, 
nur  der  Scrienbuchslabe  imd  die  Telegraphennimimcr  des  Absenders  angegeben. 
Line  Unterschrift  durfte  nicht  hinzugefügt  werden.  War  der  Empfänger 
dagegen  eine  andere,  in  die  gedachten  Listen  nicht  eingetragene  Person,  so 
muJßte  diese  in  der  Aufschrift  genau  bezeichnet  sein.  '  Jedes  Wort  der  Auf- 
schrift wurde  in  diesein  Falle  besonders  taxiert. 

Die  Telegramme  wurden  zunächst  den  deutschen  Postämtern  in  Shanghai 
oder  Tientsin  zugeführt,  die  sie  zu  einem  Sammeltelegramm  vereinigten  und 
die  Beförderung  nach  Berlin  herbeiführten.  Von  hier  aus  erfolgte  die  teie- 
graphische  (jbermittclung  der  einzelnen  N  iciir -chtcn  an  die  Empfanger;  den 
Telegrammen,   weiche    an  die  beim   Haupt- ielcgraphenamt  eingetragenen 
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Empfänger  gerichtet  waren,  wände  dabei  die  gleichfolls  in  den  Litten  ver- 
merkte Unterschrii^  hinzugefllgt. 

Bei  Privattelegrammen  in  offener  Sprache  aus  Deutschland  an  Angehörige 
der  deutschen  Heeres  und  Marineteile  mußte  durch  den  Vermerk 
BFeldtelegranuiiix  vor  der  Autschrift  zum  Ausdruck  gebracht  werden,  daß  die 
Nachricht  in  das  nUchste  SammelteiqpraniiD  aufgenommen  werden  sollte.  Die 
zur  Bezeichnung  des  Empfängers  dienenden  Angaben  wurden  nur  als  ein 
Wort  gezählt.  Die  Angabe  eines  Bestimmungsorts  wnr  nicht  erforderlich ; 
dagegen  mutete  der  Empfänger  in  der  Aufschrift  nach  Namen,  Dienstgrad  und 
Truppenteil  oder  Schiff  genau  bezeichnet  sein.  Telegramme,  deren  Empfänger 
in  den  Listen  des  Haupt -Telegraphenamti  nicht  verzeichnet  waren,  wurden 
auf  Getahi  Jcs  Absenders  zur  Beförderung  angenommen;  die  Vergünstigung,  daß 
die  Aut&chritt  als  ein  Wort  gezählt  wurde,  fand  jedoch  auf  sie  keine  Anwendung. 

Die  Telegramme  wurden  in  Bertin  gesammelt  und  in  einem  Sammel- 
telegramm  täglich  dem  deutschen  Postamt  in  Shai^hai  oder  dem  deutschen 
Postamt  in  Tientsin  Ubermittelt.  Diese  Postämter  hatten  nach  Zerleguni;  der 
Sammeltelegramme  fUr  die  Weitersendung  der  Einzelnacbnchten  an  die  Kmpfflnger 
auf  dem  schnellsten  Wege  zu  sorgen. 

Der  Austausch  der  Telegramme  mit  Shanghai  wickelte  sich  unter 
Benutzung  der  großen  internationalen  Kabelliiiii  n  ohne  wesentliche  Erschwernisse 
ab.     Dagegen   war   der  tclegraphi-^che  VerkoSir   mit  Tientsin    anfänglich  mit 
erheblichen  Schwierigkeiten  verknüpit,  da  durch  die  Zerstörung  der  in  Betracht 
kommenden  chinesischen  Land-Telegraphenlinien  die  Orte  an  der  Linie  Taku— 
Peking  vom  telegraphischen  Verkehr  abgeschnitten  wurden.    Die  Telegramme 
nach  Tientsin  konnten  auf  tclegraphischem  Wege  nur  bis  Tschifu   (auf  der 
chinesischen  LatKÜinie)  gelangen.    Zwischen  Tschifu  und  Taku  licü  die  Große 
Nordische  Telegraphengesellschaft   die  aufgenommenen  Telegramme  durch 
Schifisgelegenheit  befördern.    Staatstelegramme  für  Taku  und  Tientsin  waren 
an  die  Konsuln!-:  in  Tschifu  zu  richten,  die  sie  ebenfalls  mit  Schiffsgelegenheit 
an  den  Bestimmungsort  weiterschickten.   Allein  auch  auf  der  Strecke  Shanghai— 
Tschifu  waren  die  Tetegramme  Verzögerungen  unterworfen.    Zur  Sicher- 
stellung der  Überkunft  wurden  neben  den  zur  telegraphischen  Beförderung; 
bestinnnlen   Aii^ftriigungcn    Doppeltelegrnmme    mit    den  Schiffsgelegenheiteii 
versendet.   Etwas  besser  gestalteten  sich  die  Verhältnisse,  nachdem  am  j  >.  Aiit^ust 
1900  das  von  der  Großen  Nordischen  Telegraphengesellschaft  mit  Beschleunigung 
gellte  Kabel  Tschifu -Taku  fttr  den  internatioruilen  Verkehr  eröffnet  worden 
war.    Seit  diesem  Zeitpunkt  erhielten  die  für  Tientsin  bestimmten  Tclei^ranmie 
von  Tschifu   nb   auf  dem   neuen  Kabel    und    daran   anschlielJend   auf  dem 
inzwisciicn  eingericliteten  Miütärtelegraphen  Taku-Tientsin  Beförderung,  Um 
nicht  weiter  von  den  unsicheren  chinesischen  Land-Telegraphenlinien  zwischen 
Shanghai   und    Tschifu    abhängig    zu    sein,    schritt    die    Große  Nordisch« 
Tel^aphengescllschaft   alsbald   zur  I.cgiing  eines  Kabel-^  Shanghai-Tschifu  • 
dieses   wurde   am   18.  September  1900   in  Betrieb  genommen.  Nunmehr 
bestand  eine  direkte  ICabelverbindung  von  Shanghai  tlber  Tschifu  nach  Taku. 
Anfang  September  1900   wurden    ferner  der  russische  Hafen   Port  Arthur 
auf  der  Halbinsel  Kvantoung  und  iler  englische  Hafen  Weihaiwei    örtlich  von 
Tschifu)  mittels  Kabeis  mit  Tschifu   verbunden.    Diese   beiden  Kabel  sincI 
Eigentum  der  russischen  bz.  englischen  Regierung.    In  jene  Zeit  fallt  auch  die 
Legung  des  für  Rechnung  des  Deutschen  Reichs  hergestellten  Kabels  zwischen 
Tschitu  und  I  singtau,  durch  welches  das  Kiautschougebiet  an  das  internationale 
Kabeliiet/.  angesclilo^sen  worden  ist.    Die  Betriebseröffnung  dos  453  km  langen 
KabeU   fand  am  3.  Oktober  1900  stall.     Eine  weitere  Verkehrsverbesseruntr 
trat  ein,  nachdem  auch  das  zwischen  Tsingtau  und  Shanghai  verlegte  reichs- 
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eigene,  700  km  lange  Kabel  am  1.  Januar  1901  in  Betrieb  geiiuiiunen  worden 
war.  Zwischen  Shanghai  und  Tschifu  bestanden  somit  zwei  Kabellinien, 
nSmlich  das  reichseigene  Kabel  Shanghai-Tsingtau-Tschifu  und  das  der  Großen 
Nordischen  Telegraphengesellschaft  gehörige  Kabel  Shanghai -Tschifu.  Endlich 
wurde  im  Laufe  des  Jahres  1901  auch  die  Kabelverbindung  Tschifu -Taku 
verdoppelt,  so  daß  seitdem  zwischen  Shanghai  und  Taku  zwei  Kabellinien  zur 
Verfügung  standen. 

IX.  Feldpost -Kassen-  und  Rechnungswesen. 
Beim  Armee- Postdireictor  wurde  keine  Kasse  geführt  ;  die  Wahrnehmung 
der  auf  die  Abrechnung  mit  den  Feldpoststationen  und  der  Militärverwaltung 

bezüglichen  Geschäfte  war  der  Feldpostexpedition  in  Tientsin  übertragen. 

Das  Kassen-  und  Hccliniint,"^\vc";en  bei  den  Feldpostanstalten  gestaltete  sich 
wegen  der  eigenartigen  Geidverhaliniüse  des  Operationsgebiets  ungemein 
schwierig.  Abgesehen  von  dem  Vorkommen  der  mannigfachen  Geldsorten, 
unter  denen  die  deutschen,  die  englischen  und  die  landesttblichen  Münzen 
vorherrschten,  mußte  mit  drei  verschiedenen  Geldkursen  gerechnet  werden: 
dem  für  die  Feldpostanstalten  geltenden,  von  der  Militärbehörde  festgesetzten 
Zwangskurse,  dem  fQr  die  Ortspostanstalten  mallgebenden  Bankkurse  und  dem 
Markenkurse. 

Das  Verfahren  in  bciretT  der  Zahlung  und  Verrechnung  der 
Beträge  von  Postanweisungen  aus  der  Heimat  an  die  mobilen  Land- 
truppen war  wie  folgt  geregelt. 

Die  Truppenkassen  hatten  nach  Eingang  der  Bunde  mit  Postanweisungen 
die  Postanweisiingsbetrüge  an  die  einzelnen  Empfänger  gegen  Quittung  auf 
der  Postanweisung  auszuzahlen,  und  zwar  in  derjenigen  Wahrung,  in  welcher 
die  sonstigen  dienstlichen  Zahlungen  stattfanden.  Die  gezahlten  Beträge  mußten 
in  der  Überweisungsliste  in  der  Reibenfolge  der  geleisteten  Zahlungen  ein- 
getragen werden,  wie  dies  bei  den  Postanstalten  im  Postanweisungs-Ankunfts- 
buche  geschieht.  Die  Truppenkassen  waren  dafür  verantwortlich,  daß  die 
Auszahlung  an  die  richtigen  Empfänger  erfolgte  und  dal^  nicht  höhere  als  die 
vom  Marine -Postbureau  in  der  Überweisungsliste  eingetragenen  Betrüge  aus- 
gezahlt wurden.  Die  gezahlten  Beträge  wurden  durch  die  Militär-  und  die 
Marincvci  \\  .iltung  auf  Grund  der  abgeschlossenen,  mit  den  quittierten  Post- 
anweisungen belegten  ( iberweisungslisten ,  welche  die  Stelle  der  Auszahlungs- 
vcrzcichnisse  A  (Ausiandsverkehr)  vertraten,  von  der  General  -  Postkasse  ein- 
gezogen, wonVchst  das  Postanweisongsamt  die  PrOfung  und  schlieflliche  Ab- 
wickelung in  Ansehung  der  Feldpostanweisungen  aus  dem  Reichs- Post^ehiete 
sowie  die  Abrechnung  mit  den  Postverwaltungen  von  Bayern  und  Württem- 
berg hinsichtlich  der  aus  deren  Gebieten  herrührenden  Postanweisungen  bewirkte. 

In  betreff  der  Abführung  der  auf  Postanweisungen  eingezahlten  Betrage 
seitens  der  Feldpostanstalten  war,  abweichend  von  den  Vorschriften  der  Feld- 
post Dienstordnung,  die  Einrichtung  getroffen ,  daß  die  Bannittel  nicht  der 
Kriegskasse  in  Tientsin  zugeführt  wurden,  sondern  der  Zahlstelle  der  obersten 
Kommandobehörde  am  Orte  angemeldet  werden  mußten.  Die  Zahlsteife  ver- 
teilte den  Betrag  auf  diejenigen  Truppenkassen,  die  eines  Zuschusses  bedurften, 
und  diese  Kassen  hatten  den  ihnen  7u;^e\\  iesenen  Betrag  auf  Grund  von 
Quittungen  bei  der  Fek1postanst;i!t  abheben  zu  lassen.  Durch  dicNCs  Verfahren 
wurde  vermieden,  daii  die  entbehrlichen  Barmittel  der  Feldpostanstalten  auf 
lungere  Zeit  dem  Verk^r  entzogen  und  der  Gefobr  einer  mehrmaligen  unsicheren 
Beförderung  ausgesetzt  zu  werdttl  brauchten. 

Auch  die  Postanweisungen  von  den  mobilen  Truppen  an  Empfänger 
in  der  Heimat  wurden  in  bezug  auf  die  rechnungsmäßige  Abwickelung  wie  Post- 
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anweisungen  des  Auslandsverkehrs  behandelt;  die  umfengreichen  PrUfungs-  und 
Ahrcchnungsgeschiiflc  halte  daher  ebenfalls  das  Postanweisungsaint  zu  bewirken. 

Der  General  -  Postkasse  lag  ob,  auf  Grund  der  an  sie  gelan.t;enden  Annahme- 
bUcher  und  Quittungen  der  Truppenkassen  die  an  diese  abgeführten  Post- 
anvveisungsbetragc  Monat  für  Monat  von  der  Militärverwaltung  wieder  einzuziehen. 

X.  Demobilmachung. 

I  nterni  17.  Mai  if)Oi.  7.11  dtr  Zeit,  ;ih  nach  der  politischen  Gc-amllage 
und  dem  Stande  der  diploniatisciien  \  erhandiungen  der  endgültige  i  liedens- 
schluß  in  kurzem  zu  erwarten  war,  wurde  durch  Allerhöchste  Kabtnetts- 
ordre  bc-timmt, 

1.  dai>  das  Armce-Oherkommando  in  Ostasien  nach  der  Heimat  zurück- 
zuführen und  aufzulösen  i.ci; 

2.  dafi  das  Ostasiatische  Expeditionskor|>s  auf  die  Stirke  einer  gemischten 
Brigade,  die  als  Ostasiatische  Besatzungsbrigade  bis  auf  weiteres  zu 
Besatzungszwecken  in  China  zu  verbleiben  habe,  zu  veniiiddeni  sei  und 
daß  die  übrigen  Teile  cbenfalU  nach  der  Heimat  zurückgeführt  und 
aufgelöst  werden  sollten. 

In  Ausfuhrung  dieser  Bestimmung  traten  die  hierfür  in  Aussicht  genommenen 
Behörden  und  Truppenteile  in  r  Ziii  vom  H.Juni  bis  1  o.  September  1 90 1  in 
Ostasien  die  Heimreise  an.  Die  Überfahrt  erfolgte  teils  auf  KeiclispostJanipfern, 
teils  auf  Dampfern  des  Norddeutschen  Lloyd  und  der  Hamburg- Amerika  Linie. 

Für  die  nach  AufhOren  des  Bewegungskriegs  in  bestinunten  Garnisonen 
untergebrachten  ostasiatischen  Besatzungstruppenteile  waren  Feldposteinrichtungen 
nicht  vorgesehen  worden.  Die  Wahrnehmung  des  Postdienstes  für  diese  Truppen- 
teile wurde  daher  den  ständigen  deutschen  Postanstalten  in  Ostasien  Ubertragen. 

Hiemach  stellten  die  Feldpostanstalten  nacheinander,  je  nach  dem  Zeit- 
punkte des  AbrUckcns  der  heimkehrenden  Teile  des  Expeditionskorps,  ihre 
Tätigkeit  ein.  Ende  August,  als  sich  keine  Feldpnstanstalt  mehr  im  Betriebe 
befand,  wurde  der  Feldpostdienst  nach  einjährigem  Bestehen  geschlossen.  In- 
folgedessen kamen  vom  i.  September  ab  die  filr  die  Truppen  in  Oslasien  bis 
dahin  gewährten  Portofreiheiten  und  Portoermüßigungen  in  Wegfall;  nur  im 
Verkehre  mit  solchen  .\ngehörigcn  des  E.xpeditionskorps,  die  auf  Tiansport- 
schiäen  erst  spater  m  Deutschland  eintraten,  wurden  Briefe  unil  Pi.^tkarten 
noch  als  Feldpostsendungen  ohne  Portozahlung  befördert.  Im  Ubngen  durften 
keine  Feldpostsendungen  mehr  zur  Beförderung  angenommen  werden. 

\(in  dem  Personal  der  Feldpost  traten  der  Armee- Postinspektor,  zehn 
Fcidpostsekretiire  und  vlt.r  Feldpostschaffner  nach  Beendigung  des  FeUi- 
püstdienstes  in  Friedens  -  Dienststellen  bei  deutschen  Postanstaiten  in  Osta^en 
tlber.  Vier  Beamten  wurde  unter  Beurlaubung  auf  drei  Monate  die  Erlaubnis 
erteilt,  die  Rückreise  nach  der  Heimat  auf  selbst  gewiihltem  Wege  (Über 
Amerika)  auszuführen.  Wie  die  Heimreise  des  ttbrigen  Personais  erfolgte,  ist 
unter  1.  4.  angegeben. 

Die  nach  Deutschland  zurückgekehrten  Beamten  und  Unterbeamten  wurden 
in  Anbetracht  des  erheblichen  Wechsels  in  den  klimatischen  Verhältnissen,  dem 
sie  unterworfen  waren,  soweit  erforderlich,  zun.'ichst  zur  Erholung  uiid 
kluuatt.schcn  Eingewöhnung  beurlaubt.  Sie  blieben  bis  zum  Schlüsse  des 
Monats,  in  dem  nach  der  Einschiffung  in  Taku  45  Tage  abgelaufen  waren, 
im  Genüsse  des  Feldgehalts  und  bezogen  für  die  folgende  Zmt  wieder  ihr 
Friedensdieiisteinkommen.  Nach  Ablauf  des  Urlaubs  erfolgte  ihre  Wieder- 
einsteilung  in  Postdicnst. 

Von  den  AusrUbtung.sgegenstiinden  der  Feldposianslallen  (i  elugerat,  Bureau- 
und  Betricbsgeratschaftcn,  Druckformulare)  wurden  diejenigen  Stttcke,  welche 
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zur  WieUervcrwcndung  iin  i  eldpostdienstc  geeignet  cr>chiencn  und  den  Rück- 
transport lohnten,  nach  Deutschland  zurilckbefördert;  alles  Obrige  fand,  soweit 

als  möglich ,  in  Ostasien  Verwertung. 

Für  Postsendungen  zwischen  Deutschland  uiiJ  der  Osdisijti^clicn  Bcsatzungs- 
brigadc  werden  :>cit  dem  i.  September  1901  in  beiden  Hicittun^cn  diejenigen 
Taxen  erhoben,  die  fUr  gleichartige  Sendungen  im  Verkehre  mit  der  Besatzung 
des  deutschen  Schutzgebiets  Kiautschou  vor  dem  Ausbruche  der  chinesischen 
Wirren  bestanden.  Dieselben  Taxen  finden  vom  gleichen  Zfitpunkl  nh  wieder 
im  Verkehr  mit  der  Besatzung  dieses  Schutzgebiets  Anwendung.  Auch  der 
Austausch  von  Briefsendungen  und  Postanweisungsbeträgen  zwischen  der  Heimat 
und  den  Besatzungen  der  deutschen  Kriegsschiffe  in  Ostasien  erfolgt  seitdem 
unter  denselben  Bedinguni^cn  wie  früher.  Danach  unterließen  auch  die  Briefe, 
Postkarten,  Drucksacfien,  Warenproben,  Geschüftspapiere  und  Postanweisungen 
im  Verkehr  mit  den  Angehörigen  der  Besatzungsbrigade  den  für  deji  V'erkehr 
innerhalb  Deutschlands  festgesetzten  Portosatzen  und  Gewichtsgrenzen  mit  der 
Maßgabe,  dal^ 

1.  für  Briete  von  mehr  riN  2n  hi^  einvchliel.Mich  C>o  g,  die  an  nicht  im 
Ofliziersrangc  stehende  Miiilärperäonen  gerichtet  sind  oder  von  ihnen 
herrOhreni  das  Franko  nur  to  statt  20  Pf.  betragt; 

2.  auch  Drucksachen  und  Geschäftspapiere  im  Gewichte  von  mehr  als 
I  bis  2  kg  gegen  eine  (iL-bühr  von  <'>o  Pf.  zugelav^en  sind; 

3.  Postanweisungen  an  die  Militärpersonen  vom  Feldwebel  und  Wacht- 
meister einsclilielilich  abwärts  bis  zum  Betrage  von  15  Mark  gegen  eine 
Gebohr  von  10  Pf.  befördert  werden. 

Die  zur  Erleichterung  des  Tel egra ph en Verkehrs  mit  den  mobilen 
Truppen  getroffenen  Kinrichtungen  bliel->en  xorlüufig  auch  nach  Aut'löstmg  der 
Feldpost  für  den  Verkehr  der  deutsciien  Truppen  in  Ostasien  bestehen.  Diu 
GebOhrenermlßigung  für  Peldtelegramme  in  offener  Sprache  ist  jedoch  infolge 
Kündigung  dieser  Vergünstigung  durch  die  beteiligten  Telegraphengesellscbafien 
Ende  September  1902  in  WegfaH  gekommen. 

XI.  Statistische  Angaben. 

I.  Richtung  aus  der  Heimat  nach  den  mobilen  Truppen. 

Vom  Marine-Postbureau  in  Berlin,  auf  welches  die  Poslanstalten  in 
der  Heimat  alle  Brief-  und  Geldsendungen  an  die  Chinatruppen  und  die 
Besatzungen  der  Kriegsschiffe  zu  leiten  hatten,  wurden  in  der  Zeit  vom 
I.August  lyoo  bis  31.. August  lyoi  439fc>  Brielposten  mit  Feldpostsendungen 
im  Gesamtgewichte  von  72  902  kg  abgefertigt.  Damit  gelangten  zur  Abwendung: 


Brieftendungen 

Briefe  und  .  Druck- 
Postkarten  ;  Sachen 

Stack       t  Stück 

im  ganzen 

Stück 

Postanweisungen 
an  die  Landtruppen 
erst  vom  Januar 
1901  ab) 

'  Betrag 
'  Stück     1  Maik 

i.  an  die  Landtruppen 

1  Ü42  274  1 .219  523 

2  06  i  7y9 

2  927       Ö7  773 

2.  nn  die  Schiffsbe- 

\ 

750  300  ^  i6ü  200 

93 Ö  500 

3  (J20  «7«2y9 

zusammen  .... 

a  59a  574    407  725 

i 
f 

3  000  299 

6        ;  246  072. 
1 
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Der  Durchschnittsbetrag  stellt  sich  bei  den  Feldpostanweisongen  unter  i,. 
deren  Höchstbetrag  bei  privaten  Geldüberweisungen  auf  loo  Mark  festgesetzt 

war,  auf  2  ^,2  Mark,  bei  den  unter  2  (Höchstbetrag  Soo  Mark  auf  4^,^  Mark.  Von 
den  Postanweisungen  an  die  Landtruppen  wurden  2570  Stück  Uber  zusammen 
51  156  Mark  für  Rechnung  der  Postverwaltung  durch  die  Truppenkassen  auf 
Grund  der  vom  Marine- Postbureau  gefertigten  Überweisungslisten  au^ezahlt. 

Die  Znhl  der  im  Zeiträume  von  l'-nde  November  .1900  bis  Ende  August  i  901 
an  die   Laiidtrupf'cn    in  Ostasien   abgeschickten  Geiübriefe   belief  sich  aiaf 
1099  Stück,  ihr  Gesamtinhalt  auf  47  610  Mark. 

Von  der  Paket-Postsammelstelle  in  Bremen  wurden  in  der  Zeit 
vom  19.  September  1900  !  ,\nfang  September  1901  40413  Feldpostpaketc 
an  die  Chinatruppen  und  die  Schiffsbesatzungen  weitergesandt.  Zu  diesem 
Zwecke  waren  3582  Kartensch iüsse  auf  die  verschiedenen  Truppenteile  usw. 
zu  fertigen,  die  mit  27  Reichspostdampfern  befördert  wurden.  Zur  Über> 
illhrung  der  Paketkartenschlüssc  nach  den  Abgangsorten  der  Reichspostdampfer 
mußten  -^o  anf^ergewöhnlichc  Beiwagen  eingestellt  werden,  und  zwar  20  nach 
Geestemünde  und  10  nach  Hamburg.  Etwa  1600  heldpostpakete  gelangten 
aus  Ostasien  als  unanbringlich  nach  Bremen  zurQck;  ein  Teil  davon  wurde 
den  in/,wischen  heimgekehrten  Empfilngem  zugeführt. 

Die  Zahl  der  Privattclegramme  in  offener  Sprache,  die  in  der  Zeit  von 
September  1900  bis  Knde  August  1901  an  Angehörige  der  deutschen  Heeres- 
und Marineteile  in  Osstasien  gegen  ermäßigte  Gebühr  befördert  wurden,  betrug 
1978,  die  Zahl  der  dazu  gehörenden  Wörter  11  680.  Die  Beförderung  erfolgte 
in  335  Sammeltelegrammen. 

2.  Richtung  von  den  mobilen  Truppen  nach  der  Heimat. 
Die  von  den  mobilen  Landtruppen  aufgelieferten  Briefeendungen  nach  der 
Heimat  wurden  —  wie  oben  erwVhnt  «Sötern  draußen  ein  Vorsortieren 
möglich  war,  auf  die  in  Betracht  kommenden  deutschen  Bahnposten,  andernt'alls 
auf  das  Marine- Postburcau  geleitet;  die  Sendungen  der  Schitfsbeäatzun^^en 
waren  ausschliefilich  dem  Marine- Postbureau  zuzufllhren.  Auf  diese  Dienst- 
stelle wurden  in  der  Zeit  von  Anfang  August  1900  bis  Ende  August  1901 
2184  Briefpusten  mit  Feld  Postsendungen  im  Gesamtgewichte  von  18742  kg 
abgefertigt.    Damit  gingen  ihr  zu: 


• 

Briefsendungen 

Briefe  und  '  Druck- 
Postkarten  ;   Sachen  ß''"^^" 
Stück       !      Slück      !  Stück 

Postanweisungen 
(HOcfastbetragSoo  Maoic; 

Betraft 
Stück      i  Mark 

1.  von  den  Land- 

2.  von  den  ScIiifTs- 

zusammen  .... 

1  714  809 

7  1  2  043 

4505 

1  715  962 
716548 

nicht  festgestellt 

16859  j  2886  1^6 

2  426  852  .       ^  638 

2432  510 

•  1 

Die  Zahl  der  von  den  Landtruppen  herrahrenden  Brie&endungen,  die  nicht 
auf  d;tv  Marine -Postbureau  geleitet,  sondern  in  die  KartenschlOsse  der  deutschen 

l'ustati^talicn    in  ()Nt:isien    auf   heimatliche  Bahnpo^^ten   aufgenommen  wurden 
bellet  .sich  auf  3  200000 Stück.  Dcumach  wurden  N  on  diesen  Truppen  im  f^an^.ei* 
4916000  Stack  und  unter  Berücksichtigung;  des  Verkehrs  der  Schiffsbesatzungeri 
Uberhaupt  5  633  000  Stück  Briefsendungen  nach  der  Heimat  aufgeliefert. 
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An  Feldpostanweisungen  nach  Deutschland  wurden  von  den  Land- 
truppen in  der  Zeil  von  September  1900  bis  Ende  August  1901  aufgeliefert: 

bei  den  Feldpostanstalten  26416  Stück  Ober  zusammen  5016627  Mark, 

deutschen  Ort>-- 
postanstalten  in 

Ostasien   i  217     -        -  -  137448 

-   Scbifisposten  der 

Transport<ichiffe  während 

der  Heimreise   528     -        -  -  89066 

im  ganzen  ....  28  161  Stück  Ober  zusammen  3  243  141  Mark. 
Der  Durchschnitf*hetrag  dieser  Poslanweisun'^en  stellt  sich  auf  186,1  Mark 
gegenüber  dem  Durchschnitte  von  171,1  Mark  bei  den  von  den  Schiffs- 
besatzungen herrOhrenden  Postanweisungen. 

Die  Zahl  der  im  gleichen  Zeiträume  bei  den  Feldpostanstalten  aufgelieferten 
Geldbriefc  nach  der  Heimat  belief  sich  auf  1353  Stück,  deren  Gesamtinhalt 

auf  72  653  Mark. 

An  Feldpost paketen  nach  der  Heimat  wurden  von  den  Truppen 
6600  Stuck  aufgeliefert. 

Großer  Beliebtheit  hatte  sich  die  Einrichtung  der  telegraphischen 
Sch I  Ossel  n n  c !i  ric  hte n  zu  erfreuen.  Es  sind  in  derselben  Zeit  7633  solcher 
Nachrichten,  das  sind  durchschnittlich  täglich  22  SlUck,  in  Deutschland  für 
Angehörige  der  ChinakrieKer  eingetroffen.  Ihre  Beförderung  erfolgte  in 
635  Sammeltelegrammen. 

1-^03  Pri  va  t  tclegramme  der  deutschen  Heeres-  nn  !  Marineangehörigen 
nach  Deutschland  in  offener  Sprache  mit  zusammen  9934  WOrtern 
wurden  in  der  Zeit  von  Oktober  1900  bis  Ende  August  1901  in  287  Sammel- 
telegrammen  gegen  die  ermlffligte  Gebühr  befördert. 

3.   Verkehr  der  Truppen  mit  Em  p  tangern  in  Ostasien. 

Von  den  mobilen  Truppen  wurden  in  dem  genannten  einjährigen  Zeitraum 
an  Angehörige  des  Expeditionskorps  oder  der  Schi&besatzungen  und  an  andere 
Personen  in  Ostasien  aufgeliefert: 

26  000  Stück  Briefe  und  Postkarten  und 
8427  Stück  Postanweisungen  über  zusammen  1013  384  Mark,  davon 
7  793  Stück  über  zusammen  1  571 1 1 1  Mark  bei  den  Feldpostanstalten. 

4.  Sonstiges. 

Von  den  Feldpostanstalten  hatten  die  Feldpo>texpedition  in  Tientsin  sowie 
die  Feldpoststationen  Nr.  2  in  Peking  und  Nr.  7  in  Paotingfu  den  bedeutendsten 
Verkehr  zu  vermittein.   Es  wurden  durchschnittlich  tl^lich 


Brieftendungen 

.^e          bestellt     im  Durch- 

«Ju&rr    o*^^*"         gange  be- 
8*"***"  1  gegeben  ,  arbeitet 

Sifick     1     Stndt     !  Stack 

Postanweisungen 
aufgeliefert 

Gesamt- 
Stück     1  Maik 

in  Tientsin  (Feldpostex- 
in  Peking  (Feldpoststation) 

• 
1 

1  952        I  568    1     I  160 

Angaben  fehlen 
i  401       1 653  390 

1 

31      1  6945 
27      1     5  127 

24      I  4073. 

1 

Digitized  by  Google 

I 


630       Deutsche  Keldpost  u.  Telegraphie  wührenü  ü.  Ostasiatischen  Expedition. 


Bei  den  Angaben  fUr  Tienlsin  und  Peking  ist  zu  berücksichtigen,  daß  ein 

großer  Teil  des  Feldpostverkehrs  sich  bei  den  Orispost.iiTitcm  daselbst  abwickelte. 

Daß  der  Briefverkehr  zwischen  der  Heimat  und  den  Chinatriipjn'n  den 
geschilderten  Unifung  erreichte,  erklart  sich  zum  ieil  aus  der  entternten  La^^e 
des  Operationsgebiets  f  die  ein  lebhaftes  Bedürfnis  des  Nachrichtenaustausches 
hervorrief,  zum  anderen  Teil  aus  den  eii^enartigen  Verhältnissen  an  manchen 
Truppenstandorfcn.  In  let/.terer  Beziehung  ist  die  Äußerung  eines  FcKii-tost- 
beamten  in  Tientsin  vom  9.  März  1901  bemerkenswert.  Dieser  schreibt:  »Das 
militärische  Leben  ist  ruhiger  als  im  Gamisondienste.  Infolgedessen  hat  der 
Soldat,  von  Ausnahmen  abgesehen,  sehr  viel  Zeit,  die  er,  da  Vergnügungen 
und  Zerstreuungen  schwer  zu  haben  sind,  zur  Unterhaltung^  einer  KorreNponJ oii« 
benutzt,  an  die  er  zu  Hause  nicht  gedacht  hat.  Einzelne  Briete  oder  Post- 
karten  liefert  selbst  der  gemeine  Mann  nicht  auf,  es  geht  immer  stoßweise. 
Mir  sind  verheiratete  Offiziere  bekannt,  die  nach  ihrer  eigenen  Angabe  durch- 
schnittlich täglich  fünf  Briefe  oder  Karten  an  ihre  Frauen  sclireiben.  Ein  seit 
November  hier  befindlicher  Zahlmeister  hat  vor  einigen  Tagen  den  381.  Brief 
an  seine  Gattin  abgeschickt.«  Ein  zum  Expeditionskorps  gehörender  Arzt  unter- 
hielt einen  so  umfangreichen  Briefwechsel,  daß  für  ihn  beim  Marine-Postbureau 
besondere  Briefbunde  gefertigt  wurden. 

Allerdings  sind  auch  offenbare  Mißbräuche  der  Portofreiheit  für  Feldpost- 
sendungen vorgekommen.  So  lieferte  ein  Absender,  zweifellos  ein  Sammler, 
mehrere  Male  an  gar  nicht-  existierende  Empfänger  in  China  gleichzeitig  100 
Briefe  und  mehr  auf.  jedenfalls  in  der  Absicht,  die  Sendungen  nach  einiger 
Zeit  als  unbestellbar  mit  dem  Ankunftssternpel  der  FeKIpo^-t  verliehen  zurück- 
zuerhalten. Auch  wurde  nicht  selten  beobachtet,  dali  I  ischge.sellschaften  i  f->is 
2  Dutzend  Postkarten  an  einen  und  denselben  Empfänger  in  China  absendeten, 
auf  jeder  einzelnen  Postkarte  aber  immer  nur  ein  Wort  eines  Trinkspruchs  oder 
einer  sonstigen  Mitteilung  niedergeschrieben  hatten.  Derartige  Geschäftsknifie 
und  Sonderbarkeiten  wurden  indes  in  der  letzten  Zeit  nicht  mehr  bemerkt. 

Aus  der  vorliegenden  Schilderung  ergibt  «ich,  daß  seitens  der  Reichs-Post> 

und  Telegraphenverwaltung  alle  Anordnungen  und  Maßnahmen  getroffen  worden 
sind,  die  zur  EriÜlluni;  ilirer  .\ufgabe:  für  einen  regelmäßigen  und  gesicherten 
Austausch  von  Nachrichten  usw.  zwischen  den  nach  dem  entfernten  Kriegs- 
schauplatz entsandten  Truppen  und  der  Heimat  zu  sorgen,  nach  Lage  der 
Verbältnisse  die  geeignetsten  waren.  Dies  verdient  umsomehr  hervorgehoben 
zu  werden,  als  es  sich  bei  diesen  AnrirJnungen  zum  ersten  Male  um  die  Kin- 
richtung  des  F'eldposldieiistes  und  um  die  Regelung  des  1  elegraphenverkchrs 
für  eine  Oberseeische  Expedition  handelte,  wofür  keine  Erfahrungen  aus  früherer 
Zeit  benutzt  werden  konnten,  gleichwohl  aber  bei  allen  Entschließungen  die 
größte  Eile  geboten  war. 

Die  sl;lti^tischen  Ang;iben  lassen  ferner  erkennen,  welche  hohen  Antorderungcn 
namentlich  an  die  bei  der  Bewältigung  des  Fcidpostverkchrs  sowohl  in  O&t- 
asien  wie  in  der  Heimat  beteiligt  gewesenen  Beamten  und  Unterbeamten  haben 
gestellt  werden  mflssen.  Die  den  Dienststellen  zugeführlen  Rriefmassen  Uber-> 
stiegen  die  Erwartungen  bei  weitem,  so  dal5  es  luiuiig  der  äußersten  An- 
spannung aller  Kräfte  bedurfte,  um  ihrer  Herr  zu  werden.  Dazu  kommt,  daß 
bei  der  Feldpost  ein  Arbeiten  nach  gegebenen  Vorschriften  vielfach  nicht 
angüngig  war,  daß  vielmehr  bei  den  eigenartigen  Verhältnissen  des  ausgedehnten 
Operationsgebiets  die  Regelung  des  Betriebs  häutig  von  Fall  zu  Fall  crfol^tjQ 
mußte,  in  Voraussicht  dieses  ümstandcs  war  denn  auch  von  vornherein  ilen 
mit  der  Leitung  des  Feldpostdienstes  in  Ostasien  betraut  gewesenen  Beamten 
weitgehend  freie  Hand  gelassen  worden. 
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Daß  das  ganze  Feldpost  personal  mit  Erfolg  bestrebt  gewesen  ist,  seiner 

Aufgabe  gerecht  zu  werden,  ist  von  berufener  Stelle  in  ehrender  Weise  zum 
Ausdruck  gebnicht  uoiilen.  Das  Königlich  Preußische  Kric^Mninistcrium  hat 
der  Reichs- Postverwaltung  unterm  7.  Februar  1903  die  Anerkennung  und  den 
Dank  des  Armce-Oberkonimandos  und  des  Ostasialischen  Expeditionskorps  (Ür 
die  Leistungen  der  Feldpostbeamten  ausgesprochen  und  dabei  folgende  Äußerung 
des  ehemaligen  Oberbefehlshaber^  in  Ostasien,  Generalfeldinarschalls  Grafen 
V.  Waldcrsee,  Uber  diese  Leistungen  mit  dem  Hinzulügen  mitgeteilt,  daß  es 
sich  dein  anerkennenden  Urteile  nur  anschlietkn  könne. 

«Die  Feldpostbeamten  haben  unter  teilweise  recht  schwierigen  Verhält- 
nissen das  Möglichste  giUistt!  und  sind  bestrebt  gewesen,  allen  An- 
forderungen 71!  entsprechen,  die  billigerweise  nn  sie  gc-tcllt  werden  konnten. 

Wie  aus  einem  Berichte  des  Korps-Komuiundos  hervorgeht,  ist  nach 
Mafigabe  des  verfügbaren  Personals  alles  geschehen,  um  eine  möglichst 
schleunige  und  sichere  Postverbindung  von  und  nach  Shanghai  zu  allen 
Jahreszeifcn  und  ir.  alli-  'l'cüc  des  okkupierten  Gebiets  zu  ermöglichen. 

\  'w  vlie  Scliu  ierigkeilen,  welche  zu  überwinden  waren,  sich  klar  zu 
machen,  muß  man  sich  vergegenwärtigen,  daß  die  räumliche  Ausbreitung 
des  deutschen  Expeditionskorps  im  Verhältnis  zu  seiner  StSrke  eine 
außerordentlich  große  und  daß  die  Wegeverbindungen  sehr  schlechte 
und  unsichere  waren.« 
Der  gewaltige  Umfang  des  Feldpostverkehrs   und   des  zum  gruben  Teil 
durch  die  Feldpostanstalten  vermittelten  Telegiaphenverkehrs  zeigt,  in  welch 
regei  und  inniger  Wechselbeziehung  die  Chinakrieger  mit  ihren  .Angehörigen 
in  der  Heimat  standen.    Dies  wiederum  beweist,  Jjß  die  Feldpost  des  Ost- 
asiatischen Expeditionskorps,  ebenso  wie  die  deutsche  Feldpost  m  den  vorauf- 
gegangenen Kriegen,  ihre  Aufgabe  getreulich  erftlllt  hat,  nämlich:  durch  Unter- 
haltung der  Beziehungen  zwischen  Feldheer  und  Heimat  den  Geist  der  mobilen 
Truppen  zu  heben  und  den  Angehörigen  daheim  die  Sorge  fOr  die  Familien- 
mitglieder auf  dem  Kriegsschauplatze  zu  erleichtern. 

Als  Anerkennung  für  ptiiclitgetreue  Teilnahme  an  der  E.\pedition  nach 
China  oder  fiDr  Verdienste  um  diese  Expedition  ist  dem  in  Betracht  kommenden 
Personal  der  Reichs -Post-  und  Telegraphenverwaltung  von  Seiner  Majestät  dem 
Kaiser  und  König  die  ChinadenkmUnze  verliehen  worden.  Es  haben  erhalten 
die  Denkmünze  aus  Bronze:  die  im  Feldpostdienste  beschattigt  gewesenen 
Beamten,  Unterbeamten  und  Poslillone,  die  im  Feldtelegiaphendienste  ver- 
wandten Beamten  sowie  diejenigen  Beamten  und  Unterbeamten  der  deutschen 
Postanstalten  in  China,  die  in  erster  Linie  im  Interesse  der  Expedition  ttftig 

gewesen  stnJ, 

die  Denkmünze  aus  Stahl:  die  Beamten  und  Unterbeamten,  die  in  der  Heimat 
wihrend  der  Dauer  der  kriegerischen  Ereignisse  bei  Einrichtung  des  Feldpost- 
dienstes oder  bei  Regelung,  Leitung  und  Abwickelung  des  Post-  und  Telegraphen- 
verkehrs der  mobilen  Truppen  in  außergewöhnlicher  Weise  mitgewirkt  haben. 

Einige  der  in  Ostasien  tätig  gewesenen  Beamten  und  Unterbeamten  sowie 
ein  Beamter,  der  sich  uro  die  Einfahrung  der  telegraphischen  SchlOssel- 
nachrichten  verdient  gemacht  h  ind  außerdem  durch  die  Allerhöchste  Ver- 
leihung von  Orden  usw.  ausge/eichnet  worden. 

Die  bei  der  Ostasiatischen  Expedition  in  betreff  des  Feldpostdicnstes 
gewonnenen  Erfahrungen  sollen  zum  Erlaß  einer  »Anweisung  zur  Regelung 
des  Postverkehrs  der  mobilen  Truppen  im  Falle  militKrischer  Unternehmungen 
über  See  (Feldpost-Dienstanweisung  für  Expeditionen)«,  die  als 
Anbang  zur  Feldpost -Dienstordnung  gedacht  ist,  verwertet  werden. 
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Die  EntWickelung 
des  telegraphischen  Eisnachrichtendienstes. 

Seit  dem  Jahre  1893  tritt  bei  Beginn  jedes  Winters  in  den  deutschen  Küsten- 
gebieten im  Interesse  der  Schiffahrt  und  Fischerei  der  telegrsphisefae  Eis- 

nachrtchtendienst  in  Tätigkeit.  Das  Wesen  dieses  Dienstes,  seine  Einrichtungen 
und  sein  Wirken  sind  im  Archiv  von  1898  S.  329  und  von  1899  S.  10  ig 
eingehend  geschildert  worden.  Die  pUnktiiche  und  schnelle  Verbreitung  zu- 
verlässiger Nachrichten  Ober  die  Eisverhilltnisse  in  den  KOstengewüssern ,  die 
der  Eisnachrichtendienst  sich  zum  Ziele  gesetzt  hat,  ist  für  die  nautischen 
Kreise  von  großer  Wiciitigkeit.  Besonders  von  Nutzen  sind  die  Eisnachrichten 
für  die  kleine  Schiffahrt,  die  an  den  KUsten  von  Hafen  zu  Hafen  sich  bewegt. 
Zehn  Winter  hindurch  ist  der  Eisnachrichtendienst  jetzt  in  Wirksamkeit  gewesen. 
Ein  kurzer  Rückblick  auf  seine  Entwickelung  erscheint  daher  angebracht. 

Der  Nachrichtendienst  Uber  die  ?jsverhültnisse  in  den  deutschen  KUsten- 
gewässern  wurde  vom  Reichs- Marineamt  in  Gemeinschaft  mit  dem  Reichs- 
l^ostamt  ins  Leben  gerufen.    Die  drei  ersten  Winterhalbjahre  —  »^93/94, 
1894/95,  1895/96  —  galten  der  Sammlong  von  Erfahrungen  für  die  end- 
gültige Gestaltung  des  Dienstes.    Bei  seiner  Einführung  1893/94  war  zuntfchst 
die  kostenfreie  Beförderung  sowohl  der  Meldungen  von  den  Beobachtungs- 
stelleu als  auch  der  Berichte  von  den  bammelstcllcn  vorgesehen.    Die  Mehr- 
belastung des  Reicbstelegraphen  sollte  auf  die  im  Reichshaushalts- Etat  aus- 
geworfme  Bauschvergtttung  für  den  allf^emeiiu  1^  Wettertelegraphendienst  aber- 
•  nommen  werden.    Es  erwies  sich  aber  für  die  Dauer  nicht  tunlich,  nn  der 
kostenfreien  Übermittelung  der  Eisberichte  festzuhalten.  Der  Eisnachrichlendienst 
Stellte  größere  Anforderungen  an  die  Telegraphenvemraltung,  als  ursprünglich 
erwartet  wes  vien  konnte.   Eine  Vereinfachung  des  Dienstes  erschien  notwendig. 
Sie    wurJe    dadurch    erreicht,    daß    die   Anführung    der  Adressen    in  den 
Meldungen   und   Berichten   unterblieb   und   die   Beobachtungsslationen  nicht 
mehr  mit  Namen,  sondern  mit  Nummern  bezeichnet  wurden.  Gleichwohl 
waren  die  Leistungen  der  Telegraphenverwaltung  noch  so  erheblich,  dafl  auf 
eine  angemessene  Entschädigung  Bedacht  genommen  werden  mußte.  Vom 
Winterhalbjahr  180^1  <)-  ab  gelangle  daher  eine  AbonnementsgebUhr  für  den 
Bezug  der  Kisberichte  zur  Erhebung,  und  zwar  jährlich  60  Mark  für  den 
vollständigen  Eisbericht  der  Nordseeküste  oder  der  OstteekOste,  40  Mark  |||r 
den  Auszug,  der  nur  die  wichtigsten  Angaben  für  die  grOfieren  Fahrstraften 
enthieh,  und  20  Mark  für  das  Abonnement  am  Sitze  der  Sammelstelle.  Weitere 
Vereuifachungen  führten  zu  dem  Chiffersysteme,  wie  es  im  Archiv  1898  be- 
schrieben ist.  Die  durch  die  Anwendung  dieses  Systems  bewirkte  Verminderung 
der  Telegraphierarbeit  ließ  eine  abermnligc  Herabsetzung  der  Abonnements- 
gebühr  zu,  die  nunmehr  —  von  1897/98  ab  —  auf  40  Mark  für  den  ganzen 
Nordsee -Eisbericht  oder  für  den  ganzen  Ostsee -Iiisbericht  und  auf  15  Mark 
fdr  die  Zustellung  am  Orte  der  Ausfertigung  bemessen  wurde.   Vom  Winter 
1809/1900  ab  geianc^ten  i:i  den  Eisberichten  sowohl  der  Ostseektlste  als  der 
Nordseeküste  auch  N  1^  In  icliten  aus  den  diinischen  Oewiissern  zur  Veröffent- 
lichung.   Nähere  Mitteilungen  über  den  Auslausch  von  Eisnachrichten  zwischen 
Deutschland  und  Danemark  enthält  das  Archiv  von  1B99  S.  1020.    Seit  dem 
Winter  1 901/03  werden  indes  die  Nachrichten  aus  den  dänischen  Gewissem 
nur  noch  in  die  Osisee-Eisherichte  aufgenommen.    Für  die  Interessenten  Im 
Gebiete  der  Nordseeküste  !i;it*en  sich  diese  Nachrichten  als  weniger  wichtig 
erwiesen.     Infolge  ihres  Wegtalis   konnte  die  AbonnementsgebUhr   für  den 
Nordsee-Etsbericht  von  40  Mark  auf  30  Mark  ermflfiigt  werden. 
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In  welchem  Umfange  die  Reichs-Telegraphenlinien  durch  den  Eisnachrichten- 
vericebr  in  Anspruch  genommen  wurden,  zeigt  nachstehende  Übersicht. 
Im  Eisnachrichtendienste  wurden  befördert: 


1 893/94   1 9 1 8  Telegramme  mit    84  3  7 3  WOrtem, 

189495   9026  -  -  664423 

1895/96   2848  -  -  84110 

1896/97   4139  -  -  123780 

1897/08   1005  -  -  7023 

1898/99   833  -  -  8879 

1899/1900   3181  -  -     79  93^ 

1900/ot ....... .  4010  -  -    109  133 

1901/03   2784  -  -58  330 

1902/03   3268  -  -  63887 


Die  ;iuffallend  hohe  Leistung  im  Winter  1894/03  ls[  \c\h  auf  die  aulJer- 
gewöhnliche  Strenge  dieses  Winters,  teils  darauf  /.ui  ückzuführeii .  ilal'  Jamals 
die  Meldungen  und  Berichte  im  ganzen  Wortlaut,  ohne  jede  Abkürzung,  be- 
ordert wurden.  Die  geringe  Zahl  der  Etstelegramme  in  den  Halbjahren  1897/98 
und  1898/99  entspricht  der  ungewöhnlich  milden  Witterung  dieser  beiden 
Perioden. 

Der  Eisnachrichtendienst  hat  sich  vvälucnd  des  ersten  Jahrzehnts  seiner 
Ttttigkeit  als  eine  f&r  die  große  und  kleine  Schiffahrt  der  deutschen  Ktlsten- 
gebiete  unentbehrliche  Einrichtung  erwiesen.  Sein  gesamtes  Wirken,  besondei« 
aber  die  Zuverlässigkeit  der  veröffentlichten  Ivisbcrichte ,  begegnet  in  diesen 
Kreisen  allgemein  lobender  Anerkennung.  Es  ist  zu  erwarten,  daß  er  auch 
weiter  sich  gedeihlich  entwickeln  wird,  und  zwar  umsomehr,  als  mit  Beginn 
des  Winterhalbjahrs  1903/04  der  Bexugspreb  fllr  die  Etsberichte  abermals 
wesentlich  hat  herabgesetzt  werden  können.  Die  Abonnementsgebühr  betrügt 
von  jetzt  ab  für  den  telegraphischcn  Bezu«,'  des  Ostsee-Eisbcrichts  sf  itf  40  Mark 
nur  20  Mark  und  für  den  Nordsee- Eiibericht  statt  30  Mark  nur  15  Mark.  Die 
GebOhr  ftir  die  Zustellung  der  Eisberichte  am  Orte  der  Ausfertigung  ist, 
wie  bisher,  auf  15  Mark  bemessen.  Um  die  Eisberichte  möglichst  weiten 
Kreisen  nutzbar  zu  machen,  ist  ferner  allen  amtlichen  Stellen  und  Personen, 
welche  diese  Berichte  empfangen,  die  Verpflichtung  auferlegt  worden,  sie  durch 
Aushang,  durch  VerteOung  von  Abschriften  oder  auf  andere  geeignete  Weise 
der  Öffentlichkeit  zugünglich  zu  machen. 


Aus  Anlafl  der  vollständigen  Durchfbhrung  des  elektromotorischen  Betriebs 
bat  die  Verwaltung  der  Groften  Berliner  Straflenbahn  unter  ol  [gern  Titel  eine 
umfangreiche,  mit  7;ihli i-ichen  Kunstbeilagcn  und  graphischen  Darstellungen 
versehene  Denk^chrift  erscheinen  lassen,  aus  der  in  Ergänzung  unserer  früheren 
Berichte  Ober  die  Betriebsergebnisse  usw.  dieser  Bahn  nachstehend  ein  zu- 
sammenhXngendes  Bild  von  der  Entwickelung  des  Unternehmens  gegeben 
werden  soll. 

I.  Grttndung,  allgemeine  Entwickelung,  VertragsverhAltnisse. 

Zu  Anfang  des  Jahres  1871  erfolgte  die  Personenbeförderung  in  Berlin, 

das  damals  900  000  Einwohner  zählte,  durch  1  (1  Droschken  und  132  Omni- 
busse; außerdem  waren  für  den  VergnUgungsverkehr  nach  außerhalb  306  Tor- 
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wagen  und  Kremser  vorhanden.  Zwischen  Berh'n  (Kupfergraben)  und  Char- 
loltenburg  verkehrten  taglich  18  Pferdebahnwagen  der  bereits  im  Jahre  186$ 

ins  Leben  getretenen  Berliner  PferJceisenbahn-Gesellschaft,  der  jetzigen  Berlin- 
Charlottenburger  StratJenbohn.   Bei  dem  l;;  :  '"on  Anfschwunge,  den  die  Rciclri- 
liauplMadt  nach  dein  deutsch  -  französisciien  Kriege  nalun,  erwiesen  sich  diese 
Beförderungsmittel  mehr  und  mehr  als  unzureichend.   Unterm  13.  Mai  1871 
hatten  bereits  einige  Unternehme    wegen  Anlegung  von  Pferdebahnen  im 
Inneren   der  Stadt  mit  dem  Magistrat  einen  Vertrai?  abgeschlossen,  nachdem 
ihnen  vom  Polizei- Präsidium  die  Konzession  zum  Betrieb  erteilt  worden  war. 
In  die  Rechte  dieser  Untemehnrer  trat  am  8.  November  1 87 1  das  eingangs  er- 
wähnte Unternehmen  unter  der  Bezeichnung  »Große  Berliner  Pferdeeisenbahflo 
Aktiengc-Allschatl".    Nach  dc-m  bezeichneten  Vertrage  war  die  Herstellung  von 
sechs  Linien  in  Aussicht  genommen,  darunter  eine  in  den  Straßen,  die  durch 
den  Abbruch  der  Stadtmauer  entstanden  waren,  ringförmig  um  die  ganze  Stadt ; 
in  vier  dieser  Linien  sollten  auch  die  Vororte  Gesundl  ;  umien  und  Pankow, 
Lichtenberg  und  Boxhagen,  Treptow  und  Rixdorf,  sowie  TempcH^of,  I.ichter- 
lelde,  Stegh'tz  und  Schöneberg  eingeschlossen  werden.    Bei  einer  Konzessions- 
dauer von  30  Jahren   sollten  sümtliche  Linien  innerhalb  ö  Jahren  hergestellt 
und  in  Betrieb  genommen  werden.   FQr  die  Anlegung  der  Pferdebahnen  in 
bebauten  StralJen  war  bestimmt,  daß  bei  eingleisigen  Strecken  die  nutzbare 
Breite  des  Fahrdamms  mindcitens  11,;  m.   bei  zweigleisigen  mindestens   1-7  rn 
betragen  müsse.  Bei  Verbreilerungen  der  Strafen  lialte  die  Gesellschatt  das  dazu 
notwendige  GelUnde  zu  erwerben  und  der  Stadtgemdnde  unentgeltlich  zu  Uber» 
eignen.  Zwischen  den  Pferdebahngleisen  und  auf  0,6$  m  Breite  zu  beiden  Seiten 
der  Gleise  in  den  bereits  gepHasterten .  wie  auch  in  den  noch  ungepflasterten 
Straten  liatte  die  Gesellschaft  eine  Ptlasterung  von  rechteckig  behuuencn  Granit- 
und  Porphyrsteinen  mit  KopffiBche  von  0,1t  m  bei  o,i(  m  starker  Kiesbettung 
herzustellen  und  wahrend  der  Dauer  der  Konzession  in  gutem  Zustande  zu  er- 
halten.   Die  GeselNchaft  niul,"te  ferner  die  wjiliandencn  Brücken,  die  zur  Anlage 
einer  Bahn  nach  polizeilichem  Krmcssen  zu  schmal  waren,  ohne  Entschädigungs- 
anspruch verbreitern  und  neue  Brucken,  die  zur  Führung  einer  Linie  erforder- 
lich waren,  auf  eigene  Kosten  errichten,  sofern  nicht  die  Stadtgemetnde  bei 
vorliegendem  öffentlichen  Verkehrsinleres'ic  einen  Kostenanteil  übernahm.  Auch 
hatte  die  CIcselNcliaft  für  Reinigung  und  Bospren^uni;  des  BahngeUindes  sowie 
für  die  Kntleniung  des  Schnees  usw.  zu  sorgen.    Die  Aufstellung  der  Fahr- 
plane war  ihr  im  allgemeinen  fiberlassen.    Hinsichtlich  der  Fahrpreise  hatte 
der  Magbtrat  das  Recht,  die  Höchsfsjitze  zu  bestiinmen  und  von  3  zu  3  Jahren 
neu  zu  regeln.    Nach  Ablauf  des  Vertrags  sollte  das  Gleis  samt  dem  Unterbau 
und  Ptlasler  in  das  Eigentum   der  Stadt  übergehen,  während   das  gesamte 
lebende  und  tote  Inventar  dem  Magistrat,  felis  er  es  im  ganzen  ttbemehmen 
wollte,  gegen  eine  Taxe  zu  Uberlassen  war.   Jie  mangels  gOtlicher  Einigung 
schiedsrichterlich  festgestellt  werden  sollte;   dem  Magistrat  stand  es  auch  frei 
von  der  Gesellschaft  zu  verlangen,  dali  sie  die  Straßen  unter  Entfernung  der 
Bahngleise  auf  ihre  Kosten  wieder  in  guten  Zustand  versetze. 

Die  erste  Linie,  Rosenthaler-Tor-Badstraße,  wurde  am  8.  Juli  1873  in  Betrieb 
genommen.  Am  Schlüsse  des  ersten  Betriebsjahrs  waren  nach  dem  Hinzu- 
treten weiterer  3  Linien  12.1  km  Gleis  vorhanden.  Der  Ausbau  weiterer 
l^inieii  wurde  hierauf  mit  großer  Lebhaftigkeit  betrieben,  nactuiem  verschiedene 
Schwierigkeifen,  die  sich  dem  Unternehmen  anfangs  in  den  Weg  gestellt 
hatten,  Ubeiwuiuien  worden  waren.  Ende  1874  betrug  die  Gleislünge  38,7  fcm 
Ende  1873  schon  74  km.  Die  folgenden  Jahre  wurden  der  Verlängerung  der 

bestehenden  Linien  gewidmet.   Unterm  ig$o        ein  neuer  V»r^ 

18.  August 


Die  Große  Berliner  Strai»enbabn  1871 — 1902. 


635 


trag  mit  dem  Mai:;i'strat  zustande,  durch  den  u.  a.  die  Zustimmung  zur  Straften- 

benut^ung  von  1901  bis  Ende  1900  verlängert  und  die  Ausführung  weiterer 
6  Linien  t^enehmiii;! .  die  Gesellschaft  aber  von  der  Anlage  der  Bahnstrecken 
nach  den  Vororten  Pankow,  Rixdorf,  Lichterfelde,  Steglitz  und  Schöneberj» 
entbunden  wurde.  Einen  Bestandteil  des  Vertrags  bildeten  die  »Allgemeinen 
Bedingungen  fllr  die  Anlage  von  Strafienbahnen  in  Berlin«,  die  bestimmte 
Vorschriften  über  die  Änderung  vorhandener  Telegraphen-,  Rohrpost-,  Wa<;ser- 
leitungs-,  Entwässerung^-  und  Beleuchtunp<.mlri«4en  aus  Anlaß  der  Herstellung 
von  StralJenbahnen,  über  Pflasterung,  I^tiasteruntcrhaltung,  Reinigung,  Be- 
sprcngung  und  Beleuchtung  sowie  übtr  Veränderung  der  Bahnanlagen  infolge 
Änderung  des  Straßenkörpers  enthielten.  Als  neue  Verpflichtung  der  Gesell- 
schaft war  im  Vertrage  die  Zahlung  einer  Abgabe  an  den  Magistrat  für 
die  Strai&enbenutzung  vorgesehen.  Die  Abgabe  war  zu  entrichten  von  der 
jffhrlichen  Bruttoeinnahme;  sie  betrug  bei  einer  Einnahme  bis  6  Millionen 
Mark  4  v.  H.  und  stieg  bei  einer  Mehreinnahme  von  je  1  Million  Mark  um 
'  V.  H.  bis  zum  Höchsf'salze  von  8  v.  H.  Durch  die  nach  und  imcli  cingc 
tretene  Vermehrung  der  Linien  war  d.is  Bctritbsnefz  luiJe  iss^  auf  180,8  km 
Gleis  angewachsen.  Letzteres  Jahr  bildet  den  Schluii  der  eisten  Verkehrs- 
periode, in  welche  hauptsächlich  die  Erschlieftung  der  Süßeren  Stadtteile  und 
einiger  Vororte  für  den  Pferdebahnbetrieb  fiel. 

Im  November  1884  schloß  die  Gesellschaft  mit  der  Slndtgcmeinde  Berlin 
einen  neuen  Vertrag  ab,  durch  den  weitere  12,  bis  Ende  dem  Betriebe 

zu  Obergebende  Linien  in  einer  Gesarotlltnge  von  55  km  genehmigt  und  die 
Konzessionsdauer  fOr  das  gesamte  Bahnnetz  im  allgemeinen  unter  den  bis- 
herigen Bedingungen  bis  31.  Dezember  \n\t  festgesetzt  wurden.  Für  7  der 
neuen  Linien  hatte  die  Gesellschaft  Pauschalbeträge  von  zusammen  i  Million 
Mark  an  die  Stadt  zu  zahlen,  war  dafür  aber  hinsichtlich  dieser  Linien  von 
der  Verpflichtung  zur  Verbreiterung  der  Straften  und  Brücken  befreit.  Im 
Jahre  1886  erfolgte  eine  Vereinigung  mit  der  »Großen  Internationalen  Pferde- 
Eisenbahn-Gesellschaft«,  deren  Betrieb  —  auf  einer  Linie,  vom  Leipziger  Platze 
nach  Schöneberg  —  bereits  seit  1.  Juli  187c)  vertraglich  in  den  Händen  der 
Groften  Berliner  Pferdeeisenbahn-Aktien-Gesellschaft  war.  Weitere  Linien  nach 
Mariendorf  und  Rixdorf,  welche  die  Gesellschaft  für  Rechnung  dieser  Ge- 
meinden gebaut  halte,  gingen  1887  ebenfalh  in  ihren  Besitz  Ober.  Nach  Ab- 
lauf der  zweiten  Verkehrsperiode  —  1883  bis  ii>i)4  — ,  die  sich  im  wesent- 
lichen durch  das  Vordringen  der  Pferdebahnen  nach  dem  Inneren  der  Stadt 
kennzeichnete,  hatte  das  Bahnnetz  eine  Gesamtlänge  von  310,39  km.  In  letz-' 
tcrcm  .lahre  ging  jucli  die  N'erwaltung  und  Leitung  des  Betriebs  der  Neuen 
Berliner  Pferdebahn,  die  im  Jahre  i^-'-  gegtUndet  worden  Wiir  und  u.a.  die 
Linien  nach  Friedrichsberg  und  W  cibensee  inne  hatte,  aut  die  Gesellschaft 
aber;  die  völlige  Verschmelzung  beider  Gesellschaften  trat  im  Jahre  1900  ein. 

Die  Jalire  18(14  bis  1902  wurden  der  Ausbildung  großer  Durchgangslinien 
der  Außenbezirke  und  Vororte  sowie  gleich/eilig  der  I  lmwandlung  des  Pferde- 
bahnbetriebs in  den  elektrotnotori.<ichen  Betrieb  gewidmet.  Mit  Versuchen  zur 
Einfbhrung  eines  mechanischen  Betriebs  hatte  die  Gesellschaft  sich  schon  in 
den  Jahren  iS-f,  und  1877  beschitftiet.  .Auf  Grund  dieser  Versuche  war  im 
.lahre  1S80  eifi  Dampfbetrieb  mit  7  Lokomotiven  zwischen  dem  Schönhauser 
Tor  und  Pankow  eingerichtet  worden,  der  jedoch  nach  dreiwöchigem  Be- 
stehen wieder  eingestellt  werden  mußte,  weil  er  sich  nicht  bewahrte.  Auch 
die  Probefahrten  mit  einem  Akkumulatorenwagen  im  Jahre  1885  waren  un- 
befriedigend gewesen.  Diei8()>  wieder  aufgenommeneti  N'cT-suchc  mit  Akku- 
mulatorenbetrieb helen  ebenfalls  ungünstig  aus.  Die  .SauiiiikM  cru  ieven  '-ich 
tür  einen  geordneten  Betrieb  als  ungeeignet,  da  sie  schon  nach  je  3  Stunden 
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ausgewechselt  werden  mußten.   Die  Versuche  wurden  daher  nach  Verlauf  von 

3  Monaten  wieder  eingestellt.  Erst  mit  der  im  Jahre  1896  veranstalteten 
Berliner  GeWerbeausstellung  begann  die  endgültige  EintUhriinti;  des  elektrischen 
Betriebs,  und  zwar  am  i.  Mai  1896  aut  drei  Linien.  In  Anwendung  kam  das 
bereits  in  vielen  größeren  StSdten  des  In-  und  Auslandes  bewahrte  Ober- 
leitungssystem Thomson-Houston;  nur  auf  einzelnen  Teilstrecken  war  auf  An- 
ordnung der  Aufsichtsbehörden  unterirdische  StrrtmznfUhrung  vorgesehen. 

Da  die  Einftlbrung  des  elektrischen  Betriebs  aut  dem  gesamten  Bahnnetz 
erhebliche  Kosten  verursachte,  innerhalb  der  bis  191 1  dauernden  Konzesston 
eine  Amortisation  des  um  das  vierfache  zu  erhöhenden  Aktienkapitals  aber 
nicht  möglich  gewesen  wiire,  so  schieb  uie  CjeNclIschal'l  mit  der  Stadtgcmcinde 
Berlin  im  Jahre  iSwy  einen  neuen  Zuslimmungsvertrag.  Danach  wurde  die 
Konzession  bis  191  verlängert  und  die  Gesellschaft  verpflichtet,  innerhalb 
5  Baujahre  den  elektrischen  Betrieb  auf  allen  vorhandenen  Linien  einzuführen 
und  ihn  auch  für  die  noch  zu  bauenden  IJnien  anzuwenden.  Als  Betriebs- 
system war  grundsätzlich  die  oberirdische  Sfromzuleitung  vorgeschrieben;  je- 
doch mußte  der  Betrieb  aus  ästhetischen  RUcksiciiten  aut  einer  Anzahl  Strecken, 
namentlich  im  Inneren  der  Stadt,  in  einer  Gesamtausdehnung  von  etwa  ao  kns, 
mit  Akkumulatorenbatterien  ausgeführt  werden;  die  auf  einzelnen  Strecken  ein- 
gerichtete unterirdische  Stromzuführung  kam  in  Wegfall,  da  sie  sich  nicht  be- 
währt hatte.  .Ms  Gegenleistung  für  die  Stral^enbenutzung  hat  die  Gesellschaft 
8  V.  H.  der  gesamten  Bruttoeinnahme  aus  der  Personenbeförderung,  mit  Ein» 
Schluß  der  Zeitkarten,  von  den  Bahnlinien  zu  entrichten,  die  auf  den  in  der 
Unlerhaltungspfliclit  der  Stadtgenleinde  Berlin  stehenden  Straßen  betrieben 
werden.  Außerdem  erhalt  die  Stadtgeraeinde,  falls  der  Reingewinn  12  v.  H. 
des  vor  der  Umwandlung  vorhandenen  Aktienkapitals  von  21373000  Mark 
und  6  V.  H.  des  infolge  der  Umwandlung  bisher  neu  aufgewendeten  Aktien- 
kapitals von  64410000  Mark  Obersteigt,  die  Hälfte  des  Oberschiefienden 

Betrai^s. 

Die  Gesclischall  hat  bei  neuen  Gieisbauten  sowie  bei  Herstellung  des  detini- 
tiven  Pflasters  an  Stelle  des  bbherigen  provisorischen  die  Pflicht  zur  definitiven 
Pflasterung  des  Straßenkörpers  in  einer  Breite  von  30  cm  zu  beiden  Seiten 
jeder  Schiene,  bei  neuen  Gleisbauten  in  provisorischem  PHaster  die  PHicht 
zur  Pflasterung  des  gesamten  Bahnkörpers,  d.  h.  des  Raumes  zwischen  sämt- 
lichen Schienen  und  in  einer  Breite  von  65  cm  Ober  die  fiußeren  Schienen. 
Sämtliche  in  Straßen  eingefügte  Ptlastermaterialien  gehen  in  das  Eigentum  der 
Stadt  über.  Die  Gesellschaft  hat  das  Pflaster  nebst  Unterbettung  zwischen 
ihren  sämtlichen  Schienen  und  auch  65  cm  Uber  die  äulieren  Schienen  hin- 
aus in  gutem  Zustande  zu  erhalten;  zu  diesen  Pflasterunterhaltungsko>>tcn 
leistet  die  Stadt  einen  Beitrag,  der  nach  den  Grundsätzen  berechnet  wird,  daft 
dei  Gesellschaft  nur  die  Kosten  zur  Last  fallen,  welche  die  Ptiasterunterlialtung 
in  einer  Breite  von  30  cm  zu  beiden  Seiten  jeder  Schiene  verursacht,  jedoch 
mit  der  Maßgabe,  daß  die  Stadtgemeinde  für  den  übrigen  Pflasterraum  nur 
diejenigen  Kosten  vergütet,  die  ihr  durch  dessen  eigene  Unterhaltung  erwachsen 
würden.  Der  Fahrplan  unterliegt  der  Zustimmung  des  Magistrats.  Eine  wichtige 
Be-^timmung  des  Vertrags  ist  die  Festsetzung  des  Einlieitspreises  von  10  Pf. 
lür  jede  ununterbrochene  Fahrt  innerhalb  des  städtischen  Weichbildes  sowie 
darüber  hinaus  bis  zum  Endpunkt  jeder  Linie  in  den  meisten  Vororten.  Nach 
E  lo  chen  der  stadtischen  Zustimmung  geht  der  Bahnkörper  nebst  Zubehör 
Masten,  Oberleitung  usw.  unentgeltlich  in  das  Eigentum  der  Stadt  Uber,  ebenso 
das  Kecht  zur  Weilerbenutzung  etwa  verwendeter,  der  Gesellschaft  gehörij»er 
Patente.  Auf  Verlangen  des  Magistrats  muß  die  GeselUchaft  den  elektrischen 
Strom  fllr  einen  Umkreis  von  8  km  vom  Werderschen  Markte  von  den 
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Berliner  Elektrizitätswerken  beziehen;  der  mit  letzteren  dieserhaib  abgeschlossene 
Vertrag  läuft  bis  Ende  Dezember  1919.    Der  Preis  fUr  eine  Kilowaltstunde 

bcIrJi^t  10  Pf.,  worauf  ein  Rabatt  von  10  v.  H.  bei  einem  jährlichen  Energie- 
vdhrauchc  von  mindestens  10  Millionen  KilowattstunJon  i;e\vahrt  wird.  Die 
Berliner  Elektrizitätswerke  sind  vcrpfiichtel,  sämtliche  Haupt-  und  KUckleitungen, 
Speise«  und  Verteilungskabei  bis  zum  Anschluß  an  die  Arbeitsleitungen  aus- 
zuführen und  zu  unterhalten.  Für  Störungen  im  Beiriebe,  die  durch  mangel- 
hafte oder  unterlassene  Abgabe  von  Elektrizität  verschuldet  sind,  hatten  die 
Elektrizitätswerke  in  der  Weise,  daü  sie  für  jedes  deswegen  nicht  gefahrene 
Motorwagen kilonieter  eine  Konventionalstrafe  von  45  Pf.  zahlen.  Aus  Anlafi 
der  Einführung  des  elektrischen  Betriebs  hat  die  Gesellschaft  auch  mit  den 
in  Betracht  kommenden  we^eunterhaltungspflichtii^en  Vorortsgemeinden  Zu- 
stiramungsverträge  abgeschlossen  und  gleichzeitig  umfangreiche  Erweiterungen 
des  Bahnnetzes  vereinbart.  Die  Zustimmung  zur  VVegebenutzung  ist  in  den 
Vertragen  meist  auf  40,  in  einzelnen  Ftfllen  auf  50  und  in  einem  Falle  auf 
60  .lahre  erteilt  worden.  Die  Entschädigung  an  diese  Gemeinden  wird  teils 
nach  dem  Kilometer  Straßenbahngleis  berechnet,  teils  sind  Pauschalsummen 
vereinbart. 

Seit  26.  Januar  1898  führt  das  Unternehmen  die  Bezeichnung  »Große 

Berliner  Straßenbahn«. 

Nach  Abschkil?  der  umfangreichen  \  erarbeiten  wurde  die  Umwandlung 
des  Bahnnetzes  für  den  elektrischen  Betrieb  mit  Nachdruck  gefördert.  Ende 
1899  konnten  bereits  19  Linien  elektrisch  betrieben  werden.  Da  der  von  der 
staatlichen  Aufsichtsbehörde  flir  gewisse  Strecken  vorgeschriebene  gemischte 
l'-Ltrirb,  Ini  welchem  auf  den  mit  Oberleitimg  befahrenen  Strecken  .Akku- 
mulatoren wahrend  der  Fahrt  i,'eladen  wurden,  die  daim  auf  den  automobiiefi 
Strecken  den  Strom  für  die  Motore  lieferten,  sich  nicht  bewahrte,  so  erlangte 
die  Gesellschaft  die  Genehmigung  zur  Umwandlung  in  Oberieitungsbetrieb  mit 
Ausnahme  einiger  Strecken,  auf  denen  Unterleitungsbetrieb  Stattfindet.  Als 
Gegenleistung  für  die  von  der  Stadt  Berlin  erteilte  Zustimmung  zur  Beseitigung 
des  Akkumulatorenbetriebs  und  dessen  Ersetzung  durch  StromzufUhrung  mit 
Ober-  und  Unterleitung  wurde  eine  wahrend  der  Dauer  des  Umwandlungs- 
vertrags zu  zahlende  Entschädigung  von  i  Mark  für  das  laufende  Meter  Gleis 
der  ursprünglich  mit  .Akkumulatoren  betriebenen  Strecken  vereinbart. 

Am  4.  Mai  1900  erhielt  die  Gesellschaft  die  staatliche  Genehmigung  für 
die  von  ihr  betriebenen  Straßenbahnen  bis  31.  Dezember  1949  mit  der  ^^uf- 
lage,  auf  Erfordern  der  GenehmigungsbehOrde  die  ZustimmungserkUrungen  der 
zur  Unterhaltung  der  mitbenutzten  Straßen  und  Wege  Verpflichteten,  soweit 
sie  auf  einen  kürzeren  Zeitraum  lauten,  im  Wege  der  freien  Vereinbarung 
oder  der  Kleinbahngesetzlichen  Ergänzung  rechtzeitig  zu  verlängern. 

Ende  1901  wurden  von  den  bestehenden  58  Linien  nur  noch  5  mit 
Pferdekraft  betrieben,  und  seit  15.  Dezember  1902  ist  der  elektrische  Betrieb 
vollständig  durchgeführt. 

Eine  für  den  Verkehr  vorteil  halte  Einrichtung  ist  durch  die  Angiiederung 
der  BcHin-Chariottenburger  Straßenbahn,  der  Westlichen  und  der  Südlichen 
Vorortbahn  an  den  Betrieb  der  Großen  Berliner  Straßenbahn  herbeigeführt 
worden.  Wahrend  trüher  nur  ein  Übergangsbetrieb  an  den  Endpunkten  der 
erwähnten  Bahnen  mit  mehr  oder  weniger  anschließenden  Ankunfts-  und  .Ab- 
fahrtszeiten bestand,  bei  dem  die  Fahrgaste  umsteigen  und  für  die  Weiter- 
fiahrt  auf  der  Strecke  des  anschließenden  Unternehmens  von  neuem  bezahlen 
mußten,  ist  der  Anschlufbetrieb  mit  dui chgehcnden  Wagen  und  durchweg 
niedrigen  Fahrpreisen  aut  w  eite  Strecken  der  benachbarten  Bahnunternehmungen 
eingerichtet  worden,    hn  Jahre  1898  erwarb  die  Gesellschaft  sämtliche  Aktien 
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der  Westlichen  Vorortbahn  in  HOhe  von  6600000  Mark,  und  in  demselben 
Jahre  die  Haiitc  dci  Aktien  der  Südlichen  Ni  rortbahn  in  Höhe  von 
I  500  000  Mark.  Im  Jahie  looo  ging  auch  der  größte  Teil  der  Aktien  Jer 
Berlin-Charlottenburger  Stralknbahn  in  ihren  Besitz  Ober.  Eine  Vereinigung 
der  genannten  Bahnen  mit  der  Grofien  Berliner  Straßenbahn  konnte  nicht 
stattlinden,  da  die  Vertragsverhflltnisse  der  einzelnen  Straßenbahnen  völlig  ver- 
schieden sind;  dagegen  besteht  T^LMv^onalgcmeinsihalt  in  der  Spitze  sämtlicher 
Verwaltungen.  Die  Berlin-Charlottenburger  Straßenbahn  verfligt  Uber  ei|^enen 
Bahnhof,  eigene  Werkstatt  und  eigenes  Personal,  die  Westliche  und  die  Süd- 
liche Vorortbahn  haben  dagegen  weder  Bahnhöfe  noch  Werkstätten.  Die 
Wagen  sind  mietweise  auf  Bahnhöfen  der  Großen  Berliner  Straßenbahn  unter- 
gebracht, die  auch  für  Unterhaltung  des  Wagenparkes  gegen  Ersatz  der 
eigenen  Kosten  sorgt.  Der  Dienst  der  beiden  Vorortbahnen  wird  durch  Per- 
sonal der  Großen  Berliner  Straßenbahn  ebenfalls  gegen  Erstattung  der  Kosten 
wahrgenommen. 

Das  so  erweiterte  Verkehrsgebiet  der  Gro(>eii  Berliner  Stral'enbahn  umfallt 
rund  a'/a  Millionen  Bewohner,  und  der  Durchmesser  des  durch  die  Verkehrs- 
grenzen gebildeten  Kreises  hat  eine  Lange  von  21  km.  Das  Verkehrsgebiet 
deckt  eine  Flüche  von  380  qkm  und  niibt  im  l'nifange  etwa  60  km;  es 
wurde  iq<)2  von  rnnd  500  km  Beti  iebsglcis  duich^.  liniMen. 

Ein  Hauptvorzug  des  elektrischen  Betriebs  im  Veigleiche  zum  Pferdebahn- 
betriebe, der  nur  10  km  Geschwindigkeit  zuließ,  ist  die  Möglichkeit  gröi^erer 
Fahi^eschwindigkeiten :  bis  35  km  in  der  Stunde.  Im  Inneren  von  Berlin  hat 
hiervon  aus  mehreren  Gründen  bisher  noch  kein  Gebrauch  gemacht  werden 
können.  Dagegen  wird  im  nachbarlichen  Verkehre  der  VorstiiJte  unier  «vich 
und  mit  Berlin  die  durch  die  elektrische  Betriebsweise  zu  erzielende  Be- 
schleunigung in  der  Beförderung  überall  voll  ausgenutzt.  (Schiofi  foigi.> 
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Die  gröl.'ten  S  c  Ii  i  t  t'a  In  1  <  g  e  <el  I  s  c  h  a  fl  e  n  der  Welt,  hl  der  Reihen- 
toiue  vier  gröL-ten  SchitlahrtsgeseilschaÜcn  der  Welt  ist,  wie  in  den  «Ham- 
burger Beiträgen«  mitgeteilt  wird,  mit  dem  i.  Januar  d.i.  eine  Änderung  in- 
sofern eingetreten,  als  in  Amerika  die  International  Mercantile  Marine  Com- 
pany (der  Morgantrust)  ihren  Betrieb  begonnen  und  die  American  und  Red 
Star  Line,  Atlantic  Traiispurt  Line,  Leyland  Line,  White  Sfnr  Line  imj  Do- 
minion Line  in  sich  autgenommen  hat.  Ihre  ionnagc  wwd  araerikanischer- 
seits  amilich  auf  1  035  000  Registertons  angegeben.  Mit  ihr  kOnnen  nur  die 
beiden  großen,  eng  verbündeten  deutschen  Reedereien,  die  Hamburg  -  Amerika 
Linie  und  der  Norddeutsclie  Lloyd  mit  zusammen  1  2^4000  Registertons 
sich  an  Umfang  messen.  Ihnen  folgen  der  GrOfie  nach  englische  Reedereien 
und  zwar  die  British  India  Steam  Nav.  Co.  mit  449000,  die  Firma  £ldei-^ 
Dempster  i\  Co.  mit  397  000,  die  Peninsular  and  Oriental  Co.  mit  320  OOO  Tons' 

In  England  ist  die  nächstgrölJte  Gesellschaft  jetzt,  nach  ihrer  neuesten  Zu- 
nahme, und  nachdem  Lcyland  und  White  Star  schon  oben  mitgerechnet 
worden  sind,  die  Union  Castle  Line  mit  314000  Tons,  sodann  die  Firma 
Ellerman,  die  ursprOnglich  mit  abgetrennten  Teilen  der  Lejiand  Line  be- 
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grOndet  wurde,  mit  2 1 7  440  Tons.  Aufierdetn  gibt  es  in  England  1 3  Reede- 
reien mit  einer  Tonnage  zwischen  lioo  000  und  100000.  Es  siiiJ  dies  der 
Gröl'^c  nach  die  Ocean  Steainship  Co.,  Clan  I-ine  (164000  .  Wilson,  Lam- 
port cSc  Holl,  Shell,  Harrison,  Pacific  Steam  Navigation  Co.  {155000},  Allan 
Line  (155000/,  Anchur  Line  (129000),  Cunard  Line  (114000),  Prince  Line 
(103000),  MKlay  &  M'Intyre,  Andrew  Weir  &  Co.  Die  Royal  Mail  und 
African  St.  S.  Co.  sind  dicht  an  100000. 

In  Deutschland  sind  mit  über  100000  Tons  nocli  zu  nennen  die  Breniet 
Gesellschaft  Hansa  mit  1  5 1  oou  Tons,  die  Hamburg-Südamerikanische  Dampf- 
schifiiahrtsgesellschaft  mit  138  000  Tons,  die  Hamburger  Kosmoslinie  mit  107  000 
und  die  DeutschaustraUsche  Darnpüschifiahrtsgesellscbaft  mit  102000  Tons. 

Im  «^leielien  Range,  ihrer  Tonnage  nach,  kommen  äußer  den  genannten 
englischen,  deutschen  und  amerikanischen  Gesellschaften  nur  noch  vereinzelte 
Betriebe  anderer  Staaten  in  Betracht.  Erankreich  stellt  zu  den  großen  Reede- 
reien die  Compagnie  des  Messageries  Maritimes  mit  241  000,  die  Compngnie 
Generale  Transatiantique  mit  163000  Tons  und  die  Chargeurs  Reiinis  mit 
115000  Tons.  In  halien  erreicht  die  Navigazione  Generale  einen  Umfang 
von  1Ö9000  Tons.  Dänemark  schließt  sich  mit  der  Forenede  Dampskibs 
Selskab  und  ihren  126000  Tons  an.  In  Rufliand  hat  die  Russische  Schiff- 
fahrts-  und  HandeNt^eselKchaft  den  Umfang  \  on  100  000  Tons  erreicht,  ferner 
die  Freiwillige  Flotte  den  von  130000,  und  in  Österreich  erreicht  der  Öster- 
reichische Lloyd  eine  Tonnage  von  197000.  in  Asien  stellt  Japan  die  Flotte 
der  Nippon  Yusen  Kaisha  mit  225  000  Tons  2tt  der  Liste;  die  zweite  japanische 
Reederei,  die  Osaka  Shosen  Kaisha  hat  nur  62000  Tons.  Die  Holland- 
Amerika  Linie,  die  letzthin  unter  den  großen  transatlantischen  Gesellschaften 
viel  genannt  wird,  hat  nur  82000  Tons,  und  Spanien  erreicht  in  seiner 
größten  Reederei,  der  Corapania  Transatlantica,  auch  kaum  83  000  Tons. 

Gleislose  elektrische  Bahnen.  Unter  den  VerkelnsmiUeln  des  ver- 
flossenen Jahrhunderts  haben  für  kleinere  Strecken  die  durch  Lieklrizitiit  be- 
triebenen Fahrzeuge  die  größte  Verbreitung  gefunden.  Innerhalb  der  Mittel- 
und  Großstädte  haben  die  durch  tierische  Kraft  fortbewegten  Wagen  sowie 
die  Dampfbahnen  den  elektrischen  Bahnen  Platz  machen  müssen,  selbst  die 
sogen.  Kleinbahnen  sind  vielfach  durch  diese  ersetzt  worden.  Man  erkannte, 
daß  der  Elektrizität  die  Zukunft  gehöre,  und  es  blieb  nur  übrig,  eine  möglichste 
Ausnutzung  derselben,  insbesondere  eine  Verbilligung  der  Transportmittel  herbei- 
zufüliren.  Ein  solcher  Fortschritt  ist,  wie  die  »Monatsschr.  f.  Handel,  Industrie 
und  Schiffahrt (I  (das  amtliche  Organ  der  Handelskammer  zu  Halberstadl)  mit- 
zuteilen weib,  in  dem  Sc hicmann sehen  System  der  gleislosen  elektrischen 
Bahnen  erreicht  worden.  Die  Kosten  für  Anlegung  von  Schienenbahnen 
(Klein-  oder  Straßenbahn)  sind  sehr  hoch,  und  eine  solche  Bnhn  kann  sich 
daher  nur  rentieren,  wo  ein  reger  Verkehr  ivf.  Die  gleislose  elektrische  Bahn 
soll  vorzugsweise  dem  Personen-  und  Gtlterverkehr  zwischen  kleineren  Ort- 
schaften, die  unter  sich  keine  direkte  Bahnverbindung  haben,  ferner  zum  An- 
schluß einer  Fabrik,  einer  Stadt  oder  eines  Badeortes  an  einen  entlegenen 
Staatsbahnhof,  zur  Verlängerung  und  als  Vorläufer  von  Kleinbahnen  oder 
zur  Fortsetzung  von  Straßenbahnen  größerer  Städte  in  die  Vororte  dienen. 
In  solchen  Fallen  wird  häufig  eine  Verkehrsverbindung  durchaus  notwendig, 
ein  mit  Pferden  bespanntes  Fahrzeug  aber  nicht  genügend  und  eine  Schieneii- 
bahn  infoI;;e  /u  schwachen  N'erkehrs  nicht  rentabel  sein.  Hier  ^oll  die  i^Ieis- 
lose  Bahn  eiriLj;i  citVn .  .Icrcfi  Anlage  mit  verhältnismäl-Mg  billigen  .Mitteln  be- 
wcrk>tciiigt  werden  kann.    L.uier>eits  werden  die  erheblichen  Kosten  für  das 
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Gleismaterial  sowie  Air  die  Herrichtung  der  Strecke  vermieden,  andererseits  fllllt 

die  erhölile  Zufuhr  von  Elektrizität  bei  der  gleislosen  Bahn,  die  wegen  des 
erhöhten  Reibungswiderstandc;  etwa  in  iloj^pelteni  Maik  notwendig  wird,  den 
Kosten   des  Bahnkörpers  gegenüber  nicht   ins  Gewicht.    Für  die  gleislosen 
elektrischen  Bahnen  genügen  alle  guten  Wege  (Chausseen  und  Landwege), 
dagegen  erfordert  die  Herrichtung  der  Wege  für  Schienenbau  große  Optcr: 
die  Hölienuntcrschiede  müssen  überwunden,  Grundbesitz  angekauft,  die  Brücken 
der  starken  Belastung  entsprechend   gebaut  werden  usw.    So   betragen  die 
Kosten   bei   einer  eingleisigen  Kleinbahn  mit  elektrischem  Betriebe  durch- 
schnittlich, je  nach  der  Anzahl  der  erforderlichen  Betriebsmittel,  80000  bis 
120000  Mark  für  das  Kilometer,  mit  Dampfbetrieb  60000  bis  80000  Mark, 
wJflircnd  die  gleislose  Anlage  mit  15000  bis  25000  Mark  herne^tellt  werden 
kann.    Die  mit  1  oder  2  Elektromotoren  (jedoch  ohne  Akkumulatoren)  ver- 
sehenen gleislosen  Bahnen  bedOrfen  nur  einer  oberirdischen  Leitungsanlage, 
die  aus  zwei  etwa  5  m  über  odcf  seitlich  der  Straße  gespannten  Haitkiipfer- 
dr.lhtcii   für  die  Stronileif ung  zum   oder  vom  Wagen   besteht.     Auch  die 
Möglichkeit  der  seitlichen  Ausweichung  vom  Stromzulührungsdraht  ist  bei  den 
gleislosen  Bahnen  gegeben,  so  daß  die  Fahrvorschriften  gewöhnlicher  Fuhr- 
werke  eingehalten  werden  können.    Um  das  Ausweichen  zweier  sich  be- 
gegnender Motorwagen  tu  ermöglichen,  i^t  nach  dem  Schiemannschen  System 
nicht  eine  doppelte    eilung  nötig,  vielmeijr  kann  der  eine  Wagen  seine  Kon- 
takte so  lange  ausschalten,  bis  der  andere  Wagen  vorüber  ist.  Ebenso  ist  ein 
voilstlfndiges  Umkehren  des  Wagens  auf  der  Stelle  möglich,  ohne  dafi  die 
Kontaktstangen  vom  F'ahrdralit  abi;cnommen  zu  werden  brauchen,  da  diese 
um   einen  vertikalen  Zapfen   drehbar  sinJ.    Die  W'agcntypen  der  gleislosen 
Bahneil  haben  einerseits  die  Formen  der  Stralknbahnwagen  mit  Gleiibelrieb, 
andererseits  die  des  allgemeinen  Siellwagenbaues.    Das  Untergestell  besteht 
aus  einer  100  w\u  starken  Achse  aus  Siemens-Martinstahl.     An  den  £nden 
dieser  Achse  sind  die  mit  eisernen  Naben  versehenen  Rüder  elastisch  gekuppelt 
und  so  aufgepaßt,  dal^  sie  sich  trei  auf  ihnen  drehen  können. 

Nach  dem  Schiemannschen  System  ist  die  elektrische  gleislose  Motorbahn 
im  Bielatale  zwischen  Königstein  a.  E.- Hütten—Bad  Königsbrunn  ausgeführt. 
Dieser  wiederum  ist  die  für  die  Gesellschaft  M(^r;evenbrUckcr  Kalk  werke  a  er- 
baute j;ki'~lnsc  Bahn  in  Grevenbrück  im  S;iLierUinde  nachgebildet  worden, 
welche  Lastentransporte  vermittelt,  wahrend  die  erstere  in  der  Hauptsache  eine 
Personenbahn  ist. 


Die  am  i.Junid.  J.  erfolgte  Eröffnung  der  Eisenbahn  von  Reichenau 
nach  Uanz  in  Graubünden  hat  das  bisher  nur  schwer  zugüngliche  Gebiet  des 
sogenannten  Oberen  Bunues  im  Tale  des  Vorderrheins  dem  größeren  Verkehr 
erschlossen.  Die  Ztg.  d.  Ver.  deutsch.  Eisenb.-Verwalt.  entnimmt  der  »Schweiz. 
Bauztg.a  Uber  den  in  mehrfacher  Hinsicht  bemerkenswerten  Bau  dieser  rund 
20  km  langen  Strecke  nachstehende  Angaben. 

Das  Tal  des  Vorderrheins  ist  oberhalb  Reichenau  bei  Flims  durch  einen 
in  vorgeschichtlicher  Zeit  stattgehabten  ungeheueren  Bergsturz  ab^ed.'jmmt, 
durch  den  der  Strom  allmählich  ein  neues  Bett  bis  auf  die  ur:>prUngliche 
Talsohle  ausgespült  hat  Die  bisherigen  Fahrstrafien  folgen  jedoch  nicht 
diesem  von  der  Natur  gebotenen  Wege,  sondern  erklettern  —  die  eine  nörd- 
lich über  l'rins  und  Klini<-,  die  anviere  südlich  Uber  Versam  und  Valencias  -,_ 
die  beiderseitigen  Tallehncn.  Der  neuen  Bahn  hat  man  nun  in  der  Rhein- 
schlucht einen  Weg  geschaffen,  dessen  Bau  bereits  gegen  Ende  der  50  er  Juhre 
vom  Ingenieur  Wetli  für  die  von  ihm  geplante  Lukmanierbahn  in  Aussicht 
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genoimiieii  war.  Die  Herstellung  des  Unterbaues  wurde  im  Juli  lyoü  der 
Ingenieurfirma  GalH  &  Cie.  Ubertragen,  welche  die  Arbeiten  bereits  im  folgenden 
Monate  begann.  Unter  den  bedeutenderen  Bauwerken  ist  die  Herstellung  von  drei 
Tunneln  zu  erwähnen:  des  Dabitunnels.  208  ni  lang,  des  RansuntiinneU,  422  m 
lung,  und  de^  Krummwaaglunneis,  83  m  lang.  Ferner  waren  zwei  BahnbrUcken 
und  eine  Straßenbrücke  Ober  den  Rhein  sowie  Bahnbrücken  Ober  den  Carvera- 
bach,  das  Rütlandtobel  und  den  Glenner  anzulegen.  Die  meiste  Arbeit  aber 
beanspruchten  die  l'ferbnuten  gegen  den  Rhein,  die  auf  einer  Lünge  von 
nicht  weniger  als  S'-jo  ni,  nu:  unterbrochen  durch  iene  drei  Tunnel  und 
kurze  Strecken  gesiciierten  Vorlandes,  iiergestellt  werden  mulJten  und  zu  denen 
105000  cbm  Mauerwerk  erforderlich  waren.  Da  im  Bergsturzgebiete  verwend- 
bares Steinniaterial  nur  an  vereinzelten  Stellen  zu  finden  ist,  so  war  man  in 
dieser  Beziehung  auf  die  Steinbrüche  bei  Reichenau  und  llanz  angewiesen.  Die 
Gesamtkosten  des  Unterbaues  haben  sich  auf  2384000  Frcs.  belaufen,  in 
weichen  Betrag  die  Kosten  des  eisernen  Oberbaues  der  RheinbrQcken  und  der 
GlennerbrUcke  nicht  eingerechnet  sind.  Die  Bahnlinie  verläuft  in  nahezu  gleich- 
maßiger Steigung  von  der  auf  -j-  ()07  m  liegenden  Station  Reichenau  bis  zu 
der  auf  +  70^  ™  liegenden  Station  Kästris  und  senkt  sich  von  da  bis  zu  der 
auf  -f  7(>'  ni  Meereshöhe  belegenen  Station  lianz.  Die  Bahn  hat  eine  mittlere 
Steigung  von  6  v.  T.,  was  angesichts  ihrer  Lage  inmitten  der  Hochalpen  als 
ein  sehr  günstiges  Verh.fltnis  angesehen  werden  niuß.  Die  Kehrseite  dieses 
Vorzugs  trat  dann  allfidings  in  detn  Umstände  hervor,  daß  von  den  Stationen 
im  Bergslurzgebiele  zu  den  hochgelegenen  Dörfern  Trins,  Versam,  Vulendas 
und  Sagens  sehr  lange,  steile  und  kostspielige  Zufahrtstraflen  angelegt  werden 
mußten,  dw  zusammen  eine  Baulfinge  von  rund  8  km  erhalten  haben.  Der 
Verlauf  der  in  weniger  als  drei  Jahren  hergestellten  Arbeiten  hat  nur  einmal, 
im  Juni  1901,  durch  ein  ganz  ungewöhnliches  Steigen  des  Rheines  eine  mehr- 
tägige Unterbrechung  erfahren.  Das  westlich  von  Ilanz  zum  St.  Gotthard  hin- 
auf sich  erstrockende  »BUndneroberlaiidu  ist  anerkannt  eine  der  schönsten 
Gegenden  GraubUndens.  iMöge  ihm  durch  die  Bahn  der  erhofite  Aufschwung 
in  vollem  Maße  zuteil  werden. 

Eröffnung  schweizerischer  Gebirgsbahnen.  Von  der  Jungfrau- 
bahn, Uber  die  wir  wiederholt,  ausführlicher  auf  S.  373  ff.  des  Archivs  v.  1898, 
berichtet  haben,  ist  am  28.  Juni  die  dritte  Teilstrecke,  Rothstock-Eigerwand, 
eröffnet  worden.  Die  dem  Betrieb  Ubergebene  Strecke  führt  ausschliefliich 
durch  einen  Tnnnel  nach  der  2887  m  hoch  gelegenen,  vollständig  in  harten 
Kalkfelsen  ein^L-luiLJcnLn  Station  Eigerwand.  Die  Station  ist  gewölbarlig  mit 
mächtigen  natürliciien  v'^aulen  ausgesprengt.  Die  geräumigen  i  errassen  gestatten 
einen  herrlichen  Ausblick  ins  Land.  In  gähnender  Tiefe  unter  dem  Beschauer 
Hegen  die  malerischen  Heuser  von  Grindelwald,  am  fernen  Horizont  die  in 
blauem  Dunste  sich  hinziehenden  Höhenzüge  des  Jura  und  des  Schwarzwaldes, 
und  unmittelbar  vor  dem  Beschauer  erheben  sich  die  Berner  und  Luzerner 
Voralpen  und  breitet  sich  der  Thunersee  aus.  Gelegentlich  eines  zur  Feier  des 
Tages  abgehaltenen  Festmahls  verkündete  der  V'izeprüsident  des  Verwaltungsrats, 
Prof.  V.  Salis,  mit  Genugtuung,  daß  die  zur  Fortführung  der  Bahn  bis  zur  Station 
Eismeer  notwendigen  6000000  Frcs.  vorhanden  seien,  und  bemerkte,  er  schaue 
mit  Zuversicht  in  die  Zukunft  des  Unternehmens;  die  Kritik  der  Ungläubigen  sei 
verstummt.  Nach  Vollendung  der  Strecke  Eigerwand -Eismeer  sei  auf  eine 
Zahl  von  30000  Fahrgfisten  in  der  Saison  zu  rechnen;  das  mache  —  zu 
13  Frcs.  die  Fahrt  -  450  000  Frcs.  aus,  wovon  70  000  Frcs.  für  Betriebs- 
kosten abgingen.    Die  Station  Eismeer  mit  wunderbarer  Aussicht  glaubt  man 
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i(j  3  Jahren  crörtncn  zu  können.  Auf  die  W'eilerfUhrnng  bis  zum  Junglraii- 
gipfel  ist  vorerst  verzichtet. 

Ebenfalls  in  den  letzten  Tagen  des  Juni  ist  cii-  anderes  hervorragendes 
Werk  der 'Icchiiik  und  Baukunst,  die  Albulabalin  ivgl.  Jahrg.  1 898  S.  7~^\ 
wck'he  das  schweizerische  Kngadin  dem  Multcriande  näher  rückt  und  spütci 
zweifellos  nach  Tirol  innabwtfrts  weitergeflShrt  wird,  eröffnet  und  am  i.  Juli 
dem  allgemeinen  Verkehr  Ubergeben  worden.    Die  Feier  gestaltete  sich  bei 
der  Wichtigkeit  des  neuen  Schienenwegs  besonders  großartig.   Begeistert  schreibt 
der  Berichterstatter  des  Berner  »Bund«;  Schon  die  Fahrt  durch  die  wilden 
Schluchten  d^  Schyn  bietet  Ausblicke  von  grofler  Wirkung.   Bei  der  mllchHgen 
Solisbrttcke  hielt  der  Zug,  und  die  Fahrgäste  gingen  zur  Straßenbrücke  hinunter, 
von  wo  man  d.is  nahezu  100  m  über  der  Albula  das  Tal  in  kühnem  Bogen 
überwölbende  Hauwerk  bewunderte.   Bis  auf  die  Rheinbrücke  bei  Sils  sind  alle 
Bauten  der  Albulabahn  aus  Stein  errichtet.    Diese  Bauart  paül  sich  der  Berg- 
landschaft ausgezeichnet  an,  die  gewaltigen  Steinpfeiler  und  Bogen  erscheinen 
als   die   allernüchsten  Verwandten   der   wetterfesten,   trotzigen  Felsen.  Hatte 
schon  die  Soiisbrücke  die  größte  Bewiiniiei  iiny  erreut,  so  wuchs  das  Gefllhl 
zu  einem  stillen  Grausen  an,  als  der  Zug  über  den  l.andwasserviadukt  donnerte. 
Die  Pfeiler  dieser  Brficke  sind  76  m  hoch,  und  die  Fahrbahn  ist  in  einer 
engen  Kurve  angelegt.   Es  ist  eins  der  kühnsten  Werke  des  Brückenbaus,  das 
man  überhaupt  sehen  kann.   Nach  der  Station  l  ilisur  steigt  die  Bahn  in  einem 
langen  Kchrtunnel  zu  bedeutender  Höhe  an.    Der  Blick  in  das  tiefe  Waldtal 
hinunter  und  hinauf  zu  den  Schneebergen,  die  darOber  ragen,  ist  von  großer 
Schönheit,  und  die  Kindrücke  steigern  sich  immer  mehr.    Zwischen  Preda 
und  BergUn  tolgt  ein  KehrtunncI  dem  anderen,  eine  Brücke  der  anderen.  Auf 
einer  ganz  kurzen  Strecke   Uberbrückt  die  Bahn  die  Albula  viermal.  Mnn 
weiß  hier  nicht,  was  man  mehr  bewundern  soll:  die  großartige  Wildheit  der 
Natur  oder  die  staunenerregenden  Werke  einer  ans  Unglaubliche  grenzenden 
Technik.    In  Preda  beginnt  der  .Mbulntunnel  (3866  m  lang),   den   man  in 
9  Minuten  durchfahrt.   Dann  geht  e<;  durch  das  einsame  Beversertal  hinaus  ins 
tngadin.    (Nach  der  »Ztg.  d.  Ver.  Deutsch,  iüsenb.  Verwalt.«) 


Rußlands  Eisenindustrie.  Naciidem  die  russische  Eisenindustrie  durch 
die  letzthin  durchgeführte  Syndikatsorganisation  einzelner  ihrer  Zweige  in  leb- 
hafterem Mafie  die  allgemeine  Aufmerksamkeit  auf  sich  gelenkt  hat,  bieten  die 
nachstehenden,  vora  »Export«  wiedergegebenen  Ausführungen  des  russischen 
Finanzministers  über  die  Lage  dieser  Industrie  Interesse. 

Die  Eisenindustrie  hat  in  den  Jahren  igoi  und  1902  ihre  Produktion  ein> 
geschrankt;  die  Roheisenproduktion  betrag 

1877    .     23  Millionen  Pud,  1899  ...    1  r>4  Millionen  Pud, 

1887...      3')      -        -  1900...  176 

1892  ...  -  -       erste  P901  ...  8(1 

1897...     113        -         -      Hälfte  I  1902  .. .      34       -  .  , 

1 898  ...     1 34 

Gegenwärtig;  Öbcrvfeii^t  zwar  die  Roheisenerzeugung  die  entsprechenden 
ZitVcrn  für  iS'j-  und  i  si,;<  um  ein  Bedeutendes,  dennoch  mulJ  die  Lage  dieses 
wichtigen  Industriezweigs  als  gedrückt  gelten,  da  er  bei  weitem  nicht  mit 
voller  kraft  arbeitet.  Ein  ähnlicher,  wenn  auch  nicht  so  bezeichnender  Verlauf 
iiitt  auch  bei  den  übrigen  mit  zeitweiligen  Schwierigkeiten  kffmpfenden  Eisen* 
Industriezweigen  zutage:  da«  schnelle  Wachstum  der  Produktion  ist  zum  Still- 
stande gekommen,  und  es  macht  sich  sogar  ein  gewisser  RUckgang  bemerkbar 
Wenn  man  neben  dem  Umfange  der  Produktion  die  Preise  in  Betracht  zieht 
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^o  ist  zu  bemerken,  daß  diese  tUr  einzelne  Erzeugnisse  stark  herabgegangen 
sind;  am  bedeutsamsten  erscheinen  in  dieser  Beziehung  die  Preise  des  Roh- 
eisens. Noch  vor  wenigen  Jahren  konnte  die  Pro.lnkiidn  der  Nachfrage  nicht 
Genüge  leisten;  die  Einfuhr  von  ausländischem  Metall  stieg  von  Jahr  zu  Jahr, 
die  IVeisc  gingen  in  die  Höhe  und  rieten  dadurch  berechtigte  klagen  der 
Konsumenten  Uber  die  Unerschwinglicbkeit  des  unentbehrlichen,  jedoch  maßlos 
teueren  Eisens  hervor.  Gegenwartig  aber  hat  die  Produktion  dor  Eisenwerke 
die  Nachfrage  überholt;  die  Einfuhr  von  ausUmdischem  Melall  ist  erhebUch 
geringer  geworden  —  1897  bis  1899  wurden  Uber  25  v.  H.  des  einheimischen 
Eisenverbrauchs,  in  Roheisen  berechnet,  durch  die  Einfuhr  aus  dem  Auslande 
gedeckt,  heutzutage  betrigt  diese  Einfiihr  weniger  als  lov.  H.  — ,  wahrend 
die  Preise  Je-  Roheisens  und  vcr^^chiedener  Eiscnfahrikate  zu  mitunter  nicht 
unbegründeten  Kkii;cn  der  Produzenten  üher  das  Heraldischen  der  i'reise  unter 
dasjenige  Niveau  Veranlassung  gaben,  bei  dem  nocii  eine  verlustlose  Produktion 
möglich  erscheint. 

Wenn  man  nicht  nur  nach  den  xiinttchstliegenden  privatwirtschaftlichen 
Ergebnissen  urteilen,  sondern  auch  nur  eine  nicht  zu  ferne  Zukunft  ins  Auge 
lassen  will,  erscheinen  jedoch  die  derzeitigen  Schwierigkeiten  nicht  bedenklicli. 
Sie  können  nicht  besonders  lange  andauern,  da  sie  die  Bedingungen  ihres 
Aüfhörcns  in  sich  selbst  tragen.  Die  niedrigen  Preise  der  Metallfabrikate, 
welche  dadurch  entstanden  sind,  daü  die  Produkli\  itiit  die  Nachfrage  überflügelt 
hat,  wirken  gleichzeitig  auf  die  Wiederherstellung  des  gestörten  Gleichgewichts 
hin  und  werden  ihre  Wirkung  auch  fernerhin  fortsetzen.  Alles  in  allem  ge- 
nommen wird  das  Land  aus  den  jetz^en  zeitweiligen  Schwierigkeiten  mit 
einer  festgegrUndeten  einheimischen  Metallindustrie  hervorgehen,  welche  die 
Befriedigung  der  Nachtrage  der  Bevölkerung  nach  Eisen  —  diesem  unentbehr- 
lichsten Material  sowohl  fUr  den  Hausgebrauch  als  auch  zur  Herstellung  von 
Bedarfsgegenständen  für  die  Landwirtschaft  und  Industrie  —  zu  wohlfeilen 
Preisen  sicherstellt. 

Einführung  der  Pensionierung  von  Angestellten  einer  Kabel- 
gesellschaft. Die  Postal  Telegraph  Gable  Company  kündigt  an,  daß  sie 
kOnftig  diejenigen  ihrer  Angestellten,  die  nach  einer  ununterbrochenen  Dienstzeit 
von  I  3  Jahren  dienstunfähig  geworden  seien,  pensionieren  werde.  VerlBßt  ein 
solcher  Angestellter  den  Dienst  nach  fünfzehnjähriger  Beschäftigung,  so  erh'ilt 
er  20  V.  H.  seiner  Besoldung  als  Ruhegehalt.  Durch  jedes  weitere  Diensljahr 
erhöht  sich  das  Ruhegehalt  um  weitere  3  v.  H.,  jedoch  wird  nicht  mehr  als 
die  Hälfte  der  höchsten  Besoldung  gezahlt,  die  der  Betreffende  in  seiner 
Stellung  hmte  erreichen  können.   Die  Neuerung  tritt  sofort  in  Kraft. 


LITERATUR 

Die  Telegraphie  ohne  Draht.  Von  Augusto  Righi  und  Hernliard 
Dessau.  481  S.  8°  mit  238  Abbildungen.  Verlag  von  Fr.  Vieweg 
und  Sohn  in  Braunschweig.   Preis  13  M. 

Unter  den  neuesten  Errungenschaften  der  Elektrotechnik  nimmt  die  Tele- 
graphie ohne  Draht  oder  Funkentelcgrapfiie  die  erste  Stelle  ein.  Zahlreiche 
Erfinder  arbeiten  seit  Marconis  bahnbrechenden  Versuchen,  die  Hertz'schen 
Wellen  zur  L  bermittelung  von  Nachrichten  auf  größere  Entternungen  zu  be- 
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nuUen,  an  der  wcitciciT- Ausbildung  und  Vervollkommnung  dieses  Verkehrs- 
mittels, und  neben  dem  Marconi'schen  sind  eine  ganze  Reihe  von  Systemen 
drohlloser  Tclei;raphie  erdaclit  worden.  Es  ist  daher  nicht  leicht,  sich  ein 
zuverUissiL'es  Bild  von  dem  jetzigen  Stande  der  Funkentele^'raphic  zu  machen, 
zumal  jeder  Krtinder  seinem  Systeme  besondere  Vorteile  zuschreibt  und  ferner 
die  betreffenden  Veröffentlichungen  bisher  in  den  Fachzeitschriften  und  in 
Einzeldarstellungen  zerstreut  waren.  Professor  Righi  und  Privatdozent  Dessau^ 
beide  ;>n  der  Ihiiversität  zu  Bologna  und  auf  dem  Gebiete  der  Funken- 
telegraphie  wohlbekannte  Gelehrte,  haben  nunmehr  das  Material  in  dem  oben 
angekündigten  Buche  gemeinverständlich  zusammengestellt  und  damit  eine 
Lücke  in  der  elektrotechnischen  Literatur  ausgefüllt.  Da  die  Verfasser  eine 
allgemeine  Kenntnis  der  wissenschaftlichen  Gesetze,  welche  die  Grundlage  der 
Funkentelegraphie  bilden,  nicht  voraussetzen  konnten,  ist  fast  die  Hälfte  des 
Buches  der  Darstellung  dieser  zum  Teil  ziemlich  schwierigen  Gesetze  gewidmet. 
Hierbei  haben  die  Verfasser  natürlich  den  neuesten  Stand  der  Forschung 
allenthalben  berücksichtigt.  Auch  unseren  Lesern  bietet  dieser  Teil  daher 
neben  Bekanntem  vieles  Neue,  besonders  in  den  Kapiteln  über  die  elektrischen 
Schwingungen,  die  elektromagnetischen  Wellen  und  die  Radiokonduktoren. 

Als  Übergang  zur  Darstellung  der  Funkentelegraphie  im  besonderen  folgt 
hierauf  ein  Kapitel  Uber  Telegraphie  durch  Leitung,  durch  elektrostatische 
Influenz  und  durch  hiduktion.  Die  niichsten  drei  Kapitel  sind  die  wichtigsten  ; 
sie  behandeln  die  Telegraphie  vermittels  elektrischer  Wellen,  die  Apparate  der 
drahtlosen  Telegraphie  zwischen  zwei  Stationen  sowie  die  mehrflKhe  und  ab- 
gestimmte Telegraphie  nach  den  Systemen  von  Marconi,  Lodge  und  Muirhead, 

Braun  und  Slaby-Arco. 

Den  Schluß  bildet  die  Beschreibung  der  drahtlosen  Telegraphie  mit  Hülfe 
des  Lichtes  und  der  ultravioletten  Schwingungen  sowie  der  Versuche  auf  dem 
italienischen  Panzerschiffe  Carlo  Alberto. 

Der  Hauplwert  dos  Buches  besteht  darin,  dol^  es  in  durchaus  sachlicher 
Weise  die  einzelnen  Sv>tL'nie  miteinander  vergleicht  und  an  der  Hatid  der 
bisijcr  erzielten  fc-i  folge  unparteiisch  beurteilt.  Dadurch  werden  die  zum  Teil 
durch  eine  nicht  immer  einwandfreie  Reklame  zu  hoch  gespannten  Erwartungen 
des  groflen  Publikums  bezüglich  der  künftigen  Entwickelung  der  drahtlosen 
Telegraphie  auf  das  richtige  N!a!>  zin üoki^cUilu  t.  Trotzdem  werden  die  Ver- 
fasser mit  peinlicher  Ge\MsseniiaiUgkeii  allen  Lrtindern  und  Gelehrten  gerecht, 
die  sich  um  die  Ausbildung  und  Vervollkommnung  des  neuen  Verkehrsmittels 
verdient  gemacht  haben.  Die  Darstellung  ist  klar  und  wird  durch  /alil reiche 
Abbildungen  unterstützt.  Die  Erklörungen  des  Potentials  (S.  i6  ff.)  utid  der 
Kraftslrömung  (S.  68  Ü.)  hatten  vielleicht  noch  etwas  ausführlicher  sein  köcinen., 
um  sie  dem  Verständnisse  des  gebildeten  Laien,  für  den  das  Buch  bestimmt 
ist,  näher  zu  bringen.    Die  Ausstattung  des  Werkes  ist  vorzüglich. 

Nach  allein  können  wir  unseren  Lesern  das  Studium  des  Buches  nur  an- 
gelegentlich empfehlen. 


»tjiuM.  ctma'CKT  M  tat  «aaiMMiuacEftn. 
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INHALT:  Die  Vorsteher  der  Postanstalten  und  die  Postschreiber  bei  der  branden- 
burgischen und  der  preuliischen  l^ostverwaltung  in  der  Zeit  von  1649—1849,  S.  645. 
—  Änderungen  in  der  Bauart  der  Telegraphen-  und  Femsprechkabel,  S.  654.  — 
Entwickelunp  des  Post-  und  Telegraphenwescns  im  Herzogtum  Sachsen-Altenburg 
während  der  fünfzigjährigen  Regierung  des  Herzogs  Emst,  S.  657.  —  Englisch- 
Ostai'rilia,  S  604. 

Kleine  MIMelhnigeBt  Studie ngesellschaft  f&r  elektrische  Schndibahnen,  S.  67a.  —  Ein 
neues  Stadtbahnsystem,  S.  673.  —  Neue  Eigenschaften  des  Radium,  S.  673.  — 
Naphthalager  auf  der  Insel  Sachalin,  S.  674.  —  Meerieucbtmi,  S.  675. 


Die  Vorsteher  der  Postanstalten  und  die  Poetsehreiber  bei 
der  brandenburgisehen  iind  der  preußischen  Postverwaltung 


Um  die  Mitte  des  17.  Jahrhunderts  li^  der  Grofie  Kiirfllrst  von  Brandenburg 
nach  dem  Vorschlag  und  unter  der  oberen  Leitung  des  datnaligen  von  ihm 

zum  Postdirektor  und  Annts-Kamnierrat  ernannten  Kammerregi^trators  Michael 
Matthi:is  durch  den  Botcnmeisler  Martin  Neumann  in  Königsberg  .Pr.) 
ein  geordnetes  Postwesen  in  seinen  Landen  einlühren.  Dabei  kam  es  ihm  in 
erster  Linie  auf  die  Belebung  der  Landeswohlfahrt  durch  Hebung  von  Handel 
und  Gewerbetttl^kelt,  sodann  aber  auch  darauf  an,  eine  bessere  Verwaltung 
der  weit  auseinander  gelegenen  Gebietsteile,  insbesondere  eine  schnellere  (Über- 
mittelung seiner  Belehle  und  der  Verfügungen  der  Staatsbehörden  zu  ermöglichen. 
ZunHchst  wurde  1648  die  Herstellung  des  der  Llnge  nach  durch  sämtliche 
kurfürstliche  Lande  sich  erstreckenden  Haupt- Postkurses  von  Memel  bis  Cleve  in 
Angriff  genommen.  Verwaltung  und  Betrieb  dicMv  Kurses  führte  aber  in  dem 
ersten  Jahre  mit  Unterstützung  der  Gelder,  die  vordem  für  die  kurfürstlichen 
Boten  aufgewendet  worden  waren,  der  vorhin  erwähnte,  inzwischen  zum  Ober- 
Postmdster  ernannte  Botenmeister  Neumann  fttr  eigene  Rechnung.  Als  sich  dann 
beim  Betriebe  der  Kurssfrecke  westlich  von  Berlin,  die  mehrere  fremdherrliche 
Gebiete  berührte,  Schwierigkeiten  herausstellten,  bescl)lnt>  der  Große  Kurfürst 
1649   auf  den  Vorschlag  des  Matthias   und   des   Gcl)eimcn   Staatsrats,  das 

Archiv  C  Pott  u.  Tdcgr.  3  t.  1903.  4a 


in  der  Zeit  von  1649—1849. 


Von  Rechnungsrat  Moch  im  Reichs  -  Postamt. 
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gesamte  brandenburgische  Postwesen  ftlr  unmittelbare  Rechnung  des  Staates 

verwalten  zu  lassen. 

Ab^e^elicii  von  den  leitenden  Persötilichkeiten  der  Zentralverwallung  bildeten 
wahrend  eines  Zeitraums  von  zwei  Jahrhunderten  die  Postmeister  die 
eigentlichen  Träger  der  neuen  Verkehrseinrichtung.  Sie  waren  kurlttrstliche 
Beamte  und  wurden  zur  Wahrnehmung  des  Postdicnstcs  und  in  den  meisten 
Fallen  auch  zur  Besorguni;  der  Posthaltereigesciiüfte  in  den  Hauptorten,  die 
der  Povikiirs  berührte,  angestellt.  Man  entnahm  sie  7.um  Tei!  aus  der  Zahl 
der  Irüheren  Anitsschreiber,  die  bii  dahin  die  Abfertigung  der  Posten  besor|{t 
hatten,  zum  Teil  aus  der  Klasse  der  vorhandenen  Regierungsbeamten,  zum 
Teil  aber  auch  aus  den  Kreiden  der  ortseingesessenen  Privatpersonen,  Bei 
ihrer  Auswahl  wurde  mit  Sorgfalt  darauf  geachtet,  daC*  sie  die  für  ihr  neues 
Amt  und  tUr  seine  besonderen  Obliegeniieiten  crlordcrlichc  Belähigung  und 
Sachkenntnis  besaßen.  Auch  späterhin  und  noch  bis  zum  Ende  der 
Regierung  König  Friedrichs  I.  (1713]  hielt  man  an  dem  Grundsätze  fest,  daß 
die  Postmcistersiellen  nur  mit  sdiclicii  Personen  zu  besetzen  seien,  die  sich  flir 
diesen  Dienst  eigneten.  Die  aus  jener  Zeit  herrührenden  Verhandlungen  und 
Berichte  der  Postmeister  zeugen  von  tOchtigei  praktischer  Erfohrung,  ver- 
ständigem Sinn  und  einem  verhaltnismiiflig  ziemlich  hohen  Stande  allgemeiner 
Bildung. 

Dies  hinderte  sich  jedoch  unter  dem  König  l-'riedrich  Wilhelm  I.  (1713- —  i  74o\ 
Nunmehr  kam  immer  mehr  das  System  zur  Geltung,  die  Postmeisterstellen  an 
Personen,  die  recht  hohe  Geldsummen  für  das  Amt  zahlten,  zu  verpachten, 
ein  System,  das  übrigens  in  anderen  deutschen  Landen,  besonders  in  dem  be- 
nachbarten Kursachsen,  schon  langst  bestand  und  da>»  eben  der  damatigen 
Zeitanschauung  entsprach.  Allerdings  halle  bereits  unter  den  Vorgängern  des 
Königs  jeder  Beamte  bei  der  ersten  Anstellung  zur  Marinekasse  eine  bestimtute 
Summe  entrichten  müssen.  Aber  diese  Betrage  hielten  sich  immerhin  in 
müßigen  Grenzen  und  hatten  mit  der  Wahl  des  Beamten  nichts  zu  tun.  Erst 
als  mit  der  Auflösung  der  afrikanischen  Handeiskompagnie  die  Marinckassc 
abgeschafft  worden  war,  wurde  es  immer  altgemeiner  üblich,  die  Poslnieister- 
stellen  an  solche  Personen  zu  vergeben,  die  zu  der  an  Stelle  der  Marinekasse 
gestifteten  Rekrufenkas^e  die  höcfistcn  Betrage  zahlten.  Dies  war  auf  die  vom 
Könif;  7Utn  Teil  eigenhändig  niedergeschriebene  Instruktion  für  das  General- 
Direktorium  vom  20.  Dezember  1722  zurückzutülnen ;  sie  beslinnnte  iianilich 
daß  sich  die  neu  anzustellenden  Beamten  »mit  der  Recrutenkasse  gehörig  ab- 
tinden  n^Ul^len,  und  soll  alsdann  derjenige  den  Dienst  haben,  welcher  am 
hahile^ten  ist  ufui  am  meisten  giebet«.  Daß  es  sich  dabei  aber  lediglich  um 
ein  Pachtverhiillnis  und  nicht,  wie  vielfach  unter  scharfer  Verurteilung  der 
ganzen  Einrichtung  behauptet  worden  ist,  um  einen  Verkauf  der  Amter  iian- 
delte,  geht  aus  der  Kabinetsotdre  vom  28.  September  1728  hervor,  in  der  es 
heißt:  II  Nachdem  der  Hofl-Rath  Sohr  l'n^er  Amt  Cöpnick  gepachtet,  und  Wir 
demselben  das  Post-AnU  in  der  Stadt  Copnick,  wie  es  die  vorige  Amt  Leuthe 
und  Haubt-Pöchter  gehabt,  ebenmäl.^ig  beygeleget  haben«  usw.  Durch  solche 
Verpachtuni;  \<)n  Staatsamtem,  die  auch  bei  anderen  Staatsverwaltungen  üblich 
wurde,  und  bei  der  wenig  oder  gar  nicht  auf  die  Befähigung  für  das  Amt 
vielmehr  auf  die  Höhe  der  gezahlten  Pachtsunnne  gesehen  wurde,  L»erict 
der  Provinzialbeamtenstand  und  n)it  ihm  auch  der  Stand  der  Postmeister  in 
Mißachtung,  zumal  an  die  Stelle  der  früheren  Tüchtigkeit  jetzt  Unwissenheit 
und  Beschränktheit  traten.  Studenten,  Kanimerdiener,  Kaufleute,  Postschretber 
Chirurgen,  Feldwebel.  SLhulmeister,  Kadetten  -  Informatoren ,  Magister  der 
Philosophie  und  Kandidaten  der  Gottesgelahrtheit  bewarben  sich  nunmehr 
indem  einer  den  anderen  Oberbot,  um  eriedigte  Postmeisterstellen.  * 
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Friedrich  der  Große  Änderte  an  den  von  seinem  Vater  geschaffenen,  im 

übrigen  den  Zeitverhaltnissen  nngcpnßten  und  in  mancher  Hinsicht  immerhin 
zweckmäßigen  Formen  der  Staatsverwaltung  in  den  ersten  Jahren  seiner 
Regierung  nur  wenig.  Es  kann  daher  nicht  Wunder  nelimen,  dul»  die  Grund- 
sätze, die  bb  dahin  bei  der  Besetzung  der  Postmeisterstellen  in  Obung  ge- 
wesen waren,  auch  fernerhin  bestehen  blieben. 

Um  die  Einnahmen  der  Marine-  und  späterhin  der  Rekrufenkasse  zu  ver- 
mehren, hatte  König  Friedrich  Wilhehn  I.  die  sogenannten  Adjunkt  innen 
geschaffen.  Danach  wurde  schon  zu  Lebzeiten  der  jeweiligen  Inhaber  von 
Staalsflmtern  die  Anwartschaft  auf  die  erst  in  späterer  Zeit  frei  werdenden 
Stellen  gegen  Zalilung  recht  hoher  Beträge  verliehen.  Der  Anwärter  auf  eine 
Postmeisterstelle  erhielt  für  die^c  eine  förniliclie  ßestalhing,  in  der  er  als 
adjungierter  Poslmei'ster  hezeichnet  wurde,  und  in  der  bestimmt  war,  dali  die 
Bestallung  erst  vom  Tage  der  eintretenden  Vakanz  den  Anfang  nehmen  sollte. 
Auf  den  Zeitpunkt  der  Stellenerledigung  konnte  der  Adjunkt  mitunter  recht 
lange  warten,  wenn  es  dem  Stelleninhaber  nicht  getiel,  bald  zu  sterben.  Auch 
geschah  es  wohl,  daß  er  trotz  Erlangung  der  Anwartschaft  die  Stelle  doch 
nicht  erhielt.  Die  Einrichtung  der  Adjunktionen  schatfte  Friedrich  der  Grotte 
allmühlicb  ab. 

Durch  das  neue  Chargenkassen -Reglement  vom  30.  Mai  1765,  das  an  die 

Stelle  des  älteren  vom  7.  Mai  170$  trat,  wurde  gesetzlich  bestimmt,  welche 
Abtrfige  die  Beamten  nnch  erfolgter  Anstellung  zur  Staatskasse  zu  entrichten 
hatten.  Dieses  Reglement  hatte  zur  Folge,  daß  die  Verpachtung  der  Staats- 
Imter  gegen  Erlegung  unverhffltnismffßig  hoher  Summen  allmählich  in  Abnahme 
kam  und  nur  die  im  Reglement  festgesetzten  Gebühren  bei  Übertragung  eines 
Amtes  7.ur  Staatskasse  erhohen  wurden.  Das  Reglement  bestimmte  im  Titel  III, 
3  unter  f.:  »Was  Unsere  Post  -  Bediente  betritt,  so  sollen  selbige  zwar  von 
ihrem  Salario  Quartam,  von  ihrem  Antheil  aber  nur  Sexlam  entrichten.«  Für 
die  Postmeister  war  hiemach  der  Abtrag  zur  Chai^enkasse  auf  den  vierten 
Teil  der  ersten  Jahresbesoldung  und  auf  den  sechsten  Teil  des  ersten  Jahres- 
betrags der  Nebeneinkünfte  festgesetzt.  Für  den  Titel  »Postmeister«  waren 
außerdem  20  TIr.,  für  den  Titel  n Hof- Postmeister«  100  TIr.  zu  zahlen. 

Der  strengen  Durchtülirung  des  Grundsatzes,  daß  die  Dienststellen  iui  Staate 
ausschließlich  an  solche  Personen  zu  übertragen  seien,  die  eine  ausreichende 
Beßlhigung  dazu  besaßen,  standen  noch  manche,  aus  den  Verhältnissen  der 

Vergangenheit  entsprungene  Hindernisse  entgegen.  Nachdem  diese  beseitigt 
worden  waren,  befahl  die  Allerhöchste  Ordre  vom  27,  Dezember  1824  aus- 
drücklich, daß  bei  der  Wahl  der  Beamten  lediglich  Befdhigung  und  Verdienst 
und  bei  vorhandener  Gleichheit  dieser  Eigenschaften  Alter  und  Dienstzeit  den 
Aiisschlag  geben  sollten.  Bereits  seit  dem  Ende  des  18.  Jahrhunderts  wurden 
die  Postmcisterstcllen,  insoweit  sie  nicht  den  versorgungsberechtigten  Ofhzieren 
vorbehalten  waren,  nicht  mehr  durch  Privatpersonen,  sondern  lediglich  mit 
Poslfachbeamten  besetzt. 

Die  Ernennung  zum  Postmeister  geschah  durch  Aushändigung  eines 
vom  Kurfürsten  und  sp.iier  voin  König  eigenhiindig  vollzogenen  Patentes. 
Das  erste  Postmeisterpalent  ist  unterm  30.  Juli  1640  lür  Georg  Osten  in  Cleve 
ausgefertigt.  Dieses  Patent,  das  allen  folgenden  bis  zum  Jahre  1766  zum 
Muster  gedient  hat,  Uißt  die  Dienstverhältnisse  der  Postmeister  aus  der  bis  ins 
einzelne  gebenden  Festsetzung  ihrer  Rechte  und  Pflichten  klar  ersehen. 

Vom  Jahre  176(5  ab  wurden  die  PustUKister  in  ihren  Bestallungen  nur  im 
allgemeinen  auf  die  sich  aus  den  I^jstoi vinungen  ergebenden  Pflichten  und 
Hechte  verwiesen.     Auch  wurden   lurian   die  Patente  nicht  durchweg  vom 
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König  selbst,  sondern  hflufig  vom  Chef  der  Postverwaltung  mit  dem  Zusätze: 
»Auf  Seiner  Königlichen  Majestät  allergnädigstcn  Special  -  Befehl «  vollzogen. 

Spater  machte  mati  hierbei  insofern  einen  Untci schied,  als  bei  Besetzung  von 
Postmeistersteiien  mit  einem  Einkommen  von  loou  Tlr.  und  darüber  der  ^^^ 
ernennende  Beamte  vom  General -Postmeister  dem  König  vorgeschlagen,  die 
Besetzung  der  Postmcisterstellcn  mit  einem  geringerer)  Einkuinincti  als  1000  Tlr. 
aber  dem  General- Postmeister  übei lassen  wurde.  leidlich  wurde  durch  Kabinets- 
ordre  vom  2.  April  18-26  bestimmt,  duU  nur  bei  der  Anstellung  von  Ober- 
Pusidirektoren,  Postdircktoren  und  Hof- Postmeistern  die  Genehmigung  des 
Königs  nachgesucht  werden  sollte;  die  Patente  dieser  Beamten  vollzog  der 
Könij;. 

N'or  der  i'bertragung  des  Amtc>  wurden  die  PostmeiNter  vereidigt;  auch 
muLMcn  sie,  wenn  sie  am  Orte  nicht  ürundbesilz  hatten,  Kaution  stellen. 
Die  Postordnung  vom  10.  August  171a  bestimmt  hierüber  im  $  i  des  I.  Kapitels 
folgendes:  »Kin  Postmeister  soll,  bevor  er  zur  Verwaltung  des  ihm  verliehenen 
Pt)>t-Ambts  gela-scn  wird,  in  PHicht  genommen,  hinfUhro  auch  von  demselben, 
wenn  er  mit  keinen  hiimobilibus  angesei^sen,  noch  sonsten  von  bekandten 
Mitteln  ist,  auf  so  viel,  als  dessen  Einnahme  von  einem  gantzen  Quartal  be- 
träfet, iiiiiitliiiiliche  Caution  bestellet  werden.« 

Den  Titel  Postmeister  fülirten  bei  der  Einrichtung  des  brandenburt^ischcn 
Poitwe.sens  sämtliche  Vorsteher  von  Postämtern.  Nur  der  Post-  und  Hoten- 
meister  Neumann  in  Königsberg  (Pr.),  dem  die  Einrichtung  der  Postkurse,  in 
der  ersten  Zeit  auch  die  Annahme  der  Postmeister  und  der  Abschluß  der 
Vertrüge  mit  ihnen  ufid  ^pJiterhin  die  Oberaufsicht  tiber  das  gesamte  Post- 
wesen  in  Preußen  bi^  /.ur  \VeiLh'>el  übertragen  waren,  wurde  bereits  i6so  mit 
Rücksicht  auf  diese  dienstliche  Stellung  und  in  Anerkennung  seiner  Verdiensie 
zum  Ober- Postmeister  ernannt.  Der  Nachfolger  Neumanns  in  der  Postmeister» 
stelle  zu  Königsberg  führte  schon  1655  den  Titel  »Hof  Postmeister«.  Im  An- 
fange des  18.  Jahrhunderts  hatte  der  Vorsteher  des  dortigen  Postamts  zwar 
bloß  die  einfache  Amtsbezeichnung  » Postmeister« ;  aber  bereits  1724  wurde 
für  Königsberg  wieder  der  Titel  »Hof- Postmeister«  verliehen.  In  Berlin  er- 
hielt diesen  Titel  zuerst  iGüi  der  Postmeister  Hornemann.  Seit  dem  Jahre  1746 
gewann  die  Stellung  des  Hof  -  Postnieisters  zu  Berlin  noch  dadurch  an  Be- 
deutung, daß  dieser  durch  Kabinetsordre  vom  23.  September  desselben  Jahres  im 
General-Postamte  zum  vortragenden  Hat  fOr  alle  Gegenstände  ernannt  wurde 
die  den  Bereich  des  Hof-Postamts  berührten.  Dieses  Verhältnis  änderte  sich 
im  J;ih:e  i  Soo  insofern,  .ils  der  damalige  Geheime  Postrat  von  Seegebarth  die 
Verwaltung  vki  Hof- Poslaieistersielie  im  Nebenamt  eriiielt.  Nach  dessen  Er- 
nennung zum  üeneral-Postmeisler  (1808}  wurde  das  Hof-Postamt  wieder  be- 
sonderen Vorstehern  tibertragen.  Einzelne  Postmeister  pflegte  man  in  frti  herer 
Zeit  durch  Zuspitze  zu  ihrem  Titel  auszuzeichnen.  So  hieß  z,  B.  der  Post« 
meistcr  in  Bielefeld  der  «ravensbergische  Postmeister«,  der  Postmeister  in 
Stargard  (Pommern)  »unser  hinterpommerscher  Postmeister«. 

Der  Umstand,  daß  die  Postmeister  gewöhnlich  ein  anderes  Amt  mit  be- 
kleideten, führte  anfänglich  dahin,  daß  höhere  Beamte  anderer  Verwaltungen 
gegen  sie  mit  Anmaßung  auftraten ,  wenn  sie  sich  nicht  in  postdienstlichen 
Angelegenheiten  ihrem  Willen  lügten.  Um  diesem  Unwesen  ein  Ziel  zu 
setzen,  erklUrte  der  Große  Kurfürst  in  der  Verordnung  vom  20.  Februar  1671 
die  Selbständigkeit  der  Postmeister  und  verlieh  denjenigen,  die  ihr  Amt  atn 
Sit/e  von  Regierungen  hatten,  mit  Rücksicht  auf  die  Wichtigkeit  ihres  Amts- 
verhältnisses das  Prüdikat  n Unser  Secretary«. 

Seit  dem  Anfange  des  19,  Jahrhunderts  wurde  einer  Anzahl  von  Vorstehern 
bedeutender  Postttmter,  die  als  Ober-Postlimter  bezeichnet  wurden,  der  Titel 


Digitized  by  Google 


Die  Vorsteher  der  Postanstalten  und  die  Postschreiber  usw. 


649 


■  Postdirektor«,  in  einzelnen  Fällen  auch  der  Titel  »über-PoslJirektor«  beigelegt. 
Letzteres  war  der  Fatl  bei  den  Vorstehern  der  Postümter  in  Aachen,  Breslau, 

Coblenz,  Cöln,  Dnn/ig,  Düsseldorf,  Hamburf^,  Mttnster,  Posen  und  Stralsund. 
Ein  erhöhtes  Gehalt  war  mit  dieser  Titclünderung  nicht  vetbuiiJen.  Welche 
Gesichtspunkte  dabei  entscheidend  waren,  geht  u.  a.  aus  dem  Iminediatbericht 
on  den  König  vom  38.  Februar  1822  hervor,  worin  die  Verleihong  dieser 
Auszeichnung  für  die  Vorsteher  der  Postämter  in  Magdeburg  und  Stettin  er- 
beten wurde.  Dem  Postarate  in  Magdeburg  waren  23,  demjenigen  in  Stettin 
9  Nebenpostanstalten  untergeordnet.  Beide  Orte  waren  Sitze  von  Ober- 
Prfisidenten;  die  Postamter  standen  mit  dem  Ausland  in  reger  Verbindung. 
Der  Etat  bezeichnete  sie  als  Ober-Postamter.  Die  Vorsteher  der  beiden  Ämter 
wurden  daraufhin  vom  König  zu  Ober-Postdirektoren  ernannt. 

Durch  Verfügung  vom  30.  Dezember  1824  machte  der  General-Postmeister 
Nagler,  einer  der  bedeutendsten  Männer,  die  an  der  Spitze  des  Po.«ilwesens  in 
Preuflen  gestanden  haben,  den  Ober-Postdirektoren  zur  Pflicht,  sich  von  der 
DienstfUhrung  in  bestimmten  ihnen  zugewiesenen  Bezirken  in  Kenntnis  zu  er- 
halten und  ihm  alle  Mangel  und  UnvollkDiTitncnhciten  im  Betriebe,  sowie  jede 
Sorglosigkeit  und  Unachtsamkeit  im  Dienste  anzuzeigen.  Auch  erhielten  sie 
die  Befugnis,  in  dringenden  Fällen  selbst  einzuschreiten.  Aus  Anlaß  eines 
Einzelfalls  erläuterte  der  General-Postmeister  in  der  Verfügung  vom  13.  Juli  1825 
die  dienstliche  Stellung  der  Oher-Postdirektoren  dahin,  dal>  die  t'bervvachung 
des  Postbetriebs  in  den  ihnen  zugewiesenen  Bezirken  ati  der  l  nabliilngigkeit 
und  Selbständigkeit  der  Vorsteher  der  Übrigen  Postämter  nicht  das  geringste 
gelindert  habe. 

König  Friedrich  I.  gab  den  Postmeistern  durch  Verordnung  vom  9.  Februar 

1702  im  allgemeinen  den  Rang  vor  den  Akzise-  und  Zolleinnehnicrn.  Nur 
wenn  letztere  zugleich  bei  den  Magistraten  eine  höhere  Dienststellung  als  die 
des  Kämmerers  einnahmen,  standen  ihnen  die  Postmeister  im  Range  nach. 
Nach  dem  Rang-Reglement  vom  6.  Juni  1706,  das  nur  den  General-Erb-Post- 
meister,  den  Hof- Postmeister  in  Berlin  und  den  Hof- Postsckretür  erwithnt, 
rangierte  der  erstere  an  14.  Stelle,  der  xweite  an  <)H.  Stelle  unmittelbar  vor 
den  Kammerdienern  des  Königs  und  der  letzte  an  112.  Stelle  vor  den  Ge- 
heimen Kenzlisten.  Dem  Postmeister  in  Stargard,  der  bereits  das  Prädikat 
«Unser  Geheimer  Secretary«  führte,  wurde  durch  Ordre  vom  24.  November 
1712  der  Rang  vor  den  TitularrSten  verliehen.  Die  Postdirektoren  in  den 
größeren  Städten  hatten  einen  höheren  Rang  als  die  Postmeister  in  den 
kleineren  Orten.  In  der  unterm  7.  Februar  1817  erlassenen  Titel-  und  Rang- 
ordnung war  infolge  eines  Versehens  d  i  Postmeister  nicht  gedacht  worden. 
Es  bedurfte  daher  zur  Feststellung  ihres  Rangverh;i!t^issc'^  einer  besonderen 
Kabinetsordre  (vom  13.  November  1817}.  Diese  bcstimniie,  daß  die  Ober- 
Postdirektoren  mit  den  Wirklichen  Regierungsräten,  die  Postdirektoren  als 
Vorsteher  von  Postämtern  in  grOfieren  Stfidten  mit  den  Titularrflten  2.  Klasse 
und  die  Postmeister  mit  den  Poltzeidirektoren  der  mittleren  Städte  rangieren 
sollten. 

Erwähnung  verdient  noch,  daß  die  Postmeister  ebenso  wie  die  anderen 
Beamten  in  Erlassen  und  Verfügungen  mit  «Du«  angeredet  zu  werden  pflegten. 
Erst  die  Allerhöchste  Ordre  vom  12.  Juni  1764  änderte  dies,  Indem  sie  be- 
stimmte, daß  an  die  Steile  des  »Du«  »Ihr«  treten  sollte. 

Ein  bestimmtes  Einkommen  erhielten  die  Postmeister  in  den  ersten  Jahren 
des  Bestehens  des  brandenburgischen  Postwesens  nicht  zugesichert.  Als  Ent- 
schädigung itir  ihre  Mühewaltung  wurde  ihnen  aber  der  Bezug  des  bei  ihren 
Ämtern  aufkommenden  Portos  für  alle  Privatbriefe  überlassen.  Dagegen  mulJten 
sie  die  sogenannten  herrschaftlichen  Sendungen  unentgeltlich  befördern.  Später 
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erhielten  sie  von  den  eigentlichen  Posteihnahmen  einen  bestimmten  Anfeil  und 
daneben  einen  mtfßigen  Betrag  als  feste  Besoldung. 

Nach  dem  Tode  des  Großen  KurfUisIcn  bestätigte  sein  Nachfolger  im  Edikt 
vom  18.  Miirz  HiHc)  die  s.'imtlichcfi  Postbeamten  in  ihren  Stellen  und  in  dem 
Bezüge  des  ihnen  bewilligten  Einkommens.  Aus  der  dem  Kurftlrsten  zu 
diesem  Zwecke  vorgelegten  und  von  ihm  genehmigten  »Spedfication«  geht 
hervor,  daü  damals  den  Postmeistern  in  der  Regel  der  vierte  Teil  vom  Brief- 
porto und  der  aclite  Teil  vom  Frachtgeldc  zustand.  Nur  der  Postmeister  in 
Königsberg  erhielt  vom  Briclporto  'y^g,  der  Hof- Postmeister  Hennert  in 
Berlin  '/j^.  ebenso  der  Postmeister  in  Hambui^;  die  HlllAe  des  Briefportos 
bezogen  die  Postmeister  in  Stol]i  und  Templin,  den  dritten  Teil  die  Postmeister 
in  Scfiliiwe,  f'.örlin  und  CUstrin.  Der  geringste  Betrng  nn  ntixirtem  Gehalt« 
war  dem  Postmeister  in  Oranienburg  mit  8  Tlr.  jährlich  bewilligt.  Bei  anderen 
Postmeistern  erhöhte  sich  dieser  Satz,  und  zwar  auf  10,  12,  16,  20,  40,  60, 
100  (Leipzig)f  300  (Königsberg,  Wutzkow,  Stargard,  Halle,  Hamburg)  und 
240  Tlr.  (Berlin). 

Die  Besoldiingsfc^tsclzuniien  standen  nicht  durchweg  in  einem  richtigen 
Verhältnis  zu  dem  Vcrkehrsumiunge  der  einzelnen  Ämter.  Zur  Behebung  dieses 
Übelstandes  liefi  der  Kurfürst  im  September  1695  die  Besoldungen  der  Post- 
meister neu  regeln.  An  dem  früheren  System  der  Bewilligung  fixierter  Ge-> 
hylter  und  gewisser  Anteile  vom  Briefporto  und  l'rachtgelde  wurde  auch  ferner 
festgehalten.  Nach  der  neuen  Einkommensregelung  bezogen  im  Jahre  1693 
die  Postmeister 

in  Oranienburg  an  Besoldung     8  Tlr.,  an  Antdl    1 1  Tlr., 

-  Königsberg  -         -        200    -  505 

-  Berlin  -         -         440     -      -       -  647 

-  Hamburg  -         -         200    -  -8t) 

-  Stolp  mit  Wutzkow   -        -        200    -      -      -     819  - 

-  Tempitn  -        -        —     -      -      -       20  - 

-  SchlaWL"  -  -  60      -         -  - 

-  Cörlin  -  -  40  261 

-  CUstrin  -  -  70  -  -      -  370 

-  Halle  -  -  200  -  -      -  1243 

-  Stargard  -  -  200  -  -       -  852 

-  Magdeburg  -  -  20  -  -  82 1  . 

im  ganzen  wurden  bei  So  Postänitern  jährlich  1 9 'i  12  Tlr.  an  Besoidu  11  j;cn 
und  Anteilen  den  Postmeistern  gezahlt.  Wie  aus  der  vorstehenden  Übersicht 
hervorgeht,  waren  die  Postmeister  bei  ihrem  Einkommen  hauptsüchlich  auf  die 
Anteile  am  Porto  und  Frachtgeld  angewiesen.  Es  lag  daher  in  ihrem  eigenen 
lntere^>^e,  den  Krlr.it;  ihrer  Ämter  mOglichst  zu  vergrößern.  Dies  erreichten 
sie  teils  dadurch,  daü  sie  über  die  portofrei  zu  befördernden  Scndungtrn,  mit 
denen  ein  großer  Mißbrauch  getrieben  wurde,  eine  strenge  Kontrolle  ausübten 
teils  dadurch,  daß  sie  bemüht  waren,  den  Postverkehr,  welchen  benachbarte 
Posiverwallungen  an  sich  gerissen  hatten,  den  preußischen  Posten  wieder  zu- 
zuführen. Welchen  Erfolg  sie  dabei  hatten,  geht  aus  den  erhöhten  Einkünften 
hervor,  die  eine  Anzahl  von  Postmeistern  bereits  im  Jahre  i-job  bezog.  Oa- 
mais  betrugen  die  Anteile  der  Postmeister 

in  Königsberg   1 106  TJr., 

-  Berlin   1087 

Cüstrin    440     -  . 

Die  tinnahmen  des  Hof-Postan»ls  in  Berlin  stellten  sich  in  Wirklichkeit  höher 
als  bisher  angegeben  worden  bt.    Von  der  gesamten  Einnahme  mußte  näm- 
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lieh  von  vornherein  der  zehnte  Teil  in  Abzug  gebracht  werden.  Die  eine 
Httlfte  dieses  Zehntels  hatte  der  jedesmalige  General  -  Postmeister  als  Ncben- 
einnnhme  zu  beziehen ;  die  andere  Httlfte  wurde  unter  die  Sekretäre  des  Hof- 

Postamts  verteilt. 

Mit  der  Regierung  König  Friedrich  Wilhelms  I.  begann  die  Zeit  der  äußersten 
Sparsamkeit  auf  allen  Gebieten  der  Staatsverwaltung.  Bei  der  Post  zeigte  sich 
diese  bereits  1714,  als  die  Postmeister  die  Erhöhung  ihres  Anteils  an  den 
Frachtgeldern,  der  zwar  bei  einer  großen  Zahl  von  Ämtern  betrug,  bei  den 
Übrigen  aber  diesen  Betrag  Uberstieg,  gleich  dem  Anteil  am  Briefporto,  auf  74 
beantragten.  Der  KOnig  entsprach  diesem  Gesuche  nicht  nur  nicht,  sondern 
setzte  auch,  durch  Ordre  vom  15.  Oktober  1714,  den  Anteil  an  Frachtgeldern 
bei  denjenigen  Amtern,  bei  denen  er  höher  war  als  7s»  ^uf  diesen  Satz 
herab. 

Im  Jahre  1720  beschwerten  sich  einige  Postmeister,  daß  sie  mit  ihrem  Ge- 
halte nicht  auskommen  konnten.  Da  ließ  sich  der  König  durch  Ordre  vom 
15.  April  1720  eine,  sämtliche  Postmeister  von  Memel  bis  Cleve  umfassende 
Übersicht  über  die  Gehülter,  die  ihnen  bewilligt  waren,  und  über  die  Höhe 
des  Anteils,  der  ihnen  im  letzten  Jahre  zugeflossen  war,  vorlegen.  In  dem 
Bericht  vom  17.  April  1720,  mit  dem  das  General  -  Postamt  diese  (Jbersicht 
einreichte,  hob  es  hervor,  daß  die  meisten  Postmeister  von  ihrem  Gehalt  und 
Anteile  in  der  Tat  nicht  leben  könnten,  und  daß  man  daher  stets  darauf  Be- 
dacht genommen  habe,  zur  Ernennung  als  Postmeister  einen  am  Orte  bei  der 
Akzise-,  Zoll-  oder  Salzvervvaltung  angestellten  Beamten  oder  eine  Privat- 
person, die  aus  einer  sonstigen  Beschäftigung  ein  hinreichendes  Einkommen 
beziehe,  in  Vorschlag  zu  bringen.  Etwa  8  bis  10  Ämter  hätten  allerdings 
eine  große  Einnahme  ans  den  Antt  iKn.  Aber  dafür  seien  auch  die  Vorsteher 
dieser  Ämter  durch  den  starken  Postverkehi  dienstlich  sehr  in  Anspruch  ge- 
nommen und  uiülileii  ein  grokcs  HUlfspcrsonal  auf  eigene  Gefahr  und  Kosten 
unterhalten.  Ferner  hatten  die  Postmeister  die  Passagiersfuben  zu  erleuchten 
und  zu  beheizen,  wodurch  ihnen  an  einzelnen  Orten  Kosten  von  80  Tlr.  und 
darüber  im  Jahre  entstünden.  Endlich  erlitten  sie,  besonders  am  Abend  bei 
der  oft  mangelhaften  Beleuchtung  am  Schalter,  durch  versehentliche  Annahme 
von  falschen  oder  ungültigen  MOnzen  empfindliche  Verluste.  Das  General- 
Postamt  betonte  auch,  daß  die  Postnici  'er  der  großen  ertragreichen  Ämter 
hohe  Kaulionen  (3  bis  6000  Tlr.)  stellen  müßten,  daß  zum  großen  Teil  die 
Steigerung  der  Posteiimahmen  ihrem  Amtseifer  beizumessen  sei  und  daß  es 
unbillig  erscheine,  ihnen  die  auf  Lebenszeit  bewilligten  Bezüge  zu  kürzen. 

Der  Gesamtbetrag  an  Besoldungen  belief  sich  damals 

a)  bei  den  festen  GehBltem  auf   6271  Tlr., 

bj   -        Anteilen  -    29817  - 

im  ganzen  also  auf  36  088  Tlr. 

Der  Mindestsatz  der  gesamten  Einnahme  betrug  bei  einem  Postamt  in  einem 

kleinen  Orte  12  Tlr.,  der  höchste  in  Hamburg  1827  Tlr,  Da  der  König  bei 
einer  Vergleichung  mit  den  Einnahmen  des  Jahres  1713  ersah,  daß  die  Anteile 
der  meisten  Postmeister  beträchtlich  gewachsen  waren,  ermäßigte  er  viele  dieser 
Ansätze,  indem  er  in  der  ihm  vorgelegten  Übersicht  die  bezüglichen  Angaben 
mit  eigener  Hand  berichtigte.  Am  Schlüsse  der  Übersicht  schrieb  er  dann: 
»ist  Minus  4989  Tlr.    F.  W.« 

Um  zu  zeigen,  daf'  Jcr  König  hierbei  zwar  eine  weitgehende  Sparsamkeit 
übte,  aber  immerhin  nicht  un^^crecht  verfuhr,  zumal  wenn  man  bedenkt,  daß 
damals  das  Geld   eine  viel  gröbere  Kaufkraft  als  jetzt  hatte,  mögen  einige 
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dieser  EmiSffigungen  erwibnt  werden:  Memel  von  910  auf  600  TIr.,  Kdnigs- 

berg  von  988  auf  700,  Stargard  von  919  auf  600,  Berlin  von  1238  auf  738, 
Wesel  von  1  ogo  auf  700,  Stettin  von  400  auf  300,  Halle  von  762  auf  500, 
Magdeburg  von  734  auf  500  und  Minden  von  1084  aul  700  i  ir.  Bei  einigen 
Ansetzen,  wie  Wesel,  Stettin  und  Halle,  gelang  es  dem  General-Postamt  unter 
der  Vorstell  Ulli;,  dal-  Jort  die  Postmeister  für  die  Unterhaltung  der  Beamten  usw. 
beträchtliche  Autweiulimgen  zu  machen  hütten,  eine  Erhüluing  der  vom  König 
ermflfiigten  Betrüge  zu  erwirken.  Im  ganzen  aber  mußten  4308  Tlr.  auf  Grund 
der  Ordre  vom  27.  Mai  1720  von  den  Postmeistern  zur  General-Postkaase  ab* 
geftahrt  werden. 

Diese  Ermäßigungen  wurden  Jurcli  die  dauernde  Steigerung,  welche  die 
Anteile  der  Postmeister  am  Brietporto  und  Frachtgeld  infolge  der  Zunahme 
des  Verkehrs  erfuhren,  bald  ausgeglichen.  Im  Jahre  1744  betrugen  die  Ein- 
nahmen der  Postmeister  in  Memel  1848,  in  Tilsit  516,  in  Königsberg  1737, 
in  Berlin  2085,  in  Stargnrd  978,  in  Wesel  1782,  in  Stettin  993,  in  Halle  1894, 
in  Magdeburg  K'  V)  und  in  Minden  1908  Tlr.  Davon  gingen  allerdings  die- 
jenigen Beträge  ab,  um  die  König  Friedrich  Wilhem  1.  iin  Jahre  1720  die 
Einnahmen  der  Postmebter  gekürzt  hatte  und  die  noch  Immer  der  Staatskasse 
erstattet  werden  mußten. 

Um  die  Einnahmen  aus  dem  Betriebe  der  Post  zu  erhöhen,  gab  P"riedrich 
der  Große  im  Jahre  1753  dem  General -Postmeister  von  Götter  zur  Erwägung, 
ob  man  nicht  die  festen  Besoldungen  der  Postmeister  ganz  aufheben  und 
letztere  durcinveg  auf  den  Bezug  von  Anteilen  (Tantieme)  an  den  etats- 
müßigen l'j'nnahmen  stellen  könnte,  >  \vcil  sie  alsdann  mehr  auf  die  Verbesserung 
der  Einnahmen  raftiniren  würden«.  Der  General  -  Postmeister  sprach  sich  mit 
Entschiedenheit  gegen  ein  solches  Besoldungssystcm  aus,  indem  er  ausführte, 
es  sei  gerade  ein  Fehler  beim  Postwesen,  daß  Oberhaupt  Tantitoaen  bestfinden, 
»  weil  jedes  Postamt  nur  für  sein  Interesse  spricht  und  handelt  und,  um  einen 
Groschen  beim  eigenen  Postamt  zu  gewinnen,  nicht  selten  zu  einem  hundert- 
fach größeren  Verlust  im  Ganzen  Anlaß  giebt«.  Auf  diese  Vorstellungen  hin 
beließ  es  der  KOnig  im  altgemeinen  bei  dem  früheren  Verfahren.  Unter  der 
französischen  Regie  wurden  einige  Postmeister  sogar  ausschließlich  auf  feste 
Besoldungen  gestellt.  Aber  schon  im  Jahre  1767  wurden  viiniüche  Postmeister 
bei  den  Grenz-Postamtern  und  im  Jahre  1771,  auf  den  Vorschlag  des  General- 
Postmeisters  von  Derschau,  auch  eine  Reihe  von  Postmeistern  im  Inland  in 
der  Hauptsache  auf  Tantiemen  angewiesen.  So  erhielt  der  Postmeister  in 
Stargard  statt  der  festen  Besoidiifig  vr>n  800  Tlr.  von  der  eiatsm.tßigcn  Kin- 
nahme den  zwölften  Teil  und  daneben  als  Gehalt  nur  den  Betrag  von  20  Tlr. 
Die  Höhe  des  Anteils  schwankte  zwischen  '/s  (Quedlinburg)  und  '/aa  (Stettirj). 

Die  Einkünfte  des  Hof-Postmeisters  Wagner  in  Königsberg  hatten  sich  un- 
verhältnismäßig vermehrt.  Wagner  wurde  daher  im  Jahre  1796  veranlaßt,  da- 
von 1 000  Tlr.  zur  Verbesserung  des  Einkcnnniens  von  17  gering  besoldeten 
Pusimeistern  abzutreten.  Zu  demselben  Zwecke  mußte  sich  später  auch  der 
Postdirektor  zu  Memel  den  gleichen  Abzug  von  setner  Einnahme  gefallen 
lassen. 

Im  Jahre  1802  trat  eine  grundsätzliche  Änderung  im  Rechnungsverfahren 
der  Postanstaltcn  ein.  Da  hierdurch  sich  die  rechnungsmäßigen  Einnahmen 
bei  einzelnen  Ämtern  verminderten,  bei  anderen  aber  ohne  Verdienst  der  Vor* 
Steher  vertnclu  ten,  konnte  das  System,  nach  dem  bis  dahin  bei  der  Besotdungs> 
fc^!>-etzung  der  Postmeister  verfahren  worden  war,  nicht  mehr  unverändert  bei- 
behalten werden.  Man  ging  nunmehr  dazu  über,  die  Postmeister  in  der  Hnupt- 
sache  auf  feste  Gehfllter  zu  stellen.  Die  auf  den  Spezialbefehl  des  Königs 
erlassene  Verordnung  des  General-Postamts  vom  8.  Januar  i8oa  bestimmte  in 
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dieser  Hinsicht,  daß  kUnftig  der  Betrag,  den  bei  den  einzelnen  Ämtern  die 
Tantiemen  in  den  vorangegangenen  sechs  Jahren  im  Durchschnitt  erreicht  hnflen, 
unter  Hinzurechnung  des  legten  Gehahs  den  Postmeistern  als  Besoldung  ge- 
wVhrt  werden  sollte.  Ganz  konnte  man  sich  aber  von  dem  so  lange  gelibten 
Grundsatze,  die  Beamten  an  den  Posteinkünften  teilnehmen  zu  lassen,  damals 
noch  nicht  frei  machen.  Allerdings  hatte  ja  das  System  der  Tantiemebewilhgung 
die  gute  Wirkung  gehabt,  die  Wachsamkeit  der  Beamten  für  dns  hitercs>c  der 
Poslverwallung  zu  beleben  und  Beeinträchtigungen,  wozu  noch  immer  be- 
sonders der  weit  verbreitete  Mißbrauch  der  Portofreiheiten  gehörte,  fernzu- 
halten, weil  eben  der  Vorteil  der  Beamten  mit  dem  Vorteile  der  Postkasse 
verknüpft  war.  Um  nun  dieses  Interesse  auch  fernerhin  re^e  zu  erhallen,  be 
stimmte  die  erwähnte  Verordnung  weiter,  daß  von  dem  Mehrertrag,  um  den 
die  Einnahmen  der  einzelnen  Ämter  die  für  sie  nach  dem  Durchschnitt  der 
letzten  sechs  Jahre  aufgestellten  Spezialetats  überschritten,  und  der  Surplus  ge- 
nannt wurde,  ein  gewisser  Prozentsatz  jedem  Amte  Uberwiesen  werden  sollte. 
Weil  ober  bei  den  größeren  Ämtern  zur  Erzielung  des  günstigen  Finanz- 
ergebnisses außer  den  i^ostmeistern  auch  die  nachgeordneten  Beamten  beitrugen, 
wurden  dort,  wo  wenigstens  2  Postsekretüre  angestellt  waren,  die  Prozentgelder 
vom  Surplus  in  zwei  Teile  zerlegt,  wovon  den  einen  der  Postamtsvorsteher 
allein,  den  anderen  die  Post•^ekretare  gemeinschaftlich  erhielten.  Bei  den 
kleineren  Ämtern  verblieben  die  Prozcntgelder  ungeteilt  den  Postmeistern.  FUr 
diejenigen  PostHroter,  deren  etatsmflßige  Bruttoeinnahme  die  Summe  von 
10000  Tlr.  nicht  erreichte,  betrug  der  dem  Amte  als  Tantieme  verbleibende 
Anteil  am  Surplus  10  v.  H.  des  letzteren,  bei  den  Ämtern  mit  einer  Brutto- 
einnahme von  10000  Tlr.  und  darüber  aber  5  v.  H. 

Nicht  immer  waren  die  gegen  den  Anschlag  der  Spezialetats  erzielten 
Mehreinnahmen  auf  die  besondere  Tfltigkeit,  Umsicht  und  Wachsamkeit  der- 
jenigen Beamten,  die  den  Vorteil  von  diesen  Einnahmen  genossen,  sondern 
oft  auf  besondere  Umstände  zurückzuführen,  die  außerhalb  des  Wirkungskreises 
der  Beamten  lagen.  Um  diejenigen  Beamten,  die  sich  durch  besonderen  Eifer 
'  um  die  Aufbringung  der  Mehreinnahmen  ein  wirkliches  Verdienst  erworben 
hatten,  dulUr  angemessen  belohnen  zu  können,  wurde  im  Jahre  1824  dem 
Gcneral-Poslmeister  zur  Verteilung  von  Gratifikationen  ein  Dispositionsfonds  zur 
Verfügung  gestellt.  Zur  Bildung  dieses  Fonds  wurden  von  dem  gesamten 
Surplus  5  V.  H.  vorweg  genommen. 

Die  wachsenden  Bedürfnisse  des  Staates  machten  es  in  der  Mitte  der 
zwanziger  Jahre  des  vorigen  Jahrhunderts  zur  unabweisbaren  Notwendigkeit, 
die  Staatseinkünfte  möglichst  zu  erhöhen  und  die  Ausgaben  möglichst  einzu- 
schränken. Durch  Kabinctsordre  vom  27.  Dezember  1824  wurde  daher  be- 
stimmt, daß  vom  t.  Januar  1825  ab  der  Bezug  von  Anteilen  am  Surplus  ganz 
aufhören  sollte.  Dafür  wurde  der  Dispositionsfonds  des  General  -  Postmeisters 
verstärkt,  und  zwar  auf  10  v.  H.  des  Überschusses  der  Postverwaltung,  soweit 
dieser  Uber  1  Million  Tlr.  hinausging.  In  den  Jahren  1825  und  1830  erreichte 
dieser  Mehrbetrag  die  Suromen  von  121  000  und  409000  Tlr.  Es  konnten  also 
damals  etwa  1 3  000  und  40  000  Tlr.  als  Belohnungen  unter  die  Beamten  ver- 
teilt werden.  (SdiisA  Mgti 
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Nachdem  die  Fernsprechkabel  hn  vergangenen  Jahre  eine  zehnteilige  Adem- 

zahl  erhalten  haben,  werden  seit  Anfang  dieses  Rechnungsjahrs  auch  die 
Tcicgraphenkabel  mit  5,  10,  25,  50  und  > 00  Adern  hergestellt.  Die  alten 
Typen  mit  einer  durch  7  teilbaren  Adernzahl  sind  zur  Fortsetzung  der  be- 
stehenden Anlagen  bis  auf  weiteres  beibehalten  worden.  Femer  hat  steh  das 
Bedürfnis  herausgestellt,  zur  gleichmUfligen  Aufteilung  50  paariger  Fernsprech- 
kabel auch  solche  inif  23  AJempnaren  anfertigen  zu  lassen.  Die  all<,'emeinen 
Bedingungen  für  die  Liderung  der  Kabel  sind  unverändert  geblieben,  ab- 
gesehen davon,  dal^  zur  Vermeidung  einer  unsicheren  Berechnung  der  Kabel- 
preise  die  bisher  gOltige  Bestimmung  Ober  Gewtfhrung  einer  PreisennMfttgung 
von  5  V.  l\.  bei  Lieferung  von  to  km  Kabel  und  mehr  von  derselben  Art  in 
Wegfall  gekommen  ist. 

In  betreff  der  Bauart  der  1  elegraphenkabel  ist  zu  bemerken,  daU  die  i'  irma 
Feiten  Sl  Gutiteaume  in  Mttlheim  (Rhein),  wie  schon  im  vergangenen  Jahre 
das  Kabelwerk  Wilhelminenhof,  die  bolierung  mittels  besonders  gefalteter 
Papierstreifen  lUr  die  4,  7  und  14  adrigen  Kabel  aufgegeben  hat  und  für  alle 
Arten  gleichmäßig  mit  Faserstoff  isolierte  Adern  verwendet.  Ebenso  benutzen 
die  Land-  und  Seekabelwerke  in  Cöln-Nippes  zur  bolierung  der  mehradrigen 
Kabel  keine  Manillapapierstreifen  mehr,  sondern  einheitlich  für  alle  Arten 
Faserstoff.  Infolgedessen  können  jetzt  die  Kabel  aller  Fabriken  bei  Atiforti r»ung 
von  Lötstellen  gleichmäßig  behandelt  werden;  daß  einzelne  Fabriken  neben 
Faserstoff  auch  Papier  zur  Isolierung  verwenden,  macht  keinen  Unterschied, 
weil  in  diesen  Fallen  das  Papier  der  holierschicht  eine  feste  Lage  bildet. 
Auch  in  der  Fabrikation  der  Fernsprechkabel  ist  eine  größere  Einheitlichkeit 
erzielt  worden,  insofern  die  I,and-  und  Seckabelwerke  und  das  Kabelwerk 
Rheydt  sich  verpflichtet  haben,  die  einzelnen  Adern  nicht  mehr  in  Gruppen, 
sondern  paarweise  zu  verteilen.  Hierdurch  wird  die  Gefohr  des  Mitsprechens 
in  einzelnen  Adern  beseitigt,  auch  lassen  sich  die  Lötstellen  in  diesen  Adern 
leichter  als  bisher  anfertigen. 

Die  Mafie  und  Gewichte  der  neuen  Arten  von  Kabeln  sind  mit  den  kleinsten 
und  grOfiten  Werten  aus  den  beiden  nebenstehenden  Obersichten  zu  ersehen. 

Die  Bleimäntel  für  die  neuen  Arten  werden  in  derselben  Stärke  hergestellt, 
wie  sie  die  alten  Kabel  von  der  nächst  höheren  Adernzahl  erhalten.  Da  die 
Maße  in  IrUhercn  Aufslltzen  mitgeteilt  sind  (Heft  19,  Jahrgang  1901  und  tieft  16, 
Jahrgang  1902  des  Archivs  iür  Post  und  Telegraphie),  wird  es  einer  noch- 
maligen Aufitohrung  nicht  bedOrfen. 

Von  allgemeinerem  Interesse  dürfte  noch  die  Erwähnunf^  eines  Versuchs 
sein,  iler  im  Ortsfc-rnsprechnetz  von  Cöln  mit  der  Auslegung  350  paariger 
Fernspreciikabei  j^eniacht  worden  ist.  Wegen  beschränkter  örtlicher  Verhältnisse 
die  den  Bau  neuer  Kanüle  nicht  gestatteten,  mufiten  zur  Heranführung  der 
Anschlußleitungen  von  COIn  -  Ehrcnfeld  an  das  Vermittelungsamt  in  COln  die 
vorhandenen  unterirdischen  Rohranlapen  streckenweise  mitbenutzt  werden. 
1-licrzu  reichten  aber  230-paarige  Kabel  nicht  aus;  auf  ein  Angebot  der  Finna 
Feiten  &  Guilleaume  wurden  vielmehr  zwei  Kabel  mit  je  350  Adempaaren  von 
je  C>oo  m  imd  eines  von  400  in  LJlnge  beschafllt.  Letzteres  enthält  Oy8  mm 
starke  Kupferleiter;  in  den  beiden  anderen  sind  dagegen  Drithtc  von  0,7  nirti 
Stärke  zur  Verwendung  gekommen.  Da  die  Kabel  keinen  größeren  Durch- 
messer erhalten  sollten  als  die  250- paarigen,  so  durften  die  einzelnen  Adern- 
paare nur  in  einer  Starke  von  3  mm  hergestellt  werden,  wilhrend  sie  sonst 
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Änderungen  in  der  Bauart  der  Telegraphen-  und  Femsprechkabel. 


3,5  mm  messen.  Eine  Folge  der  dichteren  Gruppierung  war,  d«fl  für  die 
Lndung'vkapazitai  Werte  von  o,o<5  Mikrofarad  hin'^ichtltcli  iier  0,7  mm  starken 
Leiter  und  von  0,07  Mikrofarad  hinsichtlicii  der  Ut^rigcn  Leiter  zugelassen 
werden  mußten.  Obwohl  die  Kabel  ohne  Bewehrung  durchschnittlich  ein 
Gewicht  von  rd.  11  000  kg  und  die  mit  geschlossener  Bewehrung  sogar  ein 
solches  von  rJ.  13000  kg  pro  km  hatten,  sind  bei  der  Auslef^ung  der  Kabel 
keine  größeren  Schwierigkeiten  eingetreten  als  bei  den  250-paarigen.  Hinsichtlich 
der  Lautwirkung  und  der  Sprechverständigung  ist  ein  Unterschied  gegenüber 
den  gebrauchlichen  Kabeln  bisher  nicht  festgestellt  worden.  Nach  diesem 
gtinsiigen  Ausfalle  des  Versuchs  werden  in  diesem  Jahre  noch  i,»)km  Röhren- 
kabel der  gleichen  Art  in  Cöln  ausgelegt  werden.  Trotz  alledem  werden  die 
350-paarigen  Kübel  einstweilen  nicht  zur  allgemeinen  Verwendung  gelangen, 
weil  die  Beftorchtung  nicht  von  der  Hand  gewiesen  werden  kann,  daft  sie  im 
Anschluß  an  längere  Leitungen  wegen  ihrer  höheren  Kapazität  einen  ungünstigen 
EinHuß  auf  die  Sprechverständigung  und  Lautwirkung  ausüben  werden. 

Der  Adernzahl  der  neuen  Telegraphenkabel  entsprechend,  werden  auch 
Abschlußkabel  mit  5,  10,  25,  50  und  100  Adern  geliefert,  deren  Bfetmüntel 
ebenso  stark  sind,  wie  die  von  Kabeln  der  nächst  höheren,  sieben  teil  igen 
Adernzahl.  Die  neuen  Kabelarten  unterliegen  hinsichtlich  der  Bauart  denselben 
Bedingungen  wie  die  alten;  irgendwelche  Änderungen  sind  nicht  eingetreten. 
Welche  Mat^e  und  Gewichte  von  den  Fabriken  ftlr  dieses  Jahr  angegeben  sind, 
ergibt  sich  aus  der  nachstehenden  Zusammenstdiung: 
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Zum  Abschlüsse  von  Fernsprechkabeln  sollen  Paraftinkabel  nicht  mehr  ver- 
wendet werden.  Nncli  km  ^ich  herausuo>-ie!lt  hnt,  Jui,'  das  Isolierniaterial  den 
Eintlü&sen  feuchter  Luit  und  wechselnder  i  emperatur  auf  längere  Zeit  nicht 
widersteht,  werden  die  genannten  Kabel  aus  dem  Betriebe  zurückgezogen  und 
durch  wetterbeständige  Gummi-  oder  Okonitkabet  mit  dünnen  Adern  ersetzt. 
Die-ie  sind  über  Gummi  usw.  2  mm  stcirk  und  wei'-en  nach  ümwickeiunt^  von 
Isolierband,  das  zur  Kennzeichnung  der  Adern  verschieden  getärbt  ist,  einen 
Äußeren  Durchmesser  von  2,5  mm  auf,  wihrend  die  gewohnlichen  Gummikabel 
die  nicht  in  geschlossenen  Räumen  Verwendung  finden,  3,1  mm  starke  Adern 
haben.  Im  übrigen  werden  die  Ersat/.kabcl,  deren  PreiM.-  zu  denen  der  Paraftin- 
kabel sich  etwa  wie  3  :  1  verhalten,  nach  den  allgemeinen  Bedinguni^on  her- 
gestellt, erhalten  aber  als  ffufieren  Schutz  lediglich  eine  imprägnierte  Lmklöppc- 
lung.  In  elektrischer  Hinsicht  besitzen  die  Adern  einen  Isolationswiderstand 
von  mindestens  50  Megohm  und  eine  Ladungsfilhigkeit  von  nidit  mehr  als 

0,4  Mikrofarad  pro  km. 

In  der  nachstehenden  Zusammenstellung  Uber  die  Maße  der  üuiicren  Durcl»- 
messer  und  die  Gewichte  der  Kabel  sind  vergleichshaiber  auch  die  entsprechenden 
Angaben  für  25-paarige  Abschlufikabel  mit  3,1  mm  starken  Adern  enthalten. 
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Entwickelung  des  Post-  und  Telegraphenwesens  im 
Herzogtum  Sachsen  -  Altenburg  während  der  fünfzig- 
jährigen Regierung  des  Herzogs  Ernst. 

Am  3.  August  d.  J.  waren  50  Jahre  vcrilossen,  seifdcm  Seine  Hoheit  der 
Herzog  Einst  von  Sachsen -Altenburg  die  Regierung  UbernotTiinen  hatte.  Zu 
diesem  seltenen  Festtage,  der  für  die  gesamte  Bevölkerung  ein  freudiger  Anlaß 
war,  dem  all  verehrten ,  greisen  Landesfürsten  die  wtfrmsten  Huldigungen  ent- 
gegenzubringen, hatte  die  Ober-Postdirektion  in  Leipzig  eine  Denkschrift  aus- 
arbeiten lassen,  die  in  knappen  Umrissen  ein  Bild  der  Kntwickclung  des  Post- 
und  Telegraphenwesens  im  Herzogtum  Saclisen-Altenburg  wiilirend  der  letzten 
50  Jahre  bietet.  Die  Schrift,  die  der  Ober-Postdirektor  ROhrig  in  besonderer 
Audienz  zu  Oberreichen  die  Ehre  hatte,  ist  von  Seiner  Hoheit  huldvollst  ent- 
gegengenommen worden.   Aus  ihrem  Inhalte  sei  nachstehend  einiges  mitgeteilt. 

Im  Herzogtum  Sachsen -.\ltenburg  hatte  seit  dem  Beginne  des  18.  Jahr- 
hunderts Kursachsen  mit  Genehmigung  der  HeraogUcben  Regierung  einige 
Poststationen  und  Postkurse  unterhalten.  Die  Anlagen  wurden  am  i.Juü  1784 
von  der  Sach^en-.Mtcnburgischen  Regierung  in  eigene  V'erwaltung  QbernoiDinen, 
doch  >clinn  vom  Beginne  des  Jahres  1818  ab  durch  Pachtvertrag  der  Fürstlich 
Thum  und  laxisschen  Postverwaitung  überlassen,  die  sie  dem  Postkommissariat 
in  Eisenach  unterstellte.  Da  aber  der  Gewinn,  den  die  Herzogliche  Regierung 
aus  der  Verpachtung  des  Postwesens  zog,  sehr  gering  war  —  in  einer  Denk« 
Schrift  aus  dem  Jahre  1844  ist  er  auf  jährlich  2329  Taler  27  Sgr.  3  Pf.  be- 
rechnet —  und  fUr  das  Land  nach  seiner  Lage  mehr  der  Verkehr  mit  Sachsen 
in  Betracht  kam,  schlofi  die  Herzogliche  R^lerung  am  3.  Juli  1844  mit  der 
Königlich  Sächsischen  Regierung  einen  Vertrag  auf  die  Dauer  von  25  Jahren, 
wonach  die  Leitung  des  Postwesens  im  Herzogtum  auf  das  Königreich  Sachsen 
Ubertragen  wurde.    Der  Übergang  von  der  Thurn  und  Taxisschen  auf  die 
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Slichusche  Verwaltung  volliog  sich  am  1.  August  1847.  Mittelbehörde 

trat  an  jenen)  Tnge  an  Stelle  des  Postkommissariats  in  Eisenach  die  Königlich 
Sächsische  (Jhcr  Postdirektion  in  Leipzig,  die  sich  in  allen  das  Herzogtum 
Sachsen- Altenburg  beireffenden  Angelegenheiten  mit  »Königlich  Sächsische 
Ober- Postdirektion  als  Ober-PoslbehOrde  Ar  das  Heraogtum  Sachsen -Alten- 
bürg«  zu  zeichnen  hatte.  Die  unmittelbare  Leitung  des  Postwesens  verblieb 
der  Ober- Postdirckfion  in  Leipzig  auch,  als  mit  dem  i .  Januar  1868  Jas 
Postwesen  des  Königreichs  Sachsen  und  des  Herzogtums  Sachsen- Alten  bürg 
in  der  Postverwaltung  des  Norddeutschen  Bundes  und  spttter  in  der  des 
Deutschen  Reichs  aulging. 

Beim  Regierung-nntritte  Seiner  Hoheit  des  Herzogs  Ernst  bestanden  im 
Lande  10  Postanstalten,  nämlich  die  Postämter  in  Altenburg,  Eisenberg,  Kahla 
und  Ronneburg,  die  Postexpeditionen  in  GOfinitz,  Ludca,  Meuselwitz,  Roda 
und  Schmölln,  sowie  die  Postannahme  in  Klosterlausnitz. 

Die  Zahl  der  Postanstalfen  stieg  unter  sächsischer  Verwaltung  auf  15  und 
unter  der  Rcichs-Postverwaltiing  bis  zum  Jahre  1878,  dem  25.  Rcgierungsjahre 
Sci^er  Hoheit  des  Herzogs  Ernst,  aut  24.  War  schon  dieser  Fortschritt  ein 
hoch  erfreulicher,  so  ist  er  doch  weit  hinter  dem  der  folgenden  25  Jahre 
zurückgeblieben.  In  diesem  Zeiträume  sind  nicht  weniger  als  26  Postanstalten 
mit  vollen  Annahme-  und  ßestellbefugnissen  neu  eingerichtet  worden,  so  daß 
jetzt  30  solcher  Anstalten  vorhanden  sind,  nflmlich  3  Postämter  I,  5  Post- 
Imter  II,  10  Postämter  III  und  32  Postagenturen.  Den  IVjstverkdir  in  kleineren 
Landorten  vermitteln  außerdem  103  PosthUlfstellen.  Da  das  Herzugtum 
1^23,  •  qkm  umfaßt  und  die  letzte  allgemeine  2^hlung  von  1900  einen  Bestand 
von  1 94  9 1 4  Einwohnern  ergeben  hat,  so  entfällt  jetzt  eine  Postanstalt  schon 
auf  8,64km  und  auf  1 274  Anwohner.  Nach  der  Statistik  der  Reichs -Post- 
und  Teiegraphenverwaltung  für  das  Jahr  1902  kam  im  Reichs- Postgebiet  eine 
Postanstalt  erst  auf  13,7  qkm  und  1481  Einwohner.  Die  Verhältnisse  im 
Herzogtum  Sachsen-Altenburg  li^n  also  zurzeit  günstiger  als  durchschnittlich 
im  übrigen  Reichs- Postgebiete. 

Eine  eigene  Landes-Telegraphenverwattung  hat  es  im  Herzogtum  Sachsen- 
Altenburg  nie  gegeben.  Die  wenigen  Telegraphenlinien,  die  vor  dem  Über- 
gange des  Telegraphenwesens  in  die  Verwaltung  des  Norddeutschen  Bundes 
das  Land  durchzogen,  standen  unter  Königlich  Sächsischer  und  Herzoglich 
Meiningischer  Verwaltung.  Unter  der  Telegraphenverwaltung  des  Norddeutschen 
Bundes  wurden  die  gesamten  Telegraphenanlagen  im  Herzogtum  der  Tele- 
graphendirektion in  Dresden  zugeteilt.  Sie  blieben  beim  Bezirke  dieser  Behörde 
bis  zum  1.  Januar  1876,  dem  Zeitpunkte  der  Verschmelzung  der  Reichs- 
Telcgraphenverwaltung  mit  der  Reichs -Postverwaltung.  Damals  wurden  sie 
dem  Ober -Postdirektionsbezirke  Leipzig  zugewiesen,  zu  dem  sie  noch  jetzt 

geliören. 

Im  Jahre  1833  erfreute  sich  nur  die  Hauptstadt  Altenburg  einer  Telegraphen- 
anstalt.  Im  23.  Regierungsjahre  Seiner  Hoheit  des  Herzogs  Ernst  bestanden 
dagegen  im  Herzogtum  bereits  11  Telegraphenanstalten.  Die  weitere  Ent- 
wickelung  des  Telegraphenwesens  vollzog  sich,  wesentlich  infolge  Einführung 
des  Fernsprechers,  mit  großer  Schnelligkeit.  Zu  den  im  Jahre  1878  vor- 
handenen I  cicgtuphcnanstalien  traten  im  Laufe  der  nächsten  25  Jahre  nicht 
weniger  als  6f  neue  Anstalten  hinzu.  Postimter  oder  Ptetagenturen  ohne 
Tckgr.iphenbetrieb  sind  im  Herzogtum  nicht  mehr  vorhanden. 

Die  erste  Stadt -Fernsprecheinrichtung  im  Herzogtum  wurde  1886  in  der 
Stadt  Altenburg  eröffnet.  Sie  umfaßte  nur  31  Sprechsteilen  und  blieb  mehrere 
Jahre  hindurch  die  einzige  im  Lande,  da  in  den  ttbrigen,  weit  kleineren 
Städten  ein  Bedtlrfnis  zum  Sprechverkdir  innerhalb  der  Orte  nicht  hcurvorttmt. 
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Erst  als  der  Fernsprecher  zum  unmittelbaren  Verkehre  der  Teilnehmer  ver- 
schiedener Stadt-Femsprecheinrichtungen  benutet  werden  konnte,  wurden  auch 

in  den  kleineren  Orten  Stadt  -  Fernsprecheinrichtungen  geschaffen,  so 
1897  In  Ronneburg  iinii  Meiisc-Ivvitz, 

1899  in  Eisenberg,  Kahla,  Schaiülln  unJ  Hummeishain, 

1900  in  Gdfinilz,  Hermsdor^  Roda,  Lucka,  OrlamOnde  und  Rositz  und 

1901  in  Uhlstädt  und  Kraf^sdorf. 

Wie  sehr  das  Publikum  die  ihm  durch  den  Fernsprechverkehr  gebotenen 
Vorteile  schätzen  lernte,  geht  aus  der  bedeutenden  Zunahme  der  Fernsprech- 
anschlQsse  hervor;  in  der  Stadt  Altenburg  ist  z.  B.  die  Zahl  der  AnschlQsae 
von  31  auf  343  oder  um  1013  v.H.  gestiegen. 

In  allen  15  Orten  mit  Fernsprechnetzen  sind  nußer  den  Teilnehmersprech- 
j»tellen    auch    eine    oder   mehrere   öffentliche    Fernsprechstellen  eingerichtet. 
Außerdem  sind  noch  in  48  Landorten  ötfentliche  Fernsprcclisleilen  geschaffen 
worden,  die  an  Vennittelungsanstalten  benachbarter  größerer  Orte  angeschlossen 
sind.    Die  Zahl  der  Orte,  mit  deren  Bewohnern  von  den  verschiedenen  Stadt- 
Fernsprecheinrichtungen  lind    öft'ciitlichen  Sprechstellcn   des  Herzogtums  aus 
Gespräche  ausgetauscht  werden  können,  vermehrt  sich  von  Jahr  zu  Jahr. 
Gegenwärtig  stehen  z.  B.  in  unmittelbarer  Fernsprechverbindung: 
Altenburg  mit  364  Orten, 
Ronneburg  mit  249  Orten, 
Eisenberg  mit  245  Orten, 
Meuselwitz  mit  240  Orten, 
Schmölln  mit  aot  Orten. 

Von  den  größeren  Orten  kann  ohne  Ausnahme  mit  Berlin,  Leipzig, 
Chemnitz,  Dresden  und  Magdeburg  und  mit  den  größeren  nicht  zu  weit 
entfernten  Städten  gesprochen  werden;  von  Altenburg  aus  ist  der  Sprechverkehr 
innerhalb  des  Deutschen  Reichs  nahezu  unbeschrünkt. 

Ober  die  Lunge  der  dem  telegraphischen  Verkehre  dienenden  Linien  und 
Leitungen  lassen  sich  sichere  Zahlen  erst  aus  dem  Jahre  1873  ermitteln,  wo 
im  Herzogtum  140  km  Linien  mit  376  km  Leitungen  vorhanden  waren.  Heute 
beBnden  sich  auf  herzoglich  altenburgischem  Gebiete  schon  377  km  Linien 
und  1878  km  Leitungen. 

Die  Linien  in  derj  Stadt  -  F'ernsprecheinrichtungen  des  Herzogtums  hatten 
1899  eine  Lfinge  von  'ig  km  mit  1598  km  Drahtleitung.  Jetzt  nach  4  Jahren 
sind  sie  bereits  uut  23  t  kui  mit  2270  km  Leitung  gestiegen. 

Die  Femsprecbverbindungsanlagen  endlich  sind  seit  dem  Jahre  1899  von 
69  km  Linie  mit  254  km  Leitung  auf  144  km  Linie  mit  1277  km  Leitung 
angewachsen. 

Wie  die  Zahl  der  Post-  und  Telegraphenanstalten  ist  natürlich  auch  die 
Zahl  der  Beamten  und  Unterbeamten  außerordentlich  gewachsen.  Beim  Über- 
gänge des  Poslwesens  im  Herzogtum  Sachsen -Altenburg  von  der  Thum  und 

TaxiNschen  auf  die  Königlich  Sachsische  Verwaltung  im  Jahre  1847  waren  im 
Herzogtum  nur  wenige  Beainte  vorhanden.  Ks  ^ab  damals  nur  i  Postmeister, 
a  Postamtssekretäre,  1  Postamtsschreiber  und  3  DiiUistcn  in  Altenburg,  je 
I  Postmeister  in  Kahla  und  Ronneburg,  je  1  Postverwalter  in  Eisenberg, 
Gößnitz,  Lucka,  Meuselwitz,  Roda  und  Schmölln  und  i  Vorsteher  der  Post- 
annahme in  Klosterlausnitz.  Die  Gesamtzahl  der  Beamten  betrug  hiernach 
nur  16.  Die  meisten  Beamten  gingen  einem  bUrgerUchen  Berufe  nach  und 
widmeten  der  Post  nur  nebenbei  ihre  Dienste.  Hieraus  erklflrt  sich  auch  die 
geringe  Höhe  ihrer  Besoldungen;  z  B.  eiluelt  der  Postverwalter  in  Lucka 
nur  30,  der  in  Roda  nur  40  und  der  in  Meuselwitz  nur  60  Taler  Gehalt 
jährlich.    Besser  wurden  die  wenigen  Berufsbeamten  bezahlt.    So  betrug  das 
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jährliche  Gehalt  der  Postarotssekretäre  in  Allenburg  400  und  450  Taler  und 
das  des  Postamtsschreibers  daselbst  325  Taler. 

Im  Laufe  von  25  Jahren,  das  ist  hi^  zum  Jahre  1878,  hatte  sich  die  Zahl 
der  Beamten  im  Hcrznt;Utin  fast  verdreifacht,  denn  für  jenes  Jahr  weist  die 
Statistik  bcrcit^  47  Beamte  nach.  Bei  den  Ämtern  geringsten  Umfangs  sowie 
bei  sämtlichen  Postagenturen  wurde  der  Dienst  von  dem  Vorsteher  bz.  dem 
Postagenten  allein  versehen.  Mehrere  Beamte  waren  nur  bei  den  Postönntem 
in  Aheiiburg,  Eisenberg,  Honneburg,  Gößnitz,  Kalil?,  Meuselwitz,  Roda, 
Schmölln  und  Lucka  beschäftigt.  Das  Postamt  in  Altcnburg  umfaßte  1878 
bereits  1 3  BeamtenkrSfte.  Nächst  Altenburg  waren  Gößnitz  und  Eisenberg  mit 
je  4  Beamten  die  verkehrsreichsten  Ämter. 

hl  der  Zeit  vom  Jnhre  1S78  bis  zur  Gegenwart  ist  die  Zahl  der  Post- 
beamten weiter  auf  260  gewachsen.  Unter  diesen  befinden  sich  32  Postagenten 
und  103  PüsthUlfstclieninhaber,  die  übrigen  125  Beamten  rind  sitmtUch  Pach- 
beamte.  Zu  ihnen  gehören  auch  1 5  TelegraphengehQiHnnen,  die  zur  Bedienung 
der  FernsprechanschlQsse  bei  den  Postflmtem  in  Altenburg  und  Eisenberg 
verwendet  werden. 

An  Unterheaniten  werden  in  einer  Denkschrift  aus  dem  Jahre  1847  nur 
5  Brief-  und  Paketträger  bei  dem  Postamt  in  Altenburg  mit  einem  Jahres^halfe 

von  i()0  bis  200  Talern  erwähnt.  Indessen  sind  zweifellos  auch  bei  anderen 
Posliimtern  Unterbeanite  tätig  gewesen,  die  aber  verinutlich  im  Postdicnsic 
nicht  voll  beschäftigt  waren  und  zu  den  Postamtsvorslehern  in  einem  Privat- 
vertragsverhältnisse gestanden  haben  werden.  Man  wird  nicht  fehlgreifen, 
wenn  man  die  Zahl  der  damals  im  ganzen  vorhandenen  Unterbeainten  auf 
etwa  20  annimmt.  18-K  waren  dagegen  bereits  97  Unfcrbeainte  bei  den 
Postanstalten  des  Herzogtums  vorhanden.  Jetzt,  nach  abermals  25  Jahren, 
werden  301  Postunterbeamte,  d.s.  1 5  mal  so  viel  als  im  Jahre  1853,  beschäftigt. 
Von  dieser  Zahl  sind  104  im  Ortsbestelldienst,  125  im  Landbestelldienst  und  der 
Rest  vorzugsweise  im  iimeren  utid  Bahnhofsdienste  bei  den  Postanstalten  tätig. 

Das  git>l>e  .\nwach-«en  des  \  erkehrs  in  den  letzten  50  Jahren  machte  auch 
eine  \  ergroiierung  und  \  ernieliruug  der  Diensträume  erforderlich.  Um  die 
Mitte  des  19.  Jahrhunderts  genUgte  bei  den  meisten  Postanstalten  des  Herzog- 
tums zur  Abwickelung  des  damaligen,  noch  geringen  Postverkehrs  in  der 
Kegel  ein  einziger  Raum,  der  zugleich  Packkammer  war  und  oft  auch  von 
dem  Publikum  zunt  Zwecke  seiner  Abfertigung  betreten  werden  mußte.  Nur 
wenige  Anstalten  bedurften  mehrerer  Räume.  Das  bedeutendste  Postamt  des 
Landes,  dasjenige  in  Altenburg,  war  jedoch  schon  seit  1842  in  einem  be- 
sonderen für  Povtzweckc  angemieteten  Gebäude  untergebracht.  Die  Miete  war 
in  den  meisten  Orlen  sehr  mäßig;  so  wurden  z.  B.  1853  in  Ronneburg  fDr 
T  Zimmer  nur  18  Taler,  1858  in  Eisenberg  und  Kahla  für  je  1  Zimmer  und 
I  Nebenraum  ''>o  Taler,  in  Schmölln  für  i  Zinnner  nebst  Passagierstube 
40  Taler  an  iJilulieher  Miete  aufgeweiKiet.  Im  Jahre  1878  waren  bei  den 
Po^tänitero  im  üebiete  des  Her/ogluin>  47  Käunie  mit  qm  Grundfläche 
in  Bcnut/.u(ig,  heute  wickelt  sich  der  Dienst  in  i78l<üuuieii  mit  zusammen 
8837  qni  BodenflSche  ab.  Wahrend  die  Zahl  der  Rtfume  seit  1878  nur  um 
das  vierfache  ge>-tiegen  i*-t,  hat  ihre  Grüße  um  das  zehnfache  /ugenoiniTien. 
Hieraus  eI  ^ll■>t  sich  auls  deiilHt  h-te,  u  ie  viel  gröiJer  die  jetzigen  Zimmer  sin^i 
und  wie  viel  mehr  sie  daher  den  gesundheitlichen  Anforderungen  entsprechen. 

Für  das  Postamt  in  Altenburg  ist  im  Jahre  1899  ein  stattliches  reichsei gt^nes 
Posigcb.aude  mit  einer  Baukostensumme  von  rund  300000  Mark  errichtet 
worden.  Die  anderen  Po->tan^laI(en  belinden  sich  in  Mielräuinen.  Für  die 
Mehrzahl  dieser  Postanstaltcn  sind  von  Unternehmern  besondere,  den  Bedürf- 
nissen des  Postdienstes  entsprechende  Gebäude  errichtet  und  entweder  von  der 
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Postverwaltung  unmittelbar  oder  von  dem  betreffenden  Postamisvorsteher  an- 
gemietet.   Zur  ersten  Gruppe  der  PosthSuser  gehören  diejenigen  in  Eisenberg 

iinJ  Meuselwitz,  die  1808  bz.  1000  bezogen  ^ind  und  einen  Mietaufwand  von 
5600  bz.  40^10  M.  jälirlich  erfordern;  Hie  zweite  Gruppe  umfaßt  9  Gebäude. 
Insgesamt  sind  zurzeit  von  der  Rcichs-Postvcrwallung  jährlich  rund  30000  Mark 
fQr  angemietete  Dienstriume  im  Herzogtum  zu  entrichten. 

Der  Postbeförderungsdienst  hat  in  den  Itt7ten  50  Jahren  mit  der  Benutzung 
der  Kisenhahnen  eine  vollslandii;e  Wandlung  crtaliren.  Zur  Zeil  des  Regierungs- 
antritts Sr.  Hoheit  des  Herzogs  Ernst  war  im  Herzogtum  nur  eine  Kisenbahn 
vorhanden:  die  in  den  Jahren  1 842  bis  1 844  eröffnete  Linie  von  Leipzig  nach 
Hof,  die  das  Gebiet  des  Herzogtums  in  einer  Länge  von  28,77  km  durch- 
schneidet Mittelst  der  auf  dieser  Linie  eingerichteten  Bahnposlen  wurde  ein 
Teil  des  Verkehrs  der  Postanstalten  in  Altenburg  und  Göllnitz  abgewickelt. 
Im  übrigen  «rar  die  Postverwahung  damals  für  die  Beförderung  der  Sendungen 
ausschließlich  auf  die  von  ihr  selbst  geschaffenen  und  unterhaltenen  Einrich- 
tungen angewiesen.  Auf  den  Hauptkursen  waren  Personenposten  eingerichtet, 
von  denen  ein  Teil  vornehmlich  mit  Rücksicht  auf  die  Bedürfnisse  des  Reise- 
verkehrs mehrmals  täglich  verkehrte.  Eine  besonders  wichtige  Post  war  die 
Alfenburg- Weimarische  Eilpost,  die  über  Schmölln,  Ronneburg,  Gera,  Köstritz, 
Elbenberg,  Bürgel  und  Jena  gelegt  war,  eine  andere  die  zwischen  GöfinitZ 
und  Gera  über  Schmölln  nnd  Ronneburg  3  mal  taglieh  verkehrende  Personen- 
post, die  in  Göllnitz  Anschluß  an  die  zwischen  Glauchau,  Meerane  und  Gößnitz 
4  mal  täglich  kursierende  Personenpost  hatte.  Zur  Beförderung  der  Posten 
bestanden  zahlreiche  Posthaltereien.  Heute  sind  solche  nur  noch  in  Alten- 
burg und  Eisenberg  vorhanden;  doch  haben  auch  sie  nicht  mehr  Posten  nach 
auswärts  ?x]  befördern. 

Gegenwartig  besteben  im  Herzogtum  12  Eisenbaluiluiien  mit  einer  Kurslange 
von  305,74  km.  Von  den  Eisenbahnlinien  sind  in  bezug  auf  die  Post- 
beförderung am  wichtigsten  die  Linien  Lcipzig-Hof,  Gera-GöGnii/'  Glauchau, 
Großheringen  -  Saalfeld  und  Weimar-Gera.  In  einer  Anzahl  der  auf  diesen 
Linien  verkehrenden  Züge  sind  daher  Bcamtenbahnposten  eingerichtet,  wührend 
auf  den  übrigen  Bahnen,  nHmilch  AUenbui^- Zeitz,  Gaschwitz -Meuselwitz, 
Ronneburg  -  Meuselwitz,  Altenbufg- Langenleuba  und  Eisenberg  -  Crossen 
Sclinffnerbalmposten  verkehren  und  auf  der  wcniuer  bedeutenden  Strecke 
ürlainünde-üppurg  Pustsachen  lediglich  durch  Vernüttelung  des  Eisenbahn- 
personals befördert  werden. 

Infolge  der  zahlreichen  das  Herz<^um  durchschneidenden  Eisenbahnlinien 
sind  nur  noch  wenige  Postkurse  auf  Landstraßen  in  Betrieb.  Es  bestehen 
gegenwärtig  noch 

1  Personen- Postkurs  (von  Kahla  nach  Hummelshain  und  weiter  nach 
Neustadt  (OrlaJ), 

3  Kurse,  auf  denen  Privat  -  Personen  fuhrwerke  die  Beförderung  von 

Personen  und  Pf)stscn.1uni,'cn  besorgen, 
6  Kurse,  auf  denen  fahrende  Lundbriefträger  verkehren,  und 
1 1  Botenpostkurse. 

Die  Posten  gehören  überwiegend  dem  von  Eisenbahnen  weniger  durch- 
kreuzten Westkreis  an;  in  dem  bahnreichen  Ostkreise  sind  nur  wenige  Land- 
kurse auf  kurzen  Strecken  vorhanden. 

Während  bei  den  meisten  Postämtern  die  Belörderung  zwischen  Ort  und 
Bahnhof  in  der  Regel  mittelst  Handwagens  geschieht,  wird  beim  Postamt  in 
Eisenberg  Pferdekraft  verwendet,  wogegen  in  Allenburg  der  Verkehr  durch 
elektrische  Motorw;ti,'en  unter  Benutzung'  der  Gleise  der  elektrischen  Stralknbahn 
vermittelt  wird.    Altenburg  war  einer  der  ersten  Orte  im  Reiche,  wo  von 
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diesem  modernen  Verkehrsmittel  Air  PaketbefSrderungsswecke  Gebrauch  ge- 
macht wurde. 

Die  Besicllung  der  Postsendungen  im  Orte  der  Post:instaIten  war  bereits 
um  die  Mitte  des  ic).  Jahrhunderts  bei  allen  Poi>tanstaUcn  des  Herzügtuais 
Qblich,  doch  erstreckte  sie  steh  nur  auf  Briefisendongen,  nicht  auch  auf  Pakete, 
von  denen  nur  die  Begleitadresse  bestellt  wurde.  Für  die  Abtragung  der 
gewöhnlichen  Briefsendungen  war  damals  noch  eine  Bestellung^ebUhr  zu  ent- 
richten, die  für  jede  Sendung  3  Pf.  betrug.  Zur  Ausführung  der  Bestellung 
genügte  bei  den  meisten  Postamtern,  abgesehen  von  dem  in  Altenbnrg,  wo 
5  Boten  vorhanden  waren,  ein  einziger  Unterbeamter,  der  zugleich  die  Übrigen 
Unterbeamfengeschjfte  am  Orte  mitversah.  Die  Zahl  der  zu  bestellenden 
Sendungen  war  sehr  gering,  ebenso  die  Zahl  der  Bestellgänge.  So  wurden  in 
Ronneburg  1859  täglich  nur  einmal  Postsendungen  ausgetragen,  in  Gößnitz 
und  Kahla  3  mal  tXglich.  Mit  der  Zahl  der  täglich  ankommenden  Posten 
vermehrte  sich  auch  die  Zahl  der  Bestellgängc.  Gegenwärtig  gibt  es  Postorte,  in 
denen  nur  eine  einmalige  Ortsbriefhestellung  täglich  statttindet,  überhaupt  nicht 
mehr,  dagegen  genießen  3  Orte  den  Vorzug  einer  fünfmaligen  Bestellung, 
wahrend  in  9  Orten  4,  in  10  Orten  3  und  in  30  Orten  s  Brief bestellungen 
täglich  au^juhrt  werden.  Die  Zahl  der  Ortsbesteller  ist  seit  1853  von  14 
auf  104  gewachsen. 

War  schon  vor  50  Jahren  die  Ort&besteilung  noch  wenig  entwickelt,  so 
gab  es  eine  irgendwie  regelmäßig  Bestellung  nach  Lendorten  ttbertiaupt  noch 
nicht.  Entweder  lagerten  die  Briefsendungen,  bis  sie  von  den  Empfängern 
abgeholt  wurden,  oder  ihre  Abtragung  erfolgte  in  unregclmüßigen  Fristen  durch 
die  Orisbrieftröger  in  deren  dienstfreien  Zeit.  Das  aufkommende  Bestellgeld, 
das  auch  für  gewöhnliche  Briefe  erhoben  wurde,  bezog  der  Bote.  Manclinial 
nahmen  die  Vorsteher  der  Postansialten  besondere  Boten  xm  Bestellung  der 
Briefe  nach  den  umliegenden  Dörfern  an  und  ließen  das  Bestellgeld  für  ihre 
eigene  Rechnung  vereinnahmen.  Kin  regelmäßiger  Land-Brief bestelldiensl  für 
Rechnung  der  Postverwattung  wurde  erst  am  1.  Juli  1839  eingeführt,  doch 
war  zunächst  nur  eine  dreimalige  Bestellung  wöchentlich  vorgesehen.  AU  sich 
die  Einrichtung  bewährte,  wurde  im  nächsten  Jahrxebnt  allmifhlich  eine  werk- 
täglich einmalige  Bestellung  in  allen  Landorten  eingeführt.  Außerdem  fand 
zur  Bequemlichkeit  der  Landbevölkerung  in  den  Johren  1Ö63  und  1864  >'ii 
Landbestellbezirke  die  Aufetellung  einer  grofien  Zahl  von  miefkasten  statt, 
die  regelmäßig  von  den  Landbriefträgern  auf  ihren  Bestellungen  geleert  wurden. 
Eine  weitere  Verbesserung  im  Landpostdienste  trat  am  i.  Januar  1872  durch 
den  Wegfall  des  Land -Brief bestellgeldes  ein.  In  den  darauffolgenden  Jahren 
blieb  der  Landbestelldienst  im  wesentlichen  unverMndert,  bis  die  Reichs -Post- 
verwaltung vom  Jahre  1881  ab  eine  umfassende  Verbesserung  dieses  Dienst- 
zweigs durch  Einstellung  zahlreicher  Bestcükr.itte  vornahm.  Auf  diese  Weise 
konnte  nach  den  wichtigeren  Landorten  aÜiiUihlich  eine  zweimalige  werktägliche 
Bestellung,  suwic  eine  Sonntagsbestellung  cmgctuhrt  werden.  Auch  wurden 
die  Bestellungen,  die  bis  dahin  meist  Rundgange  waren,  zum  Teil  strahlen- 
förmig eingerichtet,  so  daß  der  Landbrießräger  nach  Ausführung  der  Bestellung 
von  dem  entferntesten  Orte  seines  Reviers  aus  den  Rückweg  auf  dem  gleichen 
Wege  wie  den  Hinweg  nahm  und  dabei  in  den  berührten  Orten  die  Brief- 
kasten leerte  und  Sendungen  vom  Publikum  zur  Ablieferung  bei  der  Postanstalt 
einsammelte.  Hierdurch  wurde  der  wesentliche  Vorteil  erreicht,  daß  der  Bote 
noch  an  denselben  Tage  die  Anl\Korten  auf  die  auf  seinem  Hinwege  bestellten 
Briefe  zur  Absendung  nach  dem  Pustamte  brachte.  Wie  sehr  der  Land- 
bestelldienst im  Laufe  der  Jahre  verbessert  worden  ist,  dürften  am  besten 
einige  statistische  Angaben  erlflutem:  1874  gab  es  im  ganzen  Herzogtum  nur 
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3  Orte  mit  zweimaliger  Bestellung,  während  in  423  Orten  Üblich  nur  einmal 

und  Sonntags  überhaupt  nicht  bestellt  wurJe.  Vier  Jahre  später  —  1878  — 
liatten  bereits  2q  Orte  eine  tilgh'ch  z\vcim;ilige,  1 8  Orte  eine  Sonntagsbestellung, 
und  nur  noch  in  397  Orten  fand  eine  werktägUch  einmalige  Bestellung  stall. 
Heute  aber  haben  nur  noch  57  Landorte  eine  blos  einmalige  Bestellong  täglich, 
473  dagegen  bereits  eine  zweimalige  Bestellung  tä|;lich  und  5  Landorte  sogar 
eine  täglich  dreimalige;  Sonntai^s  Iiaben  4t)q  Orte  einmalige  Bestellung  und 
ii^insammlung  und  17  Orte  einmalige  Bestellung  und  zweimalige  Einsammlung. 
Hiemach  gelangt  der  bei  weitem  größte  Teil  der  Landbevölkerung  auch 
Sonntags  in  den  Besits  der  Postsendungen  und  Zeitungen. 

Zum  Schlüsse  mögen  noch  einige  statistische  Angaben  Uber  den  Posf- 
versendiings - ,  Telegramm-  und  Fernsprechverkehr  das  Bild  vervollständigen. 
Da  Zahlen  aus  älterer  Zeit  —  von  1853  ab  —  fehlen,  so  sind,  um  einen 
Oberblick  Aber  die  Steigerung  des  Verkehr»  in  den  letzten  25  Jahren  zu  geben, 
nachstehend  die  Ergebnisse  der  Jahre  1878  und  1902  gegenübergestellt.  Beim 
Fernsprechverkehr  ist  das  Jahr  1892,  also  der  Verkehr  vor  10  Jahren,  zum 
Vergleiche  herangezogen  worden,  da  1878  Fernsprecheinrichtungen  noch  nicht 
bestanden. 

A.  Postversendungsverkehr. 


1876 

1902 

Steigerung 
um 

L  Gesamtzahl  der  jährlich  bei  den  Post- 

MKfalten  im  Herzogtum  Sachsen-Alten- 

bürg 

1*  au%egebenen  Brieüsendungen . . . 

1  867  298 

10718  634 

420 

eingegangenen          -           . . 

2  092  892 

1 0  672  306 

409 

2.  aufgegebenen  gewöhnlichen  Pakete 

195  044 

675679 

246 

eingegangenen 

302  538 

637  648 

214 

3.  eing^hlten  Postanweisungen. . . 

128  104 

658  009 

413 

ausgezahlten            -  ... 

9681 1 

495  066 

4.  für  Bezieher  im  Orts-  und  Land- 

bestellbezirk  eingegangenen  Zei- 

7890 

22633 

186 

n.  Gesamtsumme  der  bei  den  Postanstalten 

im  Herzogtum  Sachsen-Altenburg 

I.  auf  Postanweisungen  eingezahlten 

7453  »09 

30045  547 

303 

2.  auf  Postanweisungen  ausgezahlten 

416 

5826834 

30081  603 

B.  Telegrammverkehr. 

Gesamtzahl  der  bei  den  Telegraphen- 

anstalten im  Herzogtum 

20  472 

73  39' 

258 

21  761 

70445 

223 

in    Durchgang    bearbeiteten  ielc- 

I  046 

45  «30 

4214 
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C.  Fernsprechverkehr. 


l8yi 
Stuck 

1902 

Stück 

Steigerung 

um 
Stück  V.  H. 

vjCsaiTlizaiil   uer   oei   ocii  rcrnsprccrncr- 
inittelungsunstalten  im  llerzugtuin  aus- 
geführten Verbindungen 

zwischen  Teilnehmern  an  derselben 

mit  anderen  Orlen  durch  Verbin- 

ii88ao 

2846 

775311 

1 I 5  289 

■ 

3950. 

Englisch  -  Ostafirika. 

Die  englischen  Schutzgebiete  in  Ostütiika  verdienen  aus  verschiedenen 
Gründen  für  uns  Deutsche  ein  besonderes  Interesse.  Sie  grenzen  einerseits  in 
einer  Linie  von  Ober  1000  km  Lange  an  unsere  gröfite  afrikanische  Kolonie, 
Deutsch-Oslafrika,  an  und  umschließen  andererseits  Gebiete,  die  bereits  einmal 
ganz  «der  zum  Teil  deul^cheni  Einfluß  untci standen ,  wie  da'^  Sultanat  "Witu 
und  die  nördlich  daran  angrenzenden  Küstenstriche  sowie  die  Insel  Zanzibar. 
Endlich  ist  vor  kurzem  die  Ugandobahn  fertiggestellt  worden,  welche,  ron  dem 
KUstenhafen  Mombasa  ausgehend,  in  der  Nahe  der  Nordgrenxe  unseres  ost- 
atrikanischen  Schutzgebiets  entlang  fiihil  und  nn  dem  halb  zum  engÜNchen, 
halb  zum  deutschen  Schutzgebiete  gehörigen  gröl^ten  afrikanischen  Binnen- 
meere, dem  Victoria -Nyansa,  endigt.  Sie  ist  ftir  das  deutsche  Schutzgebiet 
deshalb  von  gewaltiger  Bedeutung,  weil  sie,  beim  Fehlen  von  aufschließenden 
Bahnlinien  in  unserer  Kolonie,  die  (ielalir  nahe  bringt,  daß  der  Handel  des 
Inneren  von  Deutsch-Ostafrika  auf  englisches  Gebiet  abgelenkt  und  deutschem 
Einfluß  entzogen  wird. 

FOr  unseren  Leserkreis  werden  daher  einige  nähere  Mitteilungen  Ober  das 
englische  Ostafrika  nicht  unwillkommen  sein.  Wir  wollen  von  den  zugehörigen 
großen  lii^eln  Zanzibar  und  Pemba  hierbei  absehen.  Ihre  Lage  vor  der  KUste 
Deutsch -Ostafrikas,  die  große  Bedeutung  der  Sultansstadt  Zanzibar  für  den 
ganzen  ostafrikanischen  Handel  und  damit  mittelbar  auch  fQr  den  unseres 
Schutzgebiets  ist  gcnUgend  bekannt.  Auch  der  deutsch  -  englische  Vertrag  vom 
I.  Juli  iSqo,  durch  den  Deutschland  auf  seine  Schnt/.hcrrschaft  über  das 
W^itusuUanat,  die  daran  nördlich  angrenzende  Küste  bis  Kismayu  und  Uber 
das  Hinterland  sowie  die  vorgelagerten  Inseln  Pata  und  Manda  zugunsten 
Englands  Verzicht  leistete,  ^oll  hier  nicht  näher  erörtert  werden.  Wir  wollen 
uns  ledii^lich  mit  di-m  englischen  Festlandsgebicte  beschäftigen,  das  teilweise 
auch  durch  deutsclie  .-Mrikareisende  (Dr.  Fischer,  Dr.  Peters)  erforsclit  uiul  jetzt 
durch  die  Erölfnung  der  Ugandabahn  in  weitem  Maße  für  Handel  und  Be- 
siedelung  aufgeschlossen  worden  ist. 

Das  englische  O^l  i!;]',  i  (einschließlich  des  Schutzgebiets  von  Uganda)  hat 
von  Watiga  an  der  Müii>1iing  dov  deutsch  -  englischen  Grenzflusses  üniba  hjs 
Kismayu  an  der  Mündung  des  englisch -italienischen  Grenzflusses  Juba  eine 
Kttstenausdehnung  von  rund  640  km  am  Indischen  Osean  zwischen  etwa  dem 
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5.**  südlicher  Breite  und  dem  Äquator.  Es  wird  im  SOden  von  Deutsch -Ost- 
afrika, iin  Westen  vom  Kongostaat,  im  Norden  von  Itaüeniscli-Ostafrika  und 
Abysäinien  begrenzt.  Im  Nordwesten  ist  et»  noch  unbegrenzt  und  verläuft  in 
die  Nillflnder,  den  Ifgypti&chen  Sudan.  Das  deutsche  Schutzgebiet  von  Ost> 
afrika  ist  nach  dem  Vertrage  vom  Jahre  1890  von  dem  englischen  durch  eine 
Linie  abgegrenzt,  die  von  der  Grenze  des  Kongostaats  bis  zur  Ostküste  des 
Victoria  -  Nyansa  auf  dem  i  .'^  südlicher  Breite  und  von  let/tcreni  Punkte  bis 
zur  iMündung  des  Uinba-i- lusj>e.s  in  den  Indischen  Ozean  verläutt.  Diese  Linie 
umgeht  jedoch  den  Mfumbiro-Berg  zwischen  Kongostaat  und  Vtctoria-Nyansa 
sowie  den  Kilima  Ndjaro  zwischen  dem  genannten  See  und  dem  Indischen 
(/)zean  derart,  daß  der  erstere  Berg  der  englischen,  der  letztgcnnnnte  der 
deutschen  EinHuC'sphäre  zugewiesen  ist.  Endgültig  festgesetzt  im  einzelnen  ist 
bisher  nur  die  Grenzlinie  zwischen  dem  Indischen  Ozean  und  dem  Kilima- 
Ndjaro.  Das  ganze  englische  Schutzgebiet  von  Ostafrika  liegt  direkt  unter  dem 
Äquator.  In  einer  Langenausdehnutig  von  rund  1400  und  einer  L;röric-n  Breite 
von  rund  1200  km  wird  das  Gesamtareal  des  Schutzgebiets  aul  ülici  i  '  Mil- 
lionen qkm  zu  veranschlagen  sein,  d.  i.  also  etwa  dreimal  die  Größe  von 
Deutschland  oder  fast  fünfmal  die  von  Großbritannien  und  Irland.  Der  größte 
Teil  des  Landes  ist  noch  unerforscht.  Dies  gilt  namentlich  von  dem  nörd- 
lichen, an  die  Gallaländer  angrenzenden  Gebiete.  Näher  bekannt  sind  die 
Küste,  das  an  die  deutsche  Grenze  anstoßende,  von  der  Ugandabahn  durch- 
schnittene Hochland  sowie  die  dem  großen  Victoria-Nyansa  benachbarten  Lifnder. 

Englisch  -  Ostafrika  bildet  ein  Hochplateau,  das  von  der  Küste  allmählich 
ansteigt  und  im  Inneren  eine  mittlere  Höhe  von  900  bis  1800  m,  im  Lcikipia- 
Plateau  sogar  eine  Höhe  bis  zu  2700  m  erreicht.  Aus  dem  Hochplateau 
erheben  sich  einzelne  Gebirgszüge  und  isolierte  Bergmassen  vulkanischen  Ur- 
sprunges bis  zu  großer  Hohe.  Die  hauptsächlichsten  dieser  Erhebungen  sind 
zunächst  der  OzeankUste  die  Ndara  -  Berge  (1500  m)  und  das  Bura- Gebirge 
(2150  m),  dann  in  nordwestlicher  Richtung  das  D)ulu-Gebirge  (1800  m)  und 
das  Ulu-Gebirge  (2100  m).  Daran  schließt  sich  das  AberJare-Gebirge  (4300  m) 
und  der  Kenia  (5600  m),  letzterer  ein  isolierter  Bergkegcl,  dessen  Spitzen  mit 
ewigem  Schnee  bedeckt  sind.  Nordöstlich  vom  Victoria- Nyansa  ragen  das 
Mau-  (2910  m),  das  Kamassia-  (2660  m),  das  Elgeyo-Gebirge  (2740  m)  sowie 
der  4300  m  hohe  Gebirgskegel  des  Elgon  empor.  Ferner  sind  im  äußersten 
Westen  des  Schutzgebiets,  südlich  vom  Albert -Edward -See,  das  Mfuinbiro- 
Gebirge  (Virungo- Vulkan)  in  Hohe  von  3500  bis  4000  m  und  zwischen  Albert- 
Edward  See  und  Albert -See  das  Ruwensori  -  Gebirge  in  Höhe  von  5600  m 
aulÄer  zahlreichen  Gebirgszügen  und  Kinzelbergen  von  geringerer  Bedeutung 
zu  nennen.  Es  handelt  sich  meistens  um  erloschene  Vulkane,  teilweise  sollen 
allerdings  die  vulkanischen  KrKfle  auch  in  der  Gegenwart  noch  tatig  sein,  wie 
z.  B  nach  Graf  v.  GOtzen  im  Virungo-Vulkan. 

Größere  Flußgebiete  haben  sich  namentlich  zwischen  den  inneren  Gebirgs- 
ketten und  dem  Indischen  Ozean  gebildet,  das  des  Sabaki,  des  Tana  und  des 
Juba.  Der  letztere  entspringt  auf  dem  abyssinischen  Hochland  und  bildet,  wie 
schon  erwähnt,  die  Grenzscheide  des  englischen  Schutzgebiets  und  des  italieni- 
schen der  SomalikUste.  Er  ist  ein  wasserreicher,  etwa  680  km  von  der 
Mündung  aufwärts  mit  Danipt barkassen  befahrbarer  Strom,  der  aber  durch 
eine  vor  der  Mündung  abgelagerte  Barre  schwer  zugänglich  ist.  Der  Tana 
entspringt  am  Kenia  und  Aberdare-Gebirge,  ist  etwa  480  km  weit  vom  Meere 
aufwärts  schiffbar  und  mündet  ungefähr  in  der  Mitte  der  KUstenlinie  des  Schutz- 
gebiets. Auch  seiner  Mündung  ist  eine  Sandbarre  vorgelagert,  wie  den  meisten 
ostafrikanischen  Flüssen.  Er  führt  in  seinem  Oberlauf  eine  größere  Wasser- 
menge als  in  seinem  Unterlauf  und  fließt  erst  in  Ostlicher,  dann  in  südlicher 
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Richtung  dem  Meere  zu.   Der  Sabaki  wird  durch  die  Vereinigung  zweier 
QuellflUsse  gebildet,  von  denen  Jci  südlichere,  Tsavo,  am  Kilima-Ndjaro  ent- 
springt, der  nördliche,  bedeutend  längere  Athi  seine  Zuflüsse  aus  dem  Djulu-, 
Olu-  und  Aberdare- Gebirge  empfängt.    Wahrend  die  Kichtung  des  Athi  eine 
südöstliche  istf  fitefien  Tsavo  und  Sabaki  in  Ostlicher  Richtung.    In  der 
trockenen  Jahreszeit  besteht  der  Oberlauf,  namentlich  der  Quellflufl  Athi  zum 
größten  Teil  aus  einzelnen  Wa'iserlöchern  ohne  Verbindung  miteinander.  Das 
Wasser  verschwindet  teils  diitch  die  starke  Verdunstung,  teils  durch  den  viel- 
fach sehr  durchlässigen,  porösen  Boden.    Die  Quellgebiete  des  Athi  und  des 
Tana  sind  von  den  Quellgebieten  der  kleineren  zum  Victoria-Nyansa  strömen- 
den BinnenftOsse  (Nsoia  usw.)  durch  den  längs  des  36.  Meridians  verlaufenden 
^ogennnnlen  großen  ostafrikanischen  Graben,  ein  ausgedehntes  Senkungsgebiet 
des  Hochplateaus,  geschieden.    Die  hohen  Randgebirge  des  Grabens  —  Mau- 
und  Kamassia- Gebirge  einerseits,  Aberdare-Gebirge  andererseits  —  bilden  die 
Wasserscheide.    In  diesem  Graben  liegt  sowohl  auf  deutschem  als  auch  auf 
en^li'-vhcm  Gebiet   eine  Reihe  größerer,  meist  salziger  Seen,  die  ohne  Ver- 
bindung miteinander  sind   und  ihr  Wasser  je  aus  einer  Reihe  mehr  oder 
weniger  wasserreicher  Zuflüsse  erhalten.   Sie  haben  keine  sichtbaren  AbAUsse. 
Es  sind  in  der  englischen  Sphäre  von  Süden  nach  Norden  der  Naiwasha-, 
Elmentcita-,  Nakuro-,  Hannington-,  Rnringo-,  Rudolf-  und  Stephanie-See.  Der 
halb  zur  englischen  Einflußsphäre  gehörige  größte  innerafrikanische  See,  der 
Victoria-Nyansa,  liegt  in  1195  m  Mecrcshöhc  zwischen  dem  Äquator,  welcher 
seinen  nördlichsten  Teil  in  einer  Länge  von  etwa  300  km  schneidet,  und  dem 
3.°  südlicher  Breite  und  zwischen  dem  32.  und  35.°  östlicher  Länge  und  be- 
deckt einen  Flächenraum  von  rund  68000  qkm,  ist  also  mehr  als  halb  so 
groß  wie  England  oder  fast  so  groß  wie  das  Königreich  Bayern.    In  der 
Nähe  seiner  Ufer  liegt  eine  Menge  meist  fruchtbarer,  mit  tropischem  Pflanzen* 
wüchse  bedeckter  Inseln,  von  denen  auf  englischem  Gebiet  am  Nordwestufer 
des  Sees  die  zu  Uganda  gehörigen  Sesscinseln,  am  nördlichen  und  nordöst- 
Hcheii  Seeufer  die  Inseln  Uvuma,  Usuguru  und  Ugingo  zu  nennen  sind.  Die 
Ufer  sind  im  allgemeinen  niedrig  und  steinig.   Der  See  hat  zahlreiche  tief  ins 
Land  einschneidende  Buchten,  wie  den  Murchison^Golf  im  Nordwesten  im 
Gebiete  von  Uganda,  den  Napoleon  -  Golf  im  Norden,  dem  der  Nil  (Kavira) 
als  Abfluß  des  Sees  entströmt,  die  Berkeley- Bai  und  die  Ugowc  Bai  im  Nord- 
osten.   An  der  letzteren  endigt  die  Ugandabahn.    Der  Wasserstand  des  Sees 
wechselt  je  nach  Windrichtung  und  Regenmenge  sehr,  die  Tiefenverhaltntsse 
sind  noch  wenig  erforscht.    Der  Hauptzufluß  ist  der  Kagers,   der,  in  den 
Ktlstengchirgcn  des  Tanganyika -Sees  entspringend,  sich  von  Westen   in  den 
Victoria-Nyansa  ergießt  und  dessen  MUndung  auf  der  deutsch-englischen  Grenze 
liegt.    Der  Kagera  wird  als  der  Quellauf  des  Nils  angesehen.    Von  seiner 
Mündung  zum  Abflüsse  des  Victoria-Nyansa,  dem  Kavira  (Nil),  besteht  eine 
starke  Strömung   im   See.    Der  Kavira   tritt  Uber  eine  breite,  unterbrochene 
Felsborre  (Riponfiille)  aus  dem  See  aus  und  fließt  erst  in  nordwestlicher,  dann 
in  westlicher  Richtung  dem  großen,  an  der  Westgrenze  des  englischen  Schutz- 
g^els  liegenden  Albert -See  zu,  den  er  am  Nordende  als  Bahr  el  Dachebel 
(Weißer  Nil)  wieder  verläßt.    Weitere  Zuflllsso  des  Victoria-Nyansa  bilden  auf 
englischem  Gebiete  namentlich  der  in  der  nordwestlichen  Koke  des  Sees  ein- 
mündende Katonga,   welcher  die  Grenze  zwischen  den  Landschaften  Uganda 
und  Buddü  bildet,  femer  der  den  Abhängen  des  Elgeyo- Gebirges  und  des 
Elgon  entströmende  Nsoia.    Neben  dem  Victoria-Nyansa  und  dem  bereits  ge- 
nannten Albert -See  muß  noch  der  halb  auf  kongostaatlichem,   halb  auf  eng- 
lischem Einflußgebiete  liegende  Albert -Edward -See  genannt  werden,  dessen 
Abfluß,  der  Semlilci,  sich  wie  der  Kavira-Nil  in  den  Albert-See  ergießt.  i>cr 
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Albert-See  ist  etwa  140  km  lang  und  33  km  breit  und  Hegt  rund  900  m  Ober 
dem  Meere,  der  Albert-Ed  ward -See  liegt  in  etwa  975  m  MeereshOhe  und  hat 

eine  Ausdehnung  von  48  zu  64  km. 

Im  Seengebiete  liegt  eine  Reihe  von  afrikanischen  Landschaften  mit  mehr 
oder  weniger  geordneten  staatliclien  Einrfehtungen ,  zunichst  der  deutschen 
Grenze  am  Westufer  des  Victoria^Nyansa  Buddu,  dann  am  Seeufer  folgend 
Uganda,  Usoga,  Kavirondo,  Ugaya,  an  den  Ge<;taden  des  Alber!  EdwnrJ  und 
des  Albert-Sees  usw.  Ankole,  Usongnrfi,  Toru,  Unyoro.  An  den  Südabhängen 
des  Aberdare- Gebirges  und  des  Kenia  liegt  die  waldreiche,  gutbewässerte 
Landschaft  Kikuyu,  im  Quellgebiete  des  Athi  die  Landschaft  Ukamba  und 
südlich  vom  Tsavo  und  Sabaki  die  Herglandschaft  Teita.  Die  übrigen  Teile 
des  Schutzgebiets  werden  meist  von  Nomaden,  den  Mn'j<;ais,  Jen  Somali-  und 
Gallavölkern  bewohnt.  Ligentliche  Städte  sind,  abgesehen  vom  Scengebiete 
des  Inneren,  nur  an  der  Meereskttste  vorhanden.  Die  hauptsachlichsten  der- 
artigen Handelsplätze  sind,  von  SUden  nach  Norden  geordnet,  Wanga  an  der 
Ümba-Mündung ,  Mombasa  als  Ausgangspunkt  der  Uganda -Bahn,  Malindi  an 
der  Mündung  des  Sabaki,  Kipini  an  der  Tana-MUndung,  Lamu  auf  der  dem 
Witusultanate  vorgelagerten  Insel  gleichen  Namens  und  Kismayu  an  der  Juba- 
MUndung.  Ab  Hauptorte  des  Inneren  sind  zu  erwähnen :  Taveta  am  Fuße  des 
Kilima-Ndjaro,  Matschako  im  Ulu- Berglande,  Mengo  in  Uganda. 

Die  Bevölkerung  Englisch -Ostafrikas  setzt  sich  in  der  Haupfsache  aus 
Bantunegern  und  eingewanderten  Stämmen  semitischen  Ursprunges  zusammen. 
Im  allgemeinen  ist  die  Bevölkerung  äuflerst  dünn,  nur  die  Staaten  im  Seen- 
gebtete  haben  eine  dichtere  Besiedelung.  Die  Gesanitzah!  der  Bewohner  Ifißt 
sich  nur  unsicher  abschätzen.  Die  Schätzungen  schwanken  zwischen  2'',, 
und  6  Millionen.  Die  Ktisten^tädte  sind  hauptsächlich  von  Wasuaheli^,  Arabern 
und  indischen  Einwanderern,  Parsen,  Hindus  und  Banianen,  sowie  auch  von 
portugiesischen  Mischlingen  (Goan^n)  bewohnt,  welche  alle  meist  Handel 
treiben.  Die  Wasuahelis  sind  Muhamedaner,  sie  sind  Nachkommen  der  im 
Laufe  der  Jahrhunderte  an  der  Küste  angesiedelten  arabischen  und  persischen 
Kolonisten,  welche  sich  mit  den  ein^geborenen  Stämmen  vermischt  haben.  Sie 
bilden  daher  eine  eigentOmliche  Mischrasse  mit  vielfach  arabncher  Gesichts- 
bildung, aber  mit  durchaus  afrikanischen  Gewohnheiten  und  mit  afrikanischer 
Sprache,  dem  Kisuaheli,  einem  Dialekte  der  Bantunegersprache.  Die  ihnen 
innewohnende  starke  Neigung  zum  Handel  hat  sie  durch  ganz  Zentralafrika 
gefbhrt  und  überall  bekannt  gemacht.  Ihre  Sprache,  besonders  der  Zanzibar- 
Dialekt,  wird  daher  auch  im  ganzen  Zentralafrika  verstanden,  besonders  soll 
sie  sich  infolge  der  l'"röffnung  der  Ugnndabnhn  bereits  weiter  verbreitet  haben, 
so  daß  das  Kisuaheli  sich  wohl  allmählich  als  künftige  Universalsprache  üst- 
alrikas  herausbilden  wird. 

Im  Tana-Gebiet  und  nOrdlich  bis  zur  italienischen  und  ab3rssinischen  Grenze 
herrschen  Gallastlmme  vor,  welche  mit  den  Abyssiniern  stammverwandt  und 
semitischen  Ursprunges  sind,  von  der  Küste  sind  sie  durch  die  ihnen  nach  Blut 
und  Sprache  stammverwandten  Somalis,  die  aber  in  größter  Feindschaft  mit 
den  Gallas  leben,  zurückgedrängt  worden.  Die  Somalis  nahem  sich  am 
meisten  der  kaukasischen  Rasse  und  haben  am  wenigsten  vom  Negertypus  an 
sich.  Sie  sind  cf^cnso  wie  die  Gallavölker  ein  äußerst  kraftvolles,  kriegerisches 
und  schwer  zu  behandelndes  Volk,  bewohnen  die  ganze  Nordküstc  Ostafrikas 
vom  l  ana  bis  zum  Kap  Guardafui  und  leben  von  Viehzucht  und  vom  Zwischen- 
handel nach  dem  Inneren.  Die  Galla-  und  Somalistumme  sind  sowohl  nach 
der  Abstammung  als  auch  nach  Körperbau,  Charakter  und  Sprache  von  den 
die  Hauptbevölkerung  Zentralafrikas  bildenden  Bantunegern  verschieden.  Das- 
selbe gilt  von  dem  bis  vor  kurzem  noch  am  meisten,  von  den  Einwohnern 
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Ostafrikas  gefUrchteten  kriegerischen  Massoivolke.    Die  Massais  sind  vlehzucht- 
Ireibentk-  NoiiiaJcn.  deren  Weidegebiete  vom  l^eikipia-PIatcaii  bis  weit  in  das 
Innere  Deiilseh-Ustufrikas  hineinreichen.    Sie  dehnten  früher  ihre  Raub-  und 
Kriegs^Uge  bis  zur  KQste  aus  und  waren  wegen  ihrer  Zahl,  ihres  Mutes  und 
ihrer  Grausamkeit  weit  und  breit  geftlrchtet.  Zum  Schutze  gegen  die  An^i  ilTc 
der    Massais    ptli'^cn   Mc   l^cnaclibarlcn    Negerstämme    ihre  Wohnsitze  durch 
PaUisüden  und  durch  AnpHanzung  von  utidurchdringlichen,  nur  mit  schmalen, 
leicht   zu   bewachenden  Lingängen   versehenen  Dorndickicbten  zu  umgeben. 
Die  KOstenstlfdIe  schützte  man  vielfach  sogar  durch  hohe  massive  Mauern  aus 
Korallenkalk.    In  den  letzten  Jahrzehnten   ist  das  Massaivolk,  dessen  Haupt- 
bcsiiz  aus  groPen  Viehherden  bestand,   mit  denen  sie   je  nach  der  Jahrc^izeit 
von  einem  Weidegebiet  in  das  andere  zogen,  infolge  Verlustes  seiner  Herden 
durch  die  Rinderpest  sehr  zusammengeschmolzen.    Die  verheerende  Vieh» 
krankheit  hat  sie  der  Grundlag«  ihres  Lebensunterhalts  beraubt,  und  der  Hunger 
hat  nach  neueren  Mitteilungen  von  Afrikareisenden  unter  diesen  Nonudcn  so 
aufgeräumt,  dal^  ihre  Kraft  ziemlich  erschöpft  ist.    Durch  den  Untergang  der 
Massais  sind  die  früher  nur  unter  großen  Gefahren  zugänglichen  umfangreichen 
Weidegebiete  für  europäische  Unternehmungen  frei  geworden.    Es   ist  ein 
stellenweise   üppiges,    qiio!lcnrci.:lies  Gras-  und  Weideland    mit  vielem  Wild, 
das  nach  Dr.  Peters  zur  Viehzucht  im  grolJen  Malistabe  für  Weiße  wohl  ge- 
eignet erscheint.    Die  Massais  sollen  nach  ihrer  Sprache  mit  den  Völkern  des 
oberen  Nils  verwandt  sein.  Diese  Sprache,  welche  von  dem  Bantu  bedeutend 
abweicht,  haben  sie  zum  Teil  auch  den  unterworfenen  Völkerstfimmen,   z.  B. 
den  im  Grabengebictc  wohnenden  Wanderobo,  aufgezwungen. 

Die  übrigen  liinwoliner  Englisch  -  Ostafrikas  iind  Negerstämme,  welche 
sämtlich  Dialekte  der  Bantusprache  sprechen.  Im  Seengebiete  wohnen  die 
Waganda,  Wanyoro,  Wasc^a,  Toro,  Wasongora  und  andere,  in  den  Berg- 
ländern zwischen  Graben  und  Küste  die  Wanderobo,  W'akikuyu  und  W^a- 
taita.  Es  sind  im  Gegensatze  zu  den  nomadisierenden  Massai-,  Galla-  und 
Somali -Volkern  seßhafte  Volksstflmme,  welche  Ackerbau  treiben.  Am  be- 
kanntesten von  allen  sind  die  Waganda,  deren  Zahl  etwa  Million  be- 
trügt. Sie  bewohnen  an  der  nordwestlichen  Küste  des  Victoria  Nvansa  in 
Uganda  ein  fruchtbares,  welliges,  mit  Gras  und  Wald  bewachsenes  Land,  ».Ijs 
von  Sümpfen  und  sterilen  Bergketten  durchbrochen  wird.  Das  Land  ist  zu 
einem  großen  Teile  sorgfältig  kultiviert.  Die  Hauptkulturpflanze  Ist  die  Banane, 
außerdem  wird  viel  Kaffee,  Hirse  usw.  gebaut.  Die  Waganda  sind  ein 
intelligentes  Volk  von  eineni  weniger  strirken  Negertypus.  Sie  sitid  nicht  blos 
Ackerbauer,  sondern  auch  ausgezeichnete  Schitler  und  Schiftsbauer;  auch 
Töpferei  und  Korbflechterei  wird  von  ihnen  geübt.  Das  Christentum  hat 
unter  ihnen  bereits  grolle  Verbreitung  gefunden.  Die  Waganda  werden  von 
einem  König  unter  der  Aulsicht  eines  englischen  Regierungskonimissars  regiert. 
Dem  KommisNur  steht  eine  Sudanesenschutilruppe  zau  Seite.  Das  Land  ist  in 
mehrere  Provinzen  eingeteilt,  die  erblichen  Häuptlingen  unterstehen.  Uganda 
hat  eine  mehrhundevtiahrige  Geschichte  und  wiul  als  Perle  Ostafrikas  gerühmt. 
Die  Hauptstadt  Mengi)  liegt  an  dem  weil  in  da«  Land  einschneidenden  Murchi- 
son  -  Golie  des  Victoria  -  Nyansa. 

Das  Klima  ist  an  der  Küste  ein  tropisches,  wird  jedoch  bedeutend  i^e- 
mildert  durch  die  frischen  Monsune  (von  April  bis  Oktober  heftiger  Südost» 
monsun,  von  N(ncnibcr  bis  Mür/  leichter  Nordc^stmonsun) ;  die  kühlsten  Monate 
sind  Juli  bis  .'septcinbcr,  die  heilk'sten  Dezember  bis  März;  die  Hauptregenzeit 
füllt  in  die  Monate  April  und  Mai,  eine  kürzere,  weniger  ausgeprägte  in  den 
November;  die  Tage  sind  meist  sehr  heiß,  die  Ntfchte  etwas  kOhler.  Die 
hinter  der  Kttste  liegende  Nyika  (Wtlstenzone)  ist  sehr  trocken  und  heiß 
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Regen  feilen  hier  nur  in  sehr  beschrilnktem  Maße.   Auf  dem  Hochplateau  im 

Inneren  sind  die  Tage  nicht  besonders  heiß,  die  Nächte  stets  angenehm  kühl. 
Die  Bcrylandschaften  haben  ein  gemüßigtes  Klima  mit  Ntbehi  und  Frost- 
nächten. In  der  Seengegend  endlich  tritt  das  Tropenkiima  wieder  in  sein 
Recht. 

Nach  der  großen  Regenzeit  ist  das  Land  an  der  Küste  mit  einem  üppigen 
grünen  Pflanzenteppiche  bedeckt,  der  später  in  der  trockenen  Jahreszeit  aller- 
dings bald  versengt  wird  und  die  Landschaft  untruchtbar  und  Öde  er- 
scheinen läßt.  Dies  ist  besonders  in  der  langen  trockenen  Periode  vom  De- 
zember bis  Mirz  der  Fall.  Während  an  der  KUste  scharf  getrennte  Regen- 
zeiten sich  unterscheiden,  verwischt  sich  dies  nach  dem  Inneren  zu  mehr  und 
die  Regen  fallen  unregelmäßiger.  Auf  dem  Hochlande  sind  ausgesprochene 
Durren  seltener,  es  fallen  dort  gewöhnlich  stärkere  Hegen  in  der  Zeit  vom 
November  bis  Mai,  leichtere  in  den  Übrigen  Jahreszeiten.  Das  Klima  ähnelt 
auf  dem  Hochplateau  daher  mehr  dem  der  gemäßigten  Zonen.  Im  Seen- 
gebiefe  des  Inneren  tallen  starke  Regen  fast  in  allen  Monaten,  weshalb  auch 
die  Vegetation  dort  einen  durchaus  tropischen  Charakter  hat. 

An  Hauptkrankhetten  kommen  Dyssenterie  und  Malariafieber  vor.  Letzteres 
Ist  besonders  in  den  moskitoreichen  Mangrovendistrikten  der  KUste  und  im 
Seengebiete  verbreitet.    Das  Hochlandklima  ist  gesunder  und  vielfach  fieberfrei. 

Die  ganze  Kü^^le  besteht  aus  gehobenen  Korailenn'tfcn  und  zeigt  allent- 
halben heftige  Brandung.  Zahlreiche  Ritfc  und  Inseln  sind  der  KUste  vorge- 
lagert. Nördlich  vom  Tana  zeigt  sich  vom  Meere  aus  kaum  eine  Spur  von 
Kultui  oder  Weideland,  das  Land  erscheint  als  gänzlich  unbewohnt,  aber 
dahinter  berinden  sich  fruchtbare  Länderstrccken ,  in  welchen  Somalis  mit  ihren 
Heerden  von  Lseln,  Hindern  usw.  umherziehen  und  mit  Elfenbein,  Straußen- 
federn und  Fellen  handeln.  Das  weitere  nOrdtiche  Hinterland  ist  noch  wenig 
erforscht.  Der  Küstenteil  vom  Tana  südwärts  »t  besser  bewässert  und  zeigt 
p;rUne  Kulturen  und  Wälder.  Hier  werden  an  Produkten  Gewürznelken, 
Federharz,  Kopal,  Orseille,  Mais,  Hirse,  Reis  und  verschiedene  Arten  von 
Bauhölzern  gewonnen. 

Die  Koste  hat  drei  gute  Hufen,  in  denen  sich  der  Haupthandel  zusammen- 
zieht, Mombasa,  Lamu  und  Kismayu.  Diese  Häfen  sind  auch  für  Ozean- 
dampfer zugänglich,  während  die  kleineren  Häfen  von  Wanga,  Malindi, 
Kipini  und  Munda  nur  dem  KUstenhandel  dienen  und  nur  von  den  ein- 
hdmischeo  Fahrzeugen  (Dhaus)  benutzt  werden  können.  Von  den  KOsten- 
flUssen  bieten  nur  Tana  und  Juba  schiffbare  Zugttnge  zum  Inneren,  jedoch 
wegen  der  Barren  vor  den  .Mündungen  auch  nur  für  flache  Fahrzeuge.  Die 
Wassermenge  dieser  P'lUsse  wechselt  zudem  je  nach  der  Jahreszeit  sehr. 

Der  Hauptort  der  Küste  ist,  sowohl  was  den  Hunde!  betriHt  als  auch  als 
Verwaltungssitz,  Mombasa,  neuerdings  besonders  wichtig  geworden  durch  die 
dort  beginnende  Ugandabahn.  Mombasa  ist  eine  alte  Stadt,  die  schon  im 
14.  Jahrhundert  erwähnt  wird  und  abwechselnd  unter  porfugiesi<;cher  und 
arabischer  Herrschaft  gestanden  hat.  Sie  ist  auf  einer  Insel  gelegen,  die  quer 
vor  einem  tief  in  das  Land  einschneidenden,  an  den  Rabai- Hügeln  endigen- 
den Meeresarme  liegt.  Mombasa  hat  einen  zwar  schmalen,  aber  geschützten 
Hafen  mit  tiefem  Wasser,  der  auch  vielfach  von  den  Dampfern  der  deutschen 
Osfafrikalinie  angelaufen  wird.  Die  Stadt  hat  in  neuerer  Zeit  Quaianlagen  mit 
Kränen  zum  Laden  und  Löschen  von  Dampfern  erhalten.  Interessant  ist  das 
alte,  von  den  Portugiesen  1 594  erbaute  Fort.  Mombasa  war  schon  in  froheren 
Zeiten  ein  blühender  Handelsort,  von  dem  aus  eine  Straße  für  Handels- 
karawanen über  Tayeta  ins  Innere  führte;  infolge  der  steten  Angriffe  der 
Massais  auf  die  Karawanen  hörten  diese  jedoch  nach  und  nach  fast  ganz  auf, 
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und  die  Stadt  varlor  infolgedessen  aUmlibKcb  an  Umfang  und  Bedeutung. 

Gegenwärtig  wird  die  Zahl  der  Einwohner  auf  15  bis  20000  geschützt. 
Durch  die  L'gandabahn  wird  der  Ort  sicherlich  zu  neuer  Blüte  gelangen.  Dn-^ 
Klima  ist  sehr  heiß,  aber  troci<.en  und  nicht  besondere  ungesund.  In  «der 
Umgegend  sind  blQhende  Gfirten  und  Plantagen  vorhanden,  durch  welche  die 
Einwohner  der  Stadt  mit  Leben^^mitteln  versorgt  werden. 

Das  frlUier  unter  deutscher  Schutzherrschaft  betindhch  gewesene  Wituland 
liegt  nördlich  von  der  Tana- Mündung  und  bildet  ein  kleines  Sultanat  mit 
Wasuahelibevölkerung;  es  ist  zum  Teil  kultiviert  und  besitzt  besonders  Baucn- 
wollanpHanzungen.  Das  Land  wird  von  Wäldern  und  Sümpfen  begrenzt. 
Die  Stadt  Wim  hat  etwa  3000  Einwohner.  Der  WitukUste  .sind  drei  größere 
fruchtbare  Inseln,  Lamu,  Manda  und  Pata,  vorgelagert  mit  Erhebungen  bis 
zu  80  m  und  Weiden  und  Kokoswüldern.  Die  auf  ihnen  übenden  gleich- 
namigen Städtchen  hatten  zu  portugiesischer  Zeit  ziemliche  Handelshedeutung. 
Jetzt  hat  nur  Lamn  noch  einigen  Handel. 

Die  nürdHclistc  Küstenstadt  von  Englisch-Ostafrika,  Kismnyu,  besitzt  zwar 
einen  guten  Halen  und  gesundes  trockenes  Klima,  hat  aber  bisher  nur  geringe 
Bedeutung  erlangen  kOnnen,  da  der  einzige  gangbare  Weg  zum  Inneren,  der 
Juba-Fluß,  durch  die  davor  hegende  Barre  schwer  zugünglich  ist,  auch  die 
Bewohner  des  Hinterlandes  sich  zum  Vordringen  des  Europäers  recht  feind- 
lich stellen. 

Das  Hauptinteresse  bietet  wohl  derjenige  Teil  Englisch-Ostafrikas,  der  von 
der  neuen  Bahnlinie  aufgeschlossen  worden  ist.    Nachdem  die  Bahn  den 

Kihtenstrich  bei  Mombasa  verlo-^'^en  hot,  durchquert  sie  die  von  der  tropischen 
bonnenglut  versengte  wasserlose  und  unbewohnte  Nyika-  oder  Taru  -  Wüste, 
darauf  führt  sie  durch  das  Bergland  Teita,  deren  Bewohner,  die  Wataita, 
auf  ijooooKOpfe  geschützt  werden.  Das  Bergland  (Ndara-  und  Buru- Berge) 
i.st  teilweise  bewn^serf  und  kultiviert  und  zeigt  abwechselnd  fruchtbare  Täler, 
Wald  und  felsige  Berge.  Weiter  durcIiNchncidet  die  Bahn  die  im  Q^uell- 
gebiete  des  Athi- Flusses  liegende  Landscliali  ükaiuba,  ein  gebirgiges,  zum 
Teil  gut  bewässertes,  von  großen  unbewohnten  Ebenen  umgebenes  Gebiet 
in  dner  Mecreshöhe  von  9rni  bis  2100  m.  Nach  Überschreitung  der  baum- 
Io<M'n  unhe\volH)ten  oberen  Athi -Ebene  beriilirt  die  Bahn  den  SUdzipfel 
de:)  von  den  QuelltiUssen  des  Athi  und  lana  reich  bewässerten  Waldlandes 
Kikuyu,  ein  fruchtbares,  an  den  AbhHngen  des  Aberdare  -  Gebir;ges  und 
des  Kenia  in  einer  Mecreshöhe  von  1800  bis  2700  m  liegendes  Gebiet 
mit  kühlem  Klima,  reicher  Kultur  und  reichem  W'ildbestande,  das  zu  den 
schönsten  Teilen  des  Schutzgebiets  gehört.  Der  Boden  besteht  aus  Mergel 
und  Lehm  und  ist  sehr  fruchtbar.  Süße  Kartoffeln,  Yam,  Zuckerrohr,  Mais, 
Hirse,  Tabak  usw.  bilden  die  von  den  eingeborenen  Wakikuyu  gezogenen 
Fruchtarten,  aber  auch  europäische  ErzeugniNsc,  wie  Kartoffeln  und  Tomaten, 
gedeihen  vorzUglich.  Klee,  Veilchen,  Löwenzahn  und  andere  europäische 
Pflanzen,  wie  Farnkrauter,  Disteln,  Biombecrstraucher,  wachsen  in  den  W^alii- 
lichtungen.  Schafe  und  Ziegen  von  vortrefflichem  Fleische  weiden  auf  den 
Hügeln.  Auch  Eisen  ist  vorhanden  und  wird  von  den  Eingeborenen  zu 
Watlen  uuvl  Werkzeugen  verarbeitet.  Das  Land  ist  dicht  bevölkert,  die  Be- 
völkerung ist  aber  verräterisch  und  diebisch  und  den  Europäern  wenig  freund- 
lich gesinnt. 

Die  Bahn  steigt  dann  in  den  großen  ostafrikanischen  Graben  hinab  und 
erreicht  nach  erneuter  Steigung  beim  Erklimmen  des  westlichen  Grabenrandes 
endlich  in  Süd-Kavirondo  (ügowe-Bucht)  den  Victoria-Nyansa.  Durch  die  R^hn 
sind  vor  allem  die  fruchtbaren  und  reich  bevölkerten  iJfnder  ara  Victoria- Nyansa 
—  Kavirondo,  Usoga,  Uganda  usw.  —  dem  Weltverkehr  erschlossen  worden. 
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Die  Verbindung  zwischen  der  Ugowe-Bucht  und  Uganda  sowie  den  fibrigen 
Küstenpunkten  des  Sees  soll  durch  im  Bau  befindliche  Dampfer  der  Bahn- 
Verwaltung  herj^esteUt  werden.  Diese  Dampfer  werden  tler  Bahn  nicht  allein 
den  Handel  und  Verkehr  aus  den  am  Victoria -Nyansa  liegenden  englischen 
Gebieten  zuführen,  sondern  auch  aus  dem  deutschen  Ufergebiet  und  dem  daran 
stoßenden  Hinterlande.  Die  Beförderung  von  Mombasa  bis  zum  Vicioria- 
Nyansa  mit  der  Bahn  dauert  nur  etwn  2'/..  Tat,'c,  während  sie  früher  auf 
deniM-Ibcn  Wege  etwa  70  Tnge  in  Anspruch  nalui).  Kinen  ähnlichen  Zeitraum 
ninuni  auch  die  BewüUigung  der  Strecke  von  der  deutsch-ostalrikatiischen  Küste 
nach  dem  Victoria  -  Nyansa  bz.  nach  dem  Inneren  von  Deutsch  -  Ostafrilca  noch 
gegenwärtig  in  Anspruch.  Man  wird  sich  daher  nicht  darüber  wundern  dürfen, 
wenn  Haniicl  und  Verkehr  aus  dem  inneren  Deutsch  -  O^tafVika  in  Zukunft 
den  Weg  Uber  die  ügandabahn  und  das  englische  Gebiet  zur  Küste  einschlagen 
und  somit  ihre  Vorteile  Deutschland  verloren  gehen. 

Die  Bahn  durchschneidet  sowohl  Landschaften  von  trostlosem  N\'üsten- 
charaktcr,  weite,  fa^t  unbewohnte  Gebiete,  wie  Liinder  mit  vorncNclirittcner 
Kultur  und  dichter  Bevölkerung.  Die  hohe  Lage  der  erschlossenen  Gcbirgs- 
lünder  und  Lbenen  \äüt  sie  vielfach  für  europäische  Einwanderung  geeignet 
erscheinen.  Von  englucher  Seite  ist  dem  von  der  Bahn  berührten  Hochlande 
sogar  die  Bedeutung  eines  indischen  Amerikas  beigelegt  worden,  indem  man 
von  der  Ansicht  ausging,  daß  es  ein  wertvolles  Gebiet  für  indische  Einwan- 
derung und  ßesicdelung  sei;  indessen  sind  vorlüuug  besondere  Ergebnisse  in 
dieser  Richtung  nicht  zu  verzeichnen  gewesen.  Wo  der  Inder  eingezogen  ist, 
war  es  bisher  nur  als  Händler,  nicht  als  Bebauer  des  Bodens.  Handeltreibende 
hider  sind  allerdings  durch  die  Lröifnung  der  Bahn  bcrrils  in  größerer  Zahl 
herbeigezogen  worden,  sie  haben  nicht  allein  auf  allen  Hauptstationen  der 
Bahn  Waren  laden  erutfnet,  sondern  sollen  auch  im  Anschluß  an  die  Bahn 
weit  in  die  Nillflnder  hinein  vorgedrungen  sein,  um  dort  Handelsniederlagen 
zu  errichten.  Für  den  Aufschwung  Englisch-Ostafrikas  wird  in  erster  Linie 
in  Frage  kommen,  inwieweit  es  zur  Besiedclung  durch  Europäer  geeignet  ist. 
In  dieser  Beziehung  bieten  die  fruchtbaren  Ebenen  und  Hochländer  des 
Inneren  mit  ihrem  gemäßigten  gesunden  Klima  genügend  Raum,  aber  es  fragt 
sich  sehr,  ob  die  wichtige  Bewässerungsfrage  in  günstiger  Weise  gelöst  werden 
kann.  Von  der  Möglichkeit  hinreichender  Bewässerung  der  weilen  Gebiete 
wird  es,  abgesehen  von  der  Arbeiterfrage,  abhüngen,  ob  die  Kultiviertnig  der 
von  der  Bahn  erschlos.<ienen  Hochebenen  in  absehbarer  Zeit  in  Angriff  ge- 
nommen werden  kann.  Die  natürliche  Bewässerung  durch  Regenfall  reicht 
hierzu  infolge  der  starken  Verdunstung  und  der  Durchlässigkeit  des  Bodens 
meist  niclit  aus,  und  die  Nutzbarmachung  der  Flüsse  wird  nur  eine  beschrankte 
Fläche  der  Kultur  erschließen  können,  da  die  Wassermenge  der  FlUs.'«e  selten 
zur  Bewässerung  weiter  Flachen  genügt.  Dieser  Ansicht  wird  auch  in  einem 
kürzlich  in  der  Königlichen  geographischen  Gesellschaft  in  London  von  Buckley 
gehaltenen  Vortrag  Au -druck  gegeben,  der  die  Besiedelung'-fjlii^keit  Englisch- 
Ostafrikas  und  die  Möglichkeit  hinreichender  Bewässerung  der  Hochländer  mit 
kulturfahigem  Boden  behandelt. 

Vorläufig  sollen  sich  dem  Auge  des  Reisenden  von  der  Bahn  aus  auf  dem 
innerafrikanischen  Hochplateau  noch  mehr  Zebras,  Antilopen  und  Straul^e 
zeigen  als  Menschen.  Von  letzteren  entfallen  nur  etwa  5  Personen  durch- 
schnittlich auf  das  Q^uadratkilometer. 

Die  Hauptbedeutung  der  Ugandabahn  beruht  zur  Zeit  wohl  weniger  auf 
der  Kuiturfähigkeit  der  von  ihr  durchschnittenen  Hochländer,  als  in  ihrem 
Werte  für  die  Erschließung  der  reichen  und  dichtbevölkerten  Landschaften 
Zentralafrikas.    Die  Bahn  hat  vor  allem  diese  Länder  und  ihre  eingeborene 
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Bevölkerung  in  unmittelbare  Berührung  mit  der  Zivilisation  gebrecht,  die 

zwischen  Jen  ciiu^'  1  t  cncn  Volksstüninien  herrschenden  ständigen  Kriege  und 
Fehden  beseitigt  oder  beschränkt  und  w  icb.tii^e  Handelsverbindungen  ge-schaffen. 
Der  Handel  hatte  sicli  bisher  ausi>ctiliclilicli  durch  Austausch  der  bei  den  ein- 
zelnen Volkssttfmmen  gangbaren  Tauschartikel  (Perlen,  Eisendraht  usw.)  gegen 
die  für  den  Weltverkehr  brauchbaren  Handelswaren  Innerafrikos,  deren  vor- 
nehniste  noch  immer  da-^  Elfenbein  bildet,  vollzogen;  aucli  in  dieser  Be- 
zichuiii;  hi  die  Hahn  schon  liafidelslördernd  gcwoen,  indem  sie  zur  Ver- 
breitung der  Gcldmünzen  als  Kaulwerte  in  Innerafrika  beigetragen  hat. 


KLEINE  MITTEULUNGEN. 

Die  Studiengesellschaft  für  elektrische  Schnellbahnen  in  Berlin 
benutzt  für  ihre  Versuchsfahrten  bekanntlich  die  Strecke  der  MiHtarbahn 
zwischen   Marienfelde   und  Zossen.     Nachdem   die  Schnellbahnwagen  eine 

Geschwindigkeit  von   160  km  in  der  Stunde  erreiclit  hatten,  schien  es  not- 
wendig, den  Oberbau  der  Militürbahn  auf  dieser  Strecke  zu  verstärken  (Archiv 
V.  1902  S.  29  und  S.  719  ff.).  Die  Eisenbahnverwaltung  hat  die  erforderlichen 
Schienen  leihweise  gestellt.   Die  Arbeiten  sind  von  der  Eisenbahnbrigade  aus- 
geführt  worden.     An  Stelle  der  bisherigen  Schienen   der  Militfirbahn  von 
33)1  kg  Gewicht  sind  solche  von  41  kg  getreten.    Sie  haben  eine  Lünge  von 
13  in  und  sind  auf  je  16  Schwellen  aus  Kiefernholz  mit  Harlholzd  Übeln 
befestigt.    Zur  Bettung  ist  guter  Basaltkleinschlag  verwandt.    Nach  Abnahme 
der  umi;c!^niifin  Strecke  sind  die  Versuchsfahrten  der  Studiengesellschaft  anj 
13.  September    wieder    aufgenommen    worden.     Die    beiden   Wagen,  von 
Siemens  &  Halske  und  von  der  .\llgemeinen  Elektrizitats  -  Gesellschalt ,  sind 
inzwischen  umgebaut  worden.    Insbesondere  ist  der  Radstand  fbr  die  Dreh- 
gestelle vergrölkrt;  er  beträgt   jetzt    5   statt   3,8  m.     Die   Drehzapfen  sind 
verschiebbar  getnacht  mit  llülte  einer  Federung  in  ähnlicher  Weise,  wie  dies 
neuerdings  bei  Lokomotiven  geschieht.    Auch  die  mannigfachen  Apparate  zur 
Messung  der  Geschwindigkeit,  des  Stromverbrauchs,  des  Luftwiderstandes  usw. 
sind  an  der  Hand  der  seitherigen  Erfahrungen  vervollkommnet  worden.  Schon 
bei  der  ef-tcn  der  neuen  Versuchsfahrten  hat  man  befriedigende  Ergebnisse 
erzielt:  es  wurden  Fahrgeschwindigkeiten  bis  zu  167  km  in  der  Stunde  erreicht ; 
trotz  der  höheren  Geschwindigkeit  lief  der  Wagen  weit  ruhiger  und  sicherer 
als    im    vergatii^enen   Jahre.     In   der  Folgezeit    ist   CS   gelungen,   die  Fahr- 
geschwindigkeit  weiter  zu  steigern,  und  am  6.  Oktober  hat  man  bei  einer 
Stromspannung  von   14000  Volt  eine  höchste  Geschwindigkeit  von   201  km 
in  der  Stunde  erzielt;  die  23  km  lange  Strecke  wurde  wiederholt  in  Ö  Minuten 
zurückgelegt.   Die  Bedeutung,  weiche  dieser  erfolgreiche  Vorstoß  in  ein  bisher 
völlig  unbekanntes  Forschuni^sgebiet  für  die  Eisenbahntechnik  imd  das  Verkehrs- 
wesen hnl  oder  haben  wird  —  sagt  das  »Centralbl.  d.  Bauvervvalt.«  — ^  lUüt 
sich  heute  noch  schwer  ermessen;  jedenfalls   ist  das  Ergebnis  nicht  gerinc 
anzuschlagen.    Die  Studiengesellschaft  und  die  Behörden,  welche  ihr  eine  su 
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nachbalfige  UnterstOtzung  angedeiben  ließen,  haben  sich  mit  diesen  Vereucben 

große  V'erdienste  um  die  weiteren  Fortschritte  des  Verkehrswesens  erworben. 
Die  Erreichung  der  erwähnten  Fahrgeschwindigkeit  bildet  ohne  Zweifel  einen 
Glanzpunkt  in  der  Geschichte  der  Technik,  und  wir  dürfen  uns  wohl  treuen, 
daß  es  Deutsche  gewesen  sind,  die  diese  Leistung  vollbracht  haben.  Seine 
Maiestat  der  Kaiser  hat  die  Gesellschaft  zu  dem  schOnen  Erfolge  beglückwünscht. 


Ein  neues  Stadtbahnsysteni.  Der  Ingenieur  Kiebitz  hat  ein  eigen- 
artiges System  von  Eisenbahnwagen  erfunden,  das,  wenn  es  sich  hewiihrt,  die 
Herstellung  von  Stadtbahnen  aui^erordcntlich  begünstigen  durfte.  Die  Neuerung 
besteht  im  wesentlichen  in  der  abweichenden  Anordnung  der  Rüder.  Diese 
sind  nicht  unterhalb  der  Wagenkasten,  sondern  an  besonderen  Rollböcken 
angebracht,  die  sich  zwischen  den  Wagen  sowie  an  den  beiden  Enden  des 
Zui^ev  befinden.  Durch  die  Rollböcke  werden  die  Wagen  getragen  und  gleich- 
zeitig gekuppelt.  Man  kann  also  den  Wagenkasten  so  weil  herabführen,  daß 
er  dicht  Ober  den  Schienen  schwebt.  Die  dadurch  erzielte  Raumersparnis  ist 
bedeutend;  Kiebilz-Wagen  erfordern,  bei  unterirdischer  Führung,  eine  Tunnel- 
höhe von  nur  2,3  m,  wahrend  beispielsweise  die  Tunnels  der  Berliner  Unter- 
grundbahn 3,3  m  hoch  sind.  Örtliche  Schwierigkeiten  werden  daher  leichter 
überwunden  und  die  Anlagekosten  bleiben  hinter  denen  der  bisher  gebrauch- 
liehen  Systeme  erheblich  zurück.  Beides  trifft  nicht  nur  für  die  unterirdische, 
sondern  auch  für  die  oberirdische  Führung  zu.  Die  Tragekonstruktion  der 
Hoclibahn  ist  nümlich  entsprechend  dem  geringen  Gewicht  des  rollenden 
Materials  eine  ziemlich  leichte.  Die  Gleise  können,  nach  Ansjcht  des  trhiiders, 
in  engen  Straßen  auf  schmalen  Viadukten  übereinander  angeordnet  werden. 
Ein  besonders  schätzbarer  Vorteil  des  neuen  Systems  ist  die  günstigere  Schwer- 
punktslage der  Wagen,  die  infolgedessen  ruhig  und  ohne  seitliche  Schwan- 
kungen fahren. 

Die  Wagen  sollen  eine  Lfinge  von  7  '/a     erhalten  und  zur  Aufnahme  von 

je  128  Fahrgitsfen  eingerichtet  werden.  Bei  der  Berlmer  Hochbahn  faßt  jeder 
aus  3  Wagen  bestehende  Zug  nur  173  bis  200  Personen.  Der  Unterschied 
ist  auf  eine  andere  Anordnung  der  Sitzplatze  bei  dem  Kiebitz  -  System 
zurückzuführen,  die  in  der  Mittelachse  des  Wagens  verlaufen;  an  den  Seiten 
bleiben  ziemlich  breite  Glinge  frei,  die  nur  zum  Teil  zu  Stehplützen  benutzt 
werden.  Vier  Fünftel  der  FahrgHste  können  sitzen.  Um  eine  glatte  Ab- 
wickelung des  Ein-  und  AuN^-teigeverkehrs  zu  erreichen  und  den  Aufenthalt 
der  Züge  auf  den  Stationen  abzukürzen,  sind  die  Wagen  zu  beiden  Längs- 
seiten je  mit  mehreren  Türen  ausgestattet.  Das  Einsteigen  erfolgt  nur  von 
der  rechten  Seite  her,  das  Aussteigen  auf  der  linken  Seite,  so  daß  sich  die 
ankommenden  und  abfahrenden  Personen  nicht  begegnen.  Die  Stationen  er- 
halten 2  vSeitenbahnsteige  für  die  abfahrenden  Personen  jeder  der  beiden 
Richtungen  und  einen  Inselbahnsleig  zur  Aufnaluiie  der  ankommenden  Fahr- 
gaste. 


Neue  Eigenschaften  des  Radium.  Curie,  dem  Entdecker  des  Ka^liiim, 
ist  CS  gelungen,  durch  ein  einfaches  Experiment  die  phosphoreszierende  Kraft 
dieses  Stoffes  nachzuweisen.  Im  Abstände  von  einigen  MiUimetem  von  einem 
Karton,  der  mh  phosphoreszierendem  Zinksulfür  überzogen  ist,  wird  auf  einer 
Nadelspitze  eine  kleine  Menge  RadiumchlorUr  angebracht.  Betrachtet  man 
hierauf  durch  ein  Vergrößerungsglas  den  Karton,  so  sieht  man  ihn  an  ver- 
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schtedenen  Punkten  aufleuchten,  als  wenn  ein  Funkenregen  von  dein  Radium 

nach  dem  Sulfür  liinUbersprange.  Der  Vorgang  hat  noch  keine  einwandfreie 
Erklüriing  (gefunden.  l''iiie  HvfOtlie^e  nimmt  an,  daß  jedes  Aufleuchten  eines 
Punktes  dem  Aullietlen  eines  Radiumaloais  zuzuschreiben  ist.  Man  hätte  also 
zum  ersten  Male  freie  Atome  nachgewiesen. 

Der  genannte  Gelehrte  hat  ferner  die  merkwürdige  Wahrnehmung  gemacht, 
daß  das  RjJium  beständig  Warme  aussendet.  Um  dies  zur  Anschauunsj  zu 
bringen,  bedient  er  sich  zweier  GetaLW,  ühnlich  denen,  in  welchen  d'Arsonval 
flüssige  Luft  aufbewahrt,  aber  kleiner.  Jedes  der  beiden  Gefiffie  enthtflt  ein 
Thermometer  und  Baumwolle;  einem  Getiiße  wird  0,7  g  radiumhaltiges  Barium- 
chlorUr  7iif,'ese(/f  Alsdann  zeigt  d;is  Thermomcfer  In  dem  letzteren  Gefäß 
eine  erhebliche  Lrhöhung  der  Temperatur  an.  Bei  einem  Versuche,  den  Curie 
der  französischen  Physikalischen  Gesellschaft  vorführte,  betrug  der  Wärme - 
unterschied  3,t**C. 


Naphthalager  auf  der  Insel  Sachalin.  Auf  der  Initel  Sachalin  sind 
Naphlhalager  cnideckt  worden,  welche  nach  Untersuchungen  des  russischen 
Ingenieur  -  Chemikers  v.  PlatonofT  mit  der  Zeit  diejenigen  von  Baku  (vgl.  Archiv 
V.  1899  S.  186)  an  Bedeutung  zu  erreichen,  wenn  nicht  gar  zu  Ubertreffen 
begrOndete  Aussicht  bieten.  Der  Genannte  war,  wie  wir  dem  »Ostas.  Lloyd a 
entnehmen,  von  dem  Verbände  der  Bakuer  Naphtha- Industriellen  im  Prüh- 
jahr  1902  nach  Texas  und  Peimsylvanien  enl<=andt  worden  zur  Fc^tsfcUung, 
inwieweit  namentlich  die  texanisclien  Felder  als  Wettbewerber  fih  Baku  in 
Frage  kommen  konnten,  und  um  im  Anschluß  an  diese  Reise  die  neu  ent- 
deckten Naphthalager  auf  der  Insel  Sachalin  zu  besuchen,  von  denen  seit 
einiger  Zeit  viel  die  Rede  war.  Das  Ergebnis  seiner  Feststellungen  hat  er  in 
die  Erklärung  zusammengefaßt,  daß  alles,  was  er  in  Amerika  gesehen,  niclitv 
gegen  das  sei,  was  er  auf  Sachalin  gefunden  hübe,  und  daß  die  dortigen 
Felder  am  Nutowofluß  m  kemer  Weise  hinter  Baku  zurfickstVnden.  Dieses 
Urteil  des  Bakuer  Fachmanns  ist  um  so  wichtiger,  als  man  bisher  an  tten 
Reichtum  der  Sachaliner  Napiithafclder  viellach  nicht  recht  hatte  glauben  wollen 
und  besonders  die  Bakuer  Industriellen  bemUht  gewesen  waren,  die  Sache  in 
Rußland  tot  zu  schweigen. 

Die  neuen  Felder  befinden  sich  auf  der  nördlichen  Hülfte  der  OstkQste 
Sachalins  am  Nutowo,  am  Boatassin  und  am  SUdende  des  Nabilschen  HafTes 
und  liegen  niclit  weit  von  guten  und  geschützten,  für  Seeschiffe  zugänglichen 
Häten  entfernt.  Ihre  Ausdehnung  von  Norden  nach  SUden  hat  man  auf  etwa 
350  Werst  geschätzt.  Am  Boatassin  wurde  1901  das  erste  Bohrloch  nieder- 
gebracht; es  ergab  bei  150  Fuß  Tiefe  die  erste  Petroleum  führende  Schicht 
und  bei  237  Fti!.>  die  zweite.  Da^  ()\  stieg  schnell  im  Bohrloch  auf  und 
Hießt  seitdem  gleichmäiiig.  Ganz  besonders  reich  sind  die  Felder  am  Nutowo. 
Dort  befinden  sich  sieben  große  Naphtha  «Seen,  von  denen  der  bedeutendste 
eine  Oberflttche  von  Uber  üyoon  Quadratmetern  hat;  am  Nordende  dieses 
Sees,  etwa  120  m  von  ihm  entfernt,  betindet  sich  ein  sogen.  »Ölausbißtt ,  aus 
dem  das  Ol  in  Gestalt  einer  Springv|uclle  furtwährend  ausgestoßen  wird.  Be- 
sondere Beachtung  verdient,  daß  das  gänzliche  Fehlen  aller  vulkanischen  Ge- 
bilde, selbst  von  Schlammviilkan.!i ,  Jer  Sachaliner  Naphthnindustrie  bedeutend 
gröfVre  Sicherheit  gewähren  wird,  als  sie  fttr  viele  Naphthagebiete  in  anderen 

Ländern  gegeben  ist. 

Daß  die  Sachaliner  Naphthafcider  die  Zukunftsliefcranten  für  den  ganzen 
»Fernen  Osten«  bilden  werden,  wird  von  dem  genannten  Blatte  als  außer 
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Frage  stehend  bezeichnet;  denn  da  das  Sachaltner  Naphtha  frei  von  Benzin 

sei,  eigne  es  sich  in  cTsier  Linie  zur  Verwendung  »direkt  als  Heizöl«  und 
werde  als  solches  sot^leich  das  texanische  Naphiha  aus  dem  Felde  schlagen, 
weil  dieses  wegen  seines  ungemein  hohen  Schwcfelgehalts  die  Ke>sel wände 
schon  nach  kurzer  Zeit  unbrauchbar  und  reparaturbedürftig  mache.  Und 
gerade  als  HeizOl  werde  das  Sachaiiner  Naphtha  fUr  Ostasien  von  größter 
Wichtigkeil  werden;  denn  die  japanische  Kohle  werde  von  Tt^  711  Tag 
schlechter,  da  die  Regierung  die  besseren  Klötze  üiigstlirh  für  die  eigene  Motte 
hüte  und  überdies  die  dortigen  Lager  ihrer  Erschüptung  in  kurzer  Zeit  ent- 
gegensahen. 

Die  sonst  ausgezeichneten  Kohten  von  Sachalin  aber,  heifit  CS  weiter, 
werden  wohl  noch  lange  in  derselben  geradezu  lächerlichen  Weise  ausgebeutet 
werden,  wie  es  schon  seit  fast  30  Jahren  geschieht.  Denn  ehe  man  sich  nicht 
entschliefit,  bei  Alexandrowsk  den  seit  Jahren  geplanten  Hafen  zu  bauen,  kann 
an  eine  wirkliche  Ausnutzunt^  dieser  so  reichen  Kohlenlager  nicht  gedacht 
werden.  Die  jetzt  in  dieser  Beziehung  herrschenden  ZuNtände  kennzeichnen 
sich  dadurch,  daß  die  We^-tkUste  Sachalins,  der  Sitz  der  Kohlenfeldcr,  keinen 
einzigen  geschützten,  brauchbaren  Hafen  bietet  und  daß  die  Dampfer  auf  eine 
Meile  Abstand  vom  Lande  auf  offener  Reede  laden  und  loschen  müssen,  wo- 
bei es  vorkomnil,  daß  ein  Dampfer  oft  mehrmals  in  einem  Hafen  an  der 
gegenüberliegenden  KUste  des  Festlandes  Schutz  suchen  muß,  ehe  er  nur  zwei- 
bis  dreitausend  Tons  Kohlen  einnehmen  kann. 

Ebenso  wie  fQr  HeizOl  bietet  sich  dem  Leochtpetroleum  aus  dem  Sachaliner 
Naphtha  ein  außcrorJcntlich  bedeutendes  Absatzfeld,  nämlich  der  Markt  von 
China  und  Jupan.  Die  japanischen  Petroleumgebietc  bleiben  als  aussichtslos 
außer  jeder  Betrachtung.  Die  Lage  der  Naphfhafelder  auf  dem  Ostufer 
der  Insel  Sachalin  ist  zudem  für  die  Industrie  sehr  günstig.  Das  Klima 
(Seeklima)  ist  zwar  rauh,  aber  nur  geringen  Schwankungen  unterworfen.  Die 
Gegend  ist  stark  bewaldet;  es  herrschen  Lärchen,  Pappeln,  Tannen  und  Fichten 
vor.  Die  Industrie  \si  daher,  sowohl  was  Bauholz  wie  auch  das  .Material  zur 
Kistenfabrikation  usw.  betrifft,  gesichert.  Die  Häfen  der  Insel  haben  eine  Tiefe 
von  zwanzig  Fuß  und  sind  kaum  vier  Monate  im  Jahre  und  auch  dann  nur 
schwach  zugefroren.  Da  das  Ochotskische  Meer  nie  zufriert,  ist  es  möglich, 
die  Verbindung  fast  das  ganze  Jahr  hindurch  offen  zu  halfen.  Außerdem  ist 
das  Sachaliner  Naphtha  von  jeder  Abgabe  frei;  selbst  die  Grundsteuer  soll  in 
den  ersten  fünf  Jahren  erlassen  werden. 


Meerleuchtcn.  Die  «American  Syren  and  Shippingo  erzählt  in  einer 
ihrer  letzten  Nummern  von  dem  »phosphoreszierenden  Meere,  das  schon 

Hunderttausende  von  Weltreisenden  entzückte,  die  in  irgend  einem  schmücken 
Dampfschiffe  den  Nordatlantischen  Ozean  kreuzten«.  Aus  der  hübschen 
Schilderung  des  mannigfach  auftretenden  Phänomens  heben  die  oHanab.  Beitr.« 
u.  a.  folgende  Stellen  hervor. 

Jede  Umdrehung  der  gewaltigen  Schiffsschrauben  zerstäubt  die  Oberfläche 
des  Meeren  in  Manmii^cn.  leuchtenden  Schaum;  jede  Welle,  die  sich  an  dem 
vorwartsstürnieirJeii  K.k1c  blicht,  (l.rtnmf  in  einem  Feuer  auf,  das  brennt,  aber 
nicht  verzehrt,  und  die  Sterne  am  Himmelsbügen  erbleichen  vor  der  Silber- 
helle des  alten  Ozeans.  Jedes  winzige  Schauragerlesel  tragt  eine  herrliche 
Krone  schneeweißen  Lichtes,  das  Kiehvas^e^  des  Schiffes  ist  eine  breite  Strafle, 
die  wie  geschmolzenes  Metall  erglänzt,  nrul  .kr  wachthabende  Schiffsmann 
kann  nicht  selten  die  gewöhnliche  Druckschritt  einer  Zeitung  bei  dieser  leb- 
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haften  Beleuchtung  lesen.     Weniger  anmutig  vielleicht,  aber  gewiß  noch 

inärchenhüfter  ist  das  soL;enannte  nweiße  Wasser« ,  dem  man  häutig  in  ver- 
schiedenen 7'eik'n  aller  sieben  Weltmeere  begegnet,  das  besonders  aber  für 
die  das  Arabische  Meer  durchfahrenden  Schiffe  bemerkbar  ist.  Fast  in  der 
Spanne  eines  Augenblicks  scheint  das  Schiff  Uber  die  weifleste,  zarteste 
\Volke  zu  gleiten,  und  es  herrscht  dabei  eine  feierliche  Stille.  Die  Oberfläche 
des  Wassers  ringsum,  das  den  schlanken  Leib  des  Schiffes  badet,  ist  wie  Milch 
und  blendet  die  Augen  des  Beschauers.  Kapitän  Kingman  von  dem  amerika- 
nischen Schiffe  Shooting  Star  hat  in  einem  Briefe  ein  lebendiges  Bild  des 
rolirchenhaften  Anblicks  gegeben,  den  er  auf  seinem  kleinen  Schiffe  25  Seemeilen 
weit  und  ungcf^fh'  200  Seemeilen  südwestlich  von  Batavia  hatte.  Kaum  eine 
Wolke  war  am  Huumel  sichtbar,  und  die  Milchstraße  zu  seinen  Häupten 
wurde  beinahe  von  der  anderen  Milchstraße  verdunkelt,  durch  die  das  Schiff 
dahinschwamm.  Das  Meer  war  in  Phosphorlcuchten  verwandelt,  der  Himmel 
hing  schwarz  herab  und  die  Sterne  erloschen.  Man  zog  einen  WaschkUbel 
voll  Wasser  liings  des  Schiffes  herauf  und  fand  es  voll  leuchtender  Tierchen. 
Trotz,  einer  Geschwindigkeit  von  9  Knoten  war  die  Fahrt  des  Schiffes  voll- 
kommen unhOrbar.  Das  Schiff  Alcides,  das  im  letzten  Dezember  von  Hongkong 
nach  Baltimore  ging,  beobachtete  eine  ähnliche  Erscheinung,  als  es  aus  der 
Lombok  Strait  fuhr.  Zuerst  scliien  das  Schiff  in  die  Nühe  eines  Korallenriffs 
gekommen  zu  sein;  aber  später  wurde  das  Wasser  milchweiiÄ  rings  bis  zum 
äußersten  Horizont,  soweit  das  Auge  reichte.  Als  man  aus  der  Hinferpforte 
Ausschau  hielt,  konnte  man  den  lÜel  des  Schiffes  voUstlndig  sehen,  so  hell 
war  die  Oberfläche  des  Meeres.  Eine  Wasserprobe  zeigte  ebenfalls  kleinste 
Lebewesen.  In  der  nächsten  Nacht  war  das  Wasser  fast  vier  Stunden  lang 
weifl,  ein  weifler  Nebel  schien  See  und  Himmel  zu  verbinden,  und  der  Horizont 
konnte  nicht  gesichtet  werden. 
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Die  JEIntwickelung  der  Femspreehverbindungen 
Deutsehlands  mit  Skandinavien. 

Die  internationalen  Sprechbeziehungen  Deutschlands  sind  im  Jahre  1 903  auf 
Schweden  (am  i.  August)  und  auf  Norwegen  \am  1.  Oktober)  ausgedehnt 
worden.  Der  Verkehr  nach  diesen  LiinJern  \vii\l  im  Durchgang  Uber  Dänemark 
ab^ewickeU,  und  es  erscheint  daher  angezeij^t,  über  die  Entwickelung  der  nun- 
iiKiii  dem  Verkehr  mit  ganz  Skandinavien  dienenden  deutsch -dünischen  Ver- 
bindungen wie  auch  Ober  die  fllr  den  Verkehr  mit  den  drei  nordischen 
Reichen  festgesetzten  Gebühren  einen  allgemeinen  Überblick  zu  geben. 

Die  erste  Fernspreo!;verbindung  zwischen  Deutschland  und  Dänemark  wurde 
durch  eine  am  8.  Oktober  1895  dem  Betrieb  Ubergebene  Doppelleitung  aus 
4  mm  starkem  Bronzedraht  von  Hamburg  nach  Kopenhagen  gebildet.  Die 
Bestimmungen  Uber  den  deutsch- dänischen  Fernsprechdienst  und  die  Gebühren 
waren  vortier  in  einem  unterm  23.  Mai  i8()s  in  Kopentin^en  zwischen  Vertretern 
der  beiderseitigen  Verwaltungen  getroHenen  Übereinkonimcn  testgesetzt.  Für 
die  Gebuhrenberechnung  wurde  in  Dänemark  eine  Grenzlinie  durch  den 
Großen  Belt  und  den  Langelandsbelt  gezogen,  derart,  daß  die  GesprKche  von 
deutschen  Orten  nach  den  östlich  dieser  Linie  gelegenen  Inselgruppen  einer 
Gebühr  von  4  Frcs.,  nach  den  westlich  der  Linie  gelegenen  dünischen  Gebiets- 
teilen dagegen  einer  Gebühr  von  3  Frcs.  lür  die  üe^prächseinheit  unterlagen. 

Archiv  f.  Post  u.  Telcgr.  22.   1903.  44 


Digitized  by  Google 


678      Die  Entwtckelung  der  Fcrasprechverb.  Deutschlands  mit  Skandinavien. 


Der  Gebuhrenanteil  der  deutschen  Reichs -Telegraphenverwaltung   wurde  in 
beiden  F'VlIen  auf  a  Frcs.  bemessen. 

Der  anfangs  auf  Jic  Orte  Berlin,  Hamburg  und  Kopenhagen  vind  die  zu- 
qchöritjfn  Nnchliar  t!n»i  NDrcirte  hc^clir.'inkfc  dcuf'^ch-cl.'ini'^chi'  FertT^prechverkohr 
wurde  bald  aul  weitere  Orte,  in  Deutvchiand  vornehmheil  auf  Orte  in  den 
Ober-PostdIrektionsbezirken  Kiel  und  Hamburg,  ausgedehnt.  Die  Überbrückung 
größerer  KnitVi iningen  war  nicht  angängig,  da  die  492  km  lange  Doppel- 
leitung Haniburg  Kopenhagen  für  solche  Entfernungen  infolge  der  zahlreichen 
Zwi-sciienanstalten  und  der  Mitbenui/ung  von  Adern  in  den  durch  den  Kleinen 
und  den  Großen  Bclt  verlegten  Telegraphenkabeln  eine  gute  SprechverstSndigung 
nicht  zuließ.  Die  aus  diesem  Grunde  auf  die  Gewinnung  eines  neuen  kürzeren 
Ab>.it7weg^  für  den  Jeutsch-dünischen  Sprechverkehr  gerichteten  Bestrebungen 
iührien  im  Jahre  1899  zur  Hersteilung  einer  neuen  Verbindung  Berlin-Kopen- 
hagen, und  zwar  auf  dem  Wege  Ober  WamemDnde-Gedser  und  unter  Mit- 
benutzung des  zwischen  diesen  Orten  vorhandenen  45  km  langen  Telegraphen- 
Seekabeh,  in  welchem  7wei  Adern  für  die  Fernsprechleilung  zur  VerfUf^unn 
gesicHt  wcrJi.-n  konnten.  Diese  neue  Verbindung,  in  die  auch  Rostock  und 
Scliweiin  zum  Betrieb  eingeschaltet  wurden,  trat  am  20.  November  liiyg  in 
Wirksamkeit.  Gleichzeitig  wurde  die  Gebtthr  f&r  den  neu  hinzutretenden  Verkehr 
mecklenburgischer  Orte  nach  den  östlich  des  Greifen  un  1  des  Langelandsbelts 
gelegenen  dänischen  Gebietsteilen  nuf  1  Frcs.  mit  halbscheidlicher  Teilung,  für 
den  Verkehr  dieser  Orte  nach  den  übrigen  Gebietsteilen  Dänemarks  zwar 
ebenfalls  auf  3  Frcs.  festgesetzt,  jedoch  mit  der  in  den  Bestimmungen  des  über* 
einkomniens  vom  23.  Mai  1895  vorgesehenen  Teilung  '2  Fics.  auf  die  deutsche 
Heichs  TlKi;i aplienverwallung,  i  Frc.  auf  Jio  lUinischc  N'erwaltuiig).  Kinc 
Weitere  Abweichung  von  den  durch  dieses  L  bereinkommcn  bestimmten  Gebülu  en- 
satzen  trat  am  1.  Februar  1900  durch  Einfügung  einer  Zone  ftlr  den  Grcnz- 
verkehr  ein  mit  einem  der  Abrechnung  nicht  unterliegenden  Satze  von  1,95  Frc. 
Diese  Zone  wurde  abu'ogren?!  in  Deutschland  duich  eine  Linie  von  Apenrade 
bis  Sciierrebek  und  in  Dänemark  durch  eine  Linie  von  Veile  über  Esbjeri; 
bis  Nordby  auf  Fanö  sowie  durch  eine  Linie  von  Assens  bis  Bogense  auf  Fünen 

Wenngleich  die  neue  Fernsprechverbindung  Berlin -Kopenhagen  die  Ein- 
beziehung mehrerer  deutscher  Orte  in  den  Verkehr  mit  Dfinemark  ermöglichte, 
die  sonst  hierauf  !i!itten  \et/iclitcn  mtl^scn,  so  reichte  gleichwohl  die  l.nirf- 
wirkung  auch  aul  diest-i   Leitung  niciit  lür  Lntlernungen  aus,  deren  Lber- 
windung  bei  der  in  Aussicht  zu  nehmenden  Ausdehnung  der  internationalen 
Sprechbeziehungen,  namentlich  auch  für  den  Sprechverkehr  von  Deutschland 
nach  Schwellen  iitnl  Norwegen,  in  Betmclit  kam.    Die  Ursache  dieser  unzuliin<^»- 
lichen  Lautwiikung  log  aussdilielälich  in  der  Mitbenutzung  des  für  den  Fern- 
sprechbetrleb  nicht  völlig  geeigneten  Guttaperchakabeis  Warnemünde— Gedser 
und  CS  war  daher,  wenn  eine  durchgreifende  Besserung  erreicht  werden  sollte 
uiu-i  l'i!.''icli ,   ein   eigens   tiir  I^ernsprcclizwcckc   gebautes  Fernsprech  -  Seekabel 
auszulegen.    Zu  der  Zeit,  als  die  Beschatlung  eines  solchen  Kabels   —  auf 
gemeinsame  Rechnung  —  von  der  danischen  und  der  Reichs -Telcgraphcn- 
vc!  waltung  beschlossen  win\te  —  Anfangs  1901  — ,  lagen  ausreichende  Er- 
r^iliriingen  über  die  zweoknUüMgsle  Bauart  eines  derartigen  Kabels  von  größerer 
Lünge  noch  nicht  vor.  l*-s  besiaiulen  zwar  bereits  zwei  unterseeische  Fernsprech- 
verbindungen von  bemerkenswerter  Länge,  nämlich  zwischen  Buenos  Avres 
und  Montevideo  (45  km\  sowie  zwischen  London  und  Paris  (40  km).  Außerdem 
war  Jie  Au-Kgur^g  eiiu  v  o«>  km  langen  englisch-belgischen  Fernsprech-Seekabels 
/wischen  Dover  uiui  La  P.ume  angeordnet,  das  inzwischen  in  Betrieb  genominen 
worden  isi.    Aber  bei  allen  diesen  Kabeln  war  von  Guttapercha  als  isolaiion^- 
m Ittel  Gehrauch  gemacht  worden,  von  deren  Verwendung  mit  Rücksicht  auf 
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die  hohe  Ladungsfähigkeit,  weiche  die  mit  diesem  Mittel  isolierten  Leitungen 
besitzen,  tunlichst  Abstand  genommen  werden  sollte.  Aufterd^  hatten  die  in 
d^n  letzten  Jahren  gemachten  FortNclK  ille  in  der  Theorie  erkennen  lassen,  dafi 
die  Sprcchfahigkeit  eines  Fernsprcch-Seekabels,  namenthch  wenn  es  als  Zwischen- 
glied in  eine  längere  oberirdische  Fernsprechleitung  eingeschaltet  ist,  nicht 
ausschlieSiich  nach  dem  Produkt  von  Kapazität  x  Widerstand  beurteilt  werden 
kann,  sondern  auch  von  der  Höhe  der  Selbstinduktion  abhängig  ist. 

Für  die  Erhöhung  der  Selbstinduktion  in  Land  kabeln  hatte  zuerst  das 
Rheydter  Kabelwerk  dtnch  Umspinnen  der  Kupferleiter  mit  Eisendraht,  dann 
aber  mit  weit  größerem  Erfolge  Professor  Pupin  durch  Einschalten  von  Selbst- 
induktionsspulen an  bttctimmten  Steifen  der  Leiter  den  Weg  gewiesen.  Da 
indes  eine  einwandfreie  Form  des  Einbaues  von  Pupinspulen  in  Seelcabel 
noch  nicht  gefunden  war.  '\  ie  -ie  ;uich  jetzt  noch  fehlt,  so  erübrigte  nur.  die 
Erhöhung  der  SelbstinJukiion  in  ileni  :iu<;?:ulcgenden  Seckabel  durch  Eisendraht- 
umspinnung  der  Kupfcrieiler  herbeizuiülnen.  Um  überhaupt  den  EinHuii  des 
Kabels  auf  die  Sprechverstflndigung  in  der  ganzen  Leitung  herabzumindern, 
mußte  nicht  nur  die  Kapazität,  sondern  auch  die  L.'inge  des  Kabels  möglichst 
gering  bemessen  werden.  Es  wurde  daher  unter  Aufgabe  der  ursprünglich 
beabsichtigten  Führung  des  Kabels  über  W'arnemünde-üedser  der  Weg  über 
Fehmarn-Laaland  gewählt  und  nach  langwierigen  Berechnungen  und  Versuchen 
an  eigens  für  diesen  Zweck  herge^^tellten  Probekabeln  ein  Femsprech-Seekabel 
von  der  nachstehend  beschriebenen  Bauart  bei  der  Firma  Feiten  &  Guilleaume 
in  Mülheim  (Rhein;  in  Bestellung  gegeben. 

Das  21  km  lange  Kabel  enthalt  vier  Adern  (zwei  Doppeladern),  deren  Leiter 
aus  je  einer  Litze  von  hieben  1 ,35  mm  starken  Kupferdrflhten  bestehen  und 
mit  je  einem  blanken  Eisendraht  von  0,3mm  Starke  bewickelt  sind.  Der 
Querschnitt  jede-«  KiipferKitci  s  betragt  somit  10,^2  qmm,  der  Durchmesser 
3,57  nini.  Die  Isolierung  erfolgt  durch  mehrere  fest  anli.'yende  Papierbänder  bis 
zu  einem  Durchmesser  von  etwa  1 1  mm.  Die  vier  Adern  sind  miteinander 
verseilt,  mit  Jutefüden  getrenst  und  hierauf  mit  Papier  und  Band  auf  einen 
Äußeren  Durchmesser  von  etwa  32  mm  bewickelt.  Dii  e  Kabelseele  ist  imprägniert 
und  mit  doppeltem,  mit  3  v.  H.  Zinn  legiertem  Bleimantel  von  ie  i,';mm 
Wandstärke  umpreßt,  der  eine  Schutzhülle  von  zwei  Lagen  asphaltierten  Papiers 
und  Compound  erhalten  hat.  Die  Bewehrung  besteht  aus  19  verzinkten 
Flacheisendrflhten  von  trapezförmigem  Querschnitte  mit  den  ungefähren  Ab- 
messungen 7,5  X  6,3  X  4,0  mm.  Auf  die  Bewehrung  folgen  zwei  Lagen 
Compound. 

Das  auf  deutscher  Seite  als  Küstenkabel  hergestellte  2  km  lange  Ende  hat 
eine  doppelte  Bewehrung  erhalten,  indem  auf  die  Flachdraht- 

arniatur  und  eine  Lage  Compound  noch  32  eng  anschließende 

Protileiscndtähfe   der   nebenstehend    dargestellten    Form  von 
6  mm  Stärke  bz.  Höhe  nebst  zwei  Lagen  Compound  aufgetragen  wurden. 

Für  das  Kabel  hat  die  Firma  Feiten  tSc  Guilleaume  folgende  elektrische 
Eigenschaften  gewährleistet.    FOr  1  km  Lünge  soll  bei  15^0.  betragen: 

j,  der  Leitungswiderstand  jeder  Ader  höch>«tons  1,77  Ohm, 

2.  der  Isolationswiderstand  jeder  Ader  mindestens  loooMcgohm, 

3.  die  Kapazität  einer  Ader  gegen  die  diagonal  gegenüberliegende  Ader, 
wenn  Bleimantel  und  die  nicht  gemessenen  Adern  an  Erde  hegen, 
höchstens  0,088  Mikrofarad  und 

4.  die  Selbstinduktion  mindestens  0,003  Henry  für  t  Diagonaladempaar. 
Das  Kabel  ist  im  Januar  1903   unter  sehr  ungünstigen  und  schwierigen 

Verhältnissen  glücklich  ausgelegt  und  mit  den  zuvor  —  auf  deutscher  Seite 
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aus  3  mm  starkem  Bronze-,  auf  dünUchcr  Seite  aus  4  mm  starkem  Hartkupfcr- 
draht  —  hergestellten  oberirdischen  Anschlußleitungen,  die  sich  einerseits  von 
Hamburg  Uber  Lübeck  bis  zum  Puttgorden  Riff  auf  Fehmarn,  andercrscTts 
von  l^ödby  auf  Lnaland  bis  Kopenhagen  erstrecken,  dem  Betrieb  übergeben 
worden.  Gleichzeitig  ist  die  bisherige  Verbindung  Ober  Warnemünde -Gcdser 
weggefallen.  Die  Unterhaltung  des  Femsprech- Seekabels  erfolgt  nach  den 
getroffenen  Vereinbarungen  durch  die  Reichs* Telegraphenverwaltung  ftlr  ge- 
meinsame Rechnung  der  beiden  Verwahungen. 

Das  Kabel  hat  die  gehegten  Erwartungen  in  \  ollem  Umfange  gerecht  - 
fertigt.  Die  Sprcchvcrsländigung  in  der  neuen  Verbindung  ist  ausgezeichnet 
und  von  derjenigen  in  einer  rein  oberirdischen  Leitung  kaum  tu  unter- 
scheiden. Vorgenommene  Sprecbversuche  ei|(aben  selbst  auf  Entfei minien 
wie  von  Breslau  nach  Kopenhagen  befriedigende  Verständigung,  so  dai>  mit 
der  geplanten  Erweiterung  der  deutsch  -  dänischen  Sprechbeziehungen  hatte 
vorgegangen  werden  kOnnen.  Indes  erschien  es  zweckmflßig,  vor  dieser  Verkehrs- 
erweiterung  die  Gebührenfrage  neu  zu  regeln,  da  die  Zonen -Einteilung  des 
verhältnismäßig  kleinen  dänischen  Verkehrsgebiets  nicht  mehr  am  Platze  war 
und  die  im  Verkehr  mit  anderen  Nachbarländern  Deutschlands  inzwischen 
eingetretenen  Gebührenermäßigungen  auch  im  Verkehr  mit  DSnemerk  eine 
Tarifvcrbilligung  wünschenswert  erscheinen  ließen.  Zudem  mußte  auch  Ober 
die  Zulassung  des  Sprechverkelirs  im  Durchgange  durch  eines  der  beiden 
Länder  und  die  den  Verwaltungen  hierfür  zuzubilligenden  Transitgebühren 
Bestimmung  getroffen  werden.  Da  somit  der  Abschluß  eines  deutsch-dünischen 
Femsprechübereinkommens  große  Bedeutung  auch  für  die  Tel^raphenverwal- 
tungen  der  skandinavischen  Halbinsel  hatte,  wurde  auf  Anregung  der  schwedischen 
Verwaltung  eine  geineinsaine  Besprecliung  zwischen  den  beteiligten  vier  Tele- 
graphenverwailungcn  vereinbart  und  diese  in  den  Tagen  vom  4.  bis  6.  \lai 
in  Malmoe  abgehalten.  Die  Besprechung  zeitigte  vOUiges  EinverstXndnis  Uber 
die  Tarif-  und  Betrtebsbestifflmungen,  so  daß  den  zwischen  der  deutschen 
Reichs  -  Telegraphenverwaltung  und  den  übrigen  drei  Verwaltungen  abzu- 
schließenden Übereinkommen  ein  einheitlicher  Entwurf  zugrunde  gelegt  werden 


mit  Schweden  und  Norwegen  schließen  sich  detu  deutsch  -  dänischen  über- 
einkommen an  bis  auf  die  Zonen -Einteilung,  worüber  die  nachstehenden 
Auszüge  Aufschluß  geben. 

Schweden  wird  für  die  Gebührenberechiuing  in  vier  Zonen  eingeteilt. 
Die  erste  Zone  umfat>t  die  Zentral  -  Tclephonstalioncn  in  Schonen  nebst 
den  dazugehörigen  Netzen,    üebührenanteil  75  Cts. 

Die  zweite  Zone  umfaßt  die  Zentral-Telephonstation  in  Stockholm  nebst 
den  dazugehörigen  Netzen,  sowie  diejenigen  Zenlral-Telephonstationen,  welche 
südlich  vom  Stockholmer  Breitengrade  bis  an  die  Grenze  von  Schonen  liegen 
nebst  den  dazugehörigen  Netzen.    Gebührenanteil  1  Frc.  30  Cts. 

Die  dritte  Zone  umfaßt  die  Zentral -Telephonstationen,  welche  nördlich 
vom  Stockholmer  Breitengrad,  aber  südlich  vom  62.  Breitengrade  liegen,  mit 
den  dn/ugehörigen  Netzen.    Gebührcnnntcil  2  Frcs.  25  Cts. 

Die  vierte  Zone  umfaßt  alle  übrigen  Zentral -Telephon&talionen  mit  den 
dazugehörigen  Netzen.    GebUhrenanteil  3  Frcs. 

Wie  Schweden  wird  auch  Norwegen  in  vier  Zonen  eingeteilt. 
Die  erste  Zone  umfaßt  alle  Stationen  sUdh'ch  vom  6 1 .  Breitengrad  Und 
östlich  vom  I.  Liingengrad  im  Westen  von  Christiania  mit  Ausnahme  von 
l-angesund.    GebUhrenanteil  75  Cts. 
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Die  zweite  Zone  uailabt  alle  übrigen  blationen  südlicii  vom  62.  Breitengrad 
und  östlich  vom  3.  Längengrad  im  Westen  von  Christiania.  GebOhrenanteil 
I  Frc.  50  Cts. 

Die  dritte  Zone  umfaßt  alle  übrigen  Stationen  sUdUcb  vom  65.  Breiten- 
grade.   Gebuhrenanteil  2  Frcs.  25  Cts.  ^ 
Die  vierte  Zone  umfaßt  olle  übrigen  Stationen.    GebOhrenantei!  3  Pres. 

Die  Transitgebuhr  für  den  im  Durchgang  durch  Deutschland  abzu- 
wickelnden Spi  echverkehr  soll  nach  Artikel  9  des  Jeufj^ch  -  dänischen  (jber- 
einkommens  gleich  der  Gebühr  sein,  die  Deutschland  im  Tenninalverkehr  von 
Hamburg  mit  dem  dritten  Lande  bezieht.  Die  dänische  Transitgebühr  ist  auf 
75  Cts.,  die  schwedische  auf  140  Cts.  festgesetzt  worden. 

Die  Gesamt- Gesprächsgebühren  setzen  sich  aus  den  für  jedes  Land  und 
jede  Zone  bestimmten  Gebührenanteilen  und  u.  U.  aus  den  jeweiligen  Transit- 
gebühren zusammen.  So  beträgt  z.  B.  die  Gebühr  für  ein  gewöhnliches  ein- 
faches Gespritch 

von  Dresden  (III.  Zone)  nach  Kopenhagen  275  -|-  123  —  400  Cts.  =  3  M., 
von  Berlin  (II.  Zone)  nach  Malmoe  (I  Zone)  200  -|-  75  -j-  75  =  350  Cts. 
=  3  M-, 

von  Hamburg  (I.Zone)  nach  Christiania  (I.  Zone)  125  -f  73  +  140  -|  75 
=  415  Cts.  =  3  M.  50  Pf. 

Die  deutsch- dänischen  Sprechbeziehungen  haben  mit  dem  Inkrafttreten  des 
neuen  Übereinkommens  eine  betrJfchtlichc  Ausdehnung  erfahren.  Auf  deutscher 
und  danischer  Seite  ist  eine  Reihe  von  Orten  in  den  Verkehr  einbezogen 
worden,  so  daß  an  diesem  nunmehr  163  deutsche  und  72  dänische  Orte 
teilnehmen.  Hierdurch  wie  aucii  durch  die  Verbilligung  der  Gebühren  und 
die  Zulassung  des  deutsch  -  skaiuiinavi.schcn  Verkehrs  ist  die  Belastung  der 
neuen  Leitung  Hamburg- Kopenhagen  derart  gestiegen,  daß  noch  für  das 
laufende  Jahr  die  Herstellung  einer  zweiten  Leitung  aus  3  mm  starkem  Bronze- 
dniht  zwischen  diesen  beiden  Orten  angeordnet  worden  ist,  für  welche  die 
zweite  Doppelader  des  Fernsprech -Seekabels  zwi'^chen  Fehmarn  und  Laaland 
benutzt  werden  soll.  Ferner  schweben  zurzeit  Krwiigungen,  die  aufgehobene 
Verbindung  über  Warnemünde- Gedser,  wenn  auch  nicht  in  dem  früheren 
Umfange,  wieder  fttr  den  Sprechverkehr  in  Betrieb  zu  setzen.  Bei  den  regen 
Verkehrs-  und  Handelsbeziehungen  Deutschlands  mit  den  nordischen  Reichen  ist 
zu  erwarten,  daß  auch  diese  Leitungen  bald  werden  völlig  ausgenutzt  werden. 

ObarelakeinineD 

fll>er  den  Fenispredivatkchr  avlaohcn  Deatachland  und  Dlneoiark. 

Auf  Grund  des  Artikels  17  des  zu  St.  Petersburg  abgeschlossenen  inter- 
nationalen Telegraphenvertrags  vom  22.  Juli  1875  haben  die  Unterzeichneten 

in  der  Absicht,  den  Fernsprechverkehr  zwischen  Deutschland  und  Dänemark 
neu  zu  regeln,  vürbehaltlich  der  Genehmigung,  folgendes  Übereinkommen 
getrotTcn. 

Artikel  1. 

Der  Fernsprechverkehr  zwischen  den  beiden  Staaten  wird  durch  Leitungen 
sichergestellt,  deren  Anzahl,  Durchmesser,  Leitungsfahigkcit  und  Isolierung  den 

Bedingungen,  unter  welchen  sich  der  Sprechverkehr  abwickeln  soll,  entsprechen. 
Diese  Leitungen  werden  äo  angeordnet,  daß  die  Wirkungen  fremder  elektrischer 
StrOme  so  viel  als  möglich  vermieden  werden.  Jede  Verwaltung  ktßt  auf  ihre 
Kosten  die  Fernsprechlinien  für  ihr  eigenes  Gebiet  errichten  und  unterhalten. 

Die  zur  Verbindung  der  beidei seilii:en  Gebiete  erforderlichen  Fernsprech- 
Seekabcl  werden  auf  gemeinsame  Kosten  beschaät,  ausgelegt  und  unterhalten ; 
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hierüber    wird   das   LrJüidcriiche   zwischen   den   beider>citigcn  Verwaltungen 
besonders  vereinbart. 

Die  r  crnge>präche  können  von  oder  nach  Öffentlichen  Femsprechstellen 
und  Teilnehmerstellen  geführt  werden. 

Artikel  2, 

lin  gegenseitigen  Einvernehmen  wird  festgesetzt,  welche  Anstalten  in  die 
für  den  deut^cli-dänischen  Fernsprechverkehr  besonders  hergestellten  Leitungen 
einge:>chaltet  werden. 

Wenn  hiernach  inländische  Orte  eingeschaltet  sind,  so  dOrfen  die  Leitungen 
für  den  S( -  c. hverkehr  zwischen  diesen  nur  insoweit  mitbenutzt  werden,  als 
sie  duich  den   intenuitionalen  Verkehr  niilil  in  An>>pruch  f?ciiommcn  werden. 

Auf  inländischen  Leitungen,  die  lUr  den  wecliselseitigen  Verkehr  mitbenutzt 
werden,  gehen  die  internationalen  Gesprttche  denen  des  inländischen  Verkehrs  vor. 

Artikel  3. 

Als  Einheit  sowohl  für  die  Gebührenerhebung  als  auch  lür  die  Dauer  der 
Verbindungen  gilt  das  Gespräch  von  3  Minuten. 

Artikel  4. 

Denselben  beiden  Korre>pündenten  dürfen  mehr  als  zwei  aufeinander- 
folgende Gesprilchseinheilen  nur  dann  bewilligt  werden,  wenn  andere  Gesprächs- 
anmeldungen bei  Ablauf  der  zweiten  Gesprfichseinhcit  nicht  vorliegen. 

Artikel  5. 

Die  Gebühr  ist  von  dem  zu  entrichten,  der  die  Verbindung  verlangt.  Sie 
setzt  sich  für  das  gewöhnliche  Gespräch  von  3  Minuten  aus  der  Summe  der 
Gel  Uhren^intcile  der  beiden  Verwaltungen  zusammen,  die  in  nachstehender 

Weise  bercciinct  werden. 

A.  Deutschland  wird  für  die  Gebührenberechnung  in  drei  Zonen  geteilt. 

1.  Die  erste  Zone  umfiiflt  die  südlich  der  preußisch- dänischen  Grenze 
gelegenen  Gebietsteile  bis  zu  einer  Linie,  die  durch  die  Elbe  von  der 
Mündung  bis  Hamburg,  ferner  durch  die  Ki^cnb;ilin  Hamburg  BQchen— 
Hagenow-Ludwig^lust -Parchim -Karow -Waren -Pen /.lin-  Neiibranvi e!i  - 
bürg- Pasewulk-Stettin  -sowie  durch  die  Oder  bis  zu  ihrer  Mündung 
bestimmt  wird.  Zu  dieser  Zone  gehören  auch  die  Inseln  Wollin 
ljsL.-dora  und  Rügen,  aber  nicht  die  Insel  Helgoland.  GebQhren- 

anteil   1  Frc.  2^  Cts. 

2.  Die  zweite  Zone  uniluk't  die  außerhalb  der  ersten  gelegenen  deutschen 
Gebietsteile  bis  zu  einer  Linie,  die  südlich  durch  die  Eisenbahnen 
zwischen  Bentheim  und  Oldenzaal  am  holländischen  Grenzpunkte  -  ■ 
Salzbergen  -  Rheine  -  Osnabrück  -  Löhne  -Haineln  -  Hildesheini  Braun- 
schweig  -  Helmstedt  -  Magdeburg  -  Potsdam  -  Berlin  -  Frankfurt  (Od  c  - 
Cüstrin-Kreuz-Schneidemühl-Neuslettin-Stoip-Stolpnittnde  bestimmt 
wird.  Zu  dieser  Zone  gehört  auch  die  Insel  Helgoland.  Gebühren- 

a  n  t  c  i  1  2  V  i  c<. 

3.  Die  dritte  Zone  umUU-^t  alle  übrigen  deutschen  Gebietsteile.  Ge> 
bUhrenanteil  2  Frcs.  75  Cts. 

Die  zu  einem  Orts-Fernsprechnetze  vereinigten  Anschlüsse  werden  sUmtlich 

l  i^cn  Zone  zugerechnet,  in  der  die  Vermittelungsanstalt  des  Netzes  lie^t 
l)ic  Malioncn  an  den  zu   i.  und  2.  genannten  Batmlinien  gelten  innerhalb» 
aerienigen  Zone  gelegen,  die  durch  die  Bahnhnie  südlich   begren/.t  wini 
Wenn  Orte,  die  miteinander  im  Nachbar-  oder  Vorortsverkehr  stehen, 
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vcrsciiicdenen  Zonen  liegen,  so  weiden  sie  der  Zone  des  Hauptortes  zugeteilt. 
Als  Hauptort  gilt  derjenige  Ort,  dessen  Vermittelungsanstalt  die  grOfite  Zahl 
von  Anschlüssen  besii/t. 

B.  Dänemark  bildet  eine  einzige  Zone,  deren  GebQhrenanteil  i  Frc. 

23  Cts.  betrügt. 

C.  Im  Grenz  verkehr,  zu  welchem  zugelassen  sind  die  Vermitteiungs- 
anstalten  und  Ofientlichen  Sprechstellen 

in  Deutschland  nördlich  einer  Linie  von  Apenrade  bis  Scherrebek 

(einschließlich  dieser  Orte), 
in  Dünemark 

a)  in  JQtland  südlich  einer  Linie  von  Vcile  Ober  Esbferg  bis  Nordby 
[Fanö|  'einschließlich  dieser  Orte)  und 

b)  auf  Funen  westlich  einer  Linie  von  Assens  bis  Bogense  (ein- 
^chließlich  dieser  Orte), 

wird  eine  Gesamt-GesprSchsgebtthr  von  1  Frc.  35  Cts.  erhoben, 
über  die  zwischen  den  beiden  Verwaltungen  eine  Abrechnung  nicht 
stattfindet. 

Für  dringende  Gespriiohe.  die  den  Vorrang  vor  gewühnlichen  Gesprifchen 
genießen,  wird  die  dreiJache  Gebühr  erhoben. 

Auf  Verlangen  ist  der  angerufenen  Stelle  schon  einige  Zeit  vor  Herstellung 
der  GesprSchsverbindung,  soweit  tunlich,  anzukündigen,  daß  ein  Gesprach 
bevorstehe  oder  daß  eine  bestimmte  l^crson  zum  Gespräche  i;ewUn&cht  werde. 
Hiertür  wird  eine  AnkUndigungsgebüiir  von  30  Cls.  erhoben. 

Femer  kann,  soweit  dies  am  Bestimmungsorte  zulässig  ist,  nach  Öffentlichen 
Sprechstellen  das  Herbeirufen  von  in  der  Nähe  wohnenden  Pervonen  verlangt 
werden.     Hierfür  wird  eine  Hei  bcirufun:^'vgebühr  von  50  Cts.  erhoben. 

Die  AnkUndigungsgebühr  und  die  Herbeirufungsgebühr  wird  um  Ausgangsorte 
des  Gesprächs  erlioben  und  bleibt  ungeteilt  der  Verwaltung,  welche  sie  erhebt. 

Die  beiden  Verwaltungen  werden  hinsichtlich  der  von  ihnen  zu  erhebenden 
Gebühren  die  Einheitssätze  in  Anpassung  an  die  Landeswahrung  entsprechend 
abrunden. 

Die  Gesprächsgebuhr  ist  füllig,  sobald  die  Verbindung  zwischen  der  rufenden 
und  der  angerufenen  Stelle  ausgeflthrt  ist.    So  lange  die  Verbindung  nicht 

ausgeführt  ist,  kann  der  Auftrag  widerrufen  werden. 

Die  AnkUndif^nni^vgebühr  und  die  Herbeirufungsgebüiir  h{  fällig,  sobald 
die  verlangte  Gesprachsankündigung  oder  der  Auftrag  zum  Herbeirufen  an  den 
Fernort  Obermiltett  ist. 

Artikel  f"). 

Die  Verwaltungen  bestimmen  im  gegenseitigen  Einvernehmen  die  einzelnen 
Leitungen  für  die  internationalen  Gespräche  und  die  zum  Sprechverkehr  zu- 
zula^:-enden  Orte.  Die  Dienststunden,  innerhalb  welcher  Gespr^tche  geführt 
werden  können,  werden  von  jeder  Verwaltung  fUr  ihren  Bereich  festgesetzt. 

Artikel  7. 

Die  Verwaltungen  können  im  gegenseitigen  Einvernehmen  ermSlligte Gebühren 
tUr  die  Nachtzeit,  auch  ein  .Abonnement  für  bestimmte  Zeiten  während  der 
Nachtstunden  im  Verkehr  zwischen  den  beiden  Staaten  einführen. 

Artikel  8. 

Jede  Verwaltung  erhält  die  Gebührciuinteile  für  die  auf  ihr  Gebiet  ent- 
fallende Strecke.  Die  Einnahmen  aus  dein  1- ern«>prechverkehr  bilden,  soweit 
die  Gesprächsgebuhren  nicht  ungeteilt  einer  Verwaltung  zutließen,  den  Gegen- 
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stand  einer  besonderen,  von  der  Abrechnung  Uber  TelegraphengebUhren 
unabhXngigen  Abrechnung. 

Artikel  9. 

Im  gegenseitigen  Einvernehmen  kann  auf  den  Femsprechlinien  der  beiden 
Verwaltungen  ein  Durchgangsverkehr  mit  Nachbarländern  und  darUber  hinaus 

eröffnet  werden. 

Im  Transitverkehr  durch  Deutschland  soll  die  deutsche  TransitgebUlir 
gleich  sein  der  Gebtlhr,  die  Deutschland  im  Terminalverkehr  von  Hamburg 
mit  dem  dritten  Lande  hezielit. 

Im  Transitverkehr  durch  Dänemark  soll  die  diinischc  Transitgebühr  nicht 
höhcM  sein  als  die  höchste  Gebühr,  die  Dänemark  im  1  eiininalverkehr  mit 
einem  der  beteiligten  Lünder  bei  Benutzung  der  gleichen  Leitungsstrecke  bezieht. 

Artikel  10. 

Gemä'lJ  Artikel  <S  des  internationalen  Telegraphenvertrag?;  von  St.  Petersburg; 
behält  sich  jede  Verwaltung  das  Recht  vor,  den  Fernsprechdienst  ganz  oder 
teilweise  einzustellen,  ohne  zu  irgend  einer  Entschädigung  verpflichtet  zu  sein. 

Artikel  r  i . 

Die  Verwaltungoll  LUHrnehmen  in  bezug  auf  den  internationalen  Fernsprech- 
dienst keinerlei  Verantwortlichkeil. 

Artikel  12. 

Die  Bcstimmuntjen  des  gegenwärtigen  Abkommens  werden  durch  eine 
Dienstordnung  vervollständigt,  welche  int  gegenseitigen  Einvernehmen  zwischen 
beiden  Verwaltungen  festgestellt  wird. 

Artikel  13. 

Das  gegenwärtige  Abkommen  wird  am  i.Jnni  (1103  in  Vollzug  gesetzt 
werden.  An  demselben  Tage  tritt  das  Abkommen  vom  23.  Mai  1893  außer  Kraft. 

Das  gq^nwärtige  Abkommen  ist  jederzeit  mit  einjihriger  Frist  kQndbar. 

Urkundlich  ist  dieses  Abkommen  zweifach  in  deutscher  und  in  dilnischer 
Sprache  ausgefertigt  und  von  beiden  Teilen  vollzogen  worden. 

(Folgen  die  Unterschriften.) 


Dienstoirdniing 

vereinbart  la  Amfttlunag  des  Artlkti»  la  des  Pem^reofa-ObereliikonuBmia  ««riachen 

Dcntaehlaad  und  DAiwmark. 

l.  Leitungs-Untersuchungen. 

Jeden  Molden  bei  Beginn  des  Tagesdienstes  prüfen  die  naiteinander  in 
\eibindung   stehenden  Femsprech-Vermittelungsanstalten   den  Zustand  der 

Leitungen. 

Die  Prülung  erstreckt  Mch  aut  den  Anruf  in  beiden  Richtungen  und  auf 
die  Verständigung. 

Die  Krgebnisvc  der  Prüfungen  werden  von  jeder  Vermittelungsanstalt  in 

einem  I.iiii;n-;-~  l;igt.'biiclie  ver/eichnct. 

Die  im  gcMncinschalllichcn  Bc>it/.e  betinJlKhen  K  ibclleitungen  u  erden  v 
Ztit   zu  Zeit   aul  Leitungslähigkeit   und  Isolation   i;emessen.    Besondere  V^" 
einbarung  hierüber  bleibt  vorbehalten.  '^^^ 
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II.  Zeitangaben. 

FOr  die  Zeitangaben  wird  die  mitteleuropäische  Zeit  zugrunde  gelegt. 

Die  miteinander  in  Verbindung  stehenden  Fernsprechanstallcn  vergleichen 
die  Zeiten,  so  oft  es  erforderlich  ist,  mindestens  aber  bei  fieginn  und  Schluß 
des  Tagesdienstes. 

III.  Bekanntgabe  der  Dienststunden. 

Die  Stunden,  zu  welchen  die  Vermittelungsanstalten  und  die  öffentlichen 
Sprcchvtellen  dem  Verkehr  f^cöffnct  sind,  werden  von  jeder  Verwaltung  lür 
ihren  Bereich  in  den   i  eilnehnierverzcici)nussen  crsichlHch  geinaclil. 

IV.  FerngesprÄche. 
Femgespräche  können  geführt  werden: 
t.  zwischen  zwei  Fernsprechteilnehmern; 

2.  zwbchen  zwei  Öffentlichen  Sprechstellen; 

3.  zwischen  einem  Fernsprechteilnehmer  und  einer  Öffentlichen  Sprechstelle. 

V.   Geheimhaltung  der  Gespräche. 

Die  Verwaltungen  tretfen  geeignete  Maßregeln,  um  die  Geheimhaltiuig  der 
Gesprtfcbe  zu  sichern. 

VI.  Ei  n/.icli  LI  II     der  Gebühren.    Dauer  der  Gespr.'iche. 

FUi  die  Einziehung  der  Gebühren  sind  die  im  Dienstbereich  jeder  Ver- 
waltung gültigen  Vorschriften  mallgebend. 

Die  Zeit,  welche  zum  Anruf  der  Teilnehmerstellen  odei  der  Ofientlichen 
Sprechstellen  erforderlich  ist,  bleibt  bei  der  GebUhrenberechnung  außer 
Betracht. 

Der  Ablauf  der  GesprHchszeit  von  3  Minuten  wird  dem  Anrufenden 

amtlich  mitgeteilt,  wenn  er  bei  der  Anmeldung  des  GesprMchs  die  Aufhebung 

der  Verbindung  nach      Minuten  ausdrücklich  veHangt  liat. 

Der  Ablauf  von  6  Minuten  wird  den  Korrespondenten  von  Amtswegen 
mitgeteilt.  Haben  sie  ihr  Gespräch  nocii  nicht  beendet,  so  können  sie  nur 
dann  die  Verbindung  beibehalten,  wenn  keine  andere  Gespftchsanmeldung 
vorliegt ;  sonst  wird  eine  neue  Verbindung  in  der  Reihenfolge  der  Anmeldungen 
ausgeführt. 

VII.  Verzeichnisse  der  Teilnehmer  und  der  Öffentlichen 

S  p  r  e  c  h  s  t  e  1 1  e  n . 

Jede  Verwaltung  ist  vcrpilichtet,  ihren  Fernsprecliteilnehmern  die  Sprech- 
netze und  üffcnthchen  Sprechstellen  des  Nachbarlandes,  mit  welchen  Sprech- 
verbindungen zulässig  sind,  in  geeigneter  Weise  bekannt  zu  geben. 

Die  wichtigeren  Vermittelungsanstalttn  müssen  die  Tiünchmerverzeichnisse 
samiücher  mit  ihnen  in  Verbindung  steheriden  Sprechnet^e  des  anderen  Landes 
besitzen  und  auf  dem  Laufenden  halten;  den  übrigen  Vermittelungsanstalten 
und  den  Öffentlichen  Sprechstellen  werden  die  Teilnehmerverzeichnisse  des 
fremden  Landes  nur  nach  Bedarf  geliefert. 

Die  \'erwaliungen  übermitteln  sich  unentgeltlich  die  erforderliche  Anzahl 
von  Teilnehmerverzeichnissen  und  deren  etwaigen  Nachträgen  für  den  Dienst- 
gebrauch. 

Die  Teilnehmerverzeichnisse  sind  dem  Publikum  zum  Verkauf  zu  stellen. 

Der  Austausch  der  Teilnehmerverzeichnisse  wird  in  Deutschland  durch  das 
Stadt  -  Fei  nsprechanit  in  Haniburg,  in  Dänemark  durch  das  Tclegraphen- 
dirckturat  in  Kcpcnliai^cii  vcrmiltell.    Diese  Dienststellen  liaben  auch  unmittelbar 

Archiv  f.  Post  u.  Tclegr.   27.    1903.  45 


686     Die  Entwickelung  der  Fernsprechverb.  Deutschlands  mit  Skandinavien. 

über  die  Betrage  für  die  an  das  Publikum  verkautien  Tcilnehmerverzeiclini>se 
halbjährlich  miteinander  abzurechnen. 

VIII.    Dienst  bei  den  Ve  r  m  i  1 1  e  I  u  n  g  sa  n  >  t  a  1 1  c  n. 

Sobald  festgc^tclll  ist,  daß  die  gewünschte  Gesprächsverbindung  zuläs»ii{ 
ist,  ersucht  die  Abgangs -Vermittelungsanstalt  —  bei  Verbindungen  mit  Teil- 
iieluncrsprechstelien  unter  Angabe  der  Nummer  —  die  Ankunfts-  oder  die 
Zw  isclu'n -W-rinittchinpsanstalt  um  Herstellung  der  Vcrbindimi^  mit  der 
gewünschten  Sprcchstelle  am  anderen  Orte  und  fordert  nach  Aiistülirung  der 
Verbindung  die  rufende  Sprechstelle  auf,  das  Gesprflch  zu  beginnen.  Die 
Art  des  Anrufs  zwischen  den  Vermtttelungsanstalten  wird  im  V^ege  des 
Sch ri  ft wech sei s  verei n ba r t . 

Bevor  die  Abgangs -Vermittelungsanstalt  sich  au<;  der  Leitung  aussciialtet, 
übei  zeugt  sie  sich»  ob  die  Verständigung  in  beiden  Richtungen  genügt. 

Nach  Beendigung  des  GesprBchs  geben  beide  Korrespondenten  sogleich 
ihren  Vcrmittclungsanstalten  das  Schlußzeichen. 

Der  Zeilpunkt  des  Reginns  und  der  Beendigung  des  Gesprtfchs  wirtii  in 
besonderen  Nachweisungen  vermerkt. 

Wenn  die  beiderseitigen  Aufzeichnungen  nicht  Ubereinstimmen  und  eine 
Aufklärung  nicht  gelingt,  so  ist  der  Vermerk  derjenigen  Vermiltelongsanstalt 
maßgebend,  bei  def  das  Gespräch  angemeldet  worden  ist. 

Die  Vcrmillelung.sanstalten  mUssen  ohne  Verzug  auf  Anrufe  antworten 
Wenn  eine  Anstalt  nicht  umgehend  geantwortet  hat,  benachrichtigt  die  rufende 
Anstalt  die  anuerufene  in  einer  anderen  Leitung.    Ist   dies   nicht  ausführbar, 
oder  bleibt  ;iiuh  dei  andere  /Xnriif  ohne  Erfolg .  so  bedient  sich  die  rufende 
Anstalt  des  lelegraphcn,  um  die  gerulene  Anstalt  zu  benachrichtigen. 

IX.  Dienst  der  öffentlichen  Fernsprechstellen. 

Die  Benutzung  der  öffentlichen  Sprechsfellen  kann  von  der  vorgüngii^en 
Zahlung  der  Gesprächsgebühr  abhängig  gemacht  werden.  Der  Ablaut  der  Zeil, 
für  welche  die  Gebühr  entrichtet  ist,  wird  dem  Sprechenden  amtlich  mitgeteilt. 

Die  Verbindung  mit  einer  Oflentlichen  Sprechstelle  an  einem  Orte,  an  dem 
ein  besonderer  Botendienst  zum  Herbeirufen  in  der  Nihe  wohnender  Personen 
nicht  eingericlitel  ist,  soll  nur  dann  hergesicllt  werden,  wenn  der  Korrespondent 
an  der  anzurutenden  Stelle  zugegen  ist.  Die  Vermiltelungsanstalten  und  die 
öffentlichen  Sprechstellen  haben  sich  hierüber  bei  der  Person,  welche  die 
Verbindung  wtlnscht,  zu  vei^ewissem. 

X.  Unterbrechung  und  Schließung  des  Dienstes. 
Keine  Vermittelungsanstalt  und  keine  Oflentliche  Femsprechstelle  darf  den 
Dienst  zur  festgesetzten  Zeit  unterbrechen  oder  schließen^  bevor  nicht  alle 

rechtzeitig  angeineldeten  Gespräche  ausgeführt  sind;  indes  soll  keine  \"er- 
waltung  gehalten  sein,  den  Dienst  länger  als  30  Minuten  noch  Ablauf  der 
Diensistunden  fortsetzen  zu  lassen. 

XI.  Amtliche  (ie^piache. 
Ge^fMäche .  welche  sich  ausschlicuMich  aut  Jen  internationalen  Fernspree!  1 - 
vcikehr  beziehen,  küiincn  gebUhrenliei  zwischen  den  hierzu  Bevollmächtictc-^ 
der  betreffenden  Verwaltungen  geführt  werden.  Dabei  haben  diese  iluen 
■Namen  und  ihre  Dienvtstellung  anzugel^en.  Unterlassen  sie  dies,  so  hat  die 
Aufuabc -Vermiltelunu'NaiivUilt  oJei  die  TttlentHclie  Sprechstelle  darum  zu  ersuvchen 
sutein  ni^lu  die  Person  de«,  die  Vcibindung  Verlangenden  unzweitelhalt 
bekannt  i<t. 
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Gebührentreie  Gciprache  werden  von  Stelle  zu  Stelle  mit  dem  Worte 
»Dienstgespräch a  angekündigt. 

Die  Verwalningen  werden,  iede  fttr  ihren  Bereich,  dafür  Sorge  tragen, 

dnß  die  Zahl  der  Dicnstgcspröche  so  viel  als  mOglich  eingeschränkt  bleibt. 

Im  allgemeinen  soll  für.  dienstliche  Zwecke  .VQrzugsweise  der  Telegraph 
benutzt  werden. 

XII.  Reihenfolge  der  GcsprVche. 

Die  Reihenfolge  der  Ferngespräche  ist  folgende: 
I.  dringende  Dienslgcsprüche; 
».  dringende  Privatgespräche;  .  • 

3.  nicht  dringende  Privatgespritehe; 

4.  nicht  dringende  DienstgesprJiche. 

Für  Gespräche  derselben  Klasse  werden  die  Verbindungen  in  der  Reihen- 
folge der  Anmeldungen  hergestellt.  Liegen  zwischen  denselben  Orten  Gesprächs- 
anmeldungen derselben  Klasse  aof  beiden  Seiten  vor,  so  werden  sie  in 
wechselnder  Reihenfolge  abgewickelt. 

XIM.  Belriebsschwierigkeiten.  Störungen. 
Sobald  eine  Betriebsschwierigkeit  oder  Störung  festgestellt  ist,  ergreifen  die 
Verwaltungen,  jede  für  ihren  Bereich,  sofort  die  zur  Abstellung  erforderiichen 

Maßnahmen. 

Die  Vermittelungsanstalten  teilen  sich  u.  U.  telegraphisch  alle  Fehler  oder 
Umstände  mit,  welche  den  Femsprechdienst  zu  stOren  oder  zu  erschweren 
geeignet  sind. 

XI\'.   G  e  b  ü  h  r en  -  Abr ec h  n  ung. 

Die  Abgangs-  und  die  Ankunfts -Vermittelungsanstalten  fuhren  fortlaufende 
Aufzeichnungen  Ober  die  in  beiden  Richtungen  ausgeführten  Verbindungen, 
Ober  die  dafür  zu  erhebenden  Geböhren  sowie  über  alle  für  die  Aufstellung 
der  internationalen  Abrechnung  erforderlichen  Einzelheiten.  Da«;  tagliche 
Ergebnis  dieser  Aufzeichnungen  bildet  die  Grundlage  (br  die  Aufstellung  der 
Abrechnungen,  die  in  der  Frankenwfihrung  zu  erfolgen  hat.  Die  Rechnungen 
werden  monatlich  abgeschlossen  und  nach  Art  der  Abrechnungen  über 
Telcgrammgebühren  zwischen  der  Ober-Postdirektion  in  Hamburg  und  dem 
Telegraphendirektorat  in  Kopenhagen  ausgetauscht. 

Die  Hauptzusammenstellung  der  verrechneten  Gesprüchseinheiten  ist  als 
richtig  anzusehen,  wenn  der  Unterschied  der  Schlußsummen  i  Prozent,  dei 
Schuld  derjenigen  Ver\vnltii:ig  nicht  überschreitet,  welche  den  Schuldbetrag 
testgestellt  hat.  Beträgt  der  Unterschied  mehr,  so  sind  die  Aufstellungen  im 
einzelnen  zu  prüfen.  : 

Über  den  Transitverkehr  durch  Dänemark  wird  zwischen  den  beteiligten 
Terminnlverw;iltungen  unmittelbar  abgerechnet. 

Das  Ergebnis  der  HauptzusammensteUung  wird  Dänemark  von  den  Terminai- 
verwaltungen  monatlich  mitgeteilt. 

Nachdem  die  Haupt  Zusammenstellungen  als  richtig  anerkannt  sind,  erfolgt 
die  vierteljflhriiche  Hauptabrechnung  für  beide  Verwaltungen  durch  Vermittelung 
des  Königl.  Dänischen  Tclegraphendirektorats  zu  Kopenhagen.  ' 

In  doppelter  Ausfertigung,  und  zwar  in  deutscher  wie  in  dänischer  Sprache 
vollzogen.  '  1 

(Folgen  die  Unterschriften.) 
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Die  Vorsteher  der  Postanstalten  und  die  Postschreiber  bei 
der  brandenburgischen  und  der  preußischen  Postverwaltung 

in  der  Zeit  von  1649—1849. 

Von  Rechnungsrat  Moch  im  Reichs- Postamt. 

(FoilMltaiig.) 

Auk)cr  dem  eigentlichen  Po>(dicni'tcinkoiniuen  bezogen  die  Postbeamten, 
namentlich  aber  die  Postmeister,  noch  verschiedene  Nebenetnnahmen.  Eine 
Hauptquelle  dieser  Ncbencinn.ilimcn  bildete  der  Zeitungsvertrieb.    Die  Post- 
beamten hatten  das  au^vchlieL'hchc  Reclit,  Bestellungen  auf  Zeitungen  cnt<;egen- 
zunehnicn  und  auszuführen.    Ohne  HUcksicht  darauf,  zu  welchem  Prei:>e  die 
Zeitungen  am  Verlagsort  ul  <^egcben  wurden,  konnten  sie  ganz  wülkOrlich  den 
Preis  bestimmen,  den  die  Bezieher  an  sie  zu  zahlen  hatiLii.     Nur  für  den 
Vertrieb  der  Allt;cmeinen  Gesct/sammlunR,  der  infolge  der  Allerhöchsten  \'cr- 
ordnung  vom  27.  Oktober  1810  eingeführt  worden  war,  wurde  die  Höhe  der 
ihnen  zustehenden  Vergütung  begrenzt,  und  «war  auf  5  y.  H.  der  Brutto- 
einnahme.  Dieses  Sonderrecht  der  Postbeamten,  das  sich  in  erster  Linie  darauf 
gründete,   daß  die  Postmeister  verpflichtet  waren,   aus  den  Einnahmen  des 
Zeitungsdebits  die  Kosten  für  die  von  ihnen  anzuschatfenden  Briefbeutel  und 
Schreibmaterialien  zu  bestreiten,  war  bei  dem  Anwachsen  des  Zeitungsverkehrs 
zu  einer  außerordentlichen  Belästigung  des  Publikums  geworden;  ja  es  bildete 
schliclMich  ein  Hemmnis  für  die  Weiierentwickclung  des  literarisclien  Lebens. 
Kin  Interesse  des  Staates  ;in  vier  Erhallung  dieses  Sonderrechts  lag   nicht  vor, 
denn  der  Gewinn  aus  dem  Zeitutigsvertriebc  kam  in  der  Hauptsache  den  Post- 
meistern zugute.    Der  Staat  selbst  erhöhte  diesen  Gewinn  noch  dadurch,  daß 
er  die  portofreie  Befördeiung  der  Zeitungspakete  und  des  durch  den  Zeitungs- 
vertrieb   veranlagten  Schrittwechsels  gestattete.     Nur   fUr  die  Geldsendungen 
luulSten  die  Po:>tmcister  das  tarifniälÄige  Porto  entrichten.    Die  i-Iöbe  der  Kin- 
nahmen, die  sie  durch  den  Zettungsdebit  erzielten,  entzog  sich  vollständig  der 
Kenntnis  der  Postverwaltung.    Letztere  konnte  daher  auch  nicht  beurteilen, 
ob  und  inwieweit  diese  Einnahmen  bei  Bemessung  der  ans  der  Postkasse  zu 
zahlenden  Besoldungen  mit  in  Anschlag  zu  bringen  seien.    Um  eine  Grund- 
lage hierfür  zu  schaffen  und  die  Übelstlnde,  die  fUr  die  Allgemeinheit  mit  der 
früheren  Einrichtung  des  Zeitungsdebits  verbunden  waren,  zu  beseitigen,  wurde 
durch  Kabitietsordre  vom         De/.emhcr  1821  die  Verwaltung   des  Zeitunj^s- 
wesens  neu  i;eiegelt.    Den  Postamtsvorstehern  der  Monarchie,  mit  Ausschi  11  i.v 
des  Hof-Posimeisters  in  Berlin,  wurde  zunächst  alierdings,  wie  vordem,  der 
Debit  der  Zeitungen  politischen  und  gelehrten  Inhalts  und  der  Journale  be- 
lassen; ebenso  t;enossen  sie  nach  wie  vor  uneingeschränkte  Portofreiheit  fttr 
ihre  Zeitungspakete  und  hatten  nur  für  die  Übermittelung  des  Zeitungsgeld e<i 
l^orto  zu  zahlen.    Sic  mußten  aber  vom  1.  Januar  1622  ab  von  dem  Brutto- 
ertrage des  Zeitungsdebits  gewisse  Prozentsätze  als  Abgabe  an  den  Staat 
entrichten,  und  zwar  hei  einem  Ertrage  von  mehr  als  100  bis  200  Tlr. 
j  V.  H..  bis  300  rir.  6  V.  H.  usw.,  bei  einem  Ertrage  von  mehr  als  5000  Tlr. 
35  V.  H.    Bei  einem  Ertrage  bis  zu  100  Tlr.  war  eine  Gebühr   zur  Staats- 
kasse  nicht  zu  zahlen. 

Der  vorher  vom  Hof-  Postamt  in  Berlin  wahrgenommene  Zeitun^sdebit 
Lrini;  auf  das  neu  errichtete,  dem  General-Postamt  unmittelbar  untergeordnete 
«/eitungs-Conitoir«  über.  Durch  dieses  wurden  die  mit  den  Verlegern  ver- 
einbarten Preise  fllr  Überlassung  der  Zeitungen  an  die  Post  und  an  die  B^. 
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/.ieher  in  eine  Übersicht  zusammengestelit.  Die  Cbersicht  mußte  zu  Anfang 
jedes  Jahres  durch  die  Öffentlichen  fiälltter  bekannt  gemacht  werden,  fiei  Aus- 
führung der  Zeilungsbestellungen  durften  fortan  die  Beamten  keine  anderen 
Preise  als  dieienigen,  die  in  der  Cbersicht  bekannt  gegeben  waren,  zugrunde 
legen.  Im  übrigen  war  niemand  mehr  verpHichtet,  seine  Zeitungen  ausschließ- 
lich beim  Postarate  zu  bestellen;  er  konnte  diese  auch  unmittelbar  von  den 
Verlegern  beziehen.  Als  vom  i.  Januar  1825  ab  die  Postmeister  unter  Ent- 
ziehung ihrer  AntciliKihme  am  Surpliis  mit  ihrem  Einkommen  nuf  feste  Ge- 
holter gestellt  wurden,  ging  die  Verwaltung  des  Postzeitungswesens  aus  dem 
Privatbetriebe  der  Beamten  in  den  unmittel^r«)  Betrieb  des  Staates  fiber.  In- 
folgedessen wurden  fortan  simtliche  Einnahmen  aus  dem  Zeitungsdebit  2ur 
Postkasse  verrechnet. 

Das  Persoiiengeld  und  die  h  1  iiclitkostcn  für  die  Postbeförderung  von  Reisen- 
den nebst  ihrem  Gepäck  konnte  ursprünglich  auf  der  Anfangsstation  jedes 
Postkurses  für  die  ganze  Strecke  des  Kurses  im  voraus  entrichtet  werden.  Das 
bald  darauf  eingeführte,  auf  der  Teilnahme  an  den  Posteinkünften  beruhende 
Besoldungssystem  mochte  aber  eine  .Änderung  dieser  zur  Bequemlichkeit  der 
Reisenden  getrotfenen  Einrichtung  nutwendig.  Damit  von  dem  Frachtgeld 
aalle  CfaurfÜrstliche  Postbediente  etwas  geniefien  konnten«,  wurde  durch  Aller- 
höchste Verordnung  vom  6.  September  1662  bestimmt,  daß  das  Personen- 
gcld  usw.  immer  nur  von  Station  zu  Station  entrichtet  werden  sollte.  \'on 
dieser  Einnahme  muUten  die  Postmeister  den  dritten  Teil  den  »Postknechten« 
(Postillonen)  zur  besseren  Unterhaltung  der  Pferde  Uberlassen.  Nachdem  vom 
t.  Januar  1835  ab  das  Besoldungswesen  der  Beamten  auf  der  Grundlage  fester 
Gehaltssätze  neu  geregelt  worden  war,  konnte  auch  das  schon  längst  als 
lästig  empfundene  Verbot  der  Vorausbezahlung  des  Personengeldes  für  ganze 
Kursslrecken  fallen. 

Die  Beförderung  der  erst  durch  KOnig  Friedrich  I.  eingeführten  Extra- 
posten und  Estafetten  stand  gewissermaßen  als  Privilegium  den  Postmdstem 
zu.  Da  letztere  nicht  durchweg  Posthalter  waren  oder  Pferde  hielten,  waren 
sie  genötigt,  die  Beförderung  zum  Teil  Ortseingesessenen  zu  Ubertragen. 
Diese  fanden  sich  aber  nicht  immer  gutwillig  dazu  bereit;  es  mufite  ihnen  da- 
her eine  entsprechende  Verpflichtung  seitens  des  Staates  auferlegt  werden.  Es 
l;;nn  nun  nicht  selten  vor,  daß  diese  Personen,  unter  dem  V'orwande,  sie 
hatten  andere  dringende  Arbeiten  zu  erledigen,  sich  ihrer  Verptlichtung  zu 
entziehen  suchten,  oder  daß  sie  minderwertige  Pferde  stellten.  Dadurch  wurde 
die  Beförderung  der  Extraposten  und  Estafetten  aushalten  oder  gar  in  Frage 
gestellt.  Uro  allen  Einwendungen  der  Ortseingesessenen  zu  begegnen  und 
die  Einhaltung  einer  strengen  Reihenfolge  bei  Heranziehung  der  Verpflichteten 
/.u  sichern,  wurden  Uber  diese  Listen  geführt.  Auch  wurde  durch  Edikt  vom 
10.  Februar  1708  bestimmt,  daß  ein  angesehener  Magistralsbeomter  den  Post- 
meistern zur  Seite  gestellt  werden  sollte,  um  »ihren  Anordnungen  den  Orts- 
eingesessenen gegenüber  mehr  Nachdruck  /n  verschafien.  Wo  die  Postmeister 
die  Belörderung  der  Extraposten  und  Estafetten  nicht  vollständig  für  eigene 
Rechnung  besorgten,  beschrankte  sich  ihre  Mitwirkung  dabei  nur  auf  die  Be- 
stellung der  Gespanne  und  auf  die  Vereinnahmung  der  Gebühren.  Von  dem 
Extrapostgeldc  hcl  ein  Teil  den  Postmeistern  zu;  wieviel  ihnen  davon  ge- 
bührte, war  anfänglich  nicht  bestimmt.  Da  es  sich  ergab,  daß  sie  nicht  selten 
die  zur  Gestellung  der  Gespanne  verptiichteten  Ortseingesessenen  durch  Zu- 
rOckbehaltung  eines  zu  großen  Teiles  der  Vergütung  schädigten,  setzte  das 
Edikt  vom  14.  September  1715  die  den  Postmeistern  für  die  Abfertigung  usw. 
der  Extraposten  und  Estafetten  zustehende  Gebühr,  i)Hecreationsgebühr'<  ge- 
nannt, auf  4  Sgr.  fUr  jede  Extrapost  und  jede  Estafette  lest.    Um  ihnen  diese 
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Gebühr  zu  sichern  und  um  zu  verhindern,  daß  sich  Privatpersonen  gewerbs- 
mäßig mit  der  Beförderung  von  Reisenden  usw.  durch  ExtrBf>osten  befiißten, 

mu!?tcn  diese  stets  am  Postliaiise  vorführen. 

Wenn  die  Postmeister  die  Postkasse  selbst  verwalteten,  bezogen  sie  ^.\ic 
Gebühren,  die  für  die  Stundung  von  Porlobeträgen  und  für  Gewährung  von 
Postvorschüssen  zu  entrichten  waren.  Anderenfolls  fiel  diese  GebOhr  dem- 
ienigen  Be.unten  zu,  dem  die  Kasscnverwaltung  oblag. 

Für  Beschaffung  ausreichender  Dicnsträume  hatten  die  Postmeister  in  der 
Regel  selbst  zu  sorgen.  In  dieser  Hinsicht  bestimmte  die  Postordnung  voiii 
to.  August  1713  im  Kapitel  VI.  S  n  daß  jeder  Postmeister  an  einem  wohlge- 
legenen Orte  zu  wohnen  und  im  Posthause  nicht  nur  eine  zur  Abfertigung 
der  Briefe  bequeme  Stube,  sondern  aucli  ein  besonderes  und  anstilndines 
Passagierzimmer  zu  unterhalten  habe.  Als  Entschädigung  für  Hergabe  der 
DienstrKume  wurde,  ihnen  mitunter  eine  BeihQlfe  zu  ihrer  Wohnungsmicte 
bewilligt.  In  einzelnen  Orten,  wo  staatliche  Posthüuser  bestanden,  erhielten 
sie  in  diesen  freie  Wohnung.  Seit  dem  Jahre  1823  muC^ten  die  Inhaber  von 
Dienstwohnungen  als  Miete  den  Betrag  von  3  v.  H.  und  in  Berlin  einen 
solchen  von  10  v.  H.  ihres  Gehalts  entrichten.  Die  älteste  Urkunde  Uber  die 
Erwerbung  eines  besonderen  staatlichen  Posthauses  und  Ober  dessen  Zuweisung 
an  den  Postmeister  datiert  vom  3.  .luli  1636.  Darin  wird  u.a.  gesagt,  dafi 
der  Kurfürst  zur  besseret!  Fortsiellung  der  kurfürstlichen  Hotposienn  in  Könij»s- 
berg  in  der  Altstadtischcn  Wassergasae  ein  eigenes  Haus  angekauft  habe ;  der 
Hof-Postmeister  sollte  dieses  beziehen,  bewohnm  und  dort  alle  aus«  und  ein- 
gehenden Posten  abfertigen.  Das  gan^e  Haus  sollte  ihm  zur  Verfügung  über- 
lassen sein:  auch  sollte  es  ihm  freistehen,  einige  RSume  'Losamenter)  zu  ver- 
mieten. Weder  Hof-  noch  Kriegsbediente  oder  gemeine  Soldaten  sollten  in 
dem  Hause  einquartiert  werden.  Den  durch  das  Abvermieten  erzielten  Gewinn 
sollte  der  Hof- Postmeister  dazu  verwenden,  um  das  Haus  in  gutem  baulichen 
Zustande  zu  erhalten.  Die  zur  Ausfüliruni^  der  Instandsetzungen  notwendigen 
Materialien,  wie  Holz,  Kalk  und  Steine,  sollten  ihm  unentgeltlich  an  Ort  und 
Stelle  geliefert  werden.  Auch  wurde  dem  Hof- Postmeister  die  Berechtigung 
eingeräumt,  in  dem  Hause  einen  freien  Weinschank  zu  betreiben. 

Im  alli^enieinen  win  Am  Postmeistern  die  Verpflichtung  auferlegt,  die  Post- 
reisenden  in  den  Posthausein  gegen  Entgelt  zu  verpflegen  und  ihnen,  wenn 
erforderlich,  während  des  Aulenthalts  auch  Nachtquartier  zu  gewührcn.  In 
dem  Edikt  vom  1$.  Oktober  1700  heißt  es,  es  sei  verschiedentlich  geklagt 
worden,  daG  dieser  Verpflichtung  vielfach  nicht  nachgekommen  werde.  Der 
Kurlürst  befalil  daher,  J.ie  mit  Dero  Posten  reisende  Passagiers  nicht  allein 
willigst  und  gein  aui^uneiimen  und  ihnen  allen  fordersamen  und  "uten 
Willen  zu  erweisen,  sondern  auch  dieselben  gegen  billig-mlitSige  Befriedigung 
mit  einem  annehmlichen  Losement,  Speise  und  Kost  zu  versehen a.  Durch 
l'-dikt  vom  7.  September  1728  wurde  bestimmt,  daß  die  mit  den  gewöhn- 
lichen Posten  reisenden  Personen  verpflichtet  sein  sollten,  nur  im  Posthause 
zum  Zwecke  der  Übernachtung  und  Verpflegung  abzusteigen.  Dagegen  stand 
es  den  Extr.iposireisenden  fiei,  wenn  sie  sich  nicht  lange  aufhalten  wollten, 
entweder  im  Posthause  oder  in  einem  Wirl>hause  zu  speisen.  Behufe  üt>er> 
nachtung  muliten  sie  aber  die  gewöhnlichen  Wirtshäuser  autsuchen. 

Durch  die  Beherbergung  und  Bewirtung  der  Postreisenden  erzielten  die  Posi- 
meistert  wenn  sie  das  Geschäft  mit  Sachkenntnis  betrieben,  eine  ganz  erheb- 
liche Ncbeneinnahnie.  \\\nen  sie  noch  in  der  günstigen  Lage,  den  Post- 
hallereibetrieb  zu  übernehmen,  dann  erreichten  ihre  Kinküntle  nach  dem 
jetzigen  Geldwerte  zuweilen  eine  Höhe,  um  die  sie  iicuie  mancher  hoch«»e- 
stcIKe  Beamte  beneiden  wQrde.    Ka  erscheint  daher  nicht  verwunderlich    c7  >r 
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einzelne  Postmdsterstellen,  deren  Zahl  allerdings  nicht  groß  war,  sehr  begehrt 

wurden. 

In  kleineren  Orlen,  wo  Bncftiii^er  nicht  angestellt  waren,  iielien  d\t  Post- 
meister die  Briefe  für  eigene  Rechnung  durch  junge  Burschen  austragen  unj 
bezogen  dafür  das  tarifmäßige,  damals  allgemein  ah  nBeslelldreier»  be/.eichnctc 
Briefbestellgeld. 

Auch  durch  Ncbengeschäfle,  die  mit  dem  Postdienst  in  keinem  unmittel- 
baren Zusammenhange  standen,  konnten  die  Postbeamten  ihre  wirtschaftliche 
Lage  verbessern.  Vielfach  befaßten  sie  sich  mit  dem  Vertriebe  von  Lotterie- 
losen, mit  der  Beschaffung  von  Büchern  usw.,  mit  der  Unterhaltung  von 
Journallesezirkeln  usw. 

Um  alle  dioNC  NebeneinkUnftc  kümmerte  sich  die  Postverwaltung  gar  nicht. 
Nur  die  etaismauigen  Einnahmen  der  Postmeister  und  die  BeihUlfen,  die  diesen 
zur  Unterhaltung  der  Postschreiber,  zur  Beleuchtung  und  Anschaffung  von 
Posthauslaternen  und  fUr  das  Dienstinventar  gewährt  wurden,  unterlagen  der 
Kenntnis  des  General-Postamts.  Von  ihren  außerelatsma'ßigen  Einnahmen  hatten 
die  P(;sluieister ,  wie  bereits  ei'A  :ihnt  wor^ion  ist,  allerdings  manche  Dien^t- 
koslen  zu  bestreiten,  bie  gingen  dabei  aber  häutig  mit  einer  Sparsumkeit  zu 
Werke,  diie  an  Unanständigkeit  grenzte. 

Neben  den  Postämtern  gab  es  noch  «genannte  Postwärtereien ;  ihre  Vorsteher 
hießen  Po^twarter  und  seit  den  zwanziger  Jahren  des  i o.  Jahrhunderts  nach 
der  Bezeiciinung  dieser  Ämter  als  Postexpeditionen  auch  »Postexpediteure«. 
Aufler  den  Postwärtereien  kommen  bereits  im  Anfange  des  i8.  Jahrhunderls 
Postverwaltungen  vor;  die  Postdienstgeschäfte  bei  diesen  wurden  von  »Post- 
verwaltern "  versehen.  Die  genannten  beiden  Klassen  von  Postanstalten  hatten 
das  Gemeinsame,  daß  sie  nicht  selbständig  Rechnung  legten  und  daß  ihre 
Vorsteher  im  Verhältnis  der  Unterordnung  zu  dem  Vorsteher  desjenigen  Post- 
amts standen,  dem  sie  zugeteilt  waren.  Der  Geschaftskreis  der  Postver- 
waltungen war  ein  erweiterter  und  ihr  Verkehr  ein  stärkerer,  als  derjenige  der 
Postwlirtereien.  Die  Postverwaltungen  unterhielten  KartenschlUsse  mit  anderen 
Püstanstalten ,  wahrend  die  Poslwiirtereien  solche  nur  mit  dem  vorgesetzten 
Postamt  austauschten.  Die  Vorsteher  der  Postverwaltungen  waren  praktische 
Postbeamte  und  standen  hinsichtlich  Vorbildung,  Dienststellung  und  Einnahmen 
den  Püslsekretären  gleich.  Im  Jahre  1H33  wurde  das  N'erhältnis  der  Unter- 
ordnung der  Post  Verwalter  zu  den  Vorstehern  der  Postämter  aufgehoben.  Die 
Postverwalter  wurden  nunmehr  die  Vorgesetzten  der  bei  den  Postverwaltungen 
beschäftigten  Beamten.  Nur  bezüglich  der  Rechnungslegling  biteben  sie  einem 
Postamte  zugeteilt.  Für  die  dienstlichen  Handlungen  der  Postwärter  hafteten 
die  Postmeister  wie  tür  ihre  eigenen;  sie  mußten  daher,  bevor  sie  Personen 
ZU  solchen  Diensidtelien  anuaiimen,  sicii  Uber  deren  Befähigung  und  Zuver- 
lässigkeit genau  unterrichten.  In  der  Regel  verlangten  sie  von  ihnen,  um  sich 
gegen  Verluste  zu  sichern,  die  Gestellung  einer  Kaution.  Das  Einkommen  der 
Povtwürter  war  gering;  es  betrug  gegen  Ende  des  17.  Jahrhunderts  (1689) 
I  2  bis  20  TIr.,  am  Ende  des  1  ö.  Jahrhunderts  ( 1 7S8)  in  der  Regel  1 8  bis  24  Tlr., 
Stieg  damals  aber  in  einzelnen  Fällen  auf  60,  90  und  100  Tlr.  für  das  Jahr. 
Daneben  fielen  ihnen  noch  solche  Nebeneinnahmen,  wie  sie  die  Postmeister 
bezogen,  allerdings  nach  Maßgabe  ihre>  kleineren  Geschäftsumfanges  in  ge- 
ringerer Höhe  zu.  Sclbstver>tandlich  reichte  aber  das  mit  einer  Postwürter- 
stelle  verbundene  Diensteinkommen  zum  Lebensunterhalte  des  Postwärters  aliein 
nicht  aus.  Es  muflte  daher  auf  die  Wahl  solcher  am  Orte  angesessenen  Per- 
sonen Bedacht  genommen  werden,  die  irgend  ein  bürgerliches  Gewerbe  be- 
trieben oder  bereit-,  anviere  -Amter,  besonders  bei  der  Gemeindeverwaltung,  be- 
kleideten und  schon  dadurch  ihr  Auskommen  fanden. 
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Postsch  reiber. 

Den  Dienst  versahen  die  Postmeister  in  der  Regel  selbst.  Nur  in  größeren 

Orten,  wo  sie  wegen  des  uPBfang reichen  Verkehrs  dazu  allein  nicht  imsTando 
waren,  erhiclk-n  sie  eine  Unterstützung  durch  Postschreiber  oder  Kopisien.  So 
waren  in  Königsberg  (Pr.)  schon  1670  ein  Postschreiber  und  ein  Vize-Post- 
schreiber  und  1689  gar  drei  Postschreiber  angestellt. 

Ursprünglich  standen  die  Postschreiber  nicht  in  einem  Privatdienstverhäh- 
nisse  zu  den  Postmeistern;  sie  wurden  vielmehr  vom  Staate  angenommen 
und  besoldet.  Der  Obergang  zum  Privatdienstverhältnisse,  das  in  der  Folge 
das  vorherrschende  wurde,  vollzog  sich  erst  unter  dem  Nachfolger  des  Großen 
Kuifü i  'en;  dabei  kam  e^  schließlich  so  weil,  daß  die  Postmeister  bei  der  An 
nähme  ihrer  Post  schrei  her  völlig  freie  Hand  erlangten  und  die  Zentralbehörde 
von  den  durch  sie  im  Pcsldienste  beschiittigten  Personen  Uberhaupt  keine 
Kenntnis  erhielt.  Da  die  Postmeister  bei  deren  Annahme  nicht  gerade  wihlerisch 
waren,  ergaben  i  h  für  den  Postdienst  schwere  Unzutraglichkeiten.  In  einer 
VerfÜguni,'  des  General  Postamts  vom  ib.  August  i75'>  heißt  es  u.a.,  es  sei 
verschiedentlich  wahrgenommen  worden,  »daß  die  Postämter  allerhand  un- 
sichere und  schlechte  Leute,  wenn  sie  nur  etwas  schreiben  kOnnen,  zu  Post> 
schreil'  I  II  einnehmen  und  nnverpflichtet  zum  königlichen  Dienste  admittiren. 
Dadurcti  seien  hliufij^  Verluste  für  die  Postflmter  entstanden;  auch  haben  diese 
ungeeigneten  Leute  durch  die  Grobheiten,  mit  denen  sie  dem  Publikum  be- 
gegnet seien,  xu  Klagen  Anlaß  gegeben«.  Das  General -Postamt  ordnete  da> 
her  an,  daß  für  die  Folge  seine  Genehmigung  zu  ieder  Annahme  eines  Post- 
schreibers eingeholt  und  zum  Postdienste  keine  Person  zugelassen  werden 
sollte,  die  nicht  vorher  vereidigt  worden  war.  Für  die  Außerachtlassung  dieser 
Anordnung  war  eine  Geldstrafe  von  so  Tlr.  angedroht.  Bevor  ein  Postmeister 
einen  Bewerber  für  die  Stelle  eines  Postschreibers  vorschlug,  hatte  er  sich 
von  seiner  j  Capacitc  1,  Treue  unci  anständigen  Aufführung  zu  überzeugen;  in 
dem  Berichte  waren  die  Familienverhältnisse  des  Bewerbers  zu  erörtern;  auch 
war  anzugeben,  ob  dieser  außer  dem  Rechnen  und  Schreiben  noch  sonstige 
Kenntnisse  erworben  hatte.  Im  allgemeinen  genügte  die  Schulbildung,  wie  sie 
auf  einer  Stadt-  oder  Bürgerschule  erlangt  wurde.  Entsprach  der  Bewerber 
den  Anforderungen,  so  erteilte  das  General- Postamt  zu  seiner  Annahme  die 
Genehmigung  in  der  Form  eines  sogenannten  »Certiiikats«,  das  dem  Post- 
schreiber zu  seinem  Ausweis  ausgehandigt  wurde.  In  der  ZirkularverfQgong 
vom  26.  November  i  S04  wies  das  General  -  Postamt  darauf  hin,  d:il7  es  ini 
Interesse  des  Dienstes  geboten  sei,  zu  Postschreibern  nur  solche  Personen  an- 
zunehmen, die  nicht  nur  ausreichende  Schulkenntnissc  besaßen,  sondern  auch 
eine  gewisse  Erziehung  genossen  hatten  und  wenigstens  300  Ttr.  Kaution 
stellen  könnten.  .\uch  müßten  sie  entweder  schon  ilirer  Geburt  nach  militär- 
tVfi  sein  oder  ili:er  Mihi  irpHicht  bereits  i,'ent^!4t  haben.  Das  l'>tordernis  einer 
guten  Schulbildung  wurde  unter  dem  General  -  Postmeister  von  Nagler,  der 
sich  die  Hebung  des  Postbeamtenstandes  angelegen  sein  ließ,  im  Jahre  1834 
ncch  dahin  erweitert,  daß  von  ilen  Bewerbern  um  Postschreiberstellen  auch 
der  Besitz  von  Sprnrhk'cnntnissfn  und  von  Kenntnissen  der  Erdkunde  verlangt 
wurde.  Nach  liintührung  der  allgemeinen  Wehrpriicht  galt  von  1817  an  als 
Bedingung  für  die  Annahme  eines  Postschreibers,  daß  der  Bewerber  die  Feld- 
/üge  von  1S13.  1814  oder  13  mitgemacht  oder  als  Freiwilliger  ein  Jahr  lang 
im  stehenden  Heere  gedient  hatte  oder  aber  völlig  imtauglich  zum  Militär- 
dienste war.  Personen  im  Alter  unter  17  .iahren  wurden,  auch  wenn  sio 
Post<chreiberdtenste  versahen,  nicht  als  Postschretber,  sondern  als  Lehrlinge 
aniiesehen.  Das  für  ihre  Ziihissung  im  Jahre  1824  fesi gesetzte  Mtndestalter 
betrug  1 5  Jahre.    Für  den  Dienst  wurden  sie  zwar  vereidigt,  in  da.s  VerhüU« 
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nis  als  Postschreiber  traten  sie  aber  eist  nach  Vollendung  des  17.  Lebensjahrs 
und  nach  Erledigung  ihrer  Militlirpflicht.  Erst  dann  erhielten  sie  auch  ihr 
Zertifikat  als  Postschrclber. 

Nach  Beendigung  der  Freiheitskriege  war  eine  so  groC^e  Zahl  von  Post- 
schreibern in  den  Posldienst  eingetreten,  daß  sich  mit  der  Zeit  Schwierigkeilen 
für  ihre  Unterbringung  ergaben  und  die  Aussiebt  auf  ein  AufrQcken  in  weitere 
Dienststellen  sich  verschlechterte.  Dies  führte  im  Jahre  1822  zu  der  Not- 
wendigkeit, die  Annahme  von  Postschreibern  erheblich  einzuschränken,  worauf 
sie  vom  Jahre  1824  ab  eine  Zeitlang  fast  ganz  eingestellt  wurde.  Nur  bei 
den  söhnen  von  ^tbeamten  machte  man  hierbei  eine  Ausnahme.  Später- 
hin wurde  die  Zahl  der  neu  zuzulassenden  Pöstschreiber  auf  34  fllr  das  Jahr 
festgesetzt. 

Wenn  ein  Postamtsvorsteher  einen  Postschreiber  brauchte,  mußte  er  ftlr 
die  Erlangung  eines  solchen  selbst  sorgen;  ebenso  war  es  Sache  des  Post- 
schreibers, sich  eine  Dienststelle  bei  einem  Postamte  zu  ermitteln.  Für  die 
Postmeister  hn'\c  dies  keine  Schwierigkeit,  solange  die  Annahme  der  Post- 
schreiber nicht  beschrankt  war  und  die  Zahl  der  napprobirten«  d.  h.  mit 
Zertifikat  versehenen  Postschreiber  das  BedQrfnis  Uberstieg.  Denn  es  bot  sich 
am  Orte  in  den  meisten  Fallen  Gelegenheit,  junge  Leute  zum  Eintritt  in  den 
Po<;tdienst  zu  bestimmen.  Da  diese  sich  in  der  Res^el  zu  einer  Hingeren 
Dienstzeit  \ erptlichteten  inid  gleich  von  Anlang  an  zu  selbständigen  Dienst- 
Icistimgei)  herangezogen  wurden,  so  fehlte  es  den  Postmeistern  an  Arbeits- 
kräften nicht.  Das  änderte  sich  mit  der  Einschränkung  der  Annahme.  Nun 
traten  Fälle  ein,  in  denen  die  Postmeister  aus  Mangel  an  Kenntnis  verfügbarer 
Post.schreiber  in  Verlegenheit  gerieten.  Um  diesem  l  beistand  abzuheilen  und 
gleichzeitig  den  stellungslosen  Postschreibern  die  Möglichkeit  zu  gewähren, 
ohne  Zeitverlust  ein  neues  Unterkommen  zu  finden,  wurde  im  General-Post- 
amte gewissermaßen  ein  Stellen -Vermittelungsbureau  eingerichtet.  Zu  diesem 
Z\<.  ecke  fülutc  ein  den  sffmtlichen  Postanstalten  bezeichneter  Beamter  des 
General  -  Postamts  auf  Grund  von  Mitteilungen,  die  ihm  gemacht  werden 
mußten,  Ober  die  erledigten  Postschreiberstellen  und  Ober  die  stellungsuchen- 
den Pöstschreiber  Listen.  An  der  Hand  dieser  Listen  wies  er  den  Post- 
meistern geei'^nete  Postschreiber  und  letzteren  Dienststellen  nach,  üm  den 
neuen  Postmeister  und  den  Beamten  des  General -Postamts  in  den  Stand  zu 
setzen,  die  Brauchbarkeit  der  einzelnen  Postschreiber  richtig  zu  beurteilen, 
wurde  im  Jahre  1825  bestimmt,  daß  den  Postschreibem  bei  jedem  Stellen- 
wechsel Beschaftigungs-  und  Führungs-ZeugnisNC  ausgestellt  und  mitgegeben 
werden  sollten.  Für  die  Reise  nach  dem  neuen  Be.schüftigungsorte  wurde  den 
Postschreibern  freie  Fahrt  auf  den  Posten  gewährt.  (Sciiiuü  folgt.) 


Entscheidung  des  Reichsgerichts  Über  die  StraflUligkeit  der 
Briefträger  usw  w  egen  widerrechtlicher  Verwendung  des 
Erlöses  für  verkaufte  Wertzeichen. 

Der  Postbote  F.  in  N.  hatte  von  dem  Erlöse  der  ihm  zum  Verkaut  an 
das  Publikum  übergebenen  Postwertzeiclien  und  \'ersicherungsmarken  den 
Betrag  von  etwa  19  Mark  nach  und  nach  in  seinem  Nutzen  verwendet.  Kurze 
Zeit  vor  einer  von  ihm  vennuteten  Revision  hatte  F.,  weil  er  die  fehlenden 
19  Mark  aus  den  ihm  zur  Verfügung  stehenden  Mitteln  nicht  decken  konnte, 
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anderweit  20  Mark  entliehen  und  hiermit  den  Markenbestand  ergänzt,  den  er 

hierauf  dem  Revisor  vollstiint-lig  vorzeigte.  Die  Staatsanwaltschaft  erblickte  in 
Jer  widerrechtlichen  Verwendung  de«  Kriöse--  eine  nach  ;;  350  des  Straf- 
gesetzbuchs strafbare  Unterschlagung  uovi  eriiob  Jemgemäb  Anklage.  Das 
Landgericht  in  P.  sprach  F.  von  der  Anklage  der  Unterschlagung  frei,  weil 
anzunehmen  sei,  daii  F.  wegen  der  iinn  eiiigcriluinten  weitgehenden  Befugnisse 
das  Bewiif»lsein  der  Kechtswidrigkeit  tiicht  gehabt  habe,  als  er  den  erlösten 
Burbetrag  tür  sich  verbrauchte.  Jene  Befugnisse  bestanden  nach  der  Annahme 
des  Landgerichts  darin,  dafi  F.  nicht  verptiichtet  war,  den  Erlös  gesondert 
von  seinen  Privatmitteln  aufzubewahren,  sondern  daf^  er  sogar  die  Berechtigung 
hatte,  die  eingenommenen  Geldslücke  zu  seinen  Privatzwecken  zu  verwenden, 
sofern  er  soviel  Geld  bei  sich  führte,  dai^  der  Wert  des  eisernen  Bestandes  in 
Marken  oder  in  barem  Gelde  oder  in  beidem  zusammen  stets  vollständig  vor- 
handen war.  Dies  sei  bei  der  Revision  des  dem  F.  Qbergebenen  Bestandes 
an  Wertzeichen  der  Fall  gewesen,  nachdem  er  sich  vorher  20  Mark  geliehen 
hatte.  Eine  Unterschlagung  sei  daher  in  der  Handlungsweise  des  F.  nicht  zu 
finden.  Ebensowenig  liege  eine  Untreue  im  Sinne  des  3  266*  des  Straf* 
UcsL-t/.huchs  vor;  denn  F.  habe  eine  Schädigung  des  Fiskus  nicht  beabsiclUigt, 
\icliiiclu  niü-se  angenommen  werden,  daL"»  er  beim  Verbrauche  des  Erlöses 
davon  au>gegangcn  sei,  er  könne  dem  Fiskus  durch  seine  Handlungsweise 
keinen  Schaden  zufügen,  weil  er  infolge  des  ihm  zur  Verfügung  stehenden 
Kredits  in  der  Lage  sein  werde,  den  Fehlbetrag  zu  decken. 

Gegen  dieses  Urteil  legte  die  Staatsanwallschatt  Revision  an  das  Reicii*;- 
gericht  ein.  Letzteres  hat  das  erstinstanzliche  Urleil  aulgehoben  und  die  Sache 
an  das  Landgericht  in  B.  zur  anderweitigen  Verhandlung  und  Entscheidung 
unter  folgender  Begründung  zurückverwiesen.  »Der  Angeklagte  hat,  wie  (esU 
s!c!it,  von  Januar  bis  zum  7.  Februar  i<jo2  für  etwa  K)  Mark  Wertzeichen 
\  erkauft,  den  Lrlüs  für  sich  verwendet  und  bei  der  Revision  den  Fehlbetrag 
dadurch  gedeckt,  dal^  er  sich  20  Mark  anderweit  entlieh  und  diese  dem  Revisor 
vorzeigte.  Danach  war  nicht  zu  bezweifeln,  dall  fDr  den  Angeklagten  die  von 
iliin  erlösten  und  verausgabten  H)  Mark  fremde  Sachen  waren,  und  daß  ihre 
Zueignung  objektiv  eine  rechtswidrige  war.  Denn  wenn  der  Angeklagte  nicht 
auf  eiiuiial,  sondern  allmählich  für  etwa  19  Mark  Postwertzeichen  verkauft  und 
in  dieser  Zeit  nicht  jedesmal  bei  der  Rückkehr  zur  Post  den  eisernen  Bestand 
in  Hölie  der  eingenommenen  und  verbrauchten  Beträge  ergänzt  hatte,  dann 
war,  so  oft  er  die  vorgeschriebene  Ergänzung  unterlassen  hatte,  nicht  dieienige 
Voraussetzung  vorhanden,  unter  der  allein  ihm  die  Verausgabung  der  eni- 
genommenen  Betrage  gestattet  war.  Hat  der  Angeklagte  gewußt,  daß  diejenige 
Vorbedingung  nicht  gegeben  war,  an  welche  der  l>igei)tümer  das  Recht  zur 
VeVaUSgabung  der  Betrüge  ausdrücklich  geknüpft  hatte,  so  h;it  ei  mit  dem 
Willen,  sich  widerrechtlich  jene  Betrüge  zuzueignen,  gehandelt  und  die  Ver- 
neinung »des  Bewußtseins  der  Rechtswidrigkeit«,  die  im  Urteil  des  Landgerichts 
lediglich  mit  »den  ihm  eingeräumten  weitgehenden  Befugnissend  begründet  ist, 
kann  nur  auf  rechtsiiTtümlicher  .Anschauung  beiuhen.  Zur  Atinahme  der 
Unterschlagung  ist  niimlich  keineswegs  eine  Vermogensbeschädigung  und  ein 
darauf  gerichteter  Vorsatz  erforderlich  und  hinsichtlich  beider  Vergehen  ist  die 
Fiihigkeii  und  Absicht,  demnächst  vollen  Ersatz  zu  leisten,  an  sich  so  wenig 
von  Bedeutung  wie  die  spätere  Ersatzleistung  seihst.  Unter  Umständen  kann 
die  L  berzcugung  des  Täters,  dal»  er  nach  der  Beschaffenheit  seiner  Vennügens- 
verhiiltnisse  jederzeit  in  der  Lage  sei,  aus  eigenen  Mitteln  vollen  Ersatz  zu 
gev\:ihren,  für  die  Frage  des  BewulÄlseins  der  Rechtswidrigkeit  ins  Gewicht 
lallen.  Aber  einerseits  kann  von  solcher  l  berzcugung  nicht  da  die  Rede  sein, 
WO  $ie  sich  nur  auf  die  .\nnahmc  stützt,  es  werde  unter  Umständen  durch 
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Herannehung  fremder  Mittel  der  Ersatz  bereit  gestellt  werden  können,  und 
andererseits  ist  icne  ('ber^cugunt;  überhaupt  nur  iii'-oiern  von  fiedeutung,  als 
iie  den  Tiftcr  zu  vier  Annahme  t^eicclitigen  kann,  der  Ei_i;i-ntUnier  uerJe  untt-r 
den  obwaltenden  VerhäUni»sen  mit  der  Zueignung  einveri>landcn  sein,  konnte 
der  Angeklagte,  wie  hier,  ein  derartiges  Einverständnis  nicht  voraussetzen,  so 
kam  die  Möglichkeit  und  Absicht,  Ersatz  zu  leisten,  überhaupt  nicht  in  Frage. 
Das  Urteil  des  Landgerichts  in  P.  war  daher  aufzuheben.« 


Die  Große  Berliner  Slraßenbahn  1871  —1902. 

(Sctdafl  «US  14r.  sa) 

II.  Betriebsmittel. 

Pferde.  Im  ersten  Betriebsjahre  besali  die  (leselUchaft  141  PleiJe,  im 
zweiten  schon  -^^o.  Mit  der  Ausdehnung  des  Bahnnetzes  stieg  die  Aii/;ilil  in 
schneller  Folge,  bis  sie  im  Jahre  1897  mit  7328  Plerden  ihren  Höhepunkt 
erreichte.  Bei  der  fortschreitenden  Einrichtung  des  elektrischen  Betriebs  ging 
die  Zahl  der  Pferde  in  kurzem  Zeiträume  bis  auf  130  im  Jahre  1902  herunter, 
die  für  ArbeitNZwecke  beibehalten  ^iiid.  NOii  den  Betriebsptci den  ^ini;en  i  il  t- 
lich  etwa  i '/.,  bis  2  v.  H.  durch  Lnlälle  und  Tod  ein;  seit  1893  wurde 
dieser  Prozentsatz  etwas  Uberschritten.  Die  Ausmusterung  der  Pterde,  die  sich 
für  den  Bahnbetrieb  als  ungeeignet  oder  nicht  mehr  brauchbar  erwiesen,  be» 
lief  sich  auf  10  bis  12  v.  H.  liihrlich.  Bis  zum  Schlüsse  des  Pferdebahn- 
betriebs sind  im  ganzen  angekauft  werdet) :  Sqo^  Deinen,  4474  Franzosen 
(Beigier),  4029  OstpreuL^cn ,  1  8(j6  Ungarn  (Hainzen),  380  Schweden  und 
laa  Russen.  Hierzu  kamen  8  Dinen  eigener  Au&ucht.  Von  den  Pferden 
sind  2404  Stück  durch  Tod  und  17249  durch  Verkauf  in  Abgang  gekommen. 
Der  Ankaulspreis  der  Pferde  betrug  im  ganzen  14  587  139  Mark,  für  ein 
Pferd  also  durchschnittlich  738  Mark.  Der  Abautzungsbetrag  fUr  sämtliche 
Pferde  stellt  sich  auf  9865273  Mark,  für  ein  Pferd  durchschnittlich  rund 
499  Mark.  Die  Durchschnittsleistung  des  einzelnen  Pferdes  betrug  tiiglich 
2<>,o5  km.  \'oii  den  einzelnen  Rassen  haben  sich  die  dänischen  Pterde  für 
den  mittelschweren  Dienst  sehr  gut  bewährt,  nur  dauerte  ihre  Akklimatisation 
oft  mehrere  Monate.  Ftlr  den  Einspffnnerdienst  wurden  besonders  Normannen 
verwendet,  die  eine  große  Zugkraft  entwickeln.  Die  Leistungsfähigkeit  der  in  Ost- 
und  Westpreußen  gekauften  Pferde  wird  ;ils  hervorragend  bezeichnet;  ebenso 
war  die  Gesellschaft  mit  den  aus  ( )-tcrreich-Lngarn  (meist  aus  Mai iatheresiopcl) 
bezogenen  Pferden,  die  gut  und  billig  waren,  sehr  zufrieden.  Eine  grötiere  Zahl 
der  Pferde  wurde  zwischen  Mur  und  Drau  (Czakathurn)  und  in  Kroatien 
gekauft,  die  sich  aU  schi  t>rauctibar  erwiesen.  Bei  den  im  Jahre  1873  be- 
gonnenen N'crsuclien  der  .Maistütteruni;  wurde  der  .Anteil  des  .Mais  an  der 
Kürnerraiion  nur  sehr  aihnühlich  gesteigert.  Die  Versuche  fielen  bald  zu 
gunsten  des  Mais  aus.  Die  Pferde  befanden  sich  in  sehr  guter  Arbeitsver-. 
fassung;  ihre  Körperfülle  nalmi  /.u,  eben^  i  i;e\\ann  ihr  Aussehen  durch  ein 
glattes,  glänzendes,  anliegendes  Haar.  Die  Tagesration  l^etrug  7,5  kg  Mais 
und  1,3  kg  Hafer.  Seit  1876  wurden  alle  Pferde  der  Gesellschaft  mit  Mais 
gefüttert,  doch  stets  nur  zu  gleichen  Gewichtsteilen  mit  Hafer.  Die  Tages- 
^Hafer-)  Ration  des  Jahres  1875  kostete  2  Mark  22  Pfennig  und  die  mit  Mais 
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verabreichte  des  Jahres  1876  nur  3  Mark  9  Pfennig.  Im  Laufe  der  Jahre  ^ 
wurde  zur  ausschließHchen  Mois-  und  Häckselflitterung  Ubergegangen.  Der 

Futter-  und  Fourageverbrauch  in  den  Jahren  iXy-;  bis  1902  betrug  ins^c^amt 
an  Haler  68640  t,  an  Mais  215000  t,  an  Heu  13000«  t  und  an  Stroh 
120000  t;  es  wurden  im  ganzen  36  Millionen  Tagesfuttersätze  verausgabt, 
deren  Gesamikosten  sich  auf  49  Millionen  Mark  beliefen;  der  einzelne  Tages- 

futtersatz  für  ein  PferJ  betrug  aNo  durclT^chnittlich  \,T.r,-i  Mark, 

Der  Hufbeschlag  der  l^terdc  für  die  Wintennonate  bestand  ursprünglich 
aus  Schraubsiolleneisen,  die  schon  im  Laute  des  Monats  Oktober  aufgeschlagen 
wurden.   Da  sich  bei  diesen  aber  mancherlei  Übelstande  teigten,  wurden  im 

Jahre  1.S02  Hufeisen  mit  Slrickeinlagen  eingeführt,  die  auch  im  Winter  sich 
vorzüglich  bewahrten.  Die  Kovtcn  des  HutbcschhigN  und  der  PferdcpHcge  be- 
liefen j>ich  iti  den  IcUten  Jahren  lür  den  lag  und  das  Pferd  auf  13  bis 
14  Pfennig. 

Wagen.    Bei  der  Betriebseröffnung  der  ersten   Pferdebahnstrecke  besaß 
die   (lescllschaft  44  Wagen,   darunter  40   mit   N'erdeck'-iizen.    Die  Decksitz- 
wagen hatten  18  Silzplätze  im  Inneren,  12  l^crronstciipLltze  und  28  Verdeck- 
sitzpltftze,  so  daß  58  Personen  mit  einem  Wagen  befördert  werden  konnten. 
SpJiter  wurden   leichtere  und  weniger  Personen  fassende  Wagen,   teils  Ein- 
spMnner.   teils  Zweispänner,   bcschatTl.    linde  u)02  umfalite  der  Wagenpark 
insgesamt  2352  Fahrzeuge,   nämlich  1288  Motorwagen   [372  vierachsige  mit 
38  Sitz-  und  13  Perronplätzen  und  916  zweiachsige  mit  20  und  12  PIStzen), 
795  Anhängewagen  und  46g  Pferdebahnwagen.     Letztere  werden  zum  Teil  Q 
zu  Anhängewngen  für  den  clektrivclu-n  Betrieb  eingerichtet;  die  hierzu  unge-  § 
eigneten  sollen  zum  Verkaufe  gestellt  werden.   Das  Wagenkonto  war  Ende  1902  S* 
mit  39  3f8()94  Mark  belastet.    Eine  grOfiere  Anzahl  der  vterachsigen  Wagen  *^ 
ist  derart  eingerichtet,  daß  sie  im  Sommer  durch  Herablassen  der  Fenster  in  § 
offene  Wni,'en  umgewandelt  werden  können.     Die  ersten  50  Motorwagen,  die  S 
1Ö90  dem  Verkehr  Ubergeben  wurden,  sind  mit  je  zwei  vierpoligen  Haupt«  H 
Strommotoren  versehen;  die  Anker  haben  sechs  Windungen.   Die  normale  ® 
Leistungsfähigkeit  eines  solchen  Motors  betrSgt  13,5  PS.  bei  28  Ampere  Strom*  f 
slifrke.    Nach   mehrfachen  Versuchen    mit  vervchiedenen  anderen  Motortypen 
werden  bei  dei^  neuesten  Wagen  Motoren  mit  einer  Leistungsfähigkeit  von 
33  PS.  bei  44  Ampere  Stromslirke  verwendet.   Sämtliche  Motoren  hängen 
in  vollständig  geschlossenem  Gehfluse  am  Wagengestcll  und  den  Achsen.  Der 
Stromverbrauch  für  ein  Kechnnn^swagenkilomcter  (-^  Anhängewagenkiloineter 
werden  gleich  einem  Motorwagenkilometer  gerechnet    betrug  im  Jahre  1900 
779  Wattstunden.    Infolge  der  besseren  Ausbildung  und  größeren  Erfahrung 
des  Fahrpersonals  ist  er  im  Jahre  1901  auf  769  und  1902  auf  674  Watt- 
stunden heruntergegangen,    im  Laufe  der  iel'/len  Jahre  ^ind  >;f<mtliche  Wagen 
im  Interesse   einer   größeren  Sicherheit   neben   den  Handbremsen    noch  mit 
durchgehenden  Bremsen,  und  zwar  anfänglich  mit  Magnetbremsen,  au»gerUstet 
worden.   Da  sich  letztere  aber  nicht  bewährten,  werden  fetzt  Luftdruckbremsen 
verwendet.    Die  I-utUhnckbrcmsc  besteht  in  der  Hauptsache  aus  dem  Kom- 
pressor,  dem  Regulator,   dem  Windkessel,   dem  Sicherheitsventil   und  dem 
Bremsz)  linder.    Der  Kompressor  wird   mit  einem  Zahnrade  von  der  Achse 
des  Wagens  angetrieben  und  pumpt  Luft  in  den  Windkessel.    Durch  das 
Sicherheitsventil  wird  verhindert,  dal?  der  Windkessel  starker  als  mit  3  Atmo- 
sphären bela«.(et  wird.     Beim  Brennen   gelangt   die  verdichtete  Luft  aus  dem 
Windkessel  durch   den  Regulator  in   den  Bremszylinder  und  wirkt  hier  auf 
den  mit  den  Bremsschuhen  verbundenen  Hebel  so,  daß  die  Bremsschuhe  an 
die  Köder  gelrieben  werden.    Die  Luftdruckbremse  hat  sich  bis  ietzt  gut  be- 
währt.   Eine  grobe  Anzahl  Wagen  ist  mit  Hetzvorrichtungen  versehen. 
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Zur  lunhciisteii  Verhütung  der  Unlallc  durch  Cbertahreii  von  Per.sonen 
sind  verschiedene  Schutz-  (Fang-)  Vorrichtungen  an  den  Wagen  erprobt  worden. 

Am  'iii  hat  sich  die  an  der  vorderen  Schmal>eite  de-  Wagens  angebrachte, 
bis  nahe  dein  oberen  Brüsliingsrande  der  Platitorni  reichende,  und  ;uil  deren 
rechte  und  linke  Seite  übergreitende  sogenannte  Federweste  bewährt. 

Die  Unterhaltung  der  Wagen  erfolgt  in  eigenen  Werkstätten  der  Gesell- 
schaft. Es  sind  vorhanden  mehrere  Montagehallen,  ferner  Stelhmcher-, 
Schlo»;ser-,  Schmiede  ,  Maler-  usw.  Werkstatten.  Zur  Unterbringuni;  der  zalil- 
reichen  Wagen  dienen  18  in  den  verschiedensten  Teilen  der  Stadt  und  in  den 
Vororten  gelegene  Bahnhöfe.  Der  größte  und  gleichzeitig  der  grOßte  Stnißen- 
bahnhof  Europas,  an  der  Huttenstnäße  in  Berlin,  hat  einen  Flächeninhalt  von 
1 8  i)6o  qm  und  reicht  fllr  die  bequeme  Unterbringung  von  320  Motor- 
wagen aus. 

III.  Verkehr. 

Daß  die  Vermehrung  der  öffentlichen  Peixjneiibetrti \iei  ungsmittel  in  Berhn 
zu  Anfang  der  siebziger  Jahre  im  dringenden  BedUrlniy>e  lag,  geht  aus  der 
starken  Benutzung  der  Pferdebahnen  sogleich  nach  ihrer  Einfbhrung  hervor. 
Am  Schlüsse  des  ersten  Betriebsjahrs  1873  —  nach  sechsmonatigem  Betrieb 
auf  4  Linien  -  waren  bereits  780  782  Personen  befördert  worden.  Im 
zweiten  Hetriebsjahre  benut/.len  .schon  5735  787  Per:»onen  die  Bahnen.  Die 
weitere  Entwickelung  zeigen  die  nachstehenden  Angaben.  Es  wurden  be- 
fördert Millionen  Personen  1875:  15,3;  1880:  47f9;  1885:  83,$;  1890:  135,3; 
1893:  1 57.  *.  1000:  23(1,;;  lyoi:  282,8  und  1902:  294,s.  Auffallend  ist  die 
auöerordentiiche  \  erkehrssteigcrung  von  iSu^  bis  i(»oo,  besonders  aber  die 
von  1900  auf  1901  um  rund  46  Millionen  hahrgaste.  VVührend  erstere  der 
Einrichtung  des  elektrischen  Betriebs  und  der  EinAihrung  ermBiltgter  Fahr- 
preise zuzuschreiben  ist,  hat  letztere  ihre  Ursache  haiiptsltchlich  in  dem  am 
I.  .lanuar  H)Oi  eingcIUlirfen  Kinheit-^preis  von  lu  IMennig  auf  sämtlichen 
Linien  sowie  in  der  dannt  verbundenen  Herabsetzung  der  Preise  für  Zeil- 
karten und  in  der  Gewflhrung  erleichternder  Bestimmungen  (Ur  ihren  Ge- 
brauch. Von  1901  auf  1902  ist  die  Verkehrssteigerung  verhfiltnisniaiMg  i^e- 
ring,  12  Millionen  Personen.  Nach  dem  Geschättsberichte  für  1902  liei^t  dies 
an  der  allgemein  ungünstigen  Lage  einzelner  hervorragender  Zweige  des  ge- 
werblichen Lebens.  Außerdem  hat  sich  durch  die  im  Februar  und  Mürz  1 902 
erfolgte  Eröffnung  der  Hoch-  und  Untergrundbahn  der  Einflute  des  Welt- 
bewcrbe>  dieses  N'erkehrsmittels  auf  den  Verkehr  verschiedener  Straßenbahn- 
linien mehr  geltend  gemacht,  als  erwartet  war. 

Die  starke  Benutzung  der  Pferdebahnen  sogleich  nach  ihrer  Einrichtung 
ist  um  so  bemerkenswerter,  als  die  Fahrpreise  anftnglich  recht  hoch  waren. 
In  Anlehnung  an  die  Eisenbahnfahrpreisc  III.  Klasse  war  das  Fahrgeld  für 
eine  Strecke  von  ungefähr  2,5  km  auf  lo  Pf.  festgesetzt.  .Mit  der  .Vusbreituug 
des  Buhnnetzes  und  infolge  de.s  Ineinandergreifens  der  Linien  wurde  spiiier 
von  diesem  Grundsatz  abgewichen  und  mehr  den  Ortlichen  Verhilltnissen  Rech- 
nung getragen.  Als  Teilstreckenpunkte  wurden  Platze  und  Straßenkreuzungen 
gewühlt,  die  für  den  Verkehr  von  liedeutung  waren.  Die  Linien  hatten  Teil- 
strecken zu  10,  20,  25  und  in  einigen  Fällen  zu  30,  33  und  40  l^f.,  von 
1882  ab  ouch  zu  15  Pf.  Die  Durchschnittslangen  betrugen  für  10  Pf.  2500  ra, 
ftir  13  Pf.  3730  ra,  für  20  Pf,  5250  m,  für  23  Pt'.  7000,  für  30  Pf.  9000  m; 
es  fanden  jedoch  .Abweichungen  statt.  Bis  /um  Jahre  1H84  beNtauden  Aus- 
nahmcfahrpreise  (doppelte  Sätze  für  Nachtfahrten  und  Wegfall  der  i'eilstrecken- 
fahrpreise  an  Sonn-  und  Feiertagen  von  t  Uhr  mittags  ab).  Mit  der  wetteren 
Entwickelung  des  Unternehmens  und  der  fortschreitenden  Verlängerung  der 
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Linien  hielt  auch  die  Verbilligung  der  Tarife  gleichen  Schritt;  es  schlössen 
»ich  VerlUngerungen  der  Teilstrecken  in  kurzen  Zwischenräumen  an.  Am 
I.  Jainiar  irjoi  trat,  wie  bereits  erwähnt,  der  10  Pf  Tarif  in  Kraft. 

Auch  die  Preise  für  Benutzung  von  Zeitkarten  haben  nach  und  nach  be- 
deutende HrmüßiguiJgen  erfahren.  Sie  betrugen  1873  bei  uneingeschränkter 
Benutzung  der  Zeitkarten  30  Mark  jahrlich  fQr  je  5  Pf.  des  eingehen  Fahr- 
preise>,  iedoch  mindestens  100  Mark,  so  daß  für  eine  Strecke,  deren  Preis 
2>  Pf.  betrug,  eine  Zeitkarte  130  M:irk  jährlich  kostete.  .\uf  ilcn  nach  den 
Vororten  führenden  Linien  wurden  unabliängig  vom  eintaclien  Falirpreisc 
durchweg  100  Mark  ftlr  das  Jahr  berechnet.  Für  Zeitkarten  zur  Benutzung 
sämtlicher  Linien  oder  Liniengruppen  wurde  der  Gesamt jahrespreis  sämtlicher 
in  Frage  kommenden  Linien  erhoben.  Nach  meliilachen  Wandlungen  im 
Zeilkartensysteme  sind  seit  1.  Januar  ii^oi  Linicnzeitkarlen  eingctührt  worden, 
mit  dem  Unterschiede,  dafi  die  Benutzung,  nicht  wie  fröher,  auf  die  Wagen 
der  gewühlten  Linie  beschränkt,  sondern  auf  sämtliche  Wagen,  welche  die 
StraiJenzUge  der  gewiihllen  Linien  durchlaufen,  ausgedehnt  wurde.  Der  Monats- 
preis beträgt  z.  Z.  ohne  Rücksicht  auf  die  Länge  der  Linie  (>  Mark  für  die 
erste,  a  Mark  fUr  jede  weitere  angrenzende  Linie  und  15  Mark  fbr  alle  Linien. 
Seit  etwa  20  Jahren  gibt  die  Gesellschaft  Arbeiterwochenkarten  aus.  Diese 
berechtigen  den  Inhaber  an  jedem  Wocfientage  zu  einer  einfachen  oder  zur 
Hin-  und  KUckfahrt  mit  jedem  fahrplanmäßigen  Wagen;  die  Fahrt  darf  aber 
morgens  nicht  spKter  als  7  Uhr  und  abends  nicht  vor  5  Uhr  angetreten 
werden.  Mit  Einführung  des  10  Pf.-Tarifs  sind  die  früher  höheren  Preise 
für  diese  Karten  auf  so  Pf-  für  die  einfache  Fahrt  und  auf  i  Mark  für  die 
Hin-  und  Rückfahrt  ermäL^igt  worden.  Es  besteht  ferner  die  Hinrichtung  von 
SchUlerzeilkartcn ;  diese  kosten  monatlich  3  Mark  und  berechtigen  den  Inhaber 
zur  Fahrt  von  der  Wohnung  zur  Schule  und  umgekehrt  sowie  zu  Fahrten 
zum  Turn-,  Schwimm-  und  NachhQlfeunterricht. 

IV.  Finanzwesen. 

Aus  dem  Unternehmen  sind  von  Anfang  an  stetig  steigende  Überschüsse 

erzielt  worden.  Ks  betrugen  die  Gesamteinnahmen  und  .\usgnben  vnvie  viie 
f  bcrschUssc  in  Millionen  Mark  in  den  Jahren  1875:  2,1 —  1,1  =  1880: 
<»,!  —  3,4  —  2,7;  »««5:  io,2  —  5,1  4,«;  1890:  13,8  —  9,.^  =  6,5;  1895: 
17,«  —  9,5  =  8,1;  1900:  34,9  —  14,9  =  10,0;  1901 :  27,0  —  16,8  =  10,9;  1902: 
17,6 —  15,1  i  :?.;.  Die  Minderausgaben  von  t, 5  Millionen  Mark  im  Jahre 
I  or.2  gegen  das  V  orjahr  beruhen  n.ich  dem  Geschitftsbcricht  im  wesentlichen 
aul  dem  Wegfalle  des  Pferdebetriebs  und  der  Beseitigung  des  Akkumulaloren- 
betriebs.  Den  froheren  Ausgaben  fQr  die  Pferdepflege,  das  Futter-  und  Streu- 
material  sowie  fUr  die  überaus  kostspielige  Unterli.iltung  der  Akkumulatoren 
standen  im  Jahre  1902  nur  die  müßig  gesteigerten  Ausgaben  für  den  Bezui; 
der  elektrischen  Kraft  gegenüber.  Diese  betrugen  3431  275  Mark  gegen 
3  347  590  Mark  im  Jahre  1901. 

Die  zur  Durchführung  des  Lnternehmens  erstmalig  im  Jahre  1872  ans 
gegebenen  Aktien  hatten  eine  Höhe  von  t  ^nn  nt\o  Mark.    Intolge  der  leb 
haften  Bautätigkeit  mul^'te  das  Kapital  schon  im  nächsten  Jahre  verdoppelt 
werden  und  stieg  dann  in  schneller  Folge  bis  auf  t%  Millionen  Mark  im 
Jahre  1876.    Die  weiteren  Kapitalserhöhungen,   telK   /um  Ausbau  des  Bahn- 
net/es.   teils   zur   Durchführung   des   elektrischen    Betriebs,   traten  wie  folgt 
ein:    1861    auf   17  looooo  Mark;    1894  auf  21  375000  Mark;    1898  auf 
44  j 30 000  Mark;  1899  auf  07125  000  Mark;  1900  auf  68  635  000  Mark  und 
190t  auf  85  785  000  Mark.    Der  Kmissionskurs  bei  den  im  Jahre  1881  aus- 
gegebenen Aktien  betrug  no  v.  H.,  bei  den  von  1894:  1  to  v.  H.  und  bei 
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den  später  au>gegcbenen  103  v.  H.  Auiier  den  Aktien  wurden  seit  i8"8 
Priorititsobligationen  in  einer  GesamthOhe  von  43  171  000  Mark  zum  Kurse 
von  95  bis  10-3,10  V.  H.  ausgegeben.  Die  einzelnen  1  ^iniv  ir.nen  hat  die  Ge- 
sellschaft unter  Benutzung  des  jeweiligen  günstigen  (ieldstandes  nach  teilweiser 
Tilgung  aufgekündigt  und  den  Restbetrag  sowie  den  für  Erweiterungszwecke 
notwendigen  Mehrbedarf  neu  begeben.  Aus  der  Begebung  von  PrioritSts- 
obglilationen  sind  für  den  Bahnbau  rund  22  830  OOO  Mark  bestritten;  hiervon 
wurden  hislier  rund  1  1  Millionen  Mark  eingelöst,  so  daß  am  Schlüsse  des 
Jahres  1901  eine  Obligationsschuld  von  rund  1 1  830  000  Mark  verblieb,  die 
plonmäflig  bis  zum  Jahre  1911  zu  tilgen  ist. 

Bei  Gründung  des  Unternehmens  war  oin  Reservefonds  vorgesehen,  dem 

5  V.  H.  vr>in  Reini^cw  imi  und  die  Zinsen  des  Fon»'.-  /uj^'efUhrf  werden  mulJten, 
bis  er  die  gesetzliche  Höhe  von  10  v.  H.  des  Grundkapitals  erreicht  hatte.  Die 
im  Jahre  1884  herausgegebenen  abgeänderten  Statuten  bestimmen,  dalJ  die 
Zinsen  dem  Reservefonds  dauernd,  auch  nach  Erreichung  der  gesetzlichen 
Höhe,  zuwachsen  sollten.  Im  weiteren  wurde  die  Bildung  eines  Amortisation-; • 
fond'N  und  eines  Erneucrungsfond^  vorgc'^chricb(;■n,  Der  Amortisntinn^tonds 
stellt  den  Gegenwert  lür  den  in  stüdtisciien  Besitz  übergehenden  Baiinkürper 
dar.  Im  Jahre  1884  wurden  ihm  die  bisher  auf  Bahnkörper,  Gfund^ckcf  und 
Wagen  angesammelten  Abschreibungsbctrüge  überwiesen;  ferner  fließen  Ihm 
die  Erträge  aus  dem  Fonds  und  die  jährlich  vom  Aufsichfsrate  festgesetzten 
Abschreibungsbeträge  zu.  Der  Krneuerungsfonds  wurde  zur  Bestreitung  der 
Ausgaben  eingerichtet,  die  durch  die  fortdauernde  Erneuerung  des  Bahnkörpers 
als  Unterbau,  Pflaster,  Schienen  und  Weichen  verursacht  werden.  Diesem 
Fonds  sind  zu  Uherweiven:  die  Einnahmen  aus  dem  Verkauf  alter  Materialicti 
des  Oberbaues,  die  Zinsen  des  Fonds  und  ein  vom  Aufsichtsrate  festzusetzender 
Zuschuft  aus  den  Betriebseinnahmen.    Der  Reservefonds  betrug  Ende  1902 

6  300  643  Mark,  der  Amorti^-ation^fonds  16  440  235  Mark  und  der  Erneuerungs- 
fonds 2  593  627  Mark.  Mit  Abhiuf  des  .Tahres  moi  wurde  ein  weiterer  Kv- 
neuerungsfonds  (II)  gebildet,  dem  bisher  414  139  Mark  aus  den  tfberschüssen 
der  Erlöse  fUr  verkaufte  Grundstücke  gegenüber  dem  Buchwerte  zugeführt  sind. 

Die  beschämen  Utensilien,  Mobilien,  Bekleidungen  fbr  das  Personal  und 
Maschinen  aller  Art  sind  in  den  einzelnen  Betriebsjahren  regclm.tlMg  bis  auf 
I  Mark  abgeschrieben  worden;  bei  der  umfangreichen  Neubeschatiung  von 
W'erkstattmuschinen  aus  Anlali  der  ümwundlung  sind  dagegen  nur  Abschreibungen 
von  fo  V.  H.  vorgenommen  worden. 

Die  zur  Verteilung  gebrachten  Dividenden  waren  gleichmäßig  günstig;  im 
Jahre  1898  bctruj^en  sie  iS  v.  H.  Seitdem  sjovl  sie  infolge  der  Erhöhung  des 
Aktienkapitals  von  rund  21  Millionen  Mark  uul  rund  83  Millionen  Mark,  die 
aus  Anlaft  der  Umwandlung  des  Bahnnetzes  für  den  elektromotorischen  Betrieb 
notwendig  war,  gesunken.  Für  1 902  betrtfgt  die  Dividende  wie  für  das  Vor- 
jahr 7,5  v.  H. 

Bis  Ende  1902  sind  für  rund  489  km  Bahnbauten  63034328  Mark  aus- 
gegeben worden;  davon  entfallen  auf  das  Berliner  Gebiet  und  auf  die  von 

der  Berliner  Gemeinde  zu  unterhaltenden  Verkehrswege,  nach  Abzug  der  mit 
20  M.irk  für  das  laufende  Meter  veranschlnf^ten  Glcisherstellungskosten ,  für 
Pflasterungen,  Entwässerungsanlagen,  Bruckenbauten,  Grundstücks-  und  Terrain- 
erwerbungen zu  Strafienverbreiterungen  51  996528  Mark.  Aufier  diesem  Be- 
trage sind  von  der  Gesellschaft  bis  Ende  1902  verausgabt  worden:  an  Kosten 
für  Umpflasterung.  Kanalisation,  Stral,"cnreini<:un<i  und  Schneeräumen,  an  PHa^ter- 
rente,  an  Abgabe  von  der  Bruttoeinnahme  aus  der  Personenbeförderung,  on 
Chausseegeld,  an  Gemcindeeinkonmiensteuer  und  sonstigen  Steuern  und  Ab- 
gaben zusammen  41  658  6*39  Mark. 
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V.  Verwaltung  und  Personal. 

Schon  /III  Zeit  des  Pferdebahnbetriebs  waren  die  Einrichtungen  zur  Ver- 
waltung des  Unternehmens  recht  unifangreicli.  Die  gesamte  Pferdepflege  hatte 
der  Oberstalhneister  zu  beaut:>ichtigcn,  dem  3  Stallmeister  unterstellt  waren.  Im 
Äußeren  Dienste  leiteten  Hofverwalter  die  vorhandenen  33  Pferdebahndepots, 
die  in  5  hispektionsbezirkc  mit  je  einem  Betricbsinspektor  eingeteilt  waren. 
Mit  Aus^chluli  der  zur  PfcrdepUcgc  erfurderlichen  Personen  betrug  die  Kopf 
zahl  der  Verwaltungsbearaten  im  Jahre  1895  insgesamt  129.  Mit  der  Ein- 
ttlhrung  des  elektrischen  Betriebs  bedurfte  es  vollständig  neuer  Organe  und 
einer  durchgreifenden  DmgestaUung  und  Erweiterung  der  Verwaltung.  Die 
Direktion  besteht  jetzt  aus  ^  Dirckloien.  Ferner  ist  1  Bau-  und  Iktriebsdirektor 
vorhanden,  dem  die  Überwachung  der  AustUhrung  des  ßahnunterhallungs-, 
Bau-  und  Betriebsdienstes  obliegt.  In  Bezug  auf  die  Bahnbau-  und  Hochbau- 
angelegenheiten wird  der  Bau-  und  Betriebsdirektor  durch  einen  Oberbetriebs- 
ingenieur unter<;tUtzt  und  vertreten,  dem  entsprecheiul  den  vorhandenen  3  Bahn- 
bezirken 3  Abteilungsingenieure  und  ein  Huchbauingeaieur  mit  der  erfurder- 
lichen Anzahl  Bahnmeister,  Oberbahn  Wärter,  technischer  HOlfskräfte,  Hand- 
werker und  Arbeiter  unterstellt  sind. 

Für  die  W'aiii  iielimung  und  Aufsicht  des  Betriebsdienstes  i^t  das  Betriebs- 
netz eingeteilt  in  8  Betriebsinspeklionen  mit  je  einem  Betriebsinspektor  und  in 
18  Bahnhöfe  mit  je  einem  Bahnhofsvorsteher  sowie  der  erforderlichen  Anzahl 
Hulfskrilfte.  Die  Beobachtung  des  Verkehrs  und  die  Überwachung  des  Ver- 
kehrs-, Abfertigungs-  und  Kasscndiensles,  ferner  die  Erledigung  der  Beschwerden 
liegt  dem  Oberverkeln  sinspektor  ob,  dem  ein  Überkontrolleur,  eine  Anzahl 
Revisoren,  Expeditorcn,  Kontrolieure  und  Fahrmeister  sowie  die  Verkehrs- 
konirolle zugeteilt  sind.  Die  Aufsicht  Ober  den  Werkstätten-  und  Maschinen- 
dienst führt  je  ein  Oberingenieur  unter  Mitwirkung  eines  Werkst.'ittcnvurstehers. 
Zur  Bearbeitung  der  juristischen  Angelc^eni;tik:n  sind  2  Syndici  vorbinden. 
Ferner  bestehen  ein  Revisions-  und  ein  Kecluiungsbureau,  das  Sekretariat  ntit 
Registratur,  die  Kanzlei,  die  Hauptkasse  und  die  Materialienverwaltung.  Die 
Gesamtzahl  der  Vcrwaltungsbeamten  beträgt  zur  Zeit  206.  Die  Gesellschaft 
hat  ihr  eigenes  Fernsprechnetz.  Sämtliche  Hahnhöfe  und  Betriebsleiter  sind 
dadurch  unmittelbar  mit  der  im  üeschüUvSgebüude  —  Lcipzigerplatz  14  —  be- 
findlichen Zentrale  verbunden.  Ferner  ist  das  Fernsprechnetz  an  das  all- 
gemeine Fernsprechnetz  angeschlossen,  und  zwar  durch  14  Hauptanschlüsse 
und  70  Nebenanschlüsse,  von  denen  23  im  Verwaltung-vgebäude,  47  aulSerhalb 
des  Hauses  liegen.  Auch  besteht  zur  Erleichterung  des  Verkehrs  mit  der 
Presse  ein  besonderes  Bureau,  bei  dem  die  2^itungsredaktionen  schriftliche, 
niüiui liehe  oder  telephotn'sche  Auskunft  über  alle  die  Grofie  Berliner  Straßen- 
bahn bcUctfenden  Angelegenheiten  erhalten. 

Von  dein  Gesamipersonal,  dessen  Kopfzahl  im  Jahre  »873:  137,  1880: 
30i8,  i8yo:  3504,  iH()3:  4346  und  Ende  1902:  7702  betrug,  gehörten  zu 
dem  letztbezeichneten  Zeitpunkte  3132  Pli  »nen  der  Schaffner-  und  Fahrer- 
klasse  an.  Die  tiigliche  Dienstzeit  für  Fahrer  betrügt  im  Durchnitle  9,  höchstens 
10  Stunden,  für  Schallner  11,  höchstens  12  Stunden,  einschlietilich  der  Vor- 
bereitungs-  und  Ablieferungszeiten.  Wird  ausnahmsweise  eine  Mehrieistung 
Ober  den  Dienstverieilungsplan  erforderlich,  so  wird  jede  Überstunde  mit 
30  Pf.  vergütet,  wobei  angetant;ene  f  U:>erstunden  von  30  Minuten  und  darüber 
als  voll  gerechnet  wertJen.  Die  AutstcUung  der  Dienstpläne  erfolgt  nach  be- 
stimmten Grundsiltzcn,  von  denen  aufler  der  bereits  erwähnten  Höchstdauer 
hervorzuheben  sind:  die  Gewährung  von  mindestens  t"i Stunden  nächtlicher 
Ruhe  zwischLii  Dienstbeendigung  und  Dienstanfang,  die  \  ermeidung  eines  drei- 
teiligen Dienstes  und  Beginn  des  zweiten  Dien^tleils  nicht  nach  10  Uhr  Abends, 
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wöchentlich  ie  ein  dienstfreier  Tag  (iifhrltch  :=  52  bezahlte  freie  Tage*^  und 
im  Jahre  mindestens  7  bezahlte  freie  Tage,  die  auf  einen  Sonn-  oder  Feier- 
tag fallen.  Da-^  M(jnatNi;ch.iiI  steigt  bei  Schaftnern  und  Fahrern  von  8^  bis 
auf  120  Mark;  Fahrer  erhalten  aubeideni  für  jeden  Tag  der  Dienslieisiung 
30  Pf.  Zulage  alb  Falifgeld.  Dem  Betriebspersonal  wird  ferner  die  Diensl- 
klefdung  unentgeltlich  geliefert. 

Hinsichtlich  der  Fürsorge  für  das  Personal  hat  die  Gescllschafl  verschiederK- 
Wohlfahrtseinrichtnnuen  geschartoti  und.  soweit  sie  auf  gesetzlichen  Bestimmiingen 
beruhen,  zum  ieil  weit  über  ihcse  hinaus  ausgedehnt.  Der  auJ  Grund  des 
Krankenversicherungsgesetzes  gebildeten  eigenen  Betriebskrankenkasse  ge> 
horten  Ende  1902:  731$  männliche  und  64  weibliche  Mitglieder,  sowie  rund 
14000  Faniiüenaiif^chörigc  an;  letztere  haben  ein  Eintrittsgeld  von  je  20  Pt. 
und  einen  monatlichen  Beitrag  von  )c  1 5  l^f.  /.u  entrichten.  FUi*  die  Kranken- 
kasse sind  22  Kassenarzte,  eine  Arztin  und  t  5  Speziallirzte  ttftig.  Außer  den 
gesetzlichen  Leistungen  der  Kasse,  die  KnJe  luo^  einen  Bestand  von  i(:.s  700 
Mark  hatte,  zahlt  die  Gesellschaft  einen  Zuschuli  zum  Krankengeld,  und 
zwar  bis  zum  vollen  Betrage  des  Arbeitsverdienstes  an  diejenigen  Angestellten, 
die  sich  mindestens  3  Jahre  in  ihrem  Dienste  befinden.  Im  weiteren  besteht 
eine  Krankenunterstützungskasse,  aus  der  den  Angestellten,  die  durch 
eigene  Krankheit  oder  durch  Krankheit  in  der  Familie  in  eine  Notlage  versetzt 
sind,  L'nterstUtzungen  bewilligt  werden  —  insgesamt  jährlich  bis  4000  Mark. 
Diese  Kasse,  der  aulier  den  Zinsen  des  Fonds  die  dem  ßetriebsperional  auf- 
erlegten Strafgelder  zufliefien,  hatte  Ende  1902  einen  Bestand  von  41  400  Mark. 
Den  Angestellten  werden  ferner  außer  der  ihnen  durch  das  Invaliditäts-  und 
Altersversicherungsgesetz  gewjthrleistelen  Rente  die  Wohltaten  einer  Beamten - 
unterstützungskassc  zu  teil,  welche  von  der  GcselUchafl  lai  Jahre  1804  ge- 
grtindet  und  seitdem  mit  einem  jährlichen  Betrage  von  so  000  Mark  bedacht 
worden  ist.  Aus  diesem  Fonds  werden  den  nach  längeren  Dienstjahren 
invalide  oder  ans  anderen  Ursachen  hUlfsbcvUirftig  gewordenen  Angestellten 
bei  ihrem  Ausscheiden  aus  dem  Dienste,  sowie  in  Todeslällen  von  Bediensteten 
deren  Angehörigen  Unterstotzungen  gezahlt.  Auch  gewährt  die  Gesdlschaft 
Weihnachtagratifikationen,  Ehrenuhren,  sowie  Geschenke  aus  Anlafl  25  jähriger 
Dienstzeit. 

Schließlich  besteht  seit  i.Juli  1900  eine  Ruhegehaltskasse,  zu  der  die 
Gesellschaft  als  Grundstock  den  Betrag  von  800  000  Mark  beigesteuert  hat 
und  einen  jährlichen  Zuschuß  von  250  000  Mark  zahlt.  Die  Beittlige  der  Mit- 
glieder betragen  4  v.  H.  des  ansat/.fähigen  Jahreseinkommens.  Der  Kasse  ge- 
hörten Ende  1902  301-1  .Vhtglieder  an.  Das  Ruhegehalt  betrügt  bei  Eintritt 
der  Dienstunfähigkeit  nach  \  olIendung  des  10.  Dienstjahrs  ein  Viertel  des 
letzten  vor  der  Versetzung  in  den  Ruhestand  bezogenen  Jahresgehaltes,  soweit 
dasselbe  3000  Mark  nicht  übersteigt,  und  für  jedes  weitere  vollendete  Dienst- 
jahr  '/,,,^  des  gedachten  Jahresgehaltes.  Für  die  Bediensteten,  die  am  i.  Juli 
1900  länger  als  5  Jahre  im  Dienste  der  Gesellschaft  gestanden  haben,  ist  die 
Wartezeit  je  nach  der  Länge  der  Beschäftigungsdauer  um  i  bis  5  Jahre  ge^ 
kürzt  worden. 

Die  Gesamtsumme  der  gesetzlichen  und  freiwilligen  Zuwendungen  der 
Gesellschaft  seit  ihrem  Bestehen  bis  zum  Jahre  1902  einschlietSlich  betrügt 
6354891  Mark.  An  Lohnen  und  Gehältern  wurden  im  Jahre  1895: 
5  ^40023  Mark,  im  Jahre  190t:  8830872  .Mark  aufgewendet. 

Im  Juli  looo  liaben  die  Bediensteten  der  Gesellschaft  unter  Billii^ung  und 
Unterstützung  der  Verwaltung  den  »Verein  der  Angestellten  der  GroL^en  Ber- 
liner Straßenbahn «  ins  Leben  gerufen,  um  neben  der  Pflege  von  Geselligkeit 
und  Kollegialität  wirtschaftliche  Einrichtungen  und  Vorteile  für  die  Mitglieder 
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zu  schaffen.  In  letzterer  Beziehung  hat  der  Verein,  der  Ende  1902  auf  rund 
4200  Mitglieder  oii^t;\\  ■  'i^cn  war,  u.  a.  schun  einen  Erfolg  insofern  aufzu- 
weichen, a!«-  er  n;ich  AngUedei  iing  an  die  im  Oktober  1901  begründete  Bau  ■ 
gcnossenschatt  t:in  im  Juli  1903  bezogenes  Beamienwohnhaus  in  \V  iln)er>dort 
mit  60  Wohnungen  und  5  Lsden  gebaut  hat.  Auch  hierbei  hat  die  Gesellschoft 
durch  Bewilligung  vonZuM.!ui-vcn  und  Hergabe  eines  Baukapitals  von  3<toooo  Mark 
71!  V.  H.  im  InteiCNse  ihrer  Ange>!elltcn  mitgcw  irkl.  Den  wichtigen  Tag  der 
vollendeten  Umwandlung  des  Bahnnetzes  in  den  elektrischen  Beirieb,  den 
f^.  Dezember  1002,  haben  Direktion  und  Aufsichtsrat  im  Kreise  der  Ange- 
stellten fevilich  begangen;  der  Feier  wohnte  auch  der  Minister  der  öffentlichen 
Arbeiten  bei.  der  im  Auftrage  Seit  er  Ma-eviät  des  Kaisers  und  Königs  an  eine 
gruke  Anzahl  langiührig  beschaitigter  bewahrter  Beamten  und  Angestellten 
Allerhöchst  verliehene  Auszeichnungen  austeilte.  Die  Direktion  hat  die  Ge- 
legenheit der  vollendeten  l'nnv  andlung  des  Bahnnetzes  benutzt,  dem  Wttwen- 
iinterstui/ungsfonds  des  \  ereins  der  Angestellten  einen  einmaligen  Betrag  von 
100  000  Mark  zu  Uberweisen. 

VI.  Benutzung  der  Großen  Berliner  Straßenbahn  zu  Postzwecken. 

Diese  be-^chriinkt  sich  auf  die  Beförderung  von  Postunterbcamten  mit  Brief- 
kai tenschlUssen  und  auf  die  Bi. törvlei luig  der  be>tellenden  Boten  zwi-^chen  den 
Postämtern  und  den  Kevieren  sowie  inner lialb  der  lel/.leien.  Eine  Benutzung 
der  Straßenbahn  zur  PaketbefOrderung,  etwa  zwischen  Bahnhofen  und  Post- 
Ämtern,  hat  bis  jetzt  nicht  stattlinden  können,  da  es  zur  Aufstellung  der  Wagen 
auf  den  I^nhnhöfen  an  Raum  mangelt  und  auch  die  Herstellung  von  Anschluß- 
gleisen auf  Schwierigkeiten  slökt. 

Unterm  8./13.  Marz  1902  ist  mit  der  Direktion  der  Straßenbahn  im  An- 
schluß an  die  Bestimmungen  im  42'  des  Gesetzes  Uber  die  Kleinbahnen  und 
Privatansch!iil>bahnen  xnm  i.S.  Juli  iSc)2  ein  neuer  \  erlrag  abgeschlossen  worden, 
der  gegenüber  dem  friiiieren  Verlrage  den  Vorteil  unpersönlicher  Zeitkarten 
aufweist.  Nach  diesem  Vertrag  ist  die  Direktion  verpHichtet,  auf  allen  von 
ihr  betriebenen  oder  von  ihr  künftig  in  Betrieb  zu  setzenden  StraL^enbahnlinicn 
auf  \  erlangen  der  Po^tverw  altung  mit  jeder  für  den  regelmäßigen  Beförderungs- 
dieust  bestimmten  Fahrt  zu  befördern: 

a)  einen  Postunterbeamten,  der  Briefstfcke  oder  sonstige,  das  Qbrige  Fahr- 
publikum nicht  belästigende  Behälter  bei  sich  führt  und  unterwegs 
Postsachen  mit  anderen  an  den  Wagen  herantretenden  Poslunterbearoten 
austauscht; 

b^  soweit  der  Platz  reicht,  auch  andere  zur  Mitfahrt  erscheinende  Post» 
Unterbeamte  im  Dienst. 

Den  unter  a)  bezeichneten  Postunterbcamten  muf'  ein  Stehplatz  auf  dem 
vorderen  W  agenperron  oder  —  jedoch  nur  im  Nottalle  —  ein  Platz  im  Inneren 
des  W  agens  eingeräumt  werden,  soweit  dem  nicht  allgemeine  oder  besondere 
Anoidrumgcn  der  Aufsichtsbehörden  entgegentreten.  Den  Po-tunterbeamten 
im  Sinne  de-  N'jr'rags  die  Pd^taushelter  gleich/u. ichten,  die  an  Stelle  der 

L  nilorm  zum  Zeichen  ihrerer  postdienstlichen  Beschäftigung  die  vorgesciiriebenc 
Arnibinde  tragen.  Die  Beförderung  der  Postunterbeamten  erfolgt  auf  ürund 
von  monatlich  zu  erneuernden  unpersön I ichen  Zeitkarten,  die  entweder  auf 
i.:ri/.elnc  oder  auf  nielirere  oder  aut  alK'  Linien  lauten  und  ieden  eine  solche 
Karte  \  >  ir/ci^v  iiden  Poslunterbeamten  itu  Dienste  zur  Mitfahrt  auf  den  in  der 
Karle  angegebenen  Linien,  nach  Umstanden  also  auch  auf  allen  Linien,  be- 
rechtigen. Die  Erneuerung  der  Karten,  die  auf  einen  Zeitraum  von  einem  Jahr 
beiue--  L  n  (md  mit  forllauti.  nd(.  n  Nummei  n  versehen  sind,  erfolgt  durch  Kin- 
kicben  von  .Monat^zcitkarlenmarkcn.    Für  die  Zeitkarten  und  Zeitkartenmarken 
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zahlt  die  l*o>ivei waltung  die  rt.'^ltiuentsmäL>igen  Preise.  Bis  2um  23.  eines 
jeden  Monats  werden  die  Strecken,  die  im  darauffolgenden  Monat  auf  Zeit> 

karten  zu  dienstlichen  Zwecken  befahren  werden  sollen,  und  die  Zahl  der 
für  jede  dieser  Strecken  et  lorderlichen  unpersönlichen  Zeitk;irten  und  Zeilkai  ten- 
marken  bei  der  Direktion  der  Stralicnbahn  angemeldet;  dabei  wird  gleichzeitig 
hinsichtlich  der  Beförderung  der  oben  unter  a)  bezeichneten  Unterbeamten  an- 
gegeben, welche  Fahrten  benutzt  werden  sollen.  Die  Postverwaltung  hat  dafür 
/n  '•ori^en,  daß  die  1 'ov'/c  iikarten  nicht  mit.>brifuchlich  zu  autJerdienstlichen 
hahrlen  verwendet  werden.  Seitens,  der  Direktion  der  Strai.»enbahn  ist  ferner 
die  Verpflichtung  Obernoinmen  worden,  der  Bestellung  yeniüii  gelieferte  Zeit- 
karten auf  Ansuchen  im  Laufe  des  Monats  ausnahmsweise  auf  andere  Strecken 
von  gleichem  Preise  umzuschreiben,  solern  die  l  "mschreilning  durch  dienst- 
liche Umstände  bedingt  wird,  die  bei  Bestellung  der  Zeitkarten  nicht  voraus- 
gesehen werden  konnten. 

Falls  während  der  Vertragsdauer  eine  anderw  eitige  gesetzliche  Regelung  des 
Verhältnisses  dci  l'ostverwaltung  zu  den  Stralk-nbalinen  usw.  erfolgt,  verliert 
der  \  ertrag  vom  Tage  des  Inkrafttretens  der  gesetzlichen  Neuregelung  ab  ohne 
weiteres  seine  Gültigkeit. 


KLEINE  MlTTEiEUMGEN. 

Errichtung  eines  Staatsministeriums  für  die  bayerischen 
V f  r k eh r s an s t a  1 1  e  n.  Nach  einer  Ankündigung  des  baverischeii  Finanz- 
ministers  ist  zum  1.  Januar  1904  die  Errichtung  eines  Königlichen  Staats- 
ministeriums  für  Verkehrsangelegenheiten  in  Bayern  geplant.  In  einer  detn 
Etat  beigefügten  besonderen  Denkschrift  wird,  wie  wir  der  »Ztg.  d.  \'er. 
deutsch.  Eisenb. -Verw  alt.«  entnehmen,  einleitend  hervorgehoben,  wie  die 
Bedeutung  des  Verkehrswesens  und  der  staatlichen  Verkehrsunternehmungen 
im  heutigen  öffentlichen  Leben  gebieterisch  darauf  hinweise,  daß  dem  Verkehrs- 
ressort eine  .selbständige  Stellung  innerhalb  des  Gesamtministeriums  verliehen 
und  dadurch  der  oberste  Leiter  dieses  Ressorts  in  den  Stand  gesetzt  werde, 
ihm  seine  volle  Kraft  uneingoschr.'fnkt  /n  w  idmen. 

Das  Res:>ort  des  neu  zu  bildenden  .M i n i> le r i u ms  wird  seine  Haupt- 
bestandteile natui^eiDflft  dem  dermaligen  Ressort  des  Steatsministeriuros  des 
Königlichen  Hauses  und  des  Äui>crn  zu  entnehmen  haben,  und  es  mUssen  aus 
diesem  auf  das  noiu-  Ressort  Ubergeiien:  die  Staatseiscnbahnen  mit  den  ihnen 
angegliederten  Verwaltungszweigen,  ntfralich  dem  betriebe  des  Ludwig-Donau- 
Mainkanals,  der  Bodensee-Dampfschiffahrt  und  der  Kettenschleppschiffahrt  auf 
dem  Maine;  die  Posten  und  Telegraphen  nebst  den»  Fernsprech wesen ;  die 
Aufsicht  Uber  die  Privateisenhahnen  mit  KinschluiJ  der  StraPcnbnhnen :  die 
Beaufsichtigung  des  Schiffahrtbetriebs  auf  Binnenseen,  Flüssen  und  Kanälen. 
Außerdem  wird  noch  die  Verwaltung  des  Frankenthaler  Kanals  an  das  neue 
Ministerium  überzugehen  haben. 

Infolge  der  Schntfung  des  neuen  .Mini-ieriums  kann  nunmehr  auch  einer  Neu- 
organisation der  Verkehrsverwaltung  nähergetreten  werden.  Während 
zurzeit  das  Schwergewicht  dieser  Gesamtverwaltung  in  der  Generaldirektion 
der  Staatseisenbahnen  sowie  jener  der  Posten  und  Telegraphen  liegt,  soll  fUr 
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die  Zukunft  die  gesamte  Zentral  Verwaltung  ausschlielJlich  in  der  Hand  dt» 
neuen  Minisleriunis  vereinigt,  und  es  sollen  Jem/Ailo!;^c  die  hciJen  seitherigen 

Gencraldiicklicinen  im  Laufe  der  nitchvien  Jahre  der  Auflösung  ziii;cfUiirt 
werden.  Bis  dahin  werden  sie  ah  selbständige  Instanzen  unter  dem  neuen 
Ministerium  noch  bestehen  bleiben,  da  die  endgültige  Feststellung  des  Organi- 
sationsplans für  die  Verkehrsanstalten  so  umfassende  \  orarbeiten  erfordert,  daß 
die  neue  V^crwaltun^^ordnunj;  in  keinem  Falle  vor  Ablauf  von  zwei  bi»  drei 
Jahren  wird  in  Kratt  treten  können. 

Dem  Verkehrsministerium  wird  die  zukünftige  Organisation  einen  V^irkungs- 
kreis  zuwenden,  der  Uber  den  Rahmen  der  Aufgabe,  die  bisher  der  Ministerial- 
instanz  /iitii  l,  eilicblicli  hinau^^eht.  Dt-nn  es  wird  nicht  nur  die  Obliegenheiten 
einer  obeisten  Aufsiehtsstelle,  sondern  gleiehzeilig  auch  diejenigen  der  obersten 
betriebsleitenden  Stelle  für  die  Staatseisenbahnen  und  die  Post-  und  Telegraplien- 
verwaltung  auszuüben  haben.  Es  mu&  daher  Bedocht  darauf  genommen 
weiden,  den  Miüistcr  durch  die  Schatfung  selb^iiindiger  Ministerialabteilungen 
für  den  KiNcni^ahnbctrieb,  das  Eisenbahn  und  Postbauwesen,  sowie  den  Pf^t- 
und  TeUgraphenbetrieb  und  die  Vor.stände  der  Ministerialabteilungen  wiederum 
durch  Schaffung  selbständiger  zentraler  Verwallungsamter  (z.  B.  eines  zentralen 
Tiirif-,  Abrcchiiunt;N  ,  W'agenanites  usw.)  von  Geschäften  minder  wichtiger  Art 
nach  TunliclikLit  /u  ent'.istcii  und  sie  in  den  Stntid  /u  ■-otzeii.  ihre  ganze 
Arbeitskraft  den  gruben  und  gi  undsiitziKlien  Fragen  zu  widmen.  Imnierliiii 
wird  jedoch  dem  Minister  und  seinen  Abteilungen  eine  ungewöhnlich  große 
Geschäftsaufgabe  verbleiben.  Andererseits  wird  dein  Minister  selbst  ein  -larker 
unmittelbarer  Einfliib  auf  die  gesamte  W-rkelirsverwaitung  und  die  Möglichkeit 
eines  kräftigen  Vorgehens  in  allen  wichtigen  Fragen  in  weit  höherem  Maße 
als  bisher  ermöglicht,  und  er  wird  in  den  Stand  gesetzt,  alle  Faden  der 
weitverzweigten  Verkehrsverwaltung  tatstfchlich  in  seiner  Hand  zu  vereinigen. 


Die  Hafenanlagen  in  Havre.  Die  vor  sieben  Jahren  begonnenen  Ar> 
belten  zur  Herstellung  eines  neuen  Vorhafens  in  Havre,  wofür  40  Millionen  Frcs. 

ausgesetzt  sind,  werden  nach  einem  Berichte  des  dortigen  Kais.  Konsulats 
eitrig  forlgesetzt.  Der  Vorhaten  soll  die  größten  und  tiefgehendsten  Üampfei 
bei  federn  Wasserstand  aufnehmen  können.  Die  Einfahrt  ist  auf  Schiffe  von 
^40  m  Lange,  25  bis  26  m  Breite  und  einem  Tiefgange  von  10,30  m  berechnet. 
Nachdem  der  nordwestliche  Hafendamm  nahezu  fertiggestellt  ist,  wird  haupt- 
sächlich am  südöstlichen  Hafendumme  gearbeitet,  der  den  Hafen  nach  Jer 
Seine  zu  vollständig  ab^hliefien  und  das  Eintreiben  des  Flußsandes  verhüten 
soll.  Außerdem  ist  mit  dei  schwierigen  und  langwierigen  Arbeit  des  Ab- 
tr.igens  der  alten  Nordmoie  UMii  des  angrenzenden  Terrains  begonnen  worden. 
Hierdurch  wird  ein  breiter  und  gerader  Weg  von  der  Einfahrt  des  neuen 
Vorhafens  nach  dem  allen  Vorhafen  und  nach  der  neuen,  im  Baue  begritienen 
Hauptschleuse,  welche  zu  den  übrigen  Hafenbassins  fUhrt,  hergestellt. 

Weniger  gUnstig  steht  es  mit  den  in  Aussicht  genommenen  .Arbeiten  an 
den  allen  Hatenb.i->ins  und  Kais,  in  dem  den  französischen  Kammern  vor 
einem  Jahre  zugegangenen  Gesetzentwürfe,  wonach  633  Millionen  Frcs.  inner- 
halb 16  Jahren  für  wa^verwirischaftlichc  Zwecke  verwendet  werden  sollten, 
w  aren  20  Millionen  Frcs.  für  Havre  bestimmt.  Sie  galten  der  \'erbesserung  des 
allen  N'orhafens  und  der  Vergrölierung  des  Bassin  de  1  Eure  sowie  de;  HeT- 
stellung  einer  Verbindungsschleuse  zwischen  dem  Basiin  Beilot  und  dem  1  an- 
carville- Kanal,  eines  Ausweicheplatzes  in  diesem  und  der  Verlängerung  der' 
Kanalkais.  Die  Gesei/esvorl.ige  wurde  von  der  Deputiertenkammer  angenommen 
in  der  betreffenden  Öenatskommission  aber  derart  herabgemindert,  daß  vor  «ier 
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Hand  nur  die  wichtigsten  Arbeiten  unternommen  werden  sollen,  welche  in 
7  oder  8  Jahren  eine  Ausgabe  von  351  Millionen  Frcs.  erfordern  würden.  In 
Hnvre  sollen  vorläufig  nur  die  Arbeiten  am  Tancarville-Kanal  und  Bassin  Beilot 
Konten  9  Millionen  Frc*-..  Ii;ilb  vom  Staate  und  halb  von  der  Handelskammer 
getragen)  ausgeführt  werden.  Ebenso  ist  die  in  der  Vorlage  fUr  die  weitere 
Regulierung  des  Seinelaufs,  insbesondere  ftlr  die  EindUmmungs-  und  Ba^er- 
arbeiten,  ausgeworfene  Summe  auf  die  Hälfte,  d.  h.  auf  6  Millionen  Frcs.,  er- 
mSfiigt  worden. 


Russische  Nordbahnen  und  deren  Verbindung  mit  der  sibiri- 
schen Eisenhnlm.  Der  Norden  de«;  eurf^pai^chen  Hul'lnnd^  gehört  zu  den- 
jenii^cn  Gebieten  des  Hcichv,  die  in  kulturclier  und  wii t^chattücher  Beziehung 
zurückgeblieben  sind.  Obwohl  der  russische  Norden  reiche  Naturschätze  in 
sich  bii^  wie  Steinkohle  und  Naphtha,  mit  Wald  bedeckt  ist,  als  Küstenstrich 
eine  gewaltige  Fisch fangindustrie  aufkommen  lassen  kann  und  durch  das  Eis- 
meer mit  dem  Ozean  in  Verbindung  steht,  i>^t  er  eins  der  ödesten  und 
vernachlassigsten  Gebiete  des  Reichs.  Die  Bevölkerung  ist  dort  sehr  dünn 
und  ann,  die  Naturreichtümer  liegen  brach,  Verkehr  und  Handel  fehlen.  In 
den  letzten  Jahren  aber  hat  man  sich  auch  diesem  Gebiete  zugewandt  und 
steht,  wie  die  nachstehenden  Mitteilungen  dv^  iFxporto  erkennen  las<;en.  in 
Begriff,  es  dem  übrigen  Reiche  kultureil  anzuschlicLcn.  Das  Werk  wird  durch 
den  Bau  mehrerer  Eisenbahnlinien  in  jener  Gegend  eingeleitet.  Es  handelt 
sich  um  drei  Linien,  die  sclbstverstündlich  eine  ganze  Reihe  von  Zweig-  und 
Verbindungslinien  nach  allen  Richtungen  ins  Leben  rufen  durften.  Die  eine 
Linie  ist  die  von  Moskau  nach  Archangelsk  über  Jaroslaw  und  -Wologda,  die 
bereits  dem  Verkehr  Ubergeben  ist.  Eine  zweite  Linie  soll  von  Perm  Uber  Kotlas 
nach  Archangelsk  gehen;  Kotlas  ist  ein  Flußhafen  bei  der  Mündung  der 
Wytschegda  in  die  Dwina,  so  da!.'  durch  diese  Linie  die  Dwin.i  mit  dem 
ru>sischen  liisenbahnnct/  verbunden  wird.  Die  dritte  I-inic  soll  von  Wjatka 
nach  Petersburg  gehen.  Diese  drei  Linien  werden  die  nördlichen  Gouver- 
nements durchqueren  und  wirtschaftlich  beleben. 

Durch  die  Herstellung  einer  Eisenbahn  von  Moskau  über  Wologda  nach 
Archangelsk  gewinnt  erst  das  Weiße  Meer  für  Rußland  »einen  eigentlichen 
Wert.  Zur  Zeit  Peters  des  Großen  maß  man  Archangelsk  noch  große  Bedeu- 
tung bei.  Das  erste  russische  Schiff  »St.  Paul«  verliefi  im  Beisein  Peters  des 
Grotten  den  Hafen  von  Archangelsk,  um  die  russische  Flagge  in  ausländische 
GewHsser  zu  tragen.  Kaum  aber  hatte  Peter  der  Große  an  der  Ostsee  festen 
FuÜ  gefaßt,  als  das  Interesse  fUr  den  nördlichen  Hafen  in  Rußland  auch  schon 
volisUlndig  erlosch.  Spater  wurde  ein  Ukas  erlassen,  wonach  Ober  Archangelsk 
nur  die  für  den  Bedarf  dieses  Gouvernements  bestimmten  W'aren  eingeführt 
werden  durften.  Seitdem  wurde  die  Aufmerksamkeit  in  Rußland  nur  auf  die 
Entwickelung  des  westlichen  und  südlichen  Küstenstrichs  gerichtet,  während 
das  nördliche  Küstengebiet  vernachlässigt  wurde.  Der  Ausbau  der  Eisenbahnen 
in  Rußland  hatte  zu  seiner  natürlichen  Folge,  daß  das  Weiße  .Meer  und  die 
Hafenstadt  Archangelsk  zunVchst  außerhalb  des  wirtschaftlichen  Zusammenhanges 
bleiben  mußten. 

Die  Verbindung  des  Weißen  Meeies  mit  dem  ru.ssischen  Zentrum  einerseits 
und  der  sibirischen  Eisenbahn  über  Perm  andererseits  wird  dem  Weißen  Meere 

die  ihm  gebührende  Bedeutung  wieder  zurückgeben.  Die  NaturreichtUmer  des 
Nordens  und  die  gewaltigen  Fi<;h'7ien^'?n  des  i^an/en  KUstensfrich-i  werden 
erst  durch  diese  Linien  den  .\nspürn  zu  ihrer  .Ausnutzung  erhalten.  Durch 
geeignete  Verkehrsmittel  ist  Astrachan«am  Kaspischen  Meere  ein  Stapelplatz  für 
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den  russischen  Fiscbhandel  geworden;  das  Weiße  Meer,  das  an  Robben,  See« 

lüwcn.  Waltischen  USW.  Äußerst  reich  ist,  kann  im  Norden  dieselbe  Bedeutung 
für  ^ion  FiNchfiing  gewinnen  wie  Jas  Kaspivclic  Meer  im  Süden.  Durcli  die 
Verbindung  mit  Perm  >oli  Archangelsk  die  Hatenstadt  für  die  sibirische 
Eisenbahn  werden. 

Die  dritte  Linie,  von  Perm  Uber  W jatka  nach  Petersburg,  soll  die  sibirische 
Eisenbahn  mit  IVtersburg  in  unmittelbaren  Verkehr  setzen  und  die  Gouverne- 
ments Perm  und  Wjatka,  die  an  Wald  sehr  reich  sind,  aufschlielien.  Auch 
wird  der  geNamte  Personen-  und  Warenverkehr  nach  Sibirien  durch  diese 
Linie  eine  wesentliche  Verbesserung  ertahren.  Während  jetzt  Moskau  der 
Durchiianf;spunkt  für  den  europäisch-sibirischen  und  ostasiatischen  Verkehr  ist, 
wird  künttii;  die  Möglichkeit  geboten  sein,  auch  Uber  Petersburg  nach  Asien 
zu  gelangen. 

Diese  letztere  Linie  macht  es  notwendig,  die  sibirische  Eisenbahn  mit  der> 

selben  noch  durch  eine  Z\veif;linie  zu  vereinij-en.  Nach  Herstellung  der  Linie 
W'iatka-iVMcr'-hurg  u  ertien  sJmitliche  sibiiische  Transporte  nach  den  baltischen 
Halen  die  neue  Lmie  benutzen,  so  dab  ejue  verbindende  Zweiglinie  zwischen 
der  sibirischen  Magistrallinie  und  dieser  Nordbahn  unumgänglich  geworden  ist. 
Die  Kommission  zum  Baue  von  neuen  Kisenbahnlinien  hat  daher  den  Beschlul> 
gefaßt,  die  von  uns  bereits  ;iuf  S.  420  erwähnte  Zweiuliiiie  von  Kurgan  an 
der  westsibiri.schen  Bahn  über  Jekaiei mcnburg,  Krassnuuliuisk  nach  Tschepzy 
im  Gouvernement  Wjatka  herzustellen.  Die  Linie  wird  iioi  Werst  bis  Wjatka 
ausmachen  und  den  Kamafluß  zwischen  den  Stödten  Ossa  und  Sarapul  über- 
schreiten.   An  ihren  Bau  soll  in  Kürze  herangetreten  werden. 

Auch  bei  dem  Baue  der  Nordbahnen  ist  die  sibirisclie  Ki.senbahn  der 
Ausbau gvpunkt  gewesen.  Rascher,  als  man  es  ursprünglich  erwarten  konnte, 
hat  diese  Pacificbahn  den  Bau  von  Eisenbahnen  in  den  verschiedensten  Gebieten 
des  Reiclis  veranlaßt,  um  sie  dem  Reiche  wirtschaftlich  anzuglK Jem.  Die 
Nordbjhnen  sind  ein  weilerer  Scliritt  auf  diesem  Wege  der  tednusciien  Neu- 
staltung  Rußlands. 

Bahn-,  Wasser-  und  Hafenbauien  auf  Ceylon.  Der  Bau  einer 
Bahn,  die  Kurunegala  auf  Ceylon  mit  Anuradhapura  verbinden  soll,  macht 

nach  einem  Berichte  des  Kais.  Konsulats  in  Colombo  grolle  Fortschritte.  Es 
w'wA  voti  Norden  und  Süden  gleichzeitig  n.icli  dein  Mittelpunkte  zti  gearbeitet, 
und  man  hotft,  daß  noch  im  Laufe  die^tes  Jahres  die  ganze  Linie  dem  Verkehr 
Ubergeben  werden  kann;  Teilstrecken  sind  bereits  Im  Betrkbe.  Man  erwartet 
viel  von  dieser  Eisenbahn,  die  im  Vereine  mit  den  alten,  aus  den  Zeiten  der 
singhalesischen  Herrschaft  stammenden  großen  Wasserreservoirs,  an  deren 
Wiederherstellung  seit  .lahren  energisch  gearbeitet  wird,  die  gegenwärtig  wenig 
bevölkerten  und  bebauten  nOrdiichen  Landstrecken  der  Insel  zu  erneutem  Auf- 
blühen bringen  soll. 

Von  einer  längs  des  Kalaniflu-^^-es  im  Baue  begritl'enen  Bahnstrecke  sind  bis 
jetzt  5,7  ktn  dem  Ve'kehr  übergeben,  der  bereits  recht  lebhatl  ist.  Weitere 
Eisenbaluibauien,  die  Colombo  nni  Ratnapura,  'i'rincomale  und  Chilaw  ver- 
binden sollen,  stehen  zur  Erörterung. 

Im  und  am  Hafen  von  Colombo  wird  fortwährend  verbe^^ert.  Ein  Schlipp 
zum  HcIhii  kleinerer  Schilfe  ist  fertig,  eine  Anzahl  neuer  Bojen  ist  gekauft 
und  zum  1  eil  schon  verankert.  Es  zeigt  sich  aber  immer  deutlicher,  dat»  bei 
dem  stets  wachsenden  Schiffsverkehre  Colombos  die  bestehenden  Hafenbauten 
zu  klein  angelet;!  sind.  Die  Wasserfläche  wird  durch  die  jetzigen  Arbeiten 
zwar  schon  auf  267  hu  gebracht  werden, «doch  ist  man  bereits  damit  beschäftigt. 
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einen  landeinwärts  auszugrabenden  Binnenhafen  mit  einer  Wasserfläche  von 
75  ha  zu  vermessen;  in  einem  solchen  Binnenhafen  konnten  grolle  0/.e;iii 
dampfen  zum  LaJcn  uikI  Lö^c^n.■n  an  Jen  K;ii><  nnlc^^cn.  un.l  manche  I  i; 
annelimlichkcitcn ,  die  d;)^  Arbeiten  im  .gen wäri igen  otlenen  Haien,  wo  die 
Schilfe  an  Bojen  liegen,  nii(  .vicli  bringt,  könnten  vermieden  w  erden.  Als  mit  der 
Anlage  des  fetzigen  Trockendocks  begonnen  wurde,  machten  bereits  die  Agenten 
der  Colombo  anlaufenden  Dampfei linien  die  He^ierung  darauf  aufmerkNam,  d.il' 
mit  stets  i^rölver  werdenden  Schillstvr^.-n  zu  reclinen  s^•i;  dcch  ql.iubre  man 
damals,  dal:  ein  Dock  von  öoo  Fub  Lange  tür  alle  Seiiirie,  die  den  Sue/.kanal 
passieren  konnten,  genügen  müsse.  Jetzt  hat  man  sich  nachtrflgtich  entschlossen, 
das  D.ick  700  Fui^  lani;  7i\  bauen.  Der  gegenwärtige  Stand  dei  Arbeiten 
stellt  der  geplanten  Verlängerung  noch  keine  Übergroßen  Schwierigkeiten  in 
den  Weg. 

Einen  Tel ep Ii o  n  -  A u  tomobil -Bloc k  wagen  liat  neuerdings  die  New- 
yorker  Telephon  -  Gesellschaft  in  Dienst  gestellt.  Das  Fahrzeug  wird  dazu 
verwendet,  die  groL'en  Haspel  mit  bewehrten  Kal^eln  fortzuschaffen,  die  in 
die  unterirdischen  Röhren  eingezogen  werden  sollen.  Diese  Haspel  befördert 
der  Wagen  nach  allen  Teilen  der  Sladt,  und  nach  der  Entladung  bietet  er 
aufierdem  die  mechanischen  Mittel,  die  Kabel  in  die  ölTnungen  der  Kanüle 
einzuziehen.  Zu  dem  Zweck  ist  das  Vorderende  des  Wagens  mit  einer  Vor- 
richtung ans  Karniesetsen  ausgestattet,  die  in  die  Kabelbrunnen  eingesenkt 
wird  und  eine  kräftige  Stütze  bildet  für  die  Rollen,  über  die  das  einzu- 
ziehende Kabel  Itfuft.  Die  Kabeltrommel  ist  unter  dem  Kutschersitz  ai^ge- 
bracht  und  hat  secli>-  Laufgescliwindigkeiten ,  von  jo  bis  zu  40  engl.  Fuß 
(=3  bis  12  m)  Kabel  in  der  Minute.  Das  Gesamtgewicht  des  Fahrzeug> 
betrügt  4Vj  engl.  Tonnen  (—  4572  kg),  wovon  2600  Pfund  (=  1270  kg)  auf 
die  Sammlerbatterie  kommen.  Mit  einer  Ladung  der  Sammler  soll  der 
Wagen  eine  Last  von  fünf  Tonnen  auf  eine  Entfernung  von  1  5  engl.  Meilen 
(~  24,1  kml  befördern  und  die  Kraft  zur  Einziehung  der  Kabel  hergeben. 
Wenn  die  Kabeleinziehmaschinc  nicht  gebraucht  wird,  kann  die  La>t  von 
fünf  Tonnen  23  engi.  .Meilen  ^—  40,2  km)  weit  befördert  werden.  Der 
Wagen  hat  sich  im  Betrieb  als  sehr  wirtschaftlich  erwiesen  und  ersetzt  zwei 
unter  dem  alten  System  tatige  Arbeiterrotten.    (Scientific  American.) 


Elektrische  Automobile  in  Boston  (Massachusetts;  und  Um- 
gegend. Die  Elekirizitätsgesellschaften  in  Boston  und  Umgegend  haben  ein 
gemeinsames  Vorgehen  zur  Forderung  des  Gebrauchs  elektrischer  Automobile 
beschlossen.  Bisher  wurde  die  Ausbreitung  dieses  Verkehrsmittels  liauptsachlich 
dadurch  beeintr.ii  h'iul .  daß  es  an  Gelegenheit  fehlte,  wfihrend  der  Fahrt  die 
Belriebskraft  zu  erneuern.  Diesem  Mangel  soll  abgeholfen  werden.  Es  besteht 
die  Absicht,  nicht  nur  auf  jedem  Straßenbahnhof  in  Boston,  sondern  auch  in 
Stationen  der  elektrischen  Beleuchtungsanlagen  und  sogar  in  Mietstallen  Vor- 
richtuni^'en  zu  treffen,  die  ein  Laden  der  .Automobil  Sammlei/eüen  gestatten; 
und  zwar  .sollen  die  meisten  dieser  Ladestellen  1  ag  und  Nacht  ununtet  brochen 
geOffnet  sein.  Die  Bezahlung  wird  voraussichtlich  unter  Verwendung  von 
Kuponbüchern  erfolgen,  die  bei  einer  Kasse  der  vereinigten  Gesellschaften  zu 
lösen  sind.  Der  Preis  tür  den  elektrischen  Strom  dürfte  nach  der  amerikanischen 
Zeitschrift  »Electrical  World  and  Engineer«,  der  wir  diese  Mitteilungen  ent- 
nehmen, auf  30  Cents,  im  Falle  des  Verbrauchs  großer  ElektrizitStsmassen  auf 
10  Cents  für  die  Kilowattstunde  festgesetzt  werden. 
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Man  verspricht  sich  von  dieser  Einrichtung  einen  bedeutenden  Aufediwung 
des  elektrischen  Autoniübilverkehrs.  Zunächst  ist  d'w  PIdison  Electric  Illuminating 

Companv  mit  gutem  Beispiele  vorangegangen,  indem  ^ie  die  nöiigen  Vor- 
kehrungen gelrodcn  hai,  um  kUnftig  ihren  Wagenpark  elektrisch  betreiben  zu 
können. 
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Notizbuch  für  Beamte  im  Bah  nposldienst  und  bei  Postanstaltcn 
mit  Auslands-  und  Wechsel  verkehr.  Zweite  Auflage.  Heraus- 
gegeben von  Ilichard  Herget,  Ober  -  Postassistent.  Cassel  1903. 
Im  Selbstverlage  des  Herausgebers.   Preis  i  M.  25  Pf. 

Das  vorliegende  Werkchen  bildet  ein  dankenswertes  HQIf&roittel  für  die 

Bohnpostbeamten ,  besondeis  für  den  Neuling.  Bei  der  Anlage  des  Buches 
sind  rille  wichtigeren  Vorkomniiii^^*'  ^Ic-^  R.ilinpnsfbctriebs  in  Betracht  gezogen. 
Mit  besonderer  Sorgtalt  sind  die  Bebiimmungen  über  den  Wech&elverkehr 
behandelt.  An  der  Hand  von  Beispielen  ist  das  Verfahren  bei  Rückmeldungen 
im  Inlands-  und  Auslandsverkehr  erläutert.  Ferner  sind  die  bei  Betriebs- 
störungen -  Aussetzen  von  B;ihnp()stwagen,  Eisenbahnuntiillcn  —  zu  treffenden 
Maunahmen  kurz  und  Uberi.ichtlich  dargestellt.  Im  weiteren  enthalt  das  Buch, 
entsprechend  dem  Titel,  eine  Reihe  von  Formularen  zu  Notizen  über  die 
abgehenden  Kartcll^cllU'l'■sc  und  über  die  bei  den  einzelnen  Bahnposten  und 
Zügen  notwendige  Facheinleilui.i;  IX-m  Werkchen  i«-t  eine  Leitkarte  tür  Ravcrn 
beigefügt.  Llinige  in  den  Mustern  für  die  Hücknieldungen  enthaltene  Druck- 
fehler werden  hei  der  nächsten  Auflage  zu  beseitigen  sein. 
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INHALT:  Die  unterseeischen  Telegraphenkabel  in  Kriegsseiten,  S.  709  —  Post- 
anstalten für  l)esr)ndc*re  Zwecke  in  Berlin,  S.  715.  —  EntscheiJiing  i'.ts  Oher- 
landesgerichis  in  Dresden  über  einen  Ersatzanspruch  für  drei  von  einem  Betrüger 
abgehobene  Postanweisutigsbetrüge ,  S.  723.  —  Ffihrenverbindung  WarnemQnde— 
GedscT,  S.  725.  —  Die  Vorsteher  der  Posianstahen  und  die  Postschreiber  hei  der 
hrandenburgischen  und  der  preußischen  Postverwaltung  in  der  Zeit  von  1849 
(Schluß;,  S.  729. 

Kleine  Mittellaogens  Die  Krschlieftuilg  des  Westens  der  Vereinigten  Staaten,  8.735. — 
Die  Mewasseningskannle  Egyptens,  S.  738.  —  Die  KuhwSrder  Hafenanlagen  im 
Hambui^er  Hafen,  S.  739. 

LMaralnr:  Meereskunde  in  gemeinverständlichen  Vortrügen  und  Aufsfttzen.  Heraus- 
gegeben vom  Institut  für  Meereskunde  an  der  Universität  Berlin,  S.  740. 


Die  untorseeisehen  Telegraphenkabel  in  Kriegszeiten. 
Von  Gerichts -Assessor  Dr.  F.  Scholz  in  Berlin. 

Unter  vorstehendem  Titel  hat  vor  kurzem  Dr.  Bruno  Kraemer  eine 
Abhandlung  veröffentlicht  (Leipzig  1903,  Deichert'sche  Verlagsbuchhandlung, 
Georg  Böhme,  64  S.,  Ladenpreis  i  M.  50  Pf.),  welche  eines  der  inter- 
essantesten Probleme  des  heutigen  Völkerrechts  zum  Gegenstände  sorgfültiger 
üntei^uchung  macht.  Die  Lösung  dieses  Problems  ist  geradezu  eine  brennende 
Frage  geworden.  Seit  der  amerikanisch -spanische  Krieg  von  1898,  recht 
eigentlich  ein  war  of  coal  and  cables,  wie  die  Amerikaner  selbst  ihn  nennen, 
der  ganzen  Welt  die  hohe  strategische  Bedeutung  der  l'nterseekabcl  und 
auch  die  außerordentliche  Zweifelhattigkeit  ihrer  Rechtslage  vor  Augen  geführt 
bat,  ist  auf  dem  europütschen  Kontinent,  insbesondere  in  Frankreich  und 
Deutschland,  eine  r^e  Literatur  entstanden,  welche  sich  die  Aufgabe  stellt, 
das  allgemeine  Interesse  zu  lenken  auf  die  außerordentliche  Bedeutung  der 
internationalen  Kabel tclegraphie  für  das  Leben  der  Menschen  und  der  Staaten, 
für  Handel  und  Verkehr,  für  Politik  und  ganz  besonders  —  fttr  den  Krieg. 
Durch  manche  dieser  Schriften  geht  ein  Zug  der  Besorgnis,  daß  nach  dem 
gegenwartigen  Stande  des  Völkerrechts  die  unterseeischen  Kabel  gegen  Ein- 
griffe seitens  einei  Kriegspartei  nicht  geschützt  seien,  da  insbesondere  Art.  1 5 
des  internationalen  Kabelschutzvcrtrags  vom  14.  März  1884  ausdrücklich  aus- 
gesprochen habe,  daß  die  Freiheit  des  Handelns  der  kriegführenden  Mächte 
durch  den  Vertrag  in  keiner  Weise  beschrttnkt  werde.   Es  ist  zwar  unrichtig, 
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daß  die  angedeutete  V'ertr,ii;sbestimmung  die  Unterseekabel  den  KriegsstUrmen 
preisgegeben  habe;  die  Frage  der  kriegsrechtlichen  Behandlung  der  Kabel  ist 
dadurch  vielmehr  ausdrücklich  oöen  gelassen.  Um  su  wichtiger  aber  ist  es 
bei  der  wachsenden  Bedeutung  der  Kttbeltdegrtphie,  d«fi  die  Rechtslage  der 
Unterseekabel  bald  durch  klare  Rechtssätze  gekennzeichnet  werde. 

Völkerrechtliche  Sonderrechtssütze  über  die  Behandlung  der  Unterseekabel 
im  Kriege  bestehen  nicht.  Wiederholte  Versuche  einer  staatsvertragliclicn 
Regelung  nnd  erfolgkN(  verlaufen.  Die  völkerrechtliche  Literatur  Über  diese 
Fra^:^  ist  sehr  dürftig.  Von  erheblicher  theoretischer  Bedeutung  sind  nur  die 
Ausiülirungen  des  Pariser  Professors  Renault  in  der  Revue  de  Droit  Inter- 
natiunal,  sowie  die  Verhandlungen  des  Institut  de  Droit  international,  dieser 
privaten  Akademie  von  hervorragenden  Völkerrechtsiuristen,  welche  i.  J.  1879 
und  besonders  im  Herbst  190a  mit  der  Frage  sich  eingehender  beschflfligt 
hat.  Der  Beschluß  des  Institut  vom  23.  September  1902  nebst  den  ihm  vor- 
aufgegangerieii  Verhandlungen  (Annuaire  de  l'Institut  1902,  p.  12  bis  18, 
301  bis  332)  ist  das  wertvollste  vorhandene  Material. 

Bruno  Kraeiner  hat  nun  versucht,  in  sorgfältiger  monographischer  Dar- 
stellung aus  dem  geltenden  internationalen  Kriegsrechte  Rechtssätze  für  die 
Unterseekabel  abzuleiten.  Dieser  Versuch  ist  schon  an  sich  verdienstlich. 
Volte  Anerkennung  verdient  auch  die  folgerichtige  Ableitung  der  RechtssStte 
im  dogmatischen  Teile  der  Schrift,  wie  nicht  weniger  das  aufrichtige  Bestreben, 
dem  geltenden  Völkerrecht  gerecht  zu  werden  und  den  auf  Jem  Gebiete 
dit:scs  so  oft  mit  scheelen  Augen  angesehenen  Rechtes  häutig  begangenen 
Fehler  zu  vermeiden,  das  als  Völkerrecht  hinzustellen,  von  dem  man  wtlnscht, 
dafi  es  Volkerrecht  sei.  Besondere  Hervorhebung  verdient  auch  die  sorg- 
fältige Berücksichtigung  der  einschlägigen  Literatur,  welche  es  dem  Verfasser 
ermöglichte,  im  historischen  Teile  seiner  Schrift  die  bisherigen  Kabclschutz- 
bestrebungen  sowie  die  bisherige  Praxis  eingehend  darzustellen.  Es  sei  hier 
gleich  die  Bemerkung  angeschlossen,  dafi  als  bisherige  Praxis  nur  der  ameri- 
kanisch spanische  Krieg  vom  Jahre  1898  in  Betracht  kommt,  da  vereinzelte 
frühere  Fülle  von  Kabelzerschncidungen ,  die  der  Verfasser  nur  aus  einigen 
kurzen  Anmerkungen  in  der  einschlägigen  völkerrechtlichen  Literatur  kennt, 
vOUig  unau^ekUrt  sind  und  vielleicht  auch  bleiben  werden.  (Zum  amerikanisch- 
spanischen Kriege  vgl.  .Archiv  f.  Post  u.  Tclcgr.  1900,  S.  323  ff. ;  1902,  S.  71  £f,) 

Andererseits  fordert  die  Scfirilt  doch  lucli  mannigfache  Bedenken  heraus, 
insofern  manche  Gesichtspunkte  nicht  genügend,  manche  überhaupt  nicht 
berücksichtigt  sind.  So  richtig  es  an  sieb  ist,  dafi  der  Verfasser  im  dogma- 
tischen Teil  auf  rein  juristische  Deduktionen  sich  beschränkt,  so  gilt  vt)n  iliin 
doch  das  Wort  Rcnault's:  Kr  hat  vergessen  de  consitlter  Ics  militaires  et  les 
marins.*)  Ein  Fehler  anderer  Art  ist  die  AusfUhrliciikeit  in  der  Erörterung 
volkerrechtlicher  Grundbegriffe,  die  sich  wohl  daraus  erklärt,  dafi  die  Schrift 
aus  einer  Doktorarbeit  hervor^angen  ist.  Dafi  aus  der  Literatur  dem  Ver- 
fasser trotz  aller  Sorgfalt  verschiedenes  entgangen  ist,  z.  B.  der  vom 
amerikanischen  Navy  Department  am  27.  Juni  1900  vcröüentlichte  Naval  War 
Code**),  eine  Seekriegsinstruktion  ftlr  die  amerikanischen  Seeoffiziere,  kann  bei 
der  großen  Schwierigkeit  in  der  Auffindung  der  volkerrechtlichen  Literatur 
ihm  nicht  zum  Vorwurf  gemacht  werden. 

Um  nun  sogleich  in  den  dogmatischen  i'eil  einzutreten,  so  stellt  Mch  der 
Verfasser  die  Frag«,  welche  Eingriffe  in  den  Kabelbetrieb  seitens  tkm  Kriegs- 


•;  Revue  de  Droit  International  XII  (1880)  p.  itlj. 

**)  Abgedruckt  in  Niemeyers  Zeitschrift  für  internationales  Privat-  und  Strafrechc 
bd.  XI,  H«ft  3  und  6  (1902). 
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pnrtei  zuliissig  sind.  Ks  handelt  i  Ii  olso  um  die  Voraussetzungen  des  Rechtes 
einer  Hiiuierung  des  Kabelverkehrs.  Der  \  erfasver  t^eht  auf  die  verschiedenen 
völkerrechtlichen  Hechte  der  Verkeiirshinderung  ein  und  behandelt  im  ein- 
zelnen das  Recht  der  Verkehrshinderung  kraft  Gebietshoheit  (Souveränität), 
ferner  kraft  Okkupationsrechls  (d.  h.  kraft  der  Rechte,  die  aus  der  Okkupation 
feindlichen  Landgebiets  Hießen),  ferner  kraft  Blokadcrechts,  kraft  des  Rechtes 
der  Wegnahme  von  KricL;'-kont:ebaiule  und  kraft  des  jus  iinf^ariiw.  In  einem 
weiteren  Abschnitt  wendet  er  dann  diese  allgemeinen  Grundsätze  auf  den 
Kabelverkehr  an:  er  definiert  zunächst  in  umständlicher  Weise  den  »Kriegs- 
Schauplatz«;  dann  erst  kommt  er  zur  Anwendung  jener  allf^eraeinen  Sätze 
auf  die  Kabel,  indem  er  hier  die  einzelnen  Fülle  nach  der  Stellung  unter- 
scheidet, welche  die  durch  die  Kabel  verbundenen  Länder  im  Kriege  ein- 
nehmen. Diese  Rechtsanwendung  ist  der  eigentliche  Kern  der  Schrift,  er 
wird  aber  ziemlich  knapp  abgehandelt  S.  46  bis  52). 

In  der  Sache  selbst  erweist  sich  der  N'erfa'-ser  als  Verfechter  der  Freiheit 
des  neutralen  Verkehrs,  und  er  hat  damit  auf  seiner  Seite  die  Mehrzahl  der- 
jenigen Mitglieder  des  Institut  de  Droit  International,  weiche  den  bcdeotungs- 
vollen  Beschluß  vom  23.  September  1902  faßten.  Inwieweit  dieser  Stand- 
punkt den  R(. eilten  und  vitalen  Interessen  der  Kriegsparteien  gerecht  wird, 
soll  an  anderer  Stelle  erörtert  werden.  Hier  sei  nur  darauf  hingewiesen,  daß 
die  Autoren  sich  in  zwei  Lager  spalten:  die  einen  vertreten  die  Freiheit  des 
neutralen  Verkehrs,  die  anderen  die  Interessen  der  Kriegsparteien.  Einigkeit 
besteht  jedoch  darüber,  daß  ein  Kabel,  welches  zwei  neutrale  Punkte  mitein- 
ander verbindet,  in  seiner  ganzen  Strecke  unverletzlich  ist,  sowie  daß  im 
neutralen  Land-  und  Wassergebict  eine  Kriegshundlung  Uberhaupt  nicht  vor- 
genommen werden  darf,  also  kein  Kabel,  welcher  Verkehrsvennittelung  es 
auch  diene,  im  neutralen  Gebiet  einem  Eingriff  seitens  einer  Kriegspartei 
unterliegt.  Bis  zum  Frscheinen  der  Kraemer'schen  Schrift  bestand  auch 
Einigkeit  darUber,  daß  ein  Kabel,  welches  zwei  Punkte  eines  der  krieg- 
Hlhrenden  Staaten  oder  zwei  kriegfllhrende  Staaten  miteinander  verbindet, 
von  jedem  der  beiden  Kriegsparteien  zerschnitten  oder  sonstwie  im  Betriebe 
gestört  werden  kann.  Gegenstand  des  Streites  ist  die  Behandlung  von  Kabeln, 
welche  neutrales  Gebiet  mit  dem  Gebiete  des  Feindes  verbinden.  Alle 
Autoren  lassen  die  Zerschneidung  eines  solchen  Kabels  auf  der  feindlichen 
KiMe  und  femer  im  Rahmen  einer  Blokade  zu.  Außer  diesen  beiden  Fallen 
anerkennen  die  einen  ein  Zerschneidungsrecht  Uberliaiiiit  nichl;  andere  lassen 
einen  hiingriti  in  den  Kabelbetrieb  nur  noch  im  feindliclien  Küstenmeer,  hier 
aber  allgemein,  zu.  Letzteres  ist  z.  B.  der  Standpunkt  des  Institut  in  seinem 
Beschlüsse  vom  23.  September  1902.  Eine  dritte  Ansicht  endlich  halt  die 
Zerschneidung  auch  auf  hoher  See  für  berechtigt.  Ob  hierher  der  Naval 
War  Code  zu  ziihlen  i-^t,  erscheint  zweifelhaft;  er  beschränkt  sich  darauf,  die 
Zersclincidung  im  Küstenmeer  für  zulässig  zu  bezeichnen,  ohne  zu  sagen, 
dafi  auf  hoher  See  die  Zerschneidung  nicht  erfolgen  dürfe.  Bei  der  Auf- 
stellung aller  dieser  Siit -e.  insbesondere  auch  derer,  Über  welche  Einstimmigkeit 
bcvteht,  hat  man  sich  bisher  die  eingehende  rechtliche  Begründung  erspart. 

Kraemer  vertritt  den  von  ihm  grundsätzlich  eingenommenen  Standpunkt 
in  eigenartiger  und  scharfer  Weise,  von  dem  Mafle  einer  gerechten  Aus- 
gleichung der  entgegenstehenden  Interessen  der  Neutralen  und  der  Kriegs- 
parteien sich  entfeinend:  der  Verfas'^rr  Iciiij;nc(  nämlich,  daß  ein  kriegführender 
Staat  das  Recht  habe,  den  von  seiner  Küste  ausgehenden  Kabelverkehr  ganz 
zu  sperren.  Art.  8  der  Petersburger  Telegraphenkonvention ,  welcher  diese» 
Recht  selbst  pour  un  temps  indetemUmS  und  ä'une  tnamere  giniraU  vorbehält, 
sei  nur  partikulares  Recht  der  Vertragslaaten.   Hier  liegt,  vne  so  oft,  eine 
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Irreftihrung  durch  die  unglücklichen  sog.  »Grundrechte«  vor,  in  specie  das 

sog.  Grundrecht  der  Staaten  auf  freien  Verkehr  (das  commerciumV  Das 
Recht  einer  Kriegspartei,  den  von  ihrem  Uler  ausgehenden  Kabelverkehr, 
nötigenfalls  durch  Zerschneidung  des  Kabels,  gan«  zu  unterbrechen,  mag  es 
steh  um  eine  Kabelverbindung  zu  einem  neutralen  oder  zum  feindliclien 
Staate  handeln,  ist,  als  aus  der  S(niverönitat  fließend,  völkerrechtlich  unbe- 
streitbar. Dali  aus  dem  Kabellandungsvertrag  Schadenersatzansprüche  her- 
geleitet werden  können,  berührt  die  völkerrechtliche  Frage  nicht.  Der  Ver- 
fesser  kommt  folgerecht  nicht  nur  dazu,  das  Recht  der  Zerschneidung  eines 
Kabels,  welches  vom  eigenen  /um  neutralen  Ufer  strebt,  zu  negieren 
(S.  17  hh  20;  47),  sondern  er  koinnit  nnch  seinen  Ausführungen  nicht 
einmal  dazu,  das  Recht  der  Zerschneidung  eines  Kabels,  welches  die  krieg- 
Ährenden  Staaten  miteinander  verbindet,  anzuerkennen  ^.48).  Im  Schlufl> 
wort  Vdßl  er  freilich  im  letzteren  Falle  die  Zerschneidung  zu  (S.  63),  doch 
ohne  daß  seine  Gründe  ersichtlich  wären 

Mit  dem  grundsätzlichen  Standpunkt  des  Verfassers  steht  in  Einklang,  daß 
er  die  Frage  kriegsrechtlicher  Eingriffe  in  den  Kabelverkehr  nur  vom  Ge- 
sichtspunkt der  Verkehrshinderung  im  allgemeinen  behandelt,  ohne  genügend 
zu  berück<.ichtigen,  daß  es  •^ich  gerade  um  Ab'ichneidung  solcher  Depeschen 
handelt,  welche  die  Kriegführung  des  Gegners  zu   fördern  geeignet  sind. 
Dieser  entscheidende  Gesichtspunkt  hatte  das  Recht  der  Kriegskontrebande 
in  den  Ndrdergrund  stellen  müssen:  jeder  Staat  ist  bereelitigt,  die  Zufuhr 
von  sokhen  Gegenständen  an  den  Gegner  zu  verhindern,  welche  unmittelbar 
seiner  Kriegführung  dienen,  wie  Warten,  Pferde,  Kohlen  usw.,  aber  auch  — 
briefliche  —  Depeschen  (das  Seekriegsrecht  spricht  in  seiner  bisherigen  Aus- 
bildung noch  nicht  von  telegraphischen  Depeschen).    Der  Verfiuser  geht  nur 
sehr  widerstrebend  auf  diesen  Gesichtspunkt  ein,   wohl  weil  er   fühlt,  daß 
dieses  der  Punkt  ist,  an  dem  die  Vertreter  einer  entgegengesetzten  Ansicht  den 
Hebel  ansetzen.   Zunächst  leugnet  er  die  Anwendfa«rkeit  des  Rechtes  der 
Kriegskontrebande  deshalb,  weil  die  Kabeldepesche  dem  Feinde  nicht  »zuge- 
führt«   werde,   kein    »transportiertes  Gut«,  vielmehr  »Wirkims^  des  Kabels« 
sei  (S.  34,  33}>    Daß  dies  verfehlt  ist,  bedarf  keiner  Ausfuhrung.    Das  Recht 
ist  kein  naturwissenschaftliches  Problem,  sondern  eine  hOdist  praktische 
Disziplin,  welche  berufen  ist,  die  Wirkungen  der  Lebenserscheinungen  zu 
regeln.    Weil  ferner  Jas  Recht  der  Wegnahme  von  Kriegskontrebande  nicht 
das  Recht  der  Wegnahme  auch  unschädlicher  Depeschen   enthalte,  eine 
Zerschneidung  des  Kabels  aber  den  ganzen  Depeschenverkehr  auf  dem  Kabel 
sperre,  so  verneint  der  Verfasser  das  Zerschneidungsrecht  vom  Gesichtspunkte 
der  Kontrcbandc.    Er  kann  sich  hier  wieder  auf  den  Institutsbeschlufi  vom 
2     Septeml'ter  igo2  berufen. 

Auch  nicht  die  Ausübung  des  droit  de  visite,  vermöge  de.ssen  jedes  neu- 
trale Schiff  auf  hoher  See  angehalten  und  auf  Kriegskontrebande  durchsacht 
werden  kann,  hält  der  Verfasser  fUr  zulässig.  Freilich  r.fumt  er  ein,  daß  die 
.\ufnahme  eines  Kabels  auf  ein  Kriegsschiff  und  die  Einschalluni,'  einer  Kriegs - 
telegraphenstation  auf  dem  Schiffe  eine  AtuvenJung  des  druit  de  visite  dar- 
stellen würde:  die  Kriegspartei  wSre  so  in  der  Lage,  feindliche  Depeschen 
(Kontrebande)  anzuhalten,  ohne  den  unschädlichen  Depeschenverkehr  zu  hindern. 
.'Mxr  die  in  der  Tat  hier  bestehenden  außerordentlichen  praktischen  Schwierig- 
keiten führen  den  Verfasser  zur  Verneinung  der  Zulüssigkeit  dieser  Rechtsaus - 
Qbung,  ganz  abgesehen  davon,  dafl  nach  seiner  Ansicht  der  Kontrebandebegriff 
Überhaupt  nicht  in  Frage  kommt. 

Mit  dieser  Stellungnahme  zum  Hechle  der  Kriegskontrebande  ist  die 
schwierigste  Frage  in  der  Materie  des  Kabelrechts,  ob  nämlich  ein  Kabel, 
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uclclici  neutrales  Gebiet  mit  dem  Lande  des  Cicgncrs  verbindet,  zersclinittcn 
udcr  sonstwie  im  Verkehr  beeinträchtigt  werden  darf,  vom  Verla^ber  yrund- 
»atzlich  im  verneinenden  Sinne  enfschieden.  Grundsätzlich  I  Denn  die  übrigen 
für  die  Fr;ige  der  Zerschneidung  eines  solchen  Kabels  noch  in  Betracht  kommen- 
den Gesichtspunkte,  das  Recht  der  Okkupation  feindlichen  Gebiets  und  die 
Biokade,  sind  von  untergeordneter  Bedeutung,  da  sie  nur  in  örtlich  sehr 
beschrfinkteiD  Umfang  und  nur  unter  besonderen  Voraussetzungen  in  Frage 
kommen,  während  andererseits,  wenn  man  vom  Gesichtspunkte  der  Kriegs» 
kontrebandc  zum  Zerschneidungsreclit  gelangt,  das  Kabel  ohne  weiteres  und 
Uberall,  also  auch  auf  hoher  bcc,  zerschnitten  werden  kann,  weil  Uberall  die 
Wegnahme  von  Kriegskontrebande  zuIXssig  ist,  jedoch  mit  der  alleinigta  Aus- 
nähme  neutralen  Gewässers,  da  im  neutralen  Gel>iet  nach  unbestrittenem  Rechte 
eine  Kriegshand iung  Überhaupt  nicht  vorgenommen  werden  darf. 

Daö  im  Rahmen  einer  rechtsgültigen  Blokade  (Hafen-  oder  KUstenblokade) 
ein  Kabel  —  soweit  es  nicht  unmittelbar  zwei  neutrale  Punkte  miteinander 
verbindet  —  zerschnitten  werden  darf,  wird  vom  Verfasser  in  Übereinstimmung 
mit  s.tmtlichen  Autoren  mit  Recht  bejaht.  Denn  die  Blokade  gibt  ein  Recht, 
jeden  Verkehr  vom  und  zum  blokietten  Gebiet  zu  sperren  und  diese  Sperre 
mit  Gewuli  durclizu^etzen.  Während  aber  ferner  die  Theorie  lehrt,  dali  auch 
kraft  der  Rechte,  welche  die  Okkupation  feindlichen  Landgebiets  gewährt, 
also  auf  der  okkupierten  Küste,  jedes  Kabel  zerschnitten  werden  darf,  mag 
aucli  die  Okkupation  nur  vorübergehend  und  gerade  zum  Zwecke  der  Kabel- 
zerschneidung  erfolgt  sein,  vertritt  der  Verfasser  hier  eine  ganz  eigenartige,  ent- 
gegengesetzte Ansicht:  da  der  Okkupierende  »an  die  Stelle  der  frttheren  Staats- 
gewalt« (?)  sich  setze,  so  könne  er  im  okkupierten  Gebiet  den  Kabelverkehr 
nur  soweit  hindern,  als  ein  Staat  es  bezüglich  Aci  auf  seinem  eigenen  Gebiet 
landenden  Kabel  tun  dUrfe.  Da  in  letzterer  Beziehung,  wie  oben  mitgeteilt, 
der  Verfesser  ein  Zerschneid ungsrecht  verneint,  wenigstens  soweit  es  sich  um  ein 
zum  neutralen  Ufer  strebendes  Kabel  handelt,  so  verneint  er  es  konsequenter- 
weise auch  auf  dem  okkupierten  feindliclien  lUer  (S.  21,  48,  62  bis  63). 

Infolge  dieser  Beurteilung  des  Okkupationsrechts  gelangt  der  Verfasser 
zu  dem  noch  eigenartigeren  Schlüsse,  daü  ein  Kabel,  welches  zwei  Punkte 
des  feindlichen  Gd>iets  miteinander  verbindet,  felis  ein  Landungspunkl 
des  Kabels  okkupiert  ist,  überall,  also  nicht  bloß  auf  dem  okkupierten  Ufer, 
vom  Gegner  gekappt  werden  darf  (S.  63).  Die  okkupierende  Staatsgewalt  trete 
eben,  so  scheint  der  Verfasser  anzunehmen,  unbegrenzt  an  Stelle  der  feind- 
lichen, und  kOnne  folglich  nun  mit  dem  Kabel  so  verfahren,  wie  ein  Staat 
mit  dem  seine  eigenen  Kostenpunkte  verbindenden  Kabel  verfahren  könne, 
nämlich  das  Kabel  nach  eigenem  Ermessen  zerschneiden.  Wie  die  Okkupation 
eines  Kabelpunktes  das  Recht  geben  soll,  auch  außerhalb  des  okkupierten 
Gebiets  Rechte  auszuüben,  die  gerade  aus  der  Okkupation  flieflen  sollen,  ist 
nicht  einzusehen.  Zu  bemerken  ist  hier,  wie  schon  oben  angedeutet  worden, 
dnil  in  der  völkerrechtlichen  Literatur  noch  niL-maN  geleugnet  ist,  daß  ein 
Kabel,  welches  Punkte  des  feindlichen  Gebiets  miteinander  verbindet,  überall 
und  ohne  die  Voraussetzung  einer  Landokkupation  zerschnitten  «erden  darf. 
Begründet  hat  freilich  dies  Recht  noch  niemand.  Der  Kraemer'sche  Satz  ist 
ebenfalls  beweislos  geblieben. 

Von  hoher  praktischer  Bedeutung  ist  die  Frage,  ob  im  feindlichen 
Küstenmeer  (gerechnet  auf  Kanonenschuliweile  oder  drei  Seemeilen  von  der 
Ktlste)  jedes  Kabel  ohne  weitere  Voraussetzung  zerschnitten  werden  darf,  also 
auch  das  zwischen  feindlichem  und  neutralem  Lande  verkehrende  Kabel.  Diese 
neuerdings  von  einzelnen  angesehenen  nichtdeutschen  Vö!kcrrcchtsjuristen  be- 
jahte Frage  wurde  von  v.  Bar  verneint;  für  die  Bejahung  sprach  sich  in  aller 
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Schärte  die  Praxis  der  Amerikaner  im  Kriege  mit  Spanien  aus.  Seitdem  i&t 
die  Regierung  der  Vereinigten  Staaten  aucli  im  Naval  War  Code  förmlich  für 

das  Zerschncidungsrccht  im  KUstengewSsser  eingetreten.  Das  Institut  de  Droit 
International  liat  dk^c'-  Recht  mit  13  gegen  12  Stimmen  bejaht.  Kraemer 
tritt  fUr  die  Verneinung  ein.  Von  seinem  Standpuoiit  aus  mit  Hecht.  Ka 
gibt  keine  Okkupation  des  KOstengewSssers  an  sich,  und  es  gibt  keinen  Reehts- 
S«t2,  vermöge  dessen  ein  Akt  der  V'erkeiushinderung  verschieden  zu  beurteilen 
wilre,  IC  nachdem  er  im  feindhcheii  Küstent^ewasver  oder  auf  hoher  See  vor- 
genoniincn  wird.  Beide  Seegebiete  müssen  einheitlich  behandelt  werden:  wenn 
man  die  Durchschneidung  eines  Kabels  auf  hoher  See  nicht  ml8ßt,  darf  man 
sie  auch  im  KQstengewässcr  nicht  für  statthaft  erklaren. 

Iis  bleibt  noch  Uhrit,'  die  Betrachtung  eines  Kabels,  welches  zwei  Punkte 
des  eigenen  Staatsgebiets  einer  Kriegspartei  verbindet,  sowie  ferner  eines 
Kabels,  welches  zwischen  zwei  neutralen  Staaten  läuft.  Es  besteht  Ein- 
stimmigkeit, daß  ein  Staat  völkerrechtlich  berechtigt  ist,  mit  dem  seinem  eigenen 
Verkehr  dienenden  Kabel  nach  eigenem  Ermessen  zu  verfahren,  es  also  auch 
zu  /erschiieiden ;  hier  entscheidet  lediglich  das  interne  Hecht  dieses  Staates, 
hbensu  ist  man  aber  auch  darUber  einig,  daß  ein  Kabel,  welches  neutrale 
Landgebiete  miteinander  verbindet,  unverletslich  ist.  Kraemer  wie  alle 
anderen  tun  diese  ünverletzlichkeit  mit  der  Bemerkung  ab,  daß  zwischen  zwei 
neutralen  Staaten  ein  Recht  der  Verkehrshinderung  nicht  bestehe.  Dies  ent- 
spricht der  auf  dem  europäischen  Kontinent  herrschenden  Meinung. 

Aufler  den  bisher  besprochenen  Rechten  der  Verkehrshindening  zieht  der 
Verfjisser,  wie  schon  im  Eingang  angedeutet,  das  jus  angariae  an.  Dieses 
Recht  besteht  im  allgemeinen  in  der  Benutzung  neutraler  Transportmittel  für 
die  Zwecke  der  Kriegführung  gegen  Entschädigung  und  ist  nur  im  Falle  eines 
Notstandes  gestattet  (Das  Wort  hängt  zusammen  mit  a^yapog,  Eilbote,  aus 
den]  Persischen;  es  koDUDt  Öfters  in  den  Quellen  des  rOmischen  Rechts  vor 
und  bezeichnet  im  weiteren  Sinne  Zwangsdienste  zu  ötTentlichcn  Zwecken.) 
üb  dieses  von  vielen  Autoren  Übrigens  nicht  anerkannte  Recht  auch  auf 
hoher  See  ausObbar  ist,  oder  nicht  vielmehr  nur  im  Hoheitsgebiet  desjenigen 
kriegführenden  Staates,  welcher  dieses  Rechtes  sich  l^cvüent,  ist  zweifel- 
haft. In  der  jungen  kabehechtlichen  Liter.itdr  W.  auch  das  jus  im^ariae  als 
Hebel  benutzt  worden,  docli  bisher  nicht  tür  die  Rechtfertigung  eines  Ein- 
griffs auch  auf  hoher  See.  Kraemer  beruft  sich  darauf,  daß  namhafte  Autoren 
bei  der  Detinierung  dieses  Rechts  die  örtliche  Beschränkung  nicht  erwiihnen 
und  es  folglich  auch  auf  hoher  See  zu.    .Anerkennenswert  ist   Jas  Be- 

ilreben des  Verfassers,  auch  diesem  Kechtsgebilde  gerecht  zu  werden,  und  es 
ist  ihm  durchaus  beizustimmen,  wenn  er  durch  dieses  Recht  nicht  die  Kabel- 
zerschneidung  als  solche  als  gerechtfertigt  ansieht,  sondern  nur  die  positive 
Benutzung  des  Kabels  für  die  Zwecke  der  Kriegführung,  wie  dies  durch  Zer- 
schneidung des  Kabels  und  Einschaltung  einer  Kriegstclegraphenstatinn  zu 
Wasser  oder  zu  Lande  geschehen  kann  und  durch  die  Amerikaner  im  Kriege 
mit  Spanien  wiederholt  geschehen  ist.  Nur  am  feindlichen  Staatskabel  ist  nach 
Ansicht  des  WifaNsers  ein  jus  angariae  nicht  ausUbbar,  weil  ein  solches  Kabel 
vom  Gegner  ohne  weiteres  durch  Beschlagnahme  zu  Eigentum  erworben  werden 
könne,  das  beschränkte  nur  gegen  Entschädigung  statthafte  Benutzungsrecht 
aber  durch  das  Recht  des  Eigentumserwerbes  aufgesogen  werde. 

Nachdem  der  Verfasser  in  dieser  Weise  geprüft,  welchen  Eingriffen  die 
Kabel,  nech  ihrer  geographischen  Lage  und  Verkehrsrichtung  betrachtet,  in 
Anwendung  der  völkerrechtlichen  Rechte  der  Verkehrshinderung  ausgesetzt 
sind,  geht  er  noch  mit  wenigen  Worten  auf  die  Bedeutung  des  Eigentums 
an  den  Kabeln  ein.    Mit  Recht  mißt  er  der  Frage,  ob  ein  Kabel  in  Staats- 
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oder  in  Privateigentum,  in  neutralem  oder  in  teindlichem  Kigenluiuc  steht, 
keine  wesentliche  Bedeutung  bei.  Nur  der  Umstand,  dafi  ein  Kabel  feind- 
liches Staatseigentum  ist,  mache  eine  Ausnahme:  ein  solches  Kabel  könne 
diircli  Besitzergreifung  /u  Eigentum  erworben  —  folglich  also  auch  beschlag- 
nahnit  werden  —  auch  ohne  Okkupation  feindlichen  Landes  ;S.  52).  Der  Ver- 
fasser scheint  sich  nicht  bewußt  gewesen  zu  sein,  in  welches  Meer  von  Zweifeln 
er  mit  diesem  Satze  greift,  den  er  gar  nicht  weiter  ausfährt.  Es  unterliegt  ja 
auch  feindliches  Privateigentum  dem  Seebeuterecht.  Sollen  alle  in  feind- 
lichem Privat-  oder  Staatseigenluni  stehenden  Kabel  beschlagnahmt  werden 
dürfen,  also  auch  wenn  sie  zwei  neutrale  Staaten  miteinander  verbinden;'  Dies 
meint  der  Verfasser  selbst  nicht;  in  der  Schtußbetrachtung  mifit  er  bei  der 
ZusamiDenfassung  des  Ergebnisses  seiner  Untersuchung  nur  in  ei ner  Beziehung 
dem  Figcntumspunkt  Bedeutung  bei:  ein  feinJlicliev  Staat^kabel ,  welches 
Punkte  dtis>  feindlichen  Landes  miteinander  verbindet,  kOnne  Überall  und  ohne 
die  Voraussetzung  einer  Landokkupation  gekappt  werden.  Sehr  schwierig 
wird  die  Behandlung  der  Eigentumsfrage  bei  Kabeln,  welche  im  gemeinsamen 
Eigentum  der  durch  das  Kabel  verbundenen  Staaten  stehen,  wie  dies  mehr- 
fach, auch  unter  Beteiligung  von  Deutschland,  der  Fall  ist.  Die&en  Punkt  hat 
weder  der  Verfasser  noch  sonst  jemand  bisher  berührt. 

Ebenso  kurz  wie  die  Eigentumsfrage  wird  vom  Verfasser  die  Frage  des 
Schadenersatzes  behandelt  (S.  60  bis  62).  Eine  Entschä'digungspflicht 
werde  durch  Kriegsmaßnahmen  im  allgemeinen  nicht  begründet  (?);  eine  Aus- 
nahme mache  nur  die  Anwendung  des  jus  angariae.  Inwieweit  diese  der 
näheren  Ausführung  entbehrende  Ansicht  richtig  ist,  kann  hier  nicht  untersucht 
werden.  Die  Fhil  '^'^  Schadenersatzes  fUr  Zerschneidung  oder  sonstige 
Unterbrechung  von  Kabelleitungen  durch  Kriegsparteien  ist  in  der  Literatur 
Uberhaupt  noch  nicht  beantwortet  worden,  und  die  Kntschädigungsverhand- 
lungen  bezüglich  der  im  amerikanisch- spanischen  Kriege  vorgekommenen  Fille 
von  Kabelzerschneidungen  sind  noch  nicht  zum  Abschluß  gelangt. 

Die  vorstehende  Betrachtung  dlirfte  angedeutet  haben,  wie  außerordentlich 
zweifelhaft  und  unsicher  das  Hecht  der  Unterseekabel  in  Kriegszeiten  ist,  aber  auch 
wie  bedeutend  die  Rolle  der  Kabel  in  einem  modernen  Seekrieg  ist  und  sein 
wird.  Eine  eingehende  Untersuchung  der  einzelnen  Rechtsfragen  muß  einer 
anderen  Gelegenheit  vorbehalten  werden.  Der  Verfasser  des  besprochenen 
Aufsatzes  hat  jedenfalls  das  Ver  Jicn>l,  in  logischer  und  selbständiger  Denkweise 
einen  Beitrag  zu  diesen  in  hervorragendem  Sinne  modernen,  schwierigen  und 
akuten  Rechtsfragen  geliefiert  zu  haben. 


Postanstalten  für  besondere  Zwecke  in  Berlin. 

Neben  der  großen  Anzahl  von  Postanstalten  in  der  Reichshauptstadt,  deren 
Benutzung  jedermann  freisteht  und  für  deren  Einrichtung  und  Lage  nur  das 
allgemeine  Verkehrsinteresse  bestimmend  ist,  gibt  es  mehrere,  die  entweder 
dem  öffentlichen  Verkehre  ganz  verschlossen  oder  für  ihn  nur  beschränkt 
geöftne*  oder  endlich  dem  öffentlichen  Verkehre  zwar  freigegeben,  aber  in 
bezug  auf  ihre  Lage  so  untergebracht  sind,  daß  sie  in  erster  Linie  dem  be- 
sonderen Zwecke  dienen,  der  zu  ihrer  Einrichtung  geführt  hat.    Diese  Post- 
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anstalten  i>inci  lolgcnde:  das  Kabinettspostanit,  die  Postdienststelle  im  Königlichen 
Schlosse,  das  Postamt  im  Reichstage,  das  Poetamt  im  Abgeordnetenhause,  das 
Povtamt  C.  1  1 1  (Reichsbank),  das  Postamt  C.  63  beim  Amts-  und  Landgericht  I, 
das  Postamt  O.  67  (Zentralviehhof;  und  die  Postzweigstelle  »Friedrichsfelde 
b.  Beriin  Magerviehbof«.  Die  nachstehenden  Zeilen  sollen  sich  mit  dem 
Zwecke,  der  Einrichtung,  den  Betrietra-  und  VerkehisverhXitnissen  dieser 
PosUmter  im  einzelnen  beschvftigen. 

I.  Das  Kabinetts  postarat. 

Der  Dienstbetrieb  des  Kabinetispostamts,  das  aiit  dem  Grundstlickc  der 
Ober -Postdirektion,  Königstraße  60,  untergebracht  ist,  erstreckt  sich  auf  die 
Bearbeitung  der  Postsendungen  des  Königlichen  Hauses  und  gewisser  hoher 
Behörden.  Dieses  Postamt  ist  dem  Ober  -  Postdircktor  unmittelbar  unter- 
geordnet. Seine  Beamten  und  Unterbeamten  werden  rechnungsmäßig  beim 
Hofpostamte  geführt.  Zur  Zeit  besteht  das  Personal  aus  4  Beamten  und 
6  Unterbeamten,  sogenannten  KabinettsbrieftrSgem.  Der  tfiteste  Beamte  hat 
neben  seiner  Beteiligung  am  praktischen  Dienste  die  Vorstchcrgeschäfte  wahr- 
zunelimeii.  Der  Dienst  läuft  Tag  und  Nacht;  er  erstreckt  sich  auf  die  An- 
nahme und  Absendung  der  Postsendungen,  die  Bestellung  und  Ausgabe,  sowie 
die  Abfertigung  der  Postkuriere.  Wenn  auch  fllr  die  Wahrnehmung  des 
Dienstes  in  erster  Linie  die  Bestimmungen  der  Allgemeinen  Dienstanweisung 
für  Post  und  Teloi^raphic  maßgebend  sind,  so  bringt  es  doch  der  Zweck  des 
Kabinettspostamts  und  die  Eigenartigkeit  des  ihm  zugewiesenen  Dienstes  mit 
sich,  daß  die  allgemeinen  Vorschriften  vielfach  durch  besondere  Bestimmungen 
haben  ergünzt  bz.  abgeändert  werden  müssen. 

Einen  besonders  wichtigen  Dienstzweig  des  Kabinettsposiamt<;  bildet  die 
Abfertigung  der  Postkuriere.  Bei  Reisen  Sr.  Majestät  des  Kaisers  werden  die 
Postsachen  AllerhOchstdessdben  und  des  Gefolges  durch  besondere  Postkuricre 
zwischen  Berlin  und  dem  jeweiligen  Hoflagcr  befördert.  Femer  erhalten  die 
g'j^;uuitschaftlichen  Sendungen  imter  bestimmten  Voraussetzunu'cn  im  Inlande 
Beförderung  durch  besondere  Postbegleiter.  Dieser  Postkurierdienst  wird  von 
dem  Unterbeamtenpersonal  des  Kabinettspostamis  wahrgenommen;  u.  U.  stellen 
auch  die  Grenzeingangspostämter  die  Kuriere.  Befindet  sieb  der  Kaiser  auf 
Reisen,  so  wird  in  der  Regel  tflglich  ein  Kurier  al^elassen. 

2.   Die  Pos  tbetriebss  teile  im  Königlichen  Schlosse. 

In  der  Zeit,  in  welcher  sich  der  Hof  in  Berlin  befindet,  ist  im  Königlichen 
Schloß  eine  Postbetriebsstelle  eingerichtet.  Diese  bildet  eine  Zweigstelle  des 
Kabinetispostamts  und  hat  in  der  Zeit  von  7  Uhr  Vorm.  bis  10  Uhr  Nachm. 
die  Be*>tellung  siimtlicher  Postsendungen  an  die  Bewohner  des  Königlichen 
Schlosses  zu  vermitteln,  Postwertzeichen  an  diese  zu  verkaufen  und  die  Sendungen, 
die  durch  den  Briefkasten  eingeliefert  werden,  dem  Briefpostamte  zu  über- 
weisen. Das  Personal  des  Schloßpostamts  besteht  aus  2  Beamten  der  Post- 
verwaltung und  aus  1  Amtsdienern  des  Ober  Hofm;irschaI!ani)s  Die  letztcrea 
führen  die  Bestellung  der  Sendungen  an  die  Bewohner  des  Königlicbcn 
Schlosses  aus.  Die  durch  den  Briefkasten  eingelieferten  Sendungen  sind  durch 
die  Beamten  einem  Kastenleerer  des  Briefpostamts  zu  Ubergeben,  der  sich 
bei  der  Postdienststelle  im  Schlosse  zu  melden  hat.  Während  der  Nachtzeit 
d.  h.  von  10  Uhr  Abends  bis  7  Uhr  Vorm.,  sind  die  für  die  Bewohner  des 
Königlichen  Schlosses  eingehenden  Telegramme  und  sonstigen  eiligen  Sendungen 
seitens  der  bestellenden  Boten  an  den  in  der  Wtchtstube  stationierten  Schlofi. 
diener  abzuliefern. 
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3.  Das  Postamt  im  Reichstage. 

Das  Postamt  ira  Rcichsta^c  ist  lediglich  für  die  Zwecke  des  letzteren 
bestimmt,  d.h.  es  vermittelt  de:!  P  '  ,  Te!ei;rnplien  und  Fernsprechverkehr 
für  die  im  Reichst;lg^gebällde  uiileri;_btachteii  Geschäft>NteIlen  des  Reichstags, 
die  sich  dort  aufhaltenden  Bevullmächtigten  zum  Bundesrate,  die  Abgeordneten 
und  zum  Teil  auch  fllr  die  Zeitungskorrespondenfen.  Das  Postamt  wird 
eröffnet  am  Tage  vor  dem  /i. minientritfe  des  Reichstags  und  geschlossen  am 
zweiten  Tac;e  nach  Schluß  der  Session.  Das  Personal  besteht  außer  dem 
Vorsteher  —  einem  Obcr-Posisekrelür  —  aus  6  Beamten  und  4  ünterbeamten. 
Werden  die  Plenarsitzungen  vertagt,  z.  B.  Weihnachten  und  Ostern,  so  wird 
der  Dienst  von  2  Beamten  und  2  Uni  t'  inten  walirgenommen.  Das  Rcichsfags- 
p(jstanit  besteht  als  selbständige  \  c  rkL[ir''ans(a!t ,  die  der  Ober  -  Posldireklion 
unmittelbar  unterstellt  ist;  nur  hinsichtlich  der  Abrechnung  wird  es  als  Zweig- 
anstalt gefuhrt.  Zur  Wahrnehmung  des  Dienstes  stehen  drei  Rflume  zur  Ver- 
fügung, von  denen  einer  im  KrdgeschoiJ,  einer  im  Hauptgeschoß  und  einer 
itn  Z-A  ischenL;eschosse  gelegen  ist.  Ge]ei;enlieit  7iir  Einlielerung  gewöhnlicher 
Brielsendungen  ist  auch  gegeben  durch  Briefkasten,  die  im  Schaltervorraum, 
im  Schreibzimmer,  in  der  großen  Wandelhalle,  in  der  JournalislentribUne 
und  in  der  Garderobe  angebracht  sind. 

An  das  Rohrpostnetz  Eterlins  ist  das  Postamt  durch  eine  vom  Ilauptdienstraumc 
zum  Haupt-Telegraphenamic  führende  bc^  <iiderc  Anlugc,  durch  welche  klieUolir- 
posIzUge  nach  Bedarf  abgelassen  werden,  angeschlossen.  Für  Fernsprechver- 
bindungen ist  in  ausgiebiger  Weise  gesorgt.  Die  Dienstrüume  sind  der  Post- 
verwaltung unentgeltlich  zur  Verfügung  gestellt  worden.  Ebenso  werden  die 
Ausstattungsgegenstiiiide  mit  Ausnahme  einzelner,  wie  Stempel,  Briefwagen 
und  ähnliche,  sowie  die  gesamten  .\n)(sbedürtnisge-en--t;inde  vom  lUichstage 
kostenfrei  geliefert.  Die  Postverwallung  hat  daher  i.  a.  nur  die  Kosten  für 
das  Personal  su  tragen. 

Die  Dienststunden  ftlr  das  Postamt  im  Reichstage  sind  festgesetzt  auf  die 
Zeit  von  8  L'hr  Vorm.  hl^  n  Thr  Nachm.  an  lien  Werkt. igen  und  8  l'hr  Vorm. 
bis  2  Uhr  Nachm.  an  den  Sonn-  und  b eiertagen.  Die  Annahme  erstreckt  sich 
auf  Postsendungen  jeder  Art  und  I  elegramme.  Pakete  werden  jedoch  lediglich 
von  den  Abgeordneten  entgegengenommen. 

Der  Ausgabe-  und  Bestellungsdienst  umfaßt  Postsendungen  jeder.  Art  und 
Telegramme.  Kine  Anzahl  Abgeordnete  holt  die  P> .stseiivlungen  persönlich 
am  Schalter  ab.  Die  Verteilung  und  Unterbringung  der  eingegangenen  Kor- 
respondenz geschieht  in  folgender  Wci^e:  zunächst  ist  diejenige  Korrespondenz 
herauszusondem,  die  für  Mitglieder  von  Kommissionen  und  Fraktionen  be> 
stimmt  sind,  welche  Vormittags  Sitzung  haben.  Diese  wird  SOgleich  durch 
Reichstagsdiener  oder  Postunterbeanite  in  den  Siizuiigszinimern  bestellt.  Dann 
wird  bis  zum  Beginne  der  Plenarsitzung  (i  Uhr  Nachm.)  von  Stunde  zu 
Stunde  fes^estelit,  welche  Abgeordnete  sich  im  Lesesaale,  Schreibsaale,  Sprech- 
zimmer, in  der  Btlcherei  oder  in  der  Restauration  aufhalten,  damit  ihnen  die 
eingegangenen  Sendungen  tunlichst  vor  Beginn  der  Plenarsitzung  zugestellt 
werden  können.  Die  Fraktionsdiener  holen  die  auf  diese  Weise  nicht  unter- 
gebrachte Korrespondenz  bei  Beginn  der  Plenarsitzung  vom  Postarot  ab,  um 
sie  im  Sitzungssaale  zu  bestellen.  Briefeendungen  nicht  eiligen  Inhalts,  wie 
Broschüren,  Drucksachen,  Keklaineschriften  und  Ähnliches,  werden  bei  Ab- 
wesenheit der  Empfänger  möglichst  in  die  Schreibfächer  der  Silzplätze  gelegt, 
wogegen  die  ttbrigen  Sendungen  an  das  Postamt  zurückzugeben  sind.  Dieses 
hat  zu  entscheiden,  ob  sie  lagern,  oder  in  die  Privatwohnung  in  Berlin,  oder 
in  die  Hehnat  oder  nach  einem  dritten  Orte  nachgeschickt  werden  sollen. 
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An  das  Postennetz  Berlins  ist  das  Reichstagspostainf  durch  Verinittclung 
des  Postamts  NW.  7  (Dorothecnstr.)  angeschlossen.  Kntsjucchcnd  den  vom 
Briefpostamte  nach  dem  Postamte  7  verkehrenden  Bestell-  und  Einsaramiungs- 
fahrten  und  im  Anschluß  an  diese  verkehren  werktäglich  10  Botenposten 
zwischen  dem  Po^tamtc  7  und  dem  Postamt  im  Reichstage. 

Wie  lebhaft  der  Verkehr  des  Postamts  im  Reichstag  ist,  lassen  die  nach- 
stehenden Angaben  fUr  das  Kalenderjahr  1902  mit  326  Verkehrstagen  erkennen, 
wobei  zu  bertkcksichtigen  ist,  daA  an  etwa  100  Tagen  keine  Plenar-,  sondern 
nur  Kommissionssitzungen  (Zolltarif* Kommission)  stattgefunden  haben.  Es 


betrug  die  Zahl 

der  angeküuimenen  i^ricfscndungcn    307  232  Stück, 

Pakete,  Geld  briefe,  Postanweisungen 

und  PoslauftrMge   760 

Telegramme   2  469 

Rohrpost-Briefe  und  -Karten  ....  436 

-  abge&andten  Briefsendungen   '^9  359 

Pkkete  usw   2919 

-  aufgegebenen  Rohrpost- Briefe  und  -Karten   4  4^^ 

Telegramme   10974 

mit  32010  M.  Gebühren, 

-  Gesprüche  durch  Fernsprecher«  gegen  Bezahlung  . .  6481 

mit  9  964  M.  Fernsprechgebtlhren. 


Die  etatsmiJßige  Einnahme  hat  in  dieser  Zeit  54  297  M.  betragen. 

Im  Lesesaale  des  Reichstags  liegen  ycgen  450  in-  und  ausländisclie  Tages- 
zeitungen aus,  die  in  der  Mehrzahl  als  Freiexemplare  durch  die  Post  Uberwiesen 
werden.  Daneben  bietet  das  Lesezimmer  der  Bibliothek  reichlichen  Unter- 
baltungsstofT  durch  etwa  400  Zeitschrit'ten  aus  alloi  Gebieten  der  Kunst  und 
Wissenschaft,  deren  größter  Teil  ebenfalls  als  Freiexemplare  eingeht. 

Der  Telegrammverkehr  ist  besonders  in  abgehender  Richtung  sehr  stark. 
Es  werden  nicht  nur  seitens  des  Reichstagsbureaus  in  großer  Zahl  Telegramme 
an  die  in  der  Heimat  befindlichen  Abgeordneten  abgesandt,  wenn  es  sich  um 
die  Herbeirufung  zu  wichtigen  Verhandlungen,  Sitzungen,  bei  Bcschlußuntähigkeit 
des  Hauses  usw.  handelt,  sondern  auch  mehr  als  100  Vertreter  der  Presse  be- 
nutzen das  Reichstagspostamt  zur  Auflieferung  ihrer  zahl-  und  umfangreichen 
telegraphischen  Berichte  Uber  die  Sitzungen,  Verhandlungen  und  Abstimmungen. 
Dazu  tritt  der  nicht  unerhebliche  Rrivatdepeschenverkehr  der  Abgeordneten. 

4.   Das  Postamt  im  Abgeoi  vlnctenhause. 

In  gleicher  Weise  wie  für  den  Reichstag  wird  für  das  Preußische  Ab- 
geordnetenhaus während  der  Dauer  seiner  Tagung  eine  Postanstalt  eingerichtet. 

Die  Vcrwaltun;^  ist  dem  Vorsteher  des  Postamts  des  Reichstags  Ubertragen; 
der  Dien'-t  wird  von  3  Beaniteii  und  4  Unlerbeamten  wahiyenomnien ;  während 
der  Vertagung  der  Plenarsitzungen  sind  nur  2  Beamte  und  2  ünlerbcamte  tätig. 
An  DienstrSumen  steht  je  ein  Zimmer  im  Erdgeschoß  und  im  Zwischengeschoß 
zur  Verfügung. 

Das  Postamt  hat  mit  dem  Postamte  SW.  12  (Zinimcrstraßie)  abzurechnen; 
mit  diesem  unterhält  es  auch  seine  Postverbindungen.  Die  Kohrpostleitun^, 
in  der  die  ZOge  nach  Bedarf  abgelassen  werden,  führt  ebenfalls  zum  Postamte  1  u ; 
die  Kosten  (Ür  die  Unterhaltung  des  I'  1  unts  sind  nach  denselben  Grund* 
sötzen  Heregelf  wie  bei  dem  Postamte  Je»  Reich>tags;  dasselbe  gilt  von  der 
Einrichtung  des  Amtes,  der  Regelung  des  Dienstes,  der  Behandlung  der 
Sendungen  fQr  die  Abgeordneten,  der  Ausgabe,  der  Bestellung  usw. 
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Über  den  Verkehr  \m  Jahre  190a  in  165  Geschflftstagen  geben  die  nach- 
folgenden Zahlen  Autsch1ii!,> : 

angekommene     icbendungen   223  StUck, 

Pakete,  Geldbriefe,  Postanweisungen  und 

Postauftrflge   681  - 

Telegramme   921 

Robrpostsendungen   139 

abgesandte  Bricfimdung^n   86  743  «> 

Pakete,  Geldbriefe,  Posfanweisungen  und  Post- 

auftrSge   2413 

Telegramme   3  307 

Rohrpostsendungen   2iai 

Gesprlche  durch  Femsprecher  gegen  Bezahlung   445    -  . 

Die  etatsmVflige  Einnahme  betrog  in  dieser  Zeit  13  155  ML 


Diese  Zahlen  ergeben  wesentliche  Abweichungen  gegenüber  dem  Verkehre 
des  Postamts  im  Reichstai^e,  besonders  gilt  dies  vom  relegramm-  und  Fern- 
sprechverkehr. Die  Ursaclie  der  Abweichung  ist  darin  /u  erblicken,  dali 
Ober  die  Verhandlungen  im  Abgeordnetenhause  seitens  der  Presse  nicht  so  viel 
berichtet  wird,  wie  Uber  diejenigen  im  Reichstage.  Vertreter  austflndischer 
Preßorgane  finden  Mch  im  Abgeordnetenhause  nur  bei  besonders  wichtigen 
Verhandlungen  ein. 

Die  Zahl  der  im  Lesezimmer  ausliegenden  Zeitungen  ist  fast  so  groß  wie 
im  Reichstage;  sie  betragt  400  StOck.  In  der  Hauptsache  werden  sie  ebenfolls 
als  Freiexemplare  Oberwiesen. 

5.   Das  Postamt  Berlin  C.  iti  (Reichsbank}. 

Die  Notwendigkeit  der  Einrichtung  einer  besonderen  Postanstalt  Air  die 
Reichsbank  ergab  sich  infolge  der  starken  Zunahme  des  Verkehrs  der  Reichs- 
bank und  im  Interesse  der  Sicherheit  ihrer  hohen  Wertsendungen,  D;izu  kam, 
daß  die  Abfertigung  des  Publikums  erheblich  verzögert  wurde,  wenn  die  Keichs- 
bank  bei  den  Postanstalten,  die  in  ihrer  Nähe  lagen,  ihre  Massensendungen  auf- 
lieferte. Die  neue  Postanstalt  erhielt  die  Bezdcbnung  Berlin  C.  1 1 1  (Reichs- 
bank) und  ist  im  Gebäude  der  Bank  —  Eingang  Kurstraße  i — 5  —  unter- 
gebracht. Für  den  Postverkehr  stehen  zwei  Räume  zur  Verfügung,  von  denen 
der  eine  als  Schaltervorraum,  Annahme-  und  Abfertigungszimmer,  der  andere 
als  Wertpackkammer  und  zugleich  als  Wertgelafi  benutzt  wird. 

Das  Postamt  iii  ist  besetzt  mit  3  Beamten  und  3  Unterbeamten;  es  ist 
als  Zweigstelle  eingerichtet  und  dem  Postamte  SW.  ig  zugeteilt,  mit  dem  es 
auch  abrechnet.  Seine  Tätigkeit  erstreckt  sich  auf  die  Annahme  von  Post- 
sendungen jeder  Art,  mit  Ausnahme  gewöhnlicher  Pakete,  und  auf  die 
Ausgabe  bz.  Bestellung  derselben  Gegenstände.  Telegraphendienst  ist  mit 
Rücksicht  auf  das  in  unmittelbarer  Ntfhe  befindliche  Haupt» Telegraphenamt 
nicht  eingerichtet. 

Für  den  Verkehr  mit  der  Reichsbank  und  ihren  Beamten  sind  die  Dienst- 
stunden an  den  Werktagen  auf  die  Zeit  von  8  Uhr  Vorm.  bis  12* Uhr 
Nachm.  und  von  i  '/^  bis  8  Uhr  Nachm.  festgesetzt.  Die  eingegangenen 
Sendungen  werden  teils  bestellt,  teils  abgeholt    Sonntags  ist  das  Postamt 

geschlossen. 

Zur  Belörderung  von  Briefsendungen  jeder  Art  von  und  nach  dem  Post- 
amte  iit  sind  Botenposten  zwischen  diesem  und  dem  Postarote  19  einge- 
richtet, die  im  Anschluß  an  die  wichtigsten,  dieses  Amt  berührenden  Be 
stellungs-  und  Einsammlungsfahrten  verkehren.    Bei  dem  Umfang  und  der 
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Bedeutung  des  Gcidverkehrs  der  Reichshank  halx'n  für  diesen  besondere 
Befördcrungsgelegenheiten  unter  Ausschaltung  Ueü  Postamts  19  hergestellt 
weiden  müssen. 

Die  Kosten  für  die  Unterhaltung  des  Postamts  1 1 1  trttgt  insoweit  die  Reichs- 
bank, als  sie  die  Dienstrfiume  unentgeltlich  zur  Verfügung  stellt  und  unterhält 

und  für  Erleuchtung  und  Heizung  sorgt.  Die  Kosten  fUr  das  Personal,  die 
Ausstattungs-  und  A^ntsbedür^ni^gegtnstä■nde  hat  die  Postverwaltung  zu  bestreiten. 

Der  Hauptverkehr  der  Reichsbank  mit  ihrem  Postamte  drüngt  sich  in  den 
letzten  Geschflftsstunden  zusammen.  Mit  RQcksicht  hierauf,  und  da  anderer«- 
'^cit'^  Jie  Zaiil  der  oufgeliclVrten  nachzuweisenden  Sendungen  besonders  ain 
Schlüsse  und  Anfani^e  der  Monate  und  Vierteljahre  sehr  bedeutend  ist,  auch 
die  Sendungen  unter  allen  Umständen  mit  den  Abendzügen  Betörderung  er- 
halten müssen,  sind  mit  der  Reichsbank  seit  einiger  Zeit  versuchsweise  von 
den  allgemeinen  Dienstvorschriften  abweichende  Einrichtungen  getroffen  worden, 
die  eine  Beschleunigung  bei  der  Annahme  und  Abfertigung  der  Sendungen 
gestatten. 

Wie  bedeutend  der  Geldverkehr  beim  Postamt  111  ist,  ergeben  die  nach- 
stehenden Zahlen. 

Es  wurden  aufgeliefert  im  Jahre  1902: 

7  (2  1  Pakete  mit  einer  Wertangabe  von   130  221  -27  M. , 

10332  Briefe     -      •  -  -    4^  531  995  M.; 

es  gingen  in  demselben  Jahre  ein 

9504  Pakete  mit  einer  Wertangabe  von   2868i<S464  M., 

32760  Briefe    -      -  -  -  }  5205  524  M, 

Auf  Postanweisungen  wurde  die  Summe  von  2332019  M.  eingezahlt. 

6.  Das  Postamt  C.  63  (Neue  Friedrichstrafle). 

Zu  den  Postämtern,  die  in  erster  Linie  ftlr  besondere  Zwecke  und  außer- 
dem für  den  allgemeinen  Verkehr  eingerichtet  sind,  gehört  das  Postamt  C.  63 

(Neue  Fricvh icli^walk').  Ks  befindet  sich  in  dem  Diensti^ehJlude  des  König- 
lichen Landgerichts  I,  Neue  Friedrichsiraüc  «6/17,  und  veimittelt  für  die  in 
diesem  Gebäude  und  in  der  Nachbarschaft  untergebrachten  Kammern,  Ab- 
teilungen und  Dienststellen  des  Landgerichts  I  und  des  Amtsgerichts  I  / u  l^crlin 
fast  den  gesamten  Postverkehr;  daneben  steht  es  zur  Benutzung  durch  das 
Publikum  in  beschränktem  Lmtange  zur  Verfügung.  Ks  werden  Postsendungen 
jeder  Art  angenommen,  Pakete  mit  und  ohne  Wertangabe  jedoch  nur  von  den 
Gerichtsbehörden.  Ausgegeben  werden  gewöhnliche  und  eingeschriebene  Briefe, 
Nachnahmebriefe,  Postanweisungen  und  Al^lieferun^sscheine  zu  Wertsendungen 
an  das  Landgericht  I  und  Amtsgericht  I,  die  Gerichtskasse  I  sowie  un  die  Ver- 
teilungs&telle  fllr  Gerichtsvollzieherauftrage ,  femer  bestellte  Zeitungen,  post- 
lagernde gewöhnliche  und  eingeschriebene  Briefsendungen  mit  und  ohne  Nach- 
nahme an  das  Publikum.  Dem  Posiamte  sinvl  fünf  DiensfrHume  Oberwiesen. 
Miete  wird  für  diese  nicht  gezahlt.  Die  Justizbehörde  bestreitet  außerdem  dio 
Kosten  för  die  Erleuchtung,  Heizung  und  Reinigung  der  Postdienstrüumc. 
Das  Postamt  besteht  als  selbständige,  mit  der  General  -  Poslkasv.e  unmittelbar 

abrechnende  Stadtpostanstalt.    Bei  dem  Amte  sind  auik-r  dem  Vorsteher  ■  

einem  Postsekretär  —  7  Beamte  und  4  ünterbeamte  diensttätig.  Die  Dienst- 
stunden för  den  Verkehr  mit  dem  Publikum  sind  festgesetzt  auf  die  Zeil 
von  8  Uhr  Vorm.  bis  7  Uhr  Nachm.  an  Werktagen  sowie  von  8  bis  9  Uhr  Vorm. 
und  von  12  bi>  1  l  lu  Nachm.  an  Sonn-  und  Feiertagen.  Die  Postverbindungen 
passen  sich  dem  dienstlichen  Bedürfnisse  der  Gerichtsbehörden  an.  Die  Bricf- 
sendungen  werden  werktäglich  3  mal,  teils  durch  die  Bestellungstatirten,  teils 
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durch  Botenposten  vom  Brietpostainle  zugeführt.  Für  die  autgcliclortcn  Briet- 
sendungen bestehen  werktflglich  8  fiefOrderungsgelegcnheiten  nach  dem  Brief- 
poeteiDle.   Wertsendungen  und  Pakete  sind  3  mal-  werktffglich  dem  Hof- 

po^tnnitf  zu  Uber\vei'>en.  An  Sonn  und  Feiertagen  ist  die  Znhl  der  Post- 
verbindungcn  mit  dem  Briefpostamt  riv.{  2  beschrönkt.  Mit  dein  Hofpostamte 
werden  nur  Verbindungen  nach  BcvlLirtnis  unterhalten. 

Eine  Bestellung  der  eingegangenen  Sendungen  an  die  einzelnen  Dienst- 
stellen der  beiden  Gerichtsbehörden  durch  das  Postamt  63  finJct  nlclit  statt. 
Die  Sendungen  werden  vielmehr  nur  in  solche  für  die  Gerichtskasse,  die  Ge- 
richtsvollzieher sowie  das  Landgericht  I  und  das  Amtsgericht  i  getrennt.  Die 
Sendungen  fttr  daa  Landgericht  I  und  das  Amtsgericht  .1  werden  der  gemein- 
aam  eingerichteten  Brietannahmestelle  Oberwiesen,  die  mit  einem  Gerichts- 
sekretar  besetzt  ist,  der  die  weitere  Verteilung  besorgt.  Die  Beförderung 
der  Sendungen  zu  die'-er  Briefannahnicstelle  b/,.  zur  Gerichtskasse  wird  im 
allgemeinen  von  Gerichlsdienern  ausgeführt,  in  ahnlicher  Weise  vermittelt 
eine  besondere  Briefsamiiiektelle,  die  geriehtsseitig  eingerichtet  i»t,  die  Ab- 
lieferung der  abzusendenden  Briefe  usw.  an  das  Postamt. 

Wie  erheblich  der  hauptsächlich  durch  die  Gerichte  bedingte  Verkehr  des 
Postamts  63  ist,  ergeben  die  nachstehenden  Zahlen  aus  dem  Jahre  1902: 


eingegangene  Briefisendungen   >  4^3  '44  Stück 

aufgegebene             -    2  743  260 

Pakete   40811 

Nachnahmesendungen   524524 

mit  I  066  6-6  M. 

eingezahlte  Postanweisungen   40  043  *  - 

mit  2237822  M. 

ausgezahlte  Postanweisungen   358  589 

mit  3  283  493  M. 


Das  Amtsgericht  1  (uit  i  54  Abteilungen,  davon  kommen  30,  die  Strafsachen 
bearbeiten  und  im  Stadtteile  Moabit  untergebracht  sind,  nicht  in  Betracht. 
Das  Landgericht  [  besteht  aufier  den  gleichfalls  in  Moebit  untei^ebrachten 

10  Strafkammern  aus  29  Zivilkammern  und  18  Kammern  für  Handelssachen. 

Ks  leuchtet  ein,  daß  der  I^ostverkehr  zweier  Gerichte  von  einer  solchen 
Bedeutung  das  Vorhandensein  eines  Postamts  in  unmittelbarer  Nähe  notwendig 
macht. 

7.  Das  Postamt  Berlin  O.  67  (Zentralviehhof). 

Ähnlich  wie  das  Postamt  63  ist  das  Postamt  67  auf  dem  Zentralviehhof 
eingerichtet,  indem  es,  in  erster  Linie  für  die  Bedürfnisse  dieser  großen 
stidtischen  Anstalt  bestimmt,  auch  fUr  den  allgemeinen  Verkehr  geOffnet  ist. 

Das  Postamt  besteht  als  selbständige,  mit  der  Genor;!]  -  Postkasse  abrechnende 
Stadtpostansfalt,  ist,  vom  Vorsteher  abgesehen,  mit  3  Beamten  und  13  l'nfcr- 
beauitcn  besetzt  und  hat  seine  Diensträume  auf  dem  Grundstück  und  in  einem 
Verwaltungsgebäude  des  Zentralviehhofs.  Ein  Teil  dieser  Räume  wird  von 
der  Stadtgemeinde  Berlin  unentgeltlich  hergegeben,  für  die  übrigen  RSume, 
deren  Anmietung  nicht  ausschließlich  fUr  Zwecke  des  Viehhofs,  sondern  für 
allgemeine  Verkehrszwecke  notwendig  wurde,  wird  von  der  Postvcrwaltung 
Miete  gezahlt. 

Das  Postamt  befafit  sich  mit  der  Annahme  von  Postsendungen  jeder  Art 

mit  Ausnahme  der  gewöhnlichen  Pakete,  mit  der  Ausgabe  und  Bestellung  von 
Postsendungen  jeder  Art,  ausgenommen  Pakete  mit  und  ohne  Wertangabe, 
sowie  mit  der  Annahme  und  Bestellung  von  Telegrammen  und  Kohrposl- 
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Sendungen.  Auch  ist  das  Postamt  mit  einer  öd^entlichen  Fernsprechsteile  aus- 
gerüstet. Die  Dienststunden  ftkr  den  Verkehr  mit  dem  Publikum  sind  werklag» 
auf  die  Zeit  von  7  bz.  8  Uhr  Vorm.  bis  10  Uiir  Nachm.  festgesetsL  Sonntag» 

findet  die  Übliche  Besch r.lnkung  statt. 

Der  Ortsbeste! Ibezirk  umfaßt  ausschließlich  das  Gelände  des  Städtischen 
Zentral-Vieh-  und  Schlachthofs,  47  ha  mit  einer  Gesamtlänge  der  Straßen  von 
1 1  Va  km.  Die  Brief-  und  Geidbestellung  ist  vereinigt;  die  erstere  wird  werk- 
taglich 9  mal,  die  letztere  wegen  des  starken  und  eiligen  Geldverkchrs  7  mnl 
ausgeführt.  Sonntags  besteht  nur  eine  Hestellung.  Der  Rohrpost  unJ  Tele- 
gratnmbestciibezirk  erstreckt  sich  über  da^  Gelände  des  Viehhots  iiinuus  auf 
die  angrenzenden  Straßen  und  erfordert  5  Besteller,  die  mit  FahrrKdern  aus- 
gerüstet sind. 

Zur  Beförderung  der  ankommenden  und  abgehenJt  n  Rriefsendungen  dienen 
die  Bestellungs-  und  Einsaoimlungsfahrten  des  Bnefpostamts.  Der  Geld- 
verkehr des  Postamts  wird  vermittelt  durch  die  Geldbestellungs-  und  Geld- 
einsammlungsfahrten  von  bz.  zum  Hofpostainte.  Außerdem  Stehen  in  den 
AbendMunJen  zur  Beförderung  der  abgehenden  Geldsendungen  3,  an  Markt- 
tagen 4  Geldvervandc  nach  einzehicn  Bahnhöfen  zur  Verfügung. 

An  den  Markttagen,  Mittwoch  und  Sonnabend,  sowie  am  Montage,  dem 
sogenannten  Vormailcttag,  ist  der  Verkehr  auf  dem  Viehhofe  so  groß,  daß 
regelmäßig  besondere  Vorkehrungen  für  den  Betrieb  getroffen  werden  rnQssen. 
Es  sind  nicht  nur  die  Schalter  st.lrkcr  zu  besetzen,  sondern  auch  eine  bis  zwei 
besondere  Abfertigungsstellen  für  Geldbriefe  zu  errichten.  Die  Auflieferung 
an  Geldsendungen  betragt  Mittwochs  und  Sonnabends  je  300  Stock  mit  einer 
Wertangabe  von  Millionen  Mark.  Auch  der  Telegratnmverkehr  ist  an  diesen 
Tagen  erheblich.  Es  werden  z.B.  durchschnittlich  je  1 00  Telegramme  mittels 
Klopferapparats  abgegeben;  die  übrigen  Telegramme  werden  an  das  Haupt- 
Telegraphenamt  mittels  Rohrpost  befördert.  Im  ganzen  werden  Mittwochs 
und  Sonnabends  durchschnittlich  je  500  bis  600  Tel^ramme  angenommen. 
Zur  Bewältigung  dieses  gesteigerten  Geld-  und  Tel^rammverkehrs  werden 
Aushülfsbeamte  Uberwiesen. 

Über  den  Gesamtverkehr  des  Postamts  O.  67  geben  die  nachstehenden 
Zahlen  fbr  das  Jahr  1902  Aufschluß: 

aufgegebene  Bi  ictVendungcn   267  4  I  o  Stück, 

Briefe  mit  Wertangabe   oao 

Wertbetrag  80910691  M., 

Pakete  mit  Wertangabe   1  830 

Wertbetrag    8495  53 1  M., 

aufgelieferte  Postanweisungen   IS??*' 

mit   2  '73  280  M., 

eingegangene  Briefsendungen   149396  Stück, 

Geldbriefe   987 

mit   2  295  318  M., 

Postanweisungen    4  395 

mit   I  310  522  M.f 

etatsmäßige  Einnahme   80849  ^• 

Die  l^ostzweigsiellc  n  Friedrichsfelde  b.  Berlin  .Vlagervieh  ho  f«. 

Auf  dem  vor  einiger  Zeit  geschatfenen  Xiehhofe  für  Magervieh  bei 
Friedricijstelde  b.  Berlin  ist  eine  Postanstalt  ernciuel  worden,  die  nur  den 
Zwecken  des  Magerviehhofe  dient.  Sie  ist  eine  Zweigstelle  des  Postamts 
in  Friedrichsfelde  b.  Berlin,  von  dem  auch  die  Bestellung  auf  dem  Viehhof 
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ausgeführt  wird.  Die  Postanstalt  ist  nur  werktags  im  Betriebe;  die  Dienst- 
slunden  sind  auf  die  Zeit  von  7  bz.  8  Uhr  Vorm.  bis  3  Uhr  Nacliin.  fest- 
gesetzt Es  werden  Postsendungen  jeder  Art,  mit  Ausnahme  von  Paketen, 
sowie  Telegramme  angenommen.  Besondere  Postverbindungen  bestehen  nicht; 
die  angenommenen  Sendungen  werden  vielmehr  durch  Boten  des  Postamts 
Friedrichsfelde  abgeholt.  Der  lebhafte  Telegramniverkehr  wird  durch  eine 
unmittelbare  Leitung  nach  dem  Haupt  -  Telegraphcnamt  abgewickelt.  Die 
Dicnstrüume.  bestehend  in  2  Zimmern,  hat  die  Verwaltung  des  Magerviehhofs 
unentgeltlich  zur  Verfügung  gestellt.  Im  Übrigen  sind  für  die  Einrichtung  usw. 
dieselben  Gesichtspunkte  maßgebend  gewesen,  wie  bei  den  anderen  Ähnlichen 
Pwtanslalteo. 


Entscheidung  des  Oberleuidesgerichts  in  Dresden  über  einen 
Ersatzanspruch  für  drei  von  einem  Betrüger  abgehobene 

Postanweisungsbeträge.  « 

Der  bei  der  Firma  R.  V.  in  Dresden  besch.'iftigte  Lehrling  Basto  liattc  im 
Juli  1901  drei  für  die  genannte  Firma  bei  dem  Po^tamte  ö  daselbst  eingegangene 
Postanweisungen  Ober  375  M.  65  Pf.,  die  ihm  in  einer  verschlossenen  Tasche 
auf  der  Post  Ubergeben  worden  waren,  der  Tasche  entnommen,  mit  der 
gefälschten  Unterschrift  des  Prokuristen  »F.  Ehriga  versehen  und  darauf  die 
Beträge  abgehoben.  Die  Firma  R.  V.,  an  welche  die  Absender  der  drei  Post- 
anweisungen Ihre  Ersatzansprüche  abf^treten  hatten,  beantragte  bei  der  O.  P.  D. 
in  Dresden  Ersatz  des  ihr  durch  Basto  zugefügten  Schadens.  Bei  den  Er- 
örterungen hierüber  stellte  sich  heraus,  daß  Ehrig,  der,  bevor  ihm  Prokura 
erteilt  worden  war,  Postvollmacht  erhalten  hatte,  auch  als  Prokurist  stets  nur 
durch  einfache  Namensunterschrift  quittiert  und  es  nach  Angabe  der  beteiligten 
Beamten  abgelehnt  hatte,  seiner  Unterschrift  einen  die  Prokura  andeutenden 
Zusatz  beizufUgen.  Die  O.  P.  D.  lehnte  die  Ersatzleistung  ab,  weil  sie  in 
Obereinstimmung  mit  ihrem  Rechtsbeisfandc  den  Anspruch  nicht  für  begründet 
hielt.  Die  Firma  H.  V.  erhob  hierauf  bei  dem  Landgericht  in  Dresden  Klage 
gegen  die  O.  P.  D.,  zu  deren  Begründung  sie  u.  a.  anführte,  dall  die  Quittung 
»F.  Ehrig«  wegen  des  Fehlens  des  Prokurazusatzes  nicht  postordnungsmäßig 
sei  und  die  Auszahlung  der  Postanweisungsbetröt^'e  infolgedessen  nicht  hätte 
erfolgen  dürfen.  Die  6.  Zivilkammer  des  Landgerichts  in  Dresden  wies  jedoch 
die  Klage  ab,  und  die  Bemfiing  der  KUgerin  gegen  dieses  Urteil  ist  durch 
Erkenntnis  des  2.  Zivilsenats  des  Oberlandesgerichts  in  Dresden  vom  6.  Juli  1903 
verworfen  worden.  Aus  den  EntscheidungsgrOnden  des  letzteren  ist  folgendes 
hervorzuheben. 

Die  Post  geht  durch  das  Postanweisungsgeschfift  mit  dem  Absender  ein 
VertragSTerhldtnis  ein,  das  sie  zur  Auszahlung  der  bei  der  Postanstalt  des 

Aufgabeorts  eingezahlten  Anweisungsbeträge  an  den  Adressaten  verpflichtet. 
Maßgebend  tür  das  Vertragsverhältnis  sind  nach  ':'  5,0  de^  Postgesotzes  neben 
diesem  Gesetze  die  Bestimmungen  der  Postordnung,  mag  uiun  diesen  Be- 
stimmungen in  Oberdnstimiming  mit  dem  Reichsgerichte  (zu  vgl.  Entscb.  des 
R.  G.  in  Strafs.  Bd.  12  S.  und  in  Zivils.  Bd.  43  S.  99)  die  Natur  und 
Wirksamkeit  von  Rechtsnormen  zuerkennen  oder  sie,  soweit  sie  das  Verhältnis 
zwischen  dem  Absender  und  der  Post  in  den  im  $  50  des  Postgesetzes  vor- 
^sehcnea  Richtungen  nVher  regeln,  als  Bestandteile  des  zwischen  dem  Absender 
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und  der  Post  abge&chlussenen  Vertrogs  ansehen.  Im  vorliegenden  Falle  besteht 
kein  Streit   darOber,   dafi  die  in  Rede  stehenden  Postanweisungen  den 

Vor<;chriflcn  rrt  ]  rechend  dem  zur  Abholung  durch  die  Adressatin  er- 
mäcliligtcn  Lelirling  B;islo  von  der  Po'>tansl;i!t  in  einer  verschlossenen  Tasche 
ausgeantworlet  worden  sind,  und  daii  dainil  die  Postanstalt  der  ihr  obliegenden 
Vertragspflicht  jedenfalls  insoweit  nachgekCNomen  ist,  als  diese  auf  Über- 
mittelung der  Postanweisungen  an  den  Adressaten  gerichtet  war.  Streitig  ist 
nur,  ob  die  Postanstalt  in  der  i^agc  war,  die  Geldhetriige  an  Baslo  gegen  die 
von  ihm  vorgelegten,  unbestritten  gefälschten  Quittungen  mit  befreiender 
Wirltung  auszuzahlen.  Nach  S  43'  der  Postordnung  vom  30.  März  1900  werden 
nach  Aushändigung  der  Postanweisungen  die  abzuholenden  Beträge  während 
der  Schaltcistunden  an  den  verahtolgl,  der  sich  zur  Abholung  meldet  und 
eine  mit  dem  Namen  des  Empfangsberechtigten  unterschriebene  Quittung  vor- 
legt. Gemlill  Z  49  «(es  Postgesetzes  in  Verbindung  mit  5  43  "  der  Postordnung 
ist  die  Postverwaltung  zu  einer  Prüfung  der  Echtheit  der  Quittungsunterschriften 
nicht  verpflichtet.  Im  gegebenen  Falle  waren  die  von  l^a'.to  vorgelegten 
Quittungen  unbestritten  mit  dem  Namen  des  I^rokuristen  der  Klägerin  —  Ehrig 
— >  unterschrieben.  Ehrig  war  —  wie  gleichfalls  unbestritten  ist  —  zur  Er- 
hebung der  Betrüge  durch  Postvollmacht  (zu  vgl.  39'"  der  Postordnung)  von 
der  Klägerin  erm;ichligt.  Zur  Legitimation  des  Genannten  bedurfte  es  sonach 
eines  dessen  Prokuraverhältnis  andeutenden  Zusatzes  (zu  vgl.  §51  des  Handels- 
gesetzbuchs) schon  om  deswillen  nicht,  weil  Ihn,  von  diesem  Verhältnisse  ganz 
abgesehen,  schon  die  erwähnte  Vollmacht  genügend  l^itimierte.  Man  kann 
unter  diesen  Umständen  die  Frage  dahingestellt  lassen,  ob  die  Vorschrift  im 
S  51  H.  G.  B.,  wonach  der  Prokurist  in  der  Weise  zu  zeichnen  hat,  daß  er 
der  Finna  einen  die  Prokura  andeutenden  Zusatz  und  seinen  Namen  beifügt, 
sich  nicht  Oberhaupt  als  eine  die  rechtliche  Wirksamkdt  der  eines  Zusatzes 
entbehrenden  Namenszeichnung  nicht  aus.schließende  bloUe  Ordnungsvorschrift 
darstelle.  Weiter  kann  man  aber  auch  die  rechtliche  Bedeutung  der  von  der 
Klägerin  behaupteten  postumtlichen  Anordnung  auf  sich  beruiien  lassen,  die 
dahin  gegangen  sein  soll,  dafi  es  zur  Legitimation  Ehrigs  einer  mit  einem 
dessen  Prokuraverhältnis  andeutenden  Zusätze  versehenen  Quittung  bedürfe. 
Denn  eine  ^(jlche  Anordnung  ist  nicht  ergangen.  Ks  ist  vielmehr  nur  fest- 
gestellt, dab  m  einem  Falle  euie  von  Ehrig  erteilte  Quittung  wegen  fehlenden 
Prokurazusatzes  beanstandet,  daß  aber  die  Postverwaltung  diese  von  Ehrig 
abgelehnte  Beanstandung  in  Rücksicht  auf  die  oben  erwUhote  PostvolloMcht 
aufgegeben  hat. 

Da  der  Postverwaltung  die  i^tlicht  zur  Prüfung  der  Echtheil  der  Quittungen 
nicht  oblag,  so  kommt  es  auch  darauf  nicht  an,  ob  die  Fxlsdiung  bd  soi^ 
fältiger  Prüfung  erkennbar  gewesen  ist  oder  nicht.  Daß  der  auszahlende 
Postbeamte  die  F.'iKchnng  eikamit  oder  auch  nur  Zweifel  gegen  die  Echtheit 
gehegt  habe,  ist  \un  der  Klägerin  nicht  behauptet  worden. 

Völlig  unerheblich  ist  endlich  die  Anfdhning  der  Klägerin,  die  Post- 
verwaltung habe  in  einem  ähnlichen  F'alle  den  Postanweisungsbetrag  nach- 
Iräglich  erstattet.  Denn  selbst  wenn  der  Sachverhalt  in  jenem  F'^alle  dem 
jetzigen  völlig  gleich  gewesen  sein  sullte,  so  würde  daraus  doch  nicht  die 
Verbindlichkeit  der  Postverwaltung  folgen,  auch  in  anderen  gleich  gearteten 
Füllen  in  der  nämlichen  Weise  zu  \  l  r  i.ili- lh. 

Die  Berufung  der  Klligerin  war  daher  als  unbegründet  zu  verwerfen. 
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Fährenverbindung  Warnemünde- Gedser. 

Am  I.  Oktober  1003  sind  die  DanipHäfircn  zwischen  Warnemünde  und 
Gedser  n;icli  feierlicher  Eröffnung  durch  die  Souveräne  von  Mecklenburg- 
Schwerin  und  Dünemark  in  regehuäiiigen  Betrieb  gesetzt  worden.  Nachdem 
im  Jahre  1900  alle  gesetzgebenden  Körperschaften  in  Mecklenburg  und  Däne- 
mark dem  schon  seit  Jahren  von  den  belcih'gten  Regierungen  geförderten 
Projekt  zugestimmt  liMtien,  ist  man  auf  allen  Seiten  mit  großem  Eifer  bemüht 
gewesen,  die  iMaoe  auch  sobald  ab  möglicl}  zu  verwirklichen.  Über  die 
seither  von  Dinemark  unterhaltenen  Fahren  ist  im  Archiv  von  1899,  S.  177, 
tlber  die  neue  Verbindung  im  Archiv  von  1902,  S.  27,  einiges  berichtet  worden. 
Die  fUnf  Fährverbindungen,  welche  in  Dänemark  von  frUliLi  Iier  bestehen 
und  mit  15  Fahrzeugen  unterhalten  werden,  haben  schon  bedeutende  Erfolge 
erzielt  and  reiche  Erfahrungen  ftlr  den  weiteren  Ausbau  des  Führenwesens 
geliefert;  sie  stehen  aber  sowohl  hinsichtlich  der  Länge  der  Seestrecke  als  auch 
der  Bedeutung  des  Verkehrs  wesentlich  hinter  der  Verbindung  zwischen  Warne- 
münde und  Gedser  (42  km)  zurück. 

Der  Betrieb  der  neuen  Linie  wird  von  der  mecklenburg-schwerinschen 
und  der  dvnischen  Regierung  gemeinschaftlich  unterhalten.  Jedes  Land  hat  auf 
seine  Rechnung  eine  Rfiderfähre  und  eine  Doppclschraubenfähre  erbauen,  die 
Hafenanlagen  «uf  seinem  Gebiet  wesentlich  vergrölk-rn  und  die  besonderen 
Einrichtungen  lUr  den  Fährenbetrieb  herrichten  lassen.  In  Warnemünde  ge- 
boren zu  diesen  Anlagen:  ein  neuer  Personenbahnhof,  der  neue  Hafen  mit 
den  Fährbetten;  femer  ist  eine  neue  WarnowmUndung  angelegt  und  durch 
eine  starke  Mole  gegen  das  Meer  geschlitzt  worden.  Der  Betrieb  ;iuf  den 
dllnischen  Fähren  gilt  als  dänischer,  der  andere  als  mecklenburgischer  Dienst. 
Jeder  Teil  trägt  die  Kosten  seines  Betriebs  allein  und  verfügt  auch  allein  Ober 
seine  Schiffe  und  sein  Personal.  Ausnahmsweise,  wenn  es  die  Ijmständc  ge- 
bieterisch fordern,  ist  die  GrolJherzogliche  General  -  Direktion  der  Mecklen- 
burgischen Friedrich  -  Franz- Eisenbahn  berechtigt,  auch  über  die  dänischen 
Schiffe  vorlüutig  zu  verfügen.  In  solchen  Füllen  wird  das  General-Direktorat 
der  KOnigl.  Dänischen  Staatsbahnen  telegraphisch  verständigt.  Die  gesarote 
Abfertigung  aller  Fjihren  besorgen  die  beiden  l  fcrstationen  ohne  gegenseitige 
Kostenberechnung.  Von  der  Entrichtung  irgend  welcher  Hafenabgaben  in 
Warnemünde  und  Gedser  bleiben  die  Faluen  befreit. 

Die  beiden  Rifd  er  fahren  haben  vorzugsweise  dem'  Personen-  und  Post- 
verkehr,  i^ic  beiden  Seh  ra  üben  fähren  vornehmlich  dem  Güterverkehr  zu 
dienen;  let/teic  sollen  auch  als  I';ivhtx\lier  und  als  Hcserveschiffe  zur  Personen- 
und  Postbefürderung  in  Fällen  vorübergehender  AulÄerdienststellung  der  Räder- 
fidiren  benutzt  werden.  Beide  mecklenburgische  Schiffe,  die  Raderflihre 
»Friedrich  Franz  IV.«  und  die  Schraubenfahre  Mecklenburg«,  sowie  die 
dänische  Räderfähre  «Prinzesse  Alexandrine  '  sind  auf  der  Schichau -Werft  in 
Danzig  und  Elbing  erbaut  worden,  die  dänische  bchraubenführe  »Prins 
Christian«  ist  dagegen  aus  der  Helsingörer  Schiffswerft  hervorgegangen.  Die 
Bauart  und  die  Abmessungen  der  RäderfMhren  einerseits  und  der  Schrauben- 
Aihren  andererseits  weichen  infolge  der  Verschiedenheit  ihrer  hau[->tsacli!ichen 
Ausnutzung  etwns  voneinander  ab,  wiihretni  die  beiden  Räderfahren  und  die 
beiden  Schraubenfähren  unter  sich  von  afinaiiernd  gleicher  Ronstruktionsart  suid. 

Die  Riderfahre  »Friedrich  Franz  IV.«  ist  85,14  m  lang,  5,73  m  tief 
und  über  den  Spanten  10,85  ni.  Ober  den  Radkasten  18,75  m  breit,  der  Brutto- 
Raumgehalt  beträgt  1402  Register -Tons,  der  Tiefgang  der  Fähre  bei  vollstän- 
diger Ausrüstung  und  Ladung  3,7  va.  Das  Schiff  ist  aus  bestem  Sieroens- 
Bibrtia«Stahl  oach  den  Vorschriften  des  Germanischeo  Lloyd  für  die  höchste 
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Klasse  der  großen  Küstenfalirt  erbaut.  Zehn  bis  zum  Hauptdeck  reichende, 
besonders  versUfrkte,  wasserdichte  Schotte,  die  den  Vorschriften  der  Seeberufs- 
genossenschaft entsprechen«  erhöhen  die  Sicherheit  der  Reisenden.  Zur  Auf- 
nahme der  Eisenbahnwagen,  die  niit  >len  Fahren  überfuhrt  werden,  läuft  auf 
dem  Hauptdeck  in  der  Mitte  ein  Schienenstrang  von  78  m  Länge.  Zum  Fest- 
machen der  Wagen  sind  starke  eiserne  Ringbolzen  und  an  den  Euden  der 
Gleise  klappbare  Puffer  angebracht.  Vorn  wird  das  Hauptdeck  durch  die 
Back  (ein  Aufbau  auf  dem  vordersten  Teile  des  Schiffes)  verschlossen,  die  mit 
einer  maschinellen  aufklappbaren  Durchfahrt  für  die  Eisenbahnwagen  versehen 
ist.  Auf  dem  seitlich  ttbergebauten  Hauptdeck  sind  Deckhiuser  angebracht, 
die  sich  etwa  Uber  die  halbe  SchifTslänge  hinziehen.  In  ihnen  befinden  sich 
u.  a.  die  Postraume.  Vher  dem  Hauptdeck  er'^treckt  sich  in  Länge  der 
mittleren  Deckhäuser  das  Bootsdeck  und  Uber  diesem  das  Promenadendeck. 
Auf  dem  Promenadendeck  sind  besonders  vornehm  ausgestattete  Riame  ein- 
gerichtet. Vom  hinteren  Hauptdeck  gelangt  man  durch  Niederglinge  in  den  Deck- 
häusern zu  dem  geräumigen  Speisezimmer,  dem  Damensalon  und  den  Passagier- 
kabinen I.  und  II.  Klasse,  die  für  35  Reisende  Unterkunft  bieten.  Unter 
Deck  im  Vorschiff  befinden  sich  Räume  fUr  die  III.  Klasse  und  die  Besatzung. 
Die  Radertthre  besitzt  vier  Kessel  und  eine  Dreifachexpansionsmaschine  mit 
einer  Leistung  von  2400  inJi/icrfen  Pferdestärken,  die  ihr  eine  Geschwindigkeit 
von  i3'Ai  Knoten  gehen.  I'.rwüluit  sei  noch  die  elektrische  Beleuchtung,  der 
Scheinwerter,  der  bei  Nacht  und  Nebel  die  Fahrstraße  erleuchtet,  und  endlich 
das  groSe  Bugruder,  das  haoptsSchlich  in  Gedser  gebraucht  wn^,  wo  der 
Dampfer  im  Hafen  nicht  wenden  kann  und  rückwärts  ausfahren  muß. 

Die  Hauptabmessungen  usw.  der  Sch  rau  he  n  f.'i  h  re  »Mecklenburg«  sind: 
85,95  m  Lünge,  14,0«  m  Breite  Uber  den  Spanten  und  17,7  m  Uber  Scheuer- 
leiste, 6,48  m  Tiefe,  4,»  m  Tiefgang,  1810  Brutto-Reg.  Tons  Raumgehalt.  Es 
sind  sid>en  wasserdichte  Schotte  vorhanden.  Auf  dem  Hauptdeck  befinden 
sich  zwei  Schienenstränge  mit  einer  Gesamtlänge  von  130  m;  vorn  und  hinten 
laufen  die  Schienen  in  eine  Weiche  zusammen.  Die  Schraubenfähre  besitzt 
zwei  Kessel  und  zwei  Maschinen  mit  Dreifiichexpansion  und  einer  Leistung 
von  2500  Pferdestärken.  Die  Unterbringung  der  Posträume  und  der  Räume 
für  die  Reisenden  enlsprtclit  im  allgemeinen  Jen  Einrichtungen  nnf  der  Rfider- 
fähre;  trotz  der  vorzugsweise  beabsichtigten  Güterbeförderung  enthält  auch  die 
SchraubenfUhre  Kabinen  fUr  35  Reisende.  Der  Vordersteven  ist  ftlr  die  Dienste 
als  Eisbrecher  eingerichtet. 

Aul  Je  R.fderfahre  können  ^leichz.eitig  9  Eisenbahnwogen,  auf  der  Schrauben- 
fähre deren  18  untergebracht  werden. 

Groß  sind  die  durch  diesen  direkten  Obergang  dem  Personen-,  GOtcr- 
und  Postverkehr  erwachsenen  Vorteile.  Die  Reisenden  können  während  der 
Überfuhrung  von  Land  auf  Schiff  und  umgekehrt,  sowie  in  der  Regel  auch 
während  der  flherfahrt  auf  ihren  Plätzen  bleiben.  Jedenfalls  wird  ihnen  die 
Sorge  um  das  Handgepäck  und  das  Aufsuchen  neuer  Plätze  erspart.  Bei 
stOrmischer  Überfahrt  wird  allerdings  das  Verlassen  der  Wagen  zeitweise  nötig. 
Gleichzeitig  mit  der  Eröffnung  des  Fährenbetriehs  sind  in  den  an  die  Fähren 
nn«.ch!iclM;nden  TagesschnellzUgen  Speisewagen  und  in  den  NachfschnelizUgen 
Schlatwagen  eingestellt  worden.  Der  Zuschlag  fUr  die  Benutzung  der  Schlaf- 
wagen betrügt  nr  1.  und  II.  Klasse  6  Mark  75  Pf.  für  die  einfiiche  Strecke; 
neu  i^t,  wie  die  Zeitschrift  des  Vereins  Deutscher  ICisenbahnverwaltungen 
schreibt,  die  Kinrichtunq .  d;il>  gegen  Mehrzahlutii,'  vini  Mark  25  Pf.  ein 
besonderes  Abteil  im  bchliitwagen  verlangt  werden  kann.  Die  Fahrtdauer 
zwischen  Berlin  und  Kopenhagen  ist  nach  dem  letzten  Fahrplan  gegenllber 
dem  vorjährigen  bei  den  einzelnen  Zügen  um  10  bis  30  Minuten  verkam. 
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Eine  weit  größere  Bedeutung  als  t'Ur  den  Personenverkehr  erhält  die 
Fldirenyerbindung  ftlr  den  Güterverkehr  twischen  DeutscHland  und  den 
nordischen  Reichen.  Der  Stückgutverkehr,  dem  die  seither  auf  der  Linie  ver- 
kehrenden Dampfer  vornehmh'cli  dienten,  kommt  dabei  weniger  in  Betracht 
als  der  Wagenladungsverkchr.  Für  letzteren  hat  die  Fahre  WarncmUnde- 
Gedser  eine  sehr  wichtige  direkte  Verbindung  geschaffen.  Wagenladungen 
zwischen  Deutschland  und  Kopenhagen  muflten  seither  über  Vamdrup-Friderida 
gehen  und  so  einen  Umwef;  machen,  der  z.B.  für  Berlin  ^,4^  km  und  für 
Hamburg  selbst  noch  121  km  betrug.  Für  den  t  bcrj^ang  der  danischen, 
schwedischen  und  norwegischen  Wagen  in  das  üebict  des  Vereins  deutscher 
£isenbahnverwa1tungen,  sowie  ftlr  den  Übergang  in  umgekehrter  Richtung 
finden  die  Bestimmungen  des  Übereinkommens,  betreffend  die  gegenseitige 
Wagenbenutzung  im  Bereiche  des  Vereins  Deutscher  Eisenbahnverwaltungen, 
Anwendung. 

FOr  den  Postverkehr  sind  bedeutende  Verbesserungen  durch  die  Fuhren- 
Verbindung  erreicht  worden.  An  den  Verhandlungen  und  Vorbereitungen  zur 
Enrichtunc  de«^  neuen  Betriebs  haben  dalier  auch  die  deutsche  und  die 
dänische  PoslverwaUung  einen  nicht  geringen  Anteil  gehabt.  Eine  Grundlage 
für  die  Fährenverbindung  Uberhaupt  bildet  der  Vertrag  zwischen  der  Reichs- 
Postverwaltung  und  der  Groflherzogl.  Meck1enbuiK*Schwerinschen  Regierang, 
der  bereits  im  Jahre  1898  in  allen  wesentlichen  Punkten  vereinbart  und  iiB 
Oktober  1901  abgeschlossen  worden  ist.  In  diesem  Vertrage  vertritt  die 
deutsche  Postverwaltung  gleichzeitig  die  Hechte  und  Pflichten  der  dänischen 
Postverwaltung,  wihrend  die  mecklenburgische  Regierung  für  die  dünische 
Staatsbahnverwaltung  eintritt  und  somit  den  beiden  Postverwaltungen  gegen- 
über für  die  Erfüllung  der  vertragsmäßigen  Leistungen  die  Haftung  übernimmt. 
Die  gegenseitigen  Verhältnisse  zwischen  den  beiden  Postverwaltungen  und 
zwischen  den  beiden  Eisenbahnverwaltungen  sind  durch  Unterabkommen 
geregelt.  Die  mecklenburgische  Regierung  hat  sich  verpflichtet,  tXglich 
mindestens  eine  Tages-  und  eine  Nachtfahrt  zwischen  Warnemünde  und 
Gedser  in  jeder  Richtung  ausführen  zu  lassen;  die  Fahrt  soll  längstens 
3  Stunden  dauern.  Mit  jeder  der  beiden  vertragsmäßigen  Hin-  und  Rück- 
fahrten soll  ein  Bahnpostwagen  von  mindestens  10  m  Limge  und  der  zulassig 
größten  Breite  (3,15  m)  oder  ein  Gepäckwagen  mit  einer  glcicli  großen  Post- 
abteilung  übergeführt  werden.  Für  diese  Leistungen  zahlen  die  deutsche  und 
danische  Postverwaltung  gemeinschattlicti  eine  angemessene  Vergütung,  wotür 
auch  das  erforderliche  Postpersonal  zu  befördern  und  der  nötige  Raum  fbr 
die  Postladung  auf  der  Fahre  herzugeben  ist,  sofern  der  Platz  im  Bahnpost- 
wagen oder  in  der  Postabteilting  nicht  ausreicht  oder  ein  Postwagen  usw. 
ausnahmsweise  nicht  übergesetzt  wird. 

Bei  der  Auswahl  der  ftlr  den  FShrenbetrieb  zu  verwendenden  Wagen - 
gattung  galt  es,  einige  Schwierigkeiten  zu  Uberwinden.  10  m  lange  Bahnpost- 
wagen hätten  für  den  Verkehr  in  den  NachtschnellzUiien .  denen  die 
Hauptmassen  des  Paketverkehrs  zufallen,  noch  genügt,  lassen  sich  aber  aus 
technischen  GrOnden  nur  mit  drei  Achsen  bauen;  solche  Wagen  können 
jedoch  den  bei  Übergang  zwischen  Land  und  Schiff  zu  Oberwindenden 
Neigungswinkel  nicht  nehmen,  ohne  der  Überlastung  einzelner  Achsen  oder 
der  Gefahr  der  Entgleisung  ausgesetzt  zu  werden.  Vis  koninien  deshalb  nur 
12  m  lange  vierachsige  Bahnpostwagen  in  Betracht.  Die  Paketbeförderung  in 
diesen  Wagen,  die  in  der  R^el  nur  als  reine  Briefjpostwagen  verwendet 
werden  sollen,  wurde  mit  Rücksicht  auf  die  erörterten  technischen  Schwierig- 
keiten und  wegen  der  internationalen  Bedeutung  der  Linie  zugegeben,  so  daß 
den  Bedürfnissen  des  Verkehrs,  auch  bei  dei  sicher  zu  erwartenden  Steigerung, 
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ftor  absehbare  Zeit  genügt  wird.  Die  vier  Bahnpostwagen  sind  von  der 
Bre$lftuer  Aktiengesellschaft  für  Eisenbahnwagenbau  für  Rechnung  der  deutscheo 
Post  Verwaltung  neu  erbaut  und  dem  Fährenbetrieb  besoncf^rs  angepaßt  worden; 
sie  gehören  zur  Au*istattung  des  Bahnpostamts  3  in  Berlin. 

Die  Beschatfung  der  Bahnpostwagen  einschließlich  der  Ausrüstung  fUr 
deutsche  Rechnung  ist  auf  einen  besonderen  Wunsch  der  dänischen  Post« 
Verwaltung  geschehen,  die  auch  in  Ihrem  inneren  Betrieb  eigene  Postwagen 
nicht  unterhalt,  Jie  erforderlichen  Wagen  vii-lnu-tir  von  der  Eisenbahnver- 
waltung stellen  läLU.  Als  Entschädigung  für  die  Benutzung  der  Bahnpost- 
wagen auf  dänischem  Gebiete  zwischen  Kopenhagen  und  Gedser  zahlt  die 
dänische  Postverwaltung  an  die  deutsche  für  jedes  zurückgelegte  Achsicilometer 
I  '  .(  Pf.  In  dieser  N'ergniiing  sind  auch  die  Kosten  flh"  Hcizimg  und  Be- 
leuchtung, nicht  aber  für  die  auL^erc  Reinigung,  das  Schieben  und  das 
Schmieren  enthalten.  Wegen  Beförderung  der  Wagen  hat  sich  jede  Ver- 
waltung mit  ihren  Eisenbahnverwaltungen  auseinander  zu  setzen* 

In  den  TagesschnellzUgcn  ist  der  Pnkeivcrkchr  wesentlich  geringer  aK 
in  den  Naclii-chnellzügen ,  so  daß  sich  die  beiden  Po^tverwaltungen  vorläufig 
mit  21,04m  gruben  Postabteilungen,  die  in  dem  i7Vj  langen  Gepäckwagen 
untergebracht  sind,  begnügen  konnten.  Von  den  vier  vereinigten  Post-  und 
Gepäckwagen  sind  zwei  für  Rechnung  der  mecklenburgischen  Eisenbahnirer- 
waltung  und  zwei  für  Rechnung  der  dänischen  Staatsbahn,  und  zwar  im 
Interesse  der  üleichmäi»igkeit  der  besonderen  Konstruktionen  sämtlich  durch 
die  Brestauer  Akttengeseilschaft  fllr  Eisenbahnwagenbau  in  Breslau  gebaut 
worden.  Jede  Postverwaltung  trtfgt  die  Kosten  für  die  Unterhaltung  der 
Postabteile  und  setzt  sich  mit  ihren  Eisenbahnverwaltungen  wegen  Vergütung 
für  Hergabe  der  Abteile  auseinander,  dagegen  werden  die  Kosten  fUr 
die  Beförderung  der  Postabteilungen  aller  Wagen  auf  der  deutschen 
Strecke  von  der  deutschen  Postverwaltung  und  auf  der  dänischen  Strecke  von 
der  J:ini>.clien  Postverwallung  mit  den  betreflenden  Eisenbahnverwaltungen 
verrechnet.  Deutscherseits  erfolgen  beide  Abrechnungen  auf  Grund  der  Be- 
stimmungen des  Eisenbahn postgesetses.  Eine  Abrechnung  Uber  die  gegenseitige 
Benutzung  der  Postabteile  findet  also  zwischen  den  beiden  Postverwaltungen 
nicht  st.ntt;  es  wird  Naturalausgleich  angenommen. 

Für  die  Unterbringung  und  Bearbeitung  der  Post  auf  der  Fähre  selbst 
(wenn  ein  Postwagen  usw.  ausnahmsweise  nicht  mitgefUhrt  wird  oder  der  Platz 
nicht  ausreicht)  sind  drei  Räume  in  den  seitlichen  Aufbauten  des  Hauptdecks 
vorhanden.  Ein  (>  .|tn  großer  Packraum  dient  regelmäßig  zur  Aufnahme  der 
Pakete,  die  vor  Ankunft  des  Nachtschnellzugs  in  Warnemünde  daselbst  vor- 
liegen und  übergeladen  werden.  Der  14  qm  grolk'  Expeditionsraum,  mit  den 
erforderlichen  Spinden  usw.  ausgerOstet,  und  der  t8  qm  große  Packraum 
werden  nur  in  den  obenerwähnten  Ausnahmefällen  benutzt. 

Die  in  den  durchf;ihrenden  Zügen  verkehrenden  Bahnposten  sind  in  der 
Richtung  von  Berlin  nach  Kopenhagen  bis  Warnemünde,  in  der  umgekehrten 
Richtung  von  Gedser  ab  deutsch.  Die  Übergabe  zwischen  der  deutschen 
und  dllnischen  ßahnpust  tindet  wfihrend  der  Überfahrt  zwischen  Warnemünde 
imd  Gedser  statt,  sobald  der  übergebende  Teil  seine  Arbeiten  beendet  hat. 
Zu  diesem  Zweck  fahren  deutscherseits  ein  Beamter  und  ein  Unterbeamter  bis 
Gedser  und  in  umgekehrter  Richtung  dänischerseits  ein  Beamter  und  ein  Unter» 
beamter  bis  Warnemünde  mit  durch.  Die  zwischen  den  beiden  Bahnposten 
auszutauschenden,  zur  Ein/elbearbeitung  bestimmten  Einschreib-  und  Wert- 
briefe werden  lose  auf  Grund  der  Karten  übergeben. 

Einen  wichtigen  Punkt  der  Vorbereitungen  zur  Sicherstellung  des  neuen 
Betriebs  bildete  die  Frage  der  Verzollung  des  ReisegepHcks  und  der  Post- 
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pikctc.  In  der  Richtung  nach  Dänemark  findet  beim  Ausgang  aus  Deutsch- 
land eine  zoliamth'che  Behandlung  der  Pakete  nur  in^^olcrn  ■^tatt,  als  die  zur 
Warenstatij.uk  crtorderlichen  Inhaltserklärungen  abgenoninien  werden;  beim 
Eingang  in  Dänemark  tritt  keinerlei  2^(lbehandlung  ein,  die  gesamte  Abferti- 
gung erfolgt  vielmehr  erst  am  Bestimmungsort,  In  der  Richtung  nach  Deutsch- 
land sind  dlinischerscits  Uberhaupt  keine  Zollförmlichkeiten  zu  erfllllen,  deutscher- 
seits werden  die  Pakete  der  aucii  sonst  an  der  Grenze  Üblichen  Vorubfertigung 
unterzogen.  Nach  Überwindung  von  mancherlei  Schwierigkeiten  haben  die 
Verhandlungen  dahin  geftthrt,  daß  die  Fiihren  auf  den  vertragsmäßigen  Fahrten 
von  Zollbeamten  hej^leitet  werden,  welche  die  zollanilliclie  Behandlung  der 
Pakete  und  des  Ucisegepäcki  während  der  Überfahrt  besorgen.  Die  regel- 
mäßige und  unaufgehaltene  Werterbeförderung  der  Pakete  ist  somit  in  jeder 
Beziehung  sichergestellt.  Die  Uber  Warnemtlnde-Gedscr  zu  leitenden  Pakete 
haben  jetzt  nicht  melir.  wie  früher,  ein  zweimaliges  Stillager  von  Je  12  Stunden 
und  siml  tei  nci  nicht  mehr  den  Gefahren  der  Beschädigung  durch  eine  zwei- 
malige ümiadung  ausgesetzt. 

Zum  Schlüsse  sei  noch  einiges  Ober  die  Feierlichkeiten  berichtet,  die  zur 
Eröffiuini;  Jcs  F.ilirenbetriebs  am  30.  September  stattgefunden  haben.  Die 
persönliche  leilnahnie  des  Königs  von  Dänemark  und  des  Großherzogs  von 
Mecklenburg -Schwerin  mit  mehreren  ihrer  nächsten  Verwandten  verlieh  dem 
Feste  eine  besondere-  Weihe.  Grofl  war  die  Zahl  der  Festteilnehmer  aus  ■  den 
Kreisen  der  hohen  Beamten  der  zunächst  beteiligten  Staaten:  das  mecklen* 
bur[;ische  und  das  dünische  Staatsministeriura  waren  wohl  vollzahlii;  erschienen, 
der  deutsche  Gesandte  am  dänischen  Hofe  und  der  dänische  Gesandte  in 
Berlin  waren  anwesend.  Als  Vertreter  Preußens  und  des  Reichs  waren  u.  a. 
zugegen:  der  Staatsminister  Budde,  der  Staatsekretär  des  Reichs-Postamts  Krätke 
und  der  Präsident  des  Reichs  -  Eisenbahnamts  Dr.  Scliulz.  Die  deut'.chen 
Gaste  begrülJten  den  Großherzog  in  Warnemünde  und  fuhren  mit  ihm  auf 
dem  Führschifl  »Friedrich  Franz  IV.«  nach  Gedser,  wo  ein  feierlicher  Empfang 
von  dänischer  Seite  bereitet  wurde.  Nach  dem  anschließenden  Festessen  trat 
die  Gesellschaft,  einer  Einladung  des  Königs  folgend,  auf  der  dänischen 
Schraubenfähre  iPrins  f'hristian«  die  Rückreise  nn.  Diesem  Schiff  folgte  in 
Kiellinie  das  zur  Hintaiirt  benutzte  mecklenburgische  Führschifl",  seitwärts 
begleiteten  es  auf  Backbord  die  dlinische  Königsyacht  »Danebrog«,  auf  Steuer- 
bord der  dünische  Panzerkreuzer  »Geyser«.  In  Rostock  fand  ein  feierlicher 
Einzug  und  abends  ein  Festmahl  statt,  bei  dem  der  König  und  der  Großherzog 
Ansprachen  hielten. 


Die  Vorsteher  der  Postanstalten  und  die  Postschreiber  bei 
der  brandenburgischen  und  der  preußischen  Postverwaltung 

in  der  Zeit  von  1649  -1849. 

Von  Kcchnungsrat  Moch  im  Reichs  -  Postamt. 

(Schluß.) 

Aus  der  Klasse  der  Postschreiber  gingen,  mit  Ausnahme  der  Militärpost- 
meister, seit  dem  Ende  des  18.  Jahrhunderts  diejenigen  Beamten  hervor,  deren 
die  Verwaltung  in  wichtigeren  Dienststellungen  bedurfte,  Eunichst  die  Sekretare, 
dann  die  Postmeister  und  Postverwalter  und  endlich  die  Beamten  des  General» 
Postamts.   In  der  Regel  war  mit  der  Anstellung  als  Fostsekretär  der  Bezug 
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eines  festen  Gelialts  verbunden.  Zur  Erlangung  einer  solchen  Dienststelle  und 
zum  Aufrücken  in  eine  andere  höhere  Stelle  bei  der  Verwaltung  war  bis  zum 
Jahre  1825  die  Ablegung  einer  besonderen  Prüfung  ntchl  erforderlich.  Vkl- 
mehr  suchte  sich  die  Verwaltung  die  geeigneten  Beamten  unter  dem  vor- 
handenen Personal  auf  Grund  unmittelbarer  Beobachtung  ihrer  Leistungen  und 
ihres  Verhaltens  aus.  Dieser  Weg  wurde  aber  bei  der  zunehmenden  Ver- 
grOflerung  und  mannigfaltigeren  Gestaltung  des  Verwallungsapparats  immer 
schwieriger  und  bot  nicht  die  Gewähr  für  eine  richtige  Wahl.  Daher  ordnete 
der  General- Postmeister  von  Nagler  durch  ZirkularverfUgung  vom  5.  November 
1825  an,  daß  die  approbierten  Postschreiber  zur  Erlangung  ihrer  Anstellung 
als  Postsekretär  sich  einer  Prüfung  zu  unterwerfen  hatten.  Diese  Prüfung  war 
in  Berlin  vor  einer  besonderen  Kommission  abzul^en.  Sie  wurde  aus  dem 
Grunde  in  Berlin  abf;ehalten,  um  die  Oi JnungsmSßigkeit  bei  ihrer  Abnahme 
zu  Uberwachen,  die  Einheitlichkeit  zu  sichern  und  die  Kandidaten,  da  die 
leitenden  Beamten  der  Zentralbehörde  sie  selten  oder  nie  zu  Gesicht  bekamen, 
persönlich  kennen  zu  lernen.  Zur  Reise  nach  Berlin  und  zurück  erhielt  der 
Postschreiber  einen  »Post-Frei  Paß«  (Ficifahrtschein);  die  sonstigen  Kosten, 
insbesondere  die  seines  Aufenthalts  in  Berlin,  nnilMe  er  selbst  bestreiten.  Bei 
der  Prüfung  wurden  im  allgemeinen  die  Anforderungen  gestellt,  die,  abge- 
sehen von  der  Telegraphie,  noch  jetzt  für  die  SekretttrprOfung  maßgebend  sind. 

Nach  bestandener  Prüfung  wurden  die  Postschreiber  als  solche  noch  weiter 
beschäftigt,  bis  sich  zu  ihrer  Anstellung  als  Postsekretar  oder  als  Hülfsarbeiter 
im  Generai -Postamle  Gelegenheit  bot.  Die  Beförderung  erfolgte  in  der  Regel 
in  der  Reihenfolge,  in  der  sie  die  Prüfung  abgelegt  hatten.  Zu  diesem  Zwecke 
wurde  über  die  geprüften  Postschreiber  beim  General-Postamt  eine  Liste  geführt. 

Wer  die  Prüfung  nicht  bestand,  konnte  sich  erst  nach  Jahresfrist  zu  ihrer 
Wiederholung  melden.  Nach  dem  dritten  vergeblichen  Versuche  wurde  der 
Posfschreiber  von  der  Anstellung  im  Postdimst  ausgeschlossen,  als  Postschreiber 
aber  nicht  entlassen.  Wenn  er  also  nicht  vorzog,  freiwillig  auszuscheiden, 
verblieb  er  bis  an  sein  Lebensende  in  dieser  Dienststellung. 

Ein  betr^ichtiicher  Teil  der  Postschreiber  bestand  die  Prüfung  wegen 
Mangelhaftigkeit  der  schriftlichen  Probearbeiten  nicht.  Die  Postamtsvorsteher 
wurden  daher  wiederholt  angewiesen,  ihnen  Gelegenheit  zur  Übung  in 
schriftlichen  Arbeifcii  7U  geben.  Um  von  den  ^iurch  diese  Anleitung  zu  er- 
zielenden Erfolgen  Kenntnis  zu  erhalten,  bestimmte  das  General- Postamt,  an 
das  damals  noch  sämtliche  PostVmter  unmittelbar  berichten  mußten,  einem 
schon  im  Jahre  i8j6  von  dem  Postmeister  Mittag  in  Coblenz  gemachten  Vor» 
schlag  entsprechend,  im  Kihrc  1833,  daß  in  allen  ihm  zu  erstattenden  Be- 
richten am  Rande  der  ersten  Seite  die  Namen  des  Verfassers  und  des  Schreibers 
vermerkt  werden  sollten. 

Nach  Einführung  der  SekretSrprüfung  war  es  notwendig,  den  Grad  der 
schuUvissenschaftlichen  Bildung,  den  die  Bewerber  haben  mußten,  genau  zu 
bestimmen,  und  /war  umsomchr,  als  fortwährend  Aufnahmcanir.'ige  junger 
Leute  eingingen,  die  sehr  mangelhafte  Scliulkenntnisse  besaßen.  Durch  Ver- 
fOgung  vom  6.  November  1836  ordnete  daher  das  General  -  Postamt  an,  daß 
künftighin  kein  Bewerber  zur  Annahme  als  Postschreiber  in  Vorschlag  ge- 
bracht werden  durfte,  der  nicht  durch  Beibringung  eines  von  dem  Rektor 
eines  inländischen  Gymnasiums  ausgestellten  Zeugnisses  den  Besitz  der  Kennt- 
nisse eines  Schülers  der  a.  Gymnasialklasse  nachzuweisen  vermochte. 

Den  jungen  Leuten,  die  sich  zur  Aufnahme  in  den  Postdienst  meldeten, 
fehlte  es  nach  den  gemachten  Erfahrungen  fast  durchweg  an  ausreicliendon 
Kenntnissen  fremder  Sprachen.  Da  es  über  im  Interesse  des  Dienstes  lag,  daß 
die  Beamten  mindestens  die  liranzOsische  Sprache  beherrschten,  wurde  iSag 
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anfjcoi  Jnct,  Jaß  sie  Jiesen  Nachweis  durcli  Vorlegung  eines  bes>irniereii  Zeug- 
nisses zu  fuhren  hatten.  Auch  auf  die  Kenntnis  der  englischen  und  polnischen 
Sprache  legte  man  großen  Wert.  Den  Beamten,  die  sich  durch  Sprachkennt- 
nisse auszeichneten,  wurde  in  Aussteht  gestellt,  bei  Beförderungen  vorxugs- 
weise  berUck'^ichtigt  zu  werden. 

Trotz  der  erhöhten  Anforderungen  war  Jer  Zudrang  zum  Postdienst 
andauernd  sehr  grob.  Da  noch  immer  nicht  abzusehen  war,  wann  die 
vorhandenen  Postschreiber  in  SekretHrstellen  wOrden  untei^bracht  werden 
können,  mui2te  im  Jahre  1830  die  Annohme  neuer  Bewerber  noch  einmal 
eingestellt  werden.  Nur  auf  die  Söhne  verdienter  Postbeamten  fand  wieder, 
wie  1824,  dieses  Verbot  der  Annahme  keine  Anwendung.  Als  später  neue 
Bewerber  wieder  zugelassen  wurden,  verlangte  man  von  ihnen  den  Nachweis, 
daß  sie  mindestens  ein  Jahr  lang  Schüler  der  Sekunda  eines  Gymnasiums  ge> 
wesen  waren  oder  die  Kenntnis  eines  Obersekundaners  in  allen  Lehrg^gen- 
ständen,  mit  Ausnahme  des  Griechischen,  besaßen. 

Die  Meldungen  zum  Eintritt  in  den  Postdienst  häuften  sich  auch  ferner 
noch  Ober  alle  Erwartung.  Dieser  ungewöhnliche  Andrang  entsprang  haupl- 
sächlich  aus  dem  Bestreben  der  zur  Handwerkerklasse  gehörigen  Bürger,  die 
Söhne  Ohe!  den  Stnnd  der  Vater  hcrau-trcten  zu  lassen.  Ein  großer  Teil 
dieser  Leute  suchte,  auch  unter  Oplern  und  Entbehrungen,  einen  Stolz  darin, 
die  Sohne,  hiufig  ohne  Rücksicht  auf  ihre  Begabung,  entweder  für  das  ge- 
lehrte Fach  oder  doch  fttr  den  Beamtenstand  2U  fcK^timmen.  Beamte  aus 
solchen  Kreisen  ließen  aber  gewöhnlich  diejenigen  Eigenschaften  vermissen, 
die  gerade  den  Postbeamten  bei  ihrem  regen  Verkehr  mit  allen  Schichten  des 
Publikums  nicht  fehlen  durften. 

Gegen  das  Ende  der  zwanziger  Jahre  des  vorigen  Jahrhunderts  begann 
man  die  Wahrnehmung  zu  machen,  daß  die  Beamten  häutiger  als  sonst  über 
angreifenden  nächtlichen  Dienst  klagten  und  damit  Gesuche  um  Versetzung  in 
eine  minder  beschwerliche  Stelle  verbanden.  Zum  Teil  hatten  diese  Klagen 
allerdings  ihren  Grund  in  dem  zunehmenden  Hange  zur  Bequemlichkeit;  in 
der  Mehrzahl  aber  waren  sie  eine  Folge  körperlicher  Schwache.  Nun  wurden 
zwar  die  jungen  Leute  vor  der  Annahme  in  den  Postdiensi  ärztlich  untersucht; 
auch  mußten  sie  ärztliche  Zeugnisse  Uber  diesen  Befund  beibringen.  Aber  um 
beurteilen  zu  kOnnen,  ob  die  Bewerber  den  Anstrengungen  des  Posidienstes 
auch  wirklich  gewachsen  sein  würden,  reichten  die  Zeugnisse  doch  nicht  aus. 
Dies  konnte  nur  der  Augenschein  zeigen.  Es  wurde  daher  angeordnet,  daß 
die  Amtsvorsteher,  oder  wenn  die  Annaiiaie  in  Berim  selbst  erfolgte,  die  zu- 
ständigen Dnementen  im  General-Postamt  sich  von  der  körperlichen  TOchtig- 
keit  der  Bewerber  persönlich  zu  überzeugen  hatten. 

Durch  Beschluß  des  General- Post.iints  vom  22.  September  1836  wurden  die 
Annahme- Bedingungen  einer  erneuten  Prüfung  und  teilweise  einer  durch- 
greifenden Änderung  unterzogen.  I^nad«  durfte  der  Bewerber  nicht  weniger 
als  17  und  nicht  mehr  als  21  Jahre  zHhIen;  er  mußte  körperlich  fehlerfrei  ge- 
bildet, vollkommen  gesund  und  für  den  Postdienst  geeignet  scin.  Der  Körper- 
zustand war  durch  cm  von  einem  Kreisphysikus  auszustellendes  oder  von 
einem  solchen  zu  beglaubigendes  ärztliches  Zeugnis  nachzuweisen.  In  schui- 
wissenschaftlicher  Hinsicht  wurde  die  Reife  fllr  die  Prima  eines  Gymnasiums 
in  rillen  Lehrgcgenstanden,  mit  .\usnahme  der  griechischen  Spraclic,  oder  das 
Bestehen  der  Entla^sungsprütung  einer  zur  Ahnahme  solcher  Prütungeii  be- 
rechtigten höheren  Bürgcrscimie  verlangt.  Es  war  Erfordernis,  daß  der  Be- 
werber eine  gute  Handschrift  besalS  und  sich  in  der  französischen  oder  polni- 
schen Sprache  mündlich  und  schriftlich  mit  Geläufigkeit  auszudrücken  ver- 
mochte.  Endlich  mufite  er  imstande  sein,  sich  in  den  ersten  Dienstjahren  aus 
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eigenen  MiUeln  zu  unterhalten  un.i  die  durch  die  postdiensth'che  Stellung  ver- 
anlaßtei)  Ausgaben,  z.  B.  fUr  Anschatiung  der  vorschriftsmäßigen  Dienstkleidung, 
zu  bestreiten. 

Alle  Bewerber  hatten  sich  in  Berlin  dem  Chef  der  Postverwallung  und 

den  Dcpartcmcntsr.ltcn  des  General -Postamts  persönlich  vorzustellen  und  vor 
letzteren  in  einer  besonderen  Prlitutig  nachzuweisen,  daß  sie  die  erforderliche 
Schulbildung  und  die  verlangten  Sprachkenntnisse  besaßen.  Zur  Reise  nach 
Berlin  wurde  ihnen  freie  Fahrt  auf  den  königlichen  Posten  bewilligt.  Die 
sonstigen  Kosten  dieser  Reise  und  die  Gebühren  für  die  Prüfung  hatten  sie 
aber  zu  tragen.  Wenn  ein  Bewerber  alle  vorstehend  angegebenen  Hedinpiinj^cn 
erfüllt  hatte,  wurde  er  in  der  Bewcrberitste  vermerkt.  Die  Zulassung  zum 
Postdienst  erfolgte  aber  erst  spflier  nach  Mat^abe  des  Bedürfnisses  en  Post» 
Schreibern  in  der  Reihenfolge  der  Vormerkung. 

Bei  der  Auswahl  der  Bewerber  wurden  nach  der  damaligen  und  schon 
früher  befolgten  Übung  in  erster  Linie  die  Söhne  verdienter  ikamten  der 
eigenen  Verwaltung  und  dann  auch  solche  von  anderen  Staatsbeamten  berück- 
sichtigt. Im  allgemeinen  wurde  darauf  gehalten,  doß  liie  jungen  Leute  den 
gebildeteren  Sl;inden  anqehörfcn.  Söhne  von  Povtuntei  heamten  und  anLieren 
niedrig  gestellten  Personen  wurden  nur  ganz  ausnahmsweise  und  aucii  nur 
dann  zugelassen,  wenn  sie  vorzQgliche  Kenntnisse  besaßen  und  eine  sorgfaltige 
hausliche  Erziehung  genossen  hatten. 

Wurde  der  Bewerber  voin  General  -  Postamte  zum  Postdiensie  zugelassen, 
dann  war  es,  wie  bereits  erwähnt,  seine  Sache,  sich  ein  Unterkommen  bei 
einem  Postamte  zu  suchen.  An  dem  Wohnorte  setner  Eltern  oder  Ange- 
hörigen durfte  er  aber  seine  dienstliche  Laufbahn  nicht  beginnen,  vielmehr 
mutete  er  zunächst  mindestens  ein  Jahr  lan^  ;nulerswo  beschäftigt  werden. 
Beim  Eintritt  in  den  Postdienst  wurde  der  Postschreiber  vereidigt;  alsdann  er- 
folgte seine  Aufnahme  in  die  Liste  der  Postschreiber.  Zur  Ablegung  der 
SekretIrprQfung  mußte  er  sich  spätestens  sieben  Jahre  nach  dem  Eintritt  in 
den  Postdienst  melden.  Hatte  er  die<e  bestanden,  dann  wurde  er  vorzugs- 
weise gegen  Tagegelder  zu  Stellvertretungen  verwendet.  Bis  zur  Ernennung 
zum  PostsekretSr  hatten  die  Postschreiber  die  Eigenschaft  vereideter  Privat- 
diener; sie  galten  daher  auch  nicht  als  königliche  Beamte.  Wahrend  dieser 
Zeit  konnten  sie  bei  mangelhafter  Führung  oder  nicht  ausreichender  Gesund- 
heit jederzeit  entlassen  werden. 

Um  die  Bedingungen,  unter  denen  die  Pustschreiber  in  den  Dienst  der 
Postmeister  traten,  kümmerte  sich  das  General-Postamt  nicht.  Es  hatte  zwar 
bereits  im  Jahre  1804  angeordnet,  daß  die  Postschreiber  sich  lediglich  dem 
Pi>!.tdienste  zu  widmen  li.üton  und  nicht  erst  drei  Jahre  lang  lals  Burschen 
zu  andern  häuslichen  Vcrnctiiungen,  die  für  ihre  künftige  Bestimmung  er- 
niedrigend und  mit  der  WOrde  des  königlichen  Dienstes  unvereinbar  seien 
gebraucht  werden  sollten.  .Vber  das  althergebrachte  Verhältnis  zwischen  Post- 
schreibern und  Poslmeistern  ließ  sich  nicht  so  ohne  weiteres  beseitigen.  Es 
verschob  sich  sogar  noch  zu  Ungunsten  der  Postschreiber,  indem  die  Post- 
meister dazu  Obergingen,  mit  den  jungen  Leuten  bei  ihrer  Annahme  eine 
dreijührige  unentgeltliche  Dienstleistung  zu  vereinbaren,  und  indem  sie  mit 
ftulkrslcr  Strenge,  sogar  im  Klogeweg.  nit  l-'inhaltung  dieser  Verpflichtung 
bestanden.  Als  dergleichen  Fälle  beim  üenerul-Postamte  zur  Sprache  kamen, 
nahm  ditses  die  Regelung  der  »Engagementsbedingungen«  zwischen  den 
Postmeistern  und  den  Postschreibem  in  nflhere  Erwägung.  Der  General- 
Postmeister  von  Nagler  hielt  die  von  mehreren  seiner  Rate  für  einwandfrei 
erachtete  Bedingung,  daü  der  Leluhng,  wie  der  Postschreiber  in  der  ersten 
Dienststelle  genannt  zu  werden  ptlegte,  in  dieser  Stelle  unter  allen  Umstünden 
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drei  Jahre  aushalten  müßte,  lür  unzulässig.  »Sie  s-ti  der  WUrde  des  Dienstes 
nicht  angemessen  und  ein  Überbleibsel  aus  der  Zeit,  wo  der  Postschreiber 

den  Laquai  und  nach  Beschaffenheit  der  Haushaltung  auch  den  Hausknecht 
spielen  und  Stiefel  putzen  niii!>tc'  und  mit  Olirfeiticn  rcpaliert  wurde.  Nicht 
einmal  bei  Handwerksjungen  käme  die  an  Leibeigenschuft  erinnernde  Bedingung 
der  dreijährigen  Unentlaßbarkeil  aus  der  Lehre  vor.c  Schließlich  entschied 
man  sich  im  General  -  Postamt  1831  doch  fllr  Belassung  des  aKherpebt  achten 
Verhälfnis'ies.  Besfimniend  war  dabei  die  Erwtft^ung,  dal'  Mc  AiiNbcdingung 
einer  unentgeltlichen  Dienstleistung  der  Postschreiber  für  gcwi>sc  Zeit  als  eine 
in  den  meisten  Fallen  wesentliche  Vergeltung  f&r  die  MOhewaltung  anzusehen 
seif  die  den  Aintsvorstehern  aus  der  Ausbildung  der  Zöglinge  entstände 

Erst  im  Jahre  1839  ordnete  das  Geneml  Postamt  an,  daß  künftig  zwischen 
den  Postmeistern  und  den  Postschreibern  gegenseitig  eine  dreimonatige  Kündi- 
gungsfrist gelten  sollte,  und  zwar  auch  dann,  wenn  eine  solche  nicht  aus- 
drücklich vereinbart  worden  war.  Die  Aufkündigung  des  Engagements  durfte 
aber  ohne  Genehmigung  des  General  -  Postamts  nicht  früher  als  drei  Monate 
nach  dem  Beginne  der  Dienstzeit  erfolgen.  So  wur.ie  erreicht,  daß  die  Post- 
schreiber wenigstens  ein  halbes  Jahr  in  einer  Dienststelle  aushalten  mußten. 
Dies  war  notwendig,  weil  seit  der  Einschränkung -in  der  Annahme  von  Post- 
schreibem  ein  Überfluß  an  solchen  nicht  mehr  vorhanden  war  und  die  aus- 
gebildeten Beamten  fortwährend  danach  strebten,  bessere  Dienststellen  zu  er- 
langen. So  klagte  schon  im  Jahre  1Ö33  ein  Postmeister:  »Kaum  hat  man 
einen  solchen  Neuling  mit  dem  Ortlichen  Dienste  bekannt  gemacht,  so  gefltllt 
es  dem  jungen  Herrn  an  dem  Orte  oder  bei  dem  Postamte  nicht  länger. 
Ohne  triftige  Gründe  kündigt  er  seine  Dienste  auf,  bewirbt  sich  zugleich  um 
ein  anderes  Unterkommen  und  ündet  es  auch,  weil  andere  seinesgleichen  sich 
ebenfolls  verindem  wollen.  So  mOssen  denn  die  Postmeister  mit  den  Post- 
schreibern in  ewigem  Tausch  bleiben«.  Im  Jahre  1837  berichtete  der  Beamte 
des  General  Postamts,  der  die  Stellenvermittelungen  zwischen  den  Postschreibern 
und  den  Postmeistern  besorgte  und  auf  Grund  der  dabei  gewonnenen  Erfahrung 
noch  besser,  als  ein  einzelner  l^ostroeisler,  ein  zutreffendes  Urteil  abgeben 
konnte,  dafi  die  Postschreiber,  besonders  solche,  die  aus  grOfleren  Städten 
stammten,  zum  Teil  verwöhnte  junge  Leute  wären  und  nur  nach  Lebensgenuß 
strebten.  Fänden  sie  ihren  Aufenthaltsort,  den  Vorgesetzten,  die  Gesellschaft 
nicht  nach  ihren  Wünschen,  dann  verlangten  sie  eine  andere  Unterbringung 
oder  suchten  sich  selbst  eine  neue  Dienststdle.  Die  Postmeister  mOfiten  zu- 
frieden sein,  wenn  sie  Uberhaupt  Gehtllfen  erbielteo.  Diese  nähmen  beim 
Engagement  keine  beschränkenden  Bedingungen  an. 

Auf  die  Unterhaltung  des  Postschreibers  erhielt  der  Postmeister  ein  so- 
genanntes Adjutum,  das  im  Laufe  der  Zeit  verschieden  hoch  bemessen  wurde. 
Am  Ende  des  ganzen  Postschreiberverhältnisses  (1849)  betrug  es  in  der  Regel 
iSoTlr.  j.'ilirÜch.  Den  bereits  au'^gebildeten  Postschreibern  gew;ihrten  die 
Postmeister  in  den  meisten  Fällen  entweder  freie  Wohnung  nebst  Beköstigung 
und  eine  geringe  Geldentschädigung  oder  eine  der  Höhe  des  Adjutums  an- 
nähernd gleichkommende  bare  Vergütung.  Das  erstere  Verhältnis  herrschte  im 
Osten,  das  letztere  im  Westen  der  Monarchie  vor.  Die  den  Postschreibern 
überwiesenen  Wohnräume  entsprachen  häufig  nicht  den  .Anforderungen  der 
Gesundheit  und  ließen,  was  Bequemlichkeit  und  Behaglichkeit  anlangt,  recht 
vid  XU  wünschen  Obrig.  Noch  im  Jahre  1838  mufite  das  General -Postamt 
rügen,  daß  den  Postschreibern  zu  ihrem  Aufenthalte  dunkle,  dumpfe  und 
feuchte  Kammern  oder  gleichbeschaffene  Alkoven,  ohne  die  notdürftigste 
Zimmereinrichtung,  angewiesen  würden,  und  daß  dadurch  die  Gesundheit  der 
jungen  Leute  Schaden  litte,  ba  Jahre  1775  erwähnte  der  Hof-Postmeister  in 
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Künigsbcrg  (Pr.)  in  einem  Berichte,  er  habe  seinem  Postschreiber  ein  monatliches 
Gehalt  von  ii  TIr.  gezahlt,  die  ProkuragebOhren  belassen  und  »hcy  vielen 
Um<it;(ni1cn,  als  Neujahr  etc.,  ansehnliche  Dnuccurs  gereichet«.  Manche  Post- 
tDci^ter  betrachteten  das  ihnen  gewährte  Adjulum  als  einen  Teil  ihres  persön- 
lichen Einkommens.  Sie  suchten  daher  möglichst  bilHgc  oder  gar  unentgeltliche 
ArbeitskrVfte  zu  erlangen;  |a  In  einzelnen  FAllen  gaben  sie  von  dem  Adjutum 
dem  Postschreiber  nicht  nur  nichts  ab,  sondern  lici'en  sich  von  letzterem  nOch 
ein  Hononir  /ahlen.     Dieser  Mißbrauch  wurde  i^-xn  iintcf^af^t. 

Die  etalsmäßigen  Postschreiber,  die  nicht  im  Privalverhältnisse  zu  den 
Postmeistern  standen,  bezogen  ihr  Gehalt  unmittelbar  aus  der  Postkasse.  Im 
Jalire  lyoT.  betrug  dieses  in  Memel  130,  in  Königsbei|5  (Pr.)  200,  in  Halber- 
stadt 50  rir.  In  Berlin  erhielten  damals  die  Postschreiber  an  fester  Besoldung 
je  150,  an  Anteil  362  Tlr.,  zusammen  also  je  512  Tlr.  Gegen  das  Ende  der 
zwanziger  Jahre  des  vorigen  Jahrhunderts  betrug  das  Anfangsgehalt  eines  Post- 
sekrelfirs  250  bis  300  Tlr.  Im  übrigen  waren  die  etatsmüßigen  Postschreiber, 
auch  die  Sekretöie,  nicht  dtirchweg  auf  festes  Gehalt  gestellt;  sie  wurden  viel- 
mehr, besonders  bei  Stellvertretungen,  auch  gegen  Tagegeld  beschäftigt. 

Die  Postmeister  waren  für  die  Handlongen  und  Unterlassungen  der  Post- 
schreiber, die  zu  ihnen  in  einem  PrivatdienstverhMltnisse  standen,  unbedingt, 
wie  für  ihre  eigenen,  verantwortlich. 

Der  Titel  »Postschreibcra  entsprach  anfänglich  vollkommen  der  dienstlichen 
Stellung  und  Beschäftigung.  Spater  aber,  als  die  Postschreiber  einen  großen 
Teil  der  Dienstgeschtffle,  die  nicht  bloß  in  mechanischen  Verrichtungen  be- 
standen,  sondern  eine  größere  Selbstilndigkeit  des  Denkens  voraussetzten,  den 
Postmeistern  abnahmen,  paßte  er  eigentlich  nicht  mehr.  Als  vollends  an  die 
Postschreiber  auch  in  bezug  auf  Bildung  höhere  Anforderungen  gestellt  wurden, 
nahm  man  an  dem  Titel,  der  zu  sehr  an  die  untergeordnete  Stellung  eines 
Lohnschreibers  erinnerte,  .Anstoß.  Er  wurde  daher  in  den  dreißiger  und 
vierziger  Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts  weder  im  Verkehre  der  Amtsgenossen 
untereinander  noch  auch  vom  Publikum,  sondern  nur  von  den  Vorgesetzten 
als  dienstliche  Bezeichnung  angewendet.  Allgemein  flblich  war  vielmehr  der 
Titel  »Postsckrcttlr.«  hn  übrigen  kommt  auch  bereits  im  Anfange  der  dreißiger 
Jahre  die  Benennung  nPosteleve«  neben  der  Bezeichnung  »Lehrling«  vor;  es 
wurden  darunter  solche  Postschreiber  verstanden,  die  noch  Dienstanfänger  waren. 

Die  SekretVrcharge  wurde  in  der  Zeit  KOnig  Friedrich  Wilhelms  I.  ein- 
geführt. Der  erste  Postsekretar  bei  der  preußischen  Postverwaltung  war 
Jeremias  KniephofT  in  Königsberg  (Pr.).  Die  Kabinetsordre,  durch  welche 
dieser  Titel  ihm  verliehen  wurde,  lautet: 

»Seine  Königliche  Majestät  in  Preußen  pp.  Unser  Allergnfldigstcr 
Herr,  haben  dem  btßherigen  Post-Schreiber  zu  Königsberg  in  Preußen, 

Jeremias  KniephofT,  das  Pr.1dicat  all'  Prst  Secretarius  bcvgelegct;  und 
befehlen  demnach  Dero  General  Ober  l  iiiantz-  Krieges-  und  Domaincn- 
Directoiiu  allergnädigst,  dem  luipetrunten  das  nöthige  dicscrhalb  ge- 
höriger maßen  auOfertigen  zu  laflen. 

Signatum  Beriin  den  25.  April  1736. 

Fr.  Wilhelm.« 

.Außer  dem  Titel  »Postsekretar« ,  der  übrigens  in  den  Anstellungs-  und 
Gchahsverhültnissen  keine  Änderung  herbeiführte,  wurde  den  Postschreibern 
vereinzelt  auch  der  Titel  nPost-Commissariusa  und  »Über-Post-Goinmissariiis« 
veriiehen.  In  erster  Linie  erhielten  den  Titel  »Post-Commissarius«  Post&ekretürc, 
die  sich  durch  lange  und  treue  Dienst  fuhrung  hervorgetan  hatten,  als  An- 
erkennung daAlr.    Der  Titel  »Ober  -  Post  -  Commissarius«  war  eine  wettere 
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AuNZcichiiung  der  Beamten,  denen  bereits  der  Titel  »Po^l -  Commi^sarius« 
beigelegt  war.  Mit  beiden  Titeln,  die  nur  die  Bedeutung  persönlicher  Aus> 
Zeichnung  hatten ,  war  eine  besondere  Dienststellung  nicht  verbunden.  Die 
Titel  Hof-  und  Ober  -  PostsckrclMre  tUlirten  ursprtlnglich  die  Postsekretifre  bei 
den  Hof-  und  Ober -Postamtern,  ohne  daß  es  einer  besonderen  Verleihung 
bedurfte.  Spater  wurde  ihnen  diese  erst  jedesmal  erwirkt.  Seit  dem  Jahre  1825 
konnte  der  Titel  Obcr-PostsekretUr  auch  PostsekreUlren  beigelegt  werden,  die 
bei  anderen,  als  Ober  Pnvtamtern,  bc^cluiTligf  woren.  Rc  linpiint^en  waren: 
FleiU,  Umsicht  und  Sorgfalt  für  das  Poslinteressc.  SchlielJlich  beschränkte 
man  seine  Verleihung  auf  die  Expeditionsvorsteher  bei  großen  Ämtern. 

Postschreiber  tu  halten,  war  im  allgemeinen  nur  den  Postmeistern  gestattet. 
Die  Postwarter,  Postexpediteure  und  Postverwalter,  die  nicht  imstande  waren, 
ihre  Postdieii'^tgc'ichiirte  icderzeit  nllein  711  verrichten,  durften  sich  aber  der 
Unterstützung  durcii  Gciiüilcn  bedienen.  Solche  üehülfen  erwarben  jedoch 
keinen  Anspruch  auf  weitere  Beförderung  im  Postdienste;  zu  ihrer  Annehme 
war  die  Genehmigung  des  General -Postamts  erforderlich. 

Nach  den  zuerst  im  Jahre  i  H4S  lestgc^tellten  Bedingungen,  unter  denen  bei 
Postexpeditionen  GehUlfcn  eintreten  konnten,  wurde  verlangt: 
t1  ein  Lebensatter  von  mindestens  17  Jahren, 

b)  eine  Schulbildung,  wie  äe  auf  guten  Bttrgerschulen  erreicht  werden 

konnte, 

c)  körperliche  Gesundheit  und 

d)  eine  verhandlungsschriftitche  Erklärung,  wonach  der  Bewerber  auf 

Anstellung  und  Weiterbeförderung  im  Postdienste  verzichtete. 

Die  Postexpeditions-  oder  Postexpediteur  (rcliüifcn  konnten  ihre  Dienststelle 
im  Wege  der  treieti  Vereinbarung  mit  den  Vorstehern  der  Postanstalten 
wechseln;  sie  traten  zu  diesen,  wie  bis  dahin  die  Postschreiber,  in  ein  Privat- 
dienstverbaltnis.  Bedingung  hierbei  ¥rar  eine  dreimonatige  Kündigungsfrist. 
Zu  den  Reisen  nach  den  neuen  Beschäftigungsorten  wurde  den  Gehülfen  eben- 
falls freie  Fahrt  gcwJihrt.  Die  Postexpeditcure  usw.  hatten  die  dienstlichen 
Handlungen  und  Unterlassungen  ihrer  Gehülfen  wie  ihre  eigenen  zu  vertreten. 

Mit  dem  t.  Januar  1850  erfuhr  der  Organismus  der  preußischen  Post* 
Verwaltung  durch  Einrichtung  der  Ober- Postdirektionen  eine  durchgreifende 
Umgestaltung.  Damit  beginnt  für  die  Geschichte  des  preußischen  Postwesens 
ein  neuer  Zeitabschnitt.  Wir  behalten  uns  vor,  in  einer  späteren  Abhandlung 
zu  erOrtem,  wie  sich  die  BeamtenverhHitnisse  bei  der  Postverwaltung  weiterhin 
entwickelt  haben. 


KLEINE  MITTELUNGEN. 

Die  Erschließung  des  Westens  der  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  und  die  wirtschaftliche  Annäherung  an  Ostasien  (zur 
ErgXnz.  des  Art.  auf  S.  780  des  Archivs  v.  1902).  Der  Aufschwung,  den  das 
gesamte  amerikanische  Wirtschaftsleben  nach  einer  längeren  Krise  vor  fünf  Jahren 
genommen  hat  und  der  noch  immer  anhält,  hat  auch  für  die  gesamte  PactHc- 
kOste  eine  Periode  des  Gedeihens  eingeleitet,  die  sich  auf  fast  allen  Gebieten 
bemerkbar  macht.  Besonders  gut  haben  .sich  die  Verhältnisse  im  Jahre  1902 
in  den  Staaten  des  Nordwestens  gestaltet.  Fine  günstige  Ernte  an  Weizen 
und  Hopfen,  ungewöhnlich  vorteilhafte  Verkaulspreise,  die  zum  großen  Teil 
durch  von  den  Efeenbahnen  gewährte  TransportennSfligungen  und  niedrige 


Digltized  by  Google 


73^ 


Kleine  Miueilungen. 


Seefrachten  bccindußt  wurden,  haben  in  Verbindung  mit  der  stündig  zu- 
nehmenden Einwanderung  aus  den  mittleren  und  Östlichen  Staaten  der  Union 
eine  Zuversicht  im  geschäftlichen  Leben  hervorgerufen,  wie  sie  wohl  selten 
ziitoge  «ftrelen  i^t.  Daß  die  Eisenbahnen,  die  sich  im  Westen  als  die  Pioniere 
der  Be>iedc'iuiig  bewährt  haben,  nicht  lange  zögern  würden,  durch  einen  all- 
mtfhlichen  Ausbau  und  die  Verzweigung  ihrer  Linien  auch  die  entlegeneren 
Gebietsteile  des  Westens  in  das  Schienennetz  aufzunehmen,  war  vorauszusehen. 

Hervoi ratzend  ist  die  Tütigkeit,  welche  liic-  Northern  Facitic  Bahn  innerhalb 
der  letzten  Jahre  entfaltet  hat.  Sie  hat  nicht  aliein  die  Ackerbau regiun  der 
Clearwaterlandereien  Idahos  dem  Verkehr  erschlossen,  sondern  auch  Zweig- 
linien nach  den  am  Pugelsund  gelegenen  Hafen  Willapa  und  Gray  gebaut  und 
ist  im  Begriff,  diese  Linien  an  der  KU^te  entlang  bis  Kap  Flattery  zu  ver- 
langern, auf  diese  Weibc  das  um  Port  Townsend  gelegene  üfergebiet  um- 
spannend. Eine  weitere,  von  Port  Angdes  auslaufende  Nebenlinie  ist  gegen- 
wärtig im  Bau  begriffen.  Die  Northern  Paci6c  hat  auch  kürzlich  im  Interesse 
des  eigenen  I'rachtverkehrs  die  Port  Townsend  Southern,  die  Washington  und 
Oregon  sowie  die  Portland,  Vancouver  und  Yakima  Bahnen  käut  lieh  über- 
nommen. Dem  Vernehmen  nach  beabsichtigt  die  Gesellschaft  ferner  den  Bau 
einer  Bahnlinie  am  Nordufer  des  ColumbiaHusses  entlang,  und  zwar  im  An- 
schluß an  ein  Projekt,  das  der  Verbindung  des  Yakimatals  mit  der  Mündung 
des  KlickitotilusNes  gilt.  Diese  Unternehmungen  kommen  vorzug^wei&e  dem 
Staate  Washington  zu  gute,  dessen  Erschliefiung  infolgedessen  noch  rascher 
fortschreitet  als  diejenige  des  Staates  Oregon,  der  von  den  Eisenbahnen  weniger 
begünstigt  \vir\l 

Die  besondere  Berücksichtigung  des  Staates  Washington  hüngt  zum  Teil 
mit  dem  Bestreben  J.  J.  Hills,  des  Präsidenten  der  Great  Northern  Eisenbahn, 
zusammen,  das  dahin  geht,  den  im  fortwährenden  Steigen  begriffenen  Handel 
nach  Ostasien  Uber  die  kraftig  aufstrebenden  Städte  Tacomn  und  Seattle  zu 
leiten,  wo  die  unter  Hill  vereinigten  Northern  Pacilic  und  Great  Northern 
Bahnen  ihren  Endpunkt  haben.  Zur  Hebung  des  jetzt  schon  regen  Seeverkehrs 
vom  Pugetsunde  nach  Japan  und  China  sollen  demnüchst  die  beiden  großen 
Dampfer  von  je  21  000  Tons,  weiche  die  Hill  -  Morgansche  Gruppe  in  Be- 
«^felhing  gej^ehen  hat,  für  den  o^tasiaIischo^  Handel  in  den  Dienst  der  Great 
Northern  Sleamsliip  Co.  gestellt  werden,  naciidcui  die  vom  Sunde  ausgehenden 
transpBcifischen  Unten  im  vorigen  Jahre  bereits  durch  swel  Dampfer  von  je 
9600  Tons,  die  der  mit  Hill  verbündeten  Boston  Steamship  Co.  gehören,  ver- 
stärkt wurden.  Um  die  nötige  PVacht  für  diese  vermehrte  Flotte  zu  beschaffen, 
.soll  Hill  die  Absicht  haben,  die  ganze  Baumwollausfuhr  aus  den  amerikanischen 
SQdstaaten  nach  Ostasien  Ober  die  Nordeisenbahnlinien  und  den  Pugetsund 
zu  lenken. 

Aller  Voraussicht  nach  wird  aber  Portland  nicht  lange  hinler  den  nörd- 
lichen Häfen  zurückbleiben,  da  die  von  diesem  Halen  ausgehende  Mehl-  und 
Holzausfuhr  nach  Asien  von  Jahr  zu  Jahr  zunimmt.  Schon  jetzt  ist  davon 
die  Rede,  daß  Harriman,  der  Präsident  der  in  San  Francisco  konzentrierten 
PaciHc  Mailh'nie  un-l  der  Southern  PaciHcbahn,  dessen  Unternehmen  mit  dem- 
jenigen Hills  und  der  Canadian  Paciticbahn  wetteifert,  von  Portland  aus  einen 
Schiüsdienst  nach  Ostasien  einrichten  werde.  Zur  Zeit  ist  es  nur  die  mit  dem 
l  iiiun  I'acitic-Eisenbahnsystem  verknüpfte  Portland  und  Asialic  Steamship  Co., 
welche  mit  drei  unter  britischer  Magge  fahrenden  Dampfern,  jeder  von  etwas 
über  3000  Netto-Registertons,  einen  regelmäliigen  Verkehr  zwischen  Portiand 
und  Hongkong  (über  Yokohama,  Kobe  und  Moji)  unterhalt. 

Während  früher  dav  Interesse  der  Southern  Pacific  Eisenbahn,  welcher  die 
Bahn  von  Portland  nach  San  Francisco  und  mehrere  kleinere  Linien  im  west- 
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liehen  Oregon  unterstehen,  es  gebot,  den  Frachtverkehr  aus  dem  Osten  tunlichst 
Uber  die  der  nffmilchen  Gesellschaft  gehörige  californische  Route  zu  lenken, 
ist  dieses  hiteresse  infolge  der  unter  Harriman  eingetretenen  Verbindung  der 
Soulhern  Pacific-  mit  der  Union  Paciticbahn  erloschen,  und  es  nimmt  jetzt 
der  Frachtverkehr  zwischen  den  Plltzen  Westoregons  und  dem  Osten  sowie 
umgekehrt  den  Weg  Uber  Portland  als  kürzeste  und  bequemste  Hnutc  Wie 
hieraus  der  Siadt  Portland  ein  Vorteil  erwachsen  ist,  so  ist  durch  die  erzielte 
Vereinigung  dei  Hauptbahnen  zu  einzelnen  Verbänden  (einerseits  das  Harriman- 
syndikat,  andererseits  die  von  Hill-Morgan  geleitete,  aufler  den  Nordlinien  die 
&irlington-Eisenbahn  umfas^ende,  als  Northern  Securities  bekannte  Gesellschaft) 
der  ganzen  PacifickUste  dadurch  erheblicher  Nutzen  geworden,  daß  nunmehr 
die  trüherc  gegenseitige  Rekfimptung  der  einzelnen  Transportgesellschaften  be- 
seitigt oder  wenigstens  eingeschränkt  und  eine  grOßere  Einheitlichkeit  und  Stetig- 
keit  im  Tarifwesen  herbeigeführt  ist. 

Während  die  Hafen  am  Pugctsund  der  Schiffahrt  nur  wenige  Schwierigkeiten 
bieten  und  auch  sonst  geographisch  begünstigt  sind,  wird  der  Zugang  zu  dem 
I20  englische  Meilen  von  der  See  entfernten  Hafen  von  Portland  durch  die 
der  Mündung  des  Columbiastroms  vorgelagerte  Barre  erheblich  beeinträchtigt. 
Ungeachtet  der  beständigen  Bemühungen,  das  dortige  Fahrwas>«er ,  das  eine 
Breite  von  englischen  Steilen  hat,  zu  verliefen,  i^t  es  noch  immer  nicht  ge- 
lungen, eine  zu  jeder  Zeil  ungeliinderte  Durciitahrt  durch  die  Barre  zu  erreichen. 
Gerade  in  den  Wintennonaten,  wenn  die  die  Weiaenversendung  vermittelnden 
Schiffe  zum  Auslaufen  bereit  sind,  macht  sich  die  Störung  in  hohem  Grade 
fühlbar.  Die  Schiffe  sind  dann  gezwungen,  nicht  selten  mehrere  Wochen  lang 
in  Astoria  zu  liegen,  ehe  der  Zustand  der  Barre  das  Passieren  möglich 
macht.  Auf  Grund  einer  neuerdin^  von  technischer  Seite  vorgenommenen 
grOndlichen  Untersuchung  der  Wasserverhültnisse  an  der  Mündung  des  Columbia« 
f^usses  ist  die  Überzeugung  gewonnen  worden,  daß  durch  Ausdehnung  des 
bereits  frUher  dort  angelegten  sUdlichen  Dammes  um  2  7a  englische  Meilen  in 
westlicher  Richtung  und  —  falls  damit  das  Ziel  noch  nicht  erreicht  wird  — 
durch  Errichtung  eines  nördlichen  Dammes  unweit  des  Kap  Disappcriniment 
eine  dauernde  Vertiefung  der  Barre  bis  nisf  41  Fuß  sich  erzielen  lassen  werde. 
Bis  dahin  soll  durch  kräftiges  Baggern  der  jetzt  noch  immer  wieder  eintretenden 
Versandung  entgegengearbeitet  werden.  Die  Kosten  lür  die  Ausführung  der 
betOglichen  Prc^ekte,  die  der  Bundesregierung  obli^t,  sind  auf  3715  000  Dollars 
veranschlagt.  Von  dem  Gelingen  dieser  PlKne  hSngt  wesentlich  die  Zukunft 
Portlands  als  Hafen  ab. 

Was  dagegen  die  Hindernisse  betrifft,  welche  in  früheren  Jahren  für  die 
Fahrt  der  Seeschifle  von  der  StrommOndung  nach  Portland  bestanden,  so  sind 
diese  infolge  der  ununterbrochenen  Tätigkeit  der  zur  Regulierung  des  Strom- 
betts von  der  Stadt  Porfland  eingeseiften  Sonderbehörde  im  wesentlichen  so 
weit  eingeschränkt,  daß  sie  jetzt  nur  noch  im  Spätsommer,  wo  der  Wasser- 
stand verringert  ist,  hervortreten. 

Von  der  Erkenntnis  geleitet,  dafi  die  weitere  gedeihliche  Entwickelung  der 
Verhältnisse  in  den  Weststaaten  in  erster  Linie  von  einer  der  räumlichen  Aus- 
dehnung derselben  mehr  entsprechenden  Bevölkerungszunahme  abhängt,  wirken 
die  Handelskreise  im  Verein  mit  den  Eisenbahngesellschaften  neuerdings,  wie 
bereits  in  dem  früheren  Artikel  ausgeführt  ist,  mit  Eifer  darauf  hin,  die  Ein- 
wanderung aus  den  dicht  bevölkerten  Gebieten  jenseits  des  Felsengebirgcs  nach 
den  Staaten  an  der  PacifickUste  zu  fördern.  Es  geschieht  dies  vornehmlich  durch 
Herstellung  besonderer  Einwanderungsbureaus,  durch  in  Massen  verschickte 
illustrierte  Broschüren,  in  denen  reklameartig  auf  die  reichen  natOrlichen  HOlfs> 
quellen  und  das  in  der  Tat  bevorzugte  Klima  jener  Staaten  hingewiesen  wird, 
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sowie  durch  Gewährung  ermäßigter  Falirprei<ie  für  Kolonisten.  Wie  erfolgreich 
dieses  Norgclicii  i^-t,  ergibt  sich  daraus,  daß  allein  im  letzten  Jahre  die  Zahl 
der  Personen,  die  auf  diese  Weise  sich  den  Staaten  Calitoriiien,  Oregon  und 
Washington  zu  dauernder  Niederlassung  zugewendet  haben,  auf  wenigstens 
60  000  geschützt  wirvl.  Dieser  Zug  nach  dem  Westen  bildet  den  Anfang  einer 
ausgleichenden  Versclui*bung  der  Bevölkerung  der  Vereinigten  Staaten.  Der 
gleiciien  Aufgabe,  Ansiedier  und  daneben  auch  Irenides  Kapital  anzuziehen, 
dient  das  ebenfalls  von  uns  schon  frUher  erwähnte  Vorhaben,  in  Portland 
im  Jahre  1903  eine  Ausstellung  abzuhalten.  Das  Unternehmen  muß  als  ge- 
sichert gelten,  nachdem  der  gesetzgebende  Körper  des  Staates  Oregon  kürzlich 
hierzu  300  000  Dollars  bewilligt  hat  und  da  auch  von  den  Staaten  Washington, 
Idaho,  Montana  und  Utah  Unterstotzung  zu  erwarten  bt.  (Nach  einem  Bericht 
des  Kaiserlichen  Konsulats  in  Portland,  mitgeteilt  in  den  »Nachr.  f.  Hand«! 
und  Industr.«). 

Die  BewUsserungskanäle  Egyptens.    Daß  nicht  nur  die  Möglichkeit 

des  Ackerbaues,  sondern  auch  dessen  ver<chictleiie  Betriebsarten  in  Egypten 
ganz  und  gar  von  der  Bewässerung  mit  Nilwasser  abhängen,  ist  unseren  Lesern 
aus  froheren  Mitteilungen  (vgl.  S.  447  d.  lfd.  Jahrg.)  bekannt;  es  wird  ihnen 
von  Interesse  sein.  Ober  die  das  Wasser  des  Nils  ableitenden  Hauptkanille 
einiges  zu  erfahren. 

Einem  Berichte  des  deutschen  landwirtschaftlichen  Sachverständigen  in  Kairo 
entnimmt  der  Reichs- Anz.,  daß  man  drei  Arten  solcher  Kanfife  unterscheidet, 
die  als  perennierende,  als  HochwasserUberscInvemroungS-  und  Hochwasser- 
berieselungskaniile  bezeichnet  werden  kOnnen.  Die  ersteren,  welche  das  ganze 
Jahr  hindurch  Wasser  führen,  sind  nur  dort  möglich,  wo  der  Abstand  der 
Bodenoberflache  von  dem  niedrigsten  Wasserstande  des  Nils  ein  so  geringer 
ist,  dafi  die  Kanäle,  ohne  daß  sie  bis  zu  einer  großen  und  daher  viel  Kosten 
verursachenden  Tiefe  gegraben  werden  mUssen,  das  ganze  Jahr  hindurch  Wasser 
aus  dem  Nil  empfangen  können.  Dieser  Abstand  beträgt  in  t)nc:cgvplen  9  bis 
io  m,  im  Delta  3  bis  4  m.  Im  Delta  (Unteregypten)  ist  daher  die  Bewässerung 
des  Landes  mittels  perennierender  Kanäle  am  ausgedehntesten;  in  Mittel* 
egypten,  von  Kairo  bis  Assiut,  gibt  es  nur  ein  größeres  Sy^tcin  perennierender 
Kanüle,  w  iihrerul  --olche  in  ( )!uTei;)  plen  Uberhaupt  nicht  vorhanden  sind.  Die 
Bewässerung  aus  perennierenden  Kanülen  ist  teils  erleichtert,  teils  erst  ermöglicht 
worden  durch  die  Errichtung  großer  Staudämme,  die  —  unmittelbar  unterhalb 
der  Abzweigungsstelle  der  Kanäle  angebracht  —  den  Wasserstand  des  Nils 
durch  Aufstauung  heben,  so  daC>  eine  größere  Menge  von  Wasser  in  die  Kanäle 
eintreten  kann.  Während  des  Hochwassers  sind  die  in  diesen  Staudämmen 
angebrachten  Schleusen  geOffnet,  während  des  Niederstandes  des  Wassers  je 
nach  Bedürfnis  mehr  oder  weniger  geschlossen.  Das  großartigrte  Stauwerk  ist 
der  in  diesem  Jahre  vollendete,  gegen  2000  m  lange  Damm  von  Assuan;  das 
tassungsvermögen  des  Staubeckens  beträgt  33  Milliarden  Kubikfuß,  doch  kann 
es  durch  HinzufOgung  weniger  Fuß  Mauerwerk  auf  70  Milliarden  Kubikfuß 
erhöht  werden.  Viele  Strecken  Landen,  die  bisher  nur  im  Winter  Nilwasser 
empfangen  konnten,  werden  nunmehr  das  ganze  Jahr  hindurch  bcwiisserbar  und 
dadurch  für  die  sommerlichen  und  die  perennierenden  Kulturen,  insbesondere 
die  des  Zuckerrohrs,  geeignet  sein. 

Die  HochwasserOberschwemmungskanäle  bilden  bis  jetzt  noch  das  haupt- 
sächliche Bewässerungsraittel  in  Oberegypten  utul  vielen  Teilen  Mittelegyptens. 
Das  bei  ihnen  angewandte  Verfahren  ist  folgendes:  dos  ganze  von  dem  Wasser 
der  Kanäle  erreichbare  Land  ist  durdi  Erddämroe  in  Bassins  von  sehr  ver- 
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schiedener  Größe  —  dort,  wo  Jas  Niltal  eng  ist,  von  800,  dort,  wo  es  weit 
ist,  von  8000  und  in  Ausnaluncliillcn  von  16  000  ha  —  abgeteilt,  von  denen 
stets  mehrere,  meist  vier  bis  sieben,  in  der  Weise  miteinander  zusammenhängen) 
daß  das  Wasser  au&  dem  oberhalb  liegenden  in  das  tiefere  abgeleitet  werden 
kann.    Solche  Systeme  von  Bassins  gibt  es  an  jeder  Seite  des  Nils  dreizehn. 

Die  Hocinvasserberieselungskariiile  dienen  zur  Bewösserung  der  hochgelegenen 
Üferländercien  des  Nils,  der  sogenannten  »sahels«,  und  zwar  nicht  mittels 
Überflutung,  sondern  durch  Ableitung  des  Wassers  in  kleinere  KanVie  und 
allnKihliche  Berieselung  der  Felder.  Diese  »sayalleh«  genannten  Kanüle  werden 
entweder  unmittelbar  vom  Nil,  häufiger  aber  von  den  Überschwemmungskanälen 
abgeleitet  und  fuhren  das  Wasser,  indem  man  ihnen  eine  Neigung  von  nur 
40  mm  gegenüber  der  des  Nils  von  75  mm  auf  t  km  gibt ,  allmUhlich  in 
langem  Laufe  den  »sahels«  zu.  Einige  von  ihnen  versorgen  außerdem  auch 
Bassins  mit  ÜberschwemmungSWasser,  aber  nur  in  Jahren  hohen  Wasserstandes. 
Da  die  Bewässerung  durch  die  vsayallehs«  nur  während  des  Hochwassers 
erfolgen  kann,  so  wird  ein  groikr  Teil  des  »sahefs«  nur  im  Herbst  bearbeitet. 
Ein  Teil  von  ihnen  wird  aber  auch  in  den  anderen  Jahreszeiten,  und  zwar 
durch  Dampfpumpen,  mit  Nilwasser  oder  auch  durch  Schöpfwerke  mit  Grund- 
wasser bewässert. 

Aus  allen  Arten  von  Kanälen,  besonders  aber  aus  den  perennierenden, 
^schiebt  die  Wasserentnahme  auch  durch  SchdpfgerXte. 


Über  die  Kuhwürder  Hatenanlagen  im  Hamburger  Hafen,  deren 
offizielle  Einweihung  vor  einigen  Monaten  in  Gegenwart  Seiner  Majestllt  des 

Kaisers  stattgefunden  hat,  entnehmen  wir  der  »Hansa«,  daß  der  Hamburgische 
Staat  schon  im  Jahre  1897  Entschluß  gefaßt  hatte,   das  ganze  Terrain 

Kuhwärders  (linkes  Elbufer}  in  drei  große  Hafenbassins  zu  verwandeln  und 
davon  zunichst  einen  Seeschiff-  und  einen  Fluflschiffhafen  auszuftlhren.  Es 
wurden  dafür  11  159  ooo  Mark  bewiligt.  Nachdem  umI  dem  Bau  des  neuen 
Sceschiffhafens  begonnen  worden  war,  stellte  die  Hamburg-Amerika  Linie  den 
Antrag,  speziell  für  ihren  Betrieb,  der  von  Jahr  zu  Jahr  außerordentlich  an 
Umfang  zunahm,  ein  zweites  Hafenbassin  herzustellen.  Senat  und  Bürger- 
schaft gaben  diesem  Antrage  statt  und  bewilligten  zum  Ausbau  des  zweiten 
Hafenbassins  20  595  000  Mark.  Im  Jahre  1900  wurde  sodann  beschlossen  — 
wiederum  auf  Antrag  der  genannten  Linie,  die  noch  weitere  Lcjsch-  und 
Ladeschuppen  sowie  Kaistrecken  nötig  hatte  —  auch  das  dritte  Hafenbassin, 
das  ftlr  Fluflschiffe  gedacht  war,  zum  tiefen  Seeschiffhafen  auszubauen,  wofür 
weitere  tl  574000  Mark  zugestanden  wurden.  Alle  drei  Hafenbassins  sind 
durch  Schleusen  und  Kanüle  mit  den  älteren  Hafenaiilagen  auf  dem  linken 
Elbufer  verbunden.  Das  nördlichste  Bassin  heißt  Kuhwärder-tiafen,  das  mittlere 
Kaiser  Wilhelm > Hafen,  das  südlichste  Ellerholz- Hafen,  wtfhrend  die  breite 
gemeinsame  Einfahrt  zu  diesen  drei  Bassins  die  Benennung  Vorhafen  erhalten 
hat.  Die  Landspitze  zwischen  Kuhwiirder-  und  Kaiser  Wilhelm-Hafen  wird 
Kaiser  Wilhelm -Höft  genannt,  der  nördliche,  den  Hafen  begrenzende  Kai 
Auguste  Viktoriakai,  der  südliche  Kronprinzenkai,  wahrend  der  Querkai  am 
Ende  des  Hafens  als  Reiherkai  bezeichnet  wird.  Der  Kaiser  Wilhelm  Hafen 
ist  1000  m  lang,  vorn  -'r>o  und  hinten  300  m  breit,  bei  FUit  10  m,  bei  Ebbe 
8  m  tief.  Drei  Ladeschuppen  am  Auguste  Viktoriakai  sind  je  350  m  lang  und 
53,6  m  tief,  haben  also  je  18760  qm  BodenfiMche;  zwei  LOschschuppen  am 
Kronprinzenkai  und  zwei  am  EIlerholz-Hafen  sind  je  400  m  lang  und  61,6  m 
tief,  haben  mithin  je  24  640  qm  Bodenfliiche.  Die  Flache  der  Hamburger 
Häfen  ist  durch  die  neuen  Bassins  von  209  ha  auf  326  ha,  also  um  56  v.  H., 
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gestiegen,  diejenige  der  Schuppen  um  rund  30  v.  H.  Alle  Schuppen  haben 
auch  unniitlelbaii;  Schienenverbindung  mit  dem  Gülfii-sahnhof  Wilhelmsburg. 
Auf  dem  Auguste  Viktoriakai  steht  ein  Kran  von  75  ouo  kg,  auf  dem  Reiher- 
kai ein  solcher  von  aoooo  kg  Hebefilhigkeit.  Zum  Laden  und  Loschen  an 
den  Schuppen  sind  außerdem  1 1 1  elektrisch  betriebene  Kräne  von  je 
8000  kg  TragfJihigkeit  vorhanJcn.  Eine  elektrische  Zentrale  für  Licht  und 
Kraft  ist  am  Reiherstieg  erriciUet,  wo  auch  das  Verwaltungsgebäude  der 
Hamburg -Amerika  Linie  steht.  Die  jlihritche  Pachtsumme  der  GesellschafI 
beIrSgt  I  300  ODO  Mark. 


LITERATUR. 

Meereskunde  in  gemeinverständlichen  Vortrögen  und  Auf- 
sützen.  Herausgegeben  vom  Institut  für  Meereskunde  an  der 
Universität  Bertin.  E.  S.  Mittler  &  Sohn,  Königl.  Hofbuchhandlung, 
Berlin,  1903. 

Die  auf  S.  653  des  Archivs  v.  1902  gekcnn/.cichnete  Tätigkeit  des  Instituts 
für  Meereskunde  an  der  Universität  Berlin  ist  in  vollem  Gange:  die  reich- 
haltigen Sammlungen  des  mit  ihm  verbundenen  Museums  für  Meereskunde 
sind  in  der  Aufstellung  begriffen,  und  die  in  unseren  damaligen  Mitteilungen 
gleichfalls  erwähnten  wissenschaftlichen  »Veröffentlichungen«  haben  einen  viel- 
verheißenden Anfang  genommen. 

Daneben  werden  von  dem  Institut  Sinn  und  Verständnis  für  die  Meeres- 
kunde selbst  wie  tUr  die  nationale  und  praktische  Bedeutung  der  Secinteressen 
durch  zahlreiche  ^öffentliche  gemeinverständliche  VortrMge  seitens  berufener 
.  Fachmänner  geweckt.  Angeregt  durch  den  lebhaften  Zuspruch,  den  diese 
Vorträge  gefunden  haben.  h;it  sich  das  Institut  entschlossen,  einige  von  ihnen, 
sowie  einschliigigc  kleinere  Abhandlungen  vom  Herbst  dieses  Jahres  ab  unter 
dem  eingangs  bezeichneten  Titel  im  Druck  erseheinen  zu  lassen.  Die  Hefte 
sollen  in  zwangloser  Folge  zu  billigen  Preisen  ausgegeben  werden.  Das 
kürzlich  erschienene  erste  Heft  (Preis  i  Mark)  gibt  einen  von  Dr.  CarlThieß 
gehaltenen  gediegenen  Vortrag  Uber  ein  zeitgemäßes  Thema:  »Organisation 
und  Verbandsbildung  in  der  Handelsschiffahrt«  wieder. 

Das  Institut  wird  mit  dieser  neuen  Sammlung  unzweifelhaft  vielen  Wünschen 
entsprechen  und  auf  deren  willkommene  Aufnahme  in  allen  Kreisen  rechnen 
dürfen,  welche  der  Kenntnis  des  Meeres  nach  seiner  naturwissenschaftlichen 
und  wirtschaftlichen  Seite  hin  Interesse  entgegenbringen. 


KRÜH.    GEMUCKT  IM  DM  MKmMlCKBUt 
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RKRAUSGECBBEN  IM  AUFTRACB  OBS  REICHS -POSTAMTS. 
Nr.  24.  BERLIN,  DEZEMBER.  1903. 

INHALT:  Das  unterseeische  Kabelneu  der.  Erde,  S.  741.  —  Die  Erbauung  eines 

Zentralbahnhofs  in  [.eip/iL;,  s.  747.  —  Schrift-  und  BQcherwesen  in  Deutschland 
während  des  Mitltialters,  S.  757. 
Kleine  Mitteilungen:    Saison -Abonnt-menis  auf  Fcrnsprechanschlüssc  in  Frankreich, 
S.  77a  —  Eine  Schule  Itir  Telephoningenieure,  S.  77  t  .  —  Wegebau  in  Ruflland, 


Das  unterseeische  Kabelnetz  der  Er  de. 

Die  neueste  Aul  läge  des  vom  Internationalen  Bureau  der  Telegraphenver- 
waltungen in  Bern  herausgegebenen  V^erzcichnisses  der  unterseeischen  Telcgraphen- 
kabei  der  Erde  ist  soeben  erschienen.  Seit  der  Herausgabe  der  letzten  Anf- 
löge (der  achletii  im  Juni  rooi  (vgl.  Arcliiv  v.  1902,  S.  ('»5  f.)  sind  erst  dritt- 
halb Jahre  verstrichen  und  doch  hat  der  gesamte  Kabelbesitz  (staatlicher  und 
privater),  was  die  Liinge  der  Kabel  anlangt,  um  13  v.  H.  zugenommen. 
Darunter  befinden  sich  auch  die  beiden  Pacifickabel,  das  britische  und  das 
amerikanische,  von  Vancouver  nach  Southport  (QueenNlaiiJ)  hz.  Neu  Seeland 
und  von  San  Francisco  nach  Manila,  Seit  Juni  100 1  hat  Mch  die  Gesamtzahl 
der  unterseeischen  Kabel  von  1750  auf  2003,  die  Gesamtlänge  von  338137 
auf  412030  km  erhöht.  Von  diesen  2003  Kabeln  gehOren  1622  Kabel  mit 
65  06Ö  km  Staats -Tcicgraphenvcrwaltungen  und  381  Kabel  mit  3.1.6964  km 
Privat-Telcgraphengesellschaften.  Hei  jenen  vermehrte  sich  in  den  letzten  zwei 
und  einhalb  Jahren  die  Zahl  der  Kabel  um  17  v.  H.,  die  Länge  um  63  v.  H., 
bei  diesen  die  Zahl  der  Kabel  um  3  v.  H.,  die  Llnge  um  9  v.  H.  Welche 
Zahlen  im  einzelnen  auf  die  Staatsverwaltungen  und  Telegraphengesellschaften 
entfallen,  ergibt  die  nachfolgende  Übersicht  (\gl.  S.  742  u.  ff.\ 

Wie  au.s  dieser  Übersicht  hervorgeht,  ist  die  Steigerung  der  Zahl  der 
Kabel  bei  den  Staatsverwaltungen  erheblicher  als  bei  den  Privatgesellschaften 
(243  gegen  11),  während  diese  eine  grOfiere  Zunahme  an  Kabellänge  (28678 
gegen  25215  km)  autweisen  können.  Gleichwohl  hat  die  Lilngc  der  im  Staats- 
besitz belindlichen  unterseeischen  Kabel  in  den  letzten  dritthalb  Jahren  so 
bedeutend  zugenommen,  wie  es  bisher  —  selbst  während  eines  größeren  Zeit- 
raums —  niemals  der  Fall  gewesen  ist  Dies  kommt  hauptsflchKch  daher, 
daß  Großbritannien  in  Gemeinschaft  mit  Kanada  und  dem  australischen  Staaten- 
bund im  Jahre  1902  das  britische  Pacifickabel  Vancouver  Queensland  mit 
einer  Abzweigung  von  der  Insel  Norfolk  nach  Neu  Seeland  hat  herstellen 
lassen.  Der  Betrieb  und  die  Verwaltung  dieser  Kabelverbindung  ruht  in  den 
AicUv  £Pmi  ■.Ttkgr.  a«.  1909.  48 
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H.'indon  einer  besonderen,  aus  Vertretern  der  genannten  Staaten  bestehenden 
Behörde  l\ncilic  Cable  Board;.  Aiiik'rdein  haben  Prankreich  und  Nieder- 
liindisch  Indien  —  jenes  vornehmlich  durch  Ankauf  der  seine  westafrikanischen 

A.  Staatsverwaltungen. 
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■J  '.(Ii' 1,11,5 

2.4:i-.i'S 
14 

376^ 
84,»  lg 


1  022  1  65  OÖO,)t«s 


02 
44 
2 

LZ  3 
^6 

39  ■ 

1:  ' 

i 

S 
Iii 

ü  i 

-  I 

1 

2  ^ 
J 


4 

z 


1 

22 

Li 
1 


4^H-,;-- 

4^^3>'"i'> 
100.19, 

534.^" 

3  22.S,-iS 

9  334;i" 

3  815;^ 

102,<l<;t 

1  of)4,i'« 

I  006, 

447>  ^' 
213, 
20S.  1^ 


28  v<CO 

3  745/'-' 
l  432,^81 

'22,6;; 


3  '83.^ 
l  bsi,c«- 

471,»..,* 
370»^«' 


3'.'4i«:* 
"4i'is 
« 10,-05 
347»s««' 


«7 

4. 
I 

12 


33 't^?*' 


i3"-^ 
33^-?'° 


18  4  382,6*4 
18^  439,<:- 


4 


283,<,i^ 


2,j<9 


I 

& 

4 


24£ 


242,996 


I 

L  393>M4 

^  1  71  5, .6. 
3  40.79i 

Z. 

5  «4  5'5.w 


10, 


^  347»S46 


1  380  :  ^il^ilii:: 


246  25  569,^)05 

4  354,S}' 


4  354^w» 


242,  25  2I4,„g5 
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B.  Privatgesellschaften. 


1903 

1901 

1903 

melir 

I9fj3 
weniger 

N  a  ni  e 

Ge- 

1 7^ — 

Ge- 

Lange 

iJlnge 

der 

samt- 

samt- 

CS 

C3 
ijö 

1 

— J 

ijcscii^ciitiiicn 

— 

i<tni;e  in 
Kilo- 

u 

K 

-o 

lan^c  in 
Kilo- 

in 

Kilo- 

U 

•n 

in 
Kilo- 

metern 

r* 

metern 

meiern 

r- 

metem 

'S. 

N 

r: 
N 

t3 

N 

L 

Deutsche   See  -  Tele- 

i;raphent;csellschat"t  

1 

i  o(J4»7"  ? 

1 

2  O'-Ojl-i: 

4?5°) 

beuiNch-Ailaniische  Tele- 

[iraplien^escllschafi  .... 

1 

t  I  %At 

1  670  «€.» 

/  "/"»jV! 

] 

5  (j  1  C  Ii« 

I )i riv'T  St'i;in ish    I  i'li'urnnh 

1 

1  350,»»j 

2 1 

4- 

India  I<i:M>er,(jutta  Percha 

and   Telegraph  Works 

i.  c\  m  n  u  n  v 

- 

1 

20q,ii4 

2t)C),^«4 

c 

J' 

Biück  Sea  1  eletzrat^h  (2om- 

1  ~~ 

I 

1— 

Iriiifi-r  iipf*np'in    I  f*l**L'rnnh 

1 
2 

"JO  iti 

•j 

lO  •  t  1 

GroLK'    Nordische    I  c!e- 

f{r<iphent;esellscluilt  .... 

30 

Li743>*  J 

3i<«= 

iL 

Easiern  1  elej^raph  Com- 

panv  

y/ 

— 

asia  and   China  Te!e- 

Easiern  and  Suutfi  .'\frican 

16 

43  66o,.r, 

y  you,o,o 

Telegraph  (llompanv  .  . 

Iii  82-?,.. 4 

Iii  0  ^OjQ^l 

u . 

Iv.irope  and  Azores  Tele- 

£2ranh  (^omnanv 

2. 

2 

1  953,^^° 

1  'L. 

Aii^lo  American  Telei^rapli 

1 7  '"isiil; 

17  (M)S,4S7 

Direct  (Jnited  States  ("able 

Company   

± 

5  / 

>  74*>*S" 

10,49' 

1  1 

Cornnatinie  francaise  des 

cäbles  teleuraphiijiics  .  . 

11 

2 '2  4:^  1  2 

2Z  4 '2»"*'^ 

1  ^■ 

Western  LInion  Feleijraph 

C^ornpanv   

Li 

1 2  iS49,*o2 

Li 

Li  840,^:c2 



(]ommcrcial  Cable  Com- 

r\:i  n  \i 

1  1 
1 — 1— 

1A  -irif^  1 Q- 

rv 

12 

United  States   anil  llavii 

TeleLiraph    and  Cablc 

Company   

1 

2  576,4«» 

J 

2  57t»,««' 



lÜ. 

HaHtax     antl  Bermudas 

1 

1 

1  574,' t« 



1 

- 

IQ. 

Direct  West  India  (^able 

C^')mpaiiv   

2^ 

2 

20. 

Western  Telef^raph  Com- 

•^2  087,--, 

22 

22  0 1 8,0, VI 

-Li. 

South    American  Cable 

2. 

2 

3  7y5>**7 

Afncan  Direct  Telegraph 

i6o,:'? 

1  1 

5  'j^o,-«;! 

S 

5  460,r<8 

\\'est   .Xfrican  Telegraph 

ü 

2  7.18,18- 

u 

2  837,^s. 

Cuba    Submarine  Tele- 

IG 

2  I  l6,Si6 

m 

2  1  ib^i» 

Seitc  

327  303  3f,0,:c. 

320  289  190,^^5 

1 2 

LZO.2,,.7 

5j   2  8t')3,6«.o 

48* 
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1 

Name 

der 

Gesellschaften 

'903 

1901 

1903 
mehr 

1903 
weniger 

Lfde.  Nr. 

Zahl  der  Kabel 

Ge- 
samt- 
länge in 
Kilo- 
metern 

Zahl  der  Kabel 

Ge- 
samt- 
lange  in 
Kilo- 
metern 

Zahl  der  Kabel 

Lange 

in 
Kilo- 
metern 

Zahl  der  Kabt 

Lange 

in 
Kilo- 

metern 

»5- 

26. 

V- 
a8. 

29. 

30 
3»- 

Übertrag. . .  . 
West  India  and  Panama 
Telegraph  Company... 
River    Plate  Telegraph 

Gompania  telegräfico  lele- 

Mexican  Telegraph  Com- 

Central  and  South  Ame- 
rican Telegraph  Com- 

West  Coast  of  .\menca 
Telegraph  Company... 
Gommercial  Pacihc  Cable 

14 
t 
1 

3 

«4 
7 
4 

303  350,.io 
8591,4.1 

59»'*« 
5  Ms* 
a  830,711 

j  3  890,91« 

3  67l,eoo 

14  5  i8,«n 

220 

1 
1 

3 

•4 

7 

289  190,991 
8  59i,4«s 
59,.*4 
5  Ms* 

2  030,7(1 

'3  890,91» 

3  671,«» 

1 2 
— 

4 

17022,9.7 
— 

14  5i8,»ji 

c 

3 

3  863,(60 

— 

Summe  

davon  ab   

38. 

346  964,.  ,9 

370 

318  2S6,M9 

16 

5 

3'  54'.«° 
2  8<33,fc6o 

5 

2  863,«<K> 

bleiben  mehr  .... 
dazu  Staatsverwaltungen. . 

1  622 

65  o66,sS4^ 

I  380 

39  851,?«» 

1 1 
242 

28  Ö77,«,o 
25214,9985 

Gesamtsumme  .... 

2  003  41 2  030,5. IS 

'  750  35«  •37.*5? 

253 

53  892,$« j 

I 


Kolonien  verbindenden  Küstenkabel  —  ihr  Kabelnetz  bedeutend  erweitert. 
Femer  ist  auf  den  Philippinen  eine  Reihe  von  Kabeln  hinzugetreten,  die  von 
der  Regierung  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  gelegt  sind  und  vom 
Personal  des  amerikanischen  Feldtelcgraphen,  dem  sog.  Signal  Corps,  betrieben 
werden;  sie  dienen  zwar  hauptsachlich  militiirischen  Zwecken,  kommen  aber 
auch  dem  allgemeinen  Verkehr  zu  gute. 

Aus  der  Z^ihl  der  seit  Juni  1901  neu  geschaücncn  Kabel  lassen  wir  die 
wichtigsten  und  längsten  hierunter  folgen:  ' 


A.  Staatsverwalttingen. 


u 

Name 

Landungsstellen 

Jahr  der 

c 

b. 
«< 

•0 

Länge 

z 

der 
La  n  d  e  r 

Betriebs- 

< 

in 

Bemerkungen 

<; 

von 

nach 

erütr- 

i. 
«> 

TJ 

Kilo- 

nung 

metern 

1. 

Deutschland 

Puttgarden 

Svltholm 

1903 

4 

i9,.y> 

pcnicinftam  mit 

(In^ct  Fehmarn) 

(Inici  Lalaiid) 

Ütncmark. 

2. 

Greetsiel 

Borkum 

1901 

4 

3O1T90 

bei  Emden 

3- 

Borkum 

Bacton 

1901 

4 

434,*7o 

gcmeinaam  mit 

(England) 

Groabritannien. 

4- 

Greetsiel 

Borkum 

1903 

2 

34,*»J 

zum  Anschluß  an  da« 

bei  Emden 

zweite  dctitsch-ai- 

lantische  Kabel 

:  1 

Borkum  -  Horta 

•  1 

(Aioreoi. 

Dkl 
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Name 
der 
Lander 


Landung«  8  teilen 


von 


nach 


iahr  der 
Betriebs- 

erOff. 

nung 


Längt- 

in 
Kilo- 
metern 


Bemerkungen 


Belgien 


Frankreich 


Panne 
bei  Fnnm 


Oriin 

Tourane 
(Toakin» 

Dakar 

Grand 
Bussam 
(Elfeabeiakfiiu) 

Cotonou 


St.  Margarets 
Bay 
bei  Dover 
,  lEii«l«od| 

Tanger 

Amov 
j  (China) 

I  Conakry 

Cotonou 
(bahomeyi 


Asiatisdies  Rußland 


Britisch-Inüien 
flndo-EuropSisches 

Telegraph  cn- 
Departemeni] 
Niederländisch- 
Indien 


Port  Arthur 

iHalbinsel 
Kvantoiingl 

Jask  I 
(PmiKbcr  GoU) ; 


Libreville 
(Gabon) 

Tschifu 
«Chinai 

Mascat 
(Arabien) 


Pacific  Cahle  Board 


Landangan 

Balikpapan 

(Bonico) 

Kwandang 

Bamlicld 
Greek 

i\'j[icouver) 
Fanning 

Suva 
Norfolk 

Norfolk 


Bandjer- 

masin 
(Burneo) 

Kwaniiang 
(Cetebe») 

Menado 

Insel 
Fanning 

Suva 

Insel  Norfolk 

Southnort 
((^uottisl.ind) 

DoubüeUBay 
(Ne«i^edand) 


1902 

1901 
1901 

1886/1902 

1886/1902 

1886/1902 
190a 

1901 

lyoi 

«903 

1903 

1902 

H>02 

\()02 
1902 

1902 


1714,01» 
864,'«  1 
820,713 

I2I7,:j5 
153,-»^' 

1208,450^ 
6403,77' 

1817,-00 
960,;^« 


dic«<-'  Kabel  cehOricn 
bi»  190a  der  Wost 
Afhcan  Telegraph 
CoopMiy. 


endgültige  Lfinse 
Meht  noch  aicnt 

fest 


B.  Privat-Telegra|iheaKe8ellscbaflen. 


Name 
der 

Telegraphengesell- 

schafien 


Landungsstellen 


von 


nach 


Jahr  der 
Beiriebs- 
erOff- 
nung 


iJinge 

in 
Kilo- 
metern 


Bemerkungen 


Deutsch -Atlantische 
Telegraphcngesell- 

schaft 
Eastem  Telegraph 

Company 
Eastern  Extension 
Australasui  .itiJ 
China  Telegraph 
Company 


Borkum 


Perim 

Insel 
Mauritius 


Horta 
(Azoren) 

Aden 

(Arabien^ 

Insel 
Rodrigues 


1903 

1902 
1901 


3Ö12,ji6 

207,,>5 
750,.. 


zweite*  dcotidi-M- 
lantiicbes  Kabel 
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Name 
der 

Telegraphengesclt- 


Landungsstellen 


von 


Jahr  der 
Betriebs- 
eröff- 


Liinac 

in 
Kilo- 


Bemerkungen 


Kasiern  Extension 
Australiisia  and 
China  1  clLgraph 
Company 


8. 

9- 
to. 

II. 
ti. 

»3- 


Comincrcial  Cablc 
Gompany 


African  Direci  Tele- 
graph Company 
Cummercial  Paci- 
fic Gable  Company 


Kodrigucs     Cocos  Inseln 


Cocos  Inseln '  Fremamlc 
'    bei  Perth 


Fremantle 


Waierville 
(Irlcndi 


Waierville 

Lagi  i> 

San 
F'rancisco 

Honolulu 

Midway 

Guam 


(Wesiattttralieal 

Clcnolg 
hei  Adelaide 

Wcston- 
supcr-Mare 
hei  Bristol 

Fayal 
(Axoren) 

Cotonou 
Honolulu 

Instfl  Midway 

Insel  Guam 
(Martmen) 

Manila 
(Htilippinimi 


1901 

19OI 
190a 
1901 

1901 

1902 
1902 

1903 
1903 

1903 


Aus  den  vui stLliendcn  Zu!<aninieiistcllungeii  erhellt,  dal^  die  Bautätigkeit 
sehr  rege  war  und  daß  Gebiete,  wie  der  Stille  Ozean,  die  bisher  von 

den  großen  Verkchrj-linien  unberührt  geblieben  waren,  mit  überraschender 
Schnelliiikeit  in  das  immer  cw^vr  werdetule  Net/,  einbezogen  worden  sind. 
Aucii  Deut.schiaiid  ii.t  wieder  bestrebt  gewesen,  sein  Kabehietz  weiter  aus7.u- 
gcstallen.  Besondere  tritt  dies  in  die  Erscheinung  durch  die  kOrzHch  erfolgte 
Legung  und  Inbi-t! iob;  ihme  der  ersten  Teilstrecke  Emden-Borkum -Horta  de-s 
zweiten  deiit-ch-atlantischen  Kabels  limden- Azoten-New  York.  Bekanntlich 
soll  die  /.weile  Strecke  Horia-New  York,  die  wie  die  erste  von  den  Nord- 
deutschen Seekabetwcrken  tn  Nordenham  hergestellt  wird,  im  Laufe  des 
niiJi  1  II  Jahres  zur  Verlegung  kommen. 

Die  InbetriebtKilime  der  tUnIten  deutsch  cngii^chen  Kabelverbindung  Kmdcn— 
Borkuaj-Bacton  ^^^aulende  Nr.  2  und  3  der  vorstehenden  Zusüinuiensiellung  A) 
ist  bereits  im  Archiv  vom  Jahre  1902,  S.  70  erwühnt. 

Von  den  neuen  Kabeln  der  anderen  Lander  sind  aul>Lr  dem  im  Eingang 
hervorgehobenen  liiitiNjiL'n  PaviliLkabcl  n<".li  von  bcsoiulercr  Wichtigkeit:  das. 
ainu  ikani.sche  Pacilickabei  iian  Kranciscu  Honolulu  -  Midu  ly  -  Guam-Manila 
sowie  das  der  Ea^tern  Extension  Australasla  ond  China  Telegraph  Compan) 
gehörige  Kabel  von  Mauritius  libcr  RfKliignus  iiui  liie  Cocos-inseln  nach 
Frein.tiitlc  ;  W'c -t;t;i -tr.iÜL'iil  und  (il^m-I^  Midjusliaiien;.  Dieses  bildet  den 
Stlilul.^  des  neuen  Kabelwegs  von  Kngiand  über  Kapstadt  und  Durban  nach 
Australien  fArchiv  v.  i«i02,  S.  94). 
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Die  £rbauung  eines  Zentralbeüinhofs  in  i^eipzig. 
Von  Postrat  Sieblist  in  Leipzig. 

In  der  Stadl  Leipzig  —  ohne  Hie  vor  mehreren  Jahren  einverleibten  Vororte 

—  bcsielien  zurzeit  sechs  Bahnhöfe,  von  denen  vier  der  preußischen,  zwei 
der  sücli<>ischen  Stn.its  Iiiscnbafinverunllim^  pehörcn.  Die  ersteren  sind  der 
Magdeburger  iKihnhol,  unweit  der  Stadtmille,  nördlich  vom  Georgiring,  für 
die  Linien  Leip/i<^  Halfe-Cassel  und  Leipzig-Halle-Mai^dchurg,  der  Thüringer 
Bahnhof,  nordw  c^tlicli  neben  dem  Magdeburger  Bahnhofe,  für  die  Linien 
Leipzig-Ciuhcth.i  lirtiirt  und  Leipzig-Zeitz-Saalfeld ,  der  Berliner  Bahnhof, 
im  Norden  der  Stadt,  für  die  Linien  Leipzig-ßittcrfeid-Berlin  und  Leipzig- 
Bilterfeid-Zerbst-Magdeburg  und  der  Eilenburger  Bahnhof,  im  Osten  der 
Stadt,  f&r  die  Linie  Leipzig-Eilenburg'Falkenberg-Kohlfurt;  die  sUchsischen 
BahnhfUe  ^inJ  der  Dresdner  Bahnhof,  östlich  nehcn  dem  Magdeburger 
Bahnhofe,  lür  die  Linien  Leipzig-Riesa-Dresden,  Leipzig  Döbeln-Dresden  und 
Leipzig-Geithain-Chemnitz  und  der  Bayerische  Baiiniiof,  im  Süden  der 
Stadt,  für  die  Linien  Leipzig- Hof,  Leipzig- Meuselwitz  und  Leipzig-Boma- 
Clieinnitz.  Alle  sechs  Bahnhofe  dienen  dem  Personen-  und  Güterverkehr. 
Mii  dem  größten  Teile  ihrer  Anhigen  sfnmmen  sie  noch  aus  der  Zeit,  als  die 
bctredenden  Bahnen  im  Besitz  und  Betriebe  verschiedener  Privatgesellschaften 
standen.  Auflerdem  besitzen  die  beiden  Staats-Eisenbahnverwaltangen  gemein« 
schaftlich  den  nordöstlich  des  Dresdner  Bahnhofs  liegenden  Übergabebahnhof, 
der  in  den  70  er  Jahren  angelegt  ist  und  den  Austausch  von  Guterwagen 
zwischen  den  beiden  Verwaltungen  vermittelt.  Die  Entfernung  der  sechs 
Bahnhofe  voneinander  —  von  der  Ankonflshalie  bis  zur  Abfahrtshalle  ge- 
rechnet —  betriigt  vom  Berliner  zum  Thüringer  Bahnhofe  1850  m,  vom 
Thüringer  zum  Magdeburger  Bahnhofe  Ono  ni,  vom  Magdeburger  zum  Dresdner 
Bahnhofe  340  m,  vom  Dresdner  zum  Eilenburger  Bahnhofe  1925  m,  vom 
Dresdner  zum  Bayerischen  Bahnhofe  2125  m,  vom  Eilenburger  zum  Bayerischen 
Bahnhofe  1700  m,  vom  Berliner  zum  Bayerischen  Bahnhofe  4000  m. 

Die  Gleisvcrbindiing  der  Bahnhöfe  untereinander  iM  für  den  durchgehenden 
Personenverkehr  manL-ellvift ;  nur  zwischen  dem  Berliner  und  dem  Bayerischen 
Baiinhofe  besteht  euie  ostwärts  in  weitem  Bogen  um  die  Stadt  herum- 
führende Verbindungsbahn,  auf  der  fahrplanmäßig  ganze  Züge  verkehren,  und 
zwar  hauptsachlich  die  direkten  ZUge  Berlin  Hof -München  und  umgekehrt. 
Von  dem  Dresdner  nach  dem  benachbarten  Mju'dehurger  Bahnhof  und  um- 
gekehrt können  nur  einzelne  Wagen  mittels  Drelischeibenglei&c  in  zeitraubender 
und  mühsamer  Weise  Ubergeführt  werden.  Im  übrigen  fehlen  Gleiseverbin- 
dungen gllnzlich.  Zur  Milderung  dieses  tibelstandes  finden  Omnibusfahrten 
zwischen  dem  Ba\erischen  und  dem  MagdcbuTTTiT  und  ThUringer,  sowie 
zwischen  dem  Dresdner  und  dem  Thüringer  Batinliufe  statt,  doch  kann  diese 
Einrichtung  nur  oh  ein  dürftiger,  den  Anforderungen  des  heutigen  Reise- 
verkehrs in  bezn;^'  aui  Schnelligkeit  und  Bequemlichkeit  nicht  mehr  entsprechender 
Notbehelf  gelten;  dabei  isi  eine  Trennung  dir  Reisenden  der  verschiedenen 
Klassen  in  den  Omnibussen  untunlich.  Die  bestehende  Verbindung  zwischen 
den  Bahnhöfen  durch  die  elektrischen  StraÜ^enbahncn  ist  zwar  etwas  schneller 
und  bequemer,  aber  für  die  zahlreichen  Reisenden,  die  Gepffck  mit  sich  führen, 
nicht  benutzbar.  Cm  den  Reisenden  Zeit  zu  gew.'ihien,  von  einem  Bahtdiote 
zum  anderen  zu  gelangen.  mut>  für  alle  ZU^e  der  Hauptdurchgangsrichtuni^cn 

—  abgesehen  von  der  Verbindung  Berlit)-flof  —  in  Leipzig  ein  iiingerer 
Aufenthalt  vorgesehen  werden.  Dieser  betrVgt  z.  B.  für  die  Richtung  Dresden- 
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Ltip/iti  Mai;deburg  mindestens  15,  für  Jie  Richtunt;  Dresden -Leipzig  Thüringen 
rninJci-icn;,  ly  Minuten,  und  selbNt  diese  Zwischenzeiten  sind  bei  Zugverspätungen, 
wie  sie  im  großen  Durchgangsverkehr  nicht  immer  vermieden  werden  können, 
oft  noch  zu  knapp  bemessen. 

Der  Diirch^nnt^s  PerNonom d  kl  i  1:  U  ^ct  sonach  unter  den  iet/.igcn  Zusiaivien 
in  empfindlicher  Weise;  sie  sind  wciicihin  unisovveniger  haltbar,  als  die  Zahl  der 
Personen,  die  Leipzig  im  Durchgangsverkehr  berOhren,  im  Laufe  der  Jahre 
erheblich  gewachsen  is!.  Nach  den  statistischen  Ltiiurlagen  wurden  allein  die 
beiden  sächsischen  Baimliüte  un  Durchgangsverkehr  berührt  im  Jahre  18S2  von 
104902,  im  Jahre  1899  von  350272  Personen;  dieser  Verkehr  hat  also  seit  1662 
durchschnittlich  fahrlich  um  1 3,76  v.  H.  zugenommen  und  wird  voraussichtlich 
femer  in  noch  höherem  Grade  steigen,  wenn  die  Hemmnisse,  die  jetzt  manchen 
veranlassen,  den  Roisewcg  über  Leipzig  zu  meiden,  beseitigt  «-Ind.  Auch  für 
den  in  Leipzig  beginnenden  und  endenden  Personenverkehr  (Orlspersonenverkehr) 
sind  die  zu  dessen  Abfertigung  vorhandenen  Anlagen  auf  den  verschiedenen 
Bahnhofen  nicht  mehr  genügend.  Die  Zahl  der  nach  und  von  Leipxlg  be- 
förderten Personen  ist,  dem  beiriichtlichen  Waclislum  und  der  hervorragenden 
Bedeutung  dieser  last  ^/^  Million  Einwohner  zahlenden  Stadt  entsprechend, 
fortgesetzt  namhaft  gestiegen.  Sie  betrug  z.B.  für  den  Bayerischen  Bahnhof  im 
Jahre  18S2:  qsoooS,  1892:  1645968  und  1899:  3349478,  fUr  den  Dresdner 
Bahnhof  in  den  gleiclien  Jahren  (179623,  1681  130  und  2  o?8  (;8o  Personen. 
Um  der  gewaltigen  Zunahme  der  Zahl  der  ileisenden  GenUge  zu  leisten,  smd  die 
Personenverkehrsanlagen,  namentlich  der  beiden  sachsischen  Bahnhofe,  aus- 
gebaut, insbcs' indere  sind ,  soweit  mOglich,  neue  Bahnsteige  anu;jlegt  worden, 
doch  ist  die  (Jn.'nze  der  Eru  citcrLingstuhii^ki.  ii  erreicht,  ohne  daß  die  ge- 
wonnenen Anlagen  eine  aut  die  Dauer  hinreichende  Leistungslühigkeit  erlangt 
hatten. 

Nicht  minder  als  die  Anlagen  für  den  Personenverkehr  toniern  die  für 
den  Güterverkehr  dringend  eine  durchgreifende  Besserung.  Die  Menge  der 
von  den  sächsischen  nach  den  prcußi^-chen  Bahnen  und  umgekehrt  in  Leipzig 
übergegangenen  Güter  hat  sich  von  i  148728  t  im  Jahre  1887  auf  2426447  t 
im  Jahre  1899,  d.  i.  um  9,3  v.  H.  jahrlich  erhöht.  Im  OrtsgOterverkehr  betrug 
das  Gewicht  der  abgegangenen  und  angekommenen  Güter  auf  dem  Bayerischen 
Bahnhot  18(12:  s8^^8i)3,  i8u(i:  731  207,  aut  dem  Dresdner  Bahnhof  iN()2: 
325077,  1899:  600494  t.  Aul  dem  1  liüringer  und  Magdeburger  Bahnhofe 
betrug  altein  der  StOckgOterverkehr  im  Jahre  1 898  rund  86  000  t  im  Abgang 
und  152000  t  im  I'j'ni;ang.  Auch  hier  kann  dem  gesteigerten  Verkehr  durch 
die  vorhniiJenen  .Anlagen  nichr  mehr  gclu'iii^.;  enl>-proo!'icn  werden.  Zv^'ar 
sind  in  Liigelsdorf  und  Gaschwitz  für  die  auf  den  süchsischen  Bahnen  nach 
Leipzig  kommenden  Güterzüge  und  in  Leutzsch,  Eutritzsch  und  SchOnefeld 
iTttr  die  Güterzüge  der  preul.Mschcn  Bahnen  Vortangieranlagen  einLtericlitct 
worden,  auf  denen  zur  Entlastung  der  Innciihahnhöte  eine  Teilung  der  Güter- 
wagen nach  den  versctiiedenen  Bahnhöien  vorgenommen  wird;  doch  hat  sich 
auf  diese  Weise  eine  genügende  Abhülfe  nicht  erzielen  lassen,  obgleich  noch  ein 
beträLlitlicher  Verkehr  von  den  Leipziger  Bahnhöfen  dadurch  feingchalten 
wird,  dal.^  für  die  bedeutenderen  Vororte  besondere  Güterverkelii -stellen  er- 
richtet worden  sind,  die  sich  freilich  seit  einigen  Jahren  ebenfalls  als  zu 
klein  erwiesen  heben.  So  betrug  z.  B.  die  Menge  der  in  Empfang  und  Versand 
beförderten  Güter  aliein  auf  dem  sächsiv-chen  Bahnhof  in  Plagwitz- Lindenau 
im  .hihre  18(^2:  295255,  im  Jahre  iStj.)  aber  730  <*)65  t. 

Aus  den  dargelegten  Verhältnissen  ergibt  sich  das  dringende  Bedürfnis  eines 
volligen  Umbaues  des  gröt^ten  Teiles  der  Leipziger  Bahnho^nlagen,  unter  Ver- 
einigung der  Personenanlagen  beider  Verwaltungen  in  einem  Hauptbahnhofe, 
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Femhtdtong  des  gesamten  Rangierverkehrs  von  den  fbr  die  Stadt  bestfanmten, 
erheblich  /u  erweiternden  Guterladeanlagen  und  Schaffung  ausreichender  und 

fWeckiTi.'ilMg  gelegener  GUterUbcrgahcanhgen. 

Nach  mehrlaclien,  nicht  über  die  ersten  Anfänge  hinausgekommenen  \  er- 
suchen wurde  die  erste  von  einem  gewissen  Erfolge  begleitete  Anregung  zur 
Schaffung  eines  ZentraHMihnbofs  fOr  Leipzig  durch  das  Reichseisenbahnamt  im 
Jahre  11^74  iic^ehen ,  indem  diese  Behörde  anl;i*>lich  der  dainaN  im  Gange 
behndlichen  Hcrsk-iliing  eines  Ciüter-t''bei  i^abehahDliofs  ;nil  liic  K!  auch 
Uber  mangeliiuite  \  erbindung  lür  den  durcligehenden  Personenverkelir  liinwies 
und  die  Errichtung  eines  gemeinsamen  Personenbahnhofs  für  alle  Linien  im 
Anschlufi  an  den  Cbergabebahnhof  zur  Erwtfgung  stcllto.  Die  s  i  ,  i  he 
Regierung»  verkannte  zwar  nicht  Jie  großen  Schwierigkeiten,  die  der  iJurch- 
tUhrung  einer  solchen  Anlage  damals  entgegenstanden,  lieu  aber  ein  bezügliches 
Projekt  bearbeiten.  Nach  dessen  Vorlegung  erklärten  jedoch  im  Jahre  1878 
die  samtlichen  vier  damals  mitbeteiligten  Privateisenbahngesellschaften,  nämlich 
die  Berlin  -  Anhaltet .  die  Magdeburg  -  Halberstüdter ,  Jie  Thüringische  und  die 
Halle -borau -Gubener,  daß  für  die  zu  erwartenden  Vorteile  die  Herstellungs- 
kosten, die  damals  auf  17'/^  Millionen  Mark  veranschlagt  waren,  zu  hoch 
seien,  und  lehnten  somit  übereinstimmend  die  Errichtung  eines  geineinsamen 
Personenbahnhofs  ab.  Da  das  Bedürfnis  noch  nicht  dringend  genug  erscliien, 
um  von  aufsichtswegen  einen  Zwang  auf  die  Privateisenbahngesellschaften  aus- 
zuüben, wurde  das  Projekt  fallen  gelassen.  Die  Wiederaufnahme  erfolgte  im 
Jahre  1886  nach  Erwerbung  der  genannten  vier  Bahnen  durch  den  preußischen 
Staat,  und  zwar  wurde  zwischen  den  Regierungen  Einverstflndnis  darlihcr 
erzielt,  d;i!"  die  u' e ni e  i  n  sa m e  Lösung  der  .\ufgabe  einer  durchgreitenden 
Verbe,sserung  Jcr  Leipziger  Bahnhofsverhältnisse  versucht  werden  solle.  Seit 
dieser  Zeit  sind  die  Vorbereitungsarbeiten  hierfür,  wenn  auch  mit  Unter- 
brechungen, betrieben  worden.  Es  wurden  melirere  Projekte  entworfen, 
ausgetauscht  und  geprüft,  namentlich  in  den  Jahren  1KS7,  1890,  1892 
und  1896.  Dabei  wurden  unter  Aufstellung  von  vergleichenden  Planungen 
eingehende  Erörterungen  darOber  gepHogen,  ob  sich  die  Errichtung  eines 
Kopfbabnhofs  nahe  den  Promenaden  —  also  vier  inneren  Stadt  — ■  oder  eines 
weiter  nach  Norden  hinauszulegenden  Durcli^afigsl^ahnhofs  mehr  empfehle. 
Die  Stadt  Leipzig  hatte  zu  dieser  Frage  bereits  im  Jahre  188Ö  Stellung  ge- 
nommen und  einen  der  inneren  Stadt  möglichst  nahe  liegenden  Kopfbahnfaof 
erbeten.  ^ 

Na^hdeni  sich  durch  zahlreiche  Versuche  die  Projekte  immer  mehr  ver- 
bessert und  der  Verkehrscntwickelung  angepalit  halten,  gelangten  im  Juli  i8y8 
die  beiden  Regierungen  zu  einer  grundsätzlichen  Einigung  darüber,  daß  dem 
Projekt  eines  Kopfbahnhofs  der  Vorzug  zu  geben  sei,  unter  der  Voraus» 
Setzung,  dal>  die  Stadt  Leipzig  ihr  Interesse  an  diesem,  ihr  wesentlich  zum 
Voi teile  gereichenden  Plane  durcli  Übernaliine  entsprcehender  Leistungen 
betätige.  Durch  das  Kopl  bahnhofprojekt  wird  den  Antordei  ungen  des  durch- 
gehenden Personenverkehrs  in  weitestem  Umfange  Rechnung  getragen,  indem 
durch  geeignete  Gestaltung  der  Gleisanlagen  die  Möglichkeit  geschaffen  wird, 
sowohl  einzelne  Wagen  wie  ganze  Züge  von  jeder  Richtung  nach  jeder 
Richtung,  insbesondere  von  Berlin-Leip/.ii;  nach  Leipzig-Hof  wie  schon  bisher) 
und  von  Dresden- Leipzig  nach  LcipzigMagdeburg  und  Leipzig-Erfurt  ohne 
größere  Zeitversflumnis  durchzuführen.  Auch  kann  die  Koplstalion  eine  weit 
günstigere  Lage  zur  Stadt  erhalten;  es  werden  nicht  nur  der  Personenbahnhof, 
sondern  auch  die  Ortj>güteran lagen  beider  Verwaltungen  dem  Stadtinneren  um 
mindestens  1,3  km  niher  angelegt,  als  bei  einem  Durchgangsbahnhofe  tunlich 
w>re.  Dies  ist  aber  sowohl  iür  die  in  Leipzig  ein-  und  aussteigenden  Personen, 

AicUt  f  Pom  a.  Ttlifr.       i9a3«  49 

Digitized  by  Google 


750 


Die  Erbauung  eines  Zentraibahnhoi's  in  Leipzig. 


die  rund  95  v.  H.  des  frcsamten  Leipzig  berührenden  Personenverkehn  aus- 
machen, als  auch  für  die  zilili t iciun  Güterverkehninteressenten  der  Stadt 

Lei(v.i^  ein  \  orteil  von  aller  höchstem  Werte. 

Aut  üiuiui  jener  grundsätzlichen  Iiinigung  wurde  noclimuU  ein  Projekt 
ausgearbeitet  und  bis  Ende  1900  fertiggestellt.  Im  Frühjahr  1902  wurde  es 
von  beiden  llegiernngen  gebilligt  Und  seine  Ausführung  beschlossen,  nachdem 
aucli  die  Stadt  Leipzig  von  ihrem  Standpunkt  aus  keine  Hedenken  dagegen 
erhohen  und  sicii  nut  die  nn  die  Stadtgemeinde  zu  stellenden  Anlorderungen 
im  wesentlichen  zustimmend  erklärt  hatte. 

Der  Entwurf  für  die  Bahnbauten  in  und  um  Leipzig  umfaßt  im  großen 
und  ganzen  folgende  Bauob-.kte  l'üi  d  11  Personenverkehr  wird  ein  Personen- 
luiuptbahnhot  als  Koptstalion  am  üeüiginng,  aut  dem  jetzt  von  dem  Dresdner, 
dem  Magdeburger  und  dem  rhUringer  Bahnhot  eingenommenen  Gelände,  er- 
richtet. Auf  diesem  gemeinschaftlichen  Bahnhofe  sollen  die  Fernzüge  sämt- 
licher in  Leijv.ig  einmündenden  sachsisclien  und  preußischen  Linien,  zum 
groben  Teil  auch  die  Lokal-  und  V'orort^/Ü^e.  ein  urul  auslauten.  Daneben 
bleiben  lür  den  Lokal-  und  \  orurtspersunenverkehr  prcuLMScherseits  der  Eilen- 
burger,  sächsischerseits  der  Bayerische  Bahnhof  bestehen.  Die  Anlagen  für 
Abfertigung  des  OrtsgUfervcrkehrs  schlielJen  sich  beiderseits  unmittelbar  an  den 
Personenhauptbahnhof  nn,  tmd  /war  die  prcniMM-!i.-n  weltlich  an  der  BKicher- 
strai.e,  die  sächsischen  üsiiicij  zunächst  der  W  iniei garten-  und  neuen  Oslstral.»e. 
Außerdem  sollen  für  denselben  Zweck  von  Preußen  der  Eitenburger  und  der 
Berliner,  von  Sachsen  der  Baverische  Bahnhof  benutzt  werden.  Für  den  iiaupt- 
sächlich--ten  Hangierverkehr  wird  je  ein  urntanglicher  RanL'icrlxihnhot  hergestellt, 
für  die  preul-Msclien  Linien  wesilicii  von  Leipzig  in  \\  ahren,  lür  die  süchsisclien 
Linien  der  östlichen  Richtung  in  Engelsdorf.  Daneben  wird  preußischerseits 
ein  Vo:  b  iluihot'  in  .Mockau,  nördlich  von  Leipzig,  hergestellt,  und  säch^ischer- 
seits  der  Ikihnhot  Gaschwitz,  südlich  von  Leipzig,  als  Kangier bahnhol  lür  die 
Linien  südlicher  l<ichtung  ausgebaut.  Die  Hungierbuhnhofe  in  Engelsdort, 
Gaschwitz,  Wahren  und  Mockau  sollen  künftig  Au.sgangs-  und  Endpunkte  für 
den  fahl planm;V:' Igen  Gütei /iigsverkehr  derjenigen  Linien  sein,  an  denen  sie 
Hegen.  Die  wechselseitige  I  betgabc  von  (lUterwagcn  /wischen  den  beiden 
Eisenbaiinvervvaltungen  wird  an  zwei  L  bergabestcllen  bewirkt,  von  denen  eine 
im  Osten  auf  dem  preußischen  Bahnhofe  SchOnefeld,  eine  im  Westen  auf 
den  unmittelbar  nebeneinander  liegenden  beiderseitigen  Bahnhöfen  P'.  gwitz- 
l.indcnaii  nngclcgf  wiid.  bjidlich  machen  diese  veränderten  Bahnhotsanlagen 
verschiedene  neue  Verbindungslinien  und  Neubauten  an  bestehenden  Linien 
notwendig. 

Aus  den  zwischen  der  Preußischen  und  der  Sächsischen  Regierung  ge- 
troffenen Vereinbai  ungen  Uber  den  Zenlralbahnhofsbau  sind  noch  folgende 
Punkte  besonders  erwähnen '•werf.  Das  Lmpfangsgebäude  des  Pensonenhaupt- 
bahnhofs  nebst  dem  groL^cn  Querbahnsteige  wird  eine  gemeinschafth'chc  Anlage, 
die  im  Mileigentume  heider  Staaten  steht.  Diese  Anlage,  sowie  das  große 
H;illerid.i.h  Übel  den  [5;ilirisleigen  werden  von  der  siicli'-ischi  n  l  'i^enbahn- 
vervva!!.nig  ausgetührt.  Die  Kosten  hierlür  trügt  lede  Verwaltung  zur  Haltte, 
da  anj  (Querbahnsteige  dieser  koptstation  für  Preulkn  wie  für  Sachsen  die 
gleiche  Anzahl  Gleise  geplant  ist.  Im  übrigen  erfolgt  rlfumliche  Teilung  derart, 
d;il>  Vüti  der  Mittelachse  der  Bahnsteighalle  des  Pervoncnliahnhofs  aus,  die 
zugleich  die  Grenze  iles  (irundeigenlunis  beider  Verwaltungen  bildet,  nach 
0>>ien  zu  die  sachsischen,  nach  Westen  zu  die  preutJischen  Anlagen  zu  liegen 
kommen.  Jede  Verwaltung  erwirbt  das  zu  ihren  Anlagen  erforderliche  Geltfnde 

in  der  Pegel  scll  -t  und  stellt  auch  die  weiteren  Bauten  darauf  auf  G^^and  des 
Gesamtplans  selbständig  her.    Der  Betrieb  wird  glcichlalls  tunlichst  zwischen  den 
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Verwaltungen  getrennt.  Die  Preußische  wie  dfe  S2lchMsche  Regierung  bestellen 
je  auf  ihrem  Teile  des  Personenbahnhofs  zur  Leitung  des  l)iensic>  einen 

Vor<.tiiiiJ  und  das  eifordcilicite  Betricbspersonai  scihstündij;.  P'ahrknrlcnschalter 
und  Gep;ickabtcrtij4Ui)^^stt'llcn  werden  im  gemeinsamen  Gehaude  für  jede  Ver- 
waltung gesondert  angelegt.  Dagegen  wird  die  Verwaltung  der  Gemeinschatts- 
anliige,  sowie  die  Dienstaufsicht  Ober  das  dazu  nOtige  Personal  einem  auf 
gemeinsame  Kesten  von  der  Sächsischen  Regierung  zu  stellenden  Beamten 
übertragen,  dem  auch  im  Noitalle  die  Entscheidung  bei  Meinungsverschieden- 
heiten der  beiden  Sta!iunsvor>lände  zusteht. 

Von  der  Stadt  Leipzig  ist  auf  Erfordern  der  beiden  Regierungen  ebenfalls 
eine  Reihe  von  Leistungen  für  die  !':ilinhofsiieubauten  ttbemommen  worden. 
In  er^'cr  Linie  steht  die  Beschatfung  dc^  \c»rplatzes  vor  dem  Per<5onenhaupt- 
bahniiule.  Nur  das  in  diesen  Platz  füllende  Gelände  der  jetzigen  preuliisclien 
und  üiUchsischen  Bahnhofsanlagen  wird  der  Stadt  unentgeltlich  Oberlassen;  im 
Übrigen  hat  sie  Sämtlichen  fUr  den  Platz  erforderlichen  Grund  und  Boden  auf 
ilire  Kosten  zu  erwerben  und  von  Gebäuden  freizulegen,  aUCh  die  straLk'n- 
mütiigc  Herstellung  und  die  kUnfiige  Unterhaltung  und  Reinigung  auf  ihre 
Kosten  zu  Obemehmen.  Femer  wird  die  Stadt  auf  ihre  Kosten  an  der 
Sudostseite  der  sächsischen  Ortsgiiteranlagen  auf  dem  ihr  teilweise  von  der  ^ 
sächsischen  Ki-^cnbahnve^waltung  zur  \\  r  fügung  gcstelllen  Gelände  cini-  öff^'ntliche 
Stral.^^',  die  ( JststraL^e,  anlegen,  die  einer-^eits  nach  Osten  bis  zum  Anschluß  an 
die  AutJere  Tuuchaer  Strakc  sich  fortsetzt,  andererseits  nördlich  mittels  Über- 
brOckung  über  die  sächsischen  Bahnhofsgleise  hinweg  nach  einer  neu  an- 
zulegenden, die  Lindenallee  im  Osten  mit  den  Straßen  am  Berliner  Bahnhofe 
verbinviciiden  Straße  geführt  wird.  Beide  Straßen  --ind,  \\  ie  '.pätc*-  noch  auv^ciiihrt 
werden  wird,  für  die  künftigen  Postanlagcn  von  hervorragender  Bedeutung. 
Alle  Veränderungen  endlich,  die  aus  Anlaß  der  Bahnbauten  an  Straften  und 
Pllltzen  notwendig  werden,  nimmt  die  Stadt  auf  eigene  Kosten  vor.  Der 
Gesainfnufwand,  den  die  Stadt  Leipzig  anlüljüch  des  Baues  des  Zentralbahtihofs 
zu  überriehmen  hat,  stellt  sich  im  Anschlag  auf  nicht  weniger  als  17  310000  M., 
wovon  allein  10  334  000  M.  auf  die  Herstellung  des  Bahnhofsvorplatzes  ent- 
tallen.  Die  Kosten  für  Herstellung  der  neuen  O  straße  und  der  nOrdlichen 
Verbindungs^tral.'e  sind  auf  3  23^  000  M.  veranschlagt. 

Der  Personenhauplbahnhof  wird,  wie  oben  bemerkt,  als  Kopfstation  ara 
Georgiring  erbaut.  Zum  Bauplatze  für  die  gemeinschaftlichen  Anlagen  wird 
Gelände  von  den  jetzigen  Buhnhöfen  beider  Eisenbahnverwaltungen,  sowie  ein 
Teil  dc^  itt/.igcti  st.iJtischen  Lagerhofs  beansprucht.  Das  Empt'angsgcbäude 
liegt  an  item  zu  einem  geräumigen  Vorplatze  zu  erweiternden  Georgiring  mit 
der  etwa  300  m  langen  Front  nach  Südwesten  gerichtet.  Es  wird  in  würdiger 
Weise,  aber  unter  Vermeidung  alles  unnötigen  Luxus  gestaltet;  geeignete 
Planungen  für  die  Schauseite  soller)  durch  öffentliche  Ausschreibung  gewonnen 
werden.  Das  Gebäude  erhält  in  der  Mitte  eine  große,  vom  VOrplatz  aus 
zugimgigc  Vorhalle  und  in  den  beiden  Seitenflügeln  zwei  kleinere  Vorhallen, 
zu  denen  vom  BlOcherplatz  und  von  der  Wintergartenstraße  aus  Zugänge 
tüluen.  Zwischen  diesen  Hallen  befinden  sich  im  westlichen  Gebäudeteile 
die  lUr  die  preußische  Verwnlliing  nötigen  Räume,  als  Fahrkai teiischalter, 
Gepackräume,  Restauration,  Betriebsdiensiräuine  usw.,  im  wesentlichen  sym- 
metrisch dazu  die  gleichen  Anlagen  fttr  die  sächsische  Verwaltung  im  Östlichen 
GebVudeteile. 

Hinter  dem  Empfang';gehäude  erstreckt  sich  auf  dessen  ganze  Länge  ein 
20  m  breiter  Querbahnsteig,  in  den  alle  Längsbuhnsteige  rechtwinklig  und  in 
gleicher  Höhenlage  einmünden.  Da  die  Zahl  der  Bahnsteiggleise  26  beträgt, 
so  werden  für  den  Ab-  und  Zugang  der  Reisenden  von  und  zu  den  ZQgen 
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12  Zwischenbahnsteige  und  2  Randbahnsteige  gebildet,  die  je  270  tn  lang  sind. 

Für  den  Verkehr  der  (kj  uk-  und  Postkaiten  sind  an  jedem  Bahnsteiggleis 

auf  der  dem  Pcrsonetibaluisleig  enfgej^cngosetztcn  Seite  Ix-^nndere  Gepäck- 
bahnsteige  vorgi sehen,  die  mit  den  Küumen  lUr  die  üepäckubtcrtigung  und 
mit  dem  Bahnhcilspostamte  durch  Tunnet  und  AufzOge  mit  elektrischem  An- 
triebe verbunden  werden.    Die  Hahiisieige  werden  von  einem  eisernen  — 

Wahrscheinhch  vietteiligcn        HaileiKiach  Uberspannt. 

Von  den  Bahnsteiggleisen  dient  jeder  Verwaltung  die  Hälfte,  und  zwar  von 
Nordwest  nach  Südost  gezählt, 

der  preußischen  Verwaltung: 

Nr.  1   und  2  tUr  Votort<;/nL'e, 

Nr.  3  und  6  lür  Züge  von  und  nach  Zeitz, 

Nr.  4  und  s  Air  Zage  von  und  nach  Corbetha  (Erfurt), 

Nr.  7  und  8  für  Züge  von  und  nach  Eilenburg, 

Nr.  9  und  1 1  fUr  YW'^c  vf>n  und  nach  Magdeburg  (Uber  Halle), 

Nr.  10  für  preuLii.wiic  iiichiungen  (Re-serveglcis), 

Nr.  la  und  13  Air  Züge  von  und  nach  Beriin; 

der  sächsischen  Verwaltung: 

Nr.  14  und  1 5  iUr  Fernzüge  von  und  nach  Huf, 

Nr.  16  und  17  für  VorortszQge  von  und  nach  der  Hofer  Linie, 

Nr.  18  und  19  für  Fernzüge  von  und  n  i.h  Ricsa-Dresden, 

Nr.  20  und  23  für  Vororts/titie  auf  den  beiden  DreNdner  Linien, 

Nr.  21  und  22  fUr  Fernzüge  von  und  nach  Döbeln- Dresden, 

Nr.  24  und  25  für  Züge  von  und  nach  Geithain^hemnilz, 

Nr.  26  flQr  Vororts«,  Sonder-  und  Militärzüge. 

Die  Ferngleise  der  Leipzig-Berliner  und  der  Leipzig-Hofer  Linie  Hegen 

>onach  dicht  tiebenein.inder,  wodurch  in  Verbindung'  mit  entsprechenden 
Weichenanlagen  ei  möglicht  wird,  daL^  die  von  Berlin  bz.  Hof  ankommenden 
Züge,  die  auf  iieni  Beiliner  bz.  Hofer  Gleise  einfahren,  mit  Maschincnwechscl 
unmittelbar  von  diesem  Gleise  aus  nach  Hof  bz.  Berlin  ausfahren  können. 
Ebenso  gewähren  W'eichenverbindungen  die  Möglichkeit,  Züge  von  Dresden 
her  unter  Benutzung  des  Resei  veL;l«.  i-Ls  für  preubischc  Richtungen  ohne  Lini- 
setzen naLli  dei  M.igdeburger  und  i  hüringer  Linie  zu  leiten  und  umgekehrt, 
sowie  ohne  weiteres  Zage  von  Eilenburg  auf  die  Corbethaer  Linie  Uber- 
zuführen und  umgekehrt.  AuiJerdem  ist  mittels  einmaligen  Rückstoßes  die 
Übcrfülirung  einzelner  Wagen  zwischen  den  verschiedenen  Bahnsteiggleisen 
auslülirbar. 

Das  Niveau  der  Bahnsteige  ist  gegenüber  der  jetzigen  Höhenlage  der 
Bahnsteige  des  Dresdner  Bahnhofs  um  2,6  m  gehohen. 

Zwischen  den  Hauptgletsen  der  preulJischen  Linien  --ind  nordwestlich, 
zwischen  den  1  iauptglciscn  der  s^ichsisciien  Linien  nordöstlich  von  der  Bahnsteig- 
halle Gruppen  von  Aufstellungsgleisen  angeordnet. 

Vornehmlich  im  Interesse  des  Leipziger  Handels  ist  der  grOflte  Wert  darauf 
gelegt  worden,  daß  nicht  nur  die  Personenverkehrsanlagen,  sondern  auch  die 

für  den  Güterladeveikehr  bestimmten  Schuppen  und  Gleise  eine  möglichst 
günstige  Lage  zur  inneien  Stadt  erhallen.  Sie  sind  deshalb  unmittelbar  nehen 
den  Personenbahnhof  gelegt  worden.  Zunächst  der  inneren  Stadt,  vom  Geor^i- 
ring  unmitielb  ir  zugflngig,  werden  im  Osten  des  Personenhauptbahnhob  die 

s  iclisjschen  (jüterscliuppen  errichtet,  von  denen  je  einer  für  die  ankommenden 
und  die  abgehenden  Güter  bestimmt  ist  und  an  deren  SUdenden  sich  die 
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GUtervcrwaltungsschuppen  hcfinJen  werden.  Nach  Nordosten  zu  schließen 
sich  die  Zollspeiclier,  Getreideschuppen  und  sonstige  Privatspeicher  an,  hieran 
weiter  die  Freilagerplatze  und  Miellagerplätze  mit  Zweiggleisanschlflssen.  Die 
Anlagen  für  den  preußischen  SlUckgut\ erkehr  sollen  sich  westlich  an  das 
Hauptgebäude  anlegen  und  das  Gelände  des  hisherigen  Thüringer  Bahnhofs 
bis  zur  Parthe  bedecken.  Das  Gelände  nördhch  hiervon  wird  dem  Freilade- 
und  Lagerplatzverkehr  dienen.  Dieser  Teil  ist  auch  bereits  hergestellt  und 
seit  vorigem  Jahre  in  Betrieb  genommen.  Zuntfchst  dem  Hauptpersonenbahn- 
hofe lict^t  westlich  die  Zufahrtstr.ißc  zum  späteren  preußischen  Kilgutschuppen, 
es  folgen  die  beiden  Güterschuppen  für  Ausgang  und  Kingang  mit  den  zu- 
gehörigen Gleisen,  getrennt  durch  eine  gemeinsame  L^destrafle.  Am  Ein- 
gange zum  preußischen  Stückgutbahnhofe  wird  das  Gebäude  für  die  GOter- 
abfertigung  errichtet. 

Als  Bauzeit  für  sämtliche  Herstellungen  an  den  Bahnhofsanlagen  in  und 
um  Leipzig  sind  zwölf  Jahre  in  Aussicht  tjeiioumiLn,  so  daß  die  Fertigstellung 
für  das  Jahr  1914  zu  erwarten  steht.  Da  zum  Bauplatze  für  den  Personen- 
hauptbahnhof  und  die  sllchsischen  GUterladeanlagen  fast  der  ganze  jetzige 
Dresdner  Bahnhof,  sowie  der  Cbergabebahnhof  freizulegen  sind,  so  ist  es  not- 
wendig, zunächst  für  den  Rangier-  und  Übergabeverkehr  anderweit  zu  sorgen 
und  mithin  zuerst  die  Bahnhöfe  zu  Engelsdorf,  Plagwitz  und  Gaschwitz  nebst 
den  Neubauten  von  Verbindungslinien  und  den  Umbauten  auf  der  freien 
Strecke  auszuführen,  womit  die  erste  Hälfte  der  Bauzeit  aufgefüllt  werden  wird. 
Im  Jahre  n)o8  vlQrllcn  sodann  die  .Arbeiten  am  Personenhaupthnhnhof  und 
den  Leipziger  Güterbahnhöfen,  soweit  sie  nicht  bereits  fertiggestellt  sind,  in 
Angritf  genommen  werden.  Diese  Arbeiten  sind  vielfach  innerhalb  der  Be- 
trieb&anlagen  zu  bewerkstelligen  und  werden  daher  geraume  Zeit  beanspruchen. 

Die  Gesamtkosten  Jci  von  den  beiden  Kisenbahnverwaltungen  herzustellenden 
Bauten  nebst  Grunderwerb  stellen  sich  auf  rund  106  Millionen  Mark,  von 
denen  je  53  Millionen  Mark  auf  jede  der  beiden  Verwaltungeti  entfallen.  Die 
Kosten  der  von  Preußen  auszufahrenden  Anlagen  verteilen  sich  etwa 
wie  folgt: 

I.  Personenhauptbahnhof  und  Güterbahnhof  in  Leipzig   29  137  210  M., 


2.  Freiladebahnhof  nebst  Lnt;ei  platzen   6  022  OOO  - 

3.  Grundstückserwerb  für  Umgestaltung  der  Bahnanlagen 

in  und  bei  Leipzig   6695000  - 

4.  Überfllhrung  der  Mockauerstraße  am  Nordende  des 

Berliner  Bahnhofs   424  OOO  - 

5.  Bau   eines  Rangierbahnhols  hei  Wahren   und  einer 

Güterverbindungsbahn  von  Leutzsch  nach  Wahren, 

einschließlich  Grunderwerb   7  900  000  - 

6.  Umbau  des  preußischen  Bahnhofis  Plagwttz-Lindenau 

nebst  Grunderwerb   2  000  000  • 

7.  Nacherwerb  von  Grundstücken  an  den  Bahnhöfen 

Schönefeld  und  Wahren   260000  - 


zusammen...  52438210  M., 
oder  rund. . .    53  000  000  M. 

Hiervon  sind  fttr  die  Zwecke  zu  2.  bn  6.  rund  217^  Millionen  Mark  durch 
die  Etats  für  verschiedene  rOckliegende  Jahre  bereits  bewilligt  und  sum  Teil 
auch  schon  verausgabt. 

Die  Kosten  der  von  Sachsen  zu  bezahlenden  Bauten  \  erteilen  sich  auf 
die  einzelnen  Bahnhöfe  und  Linien  in  nachstehender  Weise: 
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1.  l'ersoiicuhauplbahniiof  und  Güteibahnliol  Leipzig..     27  700  ooo  M., 

2.  Rnngierbahnhof  Engelsdorf  mit  Verbindungsbahn  nach 

ScliöiK-tclJ   12  000  000  - 

3.  Bahniiut  l'l  i^uii/  Lindenau  neb&t  Verbindungsbahn 

nach  Grolkschochei   3  OOO  OOO  - 

4.  Bahnhof  Gaschwitz   1  000  000  - 

5.  L"mb;ii-tci)  an  lifi  Linie  Lcip/ii;-Drc->vien    3025000  - 

(i.  \  or"oi[Kliinf;sh;iliM  von  l'Jii;cNiin!  f  navh  Stötteritz..,  3  OOO  OOO  - 
7.  Umbaiitcn  un  der  Leipzig- Hoicr  Verbindungsbahn, 

einschließlich  der  Haltestelle  Stötteritz   4  -75  000  - 

insgc*-;iii;l  ...      s  ^  t'O  )  doo  M. 

Der  Gcsamtbedarl  tür  die  Finan/.periode  lyoi^o^  jn  Höiie  von  1480OUO0M. 
ist  durch  den  Staat.shaushahs-Etal  bereits  bewilligt  worden. 

So  wird  der  Leipziger  Zentralpersonenbahnhof  swar  einer  der  teuersten, 
aber  auch  der  größten  Bahnhöfe  Deutschlands  werden. 

Die  nach  Vur>teheiidtfni  geplante  umfassende  Umgeslallung  der  Leipziger 

Bahnholsverli.'iltnissc  nötiijl  naftii L;em;iL>  auch  zu  i  iiier  entsprechenden  /.usnmineii- 
fassung  des  Baimhutspustdien&tes  und  zur  Herstellung  neuer  uintangreictier 
Bahnhofspostanlugen. 

Die  Wahrnehmung  des  Bahnhofspostdienstes  liegt  jetzt  drei  Postämtern 
I.  Klasve  oh,  und  zwar  ist  der  Dienst  auf  dem  Dresdner,  Ma^deburj^er,  Thüringer 
und  lürhtier  Bahnhofe  dem  Postamte  1  am  Dresdner  liahnli(jt,  auf  dem 
Ba)'cnschen  Bahnliule  dem  Postamte  3  (Hohesiraße)  mit  einer  Bahni)ofs/,\veig- 
stclle  in  der  Kohlenstraße  in  unmittelbarer  Nflhe  der  Abfahrtsbahnhofshaile  und 
auf  dem  Kilenbnr^er  Bahnhofe  dem  Postamt  8  (Göschenstraße)  zugewiesen. 
Künftig  wird  der  gesamte  BaIlnhofspo^tdie^^t  —  von  dem  N'erkehr  nach 
einem  Icile  der  Vororte  abgesehen  —  aul  eine  Stelle  zusamraengedrüngt 
werden.  Der  zu  bewältigende  Verkehr  ist  ganz  bedeutend.  Nach  der  Statistik 
der  Deutschen  Reichs- Posl-  und  Telei^r.iphen-Verwaltang  för  das  Kalender- 
jahr ii>f)i  lietr.i^t  alkitj  die  Zahl  dt-r  in  Leipzig  auf^;elieferten  i;e\vöhnliehcn 
Pakete  •  >8j  6z  1  ötUck;  damit  steht  Leipzig  iiin&ichtlich  diese>  Verkehrs  im 
Reich>p M^t^ebict  an  zweiter  Stelle  und  wird  nur  von  Berlin  Qbertrotfen, 
wiihrend  Hamburg  mit  3893836  Stück  an  dritter  Stelle  folgt.  Die  Zahl 
der   fin  uiii^L  ganuen'-n    ^ew  t'jli nl i jhen    Pak(.-Ie    iieiicf   sich    i  QO 1  auf 

357443-  Stück,  so  dab  auch  in   dicker   Ijc/ieluing  Leipzig  nur  \on  Berlin 
Ubertrotfen  wird,  wahrend  Hamburg  mit  3  333  1)34  Stück  Lcip-iig  nicht  ei  reicht. 
Zu  die>cm  Ortvverkehr  tritt  ein  ganz  bedeutender  Durchgang.«ipaketverkehr. 
In-^U-'- K^'ii  im  lahie  ii.<)2  —  i^dcs  Paket  in  Kingar)g  und  Abgang,  selbst 
bei   iiK'h;  la>.!i  _T  l'^  li  uiJ.lung  und  Liul.idung   nur  als  eine  Sendung  ge/;ihlt  — 
gegen  2H  .MillhMicii  Pakete  in  Leipzig  /u  behandeln,  d.  i.  tiiglich  rund  77  000  Stück. 
Diese  Zahl  erhöht  sich  in  der  Weihnachtszeit  auf  etwa  144  000  Stück.  Nach 
dem   Verkehr  der  l.t  t.d   z  Im    f  i";u-  i  igilit   sich   fhr  den   I\iketverkehr  eine 
i  tlsrürhc  Sli  i'_;.-"ui!L;  ^  »11        v.  H.    Der   /.cntt alb.ilinhotsbau  wird  in  etwa  acht 
Jaliicii  sow  eit  vui  gc-.. Iiritten  sein,  dab  der  Baliniiuispo.stdicnst  im  wesentlichen 
von  einer  Stelle  aus  besorgt  werden  muß;  es  ist  aNo  bis  dahin  auf  eine 
Sli'iLii-niiig  des  l*;'ickereiverkelirs  niii  ini-id.stcns  ^o  v.  IL  zu  rechnen,  so  daL> 
^i<:h   d.iiin  die  Zahl   di  ,t  auf  dem   /eiili  aibalnihof   ntuzu^i:-(/>  ndeii   Pakete  auf 
laglicii   IliOOOO  —  III  «.ier   Weil iiiJelils/cit  21O00Ü  -     bel.iuteii  wird. 

Es  ist  ganz  ausge«ichlos«;cn,  diese  njit  den  Bahnposten  auszutauschenden 
großen  Massen  von  Oits  und  Dui cligang^pakctcn  in  der  Pcrsonenballe  de& 
Zeniralbahnhofs  zu  verladen;  vielmehr  ist  die  Einrichtung  einer  besonderen 
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Verladestelle  lür  die  Ikiluipi^^tu ageii  (geräumiger  Pi)>iliof  tür  die  Zu-  und 
Abfuhr  der  Leipziger  Ori'ipakete,  Packkaromern,  Po5tl;Kic;;kisc,  Postbahnsteige, 
Maschinenluius  lür  die  elcktiische  Beleuchtung  der  gesamten  Anlage,  Sammler- 
ladestelle.  Gleise-  und  Weichenteid  zum  Anschlul>  der  Lade^Ieive  an  das  Schienen- 
netz dc^  Zcntralbahnhois  iisw.)  ertorderlich.  Nach  den  mit  den  beteiligten  beiden 
Eisenbahnverwaltungen  geptiogenen  Erörterungen  kann  diese  Postverladeslelle  nur 
an  der  nördlichen  Grenze  des  Bahnhofsgelandes,  etwa  t  km  von  der  Personenhalle 
des  Zenlralbahnhofs  enlienit,  zwischen  den  preuPisclu'n  und  N.'ichsjschen  Gleisen 
aiit;e'jaf  werden.  Die  AiiLsul',  die  i;ii  wesentlichen  nur  dem  Päckerei\ erkehr 
anzupassen  ist,  luuli  eine  selir  umfängliche  werden,  denn  schon  nach  dem 
jetzigen  Stande  mOssen  bei  starkem  Verkehr  gleichzeitig  bis  zu  90  Bahnpost- 
wagen ladegerecht  aufgestellt  werden,  die  eine  Ladegleislange  von  über  iioom 
beanspruchen,  l'ntcr  Berücksichtigung  der  zu  erwartenden  Verkehrssteigerung 
werden  bei  Inbetriebnahme  der  neuen  Postverladestelle  etwa  löoom  Ladegleise 
vorhanden  sein  mUssen.  Dementsprechend  ist  fllr  die  Verladestelle  die  Er- 
werbung einer  Fläche  von  etwa  s'  aha  vorzusehen.  Da  sich  die  sächsische 
Eisenbahn',  -i  "v.ihung  wegen  dc^  ihr  zustehenden  Enleignungsrechts  den  be- 
teiligten GrunUstUckitbesitzern  gegenüber  in  günstigerer  Lage  befindet  als  die 
Reichs-Postverwaltang,  so  hat  sich  die  genannte  Eisenbahn  Verwaltung  erboten, 
dos  ftlr  Eisenbahnpostzwecke  er  forderliche  Gelände,  das  ein  EckgrundstUck  an 
der  neuen,  die  kür/e>-te  Verbindung  mit  der  inneren  Stadt  herstellenden  Ost- 
straße  und  einer  die  Lindenallee  mit  den  Slraben/ügen  am  Berliner  Bahnhofe 
verbindenden  neuen  Straße  bildet  und  gut  zugänglich  ist,  zu  erwerben  und 
gegen  Erstattung  der  Selbstkosten  an  die  Reichs- Postverwaltung  abzutreten. 
Mit  Rücksicht  auf  die  nicht  unerlielMiche  Entfernung  der  Postvcriadcstelle  vom 
Mittelpunkte  der  Stadt  uuk!  vom  /en1ralpersoiienbahnho!e  —  letztere  beträgt 
vom  Gcorguing  gerechnet  gegen  1300  m  —  ist  zur  Beschleunigung  in  der 
Zuführung  der  in  Leipzig  aufgelieferten  Pakete  zur  Postverladestelie  und  der 
hier  für  Leipzig  angekommenen  Ortspakete  von  dieser  zum  Paketpostamt  in 
Aussicht  genommen,  die  \'erlaviestelle  durch  ein  in  der  neuen  O^tstraße  zu 
legendes  Glei.s  mit  dem  Leipziger  elektrischen  Stiakcnbahnneiz  in  Verbindung  , 
zu  setzen  und  die  größeren  Leipziger  Stadtpostanstalten,  bei  denen  eine  starke 
Paketauflieferung  in  Krage  kommt  —  Pa<itamt  1  (Aiimi  in  ;  at/  .  Postamt  s 
(Zentralpersoncnbahnhof ; ,  Ptjstamt  -  Riverivchcr  Bahnhol.  Kohlcnstraße), 
Po.stamt  8  (Go.schenslralie;  und  Postamt  i  in  Leipzig- l^lagwiiz  — ,  sowie  das 
Paketpostamt  (Postamt  10,  Hospitalstraße}  selbst  an  das  Straßenbahnnetz  an- 
zuschließen, so  dal.N  die  Hauptmasse  der  Leipziger  Ortspakete  mittels  elektrischer 
Motorwagen  der  Verladestelle  zugeführt  und  von  dieser  abgeholt  werden 
kann. 

Die  Baupläne  ftlr  die  Postverladestelle  stehen  im  einzelnen  noch  nicht  fest; 
doch  können  wir  Uber  die  Anlage,  von  der  schon  jetzt  gesagt  werden  kann, 

doC^  sie  die  grül.Ue  .\nlage  dieser  Art  in  Deutschland  und  wohl  der  ganzen  ^^'clt 
werden  wird,  bereit--  folgendes  mitteilen.  Der  HaiiptHächenraum  de^  (iruud- 
Stücks  wird  naturgemäß  von  dem  für  die  Zutührung,  Rangierung  und  Aul- 
Stellung  der  Bahnpostwagen  erforderlichen  Gleis-  und  Weichenfeld  in  Anspruch 
genommen  werden.  Es  sind  30  je  53  m  lange,  zur  Aufnahme  von  je  vier 
Bahnpostwagen  bestimmte  Ladegleise  vorgesehen,  von  denen  iS  den  Verkehr 
der  preußischen,  12  den  der  sächsischen  Baimiinicn  vermitteln  werden.  Diese 
Ladegleisanlage,  die  mit  den  Bahnsteigen  einen  Raum  von  fast  1 1  000  qm  um- 
faßt, ist  so  bemessen,  daß  sie  den  jetzigen  stärksten  Wagenverkehr  in  der 
Weihnacl;tv/eil  bequem  autninmit  und  auf  laniie  Zeit  ausreichen  wird.  Die  Lade 
gleise  äind  zu  Paaren  geordnet  und  die  einzelnen  Gleispaare  durch  4,')  m  breite 
Ladebahnsteige  voneinander  getrennt,  so  daß  ohne  unnQtze  Raumaufwendung 
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jeJer  Bahnpostwagen  mit  den  Paketkarren  leicht  und  bequem  an  einer  Längs- 
seile zu  erreichen  ist,  auch  Wagen  mit  fttr  einander  bestimmten  direicten  Ober- 
gMngen  unmittelbar  mit   den  Tttrenseiten  nebeneinander  aufgestellt  werden 

können.  25  Ladegleise  eri)alten  untnittelharen  Anschluß  an  die  Zuführungs- 
gleise, die  sich  vor  der  Lodegicisanlage  aul  einem  großtMi  Gleis-  und  Weicheii- 
felde  nach  den  Ladegleisen  hin  strahlenförmig  verzweigen:  Ladegleise  sowie 
Gleise  nach  den  Lagerschuppen  des  benachbarten,  auf  dem  GiunJstUckc  mit 
unterzubringenden  Iclegraphenzeugamtv  werden  dagegen  mittels  Drehscheiben 
angeschlossen  werden.  Die  parallel  lauleiuien  Ladebahnsteige  werden  durch 
einen  vor  den  Ladegleisanlagen  quer  vorgelagerten  Kopfbohnsteig  verbunden, 
der  bei  einer  Breite  von  8  m  genügenden  Raum  bietet,  den  Paketkarrenverkehr 
zwischen  den  verschieden.:!  Ladebahnsteigen  ungehemmt  zu  gestatten.  An 
den  Kopfbahnsteig  schlieft  sich  ein  180  m  langes  Hauptgebäude  an,  mit  der 
Front  nach  der  zwischen  Lindenallee  und  Oststraüe  bz.  den  StraflenzQgen  am 
Berliner  Bahnhofe  herzustellenden  Verbindungsstraße.  Zwischen  diesem  Ge- 
b.iudo  und  letzterer  Strafle  wird  sich  ein  15  m  breiter  i\)sthot  befinden,  der 
hauptsüchhch  der  An-  und  Abfuhr  der  elektrischen  Poststraßenbahnwagen  und 
der  sonstigen  Postfuhrwerke  dienen  soll.  Der  Rest  des  Geländes  —  neben 
de:  Oststraße  —  wird  u.  a.  besetzt  sein  mit  einem  Verwaltungsgebtiude  tür 
das  l  elegraphen/cugamt .  in  dessen  Erdgesch(»r'  eine  .Knnahniestelle  für  Piis?- 
sendungen  und  Telegramme  vorgesehen  werden  soll,  ferner  mit  schuppenartigen 
GebSuden  zur  Unterbringung  der  Poststraßenbahnwagen,  der  Moterinlienlager  und 
Werkstätten  des  Telegraphenzeugamts,  sowie  mit  einem  Maschinenhaus  u.  dergl. 
AnlH  rdem  ist  Raum  fUr  einen  e;^t  -  p  ;K'r  im  eintretenden  Bedarfsfälle  her- 
zustellenden Schuppen  zur  L  niei  bringung  einer  Keserve-  (Weihnachts-)  Pack- 
kammer vorgesehen.  Das  2700  qm  Cirundtiäche  bedeckende,  teils  zwei-,  teils 
dreigeschossige  Hauptgebäude  (nebst  einem  an  den  Kopfbahnsteig  stoflenden 
loSo  qm  großen  eingeschossigen  Packkammervorbau  mit  Oberlicht)  soll  im 
Erdgeschosse  die  für  ilen  Masscnpaketvcrkehr  erforderlichen  ausgedehnten 
Packkammerräurae  mit  den  zugehörigen  Nebenräumen  und  in  den  Ober- 
geschossen die  Bureaus  des  fllr  die  Leitung  und  Beaufsichtigung  des  Pflckerei- 
gcschüfts  usw.  erforderlichen  Verladestellen  -  Posf.unts .  dessen  Perst)nal  etwa 
230  Köpfe  stark  sein  wird,  sowie  die  Bureau^  do-  /nr/eii  [(t^  Köpfe  starken 
Bahnpostamts  32  und  endlich  Sortier-  und  üntcrkunitsraume  tür  die  Beamten 
und  Unterbeamten  der  Bahnpostamter  z,  7  und  z  i  aufnehmen. 

Wegen  ihrer  entfernten  I^nge  vom  Zentralpersonenbahnhof  und  des  nicht 
unei  iicbiichcn  Zeitverlustes,  der  durch  die  Belördt  rnng  der  Bahnpostwagen  aus 
den  Zügen  im  Zentralpersonenbuhnhofe  zur  Verladestelle  und  umgekehrt  not- 
wendig entsteht,  kann  die  neue  Ppstverladestelle  im  wesentlichen  nur  dem 
Piickereiverkehre  dienen.  Der  eigentliche  Bahnhofspostdienst,  d.i.  der  Austausch 
der  Brief-  und  Geldhrief beute! ,  der  Wertsendungen,  Zeitungen,  dringenden 
Pakete  usw.  mit  den  Bahnposten,  soll  einem  besonderen  Bahnhofspostamt  Über- 
tragen werden,  dem  auch  die  Bearbeitung  einer  groflen  Zahl  von  Brief-  und  Geld- 
vendiini;en  zufallen  wird,  die  bei  den  Stoidtpostanst alten  eingeliefert  oder  aus  den 
Briet  kästen  eingesammelt  werden,  wegen  KUrze  der  Scfihißzeiten  usw.  aber  von 
diesen  Postanstalten  nicht  in  direkte  KartenschlUsse  aut  die  Bahnposten  auf- 
genommen werden  können.  Bei  Bemessung  des  Raumbedarfs  fllr  das  Bahnhofe- 
postarot  kam  weiter  in  Betracht,  daß  das  jetzt  am  Dresdner  Bahnhofe  liegende, 
mit  einem  Personal  von  04  Beamten  und  2116  Pnterbeamten  besetzte  Post- 
amt 2,  dessen  Gelände  der  sächsischen  Eisenbahnvcrvvaltung  gehört  und  dem- 
nächst fdr  deren  neue  GOterverkehrsonlagen  gebraucht  wird,'  einen  sehr 
bedeutenden  .'Ximalmievcrkehr  liat  und  daß  bei  dem  neuen  Bahnhof>postaaile, 
das  nahe  der  Stelle  des  jetzigen  liegen  wird,  ebenfalls  voUer  Annahmedienst 
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eingerichtet  werden  muß,  wenn  nicht  groüc  und  gerechtfertigte  Beschwerden 
des  Publikums  hervorgerufen  werden  sollen.   Die  Bedeutung  des  Postamts  a 

als  Annahmepostanstalt  erhellt  schon  daraus,  dal^  die  Zahl  der  dort  ein- 
gelieferten Pakete  sich  auf  mehr  als  i  200000  Stück  jährlich  beläuft  und  an 
einzelnen  Tagen  (den  sogen.  Buciihändlertagen)  schon  zu  gewöhnlichen  Zeiten 
auf  6000  Stück  steigt. 

Zur  Unterbringung  des  neuen  Bahnhofspostamis  ist  bei  seinem  groflen 
Geschäftsunifange  die  Errichtun;;;  eines  reichseigenen  Dienstpeh.ludes  geplant. 
Der  dazu  in  An^Mcht  genommene  Hauplatz  liegt  an  der  Einmündung  der 
Georgenstrabc  m  die  von  der  Stadt  Leipzig  neu  anzulegende,  vom  Georgiring 
ausgehende  Oststraße,  und  soll  mit  der  Personenhalle  des  Zentralbahnho6  durch 
einen  etwa  160  m  langen  Tunnel  unmittelbar  verbunden  werden.  Die  sächsische 
P-isenbahnverwaltung  hat  sicli  erholen,  auch  diesen  Postbauplatz  zugleich  mit 
dem  für  ihre  Zwecke  erforderlichen  Gelände  zu  erwerben  und  der  Reichs- 
Postverwaltung  gegen  Erstattung  der  Selbstkosten  zu  Obereignen.  Die  Kosten 
für  den  Erwerb  des  2842  qm  großen  Platzes  stehen  noch  nicht  genau  fest, 
sind  aber  ein»-ch!iei>lich  der  an  die  Stadtgemeinde  zu  zahlenden  Straßenkosten- 
beitrflge  Ubcnschlüglich  auf  985000  M.  berechnet.  Für  das  Jahr  1903  ist 
durch  den  Rdchshaushalis-Etat  bereits  eine  erste  Rate  von  450  000  M.  für 
diesen  Erwerb  zur  Verftigong  gestellt  worden. 

In  dem  Empfangsgebäude  de>  Zentralbahnhofs  endlich  sind  für  Postzwecke 
—  Annahme-  und  Ausgabestelle  für  Briefsendungen  und  Telegramme  mit 
Verkaul  von  Postwertzeichen,  öffentlichen  Fernsprechstellen  und  Fernsprech- 
automaten usw.  —  Räumlichkeiten  von  75  qm  Grundfläche  in  möglichster 
Nlihe  der  Mittelhalle  zur  Benutzung  fOr  die  Reisenden  in  Aussicht  genommen. 

Nach  den  mit  den  beiden  Eisenb;ifKiv;  T ',\  ;iltimgen  getroffenen  Vereinbarungen 
ist  beabsichtigt,  das  Gebüude  des  neuen  Bahnhofspostamts  Ende  1906  fertig 
zu  stellen  und  in  Betrieb  zu  nehmen,  während  der  Bau  der  Postverladestelle 
etwa  Mitte  1910  beendet  sein  soll. 


Schrift-  und  ßucherwesen  in  Deutschland  während  des 

Mittelalters.*) 

Von  Postdirektor  Meuskens  in  Aachen. 

Der  kUr/Iich  erschienene  dritte  Band  der  »Geschichte  des  deutschen  Volkes 
vom  dreizehnten  Jahrhundert  bis  zimi  Ausgang  des  Mittelalters«  vom  Universitats- 
Prufessor  E.  Michael  in  Innsbruck  bietet  in  seinem  ersten  Teile  eine  sehr 
reichhaltige,  zusammenfassende  Übersicht  Ober  das  gesamte  Schrift-  und  Bücher- 
wesen  Deutschlands  wahrend  des  Mittelalters.  Da  dieser  Abschnitt  fbr  unseren 
Leserkreis  von  besonderem  Interesse  ist,  so  geben  wir  mit  freunillichst  gewährter 
Erlaubnis  des  Herrn  Verfassers  das  Wesentlichste  daraus  in  nachstehendem 
Auszuge  wieder. 

Das  Mittelalter  hat  sich  lange  der  Schreibstoffe  bedient,  die  schon  bei 

Griechen  und  Römern  üblich  waren:  der  Wachslafeln ,  des  Papyrus  und  des 
Pergaments.    Zur  Erhaltung  und  Verbreitung  der  Wachstafeln  im  christlichen 


*j  Vgl.  Archiv  £  P.  u.  T.  Nr.  19  von  1897. 
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AbciKÜaiuic  mag  Jlt  h.  i-ictieuikt  543)  l^cij^clrai^cn  haben,  der  iju  35.  Kapilci 
seiner  Regel  fordert,  daß  Tafel  und  Griffel  jedem  Mönche  von  dem  Klosler- 
vorstande  verabreicht  werden  nlK  n.  Die  Wachstofcin  bestanden  in  ihrer 
feslen  l  iitorl:ii;c  aus  ilulz  ciJcr  Lltcnbcin ;  die^L-  wurde  mit  einer  dUnnL-n 
bcliiciii  dunklen  Wachses  über/.ogen,  aul  der  man  mit  einem  hüizcinen  oder 
metallenen  Griffel  schrieb.  Waren  die  Tafeln  an  den  Rilndem  mit  erhabenen 
Leisten  verschen,  so  konnten  ohne  Verietzung  der  Schrift  mehrere  übereinander 
gelciit,  dann  an  der  einen  Kante  zu'^ammen^eliigt  und  nnt  einem  IJmschlag- 
deckel  versehen  werden.  Su  entstund  das  Buch,  eine  Benennung,  die  von 
den  Buchenstflbcben  abzuleiten  ist,  in  welche  die  Germanen  ihre  Runen 
einritzten. 

Die  Verwendnni;  der  Waeh-talcin.  die  nach  dem  Gehrauclie  mit  dem  um- 
gekehrten üriliei  gegliitlct  und  wiederiioli  verwendet  werden  konnten,  emplulil 
sich  für  Entwürfe,  die  zu  verbessern  waren,  und  überhaupt  für  Niederschriften 
von  vorübergehender  Bedeutung.  Sie  hießen,  weil  besonders  geeignet  für 
Scliul/wecke,  i»da^  tagliche  Brot«  der  Schüler  (Stilus  nnm  et  t{il>uhie  sunt 
teriaies  epulae;.  Von  Karl  dem  Großen  berichtet  Einhard,  dab  er  unter  dem 
Kopfkissen  des  Bettes  stets  Wachstafeln  mit  sich  führte,  um  in  freien  Stunden 
SchreibUbungen  -i,  n  ichen.  I  i  il  in  Benediktbeuern  geluiulene  Tagesordnung 
aus  dem  1?,.  .hihi  liuiiLlert  maiinl  den  S^  lii'iU-i.  dali  er  mit  dem  Nachdenken 
das  Schreiben  uul  der  Wachstatci  verbinde  mni  das  l^rgebnis  seines  hlciUes 
dem  Lehrer  vorzeige,  wie  es  Bischof  Wolt^ang  von  Regensburg  schon  ttn 
10.  Jahrhundert  verlangt  hatte.  Dafi  im  .Mittelalter  diese  Tatein  auch  für 
Briete  .Anwendung  landen,  ist  bezeugt,  obwohl  sich  nur  wenit^e  Fälle  namhalt 
machen  lav^en.  im  12.  und  1 3.  Jahrhundert  trugen  die  iVan/ösischen  Dornen 
Schreiblafeln  in  einem  mehr  oder  minder  reichen  Etui  an  ihrem  Gürtel;  in 
Paris  bildeten  damals  die  Hersteller  von  Schreibtafeln  eine  Körperschaft, 
über  die  Geschwindigkeit,  womit  man  aul  der  W'acli^tafe!  zu  arbeiten  ver- 
nioclite,  ist  eine  i^erade/.u  über! a^cliende  .Xiil klarung  in  der  Talsache  gegeben, 
dali  ein  Zuliüicr  aut  diesem  bclncibstofle  die  Predigt  niederschreiben  konnte, 
die  er  eben  hörte.  Sehr  ausgiebig  war  die  Vei'wendung  der  Wachstafeln 
durch  mitte'a'u  i  liehe  Schrilt>-ti  l!er.  wenn  sie  S^hiifMiU-ke  entwarfen.  Der 
verbcNseiti'  l'.iilwutl  wurde  aiil  P.i['vius  oder  Pei^'.urcn!  übertiai^en. 

Der  aus  emer  vorzüglich  m  l.gvpleii  ge^  lieglen  gieiclinanugen  .Nutzpflanze 
gewonnene  Papyrus  erscheint  in  Gallien  wahrend  des  6.  Jahrhunderts  als 
I  'cliebter  Sein  eihslolJ'.  Spanien  weist  noch  aus  dem  10.  'ahrhundert  eine 
Papvi  iiMii  UhUxIl-  aul.  .'\ni  längvteii  hat  -«ich  d  'r  P.i[-vi  iis  in  vier  päpstlichen 
Kanzlei  ei hallen.  Die  letzte  bekaruite  Urkunde  au.s  Papyrus  ist  im  Jahre  lOJ^ 
vom  Papst  Victor  II.  ausgestellt  worden.  Bei  den  Deutschen  war  Papyrus  eine 
Sclteniuit  '  Ursache  liegt  darin,  daß  man  hier  erst  zu  schreiben  anfing, 
als  der  /        l'.ipvrus  durch  das  dauerhaftere  Pernaiiienl  abgelöst  wurde. 

Das  JVigamcnt  wird  aus  1  iertelicn  bereitet;  solche  dienten  in  Asien  von 
alters  her  als  Schreibstott  Die  Gcscizesrotlen  der  Juden  bestehen  noch  heute 
aus  gegerlM.  r  Ti '-haut,  aus  I.e.lei  .  Wiid  die  Tierhaut  nicht  gegerbt,  sondern 
nur  von  .l.n  1- Ici--«.  tileileii  unJ  ».ien  Haaieii  beireit,  so  gewinnt  man  steife 
Decken,  die  nach  einer  unsicheren  Lberlielerung  zuerst  unter  König  Eumenes  U 
von  Pcrgamum  für  Schreibzwecke  verwendet  wurden.  Daher  die  Bezeichnung 
»PergaiiK  ii  ( ,  die  willuend  des  deutschen  Mitidalters  in  zusammengezogener 
Form  a'  l'.vniriit.  r'e:niint,  Peiniiiite,  l'iimi!,  Biiniciit  erscheint,  auch  rtiit 
Biichieil  wiedergegeben  wird.  »Aut  Haut«  oder  »aul  Hauten»  war  .schon  im 
10.  Jahrhundert  gleichbedeutend  mit  »schriftlich«. 

Albeit  Bchaim  erwähnt  in  einem  Schreiben  aus  dem  Johre  1246  das 
»deutsche  Pergament«  und  deulet  damit  den  Unterschied  an,  der  zwischen 
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dein  dcubcii  lianzÖMSchcn  oder  nordischen  und  dem  ila!ieni.->cli-spanisclien  oder 
Südländischen  Pergament  bestand.  Die  Südländer  benutzten  zur  Herstellung 
ihres  Pergamcnls  vorzugsweise  Hammel-  und  Ziegenfelle;  die  Deut-^clRii  be- 
vorzugten tJie  dickereu  Kalbteüe.  Dazu  kam  eine  ver^cliiedenc  Bcliandlungs 
wei^e.  in  Italien  wurde  zwar  die  Fleischseite  der  l  icrhaut  grUndiich  bearbeitet 
und  gegLlttet,  nicht  aber  die  Haarseite,  so  dafi  beide  Seiten  für  das  Auge  und 
ftlr  den  Ta-^tsinn  sich  merklich  unterscheiden.  Wahrend  die  Haarseite  des 
italienischen  Pergaments  rauh  und  gelblich  ist,  die  andere  glatt  und  weiß, 
unterscheiden  sich  die  beiden  Seiten  des  deutsclien  Pergaments  nur  unerheblich. 
Das  feinste  Material  zu  Pergament  gaben  die  Haute  ungeborener  Lämmer; 
der  daraus  gefertigte  Schreibstoff  heißt  noch  jetzt  Jungfernpergamcnt.  Dafi 
auf  Esclsh.'iute  geschrieben  wurde,  ist  eine  Fabel,  b'^els-  und  SchweinsbllUte 
eignen  sich  niciit  zum  Schreiben,  sondern  nur  tUr  Einbände. 

Das  Pergament,  woraus  man  auch  Schreibtateln  herstellte,  von  denen  die 
Schrift  mit  Speichel  weggewischt  werden  konnte,  war  ein  sehr  geschützter 
Artikel.  Als  bürgerliches  Gewerbe  erscheint  die  Pergamentbereitung  schon  seit 
dern  1 2.  Jahrhundert,  in  diesei  Zeit  ist  ein  »ßuchleller«  in  Regensburg  nach- 
weisbar. Während  des  1 3.  Jahrhunderls  sind  Pergamenlmacher  bezeugt  in 
Regensburg,  COln,  Gent  und  Erfurt.  Hier  beklagte  sich  Nicolausvon  Bibra 
heftig.  Jnt>  man  ihm  »fließendes«  Pergament  verkauft  habe,  worauf  die  Schrift 
auslief.  Dasselbe  Gewerbe  war  auch  in  Wien  vertreten.  In  einem  aus  der 
Zeit  von  [ic^2  bis  1243  stammenden  Gabenbuche  des  Scholtcnklosters  daselbst 
heifit  es,  daß  eine  Witwe  dem  Stifte  Pergament  gegeben  habe  zum  Heile  der 
Seele  ihres  verstorbenen  Mannes,  der  ein  Pergamentmacher  gewesen  sei.  In 
Straßburg  werden  die  ersten  Pergamenlmacher  1272  erwtthnt,  zu  Anfang  des 
14.  Jahrhunderts  gab  es  dort  eine  »Birmentergasie«. 

Die  Kostspieligkeit  des  Pctgaments  brachte  es  mit  sich,  daß  man  den  schon 
beschriebenen  Stotf  im  Notfalle  nochmals  benutzte.  Man  tilgte  die  frühere 
Schrift  aus  und  schrieb  zum  zweitenmal  nnf  dasselbe  Blatt.  Derartige  Schrift- 
slücke heii'en  Palimpseste.  Weil  indessen  die  frUheic  Schrift  nicht  immer 
vollständig  ausgekratzt  wurde,  so  ist  es  der  Forschung  mehrfach  gelungen,  den 
ersten  Text  zu  ermitteln  und  auf  diese  Weise  wichtige  literarische  Entdeckungen 
zu  maclien. 

Mit  dem  .\ufkommen  des  weit  billigeren  Papiers  schwand  allerdings  der 
Cbelstand,  daß  aus  Mangel  an  Schreibslotf  Dokumente  nicht  vervieitültigl 
wurden,  die  für  weitere  Kreise  der  Nachwelt  von  hohem  Interesse  sein  konnten. 
Aber  das  Papier  hat  den  anderen  Nachteil,  daß  eS  im  allgemeinen  weniger 
widerstandsf^ihig  ist  als  Tierhaut  und  deshalb  dem  zerstörenden  Eintluß  der 
Zeil  verliaitiiisniaßig  leichter  erliegt  als  das  Pergament. 

Das  Papier,  ein  dünnes,  getilztes  Blatt,  aus  naß  vermahlenen,  zusammen - 
geschlemmten,  verleimten  und  getrockneten  Pflanzenfasern  bestehend,  ist  den 
kinsvisolicn  \'ölkern  des  Altertums  imbek mnt  gewesen.  Seine  Frhnder  sind 
die  Chinesen,  Zwei  chinesische  l^ipiermacher,  die  im  Jahre  751  als  Kriegs- 
gefangene in  die  Htfnde  der  Araber  gerieten,  wurden  gezwungen,  ihre  Kunst 
unter  staatlicher  Aufsicht  auch  im  Kalifenreich  auszuüben.  Wie  es  scheint, 
haben  die  Chinesen  schon  in  sehr  früher  Zeit  außer  Pflanzenfasern  auch 
üewebeabtalie  zur  Papierbereitung  benutzt,  bicher  ist,  daß  die  erste  Fabrik 
im  arabischen  Ländergebiete  zu  Samarkand  Leinen-  und  Hanfiumpen  zu  Papier 
verarbeitet  hat.  Die  zweite  arabische  Papierfabrik  entstand  zu  Bagdad  wahr- 
scheinlich in  den  Jahren  70.1  und  7<)S.  Die'  tief  eingewurzelte  Ansicht,  daß 
das  nrabische  Papier  Haumwollenpapier  gewesen  und  dat^  das  Linnenpapier 
deutschen  oder  französischen  Ursprunges  sei,  ist  als  falsch  erwiesen.  Baum- 
wollenpapier hat  es  nie  gegeben,  wie  jetzt  durch  die  sorgfältigste  Untersuchung 
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namentlich  der  unter  dem  Namen  »Papyrus  Erzherzog  Rainer«  bekannten 
Urkundensammlung  orientalischer  Handschriften  auf  Papyrus,  Pergament  und 

Papier  festgestellt  ist.    Auch  das  Baiimbastpapier  gehOrt  zu  den  Fabeln 

Durch  die  Araber  kam  die  Kunst  des  Papiermochens  im  i  i .  Jaln fiundert 
nach  Spanien,  nicht  viel  später  nach  Italien  und  Frankreich,  entweder  direkt 
oder  durch  Kreuzfahrer  indirekt.  In  Italien  war  schon  im  la.  Jahrhundert 
Fabriano  durch  seine  Papierfabriken  berUliint.  Hier  sind  zur  Bestimmung  der 
Herkunft  der  Wnre  veriinitlich  im  H.  Jahrzehnt  des  13.  Jahrhunderts  die  Wasser- 
zeichen aufgekoiiiincn,  die  bei  orientalischen  Papieren  regelmäßig  fehlen,  von 
1300  an  dngei;cn  aligemeiner  Brauch  der  abendländischen  Papiermacher  «rurden. 

Die  »fränkischen«,  d.h.  die  abendländischen,  also  die  französischen  und 
wohl  be^-onders  die  italienischen  Papiere  hntten  ^ioh  in  der  ersten  Hälfte  des 
13.  Jahrhunderts  derart  vervollkotnmnet,  daß  sie  auf  egyptischen  Märkten  mit 
den  Erzeugnissen  des  Oriente  erfolgreich  in  Wettbewerb  treten  konnten.  Die 
Atteste  bekannte  Papierhandschrift  in  Deutschland  ist  ein  aus  dem  bayerischen 
Klo-Icr  AKIci'-büch  stammendes,  jetzt  in  MUnchon  .nifbcwahrtes  Konzeptbuch 
des  Albert  Uehaim  aus  der  Mitte  des  13.  Jahrhunderts.  Ks  besteht  aus 
italienischem  Linnenpapier.  Etwas  alter  ist  ein  zu  Barfetto  auf  Papier  aus- 
gestelltes Mendat  Friedrichs  II.  vom  April  1228  an  den  Erzbischof  von  Salzburg 
und  den  Herzog  von  Österreich.  Es  i^t  die  iiltc^le  von  einem  dciiKclien  Kaiser 
ausgegangene  Urkunde  auf  Papier.  Ein  anderes  Mandat  Friedrichs  II.,  ebenfalls 
auf  Papier,  an  den  Vogt  und  die  Ratmannen  zu  Lübeck,  ist  vom  Jahre  1230 
datiert.  Für  Notariatsurkunden  indes,  die  möglichst  lange  erhatten  werden 
sollten,  liat  Kaiser  Fiiedricli  II.  im  Jahre  1231  den  Gebrauch  des  Papiers,  das 
allzu  vergänglich  sei,  verboten  und  Pergament  gelordert. 

Suddeutschland  bezog  sein  Papier  lange  Zeit  au.s  Italien.  Das  westliche 
und  nördliche  Deutschland  wurde  Ober  4ie  PapierroBrkte  zu  BrOgge,  Antwerpen 
und  Cöln  aus  Burgund  und  aus  Fr.inkreich  vervort^t.  Doch  ist  das  Pergament 
wahrend  des  1  Jahrliiinilei  K  in  Deulseliland  iiuiner  noeti  der  bevorzugte 
Schreibstud  gewesen.  Papiermühlen  lassen  sich  für  diese  Zeit  auf  deutschem 
Boden  nicht  nachweisen;  für  die  Annahme  von  Papierfabriken,  die  um  1230 
in  der  Gegend  zwischen  COln  und  Mainz  gearbeitet  haben  sollen,  fehlen 
gesicherte  Grundlagen. 

Das  Schreiben  auf  Papier  eriuiderte  nur  geringe  Voibereitung.  Anders 
war  es,  wenn  man  Pergament  als  Schreibstoff  wählte.  Stand  es  dem  Schreiber 

nur  in  roher  Form  zur  N'erfUi^ung,  vO  mußte  es  mit  Schabmesser  Und  Bimsstein 
f^eglättet  werden.  Dann  erhielt  es,  um  das  AusHießen  der  Tinte  zu  Verlusten, 
einen  schwachen  Überzug  von  pulverisierter  Kreide.  Damit  aber  waren  noch 
nicht  alle  Hindemisse  gehoben.  Oft  genug  hatte  die  Haut  LOcher  und  Risse. 
Diese  ließ  man  nicht  selten  olTen  und  umschrieb  die  schadhaften  Stellen.  In 
anderen  I'iillen  verklebte  oder  vernJihte  man  sie. 

Jede  sorgfältig  ausgeführte  Handschrilt  nmüite  hniiert  sein.  Die  Länge  der 
Zeilen  und  ihre  Abstände  wurden  am  oberen  und  unteren  Rande  sowie  an 
beiden  Seiten  der  Blätter  angemerkt.  Die  Linien  rftztC  man  unter  BeihUtfe 
eine*-  Lineals  in  den  Schreibstotf  ein  oder  man  zog  sie  mit  H!ei  oder  mit 
linte.  Da  sie  lediglich  den  Zweck  hatten,  dem  Schreiber  die  Kegel  mäßig  keil 
der  Zeiten  zu  erleichtem,  so  sollten  sie  möglichst  wenig  hervortreten.  Die 
Schrift  wurde  auf  Pergament  und  auf  Papier,  abgesehen  von  flüchtigen  Rand- 
glossen, bei  denen  lurm  L,'ern  zum  Bleistifte  gritf,  mit  einer  Kielfeder  aus- 
getUhrt.    Zum  Spitzen  derselben  diente  ein  scharfes  Messer. 

Die  Tinte  war  schwarz  oder  brtunlich  und  bis  in  das  13.  Jahrhundert 
ausi;e/.eiclinet.  .AN  man  indes  anfing,  bedeutend  mehr  zu  schreiben,  verlor 
vie  allmählich  an  Gute.  Ihre  Zusammensetzung  war  verschieden.  Ein  Tinten - 
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rezept  aus  dem  12.  Jahrhundert,  das  aber  von  einem  anderen  aus  dem 
1$.  Jahrhundert  nicht  viel  abweicht,  nennt  als  Bestandteile  GaliSprel,  Vitriol, 

Gummi  und  Wein.  Das  Tintenfaß  war  ein  Horn,  das  in  eine  Öffnung  des 
Schreibtisches  gc-leckt  wurde.  Für  Anfangsbuchsialu'n  waren  die  rote  iinJ 
namentlich  die  blaue  Farbe  bevurzugt.  Die  Anwendung  von  üoldsclnitt  in 
größerem  Umfange  kam  mit  dem  13.  Jahrhundert  aufler  Brauch.  Zur  Be- 
siegelung  der  Urkunden  und  Briefe  diente  vornehmlich  weilk^,  rotes  und 
grünes  Wachs.  Seit  dem  1 JahrlumJert  wurden  die  Siegel  den  Urkunden 
nicht  mehr  autgedruckt,  sondern  angehängt. 

Die  Herstellung  der  Handschriften  und  BQcher  ist  von  alters  her  in  den 
Klöstern  ein  Gegenstand  von  hoher  Bedeutung  gewesen.  Die  Schreibtätigkeit 
der  Mönche  kam  nicht  bloß  ihnen  selbst  zu  statten,  durch  ihren  Fleiß  sind 
auch  der  .Nachwelt  die  literarischen  Schätze  des  Altertums  Uberliefert  worden. 
Der  h.  Benedikt,  des.sen  wissenschaftliche  Bildung  gewöhnlich  sehr  unterschätzt 
wird,  setzt  in  seiner  Regel  das  BUcherschreiben  als  selbstverständlich  voraus. 
Eine  ausdrückliche  und  elirenvolle  Erwähnung,  wohl  die  erste  im  Orden  des 
h.  PuMivdikt,  ertahrt  d;is  Abschreiben  durch  Caßiodor  (•{•  um  5Ö5),  den  be- 
geisterten Lobredner  nicht  bloß  theologischer,  sondern  auch  profaner  Studien. 
Nicht  lange  danach  hat  der  h.  Ferreolus,  Bischof  von  Vzht  {f  581),  denselben 
Standpunkt  vertreten.  Nach  Ferreolus  muß  jeder,  der  auf  den  Namen  Mönch 
Anspruch  macht,  lesen  können,  und  es  soll  jeder,  der  nicht  imstande  ist, 
anstrengende  Handarbeit  zu  verrichten,  sich  u.  a.  die  Kunst  aneignen,  Bücher 
zu  schreiben.  Unter  Übergehung  anderer  Zeugnisse  sei  nur  der  Schluft  eines 
Bucherkatalogs  des  Klosters  Muri  aus  dem  12.  Jahrhundert  erwühnt.  Es  tue 
allzeit  not,  heißt  es  Ja,  Bücher  abzuschreiben,  die  Bücher  zu  vermehren  und 
ZU  verbessern.  Denn,  so  lautet  die  Begründung,  »das  Leben  aller  Menschen, 
die  ein  geistliches  Leben  führen  wollen,  ist  ohne  Bttcher  nichts«. 

Doch  das  Bucherschreiben  war  mit  großen  Schwierigkeiten  verbunden,  die 
V'in  den  Kopisten  am  Schlüsse  der  Matiuskripte  oft  zum  Ausdrucke  gebracht 
wurden.  Die  einen  versichern:  »Wer  nicht  schreiben  kann,  der  glaubt  es 
nicht,  daß  e^  eine  Plage  i^t.  Es  schreiben  zwar  nur  drei  Finger,  aber  der 
ganze  KOrper  ist  geplagt.«*)  Htfufig  erscheint  dem  Schreiber  das  Ende  der 
Arbeit  unter  dein  Bilde  eines  ruhigen  Hafens  oder  der  ersehnten  Heimat,  die 
man  nacii  langem  Aufenthalt  in  der  Fremde  wiedersieht.  .Andere  vergleichen 
das  BUcherschreiben  mit  dem  PilUgen  und  wün>ciien  die  Vollendung  herbei 
wie  der  Landmann  die  Ernte.  Nach  der  Auffassung  manches  Schreibers  gleicht 
sein  Geschäft  einer  Krankheit;  wie  der  Kranke  nach  der  Gesundheit  verlangt, 
so  der  Schreiber  nach  dem  Abschlüsse  des  Buches. 

Das  Schreiben  zur  Nachtzeit  griff  die  Augen  an.  Die  Erhndung  der 
Brillen  wird  zwar  in  der  Regel  um  das  Jahr  1300  angesetzt,  doch  war  lange 
zuvor  ein  iihnlichcr  Behelf  zur  Schfirfung  der  Sehkraft  bekannt.  Jedenfalls 
hat  der  englische  Fran/iskarier  Roger  Bacon  1294)  bereits  von  durch- 
sichtigen Kristall-  oder  Giasinstrumenten  gesprochen,  die  »tür  Greise  und 
solche,  die  an  schwachen  Augen  leiden,  nOtzlich«  seien. 

Außer  den  Klagen  Uber  die  MQhsale  des  Schreibens  stehen  am  Schlüsse 
der  Handschriften  andere  Wenilungen,  welche  im  Grunde  dieselbe  Stimmung 
bezeugen:  Ausdrücke  der  Befriedigung  und  tief  gefühlten  Dankes,  dafi  das 
Werk  vollbracht  ist.    Dergleichen  sind: 

O  wie  fro  ich  was, 

Do  ich  schrib  Deo  gratias; 

Scribere  qui  ncscit,  nuUum  putut  esse  laborem, 
Tres  digiti  scribimt  totum  corpusque  laborat 
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oder 

Ach  ,i;()t,  wie  iVo  icli  \v,is, 
Do  dis  buches  ein  ende  was; 

oder 

Dis  Iict  Lin  end, 

Des  frow(  sich  hercz  und  hcnd; 

oder 

Ach,  ;ich!  ich  was  t'ro, 
Do  ich  schreip  finito  libro. 

Dus  Bücherschrcibon  •;;ilt  fttr  ein  sehr  verdienstvolles  Werk,  gleichviel,  ob 
geistliche  oJer  profiinc  Riklicr  .ibgi-vchriehen  wurden.  Olt  kehit  vit-r  Spruch 
wieder;  »Mügc  dem  Schreiher  lür  die  l  eder  das  hiiumlisciit;  Reich  beschert 
sein«  (ücntur  scriptori  pro  peniia  coelica  regna).  Mitunter  wird  der  materielte 
Wert  des  Buches  angegeben  und  hinzugefügt:  »dem  Schreiber  aber  gebohrt 
das  Himmeheich". 

Auch  die  Legende  hat  niclit  unterlassen,  die  \ erdienstlichkeit  des  Schreibens 
/u  verhcrrhchcn.  An  dem  Schollcnmünche  Marian,  einem  rastlosen  und 
überaus  geschickten  Kalligraphen,  dem  der  Diener  eines  Abends  die  Kerze  zu 
l^ringen  veis^iumt  hatte,  leuclileten  drei  Finijer  Jer  linken  Hand  gleich  ebenso 
vielen  Kerzen,  so  daß  er  oline  L'nterlnechung  seine  .Arbeit  l'orlsetzen  konnte. 
Überhaupt  wurden  das  Schreiben  und  die  ßüclier  in  manniglachcr  Weise  mit 
dem  Jenseits  in  Beziehung  gesetzt. 

Das  gemeinschaftliche  Schreibzimmer  in  den  Klöstern  hieL>  Scriploriuni. 
Au!  drill  .'ilten  Grundriwe  des  Stilles  St.  Gallen  ersclieint  da'^selbe  /u  ebetn-r 
Erde  und  nu  Norden  an  dai.  Chor  der  Kirclie  angeleimt;  es  entspriclil  genau 
der  Sakristei  auf  der  Südseite  des  Chores.  In  der  Mitte  des  St.  Gallener 
Schreibzimmers  behnJet  sich  ein  grol'er  Tisch.  Sieben  Tische  stehen  an  den 
zwei  üii1>ercn  \\  iinelen  des  liaucs  und  erhallen  das  Licht  durch  scch«  Fen>ter. 
Das  Scriplorium,  worin  Slilischwcigen  cben>ü  wie  in  den  übrigen  Kluster- 
rüumen  beobachtet  werden  mufite,  war  ein  'geweihter  Ort,  der  durch  eine 
Segen<.(ormel  seiner  Bestimmung  übergeben  wurde. 

Die  Scln-üMj'! 'kc !l  entfaltete  sich  in  den  einzelnen  Orden  und  in  den 
einzelnen  Häusern  des'-elben  Ordens  nicht  zu  gleicher  Ausdeiinung.  Geistliclic 
Hlfuscr,  die  in  öder  Wildnis  lagen  und  mit  der  Natur  noch  schwer  zu 
kämplcn  halten,  Klöster  von  geringer  Mitgliederzahl  oder  sehr  arme  Klöster 
mußten  ihre  K'.i*!e  dringeiulercn  Au(gal->en  zuwenden.  Andere  Stifte  gab  es,  die 
m  trüheren  Jahrhunderten  durch  ilnen  literarischen  Kiter  geglänzt,  im  13.  Jahr- 
hundert aber  durch  das  Zusammenwirken  mehrfacher  mißlicher  Umstände  ihren 
Ruhm  ein^cInUM  liallen.  Zuweilen  waren  Kricgsunruhen  die  Lrsachc.  Gewöhnlich 
vereinigle  sich  mit  iiuLeren  stöiLiui cn  EinfiÜNsen  die  Lockerung  der  Disziplin, 
die  Trübung  des  ürdensgeistes.  Wo  dieier  in  ungeschwächter  Kraft  herrsclUc, 
dort  herrschte  auch  Sinn  für  die  Wissenschaft  und  Interesse  für  die  Vor- 
bedingung de-^  uissenschaftiichen  Lebens,  für  das  Schreiben  von  Büchern. 

Das  Abschreilxn  von  Büchern  war  keineswegs  eine  Tätigkeit,  die  nur 
Leuten  geringeren  Standes  Ubertragen  wurde.  Wenn  auch  die  meisten  klöster- 
lichen Schreiber  nicht  genannt  sind,  so  ist  doch  nachgewiesen,  daß  sich  manche 
hochgestellte  und  gelehrte  Mönche  und  Priester  am  Abschreiben  von  Bttchem 
berLili-t  h.iben.  Ks  ist  aber  zu  bL-aohten,  daß  sich  aus  der  Notiz,  dieses  oder 
jenes  liuch  sei  von  einer  besiinmiten  Persönlichkeit  geschrieben  worden,  noch 
nicht  auf  den  wirklichen  Schreiber  schließen  tSßt,  wenn  derjenige,  dessen  Name 
angeführt  ist,  eine  hervorragende  Stellung  eingenommen  hat.  In  einigen  Fällen 
hil't  s;^|i  mit  Siclierlieil  zeigen,  ti.il."  der  Kcjpisl  ein  anJercr  war.  So  liel^ 
Chunrad,  Chorherr  zu  Vorau  in  Steicimark,  im  13.  Jaiirhundert  eine  Bibel 
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durch  einen  StudciUcn  aus  Kricsacli  gcj^cn  ßcvuhlun}^  abschreiben,  der  Student 
aber  setzte  höflich  unter  die  Handschrift  die  Worte:  »Geschrieben  durch  den 
ehrwürdigen  Chunradn.  Im  ollu.MKiiun  kann  man  sai;cn.  dall,  vielleicht  mit 
Au-^nahnie  der  kleineren  i^-eivtliclitii  [Liiiver,-  mehr  oder  weniger  in  jedem 
Kloster  jjesciirieben  woideii  ist,  wenn  auch  in  manchen  Stiften  zur  Zeit  des 
Spateren  Mittelalters  vielfach  dieses  rotlhevolle  Geschäft  nicht  mehr  von  den 
Religionen  selbst,  sondern  von  fremden  Händen  besorgt  wurde. 

Über  die  Zahl  der  in  den  einzelnen  Klöstern  bescluüligten  Schreiber  liei^en 
nur  ungenügende  Angaben  vor.  Es  war  hieriür  ^^undchst  die  Starke  des 
Konvents  maßgebend.  AU  eine  ungewöhnlich  hohe  Zahl  darf  es  gelten,  wenn 
es  heißt,  daß  in  Fulda  zur  Zeit  des  Abtes  Sturm  40  Münche  zugleich  ge- 
schriclnn  iuil^en.  Ahl  Odo  von  Tournav  iin  11.  Jahi luiiulert  jubelte  tU^er 
die  groik-  Zahl  der  jungen  Mönche,  die  im  Scriptoriutn  stillschweigend  ihrer 
Arbeit  oblagen.  Es  waren  deren  meist  12.  Ebensoviele  Schreibkräfte  sind 
in  Hirsau  unter  Abt  Wilhelm  regelmSflig  beschäftigt  gewesen;  sie  wurden 
zeitweise  durch  auGerordenlliche  SclueibL-r  versliirkl. 

Wie  die  MitL^lieder  der  M;fnnr: klTistcr ,  l;a!H;;i  sich  auch  die  Nonnen 
durch  Abschreiben  von  Handschriuen  vei dient  g».iuacht,  wiewohl  von  dieser 
ihrer  Wirksamkeit  nicht  viel  bekannt  ist.  Die  Klausnerin  Diemud,  die  in  der 
zweiten  Hallte  des  1  1 .  Jahrhunderts  im  bayerischen  Kloster  Weßobrunn  lebte, 
hat  für  dii-  CS  Kloster  40  Werke  vnn  /.um  Teil  sehr  bedeutendem  Umfange  so 
vortretliich  kopiert,  dali  ihre  schonen  Manuskripte  gerechtes  Erstaunen  wach- 
rufen. Wdhrend  des  12.  Jahrhunderts  sind  im  Kloster  Admont  verschiedene 
Nonnen  von  hoher  Bildung  als  Schreiberinnen  tlitig  gewesen.  Noch  heute 
birgt  die  Admonter  P>ibli(jthek  manchen  herrlichen  Codex,  den  zarte  Frauen- 
hlinde  geschrieben  haben. 

Zunlchst  schrieben  die  Klosterfeute  für  die  Zwecke  der  geistlichen  Gemeinde, 
der  sie  angehörten,  doch  haben  sie  auch  für  auswärtige  Kirchen  und  Klöster 
sowie  für  Laien  geschrieben.  Auf  diese  Weise  wiutle  das  Abschreiben  von 
Büchern  für  die  geistlichen  Hfiuser  eine  Erwerbsviuelle.  Im  Jahre  1074  erhielt 
der  Mönch  Ulrich  von  Benediktbeuern  für  ein  Meßbuch  einen  Weinberg.  Die 
vorgenannte  SchOnschreiberin  Diemud  erwarb  durch  eine  Bibel  in  zwei  Btfnden 
ihrem  Kloster  ein  Landgut  in  Pteißenbcrg.  Ein  Passauer  Kloster  erlangte  i  136 
duich  Abtretung  einer  h.  Schrift  in  drei  Bandeü  und  eines  Mei.W'iichs  an  den 
österrcichisclien  Markgralen  Leopold  HI.  von  diesem  die  Vergünstigung,  daß 
das  Schiff  des  Klosters  samt  den  Waren,  die  es  jedes  Jahr  aus  dem  Orient 
brachte,  bei  der  Durchfahrt  durch  öslerreichiscius  Gebiet  Zollfreiheit  genofi. 

Auch  unter  den  Laien  gab  es  berufsmalMge  Schreiber,  freilich,  wie  es 
scheint,  außer  Italien  bis  zum  12.  Jahrhundert  selten.  Aus  dem  Anfange  des 
14.  Jahrhunderts  liegen  Rechnungen  des  Klosters  Aldersbach  vor,  die  beweisen, 
daß  sich  das  Stift  fremder  Schreiber  bedient  hat.  Sogar  mit  der  Abschrift 
kirchlicher  Bücher  wurden  Schrcitter  aus  dem  Laienslande  von  den  Klöstern 
betraut.  Da  ihnen  indes  das  Verständnis  für  liturgische  Werke  in  der  Regel 
fehlte,  so  waren  sie  fllr  deren  Herstellung  wenig  geeignet.  In  einem  kunst- 
vollen Graduale  der  Ambraser  Sani'ulung  zu  Wien  werden  A.iUvt  die  Ordens- 
geistlichen ermahnt,  derartige  Manuskripte  nicht  von  Weltlichen  sdneibeii  zu 
lassen,  da  diese  »fast  alles,  was  sie  schreiben,  verderben«.  Unter  den  Kopisten, 
die  nicht  einer  geistlichen  Genossenschalt  angehörten,  befanden  sich  auch 
Weltpriester,  Pfarrer  und  Kapitlne,  die  sich  etwas  verdienen  wollten.  Doch 
waren  im  13.  Jahrhundert  die  gröi^te  Zahl  der  Lohtischreibcr  Laien.  Nicht 
selten  bediente  man  sich  der  Schoiaren,  wie  Icr  obengenannte  Vorauer  Chor- 
herr Chunrad.  Die  starke  Beteiligung  des  Laienelements  bei  .■Vnlertigung  der 
Manuskripte  zeigt  sich  deutlich  in  den  Zusätzen,  die  sie  durch  die  Schreiber 
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erAihren  haben.  Während  der  klösterliche  Kopist  mit  der  5ehr  begreif ltdien 
Klage  über  ci;  S  Jiw  ici  iLjkeiten  seines  Ge^häfts  die  zuvcr^iciiiHche  Hoffnung 
auf  die  himmli>chc'  Itung  in  seiner  Bemerkung  am  Knde  der  Handschrilt 

ausspricht,  tritt  bei  den  Schreibern  aus  dem  Laienstandc  das  oft  stürmische 
Verlangen  nach  dem  ausbedungenen  Lohne  in  den  Vordergrund.  Bei  anderen 
n^.ichi  sich  die  Sehnsucht  nach  einem  guten  Trünke  geltend,  ein  Wunsch, 
der  sich  übrigens  auch  in  Abschrilten  von  Mönchen  findet,  z.  B.: 

Explicit  ;cs  ist  2u  EnJc  hic  totum. 
Inlundc,  da  mihi  potum! 

oder 

r'xpUcit,  cxpliceat 
Bibere  scriptor  eat. 

Öfters  wurden  V^erwünschungen  gegen  solche  beigefügt,  die  mit  der  Hand- 
sclirilt  unzutricden  sein  würden.  Anderwärts  lindet  sich  das  tieiinUtige  Ge- 
ständni:*  des  Schreibers  selbst,  dali  er  seine  Sache  recht  schlecht  gemacht  habe, 
wofür  zugleich  die  Ursache  verraten  wird  in  dem  Spruche:  »Geschrieben  hab' 
ich  schlecht,  weil  allzuviel  ge/.echta  (Valde  male  scripsi,  quia  valde  bene  bipsi". 
Manclimal  sind  die  Unterschritten  nicht  bloß  derb,  sondern  geradezu  ruh  und 
zynisch. 

Weil  das  Schreiben  lange  Zeit  eine  Beschäftigung  der  Geistlichen  war,  so 

bedeutete  das  Wort  »Klerikeru  rricht  clt^Ti  einen  Schreiber  oder  Gelehrten. 
In  Jeniselben  Sinne  wird  hie  und  da  das  deutsche  Woit  »Pfaflx  gebraucht. 
Von  dem  Verfasser  dei  Magdeburger  Schöppenehi ouik  wird  Kaiser  Friedrich  II. 
ein  »gud  pape  geleret»  genannt.  Derselbe  S)  :.i^l (gebrauch  6ndet  sich  auch 
bei  dem  Dichter  Freidank.  F'nigekehrt  bezeichnete  das  Wort  »Schreiber« 
ledon  literarisch  Gebildeten.  Derartige  Schreiber  wurdm  nicht  bloß  von 
geistlichen  und  weltlichen  Gemeinwesen,  von  Klöstern,  Domkapiteln  und  von 
Stüdten  gedungen,  auch  einzelne  Personen,  die  auf  Vornehmheit  Anspruch 
machten,  hatten  einen  oder  mehrere  Schreiher.  Die  Herren  und  die  Damen 
auf  den  Schlössern  hielten  sich  ihre  nKleiikerf.  d.  h.  ihre  Sclueil^er,  welche 
die  Urkunden  anfertigen  und  die  Korrespondenz  führen  mußten.  Als  Be- 
lohnung halten  sie  eine  PfrOnde  zu  erwarten.  Die  Stellung  der  1ande.<i- 
herrlichen  Kanzler  und  noch  mehr  des  königlichen  oder  kaiserlichen  Kanzlers 
war  sein  einlluGreich  und  gab  die  bestimmte  .\ussicht  ;iul  höhere  Würden. 
Der  königliche  Kanzler  ist,  sotern  er  das  in  ihn  gehetzte  Vertrauen  recht- 
fertigte, in  der  Hegel  Bischof  geworden. 

Der  Schreiber,  namentlich  jener,  der  einem  Diktierenden  nachschrieb,  hieiS 
in  der  Sprache  des  Mittelalters  auch  Notar.  Weil  Schriftsteller  ursprünglich 
ihre  Werke  zu  diktieren  ptlei;leii,  wurden  Autor  und  Diktator  gleichbedeutende 
Ausdrücke;  sie  stehen  in  einein  gewissen  Gegensatze  zum  »Schreiber«.  In 
den  Klöstern  scheint  das  Diktieren  im  gewöhnlichen  Sinne  nicht  üblich 
gewesen  zu  sein.  Zur  BeNchleiniiiiung  der  Arbeit  zog  man  es  VOT,  die 
ein/einen  Boj^en  einer  Handschrift  unter  niehreie  Schreiber  zu  verteilen. 

Der  Zeiiautwand,  der  lür  die  Anfertigung  einer  Handschritt  benötigt 
wurde,  war  durch  mancherlei  Umstünde  bedingt.  Es  kam  nicht  nur  der 
Umlang  des  Werkcv  und  die  (ieschickhchkeit  des  Schreihers,  sondern  auch 
die  Art  der  Schritt  in  Betracht.  l)ie  .Xtistlihriing  der  steilen  Sclirilt,  wie  das 
1 3.  Jahrhundert  sie  liebte,  war  mehr  ein  Zeichnen  als  ein  Schreiben.  Von 
Belang  war  ferner,  ob  der  Kopist  sich  vieler  Abkürzungen  bediente  oder 
nicht.  Bei  der  Kosivpic-ligkeit  des  Pergaments  sahen  sich  namentlich  die 
Fr mzisk.uier  infVil^e  ihier  .^^mut  genötigt,  möglichst  sparsam  zu  Werke  z%X 
gehen.    Daher  begegnet  man  gerade  m  den  von  Franziskanern  geschriebenen 
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Codices  starken  Abkürzungen,  die  das  Vcr>tändnis  sehr  er^hwercn.  Um  dem 
Übelstand  einer  schwierigen  Entzifferung  zu  steuern,  wurde  den  Dominikanern 
empfohlen,  sich  in  ihren  literarischen  Arbeiten  einer  leicht  leserlichen  Schrift 
zu  Ih Heiligen :  mit  Gold  verzierte  Bücher  seien  nicht  am  Platze,  wohl  aber 
deutliche  Schrift.  Auch  Kaiser  Friedrich  11.  iial  es  nicht  unlerlasien,  seinen 
sizilischen  Notaren  die  nötige  Sorgtalt  für  eine  leserliche  Schrift  einzuschärfen. 
Große  Umsicht  und  verhältnismäßig  längere  Zeit  beanspruchten  die  für  den 
Gottesdienst  bestimmten  Bücher.  Die  schöne  Abschrift  eines  Neuen  Testaments 
von  278  Blättern  in  Groi>t'olio  erforderte  im  Jahre  1330  sechs  Monate.  Eine  Bibel, 
die  man  im  Juhrc  1^20  begann,  la^  erst  nach  fünfviertel  Jahren  vollständig  vor. 

Mit  der  Abschrift  des  Manuskripts  war  die  Arbeit  noch  nicht  beendet;  es 
folgte  die  Korrektur.  Schon  Karl  der  Große  hatte  auf  die  Wichtigkeit  einer 
guten  Korrektur  der  Handschriften  hingewiesen  und  sie  zum  Gegenstande 
seiner  Gesetzgebung  gemacht.  In  den  Statuten  der  Karthäuser  tindet  das 
Korrigieren  der  Manuskripte  ausdrQckh'ch  Erwilhnung  mit  dem  Bemerken, 
dafi  den  damit  beschäftigten  BrUdern  gegenseitige  Aussprache  erlaubt  sein 
Sülle,  nicht  aber  die  Untcrluiltunn  mit  anderen,  außer  in  Gegenwart  und  auf 
Befehl  de-  Priors.  Die  Dominikaner  wurden  durch  das  Generalkapitel  von 
1237  shcii-;  vcipiiichtet,  liturgische  BOcher  nicht  zu  vervielfältigen,  bevor  sie 
nach  den  pariser  Exemplaren  korrigiert  worden  wären.  Das  Verbessern  der 
Handschriften  war  indes  nicht  blol.'^  bei  kirchlichen  Büchern  selbstverständlich. 

Mit  der  Richtigkeit  des  Textes  der  Handschriften  fand  man  sich  indessen 
noch  nicht  zufriedengestellt.  Es  war  Üblich,  vor  altem  Bücher  religiösen 
Inhalts  auf  die  mannigfaltigste  Weise  zu  zieren  und  durch  reichen  Bilder- 
schmuck sowie  durch  prachtvolle  Kiiibifnde  aus  Elfenbein,  Edelsteinen,  Silber 
und  Gold  zu  Kunstwerken  ersten  Hanges  zu  erheben.  Daher  nicht  selten  der 
enorme  Preis  uiittelulterlicher  Codices. 

Zur  Verhütung  oder  leichteren  Entdeckung  von  Urkundenfttlschangen,  die 
auch  im  Mittelalter  nicht  selten  vorgekommen  sind,  waren  besondere  Maß- 
regeln gebräuchlich.  Bei  doppelt  aus/ufcrti-^enilen  Verträgen  erkannte  man 
ein  Mittel  zur  Vermeidung  von  Unredlichkeiten  darin,  daß  man  beide  Ur- 
kunden auf  ein  einziges  Blatt  schrieb  und  in  den  leeren  Zwischenraum ,  der 
sie  trennte,  ein  Alphabet,  ein  Kruzifix  oder  irgend  welche  Worte,  häufig  das 
Wort  nCliirographum«  setzte.  DaiKich  wurde  das  Blatt  in  gerader  Linie  so 
zerschnitten,  daß  auf  der  ersten  Urkunde  der  obere,  aut  der  zweiten  der 
untere  Teil  jener  Worte  oder  Zeichen  zu  stehen  kam.  Anstatt  dieser  Vorsichts- 
maßregel trenrUe  man  seit  dem  Jahre  1  io('>  die  beiden  Stücke  mit  dem  ftUS- 
gezahnfen  Schnitt  und  nannte  sie  nKerb-«  oder  nSpaltzetteU. 

Der  Erwerb  und  die  Beschallung  von  Büchern  konnte  auf  vielerlei  Weise 
stattfinden.  Sehr  häutig  waren  Schenkungen  unter  Lebenden  und  Vermächt- 
nisse von  Handschriften.  Die  gewöhnlichste  Art  war  das  Abschreiben,  wofür 
man  die  Vorlage  hautig  von  einem  andcreti  Kloster  entlieh.  Der  Abt  Gottfried  I. 
von  Adnjont  {1138  bis  ii'i^,)  wünschte  einen  Flavius  Josephus  zu  besitzen 
und  wandte  sich  deshalb  an  einen  Münch  in  Tegernsee  mit  der  Bitte,  er 
mOge  ihm  das  lang  ersehnte  Buch  entweder  abschreiben  oder  zum  Abschreiben 
schicken.  Abt  Gottfried  spricht  von  der  Berühmtheit  der  tegernscer  Kloster- 
bibliothek. Es  war  dies  keine  Schmeichelei,  denn  ihr  Huf  ist  auch  sonst 
bezeugt.  Noch  sind  mehrere  Briefe  erhalten,  in  denen  das  Stift  um  Ausleihen 
von  Büchern  verschiedenster  Art  angegangen  wird.  Diese  Korrespondenzen 
t'allcn  in  die  Mitte  und  in  die  zweite  Hälfte  des  1 2.  Jahrhunderts.  Dafi  ähn- 
liche Interessen  in  Tei^ernsee  schon  früher  i^'jpllegt  wurden,  ergeben  die 
Briefe  des  Mönclies  und  Priesters  Froumund  von  l  egernsee  (7  um  1008),  der 
seine  Freunde  um  den  Statius,  Juvenal,  Persius  und  Horaz  ersuchte.  Abt 
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Wibald  von  Korvei,  der  vimiliclic  Werke  Ciccros  in  einem  Bande  /u  vcr- 
eini^en  wünschte,  cr<>uclttc  HeiiKild  von  Daf.>el,  diiinals  Dompiop«!  von  MilJe> 
heim,  :>pütcr  Erzhi&chul  von  Cöln,  um  Ciceios  Heden  und  Brielc,  weil  er 
davon  «inc  Al»chrift  nehmen  wollte.  In  der  Antwort  erklärte  Reinald,  der 
seine  Studien  in  Poris  gemacht  und  dort  Gelegenheit  gehabt  hatte,  sich  mit 
Büchern  zu  versehen,  diese  iri  l'aris  gekauften  Bücher  schicken  zu  wollen. 
Vieilacli  wurden  Uberhaupt  von  Studenten  grolle  BUcherschütze  aus  dieser 
berühmten  Universitätsstadt  mitgebracht. 

Es  war  jedoch  den  Studenten  niclit  oline  weiteres  gestattet,  die  Hand- 
bchrittcn,  weiii;^stens  die  Lehrbücher,  welche  Nie.  sei  es  in  P.iiIn,  M'i  cn  in 
Liniveisitütiistüdten  haliens,  erworben  hatten,  mit  .>iclt  iortzunchaien.  Nach 
den  Univcrsiiatssiatuten  bedurften  sie  dazu  einer  besonderen  Erlaubnis,  ohne 
welche  die  Handschriften  zu  neuem  Verkauf  und  für  den  Gebrauch  anderer 
Schnler  zurückgelassen  weiden  niulJlen.  Doch  ma^  die-.'  Vorvchrifl  oft  genug 
unigangen  worden  sein.  Da  durch  diese  bescIirJinkenden  Malkegeln  der 
Bucherhandel  erheblich  cr>chwert  wurde,  so  entfaltete  sich  dieser  in  Italien 
weniger  in  den  Universttäts.städten  als  dort,  wo  es  keine  Hochschulen  gab, 
besonder-i  in  Mailand.  Venedig  und  Flurenz.  .\irf  deutschem  Boden  entstand 
ein  eigentlicher  Buchhandel  erst  bedeutend  .spüter  als  in  Italien  und  l'rarikreich, 
wiewohl  Buchererwerb  durch  Kauf  während  des  1 3.  Jahrhunderts  auch  in 
Deutschland  sehr  hlfufig  war. 

Für  BUcherkaufe  bot  sich  mitunter  Gelegenheit  an  Orlen,  wo  ein  Nicht- 
eiiiuewoihler  sie  kaum  g^sucli!  hätte.  Z.  B.  schreibt  der  Möncli  Wfilfgnng  in 
dei  zweiten  Miillle  des  1 3.  Jahrhunderts  an  einen  Kanonikus  in  Regensburg: 
»Manche  Studenten  bringen  es  wohl  zu  einem  hoffnungsvollen  Anfang,  aber 
dann  werden  sie  feucht  vom  regensburger  Wein  und  lassen  das,  was  sie 
gelernt  haben,  in  Wirtshiiusern  und  Schenklokalen  wie  in  einem  Meere  der 
Vergesseiiheit  untergehen;  .so  kommt  es  bi.sweilen,  daü  man  bei  Juden  und  in 
Kneipen  die  Dekretalen  kaufen  kann.«  Da  ein  Student  ohne  Bttcher  ttbel 
bestellt  war,  so  verfügte  das  Wiener  Stadtrecht  Herzog  .Mbrechts  I.  betreffs 
der  IMarrschule  zu  St.  Stephan  im  Jahre  120*1:  .Min  SchtUer.  der  im  Wirts- 
haus spielt,  soll  nicht  mehr  verlieren,  als  er  gerade  l'lennige  bei  sich  hat. 
Sein  Gewand,  sein  Buch  oder  ein  anderes  Pfand  soll  ihm  niemand  nehmen, 
so  oft  er  auch  verspielen  mag.« 

Die  Bücherprelse  waren  oft  imtiljuiblich  hc^ch,  wie  schon  aus  der  Tatsache 
sich  ergibt,  dub  sie  oft  mit  Grund  und  Boden  bezahlt  wurden.  Ein  klarer 
Einblick  in  den  Wert  der  mittelalterlichen  Codices  ist  indes  nur  dann  ttiöglich. 
Wenn  einerseits  das  Manuskript  nach  Schreibstoff.  Schrift,  l'mt'ang,  Verzierung 
diuch  Bildwerk  und  l^inb.uid  genau  bekannt  ist.  aruiersuits  die  mitgeteilte 
Summe  sich  nach  dem  heutigen  Geldwerte  iiinlüiiglich  bestimmen  lüL^t.  In 
den  meisten  Fallen  sind  eine  oder  mehrere  dieser  Bedingungen  nicht  erfüllt. 
Im  all;^eiueinen  dürfte  zutreffend  sein,  dal»  sich  die  Kosten  eines  gewöhn - 
licli'.'n  |- ()li,iiil>ri  auf  etwa  .joo  Mark  heuliL;er  Reichswiihrung  beliefen.  In 
AiiiHiraclit  des  iK>iien  Wertes  der  Bücher  ist  es  erklärlich,  dai.^  sie  zur  Zeit 
der  Not  eine  wichtige  Rolle  spielten  und  daß  sie  geradezu  die  Stelle  baren 

Ge'.':i's  \  .•lit  .ilcfi. 

SJmn  Jei  [i.  l>o:iedik?  erwiiliiit  jivi  Kapital  .pS  seiner  Regel  die  Kloster- 
bil^iioihek  in  einem  /usammenhange,  der  jeden  Zweitel  darüber  ausschHcl.vt, 
daii  nach  seiner  Absicht  jedes  Ordenshaus  seine  Bibliothek  haben  sollte.  Das 
war  so  selbstverständlich,  daU  es  zum  Sprüchwort  wurde:  »Ein  Kloster  ohne 
Kl' itl  M'k  i-t  wie  riiie  l"cv((irii:  .•hne  R  iMkammer.  u  H.'dilig  werden  die  Bücher 
als  cm  bciiaiz  be/eicluKt  und  unter  den  sonstigen  Kostbarkeiten  der  Gc.iit.-s.- 
huii^cr  Aufgezahlt.    Dementsprechend  wurde  auch  auf  die  Aufbewahrung  dcr 
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Bücher  Jie  grölUe  äorgtult  verwandt;  bei  Kricgvgätahren  wurJen  sie  wohl  mit 
den  übrigen  Schätzen  in  festen  Platzen  geborgen. 

Jedes  Kloster,  jedes  Doinstift  brauchte  in  erster  Linie  geistliche  BUcher. 

Daher  cnthahcn  die  Verzeichnisse.  Jie  zu  den  Anfitn^tn  riner  religiösen 
Genos!<etischalt  htnauireichcn .,  vor  allem  Büciier  huirgischen  und  aszetischen 
Inhalts.  Doch  .^ind  selbst  in  den  aUesten  Katalogen  mancher  Kloster,  z.  B. 
Altzells  aus  dem  12.  Jahrhundert,  schon  profane  Autoren  angeführt.  Hatten 
die  Mönche  einmal  die  ersten  Schu  if  rigkciteri,  die  ihnen  das  materielle  Leben 
in  einer  tiefend  bL'ieilL-f e.  wo  sie  zunächst  mit  der  Natur  einen  harten  Kampf 
lühren  muL>ien,  überwunden,  so  traten  bald  höhere  literaiische  hiiercsicn  und 
die  Au^aben  des  Unterrichts  in  den  Vordergrund ;  der  BUcher&chatz  mehrte 
sich  zusehends.  Die  sieben  freien  Künste  erhielten  ihre  Vertretung  in  den 
Grammalikern,  in  den  kla^sisclu  11  AiUoren  und  Spjtlateinern ,  in  den  Unter- 
weisungen Uber  Prosodie  und  Metrik,  in  den  Brietsammlungen  und  Furmel- 
bOchern,  in  den  mathematischen,  musikalischen  und  astronomischen  Schriften. 
Unter  den  Riciii^büchern  fehlte  wohl  in  keiner  Kiosterbibliothek  der  Sachsen- 
jipiegel.  Ausneiimender  Beliebtheit  erfreuten  sich  Geschicfitswerke.  unter  dicken 
besonders  die  Lebensbeschreibungen  der  Heiligen.  Auch  an  deutschen  Hand- 
schriften der  schönen  Literatur,  an  militärischen,  medtzimschm  und  natur- 
geschichtlichen  Büchern  mangelte  es  nicht.  In  der  Philosophie  galt  wahrend 
dc^  hohen  Mittelalters  Ari'>toteles  als  k!as-.ischer  Leitstern.  Den  Theologen 
licterten  die  mittelalterlichen  Bibliotheken  reichen  Stoff  in  den  Werken  der 
Kirchenvater,  in  den  homiletischen,  kanonistischcn  und  komputistischen  Schriften 
und  in  den  BOchem  Ober  Moral,  Pastoral  und  Dogroatik.  Kein  Buch  ist  aber 
heutiger  abgeschrieben  worden,  für  keins  hat  man  eine  liebevollere  Sorgfalt, 
feineren  Kunstsinn  und  größeren  Luxus  aufgewendet,  keins  ist  mehr  studiert 
worden  als  das  Buch  der  Bücher,  die  Heilige  Schritt.  Sie  hicli  vielfach, 
vermutlich  wegen  der  grofien  Zahl  der  BOcher,  aus  denen  sie  besteht« 
nBibliofhck«,  eine  Benennung,  die  in  spateren  Zeiten  zu  argen  Verwechslungen 
und  Mil>verst;indni^sen  geführt  hat. 

Auch  in  den  Händen  von  Privatpersonen  befanden  sich  größere  BUclicreien 
Der  gelehrte  Schulmeister  Hugo  von  Trimberg,  ein  Laie,  besaß  eine  Bibliothek 
von  200  Handschriften,  darunter  viele  von  heidnischen  und  christlichen  Autoren. 
Als  ältester  Bücherfreund  in  der  Mark  Brandenburg  ist  Magister  Elias  von 
Zie.<iar  1237  ermitleit.  Auch  in  Basel,  Stral.sburg  und  Passau  sind  im  12.  und 
13.  Jahrhundert  Privatbibliotheken  nachgewiesen.  Zusammenfassend  bemerkt 
im  Jahre  1295,  der  Autor  einer  Naturgeschichte,  ein  eifriger  Handschriften- 
snmmler.  da!^  Fi ankreich  und  Deutschland  an  Bttcherrelchtum  allen  übrigen 
Ländern  voraus  seien. 

Der  Vorstand  und  Verwalter  einer  Bücherei,  Liberei  (von  libraria)  oder 
Almerei  (von  almarium  oder  armarium  Bücherschrank)  hieß  Armarius.  Sein 
Ptlichtenkreis  war  sehr  ausgedehnt.  Nach  den  f  Älteren  Gebrauchen  von 
ClunvH.  einer  L'rkuntie,  die  wiihrcnd  des  Mittela'ieis  für  vüe  l'enediktiner  in 
Deutschland  im  allgemeinen  als  Norm  diente,  wai  der  ßil^ii<Hhekar  zugleicii 
Kantor.  Auch  bei  den  Cisterziensem  waren  die  beiden  Ämter  in  einer  Person 
vereinigt.  Als  Kantor  hatte  der  Bibliothekar  die  gottesdienstliclie  OrJnung  zu 
bestimnten  und  den  Gesang  zu  leiten;  er  entschied,  wer  in  der  Kirche  und 
im  Speisesaal  zu  lesen  halte.  Für  den  Gesangunterricht  der  Kinder  war  ihm 
ein  Gehilfe  beigegeben.  Der  Bibliothekar  nahm  die  Todesanzeigen  entgegen, 
die  aus  fremden  Klöstern  eintrafen,  und  veranlaßte,  daß  die  Totenliste  des 
eigenen  KIt»sters  den  Briulem  in  der  Frcnnle  mitgeteilt  wurde.  Der  Mönch, 
der  die  iotenhste  in  Hollentt<rm  überbrachte,  hieli  Kotularius.  In  anderen 
Klöstern  war  das  Amt  des  Bibliothekars  mit  dem  des  Kustos  vereinigt,  dem 
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die  Soi^  für  die  Kirchenschätze  übertragen  war,  wozu  auch  Jic  Bücher 
gehörten.  Diese  Einrichlung  fand  sich  in  St.  Gallen,  in  St,  Florian  und 
Vorau  in  Steiermark,  an  der  bischöflichen  Kirche  in  Samland. 

In  .seiner  besonderen  Eigenschaft  als  Bibliothekar  verteilte  der  Armarius  zu 
bestimmten  Zeiten  die  Bücher,  welche  die  Hausgenossen  zu  lesen  hatten, 
führte  die  Aufsicht  über  das  Schreib/immer,  traf  in  der  Rei-cl  die  An<;\vahl 
der  abzuschrfibeiiden  (>)dices  und  lieferte  den  Kopisten  die  für  ihren  Dienst 
nötigen  üeraie,  welche  der  Kiuniiierer  oder  Ökonom  (cellerarius)  zu  beschaffen 
hatte.  Ähnliche  Rechte  und  Pflichten  hatte  die  Armaria  in  den  FrauenklOstem. 

Wichtig  war  die  Frage,  wo  die  Bücher  untergebracht  werden  sollten. 
Denn  es  g;ilt,  sie  möglichst  zu  schützen  gegen  l-eiier  und  andere  verderbliche 
Einflüsse.  Oft  war  die  Sakristei  zugleich  Bibliothek  und  barg  samt  den 
übrigen  Wertsachen  der  Kirche  auch  die  Bücher.  Anderwürts  verblieben 
nur  die  für  den  Gottesdienst  nötigen  Bücher  in  der  Sakristei  und  die  Haus- 
bibliüthek  war  getrennt,  doch  gewöhnlich  in  nächster  Nahe  der  Kirche 
untergebracht.  In  St.  Gallen  lag  die  Bibliothek  über  dcai  Schreibzimmer  im 
nördlichen  Aushau  des  Kirchenchors.  Bei  Kriegsgefahren  wurden  die  Bücher, 
wie  bereits  erwähnt,  mit  den  übrigen  Scli;iizeii  an  festen  Orten  geborgen. 

Dem  Besucher  gewahrte  eine  miiiclalterliche  Bibliothek  ein  von  den 
Büchereien  spaterer  Zeit  sehr  verschiedenes  Bild.  Die  Manuskripte  wurden 
ursprünglich  nicht  aufgestellt,  sondern  ruhten  auf  hohen  Banken,  auf  Putten 
oder  in  Schränken,  die  in  I  .uher  abgeteilt  waren. 

Zum  leichteren  Auttinden  der  einzelnen  Biinde  und  zur  Bestimmung  ihrer 
Zahl  dienten  die  Bibliothekskataloge.  Die  Anregung  dazu  scheint  Ludwig 
der  Fromme  gegeben  zu  haben.  Seil  dem  13,  Jahrhundert  enthalten  die 
K  it.tiogc  neben  dem  Titel  der  Werke  auch  Signaturen,  die  der  Bezeichnung 
dei  Bücher  entsprechen.  Der  Katalog  der  l.übcLkc?  Donischule  vom  .hihre  1207 
unterscheidet  die  Bünde  durch  grolle  lateinisciie  Buchstaben,  aut^erdcm  nach 
ein<»n  aus  Frankreich  stammenden,  weit  verbreiteten  Brauche  durch  das  erste 
Wort  des  zweiten  Blattes  und  das  erste  Wort  des  vorletzten  Blattes  der  be- 
treffenden Handschritt.  So  war  der  Band  genau  gekennzeichnet.  Man  wählte 
das  zweite  und  das  vorletzte  Blatt,  weil  das  erste  und  letzte  durch  die  Be- 
nutzung leicht  schadhaft  wurde,  so  dafi  das  Lesen  eines  als  Erkennungszeichen 
dienenden  Wortes  erschwert  oder  unmöglich  werden  konnte.  In  dem  Bücher- 
verzeichnis>e  de-»  Cliorherrn  Werner  von  Woleshofen  zu  Beromünster  findet 
sich  bei  jedem  Buche  auch  der  Preis  vermerkt.  Aui  dem  ersten  Blatt  eines 
Codex  pHegte  man  dessen  Inhalt  kurz  su  vermerken  oder  einen  Pergament- 
streifen mit  dieser  Inhaltsangabe  aufeukleben.  Mehrfach  ist  auch  der  Eigen« 
tUmer  des  Hi:ches  angegeben. 

Es  ist  eine  merkwürdige  Erscheinung,  dali  sich  nicht  bloli  Urkunden  von 
bedeutendem  Werte,  sondern  auch  Bücherverzeichnisse  in  besonders  kostbaren 
Handschriften  erhalten  haben,  worin  man  sie  am  allerwenigsten  vermutet. 
Diese  Eintragungen  in  .Meßbücher.  Sakramentarien  und  dergl.  waren  manchmal 
Liebhaberei :  in  anderen  Füllen  sollten  sie  an  so  bevorzugter  Stelle,  sei  es  als 
ohizieller  Originalkatalog,  sei  es  als  Abschrift  de.s.selbcn,  den  Besitz  des  Hand- 
schriftenschatzes mit  größerer  Sicherheit  verbürgen.  In  England  war  diese 
MctlMcgel  vogar  durch  die  ki:cti!iche  Gesetzgebung  anbefolilen  worden. 

Zur  Heslrcitiing   <lcr   laufenden  Ausgaben  waren   den  Bibliotheken  heutig 

regehuubige  Gelder  angewiesen,  namentlich  Ertrügnisse  von  Grundstücken. 

Ebenso  erwünscht  wie  die  finanzielle  Unterstützung  der  Bibliothek  war  die 

treue  Hut  der  einmal  erworbenen  Codices.    Der  hohe  Prci--  der  Handschriften 

reizte  gewissenlose  P.üchci  frL  tinde  auch   im  .Mittelalter   zu  Diebstahl   und  bei 

Manuskiipten,  die  nut  kunstvollen  Miniaturen  geschmückt  waren,  zur  Eni- 
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Wendung  von  Bildern.  Dulier  Jie  griniuiigen  Fluchtoi mein,  welche  Jie 
Schreiber  oft  dem  tnOhevollen  Werke  ihrer  Hsnde  beigefügt  haben;  daher 
die  Vci  wiinschungen,  die  sich  hic  und  da  selbst  in  Katalogen  finden.  Ein 
besonders  krüfliger  Spruch  dieser  Art  lautet: 

Wer  das  puech  stel. 
Desselben  chel  (Seele) 
Muzze  sich  ertoben 
Hoch  an  eim  innigen  oben. 

Zur  Verhinderung  oder  doch  zur  Erschwerung  des  Diebstahls  wurden  die 
Bücher,  namentlich  die  werUollsten,  mit  Ketten  versehen.  An  dem  oberen 
oder  unteren  Rande  des  Einbandes  brachte  man  eine  Kette  an,  die  mittels 
eines  Ringes  nn  einer  eisernen  Stange  lief,  die  sich  oberhalb  oder  unterhalb 
des  Pultes  betand ,  worauf  der  (^oJex  lai;.  So  konnte  das  I^nch  am  Pulte 
benutzt  werden  und  war  gegen  diebische  Hände  cinigerniaben  gesichert. 
Ursprünglich  scheint  dies  Schutzmittel  nicht  in  Bibliotheken,  sondern  in 
Kirchen  für  Bücher  Anwendung  gründen  zu  haben,  die  zum  allgemeinen 
Gebrauch  bestimmt  waren. 

Eine  andere  Gefahr  drohte  den  Bibliotheken  durch  das  Ausleihen.  Infolge 
trauriger  Erfahrungen,  die  man  damit  gemacht  hatte,  fand  man  es  in  einzelnen 
Klöstern  angezeigt,  sich  durch  einen  förmlichen  Kid  zu  verpflichten,  keine 
Handschriften  mehr  an  Auswärtige  abzugeben.  Doch  haben  die  Synoden  von 
Paris  1212  und  von  Kouen  1214  derartige  Eide  strengstens  untersagt  und  die 
UnterstOtzung  Dürftiger  durch  Bücher  als  gutes  Werk  empfohlen.  TatsQf:hlich 
sind  die  M)it;el.i!tc!lirhcii  Büchereien  geistlicher  H.'iuser  in  dem  Sinne  dffentlich 
gewesen,  daß  sie  nicht  leicht  einem  fremden  Besucher  verschlossen  wurden. 
Das  hterarische  Interesse  der  Gelehrten  hatte  zu  einer  gegenseitigen  Mitteilung 
der  Kataloge  geführt.  Man  besaß  seit  dem  13.  Jahrhundert  Sannuiun^en  von 
Katalugen  verschiedener  Bibliotheken,  so  dafi  die  Verzeichnisse  der  einzelnen 
Heuser  sich  einer  i.^cwi'^sc-n  Publizität  erfreuten. 

Um  einer  Benaclitcih'gung  der  Bil->liotheken  .iurcli  Ausleihen  vf -rzubeniien, 
schrieb  man  dort,  wo  Ordnung  herrschte,  die  Stücke  auf,  welche  an  I-remdc 
verabfolgt  wurden.  Au$1eihe$cheine  gab  es  schon  früh,  der  älteste  stammt 
aus  der  Dombibltothek  in  Cöln  und  gehört  dem  9.  Jahrhundert  an. 

Als  Bürgschaft  für  die  HUcki^abe  der  Bücher  wurden  Pfänder  hinter- 
legt. Der  bekannte  Kalligraph  Marian,  öchottcnmönch  in  Kegensburg,  fügte 
einer  von  ihm  selbst  geschriebenen  Handschrift  die  Worte  bei:  »Dieses  Buch 
soll  zum  Abschreiben  niemals  aus  dem  Kloster  gegeben  werden,  außer  wenn 
ein  entsprechendes  Pfand  Jafür  hinterlegt  wird.-f  Andere  Nachrichten  beweisen, 
daß  die  Hinterlegung  von  I^fündem  ganz  gewöhnlich  war. 

Wie  den  Büchern,  so  wandte  man  auch  den  Archtvalfen,  besonders  den 
Urkunden,  aus  denen  sich  die  mannigfachsten  Besitztitel  herleiteten,  grolle 
Sorgfalt  zu.  Häufig  war  das  Archiv  mit  der  Bibliothek  vereinigt  und  befand 
sich  in  der  Sakristei.  Daher  führten  Bibliothek  und  Archiv  im  Mittelalter  die 
gleiclWi  Bezeichnungen  Armarium,  Sacrarium,  Sanctuarium.  Schien  die 
Sakristei  nicht  sicher  genug,  so  wählte  man  flir  die  Archivalien  eine  fest 
gebaute  Kammer  des  Kirchturms.  In  den  Archiven  geistlicher  Genossen- 
schaften wurden  aber  nicht  bloß  die  Urkuntien  und  Akten  des  betreffenden 
Hauses,  sondern  oft  auch  die  Diplome  von  Fiittergeschlechtern  und  von 
Städten  niedergelegt,  damit  sie  desto  wirksamer  gesichert  wären. 

Das  im  vorstehenden  kurz  geschilderte  Schrift-  und  Bücherwesen  war  eine 
der  Haupt^^undlagen,  auf  denen  sich  die  deutsche  Wissenschaft  des  Mittelalters, 
insbesondere  des  13.  Jahrhunderts,  entfaltet  hat. 
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Saison-AbutHiemcnts  aul  Fernsprechanschlüssc  in  Frankreich 
(vgl.  Archiv  von  1902,  S.  376  fT.].  Die  Bedingungen  über  die  Benutzung  der- 
jenigen FernsprechanschlUs;,c,  die  nur  für  einen  Teil  des  Jahres  den  Teil- 
nelimcrn  ühcrLT-^en  werden,  sind  durch  eine  Verordnung  des  Präsidenten  der 
Republik  vom  10.  Juli  d.  Js.  und  die  dazu  von  dem  Minister  des  Handels,  der 
Industrie,  der  Posten  und  Telegraphen  erlassenen  AusfÜhningsbestimmungen 
vom  \  \.  Juli  in  mehreren  wcsenth'chen  Punkten  abgeändert  worden.  Die 
künitig  gcltenvltn  Ik-stirnmtingcn  sind  lol^ciidc. 

In  den  Fernsprechnetzen,  in  denen  ausschließlich  Abonnements  gegen 
Bauschgebuhr  zugelassen  nnd,  kflnnen  sogenannt«  Saison -Abonnements  auf 
Hauptanschlüsse  und  Nebenanschlüsse  mit  kürzerer  Oberlassungsdauer  als  1  Jahr 

gewahrt  werden. 

Die  Mindestdauer  eines  Saison-Abonnements  beträgt  für  jede  zwölfmonatige 
Periode  des  Bestehens  des  Anschlusses  —  die  erste  von  dem  auf  den  Tag 
der  Inbetriebnahme  folgenden  i.oder  16.  des  Monats  ab  gerechnet  —  1  Monat 

oder  3  Monate.  Darüber  hinruis,  und  7 war  entweder  iinniittelbnr  daran  an- 
scliliei^end  oder  nach  Ablauf  einer  oder  mehrerer  der  ein-  oder  dreimonatigen 
Benutzungszeiten,  kann  der  Teilnehmer  das  Abonnement  fortsetzen.  Will  der 
Teilnehmer  den  Anschluß  hiemach  weiter  benutzen  oder  für  eine  Periode  von 
I  Mf)nat  oder  i  Vierteljahr  wieder  erhalten,  so  hat  er  mindestens  14  Tage 
vorher  die   1  eiegraplienverwnltung  zu  benachrichtigen. 

Die  Gebuhren  fUr  die  Überlassung  eines  Saison -.Anschlusses  setzen  sich 
zusammen 

I.  au^  einer  testen  Grundgebühr  zur  Deckung  der  jährlichen  Ausgaben 
für  die  Instandhaltung  der  Sprechleitung  und  der  technischen  Ein- 
richtung der  Sprechslelle, 
3.  aus  einer  besonderen  AbonnementsgebOhr,  die  sich  nach  der  Ober- 
lassungsdauer des  Anschlusses  richtet. 
Die  Grundgebühr  betragt 

in  Paris  ioo  Frcs.  für  den  Hauptanschlufl,  12  Frcs.  50  Cts.  tür  den 
Nebenanschluß, 

in  Lyon  75  Frcs.  für  den  Hauptanschluß,  10  Frcs.  für  den  Nebenanschluß, 
in  den  Übrigen  Netzen  50  Frcs.  fUr  den  Hauptanschluß,  10  Frcs.  fQr 

den  Nebenanschluß. 

Die  besondere  AbonnementsgebUhr  betragt 

a)  für  die  dreimonatige  tjberln>>ungNd:iuer 

in  Huris  100  Frcs.  lUr  den  Hauptanschluli,  12  Frcs.  30  Cts.  lür  den 
Nebenanschluß, 

in  Lyon  7  5  Frcs.  für  den  Hauptanschluß,  10  Frcs.  für  den  Nebenanschluß, 
in  den  übrigen  Netzen  50  Frcs.  fUr  den  Hauptanschluß,  10  Frcs.  far 

den  Nebenanschluß; 

bl  tür  die  einnifMKitige  ÜberI;is^iinL;sdaucr 
in  Paris  40  Fro>.  lür  den  Hauplanschluß,  3  l  ies,  tür  den  Nebenanschluß 
in  Lyon  30  Frcs.  für  den  Hauptanschluß,  4  Frcs.  tür  den  Nebenanschluß 
in  den  übrigen  Netzen  20  Frcs.  für  den  Hauptanschluß,  4  Frcs.  für 
den  Nebenansehl ui>. 

S.iNuii   .AlMMiiienunts  kTumen  in  inewöhnliclie  Jahre*-   Alvinnements  gegen 
Bauschgebühr  oder  in  Abonncuients  aut  Fern>prechanschlUs>e,  die  Ifidigüch  '^''^^^^ 
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dem  Fern  verkehre  dienen,  umgewandelt  werden.  Kine  solche  Linuandlung 
bedingt  die  Abschließung  eines  neuen  Vertrags,  dessen  Gültigkeitsdauer 
mindestens  i3  Monate  —  von  dem  auf  den  Tag  der  Vertra^sclliiol^ung 

tollenden  i.  oder  ir".  !i-  Monats  ab  gerechnet  —  betragt.  Die  für  den 
Siison  AnsclilulJ  erhobene  Grundgebühr  kommt  von  der  neuen  Abonncments- 
gebühi  in  Abzug. 

Lnigekehrt  können  gewöhnliche  Jahres- Abonnements  (in  Netzen,  in  denen 
Anschlüsse  gegen  Grund-  und  Gesprächsgebühren  nicht  zugelassen  sind)  und 
Ab^^nnenlcnt'^  auf  Fcrn'-ptechanschlUsse,  die  lediglich  dem  Fernverkehre  dienen, 
in  Saisfjii  Abonnements  umgewandelt  werden.  Ein  aus  Anlaß  eines  derartigen 
Übergangs  abzuschließender  Vertrag  tritt  nach  Ablauf  des  laufenden  Viertel- 
jahrs in  Kraft  und  hat  eine  GQltigkeilsdauer  von  mindestens  i  Monat  Ader 
I  Vierteljahr. 

Die  Gnmdgebülir  tur  Saison  -  Abonnements  ist  innerhalb  14  Tage  vor 
Beginn  der  zwölfmonatigen  i^eriode  in  einer  Summe  zahlbar,  wührend  die 
besondere  Abonnementsgebühr  innerhalb  1 4  Tage  vor  Beginn  der  einmonatigen 
oder  dreimonatigen  Überlassungsdauer  zur  Erhebung  gelangt. 


Fine  Schule  für  T  e  1  e  p  h  on  i  n  gen  i  e  u  r  c.  Bei  der  Purdue  l'nivcrsiiat 
in  Indiania  (Vereinigte  Staaten;  ist,  wie  »The  Elcctrician«  berichtet,  eine  Schule 
für  Telephoningenieure  eingerichtet  worden.  An  dem  Unterricht  nehmen 
solche  lIüivLi Mtiitshörer  teil,  die  sich  bereits  2  Jahre  mit  allgemeiner  EUktiD- 
Ingenieui kutulc  beNch.'iftigt  haben.  Dieses  Studium  wird  in  der  Ingenieurschule 
tbrtgesetzt,  doch  tritt  an  die  Stelle  der  mechanischen  Disziplinen,  wie  1  hermo- 
dynamik,  Dampfmaschiiienkunde  usw.,  die  Lehre  von  den  Telephon-  und 
Mikrophonströnien.  Der  Hfirer  schreitet  von  den  einfachsten  zu  den 
verwickeltsten  Stromliiiifen  fori:  es  wird  ihm  Gelegenheit  gegeben,  die  ver- 
schiedenen Arten  von  Betriebsstörungen  und  die  Mittel  zu  ihrer  Auftindung 
und  Beseitigung  theoretisch  und  praktisch  kennen  zu  lernen.  IMe  Lehre  vom 
Schall  utui  ihre  Beziehung  zu  den  telephonischen  Vorgängen  erfilhrt  eine  sorg- 
faltige PHege;  in  einem  besonderen  akusii<clien  Laboratorium  finden  praktische 
Übungen  statt.  Nach  einem  .lahre  ist  der  Hörer  mit  den  Grundlagen  der 
Tclephonie  durchaus  vertraut.  In  einem  weiteren  Jahre  widmet  er  sich  dem 
Studium  des  Baues  und  der  Unterhaltung  der  Linien  und  Vermittelungs- 
anstalten,  des  Betriebs  und  der  Apparatkunde.  Die  .Ausführung  der  verschiedenen 
Messungen,  die  Anwendung  der  Kondensatoren  und  ( Jbertrntjcr,  das  I{ntwerfen 
und  die  Auslührung  von  Apparaten,  die  .\uistellung  von  Kostenanschlägen  usw. 
sind  bevorzugte  Gegenstände  der  Lehrtätigkeit,  an  der  außer  Professoren  der 
IJniversiUtt  auch  hervorragende  Fachmänner  aus  der  Telephonpraxis  teilnehmen. 
Filter  ihrer  Leitung  besuchen  die  Studierenden  Vermittelungsanstaltea  in 
benachbarten  ()itcn  und  .\pparatfabrikeii. 

Das  Telephonlaboratorium  der  Universität  ist,  dank  der  Freigebigkeit  der 
Fabriken,  reich  ausgestattet.  Unter  anderem  befindet  sich  dort  ein  300  Fufl 
langem  100  paariges  Fernsprechkabel,  an  dem  elektrische  Messungen  und  Ver- 
suche zur  iMngienzung  von  Fehlern  vorgenommen  werden,  ferner  ein  500  Fuß 
langes  20-paariges  Kabel  aus  einem  Kellogg- ümschaltesyslem  zur  Anstellung 
von  Weck-  und  Sprechversuchen.  Mehrere  Dynamomaschinen  liefern  VSTechsel- 
strom  und  intermittierenden  Strom,  wtfhrend  eine  große  Sammlerbatterie  Gleich- 
strom von  2  bis  I  to  N  ull  Spaniumg  hergibt.  Retrieb'>riihig  aufgestellte  Typen 
von  Viellacimmschaltern  ermöglichen  praktische  Vergleiche  zwischen  den  ver- 
schiedenen Systemen.    Die  neueste  Erwerbung  des  Laboratoriums  ist  die  von 
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der  Automatic  Electric  Co.  geschenkte  Einrichtung  eines  automatischen  Ver- 

mitlelungs;imls  für  looo  Teilnehmer.  Der  durch  eine  Sammlerbatterie  von 
50  Voit  betriebene  Mechanismus  wird  durch  die  vorgeschritteneren  Hörer 

studiert. 

Wegebau  in  Rußland.    Der  amilicJicn  »1  orgowo - Prom.  Gaseta«  und 
sonstigen  Äußerungen  der  russischen  Tagespresse  entnimmt  die  »Ztg.  d.  Ver. 
deutsch.  Eisenb.-Verw.c,  daß  auf  Anordnung  des  Ministers  der  Verkehrsanstaiten 
eine  Kommission  unter  dem  Vorsitze  des  Wirklichen  Geheimen  Rates  Ssalow, 
eines  Mannes  von  außergewöhnlicher  Tatkraft  und  sehr  iinüa>sendem  Wissen, 
gebildet  worden  ii>t,  die  Gcsetze.svorlogen  aufarbeiten  $ull,  um  der  Wegenot 
in  Rußland  abzuhelfen.    Hat  man  doch  zur  Kennzeichnung  der  in  dieser 
Beziehung  herrschenden  Mißst'inde  berechnet.  AmI  dort  auf  i o 000  pj'nwohner 
nur  2,7.-  km  kim^tliche  FahrNlrai.H-n  entfallen,  w^ihrcnd  sich  z.  B.  das  Verhältnis  * 
in  Frankreich  aul  i44,.=.o,  England  auf  öi,jo,  Österreich  auf  28,20,  Preußen 
auf  27,80,  Ungarn  auf  21,40  und  in  Belgien  auf  32,75  km  stellt.   Rußland  hat 
danach    25   bi^    30  mal    weniger    künstliclu    I'ahrstraßen   als   England  und 
Frankreich;  soi:;ir  das   durcli   seinen   Striibenmantjel   bekannte  [-ngarn  besitzt 
noch  8  mal   mein  btraßen  ais  Rußland  sein  eigen  nennt.    Wenn   n>an  die 
Ausdehnung  der  vorhandenen  Straßen  zum  FItfcheninhalte  des  Landes  in 
Vergleich  stellt,  so  ergibt  sich,  daß  Rußland  130  bis  200  mal  weniger  Straßen 
als  Frankreich,  b'ngland  und  Belgien  aufweist,  ^,0  bis  '»o  mal   weniger  aU 
Preußen  und  Österreich  und  25  mal  weniger  ais  Ungarn.    Dabei  ist  noch  der 
Zustand,  in  dem  die  russischen  Wege  sich  befinden,  ganz  außer  acht  gelassen. 
Unter  der  Unzulänglichkeit   der  Wege  leidet   besonders  die  Landwirtschaft, 
deren  .Vbsatz  schwer  i,'t- ch.ldi^t  wird;  sie  ist  gezwungen,  die  Zufuhr  im  Herbst 
und   Frühjahre,  wo  durch  die   vielen   Niederschlage  die  Wege  vollständig 
un lahrbar  sind,  zu  vermeiden;  die  weitere  Folge  ist  sodann  der  zeitweise 
starke  Andrang  von  Flachten  /u  den  Bahnen,  der  wiederum  zu  den  bekannten 
Stockungen  im  Eisenbahnverkehr   lührt.     Das   Endergebnis  aller  dieser  Ver- 
hältnisse ist  der  Verlust  vieler  Millionen  von  Rubeln  für  das  an  und  für  sich 
arme  russische  Volk. 

Nach  den  vorläufigen  .Abschätzungen  des  Finanzministeriums  würde  der 
erste  Bedarf  an  Lokalstraßen  auf  200000  Werst  (2 1 3  400  km)  sich  stellen,  viie 
einen  Kapitalaufwand  von  löoo  Millionen  Rubel  (345» Millionen  Mark)  erlordern. 
Zur  Durchführung  des  Programms  ist  eine  25  jährige  Frist  voi^esehen.  Der 
allfahrliche  Straßenbau  —  Eisenbahnen  (vielleicht  Kleinbahnen)  und  Chausseen 
< —  würde  also  Kooo  W^erst  umfnssen  und  1  000  000  Rubel  kosten.  Hierzu 
treten  noch  die  sehr  beträchtiiclien  Autwendungen  tUr  die  jährlich  wieder- 
kehrende Unterhaltung  der  Straßen  und  ftlr  Amortisation  des  Anlagekapitals. 
Man  plant,  die  Ausgaben  für  den  Wegebaii  aus  der  Staatskasse  zu  bestreiten 
und  nur  einen  Teil  aus  Ortlichen  Mitteln  aufzubringen. 
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